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Seinem  lieben  Oheim,  dem  Königlich  Preussi- 
schen  Präsidenten  der  Immediat- Justiz-Examinations- 
kommission,  vortragendem  Rath  im  Justizministerimn 

Herrn  Dr.  Heinrich  Friedberg. 


/ 


Wenn  ich  Deinen  Namen  meinem  Buche  vor- 
angesetzt habe,  mid  Dich  bitte,  die  Widmung  des- 
selben anzunehmen,  so  thue  ich  das  nicht  nur,  um 
auch  öflFentlich  em  Zeugniss  abzulegen  der  Treue 
und  Dankbarkeit,  zu  welcher  ich  Dir  so  vielfach 
verbunden  bin.  Ich  schulde  Dir  vielmehr  geradezu 
die  Anregung  zu  meinem  Werke.  Demem  prakti- 
schen staatsmännischen  Blicke  war  die  Lücke  unserer 
Wissenschaft  nicht  entgangen,  und  Du  veranlasstest 
mich  schon  in  einer  Zeit  zu  dem  Studium  der  ein- 
schlagenden staatskirchlichen  Verhältnisse,  wo  ihre 
Wichtigkeit  von  den  Meisten  kaimi  geahnt  wurde. 

Aus  dem  damaligen  Samenkorn  ist  dieses  Buch 
erwachsen.  Mögest  Du  es  Deines  Namens  nicht 
unwerth  erachten.  In  Deiner  Zufriedenheit  würde 
ich  die  Gewfthr  finden,  dass  meine  Arbeit  auch  dem 
Staate  praktischen  Nutzen  zu  bereiten  vermag. 


I 


Vorrede 


Unsere  Literatur  über  das  Verhältniss  von  Staat  and 
Kirche  leidet  an  dem  Fehler,  dass  sie  die  geschichtliche  Ent- 
wickelang nicht  genügend  za  ergründen  trachtet,  and  daram 
sich  bestandig  von  dem  Boden  des  Concreten  in  das  Gebiet 
blasser  und  anfrnchtbarer  Abstractionen  verliert. 

Der  praktische  Staatsmann,  welcher  aaf  den  Resultaten 
unserer  Wissenschaft  fassend  die  schwierigste  der  ihm  ob- 
Uegenden  Aufgaben ,  die  Begulirung  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche  unternehmen  will,  wird  sich  an  allen 
Orten  im  Stich  gelassen  fahlen.  Nur  Systeme  bietet  ihm 
die  Theorie,  und  eine  mehr  oder  weniger  doctrinäre  Be- 
gründung derselben.  Selbst  die  Lehren  der  Geschichte  hat 
sie  —  wenn  überhaupt  —  nicht  in  grossen,  kräftigen  und 
dentlichen  Zügen,  sondern  mit  einer  Detailmalerei  dargestellt, 
welche  jedes  Gesammteindruckes  verfehlt,  und  mehr  dem 
gelehrten  Selbstbewusstsein  als  den  Bedürfnissen  des  staats- 
kirchlichen Lebens  dient. 

Ich  habe  es  in  dem  vorliegenden  Werke  unternommen, 
diese  Lücke  auszufüllen,  soweit  das  die  Arbeit  eines  Ein- 
zelnen, der  ein  fast  brachliegendes  Feld  neu  bepflügeu  muss, 
nur  immer  vermag.  Ich  habe  versucht,  eine  Geschichte  des 
Verhältnisses   von  Staat   und  Kirche  zu  schreiben,    welche 


Vin  Vorrede. 

durch  alle  Zeiten  und  Länder  hindurch  quellenmässig  ^)  den 
wichtigen  Stoff  darstellen  soll. 

Aber  ich  habe  dabei  geglaubt,  den  praktischen  Zweck 
nie  ausser  Augen  lassen  zu  sollen,  und  deswegen  das  Haupt- 
gewicht auf  die  Mittel  gelegt,  mit  welchen  die  Gesetzgebung 
die  Verletzung  der  einmal  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
zogenen Gränzen  zu  verhindern  suchte,  und  die  trotz  ihrer 
Wichtigkeit  in  der  deutschen  Wissenschaft  bisher  kaum 
Beachtung  gefunden  haben. 

Ich  habe  mich  dabei  von  dem  Streben  nach  strenger 
Unparteilichkeit  leiten  lassen,  wie  ich  denn  nicht  blos 
dem  einseitigen  staatlichen,  sondern  auch  dem  kirchlichen 
Interesse  zu  dienen  gedachte.  Denn  es  frommt  der  Kirche, 
dass  sie  auf  ihr  eigenthümliches  Gebiet  gewiesen,  in  diesem 
mit  der  Selbstständigkeit  schalten  kann,  deren  sie  zu  der 
Erfüllung  ihrer  Aufgaben  bedarf;  und  es  ziemt  sich  nicht 
fiir  den  Staat,  das  kirchliche  Leben  da  nach  seinen  Ge- 
sichtspunkten meistern  zu  wollen,  wo  dieses  schon  durch 
seinen  innerlichen  Character  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
zurückweist. 

Der  Inhalt  des  ersten  Bandes,  den  ich  hiermit  ver- 
öffentliche, ist  zum  kleineren  Theile  bereits  in  meiner  und 
Dove's  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  abgedruckt  worden. 

Ich  glaubte  ihn  jetzt  dem  grösseren  Publikum  zugäng- 
licher machen  und  mit  dem  gesammten  Stoffe  organisch 
verbinden  zu  sollen. 

Er  stellt  die  Verhältnisse  Deutschlands  bis  z.  J.  1848.  dar. 

Der  zweite  Band,  welcher  unmittelbar  nachfolgen  wird, 
giebt  die  Fortsetzung  der  deutschen  Entwickelung  bis  auf 

')  Durch  die  Güte  mehrerer  deutschen  Regierungen  war  ich  in 
der  Lage,  für  die  DEirstellung  der  neueren  deutschen  Verhältnisse 
auch  ungedrucktes  Material  benutzen  zu  können.  Ebenso  verdanke 
ich  dem  Herrn  Director  Prof.  Dr.  Halm  den  Zugang  zu  den  reichen 
handschriftlichen  Schätzen  der  Münchener  Bibliothek. 
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den  heutigen  Tag,  und  dann  im  zweiten  Bache  die  histo- 
rische Darstellung  des  französischen,  spanischen,  portugie- 
sischen ,  belgischen ,  holländischen ,  italienischen  und  eng- 
lischen Rechts,  wie  ich  die  letztere  schon  vor  Jahren  in 
der  Zeitschrift  für  Eirchenrecht  versucht,  und  jetzt,  über 
das  Doppelte  vermehrt,  weiter  ausgeführt  habe. 

Daran  schliesst  sich  eia  Anhang  ungedruckter  Akten- 
stücke, die  sich  auf  die  staatskirchlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands beziehen,  und  mehrerer  gedruckter,  welche  die  Dar^ 
Stellung  des  spanischen  Rechtes  erläutern.  — 

In  einer  Zeit  aber,  in  welcher  das  Verhältniss  von  Staat 
und  Kirche  mit  so  ausgesprochener  Wichtigkeit  breit  in 
den  Vordergrund  tritt,  wollte  ich  mir  an  einer  lediglich 
geschichtlichen  Darstellung  nicht  genügen  lassen ;  ich  meinte 
vielmehr  in  meinen  historischen  Studien  und  den  SchrifteOf 
welche  ich  sonst  schon  demselben  Thema  gewidmet  habe, 
die  Legitimation  zu  finden,  da  meine  Stimme  zu  erheben, 
wo  die  Nicht-Legitimirten  am  Meisten  das  Wort  zu  nehmen 
pflegen.  Ich  glaubte  aus  meinem  geschichtlichen  Material 
selbst  die  praktischen  Consequenzen  ziehen  zu  dürfen,  um 
das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  so  zu  construiren, 
wie  ich  es  nach  den  historischen  Bedingungen  unseres  Vater- 
landes  far  möglich  und  geboten  erachte. 

Darum  beschäftigt  sich  das  dritte  Buch  dogmatisch  mit 
dem  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  in  steter  Berück- 
sichtigung der  Momente,  welche  mich  bei  der  ganzen  Arbeit 
geleitet  haben. 

Ein  ausführliches  Register,  welches  dem  zweiten  Bande 
beigegeben  wird,  soll  die  praktische  Brauchbarkeit  des  Buches 
erhöhen ,   welches  nun  seit   über  zehn  Jahren  ^)  der   stete 


')  Um  MissveratändniBBen  vorzubeugen,  bemerke  ich,  das«  die 
Einleitong  schon  vor  dem  vaticanischen  Concile  der  Jahre  1869/70« 
gedrockt  worden  ist. 
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Qegenstand   meines   Nachdenkens    and    meiner    hoffentlich 
mtäat  erfolglosen  Arbeit  gewesen  ist. 

Leipcig^  den  22.  Docember  1871. 

Emil  Friedberg. 
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I. 

Als  die  christliche  Kirche  in  freundliche  Beziehungen 
zum  Staate  trat,  hatte  sie  ilire  innere  Organisation  fast 
▼oUeodet 

Das  war  eben  der  Gewinn  gewesen,  den  die  langen 
Jahre  der  schweren  Verfolgung    mit  sich    gebracht  hatten. 

Nicht  nur  dass  das  Blut  der  Märtyrer  den  festen  Kitt 
bildete  für  das  neue  Kirchengebäude:  augh  die  Errichtung 
desselben  vollzog  sich  vor  den  Augen  des  Staates  unbe- 
merkt und  ohne  seinen  £influss. 

So  vermochte  der  vollendete,  geschichtlich  entwickelte 
kirchliche  Organismus  von  sich  dieselbe  Göttlichkeit  der 
Institution  zu  behaupten,  welche  der  christlichen  Lehre  bei- 
wohnte, als  ob  er  mit  alV  seinen  Bischöfen,  Clerikem, 
Diakonen,  seinen  Synoden  und  Verfassungseinrichtungen 
voll  und  fertig  eine  Einsetzung  von  Christus  selbst  sei. 

Die  kirchliche  Verfassung  war  jeder  staatlichen  Kritik 
entwachsen  *).  — 

Auch  das  Verhältniss  der  neuen  Kirche  zum  Staate 
wurde  während  der  Verfolgungszeit  der  ersteren  im  Keime 
bestimmt. 

Die  antiken  Religionen  waren'  sämmtlich  nationale  ge- 
wesen, und  hatten  die  engste  Verschmelzung  mit  der  Ver- 
körperung der  Nationalität,  dem  Staate  gesucht  und  erstrebt. 


*]  V^  im  Allgemeinen  die  Ausfllhrungen  von  Hundeshagen  in 
d.  Ztsehr.  f.  Kirchenrecht  1,  246.  f. 

1* 


4  Einleitang. 

Das  Christenthum  hatte  den  nationalen  Character  ab* 
gestreift,  und  sich  als  Weltreligion  offenbart.  Freilich  trat 
es  dem  Staate  mit  Gehorsam  entgegen  *),  aber  es  ver- 
schmähte die  innige  Verbindung  mit  ihm,  und  wollte  nicht 
innerhalb  seines  Bereiches  die  Gränzen  der  Wirksamkeit 
finden  *). 

Die  Zeit  der  Christenverfolgungen  hatte  den  Gehor- 
sam, welchen  die  Bekenner  der  neuen  Lehre  dem  Staate 
entgegentrugen ,  kaum  erschüttert ') ,  aber  sie  hatte  den 
Ausdruck  der  früheren,  gewissermaassen  unbewussten,  als 
natürlich  und  nothwendig  aufgefassten  Unterwürfigkeit  zu 
einem  Acte  der  bewussten  Resignation  gemacht,  zu  einem 
Erzeugniss  der  Ueberwindung,  mit  welcher  der  Christ  den 
Lehren  seiner  Kirche  gemäss  die  natürlichen  Gefühle  des 
Hasses  gegen  den  ihn  verfolgenden  Staat  bemeistert  hatte^). 

Die  Zeit  der  Verfolgungen  hatte  auch  den  jungen 
Christen  und  ihrer  kirchlichen  Institution  den  Character 
der  Superiorität  eingeimpft^  den  der  für  geistige,  ideale 
Ziele  Leidende  der  rohen  Verfolgung  stets  entgegenzu- 
setzen pflegt.       ^ 

Sahen  die  Christen  in  dem  Staate  nur  ein  Organ, 
welches  ihnen  beständig  den  Untergang  drohte,  die  Kirche 
und  damit  die  höchsten  Ziele  der  Menschheit  bekämpfte, 
so  musste  ihnen  derselbe  als  verkörperter  Antichrist  er* 
scheinen,  der  sich  gewaltsam,  den  nur  durch  die  Kirche 
flihrenden  Weg  zur  ewigen   Seligkeit  versperrte,    während 

>)  Justinus,  Apolog.  2.  in  Opera  (Paris.  1762.)  88.  ff.  und 
Apol.  1.  No.  11.  12.,  ebenda 8.  49.  Irenaeus,  Contra  Haereses 
IIb.  5.  c.  24.  (Lipsiae  1858)  1,  781.  ff.  etc.  Vgl.  Dupin,  De  potestate 
eccles«  et  temporali  (Mogunt  1788)  S.  38.  ff.  Bossuet,  Defensio  de- 
clarat.  convent.  den  gallic.  (Mogant.  1778.)  1,  183.  ff. 

')  Vgl.  Laurent,  Le  christianisme  (Bruxelles  1868)  176.  f. 

•)  Vgl.  Oregor  von  Nazianz,  Orat.  1.  in  Julian,  apostat.  No. 
96.  Opera  (Paris.  1778)  1,  129. 

*)  Vgl.  TertttUian,  Apolog.  c.  31:  »Qui  ergo  putaveris,  nihil 
noB  de  Salute  Caesaris  curare,  inspice  de!  voces,  litteras  nostras  .... 
scito  ex  illis,  praeceptum  esse  nobis  ad  redundantiam  benignitatis, 
etiam  pro  inimicis  deum  orare,  et  persecutoribus  nostris  bona  precarL 
Qui  magis  inimici  et  persecutores  Christianorum,  quam  de  qnorum 
majestate  convenimnr  in  crimen?  (d.  h.  des  Kaisers)  ed.  Leopold 
.   (Lipsiae  1839)  1,  103. 
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diese  den  Verfolgten  eben  so  sicher  war  wie  di^  Ifartem 
in  den  irdischen  Oerichten,  wie  die  höllischen  Strafen  den 
Verfolgern  *). 

Wurden  die  Christen  veranlasst,  alle  ihre  Interesseü 
in  die  Kirche  hineinzutragen  *),  und  nur  in  ihr,  dem  himm- 
lischen Gemeinwesen,  eine  Entschädigung  zu  finden  für 
die  Leiden,  welche  das  irdische,  der  Staat  nicht  müde  wurde 
ihnen  zu  schlagen,  so  musste  sich  nothweudig  die  Ansicht 
geltend  machen,  dass  so  wie  der  Christ  kr^t  der  ihm 
verheissenen  Seligkeit  dem  verdammenswerthen  Heiden 
überlegen  sei,  das  Jenseits  dem  Irdischen,  so  auch  die  jenes 
gewährende  Kirche,  dem  nur  an  diesem  reichen  Staate.  — 

Als  nun  der  Staat  endlich  mit  seiner  Tyrannei  Einhalt 
that,  und  den  gegen  die  Christen  bewährten  Verfolgungs- 
eifer  bald  gegen  das  Heidenthum  kehrte,  da  konnte  jene 
alte  üeberzeugung  nicht  entwurzelt  werden,  da  blieb  doch 
den  gläubigen  Christen  der  Staat  als  Inbegriff  der  Welt- 
lichkeit geltend,  und  alles  höhere  Interesse  in  der  Kirche 
▼ertreten  und  verkörpert. 

Diese  Ausdrücke  des  christlichen  Selbstgefühls  dem 
Staate  gegenüber  lassen  sich  ziemlich  früh  nachweisen. 

„Das  Gesetz  Christi,  ruft  der  heil.  Gregor  von 
Nazianz  den  Machthabem  der  Erde  zu'),  unterwii*ft  euch 
unserer  Macht  und  unserem  Gericht.  Denn  auch  wir 
herrschen,  und  unsere  Gewalt^  ist  erhabener  als  die  eurige. 
Oder  soll  der  Geist  der  Materie  weichen ,  die  himmlischen 
Angelegenheiten  den  irdischen? 


')  Siehe  auch  Döllinger,  Christentham  und  Kirche  z.  Z.  der 
Grondleg.  (RegeDsburg  1860)  415.  und  die  von  Laurent,  Le  Chris- 
tianisme  178.  f.  angefahrten  Stellen.  —  Vgl.  TertullianuB,  De  spec- 
tacnl.  0.28:  .  .  .  Vicibos  disposita  res  est.  Nunc  illi  (Heiden)  laetantur, 
nos  conflictamur  .  .  Lugeamas  ergo  dum  ethnici  gaudent,  ut  quum 
lagere  coeperint,  gaudeamua  .  .«  ed.  cit.  1,  27. 

*)  Vgl.  Tertullianus,  De  idolotria  ed.  cit.  1,  29.  flf.  und  die 
Bemerkungen  von  Böhringer,  Die  Kirche  Christi  und  ihre  Zeugen 
(Zürich  16G4)  I,  2,  126.  —  Vgl.  Ter  tu  11.,  Apologctic.  c.  38:  >At 
enim  nobis  ab  omni  gloriae  et  dignitatis  ardore  frigentibus  nulla  est 
necessitas  coetns,  nee  nlla  magis  res  aliena,  quam  publica,  ed.  cit.  1, 109. 

»)  Orat.  XVII.  No.  8.  Opera  ed.  cit.  1,  322.  f. 
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„Das  Priesterthum,  sagt  der  heil.  CfaryBostoinuB^),^! 
dem  Eaiierthum  überlegen,  bo  wie  der  Geist  dem  Körper. 
Der  EUtiser  regiert  den  letzteren,  der  Priester  den  ersteren. 
Damn  moss  der  König  sein  Haupt  unter  die  Hand  des 
PriMlen  beugen.  Wenn  er  eine  Gnade  vom  Himmel  er- 
fleht, 80  wendet  er  sich  an  den  Priester,  nicht  dieser  an 
ihn;  folgBoh  hat  dieser  mehr  als  jener  die  Herrschaft  inne.^ 

Schon  dem  Sohne  des  Constantin,  dem  arianischen 
Constai^ius  rief  der  heilige  Lucifer  das  herbe  Wort 
8U  '),  mit  welchem  Rechte  er  die  Katholiken  zwingen  wolle, 
dem  Willen  seines  Freundes  des  Teufels  zu  folgen.  „Hat 
er  vergessen,  dass  er  nicht  nur  keine  Macht  über  die 
Bischöfe  besitzt,  sondern  ihren  Entscheidungen  zu  ge- 
horchen hat,  dass  er  den  Tod  verdient,  wenn  er  die  Schlüsse 
der  Concilien  zu  vernichten  strebt,  wenn  er  seinen  Hoch- 
mutb  so  weit  treibt,  sich  gegen  Gott  zu  erheben?  Wie 
kann  derjenige  ein  Richter  der  Bischöfe  sein,  welcher  ihnen 
Gehorsam  schuldet?^ 

Und  wenn  Constantin  die  von  dem  Spruche  des 
Concils  von  Arles  an  seine  Autorität  appellirenden  Dona- 
tisten,  „verworfene  Menschen^  nennt  '),  welche  die  irdischen 
Gerichte  dem  der  Bischöfe,  das  von  Gottes  nicht  ver- 
schieden sei  —  wie  wenn  der  Heiland  selbst  spreche  — 
vorziehen,  wenn  Theodosius  H.  im  J.  431  seine  Ein- 
wirkung in  kirchlichen  Fragep  für  unzulässig  erklärt^),  so 
spiegeln  sich  auch  darin  die  Ansichten  des  zeitgenössi- 
schen Kirchenthums  ^),  da  die  ganze  Tradition  der  römischen 


% 


>)  De  sacerdot.  III,  I.  (1,  881.  A.)  Vgl.  desselben  Ck)otra  Gen- 
tiles  §.  9.  (2,  651  A.) ;  ad  popul.  antioch.  III,  2.  (2,  88  D.)  Homil.  IV. 
in  »Vidi  Dominum«  (6,  127  E.). 

')  Pro  Athanasio  lib.  1.  in  Maxima  Bibl.  Patr.   1,  184. 

')  Labbe,  Concilia  1,  1481. 

*)  „utf^Z/riror.  rov  /uij  rov  ttaraioyov  räv  ayuörartav  httoxontay  rvyx^'- 
vorra    toi(    hxXtjoittüTutdlg   an^fiftaaiv    httufyrva&at.     Acta   Goncil.    Epbesini 

ao  481. 

')  Vgl.  den  Brief  des  Hosias  von  Cordoba  an  Constantius: 

„/ij;  T(9ey  aunnov  tU  ra  innltjataarixa  /urjSh  av  nt^\  rourtay  f/u7v  nagane^ 
Itfiov  dlla  /uaXlor  na^*  i^/ueir  av  ftav^avt  raOra*  ooc  ßaaüuttmf  o  Sfo^  #r«~ 
X^C^tv^     ^fii¥    ra    r^     laathjaCaq    tniartvaf    ttal    tUgntf    o    rifr    0)jr    f^^xi^ 
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Politik   die   Kaiser   eine  andere  Sprache  su  fiihrea  gelehrt 
haben  würde. 

Dennoch  war  diese  Tradition  mächtig  genng,  Aeusse- 
ningen  der  römischen  Machthaber  wie  die  vorliegeliden 
als  vereinzelte  erscheinen  zu  lassen. - 

Die  antiken  Religionen  hatten  ihre  Rolle  für  die  Staats- 
leitung  fast  ausgespielt.  Der  Unglaube ,  welcher  in  die 
Kreise  der  Regierung  längst  eingedrungen  war,  hatte  auch 
die  Unterthanen  ergriffen.  Der  alte,  so  zähe  fest  gehaltene 
Kunstgriff  der  römischen  Politiker,  die  Religion  als  Erzie- 
hungs-  und  Schreckmittel  der  Massen  zu  gebrauchen  —  und 
das  um  so  absichtlicher  je  weniger  sie  selbst  in  deren  Bann 
befangen  waren  ^)  —  fing  zu  versagen  an. 

Um  so  näher  musste  die  Erwägung  liegen,  ob  nicht 
die  christliche  Religion  die  Lücke  auszufüllen  vermöchte.* 
Schien  doch  gerade  der  Umstand,  der  sie  der  römischen 
Staatsweisheit  zuerst  so  furchtbar  hatte  erscheinen  lassen,  ihr 
anationaler  Character  '),  bei  näherem  Zusehen  sie  nur  desto 
mehr  zu  befkhigen,  die  zerbröckelnden  Elemente  des  uni- 
versalen Römerreiches  fest  zusammen  zu  kitten,  als  neuer 
Lebenssaft  den  altersschwachen  Staatskörper  zu  durchdringen. 
Der  gewaltige  Einfluss,    den  der    neue  Glauben   auf  seine 


hadiyfüiq  tk  ravror  ^httav  vmv^uros  iyxl^^aTi  ^iyaXu  y^rfi-     Bei  AthaDSB. 

Hist.  Arian.  ad  Monachos  c.  44.   (Opera  ed.  Paris  1698.  1,  870.) 

*)  Vgl.  darflber  Polybius,  Reliq.  Histor.  VI,  56:   fJLfylaxvp^  Si  juoi 

SoMtX  SuK^ofor  fx'^  ^^  *Pwfia(ta¥  noUrntfta  n^  ro  ßflrtov,  iv  rtj  ntQi  &ewv 
Sml^ifm.  Kml  /uot  So*tl  t6  na^  rotf  aUoti  ar^^wnotQ  arftStJ^o^froVy  touto 
our^x^tr  rd  *'Pw/uaüav  n^/uara,  l^yta  St  rrjv  Snaidaifioviav  «li  toaovrop  yaff 
hertTfay^idtfrat  not  na^ta^xrea  touto  to  u/^  ita^  avrdtt  ttg  t»  roüf  xar 
ISimr  fllovg  xa\  ra  xoiwd  itji  noUnq^  Sara  /u^  xatalmtiv  Cnf^ßol^yf  o  leak 
Sü^r  ar  noUoif  tirat  &avfidaior'  i/uoi  yt  ftrjv  Souovat  tov  nlij^ovQ  x<*Q^^ 
rmiro  ntnoojxivm,  El  f^kv  yd^  ^r  aotft^v  drSqwr  noXtrtVjua  awayayfty,  Xatog 
eoShr  ^r  drayxaXos  6  rotoüroi  )j^o$.  hi(i  St  nay  nlr^&o^  hrri  IXatp^v  Tuii 
nVj^  ini9vfimr  na^aro^w^  ^'ii  dloyov,  9vuov  ßut(ov,  XtCrttrm  Toif  dSi^Xoti 
^ßoti  Mtik  r$  rotavtji  iftayatSfa  rd  nXr,9ij  ovr^/fir.  ^lont^  oi  naXatot  Soxovat 
/not  rdf  ntfik  9i^r  hvoiagf  ,  xal  rdg  vntQ  täv  ir  SSov  Sial^t^  ovx  ttxji^  »ai 
mi  Uux*^^  tk  rd  nl^^in^aayayHv '  nolv  St  jtaXXov  ol  ruv  tixjj  xai   dXoyw^ 

htßdUtty  aCrd.  *  SSilvfichweighaeuser   (Lipsiae  1789)  2,  578.  f.    Vgl. 
Hundeshagen  a.  iLO.  1,  288.  f. 

V  Vgl.  Laurent,  Le  ChrlBtiaDisme  146.  177. 
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Anhänger  auszuüben  im  Stande  war,  hatte  sich  in  der  Zeit 
der  Verfolgung  den  Blicken  der  römischen  Staatsmänner  zur 
Genüge  dargethan.  Warum  sollte  er  nicht  zum  Besten  des 
Staatswesens  in  derselben  Stärke  wirken  können,  mit  der 
er  den  Angriffen  desselben  getrotzt  hatte? 

Freilich  war  jezt  der  Kaiser  selbst  und  die  Staatsleitung 
von  frommem  Glauben  befangen.  Sie  konnten  nicht  mehr 
wie  £rüher  eine  Religion  zu  staatlichen  Zwecken  ausnutzen 
wollen  y  die  sie  innerlich  verlachten.  Aber  das  war  ja  in 
den  früheren  Zeiten  des  frommen  einfältigen  Glaubens  auch 
der  Fall  gewesen,  und  aus  der  Periode  der  Skepsis  hatte 
die  römische  Politik  die  Lehre  von  dem  Nutzen  der  Religion 
mitherübergebracht  ^),  die  vorher  mehr  instinctiv  beobachtet 
als  wissenschaftlich  erkannt  gewesen  war. 

Dass  immerhin  der  politische  Gesichtspunct  bei  den 
Ei^isern  auch  nach  ihrem  Uebertritt  zum  Christenthum  nicht 
unberücksichtigt  blieb,  deutet  der  Umstand  an,  dass  sie  bis  auf 
Gratian  sich  noch  Pontifices  maximi  nsLunten  ^)j  gleich  als 
wollten  sie  die  frühere  Stellung  innerhalb  der  heidnischen 
Religion  auch  jetzt  noch  nicht  aufgeben,  und  die  Verbindung 
derselben  mit  dem  Staate  wenigstens  nominell  aufrecht  er- 
halten. Aber  auch  darauf  ist  hinzuweisen,  dass  schon  die 
ersten  christlichen  Kaiser  die  Kirche  mit  denselben  Pri- 
vilegien begabten,  welche  vorher  den  heidnischen  Göttern 
beigewohnt  hatten  ').  Sie  Hessen  die  kirchlichen  Gemeinschaf- 
ten an  dem  civilrechtlichen  Vermögensverkehr  Theil  neh- 
mep  *),  sie  legten  dem  Christengotte  die  Fähigkeit  bei,  von 
Todeswegen  zu  erwerben  *),  wie  das  kraft  kaiserlicher  Ver- 


*)  Noch  den  Kaiser  Valentinian  erinnerten  die  heidnischen 
Senatoren  daran,  und  forderten  die  Wiederherstellung  einer  ReHgion, 
die  dem  Staate  so  sehr  genützt.  Repetimus  religionis  statom,  qui  rei- 
publicae  diu  profuit,  Symmarh.  L.  10.  ep.  61. 

';  Zosimus  Histor.  ed.  Heyne.    Lipsiae  1784.  S.  884. 

';  Vgl.  Gieseler,  Kirchengeschichte.  (Bonn  1845}  II,  1,  164.  flp. 
Riffel,  Gesch.  Darstellung  des  Verhältn.  zwiielien  Kirche  und  Staat 
(Mainz  1836.)  144.  ff.  •., 

<)  Euseb.  Bist.  eccl.  lib.  10.  c.  5.  (ed.  Fnacof.  1822)  2,  746.  ff. 

*)  L.  4.  Cod.  Theod.  De  Episcop.  (16,  2).  ~  Braun,  Das 
kirchl.  Vermögen  (Giessen  1860).  18. 
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günstigang  schon  früher  einzelnen  heidnischen  Gottheiten 
zugestanden  hatte  ^)|  sie  dehnten  die  den  heidnischen 
Priestern  gewährte  Befreiung  von  öffentlichen  Staatslasten  ') 
auf  die  christlichen  aus  ') ,  das  Asylrecht  der  Tempel  und 
kaiserlichen  Statuen  auf  die  Kirchen  ^). 

Bald  gingen  sie  auch  über  dies  Maass  hinaus.  Schon 
Constantin  legte  den  Grund  zur  kirchlichen  Gerichts- 
barkeit ^),  und  er,  wie  seine  Nachfolger  versahen  die  Resul- 
tate der  kirchlichen  Gesetzgebung  durch  staatliche  Sanction 
mit  zwingender  Verbindlichkeit  ^). 

Von  welchen  Motiven  die  Kaiser  dabei  ausgegangen 
sind  :  wer  vermöchte  das  sicher  zu  ergründen  ?  Aber  kaum 
wird  sich  behaupten  lassen,  dass  blosse  Pietät  gegen  die 
neue  Lehre  und  lautere  Frömmigkeit  allein  wirksam  waren.  Mit 
demselben  Rechte  kann  auf  die  traditionelle  römische  Politik 
verwiesen  werden,  welche  gleichfalls  dazu  aufforderte,  die 
christliche  Religion  zu  stärken  und  zu  stützen,  eben  um 
sie  staatlich  nutzbarer  verwenden  zu  können  ^),  und  jeden- 
falls entsprach  das  Resultat  diesen  Tendenzen  *).    Denn  die 


')  Vgl.  namentlich  Keller,  Pandekten  in  der  von  mir  besorgten 
Ausgabe  (Leipzig  1861)  §.  86.  Anm.  3.  S.  64. 

s)  Symmachus  Epist  10,  64. 

*)  L.  1.  2.  Cod.  Theod:  De  Episcop.  (16,  2).  Eusebias, 
Bist  eccl.  X,  6.  —  Vgl.  aach  Kurtz,  Handb.  d.  allgem.  Kirchengesdi. 
(MiUa  1668}  I,  2,  29. 

*)  L.  4.  G.  Theod.  De  his  qui  ad  eccl.  confuginnt  (9,  46) 
mit  den  Anmerkongen  des  Gothofredus. 

*)  Vgl.  SosomenuB,  Eist.  eccl.  I.  9.  (ed. Paris  1668)  418  f.;  C.  17. 
der  Sirmondischen  Constitutionen  (ed.  Haenel  Bonnae  1844). 
Vgl.  auch  Dove,  De  jnrisdictionis  eccl.  ap.  Oermanos  Gallosque  pro- 
gressn  (BeroL  1866)  7.  ff.  —  Dann  aber  siehe  auch  die  Gonstitntio 
ad  Ablarium  data  bei  Sirmond  c.  18.    Vgl.  Doto  a.  a.  0. 

•)  Vgl  NoTella  Valentiniani  HI.  Tit.  XVI.  de  episcopor. 
ordinat.  in  Haenel  Norellae  Constitut.  imp.  Theod.  II.  etc.  (Bonnae 
1844)  Norella  Justiniani  181. 

0  Vgl.  auch  Fressens^,  Hist.  de  trois  prem.  siäcles  de  T^gl. 
chr^    (Paris  1861.)  2,  628.  f. 

«)  Vgl.   Socrates  Hist.  eccl.  Lib.  V.  Prooem. :    ^avytx^  Si  ual 

Tovg  ftaadtU  TJ  iaro^a  nf^daftßarofity^  Stoti  afp  ov  x^Ttarl^iiy  i^florro  ra 
TJjj  ixMhioimg  n^/tma  ijQtjTO  ?5  avrwVy  ««t  ot  ftiytaxat  ovroSo*  rj  avn8r 
frm^  ytyoraai  Tt  «a^  r/yrora«.c  (ed.  Paris  1668.  S.  269.). 
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Kirche  wurde  ganz  in  das  Getriebe  der  Btaatlichen  Ordnung 
gezogen,  und  ihre  Normen  gingen  in  die  Btaatlichen  auf. 

Es  mochte  dem  Selbstgefühl  der  auf  den  Synoden 
tagenden  Bischöfe  schmeicheln,  dass  die  Kaiser  sich  so 
eifrig  bemühten ,  die  kirchlichen  Schlüsse  durch  staatliche 
Macht  zu  stützen,  und  deren  Uebertretung  als  eine  Verletzung 
der  dem  Kaiser  schuldigen  Ehrfurcht  zu  bezeichnen  ^).  Aber 
dennoch  wurde  diesen  der  kirchliche  Character  dadurch 
entzogen,  und  sie  schliesslich  zu  nakten  Staatsgesetzen  herab- 
gedrückt ') ,  die  ihre  Wirksamkeit  durch  eine  ausserhalb 
und  über  der  kirchlichen  Machtsphäre  befindliche  Gewalt 
erhielten  ').  Und  wer  bürgte  denn  dafür ,  dass  die  Kaiser 
nicht  auch,  durch  die  Gewohnheit  verführt,  der  Bestätigung 
kirchlicher  Beschlüsse  müde,  selbst  und  ohne  bischöfliche 
Beihülfe  kirchliche  Ordnungen  erlassen  würden?  Schon 
Constantius  that  es^),  und  die  Gesetzgebung  Justi- 
ni ans  berührte  ohne  sjnodale  Vermittelung  ^)  die  innersten 
kirchlichen  Verhältnisse  in  gleicher  Weise  wie  die  bürger- 
lichen und  staatlichen  ^). 


*)  Vgl.  Valentinian  III.  Bestätigang  der  Synodalschlttsse  von 
Sardica  in  Haenel,  Novellae  Gonstit.  imp.  Theod.  etc.  Not. 
Valentin.  III.  tit.  16. 

')  Vgl.  auch  Nie  hu  es,  Gesch.  des  Verh&ltnisses  zwischen  Kaiser- 
thnm  und  Papstthnm  im  Mittelalter.  (Münster  1868.)  1,  257.  f. 

")  Vgl.  Receveur,  Abhandl.  über  Eirchengesch.  (Schaffhansen 
1850)  233.  f. 

^)  Vgl.  Athanas.  Apolog.  contra  Arian.  c.  8.  —  Opera  ed.  cit. 
1,  180.  f. 

'^)  Der  Epilog  so  Novella  6.  lautet:  »Sanctissimi  igitnr  Patri- 
ärchae  cigusque  dioeceseos  haec  in  sanctissimis  Ecdesiis  sub  se  con- 
stitutis  proponant,  et  Dei  amantissimis  MetropoHtanis ,  quae  a  nobis 
sancita  sunt,  nota  faciant.  Hi  vero  ipsi  in  sanctissima  E^eclesia  metro- 
politana  haec  rursua  proponant,  et  Episcopis  qui  sub  ipsis  sunt,  mani- 
festa  faciant  Qnilibet  vero  illorum  in  Ecclesia  sua  haec  proponat  ut 
nemo  in  nostra  sit  republica  qui  ea  ignoret.« 

•)  Vgl.  beispielsweise  tit.  1~14.  des  ersten  Buches  des  Codex 
Justinianens.  Juatinian  gab  seiner  Anschauung  über  das  Ver- 
h&ltniss  von  Staat  und  Kirche  in  N  u  v.  6.  Ausdruck:  »Maxime  quidem 
in  hominibus  sunt  bona  Dei  a  superna  collata  dementia  sacerdotium 
et  Imperium,  illud  quidem  dlvinis  ministrans,  hoc  autem  humauis  prae* 
sidens  ac  diligentiam  exhibens;  ex  uno  eodemque  principie  utraque 
procedentia,   humanam  exornant  Titam.    Ideoque  nihil  sie  erit  studio- 
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Nicht  dasB  die  Kirche  sich  das  immer  willenlos  hätte 
gefallen  lassen.  Kaum  ist  man  jemals  staatlicher  Ueber- 
hebang  schärfer  entgegengetreten  als  unter  Constantius; 
^den  Beschützer  der  Gottlosigkeit^ ,  nennt  ihn  Athana- 
sius  ^),  n^®^  neuen  Achäb,  Balthasar,  Pharao^,  und  wie  die 
Beiworte  lauten  mögen,  den  verkörperten  Antichrist;  als 
wildes  Thier  bezeichnet  ihn  Rusticus'),  das  vom  Men- 
schen nm*  dasAeussere  entlehnt  habe,  undHilarius  von 
Poitiers  ergeht  sich  in  Reden  die  an  Wucht  und  schnei- 
diger Schärfe    nichts    zu    wünschen   übrig    lassen').     Aber 

sinn  imperatoribas,  sicat  sacerdotum  honestas,  quum  atiqae  et  pro 
Ulis  ipsi  semper  Deo  supplicent  Nam  si  hoc  quidem  incalpabile  sit 
andique  et  apnd  Deom  fidada  plenum,  Imperium  autem  recte  et  com- 
petenter  exornet  traditam  8ibi  rempublicam .  erit  consonantia  quaedam 
bona,  omne  qnicquid  utUe  est  humano  conferens  generi.  Nos  igitnr 
maximam  habemns  soUidtudinem  circa  vera  Dei  dogmata  et  drca  sacer- 
dotum bonestatem ,  quam  Ulis  obtinentibus  credimus ,  quia  per  eam 
maxima  nobis  bona  dabuntur  a  Deo,  et  ea,  quae  Bunt,  firma  habebimua, 
et  qoae  nondum  hactenns  venemnt,  acquiremus.  Bene  autem  uniTersa 
geruntar  et  competenter,  si  rd  principium  iiat  decens  et  amicabile  Deo. 
Hoc  autem  futurum  esse  credimus  ^  si  sacrarum  regularum  obseryatio 
costodiatnr ,  quam  iusti  et  laudandi  et  adorandi  inspectores  et  mioistri 
dd  rerbi  tradiderunt  apostoli,  et  sancti  patres  custodierunt  et  explana- 
Tcnint«  —  Dass  auch  ?orber  Gesetze  In  den  Kirchen  verkflndet  wurden 
▼gl.  60 1 hofred  zu  L.  20.  G.  Theod.  de  episcop.  (16.  2).  —  Vgl. 
übrigens  Blen er,  Gesch.  der  Norellen  Justinians  (Berlin  1824)  157  ff. 
Pichler,  Gesch.  der  kirchl.  Trennung  zwischen  dem  Orient  und  Oc- 
ddent  (München  1864)  1,  77.  f. 

1)  Histor.  Arian.  80.  45^  68.  74.,  Opera  ed.  cit.  1,   861.  871.  885. 

*)  Moriendum  est  pro  Dei  filio  in  Maxima  Bibliotb.  Fatr. 
4,  244;  vgL  daselbst  S.  245.  f.   (Lugduni  1677). 

*)  Contra  Gonstantium  c.  1—7:  „Tempus  est  loqnendi,  quia  jam 
praeterit  tempns  tacendi.  Ghristus  expectetur,  quia  obtinuit  anti- 
cbristas.  Glament  pastores,  qui  mercenarii  fugerunt.  Ponamus  ani- 
mas  pro  OTlbus ,  quia  fures  introlerunt  et  leo  saeviens  circuit.  Ad 
martyrium  per  has  voces  exeamus,  quia  angelus  satanae  transfiguravit 
se  in  angelnm  lucis  .  ,  Atque  utinam  illud  potius  omnipotens  Deas 
....  aetati  meae  et  tempori  praestitisses ,  ut  hoc  confesslonis  meae 
in  te  atque  unigenitum  tuum  ministerium  Neronianis  Decianisve  tem- 
poribns  explessem  ....  Pugnaremus  enim  palam  et  cum  fiducia  con- 
tra negantes ,  contra  torquentes ,  contra  jugulantes  et  nos  populi  tui 
tanqoam  duces  suos  ad  confesslonis-  religioncm  intelligentia  persecu- 
tionis  pablicae  comitarentur  .  .  .  .  At  nunc  pugnamus  contra  perse- 
catorem  fallentem ,   contra  bestem  blandientem ,  contra  Oowtantium 
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dennoch  war  die  Macht  der  äusseren  Gewalt  auch  hier  den 
besten  Theoremen  überlegen  ^).  Als  Constantius  der 
erschrockenen  Synode  von  Mailand  i.  J.  355  den 
Grundsatz  verkündet  hatte ,  dass  sein  Wille  so  ftir  den 
Staat  wie  für  die  Elirche  Gesetz  sei '),  und  den  Widerstre- 

anticbristum ;  qui  non  dorsa  caedit,  sed  ventrem  palpat,  non  proscri- 
bit  ad  vitam ,  sed  ditat  in  mortem ,  non  trudit  carcere  ad  libertatem 
sed  iutra  palatium  hoDorat  ad  servitutem ,  non  latera  vexat ,  ^  cor 
occapat,  non  capnt  gladio  desecat,  sed  animam  anro  occidit,  non 
ignes  publice  minatur,  sed  gehennam  privatim  accendit  Non  conten- 
dit,  ne  vincatar,  sed  adulatar,  ut  dominetur.  Christum  confitetur,  nt 
neget;  unitatem  procurat,  nepaxsit;  haereses  conprimit,  ne  Christi ani 
sint ;  sacerdotes  honorat,  ne  episcopi  sint;  ecclesiae  tecta  struit,  ut  fidem 
destruat  ....  Proclamo  tibi  Constantio,  quod  Neroni  locaturus  fuissem, 
quod  ex  me  Decius  et  Maximianus  audirent:  contra  Deam  pugnas,  contra 
ecclesiam  saevis,  sanctos  persequeris,  praedicatores  Christi  odis,  reli- 
gionem  tollis,  tyrannus  non  jam  humanoram  sed  divinorum  es  .  .  . 
Christianum  te  mentiris ,  Cbristi  novus  hostis  es ,  antichristum  prae- 
venis  et  arcanorum  mysteria  ejus  operaris.  Condis  fides  contra  fidem 
vivens.  Doctor  profanorum  es  indoctus  piornm.  Episcopatus  tuis 
donas,  bonos  malis  demutas.  Sacerdotes  castodiae  mandas,  exercitus 
tuos  ad  terrorem  ecclesiae  dispon\8 ,  synodos  contrahis,.  et  occidenta- 
lium  fidem  et  impietatem  compellis,  conclusos  nrbe  una  minis  terres, 
fame  debilitas,  hieme  conficis,  dissimulatione  depravas  .  .  .  .^  (ed. 
Obertbflr  Wircebargi  1785).  2,  is.  ff. 

*)  Characterifitisch  ist  auch  der  Brief  Gregors  d.  6r.  an  den 
Kaiser  Mauricius,  als  dieser  allen  dienstpflichtigen  Unterthanen 
den  Eintritt  in  den  Dienst  der  Kirche  untersagt  hatte.  Er  bezeigt 
seine  Missbilligung  gleichzeitig  mit  seinem  Gehorsam.  Epp.  Lib.  3. 
ep.  65.  in  Opera  (Paris  1675)  2,  675:  „Ego  vero  haec  Dominis 
meis  loquens,  quid  som  nisi  pulvis  et  vermis?  Sed  tamen,  quia  con- 
tra auctorem  Deum  hanc  intendere  constitutionem  sentio,  Dominis 
tacere  non  possum  ....  Ad  haec  ecce  per  me  servum  ultimum  suum 
et  vestrum  respondebit  Christus  diccns:  Ego  te  de  Notario  Comi- 
tem  excabitorum ,  de  Comite  excubitorum  Caesarem ,  de  Caesarc  Im- 
peratorem  nee  solum  hoc,  sed  etiam  patrem  Imperatorem  feci.  Sa- 
cerdotes meos  tuae  manui  commisi ,  et  tu  a  meo  scrvitio  milites 
tnos  subtrahis?  Responde,  rogo,  piissime  Domine,  seryo  tuo,  quid 
venienti  et  haec  dicenti  responsurus  es  in  judicio  Domino  tuo  ?  . . . 
Ego  quidem  jussioni  subjectus  eandem  legem  per  diversas  terrarum 
partes  transmitti  feci :  at  quia  lex  ipsa  omnipotenti  Deo  minime  con- 
cordat,  ecce  per  ^uggestionis  meac  paginam  serenissimis  Dominis 
nuntiavi.  Utrobique  ergo  quae  debui  cxsolvi.  qui  et  Imperatori 
obeditt^tow  praebui,  et  pro  Deo  quod  assensi  minima  tacui. 

2)  «44 ji4A  a  s.,  Hist.  Arian.  c.  83:  iffm^  iyt»  flovlo/uat^  rouxo  Movtiv 
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benden  mit  dem  Tode  gedroht,  unterschrieben  die  Bischöfe 
die  von  dem  arianischen  Kaiser  verlangte  Verurtheilung 
des  Athanasias^),  wie  die  späteren  dem  vom  Kaiser 
ausgearbeiteten  arianischen  Glaubensbekenntnisse  beitraten  '). 

Und  hatte  denn  nicht  Athanasius  selbst  an  die 
Entscheidung  des  Kaisers  appellirt')?  War  nicht  als  die 
ketzerischen  Donatisten  die  Competenz  des  Kaisers  zu  der 
von  ihnen  Anfangs  erbetenen  ^),  dann  —  dieselbe  war  gegen 
sie  ausgefallen  —  verschmähten  Entscheidung  missachteten, 
durch  den  Vertreter  des  Katholizismus  darauf  das  Wort  ge- 
sprochen worden^):  ^Der  Staat  ist  nicht  in  der  Kirchey 
sondern  die  Kirche  im  Staat,  d.  h.  im  römischen  Kaiser- 
reich. .  .  .  Da  über  dem  Kaiser  nur  Gott  allein  thront,  der 
den  Kaiser  geschaffen,  so  hat  Donatus  das  Maass  der  Men- 
schen überschritten,  indem  er  sich  über  den  Kaiser  stellt 
Nicht  wie  ein  Mensch,  fast  wie  ein  Gott  gebahrt  er  sich, 
da  er  den  missachtet,  der  unmittelbar  nach  Gott  von  den 
Menschen  geehrt  wird.'' 

Dem  der  orthodoxen  Kirche  geneigten  selbst  noch 
heidnischen  E^iser  wurde  eben  gern  zugestanden,  was  dem 
häretischen  verweigert  wurde,  und  nur  die  vom  Kaiser  ver- 
worfene Partei  bemängelte  seine  Competenz. 

Hatte  doch  der  philosophische  Trieb  die  Griechen  mit 
dem  Christenthume  nicht  verlassen  ').  Am  Hofe  ^  und  in 
den  Tabemen,  in  der  Zelle  des  Gelehrten  und  auf  der 
lauten  Strasse  wurde  die  dogmatische  Grundlage  des  Chri- 


ro/rvr  nHa^ifri  17  xal  vfttii  vnt^go^i  yfv^ta^f^  Opera  ed.  cit.  1,  868. 

>)  Ebenda.  84.  41.  76. 

*)  Sozomcn.  hist.  eccl.  IV,  17  f.,  ed.  cit.  668.  flf. 

■)  Vgl.  darüber  (Affre),  De  Pappel  comme  d'abus.  (Paris  1846.) 
24.  f.  ond  die  etwas  tendenziöse  Darstellung  von  Riffel  a.  a.  0.  192. 

*)  Vgl.  im  Allgemeinen  Riffel  a.  a.  0.  184.  f. 

*)  Optat.  Milev.,  De  Scbismate  Donatistar.  lib.  8.  c.  8.  (Pa- 
ris 1700.)  S.  62. 

*)  Vgl.  ancb  Gapefigue,  Les  qaatre  premiers  eitles  de  T^glise 
chr^tienne.    (Paris  1851.)  4,  272.  ff.    Picbler  a.  a.  0.  1,  64. 

0  üeber  Constantins  theologisches  Treiben  Tgl.  Euseb.,  ViU 
Gonstantin!  IV,  17.  (ed.  Prancof.  1822.)  2,  996.  üeber  Jnstinian 
fliehe  Pichler  a.  a.  0.  1,  78. 
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stenthums  neu  durchdacht,  gewendet,  gedeutet,  gefälscht. 
Wer  sollte  die  Entscheiduug  geben?  Sicher  die  ELirche 
selbst;  aber  wie  konnte  sie  ihrem  Spruche  Wirkung  ver- 
schaffen, wenn  nicht  durch  die  Macht  des  Kaisers  ^) !  War 
er  überzeugt,  so  war  der  orthodoxe  Glauben  gerettet,  trat 
er  der  falschen  Lehre  bei ,  so  war  freilich  der  Geist  der 
lorche  zu  mächtig,  um  sich  auf  den  Stamm  ihrer  Lehre 
ein  falsches  Reis  dauernd  pfropfen  zu  lassen ') :  aber  es 
erforderte  doch  viele  Mühe  und  Noth,  dasselbe  zu  entfernen, 
und  welche  Sorge  schuf  das  den  Geistlichen,  welche  Gefahr 
der  Kirche ! 

Hatten  doch  deswegen  die  christlichen  Bischöfe  selbst 
den  heidnischen  Kaiser  Aurelian  noch  vor  der  Anerken- 
nung des  Christenthiuns  zum  Schutze  der  Kirche  gegen  den 
Häretiker  Paulus  von  Samosata  angerufen').  Um 
so  mehi*  war  die  Entscheidung  christlicher  Kaiser  gerecht- 
fertigt *). 

Und  wenn  die  Synode  zu  Antiochia  v.  J.  341 
in  ihrem  zwölften  Canon  die  Bestimmung  traf:  „Falls  ein 
von  seinem  eigenen  Bischöfe  abgesetzter  Priester  oder  Dia- 
kon ,  oder  ein  von  der  Synode,  abgesetzter  Bischof  die 
Ohren  des  Kaisers  zu  belästigen  wagt,  so  soll  er  sich  an 
eine  grössere  Synode  wenden  und  sein  vermeintliches  Recht 
einer  grösseren  Versammlung  von  Bischöfen  vortragen,  und 
ihre  Untersuchung  und  ihr  Urtheil  annehmen.  Falls  er  auch 
dies  missachtend  den  Kaiser  belästigt,  so  soll  er  keine 
Verzeihung  erhalten ,  auch  sich  nicht  vertheidigen  dürfen, 
und  nicht  Hofhung  einer  Restitution  zu  gewärtigen  haben^  ^): 

>]  Vgl.  Faustinas  et  Marcellinus,  Libell.  precum:  „Im- 
peratoris  arbitrio  episcopi  nunc  ex  catbolicis  finnt  haeretici,  et  üdem 
episcopi  ex  haereticis  ad  fidem  catholicam  revertantur."  In  Maxima 
BibL  Patr.  6,  656. 

')  Vgl.  Neander,  Kirchengesch.  2,  281. 

«)  Kurts,  Kirchengesch.  I,  1,  286. 

*)  Riffel,  a.  a.  0.  804.  verkennt  die  VerhältnisBe. 

^)  Der  Text  lautet  griechisch:  El  rt^  «nt  toC  IStw  ^Biniati6nom  «a- 
&tti^&i\s  nftafivT9^^  9  StoMovosy  f  nal  *BimlaMonof  vno  awoSov^  lro;^i^<fac 
jolftijaM  Tüf  fltiüditH  01100$,  S^  htl  fAtt^w  ^Entanonrnr  avroSop  Tf^w&my 
M^  «  rofiß^  SUmm  ^X'*^  n^oömrmp^^Hr  nUCoatv  httaminotty    tni    -niv   wxmv 
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so  waren  die  Bestimmungen  der  Synode  eben  von  einer 
tadelnswerthen  Parteilichkeit  eingegeben,  welche  dem  Atha- 
nasius  den  letzten  Rettungsanker  rauben  wollte,  und  nicht 
die  orthodoxe  Kirche,  sondern  die  Eusebianer  haben  hiw 
gesprochen  ^). 

Dennoch  war  auch  nicht  einmal  hier  die  richterliche 
Befugniss  des  Kaisers  völlig  ausgeschlossen ,  nur  dass  er 
sein  Amt  einer  Synode  übertragen  sollte  *).  Diese  aber 
traten  überhaupt  nur  auf  den  Ruf  des  Kaisers  zusammen  *), 
wurden  von  ihm  eröffiiet^),  von  seinen  Commissaren  über- 
wacht^) und  in  ihren  Beschlüssen  durch  ihn  bestätigt*). 

Aber  auch  diese  Schranke  konnte  man  theoretisch 
eigentlich  kaum  noch  festhalten,  nachdem  feile  Schmeichelei 
und  ein  degradirtes  Kirchenthum  dem  Kaiser  eine  geistliche 


/foocJUi,  Moi  TOUTor  fttfitftu^  üvyyni/utfs  a^towi&tu^  jutjSh  X*h^  anoloyl^  ^X**"* 

mflk  llntiiu  anoMarmtnaatws  n^oaSoxw.  Wiederholt  im CoDcil.  Consta 0- 
tin.  T.  381.  0.  6.  Mansi  8,  660.  f. 

1)  Hefele,  Coneiliengeschichte  (Freibnrg  1855)  1,  497.    Aehnlich 

der  29.  Canon  apOStol. :  Ei  rt;  Intawnoq  ^  n^aflvrt^  {  Stditorof  ms- 
Sm^^iU  Sutaim^  hii  iy^ltifittfn  ipetpf^tq  ToX/iiatttr  mffoa&ai  t%  nort  fy/ti- 
f^titnjs   cnriw  IttTov^Cac^    ovrog  nartanaaw    ImtonHo^  t^  itaiLjaias-     Bei 

Hefele,  a.  a.  0.  1,  782. 

*)  Die  üebersetzong  Hefeles,  a.  a.  0.  497.  läset  das  gar  nicht 
erkennen,  sondern  giebt  irrig  den  Sinn  so  an,  als  ob  die  VemrtheUten 
l^eh  statt  an  den  Kaiser  sich  an  ein  grösseres  ConcU  hätten  wenden 
toUeo.    Richtig  ist  dagegen  die  Aoffassung  von  Affre,  a.  a.  0.  28. 

*)  Hefele,  a.  a.  0.  1,  5. ff.  —  Schon  von  Constantin  sagt 

Euseb.,  Vita  Const  I,  44.:  „Ol»  t/$  uoirot  hiCanonog  ht  9tov  nttStara- 
fihfi  9ur6Sovs  nSr  rov  &tov  Inrov^ytSr  awttt^Tti,  *JSV  /utihi  Sh  Tjj  rovrtitp 
Smr^ji  ^'  «nro^iwr  na^iral  rc  tuu  ovri^ßimr.^^     (Ed.  dt.  2,  819.) 

«)  Enseb.,  Vita  Const  III,  18.  Vgl.  Niehaes  a.  a.  0.  1,  255. 
Dus  Constantin  schon  der  Nicaenischen  Synode  präsidirt 
Wd^  erweist  Pichler,  a.  a.  0.  1,  44.  f. 

*)  Vgl.  Affre  a.  a.  0.  26.  Gieseler,  Eirchengesch.  (Bonn 
1845.)  I,  2,  178. 

*)  Siehe  oben  S.  10.,  und  vergl.  Epist  Conc  II.  oecamen.  (Con- 
UmtinopelT.  J.  881.)  ad  Theodosinm  Imperat  bei  Mansi  8,  557: 

TJt  mmiScv    TOP   ^njfor  •    %¥*    iSoisff  to2^   r\i   mUfitwi   y^fifiooi  nfr  htmhj&imr 
vM^aai,    9vjm  miI  rar  Sc^fartiar   httatf^aytajiii  to  TÜ09.  —  Nach  Riffel 

s.  a.  0.  809.  hätte  der  Kaiser  das  Alles  nur  als  gehonamsr  IHensr 
d«r  Kirche  gethan! 
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Würde  in  höherem  oder  geringerem  Grade  zugeschrieben 
hatte. 

Constantins  Ausspruch,  dass  er  TtSv  ixrdg  inlcfxo- 
nog  sei  ^),  will  wenig  bedeuten,  aber  die  im  J.  448  auf  der 
Synode  zuConstantinopel  versammelten  Väter,  nahmen 
ein  kaiserliches  Rescript  mit  dem  Rufe  entgegen :  „Langes 
Leben  dem  königlichen  Hohenpriester^ !  ')  und  dass  dieser 
Theorie  auch  praktische  Folgen  gegeben  wurden,  zeigt  die 
staatliche  Untersuchung  gegen  den  unerschrockenen  Maxi- 
mus C  0  n  f  e  8  8  o  r  '),  die  Ertheilung  des  Pallium  an  den  Erz- 
bischof M a u  r  u  s  von  R a  v en n a  durch  C  o ns  t  an s  II.  ^), 
der  Brief  Leos  an  Gregor  IL,  der  freilich  eine  übele 
Abfertigung  erhielt  *).  — 

Werfen  wir  jetzt  schliesslich  die  Frage  auf,  ob  wegen 
Missbrauches  der  geistlichen  Amtsgewalt  ein  Recurs  an  den 
Kaiser  gestattet  war,  so  möchte  dieselbe  fast  müssig  erscheinen. 

Freilich  besitzen  wir  eine  gesetzliche  Bestimmung  Ju- 
stinians,  wodurch  den  ungerecht  Excommunicirten  Zu- 
gang  zu   der  Hülfe    des  Kaisers   gewährt  wird  *) ,    freilich 


0  Enseb.,  Tita  Const  IV.  24.  (ed.  cit.  2,  1001.)  Vgl.  daza  die 
in  Richters  KR.  S.  46.  und  von  Kartz  a.  a.  0.  I,  2,  21.  Angefahrten. 

»)  noUa  rd  htj  ry  a^/i^e*»  fiaoiXtt,  M  a  n  8 1 ,  Concil.  6,  733.  —  Vgl. 
aach  Hefele'a.  a.  0.  2,  311.  —  Das  Concil  qainisext.  y.  J. 
692.  erkannte  im  Gan.  69.  den  geistlichen  Charakter  des  Kaisers  da- 
dorch  an,  dass  es  den  Laien  verbot,  den  Chor  zn  betreten,  dagegen 
dem  Kaiser  gestattete,  seine  Oblationen  (»ora  rtva  a^x^Mtirtpt  na^oat») 
selbst  auf  dem  Altare  niederzulegen,  bei  Mansi  11,  974. 

')  Die  Richter  hielten  ihm  vor:  wie  er  sich  dem  kaiserliehen 
EJfcte  widersetzen  könne;  ob  er  nicht  wisse,  dass  der  Kaiser  zugleich 
Herr  des  Reiches  und  oberster  Priester  sei  ^  und  dass  somit  seine  Ge- 
bote Kirche  und  Staat  in  gleicher  Weise  binden,  Mansi  11,  6. 

*)  Vgl.  Mansi  12,  976.  —  üeber  die  Stellung  jedes  einzelnen 
Kaisers  zur  Kirche  handelt  ausführlich  und  unparteiisch  Pichler 
a.  a.  0.  1,  42.  ff. 

*)  Rubeus,  Bist.  Ravenn.  (Venet.  1572.)  1.  4.  p.  172.  Vgl.  Mn- 
ratori,  Annali  dltalia  (Milano  1744.)  IV,  1,  136. 

*)  Norella  123.  c.  2:  »Omnibus  episcopis  et  presbyteris  inter* 
didmus  segregare  aUquem  a  saera  commnnione,  antequam  causa  mon- 
stretur  propter  quam  sanctae  regulae  hoc  fieri  jubeant;  qui  vero  ali- 
quem  praeter  haec  a  sancta  communione  segregare  praesumpserit, 
modis  Omnibus  a  sacerdote  sab  quo  constitutus  est,  separabitur  a 
communione,  quanto  tempore  ille  prospexerit,  etc. 
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sind  mehrere  Beispiele  überliefert,  wo  Bischöfe,  demAtha- 
nasius  gleich,  den  kaiserlichen  Schutz  anriefen^),  und 
andere  durch  den  Spruch  dos  Kaisers  uhne  Betheiligung 
einer  »Synode  ihr  Urtheil  empfingen  *J.  Wo  aber  Staat  und 
Kirche  so  innig  mit  einander  verwachsen  waren,  wie  unter 
dem  Regiment  der  römischen  Kaiser ,  da  versteht  sich  die 
Behandlung  der  Kirche  als  eines  staatlichen  Institutes,  der 
Geistlichen  als  Staatsbeamter  ')  so  durchaus  von  selbst,  dau 
es  keines  Beweises  dafür  bedarf.  Da  kann  von  der  Ent- 
wickelung  eines  eigenartigen  Institutes,  durch  welches  der 
Staat  kirchlichen  Uebergriffen  entgegengetreten  wAre,  keine 
Rede  sein  %  weil  die  Kirche  überhaupt  fbr  den  Staat  kaum 
einen    eigenartigen    Charakter    besass.     Und   wenn    darauf 

^)  Vgl.    die   an  V  a  1 6  n  t  i  n  i  a  n  III.   und  M  a  r  c  i  a  n   gerichtete 
Klageschrift  des  auf  der  Synode  zn  Ephesus  i.  J.  449.  verortheilten 
E  a  s  e  b  i  u  8  von   Dorylaeum   bei   Mansi  (i,  6()3.  ff.    Die  Ver- 
handlungen der  Synode  v.  Chalcedon  ▼.  J.  451  wegen  dar  Klage- 
schrift   des   Bischofs  Bassianus  von  Ephesus,   die  der  Kaiser 
der  Synode  zugewiesen  hatte,  M  a  n  a  i  7,  271.  ff.  —  Selbst  der  römische 
Bischof  erkannte  es  als  sein  Vorrecht  an,   nur  von  dem  Kaiser  ge- 
richtet   zu    werden.     Epistola   Roman  i    Coucilii    ad    Ora- 
tianuni  et  Val  en  tittian  11  m  Tmpp.  v.  J.  378.  bei  Goustant 
Damasi  epp.  no  Ü. :    »Accipite  aliud   qnuquu,   qnod   vir  sanctus  (Da- 
masus) yestrae  aagis  conferre  pictati,  quam  sibi  praestare  desidcrat, 
ner  derogare  cuiquam,  sed  principibus  adrogare;  qnoniam  non  novum 
aliquid  petit ,   sed  seqnitnr  ezcmpla  mi^orum :    ut  Episcopus  Romanns 
91  coucilio   ejus   causa  non  crcdftur,  apud  conciliam  se  imperiale  de- 
fendat.    Kam  et  Sylvester  Papa  a  sacrileigla  accusatus,  apud  parcntem 
▼estrum  Constantinum  causam  propriam  prosecutiis  est.    Et  de  scrip- 
turis  similia  ezempla  saj^peditant:  quod  cnm  a  pracside  sunctus  Apo- 
stolus  Yim  pateretur,  Caesarem  appellavit  et  ad  Caesarem  niissus  est.« 
^  Vgl.  das  Decret,  wodurch  Thcodosins:  II.   don  Irena eus 
von  Tyrui  absetste»  bei  Mansi  5,  417. 

1  Es  mnss  daran  erinnert  worden,  dass  der  Kinfluss  ^ler  Kaiser 
auf  die  BischofswahleiL  ein  uurcbgrcitVmlor  war,  diiss  sie  die  bischöf- 
lichen Stahle  wie  weltliche  Beaintenstellcn  vcrgabtcn;  G  fror  er,  Gesch. 
d.  cfaffttL  Kirche  vom  IV~VII.  Jahrh.  (Stuttij.  1841.)  2,  100.  ff.  — 
Die  Beaction  der  Synoden  --  Hefele,  Coucil.  Gesch.  ü,  444;  4, 
406.  —  half  dagegen  wenig.  Dass  auch  die  Bischöfe  dem  Kaiser  ver- 
eidigt wurden  ^  darüber  vgl.  H  0  f  f  m  a  n  n .  Nova  scriptor.  ac  monu- 
mentor.  coli.  (Lipsiae  1723.)  2,  109. 

*)  Deshalb  irrt  Mar  ca,  De  concordia  Imperii  et  sacerdotii  Itb.  4. 
c  4.  und  poBsim  (Bambergae  1788.)  2,  190.  ff. 

£.  Friedberg,  O.  Misabr.  d.  gcistl.  Amtsgewalt.  2 
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hingewiesen  i8t^)|  dass  die  Kaiser  nicht  selbst  bei  derarti- 
gen Recursen  entschieden  haben,  sondern  das  Urtheil  von 
OoiBtlichon  geföllt  wissen  wollten,  so  spricht  das  nicht  so 
für  die  Unabhängigkeit  der  Kirche  vom  Staate ,  als  viel- 
mehr f&r  ihr  völliges  Aufgehen  in  diesen  '). 

Denn  dem  Gcsichtspankte  des  Kaisers  erschien  der 
Geistliche  eben  auch  nur  als  Staatsbeamter  ^),  und  ob  ein 
Laie  die  kirchlichen  Fragen  bearbeite,  oder  ein  Cleriker, 
der  Bchon  durch  seinen  Beruf  und  seine  Vorbildung  darauf 
hingewiesen  schien ,  erachtete  die  kaiserliche  Politik  als 
gleichgültig.  Das  Ansehen  des  Kaisers  war  eben  in  jedem 
Falle  gewahrt y  und  weltliche  wie  geistliche  Beamte  han- 
delten in  seinem  Namen. 

II. 

Während  aber  in  Ostrom  die  völlige  Verschmelzung 
Ton  Kirche  und  Staat  sich  vollzog  ^) ,  war  Westrom  die 
Wiege  kirchlicher  Selbstständigkeit^). 


^)  Affre  a.  a.  0.  25.  f. 

*)  Völlig  unzureichend  erscheinen  die  Bemerkungen  von  Riffel 
t.  a.  0.  293.  f. 

')  Vgl.  L.  25.  C.  de  e p i b c o p.  a u d i  e n  t.  (1,4.),  wonach 
die  Bischöfe  Qber  das  Verbot  der  Hazardspiele  wachen  sollten.  L.  26. 
ib.,  welche  ihnen  mit  drei  angesehenen  Borgern  die  Administration 
der  Oeineindeeinkanfte  und  die  Sorge  fttr  Errichtung  and  Reparatur 
der  öffentlichen  Bauten   anvertraute.    Vgl.  auch  Receveur,   a.  a. 

0.  214. 

*)  Dass  diess  nicht  ohne  jeden  Widerspruch  geschah,  beweist 
das  Beispiel  des  Johannes  Damasc  Vgl.  dessen,  De  imaginib. 
Orat  II.  no.  17.  (Opera  Paris  1712.)  ],  885:  »Penes  Imperatores  po- 
testas  non  est,  ut  Ecclesiis  leges  sanciant,  etc. 

<^)  Vgl.  darüber  Baxmann,  Politik  der  Päpste  (Elberfeld  1868.) 

1,  10.  f.  —  Von  besonderem  Interesse  ist,  diese  Erscheinung  anch  in 
ihren  einzelnen  Ausläufern  zu  verfolfren.  So  nahm  die  griechische 
Kirche  alle  Ehegcsetze  der  römischen  Kaiser  in  ihr  kanonischpi  Recht 
auf  (Photius.  Nomocanon  t.  XIII.  c.  4.),  während  die  occidentale 
Kirchesich  des  schon  von  Gregor  y.  Nazi  aus:  Ep.  176.  (Opp.  1, 
881.  ed.  Colon.)  und  Hieronymus  (ep.  87.  ed.  Villar)  betonten  Ge- 
gensatzes zwischen  dem  römischen,  and  kanonischen  Eherechte  voll 
bewusst  blieb.  —  Vgl.  Z  bis  man,  D.  Eherecht  d.  oriontal.  Kirche 
(Wien  1864.)  191.  f.  —  Moy,  D.  Eher.  d.  Christen  in  d.  morgenländ. 
u.  abendl&nd.  Kirche  (Regensburg  1883.)  124. 
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Freilich  hatten  die  römischen  Bischöfe  zuerst  ständige 
geistliche  G-esaadte  beim  Kaiser  in  Constantinopel  ')|  wie 
Leo  der  Grosse  schrieb  als  Geissei  seiner  Treue  und 
seinets   Gehorsames  '). 

Aber  je  mehr  das  poUtische  Band  zwischen  Rom  und 
Constantinopel  geschwächt  wurde ,  je  mehr  der  rOmische 
Bischof  sich  auf  seine  eigene  Kraft  und  auf  die  Macht  der 
geistigen  Ueberlegenheit  dem  Andrängen  der  Barbaren  ge- 
genüber angewiesen  sah ,  um  so  loser  wurde  der  Zusam- 
menhang mit  dem  Imperium,  um  so  mehr  entwand  sich  die 
Kirche  der  staatlichen  Botmässigkeit. 

Schon  G  e  I  a  8  i  u  s  konnte  zu  dem  römiachen  Kaiser 
eine  Sprache  führen ,  wie  sie  an  die  dem  ketzerischen 
Constantius  entgegengehaltenen  Theorieen.  eriniierty  und 
die  kirchUche  Sonderstellung  und  ihre  ueberlegenheit  über 
den  Staat  einfach  und  nakt  verkündet*). 

V:  Es  waren  das  die  Apocrisiarii,  aber  welche  Tgl.  Marea  a.  a. 
0.  2,  452;  Thomassinns,  Vetus  et  noTa  eceles.  dlseipüna  P.  1. 
lib.  2.  c.  103.  ^Mogunt  1787.)  2,  747.  ff.  »  Ueber  die  Wicbtig- 
keit  dieser  Beamten,  (and  der  gleichen  anerst  nnr  von  ditf  Pa- 
triarchen, später  Ton  allen  Bischöfen  nnd  ElOstem  bestellteo)  &  Beang 
inf  die  an  den  Kaiser  zu  bringenden  Recnise,  Tgl.  Affre  a.  a.  0. 
30.  ff.  und  NoyellaJustiniani  VL  0.2.  8.,  welche  den  Geist- 
lichen yerbietet,  sich  dem  Kaiser  ohne  Yermittlnng  der  Apocrisiarii 
m  nahen.  Zugleich  dc»ch  auch  ein  Beweis,  wie  stark  die  Behelh'gang 
des  Kaisers  gewesen  sein  mag. 

*)  Ep»  112.  in  Opera  ed.  Ballerini  (Venetiis  1753.)  1,  1189. 
--  Vgl.  nanientlieh  »Du  Gange,  Glossar.  latin.  medü  aevi  s.  y. 
iipocrlsiarinsc.  ed.  Henschel  'Paris  1840.)  1,  317.  f. 

*)  Duo  qaippe  sunt,  Imperator  augnste,  quibus  principaliter  hie 
mondus  regitnr ,  anctorltas  sacra  pontificum  et  regalis  potestas,  in 
Vdbos  tanto  graylns  est  pondus  sacerdotnm,  quanto  etiam  pro  ipsis 
ngibns  Domino  in  divino  redditnri  sunt  examine  ratxonem.  Nosti 
•tiaoi  . . .  qnod  Ijleet  praesideas  humano  generi  dignitate  rerum  tamen 
insRiIibiu  diTiöarnm  derotus  colla  submittis,  atque  ah  eis  cansas 
..tsie  laintii  expetis,  inque  sumendis  coelestibus  sacramentis  eisqne,  ut 
coiapetit,  disponendis  subdi  te  deberi  cognoscis  religionis  ordine  potius 
|iaa  praeesse.  c.  10.  Dist.  XCVI.  —  Vgl.  Ambrosins,  Ep. 
^  na  19. :  »Nee  mihi  fas  est  tradere  (sc :  Kirchen)  nee  tibi  accipere, 

isiperator,  expedit Adlegatur  imperatori  Heere  omnia;  ipsius 

eue  UDiyersa.  Respondeo:  noli  te  grayare,  Imperator,  ut  putes,  te  in 
ea,  qsae  diyina  sunt,  imperiale  aliquod  jus  habere:  noli  te  extollere, 
Nd  Bi  yis  diutius  imperare ,  esto  Deo  sabditos.     Est  scriptum :  qnae 

2* 
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Fast  schien  es,  als  ob  dem  römischen  Stuhl  der  Geist 
der  römischen  Jorisprudenas,  welche  nicht  philosophisch  zer- 
splitterte, sondern  systematisch  zusammenfasste ,  und  den 
Rechtsgedanken  hervorkehrte,  auch  jetzt  noch  nicht  ver- 
lassen habe  ') ,  als  ob  ihm  die  Kräfte  der  Barbaren  zu- 
wüchsen, die  er  nicht  durch  die  Gewalt  der  Waffen,  sondern 
durch  die  Macht  seiner  Bildung,  seines  Geistes,  seiner  Po- 
litik unterworfen  und  zurückgewiesen  hatte  '). 

Aber  dennoch  machte  das  byzantinische  Eaiserthum, 
welches  in  der  pragmatischen  Sanction  Justinians')  den 
römischen  Bischof  mit  allen  Stadtbischöfen  auf  völlig  gleiche 
Linie  stellte  ^)|  von  Zeit  zu  Zeit  sein  Joch  der  Kirche  fühl- 
bar ^}|  wiesen  die  Massregeln  barbarischer  Könige  ®)  auf  die 
Unhaltbarkeit  noch  so  consequenter  Theorien  hin  ^),  und  als 
endlich  die  bilderstürmerische  Ketzei*ei  des  byzantinischen 
Hofes  das  letzte  Bindeghed  mit  dem  römischen  Stuhle  zer- 
riss  ®),  hatte  die  Noth  der  Verfolgung  diesem  einen  neuen 
staatlichen  Oberherm  creLeben. 


I 


Dei  Deo,  Quae  Caesaris,  Caesari.  Ad  imperatorem  palatia  pcrtinent, 
ad  BaoJBrdotem  ecclesiae:  publioomm  tibi  jus  moeniuzn  commissum  est, 
non  8acrorum.c  (Venet  17G1.)  S,  90G.  —  Vgl.  auch  Pich  1er  a.  a.  0. 
1,  75. 

>)  Hundeshagen  in  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  1,  251.  ff. 

')  Vgl.  GregoroYius,  Geschichte  der  SUdt  Rom  (Stuttgart 
1859.)  1,  104.  Reumout,  Gesch.  d.  Stadt  Rom  (Berlin  1667.}  2, 
19.  f. 

')  Corp.  iur.  civil,  ed.  Kriegcl  3,  735.  f. 

*)  GregoroTius,  a.a.O.  1,  464.  f.  Hegel,  Gesch.  d.  St&dte- 
verf.  V.  Italien   (Leipzig  1847.)    1,  128.  ff.    Daxmann  a.  a.  0.  1,  36. 

')  ich  erinnere  au  Justin  ians  s.  g.  Dreikapitelstreit,  aber  wel- 
chen vgl.  R 11" fei  a.  a.  0.  459.  ff. 

^)  Theoderich  warf  den  Papst  Johann  bis  ans  Lebensende 
ins  GelUngniss,  und  befahl  die  Wahl  Felix  IV.,  Gregorovius 
a.  a.  0.  1.  315.    naxmann  a.  a.  0.  1,  29.  f. 

^)  Vgl.  den  Schluss  der  IV.  Rom.  Synode  t.  J.  602:  »non 
licuit  laico  (dem  Könige  Odoaker)  statuendi  in  ecclesia  praeter  Pa- 
pam  Romanum  habere  aliquam  potestatcm,  cui  obsequcndi  manet  ne- 
cessitas,  non  auctoritas  imperandi  (c.  23.  C.  XXVI.  qu.  7.) 

^)  Nicht  mit  Unrecht  bezeichnet  Gregorovius,  a.  a.  O.  2, 
269.  den  Bilderstreit  als  Symbol  des  tieferen  Streites  zwischen  der 
Kirche  und  dem  absoluten  Staatspriucip.  Vgl.  auch  Baur,  die  christl. 
Kirche  d.  Mittelalters  (Tübingen  1861.)  90. 
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ÄlsCliIodovech  in  der  Schlacht  gegen  die  AI  lern  an- 
n  e  n  zum  orthodoxen  Christenthum  übergetreten  war,  wurde 
das  Uebergewicht  desselben  im  Abendlande   ontachieden  ^). 

Sein  beständig  wachsendes  ßeich|  welches  die  übrigen 
germanischen  Staaten  allmählig  venchlangy  masste  die 
Beziehungen  zur  Kirche  regeln. 

Das  Ansehen  derselben  war  in  der  Periode  der  Völker- 
wanderung nur  gewachsen. 

Eine  germanische  Nation  nach  der  anderen  hatte  sich 
aber  die  Länder  ergossen,  sie  eine  Zeit  lang  besessen  und 
dann,  sei  es  dem  Wandertriebe  folgend,  sei  es  durch  neue 
Ankömmlinge  gedrängt,  diesen  wieder  Platz  gemacht. 
Allein  die  Kirche  hatte  in  der  Bewegong  ein  stabiles 
F.Iement  abgegeben,  und  unwandelbare  Festigkeit  bewährt  *). 

Nicht  nur  ihren  Anhängern  war  sie  Schutz  und  Bei- 
stand gewesen,  auch  den  heidnischen  Barbaren  hatte  sie 
Achtung  abgewonnen. 

So  waren  denn  die  kirchlichen  Organe  ftir  das  neu 
begründete  fränkische  Reich  ein  wesentliches  Element,  wel- 
ches die  unterworfenen  Völker  dem  fränkischen  Regimente 
gemäss  stimmen  konnte,  und  dessen  Einfluss  für  dasselbe 
gewonnen  werden  musste  '). 

Eine  schonungsvclle  Behandlung  der  Bischöfe  war  die 
erste  Consequenz  dieser  Sachlage,  ein  immer  erneuter  Ver- 
such, die  Kirche  in  den  Kreis  der  staatliohen  Botmässigkeit 
zu  ziehen,  um  ihrer  auf  alle  Fälle  versichert  zu  sein,  die 
andere. 

So  finden  wir  einerseits,  dass  die  Bischöfe  nicht  auf 
ihr   kirchliches  Regiment    beBchränkty   aondern   dass  ihnen 

1)  Vgl.  B  0  r  n  h  a  k,  Öeich.  d.  Flinken  unter  den  Merovingern 
:Greif8wald  1863.)  1,  2i^g.  .^-      '"      \ 

*)  Vgl.  LObelly  CÜE^Kor  Ton  TÖnra  n.  seine  Zeit  (Leipzig  1839.) 
316.  ff. 

')  Vgl  die  EpistoUS.  Remigii  ad  Chlodv.  bei  Bou- 
qaet»  Becseil  des  ffiitoriens  des  Gaules  (Paris  1738.  ff)  4,  51:  »Sa- 
eerdotSnu  tids  honorem  debeUi  referre,  et  ad  eorum  consilia  semper 
^^d  si  bene  cmn  Ulis  convenerit,  protiucia  tua  melius 


\ 


22  Einleitang. 

auch  poliÜBche  Fragen  zur  Beurtheilung  vorgelegt  wurden  *), 
eben  um  dem  Entscheide  durch  den  kirchlichen  Beirath 
ein  erhöhtes  Ansehen  in  der  Meinung  des  Volkes  zu  geben. 
Wir  seheni  dass  der  Staat  sich  willig  zum  Executor  kirch- 
licher UrtheilssprUche  herbeilftsst  %  die  Vorrechte  der  Oeist- 
liohkeit  respectirt;  diese  mit  Reichthümern  überhäuft ') ,  ja 
dass  Chlotar  I.  i.  J.  660  den  Bischöfen  die  Befugniss  giebt, 
gegen  jedes  ungerechte  Urtheil  eines  weltlichen  Richters 
einzuschreiten  ^). 

Dagegen  suchten  die  Könige  ihre  Einwirkung  anderer- 
seits dadurch  zu  bethätigen ,  das»  sie  vor  allen  Dingen  die 
bischöflichen  Stühle  mit  Männern  besetzten,  von  denen  auch 
äussersten  Falles  keine  Opposition  zu  berdrchten  war,  und 
die  in  ihrer  grossen  Majorität  jeden  Versuch  eines  ihrer 
Genossen ,  sich  dem  königlichen  Ansehen  zu  widersetzen, 
nicht  dulden  wüi'den  ^). 

Schon  die  Synode  von  Orleans  i.  J.  511  hatte 
Chlodovech  das  Recht  zugestanden,  dass  Niemand  ohne 
seine  Bewilligung  ordinirt  werden  solle  *) ,  wie  denn  die 
Bischöfe  überhaupt  den  von  ihnen  gefeierten  „Regiontim 
praesul ,  custos  patriae ,  gentium  triumphator^^  und  seine 
Nachfolger  sich  zu  verbinden  trachteten  ^),  da  schliesslich  das 


>)  Vgl.  Gregor  ▼.  Tours,  Hist.  lib.  IV.  c.  48;  lib.  IX.  c. 
82.  etc. 

*)  Childeberti  decr.  c  2.  Mon.  Germ.  LL.  1,  9:  »Qai 
vero  episcopo  suo  nolnerit  audire  et  excommunicatus  fuerit  ...  de 
palatio  nostro  omniao  sit  extraneas  et  omnes  snas  facaltates  suis 
parentibus  legitimis  amittat,  qui  noluit  sacerdotis  sui  medicamenta  su- 
stinere.c     Vgl.  Waits,  Deutsche  Verf.Gesch.  (Kiel  1647.)  2,  856. 

')  Eine  gute  üebersicht  gibt  Q  e  r  a  r  d ,  Hist.  des  Francs  d'Au- 
strasie  (Leipzig  1861.)  1,  288.  ft 

*)  Mon.  Gorm.  LL.  1,  2.  ^  Vgl  dazu  N  and  et,  De  T^tat  des 
personnes  en  France  sons  las  rois  de  la  prem.  race  in  Hist.  et 
Möm.  de  l'instit.  royal  de  France  t.  8.  (Paris  1827.)  458. 
Waitz  a.  a.  0.  2,  866.  Rettberg,  Kircben-Gescb.  Deutschl. 
(Gottingen  1846.)  1,  289. 

^)  Uober  die  Wichtigkeit  der  Biscböfe  fttr  die  Regierung  Tgl. 
W  a  i  t  z  a.  a.  0.  2,  349. 

•)  C.  4.  bei  Sirmond  1,179. 

')  B  0  Q  q  n  e  t  a.  a.  0.  4,  52. 
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Wohlwollen  der  weltlichen  Machthaber  in  der  wilden  auf- 
geregten Zeit  die  Lebensfrage  der  Kirche  berührte  ^). 

Ueber  die  Bischofiswahlcn  war  damals  nichts  Näheres 
bestimmt  worden  *),  aber  allmählig  erwuchs  aua  dem  könig- 
lichen Bestätigungsreeht  '),  aus  der  Befugniss  die  Erlanbniss 
zar  Vornahme  der  Wahl  zu  geben  ')  eine  einfache  königliche 
Ernennung^).  Und  die  zeitgenössischen  Geistlichen  fanden 
kaum  etwas  Befremdendes  darin.  So  nennt  der  hl.  Remus 
den  König  „auctor  episcopatus^)",  so  bezeichnet  die  Vita 
des  hl.  Leodegar  die  königliche  Entscheidung  fttr  ihn 
als  den  Ausspruch  Gottes^),  und  Gregor  von  Tours^ 
welcher  erzählt^),  dass  i.  J.  562  die  Sjnode  von  Saint  es 
den  dortigen  Bischof  Emoricus  durch  den  Priester  He- 
raclius  von  Bordeaux  ersetzt  faabci  weil  jenerdurch 
ein  Dceret  Chlotars  und  ohne  Bewilligung  der  Metropo- 
liten zu  seiner  Würde  gekomnion  war,  schliesst  den  Bericht| 
wie  König  Charibcrt  auf  seinem  Willen  bestanden,  die 
Mitglieder  der  Synode  mit  Geldstrafe  belegt  und  den  He- 
raclius  auf  einem  Domenkarren  habe  in  die  Verbannung 
führen  lassen  mit  den  Worten :  Et  sie  princeps  est  ultus 
injuriam. 

Als  aber  später  die  Bischöfe  sich  endlich  ermannten, 
und  der  königlichen  Uebermacht  entgegenzutreten  wagten, 
in   dem  immerhin   noch   zahmen  Beschluss   der  Pariser 


1}  Vgl.  Löbell,  a.  a.  0.  338. 

')  Ueber  die  fraberen  Bischofswablen  vgL  Baynonard,  Hist 
du  droit  municipal  eo  France  (Paris  1829.)  1,  178. 

')  Vgl.  Lezardiere,  Thöorie  des  lois  politiques  de  la  monar- 
cbie  frau^aise    Paris  1844.)  2,  227. 

«)  Giesebrecht  zu  Gregor  v.  Toars  in  Zehn  BQcher 
Frank.   Gesch.   v.   B.   Gregor  ?.  Tours  (Berlin  1840.)  1,  167. 

'}  Vgl.  Rackert,  Gnlturgescb.  d.  deutsch.  Volkes  (Leipzig  1853.) 
2,  460.  ff.  Waitz,  a.  a.  0.  3,  861.  Phillips,  Deutsche  Gesch. 
iBerlin  1882.)  1.  673.  f.  Gnizot,  Essais  sur  l'hist.  de  France  (1824.) 
2:^8.  Rettberg,  Kirchengosch.  1,  804.  ff.  Sugenheim,  Deutsche 
Gesch.  1.  90. 

*)  Labb6,  Goncil.  4,  1608. 

^)  Bei  Du  Chesne,  Histor.  Francor.  Script.  ^Paris  1639.  ff.) 
1,  601.  Vgl.  such  Thomässin,  Vet. .  et  nova  eccl.  discipl.  F.  II. 
IIb.  3.  c.  14.  no.  A. 

•)  Hist  Üb.  4.  c  26.  bei  IHi  Chesne  a.  a.  0.  1,  316. 
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Synode  v.  J.  614,  änderte  der  königliche  Wille  die  seine 
Macht  beschränkenden  Worte  in  eine  Bestätigung  der- 
selben am  ^). 

Nicht  anders  erging  es  mit  den  übrigen  Stücken  des 
kirchlichen  Verfassungslebenk  Das  Pirincip  der  geistlichen 
Exemtion  vom  weltlichen  Forum  wird  durchbrochen*),  die 
Synoden  werden  durch  den  König  berufen  '),  ihre  Beschlüsse 
von  ihm  bestätigt^);  sie  hören  endlich  fast  ganz  auf),  die 
Bischöfe  werden  zu  Staatsbeamten,  die  Kirche  zur  Staats- 
anstalt. 

Selbst  den  römischen  Bischof  Hessen  die  fränkischen 
Könige  ilire  Obergewalt  fühlen  ^).  Es  verdient  in  dieser 
Beziehung  hervorgehoben  zu  werden,  das»  Childebert  I. 
von  Pclagius  I.  die  Nachweisung  seines  Glaubensbe- 
kenntnisses forderte^).  UndPelagius  kam  i.  J.  557  dem 
Wunsche  des  Königs  nach,,  dein,  wie  er  schrieb,  auch  wir 
durch  die  heil.  Schrift  zum  Gehorsam  verpflichtet  sind. 

^)  Der  Beschluss  lautete:  »Episcopo  decedente,  in  loco  ipsius  qni 
a  metropolitano  ordinari  dcbot,  cnm  provincialibus  a  clero  et  populo 
eligatur;  et  si  persona  condigna  fuerit,  cum  yolnntate  regia  ordinetur, 
vel  carte  si  de  palatio  eligitar  per  meritum  personae  et  doctrinac  or- 
dinotur,  Mansi  10,  548.  Statt  dessen  sezte  das  Edict  Chlotars  IL 
V.  615.  §.  I.  far  die  Worte:  »com  vohmtatc  regia«:  per  Ordinationen! 
principis  ordinetur,  Mon.  Germ.  LL.  1,  14.  —  Vgl.  Rückert 
a.  a.  0.  2,  460.  ff. 

^)  Vgl  d.  Edict  Chlotars  IL  y.  J.  614.  §.  4.  Mon.  Germ. 
LL.  1,  14.  lieber  die  Interpretation  der  Stelle  siehe  Rett  her g  a.  a. 
0.  1,  294.  f. 

^)  Vgl.  Boispielsweise  das  Oondl  v.  Orleans  511.  bei  Sir- 
mond 1.  177:  Omnes  sacerdotes,  quoa  ad  Concilium  venire  jussistls  etc. 
Gesetzlich  schrieb  es  vor  S  i  e  g  b  e  r  t  III.  050.  B  a  1  u  z  i  u  s ,  Capi- 
tularia  Reg.  franc.  (Paris  1677.)  1,  148. 

*)  Schon  das  erwähnte  Concil  von  Orleans  bestimmte:  ita  ut 
si  ea  quae  nos  statuimas  etiam  vestro  recta  esse  iu diclo  comprobantur, 
tauti  consenmis  regis  ac  domini  maiori  auctoritate  servandam  tantorum 
firmet  sentontiam  succrdotum.«  VgL  Waitz  a.  a.  0.  2,  465.  Rett- 
berg a.  a.  0.  L>,  (524. 

^)  Vgl.  den  Brief  des  Bonifa  eins  y.  J.  742.  an  d.  Papst  Za- 
ch a  r  i  a  s :  Franci  iit  seniores  dicunt  plus  quam  per  tempus  octo- 
ginta  aunorum  synodum  non  fecernnti  bei  Jaff  ö,  BibL  rer.  German. 
(Berol.  1666.)  3,  112. 

«)  Vgl.  R  e  1 1  b  e  r  g  a.  a.  0.  2,  582.  f. 

^)  Sirmoud,  Concil.  Galliae  1,  880. 
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Dies  System    erhielt   sich   aber  auch  unter  den  ersten 

Karolingern,  und  erreichte  unter  Karl  d.  Grossen  seinen 

Höhepunkt  ^).     Nur  dass  die  Unordnungen,  die  Zerrüttung 

des  gesammten  Eirchenwesens  ') ,    die  Verschleuderung  der 

geistlichen    Stellen    an    ünwürdllfe,    selbst  an  Laien'),  die 

Secnlarisationen    des    Circhengutes  ^) ,    wie   das   noch   alles 

unter  Karl  Hart  eil  stattgefunden,  durch  den  nachhaltigen 

Einflass  des  heiligen   Bonifacius^)   ein  Ende  genommen 

hatte.    Aber  auch  jetzt  wurden   die  Bischöfe   vom  Könige 

ernannt*}^  und  selbst  nachdem  ein  Gesetz  Ludwigs  des 

')  Des  Ktaigs  StelloDg  zum  Papstthum  wird  charakterisirt  anf  der 
eüen  Seite  Beispielsweise  durch  die  Instruction  des  an  Leo  III.  ge- 
ttodten  Angilbert:  »Iter  tuum  te  adducente  ad  domuum  Apo- 
BtoÜcum  Patrem  nostrum  eum  admoneas  diligenter  de  omni  hone> 
State  Titae  suae,  et  praecipue  de  sanctorum  observatione  canonum  de 
pia  8.  Dei  ecclesiae  gubernatione  .  .  .  Ingerasque  ei  saepius:  quam 
paacorum  honor  ille  quem  praesentialiter  habet,  annorum,  quam  mul- 
torum  est  perpetualiter  merces,  quae  datur  bene  laborauti  in  eo.  Et 
de  aimoniaca  subvertenda  haercsi  diügentissime  snadeas  iUi  .... 
Jaffe,  Bibl.  rer.  germ.  4,  353.  und  andererseits  durch  das  Schreiben 
Leo 's  III.  an  den  Kaiser:  »Nos  si  incompetenter  aliquid  egimus  et 
in  Bubditis  jnstae  legis  tramitem  non  conservayimus,  vestro  ac  missorum 
TeBtrorum  cuncta  emendare  volnmus  judicio  etc.  c.  41.  C.  IL  qu.  7. 
Vgl.  Leo  ly.  an  Lothar:  »De  capitulis  vel  praeceptis  imperialibus 
Testris  yestrorumque  pontificum  (lies:  imperatorum  Jaffa,  Regesta 
Homan.  Pontific.  no.  1994.)  praedecessorum  infragabiliter  custodiendis 
et  coDservandis,  qaantum  valnimus  et  yalemus  Christo  propitio  et  nunc 
et  in  acYum  nos  conservaturos  modis  omnibus  profitemur  ....  Dist. 
X.  c.  9.  —  üeber  Karls  Stellung  zu  dogmatischen  Streitigkeiten  vgl. 
Gieaeler,  a.  a.  0.  II,  1,  93.  ff. 

*)  Vgl.  Gapitnl.  y.  742.,  Mon.  Germ.  LL.  1,  16. 

')  Vgl.  den  cit.  Brief  des  Bonifacins:  Modo  autem  mazima 
ex  parte  per  ciyiiates  episcopales  sedes  traditae  laicis  cupidis  ad  pos- 
Bdendum  yel  adulteratis  clericis  scortatoribus  et  publicanis  secula- 
riter  ad  perfruendom  mit  der  Bulle  Hadrians  I.  y.  c.  775.  in  Gal- 
lia  Christiana  X.  Instr.  2.  (Paris  1751.)  S.  2. 

*)  Vgl.  Rettberg,  a.  a.  0.  1,  307.  f.  besonders  aber  G6rard, 
»•  a.  0.  2,  397.  ff. 

^)  Vgl.  Rettberg  a.  a.  0.  1,  809.  ff. 

•)  Vgl.  Rettberg  a.   a.   0.   2,   32L    Waitz  a.  a.  0.  8,   356. 
Die  Motive  des  Königs  setzt  gut  auseinander  die  Vita  Hludovici 
c.  3.   Mon.   Germ.  SS.   2,  608:    »Sciens  porro  res  sapientissimus . 
•tqae  penpicacissimns  Earolas  regnum  esse  veluti  corpus  quoddam,  et 
BOBC  iato  nunc  illo  Ineommodo  iactftri  nisi  oonsilio  et  fortitudine,  velut 
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Frommen  im  Allgemeinen  die  Wahlfreiheit  zugestanden 
hatte  ^),  selbst  unter  dem  schwächlichen  Regiment  der  spä- 
teren Karolinger  blieb  das  die  Regel  '). 

Die  Synoden  gehen  völlig  in  die  staatlichen  Rathsver- 
Sammlungen  auf),  wie  die  Kirche  in  den  Staat.  Die  Bi- 
schöfe stehen  mit  den  Qrafen  auf  gleicher  Stufe.  In  ein- 
trächtiger Arbeit  haben  beide  den  Dienst  des  Königs  zu 
leisten^),  sich  gegenseitig  zu  unterstützen ,  zu  ergänzen^) 
und,  wie  das  Ludwig  derFromme  vorschrieb,  zu  con- 
troliren  *).  • 

Ja  dies  Ineinandergreifen  von  Staat  und  Kirche  wurde 
als  ein  unabänderliches  Stück  der  fränkischen  Politik,  als 
Grundlage  von  des  Reiches  Wohlfahrt  selbst  von  der  Kirche 
respectirt  ^). 

quibusdam  sanitas  medicis  accepta  tntetur,  cpiscopos  qnidem  modo 
quo  oportuit  sibi  devinxit.c 

0  Cap:  817.  c.  2.  Mou.  Germ.  LL.    1,  206. 

*)  Vgl.  DQmmler,  Gesch.  d.  ostfr&nk.  Reiches  (Berlin  1662.  f.) 
1,  860.  ff. 

')  Rettberg  a.  a.  0.  2,  626.  f.  Seit  dem  J.  811.  erfolgte  erst 
wieder  die  Theilung  in  eine  geistliche  und  weltliche  Bank,  M.  Germ. 
LL.  1,  166. 

*)  Vgl.  Cap  it.  V.  789.  c  61.  im  Mon.  Germ.  LL.  1,  68:  üt  pax 
Bit  et  concordia  et  unanimitas  com  omni  populo  Christiane  inter  epis- 
copos  abbates  comites  jadices  et  omnes  ubiqae  seu  migores  seu  mi- 
nores personas.  —  Vgl.  W  a  i  t  z  a.  a.  0.  8,  859. 

^)  Gap.  Lang.  y.  J.  802.  c.  6.  Mon.  Germ.  LL.  1,  104:  cVo- 
Inmus  ot  episcopi  et  comites  concordiam  et  dilectionem  inter  se  ha- 
beant,  ad  Dei  et  s.  ecclesiae  protractatum  peragendum,  ut  episcopas 
suo  comiti,  ubi  ei  necessitas  poposcerit,  adjutor  et  exhortator  existat, 
qualiter  suum  ministeriam  explere  possit.  Similiter  et  comis  faciat 
contra  suum  episcopnm  at  in  omnibut  Uli  adjutor  sit,  qualiter  infra 
suam  parochiam  canonicom  possit  adimplere  ministeriam.« 

*;  G  a  p  i  t.  A  q  a  i  s  g  r.  625.  c.  14.  M  o  n.  G  e  r  m.  LL.  1,  244 : 
»^olumuB  studere  et  aut  per  clamatores  aut  per  alia  quaelibet  certa 
inditia  ant  per  missos  nostros  quos  ad  hoc  ordinarerimus,  qualiter 
nnnsquisque  in  hoc  certare  stnduerit,  et  per  commune  testimoniumi 
id  est  episcoporum  de  comitibus,  comitom  de  episcopis  comperirc,  qua- 
liter scilicet  comites  justitiam  diligant  et  faciant,  et  quam  religiöse 
episcopi  conTeraentur  et  praedicent,  et  ambornm  relatu  de  alionxm 
fidelium  in  suis  ministeriis  eonsistentiam  aequitate  et  pace  atque  con- 
cordia cognoseer«.« 

^)  Vgl  Gonst  Wormat  829.,  wo  die  Vorstellong  der  Bischöfe 
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• 

Die  Frage  ob  im  fränkischen  Reiche  ein  Recurs  an 
den  Staat  wegen  Missbrauches  der  geistlichen  Amtsgewalt 
stattgefunden  habe,  muss  demnach  ganz  nach  den  oben  von 
uns  für  das  römische  Reich  als  massgebend  erklärten  Grund- 
sätzen beurtheilt  werden. 

Freilich  konnten  auch  jetzt  die  Geistlichen  den  Be- 
reich der  ihnen  zugestandenen  Befugnisse  überschreiten 
und  ihr  Amt  missbrauchen  ^),  aber  der  Recurs  der  dagegen 

in  c  6.  damit  schliesst  (Mon.  Oerm.  LL.  1,  849.):   »Verum   tarnen 

qoia  noTimns.  statam  baiut  regni  sab  tali  conditione  et  teneri  et  cre* 

Tisse  atqae  dilatatom  esse,  et  a  pradentissimis  sanctisqae  predccesso* 

ribas  nostris,  sive  scilieet  ab  episcopis  sive  a  principibus,  banc  causam 

(d.  i.  das  Ineinandergreifen  von  Staat  und  Kircbe]  ex  toto  correctam 

non  fuisse,   propter  baec  qnae  suo  tempore  dici  possunt,   et  pondus 

taotae  considerationis  parvitatis  nostre  vires  excessit  ....   ideo  haec 

ooogruentiori  et  aptiori  tempore  .  .  .  tractanda  ac  consideranda  distu- 

limas.    Vgl.  Waitz  a.  a.  0.  3,  362.   —   Dass  die  kirchljcben  Befug- 

lusse  des  Königs  nicbt  angezweifelt  wurden,   zeigt  das  Sendschreiben 

der  Mainzer  Synode  ▼.  J.  813.  an  Karl  bei  Hartzheim,  Goncilia 

Qermaniae  l,  405,  als  an  den  »Sanctae  ecclesiae  tarn  pium  ac  devotum  in 

«erritio  Dei  rectorem.    Vgl.  die  Synode   v.  Arles  818.  bei  Mansi 

14,62.  —  Alcuin,  Ad?.  Elipantum   Hb.  1.   c.  16.   nennt   den  König 

»PoDtifex  in  praedicationec ,  Opera  (Ratisbonae  1777.)   1,  882;   der 

Mon  ach  US  Sangallensis  lib.  1.  c.  26:  »episcopus  episcoporumc, 

bei  Ji ff 6,  Bibl.  rer.  Germ.  4,  655.   —   Aehnliche  Bezeichnungen  fQr 

diesichsischen   Könige,    (Vicarins   dei,  Vicarins  Christi,  Caput 

Eedetiae^  f&hrt auf  Giesebrecht,  Deutsche  Gesch.  (Braunschweig 

1863.)  2,  599. 

*)  Vgl.  Capit  Aquisgr.  81 L  ~  Die  Gebrechen  des  damaligen 
Kirehenwesens  zeichnet  Karl  selbst  in  dem  Capit  ▼.  J.  811.  in 
Mon.  Germ.  LL.  1,  166.  f.,  dessen  Fragen,  wie  G^rard,  a.  a.  0. 
3, 297.  mit  Recht  bemerkt ,  beissenden  Epigrammen  gleichen.  So :  5. 
loqoirendnm  etiam,  si  ille  seculum  dimissum  habeat,  qui  cotidie  pos- 
KMiones  snas  augere  q^uolibet  modo,  qualibet  arte  non  cessat,  suadendo 
^  codestis  regni  beatitudine,  comminando  de  aeterno  snpplicio  inferni, 
^  nb  nomine  Dei  et  aut  ci^uslibet  sancti  tarn  divitem  quam  pauperem, 
loi  linplidores  natnrae  sunt,  et  minus  docti  atque  cauti  inveniuntur, 
^  rebus  suis  exspoliant,  et  legitimes  heredes  eorum  exheredant,  ac  per 
^  plerosqiM  ad  flagitia  et  scelera  propter  inopiam,  ad  quam  per  hoc 
'^t  de?olnti »  perpetranda  compellant,  ut  quasi  necessario  furta  et 
teodnia  ezerceant,  cui  paterna  rerum  hereditas,  ne  ad  eum  perre- 
>^  ab  alio  praerepta  est  6.  Iterum  requirendnm,  quomodo  seculum 
.*  Kttqiiiasel,  qui  copiditato  ductns  propter  adipiscendas  res,  quas  alium 
^  possidentem ,  homines  ad  perjnria  et  falsa  testimonia  praedo 


,t|^'V'  /-Vjg  if     ,^/r_^.J 
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in  der  That  an  den  weltlichen  Fürsten,  als  den  Richter  auch 
über  die  Bischöfe  ^)  gewährt  wurde  *)  erinnert  doch  wesentr 
lieh  an  die  heutigen  Competenzconflicte ,  wo  auch  zwei 
staatliche  Gewalten,  die  ihre  Autorität  aus  derselben  Quelle 


eonducit,  et  advocatum  sive  praepositum  non  jostam  ac  Deum  timenteiHy 
sed  crudelem  ac  cupidam  ac  perjuria  parvipendentem,  inquirit,  et  ad 
inquisitionem  rerum  non  qualiter,  sed  quanta  adquirat.  8.  Miramur 
unde  accidisset,  ut  is  qui  se  confitetur  seculum  reliquisse,  neque  om- 
nino  Yult  consentire,  nt  ipse  a  quolibet  secularis  vocetnr,  armatos  ho- 
mines  velit  et  propria  retinere,  cum  ad  eos  qui  nondnm  in  totum  se- 
culum renunciavcrint,  hoc  pertineat:  ad  ecclesiasticos  vero,  quomodo 
juste  pertineat,  penitus  ignoramus,  nisi  illi  nobis  insinuayerint  qui  haec 
quasi  licita  usurpare  non  dubitantc 

^)  Schon  unter  den  Merovingern  erkannte  die  Kirche  selbst  die 
Jurisdiction  des  Königs  Ober  die  Bischöfe  an;  vgl.  die  Worte  des 
Gregor  v.  Tours  bei  der  Verhandlung  Ober  den  Prae textatus, 
B.  V.  Rouen,  bei  Du  Cbesne  1,  335.  ff.  lib.  5.  C..19. :  »Si  quis  de 
nobis,  o  Rex,  justitiae  tramitem  transcendere  voluerit,  a  te  corrigi 
pote8t.c  Nicht  minder  unterwarfen  sich  die  Päpste  dem  kaiserlichen 
ürtheü,  Ygl.  den  Reinigungseid  Leo 's  III.  gegenüber  Karl  dem  Gr. 
bei  Jaffd,  Bibl.  rer.  4,  378.,  des  Paschalis  vor  den  Gesandten 
Ludwigs  d.  Fr.,  Vita  Hludovici  c.  25.  Mon.  Germ.  SS.  2,  619. 
—  Vgl.  auch  besonders  Weiz 8 &ck er,  inZtschr.  f.  d.  histor.  Theo- 
logie (Gotha' 1868).  S.  372.  Hinschius,  Decretales  Pseudo-Isido- 
rianae  (Lipsiae  1863.)  GGXXI.  ff. 

')  Der  Beschluss  der  Synode  v.  Paris  v.  614.  c.  3.,  Mansi 
10,  540.  zeigt,  dass  der  Recurs  an  den  Forsten  schon  sehr  früh  und 
sehr  häufig  ergriffen  wurde.  Es  wird  bestimmt:  »üt  si  quis  clericus 
.  .  .  conterapto  episcopo  suo  ad  principem  ....  ambuiarit,  vel  sibi 
patronos  elegerit,  non  recipiatur,  praeter  ut  yeniam  debeat  promereri.« 
Das  Edict  Gklotars  IL  y.  614.  in  Mon.  Germ.  LL.  1,  14.  §.  3. 
fügte  beschränkend  hinzu:  »et  si  pro  qualibet  causa  principem  expe- 
tierit  et  cum  ipsius  principis  epistola  ad  episcopum  suum  fuerit  re- 
yersus,  excusatus  recipiatur.  —  Vgl.  aber  weiter  Conyentus  ap. 
Pistas.  869.  c.  7.  Mon.  Germ.  LL.  1,  510.:  »üt  si  episcopi  suis 
laicis  injuste  fecerint,   et  ipsi  laici  se  ad  nos  inde  reclamaverint,   no- 

strae  regiae  potestati episcopi  obediant,   ut  secundum  sanctOB 

eanones  et  juxta  leges  quas  ecclesia  catholica  probat  et  seryat,  et  se- 
cundum capitula  ayi  et  patris  nostri  hoc  curare  emendentc  VgL 
Waitz  a.a.O.  4,  375.  f.  Laurent,  Les  Barbares  et  le  Catho- 
licisme  (Paris  1864.)  286.  Ein  sehr  interessantes  Beispiel  eines  an 
Karl  d.  Gr.  genommenen  Recurses  in  dem  Streit  zwischen  Theodulf 
und  Albinas  bei  Baluzius,  Gapit.  1,  413.  ygl.  G6rard  a.  a.  O. 
2,800. 


V 


Einleitung.  29 

ableiten,    von  dieser  die  Gränzcn  ihrer  Wirksamkeit  zuge- 
wiesen erhalten  ^). 

IV. 

Aach  unter  den  Sächsischen  Königen  änderten 
sich  die  deutschen  kirchlichen  Verhältnisse  in  ihren  Bezie- 
hungen zum  Staate  nicht  wesentlich. 

Mochten  auch  in  der  Zwischenzeit  die  Pseudoisido- 
risehen  Decretalen  den  Widerspruch,    der  zwischen  den 
fränkischen   Zuständen   und    der   kanonischen  Ordnung  ob- 
waltete, scharf  gezeigt  *) ,    die  Superiorität  der  Kirche  über 
die  staatliche  Gewalt   durchweg  behauptet,   den    römischen 
Primat  energisch  gestützt  haben,    mochten  diese  Lehren  in 
den  Sympathien  manches  deutschen  ')  und  jedes  römischen 
Bischofes  lebhaften  Wiederhall  finden,  imd  die  Möglichkeit 
ihrer  Erreichung  sich  unter  den  schwachen  Ausläufern  der 
Karolinger  als  nicht  allzuschwierig  gezeigt  haben :  der  Act 
der  Befreiung  auch   der  deutschen  Kirche   konnte  nur  von 
Rom  aus  unternommen  werden,  während  die  Schwäche  und 
Verworfenheit    der     damaligen     römischen    Bischöfe     auch 
wackeren  und  kirchlichgesinnten  Männern  die  Ueberzeugung 
aufdrängte,   dass   dem  Papstthum  selbst   die  weltliche  Auf- 
sicht noth  thue  *). 

Indem  Otto  I.  die  Lombardei  eroberte,  und  die  Kaiser- 
würde wieder  erwarb,    verband  er   das  deutsche  Reich  mit 


*)  Dass  die  Gerichtsgcwolt  des  Königs  jeder  anderen  als  Quelle 
dieLte,  führt  näher  aus  Waitz,  a.  a.  0.  4,  400.  ff. 

"j  Hin  seh  i  US  a.  a.  0.  CCXXIII.  flf.  —  Namentlich  wird  hervor- 
gehoben, dass  Dischöfe  nicht  von  Laien,  also  auch  nicht  vom  Könige 
gerichtet  werden  können.  Vgl.  Beispielsweise  Ep.  Pii  Papae  c.  4.. 
Bei  Hinschius  a.  a.  0.  117:  Episcopi  antem  a  deo  sunt  judicandi 
qui  eo8  sibi  oculos  clegit ;  nam  a  subditis  ant  pravae  vitac  hominibus 
um  sunt  arguendi  vel  accusandi  aut  lacerandi.  —  Siehe  auch  Haur, 
•.  I.  0.  94.  ff. 

^)  üeber  die  Theorien  des  Hinkmar  v.  Rhcims  vgl.  Weis- 
i&cker  a.  a.  O.  370.  ff. 

*)  Vgl.  Anxilias,  Infens.  et  Defens.  c.  ä8.:  Proinde  neeasBe 
etf»  ot  anctore  deo  congregetur  uiuYenale  concilium  et  ad  instar  magni 
CootUntiDi  iotersit  regis  praesentia  et  tunc  iBtinsmodi  scandalum  m« 
dabitiir  et  eocteaiae  paz  instaorabitiir.c  —  DQmmler,  Auxilius  o. 
YnlgirinB  (Ltipzig  1866.)  25. 
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Rom,  und  die  starke  Gewalt,  welche  die  Feinde  des  Reiches 
zu  Paaren  getrieben  hatte,  wuöste  auch  den  römischen  Stuhl 
in  BotmäsBigkcit  zu  halten. 

Bis  zu  H rin  r  i eh  III.  Tode  bestieg  manch'  treflFlicher 
Mann  rlen  päpstlichen  Thron ,  und  doch  fast  keiner ,  der 
dem  Kaiser  offen  entgegengetreten  wäre.  Hat  doch  Hein- 
rich III.  selbst  die  Einheit  der  Kirche  gerettet,  und  drei 
Päpste  ernannt  und  abgesetzt. 

Innerhalb  des  deutschen  Reiches  war  die  Bedeutsam- 
keit der  Eärche  ständig  gestiegen. 

Seitdem  die  Eiblichkeit  der  grösseren  weltlichen  Lehne 
üblich  geworden ,  und  die  früheren  abhängigen  Reichsbe- 
amten sich  die  Stellung  von  Reichsfürsten  zu  erwerben  an- 
fingen, war  die  Kirche  das  Schoosskind  der  königlichen 
Politik  geworden  *). 

Alle  Rechte,  die  das  Imperium  zu  verleihen  hatte,  wur- 
den den  Bischöfen  am  liebsten  übertragen  *) ;  Wälder  und 
Felder,  Städte,  Dörfer,  Forst-  und  Bannrechte,  selbst  Comi- 
tate  und  Herzogthümer  fielen  der  Kirche  zu.  Nicht  nur 
dass  die  Frömmigkeit  in  dergleichen  Begabungen  Genüge 
fand,  auch  die  Staatsweisheit  schien  sie  zu  erfordern. 

Wurde  doch  nach  dem  Ableben  des  jeweiligen  durch 
die  königliche  Gnade  beschenkten  Kirchenfürsten,  das  Amt 
nicht  auf  einen  Nachfolger  übertragen,  der  es  mit  deiner 
Macht  auch  zum  Schaden  der  königlichen  Befugnisse  aus- 
nutzen konnte,  sondern  dem  Könige  Gelegenheit  gegeben, 
aufs  Neue  Talent  und  Verdienst  mit  seiner  Gunst  zu  be- 
lohnen und  an  seine  Person  zu  knüpfen.  Jedes  königliche 
Vorrecht  oinem  deutschen  Bischöfe  verliehen,  war  einmal  in 
erprobte    und    treue  Hände   gelegt,  und   diente  dann  noch 


I 


')  Vgl.  Giescbrecht,  Deutsche  Gesch.  2.,  74.  f.  1,  440. 
Ficker,  Reinald  v.  Dassel  (Köln  lefjO.)  80. 

*)  Vgl.  Helmold,  Chron.  Slavor.  üb.  1.  c.  69.  bei  Leibnits, 
SS.  Rer.  Brunsv.  (HannoT.  1710.)  2,  594:  Neqao  imperatores  digQia- 
simi  leTitate  obI  sunt,  ut  episcoporum  domini  Tocarentnr,  sed  com- 
peosavemnt  noxam  hano  amplinimi  regni  divitiis,  quibui  ecclesia  eo- 
piosiua  aacta,  decentiui  honestata,  Jam  non  vile  repntet  -ad  modicam 
ceaine  intjectionii  nee  erabemsit  oni  inclioari,  per  qaem  pouit  In 
moltoB  domlnari. 
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als  Mittel,  auch  künftighin  die  Stütze  der  königlichen  Macht 
den  weltlichen  Fürsten  j^egcnüber  zu  werden.  Darum 
hielten  auch  die  Könige  au  der  Befugnis« ,  die  Bischöfe 
zu  ernennen,  so  unwandelbar  fest  *),  darum  suchten  sie  vor 
allen  Dingen  Männer,  die  schon  als  Kapellane  der  kaiser- 
lichen Politik  nahe  getreton  waren ,  auf  die  bischöflichen 
Stühle  zu  erheben  *). 

Die  Bischöfe  aber  sahen  sich  wiederum  durchaus  auf 
die  Könige  angewiesen.  Nicht  nur  dass  sie  von  diesen  eine 
Summe  von  Rechten  erhielten,  deren  Nutzen  sie  wohl  zu 
schätzen   verstanden ') :   sie    fanden    auch    in    Urnen    allein 


')  Vgl.   Dönniges,   Das   deutsche  Staatsrecht  u.   die  deutsche 
ReichsTerf.  (Berlin  1842.)  509.  f.    —   Als  Heispiele   führe  ich  an   die 
Wahl  desGodehard   ▼.   Hildesheim  i.  J.  1032.,   Wolf  her! 
Tita  Godehardi  post.  c.  5.    Mon.  Germ.  SS.  11,  204.,  Bernhards  t. 
H&lberstadt  923.,  Thietmar,  Ghron.  lib.  1.  c.  12.    Mon.  Germ. 
SS.  3,  741.,  Giselers  y.  Magdeburg,  ebendas.  1.  8.  c.  8.    M.  SS. 
3,762.   —   Als  1089.   die   Naumburger  Cleriker  den   Abt  Frie- 
drich  Y.   Goseck  gewählt  hatten,  heisst  es  Yon  Heinrich  IV., 
Mgre  tulit,  quod  sine   ejus   permissione  electus  fucrit.    Er  antwortet 
den  um  die  InYCStitur  Bittenden :  »Quoniam  quidem  contra  antecessorum 
Qo&trorum  decreta  augustorum  ad  injuriam  Romani  imperii  qualemcunque 
personam  eligerc  praesumpsistis,  tarn  regnum  quam  personam  nostram 
offendistis  etc.;  er  cassirt  die  Wahl,  Chron.  Gozeccnse  lib.  I.e.  24. 
in  Mon.  Germ.  SS.  10,  149.    Wie  principiell  aber  die  Könige  dabei 
verfuhren,   ergiebt  sich  aus  dem  Benehmen  Heinrichs  IL,  der  bei 
der  Bestätigung  frQher  ertheilter  Wahlfreiheit   für    ein  Bisthum  nur 
die  Worte   einschob:    »saWo  tamen  regis  siYe  imperatoris  consensu.c 
Siehe  Hirsch,  Jahrb.  d.   deutsch.  Reichs  unter  Heinrich  IL  (Berlin 
1802.  ü)  2,  211.  407.  —  Weiteres  in  meinem  demnächst  erscheinenden 
Bache  aber  das  Recht  der  Bischofswahlen  in  Deutschland. 

')  Vgl.  G  fror  er,   Gesch.  d.    christl.  Kirche  (Stuttgart.  1841.  ff.) 
f       3, 1306.   —   Ein  charakteristisches  Beispiel,   wie  sehr  solche  Bischöfe 
^  kaiserlichen   Politik   ergeben   waren,    liefern    die   Gesta  Epp. 
Caneraccns.  lib.  3.   c.  27.    Mon.  Germ.   SS.  7,  474.     Danach 
l^ate  Qerard  y.   Gambray   (seit   1012.   BischoQ   (len  Beitrit  zu 
TOD  den  burgundischeu  Bischöfen  getroffenen  Massregel  ab,  weil 
MoeoDgruum  Yideri  si  quod  regalis  juris  est  sibi  Yindicare  praesump- 
^ttritf   V|^  aöeh  Gf  rörer,  Papst  Gregorias  YII.  und  sein  Zeitalter 
.(Ichi&MKD  1858.)  6,  87. 

^t  VTgL  auMntlich  was  die  Vit*  Meinwerci,  Mon.  Germ. 
4t  11,  UM.  ü  ^  dieiem   Bischöfe  ▼.  Paderborn  enählt    Die         « 
^ita  JB Af tfttjkil e i  ep.  Leodiengia  (0.&.IOO6.)  rtüimtfon diesem: 
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Schutz  gegen  die  Eifersucht  der  weltlichen  Fürsten.  Denn 
diese  durchschauten  das  dünne  Gewebe  der  kaiserlichen 
inneren  Politik;  sie  sahen,  dass  in  den  Bischöfen  ihnen 
Nebenbuhler  gross  gezogen  wurden ,  und  erblickten  in  je- 
dem Kirchenfiirsten  ein  hassenswerthes  blindes  Organ  des 
kaiserlichen  Regiments  ^). 

Der.nooh  ging  auch  in  dieser  Periode  des  kirchlichen 
und  staatlichen  Zusammenhanges  *)  die  alte  Lehre  von  der 
Superiorität  der  Kirche  nicht  völlig  verloren.  Sie  zeigte 
sich  in  dem  Decrete  Nikolaus  1.,  das  die  Papstwahl  dem 
kaiserlichen  Einflüsse  enthob"),  sie  spiegelte  sich  in  den 
Worten  des  Wazo  von  Lütt  ich,  der  die  Macht  des  Kaisers 
auf  das  Weltliche  beschränkt  wissen  wollte  *),  sie  bricht  her- 
vor aus  der  Kanonensammlung  des  Burchard  von 
Worms,  der  Pseudoisidorische  Stücke  wohl  nicht  ohne 
Absicht  recipirte  *). 


Non  enim  in  adquireudis  manicipüs  vcl  grege  militam  operam  aclhi- 
bebat,  ut  plcrisquc  episcopis  est  cousuetudoi«  M o n.  Germ.  ÖS.  4, 
725.  Von  Arnulf  v.  Halberstadt  heisst  es  beim  A n n a I. 
S a X 0  ad  a  99ü.  M o n.  6 e r  m a n.  SS.  ü,  641 :  er  erwarb  für  den 
beil.  Stephan  1200  Hufen.  Wie  viel  er  au  Mühlen.  Plätzen,  Wiesen, 
WDldoru  und  Salzgrubcn  erworben  hat  »cxplicare  nequimusc. 

1)  Y^\.  Adum.  Bremens.  Lib.  2.  c.  IG.  M o n.  Germ.  SS. 
7,  823:  »Ex  illo  tempore,  quod  Dux'  constitutus  est  in  hac  regione 
nunquam  discordia  cessavit  inter  geminas  domus ,  sc.  Archiepiscopi  et 
Ducis.  Ulis  impugnantibus  regem  et  ecclesiam ,  istis  pro  salute  ec- 
clesiae  certantibus.«  Eben  das.  lib.  3.  c.  5.  M.  G.  SS.  7,  337: 
»Ajunt  tiernardum  duccm  saepc  dixisse,  illum  (EB.  Adalbert  v.  Bremen) 
quabi  cxploratorem  pusitum  in  has  rcgioncs,  qui  infirma  terrae  alieni- 
genis  et  C  a  e  s  a  r  i  esset  proditurus.«  —  Vgl.  auch  Montag,  Gesch. 
d.  deutschen  Staatsbürger].  Freiheit.  (Bamberg  u.  Würzburg  1612.)  U, 
1,  17.  ff. 

')  Vgl.  die  charakferibtische  Veränderung  des  obcu  citirten  Briefes 
des  G  e  1  a  s  i  u  s  in  der  Trk.  Heinrichs  HI.  bei  IT  s  s  e  r  m  a  n  n, 
Episcop.  Bamberg.  (S.  Blas.  1802.)  Prob.  ]>.  23 :  »Duo  sunt  quibus  s. 
Dei  ccclesia  specialiter  regitur;  imperialis  potestas  ot  pontificalis  ano- 
toritas. 

*)  Die  Literatur  darüber  ist  angegeben  bei  Oiesebrecht,  & 
«.  0.  3,  1053. 

*)  Anselmi,  Gesta  epp.  Leodiens.  c.  68.  Mon.  Germ.  SS. 
7,  324. 

f)  8o  üb.  l.  c.  IG.  (Anaclet:  Bischöfe  nur  anter  Vollmacht 
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Je  mehr  die  Kaiser  das  Ansehen  des  römischen  Stuhls 
durch  die  TreflElichkeit  der  Männer  hoben,  die  sie  auf  den- 
selben gesetzt  hatten,  und  deren  Tugenden  und  Vorzüge 
auf  ihre  Würde  selbst  wieder  einen  hellen  Strahl  zurück- 
warfen f  je  mehr  sie  die  Sitten  der  Geistlichkeit  zu  dem 
apostolischen  Vorbilde  zurückzuführen  strebten,  um  so  mehr 
wurde  das  Bewusstsein  der  Körperschaft  gehoben ,  welche 
doch  auch  die  gesammte  Bildung  der  Zeit  in  sich  ver- 
körperte ^). 

Es  bedurfte  nur  des  rechten  Mannes,  um  die  Theoriei 
welche  durch  die  Kaiser  selbst  der  ELirche  wieder  in's  Be- 
wusstsein gerufen  war ') ,  neu  zu  beleben :  es  bedurfte  nur 
des  rechten  Zeitpunktes,  diese  Theorieen  in's  Leben  au 
fähren. 

Der  erstere  fand  sich  in  Gregor  VII.,  der  letztere  in 
dem  Regierungsantritt  des  deutschen  Königs  Heinrich  IV. 

Man  darf  den  einen  weder  anklagen,  dass  er  die  An- 
sprüche nach  der  Herrschaft  erhob,  noch  den  anderen  anfein- 
den, dass  er  nicht  gutwillig  nachgab. 

Wollte  der  Papst  die  Bischöfe  vom  Reiche  loslösen,  so 
wurde  damit  der  ganzen  bisherigen  Politik  der  deutschen 
Könige  der  Todesstoss  versetzt.  Umsonst  hatten  sie  dann 
das  Ansehen  der  Bischöfe  so  principiell  gesteigert,  ver- 
geblich die  wichtigsten  Rechte  des  Reiches  den  kirchlichen 
Würdenträgem  überlassen.  Zwischen  der  von  ihnen  gross- 
gezogenen  bischöflichen  und  der  trotz  ihnen  grossgewordenea 
fürstlichen  Macht  standen  sie  wehrlos,  ein  Spielball  der 
Parteien. 

Gregor   aber  andererseits   zog  nur  die  Consequenz 


des  Papstes  xa  consecriren)  c.  7.  (C  0  e  1  e  8 1  i  n  fiber  Biscboüiwahlen). 
Vgl.  Gerh.  ▼.  Mastricht,  Hist.  iur.  eccl.  (Halae  1705.)  287.  f . — 
VgL  N  i  t  z  B  c  h ,  MiniBterialit&t  and  Bttrgertham  (Leipzig  1859.)  183.  ff. 
Zu  weit  geht  G  fror  er,  EircheDgesch.  4,  177.  und  Gregor  YII., 
e,  117. 

0  ygl.  Desid.  Gasin.  Dial.  III:  haic  successit  Leo  ...  vir 
.  .  .  omnique  ecclesiastica  doctrina  apprime  emditns  ac  qai  qaemad- 
Modom  scriptum  est,  coepit  invocare  nomen  domini.  VgL  Meltzer, 
P^st  Gregor  Vn.  Gesetigeb.  a.  Bestreb,  in  Betr.  d.  Bischoftwahlen 
(Leipfig  18890  26. 

•)  Yi^  tteh  Giesebreoht,  a.  a.  0.  2,  452. 

IL  Friedberg,  D.  Miflsbr.  d.  geUU.  Amtisewalt.  ^ 
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eines  Principes,  das  immer  vorhanden  gewesen  war  ^), 
welches  zeitweise  verdunkelt  und  folgenlos  gelassen, 
von  der  Kircha  aber  im  Mittelalter  dauernd  nicht  auf- 
gegeben werden  konnte,  wenn  nicht  die  gesammte  Bildung 
und  das  geistige  Gut  der  Menschheit  unter  die  brutale  Ge- 
walt und  den  damals  seiner  geistigen  Ziele  nicht  bewussten 
Staat  unterjocht  werden  sollte. 

Wäre  Gregor  VII.  nicht  mit  dem  Investiturstreite 
hervorgebrochen,  so  hätte  sich  ein  anderer  Grund  des  Con- 
flictes  später  ergeben.  Kommen  musste  der  Kampf,  und 
er  wird  nie  aufhören,  falls  die  Kirche  fUr  gut  findet  oder 
mächtig  genug  ist,  ihr  System  auch  dem  modernen  Staate 
gegenüber  zu  verwirklichen.  Denn  wie  die  Kirche  über- 
haupt ihrer  Verfassung  eine  der  Ungunst  aller  Zeiten 
trotzende  dogmatische  Unterlage  gegeben  hat,  so  beruht 
auch  das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat  für  sie  in 
letzter  Instanz  auf  dem  Dogma  der  Ordination. 

Darum  kann  auch  die  Kirche,  um  dies  gleich  vor- 
greifend zu  bemerken,  wohl  den  Zeitverhältnissen  Rechnung 
tragen,  temporis  rationem  habere,  wie  die  neueren  Concor- 
date  das  ausdrücken  ^) ,  auch  Conceasionen  machen :  aber 
ihr  Verhältniss  zum  Staate  im  Principe  vermag  sie  eben 
80  wenig  zu  ändern,  wie  das  Dogma  als  dessen  Ausfluss 
es  erscheint  ^). 


^  Selbst  diese  Conseqnenz  war  nicht  nea;  denn  schon  unter 
Tietor  II.  hatte  der  Cardinal  Humbert  sein  Werk  Contra  Simo- 
niaeos  geschrieben,  beiMartene  et  Durand,  Thesaur.  nov.  anec- 
dot.  (Lutetiae  Paris.  1717.)  5,  629.  ff.  Vgl.  Floto,  K.  Heinrich  IV. 
o.  sein  Zeitalter  (Stuttgardt  u.  Hamburg  1655.)  1,  176.  f.  Giese- 
b  r  e  c  h  t  a.  a.  0.  3,  1052.  —  Hier  stimme  ich  auch  mit  dem  sonst 
nicht  unbefangenen  Reumont,  Gesch.  d.  Stadt  Rom  2,  866.  f. 
aberein. 

'}  VgfT  eine  Anzahl  von  Stellen,  welche  Sarwey  in  der  Ztschr. 
f.  Kirchenrecht  2,  454.  ff.  anfahrt,  vgl.  Habler  ebendas.  8. 
410.  f. 

")  Durch  §.  V.  der  S  y  1 1  a  b  u  8  v.  a  December  1864.  no.  28. , 
wo  es  far  einen  Irrthum  erkl&rt  wird,  zu  behaupten:  »Romaai  Ponti- 
fices  et  Coaeilia  oecumenica  a  limitibus  snae  potestatis  recesaenm^ 
Jura  Principoa  usurparnnt,  atque  etiam  in  rebus  fidel  et  morum  de- 
flniendis  errarunt,  hat  Fius  IX.  zum  üeberfluss  die  waUgehendate» 
Ansprache  seiner  VoigOnger  legalisirt  und  durch  no.  24 :  £a  Ki  irrig, 
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V. 

Sehen  wir  jetzt  zu  diesem  Systeme  über,  so  hat  seine 
Entwickelang  mit  der  des  Begriffes  von  der  geistlichen 
Würde  im  Ganzen  völlig  gleichen  Schritt  gehalten. 

80  lange  der  Priester  als  Glied  der  Gemeinde  die 
gottesdienstlichen  Functionen  verrichtete,  stand  er  weder 
pendnlich  über  den  andern  Gemeindegliedem ,  noch  die 
Kirche  über  dem  Staate.  Sobald  man  sich  aber  den  Priester 
aU  höheres  Wesen  dachte,  dem  durch  das  Sacrament  des 
Ordo  ein  geistlicher,  unverlöschbarer  Charakter  verliehen 
würde,  durch  dessen  Vermittlung  allein  der  sündigen  Mensch- 
heit die  Erlösung  zu  Theil  werden  könne:  da  erhob  sich 
die  Slirche  in  derselben  Höhe  über  den  Staat,  wie  der 
Kleriker  über  den  Laien. 

Der  Priester,  so  lehrt  die  Kirche,  hat  die  Macht,  den 
Leib  Christi,  der  im  Himmel  nur  Einer  ist,  auf  Erden  nach 
Belieben  zu  vervielfUtigen  ^) ,  er  hat  eine  Gewalt ,  die  den 
Engeln  versagt  ist,  die  ihn  über  diese  '),  ja  wie  mittelalterliche 
üeberspanntheit  behauptete,  sogar  über  die  Jungfrau  Maria 
erhebt'),  von  der  noch  der  Catechismus  Romanus 
lehrt ,  dass  sie  mit  Recht  eine  göttliche  genannt  werde  ^). 

der  Kirehe  nlla  potestas  temporalis  directa  vel  indireeta  absosprecben, 
die  Ansprache  auf  die  Gewalt  fiber  die  Forsten  erneuert,  ohne  freilich 
deren  Natur  näher  aningeben.  —  Vgl.  übrigens  die  im  Anhange  ab- 
gtdmcklen  Grandlagen  derConYention. 

*)Gnitniand,  De  yeritate  eoeharistiae  in  Maadma  BibL  Patr. 
18,448. 

*)  YgL  P  e  r  r  0  n  e ,  Praelectt.  theolog.  traot  de  poenitentia  c.  6. 
§.  280.  (ed.  Viennae  1843.)  8,  847:  Edocemar  .  .  .  sacerdotes  sedere 
jidieei  in  tribonali  poenitentiae,  illomm  sententiam  coeli  sententiam 
miäre^  sacerdotes  praestare  an^Us  et  archangelis,  qnlbns  haec  po- 
Utüu  colhUa  non  est. 

^  Haas,  Contra  Praedicat.  Plsnens.  in  Historia  et  Mona- 
nenta  Joann.  Haas.  (Norimb.  1788.)  1,  182.  klagt  die  zeitgenös- 
ibchea  Gleriker  an,  dass  sie  predigten:  Si  virgo  Maria  est  beata  vel 
dipa  qoia  semel  Cbriatam  genoit,  beatior  Tel  dignior  est  qoilibet  sa- 
eirdea  qoi  eam  saepe  creayit«  et  potest  eum  creare  quando  volt 
BuMlbe  findet  sich  in  der  Confessi  0  noTor.  CathoL  ad  pa- 
pat  parfersorum  in  üngaria  bei  Monicke,  Zar  Gesch.  d. 
üifur,  Fteehlbnaolare  (Qreifswald  1823.;  27. 

*)  P.  n.  cap.  VlI.  qa.  2.:   »Nam  cam  episcopi  et  sacerdotes  tan- 

3* 
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Wie  kann  nun  solch  ein  höheres  Wesen  *)  dem  sündi- 
gen Staate  auch  nur  in  der  geringsten  Beziehung  unter- 
worfen sein?  oder  steht  die  Macht,  weltliche  Güter  zu 
vertheilen,  über  der  Sündenvergebung*),  die  Heerde  über 
dem  Hirten,  der  Mensch  über  Gott ')  ? 

Und  als  was  musste  denn  der  Staat  der  kirchlichen 
Auffassung  erscheinen? 

Der  Gegensatz  zwischen  Staat  und  Kirche,  wie  wir 
ihn  heute  zu  formuliren  pflegen,  war  in  dieser  Art  für  die 
letztere  eigentlich  gar  nicht  vorhanden.  Welt  und  Kirche 
stellte  man  einander  gegenüber,  die  sündige  Welt  der  hei- 
ligen Kirche,  und  der  Staat,  indem  er  mit  unter  jenen  Be- 
griff fiel ,  nahm  an  dessen  Sündhaftigkeit  Theil  *)•  Er  ist 
an  und  für  sich  keine  sittliche  Lebensordnung,  er  ist  ein 
todtes  Wesen,  dem  erst  durch  die  Kirche  der  Lebensodem 
eingehaucht  wird;  er  ist,  um  in  der  Sprache  des  Mittel- 
alters SU  reden,  das  dunkle  Gestirn,  welches  von  der  Sonne, 
der  Kirche  erleuchtet  und  erwärmt  wird,  und  um  diese  seine 
Bahnen  läuft,  er  ist  der  Körper,  dessen  thierischer  Cha- 
rakter nur  dann  weicht,  wenn  der  Geist  ihn  leitet  ^).    Alles 


quam  Del  interpretes  et  internantü  quidam  sint,  qoi  C|jti8  nonüne 
divinam  legem  et  vitae  praecepta  homines  docent  et  ipsios  Dei  per- 
sonam  in  terris  genint;  perspicanm  est  eam  esse  illomm  fanetionemi 
qua  nnlla  major  excogitari  possit.  Qnare  merito  non  solam  An- 
gel!,  sed  Dii  etiam,  quod  Dei  uniYersalis  Tim  et  nomen  apad  nos 
teneant  appellantor.t  (ed.  Hassan.  1774.  S.  174.)  Vgl.  Petras  t. 
Bleis,  Sermo  88.  in  Max.  Bibl.  Patr.  24,  1446.  Paschalis  II. 
bei  Wilkins,  ConeU.  Magnae  Dritt  (Londini  1737.)  1/386.  Di  st. 
XVIL  c.  1.  aq4  namentlich  c.  12.  X.  de  Haereticis.  (6,  7.) 

')  Vgl.  Abraham  Bzowias,  Pontifex  Romani»  c.  8.  bei  Roc- 
caberti  Bibliotheca  pontificia  (Romae  1698.  ff.)  1,  26:  Verissimam 
est,  sacerdotem  christianae  plebis,  propter  amplissima  manera,  longo 
digniorem  esse  non  tantommodo  populis,  verum  etiam  regfbus  et  im- 
peratoribns  et  aniversis  augelis. 

*)  St.  Bernardus,  De  considerat  Hb.  1.  c.  5.  (Romae  1594.)  17. 

*)  Vgl.  Pseudoisidor,  Ep.  I.  Clementis  I.  c  31.  bei  Hin- 
schi us,  a.  a.  0.  40:  spiritnales  atqne  sacerdotes  snper  camales  ac 
laicos  semper  constituere  et  fore  debere  .  .  .  .< 

^)  Vgl.  Friedberg,  De  flninm  regand.  iudido  (Lipsiae  1861.)  7.  f. 

^  Vgl.  Friedberg  in  DoYe  u.  Friedberg,  Ztschr.  f.  Kir« 
chenrecht  8,  74. 
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was  die  höchsten  Ziele  der  Menschheit  berührt ,  steht  der 
Ordnung  der  Kirche  zu.  Für  des  Tages  leibliche  Noth- 
darft  mag  der  Staat  sorgen '),  dessen  Verl^indung  mit  den 
ethischen  Gütern  doch  wieder  nur  durch  die  Kirche  ge- 
schehen kann,  und  der  selbst  nur  dann  ein  sittliches  Qe* 
meinwesen  ist,  wenn  er  der  Kirche  folgt '). 

Und  erst  die  Fürsten !  Vom  Teufel  leitet  Qrego  r  VIL 
ihren  Ursprung  ab;  in  blinder  Herrschgier  und  dem  unbe* 
fugten  Triebe  sich  über  die  ursprünglich  gleichen  Neben* 
menschen  zu  erheben,  sieht  er  die  Basis  der  weltlichen 
Herrschaft.  Wollen  sie  von  Gottes  Gnaden  sein,  so  müssen 
sie  zuvor  von  der  Kirche  Gnaden  werden,  müssen  sich 
als  gefügige  Werkzeuge  befinden  lassen  des  göttlichen  Reiches 
auf  Erden.  Sonst  verfehlen  sie  ihren  Beruf,  und  wie  der 
Herr  der  Heerde  den  Hirten  wegjagt,  der  seiner  Pflichten, 
schlecht  wartet,  so  mag  auch  der  König  abgesetzt  werden, 
dessen  Herrschaft  in  Tyrannei  ausartet,  d.  h.  den  sittlichen 
Zielen  der  Menschheit  und  ihrer  Verkörperung  der  Kirche 
sawiderhandelt  *). 

Wie  erhaben  steht  dagegen  die  Würde  des  Papstes  da  I 
Den  Engeln   ist  er  gleichzustellen,   ja  übertrifft  sie  in 
vielen  Beziehungen,    mit   dem  Namen  Gottes   wird  er   be- 
zeichnet ^),  seine  Würde  mit  Beiwörtern  geschmückt  ^),  wie 


*}  So  selbst  Dante,  Monarchia  bei  Schardias,  Sylloge  hl- 
storieo-politico-ecdesiastica  (Argentorati  1618.)  288. 

*)  Vgl.  Adolph.  Schalken,  Apolog.  pro  Bob.  Bellann.  bei 
Roccaberti  a.  a.  0.  7,  23:  »Imperinm,  nt  saecalaris  potestas  vere 
nbest,  sire  subordinator  ecclesiasticae  sive  spirituali  potestati,  et  ab 
es  dirigi  debet  ad  finem  absolute  ultimam,  qni  est  vita  aetemac  — . 

*)  Manegoldns,  ad  Gebhard.  bei  Floto,  Kais.  Heinr.  IV. 
2,289. 

*)  Zenselinns,  Glossa  ad  Extr.  Johann.  XXII.  tit.  14.  c.  4. 
in  iine:  Gredere  antem  dominum  Deum  nostrum  papam,  conditorem 
dietie  decretalis  sie  non  potuisse  statuere,  pront  statnit  haereticum 
cmeretor.  Vgl.  Petrus  ▼.  Blois,  Epist  144.  in  Opera  250. 
I>i8t  XCVL  c.  7.  —  Vgl.  Pfeffinger,  Vitriarius  ülustratus 
(Gothae  1739.)  1,  23.    Pichler  a.  a.  0.  1,  243.  ff.  2,  673.  ff. 

*)  Vgl.  Antonin.  Archiep.  Flor.,  De  snmmo  Pontifice  bei 
Boccaberti,  a.  &0«.,4|  78:  (potestas  pape)  que  est  major  omni  alia 
c'sata,  post  potestaten  Christi  aliquo  modo  extendens  se  ad  celestia, 
teestria  et  infemalia.   —   Vgl.  auch  Angastinas  Triumphus 
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ne  nur  eine  aufgeregte  Phantasie  oder  verschränkte  Scho- 
lastik erfinden  konnte. 

Und  der,  welcher  über  allem  menschlichen  Recht  steht  ^), 
dessen  Worte  als  Gottes  Worte  ^),  dessen  Gerichtsspruch  als 
Gt}ttesspruch  zu  betrachten  ist*),  sollte  einem  weltlichen 
Fürsten  unterworfen  sein,  dem  deutschen  Könige,  dem  er 
nach  der  historischen  Auffassung  des  Mittelalters  erst  die 
Kaiserwürde  geschenkt  hat?  ^) 

Alle  Völker  und  Fürsten  sind  ihm  vielmehr  unter- 
worfen. Die  ersteren  mag  er,  wenn  es  ihm  gut  dünkt,  des 
Vermögens  und  der  Freiheit  berauben  ^),  die  letzteren  vom 
Throne  stossen  falls  ihr  Fehl  es  verlangt*). 


siehe  Friedberg  in   Dove  u.   Friedberg  Ztschr.  f.  Kirchenr. 
8,  101. 

^)  Vgl.  BaldoB  ad  1.  8.  Dig.  I.  14.  Barbosa,  Jos  ecd.  IIb.  1. 
c  1.  bei  Roccaberti  a.  a.  0.  4,  510.  Febronias,  De  statu  ecclos. 
(Franoof.  et  Lipsiae  1778.)  1,  177.  ff. 

')  Tgl.  Bell  ar  min,  De  pontif.  Rom.  Hb.  4.  c.  5.  Opera  ed. 
Colon.  1690.  1,  816:  Nam  fides  Cathollca  docet.  omnem  yirtutem  esse 
bonam,  omne  Vitium  esse  malam.  Si  aotem  papa  erraret  praecipiendo 
▼itia,  Tel  prohibendo  virtutes,  teneretur  ecclesia  credere,  vitia  esse 
bona  et  Tirtutes  malas,  nisi  yelit  contra  conscientiam  peccare.  —  An- 
dere Stellen  bei  Zieglcr,  De  jurib.  mi^'.  (Wittenberg  1681.)  251. 
Pichler  a.  a.  0.  2,  698.  ff. 

")  Angastin.  Triumph,  bei  Friedberg  in  Ztschr.  f.  KR. 
8,  99.  Es  darf  auch  hier  wohl  daran  erinnert  werden,  dass  Pius  IX. 
bei  der  Feststelluig  des  Dogma  der  unbefleckten  Empf&ngaiss  allein 
ohne  Mitwirkung  eines  allgemeinen  Concils  entschieden  hat,  mithin  wie 
dieSchiift  DerPabst  und  die  modernen  Ideen  (Wien  1864.)  88. 
mit  Recht  behauptet,  die  Unfehlbarkeit  praktisch  für  sich  in  Anspruch 
genommen  hat  Die  Einwendungen  von  Denzinger,  Die  Lehre  Ton 
d.  unbefleckten  EmpflUigniss  (Würzburg  1855.)  87.  fallen  nicht  ins  Qewicht. 

*)  YgL  c.  34.  X.  de  elect.  (1,  6.)  und  die  in  Bellarmins  Schrift 
De  translat  imperii  Angefahrten  in  Opera  ed.  cit  7,  275.  ff. 

*)  Vgl.  Raynaldus,  Annal.  ecd.  ad  1876.  no.  1.  und  ad  1909. 
no.  6. 

*)  Zu  den  von  mir  in  meiner  Schrift  de  flnium  regnnd.  ind. 
a.  a.  0.  29.  Angefahrten  lOge  noch:  Pighius,  Hierarchia  ecd.  bei 
Roccaberti,  a.  a.  0.  2,  127:  hi  omnes  (Forsten)  ut  pars  et  memhra 
sunt  Christianae  Ecdesiae,  necessario  etSam  snbsunt  ecdesiasticae  hierar- 
chiae  praesidi  qui  sui  imperii  habenis  moderetur  eosdem  in  suam 
mutuo  et  totiuB  corporis  utilitatem,  conspirantes  teneat,  omnes  contineel 
in  ofBdo,  praevaricantes  corrigat,  et  si  ita  ezigat  totios  neeeasltM  ad- 
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lieber  Krieg  und  Frieden  hat  er  zu  entscheiden  ab 
höchstes  Tölkerrechtliches  Tribunal  ^) ,  wie  er  die  nenent- 
deckten  Lftnder  unter  die  Fürsten  Tertheilt'),  die  alten  in 
Ldmsabh&ngigkeit  von  sich  erhält  Deutschland  und 
Bpeciell  Sachsen,  Sicilien,  Calabrien,  Corsica, 
Sardinien,  die  Provence,  Frankreich,  SpanieSi 
Portugal,  Arragonien,  Russland,  £ngland| 
Wales,  Schottland,  Schweden,  Norwegen,  Dal- 
matien  undCroatien  sind  ihm  so  nach  mittelalterlicher 
Auffassung  unterthan  '):  Irland  hat  er  dem  König  von 
England  zu  Eigenthum  geschenkt^). 

Jedes  weltliche  Gesetz  bedarf  seiner  Bestätigung,  und 
ilim  miss&Ilige  mag  er  aufheben  ^).    Seine  Gesandten  ver- 


mmistntione  qaoqne  et  officio  amoveat,  et  in  locnm  eoram  constitnat 
ilioi ...  Adolph.  Schalken,  Apolog.  pro  Rob.  Bellarm.  ebe  n- 
das.  2,  24:  fnit  potestas  deponendi  Reges  iasta  ac  grati  de  causa  in 
poDtificibüs  YCteris  testamenti,  cor  non  ergo  in  sammo  pontifice  in 
QOfo  testamento.«  Vgl.  auch  den  Syllabas  ▼.  8.  Dezemb.  1864. 
$.  6.  no.  54:  Error:  »Reges  et  Principes  non  solum  ab  Ecciesiae 
joriidictione  ezimuntur,  necnon  etiam  in  quaestionibas  jorisdictionls 
dirimendis  saperiores  sunt  Ecclesia.« 

>)  YgLOerhohas,  Decorropteccl.  statu  bei  Bai  a  sin  s,  Miscell. 
Üb.  5.  p.  117:  Denique  in  omni  militum  Tel  civium  guerra  et  discordia 
rd  pars  altera  justa,  et  altera  icjasta,  vel  utraqne  invenitur  injusta. 
Cojos  rei  Teritatem  patefacere  debet  sacerdotalls  doctrina,  sine  cujas 
eensura  nulla  bella  sunt  movenda.«  Andreas  Lao,  De  sonuno 
pontif.  bei  Roccaberti,  a.  a.  0.  8,  615:  Potestas  saecularis  sea 
temporalis  regum  est  subordinata  potestati  spirituall  Summi  pontificis: 
ergo  sammus  pontifex  potest  obligare  reges,  etiam  sub  eensura  excom- 
manicationis,  quando  ad  finem  spiritualem  conducit,  ut  reges  Utes  et 
bella  ad  iuTicem  deponant,  et  arma  et  ezercitus  forment  contra  pro- 
pognatores  fidei  sc  contra  haereticos  et  Turcos. 

*)  Vgl.  die  Bulle  Alexanders  VI.  t.  J.  1493.  bei  Leibnits, 
Cod.  inr.  gent.  747.  Raynaldus,  ad  1844.  no.  89.  50.  Noch 
Gregor  XYI.  nahm  fflr  sich  das  Recht  in  Anspruch,  die  EOnlgs- 
▼Qrde  zu  verleihen  bei  Walter,  Fontes  Jnr.  eccl.  (Bonnae  1862.)  481. 

")  Friedberg,  De  fin.  27.  f. 

*)  Vgl.  Döllinger,  die  Papstfabehi  des  Mittelalters  CMflnehen 
1668.)  79. 

*)  Vgl.  mit  den  Worten  des  Alex,  de  St  Elpidius,  Tract 
deeed.  pot.  bei  Roccaberti  a.  a.  0.  2,  26:  »temporalis  potestas 
legilms  nti  non  debet,  nisi  fnerint  per  spiritualem  potestatem  ap- 
probatae  ....    »und  des  Angelus  Petrioca,    Turris   Dand, 
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tnjton  ihn  wohin  sie  kommen  ^) ,  seine  Anssprüche  gelten 
als  Gesetz.  — 

Der  weltliche  Fürst  darf  sich  in  die  Wahl  des  Papstes 
nicht  mischen  '),  und  die  von  den  Päpsten  selbst  in  dieser 
Beziehung  ertheilten  Privilegien  sind  kraftlos  ').  Ebensowenig 
dürfen  die  Fürsten  die  Wahl  der  Bischöfe  beeinflussen,  oder 
i>ei  der  Ernennung  irgend  eines  Geistlichen  mitwirken  ^). 

Der  Staat  ist  verpflichtet,  die  Kirche  und  den  einzelnen 
Geistlichen  zu  schützen,  aber  er  darf  ihn  nicht  zum  Entgelt 
deswegen  anhalten  ^);   nicht  Steuern  soll  er  von  ihm  fordern, 


eben  das.  3,849:  actiones  et  leges  principis  temporalis  subjectae 
snnt  summl  pontificis  moderamini :  ita  ut  possit  talia  dirigere  et  etiam 
impedire,  si  legibus  sacris  ecclesiae  adversentar  —  die  Allocation 
Fi  US  IX.  V.  22.  Juni  1668.  Aber  die  nen  erlassenen  österrei- 
chischen Gesetze:  Anctoritate  nostra  apostolica  reprobamus,  dam- 
namus  et  decreta  ipsa  cum  omnibus  inde  consecutis  eadem  Anctoritate 
nostra  irrita  prorsns,  nulliusqne  roboris  fnisse,  ac  fore  deelaramns,  in 
Zum  Frieden  xwischen  Kirche  n.  Staat  in  Oesterreich 
(Leipzig  1868.)  100.  Ebenso  verfuhr  die  Allocution  ▼.  26.  Juli 
1856.  mit  den  sardinischen  Gesetzen,  bei  Laurent,  L*^glise  et 
l'^tat  Ulm«  Partie  (Bmxelles  1862.)  529.  ff.,  mit  den  spanischen 
u.  schweizerischen,  ebendas. 

0  Vgl.  Ferraris,  Prompta  biblioth.  jnr.  can.  s.  t.  Legatns 
no.  12. 

*)  Gregor  VII.  bei  Nicol.  Arragon.  de  Gest.  Pontif.  Rom. 
bei  Baronius,  Annal.  ad  a  1064.  no.  20:  Firmissime  tene  et  nul- 
latenns  dubites,  quod  in  electione  Romanorum  pontificum  jnzta  8. 
Patmm  canonicas  sanctiones,  regibus  prorsns  nihil  est  concessum  et 
permissum. 

*)  Vgl.  die  Bulle  Johanns  XXII.  gegen  den  Defensor  pacis  bei 
Rymer,  Foedera  (Londini  1816.)  II ,  2,  721:  Praeterea  legant  isti 
homines  pestiferi  ystorias  approbatas;  quis  unquam  papa  catholicus  ab 
imperatore  institutus  fuerit.  Petrus  de  Gella,  Epist.  ad  Thom. 
Beeket  in  Max.  Bibl.  Patr.  23,  828:  Adulta  jam  ecclesla  non  licet 
cgns  filiis,  quod  aliquando  licuit  inimicis,  et  si  in  primitiTS  ecclesia 
sola  patientia  locum  habuit,  ut  auferenti  tnnicam  dimitteret  et  pallium, 
deeefc  matrem  corrigere  filium  sicnt  docuit  pupillum  tolerare  adver- 
sarinm. 

^)  Vgl.  die  Aensserungen  Gregors  VII.,  welche  Helffenstein, 
Gregor  VII.  nach  den  Bestrebungen  seiner  Zeit  S.  1—16.  (Frankfurt  1856.) 
zusammengestellt  hat. 

*)  Petrus  T.  Blois,  Epist  112.  in  Opera  178. 
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nidt  das  Tragen  der  Lasten^  welches  den  weltlichen  Unter- 
tboen  obliegt  ^). 

Fdilt  der  Geistliche,  so  steht  er,  an  seiner  Tonsur  als 
Qeriker  erkannt,  vor  bischöflichem  Gericht  ');  hat  er  einen 
bfirgerlichen  Rechtsstreit,  so  ist  das  geistliche  Forum  com- 
petent,  selbst  wenn  er  Kläger  sein  sollte  ').  Seine  Diener 
nehmen  an  dem  Vorrechte  Theil. 

Das  geistliche  Gericht  spricht  femer  in  allen  Sachen,  die 
einen  geistlichen  Character  tragen  ^),  ja  in  jedem  Prozesse, 
wo  einer  Partei   eine  Sttnde  zur  Last  fallen  sollte  ^) ,    und 

')  c  4.  7.  X.  De  immun,  eccles.  ^8,  49.)  c.  1.  8.  h.  t.  in 
nto.  (8,  20.);  c.  nnic  de  immun,  in  Clement  (8,  17.)  —  Vgl. 
den  Syllabui  ▼.  a  Decemb.  1864.  |.  5.  no.  82:  Error:  Absqne 
dQ«  natonüis  iuris  et  aequitatis  violatione  potest  abrogari  perBonalis 
iomnnitas,  qua  clerici  ab  onere  subeundae  exercendaeque  miUtiae  exi- 
montnr;  banc  vero  abrogationem  postulat  dyllis  progressus,  maxime 
io  lodetate  ad  fonnam  liberioris  regiminis  constituta. 

0  Vgl  Pius  I.  Ep.  1.  bei  PseudoiBidor,  HinschiuB,  a.  a. 
0.  117.  Concil.  NemauBin.  t.  1096.  c.  14.  bei  Mansi  20,  986. 
Innocenz  III.  Briefe  lib.  2.  ep.  168.  —  Bellarmin,  De  dericis 
Üb.  1.  c  28.  Opera  ed.  dt  2,  828.  ff.  Friedberg,  de  fin.  reg.  iud. 
132.  l 

*)  Vgl.  die  Wflraburger  Synode  v.  J.  1407.  c.  11.  bd  Hartz- 
heim, Condl.  5,  6.:  »Item  quando  pars  aliqua  fuerit  ecclesiastica, 
live  rens  fuerit,  dTe  actor,  etiam  super  re  propbana,  causa  debet  etiam 
a  jndioe  ecdesiastico  terminaric  mit  c.  6.  X.  De  foro  competenti 
(^2.)  Vgl.  Syllabus  ▼.  8.  Dezemb.  1864.  §.5.  no.31:  »Error: 
Eoelesiasticuig  forum  pro  temporalibus  dericoram  causis  Bvre  ciTÜibus 
nve  criminalibus  omnino  de  medio  tollendum  est,  etiam  incoosulta  et 
redamante  S.  Sede.« 

*)  Ziemlich  ausfobrlich  werden  die  kirchliehen  Cifilsachen  aufgeführt 
in  den  Wftrzburger  Synodalstatuten  v.  J.  1407.  bei  Himmelstein, 
87nodicon  Herbipolense  (WQrzbnrg  1856.)  218:  »Causae  rnsticomm 
vel  serrorum  Ecclesiae,  item  causae  publice  poenitentium,  item  causae 
pnpillomm,  Tiduarum  et  miserabilium  personarum,  item  causae  pere* 
Srinomm,  item  quando  judex  secularis  justitiam  reddere  negliget;  ma- 
trimonii,  dotis,  super  dedmis,  item  causa  nativitatis,  benefidalis,  juris 
Pitronaiiis  .  .  .  item  ratione  pacti  et  voti  fracti,  item  ratione  juramenti 
vdfidei  dationis,  item,  quando  pars  aliqua  fuerit  ecdesiastica.«  Von 
^^rifflinalsacben  nenne  ich:  Ketzerd  mit  Zauberei  und  Vergiftung, 
Blasphemie,  Meineid,  falsches  Mass  und  Gewicht,  Wucher,  Ehebruch, 
Bigimie  und  fleischliche  Verbrechen,  Sacrilegium,  Ii^urien.  Vgl. 
Friedberg,  De  flu.  reg.  iud.  90.  ff. 

*)  Innocenz  III.  in  Cap.  18.  X.  De  lud.  (2,  1.)    Vgl.  auch 
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welcher  ProzesB  .liesse  Bich  denken,  bei  dem  das  nicht 
der  Fall  wäre? 

Die  kirchliche  Strafe  ist  vom  Staate  zu  exequiren  ^). 
Auf  den  Wink  des  Priesters  hat  das  weltliche  Schwert  die 
Scheide  zu  verlassen,  wie  überhaupt  der  Staat  durch  den 
Wink  der  Earche  sich  leiten  lassen  soll  '). 

Mit  einem  Worte,  die  Freiheit  der  Kirche  soll 
▼erwirklicht  werden.  Diese  ist  aber  nichts  anderes  als  die 
Sklaverei  des  Staates. 

VI. 

Die  Theorie  der  Kirche  über  ihr  Verhältniss  zum  Staate 
ist  ideal  gedacht,  aber,  darum  in  der  Welt  der  Realitäten 
nicht  zu  verwirklichen. 

Wären  die  Priester  wirklich  körperlose  Wesen,  ohne 
menschliche  Begierden  und  Leidenschaften,  wäre  der  Staat 
wirklich  aller  höheren,  ethischen  Ziele  baar,  so  würden 
die  Forderungen  der  Kirche  zu  Recht  bestehen. 

Je  mehr  diese  aber  im  Mittelalter  im  Stande  war,  ihre 
Lehren  ins  Leben  zu  führen,  um  so  schärfer  trat  die  lose 
und  untaugliche  Grundlage  des  ganzen  Gebäudes  zu  Tage. 

Es  ist  eine  unliebsame  Angabe,  die  Schäden  des  mittel- 
alterlichen Kirchenwesens  zu  schildern.  Was  half  es,  um 
mit  einem  mittelalterlichen  Dichter  zu  reden,  dass  die  Stimme 
des  Clerikers  in  den  süssen  Tönen  Jacobs  sprach,  wenn 
die  Hände  doch  den  rauhen  fisau  verriethen  ^)^  wenn  der 


dieOlose  snm  Sachsenspiegel  ad   art.  1:    »Der  Bapst  mag 
sich  einlasseo  in  weltlichen  Dingen  sa  richten  flher  offenbare  Sünden. c 
')  »Garn  Bciamus,  qnod' frequenter  gladius  spiritnaliB  contemnitar, 
Bi  materialF  gladio  non  javatnr,  Innoc.  III.,  R€^:istr.  Ep.  79. 

")  Vgl.  BonifaeinB  YIII.  in  c.  an.  De  maiorit.  et  obe- 
dient  in  ExtrsTag.  common.  (1,  8.} 

-^      ')  YgL  PetruB  T.  Blois,  Episi  67.  in  Max.   Bibl.  Patr. 
24,  977: 

»SingoltnoBiB  Toeihns 
Terbnm  salntis  praedicant, 
et  ezplicant  monitis  Balotaribus, 
qnid  agendom  Bit  omnfboB, 
sed  Ebsu  sunt  maniboB, 
et  Toce  Jacob  indieant« 
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Ffaffm  were  und  lere  auseinandergingen  ^).  Musste  sich 
d«  nicht  den  Staaten  die  Ueberzengong  aufdrängen ,  daai 
«ach  die  Werke  und  nicht  die  Lehre  ftbr  die  Bestimmung 
ihres  Verhlltnisses  cur  Kirche  massgebend  zu  sein  hätten.  — 

Der  Papst  schien  nur  deswegen  so  eifirig  den  weit- 
liehen  Fürsten  ihre  Befugnisse  über  die  Kirche  entzogen 
zuhaben,  um  diese  wo  möglich  noch  schonungsloser  selbst 
auszuüben. 

Hatten  die  Fttrsten  die  Wahlfireiheit  der  bischöflichen 
Kirchen  verletzt,  und  sich  auch  von  Simonie  nicht  frei 
gehalten,  so  wurde  in  Rom  offener  Markt  mit  Pfründen 
getrieben  *) ;  hatten  die  Fürsten  das  Spolienrecht  hart  gehand- 


')  Walther   v.    d.    Vogelweide    heraaogegeb.    ▼.    Lach- 
mann  (Berlin  184S.)  84: 

»nü  seht  ir  was  der  p^iffsn  were  und  was  ir  16re  st 
6  das  was  ir  Idre  bi  den  werken  reine 
oa  BiDt  8i  aber  anders  b6  gemeine 
das  wirs  anrehte  worken  sehen,  anrehte  hoeren  sagen, 
die  uns  gaoter  16re  bilde  Bolden  tragen, 
des  nngen  wir  tambe  leien  wol  verzagen.« 
')  Es  bedarf  zur  Begründung  dieser  Behauptung  keines  Belages. 
Dnrch  die  drastische  Form  in  welche  der  Vorwurf  der  Bestechlichkeit 
gegen  die  römische  Kurie  gekleidet  ist,  zeichnen  sich  die  Garmina 
burana  ans.    Bibl.  d.  lit  Vereins  (Stuttgart  1847)  16,  19.  ff.: 

Roma  capit,  aingulos 
et  res  singulorum 
Romanonua  curia 
non  est  aiai  forum. 
Bome  sant  ▼analia 
iura  sesatomm 
et  solvit  contraria 
copia  nunmorum 

12. 
Bomam  ayaritie 
▼itet  manus  parca 
parcit  danti  munera, 
parco  non  est  parca, 
numus  est  pro,  numine 
et  pro  Ifarco  marca 
et  est  minus  celebiis 
ara  quam  sit  area. 
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habt^),  Bo  war  das  der  Päpste  nicht  milder*);  hatten  die 
königlichen  Beamten  die  Kirchen  gebrandschatzt,  so  galt 
es  als  besondere  Fürsorge  eines  trefiflichen  Bischofes,  wenn 
er  seiner  Diöcese  den  Besuch  eines  päpstlichen  Nuntius 
ersparte  •). 

Und  hatte  denn  die  Immunität  des  Forum,  die  Frei- 
heit von  Steuer,  die  staatliche  Execution  der  Excommuni* 
cationen  der  Kirche  in  Wahrheit  Nutzen  gebracht? 


18. 
Cum  ad  papam  yeneris 
habes  pro  eonstantii 
Kon  est  locus  panperi, 
soll  fovet  danti; 
Et  8l  munus  praestitam 
noD  Sit  aliqnanti, 
Respondet  hie  tibi  sie: 
»NoD  est  mihi  tantiU 

15. 
Sic  papa,  sie  ianitor 
sie  bnllator  querit, 
cardinalis  etiam 
grex  hanc  mm  terit, 
et  si  qnod  oni  dederis 
alteri  deerit, 

totam  ins  tone  falsum  est, 
tota  caosa  perit. 

16. 

Das  istis,  das  aliis, 

addis  dona  datis 

et  com  satis  dederis, 

querent  ultra  satis; 

0  TOS  borse  torgide, 

Romam  yeniatis 

Rome  datar  potio 

bursis  coDstipatis.  — - 
')  Vgl.  Scbeffer-Boicborst,   Kaiser  Friedrichs  I.    letzter 
Streit  mit  der  Kurie  (Berlin   1866.)    189.  ff.   (nicht  ausreichend  be- 
handelt). 

*)  Vgl.  meinen  Artikel  Spolienrecht  in  Herzog,  Theolog. 
Encyclop&die  14,  687.  ff. 

'}  Gersdorf,  Urkundenb.  d.  Hochstiftes  Meissen  (Leipzig  1864.) 
1,  XXm.  und  besonders  2,  XV. ff.  Vgl.  auch  Sugenheim,  Denteche 
Geschichte  (Leipzig  1865.)  2,  602.  ff. 
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Die  kirchlichen  Gerichte  waren  entartet  *),  die  Disciplin 
des  Klerus  bei  der  sicheren  Straflosigkeit  im  geistlichen 
Gericht  zerrüttet  ');  die  Gerechtigkeitspflege  selbst  schwer 
geschädigt  '). 

Die   kirchlichen   Aemter    wurden    bei  der  aUgemeinen 


*)  Vgl.  die  Worte  des  Folquet  de  Lunel  bei  Millot,  Eist 
litt^.  des  Troabadoors  (Paris  1744.):  »Us  (die  Geistlicben)  prennent 
pir  des  excommonications  tout  ce  qa'ils  trouvent  k  leur  biensöance. 
MiUot  Dlgt  binzn :  >Reproche  remarquable  dans  la  bouche  d'an  d^yot« 
—  Indem  hflpscb  Fastnatsspyl  yon  dem  Elslin  trag 
den  Knaben,  sagt  der  Vater  zu  dem  Beklagten,  der  appelliren  will: 

»Sond  dan  wir  die  Sach  yerlieren 
Und  denn  gen  Rom  appellieren, 
So  ist  es  in  onserm  vermögen  nit, 
Wann  diesem  Tolk  ist  wol  darmit 
Dass  man  den  handel  trölt  und  trybt, 
Dass  uns  nit  ein  haller  blybt. 
Wir  k&mind  des  an  bettelstab.« 

bei  Keller,    Fastnachtsspiele    a.    d.  XY.  Jahrb.   (Stattgart  1853.) 

861.  ff. 

*)  Vgl.  Pierre  de  Gugnidres  i.  J.  1829.  bei  Darand  de 
Mailiane,  Les  libert^  de  l'^gl.  Oall.  pronyto  et  commentöes. 
(Lyon  1771.)  3,  450:  »Item  si  Oentes  Regiae  yel  alii  Jnstitiarii  sae- 
eolares  cepernnt  aliqaem  malefactorbm  latronem  yel  homicidam,  qui 
tonsoram  deferat  clericalem,  eamque  restitaant  penes  ipsos  Praelatos, 
idemque  malefactor  satis  cito  post  modum  expeditor.  Licet  cögnoyerit 
fitctom  sanm,  et  licet  aliqni  laici  qni  cum  eo  füerintsodi  in  maleficio, 
propter  hoc  justitiati  faerint,  eamque  accosayerint  de  maleficio  me- 
morato,  ita  qaod  tales  malefactores  ad  maleficia  perpetranda  fitdlias 
eicitantar.«  Damit  ygl.  das  von  Döllinger,  Kirche  und  Kirchen, 
Papsttham  and  Kirchenstaat  (München  1861.)  581.  als  geltend  ange- 
fahrte Gesetz  des  Kirchenstaates :  »Oye  perö  possa  ayer  laogo  la  pena 
itabilita  pei  laid ,  si  accorda  lei  (den  Klerikern)  nei  delitti  commani 
an  grado  di  minorasione  di  pena.« 

*)  Die  weltliche  Macht  in  Frankreich  beschwerte  sieh,  dass 
in  den  OeAngnissen  Barbiere  jedem  beliebigen  Verbrecher  eine  Tonsur 
sehören,  und  ihn  so  der  weltlichen  Jnrisdiction  entsögen,  BibL  de 
r^cole  de  Chartres  III.  sörie  t.  5.  p.  845.  YgL  aoch  Olim  1, 
5ia^iio.  6.  Dagegen  klagte  freilich  die  Kirche,  dass  den  Klerikern 
der  ganie  Kopf  kahl  rasirt  würde,  damit  die  Tonsar  nicht  mehr  er- 
kwntUeh  sei,  y^.  Concil.  r.  Narbonne  y.  J.  1&74.  c.  11.  bei 
Baloiias,  €k>n&  proy.  Narbon.  (Paris  1667.)  822. 
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Pfründenjagd  ^)   in  die  Hände    von  Un&higen  ')  und  Un- 
mündigen') gelegt. 

Das  kirchliche  Vermögen    war  zu  grossen  Gütern  an- 
gehäuft^);   es  reizte    die  Habsucht    der  Laien  ohne  Unter- 


>)  Charakteristisch  dafOr  ist  der  Brief  des  Cardinais  Aeneas 
Sylvias  an  den  Cardinal  Rodrigo  de  Borja  bei  Voigt,  Enea 
Sylvio  (Berlin  1866.  ff.)  2 ,  195. :  »In  Betreff  der  Beneficien  bin  ich 
hinterher  und  will  ftlr  Dich  und  fOr  mich  sorgen.  Aber  wir  werden 
dcffch  falsche  OerQchte  getftoscht.  Jener  von  dem  neulich  gesagt 
wurde,  er  sei  zu  Nflrnberg  gestorben ,  war  in  diesen  Tagen  hier  und 
hat  mit  mir  gefrflhstflckt  Ebenso  ist  der  B.  ▼.  Toni,  der  sa  Neustadt 
in  Oesterr.  gestorben  sein  sollte,  wohlbehalten  zum  Herz.  y.  Burgund 
zurQckgekehrt.  Ich  werde  aber  aufinerksam  sein ,  ob  irgend  etwas 
▼acant  wird.« 

')  Vgl.  Nicolaus  de  Siegen,  Chron.  oed.  in  Thflring. 
Geschieh  tsqnellen  2,889:  >Item  hie  nota  quod  jam  ultra  et 
sequentibus  rarius  yiri  religiüsi  dcToti  atqne  aelosi  deun  timentes  et 
dei  sciencia  poUentes,  sermone  profieui«  eiseaiplis  boni  et  pü  in  epis- 
copos  elignntur:  sed  filii  prindpom,  eanceUarii  regom,  magni  propositi 
ac  ceteri  prelati  nominati  dividia  dari»  el  heal  Ib  difidis  et  delidis 
atque  yoluptatibus  educati  et  nntriti  possidentes  et  habentes  bursas 
anris  refertas. 

*)  YgL  Gilleberti,  Carmina  ed  Press  (Hammone  1849.)  4: 

Dignitate  pueri  fulgent  cathedrali 

Qui  si  non  dum  dididt  stringere  braccaU, 

Alios  jam  dngub  strlngit  magistrali. 

Talis  bene  dignns  est  dignitate  tali. 

Si  de  tali  puero  sorgit  controyeraia 
AdYocatus  pueri  pura  conscientia 
Iste  paer»  inquit,  est  dignns  hac  eodasia 
NobiUs  est  nohili  natoa  ex  prosapia. 

0  pulehrum  eloqulom  yiri  sapientisl 
Optime  propoenh  tir  disereta»  mortis  f 
In  rectore  puero  meritnm  regeitii 
Dum  quaerit  non  inrenit  nisl  genas  gentii. 

*)  Vgl.  Laurent,  La  röforme  (Bruxelles  s.  a.)  219.  ff.  Roth,  Be^ 
oeidalweaen  (Erlangen  1860)  258.  In  Frankreich  gab  es  1789. 
Pvoidnzen,  in  deneo  die  Klreke  äi»  Hilfle  des  Gmd  ud  BodeM 
besass,  andere  in  denen  ihr  %  gehörten;  i»  den  meisleo  war  de 
EigenthOmeria  Ten  V4  oder  Vt  der  Immebüiea ,  R  0  s  e  t,  Yiritable 
orii^  des  Mens  ecdMMliques  (Fada  179a)  897.  In  England  IM* 
düe  das  kirtkUche  BedCztkwn  tel  dieHlMe  desTenitiriams.  Hftllam, 
Tiew  ef  the  stete  of  Enrof  •  during  the  middle  ag«  (Loadeo  18dl) 
1,  506.     In  Deati#hUBd   keMog»  dto  Oraramina  Batioai« 
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lass  ^)j  es  enchlaffie  und  verdarb  den  Elleras  ') ;  die  kirchlichen 
Bannstrahlen  worden  dem  Aussteller  jeder  Schuldurkunde 
zur  Disposition  gestellt,  um  ein  instrumentum  guaretitigia- 
tum  zu  erzielen '),  so  dass  die  Nichtbezahlung  eines  Darlehens 
vertragsmftssig  ewige  Verdammniss  schuf. 

'  Es  ist  keine  zufällige  Erscheinung,  dass  die  zahlreichen 
ketzerischen  Secten  des  Mittelalters  ihre  Opposition  haupt- 
sächlich gegen  den  Klerus  richteten  %  dass  dieser  von  den 
Laien  .mit  so  unbändigem  Hasse  verfolgt  wurde  ^).  Es 
ging  das  gegen  den  Kern  der  Kirche,  den  Kern  des  da- 
maligen Uebels,  das  Fundament  zugleich  des  Verhältnisses 
der  Kirche  zum  Staate. 

Aber  auch  die  Fürsten  mussten  durch  die  herrschenden 
Cebelstände  gewaltsam  auf  ihre  und  des  Staates  Befugnisse 
geführt  werden*). 

Die  Sorge  für  die  Unterthanen,  sogar  die  Sorge  für 
die  Kirche  selbst,  die  mit  den  Schranken  gegenüber  dem 
Staate  auch  die  eigenen  alten  Satzungen  durchbrochen  hatte, 


germ.,  dass  die  Kirche  fast  V«  oder  V«  des  Bodens  besass,  von  Ita- 
lien sagt  Mnratori,  dass  in  einzelnen  Gommunen  aucfi  nicht  ein 
Morgen  Land  den  Laien  gehöre,  Antiquit  6,  261.  (Mediol.  1742.) 

')  Dafflr  sprechen  zahllose  ConcUienschlQsse.  Vgl.  Laurent, 
L'^gh'se  et  l'^tat  (Bmxelles  1858.)  84.  ff. 

*)  Vgl.  Oerson,  Lectiones  snper  Marcum  Opera  (Hagae  1728.) 
4,  227:  Hinc  est  quod  mnlti  probomm  et  contemplativorum  in  ec- 
desia  pamjn  corant  si  depanperetur  Ecclesia  vel  conculcetnr  in  tem- 
poralibos  istis  yocatis  bonis,  videntes  tot  vitia  et  abusus  ex  his  pro- 
▼enire  in  conviTÜs  snperflols,  In  simoniis,  in  ambitionibus  praelatn- 
rarom  et  beneficiomm,  in  superbüs  dissolutissimis ,  in  Yolaptatibns 
effeminatis  ceterisqne  innumerabilibns  et  nefandis  abusionibos. 

*)  Vgl  Er  leg  leb,  Gesch.  d.  Executiv-Prozesses  (Stuttgart  1846.) 
182.  iL 

^)  Laurent,  P^glise  et  l'^tat  122.  üllman,  Reformatoren  vor 
der  Reformation  (Hamburg  1841.)  1,  472. 

*)  Vgl.  Winsbecke  bei  v.  d.  Hagen  Minnesinger  (Leipzig 
1888.)  1,  864:   »Snn  es  was  je  der  Leien  sitte,  dass  sie  den  pfoffen 
trogen  hass.«    Siehe  anch  die  bei  Halt  aus,  Olossariam  germ.  medii 
Vlwvi  (Lipeiae  1786.)  s.  y.  »Lay«  Angefahrten. 

In  wie  weit   die  Theorie  sie  schon  im  Mittelalter  darauf  auf- 
machte ,  habe  ich  in   der  Ztschr.  f.  Kirchenlicht  8,  69.  ff. 
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schien  zu  erfordern,  der  Macht  der  Kirche  Gränzen  zu 
setzen,  ein  Ueberschreiten  derselben  als  Missbrauch  zu  be- 
zeichnen und  zurückzuweisen. 

Wie  dies  von  den  Zeiten  des  Mittelalters  bis  auf  den 
heutigen  Tag  geschehen  sei,  ist  der  Gegenstand  der  folgen- 
den Blätter,  die  zugleich  auch  darsuthun  versuchen  so&en, 
wie  das  Verhältniss  von  Staat  und  Sarche  zu  gestalten  sei. 
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Das  Mittelalter. 

Die  Ansprüche  der  mittelalterlichen  ELirche  in  Deutsch- 
land waren  dieselben  wie  anderswo. 

Mit  Entschiedenheit  wurde  jeder  Eingriff  in  die  kirch- 
liche Selbstständigkeit  als  Frevel  und  Verletzung  göttlichen 
Rechtes  zuräckgewiesen,  und  mit  gleicher  Energie  der  bot- 
mftBsige  Staat  als  blindes  Werkzeug  und  willenloser  Executor 
der  kirchlichen  Urtheile  in  Anspruch  genommen. 

Die  staatlichen  und  kirchlichen  Attributionen  waren 
▼ollständig  in  einander  übergegangen.  Ihre  Summe  stand 
der  Kirche  zu. 

Während  aber  in  England,  Frankreich,  Spa- 
nien und  den  Niederlanden,  die  Landesf&rsten  die 
kirchlichen  Befugnisse  auf  eine  gewisse  Gränze  zurückzu- 
fuhren strebten,  und  die  Ueberschreitung  derselben  in  oft 
gewaltthätiger  Weise  zurückwiesen,  waren  in  Deutsch- 
land umgekehrt  die  Kaiser  die  Stützpunkte  der  clerioalen 
Forderungen.  Und  je  energischer  sie  in  politischen  Fragen 
dem  Papste  und  der  römischen  Kirche  entgegentraten,  um 
00  eifriger  suchten  sie  sich  in  der  wohlwollenden  Gesinnung 
der  heimischen  Geistlichkeit  einen  Stützpunkt  dadurch  zu 
▼erschaffen,  dass  sie  jede  der  Kirche  oppositionelle  Regung 

im  Lande  erstickten. 

4* 
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Wir  wollen  nicht  Philipp  von  Schwaben  anführen, 
der  durch  versöhnliche  Maassregeln  den  römischen  Bischof 
sich  zu  verbinden  trachtete:  aber  Friedrich  IL,  über  den 
die  Kirche  die  ganze  Schale  ihres  Unwillens  ausgegossen 
hat,  dessen  Rechtgläubigkeit  sie  sogar  in  vielleicht  nicht 
unbegründete  Zweifel  zog,  gab  die  Gesetze,  welche  als 
Magna  Charta  der  deutschen  Kirchenfreiheit  bezeichnet  wer- 
den können. 

Und  wenn  auf  der  einen  Seite  Rudolph  von  Habs- 
burg die  naturgemässe  Forderung  aussprach:  „Man  sol 
ouch  wertlich  gerihte  an  sime  rehte  lajsen^'  *),  so  suchte  an- 
dererseits Carl  IV.  alle  von  der  Kirche  getadelten  städti- 
schen Gesetze  als  ungebührliche  Auswüchse  ständischer 
Selbstständigkeit  zu  beschneiden  '). 

Dennoch  gelang  es  auch  in  Deutschland  der  Kirche 
nicht,  die  Praxis  ihrer  Theorie  durchweg  gleich  zu  machen. 

So  wie  in  den  Städten  der  Bürgersinn  mit  der  äusseren 
Macht  des  Gemeinwesens  gestiegen ,  so  wie  das  fiirstliche 
Ansehen  erstarkt  war,  suchten  beide  im  regen  Wetteifer 
den  kirchlichen  Prätentionen  einen  Damm  entgegenzustellen. 
So  war  der  geistliche  Gerichtsstand  zwar  durchweg  aner- 
kannt. Der  verbrecherische  Geistliche  sollte,  wie  schon 
Friedrich  II.  bestimmte'),  an  seiner  Tonsur  als  Cleri- 
ker  erkannt,  dem  geistlichen  Gericht  überantwortet  werden. 
„Und  wir  ouch  nycheyne  gewdlt  t^bir  phaffen  csfu  richtene 
haben^^j  sagt  der  Magistrat  von  Nordhausen ^);  „Ober 
keyn  phaffen  sal  wertlich  gerichte  gen,  ab  he  sinen  lip  ver- 
wercket;  sundem  man  sal  sy  deme  bischove  denne  antwor- 
ten, der  sal  obir  sy  richten,  dojs  deme  cleger  gnuck  gesche'\ 
heisst  es  im  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  ^)  — : 

*)  Im  J.  1287.    Mon.  Germ.  LL.  2,  480. 

")  Anch  bei  Eccard,  Legg.  Francor.  Salic.  et  Ripuar.  (Franoof. 
et  Lipsiae  1720.)  208.  ▼.  J.  1377. 

')  Goronat.  Rom.  y.  J.  1220.  Mon.  Germ.  LL.  2,  244.  ?gl. 
Aathent.  Statuimus  Cod.  De  £pp.  et  cleric.  (1,  3.) 

*)  Bei  Förstemann,  Nene  Mittheil,  aus  d.  Geb.  histor.  antiq. 
Forsch.  (Halle  u.  Nordhausen)  I,  3,  17. 

*)  lib.  4.  c.  16.  dist.  1.  ed.  Ortloff  S;  206.;  noch  ausfflhrh'cher 
Ruprecht  t.  Freysingen  c.  254.  ed.  Maarer.  Andere  Stellen 
bei  Friedberg,  De  fin.  reg.  lud.  183.  f. 
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Aber  ,JLoter  pfaffen  mit  langem  kar  wnd  spiUaiite  sind  oue 
dem  Fride"  verordnete  Rudolph  von  Habsburg'), 
,j>apeti  unde  juden  die  wapen  füren  unäe  nicht  geschorene 
sind  na  irme  rechte,  dut  man  in  Gewalt,  man  sal  in  he- 
itren als  eimeleien"  schrieb  der  S  ach eenspie gel  *),  — und 
obgleich  der  Papst  diesen  Artikel  reprobirte ')  blieb  er 
doch  fast  überall  in  angeschwächter  Kraft  bestehen  *).  Auch 
übten  die  Städte  ohne  Bedenken  über  verbrecherische  Cle- 
riker  die  ihnen  kirchlich  verwehrte  Jurisdiction;  sie  vei^ 
wiesen  sie  aus  ihrem  Weichbild  „un^e  uneoht",  „umbe  das 
mort"  ') ,  sie  nahmen  ihnen  Eide  ab,  nie  wieder  den  stttdti- 
■cheii  Boden  zu  betreten '),  sie  dehnten  ihre  Strafgesetze 
von  vornherein  auf  die  Qeistlichen  aus '),  sie  bestimmten, 
dtsa  wegen  gewisser  Verbrechen  der  weltliche  Richter  com- 
petent  sein  solle"),  und  Bie  straften  endlich,  wo  der  com- 
petente  geistliche  Richter  seine  Pflicht  vereäurate  '). 

■)  I.  J.  12ÖI.    MoD.  Oerm.,  LL.  2,  430. 
<)  lib.  a.  ut.  2. 

*)  Homerer,  Job.  Elenkok  (Berlio  1866.)  420:  *Dlt  stocke  ia 
veder  gbeistlich  recht,  ugt  Johannes  Rlenkok,  der  den  Sack- 
tenspiegel  beim  Papste  denoncirte,  wiote  de  einen  papen  eloge  und 
Witte  dat  ke  ein  pape  were,  de  were  to  banne.  Hir  antwurdea  lade, 
dat  ein  stocke  si  wal  rec:bt  na  gheisilikem  rechte  dal  nicht  recht  eo 
li  na  verllikem  rechte.  Dat  is  unmogelich ,  winte  wat  weder  recht 
ii,  dmt  si  gheiatlich  eder  wertlich  recht  dat  is  unrecht« 

<)  Vgl.  Qloaee  inni  Sachsengp.  ad  h.  I.  Qorlitzer  Land- 
ttcht  XXXU.  §.  1.  Bechtsb.  o.  Distinct  lib.  2.  c  2.  dist.  6. 
Ottloff  S.  313.    Andere  bei  Friedberg  a.  a.  0.  136. 

*)  Urkk.  bei  Schreiber,  Urkb.  d.  Stadt  Freibnrg  i.  Brgan. 
(Preibnrg  1826.)  2,  1S5.  ff.  t.  J.  1850-1400. 

')Drk.  T.  J.  1897.  bei  Hot  tinger,  Heiset.  Kirch  engeacb.  ü,  203. 
■)  Schreiber,  a.  a.  0.    1,  342.;   2,  107.    Jäger,  Gesch.  d.  Bt. 
Btilbronn .  (Heilbronn   1828.)   1,297.     Strobel,   QeBch.    d.   Elsasses 
ßlnub.  1841.  ff.)  3,  438. 

*)  Vgl.  Ruprecht  t.  Frejaing  ed.  Maarer  c.  360.:  >Do 
i*K  briester  kommeDt  fOr  weltlichB  gericht  es  sein  evangelier  oder 
'etaer  deo  aol  der  richter  nicht  richten  es  sy  im  dann  betolhen  von 
jr  maittertchafft  oder  das  er  wider  den  laDdlsherra  ist  oder  aolich 
^ng  dai  tzn  dem  frid  gefaortt  das  mag  er  wol  richten  tzwiscbeo 
jriivaier.  Tg),  aoch  Olosse  zum  Sachsenap.  Art.  1.  —  !□  Her- 
fcitbeim  bestand  ein  eigenes  Oesetx,  welches  todomi tischen  Geist- 
Ucken  den  Bangertod  drohte,  tgl.  Kriegk,  Iteutscbei  Borgerthum 
ia  Hittelalt«  (Fnnk£  1668.)  240. 
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Endlich  muss  auch  hier  an  den  angemessenen  Hass 
erinnert  werden,  welchen  die  Laien  den  Clerikem  entgegen- 
trugen, und  welchen  das  Berliner  Stadtbuch  in  naiver 
Weise  motivirt  ^) :  „Frisier  und  Leigen  werden  leider  seiden 
gude  frunt  Bat  kamt  von  der  papen  gj^chkeü  und  un- 
kuscheü;  wen  dy  unkusckeit  sy  let,  so  hebben  sy  yn  sik 
aUe  girichkeit.    Den  gyrigen  hatet  man  sere/^ 

Da  wird  es  häufig  genug  vorgekommen  sein,  dass  der 
geordnete  rechtliche  Weg  verlassen,  und  der  verbrecherische 
Cleriker  in  ungeregeltem  Verfahren  durch  Volksjustiz  ge- 
richtet wurde. 

Die  zahlreichen  Concilienschlüsse  über  die  percussores 
clericorum ')  geben  den  Commentar  zu  den  Worten  des 
Berliner  Stadtbuches.  — 

Die  geistliche  Jurisdiction  wurde  ausserdem  auf  be- 
stimmte Materien  beschränkt,  und  doch  auch  da  wieder  oft 
genug  verletzt 

Von  Verbrechen  sollte  die  Kirche  richten  über  Ketzerei  •) 

—  aber  das  Würzburger  Concil  v.  J.  1446.  traf  An- 
ordnungen contra  judices  laicos  super  crimine  heresis  judi- 
cantes  *)  -^  über  Verletzung  der  Feiertage  und  Blasphemie^) 

—  aber  der  Frankfurter  Stadtpfarrer  versprach*)  i.  J. 
1283.  yjpro  festo  violato  non  jam  pecuniam  a  reis  esse  peti- 


^  So  liess  Augsburg  im  J.  1409.  vier  sodomitische  Geistliche, 
die  der  geistliche  Richter  zu  bestrafen  weigerte,  in  höUcemen  Kftfigen 
an  einem  Thurme  aufhängen  und  verhungern.  Burkard  Zink, 
Augsburg  Ghron.  in  Ghron.  d.  deutschen  Städte  (Leipsig  1866.) 
6,  67. 

^)  Bei  Fidicin,  Histor.  diplom.  Beiträge  z.  Oesch.  d.  Stadt  Ber- 
lin (Berlhi  1837.)  1,  174. 

')  Siehe  Hartzheim ,  Concil.  Germ.  Index  s.  v.  ii^ec^io  S.  230. 
col.  2.  und  auch  Friedberg,  a.  a.  0.  83.  Haltaus,  Glossar,  ger- 
man.  med.  aevi  1209.  f.  s.  ?.  >La7.<    Vgl.  auch  oben  S.  47. 

')  Vgl.  die  Gesetze  Friedrichs  IL  ▼.  J.  1220.  M.  Germ.  LL. 
2,  244.;  ▼.  1238.  ebendas.   326.  f. 

«)  Bei  Hartzheim  a.  a.  0.  5,  367.  —  Vgl.  auch  die  Sachs. 
Verordn.  y.  J.  1421.  bei  Reinhard,  Meditt.  de  iure  princ.  germ. 
(Halae  1717.)  56. 

*)  Vgl.  Mainzer  Synodalprotocoll  v.  J.  1602.  bei  Guden,  Cod. 
dipl.  (Göttingen  1743.)  2,  418. 

■)  Bei  Böhmer,  Cod.  dipl.  Mosnofranoof.  (Fftuikf.  1886.)  1,  211. 
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hmmt,  nifi  quam  dietaeerit  aententia  scabinorum" ,  Mede- 
bach  verordnete  im  J.  1350. 'j:  „item  soluti  homines  m 
S^odo  super  fofnicatione  non  aeeusatUur,  nee  ferie  vel 
dominialles  dies  fractepost  nonam",  und  eine  Anzahl  Städte, 
irelche  die  Gotteelästerung  mit  peinlicher  Strafe  bedrohten  *), 
seigt,  da»  sie  das  Verbrechen  weltlicher  Ahndung  unteiv 
logea.  —  Ebenso  über  Meineid'),  Wucher*),  Bigamie*), 
Ehebmcb '),  fieiscMicbe  Verbrechen^)  n.  a.,  bei  denen  je- 
doch Qberall  mehr  oder  weniger  die  staatlichen  Gerichte 
concnrrirten. 

In  gleicher  Weise  war  die  geistliche  Competenz  in 
Civilsachen  beschi^nkt. 

,^s  soll  ein  Bürger  anUcurten  im  Gapitel  um  vier 
SaeMen  und  nit  anders,  der  ist  eitis  um  die  Ee,  dass  ander 
MM  Seelfferedl  ....  das  drit  um  offenen  Wucher  ....  das 
viert  um  Pfand",  si^en  die  Augsburg  er  Statuten  v.J. 
1276.  *),  und  ähnlich  drücken  sich  andere  Gesetze 
au  '):  aber  auch  hier  läsat  sich  nachweisen ,  dass  die  geist- 
liche Jurisdiction  oft  mehr  oder  weniger  durchkreuzt  worden 
ist^"),  und  selbst  in  dem  geistlichen  Salzburg  wurde  in 
Eheatreitigkeiten  bis  z.  J.  1527  von  weltlichen  Richtern  er- 
kannt, und  sogar  die  ^Ehescheidung  ausgesprochen  "). 

■)  Bei  Seibsrti,  WaatphU.  Urknndenb.  2,  Sas. 

»J  Vgl.  Friedljori,  ».  n.  0.  94. 

*\  Die  gelltliclie  Competenc  beweist  Glosse  z.  Siebs.  Weieb- 
bild  arL  28.  die  stastliebe:  Recbtsbecfa  n.  Dist  üb.  G.  c.  37. 
ditt  1.  3.    Ortloff  S.  308. 

•)  Tgl.  Friedberg  a.  a.  0.  101. 

')  Tgl.  namentlieb  das  Hamburger  Keebt  t.  1392.  and  1^7. 
bei  Lappenberg,  Hamb.  Recbtsaltertb.  (Hsmb.  1845.)  163.  306. 

■)  Siehe  Hagdebarger  Fragen  III.  7,  1.  ed.  Bebrend 
S.  197. 

')  Rybiner,  Qesch.  d.  Gant  Bern  2,  443.  —  Waaserscbleben, 
äamnL  deotaeb.  BeebttqnelleD.  (Giessen  1860.)  410. 

•)  Bei  Walcb,  Venn.   Beitr.   z.   dentaoh.  R.  (Jena  1773.)   4,  89. 

*)  Deleu  T.  J.  1368.  bei  Schfipflin,  Alsat.  diplom.  (Masbeim 
1772.)  3,  220.    Bern,  bei  Bybiner  a.  a.  0.  2,  443. 

■*)  Tgl.  die  NacbweisaDgeii  bei  Friedbarg,  a,  a.  0.  113.  ff- 

")  Zannar,  Aus*,  d.  wiebtigtten  Salsbnrg.  Landeagea.  (Ssli- 
bnrg  1766.  ff.)  2,  318.  6o  aocb  in  Baiern,  vgl.  SngeDbeim, 
fiaiemi  Eiroben-  n.  Tolksiost.  Im  XTL  Jibrh.  (Qiessen  1842.)  266.  f. 
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Fragen  wir  nun  j  welche  Mittel  angewendet  wurden, 
um  Uebergriffe  der  geistlichen  Gerichte  in  die  staatliche 
Competenz  zu  verhindern,  so  wurden  ziemlich  verschiedene 
Wege  eingeschlagen. 

Am  Bequemsten  mochte  es  sein,  wie  das  auch  in  den 
Niederlanden  beliebt  wurde,  die  Geistlichen  durch  Verträge 
zur  Einhaltung  der  ihrer  Jurisdiction  gezogenen  Gränzen 
zu  verpflichten. 

Wir  finden,  dass  in  Esslingen  alle  in  der  Stadt  an* 
gesessenen  Geistlichen  zu  solchem  Eide  genöthigt  wurden  ^), 
dass  der  Schweizer  Pfaffenbrief  v.  J.  1370.  den  ge- 
sammten  eidgenössischen  Clerus  in  dieser  Weise  verpflich- 
tete'),  dass  bei  Verleihung  von  Pfründen  den  Beneficiaten 
Versprechungen  abgenommen  wurden,  das  staatliche  Ge- 
richt nicht  zu  kränken  '). 

Ja  auch  Vereidigungen  der  Geistlichen  auf  die  Landes- 
gesetze im  Allgemeinen  begegnen  uns,  worin  sie  geloben, 
„mte&  meyn  lebnlangk  under  iren  fürstlichen  gnaden  und 
dero  lande  mit  wonunghe   czu  enthaiden,  Jrenn  fürstlichen 


—  Die  Imnnit&t  der  Kleriker  von  weltlichem  Gericht  in  CiTilsachen 
war  hftafig  anerkannt,  (Rb.  n.  Di  st.  IIb.  3.  c.  4.  dist.  2.)  wurde  aber 
oft  beschränkt  (Fried berg,  a.  a.  0.  141.  f),  namentlich  bei  Schuld- 
klagen (Schwabenspiegel  c.  77.),  oder  dadurch  umgangen,  dass  die 
Gflter  der  Kleriker  mit  Arrest  belegt  und  so  die  Sache  in  das  welt- 
liche Forum  gebracht  wurde.  Vgl.  namentlich  Wiener  Stat.  y.  1436. 
bei  Rauch,  Rer.  Austr.  SS.  (Vindob.  1794.)  3,  239.  —  Im  Gänsen 
▼^.  Friedberg  a.  a.  0.  140.  ff. 

^)  Bei  Pf  äff,  Gesch.  d.  Reichsst.  Esslingen  (Essl.  1840.)  260. 
So  auch  in  Basel  das  Kloster  Schönthal  i.  J.  1416.  bei  Ochs, 
Gesch.  d.  St.  u.  Landsch.  Basel  (Berlin  u.  Leipz.  1786.  ff.)  8,  117.  — 
Andererseits  zwang  man  in  den  St&dten  die  Geistlichen  das  BOrger- 
recht  zu  erwerben,  um  sie  zu  den  Steuern  heranzuziehen.  So  in 
Augsburg  1382.  Bnrkard  Zink,  in  Chroniken  a.  a.  0.  5, 
37.   Vgl.  auch  e  b  e  n  d  a  s.  4,  70. 

')  Tschudi,  Ghron.  HeWet.  (Basel  1734.)  1,  472. 

')  So  in  Bochold  c.  1460.  bei  Wlgand,  Arch.  f.  Gesch.  u. 
Alterthumsk.  Westphalens  (Hanau  1825.  ff.)  8,  39.  in  Hessen.  Vgl. 
Kopp,  AnsfOhrl.  Nachricht,  a.  d.  alten  u.  neueren  Verf.  d.  Geistl.  u. 
CiTilger.  in  d.  Churf.  Hess.  Casselschen  Landen  (Cassel  1769.)  1, 
BeiL  107. 
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gnaden  raihes  und  dinstes  weisse  cmtgkethan  cßu  ssein,  unnd 
wider  iren  fürstlichen  gnaden  raihes  edder  werken  nt'cAf 
ctu  handeln  edder  mich  wider  irenn  fürstlichen  gnaden 
ghebrauehen  CJi«  lassen"  *). 

ÄndereraeitB  suchte  mftii  die  legge  .  .  .  wertlich  mens<^e, 
fruwe  adder  iungfruwe,  aäder  begine,  dg  Icegne  prelaten  ha- 
bet* gehorsam  ezu  sine  *),  durch  Strafe  von  dem  uuhefugton 
Nai^acheii  geistlicher  gerichtlicher  Hilfe  abzuhalten,  theils 
indem  man  den  Kläger  für  die  dem  Beklagten  etwa  er- 
wachsenen Nachtheile  verantwortlich  machte '),  theils  indem 
man  den  Verächtern  der  weltlichen  Jnriadiction  mit  harter 
Busse  *),  sogar  mit  Verbannung  drohte  '). 

Gegen  die  Geistlichen  selbst  scheinen  indessen  die  Qe- 
setze  nur  in  seltenen  Fällen  gerichtet  gewesen  zu  sein'), 
und  ein  Institut,  welches  nur  im  Entferntesten  dem  Becur- 
tus  ad  principem  unlieb  gewesen  wäre ,  and  den  geist- 
lichen Richter  direct  an  ungebilhrUcher  Ausdehnung  seiner 
Jarisdiction  hinderte,  hat  es  kaum  gegeben. 

Wie  schonend  immerhin  in  dieser  Beziehung  die  welt- 
lichen Gesetze  mit  dem  Clerus  verfuhren,  zeigt  die  Be- 
stimmung des  Dithmarsisc  hen  Rechts  v.  J.  1442^), 
worin  die  Familie  der  Cleriker ,  welche  die  staatlichen 
JnrisdictionsTorschriften  missachtetcn ,  verantwortlich  ge- 
macht wird,  der  Geistliche  selbst  aber  straflos  ausgeht. 


■)  Bei  Riedel,  Cod.  dfpl.  Brandenburg.  I,  B,  IIB.  Tgl.  sucIl 
Hinsielmanii,  Dlptom.  Beweis,  daas  dem  Hsnse  Bohenlohe  d. 
Ludeiboheit  logek.  (NOrnberK  1751.)  595.  Sattler,  Oesch.  d. 
Henogth.  Witttemb.  nnter  d.  Gra»en.  (Ulm  1768.J  5,  BeyL  189. 

•)  Rb.  n.  Dist.  üb.  3.  c.  Ö.  dist.  I.  Ortloff  S.  148. 

■)  Sacbsensp.  lib.  3.  art  S7.  Prager  Recbtsb.  bei  Rtss- 
iei,  Deotwbe  RecbtsdeDkm.  aus  BOlimen  (Frag  1846.  ff.)  1,  tlO. 

*)  Vgl.  anch  die  CoDStit.  Joachims  y.  Brandeab.  v.  J. 
im.  bei  Riedel  a.  a.  0.  I,  14,  63, 

')  So  in  Göttingen  (1354.)  bei  Pufendorf,  Observ.  jur.  nniT. 
HumoT.  1770.)  III,  S,  194.  Ooslsr,  bei  QOachen,  D.  Ooalar. 
Suuten  (Berlin  1840.)  69.  —  Vgl.  Oberhaupt  Friedberg,  a.  a.  O. 
llfi.  ff. 

*)  Die  mir  anfgeatossenen  TJrkk   a.  s.  0.  116.  f. 

':  Bei  Uichelien,  Ditbman.  Rechtiq.  3.  —  Vgl.  auch  Blomer, 
Staats-  D.  Bgetcli.  d.  Schweiz.  Demokr.  (St.  OaUeo  iSea)  l,  863. 
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Andererseits  aber  verboten  die  Fürsten  in  einzelnen 
Fällen  den  geistlichen  Richtern  geradezu  die  Instruction 
von  ihnen  nicht  zustehenden  Prozessen  ^),  und  dann  war  den 
Laien  auch  so  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  dem  unbe- 
fugten geistlichen  Richter  zu  entziehen;  allerdings  dies 
letztere  nicht  ohne  mannigfache  Beschwerden  und  Nach- 
theile. Wer  im  geistlichen  Gericht  zu  Unrecht  geladen  zu 
sein  glaubte,  folgte  eben  nicht  der  an  ihn  ergangenen. Ci- 
tation,  und  erwartete  geduldig  die  wegen  seines  Ungehor- 
sams über  ihn  verhängte  Excommunication. 

Freilich  waren  die  Reichsgesetze  den  kirchlichen  Be- 
stimmungen darin  nachgekommen,  dass  auf  den  kh-chlichen 
Bann  die  kaiserliche  Acht  mitNothwendigkeit  folgen  sollte  '). 
Aber  der  überhäuiige,  oft  ohne  jede  kirchliche  Veranlas- 
sung gemachte  Gebrauch  der  geistlichen  Waffe  hatte  allge- 
mach ihre  Schärfe  bedenklich  vermindert  und  sie  ziemlich 
ungefährlich  gemacht  ^). 

Es  mochte  allerdings  nur  eine  factische  Verletzung  der 
Gesetze,   und  ein  Zeichen  für  die  Schwäche  der  Reichsge- 


0  Vgl.  die  ürk.  Friedr.  m.  bei  Chmel)  Mooam.  Habsburg. 
(Wien  1858.)  I.,  3,  553.  ao  einen  Wflrzburger  Domherrn,  der  im 
Auftrage  seines  Bischofs  Rudolph  handelte:  >So  empfelhen  wir  dir 
Ton  Römischer  keyserlicher  macht  yolkumenheit  ernstlich  und  wellen, 
das  da  solich  dein  farnemen  des  geistlichen  gerichtszwangs  von  stund 
angesicht  'diss  unsers  keyserlichen  briefs  abstellest  und  ferner  auf 
Bolichen  bevelh  in  den  Sachen  nichts  fümemest  hanodlest  richtest, 
urtheilest  noch  procedirest.  Wo  aber  darüber  durch  dich  einicherlei 
fOrgenomen  were  oder  noch  wurde,  wellen  wir  doch  Yon  Romischer 
keyserlicher  macht  yolkumenheit,  das  dasselb  alles  krafftlos  zunickt 
und  untuglich  sein  und  dem  genanten  Jacoben  von  F.  keinen  schaden 
bringen  sollt  —  Vgl.  die  Urk.  an  d.  B.  y.  Würzburg  eben  das. 
S.  554. 

')  Const.  Friedrichs  II.  y.  J.  1220.  M.  LL.  2,236.  Con- 
rads IV.  y.  J.  I2i0.  ebendas.  333.  Rudolphs  I.  y.  J.  1281. 
ebendas.  428. 

')  »Niemand  bekümmert  sich  um  die  Censurent  schrieb  Car- 
dinal Nicol.  y.  Cusa  dem  Papste  bei  J ä g e r ,  d.  Streit  d.  Card. 
Nicol.  y.  Cusa  (Innsbruck  1861.)  2,  19.  >Eaum  hat  man  je  eine  ähn- 
liche Verachtung  der  kirchlichen  Censuren  gesehene,  berichtete  d. 
Cardinal  y.  Augsburg,  »Sie  sprachen  davon  mit  einem  solchen 
Hohne  und  mit  solcher  Geringschätzung,  dass  es  mir  tief  in  die  Seele 
drang«;  ebendas.  2,  281. 
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wait  sein,  wenn  Erfnrt  drei  Jahre'),  Ulm  vierzehn 'J, 
Zürich  zehn'),  und  Frankfurt  an  der  Oder  gar 
acht  und  zwanzig  Jahre  hinter  einander  im  Banne  blieben  *), 
so  daes  in  der  zuletzt  genannten  Stadt  die  WiedereröSnung 
des  nie  gesehenen  katholischen  Qottesdienstes  der  Jugend 
ein  Gegenstand  der  Lust  und  des  Spottes  war :  aber  es 
musste  das  doch  auch  auf  den  einzelnen  Kxcommunicirten 
lurückwirken,  und  ihn  die  kirchliche  Verdammung  leichter 
ertrfiglich  erscheinen  lassen. 

Dazu  kam,  dass  die  rgn  der  Kirche  mit  der  Excom- 
munication  verknüpften  Folgen  in  der  Praxis  kaum  und 
Dicht  einmal  Seitens  der  Geistlichen  ")  beobachtet  wurden. 
Freilich  verwiesen  manche  Städte  die  Excommunicirten  aus 
dem  Kreis  ihrer  Ringmauern,  um  nicht  selbst  mit  der  geist- 
lichen Strafe  zu  verfallen  •) ,  aber  der  in  viele  Stadtrecht« 
Shergegangene ')  8atz  des  Sachsenspiegels:  „Ban  sea- 
iei  der  sele  unde  tie  »imt  doch  niemantte  deti  lif  noch  ne 
h-enket  niemanne  an  lantrechte  noch  an  lenrechte,  dar  ne 
vaige  des  koniges  achte  na"  '),  und  seine  Bestimmung,  das» 
Excommunicirte  wohl  vom  geistlichen,  nicht  aber  weltlichen 
Forum  au szoschli essen  seien  ') ,  hielt  doch  die  bürgerliche 
Rechtssphäre  wesentlich  von  dem   kirchlichen  Eingriff  frei. 

Vor  allen  Dingen  aber  ist  darauf  hinzuweisen ,  dass 
die  weltliche  Obrigkeit  nicht  jede  Excommunication  ohne 
Weiteres  respectirte,  sondern  sich  ein  Urtheil  Über  deren 
Rechtmässigkeit  vorbehielt. 

Schon  die  Minnesänger  hatten  zwischen  gerechtem  und 
ungerechtem  Bann  unterschieden  wissen  wollen. 


')  T.  J.  12^0-48.  FslckeasteiD,  Civit  Erfurt,  bist.  tEr- 
(ort  1739.^  88. 

')  FeliT  Faber,  Bist  Suer.  bei  Goldast,  8S.  rer.  Suer.  238. 

'}  Tacbudi,  o.  a.  0.  1,  351. 

*)  Beckmann,  Oesch.  y.  Frankf.  a/0.  10.  f.  c.  24.  in  VI"»  De 
teoteDt.  excomm.  (5,  11.) 

')  Hist.  Episcop.  ConstSDt.  1,  496. 

•)  Vgl.  Mfinchner  Stadtr.  ed-  Aner  S.  141.;  Schnell,  D. 
Uttit.  Ger.Ordn.  t.  Basel.  10- 

'.  Vgl.  Friedberg  a.  a.  O.  162. 

*)  Hb.  3.  art  63.  %.  2.    Auch  ä&chi.  Weichbild  art.  B. 

■)  üb.  3.  art.  68.   &.  3,  Bechtab.  n.  DIst.  Üb.  S.  c  B.  diit.  8- 
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Ban  %8i  ein  hant  der  Üb  und  seU  bindet, 
ban  ist  ein  Gates  tiluochf  swen  man  da  vindet, 
dag  er  in  banne  stirbet,  des  wird  nimmer  rat, 
Je  doch  imrehter  Ban  nie  manne  wirret, 
unrehter  ban,  den  ban  er  selber  irret, 

sang  der  Meissner^),  und  auch  der  Saehsenspiegel 
deutet  diesen  Gesichtspunkt  ')  an. 

So  hatten  denn  auch  die  Städte  und  Fürsten  oft  mit 
Gewaltmaassregeln  die  Aufhebung  ungerechter  Excommuni- 
cationen  erzwungen.  Als  Heilbronn  1370.  gebannt  wurde, 
warf  der  Magistrat  alle  Geistlichen  in  das  Gefilngniss '), 
die  Stadt  Regensburg  schloss  aus  demselben  Grunde 
im  J.  1357.  alle  geistlichen  Schulen^),  Strassburg,  das 
schon  früher  die  Träger  der  Bannbullen  gegen  Ludwig 
den  Baiern  in  den  Rhein  geworfen  hatte  ^) ,  erklärte, 
„Sit  das  sü  hetteiit  vor  geswngen,  so  soltent  sii  ouch  fürhas 
singen  oder  aber  us  der  Stat  gon"  ^) ,  und  nicht  selten  wur- 
den gar  die  bannenden  Geistlichen  in  einen  formlichen  Be- 
lagerungszustand versetzt,  und  durch  Aushungern  zum  Nach- 
geben genöthigt.  Mehrere  Concilienschltisse  erwähnen  das  ^), 
und  die  Gothaer  Chronik  y.  J.  1328.  erzählt  es  uns 
mit  den  einfachen  Worten  ®) :  die  Pfaffen  „wollten  ...  in 
drey  Jaren  weder  leuten  noch  singen.  Da  verböth  Land- 
graff  Friderich  dass  man  ihnen  nichts  zufilhren  und  tragen 
musste  und  wolte  sie  im  Prediger  Moster  verpphalen,  Do 
sungefi  sie  tvider^^ 

Selbst  ein  so,  frommer  Fürst  wie  Herzog  Georg 
von  Sachsen  richtete  sein  „gütlich  Begeren**  an  den  ex- 


0  V*  d.  Hagen   a.  a.  0.  8,  89. 

»)  Lib.  3.  art.  54.  S-  8. 

•)  JÄger,  a.  a.  0.  1,  145. 

*)  Oefele,  SS.  rer.  Boic.  2,  508. 

^)  Oberbaier.  Ar  eh.  f.  vaterl.  Gesch.  (Manchen  1889.) 
1,  50. 

«)  Eönigshoven,  Eis.  Chron.  ed.  Schilter  (Strassb.  1698.) 
280.  So  auch  in  Augsburg  i.  J.  1416.,  Burkard  Zink  in  Chro- 
niken a.  a.  0.  5,  76. 

0  ▼•  Cöln  i.  J.  1423.  bei  Hartzheim  a.  a.  0.  5,  218.  Von 
Wflrzburg  i.  J.  1446.    ebendas.  6,  842. 

«)  Tentzel,  Hist  Goth.  98.  ▼.  J.  182a 
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commaDicirenden  Geistlichen  ,  „ir  wollet  denselben  aus 
dem  Sänne  tktm"'),  und  Kaiser  Friedrich  IV,  (III.) 
beauftragte  den  Herzog  von  Cleve  gegen -QeiBtIiche, 
welche  einem  seiner  Bediensteten  irrtaig  und  verhinärung 
hereiteten,  uQTerzüglicb  einzuschreiten,  „Ine . .  .  all  ir  Rennt, 
ejpins,  nute  und  gueH,  so  si  in  deinem  Lannde.  ligen  haben 
in  arrest,  hofft  und  verbot  legest  utid  solanng  darinn  hal- 
test, bis  sjf  solich  irrung  abgethan  haben"  *). 

Zuweilen  wurde  aber  die  staatliche  Controle  über  die 
kirchlichen  Urtheilasprüche  gesetzlich  geregelt.  Theils  prft- 
ventiv,  indem  die  ataatlichen  Behörden  sich  geradezu  ein 
Placet  vorbehielten.  So  in  der  CleviBchen  Landes- 
ordnung V.  J.  i486.:  „ut  nulla  mandata  seu  precepta 
guorumctaique  judicum  Äpostolicorum  vel  Ordinariorum  ad 
se  recipererU  acceptarent ,  sigillarent,  publicarent  aut  exse- 
guerentur  quovis  modo,  in  cauais  secularibus  vel  propftania, 
exeeptis  dumtaxat  in  quatvor,  spiritualibus  et  ecclesiasticis, 
videlicet  de  test<anentis  et  legatis  de  matrimoniis,  synodtüi- 
hts  et  redäibus  spiriiualibus  et  ecclesiasticis"  '),  —  so  in 
Brandenburg*),  in  Baiern')  und  selbst  in  den  geist- 
lichen Staaten '). 

Andererseits  aber  waren  die  Behörden  angewiesen,  die 
ausgesprochenen  geistUchen  StrafurtheUe  zu  prüfen,  und  die 

>)  Bei  Reinhard,  a.  a.  0.  B67, 

■)  Chmel,  HoD,  Habgburg.    I,  3,  593. 

*)  Bei  Scotti,  Samml.  d.  Ges.  d.  Terorda.  die  in  d.  Benogth. 
Cleve  a.  d.  Grafsch.  Uark  ergangen  (Dasaeldorff  182f!.)  1,  13. 

•>  Vgl.  die  ürkk.  v.  J.  1372.  a.  1383.  bei  Biedel,  a.  a.  0.  I, 
8,  234.  840. 

")  Siebe  unten  im  Abacbnitt:  Baiera. 

*)  Tgl.  Kopp,  a.  X  O.  I.,  I,  160.  Tgl.  auch  den  Brief,  welchen 
der  Pfarrer  tod  BuBsbach  i.  J.  1406.  sd  den  Dechanten  In  Hains 
richtet  bei  Gaden  a.  a.  0.  3,  941:  «Ich  lassen  Uch  wissen  so  als  ich 
bj  nch  was  IQ  leste  ....  und  Ir  su  mir  sprächet  wurde  mii  icht 
verhoden,  daz  anlde  ich  IJch  lassen  wissen.  So  sagen  ich,  daz  mir 
der  Edel,  min  Eere  tod  FalckensteJo  verboten  hat  .  .  .  daz  ich  keine 
Proceas  solle  nemen  uff  ;n  oder  ...  die  Sinen,  anders,  dann  off  der 
Caoieln  und  du  auch  mit  sinen  Amptluden  so  bestellt  hat.  Und  wers, 
du  ich  darwider  tede,  er  woide  sie  mir  so  abe  oemea,  daz  mir  nicht 

gndea  davon  gecheen  solde; und  soliche  Qebode  als  ich  ver- 

•tMcton  han,  sint  auch  onderaeiseaen  Fiieateru  geicheen.' 


\ 
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für  ungerecht  befundenen  nicht  zur  Vollziehung  kommen  zu 
lassen.  „Geschee  es  aber'^y  so  rescribirte  Landgraf  Lud- 
wig von  Hessen  im  J.  1444^),  „do^  unser  SchuÜheiss 
und  der  Roth  mu  Gassei  erkennten,  das  einer  mit  unrechte 
eu  Banne  kommen  were,  dem  adder  den  sollten  sie  0u  sei* 
nen  Rechten  beystendig  sein  gen  den  Jk^nen  der  In  also  mU 
unrecht  zu  Banne  bracht  hette." 

So  war  in  dieser  Weise,  wenn  auch  indirect  ein  Mittel 
gegeben ,  geistlicher  Competenztiberschreitung  und  deren 
Folgen  entgegen  zu  treten,  und  dass  die  Anwendung  des- 
selben eine  in  Deutschland  ziemlich  allgemeine  war,  er- 
geben zur  Genüge  die  Beschwerden  der  Geistlichkeit,  wie 
sie  in  dem  Concordats-Entwurfe  Carls  V.  auftreten  •), 
„dass  Ihnen  von  den  weltlichen  mannigfache  Verhinderung 
und  Eintrag  in  ihre  geistliche  Jurisdiction  geschehe,  ncfm- 
lich  dass  sie  den  Pfarherm  die  geistlichen  Processe  und 
Mandate  anzunehmen  oder  zu  verkünden,  dessgleichen  dem 
Oerichtsboten  dieselben  zu  tragen,  auch  ihren  Unterthanen 
auf  die  ausgegangenen  geistl.  Citationen  zu  erscheinen  ver- 
bieten, und  diejenigefi,  so  aus  freiem  guten  Willen  si^h  der 
geistlichen  Jurisdiction  unterwerfen,  davon  dringen,  item, 
.  .  .  dass  si  auch  die  Verbanten  rechtlicher  Weise  nicht 
vermeiden,  sondern  dieselben  in  ihrem  Ungehorsam  hand- 
haben, die  Pfarrer  dringen,  den  Bännischen  die  Sacramente 
zu  reichen " 

Aber  auch  sonst,  um  darauf  jetzt  überzugehen,  wurde  das 
Placet,  freilich  ohne  juristische  Ausbildung  des  Institutes,  nicht 
ohne  Bewusstsein  und  Betonung  seiner  Grundprincipien  an- 
gewendet. 

Als  der  Papst  im  J.  1367.  den  deutschen  Clerus  hart 
besteuerte,  befahlen  Herzog  Stephan  der  Aeltere 
von  Baiern  und   seine  Söhne'):   ,Jcein  Steuer  oder  gült 

*)  Bei  Kopp,  a.  a.  0.  1,  197.  Vgl.  auch  Frankfurt  a.  M. 
bei  Senkenberg,  Setecto  iur.  et  bist  (Francof.  1734.  ff.)  1,  72. 

^)  Bei  Bachholz,   Gesch.  Ferdinand  I.  (Wien  1832.)  8,  646. 

*)  Freyberg,  Gesch.  d.  baier.  Landst&nde  (Salzbach  1828.) 
1,  266.  Vgl.  aach  die  yon  Hert,  De  superioritate  territorial!  in 
Opuscal.  (Francof.  1716.)  2,  210  mitgetheilte  Stelle  des  Nicolaus 
von  Clemange:  >In  Alemannia  in  certis  Dioecesibas  et  proYinciis 
psrdplt  «liquid  (der  Papst)  in  aliis  vero  nihil :  imo  nee  admittontor 
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tu  gdten,  da  ihre  Land  ein  freyes  Land  sey  und  die  Für- 
sten  ntcAf  gesinnt  jemanden  eu  gestatten,  solche  gewohnkeit 
im  das  Land  eu  Miehen  hey  Besserung  an  Leih  und  gut,  da 
der  Pabst  nichts  in  ihrem  Lande  eu  gebieten  hohe  — "  ftI§o 
ftoa  demeelben  Motive,  dem  aach  der  Sachaenspiegel 
lein«  mnitergültige ,  der  römischeD  Curie  eo  verdammenB- 
werth  erscheiaende  Form  gab  *). 

Als  G-regor  XII.  ein  Subsidium  charitaiivwn  vom 
deotocheo  Cleroa  eingefordert  hatte,  verbot  Herzog  Fried- 
rieh von  Oest erreich- Tirol  im  J.  1407.  jede  Zahinng 
bei  Strafe  vierfacher  Bnase  und  des  weiteren  herzoglichen 
ünwüleDB ').  Und  als  der  Provinzial  der  Barfösser  «n 
Otdeukapitel  nach  Aachen  ausgcachrieben  hatte,  unter- 
Mgto  ihm  das  Friedrich  IV.  im  J.  1475-,  befahl,  es  in 
■einer  Gegenwart  in  Köln  abzuhalten  und  gebot  dem 
Aachener  Magistrat,  den  Zusammentritt  desselben  auf  keinen 
Fall  za  dulden  ■). 

In  glrächer  Weise  wurde  die  Zulassung  der  geistlichen 
Provisionsbullen  oft  genug  beanstandet*),  und  in  Baiern 


literae  Apostdkae,  oisi  qnantaii  plAcet  episcopis,  qtii  recnsant  in  de- 

Mgaade  Tidiniu, ■ 

~    *)  Lib.    I.   art.  S.:  .  .  .  iwende   da  paTK  ne    m&ch    nen  recht 
■rtten,  dar  he  onie  lantreeht  oder  lenrecht  mede  ergere.€ 

*J  Braodis,  Tirol  unt.  Priedr.  f.  Oesterr.  (Wien  1829.)  Urk.  SO. 

•)  Chmel.  Moo.  Hatnburg.    I.,  S.  648. 

*)  Tgl.  «ach  Cleas,  Vera,  einar  kirchl.  polit  Landes-  u.  Cnltiw 
■aKb.  ▼.  Warttemb.  (Tab.  1E06.)  U ,  3,  346.  Schon  j.  J.  1486.  er- 
licM  Enbiachof  Berthold  tod  Uatni  eine  Verordonng:  >.  .  .  Pa- 
■toralis  sollieitndo  officii  nos  admonet,  ne  coiquam  aliunde  quam  per 
oatlnni  io  Domnm  Domin!  concedator  ingressus,  ne  etUm  nobia  lub- 
jacd  p«r  fsisofl  aat  ezcogitatoa  procesiuB  literasqae  sive  maadata  mo- 

lartentar,  TCxenloT  Tel  graventor nonnnlli   etiam  alii  et  pluri- 

nom  penitDS  incogniti  varioB  falaos  processus  penales  stque  mandsta 
etbnD  per  nndas  copiss,  originalibna  non  OBtesais,  neque  afftzis,  niai 
forte  noctarnia  et  incDnaaetia  temporibuB  et  illia  etiam  tunc  moi  aub- 
iMiai  In  divenis  dietaram  aostrarnm  civitatia  et  Dioecaaia  locia  affigere 
M  pttblieare  v«l  ae  affixiaae  et  publicaaae  aBaerentea  non  formidant, 
.  .  .  .  id  dreo  Tolamua  et  ordinamus  vobiaqne  omnibua  et  aingulis 
agk  exnmmanlcatMQiB  et  oentom  florenorum  auri  RheneiiBis  «d  flscum 
■afens  penolvndorasi  pmis,  qaaa  qnemllbet  hnic  nostro  mandato 
WüwiwiiwIiiM  iMnnva  Tohmni  ipso  Aicto  districte  predpiendo  in- 
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finden  wir  sogar  im  J.  1491.  die  allgemeine  von  Herzog 
Georg  getroffene  Bestimmung  ^) :  „Es  sol  auch  dareu  nie- 
fncmts  gestettet  werden  ainich  preves  bullen  oder  anders  in 
unserm  Land  an  die  Kirchthür  oder  ander  ende  heymlich 
noch  offenlich  on  unserer  willen  und  wizeen  anzeschlagen 
oder  isu  verkünden,  wer  aber  dasselbig  täte,  der  sol  darumb 
von  Stmide  an  von  unsern  amptleuten  angenommen  und  uns 
fürderlich  eu  pracht  werden,  mit  denselben  eu  handeln  als 
frävelichen  verachter  unsers  gepots.  Wöllicher  oder  wöliche 
Amptleut  aber  darinn  säumig  oder  lässig  seind,  und  jemants 
darin  verschonen  werden,  die  wollen  wir  selbs  auch  darumb 
nit  ungestraft  lassen^^.  — 

Dennoch  und  obgleich  die  Fürsten  und  Magistrate  des 
ihnen  über  die  Kirche  übertragenen  Schutzamtes  sich  voll 
bewusst  waren  ') ,  obgleich  sie  eifrig  strebten ,  Missbräuche 
und  eingerissene  Unsitte  abzustellen  '),  obgleich  sie  sich  nicht 
scheuten,   mit   ihren   Anordnungen    auch  innere    kirchliche 


hibentes,  ne  deinceps  aliquas  literas  a  quibasconqne  ti- 
talis  emanate  prima  facie  apparuerint,  admittere,  reci- 
pere  Tel  pablicare,  ....  vel  qaamyis  personam  in  virn 
earandem  evocare,  aut  etiam  evocari  mandare  praesomatis.  .  .  .  . 
nisi  prios  et  ante  omnia  hnjasmodi  processus  maodata  aut  litere  qne- 
cuoque  in  civitate  nostra  Maguntina  ....  per  Sigilliferum  in  singulis 
aotem  Gommissariis ,  nbi  litere  tales  exequende  veniant,  per  singnlot 
commissarios  nostros  yise  et  propriis  eorum  manibus  et  officii  sigillis 
impendentibus  subsignatae  faerintt  —  Bei  Kopp,  a.  a.  0.  I,  ],  160. 
Friedrich  IV.  richtete  (i.  J.  1475.)  ein  Schreiben  an  das  Stift  Con- 
stanz,  worin  er  die  vom  Capitel  getroffene  Wahl,  einer  päpstlichen 
Provision  gegenüber  aufrecht  erh&lt  >.  .  .  .  s.Heiligk.  (hat)  .  .  .  bebst* 
liehe  briefe  gegeben,  dardurch  anderstünden  wirdet,  dem  genannten 
stifft  sein  wal,  altherkumen  und  gerechtigkeit,  auch  uns  und  dem  heil, 
reich  unser  oberkeit  zu  benemen,  das  uns  als  Römischen  keyser  und 
obersten  yogt  und  beschirmer  der  kirchen  zu  gedulden  nit  gebflret« 
Bei  Ghmel,  Mon.  Habsburg.    I,  1,  840. 

*)Westenrieder,  Qlossar.  germanico  latin.  (Monach.  1816.) 
XLIII. 

')  Dafür  sprechen  die  Worte:  >Dax  Gliviae  est  papa  in  suis  terris« 
bei  Jacobson,  Gesch.  d.  Quell,  d.  Ev.  E.  R.  in  Rheinl.  u.  West- 
phal.  (Eönigsb.  1887.)  1,  10. 

>)  Jftger,  Ulms  Verf.  (Stuttg.  u.  Heilbronn  1881.)  605.  ff.  Wa- 
genseil, Tractat.  de  Koriberga  90.  Bnrkard  Zink,  Augsburg. 
Chron.  in  Ghron.  a.  a.  0.  6,  108.  —  Urk.  Friedt.  ▼.  Saehsen  ▼. 
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Fragen  tu  regeln  *),  ao  gab  es  doch  kaum  ein  kirchlicheB 
Inatitnt,  welches  nicht  aasgeartet  gewesen  wäre,  und  wel- 
ches in  verderbter  Handhabung  nicht  die  Rechte  des  Staates 
und  seiner  Unterthanen  gefährdet  hätte. 

Aoch  die  schwächlichen  Reformversuche,  zu  denen  das 
Reich  sich  bisweilen  herbeigelassen,  hatten  daran  nichts 
Indem  können. 

Zwar  waren  am  Schlüsse  des  fänfzehnten  Jahrhanderta 
UB&bernd  Schritte  dazu  geschehen. 

Gleich  die  ersten  Entwürfe  zu  einer  Reichsgewalt  waren 
TOD  der  ÄufiFordernng  an  den  Papst  gefolgt  gewesen,  einen 
eigenmächtig  Deutschland  auferlegten  Zehnten  wieder  auf- 
mheben*}.  So  wie  i.  J.  1500.  das  Reichsregitnent  zu  Stande 
gekommen  war,  ging  eine  Gesandtschaft  nach  Rom,  am  die 
Ännaten  f&r  das  Reich  zu  einem  Türkenkriege  zu  erlangen, 
die  EiogrifFe  des  Papstes  in  die  Pfründenbesetzung  zu  be- 
•eitigen  ') ,  und  als  gleich  darauf  ein  päpstlicher  Legat  ins 
Land  kam,  um  das  Jubeljahr  zu  predigen,  wurde  ihm  be- 
deutet, nichts  ohne  Vorwissen  der  Reichsregiemog  zu  thun  *). 

Im  Jabr  1510.  Hess  Maximilian  durch  Jacob 
Wimpheling  sogar  die  Beschwerden  gegen  die'Kircbe 
fonnuliren  —  darunter  die  bemerkenswerthe :  das  kirchliche 
Regiment  wird  Unmündigen  übertragen,  die  mehr  geeignet 
sind  Maulesel  als  Menschfen  zu  hüten  und  zu  weiden  —  ja 
er  dachte  ernsthaft  daran ,  die  französische  pragmatische 
Sanction  in  Deutschland  einzuführen  ^). 

Dann  aber  setzte  auch  er  wieder  seine  Hoffiinng  auf 
du  1511.  zu  Pisa  zusammengetretene  Concil,  und  gab 
schliesslich  seine  Beformideen  auf  '). 


J.  1479.    bei    Schottgen  0.  Kreysig,    Dipl.  cur.  Nublete  ( 
n».  ff.)  4,  697. 

■)  Vgl.  die  WDrttemb.  Terordn.  t.  J.  149B.  bei  Moier, 
tiiHii  Wonemb.  Diplom.  (TDbiag.  1736.)  161.  u.  utdere  bei  F 
t>erg,  a.  s.  0.  285.  f. 

*)  Maller,  ReicbstagBtheatr.  Fr.  Tl.,  130. 

*)  Malier,  BeichBtagBBUat  117. 

*)  Ebendas.  318. 

•)  Ooldast,  Conitit  2,  12S. 

*)  TgL  Ranke,  Befonnat-Oeich.  (Berlin  18G3.}  1,  19t.  ff. 
I:  rrladbfrt,  D.  UlMbT.  d.  stIMl.  AoitwnrftlL  ^ 
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Wie  sich  der  kirchliche  Zustand  Deutschlands  dem- 
nach gestaltete  erhellt  am  Besten  aus  den  hundert  Be- 
schwerden der  deutschen  Nation,  welche  auf  dem 
Reichstage  zu  Nürnberg  1522/3  dem  Bevollmächtigten 
des  Papstes  überreicht  wurden  ^).  Es  ergiebt  sich  daraus 
zugleich  aufs  deutlichste,  wie  unzureichend  die  Rechte  der 
Laien  geschützt  waren,  wie  wenig  sich  mit  schonenden,  die 
Geistlichkeit  selbst  nicht  unmittelbar  berührenden  Maassregeln 
durchsetzen  liess. 

Wir  übergehen  die  Klagen  über  die  für  Geld  käuflichen 
Dispense,  welche  den  Reichen  erlaubt  machen,  was  den 
Armen  verboten  ist,  „über  die  Last  der  päpstlichen  Indul- 
genzen^,  über  die  missbräuchliche  Ausdehnung  der  päpstli« 
chen  Jurisdiction  auf  Sachen  erster  Instanz,  den  verderb- 
lichen Pfründenwucher  und  andere  zahllose  Missbräuche  der 
deutschen  Kirche,  und  lassen  uns  an  einer  Darstellung  der 
Gerichtsverhältnisse  genügen.  Sie  zeigt  uns,  wie  wenig  die 
Gesetze  gefruchtet  hatten ,  die  in  solcher  Fülle  von  den 
staatlichen  Behörden  ausgegangen  waren. 

Die  Straflosigkeit  der  verbrecherischen  Geistlichen  wird 
hier  z^rst  gerügt '}.  Unwillen  und  Aufruhr  des  Volkes  werde 
dadurch  erregt,  nicht  nur  gegen  die  Geistlichen  selbst,  sondern 
auch  gegen  die  weltliche  Obrigkeit,  weil  sie  an  den  Clerikem 
dulde,  was  sie  an  den  Laien  büsse.  Daher  erfordere  es  die 
Nothwendigkeit  und  selbst  die  Billigkeit,  dass  die  gesammten 
Privilegien  der  geistlichen  Personen  aufgehoben,  abgeschafit, 
vernichtet  werden.  Wer  in  höheren  oder  niederen  Weihen 
steht,  muss  mit  den  Laien  gleiches  Recht  haben,  gleiche 
Richter,  gleiche  Strafe. 

Der  Missbrauch  der  Excommunicationen  sei  tadelns- 
werth  und  unerträglich  ').  Wegen  einer  beliebigen  Geld- 
schuld werde  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche  verhängt, 
und  die  Officialen  auf  die  Unrechtmässigkeit  ihres  Verfahrens 


^)  Lateinisch  bei  Schilt  er,  De  libert.  eccles.  German.  (Jenae 
1683.)  859.  ff.  Deiitsch  nnd  lateinisch  bei  Goldast,  Coostitat  IV, 
2,  36.  ff.  —  Vgl.  auch  Ranke,  Deutsche  Gesch.  im  Zeitalter  d.  Be- 
format.  (Berlin  1862.)  2,  48.  f. 

»}  c.  XXXI. 

>)  c.  XXXIV. 
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faingewieseD,  auf  die  Schimpfiichkeit ,  so  gerioger  Ursachen 
halber  jemaoileD  die  Gemeinschaft  der  Oläubigen  zu  eot- 
zieben,  verantwortea  eich  wohl  gar  damit,  dass  sie  nur  die 
CoDtumas,  den  ungerechten  Widerstand  des  Beklagten  strafen 
DÜflsten,  der  um  so  mehr  su  rügen  sei,  eine  je  geringere 
weltliche  Veranlassnug  er  habe.  Nur  Ketzer,  so  wird  ge- 
fordert, dürften  aus  der  Kirche  ausgestossen  werden. 

Die  geistlichen  Richter,  die  allein  nach  Qcld  dürsten  'J, 
wie  Luther  sich  sptiter  ausdrückte,  die  Leute  schinden 
and  schaben  *) ,  sind  meist  unwissend ,  un&hig  und  von 
schlechter  Sitte.  WabrUch  die  KrzbischOfe  nnd  Bischöfe, 
wlren  sie  in  Wahrheit,  wie  sie  genannt  werden,  Hirten 
Chiiali,  sie  würden  nicht  länger  dulden,  dass  die  Schafe 
Christi  solchen  Hütern  übergeben  werden,  und  würden  sie 
ÜtneD  nicht  zur  Weide  anvertrauen. 

Obgleich  der  Kläger  das  Forum  des  Beklagten  suchen 
solle,  nfthraen  doch  die  geistlichen  Gerichte  Klagen  gegen 
Laien  ohne  Zügem  an,  und  die  ungelehrten,  des  Verfahrens 
ankundigen  Leute  verfielen  in  Excommunication,  und  erlitten 
onsSgliche  Verluste  an  ihrem  gesammten  YermSgen  '). 
Freilich  würden  sie  zuweilen  auf  Instanz  der  weltlichen 
Hagistrate  der  staatlichen  Jurisdiction  zurückgegeben :  aber 
doch  mit  welchen  Kosten  und  Umständen  sei  das  verknüpft! 
Da  müsste  erst  der  weltliche  Vorgesetzte  oft  in  weiter  Ent- 
fernung aufgcBucht  werden,  ein  Schreiben  von  ihm  gefordert, 
diess  dem  geistlichen  Richter  zugestellt,  die  Kosten  der  Boten, 
der  Reisen  nnd  die  Yeraftumniss  der  Arbeit  getragen  werden. 
Und  schliesslich  würde  dec  schon  genugsam  Gequälte  noch 

.)  c  LV. 

■)  Unterr.  d.  Visitator.  an  die  Pfarb.  Im  Kurf.  Sachsen 
1528.  bei  Richter,  EO.  1,  63:  lEodlich  da  es  nirht  erger  noch 
tiefer  kaai  fallen,  bleib  iancker  officisl  auch  dabeym  jnn  «anner 
Hüben,  nnd  sehicirte  etwa  einen  Schelmen  odder  hüben,  der  suff  dem 
Isnde  aod  gen  Medten  umbher  lieff,  und  wo  er  etwas  durch  böse  mea- 
ler  nnd  srterreder  hfiret  yno  den  tabernen,  von  msna  odder  weibi 
Personen,  das  leigt  er  dem  official,  der  greiff  Bie  denn  an  nach  seinem 
Khinderampt,  schabet  und  schindet  Gelt  anch  von  unschuldigen  leuten, 
nnd  bracht  de  dain  omb  ehre  und  guten  leumnnd,  daraus  mord  und 
janer  kam.«    So  anch  GravamJna  c.  LTIII. 

*)  e.  LVXS. 
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genöthigty  hohe  Gebühren  fiir  die  ungerechte  Ladung  des 
geistlichen  Richters,  sogar  für  den  Advocaten  des  Klägers 
zu  zahlen,  und  jede  Weigerung  setze  ihn  der  Excommuni- 
cation  aus.  „Ita  afflicto  additur  afflictio.  TJnangesehen  dtxss 
demselbigen  der  also  unordentlich  fürgenommen,  und  dess- 
halben  gewiesen  ist,  seine  Schäden  abzulegen  gebürt.  Aber 
solch  Widersinn  der  Recht  gebrauchen  die  geistlichen  Richter 
darum ,  damit  desto  mehr  unbillich  kläger  ihren  gerichten  an- 
hangen,  und  sie  also  unbillich  Nute  aus  den  Leuten  bringen". 

Dabei  würden  die  geistlichen  Gesetze  einerseits  von  den 
Richtern  auf  das  Frevelhafteste  zum  Schaden  der  Armen, 
zum  Nutzen  der  Reichen  und  Mächtigen  gedeutet  ^) ,  und 
der  Bischof,  schon  durch  die  Wahlcapitulation  behindert, 
wage  nicht  gegen  die  einfilussreichen  Schuldigen  vorzugehen. 
Andererseits  erliessen  aber  die  Bischöfe  selbst  häufig  genug 
Ordnungen,  welche  dem  gemeinen  Recht  zuwiderliefen, 
und  dem  Laien  zur  Richtschnur  dienten,  während  sie 
den  Cleriker  nicht  bänden. 

Noch  zahlreiche  andere  Missstände  der  geistlichen  Ge- 
richtsbarkeit werden  angeführt,  jeder  einzelne  ein  Belag 
dafür,  wie  sehr  die  deutschen  Staaten  eines  dem  recursus 
ab  abusu  entsprechenden  Hülfsmittels  bedurften,  und  wie 
wenig  die  bisherige  Gesetzgebung  in  dieser  Beziehung  ge- 
leistet hatte.  — 

Schliesslich  fordern  die  Fürsten  energisch  den  Papst 
zur  Abstellung  ihrer  Beschwerden  auf,  und  drohen  falls  er 
sich,  wie  fast  zu  vermuthen,  säumig  zeigen  werde,  selbst 
die  geeigneten  Maassregeln  ergreifen  zu  wollen. 

Ihre  Worte,  die  gewissermaassen  den  Schluss  der  mittel- 
alterlichen Entwickelung  bezeichnen,  und  den  Beginn  einer 
Periode  andeuten,  in  welcher  der  Staat  der  politischen  Auf- 
gabe sich  bewusst,  seine  Rechte  gegen  geistliche  Uebergriffe 
zu  schützen  suchte,  mögen  auch  unsere  Darstellung  des 
mittelalterlichen  Rechtes  beschliessen ,  und  den  Uebergang 
zu  dem  Rechte  der  neueren  Zeit  bilden. 

„Quod  si  enumerata  onera",  so  heisst  es,  „atque  gravamina 
in  praestituto  tempore  non  etiam  ocius  ex  oculis  mortalium 

')  c.  LX7. 
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svblata  atgue  abolita  et  abrogata  fuerint,  id  quod  Imperii 
Üomani  Status  laid  futurum  minitne  suspicantur  augwan- 
turve ,  tum  Sanctitatem  Pontificiam  latere  nolunt ,  praedicta 
urgentissima  atque  i7iioler(^ilia  penitusqite  non  fovenda 
onera,  dtutiua  tos  neque  perferre  velle  iieque  tolerare  passe. 
Sed  rei  ipsius  iniquitate  et  necessitate  huc  eos  adigi,  cogi 
atque  cfimpelU,  pro  eorum  captu  aique  industria,  de  cdiis 
eommodis  rebus  forte  vUs  et  mediis  cogitaiidi,  quibus  tan- 
dem  modis,  qua  arte,  qua  denique  solertia,  onerum  atque 
gravamitnan  supra  memoratorum,  ab  eeclesiasticts  exonerari, 
hberari,  ac  tandem  in  pristinam  immunüatem  et  libertatetn 
aiseri  atque  vindicari  possint". 

II. 

Von  der  Reformation  bis  zum  Untergange  des  deut- 
schen Reiches. 

Die  Yorauasetzong  der  dentechen  Fürsten,  dass  ihre 
Beachwerden  in  Rom  geringea  Gehör  fiDden  wUrden,  täuschte 
«ich    nicht  ').      Aach    Fallavicini    giebt   zu,    dase   der 


1  Der  päpstliche  Gesandte  in  Deutschland  erhielt  die  Instruction, 
■ich  anzustellen,  als  sei  die  Schrift  nicht  wirklich  im  Namen  der  Fürsten 
in  Empfang  genommen  worden.  Ranke,  a.  a.  O.  2,  111.  f.  Die 
deutschen  Biecböfe  aber  erklärten  in  ausfahrlicher  DeDkschrilt  i.  J. 
1G30.  Blmmtliche  Beschwerden  fQr  nngerecbtferligt ,  bei  Bucbholc, 
Gesch.  d.  Reg.  Ferdinand  I.  (Wien  lb32.]  3,  622.  ff.  Bemerkenswerth 
erscheint  die  Bechtfertignag  der  geistlichen  Jurisdiclion  über  Laien. 
S.  632:  iTametsi  explorati  iuris  sit,  actorem  reguUriter  forum  rei 
sequi  debere,  attameo  non  continiio  sit  juribus  refragantibus  ai  laicns 
ad  ecclesiasticnm  tribunnl  trahatur,  quasi  in  vetitum  ac  alienunt  forum. 
Nam  permulta  Bunt,  quae  hoc  jure  efficiunt  veluti  res  de  qua  agitur, 
natura  cauise,  mixtio  fori,  Privilegium,  pactlo  et  consnetudo,  quae 
tantae  roboris  est  et  energiae  ut  et  legem  interpretetur  et  Toterem 
morem  cum  lege  qaandoqae  abroget,  Fuerunt  namque  laici  in  admi- 
niatranda  clericia  et  lairia  jnsticia  plerumque  negligpntes  ....  item 
juris,  quod  et  nunc  sunt,  magna  ex  parte  igusri,  delitigantibua  graves 
ob  immodicos  sumtus,  maxime  in  cauais  parvi  momenti  ad  superiora 
trjbnnalia  pro  consilio  fereodis,  nonnuUi  praeter  ji:stitiam,  plus  juBto 
■ereriores  barbaram  quamdam  ferocitalem  in  jiiredicendo  prae  ae  fere- 
basl:  .  .  .  >so  sei  ei  gekommen,  dass  die  Laien  aelbat  das  geistliche 
FuraD  TOffeiageD  h&tten,   und   diese  Gewohnheit  sei  Geseta.    Wenn 
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Papst  seine  Macht  geschwächt,  und  sein  Bestreben,  die  Ketzer 
zur  Kirche  zurtickzuführen  nur  dadurch  erschwert  haben 
würde,  wenn  er  die  ihm  treu  gebliebenen  Bischöfe  verletzt 
hätte  *). 

So  hatten  denn  auch  die  Concordata  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Beschwerdung  constitu- 
tionsweiss zusammen  gezogen,  welche  Carl  V. 
hatte  zusammenstellen  lassen'),  und  welche,  freilich  unter 
strioter  Scheidung  des  geistlichen  und  weltlichen  Gebietes, 
der  Kirche  günstig  genug  waren ,  keinen  Erfolg  ') ,  und 
eben  so  wenig  fanden  die  Forderungen  Beachtung,  welche 
König  Ferdinand  i.  J.  1562.  der  Tri  enter  Synode  über- 
sandte, und  welche  gewissermaassen  eine  Wiederholung  der 
hundert  Beschwerden  bildeten  *). 

dagegen  Widerspenstige  Schaden  litten,  so  sei  das  nicht  Sache  der  Kirche. 
Endlich  seien  die  geistlichen  Gerichte  den  weltlichen  in  jeder  Weise 
überlegen:  >tantnm  abest,  ut  laici  plus  spiritualibus  quam  secalaribös 
degrayenturt.  —  Die  in  den  geistlichen  Gerichten  verhängten  Geld- 
strafen seien  durchaus  zu  rechtfertigen ,  da  den  öffentlichen  Bussen 
sich  Niemand  nnterwerfen  wollte.  —  Wie  wenig  Berechtigung  die  deut- 
schen Bischöfe  aber  im  Allgemeinen  den  LaienfQrsten  in  kirchlichen 
Angelegenheiten  zusprachen,  erhellt  aus  der  Erklärung ,  wodurch  sie 
auf  die  Beschwerde,  die  Bischöfe  seien  durch  Wahlkapitulationen  in 
der  Gollation  der  Pfründen  beschränkt,  antworteten,  das  ginge  die 
Laien  nichts  an,  und  sei  in  dem  Grade  unwahr,  dass  die  Bischöfe 
nicht  einmal  wflssten,  was  Wahlkapitulationen  seien.  Wohl  aber 
wflssten  sie,  dass  die  Laien  Geistliche  um  weltlichen  Vortheils  willen 
anstellten,  >proinde  hunc  morbum  fere  communem^  summa  diligentia 
stodioque  ac  labore  curandum  censent;  ad  quod  manum  operam  et 
indnstriam  uti  par  est  pollicemurc  — 

>)  Hist  Gondl.  Trident  p.  L  IIb.  2.  c.  7.  (ed.  Antverp.  1678.) 
1,  69. 

»)  Bei  Bttchholz,  a.  a.  0.  3,  636.  ff. 

'}  Im  Reichsscblusse  ▼.  1532.  hiess  es,  dass  die  Pnblication  wegen 
des  Widerspruches  etlicher  Churfflrsten  und  Fürsten  unterblieben  sei, 
der  Kaiser  aber  mit  den  Protestiren  den  yerhandeln,  und  das  möglichste 
für  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  thun  würde. 

^)  Consaltatio  Imperat.  Ferdinandi  L  jussu  instituta 
de  artt.  reformat.  in  Conc.  Trident.  propositi  s  ac  pro- 
ponendis  bei  Le  Plat,  Monum.  ad  Hist.  C.  Trident.  potiss.  illustr* 
.  .  .  Collect.  (Lovanii  1781.)  5,  239.  ff.  Vgl.  über  das  Actenstück 
Reimann,  in  Forsch,  f.  deutsche  Gesch.  (Göttingen  1866.) 
8,  177.  fl*. 
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Zwar  reformirte  das  Concil  schliesslich  die  ärgsten  der 
bisber  gerügten  Missstände,    aber   ohne   der  Autorität   de« 
Staates  nur  irgendwie  gerecht  su  werden,  ja  im  Qegentheil 
mit  vollständiger  Hintenansetzung  derselben    und   mit  Äuf- 
rechthaltung  des  Status  quo    aller  Beschwerden    ungeachtet. 
Hatten    die  Fürsten,    um  nur  einzelne  Beispiele   anzu- 
fahren,   unbefugte  päpstliche  Eingriffe  zurückgewiesen,    so 
ichlag  das  Concil  vor  ^) : 

jyNe  quis,  cujuscunque  sit  dignitaiis  etiam  regalis  aut 
mperialis,  uUa  prorsus  edicta^  prtxecepta,  constitutionesve, 
od  reSy  causas  aut  personas  ecclesiasticas  quovis  modo  per- 
tinentes,  propria  audoritate  posthac  statuat,  edat  aut  exse- 
qvolur.  Nee  se  in  eeeleaiasticorum  personis,  rebus,  causis, 
jurisdictionibus  trihiinalibus  sponte  immisceat,  imo  eorum 
ordinationibus  debitam  obedientiam  omnes  praebeant,  ac  ab 
his  pro  executiofie  justitiae  requisiti,  teneantur  omnes  auxu 
lium  et  hrachium  saecidare  praestare''  *). 

Hatte  die  weltliche  Macht  über  die  Straflosigkeit  der 
Geistlichen  geklagt,  so  wurde  sie  jetzt  belehrt:  „inprimis 
eedesiasticas  personas  citqre,  aut  contra  eos  quodammodo 
procederCj  etiam  praetexiu  publicae  utilitatis  aut  servitii 
rtgii  non  praesumant;  similiterque  in  casu  assa^sinii  aut 
in  reliquis  casibus^  non  nisi  post  ordinarii  declarationem 
proeedere  audeanf*  ®). 

Und  hatte  der  Staat  endlich,  wenn  auch  dürftig  genug, 
geistlichen  Ämtsmissbrauch  verpQnt,  so  wurde  jetzt  die  op- 
pdlatio  ab  cdmsu  verworfen,  die  Erkenntnisse  der  welt- 
lichen Gewalt  in  geistlichen  Sachen  für  nichtig  erklärt,  be- 
stimmt ,  dass  „t'Hi  qui  in  pracfatis  causis  ecclesiasticis  ad 
magistratuni  recurrunt  saecularem  ipso  jure  sint  excommu- 
nicaii,  atque  omni  jure  quod  eis  in  dictis  catisis  cofnpetebat 
eo  ipsi  sint  privati",  und  schliesslich  hinzugefugt  *) :  yjuris- 


0  IndenCapita  de  immanitate  clericorum  et  refor- 
natione  principnm  menseangasto  oratoribas  prin- 
cipam  tradita  nunc  patribus  C  0  n  c  ilii  proposi  ta  bei 
Le  Plat,  a.  a.  0.  6,  227.  ff. 

•)  art.  4. 

^  art  1. 

^  art  4.   Gegen  Piaeet  und  appellatio  ab  abosn  erklfttte  sich  noch 
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dictio  ecclesuzstiei  judiciSy  nuUis  edictis,  praeceptis,  commi- 
nationibus  impediatur :  nefas  sit  saeculari  juhere  ecclesiastico 
ne  quem  excommtmicet  non  petita  licentia,  seu  mandare  ut 
IcUam  excommunicationem  revocet  aut  suspendat . .  /^ 

Kein  Wunder,  dass  die  Fürsten,  welche  eine  Reform 
an  Haupt  und  Gliedern  der  Kirche  verlangt  hatten,  etwas 
verwundert  schienen,  dass  die  Reform  bei  ihnen  den  Anfang 
machen,  und  „ihre  Klauen  beschnitten,  die  d^  Qeistlichkeit 
geschärft  werden  sollten^. 

In  energischer  Weise  erklärten  sie  ihren  Protest  gegen 
die  principielle  Vergewaltigung  des  Staates.  Nicht  nur  der 
französische  Gesandte ,  dessen  stachlige  Worte  ^)  den  hei- 
ligen Vätern  von  Trient  als  Beleidigung  frommer  Ohren  er- 
schienen '),   und   dessen  Souverän  die  disciplinären  Bestim- 


Art.  10.  Den  Calminationspunkt  aber  erreichte  der  allerdings  nur  im 
Entwurf  Yor]iegende  Art.  15:  >Itevocat  deinde  quaecunqae  ab  eisdem 
aut  aliis  saecularibus ,  cujuscamque  gradns  et  conditionis  sint,  propria 
anctoritate  statuta  decretave  in  praejudicium  et  damnum  libertatis  ec- 
clesiasticae ;  praecipitque  in  posterum  sab  poena  anathematis, 
ipso  facto  absque  aliqua  denunciatione  incurrenda, 
ne  quis  directe  vel  indireete,  yel  quovis  quaesito  colore,  adyersus  res 
aut  personas  ecclesiasticas,  sive  earum  libertatem  statuere  aut  ezequi 
quoquo  modo  praesumat;  eademque  poena  magistratus  omnes,  siye 
officiales,  procuratores,  sollicitatores,  et  alles  quoscumque  adyersus 
praefata  temere  audentes,  ezcluso  quocumque  praetextu,  omoino  teneri. 
Et  si  clerici  fuerint,  etiam  beneficiis  ipso  jure  priyatos  esse,  quae  aliis 
libere  conferri  possint.  Vult  enim  ecclesiarum  libertatem  aut  immun!- 
tatem  undequaque  intactam  aut  inyiolatam  custodiri,  non  obstantibus 
quibuBcunque  priyilegüs  et  ezemtione  quacunque  et  consuetudine  etiam 
immemoriabili.c 

0  Die  Reclamationen  der  Fürsten  bei  Le  Plat  a.  a.  0.  6,  233.  £f. 
Der  französische  Gesandte  sagte,  dass  in  den  französischen 
Gesetzen  nichts  gegen  die  Eircbe  entbalten  sei,  und  mit  bitterer 
Ironie  fuhr  er  fort:  >Non  probiberi  episcopos  etiam  totum  annum  si 
yelint  residere  in  Dioecesi,  singulisque  diebus  yerbum  Domini  annun- 
tiare  ....  non  probiberi  episcopos  sobrie  juste  et  pie  yiyere,  et  cum 
UBuarii  tantum,  non  usufructuarii  sint,  omnes  ecclesiae  proyentus,  solo 
nudo  usu  excepto,  pauperibus  qui  ecclesiae  bonorum  yeri  domini  sunt, 
dare  yel  potius  reddere  ....  non  prohiberi  episcopum  qui  neque  sa- 
cras  literas  docere,  neque  praedicare  unquam  didicerit,  se  episcopatu, 
si  yelit,  uti  debet,  abdicare.c 

"*)  Sarpi,   Istoria  del  Concilio  Tridentino  VIII.,  66:   »Alconi  la 
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moDgen  des ConcÜB  nicht  pablicirte  '),  Bondern  auch  Philipp 
von  Spanien  '),    die    Republik  Venedig  ')    und  Künig 
Ferdinand  von  Deutschland.     Nichts    ist   gewisser,  iitt'\t 
dieser    dem   Concile    zu  *] ,    aU    dass    in    Deutschland    dU   '^ 
ftoBserate   Verwirrung    aller    Angelegenheiten    fulgen    wiH,  ' 
und  dasB  die  Laien  den  Hass,  den  sie  gegen  die  Oeistlichen 
auch  sonst  schon  mehr  als  zuviel  gcfasst  haben,  bis  zu  dem 
Grade  schärfen  werden,  dass  sie  schtiesslich  jede  Gelegen- 
heit  ei^eifen,   die    ganze    kirchliche   Ordnung   mit   Recht 
oder  Unrecht  umzustürzen.  —    Aber   erst  auf  Instanz   des 
Papstes     und     den    traurigen    ZeitTerhältnissen    Rechnung 
tragend  '),  begnügten  sich  dann  die  Väter  damit ,    in  allge- 
meinen Ausdrücken  die  „Freiheit"  der  Kirche  zu  schützen  '), 
und  die  von  den  Fürsten  gerügten  Bestimmungen  bei  Seite 
m  lassen. 

Andererseits  besass  indessen  das  Concil  in  keiner  Weise 
die  Mittel,  die  wirklich  getroffenen  Reformmaasaregeln  factiscb 
durchzusetzen. 

Ein  Blick  auf  den  zeitgenössischen  deutschen  Clerus 
erklärt  das  zur  Genüge. 

Die  Zeit  der  grossen  deutschen  Bischfife  war  längst 
Torüber,  der  Männer,  welche  als  wahre  Lehrer  des  Evan- 
geltams  wirkten,  und  von  denen  die  Kirche  nicht  wenige 
unter  ihren  Heiligen  versetzt  hat. 

tu»TSDo  d'eresis;  sltri  dicevaDO  che  almeno  era  molto  sospetta;  e 
tltri  che  era  d'o^eaa  alle  orecchice  pie.< 

>)  Das  Nähere  darQber  bei  Friedberg,  das  Recht  der  Bhe- 
BchlieSB.  (Leipzig  1965.)  502. 

1  Stehe  Ztschr.  fQr  EirchCDr.  6,  200. 

■)  Le  Plat  a.  a.  0.  6,  255. 

')  Rainald.  Anual.  ad  a.  1G63.  no.  165. 

*)  Vgl.  ebenda!,  ad  a.  1563.  do.  176. 

')  In  SesB.  XXV.  de  ref  o  rm  a  t.  c.  20.  —  Dasa  nicht  Aner- 
kennung der  itaatlichen  Rechte  das  Motiv  der  Fortlaroung  des  De- 
tretam  de  ref  orin  a  tion  e  principum  war,  bezeugt  die  Rede 
4m  Cardinal  Moroni  bei  Le  Plat,  a.  a.  0.  6,  258:  .Si  ea  quae 
ntgie  eipedinat  fieri,  aemper  poBsent,  nihil  esset,  cur  de  iis,  qiiae 
BOK  diceada  sunt,  apud  voa  ageremna.  S.  enim  haec  ayandus  nulla 
re  a  recto  jure  suo  impediretur ;  sed  quoniani  ea  est  conditio  temporuni 
dqrioranda  aane ,  nt  non  qaod  magia  expediat,  sed  quod  Geri  poasit 
igere  ^Bodammodo  necesae  lit  etc.  .  .  .  .< 
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Es  war  eine  gewisse  Ironie  des  Schicksals ,  der  auch 
Friedrich  Barbarossa  einen  bezeichnenden  Ausdruck 
^b  ^),  dass  die  von  der  freien  Kirche  darch  Wahl  der 
^lEapitel  geschaffenen  Bischöfe  sich  nicht  entfernt  mit  den- 
'"^nriigen  messen  konnten,  die  einst  durch  königliche  Autorität 
ihren  Diöcesen  vorgesetzt  waren.  Seitdem  aber  die  Päpste 
die  Besetzung  der  deutschen  Episcopate,  als  Hülfsquelle 
ihrer  seichten  Finanzen  ausbeuteten  *),  seitdem  nicht  Ver- 
dienst sondern  Geburt  und  Vermögen  zum  bischöflichen  Amt 
Zugang  verschafften,  war  die  geistige  Mittelmässigkeit  unter 
den  deutschen  Bischöfen  die  Regel  gewordenen,  Untauglich- 
keit,  Unbildung,  Rohheit  und  Verderbtheit  keine  etwa  seltene 
Ausnahme,  quia  episcopi  satis  ditati  atque  dotati,  wie 
Albericus  vonRosate  sagt  *),  nMi  tarn  religionem  quam 
regionem,  non  tarn  libellos  quam  hello,  non  tarn  celestem 
haederam  quam  foedera  attenderunt  et  procurarunt,  non  sine 
magno  pientissimomm  patronorum  damno  et  incommodo. 

Wo  man  poses  horte  oder  krieg  war,  so  hiess  es  der 
bischof,  der  probst  der  herrliche  dechan,  der  pfaff^);  knaben 
Sassen  auf  den  bischöflichen  Stühlen,  und  Männer  die  wie 
Bischof  Wedego  von  Havelberg  characterisirt  werden 
konnten  *) :  homo  nobilis  ferus  et  totus  vanus  et  tyrannus, 
nihil  de  clericatu  preferens ,  quem  et  manu  proprio  quam- 
plurima  incendia  fecisse  asserebant,  gehörten  immerhin  noch 
zu  den  vorzüglicheren  unter  ihren  Genossen.  — 

Die  Capitel   waren   nicht   besser   beschaffen;    von   der 


>)  Bei  Arnold.  Lubec,  lib.  8.  c.  18.  bei  Leibnitz,  SS. 
rer.  Brunsvic.  2,  668.:  »Sciatis  tarnen  quia  dum  pro  voluntate  impe- 
ratoris  ista  dispensarentur ,  ptures  justi  sunt  inventi  sacerdotes,  quam 
hoc  tempore,  dum  per  electionem  inthronizantur.  Ipsi  enim  secundum 
vitae  meritum  sacerdotes  investiebant,  nunc  autem  per  electionem  non 
secundum  Deum,  sed  secundum  favorem  eliguntur.« 

*)  Vgl.  Gobelin  US  Persopa,  Cosmodrom.  aet  VI.  c.  85.  bei 
Meibom,   SS.  1,  317. 

<)  Bei  Wuia,  Bist.  ep.  Caminens.  bei  Lude wi  g  SS.  2,  687. 

«)  Eberhard  Windeck,  Bist  Sigism.  c.  160.  BeiMen- 
cken  SS.  1,  1206. 

^)  Catal.  abbat.  Saganens.  bei  Stenzel  SS.  rer.  Silet. 
^      1,  881. 
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btscbSäichen  Jurisdiction  durch  Kapitulation  meist  befreit  ^), 
jeder  Bildung  baar,  oft  des  Schreibens  unkundig  *),  nar 
aus  Mitgliedern  des  rauäustigen  Adels  zusammengesetzt  *), 
taugten  sie  in  der  That  mehr  dazu,  wie  der  Reichsvice- 
caaslea-  Dr.  Seid,  selbst  ein  froherer  Domherr,  dem  Herzog 
AI  brecht  von  Baiern  vorschlug,  im  Kriege  gegen 
die  TQrken  Verwendung  zu  finden,  als  im  Dienste  der 
Kirche  *J. 

Diese  MKnoer  und  kirchlichen  Wdrdenträger  waren 
nicht  im  Stande,  heilsame  Reformen  durchzuführen. 

Von  ihnen  galt,  was  schon  der  Oratur  Theo  bald 
klagend  auf  dem  Concil  zuConBtanz  geäuseert  hatte'): 

Sic  volunt  reformare,  ut  ipsi  tarnen  in  suis  pravitatibus 
permaneant.  Sed  niai  ae  ipsos primo  refomunerint,  impo$- 
tiiäe  est  alios  reformare.  Quomodo  enim  reformare  poterint 
deformtUi9  — 

So  blieb  denn  den  deutschen  FUrsteu  nichts  übrig,  als 
den  tri dentinis eben  BestimmuDgen  zum  Trotz  selbst  in  die 
Kirchen  Verhältnisse  ihrer  Länder  einzugreifen,  um  Ordnung 
in  der  Kirche,  Friede  im  Staate  zu  schaffen. 

Doch  bevor  wir  auf  die  Darstellung  der  Verhältnisse 
iDDcrhalb  der  deutschen  Territorien  bis  zum  Untergänge  des 
deutschen  Reiches  übergehen,  wird  es  nöthig  sein,  dieses 
■elbat  in  den  Kreis  der  Betrachtung  zu  ziehen. 


Du  ientseha  Eeioh. 
Der  Kaiser  war  schon  im  Mittelalter  der  Advocatvs  der 
Kirche  gewesen  '). 


')  Vgl.  den  an  den  pApitt.  Nuntius  gerichteten  Brief  v.  J.  1680. 
briOefele,  SS.  rer.  Boic  2,  2ä4.  ff. 

*)  Sngenheiui  a.  a.  O.  104. 

■j  Der  ReicbsUg  zu  Augtbnrg  iSitO.  musate  den  Domherrn  den 
ätrutenraob  »erbieten.   Arnold!,  histor.  Denkw,  (Leipzig  löl7.j  36. 

*)  Ztscbr.  f.  Baiern  1817.  S,  247. 

')  V.  d.  Hardt,  Conc.  Constant.  1,  904. 

*)  VgL  den  Brief  ürbans  IV.  an  Eg  Richard  bei  Letboits. 
FndroiB.  ior.  gent.  13.  RA.  f.  Worms  1618.  §.  1.;  t.  Spei«r 
tua.  |,  1.1  Mandat  «id.  d.  Widertlnff.  *.  Iö29.  f.  3».  RA.  t. 
Aigibnrg  1680.  g.  8.;  T.  Rsgeniburg  16il.  §■  10-  -   Tgl. 
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So  unzweifelhaft  dieser  Satz  Helbst  dastand ,  so  wenig 
Einigkeit  herrsehte  über  die  Summe  von  Befugnissen,  welche 
aus  der  advocatorischen  Würde  erwachse. 

Je  nachdem  da»  kaiserliche  Ausehen  stieg  oder  fiel, 
wurden  die  Ansprüche  kaiserlicher  Seits  höher  gespannt  oder 
Seitens  des  Papstes  herabgedrückt. 

In  der  Blüthe  seiner  Macht  leitete  das  deutsche  Kaiser- 
thum  aus  der  Advocatie  die  Befugniss  her,  in  die  inneren 
Verhältnisse  der  Kirche  selbst  einzugreifen,  Päpste  ein-  und 
abzusetzen,  Concilien  zu  berufen,  für  die  Reinheit  des 
Glaubens  und  die  Aufrechterhaltung  der  Disciplin  durch 
Zurückweisung  jedes  kirchlichen  Missbrauches  Sorge  zu 
tragen.  Als  die  päpstliche  Macht  ihren  Höhepunkt  erreicht 
hatte,  musste  sich  der  Advocatus  der  Kirche  gefallen  lassen, 
als  ein  Organ  derselben  aufzutreten,  welches  schon  durch 
einen  an  die  Lehnsformen  nur  zu  sehr  erinnernden  Eid  zu 

« 

vorzüglichem  Gehorsame  verpflichtet  sei. 

Gegen  Ende  des  Mittelalters  hatten  die  grossen  Miss- 
bräuche, denen  mit  dem  gesammten  Kirchenthum  auch  die 
römische  Curie  verfallen  war,  die  Befugnisse  des  Kaisers 
gestärkt. 

Schien  es  doch  als  ob  das  Papstthum  nur  durch  die 
kaiserliche  Gewalt  reformirt  werden  könne,  und  dass  nur 
durch  die  Hülfe  des  Staates  eine  Rettung  fiir  die  Kirche 
sich  darbiete. 

Die  episcopalistischen  Reactioncn  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts knüpften  dah^r  wesentlich  an  die  dem  Kaiser  ob- 
liegende Schutzpflieht  über  die  Kirche  an  ^),  und  als  dag 
Aschaffenburger  Concordat  die  den  Päpsten  abge- 
rungenen Concessionen  fast  auf  ein  Nichts  reducirt  hatte, 
blieb  doch  noch  als  Rest  jener  Bestrebungen,  eine  erhöhte 
Bedeutung  des  advocatorischen  kaiserlichen  Amtes. 

Der  Kaiser  hatte  damals  Namens  des  Reiches  und  der 


Struve.   Corp.   iur.   publ.   414.  fi'.     Walter,  Kirchenrecht   (Bonn 
1861.)  S.  99. 

0  Vgl.  die  dem  Kaiser  Sigismund  vom  Konstanzer  Concil 
Abergebenen  Avisamenta  v.  J.  U16.  bei  Müller,  Reichstags 
Theatr.  unter  K.  Friedrich,  p.  1.  c.  27.  S.  359.;  die  Avisamenta 
Moguntina  v.  J.  1440.  eben  das.  p.  1.  c  4.  p.  52. 
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deatscheo  Kirche  mit  dem  Papste  die  Coneordate  abge- 
■chlussen :  es  war  demnach  seine  Sache,  sie  vor  Anfechtung 
nnd  Brach  zu  sichern. 

Im  sechezehntCD  Jahrhundert  hatte  die  Reformation  das 
kaiserliche  Ansehen  in  kirchlicher  Beziehung  eher  gehoben 
als  gemindert.  Die  katholische  Kirche  huffte  und  ersehnte, 
durch  die  Hülfe  ihres  Advoeatus  die  Trennung  zu  be- 
meistern,  die  katholischen  und  protestantischen  Fürsten 
glaubten  durch  eine  vom  Vogt  der  Kirche  zu  befürwortende 
Reform  der  Kirche  an  Haupt  und  Oiiederu  die  Einheit  der- 
selben erhalten  zu  können. 

Wir  haben  der  Versuche,  welche  in  dieser  Beziehung 
von  den  Kaisern  in  Rom  gemacht  wurden ,  schon  oben 
gedacht  ^);  ihre  Vergeblichkeit  musstc  um  so  mehr  dazu 
■offordem ,  wenigstens  von  der  deutschen  Kirche  djj^  fühl- 
luu-Bten  Uebelstände  auch  ohne  kirchliche  Hülfe  -tm .  be- 
teiligen. 

Die  Advocatie  des  Kaisers  gab  diesen  Bestrebungen 
die  formelle  Grundlage,  und  so  wurde  denn  schon  Carl  V. 
durch  die  Wahlkapitulation  verpöichtct  *),  auf  eine  stricte 
Befolgung  der  deutschen  Coneordate  zu  dringen :  gewisser- 
maassen  eine  ausdrücklich  gezogene  Consequenz  des  gleich 

■)  Siebe  oben  S.  65. 

*)  Ziegler,  W^lcapitnlationes  (Frankf  ITll.)  -  Art.  XVI.  a. 
1.  0.  S.  13.  iTTod  sU  Ober  und  wider  Cnncordats  Principam  ,  auch 
intTgerichte  Tertrfige  zwiscben  der  Kirchen .  Papstlicher  Heiligkeit, 
oder  dem  Stuhl  zn  Rom  und  Teutscher  Nstion,  mit  uDsägtichen  Grs- 
tia,  Rctcripten,  Annateo  der  Stifft,  ao  tftglicli  mit  MBUDigfaltigusg 
ud  Erhöbnag  der  Offizien  am  Römischen  Hot,  auch  Beaervation  Di- 
ipcDsatiOD  nnd  in  andere  Wege .  tu  Abbruch  der  Stiüt-Geistlicbkeit, 
nnd  ander  gegelKnen  Freyheiien,  dareu  zu  Nachtbeil  iuris  patronatus, 
nod  der  Leben-Herren  atetiga  und  one  Untcrlasa  Ofi'entlich  gehandelt: 
Derhalben  auch  nnIe;deDtIicbe  nud  Terbottene  GeaellacbaSten,  und 
Contract  oder  Bündnaas  (als  Wir  bericht)  fQrgenommen  und  auffgn- 
richtet  werdeni  das  aollen  und  wollen  Wir  mit  ihr  der  ChurfOrsten 
ud  anderer  St&nde  Bath ,  bey  Unserm  befl.  Tatter  dem  Papst,  und 
^uU  tu  Rom,  Dnsera  besten  TennOgens  abwenden  und  rnrkommen; 
Auch  darob  nnd  daran  seyn,  dass  die  vorgemeldten  Concordata  Prin- 
(ipnn  nad  anffgoricble  Yertr&ge,  auch  Privilegia  und  Freiheiten,  ge- 
'■i'lcn,  gehaudhabet ,    denen    vestigtich   gelebet  und   nachgekommen 
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« 

am  Anfang  des  Actenstückes  ausgesprochenen  Satzes,  wo- 
nach der  König  verspricht,  die  römische  Kirche  und  den 
Papst  als  derselben  Advocat  zu  beschützen  und  ohne  An- 
sehung der  Person  die  Gerechtigkeit  im  heil.  Reich  zu 
hegen  '). 

Die  gleiche  Verpflichtung  wurde  allen  seinen  Nach- 
folgern auferlegt,  nur  mit  der  schon  weiter  gehenden  Clausel, 
wonach  sie  auch  für  die  Abstellung  der  in  den  Concordaten 
selbst  bemerkten  Missbräuche  besorgt  sein  sollten  *), 

Und  seit  der  W^hlcapitulation  vom  J.  1653.  mit  der 
speciellen  Verpflichtung  '):  die  „etlicher  Orten  eifigerissene 
Missbräuche  dadurch  die  causae  civiles  von  ihrem  ordentli- 
chen Gericht  im  Heil  Reich  ab-  und  ausser  dasselb  ad 
Nuncios  Apostolicos  und  wol  gar  ad  curiam  Romanam  ge- 
£fogefi  worden,  abzuschaffen,  zu  vernichten  und  ernstlich  zu 
verbkifHy  auch  unsem  kayserlichen  Fiscalen,  so  woM  hey 
Unsmn  kayserl.  Reichshofrath  als  Kammer- Gericht  anbe- 
fehlen y   wider  dijenigen  so   wohl  Parteien,   als  Advocaten, 


\ 


1)  Art.  1.  a.  a.  0.  S.  8. 

*)  Wahlkapit.  Ferdinand  I.  Art.  XY.  a.  a.  0.  8.  30:  »jedoch 
was  Beschwerung  darinnen  befunden  und  Missbr&uch  entstanden,  dass 
dieselb  vermöge  der  dessbalb  gehabten  Handlung  zu  Augsburg  der 
mindern  Zahl  dreissigsten  Jahrs  gehaltenen  Reichstag  abgeschafft,  und 
hinfüro  dergleichen  ohne  Yerwilligung  der  Charfürsten  nicht  zuj^e- 
lassen  werden«.  Wahlk.  Maximilians  IL  Art  XVI.  a.  a.  0.  S.  44. 
ebenso;  Wahlkapit.  Rudolphs  IL  Art.  XY.  a.  a.  0.  62.;  Wahlkap. 
T.  Mathias  ArtXYL  a.  a.  0.  8L;  Wahlk.  Ferdinands  IL  Art.  XY. 
a.  a.  0.  105.;  Wahlkapit.  Ferd.  III.   Art.  XYIII.  a.  a.  0.  133. 

»)  Wahlkapit.  Ferdinand  IV.  Art.  XVIL  a.  a.  0.  172.  —  Vgl. 
Wahlkapit.  Leopolds  I.  Art.  XIX.  a.  a.  0.  238.  Josephs  I.  Art. 
XVIII.  a.  a.  0.  829.  Mit  dem  Zusätze:  »Die  causae  seculares  ab  Ec- 
clesiasticis  rechtlich  distinguiret,  und  die  darunter  vorkommende  zweif- 
felhaffte  Fälle  durch  gütliche  Handlungen  erlediget  werden  mflgen.« 
Wahlkapit.  Karl  VL  Art  XIV.  in  Staatsgesch.  d.  durchh 
Churhauses  Bai  ern  (Frankf.  1746)  2,  42.  Wahlkapit  F r a n z  L 
Art.  XIV.  bei  Seyfart,  Lebens-  u.  Regierungsgesch.  d.  K.  Franz  I. 
(Narnberg  1766.)  Anh.  S.  77.;  Wahlkapit.  Josephs  II.  Art.  XIV. 
bei  Moser,  Betracht,  über  d.  Wahlkapitul.  Kaiser  Josephs  II.  (Frankf. 
1777.)  95.  ff.  Wahlkapit.  Franz  IL  Art.  XIV.  "bei  Oertel,  Staats- 
grundgesetze d.  deutschen  Reichs.  S.  461.  ff.  Die  Bestimmungen  des 
Projectes  der  beständigen  KaiserL  WahlkapituL  bei  Moser, 
StaaUrecht  1,  382.  ff. 
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Procuratoren  und  Notarien ,  die  sich  hinfüro  dergleichen 
anmassen  und  darinn  einiger  gestalt  gebrauchen  lassen  wür- 
den, mit  beköriger  Änklag  von  Ampts  wegen  zu  verfahren, 
damit  die  Übertreter  den  nechsten  gebührend  angesehen  und 
bestraffet  werden  mögenJ' 

Der  Kaiser  erwähnt  ausdrücklich  als  der  Behörden, 
welche  die  ihm  als  Advocaten  der  Kirche  obliegenden,  durch 
die  Wahlkapitulationen  speciell  übernommenen  Pflichten  zur 
Vollziehung  au  bringen  haben ,  die  beiden  höchsten  Reichs- 
gerichte ^). 

Und  in  der  That  lässt  sich  nachweisen,  dass  dieselben 
von   ihrer  Begründung    an   geistlichem  Ämtsmissbrauch  auf 
das  Entschiedenste   entgegengetreten  sind,    und   dass  somit 
seit  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  bis  zum  Unter- 
ginge   des    deutsehen  Reiches   ein    geregelter  Recursus   ad 
prindpem  wegen  geistlicher  Amtsmissbräuche  existirt  habe. 
Schon  die  in  die  späteren  Wahlcapitulationen  seit  d.  J. 
1711.    aufgenommene    Clausel  *)  —    dass    nicht    die   Erte- 
ufwl  Bischoffe   im  Reich,    wann   wider  dieselbe   von   denen 
ihm    untergebenen    Geist-   oder    WeltlicJien    etwan   geJclagt 
werden  solte,    ohfie  vorherige  genügsame   infomiation  über 
der  Sachen  Verlauf  und  Beschaffenheit  (welche  damit  keine 
sub-  et  obreptio  contra  facti  veritatefn  Platz  finden  möchten, 
in  partibus  einzuholen)  auch  ohn  angehörter  Verafiiwortufig 
des  Beklagten,  wann  zumahlen  derselbe  Authoritate  pastoraJi 
zu  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Gottesdiensts ,    auch 
tu    Conservation   und   mehrerem   Auffnehmen    der   Kirchen 
wider    die    ungehorsame   und    übele  Hausshalte^-    verfahren 
hätte,  mit  monitoriis,   interdictis  und  comminationibus  oder 
declarationibus  censurarum  übereilet  oder  beschweret  werden 
möchte,  —  würde  als  Belag   dienen   können,    wie  sie  auch 
KQgleich  zeigt,    in    welchen  Fällen   das  Rechtsmittel    sogar 
gegen  den  Papst  für  begründet  angesehen  wurde. 


*)  Nach  der  JosephiniBcben  Wahlkapitolation  Art.  39.  and 
der  Carls  VI.  Art.  23.  hat  er  auch  das  Recht,  einen  Protector  na- 
tionis  Germanicae  zu  ernennen ,  der  ein  Deutscher  sein  soll.  Dass 
diese  letztere  Bestimmung  nicht  immer  gehalten  wurde,  zeigt  Struve, 

')  Zie^ler,  a.  a.  0.  8.  380. 
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Die  Competenz  der  beiden  Reichsgerichte  ist  niemals 
genau  geregelt  worden^  sondern  gestattete  im  Allgemeinen 
eine  der  deutschen  Rechtspflege  in  keiner  Weise  zu  Gute 
kommende  Concurrenz.  Das  ist  auch  für  die  appellationes 
ab  abusu  geltend  gewesen  ^),  nur  dass  so  weit  sich  sehen 
lässt;  das  Rcichskammergericht  sich  mehr  auf  die  Unter- 
drückung der  im  Wege  Rechtens  begangenen  und  ebenso 
abzustellenden  geistlichen  Amtsüberschreitungen  beschränkte, 
während  der  Rcichshofrath  noch  dazu  den  Schutz  der  ge- 
sammten  kirchlichen  Rechtsverhältnisse  übernahm. 

Die  Wirksamkeit  der  beiden  Reichsgerichte  in  den  ge- 
dachten Beziehungen  verdient  um  so  grössere  Aufmerksam- 
keit, je  mehr  sie  in  neuerer  Zeit  in  Vergessenheit  gerathen 
zu  sein  scheint. 

Wir  werden,  da  eine  besonders  erhöhte  oder  verminderte 
Thätigkeit  der  Behörden  nach  der  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen kaiserlichen  Regierungen  sich  kaum  nachweisen  lassen 
würde,  statt  der  sonst  von  uns  beliebten  chronologischen 
Darstellung  hier  systematisch  verfahren,  und  nur  von  jedem 
der  durch  die  Reichsgerichte  aufgestellten  Principien  ein 
Beispiel  —  wo  möglich  unter  jedem  Kaiser  —  nachzuweisen 
suchen.  —  Denn  gerade  auf  die  Beibringung  einzelner  Fälle 
werden  wir  uns  zu  beschränken  haben,  da  specielle  Ord- 
nungen und  Gesetze  in  den  uns  angehenden  Beziehungen 
von  Reichswegen  nicht  erlassen  worden  sind.  Doch  wird 
auch  so  eine  feste,  constante  Praxis  ohne  Weiteres  erhellen. 

Jeder  Uebergriff  der  geistlichen  Gerichte 
in  weltliche  Sachen  wurde  zurückgewiesen'). 

^)  Ein  Conflict  ereignete  sich  schon  im  sechszehnten  Jahrhundert 
Der  Papst  hatte  Carl  Y.  darch  Indult  die  Komination  des  Abtes  t. 
Echternach  zugestanden.  Während  aber  der  Kaiser  den  Gott- 
fried V.  Aspremont  ernannte,  wählte  der  Convent  Mathias  von 
Lützenrode,  und  nach  dessen  Tode  Jacob  v.  Alten-Eberstein, 
den  der  Papst  bestätigte,  und  der  sich  in  den  Besitz  der  im  Trierischen 
gelegenen  Echternachischen  G fiter  setzte.  Der  letztere  erwirkte  sich 
in  Bezug  auf  diese  beim  Eammergericht  ein  Decretum  manutenentiae, 
der  erstere  wurde  durch  den  Reichshofrath  unterstatzt.  Später  wurde 
der  Conflict  durch  Vergleich  beigelegt.  Harpprecht,  Gesch.  d. 
kaiserl.  u.  Reichs-Kammergerichts  (Ulm  1785.)  6.  f. 

')  Vgl.  auch  Gramer,  Wetzlar.  Beitr.  (Wetzlar  s.  a.)  1,  114.  ff. 


^^^^^^^^^^^^^^^K^^B^^Slzl^ 


n.  Von  lfil7— IBOe.    1.  Das  deotMihe  Reidi.  gi 

Im  Jahr  1582.  klagten  die  Grafen  von  Montfort 
beim  Kammergericht,  daes  die  Aebtiesin  von  Buchhorn 
den  gräflichen  Amtmann,  der  ein  nach  der  Ansicht  des 
Klosters  diesem  nachtheiliges  ErkenntnisB  in  einer  Concurs- 
•acbe  gefitUt,  vor  dem  bischöflichen  Gerichte  zu  Constanz 
belangt,  die  Cridare,  welche  anf  einem  Erbgute  des  Kloaters 
gesesaen,  gleichfalls  vor  das  geistliche  Gericht  geladen,  und 
ab  sie  onf  den  Befehl  der  gräflichen  Herrschaft,  der  sie 
leibeigen  zngefaSrig,  nicht  erschienen,  sogar  habe  in  den 
Bann  thnn  lassen. 

Die  Kläger  wiesen  darauf  hin,  dass  „durch  diese  Wege 
de»  Geistlichen  Gelegenheit  gegeben  Kurde,  aUeti  weltlichen 
Ständtn  in  Sachen,  aUda  die  geistliche  Personen  klagen 
«erden,  die  Obrigkeit  eineueiehert/-  Und  in  der  That  er- 
kanote  das  Kammergericht  am  20.  October,  dass  Bischof 
and  geisdiches  Gericht  bei  Strafe  von  8  Mark  Isthigen 
Goldes  die  gerügten  Processe  aufheben ,  abthun  und  cassi- 
ren  und  hinfüro  an  dem  Chorgericht  dergleichen  ueuer  und 
hievor  unerhörter  Eingriff  sich  enthalten  sollen  ').  — 

Am  15.  Mftrz  1649.  beschwerte  sich  Erzherzog 
Ferdinand  Carl  vonOesterreich  (iber  den  Bischof 
von  Constanz,  dass  er  ungeachtet  der  Verordnung  vom 
8.  Januar  1 646.  den  erzherzoglichen  Unterthanen  in  Schuld- 
and  civilen  Sachen  „mit  Consistorvd-Proeessen  und  sogar 
Exe&mtmtHieaiions-MandateR  beschwerlich  segn  wollte." 

Et  wurde  erkannt,  dass  der  Bischof  eich  dergleichen 
widrigen  PrO£essen  enthalten  solle  '). 

Und  ebenso  wurde  diesem  am  2.  April  1653.  eröthet,  wie 
Ihre  kayserl.  Maj.  hätten  mit  Missfallen  vernommen,  dass 
tr  . .  .  .  in  lautem  temporal- Sache})  seine  Jttrisdiction  all- 
suweit  wider  die  Trayserl.  an  ihn  ahgegangene  vilfiätige  Be- 
ftlch  extendire,  und  sich  in  dergleichen)  einige  Jurisdiction 
anmasse.  Der  Eatser,  welcher  ihm  keineswegea  gestatten 
wolle  IM  causa  pure  temporali  zu  judicireii  .  .  vielweniger 
noch    derglevAen    unsulässige   Executiones    dulden    küone, 


■)  3.  S.  Hoser,  Tentache  JuititTerfue.  (Frankf  u.  Leipzig  177i,) 
,259.  f. 

■)  Ebendas.  sai. 

B.  Fil*db«rK,  D.  Hlubr.  d.  ge/UÜ.  ArnttfewKlt.  fl 
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befehle,   dass  dergleichen  Proceduren    künftig   unterbleiben 

sollten  ^). 

In  gleicher  Weise  ergingen  Erkenntnisse,  welche  geist- 
liche Gerichtsurtheile  cassirten,  am  14.  Juni  1653.  gegen 
den  Bischof  von  Strassburg  *),  am  25.  August  1729. 
gegen  den  Bischof  von  Cons tanz'),  am  27.  Januar 
1746.  gegen  den  Bischof  von  Hildesheim*),  am 
14.  Mai  1767.  gegen  den  Erzbischof  von  Trier*); 
während  andererseits,  falls  die  geistliche  Competenz  nach- 
her begründet  gefunden  wurde ,  die  Inhibitionsdecrete 
ohne  Weiteres  aufgehoben,  und  der  Impetrant  mit  Strafe 
bedroht  wurde.  Wie  denn  der  Prälat  von  Salmanns- 
weiler beispielsweise  im  Jahr  1768.  dasDecret  zugefertigt 
erhielt ,  dass  er  sich  vermessentlich  unterfangen  .  . .  einen 
Conflictum  jurisdictionis  eu  erregen.  Und  hätte  demnach 
Er,  Prälat  eu  S.  sich  in  Zukunffl  dergleichen  Unfugs  um 
so  gewisser  zu  enthalten ,  als  ansonsten  mit  der  schon  der- 
malen verdiefiten  schärferen  Ahndung  gegen  ihn  würde  vor- 
gegangen werden  *)• 

Noch  viel  nachdrücklicher  wurde  geahndet,  falls  in 
weltlichen  Sachen  nach  Rom  oder  an  eine  päpstliche  Nun- 
tiatur recurrirt  wurde  '). 

Schon  Maximilian  hatte  das  streng  verboten^),  und 
schon  unter  seiner  Regierung  erfolgte  das  Kammergerichts- 
urtheil  *):  dass  den  Beklagten  ihre  Appellation  von  einem 
Urtheil  am  Kammergericht  gesprochen,  an  Päbstliche  Heilig- 
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^)  Ebendas.  265. 

')  Ebendas. 

')  Ebendas.  266. 

')  Ebendas. 

')  Ebendas.  268. 

•)  Ebendas.  273. 

^)  Vgl.  im  Allgemeinen  Lndolf,  De  jnre  camerali  (Francof.  1780.) 
69.  ff.  Gramer,  Observatt.  iur.  univ.  (Wezlariae  1761.)  1,  119.  f. 
Dass  die  Appellation  vom  kaiserlichen  an  päpstliches  Urfheil  mit  einer 
Geldstrafe  von  100  Mark  Gold  belegt  wurde,  bezeugt  üffenbach, 
De  consilio  imperat.  aulico  (Viennae  et  Pragae  1700.)  272. 

*)  Vgl.  Pfeffinger,  Yitriarius  illiistratus  (Gothae  s.  a.)  3,488. 

')  Raphael  Seiler,  Decis.  cameral.  Tit.:  Appellare  qaibas  et 
a  quibus  liceat? 
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keit  geihan ,  demselben  Kamtnergericht  insinutrei ,  also  sur 
Schmach,  Veracht-  und  Verletzung  Kays.  Maj.  Hoheit  und 
SU  Abbruch  derselben  Maj.  und  des  heil.  Reichs  oberster 
Jurisdiction  fUrgenommen  keineswegs  geeiemU,  sie  auch 
derhalbett  die  Feen  der  Hechten,  und  anders  nierkliche  Süss 
und  Straff  verwirict  habeii ,  darein  wir  sie  gefallen  eu  seyn 
erklären,  und  solcher  Feen  auf  httndert  Mark  lötigen  Goldes 
in  den  kays.  und  Beichs  Fiscunt  zu  bezahle»  massigen  ').  — 

Auch  Carl  V.  verbot  daaii  die  Kecune  nach  Rom  *), 
und  aa&ßibrlich  bestimmte  der  jtinge  te  Reich  sab  schied 
vom  J.  1654.*):  daso  den  Ntmtüs  dergleichen  ohnzuver- 
lässiges  Verfahren  im  Seich  und  über  dessen  Glieder  und 
JJnttrthanen,  mit  Ernst  verbotteii  und  fürtera  nicht  m^r 
gestatte,  und  da  dargegen  iehtuas  attentirt  oder  gehatid^t 
würde,  solches  keine  Krafft  hohen,  sondern  wiederumb  cassirt, 
aufgraben,  auch,  insgemein,  die  Evocationes  vor  frembde 
GericJU  und  ausserhalb  des  Beichs  (nie  sie  dan  ohne  das 
bey  Unserm  Reichs  Hoff  Roth ,  und  Kammergericht  nit  ge- 
achtet)  keineswegs  zugelassen  ....  seyn  sollen .  .  .  wie  denn 
ancb  in  den  Walilkapitulatiunen  den  Kaisern  hier  einschla- 
gende Verpflichtungen  auferlegt  wurden.  — 

Im  Jahre  1698.  wurde  Seitens  des  Eammergericbts  — 
um  Beläge  f^  die  ReichsgerichtspraxiB  beizubringen  ~ 
WalterCounotte  wegen  eines  solchen Recurses  in  welt- 
licher Sache  nach  Rom  in  die  Reichsacht  gethan  ^). 

Im  Jabre  1706.  klagte  die  Äbtissin  zuTborn,  dass 
der  Nnntitu  in  C  Ö 1  n  sie  unter  Androhung  hoher  Geldstrafe 
und  geistlicher  Censureu  zur  Anerkennung  seiner  Recura- 
inBt&Dz  zu  zwingen  suche.     Der  Reichaconvent  schlug  dem 


*]  Itei  Fsber,  SUati-Cander  4,  681.  Vgl.  auch  die  Kammer- 
gericfats-Ordo.  v.  I6S5.  pars  2.  tit.  7.  nnd  pars  3.  tit    51. 

*)  Zur  Geschichte  dieser  Bestimmung  vgl.  Neu  rode,  Oegen- 
vlrL  Verf.  d.  b.  r.  Reichs  in  StaaU-  u.  JostiiBachen  (Jena  1752.) 
689.  ff.  Sie  worde  hauptsachlich  vxt  Wunsch  der  geiatlichen  Kur- 
(imtea  orlaaien. 

*J  Ho-tar,  JuBtinerf.  1,349.  Anafahrlich  bei  Pfeffinger, 
a.  a.  0.  8,  448.  f.    Faber,  a.  a.  0,  4,  666.  ff. 
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Kaiser  ohne  Weiteres  die  Cassation  des  vom  Nuntius  an- 
gestrengten Verfahrens  vor  *).  Ebenso  erkannte  das  Eammer- 
gericht  am  9.  Juli  1755  in  Sachen  der  Stadt  Aachen  gegen 
das  dortige  Frauenstift*},  und  den  Mönchen  von  Rei- 
chen au  wurde  am  14.  October  1748.  eröffiiet,  dass  wenn 
sie  nicht  binnen  Monatsfrist  die  Zurücknahme  ihres  Recurses 
anzeigen  würden,  ihnen  der  Zeithero  von  Tcayserl,  Maj.  und 
dem  Reich  genossene  Schtdz  ipso  fctcto   aufgekündigt  seyn 

und  sie  alsdann  insgesammt  und  ohne  einigen  Anstand  von 

t  

des  Reichs  Grund  und  Boden  fortgeschafft  werden  soUten  *). 
Im  Jahr  1677.  erging  ein  Decret,  welches  damit 
schloss  ^) :  dass  im  FaU  derselbige  oder  andere  Emissari 
des  Römischen  Hofs  die  animosität  haben  umrden,  weiter 
eu  verfahren  und  einige  Cedulones  oder  Literas  declaratorias 
zu  affigiren  oder  andere  Denunciation  sothaner  Excommuni- 
cation  zu  ihun  sich  unterstehen  wollten ,  alsdann  dieselbe 
wiederum  abreissen  und  wiedderuffen  lassen,  auch  die  Strei- 
ter begm  Kopf  und  in  Verhafft  nehmen  und  deren  Saab  und 
Güter  ebenmässig  in  Verbott  halten,  daraus  dem  hayser- 
liehen  fisco  die  verwürckte  Strebe  könne  entrichtet  werden, 
und  solches  alles  samt  und  sonders  desto  eyferiger  bewerck- 
stelligen ,  damit  hinfüro  ein  jedweder  dergleichen  zu  tentiren 
einen  Scheu,  die  Romanisten  auch  zu  solchem  unbefugten 
Vornehmen  mehreres  Nachdenken  haben  mögen. 

Und  i.  J.  1714.  wurde  gar  durch  Reichshofrathsdecret 
verordnet,  dass  der  Administrator  nuntiaturae  Borgia,  wenn 
er  noch  zu  Cöln,  innerhalb  acht  Tagen  von  dorten,  und  in 
termino  von  vier  Wochen  aus  dem  Reich  wegzuschaffen  ^). 

Aus  den  hier  angefahrten  Beispielen,  deren  Zahl  sich 
beUebig   vorgrössern  Hesse  ^),    ergiebt   sich  zugleich,    dass 

')  Moser,  JastizTerfasBung  1,  249. 

')  Eben  das.  268. 

')  Staatsschrift,  unter  E.  Franz  8,  255. 

^)  Moser,  Staatsrecht  4,  82. 

*)  Moser,  Staatsrecht  4,  44. 

*)  Vgl.  Gramer,  Wetzlar.  Nebenst.  1, 172;  84,  18.  ff.;  68,  100.  ff. 
Gramer,  Observat.  5,  169.  (Beispiele  aas  d.  J.  1729.  o.  1766.);  Kom- 
me r  i  c  h ,  De  judidis  nuntiaturae  apostolicae.  £  s  t  o  r ,  Yindiciae  se- 
cundum  libertat.  eccles.  german.  contra  appellat  ad  pontificum  le- 
gatos.  Struve,   Corp.  iur.  pabl.  1099. 
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auch  die  VerliäagaDg  kirchlicher  Ceiuuren  aus  Motiven, 
die  TOD  Reiche  wegen  für  unzuUssig  erkannt  waren,  nicht 
geduldet  wurde  '). 

So  wurde  i.  J.  1677.  auf  Äppettation  eines  Doctor 
Rensing  dem  Ersbiscbof  von  Cöln  durch  das  Reichs- 
kammergerit^t  aufgegeben  *),  die  Seitens  des  Nuntius  in  welt- 
licher Angelegenheit  verhängte  Exconmiunication  als  an  sich 
säbsten  vermag  nit  aÜein  der  Constitutionum  imperii  sondern 
ou^  des  ConcÜii  Tridentini  unkräfftig,  ex  ofßcio  nobili  vor 
nuü  und  imbündig  eu  declariren,  auch  unnachlässig  ver- 
schaffe», dass  selbige  öffentlich  wiederum  (digethan  und  der- 
gUidien  Eingriff,  Misshraudi,  Confusion  und  Zerrüttung  der 
«ä&idten  und  ordentlichen  Jurisdiction  gcentzlich  unter- 
JasMH,  auch  derentwegen  nicht  gestatten,  dass  gemeldter  Dr. 
S.  ym  saldier  prtstendirten  Excommunication  willen,  von 
dtrliehen  Versammlungen  abgehalten  und  ad  actus  publicos 
tticht  admittiret,  vil  weniger  seiner  Dinsten  und  Ofßcien 
entsaget  und  priviret  werde.  Und  ähnliche  Verordnungen 
erliesB  der  Reichshofrath  in  den  Jahren  1744.  und  1746. 
wegen  widerrechtlicher  Excommunication  des  Syndicue  zu 
Q-iengen  and  Qenoasen  *). 


')  Handdie  es  en'ch  dagegen  am  einen  rein  geistlichen  DiBciplin&r- 
Mt,  so  verweigerte  das  Bdchagericht  seine  Hälfe.  Tgl.  Decret  r.  9. 
Juli  1767.,  dnrch  welches  der  Recurs  eines  Klerikers  gegen  seinen 
Ordinarios  al^wiesen  wurde,  als  dieser  ihn  wegen  >znr  Lsst  gelegten 
DOsast&Ddigen  Betragens  durch  das  Dom-Kapitel  mediante  censara  ec- 
desiastica  zur  Correction'  gezogen  hatte,  Gramer,  Wetzlar.  Nebeoit. 
101,  86,  fr.    Tgl.  auch  eben  das.  103,  361.  ff. 

■)  Faber,  Staatscaiuslejr,  4,  697.  Tg),  auch  MoSer,  Staatsrecht 
4,  31.    B5hmer,  Jns  ecd.  prot.  lib.  1.  tit.  30.    §.  18.    S.  703. 

■)  Hoser,  JastisTerftss.  I,  899.  Tgl.  auch  das  Decret  t.  10. 
Jali  1660:  der  kayserl.  OenersI  Fiscal  contra  Ihre  Chorf.  und  fOrstl. 
Dorchl.  zu  COId  etc.  bei  Faber,  a.  a.  O.  4,  70T.;  es  wird  darin  dem 
ChorfOrsten  befohlen,  den  Administrator  des  Klosters  Sieburg  und 
leine  Conventuaten ,  welche  in  weltlicher  Sache  an  den  Nuntius  re- 
etnrirt  und  die  Terhftognng  der  Excommunication  bewirkt  hatten,  >tan- 
\rvua  violatores  Imperialis  jurisdictionis  et  pertarbatores  tranquitlitatis 
poblieae,  wo  Sie  und  ihr  dieselbe  betreten  kOnnen,  in  Arrest  oud  Ter- 
•triekang  nehmen,  wie  nicht  weniger  in  dero  Landen  ....  gelegene 
dem  Kloster  S.  znitindige  ODter  und  alle  dessen  habende  EinkOnffte, 
Froehte,  Benthen  und  GeOlIe,  wie  diis  Nahmen  haben,  allentbalben  in 
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In  gleicher  Weise  wurde  deu  Bischöfen  nicht  gestat- 
tet, Absetzung  und  Suspension  untergebener  Prälaten  von 
ihren  weltlichen  Regierungsrechten  auszusprechen,  und  i.  J, 
1773.  eine  den  Abt  zu  Schönthal  betrefiende  vom  Bischof 
von  Würzburg  ausgegangene  Verfügung  dieser  Art  cassirt  *), 
i.  J.  1761.  eine  den  Abt  zu  Salmansweiler  angehende  '). 

Ueberhaupt  aber  wurde  Seitens  der  Reichsgerichte  un- 
weigerlich an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dass  die  welt- 
liche Macht  von  Reichswegen  geistliche  Urtheile  nur  dann 
exequiren  könne ,  falls  sie  sich  von  der  formellen  und 
materiellen  Richtigkeit  des  Urtheils  überzeugt  habe  '),  ebenso 
wie  umgekehrt  auch  ohne  Anrufen  des  geistlichen  Rich- 
ters dessen  Sentenz  auf  Begehren  der  siegenden  Partei  ohne 
Weiteres  durch  die  Reichsbehörden  vollzogen  wurde  *). 

Auch  auf  die  Befolgung  des  i.  J.  1715.  erlassenen  Reichs- 
gesetzes, welches  die  Schmähungen  unter  den  Mitgliedern 
verschiedener  christlicher  Confessionen  untersagte^),  hielten 
die  Reichsgerichte. 

Im  Jahre   1780.   erging  so   ein  Dekret  gegen  den  be- 


beschlag  legen,  und  denen  Pächtern,  Halbwinnern,  Schuldnern  und 
Ünterthanen  ihnen  das  geringste  zu  liefi'em.  zu  zahlen  und  zuzuführen 
verbieten,  noch  einige  Lebensmittel  ihnen  zu  bringen  und  folgen  lassen, 
so  lang  und  viel  bis  gedachter  Administrator  und  sampt  seraen  Con- 
ventualen  die  procurirte  Ezcommunication  ipso  facto  wider  revocirt 
....  auch  auf  derselben  anhalten  der  Päbstliche  Commissarins  sein 
an  sich  selbst  nichtiges  und  vermöge  der  Reichsconstitutiooen  von 
Niemanden  zu  achtendes  fulmen  wiedemmb  cassirt  und  aufgehoben 
habe.«    Weitere  Beispiele  Moser,  Staatsrecht  4,  28.  fi. 

'}  Moser,  Zusätze  z.  deutsch.  Staatsr.  1,  188. 

')  Moser,  Justizverf.  1,  889.  —  Vgl.  auch  Decr.  v.  1767.  in  Sachen 
Löwenstein  gegen  d.  B.  v.  Speyer  de  non  extendendo  ius  dioe- 
cesanum  in  praejudicium  jurium  territorialium,  Moser,  Justizverf. 
1,  8ö8. 

3)  Koch,  ad  Ordinat.  Cameral.  P.  3.  tit  48.  no.  20.  bei  D  e  c  k- 
h  e  r  r ,  Monumenta  cameralis  antiquae  (1720.)  6  a  i  1 «  Practic.  obser- 
vatt.  (1580.)  üb.  1.  obs.  115.  no.  5.  Ludolf,  Comment.  System, 
edicti  nov.  S.  166.  Gramer,  Observat.  4,  484.  tf.  und  namentlich 
R  u  1  a  n  d ,  Thesaur.  iuris  ezecutivi. 

^)  Vgl.  Gramer,  Observat.  4,  487.  fi.  nnd  die  bei  ihm  ange- 
fahrten Autoren  und  Erkenntnisse  des  Kammergerichts. 

*)  Faber,  Staatscanzlei  16,  728.  Moser,  Praecognita  iur.  publ. 
appdx.  p.  189.    Vgl  Moser,  Sti^tsrecht  8,  268. 
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Pastor  Oötze  in  Hamburg,  wegen  Predigten 
in  denen  er  die  Katholiken  geschmäht  habe.  Der  Ham- 
burger Magistrat  wurde  angewiesen,  Obskkt  um  haben 
und  im  Wiederholungsfälle  gegen  Götze  mit  der  schon 
der  Zeit  icohlverdienten  ^emotion  vorsugehen  '). 

Im  Jahre  1777.  wurde  iu  gleicher  Weise  der  Herzog 
Ton  Württemberg  aufgefordert,  die  Schrift:  Kirchen- 
geschichte  des  neuen  Testamentes  bis  auf  ge- 
genwärtige Zeit  in  27  Tabellen  vorgestellt  za 
confisciren,  den  Verfasser  aber  und  Drucker  mit  einem 
zweimonatlichen  Oefängniss  bei  Wasser  und  Brod  zu  be- 
strafen *). 

Kicht  besser  erging  es  Schriftstellern,  welche  die  kircb- 
lichen  Qerechtsame  des  Kaisers  antasteten. 

In  Bonn  erschien  i.  J.  1778  ein  Spccimen  juris 
pablici  de  imperiali  precum  primariarum  iure 
ultra  jnstos  limites  non  extendendo,  welches,  wie 
schon  der  Titel  andeutete,  die  Ausübung  des  vom  kaiser- 
lichen Hofe  mit  grosser  Sorgsamkeit  wahrgenommeneD  Rech- 
tes der  ersten  Bitte  beschränken  wollte.  Sofort  erging  ein 
Beichsbofrathscondusum  an  den  ChurfUrsten  von  Köln, 
welches  die  Conüscation  der  mit  höchst  verpönten-  verwerf- 
liehen Säteen  fast  durchgehends  angefüllten  Schrift  befahl,  die 
Suspension  des  Canonicus  L  o  m  b  e  r  g ,  unter  dessen  Präsi- 
dium sie  als  Doctordissertation  vertlieidigt  war,  verfügte, 
imd  einen  Bericht  über  den  Zustand  der  Biichercensur  in 
Kurköln  einforderte^). 

Auch  dem  Papste  und  seinen  Verfügungen  gegenüber 
war  der  Recurs  an  die  Reichsbehörden  gestattet. 

■)  Moser,  Zusätze.  1,  549. 

')  Hos  er,  ZuUUe.  1,  665.  Hfeher  gebOrt  aacb  das  Tom  Reichs- 
hnfrath  ergangene  Verbot  tdd  Weidliogers,  FriüS  Vofrel  oder  stirb, 
lioeer,  Praecngoils  214.  Scbsnroth,  Samml.  Aller  Concliis. 
corpor.  E»»Egel.  (Regeniburg  1751.)  2,  leS.  482.  Am-,  3,  718.  777. 
lOUI.  —  Dsselbst  auch  viele  Beispiele,  wie  diese  Vorschrlfi  ta  Uo- 
fnntt«!  der  ProteaUnteu  ansgenuUt  wurde.  Vgl.  z.  B.  1,  138.  ff.  — 
Zabireicbe  andere  Beispiele  liei  ätruve,  Corp,  iur.  pub).  S.  414. 
Hoser,  deutsches  SiaaU-Archi*  Jabrg.  1766.  3.  193.  ff.  -  Vgl.  auch 
Mendel,  Deutsche  Gesch.  10,  U4.  f. 

')  Moser,  ZnsAtM  1,  340. 
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So  wegen  Breven,  welche  in  weltlichen  Jurisdictions- 
fällen  erlasben  waren,  und  ganz  besonders  wegen  Provi- 
sionsbullen,  deren  Inhalt  den  deutschen  Concordaten  zu- 
widerlief *). 

In  dieser  Weise  erkannte  der  Reichshofrath  auf  die 
Beschwerde  des  Domstiftes  Augsburg  gegen  den  Frei- 
herrn von  Ketteier  am  1.  October  1777 :  Ihre  Majestät 
hätten  ersehefi,  was  derselbe  für  eine  vermeinte  Provisionem 
apostolicam  erhalten  zu  haben  vorgebe,  auch  wie  er  solche 
durch  einen  Recurs  ad  Curiam  Romanam  durchzusetzen  sich 
resp.  angemasset  und  vorgenommen  habe.  Da  nun  aber  so- 
thanes  Regimen  gegen  die  Concordata  nutionis  Germanicae 
atUieffe;  als  werde  demselben  hiemit  sub  comminatione  exd- 
tationis  fiscalis,  alles  Ernstes  anbefohlen,  das  Bowkapüul 
zu  Augsburg  in  Begebung  der  bey  diesem  in  seinen  Monathen 
sich  erledigenden  Praebenden  ....  nicht  zu  stören,  sowie 
sich  von  allem  Gebrauch  derer  dessfalls  erhaltenen  päbst- 
liehen  Bullen  zu  enthalten  *). 

Ebenso  wurde,  um  von  unzähUgen  Beispielen  dieser 
Art  nur  noch  eins  anzuführen,  durch  Keichshofrathsdecret 
vom  13.  November  1761.  einem  päpstlichen  Provisen  auf- 
erlegt, die  Bulle  „in  originali^  an  kayserl.  Majestät  einzu- 
schicken, und  auf  keinen  Fall  einen  Gebrauch  davon  zu 
machen  '). 

Die  Äbtissin  von  Thorn  aber  wurde  aufgefordert  „so 
fem  'äkr  . ..  dergleichen  und  sonstig  andere  der  freyheit  derer 
tetäschen  kirchen  und  dem  iuri  Patronatus,  praesertim  laicali, 
auf  einigerUi  Weise  praejudieirlich  und  anstössig  scheinende 


')  Vgl.  auch  Uffenbach,  a.  a.  0.  21.  —  Beschwerden  des 
Trierischen  Domkapitels  bei  Moser,  Religionsverf.  674.  f. 

')  Moser,  Zusätze  1,  640. 

')  Siehe  Andere  bei  Moser,  Eeligionsverfass.  692;  1708.  Be- 
schwerde des  Capitels  zu  Münster  über  den  Papst,  Moser,  Staats- 
recht 1,  384.  f.  Moser,  teutsches  Staats- Archiv.  Jahrg.  1762.  1,  64: 
(dem  contra  Concordata  eingedrungenen  Pfiarr  Vicar  Gehlin  werden 
die  Temporalien  und  Einkünfte,  desBeneficium  sequestrirt);  ebendas. 
Jahrg.  1752.  2,  1019:  (Schreiben  an  den  Cardinal  Albani,  der  Papst 
solle  dem  Nuntius  in  Köln  verbieten ,  die  päpstliche  gegen  die  Con- 
cordate  verstossende  Provision  des  Bar.  v.  Fürstenberg  zu  er- 
zwingen).   Weitere  Beispiele  Moser,  Staatsrecht  8,  66a  ff. 
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Päbstlieiie  Bullen  eugehen  sollten,  oder  in  diesem  Gebiet 
anmasslich  puhlicirt  werden  wollten,  darvon  entweder  die 
Originaiien  oder  doch  beglaubte  Abschriften  zw  Einholung 
K.  M<y.  düergnädigster  Willensmeinung  jedesmalen  unver- 
«eilt  einsenden,  und,  so  lang  solche  nicht  erfolgt  seyn 
würde,  weder  sol^Ae  selbsten  verkündefi,  noch  dass  es  von 
Andern  geseh^,  gestatten  *). 

£8  führt  UDS  das  zur  Frage,  ob  fllr  das  deutsche  Reich 
ein  Placet  der  päpstlichen  Bullen  im  AllgemeiDen  erforderlich, 
nnd  die  ohne  solches  erfolgte  Publication  derselben  durch 
die  Keichsgerichte  gertigt  worden  sei. 

Allerdinge  ISast  sich  schon  im  zweiten  Drittel  des  sieb- 
zehnten  Jahrhunderts  ein  gewisses  Misstrauen  der  Beichs- 
bdiSrden  gegen  päpstliche  Bullen  erkennen,  falle  diese 
weltliche  Angelegenheiten  zum  Gegenstande  hatten;  und 
als  i.  J.  1647.  die  Stadt  Münster  beim  Kaiser  um  Bestä- 
tigUDg  des  ihr  vom  Papste  ertheilten  Privilegium  de  non 
ecocando  einkam,  achlug  der  Reichshofrath  die  Verwerfung 
des  Gesuches  vor,  nicht  nur  weil  die  päpstliche  Bulle  in 
einigen  Punkten  gegen  die  Reichsgesetze  verstiease,  sondern 
auch  weil  es  ohne  das  nicht  rathsam,  dass  Ihre  kais.  Maj. 
Sich  in  Ertheilung  der  Privilegien  nach  den  Päpstlv^ten 
Biälett  eu  Ferhiäung  Consequentien  conformiren  *). 

Geradezu  aber  wurde  die  Publication  der  Bulle  Zelo 
domus  dei  verboten,  wodurch  Innocenz  X.  i.  J,  1648. 
gegen  den  weatpbälischen  Frieden  proteatirt  hatte  '). 

Der  schwedische  Gesandte  zu  Nu  rnberg,  Ozen- 
■tierna  machte  am  11.  (21.)  October  dem  Reichsdirectorium 
eine  Vorstellung,  er  habe  erfahren,  dass  die  päpstliche  Bulle 
in  Wien  neu  gedruckt,  und  durch  den  apostolischen  Kuntins 
ihr  Anschlag  an  alle  Kirchthüren  befohlen  worden  sei. 
DieiB  w8re  ein  weitaussehendeB  und  dem  Instrumento  pacis 
höchst  präjudicirliches  Werk,  welchem  man  bei  Zeiten  be- 
gegnen müsse. 

Indessen  liess    die   Mittheilung    des   württembergi- 

')  Vgl.  Moser,  Ton  der  Teatschen  ReligionsTerf.  S.  714.  ff. 
*1  Ebendas.  721. 
■)  EbsBdfts.  709. 
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sehen  Gesandten,  dass  die  Bulle  in  Wien  auf  kaiserlichen 
Befehl  sofort  wieder  abgenommen  worden  sei,  weitere  Maass- 
regeln als  unnöthig  erscheinen.  Als  aber  am  27.  October 
vorgetragen  wurde ,  wie  der  Erzbischof  von  Trier 
gegen  den  Widerspruch  seines  Kapitels  die  erwähnte  Bulle 
habe  publiciren  lassen,  so  wurde  einmüthig  bei  dem  Kaiser 
das  schon  früher  gestellte  Begehren  wiederholt,  den  Chur- 
fürsten  abzusetzen  und  seiner  weltlichen  Herrschaft  zu  ent- 
kleiden. 

Eine  weitere  regelmässige  Wahrnehmung  des  Placets 
erhellt  für  die  Folgezeit  nicht  *) ;  nur  in  einzelnen  Fällen 
wurden,  wie  schon  erwähnt,  päpstliche  Bullen  von  Reichs- 
wegen cassirt,  ohne  dass  jedoch  wegen  ihrer  Publication 
Strafen  ausgesprochen  worden  wären. 

Ein  besonders  merkwürdiges  Beispiel  dieser  Art  liegt 
in  dem  Decrete  Kaiser  Josephs  I.  vom  Jahr  1708.  vor, 
worin  er  gegen  die  zur  Wahrung  der  päpstlichen  Rechte 
über  Parma  und  Piacenza  erlassene  Bulle  Clemens  XI. 
vom  27.  Juli  1707.  protestirte,  und  die  darin  ausgesprochenen 
Censuren  für  nichtig  erklärte  *). 

Je  mehr  aber  im  Laufe  der  Zeit  das  Placet  in  den 
einzelnen  deutschen  Ten*itorien  zur  Ausübung  kam,  um  so 
eifriger  wurde  es  von  den  deutschen  Publicisten  auch  für 
das  Reich  in  Anspruch  genommen,  und  schliesslich  dann 
auch  von  den  Reichsbehörden  für  erforderlich  erachtet. 

Im  Jahr  1771.  in  dem  Streite  des  Raths  und  Bürger- 
meisters von  Co  In  gegen  das  Stift  St.  Aposteln  und  den 
geistlichen  Hofrichter  daselbst,  sprach  das  Reichshofraths- 
rescript  vom  8.  März  dem  Churfürsten  von  Cöln 
gegenüber  die  Erwartung  aus,  derselbe  werde  in  Zukunfß 
seiner  bekannten  Beichständischen  patriotischen  Gesinnung 
und  Obliegenheit  nach,  keine  zum  Nachtheil  der  kayserlichen 


*)  Als  der  Papst  Alexander  VII.  die  Ehe  des  coDvertirteD 
Herzogs  Christian  v.  Meckl  enburg  annnllirt,  und  ihm  durch 
ein  Breve  die  nnderweitige  Verheirathnng  gestattet  hatte ,  verlangte 
das  Corpus  E  v  .i  n  g  e  l  i  c  o  r  u  m  i.  J.  1665.,  der  Kaiser  solle  seine 
Confirmation  des  päpstlichen  Decretes  zurücknehmen,  Und  dieses  viel- 
mehr für  nichtig  erklären.    Vgl.  Schauroth,  a.  a.  0.  2,  176.  ff. 

*)  Van  Espen,  De  recursu ad  principem  Appdz.  Monum.  No. T. 
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obrist-fieAierUehen  und  weltlichen  Jurisdiction  gereichende, 
auch  der  Freiheit  der  teulsclien  Kirchen  und  Nation  eu- 
wider  lauffende  Festliche  Bullen  vor  Einsendung  tur 
Icayserl.  Beichsoberhauptlichcn  Einsicht  publiciren  '). 

Ja  schon  j.J.  1773.  erklärte  der  Reichshofrath  in  Bezug 
auf  die  Bulle  Clemens  XIV.,  die  den  Jesuitenorden 
aofbob,  dass  deren  Inhalt  von  solcher  Beschaffenheit  sei, 
dass  solche  Bender  nicht  an  die  Bischöfe  hatte»  erlassen, 
vil  weniger  von  disen  su  VoUzug  gehradtt  werden  sollen, 
biss  sie  erst  vorhero  Ikro  k,  Maj.  zur  Einsicht  vorgelegt, 
und  durch  dero  darauf  in  hehörigen  Weg  erfolgtes  Tlacitum 
Begium  ausdrücklich  begnehmigt  worden  seye.  Das  Gut- 
achteli  schlug  vor,  dass  der  Kaiser  das  von  dem  Rom. 
Hofe  hierunter  geäusserte  sehr  befremdliche  Befragen  in  dem 
sonst  geicöhnlichen  extrajudicialiceg  mit  Nachdruck  ahnden, 
and  sich  für  die  Zukunft  das  Placet  regelmässig  vorbehal- 
ten solle,  unter  Drohung  des  Verbotes  aller  ohne  dasselbe 
etwa  noch  zu  erlassender  Bullen  '). 

Und  so  bestätigte  denn  auch  das  Reichshofrathsreicript 
vom  27.  Februar  1787.  das  Verbot,  welches  die  deutschen 
Erzbiachofe  gegen  die  Publieation  der  vom  Nuntius  Pacca 
publicirten  päpstlichen  Encyclica  hatten  ergehen  lassen,  wo- 
mit gleichzeitig  die  Erklärung  verbunden  war,  daas  auch 
die  Errichtung  einor  Nuntiatur  iu  Deutschland  ohne  kaiser- 
liche Oenehmtgung  als  ein  nicht  zu  duldender  geistlicher 
Amtsmissbrauch  zu  betrachten  sei  '). 


")  Moser,  JnttiHerf.  1.  200. 

*J  Hoter,  ZtiBfttze  1,  199.  f. 

*)BeiStiKloher,  D.  Erriebt.  d.  pSpstl.  Nuntiatar  in  MDn- 
ebra  (Rfgensb.  1867.)  311:  >.  .  .  .2.  R»crtbatur  domfniB  electoribuB 
MnguniiDO,  TrerireuBJ  et  Coloniensi,  unicniqiie  Benreum  quod  stia  Cae- 
UTM  Majestas  ex  datia  ab  ipsis  dominfs  electoribiia  ad  eaadein  epi- 
itoüi  summa  cam  displiceotia  intelbxerit,  quam  ioconTeniente  et  in- 
dteeate  modo,  commorana  Coloniae  pontificiiis  cunCiiis  Pacca  literas 
«cyclicaa  pontificias  penitiis  praetereiindo  dominam  electorem  ad  Bub- 
j«(109  illi  eccle«iflBtico8  ableKaverit,  cujus  tpnoT  etiam  ex.  parte  nbjec- 
tam  pure  politicum  conlineat,  per  qiiod  etiam  iu  jiira  territorialia  sta- 
tDDm  imperii  sine  aucthoritate  iavadebatiir.  Quod  proindc  ratum  ba- 
bcret  loa  caesarea  Miy.,  quod  duminus  eleclor  Bubjectis  aibi  paruchis 
I  hitJDB  eacjclicae  maDdaverit;  et  sicut  ipsa  ti^^uau  snpr«- 
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Es  wird  uns  noch  übrig  bleiben,  mit  einigen  Worten 
das  Verfahren  der  deutschen  Äppellationes  ab  abusu  zu 
characterisiren. 

Die  Klage  konnte  von  dem  Verletzten  selbst  oder  auch 
von  dem  Reichsfiscal  ex  officio  angebracht  werden,  und  es 
verdient  Erwähnung,  dass  die  deutschen  Prälaten  nie  Be- 
denken getragen  haben,  in  der  kirchlichen  Advocatie  des 
Kaisers  die  Befugniss  zur  Unterdrückung  geistlichen  Amts- 
missbrauches zu  erblicken  ^). 

Hat  doch  auch  die  episcopalistische  Bewegung  in 
Deutschland  zweimal  an  die  Schutzpflicht  des  Kaisers  gegen- 
über der  deutschen  Kirche  angeknüpft,  um  ihn  zu  veran- 
lassen, Befugnisse  des  Papstes,  welche  dem  deutschetf  Epi- 


mnm  imperii  caput  et  summus  ecclesiae  germanicae  protector  in  ?im 
capitulationis  electionis  haec  indecentia,  atque  has  pontificiae  sedis  in- 
vasiones  pati  non  posset;  hinc  sua  caesarea  Mig.  hisce  dictam  ency- 
clicam  sammo  jure  cassaret  et  supprimeret,  etlam  D.  electori  mandaret, 
ut  uniyersiB  sibi  sabditis  ecclesiasticis  hanc  aequatam  cassationem  de 
verbo  ad  verbum  per  suos  miDistros  aucthoritate  Caesarea  notificare, 
et  quomodo  hoc  factum  fuerit  in  termino  II  mensium  notificare  debeat 

Stio  Rescribatttr  domino  electori  Palatino,  quod  suae  caes.  Ml^. 
a.  d.  electore  Coloniensi  cum  gravamine  indicatum  fuerit,  qua  ratione 
ille,  qui  Monachü  commoratur  pontificius  nnntius  ZoUio  adhuc  nuper- 
rime  aliquam  sibi  non  competentem  jurisdictionem  in  ditionibus  Julia- 
censi  et  Montensi  sibi  arrogare,  atque  hunc  in  finem  praeposit  Roberts 
Dasseldorpii  tanquam  suum  delegatum  constituere,  eundemqtte  speciaU 
inätructione  munire  ausus  fuerit.  Cum  vero  s.  caes.  Maj.  tanquam 
Bupremus  Ecclesiae  Germanicae  advocatus  pati  non  posset,  ut  sine 
ipsiuB  consensu  ejusmodi  nupera  et  aliena  jurisdictio  in  imperium  teu- 
tonicum  introducatur ,  tribunalia  augeantur,  simul  ?ero,  et  sie  etiam 
germani  Arcbi  -  et  Episcopi  in  suis  ecclesiasticis  juribus  limitentur, 
S.  caes.  Maj.  domino  electori  mandaret,  ut  ipse  pontificio  nuntio  Zollio, 
in  suis  Juliacensibus  et  Montensibus  ditionibus  nullam  esse  sinat  juris- 
dictionem, praeposito  Roberts  executionem  incompetentium  ordinationum 
dicti  nuntii  prohibeat,  et  nisi  in  hoc  iste  paruerit,  eum  ad  id  urgeat 
sequestratione  temporalium,  et  quomodo  dom.  elector  hanc  summam 
ordinationem  exsequutus  fuerit,  suae  Caes.  Maj.  in  termino  II.  mens, 
indicare  debeat.«  ^ 

^)  Churf.  Maximilian  Heinrich  v.  E6ln  wies  durch  die 
Edicte  ?.  13.  M&rz  und  6.  Mai  1672.  alle  Gerichte  in  Lflttich  und 
Münster  an,  dem  Eammergericht  zu  gehorchen,  Ludolf,  Obserratt. 
foretas.  (Wet|lariae  1786.)  1)  888.  ff. 
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scopat  —  so  weit  er  an  der  Bewegung  überhaupt  betheiligt 
war  —  als  missbräuchlich  erschienen,  zu  beschränken  '). 

Auch  hielt  der  Kaiser  selbst  mit  solcher  Entschiedenheit 
auf  «ein  Recht,  Wächter  der  Canones  der  deutschen  Kirche 
zu  sein,  dftBs  er  jeden  Zweifel  an  seiner  Befugnies  unbe- 
rücksichtigt gelassen  oder  schwer  geahndet  haben  würde. 

Als  charscteris tisch  in  dieser  Beziehung  verdient  immer- 
hin hervorgehoben  zu  werden,  dass,  als  sich  bei  zufälliger 
EUnaicht  der  deutschen  Ordensstatuten  ergab,  wie  der  Recurs 
TOD  den  Beschlüssen  des  Gross -Capitels  als  Verbrechen 
dritten  Grades  gerügt  werden  solle,  der  Kaiser  sofort  die 
Cassation  dieses  Artikels  befahl  „auch  dessen  Anwendung 
at4  das  schärfeste  geahndet  und  für  das  künfftige  auf  das 
nodidrucksamste  hierauf  verboten  haben  tcollte"  *).  — 

Das  Verfahren  war  das  bei  den  Reichsgerichten  Übliche, 
und  es  scheint,  als  ob  die  bei  dem  Reichskammergericht  ge- 
braacbliche  Verschleppung  der  Prozesse  sich  auch  aaf  die 
Becursas  ad  pritwipcm  erstreckt  habe. 

Wenigstens  erklärte  Ferdinand  III.  seinen  Gesandten 
ZD  Osnabrück  und  Münster  i.  J.  1646.,  als  bei  den 
FriedensTerhaadlungen  die  Beseitigung  des  Reichsho&athes 
in  Frage  kam  *),  dass  er  dann  nicht  wüsste,  was  ihm  von 
•einer  kirchlichen  Advocatie  übrig  bleiben  würde:  „denn  die 
Ca^oHsehen  hätten  weiter  keinen  Richter  &ey  dem  sie  sich 

■)  Die  31  Desideruida  des  Emser  Coogresies  achloasen  da* 
mit,  dass  der  Kaiser  als  oberster  «Schatz  und  Vogtherr«  der  dentscben 
Kirche  aogegaagen  werden  solle,  den  BiBchöfen  ihre  onprflngUche 
EpiieopalgewRlt  wiederzoschaffen,  damit  der  X]Y.  Art.  der  Wshlkapi- 
tnlation  »welcher  dem  löm.  Stuhl  weoig  Ehre  bringt,  von  dem  Knr- 
fttntl.  CoUegio  aber  nicht  hintangelaseen  «erden  konnte* ,  beseitigt 
«erden  mfichte.    Stigloher,  a  a.  0.  260. 

*)  Moser,  JustizTerf.  282.  Ebenso  wurde  dem  Officlal  zd  LQt- 
tiät,  all  er  die  Advocaten  etc.  seiner  Kurie  eidlich  verpflichtet  hatte, 
ikh  an  keinem  Recurse  vom  geistlichen  Gerichte  an  Laien  zu  bethei- 
UfCD ,  durch  Decret  des  Kammergerichts  v.  J.  168G.  die  Annullation 
dieiei  Eides  befohlen,  unter  Androhung  des  Verlustes  seioei  Tempo- 
nlien,  JorisdictioD ,  aller  kaiserlichen  Privilegien  und  Absetzung  vom 
Aate.  Lndolf,  Observ.  1,  369.  Vgl.  dort  auch  die  aüderen  Acten- 
ROeke  in  dieser  Angelegenheit. 

")  Vgl  darflber  die  aufDbrliche  Darsteilong  von  Herchenhahn, 
&«mL  dN  kaiierL  Beichahobatlu  (Uannheim  1792.)  1,  689.  B. 
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Schutz  und  Trostes  erholen  "konnten ,  weilen^  es  mit  den 
Cameral '  Processen  viel  zu  langsam  daher  gehet  und  auch 
daselbsten  die  Protestirende  ex  eadem  ratione ,  dass  die 
Catkolischen  gleichwol  majora  Vota  hätten,  keinen  Bichter 
leiden  würdefi*'  *). 

Die  verhängten  Strafen  gingen  auf  Geldbusse,  Sperrung 
der  Temporalien,  auch  wohl  Absetzung  und  Gefängniss, 
wenngleich  letzteres  gegen  einen  Bischof  nur  einmal  zur 
Zeit  des  dreissigjährigen  Krieges  verhängt,  und  auch  dann 
nur  mit  gewisser  Rücksicht  gehandhabt  wurde  '). 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  die  Be- 
schwerden auch  an  den  Kaiser  direct  '),  oder  durch  Ver- 
mittlung des  Churfürstencollegium  *),  des  Reichstages  *)  oder 
der  Corpora  Evangelicorum  und  Catholicorum  gebracht  wer- 
den konnten. 

Es  war  dann  dem  Kaiser  überlassen,  ob  er  die  Sache 
an  den  Reichshofrath  abgeben,  und  auf  dessen  Gutachten, 
oder  selbstständig  entscheiden  wollte. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  alle  Reichspublicisten 
und  Kanonisten  den  Recurs  an  den  Kaiser  als  deutsches 
gemeines  Recht  darstellten  ^). 


>;  Moser,  Staatsrecht  8,  273. 

')  1635.  wurde  der  Ghurf.  y.  Trier  gefangen  genommen,  nnd 
schliesslich  nach  Linz  gebracht.  >Der  Pabst  regte  sich  zwar  dagegen 
alleine  der  Charfflrst  bliebe  ein  Gefangener  und  alles  was  der  Kayser 
dabey  thate,  wäre  dises,  dass  er  ihne  nach  Wien  bringen  Hesse,  damit 
es  (yel  qnasi)  das  Ansehen  hätte  als  ob  er  zugleich  in  des  dasigen 
Päbstlichen  Nuncü  Verwahrung  wäre.«  Die  Haft  dauerte  bis  1646. 
Moser,  Staatsrecht.  4,  58. 

')  Wurden  Beschwerden  Evangelischer  an  das  Corpus  Evan- 
gelicorum gebracht,  so  wandte  sich  dieses  nie  an  die  Reichsbe- 
höi^en,  sondern  immer  an  den  Kaiser  selbst.  Beispiele  bei  S  t  r  u  ?  e, 
Corp.  iur.  publ.  414. 

«)  Schmidt,  Thesaur.  1,  S.  398. 

»)  Vgl.  Struve,  a.  a.  0.  884.  Behlen,  De  jure  comitior. 
imperii  circa  sacra  in  Schmidt,  thesaur.  iur.  eccl.  6,  64.  f.  und  die 
dort  S.  65.  Anmerkg.  a.  Citirten..  S  c  rfm  i  d  t ,  De  imperatore  con- 
cordat  protect.  in  seinem  thesaur.  jur.  eccl.  1,  397.  Dahm,  De 
jure  comitior.  imperii  circa  sacra.  (Mogunt.  1747.)  §.  64.    > 

^)  Vgl.  Major,  Teutschea  geistliches  Staatsrecht  (Lemgo  1773.) 
1,  76.  ff.    MoHer,  Von  der  Landeshoheit  im  Geistlichen  (Frankf.  u. 
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Aber  nicht  allein  gegen  ien  Amtsmissbi-fiuch  von 
katholischen  OeiBtlichoii,  Handern  aucli  gegen  die 
protestantischen  kirchlichen  Behörtleu  konnte  Kecurs 
an'die  Reichsgerichte  ergriffen  werden.  Namentlich  unter- 
lag auch  die  kirchcnregimentÜche  Thätigkeit  der  Landes- 
herm,  die  ja  die  Epiücopahcclite  über  ihre  Teri'itorialkirchen 
besassen,  der  Cuntrole  der  Rcichsbehörden. 

Die  Beschwerden,  welche  protestantische  Unterthanen 
gegen  ihre  katholische  Landeslierrscliaft  geltend  machten, 
nifll  die  meistens  eine  Verkümmerung  der  jenen  nach  den 
Grandsätzen  des  Westphälischen  Friedens  zustehenden  Reli- 
gionsUbung  betraten  *) ,  bildeten  den  Hauptgegenatand  der 
Beschäftigung  fUr  das  Corpus  Evangelicorum.  Sie  können 
hier  Aiglich  ausser  Betrachtung  bleiben,  weil  die  Episcopal- 
rechte  katholischer  Landesherrn  zur  Zeit  des  deutschen 
Reiches  Seitens  der  protestantischen  Kirche  nicht  anerkannt 
waren  *),  so  dass  die  den  protestantischen  Unterthanen  zu- 
gefügten Verletzungen  eich  nicht  als  Missbrauch  des  oberst- 
bischöflichen Amtes  characterisirteu,  sondern  als  Uebergriffe 


Lh'I».  177S.]  246.  ff.  Strare.  Corp,  iar.  pitbl.  S.  427.  987.  Bar> 
thel.  De  coocördat.  germao.  (Wirceburg.  IT62.)  26.  ff.  Schmidt, 
De  imperat.  statutor.  in  eccl.  German.  protectore,  in  Schmidt,  thes&ur. 
jar.  eccles.  2,  348.  f.  Derselbe,  De  imperatore  concordat.  pro- 
tectore,  ebeodai.  1,  395.  Hammer,  De  jure  prtncip.  cathol. 
drca  sacra.  ebea  dai.  .^,  701.  ff.  Bie  ner,  Ton  der  kaiscrl.  Macht- 
Tollkommeaheit.  ILeipiig  17^0)  50.  64.  ff.  Estor,  Freiheit  der 
UutMlien  Kirchen.  (Frankf.  17t)6.)  &99.  n.  a.  m. 

■)  Zahlreiche  Beiipiele  bei  Moser,  Zua&tie  2,  1017.  ff.)  dera. 
Ltadeshoheit  in  Geisil.  351.  ff.  746.  ff.  Schaurotli,  Tollst.  Samml. 
aller  Conclosor.  ....  Corpor.  Evaiigelicurum  (Regensburg  1751.)  1, 
BS.  n.  paaaim.  Bauer,  dio  kirclil  Re^ierungegnindsätze  Karl  Theo- 
dors (Jena  1868.]  6fi.  ff.  So  aaeh  twibchen  Lutheranern  und  Reror- 
■irten,  Tgl.  Moser,  Zusitxe  2,  77S.  ff.  —  Doch  kamen  aoch  andere 
FUle  sur  EoUcheidung.  Tgl.  1714.:  In  Sschen  Emmelii  (refurm. 
Pfarrer)  gegen  GrftfinPotting  (Katbol.)  Mandaium  de  reBtitnendo 
in  priitia.  manas  paatorale,  Ludolf,  Symphor.  I,  App.  1  S.  131.; 
1718.:  Daa  illegale  Terfahren  des  kathol.  Forsten  zu  Hohenlohe 
gegen  den  erangel.  Pfarrer  Yelin  wird  casairt,  Staatsachr.  unter 
E.  Frans  7,  658.  Andere  BeUpiele  bei  Moaer,  Justizverf.  1, 
B7S.  ff. 

■)  TgL  Moaer,  Znaue  3,  887.  ff.  and  daa  Pro  Memoria  des 
Coipai  E.TaDf  eL  1.  172».  M  Sehauioth,  a.  a-  O.  2,  88.  ff. 
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der  weltlichen  Fürstengewalt,  die  ans  hier  nichts  angehen. 
Nicht  minder  können  wir  die  Beschwerden  der  katho- 
lischen Unterthanen  gegen  protestantische  Landesherren  un- 
berücksichtigt lassen,  obgleich  diese  auch  episcopale  Redhte 
über  ihre  katholischen  Landeskirchen  in  Ansprach  nah- 
men ^),  kraft  derselben  in  die  inneren  Kirchenverhältnisse 
eingriffen,  und  häufig  genug  wegen  des  Missbrauches  des  von 
ihnen  behaupteten,  von  der  katholischen  Kirche  nicht  aner- 
kannten Episcopalrechtes  vor  den  Reichsbehörden  Rechen- 
schaft ablegen  mussten  '). 

Aber  auch  gegen  die  Maassregeln  protestantischer  oberster 
Kirchenbehörden  wurde  von  Protestanten  an  die  Reichsgerichte 
Recurs  eingelegt.  Nicht  dass  die  protestantischen  Fürsten 
das  ruhig  mitangesehen  hätten.  Häufig  genug  bildeten  solche 
Recurse  den  Gegenstand  heftiger  Beschwerden  des  Corpus 
Evangelicorum  ') ,  und  die  katholischer  Seits  im  Allgemeinen 


^)  Vgl.  Beispielsweise  das  Decret  Charf.  Friedrich  Wilhelms 
y.  Brandenburg  ?.  11.  Sept.  1661.  in  Berliner  Monatsschr* 
Jahrg.  1793.  S.  61 :  »Dass  alle  und  jede  unsere  Geistliche  und  welt- 
liche Unterthanen  und  Angehörigen  in  diesen  Unsem  Klevisch-  und 
M&rkischen  Landen  Niemand  anders  als  Uns  und  Unsere  Nachkommen 
in  geistlichen  Sachen  fOr  ihren  Oberherrn  and  Ordinarius  zu  erkennen 
haben,  c 

*)  Vgl  das  Reichshofrathsdecret  ▼.  1778.,  wodurch  dem  Hers.  ▼. 
Wflrttemberg  auferlegt  wurde,  die  Wallfahrtskirche  au  Unter- 
br&ndi  zu  restituiren.  Moser,  Zus&tze  1,  566.  bemerkt  dasu: 
»Mir  ist  kein  Beispiel  bekannt,  da  in  einer  Beligionsbeschwerde ,  so 
▼on  Evangelischen  gegen  Catholische  geführet  worden  ist,  jemalen  der- 
gleichen Eyfer  bewiesen  worden  wäre.«  Vgl.  weitere  Beispiele  eben- 
das.  2,  1019.  ff.    Derselbe,  Landeshoh.  im  Geistl.  798.  ff. 

')  Sogar  der  Frankfurter  Magistrat  war  stark  genug,  sdne 
kirchliche  SouYer&netftt  zu  behaupten,  vgl.  Menzel,  a.  a.  0.  11, 
66.  ff.  —  Vgl.  übrigens  das  von  dem  Corpus  Evangelicorum 
i.  J.  1760.  in  der  Gl&senerischen  Sache  dem  Kaiser  abergebene 
Pro  Memoria  bei  Schau roth  a.  a.  0.  1,  708.  f.:  ».  .  .  .  Zu  der 
Zeit  wo  die  höchste  Reichs-Gerichte  angeordnet  worden,  hat  man  nicht 
darauf  gedacht,  ihnen  die  Befugniss  mitzutheilen,  in  geistlichen  Sachen, 
und  besonders  darüber  zu  erkennen,  ob  ein  Pfarrer  seines  Amtes  zu 
entlassen,  und  ob  seine  Lehren  für  rechtgläubig  zu  halten  sind?  Welche 
Gewalt  sich  anzumassen  in  Teutschland  vor  der  Reformation  als  eine 
Sünde  der  Layen  angesehen  wurde.  Nach  der  Reformation  haben 
zwar  die  Eyangelische  von  der  Eirchengewalt  gants  andere  Meyaungen, 
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behauptete  ZnatäDdigkeit  der  Reich^erichte  ftlr  die  evan- 
gelischen  KircheoTerhOlbiiBae  wurde  in  zahlreichen  Schriften 
der  Protestanten  eifrig  bekämpft ').  DeoDoch  exütirte  eine 
fast  oonnterbrochene  Praxi« ,  von  welcher  wir  jetzt  BelSge 
beibriQgeo  wollen  *). 

Im  Jahr  1720.  erging  an  denFürBten  von  Anhalt- 
Bernburg  ein  Rescript,  den  von  ihm  abgesetzten  Pfarrer 
Losecke  in  sein  Amt  za  restitairen,  and  der  ChurfUrBt 
▼.  Sachsen  aU  aasBchreibender  Fürst  des  Obersäch- 
Btschen  Kreieea  wurde  mit  der  Execntion  beauftragt. 
Das  Corpus  Evangelicomm  remonstrirte  dagegen '). 

Im  J.  1746.  wnrde  Or.  QlSsener,  Prediger  in  Hil- 
desheim  in  Folge  eines  GöttingischeD  Respoosum 
von  seinem  Amte  auspendirt,  dann  aber  i.  J.  1749.  auf 
ein  neues  Responsum  der  juristiscben  und  theologischen 
Facnltät  KU  Leipzig  gänzlich  entlassen. 

Er  appellirte  an  den  Reichshofrath,  der  i.  J.  1750.  den 
Magistrat  von  Hildesheim  zum  Bericht  aofforderte,  die 
nach  eingelegter  Appellation  erfolgte  Amtsenteelzung  caa- 
orte,  und  ein  Mandatum  res^i^tt/oWum  unter  Androhung  der 
Zahlung  Ton  6  Mark  Gtild  im  Fall  des  Ungehorsames  erliess. 

Aach  diessmal  wieder  erfolgten  bittere  Beschwerden 
der  proteetantiscben  Fürsten.  Der  Reichshofrath  beab- 
sichtige, so  kUgten  sie  dem  Corpus  Evangelicorutn,  ihrem 
ius  eirea  sacra  die  engsten  Gränzen  zu  ziehen.  Sobald  ein 
Prediger  Ängsburgischer  Confession  von  seiner  geistlichen 
Obrigkeit  bestraft  werden  aolle,  wende  er  sich  an  die 
Reichabehörde ,  deren  Erkenntniss  dann  abgewartet  werden 
miisse;  da  sei  es  unmöglich,  eine  Kirchendisciplin  aufrecht 
la  erhalten,  wenn  jeder  widerspenstige  evangelische  Geist- 

tb  die  Catholisdie  gefasset,  jedoch  leicht  begriffen,  dasa  sie  sich  der 
gr&Mten  Qefshr  auBsetzteo,  dafeme  dergleichen  FrEigen,  sn  statt  der 
Catholi sehen  gefitlichen  Richter,  denen  Catholischen  weltlichen  Rich- 
tern in  benrtbeilen  Qherlauen  wurden;  mithin  darinn  so  wenig  ge- 
wilUget,  ab  ea  ihnen  sngemathet  worden«  etc.  Tgl.  anch  weiter  e  b  e  n- 
lat.  3,  93.  B^Bter  und  die  dort  citirten  aahlreichen  Stellen. 

>)  TgL  anch  Gramer,  Wetzlsr.  Nebenit.  79, 1Ü7.  If. 

■)  Moser,  Justiaverf.  1,  B03. 

■)  Bcbanroth,  a.  a.  0.  l,  1.  ff. 
K.  FrlcdkerK,  D.  HlMbr.  d.  ffobll.  AmUfawalt.  7 
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liehe  sieh  mit  dem  katholisehen  Sehatze  trösten  közme^  und 
das  um  so  eher,  je  heftiger  er  gegen  seine  eigenen  Olau- 
bensgenossen  auftrete.  Das  Verfahren  bei  den  evangelischen 
Consistorien  sei  ein  völlig  gesetzmässiges ,  die  Einlegung 
von  Rechtsmitteln  sei  in  mehreren  Instanzen  gestattet 
Kämen  aber  Ungehörigkeiten  vor,  so  sei  es  nicht  Au%abe 
der  Reichsgerichte  einzuschreiten,  vielmehr  handele  es  sich 
nur  um  eine  Erklärung  des  Westphälischen  Friedens^). 

Aehnliche  Fälle  ereigneten  sich  1739.,  wo  der  gewesene 
Stadtpfarrer  zu  Duttlingen  in  Württemberg  wegen 
ungerechter  Amtsentsetzung  Recurs  einlegte  *),  1750.  in 
Sachen  Johann  Philipp  Wigand  gegen  den  Freih. 
Köth  von  Wanscheid*)  u.  A. 

Bemerkenswerth  erscheint  endlich ,  dass  auch  gegen 
pfarramtliche  UebergrifFe  beim  Reiche  Hülfe  gesucht  wurde, 
wie  i.  J.  1597.  in  Sachen  Burgsina  gegen  v.  Thün^en, 
als  der  Pfarrer  zuBurgsina  die  gegen  die  Thü^ngensche 
Herrschaft  processirenden  Bauern  durch  Versagung  der 
Sacramente  zur  Nachgiebigkeit  zwingen  wollte. 

Wie  nun  sie  Supplicanten  uff  der  einen  Seiten,  so 
lautet  das  heftige  Rescript  Kaiser  Rudolphs  II.  ^),  von 
gedachten  van  Thü^igen  (mi  Leib  und  Cruth  hart  bedrämgt, 
als  werden  sie  auf  der  andern  Seiten  aus  ihrem.  Geheiss 
und  Befehl  von  dir  dem  Pfarrer  daselbst  mit  ungebührlichen 
anathematieiren  und  verfluchen,  um  desswillen  sie  ihr  Recht 
nicht  fallen  lassen^  ufid  sicli  unter  das  knechtische  Joch  in^ 
tolerabüis  servitutis  geben  wollenj  nicht  weniger  angefochten, 
und  uff  offetier  Ganeel  nicht  theologisch,  deines  tragendeti 
Amt  gemäss,  sondern  vielmehr  cyclopisch,  und  uffrührisch 
so  viel  an  der  Ehren  verletzig  angegriffen,  und  für  solche 
gesellen  proclamiret,  die  man  mit  roher  Lauhe  /erwägen,  und 
so  tractiren  soll,  stössest  und  treibest  sie  auch  unter  solchen 
nichtigen  praetextu  angebogener  Reehtfertigung ,  ungeachtet 
sie  sidi  rund  erklähret,  und  uff  offener  CaneeU  eu  verkünden 


I)  Schanroth   a.  a.  0.  1,  706,    Vgl.  auch  Moser,  Justisyerf. 
1,  810.  f. 

•)  Moser,  Jostizverf.  1,  875. 

•)  Kram  er,  Wetzlar.  Nebenst.  16,  123. 

*)  Kr  am  er,  Wetzlar.  Nebenst- 16,  105.  f. 
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ffebethen,  dass  sie  weder  Neid  noch  Haas  tragen,  sondern 
die  Sacken,  die  sie  nicht  könnten  oder  idssten  falten  m« 
lassen,  Gott  und  dem  Recht  befehlen  uollien,  ab  usu  Sacra- 
wienti  Corporis  et  Sanguinis  Christi,  quasi  vero  litigare  et 
jure  experiri,  res  sit  homine  Christiano  indigna,  welches 
datm  niehts  anders  als  die  liebe  von  QoU  selbst  geordnete 
mtd  eingesetgte  Obrigkeit  mit  allen  Sota-  und  Ordnungen 
effentlieh  vernichten  und  äbthun  keisst:  Gleichen  Proeess 
fährst  du  auch  gegen  sie  mit  dem  Heil.  Ehestand  und  Ein- 
segnung der  versprochenen  Eheleute. 

Dem  Pfarrer  wird  befolilen  bei  Strafe  von  zehn  Mark 
tötbigeD  Goldes  ron  sainom  Beginnen  abzulaaseu ,  welches 
der  Kaiser  weiter  bezeichnet  als  cAseheulich ,  gante  tm- 
*MN«eJUtcA,  .  .  ■  aU  ein  Wüten  und  Toben  nicht  allein 
menarAlichen  Recht  und  Satzungen  sondern  auch  und  eu- 
fwderst  iuri  divino  stracks  zuwider,  daraus  endlich  gewisser 
tächts  dann  aüerleg  gefährliche  Conseqtientien ,  Zerrüttung 
gemeiner  Buhe  und  Friedens-Stands  zu  gewarten,  in  Summa 
<dso  beschaffen,  dass  es  nullo  juris  praetextu  excusiret  und 
bemäntelt  werden  kötme. 

Zwar  berief  eich  der  so  hari;  angelassene  Pfarrer  in 
■einer  Oegenschrift  auf  sein  Gewissen,  und  wollte  die  Juris- 
diction des  Kammergeriehles  im  vorliegeoden  Falle  nicht 
fbr  begründet  erachten,  aber  das  Eammergerioht  verwarf 
alle  entgegeQge8tellten£inweD düngen,  und  ■efalieselich  wurde 
Gehorsam  geleistet. 


i  Tarritoriss. 

Gehen  wir  jetzt  zur  Betrachtung  der  Verhältnisse  in- 
nerhalb der  einzelnen  deutschen  Staaten  llber,  so  werden 
wir  vorzüglich  diejenigen  berticksichtigen  müssen,  welche 
specifisch  katholisch  blieben : 

Oesterreich   und  Baiern. 

Dabei  werden  wir  aber  noch  der  Maassregeln  einiger 
Begenteu  des  sochszehnten  Jahrhunderts  zu  gedenken  ha- 
ben, die  dem  Protestantiemus  energischen  Widerstand  ent-^ 
gegensetzteu ,  und  doch  mit  gleicher  i^ntschiedenheit  die 
Kissbrttuche  der  katholischen  Kirche  zu  beseitigen  trachteten, 
denn  Stuten  aber  dennoch  der  neuen  X<ebre  anheimfielen. 


i 


lÖO  Ente«  Bach.    DeutsdüAtid. 

Und  nicht  minder  werden  die  Preussischen  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen  sein,  da  die  Gesetzgebung 
dieses  Landes  zum  ersten  Maie  in  der  uns  beschäftigenden 
Periode  den  Versuch  wagte,  in  umÜBtösender  und  eingehender 
Weise  auch  die  katholischen  Kirchenverhältnisse  zu  regeln. 

Die  evangelische  Kirche  fällt  dagegen  ganz  aus  dem 
Kreise  unserer  Betrachtung.  Denn  sie  verschmolz  sich  mit 
den  einzelnen  deutschen  Staaten  in  einer  Innigkeit ,  die 
freilich  ihre  Existenz  gegen  jeden  feindlichen  Angriff  si- 
cherte, doch  aber  auch  die  Eigenartigkeit  der  kirchlichen 
Institution  völlig  verschwinden   liess. 

Daher  kann  erst  fär  die  Zukunft,  wenn  die  protestan- 
tische Kirche  die  auch  ihr  dem  Staate  gegenüber  gebüh- 
rende Sonderstellung  eingenommen  haben  wird,  die  Frage  zur 
Erörterung  kommen,  —  und  sie  soll  uns  zum  Schlüsse  einge- 
hend beschäftigen — in  welcher  Weise  der  Staat  auch  dem  Miss- 
brauche  protestantischer  Amtsgewalt  entgegenzutreten  hat. 

So  lange  aber  die  Geistlichen  landesherrliche  Beamte 
sind,  von  landesherrlichen  Superintendenten  beaufsichtigt 
und  von  landesherrlichen  Consistorien  regiert  werden,  so 
lange  die  Kirche  selbst  eine  Staatsanstalt  ist,  kann  davon 
im  eigentlichen  Sinne  kaum  die  Rede  sein.  — 

Aber  nicht  allein  auf  die  evangelischen  Staaten  und 
ihre  Stellung  zur  Kirche  hat  die  Beformation  in  der  ange- 
deuteten Art  eingewirkt.  Auch  die  katholische  Kirche  hat 
selbst  in  den  katholischen  deutschen  Staaten  sich  ihrem 
Einflüsse  nicht  entziehen  können. 

Theils  mochte  sich  dieser  allerdings  nur  indirect  dahin 
geltend  machen ,  dass  die  für  die  Aufrechthaltung  des  ka- 
tholischen Glaubens  eifrig  bedachten  Fürsten  gewaltsam  in 
das  kirchliche  Regiment  ihrer  Länder  eingriffen,  um  die  zahl- 
losen unleugbaren  Missstände  zu  beseitigen,  welche  die  Kirche 
selbst  zu  reformiren  vernachlässigte,  und  die  doch  das  Volk 
schaarenweise  in  das  Lager  des  Protestantismus  hinübertrieben. 

Anderentheils  aber  waren  die  Einwirkungen  der  Re- 
formation auch  directer  Natur. 

Die  Reformation  hatte  die  frühere  Theorie  vom  Staate, 
wonach  ihm  die  höheren  ethischen  Aufgaben  verschlossen 
waren,  gründlich   beseitigt.     Die  Fürsten   erschienen  nadi 
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ihrer  Lehre  als  Hüter  beider,  der  weltlichen  und  geistlichen 
Ta£^  des  Gesetzes,  und  schliesslich  als  Bischöfe  mit  voller 
episcopaler  Gewalt» 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Theorie  auf  die 
politische  Stellung  der  deutschen  Fürsten  wesentlich  zurück- 
gewirkt, ihr  Festigkeit  und  einen  religiösen  Halt  verliehen 
hat,  der  das  im  Westphälischen  Frieden  schon  bedingt  an- 
erkannte Souveränetätsstreben  auf  das  Aeusserste  begün- 
stigte ').  So  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  auch  die  katho- 
lischen deutschen  Fürsten  sich  die  Quelle,  aus  der  sie  staat- 
liches Ansehen  und  die  begehrte  Souveränetät  mit  entspringen 
sahen,  —  die  kirchlichen  Machtbefugnisse  —  nicht  untere 
graben  lassen  wollten,  und  dass  die  Kirche  um  die  ihr  treu 
Gebliebenen  nicht  in  das  feindliche  Lager  hinüberzutreiben, 
von  der  Starrheit  ihrer  Principien  nachlassen,  und  die  Conces- 
sionen  machen  musste,  die  sie  noch  so  eben  auf  der  Trienter 
Synode  für  unmöglich  und  verwerflich  erklärt  hatte. 


Sachsen.   Brandenburff.    JttHoh,  Olere,  B«rff. 

Die  Stellung  Herzogs  Georg*  von  Sachsen  zu 
seiner  Landeskirche  ergiebt  sich  aus  dem  von  ihm  über- 
lieferten Ausspruche:  Er  wäre  in  seinem  Lcmäe  seibeten 
Pabst,  Kayser  und  Teutscher  Meister  '). 

Er  zog  alle  Consequenzen  dieses  Principes. 

Mit  Bitterkeit  beklagte  er  die  Erfolglosigkeit  der  von 
den  geistlichen  Oberen  vorgenommenen,  für  die  Wieder- 
herstellung einer  gesunden  Disciphn  so  wesentlichen  Visi- 
tationen. Er  schöpfte  daraus  Veranlassung,  sie  selbst  an- 
zuordnen, nickt  um  nieins  Nuteen  willen,  sondern  voreur 
lammen  und  zu  erhalten  was  eu  Oestifften  gehöret ').  Und 
drohend  fQgte  er  hinzu  ^) :  So  habe  ich  auch  nach  der  lenge 

^  Döllinger;  Kirche  und  Kirchen  betont  das  allerdings  zu  sehr. 

>)  Bei  Stryek;  De  jure  papiüi  princip.  e?angel.  c.  1.  §.  10. 

^  Pertnch,  Chron.  Portense  (Lips.  1612.)  214. 

*)  Eben  das.  215.  Auch  der  Anfang  des  Doeumentes  ist  von 
Interesse:  »Ich  beruhe  nochmals,  dass  zu  bestellang  des  Gottes- 
dienstes die .  Glöster  und  derselbigen  Personen  zusammen  geschla- 
gen, und  so  aus  einem  Closter  der  Praelat  ins  ander  gezogen  sol 
demaelbigen    eine    ehrliche    Unterhaltung    yerordnet   werden.     Und 


\ 
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angezeinet,  was  mich  verursacht  der  Visüatimi  halben  ein- 
sehung  voreuwenden,  darauff  ich  nochmals  beruhe,  und  für- 
nemli<ili  derhalbefi,  dass  die  grossen  Laster,  so  zu  gar  sehr 
überhand  genommen,  ufid  dar  zu  öffentttch  an  tag  kommen, 
ungestrafft  seyn  blieben,  und  dardurch  der  Klöster  Güter 
gentzlichen  verwüstet  j  zum  theil  verkaufft  uiid  mit  merck- 
liehen  Schulden  beschweret,  wo  es  auch  hinfürder  ge- 
schieht und  durch  die  Visitation  die  Geist- 
lichen gegen  einander  schuldig  nicht  geän- 
dert, so  werde  ich  v  erur  s  achet,  die  Ueber- 
treter  g ef englichen  anzunemen  zu  lassen  und 
der  mass  mit  jhnen  zu  gebohren,  dass  ich  hin- 
fürder  solcher  in  meinem  Lande  wil  vertrag 
haben,  wie  auch  die  Clöster  durch  die  Fraelaten  und 
Convent,  so  ich  zusammen  geschlagen  mit  bestailung  des 
Gottesdienstes,  mid  haltung  gebührlicher  Observantz  regiert 
werden,  sollen  sie  mit  den  weltlichen  Vorstehern 
verschonet  bleiben.  Da  aber  der  keines  nicht  ist,  wü 
ich  sie  demmssen  aus  thun  und  bestellen  lassen,  dass  sie 
zu  gebürlichen  nutz  gebracht  werden  *). 

Ja  der  Herzog  verbot  sogar  den  Clöstem:  Ir  wollet 
keynen  visitator  one  Unserem  Wyssen  und  bewilligen  auff- 
nemen  ^),  und  selbst  die  visitirenden  Bischöfe  wurden  von 
herzoglichen  Käthen  begleitet,  und  erstatteten  dem  Landes- 
fUrsten  unmittelbaren  Bericht  '). 

So  ist   uns    denn    auch   überliefert;    dass    er    den  Abt 

bin  nicht  gestaeudig,  dass  zu  ver&nderung  der  ubermas  derselben 
Gater,  da  der  Gotesdienst  nicht  mag  bestellet  werden,  solle  B&ptische 
Heiligkeit  umb  gunst  oder  einige  Versehnng  angelanget  werden,  Son- 
dern wil  damit  gebahren  lassen,  wie  ich  heut  angezeiget,  undkan 
nicht  vorgut  achten,  einige  Schnle  weltlichen  Knaben  in  Clöstem  an- 
zurichten, sondern  dass  die  Mönche  unter  sich  selbst  studiren«. 

')  Auch  bei  den  Domstiftern  findet  Georg  Abhülfe  nöthig.  »Es 
were  auch  wo!  gut,  sagt  er,  dass  in  den  grossen  Stififten  den  Thumb- 
herm  und  Yicaricn  kein  absens  gegeben  wflrde,  ohne  denen,  die  all- 
hier  in  der  üniversitet  lesen,  und  dass  auch  geordnet  würde,  dass  sie 
lectiones  in  Stifften  vor  den  mflssiggang  hören  müssen,  Als  denn  were 
zu  ho£fen,  man  solt  dadurch  zu  gelerten  Predigern  kommen  mögen.« 
Pertuch,  a.  a.  0.  212. 

')  Reinhard,  a.  a.  0.  129. 

')  Ebendas.  128. 


Johannes  von  Pfurte  wegen  Amtovei^ehen  einfach 
abeetkte  '),  und  ebenso  den  Abt  Petrus  von  Oldisleben 
wegen   schlechter  y^rwahung  *). 

Dem  Misflbraacli  unbefugter  Excommnnication  steuerte 
Oeorg  krSftig. 

Im  J.  1539.  schaffte  er  den  Bann  am  Geld  Schuld 
gtnslich  ab*),  und  als  der  Bischof  von  Meissen  das 
Herzogthura  mit  dem  Interdict  belegt  hatte,  and  auch  Seiner 
fiir^idieH  Gnaden  Amptleute  und  Diener  Bannis^  von 
ünsern  Gnedigen  Herrn  von  Meissen  verkundt  sein,  wnrde 
i.  J.  1.51t.  eine  Richtung  zwischen  diesem  und  dem  Her- 
^og  gemacht,  wonach  der  Bischof  nu  hinfurder  in  aBeit 
Sae/ien  darinnen  es  mit  Fug  und  Reckt  eu  vermeiden  ist 
Jnn  unnsera  Gnedigen  Herrn  Hereogen  Georgen  Wesent- 
IkAcr  Hove  Interdict  nickt  legen ,  oder  tcu  legeti  saU  ge- 
itatten.  Und  ob  Sachen  vorfielen,  darumb  gemein  Interdict 
Jim  fürstlichen  Wesen ,  sowol  €Us  andern  enden  muste  ge- 
halten werden,  daas  dennoch  Unser  Gn.  H.  Here.  Georg, 
das  guvorn  vonn  Uns.  Gn.  H.  von  Meissen  und 
iolliches  scu  enthalten  mugelieh,  bewogen  und 
gevleissiget  werde*). 

In  gleicher  Weise  endlich,  um  von  den  Befugnissen  des  Her- 
sogs in  Bezug  auf  gastliche  Pfründenbesetzuug')  und  Güter') 
hier  abzusehen,  wollte  er  die  der  geistlichen  Jurisdiction  gezo- 
genen Schranken  auf  das  Gtenaueste  inne  gehalten  wissen  ').  — * 
Alle  diese  Maassregeln  nützten  indessen  nichts  gegen 
da*  Eindringen  der  neuen  latherischen  Lehre,  und  ebenso 
wenig  die  Gewaltmaassregeln,  zu  denen  der  starrköpfige 
Ffint  sich  gegen  dieselbe  fortreissen  liess. 

Nach  seinem  Tode  schloss  das  Land  sich.freuSig  dem 
Pretestantismas  an  •).      ^_^_____ 

*)  PertDch.'a.  a.  0.  162.  ff. 
■)  Reinhard,  a.  s.  0.  186. 
')  E  b  e  D  d  K  s-,  366. 

^  Ebeodas.,  366.  f.  -  Tgl.  auch  oben  S.  6a 
*}  Tgl.  Urk.  T.  J.  lüSS.  bei  Pertnch,  a.  s.  0.  186. 
*)  Reinhard,  a.  a.  0.  2)2.  ff. 

*)  Der  Reidutsg  solle  entscheiden,  was  weltlich,  was  geistlich  sei. 
Rinke,  a.  a.  O.  1,  194. 

•)  TgL  aDek  Ranke,  a.  a.  0.  4,  100.  ff. 
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Nicht  minder  versuchte  auch  der  letzte  Branden- 
burgische  katholische  Regent  die  für  noth wendig  be- 
fundenen Kirchenreformen  selbstständig  durchzuführen. 

Die  Brandenburgischen  Fürsten  hatten  von  jeher 
die  Rechte  ihrer  Kirchenhoheit  eifrig  gewahrt 

Die  Bischöfe  waren  bei  Zeiten  wie  die  sächsischen 
landsässig  geworden  ^);  sie  bestiegen  .ihre  Stühle  nach  dem 
Willen  der  ChurftLrsten  '),  der  sich  durchaus  nicht  innerhalb 
der  durch  die  päpstlichen  Concessionen  gezogenen  Gränzen  *) 
äusserte;  sie  verpflichteten  sich  wohl  zum  Gehorsame  und 
zur  Beachtung  der  Landesgesetze  ^). 

Die  Einhaltung  ihrer  gerichtlichen  Competenz  Hessen 
die  Landesherren  sich  angelegen  sein  ^),  und  auch  die  Bran- 
denburgischen Städte  straften  die  geistlichen  Ueber- 
grifife  *).  Der  Missbrauch  der  Excommunication  wurde  zu- 
rückgewiesen, und  nicht  nur  Ludwig  von  Branden- 
burg verbot  i.  J.  1327.  die  Publication  der  gegen  seinen 
Vater,  den  Kaiser  gerichteten  Bannbullen  bei  harter  Strafe  ^), 
sondern  auch  Marggraf  Siegismund  untersagte  i.  J. 
1382.  dem  Bischöfe  von  Brandenburg  die  Bannung 
seiner  Städte   also  dae  Ir  vor  uns  sie  nie  verklag  habt  ^). 

0  Räumer  in  M&rk.  Forsch.  (Berlin  1841.)  1,  44.  ff. 

')  Beispiele  beiWohlbrQck,  Gesch.  d.  Bth.  Lebos  (Berlin  1829.) 
2,  187.  249.  269.  etc.  Gercken,  Stiftshist,  y.  Brandenb.  285.  — 
Näheres  in  meinem  demnächst  erscheinenden  Recht  der  Bischofe- 
wahlen  in  Deatschland. 

>)  Die  BuUe  Nicol.  V.  t.  J.  1447.  bei  Riedel,  a.  a.  0.  I,  2, 
501.  gewährte  Friedrich  I.  das  Nominationsrecht  >ad  tempora 
yitae  tuae.« 

^)  Z.  B.  Bischof  Conrad  y.  Hayelberg  i.  J.  1427.  bei  Rie- 
de 1»  a.  a.  0.  I,  2,  419. 

^)  Sie  schlössen  darauf  bezDgliche  Verträge  mit  dem  B.  y.  Hal- 
berstadt i.  J.  1310.  Raum  er,  Cod.  dipl.  Brandenb.  cont.  1,  93. 
mit  dem  B.  y.  Verden  i.  J.  1472.  ebendas.  2,  18.,  mit  dem  B.  y. 
Cammin  i.  J.  1290.  und  1518.  ebendas.,  1,  81.;  2,  212.  Vgl.  auch 
die  Bulle  Papst  Nico  laus  V.  y.  J.  1446.  bei  Mylius,  Corp.  Constit 
Marchic.  1,  1. 

•)  Z.  B.  Berlin  i.  J.  1397.  beiFidicin,  a.  a.  0.  1,  111.  Sten- 
dal i.  J.  1435.  bei  Gen  gier,  Deutsche  Stadtrechte  463.  Witt- 
stock i.  J.  1523.  bei  Riedel,  a.  a.  0.  I,  1,  430. 

0  Bei  Riedel,  a.  a.  0.  I,  8,  234. 

•)  Ebendas.  I,  8,  840. 
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Joachim  I.,  wenngleich  starr  dem  alten  Glauben 
ei^eben,  war  der  eifrigste  in  Aufrechthaltung  seiner  Rechte  ^). 

Mit  fünfzig  Galden  Strafe  bedrohte  er  den  Uebertreter 
der  staatlichen  Gerichtseompetenz  ') ;  er  verwarf  mit  Erfolg 
ohne  seine  Einwilligung  gewählte,  selbst  vom  Papste  schon 
bestätigte  Bischöfe  '),  er  verpflichtete  sich  die  Domkapitel 
zum  völligen  Gehorsam  ^).  Seine  Sorge,  ja  sein  unmittel- 
bares Eingreifen  in  die  katholischen  Eirchenverhältnisse 
erhellt  vielleicht  am  Besten  aus  dem  Reverse  '^j,  zu  dem  er 
den  von  ihm  ernannten^)  Bischof  von  Brandenburg 
Mathias  von  Jagow  verpflichtete. 

Volumus  praesertim  hoc  perictdoso  tempore ,  versprach 
dieser,  parrochias  nostras,  ecclesic^  et  nwmisteria  dioecesis 
mstrae  Brandenburgensis  cofisilio  capituli  nostri,  et  si  opus 
fuerit  etiam  auxilio  ilL  Prificipis  nostri  electoris  Brande- 
hnrg.  secundu/m  possibilitatem  nostram  tarn  in  spiHtuaJibtiS, 
quam  in  femporalibus  reformare  ,  .  ,  ,  et  in  visitcUionibus 
.  .  .  corrigere  et  elimifmre  sectindum  quantitatem  delicti  et 
qualitatem  persqnarum  ezcessus,  malefacta  et  peccata.  Ebenso 
verhiess  er :  quod  nos  officium  nostrum  ex  parte  nostri  epis- 
copatus  ....  praesertim  in  coena  Domini  in  persona  pro- 


>)  Vgl.  Droysen,  Gesch.  d.  Preuss.  Politik  IL,  2,  62.  (Leipzig 
1859.) 

^  Riedel  a.  a.  0.  I,  8,  88. 

Ö  So  i.  J.  1520.  den  in  HaTelberg  gew&hlten,  von  Leo  X.  schon 
confirmirten  Georg  y.  Blumenthal,  Hafftiz,  Microcronic.  bei 
Riedel,  a.  a.  0.  lY,  1,  88. 

^)  Das  Domkapitel  zu  Hayelberg  verpflichtete  sich ,  nicht  ohne 
Einwilligung,  Wissen  und  Willen  des  ChurfQrsten  zur  Bischofswahl 
za  schreiten:  »Attendentes  quod  quia  bona,  census  et  reditus  eccl.  H. 
sab  territorio ,  dominio ,  jurisdictione  et  defensione  principis  electoris 
marchionis  Brandenb.  supra  dicti  sita  existunt,  quodque  nee  nos,  nee 
sobditi  nostri  cum  eornm  bonis  sine  dicti  principis  protectione  sub- 
sistere  possint,  et  quia  principis  Brandenb.  electoris  de  eligendo  aat 
postolando  episcopo  H.  multum  intersit,  nt  gratie  sno  non  suspectus 
sed  placidus,  acceptus,  et  gratus  et  idoneus  perficiatur«  etc.  bei  Rie- 
del,  a.  a.  0.  I,  3,  125. 

'^)  ürk.  y.  J.  1621.  eben  das.  I,  14,  63. 

«)  Gercken,  a.  a.  0.  68L  ff.  —  So  befahl  er  auch  dem  Bi- 
schöfe i.  J.  1632.  sich  ordiniren  zu  lassen,  Raum  er  in  d.  M&rk. 
Forsch.  1,  60. 


106  Erstes  Buch.    Deutschland. 

pria  exercere  et  facere  vohmMS  ....  volunmsque,  quando 
commode  poterimuSf  presbiteratus  ordinem  celebrare  et  cdia 
nostra  officia  episcopalia  sine  simonia  agere. 

Allein  Joachim  IL  trat  1539.  zur  neuen  Lehre  über, 
und  sein  Land  folgte  ihm  nach  '). 


Sdion  i.  J.  1402.  hatte  Graf  Adolf  von  Cleve 
und  Mark  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  beschränkt,  und 
seine  Amtleute  vor  Annahme  unbefugter  geistlicher  Man- 
date gewarnt  ') ;  Herzog  Adolph  erwirkte  sich  dann  i.  J. 
1445.  durch  ein _  Privileg  Papsts  Eugen  IV.  *)  mannig- 
fache kirchliche  Rechte,  an  denen  seine  Nachfolger  auch 
unter  veränderten  Zeitverhältnissen  so  fest  hielten,  dass  der 
Spruch  DtAX  Cliviae  est  Papa  in  suis  terris  eine  sprüch- 
wörtliche Bedeutung  erhielt  *). 

Als  die  Reformation  im  Lande  Eroberungen  zu  machen 
begann,  trat  das  Rescript  v.  J.  1525.  ^)  ihr  scharf  entgegen, 
aber  gleichzeitig  erachtete  es  der  Herzog  für  angemessen, 
bis  zur  Beilegung  der  kirchlichen  Streitigkeiten  dui*ch  Concil 
und  Reichstag,  eine  interimistische  Kirchenordnung  auf  eigene 
Hand  zu  erlassen  ®),  welche  gegen  die  vorzüglichsten  ka- 
tholischen Missbräuche  eiferte.  So  verordnete  er,  dass  auf 
den  Landgerichten,  die  jetjsundt  jsu  vielerley  Schätzungen 
und  Schindung  des  Volks  dienten  keine  Geldstrafen  mehr 
erkannt  werden  sollten,  und  dieweü  aucli  durch  geistliche 
Jurisdiction,  den  Bann  und  Interdict  unsef-e  Unterthanen 
düch  und  vielfältiger  Weise  umgetrieben  und  beschwert  wor^ 
den,  die  Abstellung  dieser  Missständo  durchaus  angestrebt 
werden  müsse. 


I 


>)  Vgl.  Mflhler,  Gesch.  d.  evangel.  KirchenTerf.  in  d.  Mark 
Brandenburg  (Weimar  1846.)  32.  ff. 

')  Bei  Scotti,  a.  a.  0.  wesentlich  gleichlautend  der  oben  8.  290. 
mitgetheilten  Ordnung. 

*)  Bei  Teschenmacher,  Annal.  CliTiae  (Francof.  et  Lipsiae 
1721.)    Appdz.  no.  79. 

0  Vgl.  im  Allgemeinen  und  auch  fOr  das  Folgende  Laspeyres, 
Gesch.  a.  heut.  Verf.  d.  kath.  Kirche  Preussens  (Halle  1840.)  185.  ff. 

i^)  Bei  8  c  0 1 1  i ,  JQI.  Berg.  Ges.  Samml.  1,  18. 

*)  Ebendas.,  19.  ff.  Vgl.  auch  Jacobson,  Gesch.  d.  Quell, 
d.  ST.  Kirehenrechts  in  Bheinl.  etc.  17. 
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Auch  für  den  Gottesdienst  wurde  gesorgt  durch  die 
Vorschrift,  dass  keine  Mönche  incorporirte  Pfarreien  ver- 
walten, dass  alter(>schwachc  Geistliche  sich  gelehrte  Vicare 
halten  sollten. 

In  gleicher  Weise  verfuhr  Herzog  Wilhelm.  Nicht 
nur  dass  er  der  geistlichen  Competenzüberschreitung  ent- 
gegen trat  mit  dem  Bescripte  d.  J.  1568.  an  den  G  o- 
grafen  von  Bielefeld,  wonach  diejenigen,  so  solcher 
geistlichen  Jurisdiction  Iholben  etwas  anjgubringen  oder  eu 
ietüirefi  sich  wUemehnen  würden,  in  limiene  Säcke  gesteckt 
und  als  proditores  patricue  ertränkt  werden  sollten  ^) ,  son- 
dern noch  mehr  in  seinem  berühmten  Edicte  v.  20.  März 
1551-  '),  welches  bis  auf  die  neuere  Zeit  die  Grundlage  für 
die  Jülich  -  Clevische  katholische  Kirchen  Verfassung  ge- 
blieben ist. 

t>ie  Jurisdiction  der  geistlichen  Gerichte  wird  darin 
auf  das  herkömmliche  Maass  beschränkt  '),  diesen  die  Per- 
8onaIsachen  der  Geistlichen  zugesprochen,  doch  mit  dem 
Zusätze  *),  dass  die  Geistlid^e  Personen  meines  Gn.  H.  und 
der  Lande  Ordnungen ,  Freyheit ,  Privilegien  und  Alther- 
kommen  nit  zuwiderhandeln  —  jeder  Uebergriflf  in  die  staat- 
liche Competenz  aber  al»  Landesverrätherei  an  Leib  und 
Leben  geahndet  *).  — 

Auch  mit  dem  Erlöschen  des  regierenden  Uerzoghauses 
änderte  sich  das  der  Kirche  gegenüber  befolgte  System  nicht. 

Zwar  zog  der  eifrig  katholische  Wolf  gang  Wil- 
helm von  Pfalz-Neuburg,  welchem  Jülich  und 
Berg  pro visoriscli  zugefallen  waren,  Jesuiten  ins  Land,  und 
begann  eine  Gegenreformation  durchzufuhren  ^) ;  er  versuchte 

')  Oyen,  d.  Presbyt.-  u.  Synod.-Verf.  in  Cleve,  Jalich  u.  t.  w. 
Eisea  1829.)  ü2.  f.  Noch  i.  J.  1661.  wurde  das  Strafverbot  bei  An- 
fluassoog  geistlicher  Gerichtsbarkeit  durch  ausw&rtige  Kirchenobere 
eneoert. 

*)  Scotti,  Clev.  Mark.  Ges.  1,  116.  ff.  —  Vgl.  auch  Ranke, 
%.  0.  5,  338. 

•)  Vgl.  Laspeyres,  a.  a.  0.  196. 

*)  Art.  19. 

^)  Ed.  y.  7.  Febr.  1551.  bei  Steinen,  Kurtse  u.  generale  Beschr. 
i  Reform.-Hist.  d.  Herzogth.  Cleve  (Lippstadt  1727.)  2,  154. 

*)  Laspeyres,  a.  a.  0.  208.  ff. 
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auch  die  katholische  Eircbenverfassong  zu  festigen  durch 
den  mit  Churköln  geschlossenen  Provisionalvergleich  ▼. 
28.  Juni  1621.  ^):  aber  Alles  das  doch  ohne  irgendwie  den 
landesherrlichen  Rechten  etwas  zu  vergeben.  Selbst  der 
genannte  Vergleich  sprach  dem  Pfalzgrafen  das  Recht  zu, 
bei  Visitationen  einige  Landesgeistliche  y  auch  quoad  laicos 
et  inquisitionem  de  bonis  temporalihus  et  eorundem  c^mini- 
stratione  etliche  weltliche  au  adjungiren  *). 

In  gleicher  Weise  wurde  als  i.  J.  1671.  Jülich  und 
Berg  definitiv  an  das  Haus  Pfalz-Neuburg  gefallen 
waren,  zwar  die  alte  Beeinträchtigung  gegen  die  Prote- 
stanten fortgesetzt  *),  aber  ebenso  auch  die  durchgehende 
staatliche  Controle  in  Eirchensachen.  Das  Placet  wurde 
mit  Entschiedenheit  gehandhabt  ^),  ein  landesherrlicher  Ge- 
heimerrath  nahm  in  allen  geistlichen  und  Beneficial-Sachen 
die  staatlichen  Rechte  wahr  ^),  und  dieLanddechanten,  welchen 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  zustand  % 
hatten  sich  zu  verpflichten  '),  Ihrer  Churf.  Durchl.  und  der* 
selben  Geh.  Roths  Verordnmigen  und  Befehle  in  schuldigst 
unterthänigsten  Bespect  anzunehmen  und  in  allen  Puncten 
eu  exequiren,  bei  dem  zwischen  Chur-Cöln  und  dem  H. 
Here.  von  Jülich  errichteten  Prov.-  Vergleich  v,  J,  1621.  wie 
auch  nach  den  übrigen  Landesprivilegien  und  äUem  Her- 
kommen in  ecclesiorSticis  et  beneficialibus  sich  eu  betragen . . ., 
dahingegen   wieder  obgemeldeten  Vergleich,  Landes-Privüe- 


0  Scott!,  JQl.  Berg.  Ges.  73.  ff. 

»)  Art.  80. 

']  Bemerkenswerth  ist,  wie  die  Disciplinafbefugniss  der  Gonsi- 
storien  und  Synoden  durch  den  chnrfflrstlicheo  Geheimerath  einge- 
schränkt wurde.  Vgl.  Knapp,  Diss.  de  iure  patron.  in  ducat.  Jul.  et 
Mont  (Dflsseldorff  1779.)  §.  43.  w&hrend  allerdings  noeh  1769.  das 
Recht  anerkannt  war,  gegen  YerfOgungen  dieser  Behörde  an  die  Höfe 
von  Brandenburg  und  Pfalz-Keuburg  gemftss  dem  Resesse 
▼on  1672.  zu  recurriren.    Laspeyres,  a.  a.  0.  246. 

*)  Vgl,  Scotti,  a.  a.  0.  138.  199.  224.  u.  s.  w. 

»)  Verordn.  v.  J.  1716.  (Scotti,  a.  a.  0.  298.);  v.  20.  Nov. 
1769.,  eben  das.  578.  und  y.  18.  Mai  1781.  eben  das.  661. 

*)  Schon  im  Ed.  y.  1551.  (siehe  oben  S.  107.)  als  altes  Her- 
kommen bezeichnet,  anerkannt yom  Erzbischofy.  Göln  durch  den 
ProyisionaWergleich  y.  28.  Juli  1621. 

0  Knapp  a.  a.  0.  §.  38. 
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gien ,  Herkommen  und  Gewohnheit  präjudicirliche  kölnische 
Mandate  y  Citatioyien  oder  Sentenzen  ohne  ....  darüber 
einffehoUen  landesfürsüichen  Consens  nicht  publiciren  und 
exequiren  ßu  wollen. 

Von  einem  geregelten  RecurBus  ad  principem  finden 
wir  nichts;  doch  lag  es  in  dem  ganzen  Systeme  der  ge- 
schilderten Gesetze  begründet,  dass  jeder  Missbrauch  der 
geistlichen  Gewalt,  sei  es  vom  Fürsten  selbst,  sei  es  von 
seinem  GeheimenrathscoUegium  zurückgewiesen  wurde.  — 

Für  Cleve  und  Mark,  welche  an  Churbranden- 
burg  gefallen  waren,  blieb  die  katholische  Religion,  freilich 
neben  dem  immer  mehr  erstarkenden  Protestantismus  ge- 
währleistet Auch  die  katholische  Kirchenyerfassung  wurde 
den  Landesgesetzen  gemäss  aufrecht  erhalten. 

Wie  aber  schon  in  dem  gleichfalls  an  Brandenburg 
gefiitllenen  Fürst-Bisthum  Minden  zwar  die  Episcopal- 
Jariadiction  des  Kapitels  durch  den  Homagialrecess  von  . 
1650.  ')  eine  wenig  beschränkte  Anerkennung  gefunden 
hatte  *),  aber  gleichzeitig  bestimmt  worden  war  *):  sollte 
einer  oder  andrer  Theil  durch  die  in  prima  instantia 
ausgesprochene  Sentente  (nämlich  des  Domcapitels)  sich 
graviret  befinden,  steht  ihnen  in  alle  We^e  frey ,  davon  eu 
appeUiren,  welche  Äppellaiion  dann  an  uns  als  den  Landes^ 
fwrstefi  immediate  dirigirt  werden  muss:  so  wurde  auch 
gleicher  Weise  in  Cleve  und  Mark  die  Appellation  von 
der  staatlicher  Seits  anerkannten  Jurisdiction  der  Officialate 
an  das  Hofgericht  vorgeschrieben,  bei  welchem  dann  nur 
Versendung  der  Acten  an  eine  katholische  Juristenfacultät 
beantragt  werden  konnte  ^}. 

Endlich  garantirte  der  Rezess  v.  J.  1672.  den  geist- 
lichen Behörden  zwar  die  volle  Disciplinargewalt  über  den 


')  Bei  Calemann,  Samml.  d.  Landes-Yertr.  227.  ff. 

*)  Vgl.  Laspeyres,  a.  a.  0.  217.  ff. 

*)  Art  1. 

0  Besess  ▼.  1672.  Art.  III.  §.  7—9.  bei  Scotti,  a.  a.  0.,  wo 
toeh  die  abrigen  Religionsrezesse  abgedruckt  sind.  484.  ff.  497.  ff.  — 
Der  ProfisionalVergleich  ▼.  1621.  wurde  Ton  Brandenburg  nicht  aner- 
kannt   Laspeyres  a.  a.  0.  289. 
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Clerus,  doch  mit  dem  Vorbehalte^),  dass  es  dem  Char- 
fiirsten  und  seiner  Regierung,  der  geistlichen  Censuren  un- 
geachtet ncuüh  als  vor  frey  bleibe,  dergleichen  geistliche  Ver- 
brecher,  wie  auch  andere  Eöm.-Catholische  Unterthanen  in 
quibuscunque  delictis  nach  Anweisung  der  Hechte  gebührend 
anzusehen  und  eti  bestraffen,  eine  Bestimmung  deren  ftir 
die  Katholiken  empfindliche  Härte  nur  durch  den  Zusats 
gemildert  wurde,  dctss  die  Abstraffung  der  Priester  und 
Geistlichen  in  den  Brüchten- Gedingen  privatim  geschehen, 
und  die  Beschimpfung  des  geistlichen  Standes  darunter  so 
viel  möglich  verhütet  werden  sollte. 

b. 
06«terr«ich. 

Wenn  auch  der  Ausspruch  des  Herzogs  Rudolph  IV. 
von  Oesterreich,  dass  er  Kaiser  und  Papst  in  seilen 
Landen  sein  wolle  ') ,  wenigstens  in  Bezug  auf  den  letzteren 
Theil  der  Begründung  entbehrt  *) ,  so  versuchte  dieser  Fürst 
doch  sein  Ansehen  in  kirchlichen  Angelegenheiten  geltend 
zu  machen.  Ja  die  politisch  unabhängige  Stellung,  die  er 
sich  auf  jede  Weise,  selbst  durch  die  Fertigung  falscher 
Reichsprivilegien  zu  verschaffen  trachtete^),  musste  schon 
von  selbst  auf  seine  kirchliche  Stellung  zurückwirken. 
So  schärfte  er  die  schon  von  König  Friedrich  dem 
Schönen  gegebenen  Amortisationsgesetze  ^)  in  seiner  für 
Wien  am  20.  Juli  1361.  erlassenen  Stadtordnung  aufs  Neue 
ein  *) ,  missachtete  wie  seine  Vorfahren  ^)  die  von  den 
Geistlichen  beanspruchte  Steuer-  und  Zollfreiheit  ^) ,  stiftete 
i.  J.  1365.  die  Universität  Wien,  noch  ehe  der  nach  An- 
sicht der  Zeit  dazu  absolut  nöthige  päpstliche  Stiftungsbrief 


I 


')  §.  7. 

*)  Knrz,  Oesterr.  unter  Herzog  Rudolph  IV.  (Linz  1821.)  113. 

*)  H  üb e r ,  Gesch.  d.  Herz.  Radolph  IV. y.  Oesterr.  (Inosb.  1865.)  25. 

^}  Berchtold,  D.  Landeshoheit  Oesterr.  (Manchen  1862.)  27.  ff. 

*)  ürk.  V.  J.  1311.  bei  Kurz,  a.  a.  0.  132.  Vgl.  ürk.  v.  J.  1308. 
in  den  Reg.  Boica,  5,  183. 

*)  Ebendas.  366.  ygl.  auch  St  alz,  Gtech.  d.  Cisterz.  Kl.  Wil- 
hering  51. 

0  Friedberg  de  fin.  int.  ecol.  et  ciy.  reg.  jadido  205. 
")  Berchtold,  a.  a.  0.  203. 
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eingelaufen  war  ^) ,  und  errichtete ,  als  der  Papst  die  Insti- 
tuirong  einer  theologischen  Fakultät  nicht  gewährte,  die- 
selbe aus  eigener  Machtvollkommenheit,  juoeta  cofUinenct(xm 
privileffiorum  et  litterarum  nostrarum*) ,  d.  h.  in  Gemäss» 
heit  der  von  ihm  gefälschten  Urkunden,  die  über  diese 
Frage  gar  nichts  enthielten. 

Auf  ihren  kirchlichen  Befugnissen  beharrten  auch  die 
späteren  österreichischen  Ftirsten  mit  Festigkeit'). 

Sie  besteuerten  ins  Gesammt  den  landsässigen  Clerus  ^), 
beschränkten  den  Erwerb  der  todten  Hand  aufs  Aeusserste  ^), 
hielten  strenge  auf  die  Gränzen  der  Jurisdiction  ^) ,  refor- 
mirten  ihre  Klöster  ^ ,  säcularisirten  ihre  Prälaten  '} ,  oder 
verpflichteten  sie  wenigtertens  —  und  selbst  den  benachbar- 
ten E^bischof  von  Salzburg  —  bei  den  Landgerichten 
IQ  erscheinen. 

Schon  1418.  verordnete  Kaiser  Siegismundför  die  ge- 
sammte  Geistlichkeit  der  Erzdiöceee  Salzburg  daz  die 
Bischoff,  Prelaten  und  cmder  geystlich  personen  für  gevor- 
deri  und  furgewendet  werden  sich  vor  weltUchcfi  gerichten 
in  den  Landtschrannen  ze  verantwurtten ,  dae  sy  auch  willig 
waren  und  gern  täten.  In  denselben  weltlichen  schrannen 
<y  auch  mit  irs  selhs  leib  müssen  ae  recht  steen.  Item  wenn 
em  welÜieh  person,  sey  meriklich  oder  gering  eu  einem.  Pre- 
loten  oder  andern  GeystUchen  person  ee  sprechen  hat,  wel- 
(herlay  sach  das  ist,  so  vodert  die  sy  nicht  für  geistlich 
gerickt,  swnder  klagt  vor  denselben  geistlichen  personen  mit 


*)  Haber,  a.  a  0.  132. 

»)  Berchtold,  a.  a.  0.  20.  f. 

^)  ^he  auch  oben  S.  61.  63. 

«)  Vgl.  auch  St  alz,  Gesch.  d.  Kl.  St.  Florian  62.  ff. 

*)  Vgl.  Friedberg,  a.  a.  0.  196. 

*)  Siehe  unten  112. 

^  Kurz,  Oesterr.  unter  K.  Albrecht  11.  (Wien  1886.)  2,  243.  be- 
richtet, dasB  der  Fflrst  ihm  missfällige  Visitatoren  zuzulassen  weigerte. 

*j  Im  J.  1410.  wurde  Beispielsweise  B.  Georg  I.  y.  Trient  yon 
Herz.  Friedrich  genöChigt,  die  weltliche  Regierung  des  Stiftes  an 
ihn,  gegen  eine  jährliche  Pension  von  100.  Dukaten  abzutreten,  weil 
wie  die  Besignationsnrkunde  lautet,  »wir  dasselb  unser  Gottshans 
selbst  nicht  wohl  gewaltigen  mögen.«  Jiger,  der  Streit  etc.  1,  14. 
Vgl.  Ober  Trient  und  Chur  die  ebendas.  gegebenen  Naehweisnngen. 
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weltlichen  gericht  auf  der  egenant  getsüichen  person  guet 
gült ,  wo  wider  weichend  landtgerichten  die  gelegen  sind,  tmd 
was  sy  also  daselbs  wider  sy  behalten,  des  underwinden  sie 
sich  eu  iren  handen  *). 

Aller.  Beschwerden  des  Salzburger  Bischofes  unge- 
achtet ^)  blieb  dies  Recht  bestehen,  und  noch  1536.  hiess 
es '')  y  dass  nicht  die  Scham  der  Frauen  geschont  werde, 
sondern  aller  Ehrbarkeit  zum  Trotz  sogar  die  Aebtissinnen 
auf  den  steierischen  und  kärnthischen  Landtagen 
persönlich  erscheinen  müssten. 

Die  Competenz  der  geistlichen  Gerichte  war  schon  darch 
die  Landesordnung  von  1404.  für  Laien  auf  rein  geist- 
liche Sachen  beschränkt  worden,  umb  Zehent,  die  Kirdien 
angehörend  unnd  umb  Selgerette  ufid  umb  die  Ee,  als  soldi 
Sachen  von  alter  Herkhomen  seindt  *). 

Selbst  Kaiser  Friedrich  IIL,  wie  schlaff  er  auch  die 
Beichsangelegenheiten  behandelte ,  wie  wenig  er  das  kaiser- 
liche Ansehen  der  immer  mehr  erstarkenden  Fürstenmacht 
gegenüber  zu  behaupten  im  Stande  war,  vergab  seinen 
kirchlichen  Hoheitsrechten  nichts. 

Geschah  eine  geistliche  Ladung  in  weltlicher  Sache,  so 
befahl  er  den  Prozess  abje^uthun  ^) ,  war  gegen  von  Staats- 
wegen Abwesende  in  geistlichem  Gericht  verfahren,  so  gebot 
er  den  Officialen  wo  die  aber  mit  dem  pan  oder  anderm 
geistlichen  twanng  ersucht  und  dhrin  tun  wem,  sy  alsdann 
davon  absolvierest^  damit  der  .  .  .  .  P.  seins  abtvesens  da- 
rinn  nicht  entgelt.- —  Und  traten  selbst  Fälle  em,  wo  der 
Fürst  seine  Hoheitsrechte  zu  Gunsten  der  Kirche  schmälern, 
und  die  staatlichen  Befugnisse  verringern  wollte,  so  hatte 
«r  noch  einen  herben  Kampf  mit  den  widerspenstigen  Stän- 
den zu  bestehen. 

So  i.  J.  1458.,  als  Friedrich  IH.  den  Erzbischof 
von  Salzburg  nicht  ohne  Erlangung  namhafter  Vortheile 


>)  Aus  Archiv,  bei  Sagenheim,  Baierns  K.  u.  Yolkszust  1,  215. 
*)  Chmel,  Gesch.  K.  Friedrich  lY.  1,  459. 
*)  G&rtner,   Salsburg.  Gelehrte  Unterhalt.   (Salzb.  1812.)  2,  139. 
«)  Mersi,  Pfaundler  and  Röggel,  Beitr.  z«  Gesch.  a.  s.  w. 
von  Tirol  and  Voralberg  (Innsbruck  1825.  ff.)  8,  88. 

^)  Urk.  V.  7.  April  U7a  bei  Chmel,  Monom.    Habsb.  I,  %  864. 
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TOD  dem  pendnlichen  ErsoheineD  auf  dem  herzoglichen 
Landgericht  diep^sirt^),  so  1476.,  als  er  die  gteierische 
Geistlichkeit  von  der  Pflicht,  im  weltlichen  Gerichte  um 
Grand  nnd  Boden  zu  Recht  zu  stehen  entbunden  hatte. 
Das  teer  swer  und  wider  die  Ordnung  und  recht  ditz  lannds 
und  eumaJ  wider  seiner  kaiserlichen  gnaden  oberkhait  *) 
stellten  die  Stände  vor. 

Nicht  vergessen  werden  darf  auch  hier  der  Streit  des 
Herzogs  SiegmundvonOesterreich  mit  dem  Cardinal 
Nicolaus  von  Cnsa,  dem  Bischöfe  von  Brixen,  der  aus 
geringem   Anlass   erwachsend    bald    Dimensionen   annahm, 
welche  die  Stellung  der  fürstlichen  Macht  überhaupt  berührten. 
Kaum   ist  wohl    der  Begriff  der  Landeshoheit  in  jener 
Zeit  schärfer  erörtert  worden   als  in  dem  von  Siegmund 
1460.    erlassenen   Manifeste   an    alle   Fürsten    und   VSlker. 
Einem   jeglichen  Fürsten,  so  heisst  bs'),  steht  zu,  in  den 
Kreisen    seiner   landesAirstlichen   Herrschaft   die    Obrigkeit 
also  handzuhaben,  dass  der  Gehorsam  ungespalten  und  das 
Fürstenthum  ungetrennt   bleibe  ....  Die  Einwohner  dieses 
Landes  aller  Stände,  geistlich  und  weltlich,  Grafen,  Herrn, 
Ritter,  Bürger,    Bauern    und   Landleute   würden    nicht   ao 
friedlich  neben  einander   sitzen    und  mit  einander   handeln, 
die   Strassen    würden    sich    keiner    solchen   Sicherheit    er- 
freuen, wenn  irgend  ein  Prälat  oder  ein  anderer  im  Besitz 
von    Regsiien    oder   OberherrlicbkeitBrecbten ,    neben    dem 
obersten    Landesfürsten   und    ansserhalb    der   Aufsicht   der 
hSchsten  Gewalt   nnd    des   einzigen   and    obersten  Landes- 
filnten   herrschen  wollte.  —    Und  wie   der  Fürst   im   Inte- 
rease  seiner  Landeshoheit  ein  seinei-  Ädvocatie  unterstehen- 
de! Frauenstifl   vor   den  Bannsprüchen   des   Cardinais   ge- 
ittutzt  hatte ,   so   bot  er  selbst   der  Ezcommunication   des 
Papstes   Trotz,      Mit    Gregor     von    Heymburg   ver- 
Wd  er   sich,  jenem  Manne,    den  der  zürnende  Papst  als 
Sohn  des  Teufels  *)  bezeichnete  und  welcher  mit  der  Schärfe 
KJnes  Geistes    die    ganzen  Grundlagen   der  Hierarchie  un- 

■}  Zatiner,  Chroa.  t.  Sslzb.  (Sklzb.  1797.  fF.)  3,  95.  105. 
*)  Cttmel,  Mon.  Habsburg.  I,  2,  S37. 
1  Jlger,  der  Streit  a.  a.  0.  2,  119. 
^  Bd  Freher,  SS.  2,  308.  {ed.  StniTe]. 
B.  FiUdbarc,  D.  ItUibr.  d.  (dMl.  Amtigtwmlt  6 
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tergrub.  Ihn  wählte  er  zu  seinem  Sprecher  bei  den  Ver- 
gleichsverhandlungen ,  seine  Manifeste  verkündigte  er  im 
eigenen  Namen,  und  liess  es  fast  zweifelhaft  erscheinen, 
ob  er  noch  auf  dem  Boden  der  katholischen  Kirche  stehe  ^). 

Und  schliesslich,  nachdem  der  Kampf  sieben  volle 
Jahre  in  Anspruch  genommen,  nachdem  die  Elirohe  alle 
erlaubten  und  unerlaubten  Mittel  zur  Demüthigung  des  un- 
erschütterlichen Fürsten  angewendet  hatte,  musste  sie  sich 
mit  einer  Scheinabbitte  begnügen  und  den  Herzog  ab- 
solviren  *). 

„O  hätte  man  doch  nie  einen  so  strengen  Prozess  an- 
gefangen, der  einen  so  schmachvollen  Ausgang  nahm!'' 
schrieb  ein  Anhänger  des  Cusaners'). 

In  der  That  war  die  Zeit  der  staatlichen  Unterwürfige 
keit  vorüber;  die  deutschen  Fürsten  begannen  ihrer  Rechte 
nne  zu  werden,  und  sahen,  dass  sie  dieselben  zu  ver- 
theidigen  wohl  im  Stande  seien. 


Wir  haben  schon  oben  der  wenn  auch  erfolglosen  Sorge 
Erwähnung  gethan,  welche  König  Ferdinand  I.  bei  Ge- 
legenheit des  Trienter  Concils  für  die  Reform  der  kirch- 
lichen Angelegenheiten  bethätigte^). 

Er  glaubte  allein  in  der  Beseitigung  der  unleugbaren 
kirchlichen  Missstände  einen  Halt  fttr  den  katholischen  Glau- 
ben zu  gewinnen,  den  er  vor  dem  Protestantismus  zu  ver- 
theidigen  aufs  Aeusserste  entschlossen  war.  Darum  em- 
pfahl er  den  Bischöfen  seines  Landes  eifrig  die  Vornahme 
von  Visitationen  '^),  die  den  sittlichen  Zustand  des  Clerus 
bessern  und   damit  dem  Volke   den  Anlass  zu   der  einge- 


^)  ^gl*  J&ger,  a.  a.  0.  2,  187.  Ueber  Gregor  von  Heym- 
bnrg,  vgl.  die  Monographie  von  Brockhaus  und  meine  Abhand- 
lung in  der  Ztschr.  f.  K.  B.  8,  83.  f. 

*)  J&ger,  a.  a.  0.  2,  431.  Vgl.  auch  Voigt,  Enea  Silvio  de 
FiccolomiDi  (Berlin  1868.)  3,  420. 

')  Jäger,  a.  a.  0.  2,  432. 

«)  Siehe  oben  S.  73.  f. 

')  Vgl.  auch  Laurent  Hochwarth,  Eplscop.  Batisbon.  Catal. 
bei  Oefele,  SS.  rer.  boic.  1,  289.  f. 
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riBseneii  Missachtang  des  geistlichen  Standes  nehmen  sollten, 
darum  war  er  unablässig  bemüht,  die  säumigen  Kirchen- 
oberen wieder  und  wieder  und  doch  fast  jedesmal  vergeb- 
lich zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  zu  ermahnen,  damit  nicht 
die  Sachen  in  Erlengerung  oder  hässliche  DisptUationes 
gesogen  werden,  Sandern  thue  ein  jeder  was  er  eu  thun 
schuldig  und  ihm  in  Chraft  seines  habenden  Amts  bevolen 
ist,  so  würde  ohne  Zweifel  der  Sachen  guter  Bat  befunden  *). 
Auch  nahm  der  König  keinen  Anstand,  sich  selbst  an 
dem  Reformationswerk  zu  betheih'gen ,  wie  er  denn  i.  J. 
1554.  eine  Reformation  des  Wiener  Domstiftes  vornahm'), 
welches  aus  Mangel  an  Eürchendienern,  und  des  zu  ge- 
ringen  Einkommens  halber  in  Abfall  gekommen  war;  wie 
er  den  Pfarrern  einschärfte,  das  Volk  zu  Predigt  und 
Beichte  zu  halten ') ,  und  mit  vollständiger  Vermischung 
des  geistlichen  und  weltlichen  Gebietes  am  11.  August  1542. 
vorschrieb  ^),  dass  jeder  Hausvater  täglich  jsu  einer  Stunde 
seiner  Gelegenheit  Weib^  Kifider  und  Gesinde  versammln 
solUy  um  Gott  um  Gnade,  Reue  und  Verhütung  der  Sünde, 
Aufhebung  seines    wohlverdienten  Zornes,    Sieg    Ober    die 


>)  Bei  Bachholz,  Gesch.  Ferd.  I.  8,  209.  —  Wie  wenig  Erfolg 
übrigens  diese  Visitationen  hatten,  ergab  der  L  J.  1563.  gefertigte  >Sum- 
marischeExtract  allerKlöster  der  fünfünteröster- 
reichischen  Erblande,  wie  die  n&chst  gehaltene  Vi- 
sitation und  Reformation  befanden  worden.  Danach  - 
kamen  auf  132  Klöster  nur  436  Mönche  und  16()  Nonnen ;  yon  den 
ersteren  waren  55  yerehelicht  und  lebten  199  im  Goncubinate.  Viele 
hatten  die  Klöster  ganz  verlassen;  eben  das.,  212.  f. 

*)  Buch  holz,  a.  a.  0.  8,  193.  —  Bemerkenswerth  erscheint 
auch  namentlich  die  »Ordnung  des  geistlichen  Standes«, 
welche  auf  dem  Tirolischen  Landtage  vom  J.  1525.,  zu  dem  die 
Geistlichkeit  nicht  erschienen  war,  beschlossen  wurde.  Das  bischöfliche 
Collationsrecht  wurde  hier  so  ge&ndert,  dass  die  Städte  and  Gerichte 
h&  erledigten  Pfründen  dem  Landesherrn  zwei  oder  drei  pr&sentiren, 
dieser  den  Uuglichsten  bestätigen  sollte.  Ebenso  sollte  die  Regierung 
auf  Anzeige  der  Städte  und  Gerichte  schlechte  Geistliche  absetzen. 
Die  Ordnung  blieb  nicht  lange  in  Geltung.  Buchholz,  a.a.O. 
8,  338.  f. 

')  Ebendas. ,  8,  151. 

*)  Ebendas.,  8,  217.  —  Vgl.  auch  in  Bezug  auf  Visitationen 
den  Erbu»  Tom  28.  Jan.   1666.  im  Cod.  Austr.  (Wien  1704.)  1,  138. 

8* 
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Türken  sammt  ewigem  und  geistlichem  Frieden,  wenigstens 
mit  einem  Vater  Unser,  Ave  und  dem  Glauben  eu  hüten; 
mit  dem  Zusätze  dass  hier  die  kurz  vorher  erschienene  Er- 
klärung* des  Bischof  N  aus  ea  Yon  Wien  über  das  Vater 
Unser  wöchentlich  einmal  den  Hausgenossen  vorzulesen  sei, 
wie  das  auch  die  Prediger  von  der  Kanzel  thun  müssten. 

Die  Kirche  in  ihi'er  Unabhängigkeit  und  ihren  alten 
Befugnissen  zu  erhalten  war  Ferdinand  stets  bereit, 
und  häufig  genug  suchte  er  widerrechtliche  Eingriffe  der 
Laien  in  die  kirchliche  Competenz  zurückzuweisen  ^).  Aber 
andererseits  war  er  auch  nicht  gewillt,  den  landesherrlichen 
Rechten  irgend  etwas  zu  vergeben.  Als  der  von  ihm  i.  J. 
1549.  für  das  Provincialconcil  in  Salzburg  zum  Commissar 
ernannte  Bischof  Nausea  erklärte,  in  geistlichen  Dingen 
nur  dem  Papste  unterworfen  zu  sein,  daher  nichts  thun  zu 
dürfen,  was  dem  Ansehen  und  der  Jurisdiction  desselben 
nachtheilig  sein  könnte ,  antwortete  der  König  ')  nie  und 
auch  jetet  nicht  sey  sein  Wille  und  Meinung ,  dass  irgend 
solches  oder  wodurch  der  alten,  wahren,  katholischen  Reli- 
gion etwas  entzogen  würde,  geschehen  sollte  ....  Aber  dem 
entgegen  vertrauen  wir  auch,  da^s  S.  H,  Wille  und  Mei- 
nung nicht  sey,  uns  etwas  eu  enteiehen,  was  die  der  ere- 
herjgoglichen  Würde  angehörende  Authorität,  Gewalt  unsere 
eingeführte  Jurisdiction  und  Privilegien  der  Provinz,  löb- 
liche Uebungen  und  alte  Gewohnheit  betrifft. 

Wie  energisch  er  der  Kirche  gegenüber  die  staatliche 
Autorität  geltend  zu  machen  wusste,  hat  er  bei  mehreren 
Anlässen  bewiesen. 

Mit  Bewilligung  des  Papstes  legte  er  auf  die  G-eist- 
lichkeit  seines  Landes  eine  nicht  unbeträchtliche  Türken- 
steuer, von  dem  Gesichtspunkt  ausgehend  '),  dass  die  8ach 


\ 


^)  Vgl.  Erlass  y.  11.  Febr.  1644.  im  Cod.  Austr.  1,  291.; 
T.  28.  Febr.  1552.  eben  das.  1,  400. 

')  Bubhholz,  a.  a.  0.  8,  176. 

*)  Verordn.  y.  4.  Febr.  1580.  bei  Guarient,  Cod.  Austriacos 
(Wien  1704.)  2,  364.  —  Schon  i.  J.  1549.  klagte  die  niederOster- 
reichische  und  tirolische  Geistlichkeit  auf  dem  -CkincU  zu 
S  a  1  z  b  a  r  g :  dass  sie  »mit  hohen  nnnd  unerschwinglichen  anlehen  so 
offt  angesnecht  ...  das  Inen  solchs  für  die  leng  zne  erschwingen  nit 
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am  meisten  Unsem  Heil.  Christlichen  Glauben  betrifft  und 
die  Leute,  Zehend,  Stuck,  Güld  und  Güter,  den  Gottes- 
häusern und  Clöstem  ewgehörig,  (dlein  eu  Ehr  und  Dienst 
dets  AUmäehtigen  gebraucht  werden  sollen,  so  sie  besser 
eins  Theils  derselben  Güter  und  Gülden  £u  Berechtung 
Unsers  Heil.  Christlichen  Glaubens,  und  Erkaltung  dess 
übrigen  Theils  anzugreifen,  und  zum  Widerstand  der  Türken 
eugebrautAen  .... 

Als  aber  diese  Motiviruiig  der  Geistlichkeit  nicht  ein- 
lettchtete ,  sie  die  Zahlung  der  Steuern  von  Jahr  zu  Jahr 
Tenchob,  so  daae  der  Sti0,  Gotts  -  Häuser ,  Pfarren  und 
Benefieien  Grund  unnd  Gütter  .  .  .  durch  die  Landverord- 
nete Steuer-Einbringer  angesetet,  gesperrt,  und  die  Sachen 
mit  den  aufgelegten  Strafen  und  Fosnen  dermassen  über- 
hand nehme»  soUen,  dass  also  die  Grund  utid  Gütter  be- 
sehuärlich  oder  gar  nidit  sii  den  Stifften,  Gottshäusem, 
Pfarren  und  Seneßcien  wider  abgeledigt  werden  mögen, 
da  befahl  der  König  ernstlich  die  Befolgung  seiner  Anord- 
nungen bei  Vermeydung  unserer  schwären  üngnad  und 
Straff,  und  Entsetzung  eurer  inhabenden  Sissthumben,  Prä- 
laturen,  Pfarren  und  Benefiden  '). 

Gleich  durchgreifend  verfahr  Ferdinand  bei  Gele- 
genheit des  Bchon  erwähnten  Provinzialconcils  von  Salz- 
burg i.  J.  1549.    Als  hier  die   versammelten  Väter  statt 

m)  m&glicb.c  Acta  Concil.  Saliabnrg.  a.  1544.  Hsndsclir. 
Cod.  BAvar.No.279.  beiSugenbelm  s.  a.  O.  202.  Wiehochdie 
PrUsteDeBselbBtaDgabeD,  darüber  TgI.Buchholi,  a.a.O.  8,  144.147. 
■)  Erlaas  t.  20.  M&rz  1Ö48.  bei  Guarient,  a.  a.  0.  1,  408. 
Uchiere  Kirchenvontäade  worden  in  Wien  deswegen  verhaftet. 
BnehliolK,  a.  a.  0.  8,  145.  —  üebrigens  fahlte  sich  die  Geistlich- 
tot  durch  die  plpsüiche  Bestfttigimg  der  Steuer  in  keiner  Weise  zur 
Hicbgiebigkeit  verpflichtet.  Im  GegeQtbeil  reichte  sie  dem  Nuntios 
in  Wien  eine  Gegenvorstellung  ein,  welche  die  merkwflrdigen  S&tie 
ttthielt,  man  dflrfe  den  weltlichen  Machthabern  keine  kirchlichen 
Btehte  einrlumen,  sonst  sehe  sich  die  Geistlichkeit  genOthigt  ander- 
*<Mi  den  Schutz  lu  suchen,  den  der  päpstliche  Stuhl  nicht  gew&bre- 
Kieht  die  Sorge  f&r  ihre  geistlichen  GQter  treibe  sie  zur  Beschwerde, 
Madern  für  die  alleinaeligmachende  Religion.  >Qaae  abaque  illis  con- 
utcre  Bcqnit.«  Mao  darfe  mit  dem  deatscben  Clems  nicht  verfahren, 
*ie  vor  20  Jahren ,  denn  alle  Bande  der  Disdplia  seien  gelockert. 
Baehh«li,  a.  a.  0.  9,  U6l. 
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das  vom  Kaiser  so  dringend  gewünschte  Reformationswerk 
vorzunehmen,  sich  in  heftige  Klagen  über  die  Vergewal- 
tigung der  Kirche  durch  den  Staat  ergingen,  —  obgleich 
sie  doch  wussten,  dass  diese  meist  durch  die  Schäden  der 
Kirche  selbst  veranlasst  war  ^)  —  und  als  sie  demgemäss 
Beschlüsse  gefasst  hatten,  welche  die  staatlichen  „Anmaas- 
sungen''  zurückweisen  sollten,  da  verboten  die  landesherr- 
lichen Commissarien  die  Publication  der  ihren  Instructionen 
zuwiderlaufenden  Decrete  bis  sie  die  Genehmigung  des 
Königs  eingeholt  haben  würden  ').  Dieser  aber  verwies 
der  Synode  mit  härtesten  Worten,  die  einer  Mittheilung 
würdig  sind,  ihr  kurzsichtiges,  hartnäckiges  Oebahren  '). 

Das  dann  der  Erabischave,  so  schrieb  er,  unnd  seine 
Mitbischovefi  vermahüen,  wo  Ihnen  in  Irer  angezogenen  he- 
schwerungen  nit  wefindung  beschehe,  das  die  Beformation 
(des  Clerus)  Iren  furgang  beschwerlich  erraichen  werd,  das 
war  unnß  aucft  frembd  eu  hören.  Dieweü  solch  vermainte 
beschwärungen  maists  thails  alain  Iren  welltlichen  gewaU, 
obrigkhaity  freyhait  und  gueter  belanngte,  derhalben  wir  nit 
achten  wollten,  das  sy  die  heilsame  Beformation,  so  für- 
nemblicf^  auf  befurderung  der  Er  Gottes,  seiner  hailigen  Be- 
ligian,  auch  erJialtUng  viler  Christlichen  Seelen,  guter  Zucht, 
leben  unnd  wanndels  beruht,  von  ainicherlay  seitlichen  Ur- 
sachen gewallts  unnd  gueter  wegen  einstellen,  unnd  also  die 
weUtliche  Sachen  den  gaistlichen  fürsetzen  werden.  Wiewol 
wir  daneben  nit  für  unbillich  erachten^  sondern  wiUig  unnd 
genaigt  weren  In  Iren  bülichen  beschwärungen  billichs  ein- 
sehen  unnd  wenndung  zu  thuen.  Das  wir  unns  aber 
nit  jeder  zeit  auf  ir  unerheblich  beschwärungen 
willfährig  erzaigen  noch  Inen  gestatten  mügen 
unns  inn  unnsere  hohaiten,  Fürstl.  Obrighhait 


^)  Vgl  Synod.  Archidiaconal.  Garsens.  t.  J.  1672.  bei 
Dalbam,  Ck)nd].  Salisburg.  (Aug.  Yind.  1788.)  561.:  de  tollendis 
grayaminibuB,  quibus  boc  tristi  tempore  Clerus  contra  ?eterem  con- 
saetudinem  Jura  et  privilegia  nostra  ecclesiastica  plurimam  a  magistrata 
ci?Ui  ....  gravatur.  Ad  quam  rem  bactenus  Clems  certe  non  par- 
yam  occasionem  praebuisse  videtur  yitiosa  atqae  scandalosa  saa   vita. 

')  Dalbam,  a.  a.  0.  828. 

^  Alles  ans  der  oben  cit  Handscbr.  mitgetbeUt  yon  Sagenheim 
«•  a.  0.  207.  f. 
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...Ires  gefallene  einaugreiffen,  deß  wärenwir 
hillich  nit  eu  verdencJcheny  unnd  die  schuld  nit 
JJnnßy  sondern  Iren  unbefugten  anmuetungen 
Muesemessen.  Und  weiter  bemerkt  er  zu  dem  von  dem 
Concil  beBchlosBenen  Decret  de  immunitatibus  et  privilegiis 
eeclesiarttm  ^)  darüber  sollen  unnsere  Cotnmissarien  dem 
Metropolitan  unnd  seinen  mithischoven  von  unnsert  wegen 
anUfoigenj  das  wir  mit  nit  geringer  beschwärung  vemomen, 
das  wir  unnd  andere  weltliche  obrigJchaiten,  diß  orths  aber^ 
malSy  wie  an  vil  anndren  mehr  orthen,  so  hock 
angelastet  und  verunglümpft  werden  sollen,  gleich  als  ob  wir 
8ff  aufs  ergist  von  Iren  freyhaiten  gedrungen  unnd  aller 
Christlichen  gebur  an  Inen  vergessen  hetten.  .  .  .  Das  sy 
sich  aber  derselben  (Freiheiten)  0u  vil  missbrau- 
eheUf  unnd  die  weiter  alls  Becht  und  billich 
deuten  unnd  von  unnss  ertawingen,  auch  Im 
schein  Irer  beruembten  freyhaiten  unnss  in  tinn- 
ser  Lanndsfürstlich  obrigkhait  greiffen  unnd 
unns  dieselb  eue  enneiehen  understeen  wollen^ 
de ssmöchten  sy  gleichwol  bey  unns  weder  statt 
noch  Bugkhen  funden  haben,  welliches  sy  aber 
niemandt  alls  Inen  selbs  unnd  Iren  unbillichen 

anmuetungen  die  schuld  eumessen  sollen 

Unnd  will  gante  beschwerlich  unnd  gleich  ver- 
dechtlich  sein,  das  die gaistlichen  ob  Iren  Canonen  Ir  gaist- 
ncA  ambt,  leben  unnd  wanndl  betreff endt,  so  gering  hallten,  unnd 
aber  auf  die  Ihenen  Canones,  so  hart  dringen,  die  $sue  er- 
Weiterung  Irer  weltliehen  obrigkhait,  gewallts  und  vorihails 
raichen.  Er  klagt  die  Bischöfe  an,  dass  sie  sich  under 
dem  schein  der  Beligion  Rechte  zueignen  wollten,  die  Re- 
ligion und  Gottesdienst  nichts  angingen,  sondern  nur  die 
landesherrlichen  Befugnisse  schmälerten,  er  fordert  sie  auf 
von  der  Schärfe  ihrer  egoistischen  (vortailigen)  Forderungen 
abzugehen  unnd  der  weltlichen  gunst,  liebe,  getrewen  anhangt 
heistannd,  Schute  unnd  Schirm  höher  als  solchen  geringen 
weltlichen  gewäldt  unnd  gerichtewang  achten  und  halten 
wollen.  — 

In  Bezug  auf  die  geistliche  Jurisdiction  erkennt  er  die 

>)  Ebendat. 
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Vorschriften  des  kanonischen  Rechts  nicht  als  bindend  an 
sondern  nur  die  in  den  österreichischen  Landen  herrschende 
Gewohnheit^).  So  sollen  die  gegen  Geistliche  gerichte- 
ten Schuldklagen  dessgleichen  all  ander  der  Geistlichen 
reales  Litiones  utnb  grundt,  Pödefi,  Zehendt,  GüU,  Gueter, 
Brief,  Sigl,  Schulden,  die  über  menschen  gedenken  dem 
weltlichem  Forum  zustehen,  demselben  verbleiben,  die  causc^e 
deflorationis ,  educandas  sobolis,  die  Vergleichung  streiten- 
der Eheleute  dem  weltlichen  Gericht  zustehen  wie  dann 
von  alter  herTcomen. 

Ebenso  sollen  die  Geistlichen  über  kirchliche  Vergehen 
wohl  eine  Jurisdiction  in  foro  poenitentiae  ausüben,  und  für 
die  dabei  erkannte  Excommunication  auch  weltliche  Hülfe 
in  Anspruch  nehmen  dürfen.  Das  si  Inen  aber  hierüber 
contentiosa/M  Jurisdictionem  auch  anmassen  und  in  solchen 
Sachen  und  Fällen  die  Layen  für  ire  geistliche  gericht  und 
etwo  an  ferrfi  Ort  auch  ausser  landts  citiren  und  mit  langem 
Prozess  rechtfertigen  (bestrafen)  umbeiehen  und  beschweren 
wolten,  das  wissen  wir  Inen  eu  abbruch  unserer  weltlichen 
obrigTcait,  und  wider  altherkommen  und  gebrauch  in  unfern 
Landen  nit  eu  gestatten  •). 

Noch  mehr  als  der  Fürst  selbst  waren  aber  seine  Be- 
hörden darauf  bedacht,  das  landesherrliche  Ansehen  der 
Kirche  gegenüber  zu  wahren,  und  alle  Uebergri£fe  derselben 
zurückzuweisen. 

Als  Ferdinand  zur  Erhebung  der  Türkensteuer 
eine  päpstliche  Vergünstigung  eingeholt  hatte,  belehrte  ihn 
der  Statthalter  und  Hofrath  der  niederrösterreichischen  Lande, 


^)  Ebendas.,  216. f.—  Das  Asylrecht  wurde  am  26.  JdU  1558. 
zeitweise  aufgehoben.    Cod.  Austr.  1,  381. 

*)Sugenheim,a.a.0. 218.  <-  Zu  erwähnen  sind  auch  dieMaassregeln 
Ferdinands  in  Tirol  zur  Zeit  der  Bauernkriege.  Als  der  B  i  s  c  h  o  f 
Yon  Trient  die  Bitte  aussprach,  die  Aufruhrer  auch  mit  fremdem 
EriegSTolk  zachtigen  zu  dürfen ,  wurde  ihm  das  abgeschlagen,  da  der 
gemeine  Mann  der  Ansicht  sei,  dass  den  Geistlichen  keine  Administra- 
tion im  Weltlichen  zustehe ;  B  u  c  h  h  o  1  z ,  a.  a.  0.  9 ,  640.  Als  der 
Bischof  von  Brixen  unfähig  war ,  den  Aufstand  seines  Landes 
zu  erdrücken,  beschloss  die  tirolische  Landschaft  gar,  das  Stift  vorläufig 
zu  säcularisiren  und  Ferdinand  nahm  es  in  Beschlag.  Bachholz, 
a.  a.  0.  9,  642.  —  Vgl.  auch  Bänke,  a.  a.  0.  2,  190.  £ 
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dass  es  deren  niclit  bedurft  hätte ,  sondern  dadurch  höchstenB 
der  fiiretlicheu  Qewalt  ein  Präjudiz  erwachse*),  und  als 
der  Propst  von  Kloster  Neuburg  sich  widerspenstig  er- 
wies, ein  vom  Kdnige  gefordertes  Darlehn  von  ftlnf  tausend 
Galden  zu  zahlen,  machte  die  Miedei^österreichische  Regie- 
rung den  Vorschlag,  die  welthche  Verwaltung  des  Stiftes 
einem  Laien  zu  Übertragen,  um  au  sehen  ob  UeberschUsse 
vorhanden  seien,  und  wie  diese  ihre  Verwendung  f^den  ')- 

In  Folge  der  ersteren  Erinnerung  band  sich  der  König 
bei  späterer  Steuerauflage  in  der  That  nicht  mehr  an  die 
pitpstlicbe  Erlanbniss  *) ;  der  zweite  Vorschlag  wurde  unan- 
wendbar, da  der  Propst  zahlte. 

Als  ferner  die  Prälaten  von  Kärnthen  and  Steier 
i.  J.  1567.  nach  Augsburg  gehen  wollten,  um  dort  beim 
KSnig  Beschwerden  Über  verletzte  Kirchenfreiheit  geltend 
zu  machen  ,  verbot  die  Regierung  den  Gesandten  die  Reise, 
and  berichtete  dann  au  Ferdinand*),  der  Prälaten  Vor- 
haben sey  nicht  klein  wider  ihn  als  Herrn  und  Landes- 
fursten:  schon  1.  dass  sie  ohne  Vonoissen  Conveiiticula  ge- 
hauen; 2.  dass  sie  die  Beschwerden  nicht  eunächst  an  ihn 
gelangen  lassen,  sondern  an  den  von  Salehurg,  der  doch  in 
diesem  Falle  mit  allen  seinen  Gütern  in  den  österreichischeH 
Landen  »it  anders  äetm  ein  anderer  Landmann  sey,  und 
was  die  landeefürBtliche  Obrigkeit  betrifft  durchaus  keine 
Jurisdiction  habe;  3.  dass  sie  die  ausländischen  Reichsstände 
zur  Theilnahme  aufgefordert.  Ihr  Rath  gehe  dahin,  die 
Abgesandten  in  Augsburg  verhaften  zu  lasseu ,  ihnen  ihre 
Instructionen  abzunehmen,  und  dann  alle  Prälaten  von 
Kärnthen  und  Steier  zu  berufen  um  zu  erfahren,  wer 
ihnen  zu  solch  unbilliger  Handlung  Beistand  gethan  und 
wer  Anstifter  und  Anhänger  gewesen  sei,  endlich  aber  diese, 
sowie  den  Abt  von  St.  Lambrecht,  zu  bestrafen.  ~- 
Die  Gesandtschaft  unterblieb. 

Ja  zuweilen  scheinen  die  Landesbehörden  sogar  weiter 
gegangen  zu  sein,  als  es  der  Wille  des  Königs  fUr  zulässig 

>J  Bncbholz,  a.  s.  0.  8,  112. 
^  Ebendae.,  144. 
•}  Ebendaa.,  151. 
«)  Ebendas.,  178. 
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erachtcsn  mochte.  So  wenn  sie  dem  Bischöfe  von  Wien 
FriedrichNausea  bei  Strafe  verboten,  gegen  die  Ketzer 
zu  inquiriren,  oder  die  mit  dem  Bann  Belegten  vom  Abend- 
mahle abzuhalten  ^) ;  wenn  sie  der  entgegenstehenden  Ver* 
heissungen  des  Königs  ungeachtet  bei  der  Wahl  eines  Abtes 
von  St.  Molk  i.  J.  1546.  durch  vier  Commissarien  den 
AbtPIacidus  aus  Kl  ostern  euburg  durchsetzten  und 
—  so  stellte  es  wenigstens  der  päpstliche  Nuntius  dar —  die 
Conventualen  zur  Unterzeichnung  eines  von  ihnen  ausge- 
stellten Wahlinstrumentes  zu  zwingen  versuchten  ^. 

Das  bemerkenswertheste  Aktenstück  in  dieser  Beziehung 
liegt  aber  in  dem  Bericht  vor,  welchen  der  niederöster^ 
reichische  Hofrath  unter  dem  13.  October  1563.  dem  Kaiser 
in  Betreff  der  oben  erwähnten  beim  Trienter  Concil  pro- 
jectirten  Decrete  de  reformatione  principum  überreichte*) 
und  in  Folge  dessen  Ferdinand  die  Annahme  derselben 
so  dringend  widerrieth  *). 

Haben  wir  solche  Ärticl  dermassen  befunden  j  hiess  es, 
das8  dieselben  eum  tail  gleich%€ol  den  Canonibus  gemess  ge- 
sielt sein  möchten.  Wir  Münden  unns  aber  nicht  erinem, 
dass  soliches  yenudlefi  in  E,  B.  kais.  M.  Lannden  In  ge- 
pranch  gewesen,  Unnd  zuvermuetten  dieselben  Canones  In 
diesen  Lannden  nye  Ängenumen,  oder  Inns  werk  khumen 
sein  .  .  . 

Die  Regierung  glaubt  ohne  Anhörung  der  Landschaft 
keine  definitive  Antwort  geben  zu  können,  will  sich  aber 
doch  der  vorläufigen  Prüfung  der  einzelnen  Schlüsse  des 
Concils  nicht  entziehen. 

Dabei  bemerkt  sie  wegen  Abhaltung  der  Synoden ,  dass 
der  König  jedesmal  vorher  dessen  erinnert,  und  Etliche 
Commissarien  darcue  verordnen  möchten,  die  IrÄufmercken 
hetten,  damit  der  Sinodus  ordefitlicfi  gehalteti,  Und  E.  H 
M.  Auc/^  desselben  Lannden  und  Leutten  darineft  nichts 
ßum  Nachthaill  furgenumen  oder  beschlossen  wurde. 


^)  Ebendas.,  160. 

')  Ebendas.,  161.  f. 

Ö  Bei  Buchholz,  a.  a.  0.  9,  705.  ff. 

*)  Siebe  oben,  S.  78. 
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Bei  den  allein  durch  Geistliche  vorgenommenen  Visi- 
tationen hätten  sich  schon  früher  Unzuträglichkeiten  ergeben^ 
die  zur  Abordnung  landesherrlicher  Convisitatores  gefiihrt 
hätten.     Darauf  sei  auch  jetzt  zu  achten. 

Wenn  das  Concil  yerordne,  dass  Bischöfe  an  Leib  und 
Leben  nur  vom  Papst  gestraft  werden  könnten,  und  nur 
dieser  ihnen  gegenüber  zu  peinlicher  Untersuchung  befugt 
sei,  so  hätten  sich  solche  Fälle  freilich  bisher  noch  nicht 
ereignet}  doch  wäre  uniiser  gehorsamister  Bath  und  guet- 
bedunkhen  E.  K.  M.  Hessen  Ir  die  hanndt  nicht  sperren. 

Stelle  das  Concil  die  Spitäler  unter  geistliche  Aufsicht^ 
80  habe  das  wohl  den  Anschein,  als  betreffe  derselb  (Artikel) 
aOain  die  geistligJchait.  Aber  wan  man  die  sacken  wol  er- 
wegty  so  ist  das  weltlich  eingezogen.  Viele  Spitäler  seien 
durch  Laien  errichtet,  und  Mancher  würde  sonst  abscheu 
tragen  Etwas  hinfUran  eu  den  Spitällem  ßu  stiffteny  und 
derhaJben  Tchütiden . . .  wir  nickt  rathefi  In  solchen  Articel 
zu  bewilligen. 

Die  Forderung  derTrienter  Väter,  dass  die  geistlichen 
durch  die  Layen  nii  citirt  noch  gerechtfertigt  werden  soUen 
sei  auch  seiner  Zeit  durch  die  Salzburger  Synode  aufge- 
stellt und  nach  eingeholter  Ansicht  der  Landschaft  nicht 
bewilligt  worden.  Sondern  dc^s  soliche  Sachen  Angesehen 
dass  die  Tröiaten  Allertnassen  wie  Anndere  Landleut  der 
Lanndts  freyhaitten  geniessen  für  da^  Lanndts  Becht  ge- 
hörig,  wie  solches  von  Alter  heerTchumbt.  So  sei  auch  jetzt 
das  abzulehnen. 

Ebenso  wird  mit  derselben  Erwägtg^g  die  verlangte 
Steuer-Immunität  der  Geistlichen  zurückgewiesen ,  wird  ge- 
rügt, dass  das  Concil  die  Zweikämpfe  verbiete,  die  freilich 
QQchristlich,  überdiess  in  Oesterreich  auch  nicht  gebräuchlich 
seien :  So  wierdet  doch  bey  Uns  eracht,  dass  die  straff  der 
weltlichen  Obrigkheit  eugehcerig,  wird  gefordert,  dass  zu  der 
Veräusserung  geistlicher  Güter  ausser  der  bischöflichen  auch 
die  landesherrliche  Genehmigung  eingeholt  werde. 

Ganz  besonders  merkwürdig  sind  endlich  die  Worte, 
mit  denen  die  Forderung  der  imbeschränkten  kirchlichen 
Strafgewalt  und  der  staatlichen  Verpflichtung  geistliche  Ur- 
theile  auszufllhren  kritisirt  wird. 
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Das  im  4ten  Articl  statuiert  wierdet ,  berichtet  die  Re- 
gierung, hinfüran  der  geistligkaü  in  Irer  Jurisdiction  mit 
den  Excammunicatiofien  oder  Annderem  khain  Irrung  bu- 
thuen ;  Sonderti  derselben  hrachium  seculare  miteutaillen, 
Tchünden  wir  unnss  nickt  erinnern  y  dass  den  geistlichen  In 
Iren  furgenumen  sacken,  ob  dieselben  Änderst  dem 
Rechten,  und  den  Canonibus  gemäs s geübet  wor- 
den,  Irrung  beschehen  wäre:  Aber  so  sie  es  mis- 
praucht  hetten  oder  noch  missprauchen  wurden^ 
so  wurde  es  E.  K.  K.M.  als  herrn  und  Lannd- 
fürsten,  Auch  derselben  nachgeseteten  Obrig- 
kaiten  schwärlich  fallen,  das  Inen  diehandt ge- 
spert  sein  solle^  dar  Inen  khain  einsehung  für- 
eunemen  oder  Wendung  euthuen.  Berwegen  wir 
dann  diesen  Articl  Eineufürre^i,  auch  khain  g&nuegsame  ge- 
gründete Ursach  nicht  gehabt  Ihoben.  — 

Es  ist  das  erste  Mal,  dass  so  in  officieller  Weise,  mit 
klaren  Worten  in  Deutschland  ein  Princip  ausgesprochen 
wurde,  welches  man  fast  instinctiv  und  aus  Nothwehr  in 
einzelnen  Fällen  bisher  beobachtet  hatte:  die  Pflicht  des 
Staates,  jedes  Unrecht  innerhalb  seines  Bereiches  abzu- 
stellen, komme  es  von  welcher  Seite  es  wolle. 

Es  muss  als  eine  eigene  Fügung  der  Vorsehung  be- 
trachtet werden,  dass  die  Kirche  selbst  durch  ihre  über- 
spannten Forderungen  dem  Staate  den  Umfang  seines  Be- 
rufes  klar  legte,  imd  dass  die  Polemik,  welche  das  Trien- 
terConcil  gegen  den  appel  comme  d'abus  der  Franzosen 
führte,  den  De u.t sehen  die  Nothwendigkeit  des  Institutes 
erst  einleuchtend  machte. 


Gehen  wir  jetzt  zur  Betrachtung  der  österreichischen 
Verhältnisse  bis  zur  Regierung  Maria  Theresias  über, 
so  musste  die  Zeit  der  bald  beginnenden  Gegenreformation 
das  Ansehen  der  Geistlichkeit  in  hohem  Maasse  stärken, 
und  die  Zucht! osigkeit  des  langjährigen  blutigen  Kampfes 
die  Gränzen  der  staatlichen  und  kirchlichen  Machtbefugnisse 
verwischen,  zumal  dieselben  Seitens  der  Kirche  nie  recht 
anerkannt  gewesen  waren,  und  Seitens  des  Staates,  der  sein 
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Heil  mit  dem  der  katholischen  Kirche  verknüpft  hatte,  nicht 
zam  Schaden  de«  BnndesgenosBen  fest  -anfrecbt  erhalten 
werden  konnten.  Dazu  kam,  dase  schon  die  Anklage  der 
Ketzerei  in  der  wilden  Zeit  der  Kämpfe  rechtlos  machte, 
and  «B  doch  als  das  sicherste  Merkmal  dieses  Verbrechens 
erracbtet  werden  maBste,  der  Autorität  des  Cleras  nnd  da- 
mit der  Kirche  entgegenzutreten.  Welcher  BUrger  mochte 
da  noch  durch  Beschwerde  Üher  kirchliche  Uebergriffe  bei 
staatlichen  Behörden  den  Hass  der  mächtigen  Geistlichkeit 
«ich  zuziehen  wollen,  während  er  mit  Sicherheit  Toranssetzen 
durfte,  dass  der  Staat  ibm  keinen  Schutz  gewähren  würde, 
rielmebr  er  auch  diesem  schon  durch  seine  Klage  bo  kirch- 
lich wie  politisch  verdächtig  erscheinen  könnte! 

Freilich  bis  zum  Regierungsantritt  Ferdinands  II. 
«ich  man  von  den  früheren  Principien  wenig  ab. 

So  verbot  Maximilian  II.  i.  J.  IfifiS.  dem  Erz- 
bischofe  von  Prag  die  Abhaltung  einer  Synode,  wozu  er 
nach  den  Trienter  Schlüssen  verpflichtet  war ,  und  Papst 
und  Nuntius  ihn  wiederholt  aufgefordert  hatten  ') ,  so  wie- 
derholte er  i.  J.  1575.  die  Verordnung  v.  J.  1552.,  dass 
geistliche  Gäter  ohne  staatliche  Genehmigung  nicht  ver- 
inssert  werden  sollten,  und  echärfle  sie  den  Geistlichen  bei 
Leibesstrafe  ein*). 

Ja  er  scheint  sogar  in  der  BeformatiooBordnang  v.  J. 
1567.  ')  die  Durchführung  der  Ideen  seines  Vaters  ange- 
strebt zu  haben;  nur  dass  bei  ihm  das  Motiv  in  einer  deut- 
lichen Hinneigung  zum  neuen  Glauben  lag  *) ,  während 
Ferdinand  gerade  den  alten  hatte  stärken  wollen. 

Wenigstens  besitzen  wir  ein  Schreiben  der  Oeaterrei- 
chiichen  Stände  an  den  Erzherzog  Matthias,  welches 
ireilich  vom  einseitigen  katholischen  Parteistandpunkte  dictirt 
ans  doch  immerhin  zeigt,  dass  der  Kaiser  sich  ebenso  energisch 


*]  Oindely,  Böhmen  und  M&hren  im  Zsitalter  der  Beformation. 
IPn«  1862.)  2.  461. 

*)  Cod.  Änstr.,  1,  403. 

*i  Bei  Stall,  a.  a.  0.  111.  ff. 

•)  Vgl.  den  Brief  PbilippB  IL  t.  Spanien  v.  26.  October  1669. 
Wi  Kocb,  QnsU.  t.  Qescb.  Kaiser  Uaximiliui  D.  (Leipzig  laftV) 
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die  durch  den  Protestantismus  den  Landesherren  zugespro- 
chenen Rechte  vindicirt  hat,  wie  er  bedenklich  und  zö- 
gernd war,  sich  diesem  selbst  anzuschliessen. 

Nicht  nur ,  so  wird  geklagt  ^) ,  habe  er  den  vierten 
Theil  aller  geistlichen  Oüter  verkauft,  die  Kirchen-Kleinodien 
einschmelzen  und  den  Erlös  zu  den  Türkenkriegen  ver- 
wenden lassen,  kraft  landesfürstlicher  Autorität  ohne  Zu- 
stimmung der  geistlichen  Oberen  Klöster  verkauft  und  v^> 
schenkt  und  über  die  Oekonomie  der  erhaltenen  Aufseher 
gesetzt,  die  allein  ihm  verpflichtet  wären:  sondern  auf  das 
Outachten  seiner  protestantischen  Räthe  habe  er  eine  gantse 
Beformations  Ordnung  bey  denen  Bistumben,  Clöstem  und 
Geistlichen  omgestelt  und  auffgenckt,  in  welcher  sie  (8.  Mag.) 
Ordnung  fürschreiben,  wie  vil  man  Aembter  halten,  die  Horas 
singen,  die  Sacramente  administriren  und  die  Beneficia  ver- 
sehen soll.  Dabei  wäre  nie  unterlassen  worden,  darauf 
hinzuweisen,  wie  es  der  König  gern  sehe,  dass  man  die 
Vota  castitatis  aufhebe  und  eine  deutsche  Liturgie  gebrauche. 
Auf  diese  Reformation  aber  hätten  sich  alle  Geistliche  durch 
Revers  verpflichten  müssen.  Dann  aber  seien  weltliche 
Beamte  zu  Inspectoren  gesetzt  und  beauftragt  worden, 
dass  dieselb  wo  sie  nachlässigheit  spüreten,  erstlich  die 
Per  söhnen  vermahtien,  und  wo  diss  nit  verfangen  wolt,  bei 
Hof  aneaigen  sollen,  dass  also  die  gantse  Geistligkeit  sambt 
der  Beligion,  Temporalibus  et  Spiritucdibus,  gemelten  Bäthen 
undterworfen  worden. 

Wie  es  nun  auch  mit  der  Glaubwürdigkeit  aller  dieser 
Beschwerden  stehen  mag,  die  freilich  durch  entgegengesetzte 
Klagen  der  Protestanten  einigermaassen  erschüttert  wird  ') :  je- 
denfalls waren  sie  in  den  Hauptsachen  begründet,  und  jedenfalls 
enthielt  die  Reformationsordnung  wirklich  mehrere  Punkte, 
welche  in  das  innere  Gebiet  der  ELirche  übergriffen.  Dahin 
gehört  namentlich  die  Bestimmung,  dass  es  nicht  mehr 
möglich  sei,   die    alte  Strenge    aufrecht   zu  erhalten,    dass 


i)Kheyenhill6r,   Annal.  Ferdinand.   (Leips.  1722.)  6,  8151.  ff. 

*)  Vgl.  Herrn  Lasari  yon  Schwand!  Bedenken. von  Re- 
gierung des  röm.  Reichs  u.  Freisten,  d.  Relig.  ▼.  J.  1674. 
bei  Goldast,  Const  2,  209.  ff. 
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deswegen  die  Obrigkeit  mildem  und  besonders  die  ewigen 
Oetübde  auflieben  raUeae.  Wer  in  ein  Kloster  gehe,  solle 
hinfort  nur  fiir  die  Dauer  seines  dortigen  Aufenthaltes  Treue 
and  Gehorsam  geloben,  ausser  er  zöge  es  vor,  nach  toI-  ' 
lendetem  vier  und  »wauBigsten  Jahre  die  ewigen  Gelübde 
absolegm. 

Aber  auch  ausserdem  zeugt  für  die  Autorität,  welche  der 
Staat  noch  immer  in  kirchlichen  Angelegenheiten  besasa,  der 
Umstand,  dassdie  zur  Synode  in  Olmütz  i.  J.  1568.  versam- 
melten PrJÜaten  lange  beriethen,  ob  sie  zur  Publikation  der 
Trienter  Beschlüsse  schreiten  dürften,  und  doch  schliess- 
lich davon  Abstand  nahmen,  weil  sie  ohne  Genehmigung 
des  Kaisers  nicht  vorzugehen  wagten,  und  diesen  zu  be- 
leidigen fürchteten  */ 

Auch  suchten  die  niederen  Prälaten  selbst  durch  Be- 
cors  auf  die  kaiserUche  Autorität  sich  von  der  unbequemen 
Unterordnung  unter  die  Bischöfe  zu  befreien. 

Als  der  enei^isohe  Bischof  Urban  von  Passau  auf 
der  Synode  d.  J.  1576.  die  Aebte'  von  St.  Florian, 
Lambach,  Garsten,  Waldhausen,  Mansee, 
Gleink  und  Engelszell  verpflichtete,  alle  beweibten 
Priester,  wenn  sie  nicht  ihre  Concubinen  verliessen,  abzu- 
letzen,  das  Abendmahl  nur  unter  einer  Gestalt  zu  reichen 
und  einen  jährlichen  Beitrag  zur  Unterhaltung  eines  bi- 
ichöflichen  Seminars  zu  leisten :  erbaten  sich  die  Prälaten, 
sowie  sie  in  ihre  Klöster  ziuückgekehrt  waren,  beim  Kaiser 
Verhaltungs befehle,  indem  sie  vorstellten,  dass  da  alle  Laien* 
priester  Weiber  hätten,  auch  alle  abgeschafft  werden  müss- 
ten,  dass  die  unter  beiderlei  Gestalt  seit  langer  Zeit  ge- 
reichte Communion  sich  nicht  ohne  Schwierigkeiten  werde 
beseitigen  lassen,  und  dass  sie  zu  Seminarbeiträgen  ausser 
Stande  seien. 

So  blieb  denn  alles  beim  Alten.  Die  Geistlichen  lebten 
im  Concubinate  fort,  und  das  Abendmahl  wurde  bis  z.  J. 
1600.  in  beiderlei  Gestalt  ausgetbeilt '}.     Die  Autorität  des 


')  Hartslieini,  Concil.  8,  863.  —  Aach  ia  der  Präger  ProTint 
wnrie  das  Tridentioum  erst  1.  J.  1605.  publicirt,  sbendaa.  763. 

■)  stata,  a.  a.  0.  isa  r. 
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Kaisers  trat  eben  den  bischöflichen  Reformbestrebungen  in 
den  Weg. 

Aber  andererseits  wurden  in  den  österreichischen 
Synoden  jetzt  frei  die  Grundsätze  über  die  geistliche  Juris- 
diction verkündet  *),  deren  Publication  Ferdinand  I. 
einst  als  dem  Landesrecht  zuwiderlaufend  verhindert  hatte ; 
die  Fürsten  und  Magistrate  wurden  wegen  Verletzung  der 
geistlichen  Immunität  mit  dem  Anathem  bedroht,  die  Oeist- 
lichen  aufgefordert,  ihre  Beschwerden  über  weltliche  Ein- 
griffe dem  Erzbischofe  von  Salzburg  zu  übermitteln'), 
und  die  Salzburger  Synode  v.  J.  1 576.  ■)  fand  es  schon 
anstössig,  dass  der  Papst  die  Ausrottung  des  Concubinates 
der  weltlichen  Obrigkeit  die  doch  ohne  dass  ye  lenger  ye 
mehr  den  OeistUchen  Irer  Jurisdiction  eingrif  thaet  über- 
tragen habe,  und  beschloss  den  Papst  zu  ersuchen,  der- 
gleichen executioneSy  die  den  Ordinariis  sustendig  sein,  den 
weltlichen  hinfuran  nit  bevelchen  zu  wollen;  gleichwie  er 
den  Fürsten  Concessionen,  welche  gegen  die  Immunität  des 
Clerus  gingen,  nicht  machen  sollte,  ohn  ersuecht  und  ha- 
benden  Bericht  von  den  Herrn  Ordinariis. 


Auch  unter  Rudolf  IL  finden  wir  noch  eine  Wahr- 
nehmung der  staatlichen  aus  der  Kirchenhoheit  fiiessenden 
Befugnisse.  Aber  es  fehlt  doch  den  Verordnungen  und 
Maassnahmen  dieses  Kaisers  der  reformatorische  Schwung, 
der  die  Erlasse  Ferdinands  so  anziehend  macht,  und 
welcher  den  Geist  wiederspiegelt,  wie  er  im  Anfange  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  wehte.  Es  begann  sich  eben 
jetzt  einerseits  die  Einwirkung  der  Jesuiten  ^),  und  anderer- 
seits die  Schwäche  des  durch  ständische  Eingriffe  gesun- 
kenen fürstlichen  Ansehens  fühlbar  zu  machen  '^). 

^)  Vgl  OlmQtzer  Synode  ▼.  J.  1591.  Hartzheim  a.  a.  0.  8, 
866.  f.,  Breslauer  t.  J.  1592.  ebendas.  397.  f.,  Salsburger  y. 
J.  1569.  bei  Dalha  m,  a.  a.  0.  480.  ff. 

')  Dal  harn  a.  a.  0.  561.  Wie  sehr  das  die  österreichische  Re- 
gierung einst  der  steierischen  Geistlichkeit  verdacht  hatte,  siehe 
oben  S.  404.     . 

•)  Dalham  a.  a.  0.  584.  ff. 

*)  Vgl.  auch  Menzel,  Neuere  Gesch.  d.  Deutschen  (Berl.  1888.)  5, 67.  ff. 

*)  Vgl.  Histor.  Aktenst  Aber  d.  Stftndewesen  inOester- 
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So  ist  der  Vertrag  bemerkenswert}! ,  den  Rudolf  i. 
/.  1592.  mit  Bischof  Urban  vod  Fassau  schloss '),  und 
vodorch  diesem  freilicli  die  Befugniss  zugestanden  wurde, 
die  Österreich! sehen  iu  seiner  Diöcese  belegenen  Klöster  zu 
visitiren,  seine  Strafgewalt  indessen  durch  die  landesherr- 
liche Macht  wesentliche  Emschränkungen  erhielt.  Im  Fall 
aber  in  solcher  Visitation  die  Noth  erheischet,  hiess  es,  dass 
man  ad  poenas,  sententias ,  et  censuras  ecelesiasticas  usque 
ad  suspensionem  et  d^ositionem  Praelati  kommen  soU  oder 
müsse,  80  soU  der  Herr  Ordinarius  dasseJb  I.  K.  M.  oder 
der  Fürstl.  Durchl.  vor  der  Execution  mit  Ereehlung  der 
Ursachen,  und  Verbrechen,  darumbeii  solche  Deposition  nicht 
unbgangen  werden  könte,  zeitlich  verstäudigen :  avff  dass 
Boro  K.  M.  nicht  allein  Iren  gnädigsten  Willen  darein 
g^hen,  sondern  auch,  wo  nicht  seitlicher,  jedoch  ad  actum 
depositionis  Ihre  Commissarios  dahin  absenden,  und  von 
dem  Deponendo  die  Temporedia  t»  heyseyn  des  Herrn  Or- 
dinarii  Abgeordnedten  übemetnen  und  dieselben  biss  eu  völ- 
liger Erseteung  entweder  den  anwesenden  Officieren,  oder 
uer  Ihrer  Kais.  Maj.  dareu  gefällig,  (docJi  dass  er  Catho- 
lisch  sey)  anvertraueti  lassen  mögen. 

Ferner  sollte  der  Bischof  keinen  Qeistlicben  wegen  Kri- 
minalvergehens  citiren  dürfen  ohne  Vorwiasen  des  Kaisers.  — 

Auch  hat  Rudolph  IL  i.  J.  1586.  die  Publioation  der 
Bulle  Coenae  domini  verboten.  — 

Wie  sollten  aber  in  der  Folgezeit  die  afaatlichen  Ho- 
heitsrecfate  gewahrt  werden  durch  einen  Fürsten  wie  Fer- 
dinand II.,  Tondem  der  päpstliche  Nuntius  Cardinal  Ca- 
rsfa  berichten  konnte:  *)  „der  Kaiser  ist  dem  heiligen  Stuhl 

reich  (Leips.  1847.  ff.)  1,  17.  ff.;  6,  134.  ff.  —  Als  der  Ksiser  bei 
MJDer  Anweaeofaeit  in  Lim  un  FrobnleichnamBtage  (19.  Juni}  1682. 
den  Pnedicanten  im  Luidhause  rerboten  hatte,  in  der  Stunde  des  öf- 
fentlichen Umganges  die  Predigt  cn  halten,  wurde  gleich  beim  Em- 
pliDge  des  kaiserlichen  Befehles  snr  Predigt  gel&otet  und  dieselbe  ge- 
hiluo.    Stall  a.  L  0.  123. 

■)  Cod.  Anstriae.  2,  128.  ff 

*)  Abgedruckt  bei  Harter,  FriedeDsbestrebnngen  Kaiser  Ferdi- 

aaads  U.  (Wien  1860.}  249.    Das  dickleibige  Werk  desselben  Ver- 

fiMen  aber  Ferdinand  II.  entfallt  In  seinen  13  Bftnden    in  Being  auf 

die  inners  kirchliche  Verwaltung  nur   dOrftlge  nnbrauchbare  Noticen; 

B.  Prledbeic,  D.  HlMbr.  d.  cetML  AidI*k«w>1(.  9 
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80  ergeben,  dass  ich  glauben  möchte,  seit  Constantin  habe 
es  bis  in  die  gegenwärtige  Zeit  einen  ähnlichen  Kaiser  nicht 
gegeben  .  .  . ;  von  diesem  Kaiser  hat  der  Apostolische 
Stuhl  nicht  die  mindeste  Widerwärtigkeit  zu  befahren  ;^  und 
dessen  Minister  an  diesem  Lobe  Theil  nahmen  ?  ^) 

Und  dennoch  war  der  Weg  der  traditionellen  Staats- 
kirchenpolitik so  fest  vorgeschrieben,  dass  auch  die  Re- 
gierung des  bigotten  Ferdinand  ihn  nicht  vOllig  ver- 
lassen konnte. 

So  räumt  der  Vertrag  zwischen  dem  Hochpreiss- 
lichen  Haus  Oesterreich  und  dem  Bistum  Con- 
stanz  de  anno  162  9.')  diesem  wohl  unbeschränkte 
geistliche  Strafjurisdiction  ein,  —  mit  besonderer  Ausnahme 
der  Prozesse,  welche  sich  in  Bezug  auf  Gesinde  und  Vieh 
der  Geistlichen  ergeben  sollten  —  er  lässt  das  geistliche 
Forum  in  Personalklagen  des  Clerus  falls  dieser  belangt 
werden  solle  zu,  selbst  in  redlibus  der  Kirchen,  Klöster, 
Widumb,  Pfründt,  und  Pfründtkäusser ,  wie  aucft  andere 
kundtliche  Oaisfliche  sacken  —  und  das  ist  ein  erweislicher 
Rückschritt  gegen  das  zur  Zeit  Ferdinands  I.  aufrecht 
erhaltene  Recht  —  aber  er  schliesst  doch  wenigstens  damit, 
dass  wegen  der  übrigen  Güter,  und  des  zukünftigen  geist- 
lichen Erwerbes,  sowie  in  allen  übrigen  in  Spede  aUhier 
nicht  vermeldt  oder  verglichenen  Sachen  actioniht$s  und  crt- 
minibus  der  weltliche  Richter  competent  sein  solle  '). 

So.  empfiehlt  Ferdinand  —  allerdings  noch  i.  J. 
1627.  —  allen  protestantischen  Patronen,  statt  der  von  ihm 
des  Landes  verwiesenen  protestantischen  Pfarrer  katholische 


zur  Charakteristik  des  Kaisers  mag  aber  die  dort  11  ^  604.  erzfthlte 
Anekdote  dienen:  als  nämlich  Einige  seiner  Umgebung  sich  aber  die 
Abele  Kritik  aufhielten,  welche  ein  hoher  Geistlicher  an  die  politischen 
Maassregeln  des  Kaisers  gelegt  hatte,  untersagte  der  Kaiser  jede  weitere 
Discussion  mit  den  Worten:  »Sprechet  nicht  so,  er  ist  ein  Bischof«. 
—  Damit  steht  allerdings  das  gegen  den  Kardinal  Kiesel  beobachtete 
Verfahren  in  schroffem  Widerspruch.  Vgl.  anch  Menzel  a.  a.  0. 6, 217.  ff. 

*)  Harter  a.  a.  0. 

')  Abgedruckt  bei  Warnkönig,  D.  staatsrechtl.  Stell,  d.  kathol. 
Kirche  (Erlangen  1855.)  258.  ff. 

*)  Dasselbe  Princip  findet  sich  in  den  kaiserl.  Resol.  t.  15.  Des. 
1624.  und  25.  Febr.  1634. 
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M  priBenüren,  nimmt  aber,  falls  sie  seiner  Verordnung  in 
bestimmter  Frist  nicht  nachkommen  würden,  für  sich  als 
oller  Geistlicheti  Stifftungen  Obristeti  Patron  y  Vogt-  und 
SehutMherr  ex  nobüissimo  officio  das  Devolutionsrecht  in 
Anspriichy  welches  doch  kirchenrechtlich  den  Bischöfen  zu- 
gestanden hätte  ^). 

Selbst  der  Nuntius  in  seinem  Berichte  an  den  Papst 
kann  ein  leises  Missfallen  über  die  landesherrliche  Eirchen- 
behörde  nicht  unterdrücken,  die  noch  dazu  zur  Hälfte  ans 
Oeistlichen  zusammengesetzt  war. 

Zum  Schute  und  sii  Bewachung  der  geistlichen  Crüter 
in  den  deutsehen  Landen  des  Hauses  Oesterreich  gegen  die 
Ein-  und  üebergriffe  der  Irrgläubigen ,  so  schreibt  er  *), 
wurde  von  Maximilian  IL  der  geistliche  Rath  (Klosterrath) 
eingesetjst.  Aber  was  eur  Vertheidigung  dienen  sollte,  hat 
siA  bald  in  Belästigung  verkehrt,  so  dass  dieser  Eath  in 
Handys  sich  einmischt,  was  ihm  fremd  bleiben  sollte;  wie: 
dass  er  8.  M.  vorschlägt,  wem  Pfründen  eu  verleihen  wären; 
dass  er  unter  dem  Vorwand  der  Temporalien,  weil  diese 
durch  ihn  übertragen  würden  der  Einsetzung  von  Aebten 
beiwohnt,  die  Rechnungen  sich  vorlegen  lässt;  dass  er  an 
Shnliehen  Missbräuchen  festtiöit  unter  dem  Vorwand,  es 
würden  sonst  die  Privilegien  des  durchlauchtigsten  Hauses 
Abbrtidi  erleiden. 


Unter  Ferdinand  IIL  finden  wir  schon  wieder  ein 
stärkeres  Hervortreten  der  staatlichen  Autorität.  Selbst  die 
von  Maximilian  U.  geschafifene  Staatsbehörde  ftir  Kir- 
chensachen ,  der  so  hart  angeklagte  Klosterrath  wurde  wie- 
der hergestellt,  um  über  die  Gerechtsame  eu  wachen,  welche 
dem  Landsfürsten   als  Lehen-   und  Vogtherm  zukommen  •). 


0  Cod.  Austr.  2,  401. 

')  Hurter  s.  a.  0.  246. 

')  Worte  des  Kardinals  Migazzi  in  einem  Bericht  t.  16.  April 
1790.  bei  Chmel,  im  Arch.  f.  Kunde  österr.  Gesch.  Quellen 
4,  d5.  (Wien  1860.).  Unter  Maria  Theresia  wurde  i.  J.  1770.  dann 
eine  Commission  in  Publicis  eeclesiasticis  errichtet,  Hock,  D.  Osterr. 
Staatsrath  (Wien  1868.)  68.,  die  aber  am  6.  Joll  1781.  wieder  aafge- 

9* 
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Fast  scheint  es,  als  ob  die  Zeit  des  Krieges  doch  der  Miss- 
stände  zu  viel  geschaffen,  und  die  Uebergriffie  der  Kirchen 
zu  sehr  begünstigt  habe,  als  dass  nicht  ein  Einschreiten 
der  weltlichen  Gesetzgebung  erforderlich  gewesen  wäre. 

So  gut  katholisch  der  Kaiser  auch  war,  so  schonungs- 
los er  die  Protestanten  verfolgte,  so  kleinlich  er  die  Zuge- 
hörigkeit seiner  Unterthanen  zur  katholischen  Kirche  con- 
trolirte :  so  wenig  Hess  er  sich  doch  Missbräuche  der  geist- 
lichen Amtsgewalt  und  ein  Ueberschreiten  der  durch  die 
Landesgesetze  gezogenen  Schranken  gefallen. 

Als  dem  Bischöfe  Philipp  Friedrich  von  Wien 
theils  von  Rom  direct,  theils  durch  Vermittelung  des  päpst- 
lichen Nuntius  mehrfach  Bullen  zugegangen  waren,  mit  der 
Auflage  sie  zu  publiciren,  erliess  Ferdinand  unter  dem 
21.  November  1641.^)  ein  ausdrückliches  Verbot,  welches 
auch  dem  in  Wien  residirenden  Official  des  Bischofs  von 
P  a  s  s  a  u  zugestellt  wurde,  weil,  wie  das  Rescript  motivirte, 
dabey  gemeiniglich  Ihrer  Je.  Maj.  als  Herrn  und  Lands- 
Fürsten  Interesse  wie  aiich  des  gemeinen  Manns  Nutz  und 
Wohlfahrt,  darfür  deroselben  eu  sorgen ,  in  allweeg  oblieget, 
unterlauffen  thut:  und  dahero  die  Nothdurfft  erfordert,  massen 
es  auch  vor  diesem  also  observiri  worden,  dass  dergleichen 
ohne  Ihrer  K,  Maj,  allergn.  Vorwissen  und  Willen  nicht 
vorgenommen  werde.  Dabei  wurde  für  keinerlei  Art  von 
Bullen  eine  Ausnahme  zugelassen. 

Als  der  Cistercienser  Ordens-General  Spontoni 
die  Klöster  seines  Ordens  in  Böhmen  visitirt  hatte  und 
bereits  zu  gleichem  Zwecke  nach  Ocsterreich  ob  der  Ens 
ohne  landesherrliche  Genehmigung  gereist  war,  erklärte  der 
Kaiser,  er  habe  das  ungern  vernommen,  und  verbot  ihm 
die  Vornahme   jeder   weiteren   persönlichen    Visitation.     Er 

hoben  werde,  Brunner,  d.  theol.  Dienerschaft  am  Hofe  Joseph  IT. 
(Wien  1868.)  818.  Unter  Joseph  II.  bestand  die  geistliche  Hofcom- 
mission, Chmel  a.  a.  0.  95. 

')  Cod.  Austr.,  1,  236.  Ebenso  yerbot  Ferdinand  die  Pu- 
blication  der  Bulle  Zelo  Domns  Dei,  in  welcher  InnocenzX.  gegen 
den  westfälischen  Frieden  Einspruch  einlegte.  Einen  Wiener  Buch- 
händler, der  einen  Abdruck  yeranstaltet  hatte,  liess  er  ins  Gefängniss 
werfen,  und  belegte  ihn  mit  einer  Geldstrafe  Ton  2000  Thalem. 
Meiern,  Acta  pac.  6,  794.  und  siehe  oben  S.  89. 


solle  dnen  fiatflireichiachen  Prälaten  deswegen  Bubstituiren, 
teie  dann  Ihro  t.  Maj.  auff  ferneres  AHmeldeii  sicft  der- 
entwegen toriter  gnädigst  resolvire»  wolieti  *). 

Als  der  Official  von  PaaBuu  sich  VerletzuDgen  des 
obeo  erwähnten  unter  R  n  d  o  1  p  h  II.  gesclilosaenen  Ver- 
gleiches XU  Schulden  kommen  lies»,  wurde  die  nieder- 
Sateireichieche  Regierung  bedeutet,  daaa  jenem  nur  eine 
Jurisdiction  in  caueis  inere  spiritaalibuB  gebühre ,  dass  bei 
cansis  mixtis  weltliche  Commissare  am  Verfahren  Theil 
nehmen  müssten,  und  endlich  die  Temporalia  allein  der 
Cognition  der  Regierung  unterlägen  *). 

Streitigkeiten  wegen  Collaturen  und  Zehnten ,  welche 
die  CoHsistoriaiee  sieh  indifferenter  eueueigtien  trachteten, 
worden  der  etaatlicfaen  Jurisdictiun  rorbehalten,  und  ein 
•cbon  vom  Olmfitzer  ConBiBtorium  gefälltes  Urtheil, 
lU  Ton  einer  incompetenten  Behörde  ausgegangen  einfach 
caiairt  *). 

Wann  uns  dann  bishero  unterschiedliche  casus  referiret 
worden,  verfiigte  er  weiter  am  14.  September  1654.*),  da 
iie  Geistlichkeit  nur  bey  diesen  ohnedas  Geld  mangelnden 
Zeiten,  aufs  Geld  eu  sehen  pflegen ,  da  doch  noch  wohl  an- 
dere Mittel  und  Straffen  sich  befinden,  die  Leute  eu  coer- 
«ren  und  ewn  Gehorsam  eu  bringen ,  .  .  bo  verbot  er  den 
Conaistorien  weder  in  Ehe-  noch  andern  Processen  jeman- 
•Isn  eine  Geldstrafe  aufzulegen. 

Bndlich  aU  er  aUergnädigst  verspükrt,  das  fast  hein  Ju- 
Hitia  m^  administriret  werden  kömie ,  weil  das  ABylreoht 
ÜB  Verbrecher  der  Verfolgung  entziehe  •) ,  ermahnte  er  die 
KlSster  Wiens  Vorsorge  zu  treffen,  dasB  in  ihren  Kirchen 
dtrgleichen  Verbrecher  und  Delinquenten  sieh  femers  nicht 
ntiriren  iu)ch  allda  Unterschlaiff  Aa&e»  nwgen.  Die  geist- 
Behe  Immunität    bringe    solches   nicht   mit   Bich,   und  der 

')  Cod.  Austr.  3,  379. 

■}  Reicript  T.  19.  Not.  1661.  and  II.  Octob.  1652.  Cod.  AuBtr. 
%  127.  f. 

')  29.  Juli  ISGl.  bei  E.  E.  t.  Riegger, Samml.  d. in EircboDBacli. 
ncasK.  Landeaf.  Qea.  CWien  1778.)  1,  93.  ff. 

<]  Biegger,  s.  a  0.  1,  94. 

*)  Tererdn.  t.  12.  Jan.  1646.  Cod.  Austr.  1,  eS7. 


134  EntM  Baeh.    DeutsohUnd. 

Kaiser  meint  sonst,  da  er  der  Justitiae  die  Hand  je  nicht  ge^ 
sperrt  sehen  könnte,  andere  Maassregeln  ergreifen  zu  müssen  ^). 

Dieselben  staatskirchenrechtHchen  Principien  wurden 
unter   Leopold  L,    Joseph  I.    und    Karl  VI.   befolgt 

Und  doch  gaben  viele  der  erlassenen  Verordnungen 
selbst  geradezu  Zeugniss,  wie  sehr  die  früheren  die  Kirche 
beschränkenden  Vorschriften  in  Vergessenheit  gerathen 
waren,  wie  rücksichtsvoll  man  auch  jezt  noch  und  nament- 
lich der  unentschlossene  ganz  von  seinem  Beichtvater  ge- 
leitete Le  o p  o  1  d  I.  *)  die  Geistlichkeit  behandeln  zu  müssen 
glaubte. 

Obgleich  um  nur  einzelne  Beispiele  anzuführen ,  die 
Gesetze ,  welche  die  Veräusserung  unbeweglicher  Güter  an 
Kirchen  verboten ,  formell  vollständig  in  Kraft  standen,  so 
war  doch  allmählich  ein  Zustand  eingetreten ,  der  i.  J.  1 669. 
von  den  Ständen  dahin  geschildert  werden  konnte ,  dass  nach 
und  nach  fast  aUe  dess  Adels  und  der  weltlichen  GUUer  an 
die  Geistlichkeit  gelangen.  Das  Gesetz  Leopolds  vom 
20.October  1669.  schärfte  die  alten  Vorschriften  wieder  ein*). 

Ebenso  haben  wir  schon  oben  der  Maassregeln  Fer- 
dinands lU.  wegen  des  Asjlrechtes  Erwähnung  gethan. 
Auch  diese  scheinen  von  der  Geistlichkeit  missachtet  wor- 
den zu  sein ,  und  als  die  niederösterreichische  Regierung 
i.  J.  1680.  durchgreifend  verfahren  wollte,  erhoben  der 
Fürstbischof  von  Wien  und  der  Nuntius  so  heftige  Be- 
schwerde, dass  man  durch  Festhalten  an  dem  Buchstaben 
des  Gesetzes,  wie  das  Rescript  v.  9.  März  1680.  sich  aus- 
drückt, in  ein  grosse  Weitläuffigkeit  einrennen  möchte,  weU 
ches  aber  hey  jetgig  gefährlichen  Conjectum  nicht  verant- 
icortlich  wäre.  So  begnügte  man  sich  mit  einem  Reverse  des 
Bischofes  und  einem  begütigenden  Versprechen  des  Nuntius^). 

Ungeachtet  der  Vorschriften  des  staatlichen  Placets 
Hess  ferner  der  Official  des  Bischofs  von  Wien  i.  J.  1681. 
eine  päpstliche  Bulle  ohne  staatliche  Genehmigung  affigiren. 


')  Eben  das.,  1,  288.  t.  7.  October  1644. 

•)  Arneth,  Prinz  Eugen  (Wien  1868.)  1,  191.  193. 

«)  Cod.  Austr.  1,  409. 

^)  Cod.  Austr.  1,  289. 
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Die  56terreiohi8che  Regierung  befahl  ihre  Abnahme,  und 
der  Kaiser  billigte  das,  allein  zur  Erhaltung  guten  GUmpffa 
liess  er  nachträglich  doch  die  Publication  zu  ^). 

Ebenso  befahl  der  Kaiser  i.  J.  1702.,  als  die  nieder- 
österreichische  Regierung  einen  gegen  ihre  Jurisdiction  wi- 
derspenstigen Geistlichen  durch  Einlegung  einer  Zwangs- 
einquai'ticrung  gefügsam  gemacht  hatte,  in  Zukunft  von 
lolchen  Maassnahmen  Abstand  zu  nehmen,  und  lieber  eine 
Sperrung  der  Temporalien  zu  verfügen,  was  er  vertrag- 
lieker,  eulänglicher  ^  auch  respectu  des  geistlichen  Standes 
anständiger  fand  '). 

Andererseits  aber  ist  namentlich  auf  die  kaiserliche  Ver- 
ftigong  V.  6.  November  1670.  aufmerksam  zu  machen, 
welche  die  weltliche  Behörde  zwar  zur  Exeeution  der  geist- 
lichen Urtheile  anwies '),  aber  doch  in  jedem  Fall  de  casu 
m  ccisum  eine  Prüfung  verlangte  ob  in  denen  ergehetiden 
sententiis  consistorialibus  nichts  so  der  Landes  Verfassung 
nachdenklich,  oder  in  statum  publicum  secularem  einlauffe 
enthalten  sei  ^). 

Und  gleichfalls  Erwähnung  verdient  der  Beschluss  vom 
5.  Februar  1681.,  dass  die  weltlichen  Obrigkeiten  in  Voll- 
ziehung ihrer  Strafen  sich  nicht  durch  die  von  den  Pfarrern 
ihnen  angedrohten  kirchlichen  Censuras  irre  machen  lassen 
sollen  ^) ,  woran  sich  ähnliche  Verfügungen  geschlossen  ha- 
ben müssen,  die  in  dem  Erlasse  Josephs  I.  v.  21.  Juni 
1706.:  der  Erebischof  eu  Prag  sey  nicht  befugt  durch  an- 
gedrohte Gensuren  u,  s,  w.  die  Verehrung  des  Gnadenbüdes 
unserer  Frauen  im  Carlshofe  jsu  verbiethen  erwähnt  werden  •). 

Wir  haben  aus  eurem  gehorsamsten  Bericht  v.  18.  Martis 
d.  J.j  lautet  der  letztere,  wegen  der  durch  die  Erzbischöffe 


»)  Verordn.  y.  3.  Febr.  1681.  Cod.  Aus tr.  1,  398. 

«)  Cod.  AuBtr.  1,  899. 

'j  AU  der  Hofkriegsrath  die  Exeeution  eines  Consistorialspruehes 
gegen  einen  calyinistischen  Officier  weigerte,  der  gegen  geistliches  Ver- 
bot ein  katholisches  Mädchen  geheirathet  hatte,  verwies  ihm  Leopold 
anter  dem  19.  Febr.  1701.  ernstlich  sein  Widerstreben.  ~  Ebendas. 
1,  223. 

«)  Riegger,  a.  a.  0.  1,  116.  f. 

»,>  Ebendas.,  1,  122.  f. 

«)  Ebendas.,  1,  165.  f. 
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au  Prag  durch  angedrohte  Censuras  und  Vorschüteung  des 
Concüii  Tridentini  und  Bullae  Urbani  VIIL  aheusteUen 
vermögenden  Bildnuss  der  gebetiedegtesten  Mutter  Gottes 
Mariu  aus  dem  Carlshof  in  UfUerthänigkeit  vortragen  lassen^ 
wie  nun  besagter  JErjs-Bischoff  in  hoc  causa  und  dadurch 
andächtige  Beehrung  besagte  Bildnuss  in  einen  Flor  ge- 
kommen, mit  keinen  Censuris  anzudrohen  Ursach  gehabt^ 
noch  hierzu  auf  eini^erley  Wege  berechtiget  ist,  aUermassen 
weyland  Unser  hochgeehrtester  Herr  Vatter  ....  als  ebener 
Gestalt  der  vorhergegangene  Erz-Bischoff  wie  auch  der  Bi- 
schoff  zu  Leutmeritz  mit  dergleichen  Censuris  in  unserem 
Erb'Königreich  Böheimb  via  facti  progrediren. wollen,  der- 
leg  vorgesinnte  Censurefi  mit  Bemonstrirung  derer  unserm 
glorwürdigsten  Erz-Hauss  Oesterreich  competirenden  Privi- 
legiis exemptionis  und  Immunitäten  per  severissima  Rescripta 
nachdrücklich  untersaget,  und  abgestellet  haben,  also  auch  in 
praesenti  casu  unser  aUergnädigster  Befehl  ist,  dOrSS  es  eine 
gleichmässige  Bewandnuss  haben  utid  anfangs  gedachter  Erz- 
Bischoff  darauf  angewiesen  werden,  folgbahr  die  vorgehabte 
Censuras  aus  dem  Sinn  schlagen  sollte;  und  sintemalen  die 
Sachen  wegen  Unterdrückung  der  beschehenen  Wunderthaten 
euerm  gehorsamsten  Bericht  nach  von  PrälcUen  zu  Carlshof 
dem  Consistorio  angezeigt  und  ratione  quaestionis,  ob  es  ein 
Miracul-BHd  seye  bei  dem  Päbstlichen  Stuhl  beyderseits 
angebracht  worden,  mithin  die  Eigenschaft  dessen  von  dort- 
aus  dependiret,  ihr  auch  keine  sonderbare  erhebliche  Ur- 
sachen gefunden,  warum  die  jetzige  Gestalt  zu  alteriren, 
viel  weniger  diese  Bildnuss  zur  Verhütung  des  scandali 
publici  abzuthun  wäre;  so  wird  solchem  alles  quoad  cultum 
besagten  Bildnuss  in  statu  quo  imperturbiter  verbleiben .... 
Im  Uebrigen  finden  wir  unter  dieser  Regierung  ^),  wie 
unter  der  folgenden  ')  zwar  auch  hin  und  wieder  geistlicher 

*)  Vgl.  Verf.  V.  16.  Octob.  1711.:  Fremde  Provinzialeii  sollen  sich 
nicht  unterstehen,  die  einl&ndischen  Klöster  zu  Tisitiren,  bei  Riegger 
a.  a.  0.  1,  169.  Ueber  den  politischen  Conflict  Josephs  I.  mit  dem 
Papste  und  die  Zurückweisung  des  p&pstlichen  Bannes  als  missbr&ach- 
lich,  vgl.  Menzel,  a.  a.  0.  9,  468.  ff.  und  siehe  oben  S.  90. 

')  Verf.  T.  30.  April  1717.  betreffend  die  Appellation  von  den  geist- 
lichen Consistoriis.  Cod.  Austr.  8,  789.  In  Profan-Saehen  solle  Tom 
Consistorium  an  die  Kieder-Oesterreichische  Regierung  appellirt  wer- 
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Uebenchreitang  entgegengetreten,  aber  im  Ganzen  ein 
nachgiebiges  Wesen ,  welches  sich  scheut,  grosse  princi- 
pielle  Fragen  zu  berühren,  und  den  immer  noch  vorhan- 
denen Widerstand  der  Geistlichen  gegen  die  Staatsgesetze  ^) 
gründlich  zu  brechen.  Im  äussersten  Falle  ist  man  eben 
zafrieden,  den  geistlichen  Amtsmissbrauch  als  solchen  zu 
constatiren,  und  harrt  geduldig  des  sicheren  Eintrittes  eines 
neuen,  um  dann  eben  so  unvollkommen  und  ebenso  prin- 
cipienloB  wieder  Palliativmittel  anzuwenden. 


Mit  der  Regierung  von  Maria  Theresia  trat  Oester- 
reich  in  eine  neue  Phase  seiner  Entwickelung  '). 

Die  lose  Menge  der  verschiedenen  österreichischen 
Staaten  wurde  zur  festen  Einheit  zusammengefasst ') ,  die 
Justiz  von  argen  Missbräuchen  gereinigt  und  durch  das 
Princip  der  Trennung  von  der  Verwaltung  den  modernen 
Ansprüchen    conform   gemacht  ^) ,     das    Steuersystem    ge* 


den,  keineofalls  aq  den  Papst  oder  Nontios.  Am  7.  Aag.  1728.  wird 
dem  Wiener  Domkapitel  Terwiesen,  dass  es  seine  päpstlichen  Privi- 
legia  nicht  ,,bey  Hof  exhibiret  und  eine  Resolution  erwartet,  sondern 
sich  bey  der  Nuntiatur  so  weyt  eingelassen  haben."  £  b  e  n  d  a  s.  4, 
428.  Im  J.  1721.,  eben  das.  4,  4.  12.,  wurden  Gompetenzconflicte 
zwischen  geistlichem  und  weltlichem  Gericht  geregelt. 

*)  Ein  charakteristisches  Beispiel  genüge.  Als  eine  weltliche  Be- 
hörde wegen  Unzucht,  i.  J.  1727. ,  den  Mann  zu  einer  Geldstrafe  von 
6.  Rthlr.  yerurtheilt  hatte,  das  M&dchen  zu  Spinnen  und  beide  su 
öffentlicher  Kirchenbnsse ,  Terwandelte  der  Ortspfarrer  diese  letztere 
in  eine  Geldstrafe  von  10.  Rthlr.  „und  zwar  aus  diesem  Vorwand,  dass 
ihm  Alleine,  und  nicht  der  weltlichen  Obrigkeit  gebOhren  tbue,  der- 
gleichen Delinquenten  zu  bestraffen  und  zu  begnadigen.''  Die  Regie- 
rung resolfirte,  dass  die  erkennende  Behörde  sich  nicht  irre  machen 
lassen  sollte,  da  „dem  Pfarrer  gar  keine  Jurisdiction  zust&ndig,  son- 
dern die  Bestraffung  derer  delictorum  carnis  zu  denen  Hals  -  Gerichten 
gehörig  ist."  Riegger,  a.  a.  0.  2,  140.  ff. 

')  Arn  et  h,  Maria  Theresias  erste  Regierungsjahre  (Wien  1868.  ff.) 
geht  auf  die  inneren  Verhältnisse  nicht  ein. 

*)  Vgl.  die  Relation  des  ve nezi an i sehen  Gesandten  Polo 
Renier  ▼.  J.  1769.  in  Fontes,  rer.  Austr.  II,  22,  810. 

*)  Vgl.  Domin  —  PetrusheTecz,  die  Jnstizreform  in  Oester- 
reich  seit  dem  Regierungsantritt  Maria  Theresias  in  Oesterr.  ReT. 
1865.  4,  74.  ff: 


138  Erstes  Boch.    DentsehUnd. 

regelt^},  das  Schulwesen  für  ein  polüicum  erklärt')  und 
mit  äusserster  Sorgsamkeit  behandelt '),  und  schliesslich  auch 
das  staatliche  Hoheitsrecht  über  die  Kirche  in  einer  Weise 
ausgenutzt^  dass  die  letztere  wesentlich  in  die  Botmässigkeit 
des  Staates  gebracht  wurde  ^). 

Maria  Theresias  persönliche  Frömmigkeit  war  un- 
bestritten; ihr  Eifer  filr  die  katholische  Religion  so  ernst, 
dass  sie  den  Protestanten  eine  Toleranz  zu  gewähren  nicht 
vermocht  werden  konnte  ^) :  dennoch  hat  sie  wie  nie  ein 
österreichischer  Regent  vor  ihr  das  ius  circa  sacra  gehand- 
habt. Es  hält  nicht  schwer  die  Lösung  dieses  scheinbaren 
Widerspruches  zu  finden  *). 

Die  fürstliche  Gewalt  war  seit  dem  westfälischen 
Frieden  stätig  gewachsen.  Das  Ständewesen  lag  meist  zer- 
trümmert; der  Adel  war  zum  HoQunkerthum  herabgedrückt; 
stehende  Heere,  karg  besoldete  und  abhängige  Beamte 
harrten  jedes  landesherrlichen  Winkes.  Da  konnte  auch 
die  Kirche  keine  selbstständige  Stellung  einnehmen,  sondern 
musste  sich  gefallen  lassen,  als  eines  der  vielen  Stücke  der 
Staatsmaschine ,  nach  dem  Willen  des  Fürsten  fQr  ihre  und 
die  staatlichen  Zwecke  zu  wirken.  Stellten  die  Landesherren 
sich  selbst  als  die  ersten  Diener  des  Staates  dar,  und 
ordneten  sie  ihre  Personen,  Wünsche  und  Neigungen  dem 
Staatswohl  und  der  Staatsraison  unter,  so  glaubten  sie  auch 


^)  Vgl.  Ar  D  e  t  h,  iD  Sitz.  ber.  d.  k.  k.  Akad.  phil.  hist.  Kl.  1859.  30, 
330.  iL 

'j  Entschl.  T.  28.  Septbr.  1770. :  „Das  Schalwesen  aber  ist  und 
bleibet  alLseit  ein  politicum'^  bei  H  eifert,  die  österr.  Yolksschnle 
(Prag  1860.)  1,  118.  f. 

•)  Helfert,  a.  a.  0. 

^)  Der  Unterschied  zwischen  den  Verordnungen  ihrer  letzten  Le- 
ben^ahre  und  Josephs  II.  ist  nur  quantitativ,  nicht  wie  Warn- 
könig, a.  a.  0.  168.  annimmt,  qualitativ. 

^)  Vgl.  namentlich  ihren  Brief  an  Joseph  v.  Juli  1777.  bei 
Arneth,  Maria  Theresia  and  Joseph  IL  (Wien  1867.)  2, 158.:  „Point 
d'osprit  de  pers^cution,  mais  enoore  moins  d'indiff^rence  ou  de  toUran- 
tisme,  —  c'est  ce  que  je  compte  tant  que  je  vivrai  de  suivre" . . .  Vgl. 
anch  eben  das.  S.  146. 

')  Auf  diesen  weist  auch  hiu:  Maria  Th  eresi  a  ihr  Staat 
undihrHofi.  J.  1757;  aus  d.  Pap.  d.  Orosskansl.  v.  Farst  bei 
Ranke,  hist.-pollt.  Ztschr.  2,  715.  ff.  (Berlin  1833—6.). 
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von   allen    übrigen  Factoren  des  Staatslebens   dasselbe   er- 
warten und  verlangen  zu  dürfen.  — 

Diesen  politischen  Maximen  kam  dann  noch  eine  Strö- 
mung in  der  Kirche  und  Literatur  zu  Hülfe,  auf  die  wir 
hier  näher  eingehen  müssen. 

Die  französische  episcopalistische  Richtung  war  in 
Deutschland  schon  im  siebzehnten  Jahrhundert  nicht  ohne 
Anklang  geblieben^);  durch  den  Utrechter  Kirchen- 
rechtslehrer Van  Espen  nahm  sie  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert neuen  Aufschwung'),  und  durch  seinen  Schüler, 
den  Trierischen  Weihbischof  von  Hontheim  wurde 
sie  gewissermaassen  aus  dem  Eo'eise  der  Fachgelehrten  hin- 
ausgeführt zum  Gemeingut  aller  Oebildeten. 

Im  Jahre  1764.  erschien  als  Verfasser  Justinus 
Febronius  nennend  mit  dem  fälschlichen  Druckort  Bouil- 
lon Hontheims  berühmtes  Werk :  De  statu  ecclesiae  '). 

Er  verfolgte  durchaus  episcopalistische  Tendenzen,  ver- 
suchte die  Gewalt  des  Concils  über  den  Papst  darzuthun, 
and  eine  Selbstständigkeit  des  Episcopates  zu  begründen, 
indem  er  die  papalen  Rechte  auf  die  zur  Erhaltung  der 
kirchlichen  Einheit  absolut  nothwendigen  beschränkte.  Zur 
Durchführung  seiner  Theorien  will  er  das  Volk  gehörig  un- 
terrichtet, ein  Generalconcil  berufen,  Nationalsynoden  abge- 
halten wissen.  Aber  er  fordert  auch  die  weltlichen  Fürsten 
auf,  in  Gemeinsamkeit  mit  den  Nationalbischöfen  ein  Statut 
abzufassen,  welches  die  Machtbefugnisse  des  Papstes  ein 
f&r  allemal  festsetze ;  er  wünscht  eine  generelle  Einführung 
des  Placetum  regium  und  der  appellatio  tamquam  ab  abusu. 

In  Bezug  auf  dies  zuletzt  genannte  Rechtsmittel  bemerkt 
er*),  dass  es  in  allen  civilisirten  Staaten —  Frankreich, 
Spanien,  Savoyen,  Deutschland,  Belgien,  Po- 
len und  früher  England  —  Anwendung  finde,  und 
schon  in  den  Gesetzen  Justinians  seine  Begründung  habe. 
Er  will  es  gebraucht  wissen,  wenn  gegen  das  Interesse,  den 


M  Mensel,  a.  a.  0.  8,  828.  ff.  882. 
')  Ueber  Van  Espen  siehe  unten:  Belgien. 
')  Vgl  Werner,  Gesch.   d.   kaihol.  Theologie   (Manchen  1866.) 
209.  ff.  nnd^Menzel,  a.  a.  0.  11,  456.  ff. 
*)  C.  9.  §.  10.  8.  617.  ff. 
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Bestand;  die  öffentliche  Rahe  und  die  Gesetze  des  Staates 
gefehlt  wird ,  und  so  wie  die  Schlüsse  der  heiligen  Concilien 
und  die  Canones  verletzt  werden.  Vere  scripsit  quidatn 
Ictus:  „ab  his  fontibus  dimanant  infiniti  propemodutn  ab- 
usuum  rivuli  .  .  ,  ,  ab  hoc  trunco  innumeri  surculi;  ut  non 
iUa  sylva  caedua  ferador ,  nee  seges  tdla  copiosior,  quam 
abusuum  istud  surcularium  et  seminarium. 

Es  soll  die  appellatio  ab  abusu  ferner  weder  durch 
Verjährung,  Abkommen  der  Parteien,  richterliche  Erkennt- 
nisse f  noch  sonst  irgend  wie  ausgeschlossen  werden  können, 
da  es  sich  um  ein  öffentliches  Interesse  handelt,  dagegen 
soll  sie  nur  auf  notorische  Missbräuche  beschränkt  sein.  — 

Das  Buch  machte  ein  ungeheueres  Aufsehen  und  wurde 
ohne  Zögern  von  der  römischen  Curie  verdammt. 

Aber  charakteristisch  ftir  den  Geist,  wie  er  damals 
schon  in  Oesterreich  und  namenlich  unter  dem  Beamten- 
thum  zu  herrschen  begann :  die  Kaiserin  MariaTheresia 
gab  den  Wünschen  des  Nuntius  und  des  Erzbischofes  von 
Wien  um  Verbot  des  Febronius  nicht  nach.  Das 
Aeusserste,  was  die  Kirche  erreichen  konnte,  war,  dass 
man  nach  dreimaliger  Prüfung  des  Werkes  das  Lesen  des- 
selben an  eine  besondere  Censurgenehmigung  knüpfte,  die 
indessen  bald  wieder  fortfiel  ^).  Ja  als  dem  altersschwachen 
Hontheim  Seitens  der  Curie  ein  Widerruf  seiner  Schrift 
abgepresst  worden  war,  verbot  die  Kaiserin  die  Publication 
der  darauf  bezüglichen  römischen  Considtorialverhandlungen, 
da  sie  von  mehr  als  einem  Orte  her  in  Erfahrung  gebrachty 
durch  was  für  unerlaubte  Ränke  dem  Herrn  v,  H,  ein  vor- 


0  Mensel,  a.  a.  0.  U,  478.  Werner,  a.  a.  0.  213.  —  Nach 
RiedlerimOesterr.ArchiT.  (1881.)  1,  288.  soll  als  i.  J.  1780.  im 
Stift  Oleiuk  ein  Streit  über  den  FebroniaDismus  aasbrach  noch  ein 
Verbot  des  Baches  erfolgt  8ein(?).  Die  Kaiserin  rescribirte:  „Je  weniger 
man  aus  dieser  Sach  machen  wird,  je  eher  wird  selbe  von  sich  auf- 
hören, indem  in  unsern  Zeiten  nicht  mehr  zu  fürchten  ist,  dass  der 
röm.  Stuhl  denen  weltlichen  Fürsten  zu  nahe  trete,  wohl  aber  selbe  zu 
▼iel  in  das  geistliche  Wesen  and  Religionssätze  und  Verehrung  des 
Haupts  der  Kirche  sich  einmischen,  woraus  die  übelsten  Folgen  ent- 
stehen werden." 


n.  Yon  1617—1806.    b.  Oesterreich.  14X 

gMich  freiwilliger  Widerruf  der  Febronianischen  Bücher 
abgenöfhigt  worden  ^). 

Der  Widerruf  ihres  Verfassers  galt  in  Oesterreich  noch 
nicht  als  Widerlegung  der  von  ihm  ausgesprochenen  Grund- 
sätze ').  Wenigstens  die  über  die  Wirksamkeit  des  Staates 
aufgestellten  Principien  hielt  man  durchaus  fest,  verschaffte 
ihnen  Eingang  bei  der  Universität,  und  Einwirkung  auf  die 
Bildung  der  jüngeren  Cleriker. 

Auch  eine  Heform  des  Studienwesens  war  nämlich  un- 
ter der  Leitung  von  Van  Swieten  durch  Maria 
Theresia  angebahnt  worden').  Dabei  hatte  das  Natur- 
nnd  das  Kirchenrecht  eine  ansehnliche  Stellung  im  Lehr- 
plane erhalten.  Das  letztere,  welches  fQr  Juristen  das 
Ganze  dritte  Studienjahr  in  Anspruch  nahm  ^) ,  war  schon 
L  J.  1767.  der  Lehrthätigkeit  der  Jesuiten  entzogen  wor- 
den^), angesehen  es  ohnehin  sattsam  bekanfU,  und  leicht 
mit  fnehrerem  darauthun  wäre,  so  rescribirte  die  Studienhof- 
kommission,  dass  von  keinem  Religiösen,  am  wenigsten  aher 
von  einem  Jesuiten  eine  erspriessliche  und  bey  jetzigen  Zei- 
ten dem  Staat  anständige  Lehre  des  juris  canonici  jemals 
eu  hoffen  sey.  — 

Den  Lehrstuhl  für  Naturrecht  bekleidete  der  Frhr. 
y.  Martini,  welcher  in  seinen  Vorlesungen  die  Grund- 
sätze des  Staatsabsolutismus  auf  febronianischer  Grundlage 
vortrug.  Das  Grundrecht  der  Vollziehung,  so  deducirte  er, 
um  Beispielsweise  uns  hier  besonders  angehende  Sätze  her- 
auszugreifen, giebt  dem  Regenten  folgende  besondere  Rechte : 
I.  Das  Recht  verdächtige  aufrührerische  Geistliche  vom 
Kirchenregimente  auszuschliessen  und  zu  bestrafen.  II.  Das 
Recht  die  Mitglieder  der  Kirche  in  Schutz  zu  nehmen, 
wenn  die  Vorsteher  derselben  ihre  Gewalt  missbrauchen 
sollten.     III.  Das  Recht,  die  Kirche   und   was   zur  Kirche 

M  Menzel,  a.  a.  0.  Paulus  bei  Rotteck  und  Welcker 
Staatslezic.  s.  y.  Hontheim. 

*)So  Kaanitx  bei  l^olf,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  anter 
Pias  VI.  2,  272. 

s)  K  i  n  k ,  Gesch.  d.  kaiserl.  üniyersit.  s.  Wien  (Wien  1864.)  I., 
1,  483.  ft 

«)  Ebendas.  521. 

")  Eben  da  8.  501. 
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gehört,  besonderB  die  Terehrungswürdigen  Diener  derselben 
mit  seinem  Ansehen  und  mit  dem  weltlichen  Arme  gegen 
Misshandlangen  zu  schützen  ....  Die  KirchengQter,  lehrte 
er  ferner,  hören  nicht  auf,  Güter  des  Staates  zu  sein,  und 
im  Fall  der  Gefahr  hat  der  Regent  die  Befugniss,  ajle 
geistlichen  Sachen  zum  Besten  des  Staates  zu  yerwenden  ^). 

Das  ius  circa  sacra  überhaupt  wurde  auf  breitester 
Grundlage  von  ihm  aufgebaut 

Martinis  Einwirkung  auf  die  Studirenden  musste 
um  so  tiefgehender  sein,  als  diese  in  seine  Vorlesungen 
kamen,  nachdem  sie  vorher  einen  Cursus  bei  Sonnen- 
fels durchgemacht  hatten,  der  gleichfalls  keinen  Anstand 
nahm,  seine  rationalistischen,  der  Kirche  nichts  weniger  als 
günstigen  Grundsätze  in  Wort  und  Schrift,  und  aller  geist- 
lichen Anfechtungen  und  obrigkeitlicher  Controle  ungeachtet 
zu  verbreiten  •). 

Eirchenrecht  lehi*te  seit  d.  J.  1753.  Paul  Joseph 
von  Riegger*),  seit  1767.  auch  für  Theologen*),  der 
gleichzeitig  als  Censor,  wie  später  (1764.)  als  Rath  bei  der 
böhmisch-österreichischen  Hofstelle  seine  Lehren  praktisch 
zu  machen  wusste  ^). 

In  den  Jahren  1765 — 68.  verfasste  er  die  Instüutianes 
jurispradentiae  eceksiasticae,  welche  in  wenigen  Jahren  eine 
zweite  Auflage  erlebten  '). 

*)  Bei  Beidtel,  Unters.  Aber  die  kirchl.  Zast  in  d.  k.  österr. 
Staaten  (Wien  1849.)  302.  ff. 

*)  Vgl.  d.  Handbillet  d.  Kaiserin  an  den  Graf.  Chotek:  »Da 
der  hiesige  Cardinal-Erzbischof  Mir  seine  Besehwerden  Aber  das  vierte 
Buch  des  SonnenfelsiBchen  Wochenblattes,  welches  von  dem  iure  asyli 
handelt,  eingereicht  hat,  so  ist  dem  gedachten  Sonnenfels  ernstlich  su 
bedeuten,  dass  er  sich  von  Materien,  welche  in  die  geistliche  und 
Staatsrechte  einschlagen  in  den  Wochenblättern  zu  schreiben  enthalten 
soll.«    Bei  Kink  a.  a.  0.  1, 1,  499.    Vgl.  aber  dazu  Hock  a.  a.  0. 61. 

*)  Kink  a.  a.  0.  I,  1,  469. 

«)  Siehe  oben  S.  141. 

^)  Orflnwald,  Biographie  der  beiden  Ritter  von  Riegger  (Prag 
u.  Wien  1797.)  9:  »Manches  Gesetz  im  geistlichen  Fache,  wo  es  auf 
Behauptung  und  Ausübung  der  landesfarstlichen  Rechte  und  Macht  ankam, 
hat  die  österreichische  Monarchie  seiner  Standhaftigkeit  zu  yerdanken.« 

*)  Vgl.  darüber  Wer  n  er  a.  a.  0.  214.  ff.  Seine  Obrlgen  Schriften 
aufges&hlt  bei  Grflnwald  a.  a.  0.  16.  ff. 
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Das  Werk  zerfällt  in  vier  Theile,  von  denen  die  drei 
letsten  das  Kirchenrecht  nach  der  Ordnung  der  Decretalen 
darstellen,  der  erste  die  allgemeinen  Lehren  und  die  Grund- 
prineipien  des  Verfassers  bietet.  Sein  Standpunkt  ist  we- 
sentlich der  Febronianische.  Er  erkennt  freilich  die  Unab- 
hängigkeit der  Religion  vom  Staate  an,  aber  sowie  deren 
Uebung  in  irgend  welcher  Weise  die  staatliche  Genossen- 
schaft berührt,  ist  sie  auch  der  obersten  landesherrlichen 
Aufsicht  unterworfen.  Was  Gott  selbst  und  Christus  für 
die  Kirche  verordnet  haben,  ist  unveräusserliches,  auch  vom 
Staate  zu  respectirendes  Recht :  alle  andern  kirchlichen  Ge- 
setze aber  müssen  mit  der  Wohlfahrt  des  Gemeinwesens  in 
Einklang  gebracht  werden  und  bedürfen  staatlicher  Prüfung. 
Das  Placet  ist  unmittelbare  Folgerung  dieser  Grundsätze, 
ebenso  der  Recursus  ad  principem.  „Es  ist  ein  Recht  der 
Fürsten,  sagt  er^),  dass  sie  kraft  der  ihnen  von  Gott  ver- 
liehenen Autorität  nicht  allein  das  Maass  und  die  Form 
vorschreiben,  welche  bei  Verhängung  kirchlicher  Censuren 
and  Strafen  von  Denjenigen  zu  beobachten  sind,  welche 
zum  Schaden  von  Kirche  und  Staat  dieselben  missbrauchen 
können;  soudesn  auch,  dass  sie  falls  nichtsdestoweniger 
ihre  Unterthanen  durch  kirchliche  Drohungen  und  Nach- 
theile  heimgesucht  werden,  den  Unterdrückten  ihren  fürst- 
lichen Schutz  gewähren,  Zuflucht  verstatten,  und  mit  geeig- 
neten Mitteln  die  Gewaltthätigkeit  der  geistlichen  Richter 
unterdrücken.  „So  soll  ohne  Genehmigung  des  Landesherm 
keine  Excommunication  verhängt,  und  ungerechte  cassirt 
werden  durch  Sperrung  der  Temporalien.  Er  verweist  auf 
die  von  uns  schon  oben  angeführte  Erklärung  Josephs  I. 
gegen  Clemens  XI.  „die  hundertmal  gelesen  werden 
möge"  •). 

Die  Geistlichen  stellt  Ri egger  als  Staatsbürger  hin; 
wie  diese  sind  sie  dem  bürgerlichen  Forum  unterworfen, 
and  nur  durch  Privilegien  der  Fürsten  davon  befreit  worden. 


»)  P.  IV.  f.  DCXXXIV. 

*;.  Ebendas.  DGXXXIX.  Speciell  handelte  Riegger  aber  das- 
lelbe  Thema  mit  durchgehender  Beoutsung  von  Van  Espen  in  seiner 
Schrift  De  poenitentiis  et  poenis  ecclesiasticis  in  Schmidt,  thesauroa 
iv.  eeeUa.  7,  166.  ff.    Besonders  vgl.  S.  212.  f. 


\ 
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In  gleicher  Weise  ist  die  Steuerimmunität  der  Geistlichen 
zu  yemeinen,  und  sind  Amortisationsgesetze  gerechtfertigt. 

Obgleich  Rieggers  Lehrbuch  mannigfache  Anfech- 
tungen Seitens  der  Geistlichkeit  erfuhr  ^),  und  in  Rom  sogar 
auf  den  Index  gesetzt  sein  soll  '),  so  wurde  es  doch  durch 
die  Regierung  i.  J.  1768.  approbirt,  so  dass  es  allen  Vor- 
lesungen zu  Grunde  gelegt  werden  musste  ').  Ja  durch 
Rescript  v.  5.  October  1776.  *)  wurde  allen  Geistlichen  und 
besonders  allen  Klöstern  die  Anschaffung  des  Buches  und 
privative  vorstdesen  scharff  gehotetu 

Ebenso  wurde  die  vom  Abt  Rautenstrauch  ^)  unter 
dem  Titel  Synopsis  iuris  ecclesiastici  puhlici  et  privati  quod 
per  terras  haereditaris  aug.  Imperatarids  Mar.  Theresiae 
obtinet  ausgearbeiteten  Sätze  des  Kirchenrechts  *) ,  welche 
wesentlich  dem  R  i  e  g  g  e  r  'sehen  Buche  entlehnt  waren,  die 
wichtigsten  Fragen  aber  nur  oberflächlich  berührten  ^);   als 

>;  Vgl.  den  Bericht  Martinis  y.  J.  1790.  bei  Kink  a.  a.  0. 
I,  2y  802. 

*)  Grttnwald  a.  a.  0.  12. 

<)  Kink  a.  a.  0.  I,  1,  469. 

*)  Samml.  aller  k.  k.  Verordn.  u.  Ges.  ▼.  J.  1740—80. 
(Wien  1787.)  7,  696.  —  Durch  Entschliess.  ▼.  19.  Aug.  1769.  eben- 
da 8.  5,  448.  erkl&rte  diQ  Kaiserin  als  wOnschenswerth,  dass  die  Geist- 
lichen anch  die  öffentlichen  Kameral-  nnd  PolizeWorlesungen  hörten. 
Die  Entschliess.  ▼.  15.  Juni  1776.  eben  das.  7,  527.  ordnete  fOr  Weihe- 
aspiranten ein  Examen  ex  inre  pablico  et  priTato  ecclesiastico  an. 
Dieses  sollte  bei  den  staatlichen  Lehrern  gemacht  werden.  Entschl. 
T.  2.  Nov.  1776.  eben  das.  7,  598. 

^)  Dieser  Torfasste  auch  Institut,  inr.  eccl.  Germaniae  Prag  1772. 
mit  Prolegomena,  Yon  denen  1774.  eine  Termehrte  Auflage  erschien, 
and  welche  Ton  Maria  Theresia  mit  der  grossen  goldenen  Medaille 
geehrt  worden.  FOr  die  grossen  Principienfragen  geben  sie  fast  keine 
Ausbeute.  ^ 

*)  Rautenstrauch  nannte  sich  nicht  als  Verfasser,  rielmehr 
trat  die  Schrift  als  die  Doctordissertation  des  Licentiaten  der  Theo- 
logie Carl  Hoeck  auf,  welche  dieser  am  28.  Dezember  1776.  unter 
dem  Präsidium  yon  Eybel  zu  Tertheidigen  unternahm  und  Rauten- 
strauch widmete.  Die  Autorschaft  des  letzteren  ergiebt  sich  aus 
den  Yon  Kink  eingesehenen  Archiyalieu. 

^)  Die  appellatio  tamquam  ab  abnsu  fehlt  ganz;  Aber  die  Befug- 
nisse des  Forsten  bei  Excommunicationen  heisst  es  S.  76:  Effectibus 
exeommnnicationis  spiritualibns  additi  subin  etiam  cinles  sunt;  nnde 
prindpum  circa  excommnnicationem  jnra  quaedam  orta.  —  Dass  aach 
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allein  erlaubte  Thesen  fiir  Disputationen  aufgestellt  ^)^  da 
mit  Bechi  zu  besorgen  sei,  dass  die  über  die  Gränjse  der 
geistlichen  und  weltlichen  Macht  zu  vertheidigenden  Sätze 
öfter  unbestimmt  ausgedrückt,  folglich  angefochten  und  neue 
Irrungen  erregt  werden  möchtefi  *). 

Jeder  geistliche  Obere  wurde  durch  einen  Revers  zum 
Gehorsame  verpflichtet,  jeder  Geistliche  als  ein  besonders 
getreuer  JJntertlhan  bezeichnet,  welcher  eine  allenfallsige 
Uebertretung  mit  den  erforderlichen  Beweisen  anzeigen 
werde. 

Freilich  beschwerten  sich  einzelne  Kirchenfärsten  gegen 
diese  Verordnungen,  warfen  den  Thesen  vor,  dass  sie  das 
Ansehen  der  Kirche  verkleinerten,  und  wiesen  darauf  hin, 
wie  überhaupt  kirchliche  Lehrsätze  durch  rein  weltliche 
Autorität  nicht  aufgestellt  werden  dürften  '),  aber  die  Hof- 
kanzlei zur  Begutachtung  der  Klagen  aufgefordert,  erklärte 
dieselben  für  gänzlich  unbegründet,  und  beschuldigte  deren 
Urheber,  dass  er  durchgängig  die  Sprache  der  Mendicanten 
in  diesem  Fache  führe ;  denn  dieselben  sind  es ,  welche  die 
nltramontanischen  ungegründeten  Principia  auf  das  höchste 
getrieben  haben  und  zwar  meistens  darum  ^  damit  sie  die 
ron  dem  römischen  Hofe  ihre  ehedem  ohne  Beispiel  gewe- 
senen Exemtions-Privilegien  desto  sicherer  erhalten  und  ver- 
mehren  können  ^).     Ja    die  Studienhofcommission   bekannte 


dioal  Herzan  v.  1.  Mai  1777.  bei  Brunner,  D.  theol.  DieDersck. 
am  Hofe  Josephs  II.   (Wien  1868.)  37. 

'}  Diess  geschah  schon  durch  die  oben  erwähnte  Verordn.  ▼.  6. 
Octob.  1776.,  wo  die  Synopsis  als  >neu<  bezeichnet  wurde;  also  noch 
▼or  der  Defension  der  Thesen  durch  Hoeck.  -  Wenn  Kink  a.  a.  0. 
I,  1,  584.  berichtet,  dass  i.  J.  1769.  der  Domherr  von  Stock  zur  Za- 
gammenstelinng  von  Thesen  aufgefordert  gewesen  sei ,  um  den  durch 
das  Riegger 'sehe  Buch  hervorgerufenen  Anständen  zu  begegnen, 
and  dass  diese  Arbeit  dann  allein  bei  Disputationen  gebraucht  worden 
sei,  so  liegt  in  dieser  Darstellung  mindestens  eine  Ungenanigkeit  Tor, 
da  Rieggers  Buch  erst  1765.  erschienen  ist. 

*)  Bei  Kink  a.  a.  0.  I,  1,  536. 

*>  Kink  a.  a   0.  I,  1,  536.    Die  Synopsis  diente  als  Basis  fOr  die 

Examina   der  Weiheaspiranten.    Entschl.   t.   2.   Nov.  1776.    Samml. 

a.  a.  O.  7,  598. 

*)  Kink  a.  a.  0.  537. 
£.  Friedberg,  D.  Iüs8l>r.  d.  gelBtL  Amtsgewalt.  10 
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8ioh  i.  J.  1778.  zu  dem  Prinzipe ,  dass  fttr  den  Staat  nur 
diejenigeB  geistlichen  Verordnungen  bindend  seien,  welche 
er  auHdrucklich  mit  dem  römischen  Stahle  yertragsmässig 
ausgemacht  habe.  Alle  übrigen,  auch  die  von  Rom  aus- 
gegangenen Normen  hätten  nur  durch  die  staatliche  Zulas- 
sung Gültigkeit.  Demnach  habe  der  Staat  in  allen  Ver- 
fögungen  und  Angelegenheiten  dieser  letzteren  Art  völlig 
freie  Hand  ^). 

Als  Riegger  i.  J.  1773.  pensionirt  wurde,  erhielt  er 
Johann  Valentin  Eybel  als  ausserordenthcheu  Pro- 
fessor zum  Nachfolger  *J.  Noch  viel  entschiedener  bekannte 
»loh  dieser  in  seiner  Introductio  in  ius  eccleaiasti^um  ^)  zu 
febronianischen  Grundsätzen,  noch  viel  ausführlicher  suchte 
er  die  staatlichen  Rechte  zu  begründen  ^). 

£2s  könne  der  Fürst  freilich  nicht,  so  lehrt  er  ^) ,  sich 
die  Rechte  anmaassen ,  welche  rein  geistlicher  Natur  sind ; 
er  dürfe  die  Kirche  nicht  in  Handhabung  der  Befugnisse 
stöiren,  welche  zum  Wesen  der  geistUeben  Macht  gehören, 
ebensowenig  ein  Hindemias  entgegenstellen  dem  kircblichen 
Gesetzgebungsreoht,  dem  Gerichte  in  foro  intemo,  dem 
Ausspruche  geistlicher  Strafen,  die  für  die  bürgerlicheo 
Verhältnisse  gleichgültig  sind.  £lr  darf  und  muss  aber  dem 
Misebrauch  der  geistlichen  Gewalt  entgegentreten  ^)  durch 
das  Placet,  durch  beständige  Wachsamkeit,  damit  geneh- 
migte Institutionen  nicht  nachher  noch  zum  übelen  aus- 
schlagen, durch  den  Recursus  ab  abusu  ^),  schliesslich  durch 


t 


')  (Ibendas. 

>)  ebenda«.  I,  1,  534.  469. 

*)  Wien  1778.  als  Umarbeitung  einer  vier  Jahr  ?erhsr  erBcklflneaen 
Adombratio  studii  JurigprudenUae. 

«)  Vgl.  aber  ihn  Werner  a.  a.  0.  216.  f. 

<")  lik  IL  ^  2.  g.  115. 

•)  sbeadas.  §.  116. 

')  Ueber  diesen  wird  dann  noeh  ex  profesao  gehandelt,  Hb.  II. 
c.  2.  §.  3.  Ich  fahre  seine Bef^rflndnng  an:  »Simul  ae  perflonae  eccle- 
siastieae  sua  abatuntur  aaeteritate,  laedoiitur  cives,  qui  vel  Hidem  ec- 
desiastiei  vel  laici  snnt,  et  quidem  laedantur  ab  ilLto,  qui  ins  iaedbndi 
non  habent.  >Non  enim  accepistis  spiritum  servitutis«  ait  Aposlol.  ad 
Rom.  c.  yill.  T.  15.    Et  quantumvis  potestas   eodesiastica  a  prefana 
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alle  Mittel,  welche  die  Macht  und  den  Willen,  dem  Staate 
schädlich  zu  werden  unterdrücken.  Es  kann  und  muss 
der  Fürst  ferner  sich  allein  das  Recht  vorbehalten,  zeitliche 
Strafen  zu  verhängen,  oder  der  Kirche  eine  Richtschnur 
deswegen  vorschreiben.  £r  kann  und  muas  über  die  weit* 
liehen  Rechte  der  Kirche  zum  Nutzen  des  Staates  verfügen, 
die  Befugnisse,  welche  gemischter  Natur  und  nur  durch 
den  Staat  der  Kirche  beigelegt  sind,  dieser  wieder  entziehen 
oder  vermindern,  selbst  die  spiritualen  Rechte,  wenn  sie 
lufiülige  (accidetii€dia)  sind,  zum  Heile  des  Staates  auf- 
heben, ja  endlich  sogar  die  essentiellen  suspendiren ,  falls 
sonst  der  Staat  dem  Verderben  verfallen  würde. 

Die  Grundsätze  Ejbels  schienen  selbst  der  Regierung 
Maria  Theresias  zu  weit  gegriffen  zu  sein ,*  die  In- 
kpductio  wurde  durch  Verfügung  v.  24.  März  1779.  nach 
allerdings  zweijähriger  Benutzung  ausser  Oebranch  gesetzt  ^J, 


BOB  dependet,  illam  tarnen  divinitus  fiuadator  ita  definivit,  at  tantam- 
Bodo  ad  otom  eorun,  quae  ad  salutem  aeteroam  pertioeot,  non  autem 
ad  abosum  lese  exiendat;  ad  abasua  igitor  Elcclesia  potestatem  nailam 
habet,  atque  quampriinain  yel  minimos  in  Republica  committit,  male 
tfOBdo,  timeodam  habet  illum,  qui  >Don  sine  causa  giadiun  portat,  qoi 
Dsi  minUtsr  est,  et  yindex  in  iram  ei,  qui  male  agit.«  ad  Rom.  c  XIII. 
T.  4.  Neqae  jam  insulsa  recoque  sophismata,  dicendo:  nuUam  imps- 
ra&tem  ad  abnsos  potestatem  accepisse,  et  tarnen,  etsi  aliquos  com- 
■ittat,  tjoadem  sobditos  ad  altemm  imperantem,  a  quo  ille  non  de- 
psndet,  recurrere  non  posse.  Enimvero  quisque  statim  intailigit,  quam 
diyersiirimos  esse  casus,  si  qnaedam  respublica,  quae  ab  altera  nulla- 
teDBS  dependet,  in  territorio  i uo  sine  alterius  praejudicio  potestate  sua 
abotatnr,  et  si  Ecelesia  quae  a  republica  non  undequaque,  sed  quoad 
lolam  illam  veram  spiritualam  potestatem  non  dependet,  in  territorio 
Reipttblkae  oum  ejusdem  praejadicio  abusas  committat.  Neque  revoeo 
qnacitionam  iUam,  cor  non  Ticissim  si  princeps  sua  abutatur  potestate^ 
ad  Ecdssiam  reeurrere  liceat.  £t  enim  si  subdilos  suos  in  tempors!» 
libaa  gravet  caosis,  refiectatur  ad  illud :  >Homo  quis  me  coBStituit  ju- 
dioem  at  dinsorem  super  vosi  et  uniTorse  animo  reyolvantur  ea,  quibus 
Mipra  demoQStrayi,  nil  potestatis  Ecclesiae  in  temporalibus  competere. 
(^dsi  autem  abusns  potestatis  profanae  ipsam  Religionem  attingat,  sumat 
SBom  recorsom  gravatus  fidelis  ad  illum  qui  Math.  11.  28.  ait:  »Venite 
ad  aae  omnes,  qoi  laboratis  et  onerati  estis  et  ego  reficiam  vos.<  Imo  non 
■orabor,  dicat  grayatus  fidelis  id  Eoclesiat,  et  haec  iis,  quae  sibi  com- 
ptkOBt,  spiritiialibus  mediis  otatnr.« 
>)  Kiak  a.  a.  0.  I,  1,  696. 

10* 
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was  auch  wohl  Veranlassung   gab,    dass    ihr  Verfasser  sie 
nicht  vollendete  'J. 

Ja  die  Regierung  erklärte  sich  auf  die  Beschwerden 
der  Kirche  sogar  bereit,  den  R  i  e  g  g  e  r ,  der  aufs  Neue  als 
Lehrbuch  approbirt  worden  war,  einer  Revision  zu  unter- 
werfen ^) ,  als  der  Tod  der  Kaiserin  dieses  Unternehmen 
in's  Stocken  brachte  •). 


^)  Von  den  sechs  prqjectirten  B&nden  sind  die  beiden  letzten, 
welche  die  deutschen  und  das  österreichische  Particularrecht  behandeln 
sollten,  nicht  erschienen. 

')  Schon  vorherhatte  Rautenstrauch  eine  Revision  des  Rieg- 
ger freilich  von  der  entgegengesetzten  Tendenz  ausgehend  beantragt. 
Vgl.  den  interessanten  Bericht,  welchen  der  Hofrath  y.  Greiner  der 
Kaiserin  erstattete:  >Mit  den  sehr  vernünftigen  Erinnerungen,  die  der 
wirklich  gelehrte  Abt  von  Braunau  (Raatenstrauch)  über  das  neue 
Lehrbuch  des  Kirchenrechts  E.  M.  überreicht  hat,  bin  ich  nicht  nur 
allein  völlig  einverstanden,  sondern  ich  muss  bekennen,  dass  ich  diesen 
zusammengedrängten  Auszug  aus  dem  Werke  des  verstorbenen  Rieggers, 
der  im  Grunde  einerley  mit  dem  ersten  i.  J.  1774.  herausgekommenen 
Auszüge  ist,  für  ein  Schulbuch  gar  zu  abgekürzt  finde.  Die  von  dem 
Abten  von  Braunau  angezeigten  Stellen  sollten  nach  meinem  geringen 
Ermessen  wirklich  geändert  werden.  Denn  einmal  itzt  glaubt  doch  in 
der  ganzen  Christenheit  kein  Gelehrter  mehr  an  die  Unfehlbarkeit  des 
Papstes  für  seine  Person.  Er  mag  hernach  von  der  Kanzel  oder  von 
seinem  Schreibepnlte  geredet  haben,  so  wie  im  Gegentheile  kein 
frommer  wahrer  Christ,  die  Unfehlbarkeit  der  allgemeinen  Kirche  in 
Glaubenssachen  in  Zweifel  ziehet.  Warum  sollte  man  also  aus  nie- 
driger Schmeicheley  für  den  römischen  Hof  eins  mit  dem  andern  ver- 
mischen und  zweideutige  Sätze  hinschreiben,  mithin  sich  das  Ansehen 
geben,  als  ob  man  nicht  Muth  genug  hätte,  den  Schülern  die  Wahr- 
heit frey  zu  sagen ,  die  sie  also  gleichsam  nur  errathen  sollten.  — 
Eine  gleiche  Beschafi^enheit  hat  es  mit  der  Gewalt  des  LandesftUrsten 
über  geistliche  Personen,  wenn  es  um  die  Ausübung  der  bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit  zu  thun  ist.  Kein  vernünftiger  Mensch  wird  itzt  mehr 
an  dem  diesfälligen  unstreittigen  Rechte  des  Landesfürsten  zweiflen. 
Warum  soll  also  die  gekünstelte  Wendung  als  eine  kaiserliche  Schmei- 
cheley für  die  Meynungen  des  römischen  Hofes  dastehen  —  audita 
tarnen  si  fieri  potest  ecclesiastica  potestate,  wie  der  §.  278.  auf 
eine  sehr  seltsame  art  lautet.  Was  soll  denn  hernach  geschehen  si 
fieri  non  posset  und  wer  wird  hiemach  den  Fall  bestimmen,  wenn 
das  potest  vel  non  potest  eintritt.  Mit  dergleichen  wnnderlichen  Subtili- 
teten  setzt  man  sich  herunter  und  veranlasst  unangenehme  Strittig- 
keiten,  die   hernach,   weil  die  Geistlichkeit  sobald  man  ihr  nur  den 
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Gehen  wir  jetzt  zu  einer  Darstellung  der  Verordnungen 
über,  welche  MariaTheresiaals  Ausflüsse  ihres  Hoheits- 
rechtes  über  die  Kirche  erlassen  hat,  so  werden  wir  hier 
kaum  nöthig  haben,  wie  bei  den  früheren  österreichischen 
Regenten  die  Gesammtheit  der  bezüglichen  Gesetze  vorzu- 
fuhren und  zu  charakterisiren.  lieber  alle  Verhältnisse  der 
Kirche  erstrecken  sie  sich  jetzt;  in  den  ersten  Jahren  der 
Regierung  als  Maassregeln  der  Nothwendigkeit ,  wie  sie 
durch  arge  Missstände  augenblicklich  erfordert  wurden; 
in  der  späteren  Zeit  auch  als  Consequenzen  des  grossen 
Reformwerkes,  welches  die  übrigen  Theile  des  Staatswesens 
Rchon  umgestaltet  hatte,  und  dann  auch  die  kirchlichen  In- 
stitutionen mit  umfassen  sollte,  als  wenn  auch  vielleicht 
nicht  völlig  bewusste  Ausflüsse  des  Systems,  welchem  H  o  n  t- 
heim  in  der  Theorie  das  Ueberge wicht  verschafl^  hatte, 
and  welches,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  den  österreichischen 
Bildungsanstalten  unbedingt  herrschte^). 


Finger  biettet,  allemal  gleich  die  Hand  an  sich  zu  reissen  trachtet,  in 
den  Dycasterial-Yerhandlungen  die  üblesten  Folgen  haben.«  in  den 
Sitsber.   d.  k.  k.  Ak.  bist.  phil.  El.  30,  349.  f.  1859. 

')  Ebendas.  351.  Kink  a.  a.  0.  I,  1,  537. 

')  Wir  heben  hier  hervor:  Verf.  y.  10.  Mai  1752.  (Samml.  a. 
a.  O.  1,  357.)  and  15.  Sept.  1775.  (ebendas.  7,  357.):  Einschrän- 
kung des  Asylrechts ;  y.  27.  Juni  1758.  (3,416.):  Abstellung  des  Exor- 
cbmns;  y.  15.  Dec.  1759.  f3,  572.):  Verbot  des  Gebrauches  yon  Privat- 
agenten  in  Rom;  y.  27.  Juli  1764.  (4,276.):  Aufenthaltsverbot  für  aus- 
ländische Ordenspriester ;  y.  16.  Oct.  1767.  (5,  223.) :  Abstellung  des 
Beichtkreuzers;  y.  16.  Aug.  1769.  (5,  443.):  Abstellung  der  Eirchen- 
mahlzeiten ;  17.  Oct.  1770.  (6,  294.) :  OrdensgelQbde  nicht  yor  dem  24. 
Jahre  abzulegen;  26.  Aug.  1771.  (6,  369.):  Amortisationsgesetz; 
81.  Aog.  1771.  (6,  373.):  Affiliationen  an  fremde  Ordeoshäuser  yer- 
boten;  4.  Sept.  1771.  (6,  877.):  Instrumentsfertigung  den  Geistlichen 
sab  Dollitate  actus  untersagt;  kein  Held  von  Geistlichen  ausser  Lan- 
des zu  senden ;  20.  März  1772.  (6,  450.) :  Keine  ausländischen  Eloster- 
oder  Proyinzialoberen  anzunehmen;  16.  Juli  1773.  (6,579.):  Geldforde- 
mngen  der  Geistlichen  an  Unterthanen  abzustellen;  13.  Sept.  1777. 
(8,  75.) :  ohne  Normalschulattest  keine  Geistlichen  in  einen  Orden  auf- 
zunehmen ;  20.  Hörn.  1778.  (8,  173.) :  Theil  der  entbehrlichen  Eirchen- 
einktlnfte  zur  Unterhaltung  der  Schulmeister  zu  yerwenden;  26.  Juni 
1779.  (8,  284.):  die  Ordensoberen  haben  ihre  Geistlichen  mit  Eleidung 
und  allem  Nothwendigen  zu  versehen;  31.  Juli  1779.  (8,  373.):  keinem 
KloBtergeistlichen  Almosen   zu  geben   ausser  durch  letztwillige  Ver- 
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Wir  werden  uns  fttglieh  darauf  beschränken  können, 
die  Maassregeln  zu  besprechen ,  welche  specieil  de9  Miss- 
brauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  zurückweisen  sollten. — 

Eine  Institution,  die  dem  von  der  Theorie  nach  iranzösi- 
schem  und  spanischem  Muster  so  warm  empfohlenen  Recursns 
ad  principem  entfernt  ähnlich  gewesen  wäre,  und  einen  geregel- 
ten Weg  zur  Abhülfe  von  Beschwerden  über  geistliche  Be- 
drückungen gewährt  hätte,  gab  es  noch  immer  nicht.  Die 
Regierung  bemühte  sich  vielmehr  jeden  Amtsmissbrauch  im 
Keime  zu  ersticken,  und  falls  doch  die  präventiven  Maass- 
regeln  ohne  Erfolg  bleiben  sollten,  in  gewöhnlicher  Unter- 
suchung und  durch  das  allgemein  übliche  Strafverfahren 
eine  Repression  eintreten  zu  lassen.  -*- 

Man  meinte  eben  die  Kirche  in  so  enge  Schranken 
einschliessen  zu  können ,  dass  deren  Durchbrechung  fast 
unmöglich  wäre,  und  man  glaubte  für  den  seltenen  Fall 
des  clerikalen  Ungehorsames  mit  den  früher  gebräuchlichen 


> 


fAgang;  28.  Sept.  1779.  (8,  888.):  Testamente  der  Ordensgeistlichen 
der  Obrigkeit  rorznlegeii,  VenDiehtnisse  auf  Lampen  etc.  absustellen ; 
30.  Mai  1750.  (1,  167.):  Stoltsxordn.  f.  Böhmen;  25.  Sept.  1754.  (2, 
400.):  Missbräuche  bei  Leiehenbeg&ngnisien  abzustellen;  23.  Juli 
1768.  (4^  172.):  Abstellung  des  Betgroschens  etc.;  27.  Sept.  1777.  (8, 
86.):  Ehedispensen  nicht  von  Rom  sondern  Ton  den  Ordinarien  zu  er* 
bitten;  28.  Juli  1761.  (1,  188.):  Aber  Opferg&nge;  11.  April  1772.  (6, 
461.):  Prozessionen,  wo  Aber  Nacht  ausgeblieben  wird,  ferboten  etc.  etc. 
Dass  der  Febronianismui  in  den  Kreisen  der  Staatsdiener  eifrige  An* 
h&nger  hatte,  ergeben  die  noch  vorhandenen  Brachstflcke  einer  ge- 
heimen —  in  Wahrheit  wohl  niemals  eriassenen  —  Instruction  an  die 
Lftnderchefs.  Die  Kaiserin,  hiess  es  darin,  wolle  jetzt  ^e  geistlichen  Be« 
formen  in  die  Hand  nehmen,  die  Unsicherheit  der  Behörden  Aber  die 
Gränzen  ihrer  Wirksamkeit  entfernen,  und  alte  wie. neue  Missbrftucke 
beseitigen.  Die  Geistlichen  seien  nach  Anordnung  des  Heilands  anf 
die  Predigt  des  Evangeliums,  die  Sorge  für  den  Gottesdienst,  die  Ver* 
waltnng  der  gacraoMate  (sofern  sie  rein  geistlich  ist)  und  die  innere 
Disciplin  der  Kirche  zu  beschränken,  wogegen  dem  Staate  selbst  in 
Bezug  auf  die  Festsetzung  der  Dogmen  das  Beeht  der  Mitwirkung 
nicht  versagt  werden  könne,  da  gerade  die  Dogmen  die  Bube  und 
Wohlfahrt  des  Staates  oft  sehr  nahe  berAhren ....  „Mit  einem  Wortes 
Als  StaatsbArger  sehe  ich  nicht  gerne  BArger,  die  aufhören  es  an  sein, 
Untertfaanen,  die  sich  aa  Uaterthaoen  eines  Fremden  nuichen,  Landes- 
kinder, die  jedem  Vaterland  entsagen.  Ich  wil),  dass  jeder  Staat  voU- 
konmea  inabhAngig  «ei."    Vgl.  Hocki,  a.  a.  0.  49. 
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VerwaltungsmaMsregeln ,    der  Temporftlieneperrs ,    kflrper- 
licher  Haft  Uv  dgl.  völlig  auflkommen  zu  können. 

Es  htttte  auch  dem  Geiste  des  deutschen  Staatswesens 
ins  acfataehnten  Jahrhundert  wenig  entsprochen,  wenn  für 
den  Sats  des  Staatsabsolutismus ,  dass  der  Fürst  Alles  au 
eontroiiren  habe,  daas  die  staatliche  Sorge  alle  Verhältnisee 
HBiepannen  müsse,  schon  durch  Festsetaung  bestimmtt^ 
Wege,  in  den«ii  diese  Sorgfalt  sich  äussern,  bestimmter 
Canäle,  durch  welche  die  Hülfe  der  Fürsten  angenifen  wer* 
den  mfisse,  eine  Schranke  gezogen  worden  wäre. 

So  wurde  vor  allen  Dingen  die  Publication  kirchlicher 
Actenstücke  von  staatlicher  Genehmigung  abhängig  gemacht. 

Als  der  Fürstbischof  von  Wien  i.  J.  1745.  einen 
Hirtenbrief  durch  den  Druck  veröffentlicht  hatte ,  und  gleich- 
zeitig damit  eine  päpstliche  Bulle  und  Encyclica  die  Be- 
obachtung der  Fasten  betreffend,  publicirte,  erinnerte  die 
Kaiserin  unter  dem  18.  März  1746.  ^)  an  die  ununter' 
brochene  Observanz  wonach  in  ganz  Oesterreich  päpst- 
liche JBuUas,  von  was  Natur  sie  immer  seffn  mögen,  oder 
auch  andere  den  statum  publicum  berührende  geistliche  Ver- 
ordnungen Mu  publiciren  nicht  gestattet  werde,  ohne  Ge- 
nehmigung des  Landesfürsten.  Die  Kaiserin  würde  sif^ 
nicht  entbrechen  können  im  Wiederholungsfalle  solche  Mit- 
tel eu  ergreifen,  die  der  landesfürstlichen  Hoheit  zukom- 
men, und  die  Umstände  der  Sache  erheischen  dürften.  Den 
Buchdruckern  wurde  bei  Niederlegung  des  Gewerbes  ver- 
boten, nicht  placetirte  geistliche  Verordnungen,  die  in  das 
Publicum  eineti  Einflt4ss  h<nben  zu  drucken. 

Noch  viel  energischer  sprach  »ich  das  Edict  v.  19.  Ootober 
1768.  aus,  wodurch  die  Publication  und  Nachachtung  der 
Bulle  In  Coena  Domini  untersagt  wurde. 

Diesem  zufolge,  so  hiess  es  *),  mnchen  wir  allen  Unseren 

')  Cod.  Austr.  5,  217. 

■)  Id:  Wichtiges  Pro  Memoria  an  die  weltlichen 
Regenten  (1782.  s.  1.)  156.  if.  Die  Motivirung  des  Beschlnsses  lautet: 
..Da  wir  nun  in  Eriahrung  gebracht  haben,  daas  die  yorgenannte  Bulle 
Id  Coena  Domini,  welche  niemals  weder  Ton  Uns  noch  Ton  Unsem  Vor- 
fahren zugelassen  noch  angenommen  worden  ist,  sich  durch  nnmittel- 
bire  Wege  in  unsere  Staaten  der  Lombardy  eingeschlichen  hat,  und 
dass  wenn  solches  anch  nicht  wftre,  besagte  Bolle  wie   allgemein  be- 
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Unterthanen,  sowohl  geistlichen  als  weltlichen ,  in  welchem 
Rang  und  Würden  sie  atich  stehen  mögen ^  bekannt,  dass 
Unser  ernster  Wille  ist,  dass  in, Zukunft  in  allen  Unsem 
Staaten  der  Osterreichischen  Lombardei/  gar  nicht  der 
mindeste  Gebrauch  von  der  Bulle  in  Coena  Domini  ge- 
macht werde,  aus  welcher  Ursache  und  au  welcher  Absicht 
es  sey,  ufid  erklären  jede  mittelbare  oder  unmittelbare  dar- 
gegen  begangene  Handlung  um  so  mehr  für  widerrechtlich 
und  missbräuchlich,  da  sie  auch  niemals  jener  rechtmässigen, 
höchsten,  und  gesetegebend&n  Macht,  die  Wir  von  Gott  zur 
Wohlfahrt  der  menschlichen  Gesellschaft  erhalten  haben,  den 
mindesten  Abbruch  würde  thun  können  ^). 

Selbst  auf  früher  ergangene  kirchliche  Kundgebungen 
erstreckte  sich  die  staatliche  Controle,  wie  denn  durch  Hof- 
decret  v.  7.  Mai  1744.  das  Gebot  erging,  in  den  Breviarien 
die  naektheüige  LekMon  Gregors  VII.,  von  der  Macht 
des  Papstes,  die  Fürsten  abzusetzen  mit  weissem  Papier  zu 
verkleben  und  künftig  nicht  wieder  zu  drucken  *). 

War  so  eine  gewisse  Garantie  gegeben,  dass  die  Staats- 
ordnung durch  schriftliche  Meinungsäusserungen  der  Kirchen- 
oberen  nicht  gefährdet  würde,  so  versuchte  man  auch  die 
Redefreiheit  der  Geistlichen  zu  beschränken. 

Schon  i.  J.  1754.  wurde  es  dcQ  Klöstern  verboten, 
Thesen  zur  Disputation  aufzustellen  oder  drucken  zu  lassen, 
die  nicht  die  Genehmigung  des  Protector  Studiorum  erhal- 


kannt  ist,  solche  Verfügungen,  welche  meistens  dem  Amte  des  Priester- 
thums  gar  nicht  zukommen,  entb&lt,  welche  unmöglich  gebilligt  werden 
können  und  dadurch  eiu  grober  Eingriff  in  die  weltliche  Macht  ge- 
schieht, 80  haben  Wir  bereits  Unsere  Bischöfe  der  Oesterreichischen 
Lorobardey  ermahnen  lassen,  in  Zukunft  gar  nicht  den  mindesten  Ge- 
brauch von  besagter  Bulle  In  Coena  Domiui  zu  machen,  auf  welche 
Art  und  Weise  solches  auch  immer  von  ihrem  Amte  abhängen  könnte. . .  /* 

')  Vgl.  damit  auch  das  Verbot  der  Publication  der  Bulle  C 1  e- 
mens  XIII.  v.J.  17(i4.,  in  welcher  die  Jesuiten  gegen  die  Maassregeln 
des  französischen  Hofes  vertbeidigt  wurden.  Hock,  d.  Oesterr. 
Staatsrath  48. 

')  Samml.  a.  a.  0.  7,  69.  Die  Stelle  lautet:  „Contra  Henrici 
imperatoris  impios  conatus  fortis  per  omnia  athleta  impavidus  per- 
mansit,  seque  pro  muro  domni  Israel  ponere  non  timuit,  ac  eundem 
Henricum  in  profundum  malorum  prolapsum,  fidelium  communione 
regnoqae  privayit,  atque  |^bditos  populos  fide  ei  data  liberavit*' 
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ten  bStten,  da  die  Kaiserin  missfällig  wahrffenommen  zu 
habeo  versicherte,  daea  von  den  Geistliclien  öfterK  sehr 
ungereimte  Theses  und  Assertiones  in  öffenÜkhen  Dispu- 
taticmett  defetidirel,  und  hi  Druck  heraus  gegeben  tcurden  ^), 
Später  musste,  wie  oben  bemerkt  *) ,  die  Synopsis  von 
Raatenstr  auch  allen  Öffentlichen  Disputationen  zu Gnmde 
gelebt  werden. 

Weit  altgemeiner  war  die  Uofentachlieesung  t.  5.  October 
1776.  gehalten»). 

Den  Welt-  und  KlostergeiBtlichen  wurde  bekannt  ge- 
macht, wie  schon  öfters  unerwartet  zu  vernehmen  gewesen 
sei,  daes  sie  die  von  alaatswcgen  erlassenen  kirchlichen  Ver- 
ordnungen getadelt  oder  gar  verdächtig  gcmaclit  hätten. — 
Do  nutt  diese  Verbrechen  auf  das  erspiegelndeste  mit  Ab- 
sdtmg  der  Oberen  von  ihrer  Würde  ohne  allen  Unterschied, 
auch,  beschaffenen  Umständen  nach,  noch  mit  einer  empfind- 
lieheren  AJindung  bestrafet  werden  würden;  so  werden  der- 
lei  oben  verbotene  Vorgänge  anmit  schärfest  verboten,  und 
sollen  alle  diejenigen ,  welche  davon  Wissenschaft  tragen,  und 
iie  Dagegenhanäelnden  ohne  Verschub  der  politischen  Landes- 
»teile  anzeigen,  als  getreue  Unterthanen  angesehen  werden.  — 
Die  geistliche  Jurisdiction  wurde  in  den  herkömmlichen 
GrKnzen  gehalten,  und  die  Staatsbehörden  angewiesen,  Ue- 
bersch reitungen  der  Compittenz  durch  ^'ichtausführung  des 
betreffenden  geistlichen  Urtheils  zurückzuweisen  *).  Ebenso 
waren  verbrecherische  Geistliche  dem  kirchlichen  Forum 
unterworfen,  dieses  aber  sollte  sich  an  die  Bestimraungen 
der  TbereManIschen  Strafgesetz  gebung  halten,  und  hei  todes- 
wiirdigen  Verbrechen  den  geistlichen  Thäter  degradirt  der 
weltlichen  Gerichtsatelle  zur  Bestrafung  überliefern  '). 

Die  geistliche  Disciplinargewalt  war  aufs  Aeusserste 
gctchmälert,  und  unterlag  der  staatlichen  Aufsicht,  wie 
■Jenn  auch  die  Blaalllchcn  Behörden  Recurse  gegen  geist- 
liche Disciplinarerkenntuisse  annahmen. 

'J  Cod.  Anetr.  5,  860. 
';  Siehe  S.  144.  fg. 

*)  Samml.  sller  k.  k.  Verordn.  &.  s.  O.  7,  695. 
•)  Verordn.  v.  27.  Oct.  1769.    Cod.  Anatr.  5,  810. 
■)  Domin-Petrnaheveci  a.  a.  0.  in  Oeatr.   Revue    1806. 
1,  104. 
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Als  i.  J.  1770.  ein  Mönch  des  Cistercienser  Klosters 
Thcnnenbach  den  landesherrlichen  Schutz  gegen  ihn 
bedrohende  DiscipIinarmaasBregeln  anrief,  erfolgte  umgehend 
der  Auftrag  an  den  Freiburger  Professor,  Regierongs* 
und  Rammerrath  K  i  e  g  g  e  r ,  die  Beschwerden  zu  unter- 
suchen, und  sofort  nicht  nur  das  Betragen  dieses  Cieter- 
ziensennönchs  gegen  seinen  Prälaten,  sondern  a^k  das  Be- 
nehmen desselben  gegen  jenefi  gründlich  eimfusehen  und  eu 
erheben,  und  vor  allem  diejenige  Schrift,  welche  0u  der  Ein^ 
Sperrung  dieses  Möndies  den  Hauptanlass  schon  ehemals 
sollte  gegeben  habest,  von  dem  Prtßlaten  in  Orginali  absu^ 
fordern  und  falls  er  sich  dieselbe  herauszugeben  weigern 
sollte,  selben  dahin  nach  deinem  Ermessen  verfänglich  anr- 
suhalteti  und  überhaupt  edles  vorzukehren,  was  zur  JErörte- 
rung  der  Sache  nolhwendig  und  nützlich,  ancA  unserem 
landesfürsÜ,  höchsten  Ansehen  angemessen  sein  wird. 

Die  Kaiserin  erklärte,  dasB  sie  eben  so  geneigt,  wie 
befugt  sei,  einen  jeden  Unserer  getreuen  sowohl  geisÜiefieu 
als  weltlichen  Unt^rOianen  ohne  Unterschied  ünsem  UmdeS' 
fürstl,  höchsten  Schutz  angedeihen  zu  lassen  ^).  — 

Am  31.  August  1771.  wurden  dann  auch  alle  Kloster- 
kerker  aufgehoben ,  welche  die  geistlichen  Oberen  zu  hal- 
ten und  zu  benutzen  sicf^  die  unerlaubte  Freiheit  genom- 
men habefL  Die  correctio  patema  ihrer  Untergebenen ,  er- 
läuterte Maria  Theresia  den  Beschluss,  wolle  sie  den 
OrdeuBoberen  nicht  entziehen;  deswegen  könne  auch  in  je- 
dem Kloster  eine  abgesonderte  mit  den  Übrigen  ganz 
gleiche  Zelle,  zur  Straf haft  benutzt,  und  Bussfasten  unter 
gewissen  Beschränkungen  und  sofern  sie  nicht  gesundheits- 
schädlich wären,  auferlegt  werden.  Doch  sollten  die  Haft- 
zimmer jederzeit  der  staatlichen  Controle  offen  stehen,  und 
die  Bischöfe  •  nicht  qua  ordinarii  Bondern  (ds  landes- 
fürstliche Commissäre  diese  vorssuneiimei^  verpflichtet  sein. 


»)  Rieggeriana  (Wien,  Freiburg, Prag  1792.)  1,  126.  tf.  —  Dasa 
die  Kaiserin  bei  solcher  Gelegenheit  vorsichtig  verfuhr,  zeigen  ihre  Re- 
Scripte  an  Grein  er  und  das  dort  aufgestellte  Princip:  jj'riester  die 
ohne  roackel  sind  müssen  angewendt  werden ;  wan  die  schlechten  pro- 
tection finden,  wird  nicmahls  dis  corp  rein  werden.^'  Arneth  in 
Sitz  gab  er.  d.  k.  k.  Akad.  bist.  phil.  Kl.  30,  544. 
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Den  wider  die  höchsten  MajestcUsrechte  und  die  von 
Gott  eingeräumte  landesherrliche  Gewalt  laufenden  Unfug 
in  BeibAaUung  förmlicher  Gefängnisse  und  dergleichen  eu 
weit  getriebener  Bestrafungen  wollte  die  Kaiserin  künftig 
auf  keinen  Fall  mehr  gestatten  ^). 

Noch  weniger  war  den  geistlichen  Oberen  die  Befug- 
nisa  zugestanden  worden,  geistliche  Censuren  zu  handhaben. 

Es  soll  fürhin  keine  geistUehe  Excommunicaeion  Ober 
Unierthanen,  so  bestimmte  das  Hofdecret  v.  1 .  October  1 768.'), 
ohiie  vorläufige  Einsicht  und  Bewilligung  der  vorgesetzten 
LandessteUefi  am  wenigsten  aber  in  crimine  haereticae  pro- 
vitatis  hierinnenfalls  eine  Ausnahme  statt  haben,  sondern 
damü  die  oberste  politische  Landesstelle  in  dergleichen  in 
das  Politikum  tief  einschlagenden  Fällen  eine  vorläufige 
Kenntniss  erhalte  und  jsu  deren  Erörtermig  mitwirke,  in 
dergleicheti  Fällen  das  Pladtum  regium  jsu  einer  rechtlich 
£U0rken$ienden  Excommunicaeion  unmittelbar  bei  der  h  österr, 
Begierung  angesuchet,  und  vor  der  Exekueion  erwartet, 
von  denselben  aber  alle  VerMÖgerung  vermieden,  wnd  die  Ex- 
peditian  so  viel  möglich  besc/deunigt  werden^).  — 

Selbst  die  Verhängung  von  Kirchenbussen  und  ausser^ 
liehen  Kirchenstrafen  wurde  den  Seelsorgern  versagt  ohne 
Vorwissen  und  Konkurrenz  der  Länderstellen,  welche  jedes- 
mal Anzeige  bei  Hofe  machen  sollten  ^). 

80  war  also  hier  ein  Recursus  ad  principem  ziemlich 
a^Bgeschlossen,  un4  gestaltete  sich  äussersten  Falles  als 
Appellation  von  dem  Urtbeila  der  Staatsbehörde,  die  dem 
geistlichen  Urtheilsspruche  zugestimmt  hatte. 


>)  Samml.  a.  a.  0.  6,  374.  ff. 

•)  Eben  da  8.  5,  377. 

')  Kack  dem  Hofdeoret  y.  23.  Sept.  dess.  Jahres  sollten 
bei  Ezcommunieatioosfällen  auf  dem  Lande  die  Kreivhauptleute  znge* 
zogen  werden.  Samml.  a.  a.  0.  5,  376.  Ebenso  wurden  diese  Vor- 
seliriften  eiagatchärft  bei  Excommunication  wegen  percnssio  elerici. 
Ebendas.  8,  268.;  5,  632.;  7,  232. 

^)  Verordn.  y.  27.  Hornnng  1779.  ebendas.  8,  283.  -^  Durch 
Yerordn.  y.  1.  Juli  176ö.  war  den  Oeiatlicheu  yerboten  worden, 
zur  Sohnnng  eines  Fehltrittes  Qeld  oder  Wachs  anxunehmen.  Eben- 
das. 5,  844. 
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Wenn  schon  in  den  letzten  Jahren  der  Regierung 
Maria  Theresias  der  Febronianismus  zu  einer  der 
Kaiserin  fast  unbewussten  Geltung  gelangt  war,  so  herrschte 
er  unter  Joseph,  der  den  Febronius  vielleicht  nicht 
ohne  Spott  ftir  orthodox  erklärte  ^),  unbedingt. 

Gross  gezogen  in  den  naturrechtlichen  Anschauungen 
Martinis'},  besass  der  Kaiser  kein  Verständniss  und  keine 
Achtung  vor  geschichtlicher  Entwickelung.  Er  scheute  sich 
nicht,  alt  hergebrachte  Institutionen  der  Kirche  und  des 
Staates  über  den  Haufen  zu  werfen,  wenn  sie  dem  Ideale 
seiner  Staatsform  widersprachen,  jener  absoluten  Regierung, 
welche  durch  das  Licht  der  Aufklärung  das  Volk  durch- 
dringen, den  Willen  des  Herrschers  als  verkörperte  Staats- 
raison  betrachtet  und  alle  Fäden  des  Regimentes  in  die  Hand 
des  Landesfürsten  gelegt  wissen  wollte. 

Die  lange  Dauer  des  für  missbräuchlich  Erkannten 
schien  keine  Schonung  desselben  zu  verlangen,  der  kirch- 
liche Charakter  der  bemängelten  Institutionen  keine  Berück- 
sichtigung der  hierarchischen  Ordnung,  keine  Mitbetheiligung 
der  kirchlichen  Autoritäten  zu  beanspruchen,  wenn  man  sie 
reformiren  oder  beseitigen  wollte.  Denn  die  landesherrliche 
Gewalt,  so  gab  Fürst  Kaunitz  dieser  Theorie  den  muster- 
gültigen Ausdruck  '),  begreift  ohne  Ausnahme  alles  das- 
jenige  unter  sich,  was  in  der  Kirche  nicht  von  göttlicher, 
sondern  nur  von  menschlicher  Erfindung  und  Einsetzung 
ist,  und  das,  was  es  ist,  allein  der  Einwilligung  oder  Grut^ 
heissung  der  oberherrlichen  Gewalt  eu  verdanken  hat,  welcher 
daher  einstehet  und  zustehen  muss,  alle  dergleichen  freiwillige 
und  willkürliche  Bewilligungen,  so  wie  andere  dieser  Art, 
nicht  nur  allein  abzuändern  und  einzuschränken,  sondern 


0  Vgl.  seinen  Brief  an  den  Erzb.  y.  Trier  v.  24.  Uerbstm.  1781. 
bei  GrosB-Hoffinger,  Arch.  d.  Urk.  und  Beweisst.  s.  Gesch.  K. 
Josephs  II.  (Stattgart).     180. 

')  J&ger,  Kaiser  Joseph  II.  und  Leopold  II.  (Wien  1867.)  82. 
Gro SB-Hoffinger,  Lebens-  u.  Regierungsgesch.  Josephs  IL  (Statt- 
gart  1835.)  1,  45.    Ueber  Martini  siehe  oben  S.  14L 

')  Gross-Hoffinger,  Aktenst.  244.  ff.;  wurde  als  allgemeine 
Regierungsnorm  unter  d.  19.  Dez.  1781.  in  die  GesetzsammloDg  aufge* 
nommen. 
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BogoT  aufjsuhehen^  so  oft  solches  Staatsur Sachen,  Missbräuche 
oder  veränderte  Zeitefi  oder  Umstände  erheischen  mögen.  — 

Die  Religion  war  dem  Kaiser  Erziehungsmittel  des 
Volkes;  die  Kirche  eine  Polizeianstalt,  die  den  staatlichen 
Zwecken  so  lange  dienstbar  zu  sein  habe,  bis  die  Aufklärung 
des  Volkes  ihre  Ablösung  durch  die  weltliche  Polizei  ge- 
statte. 

Jener  Satz,  den  Sonnen fels  in  die  akademische 
Form  der  Thesis  gekleidet  hatte  ^) :  Die  Religion  ist  das 
wirksamste  Mittel,  den  sittlii^en  Zustand  auszubilden.  Die 
vodtliche  Gesetzgebung  würde  in  manchen  Stücken  unzu- 
reichend sein,  wenn  das  Band  der  Religion  und  ihre  Strafen 
ihr  nicht  die  Häfide  böten:  daher  sie  in  der  Polizei  nicht 
ois  Endzweck,  sondern  aJs  ein  Mittel  nicht  aus  den  Äugen 
gdassen  werden  kann  —  war  die  Summe  der  josephini- 
schen  Regierungsweisheit.  — 

Hatte  die  vorige  Regierung  die  febronianischen  Grund- 
sätze nnr  zum  Besten  der  Staatsallmacht  ausgebeutet,  so 
war  Joseph  aiich  die  Idee  der  nationalen  Kirche  nicht 
ganz  fremd.  Aber  freilich  nur  als  Schreckmittel  dem  Papste 
gegenüber,  wenn  er  mit  Lostrennung  der  deutschen  Kirche, 
mit  Berufung  einer  Nationalsynode  drohte  ') ;  als  Vorwand 
in  den  Verordnungen,  welche  den  Bischöfen  päpstliche  Be- 
fugnisse beilegten ,  da  dem  Staate  ungemein  viel  daran  ge- 
legen sein  müsse,  dass  die  Bischöfe  von  ihrer  von  Gott  ver- 
luhenen    Gewalt    Gebrat4ch  machen  ').      Lag  es  doch   auf 


')  Sie  wurde  von  Eeess  am  12.  Mai  1767.  yertheidigt.  Feil, 
Sonnenfels  und  Maria  Theresia  (Wien  1858.). 

*)  Vgl.  die  Instmction  des  Fanten  Kaunitz  an  den  Gesandten 
in  Rom  bei  B  r  u  n  n  e  r  a.  a.  0.  103.  f. 

')  Vgl.  das  oben  erwähnte  Schreiben  von  Kaunitz,  a.  a.0.: 
>Cnd  was  endlich  den  5.  Artikel  betrifft,  haben  Allerhöchst  Dieselben 
dabei  zu  erinnern  anbefohlen ,  dass  indem  unter  die  Zahl  der  Rechte, 
welche  au sschliessungs weise  dem  Papste  zukommen,  dasjenige  nicht 
gerechnet  werden  kann,  welches  vielmehr  bekanntermassen  seit  so 
vielen  Jahrhunderten  in  unserer  heiligsten  Religion  unter  diejenigen 
gehörte,  welche  ausschliessun^sweise  dem  Episcopate  zustanden,  und  als 
denselben  unzertrennlich  anhängend,  betrachtet  worden,  S.  Maj.  der  Kaiser 
durch  den  an  die  Bischöfe  seiner  Erbländer  erlassenen  Auftrag,  sich 
ihres  althergebrachten   unwidersprechlichen  Rechtes  in   der  Ansttbung 
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der  Hand ,  dass  jeder  Zuwachs  der  bischöflichen  Autorität 
gleichzeitig  einen  Gewinn  der  staatlichen  ausmachte,  welche 
die  Kirche  unter  ihre  Botmässigkeit  gebracht  hatte ,  dass 
durch  £inancipation  der  Bischöfe  von  Rom  diesen  die  letzte 
Stütze  entrissen  wurde ,  an  die  sie  sich  zur  Rettung  ihrer 
Selbstständigkeit  hätten  anklammern  können. 

Sobald  aber  diese  politischen  und  dem  Kaiser  nur  für 
seine  österreichischen  Länder  maassgebenden  Motive  nicht 
wirksam  waren,  stand  er  den  episcopalistischen  Bestrebungen 
der  zeitgenössischen  deutschen  Kirche  ziemlich  fem.  Diese 
blieben  bei  ihm  ohne  Förderung,  stiessen  auf  Unverstand* 
niss,  ja  vielleicht  gar  auf  Widerstand.  Als  i.  J.  1769.  di« 
drei  geistlichen  Churfürsten  die  Bitte  an  ihn  richteten,  die 
deutsche  Kirche  wider  die  Eingriffe  f4nd  ÄntMssungen  der 
romischen  Curie  au  schütten,  lehnte  er  diese  Aufgabe  ein- 
fach von  sich  ab,  und  verwies  die  Erzbischöfe  auf  ihre 
eigene  Thätigkeit  ^). 

Vielleicht  mochte  er  instinctiv  fühlen,  dass  sonst  die 
Selbstständigkeit  eines  auch  von  ihm  unabhängigen  deut- 
schen Episcopates  gross  gezogen  worden  wäre,  welche 
seiner  Anschauung  staatsgefkhrlich  erschien.  Auch  seine 
'  spätere  Regierung  wurde  eben  nie  den  verhängnissvollen 
Missgriff  los,  dass  sie  die  Bischöfe  lediglich  als  weltliche 
Staatsbeamte  auffasste  und  behandelte,  die  zu  einem  dem 
Geiste  der  Zeit  entsprechenden  unbedingten  Gehorsam  ver** 
pflichtet  wären,  und  dass  sie  die  episcopalen  Rechte  den 
staatlichen  Behörden,  beilegte,  welche  die  Grundsätze  der 
Bureaukratie  bis  in  die  Dogmen  hineinzutragen  suchten.  -<— 

In  der  Wissenschaft  herrschte  die  duroh  Hontheim 
eingeschlagene  Richtung  unbedingt.  An  der  Wiener 
Univeröität,  war  es  eine  Zeit  lang  sogar  zweifelhaft  gewesen, 
ob  überhaupt  noch  ein  Lehrstuhl  für  das  Kirchenrecht  bei- 
behalten werden  sollte.     Denn  wie  das  Gutachten  des  Pro- 


wieder  zu  bedieoen,  weiter  nichts  gethaa  haben  als  einen  Missbraooh 
aufzubeben ,  welcher  vielen  Bedenklichkeiten  auagesetzet,  und  dem 
Yermögensstande  ihrer  UntSTtbanen  bisher  sehr  nachtheilig  gewesen 
ist.«  — 

0  Mensel,  a.  a.  0.  U.,  470.  Stiegloher,  die Erricht.  d.  p&psti. 
Nuntiatur  in  München  a.  d.  fimser  Kongress  ^Begensbuig  1667.)  58.  t*. 
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fessor  Scheidlein  «ich  äusserte  ^):  die  kirchlichen  Bis- 
eiplinargesefjie,  sie  mögen  hernach  von  Koneilien  oder  dem 
römischen  oder  sonst  einem  Bischöfe  erlassen  worden  seyn, 
gelten  in  den  österreichischen  Staaten  nur  so  viel,  als  unsere 
Begenten  sie  gelten  lassen  wollen ,  ...  Es  kümmert  die  Unter- 
ihanen  der  österr,  Staateti  nicht,  oh  und  was  für  ein  An- 
sehen  das  Corpus  iuris  canonici  in  den  übrigen,  europäischefi 
Staaten  habe  , ...  Es  scheint  auch  nicht  der  Mühe  werth,  dass 
iAer  die  bei  uns  ausser  Kraft  gesetzten  Decretalien  Vor- 
kdungen  gekalten  werden,  welche  den  Schülern  Oelegen- 
ksü  geben  könnten,  die  Idee  einer  von  der  weltlichen  Gewalt 

nrsckiedenen  gesetsgehenden  geistlichen  Macht  xu  nähren 

t7w  den  Anhängern  des  Corporis  iuris  canonici  gründlich 
mt§egen  bu  gehen,  ist  es  nicht  ndihig,  dass  man  eine  Kennt- 
«iff  der  Materien  desselben  habe,  da  es  gentuf  ist,  diesefi 
Anhängern  ein  für  allemal  entgegenzusetzen,  dcas  das  Corpus 
mris  canonici  qua  tale  gar  nicht  mehr  verbinde  ^). 

Als  man  sich  doch  zu  Gunsten  des  Kircheiirechts  ent- 
schieden hatte,  schon  um  die  Einwirkung  auf  die  Bildung 
der  Oeistlichen  nicht  aus  den  Händen  zu  geben,  beliess 
BMB  den  L#cfarstahl  dem  Prof.  Jos.  Joh.  Nep.  Pehem, 
dsssen  Vorlesungeti  übei'  das  Kirchenrecht  *)  schon  i.  J. 
1784.  an  die  Stelle  der  Ki  egg  er 'sehen  Institutionen  als 
officielles  Lehrbuch  approbirt  worden  waren  ^). 

In  sofern  wird  eine  Berücksichtigung  derselben,  wenig- 
stens was  die  Lehre  über  das  Verhältniss  von  Staat  und 
Kirche  betrifiit,  geboten  sein. 

Das  Hauptprincip  wird  hier  §.  699.  ausgesprochen:  dass 
in  Verkündigung  des  göttlichen  Wortes,  in  Erklärung  der 
göttlichen  Geheimnisse,  in  Festsetzung  der  Glaubenssätze, 
in  Verwaltung  der  Sacramente ,  in  Anordnung  und  Voll- 
ziehung der  übrigen  bloss  geistlichen  Mittel ,  wodurch  die 
Menschen  die  ewige  Seehgkeit   sich  erwerben  können,    die 


0  Bei  Kink  a.  a.  0.  I,  1.,  574.  ft. 

«)  Kink  a.  a.  O.  I,  1,  676.  f. 

^)  Praelectiones  in  jus  eccl.  Universum,  methodo  discentium  aecom- 
modatae  Wien  1786.  2.  Bde.  —  Vgl.  Beidtel,  Untersuch,  a.  a.  0. 
72.  f.    Wem  er,  a.  a.  0.  219.  ff. 

^)  Kink  a.  a.  0.  I,  1,  469. 
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eigenthümliche  und  ausschliessende  Gewalt  der  Kirche  be- 
stehe; dass  dagegen  alle  zeith'ehen  Dinge  d.  h.  solche,  die 
sich  nicht  aus  dem  Begriffe  der  Religion  ableiten  lassen, 
noch  ihrer  Natur  nach  auf  dieselbe  bezogen  werden  dürfen, 
vielmehr  einzig  den  Staat  beti'effen,  lediglich  nach  der  Will- 
kür desjenigen  geleitet  werden  sollen,  der  die  oberste  Ge- 
walt im  Staate  besitzt.  — 

Aus  dem  Wesen  aber  der  Kirche  sowohl  wie  des 
Staates,  die  beide  als  Gottes  Ordnung  anzusehen  sind,  folgt, 
dass  die  erstere  mit  ihren  Anordnungen  dem  letzteren  nicht 
entgegentreten,  ja  nicht  einmal  hinderlich  fallen  dürfe,  denn 
80  gross  auch  die  Gewalt  der  Kirctie  ist,  so  beschränkt  ist 
sie  doch  nur  auf  jene  Handlungen,  mittelst  welcher  Gott 
auf  die  wahre  Weise  verehrt  wird.  Da  aber  Gott  unmög- 
lich wollen  kann,  dass  niun  durch  Handlungefi ,  die  dem 
Wohle  des  Staates  nachtheilig  sind,  «An  verehre,  so  können 
dergleichen  Handlungen  kein  Gegenstand  der  kirchlicheti  Ge- 
setzgebung sein  ^). 

Demnach  ist  es  als  Majestätsrecht  des  Regenten  hin- 
zustellen, von  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  Einsicht 
zu  nehmen  *),  um  mi  erkennen  und  nacfi  Gutdünken  eu  ver- 
bieten, was  immer  von  Seite  der  Kirche  geschieht,  damit  ja 
nichts  für  defi  Staat  Nachtheiliges  daraus  erwachse  *).  Mit 
andern  Worten:  dem  Fürsten  steht  zu,  die  Kenntniss  und 
Beobachtung  der  wesentlichen  Theile  der  Religion  zu  för- 
dern ohne  freilich  ein  richterliches  Ansehen  in  dieser  Be- 
ziehung zu  geniessen  ^),  Kirchen  Versammlungen  zu  berufen^), 
ge&hrliche  Störer  der  wahren  Religion  zu  bestrafen ;  *)  — 
wodurch  indessen  eine  bürgerlich  unschädliche  Toleranz 
nicht  ausgeschlossen  wird  ^)  —  verderbliche  Bücher  zu 
verbieten  ^),  die  Ordinationsbedingungen  festzusetzen  ^),  die 
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Unterthanen ,  sowohl  geistliche  als  weltliche  anzuhalten, 
dasa  sie  die  von  Christus  den  Aposteln  und  der  Kirche  auf- 
gesteüien  Cafumen  fleissigst  beobachten  sollen^  wenn  sie  nicht 
in  ihm  den  Vollstrecker  der  Canonen  und  den  Rächer  des 
Staates  erblicken  wollen^) j  die  Bischöfe  zur  Hebung  kirch- 
licher Missbräuche  zu  verpflichten,  beziehentlich  wenn  sich 
selbe  saumselig  und  unihätig  benehmen  mit  eigenem  Ansehen 
solchen  Missbräuehen  gesetzliche  Schrankefi  jbu  setzen ,  und 
sie  von  Orund  aus  zu  heben  •).  —  Femer :  die  Veräusse- 
rung  der  Kirchengüter  zu  verbieten  ') ,  mit  denselben  zum 
grösseren  Nutzen  der  Kirche  selbstständig  zu  schalten  ^)y  die 
Kumulation  der  Kirchenpfirttnden  zu  untersagen^),  dieOränzen 
der  Elirchensprengel  festzusetzen  *).  Aus  dem  ius  cavendi 
des  Landesherm  fliesst  aber  nicht  allein  die  Befugniss,  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  zu  normiren  ^) ,  Pfrtinden  zu  be- 
setzen *),  päpstliche  Gesandtschaften  zurückzuweisen'),  Amor- 
tisationsgesetze auszufertigen^^),  die  päpstlichen  Reservationen 
aufzuheben  ^^) ,  sondern  auch  die  Nothwendigkeit  eines 
durchgehenden  Placetum  regium  ^*)  und  des  Recursus  ad 
prineipem  ^'):  Der  Letztere,  aus  der  Hauptpflicht  des  Regenten 
abzuleiten,  seine  Unterthanen  vor  jeder  Ungerechtigkeit 
sie  mag  von  was  immer  für  einer  Seite  her  drohen^  sicher 
zu  stellen,  muss  stattfinden,  bei  jedem  Unternehmen,  welches 
g^en  das  gemeine  Beste,  gegen  den  Zustand  und  die  Ruh^ 
des  Staates ,  gegen  die  Gesetze  und  Gewohnheiten  des 
Reiches  und  die  Rechte,  entweder  der  Kirche  oder  Privat' 
menschen  gerichtet  ist. 


")  §.  787. 
*)  §.  788. 
»)  §.  789. 
*)  §.  790. 
*)  §.  791. 
•)  i  792.  f. 
'J  §.  808.  ff. 
•)  §.  807. 
»)  §.  816. 
>•)  §.  819. 
»)  §.  820. 
>*)  §.  806.  fL 
»)  %.  810.  ff. 
£.  Friedberg,  D.  Minbr.  d.  gelitl.  Amtegewelt  H 
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Die  Anrufung  des  königlichen  Sohutzrechtes  würde 
aber  unnütz  sein,  heisst  es  weiter  ^) ,  wenn  es  nicht  Mittel 
gäbe,  wodurch  die  Kirchenrichter  in  die  gehörigen  Schranken 
zurückgewiesen  werden  könnten.  Vor  allen  gehört  hieher 
die  Kassirung  oder  Vernichtung,  mittelst  welcher  der  Fürst 
erklärt,  dass  die  Bullen,  Dekrete,  Urtheilssprüche  und  Ge- 
bote ,  wodurch  die  Beschwerden  zugefügt  worden  sind ,  so 
anzusehen  sind,  als  wären  sie  nie  ergangen,  und  den  Befehl 
ertheilt,  dass  die  Sache  im  vorigen  Stand  verbleiben  soll,  bis 
sie  gesetzmässig  untersucht,  und  ohne  Nachtheil  einer  Partei 
entschieden  sein  wird;  wenn  anders  noch  eine  neue  Ent- 
scheidung für  nüthig  befunden  werden  sollte.  — 

Ausser  diesem  Lehrbuche  von  P ehern,  welches  die 
Schrift  Hontheims  in  Bezug  auf  die  Betonung  der  staat- 
lichen Rechte  in  Kirchenangelegenheiten  weit  hinter  sich 
lässt,  sollte  in  den  vom  Kaiser  eingerichteten  Generalsemi- 
narien  das  Jus  ecclesiasticum  von  Van  Espen  beim  Unter- 
richte zu  Grunde  gelegt  werden  ^),  während  in  Graz  nach 
den  InstittUiones  iuris  ecclesiastici  von  Xaver  Gmeiner 
gelehrt  wurde,  die  von  den  P eh em sehen  Theorieeu  nicht 
weit  entfernt  waren,  und  ihm  theilweise  als  Vorbild  gedient 
haben  mochten  ').     Daneben  machte  sich  noch  eine  überaus 


! 


"'■*'  ')  B  r  u  n  n  e  r  a.  a.  0.  363.  Far  die  Kirchengeschichte  das  pro- 
testantische Gompendium  von  Schröckh  ebendas.  370.  Auf  Car- 
dinal Migazzis  Remonstration  wurde  dann  der  Prof.  Daunen- 
mayr  mit  Abfassung  eines  Lehrbuches  beauftragt.  Werner  a.  a. 
0.  222.  Diess  liegt  in  den  Institutiones  bist.  eccl.  N.  T.  Wien  1788.  vor. 
')  Vor  allen  Dingen  ist  der  Irrthum  Werners  a.  a.  0.  221.  zu 
erwähnen,  welcher  das  Erscheinen  von  Gmeiners  Werk  in  d.  J.  1792 
also  unter  Leopolds  II.  Regierung  verlegt.  Gmeiner  hatte  vielmehr 
schon  i.  J.  1779.  ein  Werk  geschrieben:  Das  Kirchenrecht  nach  den 
Grundsätzen  des  Naturrechtes,  der  Vernunftlehre  und  des  SUatsrechtes 
in  einem  richtigen  Zusammenhange  den  Anfängern  dieser  Wissenschaft 
zum  Nutzen  in  mathematischer  Lehrart  verfasst.  Davon  liess  er  schon 
1781.  eine  lateinische  dem  B.  Joseph  Philipp  von  Brisen  dedi- 
cirte  Bearbeitung  erscheinen  unter  dem  Titel:  Institutiones  iuris  eccle- 
siastici ad  principia  juris  uaturae  et  civitatis  methodo  scientifiea  ador- 
natae  et  Germaniae  accommodatae.  Eine  Vergleichnng  iwisohen  ihm 
und  Pehem  stellt  Werner  a.  a.  0.  219.  f.  an.  Die  Beehte  der 
Forsten  in  Kirchensachen  werden  sect.  8.  §.  290  ff.  fast  abereinstimmend 
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frachtbare  kirchenrechtliche  und  kirchenpolitische  Literatur 
geltend  ^),  welche  theils  durch  den  ofHciellen  Charakter  ihrer 
VerfiiMer,  theils  durch  ihre  Duldung  Seitens  der  streng  ge- 
handhabten staatlichen  Censur  als  Ausdruck  der  Kegierungs- 
iotentionen  gelten  musste ,  und  deren  Wirkung  auf  das 
Volk  um  so  sicherer  war,  als  durch  Verf.  v.  4.  Mai  1781. 
an  die  Bischöfe  das  Verbot  ergangen  war:  die  Lesung 
keiner  Bücher  allgemein  bei  ihreti  Geistlichen  eu  verbiethen, 
die  einmal  van  dieser  Kommission  für  jedermann  erlaubt 
und  Mugelassen  worden  sind  *). 

In  diese  Kategorie  gehören  ohne  Zweifel  die  Schriften 
des  schon  durch  Maria  Theresia  von  seinem  Lehrstuhl 
sn  der  Wiener  Universität  entfernten  Professor  Eybel 
in  LinZy  dem  Kaiser  Joseph  das  Referat  in  geistlichen 
and  Toleranzsachen  übertragen  hatte  *},  und  dessen  Werke 
Was  ist  der  Papst  ?  —  Was  ist  der  Bis6hof?  —  Sieben  Kapitel 
von  den  Klosterleuten,  —  Was  ist  der  Ablass?  —  Die 
Sehädliehkeit  der  Ohrenbeichte  —  selbst  von  dem  durchaus 
staatlich  gesinnten  Cardinal  Herz  an  als  anstössig  und  der 
ramischen  Lehre  unseres  Glaubens  entgegengesetzt  bezeichnet 


mit  P ehern  entwickelt,  §.  309.  behauptet:  Qoi  placetuzn  regium  ne- 
fint  et  iD  ixnperium  et  ecclesiam  sont  injuriosi.  §.  315:  Imperans 
obligationem  habet  cives  contra  abusam  potestatis  ecclesiasticae,  per 
eensnras  injoBtas  commiasum  defendendi.  (Durch  Cassation  §.  817.)  §.  316: 
clerici  sunt  cives  (§.  241.)  proin  etiam  hos  Princeps  contra  omnes 
injurias  et.  laesiones  defendere  tenetur.  §.  328. :  .  .  Quidquid  contra 
praescriptnm  canonnm  et  legum  ecclesiasticarum ,  quidquid  contra  pu- 
blicam  utilitatem,  statum  aut  tranquillitatem  reipublicae  aut  contra  jura 
siogulornni  est  actum,  dat  jus  adpellandi  ad  Principem.« 

>)  Theiner,  Gesch.  d.  geistl.  Bildungsanstalten  (Mainz  1835.) 
267.  i&hlt  in  den  ersten  fOnf  Regierungsmonaten  des  Kaisers  11072. 
Schriften.  Er  beruft  sich  auf  B 1  u  m  a  u  e  r ,  vollst.  Samml.  aller  Schriften, 
die  durch  Veranlassung  d.  Allerh.  Kaiserl.  Toleranz-  u.  Keformat.-Ed. 
auch  anderer  Verordnungen  grösstentheils  in  Wien  erschienen  sind. 
(Wien  1782.). 

'j  Petz  eck,  System,  chron.  Samml.  d.  polit.-geistl.  Ges.  (Freiburg 
1796.)  1,  8.  Petsek  war  Prof.  des  Kirchenrechts  in  Freiburg,  Ver- 
gaser der  Schrift:  Ob  der  Kirchenablass  eine  Nachlassung  der  gött- 
lichen Strafe  sei?  und  ob  dessen  Wirkung  sich  auf  die  Seelen  im  Fege- 
feuer erstrecke? 

")  Jftger  a.  a.  0.  51. 
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werden  mussten  ^).  Nichts  desto  weniger  untersagte  die 
geistliche  Coramission  zu  Brüssel  die  Publication  der  päpat- 
liehen  Bulle  Super  solid i täte,  welche  gegen  £ybel  ge- 
richtet war,  und  Hess  dieses  Verbot  durch  die  Pfarrer  allen 
Gläubigen  während  des  Gottesdienstes  von  den  Kanzeln 
verkündigen  *). 

Ebenso  mag  hier  die  Monachölogia  des  Hofraths  von 
Born  genannt  werden,  welche  ilen  bittersten  Spott  über 
das  Mönchswesen  ausgoss  ')  und  gewissermaassen  als  officielle 
Antwort  auf  das  Gesuch  des  Wiener  Erzbischofs  Cardinal 
Migazzi  um  Aufhebung  der  Klosterordonnanz  ^)  dienen 
konnte. 

Decretirte  doch  der  Kaiser  selbst  i.  J.  1788.^):  Man 
hat  wolbedächÜich  und  nach  Pflkht  die  Ffa^rreien  und  Locol- 
caplaneien  an  aU^t  Orten  vermehrt,  man  hat  ebenfalls  die 
unbescheidliche  Atdockung  und  Anreieung  der  Ordensgeist- 
licJiefif  wodurch  sie  Jünglifige  von  15  Jahren  in  ihre  Game 
zogen,  die  sie  in  der  Dummheit  zu  erhcdteti  wiASStefi,  um 
ihnen  ihr  Unglück  nicht  fühlen  zu  lassen,  aufgehoben,  und 
ihre  Gebräuche,  Kleidung,  Strenge  lächerlich 
und  verächtlich  gemacht. 

Endlich  mögen  auch  noch  die  Schriften  von  Franz 
Xaver  Neupauer,  Lehrer  des  Kirchenrechts  und  der 
Landesgesetze  ihrer  Seltsamkeit  wegen  Erwähnung  finden, 
von  denen  die  eine :  üeber  die  Nichtigkeit  der  sogenannten 
feierlichen  Klostergelübde  *)  beabsichtigte,  die  Welt  Ober- 
haupt insonderheit  aber  die  zur  Seelsorge  ausgesetzten  Ordetis- 
geistlichen  über  den  Werth  ihrer  feyerlichen  Gelübde  auf  zu- 


^)  Brunne r  a.  a.  0.  112. 

")  Th einer,  Oard.  Job.  Heinr.  Gf.  v.  Frankenberg  (Freiburg 
1850.)  64. 

")  Proben  davon  bei  Ritter,  K.  Joseph  IL  and  seine  kirchlichen 
Reformen  (Regensb.  1867.)  107.  ff. 

*)  Auch  dieses  wurde  mit  den  heftigsten  kritischen  Bemerkungen, 
wahrscheinlich,  wie  Wolf  Gesch.  d.  Ver&nder.  in  d.  rel.  kirchl.  und 
wissenschaftl.  Zust.  d.  Osterr.  Staaten  (Germanien  1795.)  259.  bemerkt, 
mit  Yorwissen  des  Kaisers  dem  Drucke  übergeben.  Vgl.  dasselbe  bei 
Wolf  a.  a.  0.  259.  ff. 

*)  Bei  Brunner,  a.  a.  0.  379. 

•)  Wien  1786. 
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klareHj  und  welche  der  Menschheit  einen  wesentlichen  Dienst 
gu  leisten  glaubte ,  wenn  sie  die  Nichtigkeit  der  feyerlichen 
GeliäKle  klar  beteeise  und  dadurch  die  nütglich  ausgesetzten 
Ordensmänner  gur  Erfüllung  Hirer  seelsorgerischen  PflidUen 
geneigter  mache y  die  übrigefi  aber,  welche  noch  künftig  ein 
gleiches  Schicksal  treffen  möchte ,  aneifre,  sich  cum  Voraus 
zu  einer  so  erhabenen  Bestimmung  mit  praktischen  Kennt- 
nissen und  gutem  Willen  eu  rüsten. 

EMe  andere  Schrift :  die  Klerisei  hat  vermöge  ihrer  Ein- 
setzung kein  Recht  Gesetze  zu  geben  *),  verleiht  der  Seelig- 
keit  ihres  Verfassers  Ausdruck,  in  einer  Zeit  zu  leben,  wo 
der  edeldenkende  Weltbürger  sich  der  Freudenthränen  nicht 
enthalten  kann,  da  er  die  Beherrscher  Europas  so  uner- 
müdet  an  der  allgemeinen  Glückseligkeit  arbeiten  sieht 

Seine  Lehre  gipfelt  in  dem  Satze:  Vernunft,  Offen- 
barung und  Geschichte  lehren ,  dass  nur  der  Landesfurst 
aUeinf  keineswegs  aber  die  Diener  der  Religion  das  Recht 
hat,  in  allen  jenen  Gegenständen^  welche  nicht  schon  unmit- 
tdbar  vofi  Gott  bestimmt  worden,  den  Bürgern  eines  Staates 
Gesetze  zu  gebebt  •). 

Dass  bei  einer  Viclgeschäftigkeit  des  Regierens,  die 
zum  Frommen  der  Unterthaneii  jedes  private  Verhältniss  als 
^Jegenstand  gesetzgeberischer  Versuche  behandelte  '),  auch 
oine  Unzahl  von  Verordnungen  politisch  geistlicher  Natur 
erlassen  wurde,  versteht  sich  von  selbst. 


»)  Graz  1787. 

';  Ein  besonderes  Interesse  erweckt  noch  JalinsG&sars  National- 
kirehenrecbt  Oesterreicbs  (Gras  1788.  ff.)  6.  Bde.,  weil  es  ohne  sich  auf 
principieHe  Krörtemngen  Tiel  einzulassen  einen  Abriss  der  österreichi- 
schen Landesgesetze  nach  der  Ordnung  der  Dekretalen  giebt  DerVer- 
fasser  ist  Anhanger  der  Reformen.  Fflr  den  Recarsns  ad  principem 
erkürt  er  sieh  B.  V.  Tit.  39.  §.  2.  — 

*)  Die  gesetzgeberische  Anfinerksamkeit  erstreckte  sich  bis  sn  den 
Miedern  der  M&dchen  herab,  >da  die  schädliche  Wirkung  des  Gebrauchs 
der  Mieder  auf  die  Gesundheit  und  besonders  den  Wuchs  des  weib- 
lichen Geschlechts  allgemein  bekannt  und  die  Nichttragung  derselben 
hauptsächlich  zu  ihrer  guten  Konstitution  und  ehelichen  Fruchtbarkeit 
anendlich  viel  beiträgt.«  —  Verordn.  t.  14.  Aug.  1788.  bei  Petze k 
a.  a.  O.  2.,  88. 
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Um    80  mehr    wird  die  von  uns  schon  bei  den  There- 
ianischen  Maassregeln  beobachtete  Schranke,  nur  derjenigen 
£U  gedenken,  welche  dem  Missbrauche  der  geistlichen  Ge- 
walt entgegenwirken  sollten,  gerechtfertigt  erscheinen  ^). 


*)  Die  Josephinischcn  Reformen  werden  sich  nach  folgenden  Ge- 
sichtspunkten gruppircn  lassen:  I)  Tolerauzgesetze  seit  d.  80.  Jan!  1781. 
bei  Petzek  a.  a.  0.  l.,  87.  flf.    49.  Verordnungen. 

')  Die  Klostergesetze  bestehend  a)  in  der  Aufhebung  aller  Klöster 
die  sich  einem  bloss  beschaulichen  Leben  widmeten.  Dadurch  wurden 
in  d.J.  1782.  und  1788.  159.  Klöster  mit  346.  Seelen  betroffen.  Petiek 
a.  a.  0.  2.,  140.  ff.  Unter  der  Regierung  Maria  Theresias  belief  sich 
die  Zahl  der  Klöster  auf  2(»67.  mit  62000.  Mönchen  und  Nonnen  (nach 
anderer  Berechnung  nur  81(X)0.).  J&ger  a.  a.  0.  72.  b)  Die  Stiftung 
des  Religionsfonds  aus  s&cularisirten  Klostergütern  (Decr.  v.  28.  Febr. 
\7ii-2.).  Die  j&hrlichen  Einkünfte  der  Österreich.  Geistlichkeit  unter 
Maria  Theresia  wareu  auf  40.  Millionen  Gkilden  geschätzt  Die  In- 
yentarisiruuK  der  in  den  ersten  Monaten  aufgehobenen  Klöster  ergab  ein 
VermÖKon  von  8,963,000.  Gulden,  J&ger  a.  a.  0.  73.  c)  Die  Auf- 
hebung dor  Brüderschaften.  In  Wien  bestanden  allein  116.  mit  einer 
j&hrlichen  Einnahme  von  43,387.  fl.  Brunner  a.  a.  0.  407.  d)  Die 
Antliebung  des  Verbandes  mit  auswärtigen  Ordensgeneralen  Yerordn. 
y.  24.  Mai  1761.  Petzek  a.  a.  0.  2.,  59.  ff.  ej  Vorschriften  über 
Klosterdisciplin.  —  Ucbcr  Klöster  und  Brüderschaften  giebt  Petzek 
a.  a.  0.    2.,  1.  ff.     104.  Verordnungen. 

')  Verbot  des  Besuches  des  Collegiam  germanicum  in  Rom  und 
Einrichtung  staatlicher  Generalseminarien.  24.  Octob.  1783.;  Einrich- 
tung staatlicher  Concursprüfungen  V.  v.  6.  April  1782.  -^  Bei  Petzek 
a.  a.  0.  unter  der  Rubrik:  Geistl.  SUnd  und  Würden  1.,  218.  ff.  2a  Ver- 
ordnungen. 

*)  Ehepatent  v.  10.  Juni  17H3.  Vgl.  über  dessen  Charakter  mein 
Recht  d.  Ehoschliess.  142  ff.  (Leipzig  1865.)  bei  Petzek  a.  a.  0.  1., 
154.  ff.  24.  Verordnungen. 

^)  Vorschriften  betreffend  die  geistlichen  Pfründen,  deren  Erwerbongs- 
und  Erledigungsart  bei  Petzek  a.  a.  0.  1.,  270.  ff.  49.  Verordnuiigen. 

")  Betreffend  die  Pflichten  der  Beneficiaten  und  den  Gottesdienst 
ebenda s.  1,  :;79.  ff.   29.  Verordnungen. 

')  Amortisationsgesetze  und  Verordnungen  betreffend  die  geistlichen 
Güteradministration  eben  das.  1.,  550.  ff.  81.  Verordnungen. 

**:  Abschaffung  geistlicher  Missbrftnche  eben  das.  2.,  858.  If. : 
41.  Verordnungen. 

")  Besonders  bemerkenswerth  erscheint  noch,  dass  Joseph  den 
11.  Sept  17tH2.  alle  Exemtionen  aufhob,  sowie  den  7.  Oct.  1782.  alle 
päpstlichon  Ro.servationen  der  Beneficien,  und  dass  er  selbstst&ndig  die 
Circumscription  der  Diöeesen  vornahm  (Brnnnera.  a.  0.  87.).  —  Vgl- 
im  Ganzen  Warnkönig  a.  a.  0.  171.  ff. 
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An  erster  Stelle  ist  auch  hier  eine  genaue  Einschärfung 
des  Placet  zu  nennen. 

Schon  die  Verordn.  v.  2r».  MUris  1781.*)  setzte  fest,  dass 
alle  päpstlichen  Anordnungen  —  sie  mögen  in  Forma  Bullae, 
Brevis ,  Decreti.  CofistitutiofUs  oder  sonst  in  was  immer 
für  einer  Forma  abgefasset  styn,  ivenn  solche  das  Volk, 
geistlicJie  oder  weltliche  Gemeinden  oder  Personen  y  dann 
Cottationes  Benefidartim ,  Pi^isionum,  Bonorum,  Potestatis, 
aut  Jwrium  pro  Persani^  singnlarihns  oder  die  Sekularisation 
Professi  c^jusdiwi  Ordinis  betreffeti,  sowohl  in  materia  dog- 
moHca  als  i'Ccl4*siastica  aut  disciplinari  der  jedesmaligen 
landeöherrlichen  Prüfung  und  Genehmigung  bedürften. 

8o  wurde  die  Publication  der  Bulle  Unigenitus 
&D1  4.  Mai  1781.  auf  das  schärfste  mitersagt ,  und  der- 
selben   Gebrauch  in  allen  Fällen  untersagt  ^),  an  demselben 


>)  Bei  Petzek  a.  a.  0.  ].,  1.  —  Die  Verurdn.  v.  23.  Jali  1782. 
Dahin  die  Decrete  der  Poenitentiarie  soweit  sie  allein  das  Gewissen 
betrafen  Tom  Placet  ans,  Samml.  d.  k.  k.  landesfflrstl.  Ges. 
(Frmborg  1783.)  1.,  271. 

':  Ebenda s.  1..  6.  Daran  schlössen  sich  unter  d.  27.  Novemb. 
1781.  4.  Febr.  und  11.  Mai  1782.  Verbote  über  die  Bulle  überhaupt  zu 
reden  oder  an  disputiren,  eben  das.  1.,  10.  if.  Der  Kaiser  schrieb 
desswegen  an  den  Erzb.  v.  Trier  —  Gros  s-H  o  f  f  i  n  g  e  r ,  Aktenst.  a.  a.  0. 
180. :  »In  Beziehung  auf  die  zwei  Bullen  Coena  Domini  und  Unigenitus 
erwiesen  E.  K.  Hob.  durch  ihre  Missbilligung  der  erstem  das  gebüh- 
rende Recht.  Der  Ausdruck  aus  den  Ritualien  ausreissen,  scheint  Sie 
ZQ  beonruhigen.  Wenn  Sie  also  in  Ihrer  Diöcese  an  dessen  Statt 
setzen  wollten,  ein  weisses  Blatt  Papier  aufzukleben,  worauf  die  vier 
Worte  geschrieben  stunden:  Obedientia  melior  quam  victima,  Worte, 
die  wenn  ich  mich  nicht  irre  Samuel  zu  Saul  in  Betreff  einiger  Ama- 
lekiter  gesagt  haben  soll ;  so  w&re  die  Sache  nur  desto  besser.  Die 
Unigenitus  Bulle  ist  später,  als  jedes  ökumenische  Goncilium,  folglich 
weit  entfernt  von  der  Unfehlbarkeit  einer  Entscheidung  der  ganzen 
Kirche,  sie  ist  von  den  einen  angenommen  und  von  den  andern  yer* 
werfen  worden;  folglich  scheint  es,  dass  ein  Befehl,  nicht  dsTon  zn 
reden  oder  zu  dispatiren ,  dergleichen  ich  gegeben  habe ,  nicht  über- 
flOssig  sei.  Zum  guten  Glück  kennen  meine  guten  Oesterreicher,  meine 
Böhmen,  meine  wackem  Ungarn,. weder  den  Molinos  noch  den  Arminias; 
und  wenn  man  ihnen  davon  sagte,  würden  sie  fragen,  ob  es  römische 
Konsale  wAren  ?  and  dass  sie  sie  in  den  lateinischen  Schalen  niemals 
nennen  gehört.  Ich  seihst  kannte  einen  Windhund  Molinos,  der  einen 
Hasen  ganz  allein  fing.  So  anwissend  ist  man  in  den  Streitigkeiten 
Aber  die  Gnade!    Also  wird  man  bei  mir  dayon  schweigen;  und  inan 
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Tage  befohlen,  die  Bulle  in  Coena  Damini  aus  allen  Ri- 
tualien auszureissen  und  zu  vertilgen  ^),  und  am  7.  Dezember 
die  Bulle,  welche  die  Beschlüsse  der  Synode  von  Piste  ja 
verurtheilte  und  zugleich  einige  den  Landesherrlichen  6fe- 
rechtsamen  verletzende  Crrtmdaätze  enthalt,  verboten  •). 

Auch  bei  schon  genehmigten  Actenstücken  wurden  ein- 
zelne Stellen  unterdrückt,  wie  denn  beispielsweise  der  Kaiser 
bei  Bestäti^rung  der  Privilegien  und  Capitularstatuten  des 
£rzbisthum:<i  Olmütz  i.  J.  1782.  resolvirte:  In  dem  in- 
troitu  capitis  IL  de  Electionibus  ist  der  Ausdruck  Btdlas 
Summorum  Pontificum  Roni.  Imp.  Diplomata  wegetdassen 
und  dafür  secundwn  Sereniss.  Reg,  Bohemias  et  Marchionum 
Maraviae  privilegia  eu  seteen  •). 

Eine  gleiche  Controle  wurde  über  die  Hirtenbriefe 
der  Bischöfe  gehandhabt  ^) ,  und  selbst  auf  die  Bruder- 
schaftseinladeeedel ,  Ankündigung  der  Ablässe,  der  Titular- 
'  feste,  oder  anderer  Andachten  und  Feyerlichkeiten  ....  die 
Formulare  der  geschriebenen  Anschlagseedel  von  den  Kirchen 
und  Bruderschaßen  *)  auf  Directorien  und  Kirchenkalender 
ausgedehnt  ^). 

hfttte  wohl  gethan  schon  vor  dreissig  Jahren  davon  geschwiegen  zu 
haben.  < 

1)  Petzek  a.  a.  0.  l.,  9. 

')  Decret  ▼.  7.  Dei.  1781.  bei  Petzek  a.  a.  0.  1.,  86. 

")  Bei  Branner,  a.  a  0.  420. 

^)  Dass  dabei  die  Beamten  h&iifig  weit  aber  die  Intentionen  des 
Kaisers  hinausgingen  beweist  die  Ton  Brnnner  a.  a.0.  877.  aus  dem 
ArchiTe  mitgetheilte  Kabinetsresolntion :  »Es  ist  zu  bedauern,  und  ich 
habe  es  schon  oft  erinnert,  dass  sich  die  geistl.  Gommission  mit  so 
nnnfltzen  und  unbedeutenden  scholastischen  Fragen  abgiebt,  und  An- 
stände, Zweifel  bei  Geistlichen  und  Weltlichen  erreget,  Gewissens&ngsten 
und  viele  Rederei  verursachet,  w&hrend  die  Sache  nicht  einen  Heller 
weder  far  die  Religion  noch  für  den  Staat  werth  ist.  Ob  ein  Ablas« 
für  die  armen  Seelen  im  Fegfeuer  applicirt  werden  kann  oder  nicht, 
dieses  kann  kein  Mensch  sicher  wissen  und  schadet  es  auch  keinen 
zu  glauben  oder  nicht  zu  glauben ,  ob  dieser  Wechsel  im  Himmel  ac- 

ceptirt  oder  protestirt  wird Ich   will  also  dieses  Unwesen  auf  ein 

Mal  aufheben,  und  soll  sich  die  geistl.  Eom.  mit  keinen  in  dergleichen 
mystischen  Sachen  einschlagenden  Verordnungen  mehr  einzulassen  ge- 
lasten.  <  — 

*)  Verordn.  v.  21.  Febr.  1783.  bei  Petzek  a.  a.  0.  1,  86. 
")  Verordn.  v.  24.  Nov.  1782.  ebendas.  1.,  84. 
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Ebenso  wurde  mit  der  Aiismerzuug  iiiiissiiebiger  Stellen 
aus  genehmigten  Büchern  auf  dem  schon  unter  Maria 
Theresia  eingeschlagenen  Wege  beharrt. 

Am  20.  Juni  1782.  wurde  die  oben  erwähnte  Verord- 
nung V.  7.  Mai  1774.  aufs  Neue  eingeschärft'),  dass  die 
in  dem  ewar  sehr  verbotenen,  gleichwohl  aber  in  den  meisten 
Dioecesen  noch  üblichen  Breviario  Gregorii  VIL  enihaltene, 
so  irrige  als  gefährliche  Lection  von  der  Gewalt  des  Papstes, 
Monarchen  abeuseteen,  mit  einem  weissen  Papier  verpichet 
werden  sollte.  Die  Ordinarien,  die  sich  in  Beobachtung 
dieser  Vorschrift  bisher  lässig  benommen  hatten,  wurden 
fiir  jedes  einzelne  dem  Gesetze  nicht  gcmässe  Brevier  im 
Betretungsfalle  mit  einer  Geldstrafe  von  50.  fl.  bedroht. 

Nicht  minder  wurde  in  der  lect,  noct.  II.  des  am  16.  Juni 
fallenden  Festes  des  h.  Benno,  jenes  energischen  An- 
hängers Gregors  VIL,  eine  Verpickung  befohlen  massen 
auch  von  Seite  der  politischen  Stelle  seiner  Zeit  nicht  minder 
nachgespüret,  and  bey  Entdeckung  eines  derley  Breviers,  wo 
die  angezeigten  worte  entweders  nicht  ausgelöscht  oder  nicht 
verpickt  sind,  ohne  mindeste  Nachsicht  die  festgesetzte  Geld- 
strafe  eingetrieben,  auch  die  etwa  weiters  an  dem  unterlas- 
senen Vollauge  dieser  Verordnung  Schuldtragenden  zur  Ver- 
antwortung werdefi  gezogen  werdest  •).  —  Und  schliesslich 
wurde  die  gleiche  Maassregel  in  Anwendung  gebracht  *)  für 
die  im  Propriwn  Canon,  regulär,  in  festo  S.  Zachariae 
(15.  März)  IL  Noct,  Lect.  5.  vorkommenden  Worte:  Consul- 
tus  a  Francis  regnum  illud  a  Chilperico  viro  stupido  et 
ignavo  ad  Pipinum  pietate  et  fortitudine  praestantem ,  au- 
ctoritate  apostolica  transtulit;  und  die  Stelle  in  Festo  8. 
GeUisii  P.  C.  Noct  IL  Lect.  6. :  Imperatore  excommunicato^ 
eundem  excommunicari  posse  probavit,  — 

Die  schwierigere  Censur  über  die  Predigten  wurde 
durch  die  Verfügung  v.  4.  Febr.  1783.  geregelt*). 

Danach  sollte  jeder  Prediger  sich  an  die  Lehren  des 
Evangeliums  halten,   sich  keiner  doppelsinnigen  Ausdrücke 

')  Samml.  d.  k.  k.  landesf.  Ges.  1.,  264. 

»:  Verordn.  v.  16.  Sept  1782.    Ebendas.  1.,  286. 

')  Ritter  a.  a.  0.  115. 

«)  Petsek  a.  a.  0.  l.,  886.  ff. 
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oder  ungeziemender  Anspielungen  bedienen ,  nicht  auf  ifum 
Hauptstoffe  undienliche  Nebetidinge  übergehen;  er  sollte  tia- 
mentlich  nichts  wider  die  vofi  Zeit  zu  Zeit  in  den  k.  k. 
Erhlanden  mit  Bewilligunt/  der  k,  k,  Büchercensur  zum 
Drucke  beförderten  Schriften  anführen  ^  viel  weniger  aber 
sich  einige  obgleich  verdeckte  Anzüglichkeiteti  auf  die  Ge- 
setzgebmig  und  Staatseinri^htmigen  unter  sonst  bevorstehen^ 
der  Strafe  erlauben. 

Um  aber  auch  eine  Garantie  für  die  Beobachtung  dieser 
Vorschriften  zu  besitzen,  wurde  jedem  Prediger  auferlegt, 
alle  seine  Predigten  mit  Bemerkung  des  Tages,  wann  und 
des  OrtSy  wo  sie  gehalten  worden  ^  schriftlich  aufzusetzen, 
oder  falls  er  eine  oder  die  andere  Predigt  aus  einem  Buche 
entlehnt,  dieses  mit  Benennung  des  Buches  auf  einem  be- 
sonderen Papier,  vor  Abhaltung  der  Predigt  aufzuzeichnen^ 
und  alles  dieses  zur  allmaiigen  Vorzeigung  aufzubewahren,  — 

Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  wurde  ganz  auf  geist- 
liche Fälle  beschränkt,  durch  die  Jurisdictionsnorm  vom 
13.  Febr.  1784.  das  forum  privilegiatum  der  Cleriker  voll- 
ständig beseitigt  ^),  und  ebenso  durch  die  Verfügung  vom 
30.  August  desselben  Jahres  die  Untersuchung  und  Bestrafung 
der  verbrecherischen  Geistlichen  den  ordentlichen  Criminal- 
gerichten  übergeben  ').  — 

Fragen  wir  jetzt,  in  welcher  Weise  der  Staat  die  Ueber- 
schreitung  dieser  Gesetze  zurückgewiesen  habe ,  so  war 
auch  unter  Joseph  dafür  weder  ein  eigenes  Verfahren  noch 
eigene  Behörden  vorhanden. 

Zuvörderst  wurde  indessen  Sorge  getragen,  dass  alle 
Geratlichen  mit  den  landesherrlichen  Verordnungen  bekannt 
wären,  damit  sie  im  Falle  ihrer  Uebertretung  sich  nicht  mit 
Gesetz unkenntniss  entschuldigen  könnten. 

Zu  diesem  Behufe  wurden  die  Bischöfe  verpflichtet, 
auf  gehörige  Publication  der  Staatsgesetze  bei  ihrem  Diö- 
cesanclerus  zu  achten,  und  sich  von  jedem  einzelnen  Geist- 
lichen auf  der  ihm  mitgetheilten  Copie  des  Gesetzes  eine 
Empfangsbescheinigung  ausstellen  zu  lassen,  welche  bei  der 

*)  Ebeodas.  2.,  308. 

'^)  Ebendas.  2.,  318.  ->  Für  die  Mönche  durch  Y  er ordn.  vom 
29.  Nov.  1788.  ebendas.  2.,  102.  festgesetet.  ' 
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Landesstelle  niedergelegt  werden  sollte  ^).  In  den  Klöstern 
und  Stiftern  musste  sogar  ein  eigenes  Protocollbuch  ange- 
legt werden  mit  der  Aufschrift:  Kaiserlich  königh  landes- 
fürstliche  Verordnungen  iv  pvhlico-ecclesiasticiSy  worin  alle 
Gesetze,  nachdem  sie  dem  versammelten  Convente  verlesen, 
chronologisch  einzutragen  waren,  welches  jährlich  vollständig 
wieder  vorgelesen  und  den  inspicirenden  Staatsbeamten  auf 
Verlangen  vorgelegt  werden  sollte.  UnvuIIständigkeit  und 
Lücken  waren  mit  einer  Strafe  von  100  Dukaten  bedroht'). 

Wegen  dieser  eingehenden  Vorsichtsmaassregeln  glaubte 
aber  auch  der  Kaiser  befugt  zu  sein ,  jeder  Gesetzesüber- 
tretung und  jedem  Ungehorsam  mit  strengem  Ernst  ent- 
gegenzutreten, ohne  dass  es  eines  besonderen  gerichtlichen 
Verfahrens  bedurft  hätte,  dem  Geiste  der  Zeit  entsprechend 
auf  dem  Wege  der  Kabinetsjustiz. 

Den  Einwand,  dass  man  wegen  religiöser  Gewissens- 
bedenken sich  von  der  Beobachtung  der  Staatsgesetze 
dispensirt  halte,  verwarf  er  durchaus.  Er  habe,  so  er- 
klärte er  dem  Erzbisehof  von  Gran,  Grafen  Batthianj'), 
die  Verordnungen,  welche  die  ungarischen  Bischöfe  sich 
jetzt  zu  publiciren  weigerten,  nach  reiflicher  Ueber- 
legang  und  auf  Anrathen  mehrerer  frommer  und  weiser 
Männer  erlassen.  Fem  sei  von  ihm  der  Gedanke,  dem 
Gewissen  seiner  Unterthanen  Zwang  anzuthun,  daher  räume 
er  jedem,  der  in  Betreff  dieser  Verordnungen  sein  Gewissen 
nicht  beschwichtigen  könne,  die  volle  Freiheit  ein,  seinem 
Amte  zu  entsagen  und  auszuwandern  ^). 

Auch  waren  die  Bischöfe,  was  diesen  Erwägungen  noch 
ein  juristisches  Fundament  geben  musste,  durch  die  Ver- 
ordnung V.  10.  Sept.  1782.^)  zu  einem  bei  ihrer  Konsecra- 


1)  Verordii.  ▼.  81.  Mai  1782.,  eben  das.  1.,  12. 

*)  Verordn.  ▼.  15.  Juni  1782.,  ebendas.  1.,  18. 

*)  Die  YorstelluDg  desselben  bei  Wolf,  a.  a.  0.  282.  ff. 

^)  Branner  a.  a.  0.  823. 

*)  Petsek  a.  a.  0.  2.,  866.  Der  yon  den  HischOfen  dem  Papste 
zn  leistende  Eid  wurde  dagegen  mit  grossem  Misstrauen  behandelt. 
Vgl.  die  Resolut,  v.  27.  Jan.  1782.:  »Da  PetanRky  als  Bischof  in  par- 
tibus  wirklich  confirmirt  und  consecrirt  ist,  welches  doch  sonst  nach 
abgelegtem  Joramento  papali  au  geschehen  pflegt,  so  ist  bei  Ertheilung 
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tion  abzulegenden  Eide  verpflichtet,  worin  sie  versprachen, 
Sr.  Maj.  lehenlang  getreu  und  unterthänig  zu  sein  und  das 
Beste  des  Staates  und  ihren  Dienst  nach  Kräften  au  beßr- 
dern.  Dieses  Beste  des  Staates  war  aber  die  einzige  In- 
tention des  Kaisers  bei  seiner  Gesetzgebung,  und  er  war 
auch  nach  den  staatsrechtlichen  Ansichten  der  Zeit  allein 
zu  dessen  Beurtheilung  berechtigt. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten,  die  übrigens  auf  einen 
grossen  Theil  des  österreichischen,  den  josephinischen  Re- 
formen geneigten  Episcopates  ^)  keine  Anwendung  finden 
konnten,  verfuhr  der  Kaiser  ohne  jede  Rücksicht. 

So  gegen  den  Erzbischof  von  Görz,  dessen  Be- 
handlung aus  einer  Reihe  erst  jetzt  bekannt  gewordener 
bemerkenswerther  Cabinetsresolutionen  erhellt  ^. 

Diese  lauten:  1782.  2B5.  Vortrag.  Die  nickt  befolgte 
PubliTcaeion  der  k,  k.  Verordnungen  in  publico  ecclesiastieis 
an  den  Glerum  von  d^m  Erjsbischof  von  Göre,  dann  die 
überh/iupt  darin  erforderlichen  Anstalten.  21.  Februar  1782. 
R.  (Resolutiofi).  In  diesem  höchst  ärgerlichen  und  um  ein 
Beispiel  £u  gebefi  geeigneteti  Falle  finde  ick  folgendes  xu 
veranlasse^}  nötfiig.  Es  wird  von  Seiten  der  Qöreer  Landes- 
hauptmannschaß  dem  Bischof  auf  meinen  Befehl  bedeutet, 
in  Zeit  von  24  Stunden  alle  ausgebliebenen  Publikationen y 
wie  sie  sind,  eu  erlassetf,  hierauf  sicfi  alsogleich  ohne  Ab- 
Wartung  des  Papstes  oder  anderer  Ursachen  wegen  auf  die 
Reise  hieher  sammt  seiner  Correspondem  zur  Verantwortung 
und  tveiterer  Verfügung  zu  begeben ;  verweigert  er  das  erste 
oder  das  zweite,  so  soll  die  fiämliche  Landeshauptmannschaft 
den  Befehl  habett ,  ihme  seine  Dimission  abzufordern  und 
also  aut,  aut  in  24  Stundest  zu  bestimfnen. 

Wegen  dem  Bischof  von  Lavant,  diesetn  ist  ein  ange- 
messener  Verweis  wegen  der  Unterlassung  der  anbefohletien 


l 


des  Placeti  Re^ni  die  AhschwOrnng  dieses  p&pstlichen  Gehorsamseides 
g&nzHch  abzuschlagen.    Joseph.«    Bei  Brauner  a.  a.  0.  420. 

*)  Vgl.  Rautenstrauch  (nicht  der  Abt  von  Braanau).  lieber 
d.  Betragen  der  Bischöfe  in  den  k.  k.  Staaten  (Wien  1782.)  27.  und 
mehrere  Hirtenbriefe  bei  Gross-Hoffinger,  Aktenst  a.  a.  O. 
233.  ff.    WoJf  a.  a.  0.  326.  ff. 

')  Aus  ArchivaUen  mitgetheilt  bei  Brunner  a.  a.  0.  416.  iL 
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PfMikaeionenj  welche  sogleich  fiachauhole^i  wärefij  durch  die 
Landesstette  zu  geben.    Joseph, 

17,  Märe  1782.  Die  Anzeige  wegen  Anher-Beis  des 
Goreer  Erebischofs  betreffend:  B.  dient  zur  Nachricht  und 
hei  seiner  Afikunft  ist  ihm  in  pleno  conditio  ein  anständiger 
Verweis  wegen  seiner  unterlassenen  Vollziehung  der  Landes- 
ßrstlichen  Verordnungen  zu  geben ,  seine  darüber  geführte 
Correspondene  einzusehen  und  In^f  zu  bedeuten,  dass  da 
ich  mich  versehe,  dass  ihm  dieses  künftig  zur  Wartiufig 
dieneti  werde,  es  Ihme  nunmehro  frey  stünde,  wenn  es  Ihm 
beliebt,  wieder  nach  Götz  zurückzukehren.    Joseph. 

Vortrag.  In  Ansehung  des  dem  Erzbischof  eu  Göre 
zu  gehenden  Ver^eeises  in  pleno  conMio  20.  März  1782.  B. 
Bei  meiner  bereits  erlassenen  Besolueion  hcU  es  sein  Be- 
wetiden  und  was  bisher  nidit  geschehen,  kann  jetzo  noch  ge- 
tckehefi,  da  zu  unterschi^lichen  Krankheiten  es  af4ch  unter- 
schiedliche Mittel  bedarf,  und  da  der  Erzbischof  nach  letz- 
tem Berichte  ehestens  hier  eintreffen  wird,  so  kann  es  in  der 
frsten  Bathssession  vor  sich  gehen,  und  was  die  Civiladmini- 
straiian  meiner  Lafuiefi  anbelangt,  macht  Pius  VI.  in  Wien 
imd  Pius   VI.  in  Born  keinen   Unterschied.    Joseph. 

Vortrag.  Die  von  dem  Erzbischof  vmi  Görz  noch  nicht 
befolgte  Publikaeion  der  Verordnungen  in  publico  ecclesia- 
sticis  21.  März  1782.  B.  Diese  Behandlung,  welche  die 
Kanzlei  vorschlägt,  wäre  wiederum  den  Masstiehmungen 
gerade  entgegen.  Sie  müssen  heute  den  Erzbischof  zu  sich 
hommefi  lassen  und  in  Gegenwart  des  ersten  Kanzlers^  Vice- 
ianzlers,  Beferefiten  und  Correferenten  von  Ihme  gegen  Vor- 
weisung dieses  Berichtes  fordern,  dass  er  nicht  aus  dem 
Zimmer  treten  solle,  bis  er  an  sein  Cofisistorium  in  ihrer 
Gegemcart  geschrieben,  versiegelt  und  übergebeti.  haben  wird, 
womach  von  demselben  Alles  ohne  mindeste  Ausnahme  vor- 
geschriebener Massen  publicirt  werden  solle  —  oder  in  Ent- 
stehung dessen  soll  er  wieder  nicht  eher  aus  dem  Zimmer 
gehen,  bis  er  nicht  in  ihrer  Gegenw<Hi  schriftlich  seine 
Demission  eingereicht  haben  wird,  welche  Sie  von  ihm  über- 
nehm^m  werden.  Dann  haben  Sie,  da  dieses  Nachmittags 
vor  sich  zu  gehen  hat,  den  Bericht  über  dessen  Ausschlag 
auch  heute  twch   zeitlich   in  nmne  geheime  Kanzlei  abzu- 
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schicken,  da  es  nöthig  ist,  dass  an  dem  heutigen  Tage  noch 
die  Sache  aut  aut  entschieden  werde  und  erwarte  ich,  dass 
8i^  diesen  meinen  Befehl  auf  das  pünktlichste  und  genaueste 
befolgen  werden. 

Befolgt  der  Bischof  den  Auftrag,  so  hat  er  doch  immer 
Morgen  den  vorgetragenen  Verweis  in  pleno  consilio  jsu  er- 
halten ;  befolgt  er  ihn  ober  nicht,  so  ist  ihm  nach  eingelegter 
Dimission  zu  bedeuten,  dass  er  allsogleich  weggehe  und  sich 
nicht  mehr  in  seine  quittirte  Diöcese  begebe.    Joseph, 

Nicht  minder  energisch  schritt  die  Regierung  gegen 
den  Bischof  von  Pola  ein,  der  sich  weigerte,  Ehedispense 
für  seine  Diöcese  Krain  auszufertigen  ^),  gegen  den  Bischof 
von  Chur,  wegen  Nichtpublikation  landesherrlicher  Ver* 
Ordnungen  ')  und  ia  Bezug  auf  den  Cardinal  Erzbischof  von 
Wien  Migazzi  wurde  der  Kanzlei  eröffnet,  dass  ihm  die 
unterlassene  Publikation  wegen  des  aügemei'nen  Gebrauches 
der  Bibel  behörig  au  ahnden  und  Jhme  eu  deren  Kund- 
machung  ein  Termin  von  drei  Tagen  ansuraumen;  nach 
deren  fruchtlosen  Verlauf  ist  gegen  Ihme  mit  Sperrung  der 
Temporalien  füreugehen,  welches  Ihme  zugleich  im  Voraus 
bedeutet  werden  kann^). 

Oraf  Philipp  Strafoldo,  apostolischer  Vicar  von 
Aquileja  sollte  ebenfalls  wegen  Ungehorsams  gegen  die 
Verordnungen  in  publice  abgesetzt  werden ,  und  der  öster- 
reichische Qesandte  in  Rom,  Cardinal  Her zan  wurde  sogar 
angewiesen,  den  Papst  zu  dieser  Maassregel  zu  veranlassen  ^). 
Endlich,  um  diese  Listen  der  Bestrafungen  zu  beschliessen, 
wurde  auf  die  Anzeige  von  Gesetzesverletzungen,  welche 
sich  das  Trinitarierkloster  zu  Lemberg  hatte  zu  Schulden 
kommen  lassen,  nicht  nur  dieses,  sondern  alle  Klöster  des- 
selben Ordens  in  ganz  GaUzien  i.  J.   1783.  aufgehoben,  die 


>)  Eben  das.  428.    Resol.  ▼.  30.  Mftns   1782.: »Die  Etnslei 

hat  flbngena  nach  ihren  hier  beigebrachten  Grunds&tsen  nnd  Einrathen 
allsogleich  auch  gegen  alle  Qbrigen  renitirende  sowohl  auswärtige  als 
inländische  Bischöfe  ohne  Ausnahme  in  Bezug  auf  ihre  im  diesseitigen 
Lande  gelegenen  Temporalien  zu  verfahren. t  — 

*)  Ebendas. 

"i  Ebendas.  424. 

*)  Ebendas.  91. 
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sMIflieh  heftmdenen  Ordensobem  abgesetzt,  auf  einige  Monate 
in  das  erzbischöfliche  Geföngniss  gesperrt;  nach  Verbüssung 
der  Strafe  aber  des  Landes  verwiesen  *). 

Auch  warden  den  Denuncianten  solcher  Geistlichen, 
welche  Latidesgesetze  tibertreten  hatten ,  Belohnungen  zu- 
gesichert, wie  beispielsweise  i.  J.  1786.  denen,  welche  die 
Beobachtung  aufgehobener  Feiertage  seitens  österreichischer 
Cleriker  nachweisen  würden,  womit  dann  ausserdem  noch  die 
Bestimmung  verknöpft  wurde,  dass  tim  at^ch  den  Landmann 
zur  Arbeit  an  derley  abgebra^ten  Feyertagen  desto  mehr 
amueifem  .  .  den  Pfarrern  aufzuerlegen  sei,  dc^s  sie  an  erst 
besagten  Tagen  ihre  allenfalls  besitzenden  Gründe  durch  ihr 
Oesind  öffentlich  sollen  bearbeiten  lassen  — '). 

Die  Disciplinargewalt  tiber  den  Clerus  nahm  der  Kaiser 
in  Anspruch  '),  ohne  jedoch  die  der  geistlichen  Oberen  aus- 
zuachliessen.  Vielmehr  suchte  er  sogar  diese  vor  den  Ein- 
griffen der  weltlichen  Beamten  sicher  zu  stellen,  und  we- 
nigstens in  dieser  Beziehung  ein  geordnetes,  an  den  Recursus 
ad  principem,  wie  er  in  Frankreich  galt,  erinnerndes 
Verfahren  zu  schafifen  ^). 

Schon  die  Verordnung  v.  26.  Juli  1782.^)  hatte 
den  Qrandjsatz  angedeutet,  dass  Klagen  über  Disciplinar- 
▼ergehen  der  Cleriker  erst  bei  der  kirchlichen  Behörde, 
and  nur  im  Falle  diese  sich  lässig  zeige,  bei  der  Regierung 
anhängig  zu  machen  seien;  und  noch  ausfuhrlicher  setzte 
die  Verordn.  v.   11.  April  1786.«)  fest: 

Da  smcohl  von  Ordensgeistlichen  wider  ihre  Obern  als 
(mh  von  Weltgeistlichen  und  weltlichen  Personen  wider  ihre 
geistliche  Vorgesetzten  bey  der  Landesstelle  und  den  Kreis- 
mierff  solche  Klagen  angebracht  werden.,  welche  allein  auf 
personliche  und  ihr  geistliches  Amt  betreffende  Verbrechen, 
die  insgemein  Disciplinargegenstände  genannt  werden^   und 

>)  Petiek,  a.  a.  O.  2.,  82. 
')  Eben  das.  1.,  452. 
')  Beispiel  bei  B  r  u  n  n  e  r  a«  a.  0.  876. 

^)  Die  Haitang  von  Klosterkerkern  wurde  antersagt  dnrch  Ver- 
ordnung ▼.  U.  M&rs  1783.,  bei  Petzek  a.  a.  0.  2.,  85. 
^)  E  b  e  n  d  a  8.  2.,  307. 
*)  Ebendas.  2.,  311. 
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icelche  doch  tuichmals  von  den  Konsistorien  untersucht  wer- 
den mussten.  So  befehlen  8.  K  K.  Maj.,  dass  alle  derley 
Klagen,  mit  Ausnahme  jener  jedoch,  welche  die 
üebertretung  landesfürstlicher  Gesetze  und 
Verordnungen  betreffen,  unmittelbar  bey  dem  be- 
treffenden Kofisistorium  angebra^M,  mid  bey  der  Landes- 
stelle und  weltlichst  Behörde  nur  in  solchen  FäUen  die 
Beschwerdefi  anhängig  gemacht  werden  sollen,  wenn  über 
Unbilligkeit  und  Unthätigkeit  des  Konsistoriums  Klagen  ge- 
fuhrt werden  können, 

Uebrigens  ergiebt  sich  aus  mehreren  Beispielen  ^  dass 
Joseph  bei  Recorsen  von  Disciplinarerkenntnissen  überaus 
strenge  verfuhr  ^),  wie  er  denn  überhaupt  eine  wiftsenschaft- 
Uch  wie  sittlich  gleich  gebildete  Geistlichkeit  heranziehen 
wollte.  — 


Als  Joseph  II.  am  20.  Februar  1790.  gestorben  war, 
konnte  man  in  Rom  seine  Freude  kaum  unterdrücken '). 
Hatte  doch  Joseph  selbst  auf  dem  stürmisch  beschrittenen 
Wege  der  Reformen  Halt  machen,  und  sogar  die  Hülfe  des 
Papstes  zur  Beschwichtigung  der  niederländischen  Bischöfe 
nachsuchen  müssen  ').  Die  Thronbesteigung  L  e  o  p  o  1  d's  U. 
glaubte  man  daher  als  eine  ersprisssliche  Epoche  für  die 
Kirche  schon  im  Voraus  bezeichnen  zu  dürfen*). 

In  der  That  erliess  Leopold   schon  am  9.  April   an 


')  Vgl.  die  Resol.  vom  30.  Mai  1782.,  die  Ton  dem  Franciskaner 
Mönch  bohm.  Provinz  Markus  Weiss  gebotene  Milderung  seines 
unerträglichen  Schicksals,  und  Nachsicht  des  ihm  von  dem  Prager  £n- 
bischof  angesetzten  Probir-  oder  Marteijahrs  betr. :  »Aus  diesem  ganzen 
erhellet  sattsam,  dass  dieser  ein  sehr  liederlicher  Geistlicher  ist,  und 
da  bei  dem  Mönchsstand  Ordnung  und  Zucht  das  einzige  Erhaltungs- 
mitiel  ist,  womit  sie  fOr  die  Religion  und  den  Staat  uusch&dUch  sein 
können,  so  ist  dieser  Geistliche  ohne  sich  weiter  am  denselben  anzu- 
nehmen, seinem  wohlverdienten  Schicksale  zn  Überlassen,  da  der  Erz- 
bischof wirklich  mehr  als  er  nach  diesen  Akten  verdient  gesorgt  habe. 
Joseph.t  —  Bei  Brunn  er  a.  a.  0.  424. 

')  Ber.  d.  Cardinais  Herzan  bei  Brunnera.  a.  O.  208. 

')  Theiner,  Cardinal  Frankenberg  211.  flf. 

*)  Cardinal  Herzan  a.  a.  0. 
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alle  Bischöfe  seiner  Monarchie  die  Aufforderung,  ihre  Be- 
schwerden und  Wünsche  ihm  vorzulegen.  Aber  die  Hof- 
kommission, der  die  eingelaufenen  Forderungen  zur  Begut- 
achtung übergeben  wurden,  zeigte  wenig  Neigung,  sie  zu 
berücksichtigen.  Das  Gutachten  des  Präsidenten  v.  K  r  e  s  s  e  I 
warf  ihnen  vor^),  dass  es  dieselben*  wären,  welche  die 
Kirchenprälaten,  seitdem  die  Grundsätee  der  geistlichen 
Hierarchie  in  Anmassung  einer  religiösen  Mitregentschaft 
ausgeartet  sind ^  in  allen  katholischen  Staaten,  in  jedem 
Zeitalter  auf  mancherlei  Art  und  mit  mehr  oder  weniger 
Muth  und  Mässigung  an  die  Landesfürsten  gemacht  haben. 
ÄUein  ebenso  bekannt,  heisst  es  weiter,  sind  die  Qrundsätae, 
äie  man  derselbefi  allzeit  entgegengesetzt  hat,  und  nach  diesen 
Grundsätzen  h<xt  die  geistliche  Hofkommission  die  gegen- 
wärtigen Beschwerden  der  Bischöfe  beurtheüt^). 

In  der  That  mochte  es  auch  die  Hofkommission  mehr 

als   unangenehm   berühren ,    dass   eine   grosse  Anzahl   von 

Bischöfen  die  Aufhebung   dieser  Behörde ')  an  die  Spitze 

ihrer  Forderungen  stellte,  und  deren  Thätigkeit  dahin  chara- 

cterisirte,  als  ob  dieselbe,  wie  das  ProtocoU  der  Kommission 

sagt,   hauptsächlich  darin  bestehe:   Klöster  aufzuheben,  ka- 

Omlische  Kirchen  zu  vermindern,  lutherische  und  kalvinische 

eu  vermehren ,  das  Simultaneum  des  Gottesdienstes  einzu- 

fSkren,   der  allgemeinen  Kirchendisciplin  widrige  EinHch- 

tungen  zu  machen  etc.  *). 

Im  Jahre  1791.  erfolgte  daher  eine  Beantwortung  der 
bischöflichen  Beschwerden,  die  in  einer  zu  Frankfurt  a.  M. 
erschienenen  Flugschrift  nicht  mit  Unrecht  als  Abfertigung 
bezeichnet  werden  konnte*). 

Schon  die  Einleitung  des  an  die  lombardischen  Bischöfe 
gerichteten   Aktenstückes   sprach   aus^),    dass   der   Kaiser 


>)  J&ger  a.  a.  0.  305.  ff. 

*)  J&ger  a.  a.  0.  307. 

*)  üeber  ihre  Geschichte  siehe  oben  S.  131. 

♦)  Ghmel,  in  Arch.  f.  Kunde  österr.  Gesch.-Quell.  4.,  38. 
(Wien  1850.). 

*)  S.  Maj.  Kais.  Leopold's  II.  Abfertig,  d.  Forder.  d. 
Erzb.  n.  Bischöfe  d.  österr.  Lombardei.    (Frankf.  1791.) 

*)  Abfertig,  a.  s.  w.  11. 
£.  Friedberg,  D.  Mistbr.  d.  geUO.  Amtsgewalt.  12 
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nicht  wenige  Forderungefi  gefunden  habe,  welche  sich  auf 
alte  Vorurtheile  gründen,  entsprungen  aus  irrigen  Orund- 
säteen,  die  in  jenen  Zeiteti  sich  ei^igeschlichen  haben,  wo 
man  ganz  und  gar  keine  ächten  und  bestimnvten  Kenntnisse 
von  den  Greneen  der  päpstlichen  Macht  hatte. 

Auf  die  einzelnen  Postulate  wird  dann  in  lakonischer 
Weise  geantwortet. 

Die  Hirtenbriefe  der  Bischöfe  über  die  kathol.  Lehre, 
verlangt  der  Erzbischof  v.  Mailand,  sollen  der  vor- 
läufigen  Genehmigung  der  Regierung  nicht  bedürfen  ^).  — 
Alles,  was  gedruckt  wird,  lautet  die  Antwort,  muss  durch 
die  bürgerUche  Oewalt  geprüft  werden,  es  mag  eine  In- 
struction oder  ein  Hirtenbrief  sein.  —  Der  EJrzbischof  bittet, 
dass  die  Konsistorien  ihre  besondere  Gerichtsbarkeit  wieder 
erhalten,  wie  sie  dieselbe  vor  dem  28.  Februar  1787.  über 
die  Geistlichen  ausübten  ').  Der  Kaiser  entgegnet ,  dass 
diese  Bitte  auf  keine  Art  statt  haben  könne,  vielmehr  muss 
die  dermalen  bestehende  Gerichtsordnung,  wodurch  die 
Geistlichkeit  in  ihren  Kechtshändeln  und  peinlichen  Prozessen 
den  übrigen  Unterthanen  des  Staates  gleichgestellt  ist, 
strenge  gehandhabt  werden,  non  essendo  d'aitronde  conveniente 
che  i  Vescovi  abbiano  tribunali,  curie,  carceri,  — 

Der  Erzbischof  wünscht,  es  möchte  ihm  un verwehrt 
sein,  Disciplinarvorschriften  unter  Androhung  einer  zu  from- 


^ 


1)  Ebendas.  S.  26.  —  Vgl.  die  den  übrigen  österr.  Bischöfen  er- 
theilte  Antwort  in  Leopold's  II.  polit.  Gesetze  und  Verordn. 
(Wien  1791.)  2.,  105.  §.  8.  Nr.  1. :  >Ueber  die  genaue  Beobachtung  der 
Verordn.  y.  12.  Sept.  1767.  u.  20.  März  1781.,  welcher  zufolge  die  päpst- 
lichen Bullen,  Breven  und  Konstituzionen,  bevor  sie  angenommen  und 
bekannt  gemacht  werden,  die  landesfQrstliche  Genehmigung  erhalten 
mQssen,  ist  mit  Strenge  zu  halten.  Diese  Verordnungen  beziehen  sich 
aber  nicht  nur  auf  die  nach  der  Zeit  erschienene,  sondern  auf  alle 
auch  vorhergegangene  päpstlichen  Anordnungen  ohne  Ausnahme  der- 
gestalt, dass  jede  ältere  Bulle,  Konstitution  u.  s.  w. ,  sobald  man  Ge< 
brauch  davon  machen  will,  zuvor  die  landesfürstliche  Genehmigung 
erhalten  muss,  und  selbst  für  die  angenommenen  Bullen  dauert  die 
verbindende  Kraft  und  ihre  Gültigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im  Staate 
durch  neue  Verordn.  etwas  anderes  zur  Beobachtung  eingeführt  wird.« 
Vgl.  noch  Nr.  8. 

')  Abfertigung  etc.  37.  KghLeopold's  österr.  Ges.  2.,  106. 
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men  Zwecken  zu  verwendenden  Geldbusee  zu  erlassen  ^). 
Die  Regierung  gesteht  das  erstere  zu,  verlangt  aber  ftir 
Publication  durch  den  Druck  eine  staatliche  Censur  und 
schlägt  die  Befugniss  Geldstrafen  zu  verhängen  rund- 
weg ab. 

Dagegen  gestattet  die  Regierung  den  Bischöfen,  geist- 
liche Verrichtungen,  Messen,  Gottesdienst,  Bittgänge  und 
das  Kirchengepränge  einzurichten,,  aber  sie  fügt  hinzu'), 
non  meno  spetta  al  Govemo  Politico  avere  Vocchio  sopra 
tutti  gli  oggetti  del  cuiio  estemo  deUa  religionef  il  di  cui 
esercieio  con  pubbliea  soUenitä ,  e  Concor  so  del  Popoh  in- 
teressera  egualmenie  la  polieia  dvile  per  regolame  su  questo 
punio  di  vista  le  direeioni.  DaUronde  il  sovrano  essendo 
Tutore  deUa  Beligione  ne*  suoi  st(xli  ha  il  diriito,  ed  ansi 
VMligo  dFimpedire  e  riformare  le  pratiche  se  ve  ne  sono, 
tke  alterino  la  puritä  di  essa,  anche  sono  Vapparenea  di 
iivojjione  derivante  da  Zelo  indiscreto,  0  da  uno  Spirito 
non  conforme  a  queüo  della  antica  chiesa. 

Der  Bischof  von  Cremona  verlangt  die  Befugniss,  Geist- 
liche Buspendiren  zu  dürfen  ^).  Die  Regierung^  erklärt  das 
ftr  eine  weltliche  Sache,  welche  gerichtliche  Untersuchung 
erfordere  und  dem  bürgerlichen  Gericht  zustehe  ^). 

Ja  einzelne  Forderungen  werden  mit  der  einfachen 
Bemerkung  beseitigt :  non  merita  provedimmto. 

Kaum  anders  erging  es  den  Bischöfen  der  österreichi- 
schen Erbländer. 

Die  Bischöfe  von  Lavant,  Galizien  und  Leit- 
meritz  klagten  über  die  Abstellung  der  Prozessionen.  Die 
Kommission  berichtete  an  den  ELaiser,  dass  es  unseren 
ZeUen  keines  weiteren  Beweises  bedürfe ,  dass  die  VervieU 
fSUigung  der  Prozessioneny  die  nur  eur  Schwärmerei,  Ver- 
mÜässigung  der  Wirthschaßefi  und  Ausschweifungen  An- 


*)  Abfertigung  a.  a.  0.  37.  Vgl.  Leopcld's  Gesetse 
2.,  106.  —  Ueber  die  Jorisdiction  des  Euratkleros  war  schon  am 
n.  März  1791.  ein  Hofdecret  ergangen.    Eben  das.  2.,  102. 

>)  Abfertigung  a.  a.  O.  82. 

»)  Abfertigung  a.  a.  0.  57.  Vgl.  Leopcld's  Ges.  a.  a.  0. 

2.,  106. 

*)  Abfertigung  a.  a.  0.  81. 

12* 
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lass  geben  ufid  gar  selten  eine  Andacht  etmi  Grunde  Jiahen, 
nicht  SU  wünschen  sei  V. 

Die  Bischöfe  von  Seckau  und  Gradiska  klagten 
über  das  Verbot,  päpstliche  Bullen  bekannt  zu  machen; 
die  Kommission  wies  darauf  hin,  dass  nur  zwei  Bischöfe 
dieses  Begehren  aussprächen,  weil  alle  übrigen  wohl  ein- 
sehen mögen,  dass  dieses  eine  unerwartete  Klage  sei,  und 
erklärte,  dass  es  das  in  jedem  wohl  eingerichteten  Staate 
hergebrachte  ius  inspicietidi  leges  et  ordinationes  exteras 
oder  das  jus  placiti  regii  ....  betreffe  ....  welcfies  über  eilf 
hundert  Jahre  von  Einführung  der  christliehen  Religion  ohne 
Widerspruch  in  katholischen  Staaten  beobachtet,  ja  selbst 
von  den  würdigsten  Bischofen  darum  gebethen  werde.  An- 
statt es  aufzuheben,  sollte  man  lieber  beklagen,  dass  nicht 
in  früheren  Zeiten  des  Mittelalters  dieses  unstreitige  Recht 
von  den  Fürsten  gehandhabt  worden  sei  *). 

Besonderes  Interesse  beanspruchen  für  uns  die  in 
Bezug  auf  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  geäusserten 
Wünsche. 

Sämmtliche  österreichischen  Bischöfe  beklagten  sich, 
dass  ihnen  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Geistlichen  ent- 
zogen sei,  diese,  zum  Schaden  ihres  Ansehens  vor  jedem 
Dorfrichter  und  Verwalter  zu  Recht  stehen  müssten ,  und 
oft  mit  Geld  oder  gar  Absetzung  gebüsst  würden. 

Die  Kommission  entgegnete  mit  der  Erwägung,  dass 
die  Priester  Staatsbürger  seien,  den  Schutz  und  die  bürger- 
lichen Rechte  genössen,  weltliche  Habe  und  Gut  besässen, 
Ciyilcontracte  schlössen  und  pur  bürgerliche  Handlungen 
ausübten.  Welcher  Vemunßschluss  könne  sie  daher  dem 
weltlichen  Richter  entziehen?  Der  römische  Kurialkunst- 
griff,  sie  davon  eu  eximiren,  hatte  die  auffallende  Absicht ^ 
die  Jurisdiction  in  temporalibus  eu  erschleichen  und  per 
Privilegium  fori  Statum  in  Statu  aufzustellen,  so  in  jeder 
Regierung  die  gefährlichste  Sache  ist,  und  worauf  von  jehef 
alle  Widerspenstigheit  des  Corporis  Cleri  gebauet  war,  wei^ 
sie  immer  auf  den  römischen  Hof  trotzten,   der  nach  der^^ 


*)  Ghmel  a.  a.  0.  26. 
')  Eben  da  8.  35.  f. 


II.  Von  1517-1806.    b.  Oesterreich.  181 

Zuge  des  besonderen  fori   ihr  einziger  und  letzter  Richter 
sein  sollte.  — 

Der  Bischof  von  Brunn  verlangte  die  Befugnies, 
Strafversetzungen  der  Geistlichen  vorzunehmen :  die  Com- 
mission  entgegnete,  dass  dieselbe  in  Bezug  auf  die  Caplane 
nie  bezweifelt  worden  sei ,  für  Pfarrer  aber  nicht  gestattet 
werden  könne,  ohne  sie  ganz  der  Willkür  und  Eigenmacht 
der  Consistorien  preiszugeben  —  *). 

Einzelne  Beschwerden  der  Bischöfe  werfen  ein  eigen- 
thtimliches  Licht  auf  die  Behandlung/  welche  die  Kirche 
Seitens  der  landesherrlichen  Behörden  zu  ertragen  hatte, 
und  die  oft  über  die  Intentionen  des  Kaisers  hinausgegangen 
sein  mag. 

So  die  der  Galizischen  Bischöfe,  dass  sie  alle  Konsi- 
storialprotokolle  zweimal  in  der  Woche  der  Regierung  zur 
Prüfung  übergeben  müssten  *),  des  Bischofs  von  St.  P  ö  1 1  en 
über  die  Ausführung  der  Verordn.  v.  24.  Dez.  1782.  •), 
welche  den  ELreisäratem  die  Sorge  für  Aufrechterhaltung 
der  Religion   und   was   dahin  einschlägt   übertragen    hatte. 

Dem  zufolge,  sagt  er,  massen   sich  die  Kreishauptleute 
und   Kreiskommissäre  bei   ihre^i   Kreisbereisungen  an^   bei 
dem  Volke  über  die  Sitten  und  Amtsführung  der  Seelsorger 
mid  noch  dazu  oft  auf  eine  sehr  unbescheidene  Art  Nach- 
frage zu  halten,   die  pfarrlichen  Protokolle  zu  untersuchen, 
die  Kirchen  zu  registriren  und  was  ihtien  darin  nicht  gefällt, 
hinauszuschaffen,  über  den  Gottesdienst  zu  entscheiden,  den 
Pfarrerti  bald  mündliche,  bald  schriftliche  Verweise  zu  geben, 
iit  Katecheten  vor  sich  zur  Probe  katechisiren  zu  lassen,  mit 
einem  Worte:  beinahe  edles  das  zu  unternehmen,  was  eine 
hnonische  Visitation  des  Bischofs  ausmacht^). 

Auch  über  die  Häufigkeit  der  Recurse  wegen  geistlichen 
Amtsmissbrauches  klagten  endlich  die  Bischöfe. 

Die  Subordination  des  Klerus  leidet  ungemein  dadurch, 
erklärte  der  Bischof  v.  St.  Polten,  dass  jeder  ungehorsame 


1)  Ebendas.  S.  70. 
>)  Ebendas.  68. 
')  Siehe  oben. 
')  Ebendas.  104.  f. 
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oder  sonst  ausschweifende  Kleriker,  sobald  er  von  seinem 
Ordinariate  zurückgewiesen ,  oder  zwr  Strafe  gezogen  wird, 
sich  der  Unterwürfigkeit  weigere,  und  an  die  Landes-  oder 
Hof  stelle  die  unverschämteste  Verläumdung  wider  seine  geist- 
lichen Vorgesetzten  bringen  kann,  wo  er  jederzeit  gehört, 
und  auch  nach  erwiesener  Verläumdung  niemals  dafür  ge- 
straft wird  ^). 

Dabei  aber  erkannten  die  Bischöfe  —  um  auch  das 
hier  zu  bemerken  —  die  Einbringung  dieser  Recurse  als 
rechtlich  zulässig  an,  nur  dass  den  Kreisämtern  die  kirch- 
lichen Befugtiisse  entzogen  und  sie  angewiesen  werden  sollten; 
die  ehoa  bemerkten  Gebrechen  in  kirchlichen  Dingen  den 
Bischöfen,  und  erst  falls  diese  unthätig  blieben,  der  Landes- 
stelle zur  Anzeige  zu  bringen  '). 


Die  Summe  der  von  Leopold  für  nöthig  befundenen 
Aenderungen  des  josephinischen  Systemes  liegt  in  dem 
Hofdecrete  v.  17.  März  1791.  vor. 

Wie  zu  erwarten  stand,  beschränkte  sich  die  von  Köm 
so  heiss  ersehnte  Reform  nur  auf  einige  wenige  Punkte, 
ohne  dass  das  der  Kirche  gegenüber  befolgte  System  eine 
principielle  Abänderung  erfuhr  '). 

Nur  die  Gottesdienstordnung  wurde  wieder  der  bischöf- 
lichen Competenz  zugetheilt,  eine  nähere  Untersuchung  des 
Ehepatentes  in  Aussicht  genommen,  namentlich  aber  die 
Aufhebung  der  Generalseminarien  verfügt  ^),  die  so  grossen 
Anstoss  erregt  hatten.  Auch  wurde  eine  minder  verletzende 
Art  der  Bekanntmachung  von  landesherrlichen  Verordnungen 
versprochen,  und  um  die  Kuratgeistlichkeit  gegen  die  so 
stark  gerügte  gerichtliche  Behandlung  von  Seite  der  niederen 


k 


>)  Ebendas.  107. 

*)  Ebendas.  106. 

')  »Auch  die  Verwaltung  des  Religionsfundes  kann  den  Bischöfen, 
da  dies  nicht  ihre  Sache  ist,  nicht  zugestanden  werden.«  Leopold's 
Ges.  2,  108. 

^)  Schon  durch  Hofdecret  v.  4.  Juli  1790.  Leopold 's  Ges.  1., 
57.  ff.  Am  7.  Aug.  1791.  wurde  dann  eine  Richtschnur  fflr  d.  iheolog. 
Lehranstalten  in  bischöflichen  Seminarien  erlassen;   ebendas.  8.,  44. 
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Beamten  zu  schützen  die  josephinische  oben  erwähnte 
Verordnung  v.  26.  Juli  1782.  aufs  Neue  in  Erinnerung  ge- 
bracht *). 

Den  letzten  Punkt  erörterte  dann  noch  die  Verordn. 
V.  3.  März  1792.  *),  die  also  erst  zwei  Tage  nach  dem 
Tode  de«  Kaisers  publicirt  wurde.  Dieselbe  charakterisirt 
sich  durch  ihren  überaus  doctrinären  Ton,  und  verdient,  da 
sie  einmal  von  der  Seitens  der  Regierung  gehegten  Auffassung 
des  geistlichen  Standes  und  seines  Verhältnisses  zur  Kirche 
Zeugniss  giebt,  andererseits  den  in  Oesterreich  gehandhabten 
Recursus  ad  principem  schlagend  beleuchtet,  hier  eine  her- 
vorragende Beachtung. 

Die  Einleitung  beklagt,  dass  abgesetzte  Geistliche  häufig 
bei    den   Staatsbehörden    Beschwerden    einlegten   über   das 
bei  der  Untersuchung  gegen  sie  beobachtete  Verfahren,  wo- 
dorch  nothwendiger  Weise    neue  Untersuchungen  erforder- 
lich   würden   und    das    bischöfliche   Ansehen    leide.      Aber 
andererseits  könne  freilich  nicht  gestattet  werden,  dass  Geist- 
liche den  Schutz  entbehrten,  welcher  allen  Bürgern  zustehe, 
und    dass    sie    ohne  Vorwissen    und  Erkenntniss  der  staat- 
lichen Behörde    des  Amtes  entsetzt,    mit  weltlichen  Strafen 
belegt  und  der  Amtswürde  verlustig  erklärt  würden.     Des- 
wegen seien  hinfort  folgende  Gesichtspunkte  zu  beobachten  : 
Jeder  Geistliche  vereinige  in  sich  die  zweifache  Eigenschaft 
eines   Priesters  und   Bürgers,   und   könne   demnach   durch 
Uebertretung  der   mit  jeder  dieser  Qualitäten  verbundenen 
Pflichten    sich    geistlicher     oder    bürgerlicher    Verbrechen 
schuldig   machen.     Die  Bestrafung   der   ersteren,    d.  h.  die 
Rüge    wegen  Bruches    der    bei    der  Weihe   übernommenen 
Obliegenheiten  '),  gebühre  dem  Bischöfe,  aber  nur  vermittelst 


0  Siehe  0  b  e  n  S.  176.,  vgl.  im  Ganzen  J  ä  g  e  r  a.  a.  0.  90.  ff.  —  Um 
den  zahlreichen  Gesuchen  um  'Wiederherstellung  aufgehobener  Klöster 
entgegenzutreten,  wurden  dieselben  durch  Beeret  d.  Hofkanzl.  ▼.  17.  Januar 
1792.  ein  für  allemal  abgelehnt.    L  e  0  p  0 1  d '  s  Ges.  a.  a.  0.  4.,  28. 

')  Ebendas.  4.,  63.    Auch  hei  Petzek  a.  a.  0.  2.,  814.  ff. 

^)  Als  Beispiele  werden  angeführt:  nachlässige  Verrichtung  des 
Kirchendienstes,  Verletzung  der  kanonischen  Vorschriften  über  Ehr- 
barkeit und  Wandel,  Hang  zum  Trünke  und  Spiele,  verdächtiger 
Umgang. 
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geistlicher    Censuren    oder    kirchlicher  Strafen.       Hierauf 
beschränkt  sichy  gegenwärtig^  nachdem  der  Staat  die  bürger- 
liche Gerichtsbarkeit  über  die  Geistlichkeit  eurückgencmmefi 
hat,  die  ganze  bischöfliche  Strafgetcalt.  — 

Durch  Uebertretung  der  Bürgerpflichten  mache  sich 
der  Geistliche  aber  politischer  oder  Kriminalverbrechen 
schuldig,  und  verfalle  deswegen  dem  Gericht  der  politi- 
schen Behörde. 

Ist  aber  der  Geistliche  zugleich  Seelsorger,  was  er 
allzeit  sein  soU,  so  muss  er  nicht  nur,  als  Priester  und 
Bürger,  sondern  auchj  da  die  Verwaltung  der  Seelsorge  un- 
beschränkten Einfluss  auf  die  Gesinnungen  des  Volkes  hat, 
und  an  den  wichtigsten  politischen  Einrichtungen  mittelbar 
oder  unmittelbar  Theil  nimmt,  als  ein  Beamter  des  Stades 
in  der  Kirche  angesehen  werden,  woraus  von  selbst  folgt, 
dass  die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  der  Seelsorge,  die 
Erkenntniss,  ob  ein  Seelsorger  sein  Amt  gehörig  handle, 
und  die  Bestrafung  desselben,  nicht  dem  bischöflichen  Kon- 
sistorium allein,  sondern  zugleich  der  öffentlichen  Verwaltung 
zusteht. 

Dennoch  soll  den  Bischöfen  kraft  der  ihnen  gebühren- 
den Hirtengewalt  gestattet  sein,  geringere  Vergehen  der 
Seelsorger  mit  den  Mitteln  kirchlicher  Zucht  zu  rügen, 
wenn  aber  diese  Vergehungen  durch  Strafen  nicht  verhütet 
werden,  wenn  sie  öffentliches  Äergemiss  in  der  Pfarrgemeinde, 
Klagen  und  Anzeigen  veraiüassen,  auf  den  Staat  überhaupt, 
oder  auf  einzelne  politische  Anstalten,  dereti  Besorgung  den 

Seelsorgern  zusteht sich  erstrecken,  wenn  dadurch  die 

Befolgung  landesfürstlicher  Verordnungen  und  der  Fortgang 
politischer  Geschäfte  gehemmt  wird,  dann  müssten  weltliche 
Strafen  eintreten  und  gebühre  die  Cognition  einer  gemisch- 
ten geistlich-staatlichen  Kommission ,  welche  ein  gemein- 
schaftliches Gutachten  an  die  Landesstelle  zu  erstatten  habe. 
Das  sei  bei  allen  Vergehungen  zu  beobachten,  welche  mit 
Absetzung  oder  Sperrung  der  Temporalien  zu  bestrafen 
seien,  indem  die  Verhängung  weltlicher  Strafen  lediglich  deti 
weltlichen  Behörden  zusteht, 
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An  der  Universität  endlieb  —  um  auch  das  noch  zu 
^erwähnen  —  blieb  das  Lehrbuch  von  Pehem  nach  wie 
vor  das  officiell  vorgeschriebene,  so  dass  auch  in  dieser 
Beziehung  die  Continuität  zwischen  den  staatskirchenrecht- 
lichen  Principien  der  Regierungen  Josephs  II.  und  Leo- 
polds II.  gewahrt  wurde. 


o. 
Baiern.  *) 

In  Baiern  machte  der  Protestantismus  durch  das 
in  die  Kirche  eingeschlichene  Verderben  genährt  immer 
reissendere  Fortschritte  *),  und  doch  waren  die  kirchlichen 
Oberen  säumig,  die  nothwendige  Reform  des  Clerus,  die 
sich  freilich  auf  sie  selbst  in  nicht  geringem  Maasse  hätte 
miterslrecken  müssen,  vorzunehmen. 

Da  unterzog  sich  die  weltliche  Gewalt  auch  hier  der 
kirchlichen  Aufgabe,  schon  um  die  Existenz  der  Kirche 
zu  erhalten. 

Im  J.  1521.  schickten  die  Herzoge  Wilhelm  und  Lud- 
wig den  Ingolstadter  Professor  Dr.  Johann  Eck,  den 
bekannten  Gegner  Luthers  nach  Rom,  dem  Papste  die 
Krankheit  der  deutschen  Kirche  und  deren  Heilmittel  vor- 
zustellen. 

Sie  wiesen  auf  die  Nachlässigkeit  hin ,  welche  sich  die 
Bischöfe  in  Handhabung  der  kirchlichen  Zucht  zu  Schulden 


*)  Die  nachfolgende  Darstellung  beruht  fast  ganz  auf  ungedruckten 
^iteriaiien  der  Münchener  Bibliothek.  Namentlich  habe  ich  Loris 
Samml.  zum  baier.  Eir^benrecht  benutzt.  Da  Urkunden  einerseits 
immer  nur  Autorität  beanspruchen  können,  wenn  sie  in  grösserer  Mehr- 
l>6it  auftreten,  und  da  andererseits  die  Mittheilung  der  bei  Lori  ge- 
^mmelten  auch  Aber  die  Zwecke  dieser  Abhandlung  hinaus  von  Werth 
2u  sein  schien,  so  mag  die  FQlle  der  Citate  und  die  dadurch  Ter- 
schuldete  etwas  schwerföllige  Art  der  Darstellung  Entschuldigung 
finden. 

')  Vgl.  Winter  Gesch.  d.  Schicksale  d.  e?ang.  Lehre  in  und 
durch  Baiern.    (Manchen  1809)  I,  11.  88  f. 
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kommen  Hessen,  Darauss  die  Layen  tcieder  die  Priester- 
schafft  zu  Neid  und  Hass  ders  tner  bewegt  werden,  und 
sagen  dieweil  khain  Ernstlich  straff  hey  der  Pforffheit  sei, 
unnd  Alles  malifitz  Ubeles  unnd  Bossheit  so  man  erdenckhen 
khann,  Exempel  trafen,  So  chann  man  Ine  die  Layen  nit 
verargen ,  dass  sy  den  Lutterischen  Leren  ....  anzuhangen 
bewegt  werden  *).  —  Sie  betonten,  wie  eifrig  die  Bischöfe  da- 
rauf bedacht  seien,  fehlende  Geistliche  der  welth'chen  Straf- 
gerichtsbarkeit zu  entziehen,  und  wie  wenig  sie  doch  an- 
dererseits selbst  einzuschreiten  für  gut  befänden.  Ja  im 
Gegensatze  dazu  so  unntersteen  sich  die  Erzbischoff, 
Bischoff,  Erzpriester,  und  Offizial  der  Geistlichait  die 
Layen  ufhb  Personndlich  Spruch  und  GeltschuMen  unnd 
annder  gering  Sachen,  für  das  geistliche  Gericht  zu  ci- 
tiem,  unnd  umb  liederlich  sach  unnd  Ungehorsam  den 
pann  wider  die  Layen  ausszegissen,  unnd  also  den  Fürsten 
in  ihr  Jurisdiction  geweltliglich  ze  greiffen,  dadurch  teglicher 
Zank  und  Hader  auch  vil  aufrur  und  widerwill  entsteet, 
und  der  pan,  dieweil  der  also  missbraucht,  veracht  wir- 
det  »). 

Ihr  Begehren  war ,  der,  Papst  möchte  sie  zur  Errich- 
tung einer  von  den  Bischöfen  unabhängigen,  aus  Geistlichen 
bestehenden  Behörde  ermächtigen,  welche  die  geistlichen 
Kriminalverbrecher  an  Stelle  der  Bischöfe  degradiren,  und 
sie  der  weitlichen  Behörde  zur  schuldigen  Bestrafung  — 
selbst  an  Leib  und  Leben  —  übergeben  sollte.  Sie  ver- 
langten ferner  —  nach  dem  teglich  Vil^xcessen ,  Unzucht, 
fravel  und  Rumor  von  der  PHesterschafft  ausser  den  pain- 
liehen  Sachen  in  den  Stetten  beschehen  —  die  Anordnung 
noch  einer  anderen,  gleichfalls  von  den  Bischöfen  unab- 
hängigen Strafbehörde  fiir  Disciplinarvergehen ,  so  wie  eine 
Visitation  und  Reformation  aller  Bairischen  Klöster  •). 


[ 


')  Bei  Wie  de  mann,  Dr.  Johann  Eck  (Regensburg  1865.)  665. 
—  Der  Abdruck  Wiedemanns  ist  überaus  uncorrect,  ich  habe  ihn 
nach  Sagenheim  Bayerns  Kirchen-  und  Volkszust&nde.  a.  a.  0.  180. 
verbessert. 

■)  W  i e  d e  ma  n  n  a.  a.  0.  nS'. 

')  Wiedemann  a.  a.  0.  687. 
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Papst  Hadrian  VI.  nahm  keinen  Anstand,  die  meisten 
der  von  den  Fürsten  gestellten,  durch  die  Nothwendig- 
keit  nur  zu  sehr  gerechtfertigten  Forderungen  zu  gewäh- 
ren ^).  Er  ordnete  ohne  Vorwissen  der  Bischöfe  eine  Visita- 
tions-Commission  ab,  beschränkte  dabei  aber,  die  Wirksam- 
keit der  von  den  herzoglichen  Brüdern  gewünschten  Behörde 
auf  die  Fälle ,  wo  die  Bischöfe  sich  in  der  Bestrafung  der 
Geistlichen  nachlässig  zeigen  würden,  d.  h.  vereitelte  sie 
fast  ganz.  Denn  wie  die  Herzoge  sich  beschwerend  iii  einer 
neuen  Instruktion  an  Eck  ausdrückten,  wiewol  die  Bi- 
schave  In  straff  der  geistlichen  umb*  mercklich  und  grossen 
uberfahrung  unnd  Verprecfmng  so  teglich  vor  Äugen,  hin- 
lessig  seien,  wollen  sie  doch  des  Jchain  wordt  h<xhen  *). 

So  war  es  denn  in  der  That  ein  Gewinn,  als  Papst  C 1  e- 
m  e  n  8  VII.   die  von  seinem  Vorgänger  aufgestellte  Klausel 
fallen    Hess,    und   der   Strafb^hörde  i.    J.    1526.   gestattete 
gegen  geistliche  Verbrecher  ohne  Weiteres  einzuschreiten  '). 
Selbstverständlich  wurden  die  päpstlichen  Concessionen 
Seitens   der   baierischen  Prälaten   nicht   sehr  freudig  aufge- 
nommen*   Der  Administrator  Ernst  von  Passau  machte 
sich  zum  Wortführer  der   erzürnten  Prälaten  und  warf  sei- 
nem Bruder  HerzogWilhelm  IV.  mit  scharfen  Worten  die 
Verkümmerung   der  bischöflichen  Befugnisse  vor,  die  jener 
beim  Papste  durchgesetzt  hätte.    Aber  die  Noth  der  Bauern- 
kriege liess    die   Opposition    bald    verstummen ,    die   dann 
freilich   nach  Beseitigung    der  Gefahr  um  so  lebhafter  sich 
a^fs  Neue  geltend  machte. 

Schon  i.  J.  1532.  verbanden  sich  Bischof  Philipp 
Von  Freisingen  und  die  Bisthumsadministratoren  von 
^assau  und  Regensburg,  um  den  Fürsten  die  päpst- 
"chen  Concessionen  zu  entreissen  *). 

Als    jedoch    diese    Bestrebungen    an    der    Festigkeit 


*}  Er  bewilligte  ihnen  auch  den  fünften  Thcil  der  einjährigen 
^iokfiofte  aller  baierischen  geistlichen  Genossenscbaften.  Sugen- 
^eim  a.  a.  0.  181. 

')  W  i  e  d  e  m  a  n  n  a.  a.  0.  667. 

^  S  o  g  e  n  h  e  i  m,  a.  a.  0.  184. 

0  Eben  das.  S.  187. 
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der  Herzoge  scheiterten,  bemühten  sich  die  Prälaten  bei 
jeder  Gelegenheit  ihre  Klagen  über  die  gravis  immunitatis 
et  libertcUis  ecclesiasticae  offensa  et  stibversio  laut  werden 
zu  lassen  ^) ,  ihre  Unthätigkeit  in  Bezug  auf  das  Reform- 
werk, so  wie  die  nicht  gemilderte  Unsittlichkeit  des  Clerus 
der  Beeinträchtigung  ihrer  kirchenobrigkeitlichen  Befugnisse 
beizumessen  ');  ja  sie  versuchten  sogar  diese  letzteren  auf 
Kosten  der  ftirstlichen  Rechte  gegen  alle  hergebrachte 
Gewohnheit  zu  erweitem  *). 

So  waren  denn  die  Fürsten  darauf  angewiesen,  das 
selbstständig  unternommene  Reformwerk  allein  und  der 
mannigfachen  kirchlichen  Beschränkungen  ungeachtet  durch- 
zuführen.   

Wenn  wir  jetzt  einen  Abriss  der  von  den  Herzogen 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  geübten  Rechte  geben  wollen, 
so  müssen  wir  zuvörderst  der  landesherrlichen  Behörde  ge- 
denken, durch  welche  dieselben  gehandhabt  wurden. 

Nachdem  die  kirchliche  Strafbehörde  an  dem  Wider- 
stand der  Bischöfe  stillschweigend  zu  Grunde  gegangen 
war,  hatte  Herzog  Albrecht  V.  i.  J.  1557.  den  fast  nur 
aus  weltlichen  Mitgliedern  bestehenden  „Religionsrath"  be- 
gründet, der  nach  zweijährigem  Bestände^)  1570.  als  „Reli- 
gions-  und  geistlicher  Lehnsrath^  wieder  erstand  und  1573. 
in  den  „geistlichen  Rath"  umgewandelt  wurde  *). 

Die  Instruktion  welche  dieser  Behörde  i.  J.  1573.  er- 
theilt  wurde,  zeigt  wie  sie  hauptsächlich  zur  Wahrnehmung 
der  landesherrlichen  Kirchenhoheitsrechte  bestimmt  war. 

Die  Priester  so  zu  der  Sellsorg  Verordnet  sind^  heisst 


>)  G&rtner,  Salzb.  gelehrt.  Unterhalt.  (Salzb.  1812.)  2,  140. 

')  Vgl.  Ober  die  Verhandlungen  der  Salzburger  Synode  oben 
S.  1 17  f.  und  S  u  g  e  n  h  e  i  m  a.  a.  0.  206. 

')  eben  das.  217. 

*)  Verf.  Albrecht  V,  y.  1559.  dass  goistlicbe  Sachen  in  Zukunft 
nicht  mehr  bei  der  Deputation,  sondern  im  yersammelteo  fiofrath  ver- 
handelt werden,  bei  Lori,  Samml.  z«  baier.  Eirchenrecht  Händ- 
schr.  d.  E.  Biblioth.  z.  München  Cod.  bav.  Ko.  218h  fol. 324. 

^)  Kreittmayr,  Grundr.  d.  allg.  deutsch,  u.  bayr.  Staatsrechts 
(München  1709.),  1,  359.  Vgl.  auch  Freyberg,  Fragmat  Gesch.  d. 
bayer.  Gesetzg.  u.  Staatsverwaltung  (Leipzig  1838.)  3,  181.  ff. 
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es  *) ,  so  wohl  die  Ordensleut  als  Lay  Priester ,  so  wohl 
die  Cooperatores  aiss  die  Frediger  und  Pfarrer ,  sollen  durch 
ainen  aus  den  Beligions-Raihen  Järlich  visitiret,  die  Kirchen 
OmaÜi,  die  Clinodia,  und  aiiders  mit  Fleiss  besichtiget, 
die  Mengel  gewendet,  und  die  haillosen  ünnueen  Priester 
alss  die  so  publice  in  Scandalo  leben,  alsdann  angezaigt, 
damit  sie  mögen  gestrafft  oder  amovirt,  oder  in  anderweg 
castigirt  werden.  Die  auch  um  Pfarren,  oder  um  Possess 
derselben  anhalten  mit  Fleiss  examiniren  und  wo  vonnethen, 
ihrer  qucUitet  falben  bericht  und  erfahrung  einziehen  und 
(dsd^inn  erwegen,  ob  er  zu  admittiren  seye  odemit .  .  .  Was 
die  Electionem  und  visitationes  der  Clöster  belangt,  ist  wol 
aufzusehen,  das  das  Geistlich  und  Weltlich  nit  confundirt 
werde,  und  weiU  die  Clöster  wnser  Camer  Chd  so  sollen 
darumen  in  Temporalibus  die  Chamer-Bath  und  die  Reit- 
gionsrath  in  Ecclesiasticis  disponiren. 

Die  hier  gegebenen  Vorschriften  wurden  aufs  Eifrig- 
ste befolgt 

So  musste  zu  jeder  Prälatenwahl  eine  staatliche  Er- 
laubniss  eingeholt  werden  ') ;  .  es  wurde  ein  Regierungs- 
Commissar-  abgeordnet ,  in  dessen  Abwesenheit  die  Wahl 
nicht  vorgenommen  werden  durfte  •),  welcher  die  landes- 
herrliche Bestätigung  ertheilte  ^)  j  und  dessen  Instruction 
ihn  häufig  genug  anwies,  diese  zu  versagen  ^).     Selbst  das 


*)  bei  LipowBky,  Argnia  ▼.Grambach (Manchen  1801.) Beil. XIII. 

*)  Vgl.  ürk.  W  i  1  h  e  1  m  8  IV.  ?.  J.  1583.  Erlaobniss  der  Wahl  in 
Kiederschönfeld  bei  Lori  a.  a.  0.  232.  Urk.  gleichen  Inhalts 
Albrechts  V.  a.  d.  J.  1559.  1574.  1575.  L.  232.^.;  v.  1578.  L.  238. 

*)  Verbot  Albrechts  V.  (1575.)  ohne  landesherrliches  Wissen 
in  ü.  zur  Pr&latenwahl  zu  schreiten.  L  o  r  i  a.  a.  0.  232.?.  Verbot  an 
S.  Ridler,  Rath  zu  Burghaosen  in  Seon  bei  Abwesenheit 
der  herzoglichen  Eommissarien  dnrch  die  erzbischöflichen  die  Postu- 
lation  yomehmen  zu  lassen  L.  244. 

*)  Zahlreiche  Gonfirmationsarkunden ,  h&nfig  Terbnnden  mit  dem 
Befehle,  nicht  zu  hohe  bischöfliche  Taxen  zu  zahlen,  bei  Lori  a.a.O. 
246.  ff.  Vrgl.  auch  ürk.  A 1  b  r  e  c  h  t  s  V.  ▼.  J.  1578.,  Befehl  an  das 
Kapitel  zu  Vilshofen,  den  erw&hlten  Propst  vor  der  Publication 
der  Wahl  dem  Landesherrn  anzuzeigen,  L.  233. 

»)  Albrecht  IV.  1486.  Commissionsbefehl  an  den  Pfleger  zu 
Abensberg  der  Prftlatenwahl  beirawohnen  und  dem  Con? ente  zu 
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Devolutionsrecht  nahmen  die  weltlichen  Behörden  für  sich 
in  Anspruch  ^).  Eine  allgemeine  Landesvisitation  ordnete 
Herzog  Albre  cht  V.  i.  J.  1569.  an  *),  wobei  er  die  gegen 
den  Concubinat  der  Geistlichen  schon  1519.  und  1531.  er- 
lassenen Gesetze  in  Erinnerung  brachte,  die  freilich  dann 
1575.  bis  78.  in  jedem  Jahre  aufs  Neue  und  jedesmal  ver- 
geblich wieder  eingeschärft  werden  mussten  ^). 


i 


bedeuten,  dass  der  Herzog  einen  ernennen  werde ,  falls  ein  untauglicher 
erwählt  würde,  L o r i  a.  a.  0.  232.  Albrecht V.  1675.  Commissions- 
befehl,  falls  eine  Untaugliche  zur  Aebtissin  in  K.  erwählt  würde ,  diese 
nur  als  Verwalterin  zu  bestätigen,  L.  232.  v. 

»)  Albrecht  V.  1578.  an  Stift  Vilshofen  sofort  einen  Präla- 
laten  zu  wählen,  oder  er  werde  einen  setzen,  Lori  a.  a.  0.  233.v* 

')  Lori  a. a.  0.  384  ?.  Schon  1479.  1522.  und  1559.  waren  Kloster- 
Yisitationen  yorgenommen,  e  b  en  da s.  334.  und  schon  1524.  ein  Landes- 
gesetz erlassen  worden  wegen  Aufstellung  landesherrlicher  Kommis- 
sionen zur  Aufrechterhaltung  von  Religion  und  Kirchenzucht,  eben- 
das.  324.  Visitationen  einzelner  Klöster  fanden  beständig  statt.  So 
1576.  Yon  Reichersperg;  1577.  Chiemsee;  1578.  Seligen- 
thal  uud  Vilshofen  L.  335;  1576.  wurde  dem  Augustinerprovin- 
zial  ein  Patent  zur  Vornahme  der  Visitation  der  seinem  Orden  zugehö- 
rigen Bairischen  Klöster  ausgefertigt,  mit  der  Bedingung,  dass  jedes- 
mal ein  landesherrlicher  Kommissar  zugegen  sein  müsse,  L.  344. 
—  Hierher  gehören  auch  die  Vorschriften,  welche  die  Klosterzucht  im 
Ganzen  oder  in  Bezug  auf  Einzelnes  einschärfen;  Albrecht  V.  1555. 
an  d.  Abtiss.  zu  K.,  dass  sie  die  herzogl.  Mandate  we^en  Klosterzucht 
im  Kapitel  vorlesen  soll,  L.  174;  1559.  au  den  Abt  y.  N.  auf  die  Clau- 
sar  genau  zu  achten,  ebenda  s.;  and.  Rentmeister  zu  Landshut, 
wegen  Untersuchung  der  Klosterzucht  zu  St.  Nicola  L.  155v-;  Ver- 
haltungsbefehl an  d.  Verwalter  des  Kl.  St  Veit  zur  Einführung  der 
Zucht  L.  156;  1573.  an  Propst  u.  Gonyent  zu  D. ,  ihre  Aufführung 
nach  Instruktion  des  landesherrlichen  Commissarius  einzurichten,  L. 
156.y;    1575.  an  alle  Regierungen,  auf  Klosterzucht  zu  achten,  L.  157.y; 

1576.  an  Administr.  z.  Neustift  wegen  Verbesserung  der  Kloster- 
zncht,    L.  158.    An    den  Propst  zu   Baumburg   desgL  L.  158.  ▼. 

1577.  an  Administr.  z.  F.  nach  Oesterreich  zur  Untersuchung  der  Auf- 
führung in  Glocking  Gommissarien  zu  schicken  154. v. 

.  ')  1570.  Memoriale  d.  Religionsrathes  wegen  Abschaffung  des  Con- 
cnbinats  bei  hiesiger  Clerisei,  Lori,  a.  a.  0.  143;  1575.  Abschaffung 
der  Pfarrköchinnen,  L.  143.y.;  1576.  Geistl.  Rathsschl.,  den  Pfarrer  za 
Stahremberg  wegen  Goncubinates  persönlich  vorzuladen,  eben- 
das. ;  An  d.  Landbeamte  die  Concubinen  fortzuschafl'en ,  eben  das. 
1557.  An  d.  B.  y.  Augsburg,  Abschaffung  des  C,  L.  14dv;  An  d. 
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Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  wurde  auf  die  schon 
früher  üblichen  Gränzen,  ja  vielleicht  noch  etwas  darüber 
beschränkt  ') ;  denn  auch  Ehe-  und  Testamentsstreitigkeiten 
scheinen  der  weltlichen  Gompetenz  unterworfen  gewesen 
zu  sein  '). 

Die  staatliche  Strafbefugniss  über  Geistliche  wegen  poli- 
zeilicher Vergehen  und  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  wurde 
festgehalten,  und  daneben  auch  eine  Disciplinargewalt  über 
den  Clerus  namentlich  aber  über  die  Klöster  gehandhabt, 
die  sich  in  Verhängung  von  Gefangniss ,  Absetzung  und 
Landesverweisung    äusserte  *) ,    und    in    der    Unthätigkeit 


Pfleger  zu  Yohburg,  wie  d.  Mandat  wegen  Abschaffung  der  Concubi- 
nen  zu  verstehen  sei,  eben  das.  An  alle  Gerichte  im  Lande  wegen 
Abschaffung  der  C. ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  An  die  Regierungen ,  desgl.  e  b  e  n- 
das.  An  d.  Stadt  München,  desgL,  eben  das.  1576.  Vorladung 
eines  Pfarrers  wegen  C.  vor  den  geistlichen  Rath  nach  Manchen, 
eb  e  n  d  a  8.  An  d.  Pfleger  zu  Vilshofen,  un&rgerliche  Haushälte- 
rinnen zu  dulden,  ebendas. ;  An  Pfleger  z.  Stahrenberg,  Bestra- 
fung des  C,  ebendas.;  An  geistl.  Räthe  in  Freising,  Entsetzung 
a.  LandesTerweisung  eines  concubinarius,  ebendas.  An  alle  Gerichte, 
Conc  abzuschaffen,  ebendas.;  Wilhelm  V.  1580.  An  etliche  Land- 
richter, bei  Strafe  auf  das  Landgebot  wegen  C.  zu  halten,  L.  144;  An  d. 
Reg.  z.  Landshut,  der  ?.  Frauenhofen  soll  einen  Pfarrer  wegen 
C.  in  Arrest  setzen,  ebendas.;  An  d.  B.  v.  F  r  e  i  s  i  n  g,  härter  gegen 
den C. einzuschreiten,  ebendas.;  1581.  An  d.  Pfleger  z. Landsberg, 
Strafe  des  C,  e  b  e  n  d  a  s. ;  An  den  Pfleger «u  R.,  den  Pfarrer  zu  Re  i c  h- 
ling  wegen  C  gefangen  dem  Bischöfe  zuzuschicken,  ebendas.;  der  De- 
chant  zu  Haibach  mit  einem 'Ghorherm  wegen  Concubinates  gefäng- 
lich an  den  Bischof  geschickt,  ebendas. 

^)  Decret  A 1  b  r.  V.  1575.,  das  Vermögen  eines  entsetzten  Pfarrers 
bis  zur  Zahlung  der  Schulden  in  Beschlag  zu  nehmen.  L  o  r  i  a.  a.  0. 
279.;  1578.  an  d.  Regier,  zu  Landshut  ist  dem  B.  v.  Regensburg 
die  Verhandlung  der  Verlassenschaft  eines  Pfarrers  nicht  zu  gestatten 
sei,  L.  286.;  Wil.  V.  1581.  an  die  geistlichen  Räthe  zu  Frei  sing, 
ihnen  gebühre  nicht,  den  Propst  zu  S.  gegen  die  Ordenspri?ilegien  vor- 
zaladen.    L.  331. 

*)  Vgl.  Salzburger  Syn.  v.  1637.  bei  Gärtner,  Salzb. 
Unterhalt  2,  157.  f.  Vgl.  auch  die  unten  mitgetheilten  Beschwerden 
der  Geistlichkeit 

^)  Theils  wurden  die  fehlenden  Geistlichen  ihrer  kirchlichen  Ober- 
behörde zur  Bestrafung  zugeschickt:  Urk.  y.  1524.  an  B.  v.  Frei- 
sing wegen  Degradation  eines  Diebstahls  halber  verhafteten  Geistlichen 
Lori  a.  a.  0.  358.?;  1544.  an   den  selb,  wegen  Abstrafung  eines 
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der     geistlichen    Oberen     durchweg     ihre     Rechtfertigung 
fand  '). 


Clerikers  übler  Anffabrung  halber,  eben d.;  1559.  an  denselben  mit 
Uebersendung  zweier  Priester  zur  Abstrafung  L.  354. ;  —  theils  schritten 
die  staatlichen  Behörden  selbst  ein:  1558.  Geistl.  Rathsschluss  wegen 
Landesverweisung  eines  Geistlichen  L.  854.;  1578.  desgl.  L.  354.  y.; 
1575.  desgl.  L.  279.;  1558.  Gefangennehmung  des  Pfarrers  y.  Braun  au 
L.  854.;  1559.  wegen  Abstrafung  einer  Priesterehe  ebendas.;  1564. 
An  den  Administ.  zu  St.  Veit,  einen  zu  ewigem  Gefängniss  condem- 
nirten  Priester  zu  verwahren  und  zu  unterhalten.  L.  854.  y.;  1565.  An  d. 
Administ.  z.  h  e  i  1.  B  u  r  g  wegen  Entsetzung  eines  Priesters,  e  b  e  n  d.;  1573. 
An  d.  Reg  z.  Lands hut,  einen  Pfarrer  der  wider  Verbot  ins  Land 
gekommen,  ins  Gef&ngniss  zu  setzen  und  aufs  Neue  zu  yerweisen, 
L.  855. ,  1675.  an  Reg.  z.  Burghau  Ben  wegen  Entsetzung  eines 
Pfarrers,  279. ;  1576.  An  Reg.  z.  La  n  d  s  h  u  t,  einen  Pfarrer  der  Hoch- 
zeit gehalten  zu  verhaften  ebendas. ;  1578.  Vorladung  eines  Pfarrers 
wegen  ungeistlicher  Auffahrung  vor  den  geistlichen  Rath  nach  Man- 
che n,  L.  108.  V.  'j  1580.  Befehl  an  Reg.  z.  Burghausen,  den  Pfarrer 
v.  Brannau  wegen  verdächtigen  Lebenswandels  und  Ungebflhr  auf 
der  Kanzlei  in  Verhaft  zu  nehmen  ebendas.;  1581.  An  d.  Propst  z. 
Vilshofen  den  Pfarrer  bei  Strafe  der  Amtsentsetznng  zur  ErfQllung 
seiner  Pflichten  zu .  ermahnen ,  L.  109.  —  die  zahlreichen  Urkunden, 
welche  Klosterzucht  betrafen,  werfen  ein  schlechtes  Licht  auf  die  Sitten 
der  Ordensgeistlichkeit.  Vgl.  Albrecht  V.  1654.  An  d.  Reg.  zu 
Landshut,  einen  Mönch  und  zwei  Nonnen  in  Arrest  zu  setzen, 
L.  174. ;  1655.  An  d.  Abt  z.  J.  einen  Conventualen  mit  Gef&ngniss  zu 
bestrafen,  L.  155.  v. ;  1566.  An  B.  v.  P  a  s  s  a  u,  d.  Propst  v.  St.  N  i  c  o  I  a 
zur  Strafe  zu  ziehen,  ebendas.;  1557.  An  Reg.  zu  Landshnt  angeachtet 
des  Widerspruchs  des  Oberen  einen  Dominikaner  zu  Landshut  auf 
eine  Pfarre  zu  setzen,  und  dem  Prior  seine  Au£Führang  zu  verweiden, 
L.  178.  y.;  1558.  Verweis  an  Dechant  n.  Capitel  z.  Erbach  wegen 
fibler  Auffahrung,  L.  102 ;  Verweisung  eines  Conventualen  in  ein  ande- 
res Kloster,  L.  155,  v. ;  1660.  an  d.  Verw.  z.  Bernried,  einen  Mönch 
wegen  aberm&ssigen  Trinkens  mit  Gef&ngniss  zu  belegen,  L.  156. ; 
1560.  Verweisnng  einer  Nonne  in  ein  anderes  Kloster,  L.  174.  ▼.;  An 
d.  Commiss.  z.  Ghiemsee,  eine  Nonne  in  Arrest  zu  setzen,  eben- 
das.; 1665.  An  geistliche  Räthe  zn  M  a  n  c  h  e  n ,  die  dortigen  Au- 
gustiner bei  Bedrohung  mit  Leibesstrafe  zu  guter  Aufführung  anzu- 
halten, L.  178.  V.;  1567.  An  Reg.  z.  Straubing,  Abt  und  Prior  z. 
Windberg  in  Verhaft  zu  nehmen ,  L.  156. ;  Befehl  an  den  Abt  zu  St. 
wegen  Abstrafung  eines  Religiösen  abier  Auffahrung  halber,  L.  156.  v.; 
1568.  An  d.  Prälaten  z.  Di  essen,  dass  der  Herz,  einen  Conventualen 
auf  Versprechen  der  Besserung  der  Haft  entlassen;  Warnung  ihn  auf 
ferneres  ables  Verhalten  fttrder  zu  bestrafen,  L.  854.  v.;  1569.  An  d. 
Propst  z.  Altenoetting,   den  ärgerlichen  Lebenswandel  unter  d. 
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Die  kirchliche  Disciplinargewalt   war   andererseits  an- 


Chorherren abzastellen  bei  Strafe  der  Entsetzung,  L.  100;  1672.  an  d. 
Abt  z.  Fr  0  n  b  a  c  h,  wie  er  seinen  Propst  zu  E.  strafen  soll,  L.166.  y. ; 
1574.  Landsbnid  eines  verwiesenen  Chorherrn  mit  Bedrohung  der  De- 
gradation und  Leibesstrafe  bei  mangelnder  Besserung,  L.  356. ;  An  Ka- 
pitel z.  Freising,  zwei  Religiösen  zu  strafen,  L.  157. ;  1575.  And.  Ad- 
minist.  z.  D.  wegen  ungeistlicb er  Aufführung  eines  Mönches,  L.  157.  y.; 
An  Erzb.  v.  Salzburg  wegen  Absetzung  des  Prälaten  von  S  e  0  n, 
L. 281.f  1576.  An  d.  Prälaten  Seb.  R.,  Rath  zu  Burghausen,  den 
alten  Prälaten  m  Seon  in  sein  Kloster  zu  führen,  L.  158.,  1576.  an 
d.  Administ.  z.  Nenstift,  den  Muth willen  einiger  Conventualen  zu 
strafen,  L.  158. v. ;  An  Pfleger  zu  Hohenwart,  Ausschaffung  einer 
Koyizin  zn  Altenmünster,  L.  176. ;  AnB.  y.  Regensbnrg 
wegen  Bestrafung  eines  Prälaten,  L.  158.T. ;  An  Reg.  z.  Burghausen 
wegen  Bestrafung  unklösterlichen  Lebens,  L.  159.;  Verweisung  des 
entsetzten  Prälaten  zu  Seon  in  ein  anderes  Kloster,  L.  158. y.;  An 
Administr.  z.  Nenstift,  den  entsetzten  Propst,  da  er  seine  Auffüh- 
nmg  nicht  ändert,  mit  Oef&ngniss  zu  bestrafen,  L.  168.;  An  Propst 
t.Raitenbach,  einen  dorthin  verwiesenen  Mönch  zu  strafen, e b e n- 
das. ;  An  d.  Pfleger  z.  Aichach,  die  Ausschaffung  einer  Novizin 
der  Aebtiss.  v.  Altenmünster  anzubefehlen,  e  b  e  n  d  a  s. ;  An  d. 
Richter  zu  R. ,  Stellung  des  Prälaten  vor  den  Rath  u.  loterimsver- 
waltung  des  Klosters,  L.  168.  v.;  An  Generalvicar  z.  Augsburg,  wegen 
Bestrafung  d.  Propstes  und  einiger  Conventualen,  L.  159.;  Befehl 
an  Administr.  z.  Neustift,  den  alten  Propst  unter  Strafe  des 
Gefängnisses  v.  ungebührlichen  Reden  und  Lebenswandel  abzumahnen, 
L.  158. ;  1577.  Instrukt.  u.  Befehl,  das  Kloster  S.  zu  schiiessen,  L.  175. ; 
An  Reg.  z.  Burghausen,  Propst  n.  Dechant  dem  Bischöfe  zur  Be- 
strafung zu  schicken,  L.  159. v.;  An  d.  Administr.  z.  Fornbach,  den 
Propst  zu  Glocking  gefangen  zu  setzen,  e  b  e  n  d  a  s. ;  Geistlicher 
Rathsschluss,  ausgetretene  Conventualen  auf  einem  Karren  in  ihr  Kloster 
zu  schicken,  L.  159. ;  1578.  An  Reg.  z.  Straubing,  zwei  Religiösen 
wegen  Leichtfertigkeit  zu  strafen,  L.  160.;  An  Reg.  z.  Straubing, 
zwei  Religiösen  aus  d.  bischöflichen  Gefäugniss  zurückzufordern  und 
in  ihr  Kloster  zu  sperren,  e  b  e  n  d  as. ;  An  Reg.  z.  Burghausen,  zwei 
Religiösen  nach  Revers,  sich  wieder  zu  stellen,  zu  entlassen,  L.  159.  v.; 
An  Reg.  zn  Straubing,  Religiösen  wegen  Concubinates  zu  verhaf- 
ten, L.  160. ;  An  dieselbe ,  mit  Gefangenschaft  einiger  Reb'giosen  sei 
recht  geschehen ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  unpriesterliche  Religiösen  sollen  ihrem 
Bischöfe  auf  einem  Karren  zur  Strafe  zugeführt  werden ,  e  b  e  n  d  a  s. 
160.  V.;  Entsetzung  der  Priorin  zn  Niederal  taich,  L.  281.;  1578. 
Wilhelm  V.  An  d.  Reg.  z.  Landshut,  Acht  zu  haben ,  wie  die 
dortigen  Dominikaner  in  spiritualibos  et  temporalibus  hausen,  L.  179. 
1579.  An  Reg.  z.  Straubing,  wegen  Gefangennehmung  des  Admi- 
nistrators zuM.  L.  160.  V.;  1681.  An  d.  landesherrl.  Commlss.  inNeu- 
JB.  Friedberg,  D.  Mlasbr.  d.  gelitt.  Amtsgewalt  18 
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erkannt,  wurde  jedoch  durch  die  Staatsbehörden  controlirt  ^) 
und  sollte  zu  Absetzungen  fehlender  Geistlicher  nur  mit 
landesherrlicher  Genehmigung  befugt  sein  *);  ebenso  wie 
der  Staat  sich  auch  eine  Aufsicht  über  die  Tauglich- 
keit der  Seitens  der  Bischöfe  präsentirten  Cleriker  su- 
schrieb  •),    bei   Einsetzung  *)    und   Abgang    der    Pfarrer 


Stift,  einen  angehorsamen  Religiösen  ins  Oef&ngniss  zu  setzen,  L.  161.; 
An  d.  Propst  z.  Neustift,  zwei  auf  Pfarren  gesessene  Religiösen 
gefangen  ins  Kloster  zur  Abstrafung  zurflckzufahren,>iind  die  Pfarren 
mit  Laien piriestem  zu  besetzen,  L.  161.  ▼.;  Commissionsbefehl  an  den 
Propst  z.  Neu  Stift,  einen  ungehorsamen  Conventtialen  ohne  Rflck- 
sieht  auf  anderweite  Obrigkeit  zu  bestrafen,  L.  161.;  dem  Propst  z. 
N  e  u  s  t  i  f  t  werden  zwei  Religiösen  wegen  Concabinates  zur  Bestra- 
fung zugeschickt,  L.  160.  y. 

^)  (8.  192)  Vgl  Brief  Albrechts  V.  ▼.  J.  1541.  an  d.  Erzbisch,  t.  8  a  1  z- 
barg,  man  könne  den  Verfall  der  Kirchenzucht  nicht  l&nger  mit  an- 
sehen, sondern  werde  von  Landesherrschaftswegen  vorgeben,  Lori 
a.  a.  0.  834. v. ;  Vgl.  auch  das  Schreiben  y.  1576.  an  denselben, 
dass  ein  entsetzter  Pfarrer  angeachtet  der  vorgelegten  Salzbargischen 
Absolution ,  auf  die  Pfarre  nicht  mehr  gelassen  werden  könne ,  L. 
855.  V. ;  1577.  An  d.  Reg.  z.  Landshut,  einen  Beneficiaten  ungeachtet 
der  bischöflichen  Wiedereinsetzung  ärgerlichen  Wandels  halber  in  Ar- 
rest zn  setzen,  L.  856. 

*)  1586.  An  d.  Vicar  zu  Freising,  ein  gefangener  Priester  soll 
entlassen  werden,  Lori  a.  a.  0.  858. v.;  1555.  an  d.  Reg.  z.  Lands 
hat,  den  Dominicanerprior  wegen  Gefangennehmung  eines  Religiosei 
zar  Verantwortung  zu  ziehen,  L.  178.  v.;  1575.  An  d.  Prälaten  z.  8eoi 
er  solle  berichten,  wie  er  vom  Erzbisch,  v.  Salzburg  gestraft  wordc 
sei,  L.  855. V.;  1576.  an  d.  Bisch,  zu  Regensburg,  dem  Domkapit 
Anzasinnen,  dass  ein  als  Pfarrer  prftsentirter  Ordensmann  des  uBf 
bührlichen  Arrestes  entlassen  und  bei  Vermeidung  weiteren  Einsehe 
die  PrftsenUtion  befolgt  werde,  L.  205.;  Wilhelm  V.  1580.  an 
Cronvent  z.  0.  in  Ingolstadt,    sich  zu  verantworten,   warum 
einer  Klosterfrau  so  scharf  verfahren  sei,  L.  175. 

')  Albr.  V.  1559.  an  d.  Hofkammer,  der  Propst  v.  St  Z< 
könne  vom  Erzbisch,  v.  Salzburg  ohne  Mitwirkung  der  Landes! 
Schaft  nicht  entsetzt  werden,  Lori  a.  a.  0.  244. 

')  1556.  Geistl.  Rathsschl. ,  Possessgebung  auf  eine  Pfarre  r 
theilen,  doch  mit  der  Verpflichtung,  sich  wieder  zum  Examen  zu  s^ 
L  0  r  i  a.  a.  0.  218. ;  desgl. :  mit  Drohung  der  Entsetzung,  wenn  er 
Examen  schlecht  bestehe,  L.217.V. ;  Geistl.  Rathsschluss.,  dassnnge 
der  erzbischöflichen  Investitur  einem  im  E!xamen  nicht  bestandener 
ster  der  Possess  nicht  gegeben  werden  solle,  L.  218. ;  1574.  A 1  b  r  e  c 
Einschaffung  eines   ungeschickten  Pfarrers  in  das  Kloster  Die 
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mitwirkte  ^),  die  Seelsorgethätigkeit  controlirte  *),  das  Eirchen- 

L.  108.;  1576.  Geist!.  RathsschL:  Examen  der  Pfarrer  vor  derPossess- 
gebang,  L. 218.;  Albr.  V.  1575.  Warnung  an  das  Domkapitel  z.  Frei- 
sing  sich  der  Weihung  ungelehrter  Priester  zu  enthalten,  L.  55.  v.; 
1576.  An  d.  Pfleger  zu  S  e  0  n,  dass  ein  Pfarrer  zum  Examen  za  stellen 
sei,  L.  108  ;  An  d.  Bisch,  t.  P  a  s  b  a  u,  ungeschickte  Priester  würden 
trotz  bischöflicher  Präsentation  nicht  zu  Pfarreien  befördert  werden, 
e b e n  d a s. ;  1580.  An  d.  Domkapitel  z.  Regensburg  als  Patron 
einen  fflr  untauglich  angegebenen  Pfarrer  zu  examiniren,  und  allenfalls 
abznändern,  L.  109. ;  W  i  1  h  e  1  m  V.  1580.  an  d.  pSpstl.  Nuntius,  wegen 
eines  nntauglichen  n.  durch  Simonie  präsentirten  Pfarrers,  L.  108.  v.; 
—  Vgl.  auch  1578.  An  d.  Reg.  z.  Landshut  wegen  nngebahrlichen 
Vertrages  um  eine  Pfarrei,  L.  150. ;  1578.  Vorbehalt  der  Strafe  wegen 
Simooie,  e  b  e  n  d  a  s. 

^)  Die  weltlichen  Behörden  ertheilten  die  Inyestitur,  wobei  oft 
den  Geistlichen  Verpflichtungen  auferlegt  wurden.  Vgl.  1518.  Reg.  z. 
Amberg  an  d.  Pfleger  das. ,  dem  Kaplan  gegen  gewöhnlichen  Revers 
die  Possession  zu  geben,  Lori  a.  a.  0.  217.  v.;  1529.  Statthalter  u. 
Rath  z.  Neu  markt  an  d.  Bisch,  v.  Regensburg,  dass  in  der 
Oberpfalz  die  angehenden  Pfarrer  durch  Revers  und  Eid  zu  yerpflichten 
altherkömmlich  sei,  L.  217. v.;  Albrecht  V.  1577.  an  d.  Rath  z. 
Schongau,  in  Possessgebungssachen  den  Bischöfen  keine  Einwir- 
köBg  zu  verstatten,  L.  218. 

')  Die  Resignation  der  Pfarrer  musste  von  der  Obrigkeit  bewilligt 
werden.  Beispiele  a.  d.  J.  1537.  bei  Lori  a.  a.  0.  274.;  1559.  eben- 
da s.  276.;  1676.  L.  274.,  Beispiel,  wo  das  Gesuch  abgeschlagen  wurde 
s.  d.  J.  1578.  L.  276 

*)  Albr.  V.  1574.  der  Beamte  soll  dem  Pfarrer  seinen  ünfleiss 
io  der  Seelsorge  verweisen ,  L  0  r  i  a.  a.  0.  355. ;  Einem  Pfarrer  die 
Possession  zu  geben,  unter  Bedrohung  der  Entsetzung  wenn  er  den 
Gottesdienst  nicht  gehörig  verrichte,  L.  2 18.;  —  dahin  gehört  auch,  dass 
nicht  residirenden  Pfarrern  .Bedingungen  gestellt  wurden.  —  Vgl.  Al- 
brecht V.  1559.  An  d.  Pflegerz.  Weisbach,  dem  Domdechant  in 
Aags  barg  die  Possession  auf  eine  Pfarrei  unter  der  Bedingung  zu  geben, 
dtis  er  einen  dem  Landesherm  genehmen  Vikar  stelle,  e  b  e  n  d  a  s. 
217.;  Femer:  das  Verbot  incorporirte  Pfarreien  mit  Mönchen  zu  be- 
letien.  Vgl.  ürk.  Albrech  ts  V.  v.  1569.  1575.  1574.  1577.  L.  117. v.; 
1576.  L.  157.,  1577.  L.  159.;  1678.  157^.  drei  v.  1581.  L.  118.V.; 
Wilhelms  V.  v.  1581.  L.  161.  Das  Verbot  der  Cumulation  von  Be- 
oeficien,  wozu  es  einer  besonderen  landesherrlichen  Erlaubniss  be- 
durfte, Vgl.  ürk.  V.  1558.  1574.  L.  200.  Auch  auf  die  Predigten  er- 
streckte sich  die  Fürsorge  der  Regierung.  1558.  Landesverweisung 
eines  Predigers  wegen  Irrlehre,  L.  10. v.;  Abschaffung  eines  Predigers 
z.Barghaasen,  Zurflcksendung  desselben  in  sein  Kloster  n.  Ver- 
weis an  den  Pr&laten  desselben,  L.  10. v.;  1564.  Instruct  fttr  die  Pre- 
is* 
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vermögen  unter  seine  Obhut  nahm  *),  die  Verbindung  der 
Orden  mit  auswärtigen  Oberen  überwachte  *)  die  von  den 
Bischöfen  ausgeschriebenen  Kirchensteuern  von  der  fürstlichen 
Bewilligung  abhängig  machte  ^),  und  die  wegen  Ungehorsam 

diger  Ober  Land,  L.U.;  1675.  Vorschrift  zu  predigen  an  die  Pfarrer, 
e  b  e  n  d  a  8. ;  An  d.  Landgericht  Friedberg,  einen  Pfarrer  wegen 
verführerischer  Predigt  zu  verhaften,  e  b  e  n  d  a  s. ;  And.  Reg.  z.  B  u  r  g- 
hausen,  auf  die  Predigt  des  Pfarrers  zu-Öttingen  zu  achten,  e  b  e  ff d  a  s. 
.  ^)  Zahlreiche  landesherrliche  Befehle  in  Eirchenbausachen ,  bei 
L  0  r  i  a.  a.  0.  269.  ff. ;  in  Klosterbausachen  e  b  e  n  d  a  s.  262.  ff. ;  Qber 
Abnahme  von  Klosterrechnungen,  eben  das.  270.  ff.  von  Kirchen- 
rechnungen eben  das.  256.  ff.  Verwaltung  vacanter  Klöster  eben- 
da s.  858.  ff.  Befehle  Inventuren  von  Klöstern  vorzunehmen  ,  e  b  e  n- 
d  a  s.  296.  ff. ;  das  Vermögen  der  Klöster  nach  dem  Tode  des  Pr&Iaten 
zu  sequestriren,  ebenda s.  —  Vgl.  auch  Beeret  v.  1570.  a.  d.  Visi- 
tatoren in  den  Tier  Staatsftmtern,  zu  untersuchen,  wie  die  Landbeamten 
die  Kirchengelder  ausleihen,  L.  251.v.;  auch  die  Klosterrichter  wurden 
von  der  Obrigkeit  bestellt,  eben  das.  264.  ff.;  1571.  erging  eine  In- 
struction an  den  geistlichen  Rath  wegen  Verwaltung  geistlicher  Oef&lle 
L.  261.  V. 

*)  Wilh.  IV.  1522.  an  den  Hofrath,  dem  Augnstinerprior  in 
Manchen  sei  zu  verbieten,  zum  Ordenskapitel  nach  Stolberg  in 
Sachsen  zu  gehen,  Lori  a.  a.  0.  178.;  -—  Auch  zu  Reisen  bedurften 
die  Pr&Iaten  landesherrlicher  Bewilligung;  vgl.  ürk.  Wilhelms  V. 
y.  1581.  L.  175.  V. 

')  Vgl.  Meichelbeck,  Chron.  Benedictobur.  (1758.,)  1,  262: 
A6  1577.  Marquardus  ep.  Augustanus  a  monasteriis  et  clericis  suae 
dioecesis  subsidium  quod  vocant  charitativum  exegerat,  cui  petitioni 
Bojoariae  duz  acriter  se  opponebat.»  Geistl.  Rathsschl.  1556:  die  von 
Bischöfen  eigenm&chtig  auf  Pfarreien  gelegten  Pensionen  nicht  zu  ent- 
richten, Lori  a.  a.  0.  306.;  1568.  Albrecht  V.  Verbot  t.  Pfarr- 
pensionen, eben  das.;  1561.  Dem  Oeneralvicar  der  Augustiner  die 
ans  Baier.  Klöstern  mitgenommenen  Sachen  mit  Arrest  zu  belegen, 
L.  S84.;  1667.  An  d.  B.  v.  Augsburg  wegen  angemaasster  Geldbe- 
Bchwerung  einer  Pfarrei,  L.  806.  v. ;  1676.  Verbot  an  vier  Regg.,  die 
Pfarrer  zum  bischöflichen  Seminar  beitragen  zu  lassen,  L.  24.  v. ;  desgl. 
in  Bezug  auf  die  Klöster ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  1577. ,  desgl.  an  die  Pfarrer 
L.  24. V.;  1577.  desgl.,  L.  26.;  1577.  An  denselb.,  dass  dem  Abt  v. 
Schönfeld  die  Zahlung  eines  subsidium  charitativum  verboten  sei, 
L.  312.;  An  B.  v.  Regensburg  wegen  angemaasster  Einforderung 
eines  subsidium  charitativum,  L.  312.;  demselben  wird.  d.  subsid. 
charitativum  abgeschlagen,  eben  das.;  1578.  derselbe  soll  die 
Pensionen  der  Pfarrer  nicht  steigern ,  L.  307.  —  dagegen  wurden  die 
landesherrlichen  Auflagen  des  bischöflichen  Widerspruches  ungeachtet 
eingezogen:  1570.   An   d.  Pfleger   u.  Richter,   wegen  Contribution  zu 
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gegen  die  von  Staatswegen  nicht  zugelassenen  Kirchenord- 
nungen, mit  geistlichen  Censuren  belegten  Cleriker  von  die- 
sen Strafen  zu  befreien  wusste. 

So  wurde,  um  für  dies  Letztere  Beispiele  anzuführen, 
die  Regierung  zu  Landshut  i.  J.  1576.  angewiesen,  für 
die  Lossprechung  des  Verwalters  von  Fürsten  feld, 
welcher  vom  Bischof  von  Pas  sau  wegen  auf  landesherr- 
lichen Befehl  nicht  entrichteten  Seminaristicum  excomrouni- 
cirt  worden  war,  zu  sorgen,  und  dabei  die  Drohung  här- 
terer Maassregeln  dem  Bischöfe  zu  insinuiren  ^);  so  wurde 
i.  J.  1578.  der  Bischof  v.  Regensburg  aufgefordert,  die 
wegen  nicht  bezahlter  Türkenhülfe  excommunicirte  baierische 
Geistlichkeit  von  dem  Banne  zu  entlassen  *) ,  der  General- 
vicar  von  Augsburg  1571.,  der  in  Streitsachen  über 
milde  Vermächtnisse  sich  den  Oerichtszwang  angemaasst  und 
zar  Realisirung  seiner  Ansprüche  zur  Excommunication  ge- 
schritten war,  in  seine  Schranken  zurückgewiesen  '). 

Auch  die  Uebergriffe  des  Papstes  stiessen  auf  staat- 
lichen Widerstand,  so  dass  selbst  die  Provisionen  nicht  be- 
achtet wurden  *) ,  denn  Haben  sclbs  vil  geschickter  gelerter 
geistlich  und  weltlich  personen,  welche  geistlichen  und  der 
weltlichen  khinder  wir  pillicher  in  Vnsseren  Fürstenthumb 
zu  versehen  schuldig,  dan  fremder  utigelehrter  schuesier  und 
Schneider  Son,  Hauss-  und  Stcdkhnecht  durch  selpen  prac- 
tickhes  Eihkhumen  eu  lassen  *).  — 

Während  aber  der  Papst  die  Beeinträchtigung  seiner 
Befugnisse  und  die  Eingriffe,  welche  sich  die  Herzoge  kraft 

einem  coUegium  theologicam  in  Ingolstadt.  L.  24.;  1575.  desgl. 
L24.y.;  1570.  An  d.  Yisitations-CommiBB.  d.  Rentamts  Landshat, 
ungeachtet  des  Widerspraches  des  Erz-B.  ▼.  Salzburg,  die  Contri- 
bntion  weiter  einzuziehen,  ebendas. 

>)  Lori  a.  a.  0.  24. v. 

*)  Lori  a.  a.  0.  362. 

*j  Lori  a.  a.  0.  861.  V.  vgl.  1567.  An  d.  B.  v.  Regensburg,  einen 
excommanicirten  Pfarrer  ans  dem  Banne  zu  lassen,  ebendas. 

«]  Albrecht  y.  1575.  An  Stift  Vilshofen,  dass  der  Papst 
bei  Propstwahlen  nichts  zu  schaffen  habe;  Lori  a.  a.  0.  Vgl.  1560. 
ungeachtet  päpstlicher  Bulle,  solle  die  Verwaltung  d.  Klosters  X.  den 
Aognstinern  in  Manchen  nicht  eingeräumt  werden,  ebendas.  227. 

■)  Schreiben  d.  Herz.  Wilhelm  u.  Ludwig  an  Dr.  Eck  t. 
19.  Octob.  1523.  bei  Sagenheim  a.  a.  0.  184. 
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ihrer  Ädvoeatie  auch  in  die  inneren  Kirchenverhältnisse 
erlaubten  ^),  fast  zu  ignoriren  schien,  sahen  die  Baierischen 
Bischöfe  der  Gestaltung  des  so  eben  geschilderten  Rechts- 
zustandes nicht  ohne  weiteres  zu. 

Auf  der  Salzburger  Synode  des  Jahres  1576.  erklärten 
sie  aufs  Neue,  wie  nur  die  Schmälerung  ihrer  bischöflichen 
Rechte  und  somit  die  Staatsbehörden  den  verderbten  Zu- 
stand der  Kirche  verschuldeten  '),  und  legten  in  einem 
Schreiben  an  den  Papst  ihre  Beschwerdepunkte  dar  *). 
In  der  That  sandte  auch  Gregor  XIII.  zur  Erledigung 
derselben  den  Nuntius  Felician  Ninguarda  nach 
Baiem. 

Herzog  W  i  1  h  e  1  m  V.  wies  indesssen  die  Klagepunkte 
der  Geistlichen  um  so  entschiedener  zunick|  als  sich,  wie 
er  betonte,  in  den  der  weltlichen  Herrschaft  der  Prälaten 
untergebenen  Landestheilen,  wo  sie  allein  zu  befehlen  hätten^ 
eine  kaum  geringere  Zügellosigkeit  des  Clerus  nachweisen 
Hesse  ^);  ja  er  vermochte  sogar  den  Nuntius,  ihn  zu  einer 
erneuten  Visitation  Behufs  Abschaffung  des  Concubinates 
der  Geistlichen  i.  J.  1580.  zu  ermächtigen  ^).  Aber  daraus 
erwuchs  keine  Abhülfe  der  kirchlichen  Schäden,  sondern  nur 
eine  sich  immer  mehr  steigernde  Verbitterung  zwischen  den 
staatlichen  und  kirchlichen  Organen,  welche  schliesslich 
alles  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  drohte,  und  sich  in  klein- 
lichster Art  äusserte. 

Führten  die  weltlichen  Beamten  die  strafbaren  Geist- 
lichen, wie  es  auch  bei  den  Officialaten  selbst  üblich  war, 


I 


')  Vgl.  ürk.  Wilhelms  v.  1554.  Patent  für  d.  B.  y.  Augs- 
burg zur  Ertheilung  der  Firmung  Lori  a.  a.  0.  41.  Alb  recht  V. 
T.  1559.  An  die  Priorin  zu  Fischbach'  wird  ein  Beichtvater  abge- 
ordnet, 174;  1677.  Der  Abt  zu  K.  soll  im  Nonnenkloster  zu  N.  den 
Beichtvater  ändern,  oder  der  Landesherr  werde  es  thun,  L.  175.  v.; 
1580.  Wilhelm  Y.  1580.  Abschaffung  der  Processionen  bei  Klöstern 
L.  74.;  1581:  desgl.  überhaupt,  eben  das  ;  Albrecht  V.  1678.  an 
Erzb.  T.  8  a  1  z  b  u  r  g,  die  üngebahr  im  Beichthören  aus  der  Salzburger 
Agende  bei  einem  Pfarrer  abzuschaffen,  L.  51. 

')  Sugenheim  a.  a.  0.  232   f. 

•)  Keck  Herz.  Albrecht  V.  v.  Baiern  (München  1842.)  68.  f. 

^)  Sugenheim  a.  a.0.  239. 

*)  ebendas.  241.  Lori  a.  a.  0.  144. 
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kof  Karren  sor  Beatrafniig  d«D  geiBtlichen  Bebördea  xu, 
Bo  rerweigerteu  diese  deren  ÄDiiahme,  da  der  Transport 
ftuf  schonendere  Weiee  geschehen  mdsee  *).  Wurde  dieser 
Forderung  gewillfahrt ,  so  wurden  die  Qerlchtaamtleute 
falls  sie  sich  Jie  Äbstrafung  der  Schuldigen  bescheinigea 
lassen  wollten  mit  den  Tniteteorten  abgefertigt,  da  sie  auJt 
nit  Alsbald  weg  eur  Stadt  vnd  dem  Thor  aMspadeen,  so 
sollen  sie  gefänglich  eingexogen  werden  *).  Und  die  OfB- 
ciale,  welche  selbst  allem  Unwesen  des  Clerua  unthfttig  zu- 
sahen, fanden  sich  auch  auf  Begehren  der  weltlichen  Behörden 
zur  Handhabung  ihrer  Strafgewalt  {der  man  sonnst  bis- 
weilen in  gante  geringen  Sachen  gebreichig  ist)  nicht  bereit. 
Auf  sein  seihst  Bekennen,  berichtete  die  Regierung 
des  Rentamtes  Burghausen  an  Herzog  Wilhelm  V. 
i.  J.  1563.  über  einen  Terbrecherischen  GeiaÜichen  '),  ist  er 
dem  Ordinario  et^esehiekt,  von  seiner  Straf  aber  ist  nichts 


'}  Beschwerde  des  Ertb.  tod  Bslsborg:  rPeccanteg  Clerici  tarn 

dar«  a  Uidi  traclantor,   qoEtm  si  nnacnin  innocentia  ritae  eciam  ucri 

ordiois  dlgnitatem  depomUsent.    Nam  et  catenia  cnidelinime  tractaa- 

tar,  et  per  itinera  gtsri  cDm  scandslo  mnltomm  binc  inde  docuotur.« 

Acta  Oomgrtgat.  Mtmae.    Hscr.  d.  k.  HOnchnerBibl.  God.Soe. 

So.  2176,  Toi.  IS.  dar&af  emgegnete  die  Regierting  sn  Burghanien: 

*Aaf  den  Neanten  (Beachwerdepnpkt)  la  aotwurteD  erfordert  glelchwol 

die  Noth,  ni  erfordern  iat  der  hiVchtten  Brgernas  der  Cleriaey  cum 

dolore  IQ  gedenkhen.    Wem  lat  aber  dieselb  uobelmiot?    Und  wem  ist 

«ich  bierioD  die  noch  ergerliche  conniveDÜB  der  OSidalen  unrerborgeD? 

Vo  iat  so  lang  her  die  Eiecotion  des  Tridentinischea  Concillii  Bteckbeu 

blieben  7  Wo  tboo  ilch  bierinn  die  geiatlicbeD  CenBuren,  deren  man  sonst 

biiweilen   in  gani  Geringen  Sachen  mild  ist  fordern?  Wamm  werden  J 

du  die  Angen  in  dem,   dirdareh  die  Catholiscbe  Religion  aufs  eisee- 

rät  leschwecht  wirdet  unterschlagen,  nnd  nit  aafgethan?    Warum  will 

UD  das  so  bey  meniglich  erflcbollen,  nit  wiasen  oder  soll  aich  ein  or- 

deotlicber  Wechter  und  speculator  prout  merentur  dici  Episcopi  sof 

udere  Obrigkeit  Wächter   die   sie  moniren  mQssen ,  bethen  ond  Ter- 

lasKn?    Verum  id  nostmm  non  est  quaerere,  tendimus  ad  propositnin 

■•■■*  ebendar  foj.  86. t.  f. 

■)   Berieht    der  Regier.   Bnrghhansen,    Hdscbr.   d.E.  *" 

Bib).  i.Mflnchen  Cod.  Bav.  No.  2176.  fol.  12*. t.;    dieser  cnltor-  V.i, 

liinon'Kh  Hberaiia  iDtereaaante  Bericht  ist   bei  Sngenbeim  a.  a.  0. 
S13.  ff.   mm  Theil  abgedrnckt.    Hehrere   tod   ihn  nicht  mitgetheilt« 
Stellen,  nebe  unten. 
^  a.  a.  0.  foLlU.T. 
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wissentlichen,  und  von  einem  anderen  Pfarrer,  der  seinen 
Namen  nicht  declinieren,  weniger  die  Mess  verstehen  können, 
dannoch  vom  Thumkapitel  daher  geordnet,  und  mit  seiner 
Coneubine  eine  öffentliche  Hochzeit  gehalten ,  dass  er  zwar 
auf  Verlangen  der  Regierung  vom  Domdechanten  abgesetzt 
worden  sei,  aher  ihm  wurde  eine  bessere  Pfarr  eu  Heüli- 
genau  in  Oesterreich  verlielien  ^),  — 

Und  dabei  nahmen  die  Beschwerden  der  Geistlichkeit 
einen  immer  gereizteren  Ton  an ,  wie  denn  in  den  Jahren 
1582. — 3.  jede  Baierische  Diözese  eine  lange  Reihe  von 
Oravamina  aufstellte,  die  dann  freilich  wieder  die  heftigsten 
Gegenbeschwerden  Seitens  der  vom  Herzoge  zum  Bericht 
aufgeforderten  Landesbehörden  zur  Folge  hatten. 

Es  verlohnt  sich  der  Mühe,  einen  Blick  auf  die  Klagen 
des  Clerus  und  die  Entschuldigungen  der  Regierung  zu 
werfen.  Nicht  als  ob  wir  heute  noch  im  Stande  wären, 
die  Wahrheit  in  Bezug  auf  die  von  beiden  Seiten  vorge- 
brachten Thatsachen  festzustellen,  den  Grad  der  Schuld  ab- 
zumessen, die  ohne  Zweifel  alle  Theile  trifft,  sondern  weil 
uns  hier  ein  Bild  der  staatlichen  Befugnisse  über  Kirchen- 
angelegenheiten  entrollt  wird,  welches  vielleicht  zu  stark 
aufgetragen ,  doch  den  Werth  der  Gleichzeitigkeit  bean- 
sprucht ;  weil  aus  den  Entgegnungen  der  Regierungen  sich 
ergiebt,  dass  sie  die  staatlichen  Kirchenhoheitsrechte  nicht 
nur  als  Ausflüsse  der  Nothwendigkeit  betrachteten  gegen- 
über der  Unthätigkeit,  welcher  die  kirchlichen  Behörden  sich 
schuldig  machten,  sondern  dass  sie  völlig  systematisch  ver- 
fuhren, für  den  Herzog  von  Baiern  sämmtliche  Rechte  des 
Kaiserthums  über  die  Kirche  in  Anspruch  nahmen,  und 
wohl  vertraut  waren  mit  der  französischen  Jurisprudenz 
und  ihren  dem  Staate  so  günstigen  Ergebnissen.  Selbst 
politische  Motive  leuchten  in  dem  Thun  der  Regierung 
hervor,  die  den  Bischöfen  die  kirchlichen  Regierungsrechte 
nicht  voll  überlassen  will,  damit  diese  nicht  dieselben  an 
Kaiser  und  Kammergericht  abgeben  müssten,  und  so  dem 
Reiche  ein  indirecter  Einfluss  auf  Baiern  eröffiiet  werde. 

Die   vom   Herzoge   zur   Vereinbarung  von   Staat  und 


S 
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Kirche  niedergesetzte  Coramission,  die  überdiess  einen  aus- 
föif/ichen  Bericht  über  die  von  dem  Landesherrn  in  Kirchen- 
sachen  behaupteten  Befugnisse  mit  deren  Begründung  über- 
reichte —   ein  Actenstück  welches  durch  seinen  Inhalt  und 
Ton   weit    über  das  Niveau  des  sechszehnten  Jahrhunderts 
herausragt   und  vielleicht  die  festeste  Fbrmulirung  des  Jus 
circa  sacra  jener  Zeit  enthält  ^)  —  sjstematisirte  alle  geist- 
lichen Gravamina  m  sieben  Kapitel,  welche  wir  hier  wörtlich 
mittheilen  wollen  *). 

Caput  L  de  vititationibus  et  jnribua  episcoporum. 
Art,  1.:    Commissarii  ducales  visitant  utriusque  sexus 
tnonasteria,  et  alias  ecclesias  nee  non   reguläres  personas 
examinando   et   alia  similia  faciendo ,    quae  in  visitatione 
fieri  consttevere, 

Art,  2,:  Magistratus  saecularis  exposcit  a  praelatis 
annuas  ratianes  administrationis ,  etiam  sine  praesentia  et 
praescitu  ordinarii, 

Art.  3.:  In  rectorem  sive  parochum  alicujus  ecclesiae 
vel  hospitalis  accusatum  de  bonorum  temporalium  dissipa- 
Hone  per  ministros  ducales  fit  inspectio  et  provisio, 

Art,  4, :  Magistratus  saecularis  non  permittit  ordina- 
rium  pro  officio  suo  visitare ,  nisi  cum  praescitu  et  de  K- 
centia  sua. 

Art,  5, :  Saeculares,  etiamsi  clerus  non  refragetur,  pro- 
hihent  ordinariis  suhsidia  charitativa  et  ali<i  jura  episcopalia 
0  dericis  tribui, 

Art,  ftic^uod  in  causis  et  negotiis  sj^ifjü^ibus  saepe 
promanant  ^Tregiminibus  et  praefectis  ^^jjjjj^y^  ad  ordi- 
narios  eorumque  consistoria  et  officiodes  literae  ämunicatoriae 
^  admodum  imperiosae  ac  acerbae, 

Art.  7, :  Vitrici  ecclesiarum  aliorumque  piorum  locorum 
praefecti  redditus  (xc  proventus  eorundem  pro  libito  suo 
dissipant  non  interveniente  authoritate  Ordinarii. 

Caput  H  de  eleotionibus  praelatorum. 

Art,  1, :  Ministri  ducales  volunt  se  ingerere  et  interesse 
eleotionibus  praelatorum. 

*)  Abgedruckt  in  Beilage  I. 

')  Mscr.  d. M Qnch e n er  Bi b li 0 th.  Oxi.  &atH»r. No.  2176.  fol.  178. ff. 
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Art.  2, :  Vacaniibus  praelaturis  Ordinarius  ad  liberum 
actum  electionis  sine  scitu  et  voluntate  magistratus  secularis 
procedere  non  permittitur. 

Art.  3.:  Electi  in  abhates  sive  praepositi  ordinarium 
pro  confirmaiione  accedere  prohibentur ,  nisi  prius  obtenta 
licentia  ah  ipso  magistratu  saectUari. 

Art.  4.:  Vacante  aliquo  monasterio,  magistratus  saecu- 
laris  nominat,  postviat  et  instituit  administraiores ,  non 
tamen  ordinario  praesentatos. 

Cap.  m.  de  pertonit  eooletiastiois. 

Art.  1. :  Magistratus  saecularis  praelatos  et  alios  cleri- 
cos  delinquentes  citai  ad  comparendum  coram  eorum  tri- 
bunaliy  arrestant,  incarcerant,  mülctant  et  deponunt. 

Art.  2.:  Laici  legitime  citati  in  causis  spiritualibus  a 
iudice  ecclesiastico  per  magistratum  saecularem  prohibentur 
comparere. 

Art.  3.:  In  percutientes  se  mutuo  usque  ad  sanguinis 
effusionem  clericum  et  laicum  magistratus  saecularis  Judi- 
cium sibi  usurpat. 

Art.  4. :  In  presbyteris  captivis  deducendis  et  ordinario 
suo  praesentandis  nuigistratus  saecularis  magna  violentia 
utitur,  non  sine  summo  cleri  fidelium  scandalo,  ipsit^  cleri 
infamiae  macula,  religionisque  christianae  contemtu,  et  fiunt 
per  ministros  deducentes  saepe  graves  admodum  sumtus. 

Cap.  17.  de  benefloUi. 

Art.  wUS/fifi^'f^^i  ^^  investiti  ah  ordindüis  ad  bene- 
ficia  ecclesvKjß'^  ab  officiariis  ducalibus  iterum  examinan- 
tur  et  rejiciuniur. 

Art.  2.:  Clerici  promoti  ad  curam  aiicujus  ecdesiae 
post  confirmationem  seu  investituram  coguntur  accipere  pos- 
sessionem  per  magistratum  saecularem. 

Art.  3.:  Clerici  frequenter  resignant  magistratui  sae- 
culari  dignitates  et  beneficia  ecclesiastica  ahsque  praescitu 
et  consensu  ordinarii,  et  alii  ad  eadem  promoti  ante  confir- 
mationem et  investituram  ordinarii  possessiimem  a  magis- 
tratu saeculari  suscipiunt  et  administrant. 

Art.  4. :  Vacanti  Beneficio  vel  beneficia  ecdesiastieo  etiam 
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praÄaturae  magistraius  saectdares  propria  authoritate  pro- 
vident, 

Art.  5. :  Magistratus  saectdaris  praetendit  vigore  cujus- 
dam  induUi  apostolid  heuere  jus  praeserUandi  in  mense 
pontificio  etiam  circa  ühis  parochias  seu  beneficia,  quorum 
jus  paironatus  ad  ardinarios  vel  praelatos  seu  alias  spectat. 

Cap.  7.  de  penonit  et  bonii  elerioornm. 

Art.  1. :  Magistratus  saecularis  utitur  pro  Ubitu  sub- 
ditis  et  equis  Manasteriarum  ac  aiiarum  ecciesiarum. 

Art.  2.:  Circa  bonorum  ecclesiasticorum  venditionem 
oppignorationem ,  similesque  contractus,  nee  non  circa  aes 
dienum  et  causas  debitorum  non  requiritur  consensus  ordi- 
nmi. 

Art.  3.:  Controversiae  inter  clericos  et  laicos  super 
honis  clericorum  a  magistratu  saeculari  dirimuntur. 

Art.  4.:  Magistratus  saecularis  de  offertoriis , '  eleemo- 
skis  et  aliis  rebus  ecclesiis  oblatis  disponit,  atque  causas 
ieeimales  ad  se  trahit  simpliciter. 

Art.  5. :  Praefecti ,  judices  provinciales  et  similes  offi- 
darii  saeculares,  cum  possessionem  dant  Clericis,  tum  quando 
cekbrant  conventus  annuos  Rusticorum  vulgo  Ehehaft  apud 
jßorodios  divertunt  et  eos  magnis  sumtÜbus  gravant. 

Art.  6.:  Magistratus  saecularis  cogit  clericos  super 
funäos  et  praedia  ecclesiastica  accipere  a  se  literas  ejusdem 
^igUh  roboratas. 

Cap.  Tl.  de  testameotit  olerioornm. 

Art.  1. :  Clerico  mortuo  etiam  praelato  magistratus  sae- 
^ris  obsignat  bona,  inventat  et  de  iUis  disponit 

Art.  2. :  Magistratur  saecularis  intermittit  se  in  causis 
^^mentariis  clericorum  et  impedit  ultimarum  voluntatum 
^^ndem  clericorum  produetionem  ^  confirmationem ,  exe- 
^ionem. 

Cap.  Vn.  de  oansit  matrimonialibns. 

Art.  1.:  Causas  matrimoniales  coram  magistratu  sae- 
(^ri  tractantur  et  transiguntur,  idem  fit  de  causis  aliis 
consistoriaUbus  iisdem  annexis. 
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Art  2, :  Publicae  poenitentia^  quae  canonice  a  foro  ec- 
lesiastico  imponi  solent,  saepe  a  magistratu  saeculari  reji- 
ciufUur  et  impediuntur.  — 

Es  war  natürlich,  und  wir  haben  es  schon  oben  ge- 
sagt, dass  die  kirchlichen  Klagen,  die  in  schärfster  Form 
auftraten,  von  den  weltlichen  zum  Bericht  aufgeforderten 
Behörden  in  kaum  milderer  Art  zurückgewiesen  wurden. 
Klagten  die  Bischöfe  über  die  Einmischung  der  weltli- 
chen Kon^missare  in  die  Wahlen  der  Prälaten  *),  so  ent- 
gegneten jene  ^),  dass  die  bischöflichen  Kommissarien  keine 

*)  Vgl.  namentlich  die  Beschwerden  des  B.  v.  Passan  Cod.  Bav, 
no.  2176.  Fol.  63.  ff.:  »Wie  die  weltlichen  in  allen  anderen  anthorisiren, 
und  selbst  Ordinarius  seyn  wollen,  also  geschieht  es  auch  in  Ersetzung 
der  Klöster  und  Electionibus  Praelatorum  sowohl  der  Ezempten  als 
derer  so  immediate  dem  Ordinario  unterworffen  seyn ,  dann  ohne  Vor- 
wissen der  Weltlichen  Obrigkeit,  darf  kein  Ordinarius  chein  electiones 
ausschreiben,  oder  fQrnemen,  Derhalben  dann  die  Electiones  lange  Zeit 
nit  ohne  Nachtheil  der  Klöster  aufgeschoben  werden,  und  da  schon 
die  Election  solde  sein  Vortgang  haben,  so  wird  sie  doch  nit  freyge- 
lassen,  dann  die  weltliche  die  ganz  Direction  selbst  haben  solden,  und 
Ordnung  geben,  wie  man  procediren  soll,  ja  wohl  die  Conyent-Brüder 
auch  ad  partes  erfordern  mit  guten  und  scharpffen  Drohworten,  wen 
sie  in  actu  electionis  benennen  solden,  anfahren,  und  wie  unser  heil. 
Religion  von  Heiligkeit,  Kunst  und  Geschicklichkeit  der  Ordensleuth, 
und  zu  der  Zeith  als  sie  nach  Ausweisung  ihrer  Regl,  und  dem  Gewalt 
der  Ordinarien  ohne  Mittel  gewesen  scind  ,  viel  gewachsen ,  und  nutz- 
barkeit  zugestanden,  also  nimbt  sie  jetzt  ab ,  so  den  Ordinariis  ihr 
Recht  und  Gerechtigkeit,  bey  fürsehung  der  Klöster  mit  tauglichen 
Prelatten  entwendet  und  unbillig  eingerissen  wird,  So  dringen  auch 
die  Weltlichen  sehr  darauf,  ehe  die  Electiones  ihren  Fortgang  haben, 
dass  man  allein  Oeconomos,  und  Administratores  setze,  die  Ordinarios 
des  iuris  confirmationis  allgemach  zue  absetzen,  ob  aber  einem  Gottes- 
haus nützlicher  und  fartreglicher  sey  veros  et  confirmatos  praelatos 
dann  allein  administratores  und  mercenarios  zn  haben  ist  leichtlich 
zu  berechnen,  darauf  dann  erfolgt,  dass  der  h.  Ordinarius  zu  den  ge- 
wohnlichen Festen  gar  kaum  die  Prelatten  hat  gehaben  magen,  die  ihme 
in  pontificalibus  assistentiam  thun ,  wie  allzeit  ein  Brauch  gewest ...» 

*)  Bericht  der  Regier.  Burghausen  Cod.  bav.  No.  2176.  fol. 
62  ff. :  »Derohalben  odio  repetitionis  sagen  wir  in  kurz,  dass  dieses  Rent- 
amt, alsbald  ein  Prelatt  yerstorben,  den  H.  Ordinariiß  gestracks  die 
Todfahl  zugeschrieben,  daneben  um  fürderliche  Widersetzung  und  pro 
assignatione  diei  electionis  angehalten  worden,  demnach  thut  sich  un- 
gezweifelt  der  aufschub  bei  ihnen  selbst  finden,  ylel  angutlich  aber 
würde  unsern  gn.  Fürsten  und  Herrn  in  Bayern  p.  die  Verhinderung 
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Garantie  guter  Wahlen  gewährten,  da  ihnen  am  meisten 
um  die  „wohlgesalzene  Bezahlung"  der  Confirmation  zu 
thun  sei  zum  Schaden  der  Klöster  selbst  und  aller  baie- 
riscben  Unterthaaen.    Sie  berufen  sich  auf  Cora  rru  vias 


liberae  electionis  zugelegt,  danu  obgleich  seine  fQrstl.  Gn.  als  Patronus 
WM  taugliche  und  qualifizirte  ConTentualea  torhanden  JemaU  ad  partem 
erforscben  lasBeo  li&lten,  so  wftr  docb  solohcB  animo  liberam  electionem 
inpedieudi  gar  mit  nichten,  soodern  vielmehr  dem  Gottabaut  zum 
Besten  und  darum  geschehen,  daia  nit  allein  allerbaud  Simoniacae 
piacticae  farkommen,  aondero  auch  bedacht  werde,  ob  oit  vielleicht 
Processus  postDlationia  not  aeyn  wolle.  Der  heslig  ungegrOndt  Anzug 
der  scharfen  Drohwort,  würdet  au  nnsre  Zuthun  Autwortt  haben,  und 
halten  ffir  gewis  derlej  vorhaben  tej  den  bochverstfindigen  FDnten 
nie  zu  Gedanken  kommen.  Aber  das  haben  sie  zwar  mit  höchsten 
Schmerzen  wiasea  und  greifen  mQBien ,  dass  die  Religiösen  gleich  ao- 
wohl  alle  die  goaprieater  (Landgeistliche)  ohne  alle  kunat  und  geschick- 
Hchkdt  au  Priestern  ordinirt,  ans  welchen  hernach  die  Prelatben  solden 
hergenommen  werden,  aas  solcher  der  Ordinarien  den  Rechten  wider- 
virtigen  und  s.  fflrst.  Gn.  Land  höchst  nachtheiligen  Unachtaamkeit 
mnaa  alsdann  wohl  folgen,  wie  vor  Aogen  ist,  dass  leider  fiel  Klöster 
u  bey  alten  Zeiten  durch  heilige  GottesfOrchtige,  gelehrte,  eingesogne 
tittaame  und  derßegel  verständige  MOnch  gewachsen,  und  aufgenomen, 
bey  dergleichen  ungeschickten  und  uuTerst&ndigeu  alle  Baberejen, 
Sauden  oud  Laster  vollstreckenden,  derwegen  gauta  Qbel  berufften  und 
nnbillich  ordinirten  Beliglosen  zum  Abnehmen  gelangen;  wie  dann  da 
ein  Bolcher  Idiot  es  defectu  magia  qualificatorum  zum  Prelath  Stand 
erbebt,  sowohl  die  Unterweisung  der  Novitzen  (vel  ex  invidia  ne  qnis 
plus  Praelato  sapiat]  als  auch  observatio  regularis  disciplinae  quam 
fix  intelligit,  gantz  und  gar  unterlassen  wird,  wie  dies  ipsa  Experien- 
tia  bey  etlichen  ElOatem  geben,  daher  wird  der  aweifel  und  treuherzig 
Khnldige  FOrsorg  der  LandsfUraten  als  Stifter  und  Patronen  verur- 
Ucht,  und  haben  die  Herrn  Ordinarii,  das«  da  mOcbt  die  Kloster 
und  Stift,  noch  bey  gegenwärtigen  und  nit  noch  ärgeren  Stand,  und 
>or  gftnzlicheni  Abgang  erhalten  seyen,  inen  sich  (selbst)  eben  nit  viel, 
dass  es  aber  mit  allen  nngeistlichen  Wesen  daher  geratben,  ihnen 
finz  und  gar  die  Schnld  selbst  zuzuschreiben.  Wer  hat  aber  hierent- 
gegen,  wie  landskuudig,  und  aller  sowohl  der  Religiösen  geschrey  ist, 
mehr  anf  stelffe  Regien  and  auf  geistliche  Zncht,  dann  eben  der  Landg- 
fDrat  selbst  getrungen,  und  das  zusehen  je  bisweilen  bey  ihren  Ordi- 
narien angetrieben?  Hetten  ■.  fOrst.  gn.  zu  des  Cleri  aller  Standts 
flbelhaosen,  nnzQchtiger  und  HochAgerlichs  Leben  geschwiegen,  was 
ftOrde  es  im  Land  damit  auf  diese  Stund  fQr  einen  Qibl  und  Ansehen 
haben?  — 

Also  mag  wohl  seyn,  dasa  man  der  Orten  da  ain  billiges  Bedenken 
aeyn  mQgennit  den  H.Ordinarien  abgeaandten  vertreulich  von  einen  und 
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um  zu  beweisen  wie  wesentlich  fiir  den  Fürsten  die  Wahl 
seiner  Prälaten  sei  *). 

Beschwerten  die  Bischöfe  sich  über  Eingriffe  in  die 
geistliche  Jurisdiction,  über  Misshandlung  der  Geistlichen, 
über  die  Verhinderung  ihres  Verkehres  mit  dem  unterge- 
benen Clerus,  und  suchten  sie  durch  zahlreiche  Beispiele  die 
der    Kirche    widerfahrene  Vergewaltigung    zu    beweisen  •), 

anderen  wegen  der  Wiederersetzang  conyersirt,  ^ass  man  aber  die  DI- 
rection  electionis  nachgedrungen  und  darinn  Ordnung  fOrgeschrieben 
habe,  darin  ist  man  mit  der  Feder  auf  der  ungleichen  Bericht  viel  su 
mildt  gewest,  wie  dann  s.  filrst.  gn.  in  dem  Punct  der  fQrgeschlagenen 
Administration,  welches  doch  das  Laitbsail  zur  farst&ndigen  Hauswirth- 
schaft  seyn  künden,  auf  dass  wie  sich  gegebner  Ordnung  als  roandan- 
noch  8.  fürst,  gn.  ungfltllch  beschuldiget,  nit  zu  beschweren,  TielmahlB 
gewichen ,  welches  doch  bey  vielen  Gottshftusem  rebas  sie  stantibus 
gross  sch&dlich  gewest;  ihnen  aber  gleichwohl  prineipaliter  und  für- 
nehmlich  nur  um  die  wohl  gesalzene  Bezalung  der  Confirmation  zu 
thun  gewest  ist,  dardurch  im  Land  das  Verderben  der  Gottsh&user 
auch  dero  ünterthanen,  die  man  dadurch  hernehmen  muss,  befürdert 
werden.«  — 

1)  Her.  d.  Regier.  Barghan sen  wegen  der  Sali^nvg.  Beschwerde 
Handschr.  Cod.  bav.  2176.  fol.  42.  t. 

')  Aach  hier  führe  ich  den  Wortlaut  der  interessanten  Pas  sau  e- 
ri sehen  Beschwerden  ans  der  Handschrift  an  Cod.  bav.  2176.  fol. 
47.  y.  ff:  »So  ist  mit  yielen  wahrfaafftigen  und  wohl  gegründeten  Bxem» 
plen  darzuthun,  dass  der  dem  H.  Ordinario  untergebne  Terpflicbte 
Clerus  und  Priesterschafft  von  dem  schuldigen  Oehorsam  hochgedachten 
Ordinarii  und  deren  nachgesetzten  Obrigkeit,  durch  die  Weltliche  als 
Pfleger  nnd  Richter  bisweilen  abgehalten,  die  Citationes  und  fürforde- 
rnng  so  von  den  geistlichen  Richtern  ausgehen,  veracht  und  nit  wollen 
gestatt  werden,  auch  sogar  in  Sachen,  dar  kein  zweifl,  dass  sie  für  den 
geistlichen  Gerichtszwang  gehören,  als  Causa  Deciraamm,  contractu  k>* 
cationis  nnd  dgl.  und  auch  actionibus  tarn  personalibns  quam  realibns, 
die  Sy  die  weltliche,  so  dem  foro  ecclesiastioo  von  Rechtswegen  sonsten 
zu  erörttern  gebüren,  an  sich  ziechen,  dass  also  dem  H.  Ordinario  ausser 
der  Investitur  und  Beruffung  nnd  Degradation  der  Priester  gar  kein  Jus 
mehr  bleibt,  wie  unlengst  H.  Georg  Strauss  Pfarrher  za  0.  seines  Zebsts 
halben  ....  vor  Wolfen  Wagner  Landrichter  zn  S.  und  folgends  von 
fürstl.  Regierung  Burckhausen  sich  beschaids  erhalten  müssen,  bis  zu 
lest  die  ganze  Handlung  erst  von  München  aus  für  das  fürstl.  Offlzialat 
gewiesen  worden.  —  So  hat  sich  ohngefihr  vor  zweyen  Jahren  b.  Probst 
Johann  zne  Subin  auf  vorgehende  beschehene  Citatjon  mit  seinem  Vi- 
cario  zu  Roh.  Adam  Teimer,  einer  Locatiou  und  Schulden  Restes  halben 
sich  vor  dem  OfQcialat  verglichen;  als  aber  jetzig  Landrichter  dessen 
in  Erfahrung  kommen,  ist  er  sehr  übel'  daran  zufrieden  gewesen ,  nnd 
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6o  wurde  Seitens  der  Behörden  die  tbatsächliclie  Wahrheit 
der  letzteren  angezweifelt;  der  weltliche  Character  der  Zehnt- 


was  Tor  dem  officio  gehandlet  cassirt,  dem  Probaten  solches  yerhabt; 
aoch  Terbotten,  was  dem  Vicario  folgen  zu  lassen,  in  Mainung  dass 
dergleichen  Handlungen  fhme  zvl  verabschieden  gebühren  wollen;  und 
da  R"*-  D.  Ep.  Scalensis  Nunc  Ap.  .  .  •  •  ^^  Bnyseyn  Dom.  Officialis 
dem  Probsten  nit  ad  obedientiam  per  communicationero  ezcommuni- 
cadonis  Termanet,  wurde  Probst  um  bemeldten  des  Officialis  Bevelch 
auf  beschehene  Vergleichung  wenig  haben  ((eben,  sondern  sich  des 
Landrichters  Trohreden  schrecken  lassen,  der  ihme  unter  dem  Schein 
als  sey  er  allein,  ein  Bayerischer  und  nicht  Paussauischer  Prälat,  und 
deme  zvl  Passan  keia  Oehorsam  schuldig . . .  etc^  Bbenmässig  hat  sich  Pau- 
los K.  Oerichtsschreiber  au  B  in  Beyseyn  H.  Martin  V.  Pfar- 
rers   zu  K offenlich  vernehmen  lassen :   er  frage  nichts 

nach  dem  Biscbofe,  habe  mit  den  weltlichen  Guettern  nichts  zuschaffen, 
ventehe  sich  auch  wenig  auf  die  Ackhere ,  Wiesen  und  dergl.  Item 
da  ein  Priester  seiner  Gerichtsverwaltung  sich  auf  ein  Citation  gehn 
Passau  stellen  werde,  will  er  ihme  sobald  er  wiederum  anheim  komme, 
bey  dem  Grllndt  nehmen  und  in  die  Erichen  werfen,  aber  unerächtet 
mein  gnd.  fflrst  . .  zu  Passan  sich  dessen  neben  anderen  schimpflichen 
Reden,  so  eben  dieser  K.  damals  ausgössen,  gegen  ihr  f.  G.  dem  Her- 
zogen beachwerdt,  ist  doch  bis  dato  unbeantwört  verblieben  —  Item 
Joachim  H.  Landrichter  zu  M.  hat  Herrn  V.  N.  Pfarrherrn  zu  M., 
unter  dato  11.  Februarii  ao  82.  ein  schreiben  zugefertiget  in  dem  er 
begehret  dais  er  seinen  Cooperatorem  J.  H.  auf  einen  gewissen  Tag . . . 
zu  M.  vor  ihme  im  Verhör  zu  erscheinet)  verhoffe.  —  So  findet  es  sich 
in  actis  offiefalatns  das  von  dritten  und  76.  Jahre  hero  vil  dergleichen 
onleidentliche  Eingriffs  dem  H.  Ordinario  erzeigt  worden,  dan  der 
geweat  Landrichter  zu  S.  hat  den  Priestern  da  sie  far  die  geistlich 
Obrigkeit  citirt  worden,  nit  zuerscheinen  bei  grosser  Geldstraf  aus- 
drackliehen  verhotten ;  dessen  hat  sich  der  Pfarrherr  von  M.  Wolfgang 
0.  and  Pfarrer  zu  K.  wieder  dem  Landrichter  damalen  beklagt.  — 
Gleich  zu  selben  Zeit  ist  dem  Vicario  zu  T.  so  Geldschulden  halber 
von  einem  Bauern  ad  Officialatum  citirt,  zuerscheinen  verbotten,  wie 
er  dan  ad  primam  nit,  sondern  erst  ad  secundariam  citationem  erschie- 
nen; Als  aber  Landrichter  solches  vermerkt,  hat  er  den  Vicarium  für 
sich  erfordert,  ihme  das  GM  unter  sich  zuerlegen  ernstlich  auferladen, 
wie  era  dan  auch  erlegt,  als  aber  angeregter  Landrichter  solcher  ge- 
waltiger Eingrif  durch  officialat  verwiesen,  und  solches  einzustellen 
begert  worden ,  ist  er  alsobald  mit  der  regierung  Burghausen  trolich 
gewesen,  wie  dann  bemeldt  Regierung  solche  Eingrif  ihme  Landrichter 
approbirt,  und  gntgehaiMen,  dem  H.  Ordinario  zugeschrieben,  da  er 
die  Citationes  bey  seinem  Oüiciale  in  dergleichen  F&hlen  nit  ein-  und 
abstellen  wollen,  sie  es  selber  thnn  hisce  nimirum  formalibus  verbis, 
es  kheme  ihnen  glaubwQrdig  fOr,  dass  sich  der  neu  aufgesetzte  Official 
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und  Schuldsachen  mit  Covarruvias    undRebuffe  dar- 
gethan,  das  weltliche  Forutn  der  Geistlichen  in  bürgerlichen 


za  Passau  unterstehe,  Geldschulden  halben  die  Priester  zu  citiren,  und 
da  es  Ihre  forstliche  Gn.  bey  ihme  nit  einstellen,  so  würden  sie  ver- 
ursacht  werden ,  durch  ander  Mittel  solche  Bingrif  selbst  bey  ihmo 
Officiale  einzustellen;  durch  welche  Mittel  es  aber  nun  geschehen  solle 
hat  der  Pfleger  von  Ried  offenbar  und  rundt  gesagt,  er  und  der  Land- 
richter zu  S.  betten  schon  allbereit  Befelch,  sobald  der  Official  in  dem 
Bayrland  sich  betretten  liess,  Bolde  man  ihme  bey  dem  Grandt  nehmen 
gefenglich  einziehen ,  und  das  Herrlein  gehn  Passau  schicken  —  r .  .  . 
Also  hat  auch  die  Regierung  zu  Landshut  dem  jQngst  abgesetzten  Ad- 
ministratorn  zu  Fürstenzell  .  .  .  ob  er  schon  von  dem  Ordinario  oder 
der  nachgesetzten  Obrigkeit  citirt,  obn  ihr  Vorwissen  nit  zu  Compariren 
auferladen,  wie  er  dann  weder  um  Citationes  noch  Monitoria  nichts 
gegeben,  sondern  contumaciter  ein  Zeit  lang  in  Excommunicatione  ver- 
blieben ,  bis  er  zuletzt  durch  stjittliche  Verhandlung zu  Passau 

ordentlich  ist  absolvirt  worden.  ^Dergleichen  Exempel  aber  seyn  noch 
vielmehr,  so  sich  vor  dem  Landgericht  Schärding,  Ried,  Yilshofen, 
Mauerkirchen  und  Braunau  zu  Schmalerung  der  Ordinär!  Jurisdiction 
zugetragen,  in  Summa  es  werden  die  Priester  und  Pfleger  unter  der 
Amtleuth  Ünterthanen  gezogen  und  denselben  fast  gleich  geachtet, 
dan  sie- mit  ihnen  ihres  Gefallen  nachschaffen,  biethen  und  verbiethen, 
und  im  fahl  sie  nit  in  Gontinenti  da  sie  erfordert,  erscheinen,  wird  alle 
Ungunst  auf  sie  geworffen,  und  ernstlich  verhebt,  dass  sie  wieder  die 
hohe  StandesfQrstliche  Obrigkeit  gehandelt  haben ;  So  ist  auch  sehr 
beschwerlich  dass  ohne  die  Obleit  oder  sofern  ein  Pfarrherr  kaum  in 
der  Kirchen  und  was  sein  Yocation  und  Ministerium  betrifft,  verrichten 
darf,  dann  sie  ihm  als  bestellte  Goriaci  und  Inspectores  so  doch  grobe 
unverständige  Layen  und  Priesterfeind  seynd,  in  aller  Ordnung  geben 
und  wollen ,  dass  er  den  Gottsdienst  anfange,  biss  dass  ihnen  gar  wohl 
gelegen  ist,  bevorab  im  Landgericht  Schärding.  Darzu^  mQssen  die 
H.  Pfarrherrn  allerley  Prophansachen  Mandat  und  Zöttl  wider  alten 
Gebrauch  und  ohn  Befehl  des  Ordinarii  auf  Anhalten  der  Amtleuth 
auf  der  Kanzel  verkündigen.  Es  wird  auch  jetziger  Landrichter  zu 
Schärding  sich,  wie  glaubwürdig  fürkommt,  unterstehen,  ohne  Consens 
und  vorgehende  Bewilligung  des  H.  Ordinarii  dem  freythofe  zu  Raab 
wie  auch  zu  Andorf  beschehen  seyn  zu  prophaniren  ,  ein  sonderbares 
Ort  daselbst  für  die  verstorbene  unschuldige  Kind  lein  und  vielleicht 
ander  Persohnen,  so  ecclesiasticae  sepulturae  nit  mugen  fähig  seyn, 
mit  einer  Mauer  einzufangen,  da  sonsten  wohl  andere  gelegenere  Ort 
vorhanden  wären. 

Zum  Andern  so  werden  die  Priester  und  Geistlichen  ihres  Ver- 
brechens in  Gefängniss  macerirt,  und  dermassen  so  spöttlicb  und  den 
Ubelthättern  gleich  zu  Schmach  der  Klerisey  und  Argemiss  des  Ge- 
mainen Manns  verhalten,  das  es  zu  erbarmen,  wie  hin  und  wieder  viel 
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RechtsBtreitigkeiteii  durch  Aufrerius  Tholosanus  be- 
gründet j  and  eine  noch  schärfere  Handhabung  der  landes- 
herrlichen Gerechtsame  für  nothwendig  erklärt  ^).    Und  obwohl 


Exempel  annuseigen.  Man  hat  aach  bisher  nit  ohne  kleine  Beschwert 
g€diilten  müssen,  dass,  wan  schon  die  Priester  yor  dem  H.  Ordinario 
XQ  gebflhrlicher  Correction  aberschickt  worden,  alsdann  die  Amtleoth 
die  Pfarrhöf  einnemen ,  alles  durchsuchen ,  schlemmen  und  demmen, 
darinnen  dominiren  und  herrschen,   das  üf^rig  anf  Befehl  der  Regie- 

mng  in  Arreste  legen,  wie  neuerlicher  Zeit  Mit  Wolfg.  B.  zu  H 

etc.  nnd  anderen  mehr  beschehen,  daraus  dann  erfolgt,  dass  sie  sowohl 
Ton  der  weltlichen  als  von  der  geistlichen  Obrigkeit  gestrafft  wurden, 
auch  hernach  die  Atzung  nnd  auferloffenen  Unkosten  nit  bezalen 
mögen;  wie  ebenm&ssig  neuerlicher  zeit  mit  Joh.  S.  gewesten  Pfarr- 
herm  za  A.  sich  zngetragen,  dass  ihm  von  Pflegern  zu  A.  und  anderen 
alle  seine  Oflter,  so  anf  etliche  hundert  Gulden  sich  erstrecken,  ohn 
alles  Mittel  confiscirt  und  eingezogen  worden,  als  er  aber  sich  nach 
erlittenem  langwierierigem  Gefängniss  vor  dem  H.  Ordinarius  canonice 
ond  wie  yon  Rechtswegen  gebQhrt  genugsam'  purgirt,  auch  die  seiner 
Persohn  halber  eingezogenen  Erfahrungen  so  wie  die  Acta  zu  erken- 
nen geben,  in  der  verführeten  Weisung  viel  änderst  befunden  worden 
genugsam  von  sich  gewiesen,  darauf  von  dem  Officialat  anthoritate 
apostolica  des  casualis  homicidii  halben  absolvirt,  und  letzlich  der  Ge- 
fengnus  erlassen,  und  seiner  Priesterlichen  Worden  in  integruio  resti- 
toirt  worden,  ist  ihme  der  dordber  anfgeloffene  Unkosten  Aber  die  Pothen 
nnd  anders  zu  bezaldene  nit  müglich  gewest,  sondern  solchen  Unkosten 
das  officialat  bezahlen  müssen.  Hiezwiescben  ward  der  arm  hilflose  Prie- 
ster in  Elend  umgetrieben  und  kann  seiner  wider  Recht  und  alle  billig- 
keit  entzogene  gfltter  nit  mehr  habhafft  werden.  Mit  was  Unbescheiden- 
lieit  auch  die  Amtlenth,  zu  höchster  Schmach  die  Priester  als  Uebel- 
ihftter  auf  einem  Eharren  geschmidt,  ist  jüngst  verwichener  Zeit  Ihre 
fOrstl.  Gn.  in  Bayern  . . .  zugeschrieben  worden,  nnd  hat  sich  auch  wohl 
nigetragen  dass  die  Priester  contra  immunitatem  ecclesiasticam  auf  den 
geweyhten  Orthen  und  Freythöfen  von  den  Amtleuthen  angetast,  und  zur 
Gefängniss  gebracht  worden,  wie  mit  Martin  Kh.  zu  K.  geschehen,  unan- 
getehen,  dass  sich  Selbsten  für  dem  Ordinarib  zu  stellen  erbotten  hat.«  — 
')  Bericht  der  Regierung  zu  Burghansen  Hdschr.    Cod.   hav, 

2176.  fol.  69.  ff. Daher  nun    klarlich    erscheint    (vorher   ist 

die  Zugehörigkeit  der  Zehntsachen  zum  weltlichen  Fornm  dargethan) 
dass  nit  allein  ihr  angebrachte  Beschwerden  ganz  widerwärtig  exem- 
plificirt,  sondern  dass  gleich  eben  in  Wiederspiel  alles  ihr  Intent  dahin 
gestellt  sey,  wie  sie  wider  Recht  nnd  alles  Herkommen  ihr  Jnrisdiction  er- 
weittem  möchten;  In  diesem  Bedenken  unterfangen  sie  sich  ein  zeit- 
hero  Citationes  anf  Priester  und  Layen  auszufertigen,  ob  sie  unbewust 
der  Regierung  dergleichen  Sachen  allgemach  an  sich  ziehen  und  durch 
Aufirichtnng  der  Bestand  nnd  Contrakt  (welche  je  und  allezeit  bey 

£.  Fried berg,  D.  MiMbr.  d.  gtiuü.  Amti^ewalt.  14 
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bey  ihnen  der  gemeitie  Gegenwurf,  als  aollen  die  Layen  in  exa- 
gerandis  peccatis  Clericorum  perspicacissvmi  an  ihreti  selbst 

Gericht   geschehen)    die  Parteyen  zur  Submission  ihres  Fori  bringen, 
und  sie  sich  also  zu  Richtern  in  fOrfallenden  Sachen  machen  könnten, 
welches  durch   die  gericht   zwar  also  fürkommen  werden  moss,   nrt 
dass  sie  verbietten  ne  qaisquam  pareat,  sondern  ne  sine  praescitu  pa- 
reant,  welches  mit  nichten  für  ungebOrlich  2U  halten  ist,  als  weiUauf- 
fig  erkl&ret  Didac  Covaruv. .....  Demnach  obwohl  die  Gericht  einer- 

ley  dergleichen  fürgenommen  verboth  gar  mit  nichten  bestendig,  so 
w&re  doch  ein  Grosse  Nothdurft,  dass  ihnen  dieses  durch  unsern  gn. 
Fürsten  und  Herrn  su  Erhaltung  derselben  Jurisdiction  Nochmals  su- 
thun  ernstlich  befohlen,  und  aufgeUden  wurde,  dieweil  es  bey  unsern 
leidigen  Zeiten  schier  mehr  um  das  seitlich,  dan  um  propagation  der 

Religion    znthun   seyn  will. .  — (Folgt,  dass   die  Behauptung 

der  Herzog  habe  das  Erkenntniss  der  Regierung  ge&ndert,  irrig  sei) . . 
sonst  waer  zwar  eine  fürstl.  Resolution  nit  unnot,  ob  nemlich  dem  Pfarr- 
herrn oder  auch  anderen  zehcndtherren,  dergleichen  klainer  sehendt, 
so  der  in  vierzig  oder  noch  mehr  Jahren  nie  geraicht  worden,  erkennt 
werden  soll  oder  nit?  ..'... .  (Bei  dem  Vergleiche  zwischen  dem  Propst 
su  8.  und  seinem  Yicario  abgeschlossen ,   habe  es  aich  um  Reparatur 
eines  Pfarrhauses  gehandelt,  worauf  die  Regierung  nach   Steph.  Au- 
frerius  zu  wachen   verpflichtet  sei)  ....  Und  weil  die  Schuldsachen 
sowohl  ratione  hypothecae  als  executionis  für  realisch  su  halten,   ist 
nit  allain  dies  Rentamts,  sondern  im  ganzen  Land  von  nrfürdenklichei 
Zeiten  Herkommen,   dass  von  Schulden  wegen  zu  den  Priestern  ihrei 
Gütern  und  Einkommen  bey  weltlicher  Obrigkeit  geklagt,  darauf  ej 
kennt,  und  die  Execution  bey  berürten  iren  Bonis  (hindanges'etst  ihr 
Persohnen)  füigenommen  worden,  darwider  vor  alten  Zeiten  die  Ort 
narii  den  Gerichten  einigen  Eintrag  nie  getban,  und  obwohl  nit  ob 
dass  bey  Herz.   Ernests   Administration   und  nachfolgends   Bischö 
Regierung   necbst  gewesenen   Landrichter  zu   Sch&rdihg  ....   e^ 
dieser  Punkt  auch  angefochten  werden  wollen,   so  het  man  sie  d 
auf  empfangenen  Bericht,   allegirten   unwidersprechlichen   und  o1 
baren  gebrauch  nachbarlich  weisen  und  die  vermainte  Beschwerdt 
bald  gütlich  fallen  lassen  ....  Es  ist  auch  Kein  Priester,  ja 
Mensch  im  Land  so  alt  nit,   dass  wie  erst  angezogen,  nicht  wif 
oder  deren  einer  auch  gedächtig  wäre,  So  wird  es  bei  anderen  F 
taten  Inner-  und  Ausser  des  Rom.  Reichs  gleich  ebenmässig  ge) 
(folgt  Stelle  aus  Stephan  Aufrer.)  und  da  man  der  Sachen  zum 
nachsinnen  will  ist  solcher  nit  allein  menti  iurium  nit  zugegen,  8< 
auch   pro.  maxima  utilitate   et  quiete  reipublicae  ganz  billig  u 
Clerisey  selbst  nit  wenig  nützlich;  dann  unvermainlich  ist,  das 
mitiva  ecclesia,   die  Clerisey  mit  ihren  Persohnen   und  Gütei 
weltlichen  Gerichtszwang  durchaun  zugethan   gewest,   wie   di< 
geistliche  Kaiser  Constitutiones  öffentlich  bezeugen,  und  obwol 
hernach  das  Privilegium  fori  gegeben  worden,  ist  es  doch  ei 
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Wandel  aimr  talpis  caeciores  seyn,  dawider  wcllefi  wir  jnoar 
niemand  beschönigen  noch  auch  diesmais  als  wohl  füglich  wäre, 
antwortten^  aber  das  ufird  sich  dennoch  in  Evidentia  befinden 

^esehehen,  ne  si  trahi  possint  et  con?eniri  apad  indices  saeculares,  im- 
pediantor,  ne  commode  possint  ?acare  ministerio  di?ino.  Sintemahlen 
aber  in  Bayern  und  fast  im  ganzen  Dentschland  die  Bistum  in  ihren 
District  nit  in  der  finge  als  wohl  in  Welschland  und  bey  anderen  aus- 
l&ndiachen  Kationen  verblieben  sondern  sich  ihr  Christen  sehr  weit 
entreckt,  also  khaa  der  Cleros  su  mehreren  Theil  im  Land  ihre  Or- 
dinarioa  nit  so  gel^entlieh  erreichen ,  dass  sie  denn  nicht  auf  etlich 
Tiel  Meil  wegs  nachreisen  divinum  ministerinm,  oder  ihr  Hauswirth- 
Schaft  mit  grösster  üngelegenheit  hinwiederum  von  so  geringen  Sachen 
wegen  Versäumen,  so  sie  herentgegen  zu  den  Pfleg-  oder  Landgerichten 
in  wenig  Stunden  und  gemainiglich  noch  desselben  Tags  zu  ihrer 
Pfarrkirchen  und  Wohnung  fOglich  wohl  kommen  könnten  und  ihren 
schuldigen  Oottsdienst  Yiel  gelegentlicher  abzuwartten  haben;  cessat 
ergo  ratio  privilegii  fil&r  ains;  Hieraber  kann  menniglich  erachten, 
wie  höchst  beschwerlich  den  armen  gemainen  Ünterthanen  seyn  würde 
?0B  manicher  geringer  Schuld  wegen  dem  Officialat  ausser  Land  nach- 
znlauffen,  zu  was  Unkosten,  Versanmens  und  Beschwerde  wurde  es 
demselben  geraichen  wollen  des  yerzigigen  Process,  auch  der  unfOrtreg- 
lichen  Execution  (weilen  solche  bey  den  Ootem  nicht  beschehen  möge) 
und  anderer  mit  lanffende  Inconvenientien  die  sich  schon  mehrmahls 
erzaigt,  gar  geschwaigen ;  was  wurde  aber  lestlich  als  eben  diöss  dass 
keinen  Priester  mehr  geholffen ,  geliehen ,  und  geporgt  würde ,  dero- 
halben  sie  denn  wenig  dabey  bleiben  möchten  sondern  gleich  also  ihres 
PriTÜegii  selbst  höchsten  Schade  und  Verderben  nehmen  müssten, 
nngezweifelt  folgen,  oder  soll  auch,  wenn  sich  ein  Gottsfürchtig  und 
nachbarlicher  Peyrlein  ?ergreifft  und  ein  Priester  auf  sein  Gewissen 
fürstrecken  kann,  und  angeführt  wurde,  einem  Landesfürsten  nit  ge- 
burea  die  seinen  bey  Recht  zu  erhalten  (folgt  Stelle  aus  Covarru- 
?i  a  s,  wonach  der  Fürst  auch  die  Unbilligkeiten  des  geistlichen  Richters 

abzustellen  hat.) Demnach  anch  die  Rumorende  Priester  durch 

dergleichen  unfürdenklichen  Gebrauch  bey  den  weltlichen  Gerichten 
bisanhero  nit  in  der  Persohn  sondern  vel  poena  pecuniaria  Tel  amis- 
sione  armornm  multirt,  und  denen  die  sie  unbillig  beschediget,  zu  Ab- 
trag gehalten  worden,  haben  wir  deshalb  seitemal  etliche  der  obge- 
selcten  Argumenten  hieher  nit  weniger  dienstlich,  hiemit  strack  an- 
hangen, und  nur  dies  mit  alier  Kürze  darneben  ferner  vermelden  wollen, 
dasa  nit  allein  durch  angezogne  Policey  auf  Jahrmärkten,  Kirchweihen, 
Hochzeyten  und  Tänzen,  menniglich  zugewarnung  fridbott  zugeschoben, 
und  gar  wohl  Händl  derhalben  aufzustecken  geordnet,  sondern  auch 
der  Gebrauch  vieller  schädlicher  Wöhren  verbotten,  welches  Verboth 
seither  durch  etliche  sonderbare  fürstl.  Mandat  noch  weiteres  declarirt 
und  sonderlich  wieder  die  Freyungsbrecher  fiscaliache  Rentmaisterisehe 
Straf  bestimmt  worden  ist Derowegen  sie  (die  beiden  Rechte) 
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dass  durch  ünss  Unsre  nachgesetzten  keinen  Layen  und  ge- 
meinen groben  Bauersmann  das  was  hey  der  Priesterschafft 
gemein  ist,  gestattet  und  ohn  hohe  Exemplarische  Straf 
hingelassen  werdefi,  ob  aber  nun  der  Clerus  von  den  weit- 
liehen  in  majori  Licentia  peccandi  und  nit  vielmehr  in  ho- 
nestate  vitae  unterschieden  seyn  soll,  geben  wir  verständigen 
eu  erwegen  *). 

die  Gewohnheit  dass  die  Clerici  um  solche  Verbrechen  in  loco  delicti 
commissi  bestraft  werden,  nit  reprobiren  wie  dies  denn  in  regno  Oal- 
iiae  also  auch  ob  Menschen  Gedenken  in  Gebranch  gehalten  wirde 
ita  docet  expresse  Cassane  consuet.  Burgund.  (folgt  eine  Stelle)  et 
plures  alii  deren  etliche  sagen  dass  diese  Gewohnheit  pro  jnris  per- 
missione  tacita  et  quidem  sanctissima  zuhalten.  Dann  weil  die  Ordi- 
narien den  Pfarrern  zu  weit  entsessen ,  so  könnten  sie  die  Priester, 
welche  leyder  bey  allen  Tant«en,  Bossläufen,  Eugelpl&tzen,  und  in  den 
Tafemen  bey  Spielen,  Fressen  und  Sauffen  auch  hernach  in  den  Ru- 
morn  gemeiniglich  die  Anfänger  und  die  Vordersten  am  Spfltzen  seyen, 
die  auch  mit  ihren  paar  Pflchsen  und  ungeheuren  scharpfen  und  praiten 
Wehren,  so  Tag  und  Nacht  umlauffen  zur  Sicherheit  und  Fried  an- 
bieten, dardurch  aber  dannoch  den  Ordinariis  an  ihrer  geistlichen  Cor- 
rection  und  anderen  gebahrenden  Censuren  kein  Hinderung  geschehen 

soll —  Als  man  sich  aber  weiter  beschwerdt,  wie  das  die 

Pfarrherrn  durch  die  Obleut  an  Verrichtung  des  Gottsdiensts  abge- 
halten worden,  die  sie  dann  ehe  nit  anfangen  dürfen,  bis  es  ihnen  gar 
wohl  gelegen  seyn  soll,  ist  gleich  das  Wiederspiel  und  erweislich  wahr, 
dass  in  Verrichtung  des  Gottesdienstes  fast  aller  orthen  augenschein- 
licher unfleiss,  und  wohl  gefunden  werde,  dass  nit  allein  die  Gemain 
auf  die  Priester  über  die  ordentliche'  Zeit  gar  lang  verwarrten,  sondern 
wohl  gar  unverricht  sine  pabulo  ?eri  Dei  zu  Haus  kehren  müssen,  so 
geschehen  zu  mehreren  Zeiten  die  Predigen  mit  solchen  Verstand, 
nachdem  sie  sich  zu  Nacht  in  dem  Schlaftrinken  vergessen  haben, 
wie  wir  dann  allererst  einen  Priester,  der  am  Fest  Jacobi  bey  seiner 
Köchin  und  derselben  Bekanntens  nach  mit  ihr  gepflogener  Leicht- 
fertigkeit ad  Sacra  gegangen ,  nach  Passau  flberschicket  haben ,  und 
wurde  sich  in  Erfahrung  gewislich  befinden,  dass  sie  vielmehr  zn  zeit- 
licher Verrichtung  vermahnt  werden  müssen ,  dann  das  sie  daran  auf- 
gehalten worden,  wie  solches  des  Landrichters  zu  Schftrding  Bericht 
wider  den  Rabrischen  Gteellpriester  mit  mehrem  zu  erkennen  gibt,  und 
laider  nun  gar  viel  geschieht  dass  Weinkanten  neben  dem  Beichtstuhl 
stehen,  und  das  Volk  mit  gröster  Ergernuss  einem  vollen  Priester 
beichten  müssen ;  Wenn  man  ihnen  alsdann  dergleichen  verweiset,  werden 
die  Eirchen-Pröbst  Goriaci  Inspectores  und  Schand-Felnd  zwar  billiger 
als  Priester  Feind  geheissen.  Verum  sublato  eorum  officio ,  cui  in- 
combit  redditio  rationis  de  omnibus,  actum  esset  de  ecclesiis . . .  — «  etc. 
^}  e  b  e  n  d  a  s.  fol.  83.  t. 


i 
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Und  klagten  die  Bischöfe  endlich  die  weltlichen  Be- 
hörden an,  dass  sie  auch  in  Ehesachen  Recht  zu  sprechen 
sich  unterständen,  und  Excommunicationen  ohne  ihre  Ge- 
nehmigung nicht  publiciren  lassen  wollten  ^),  so  behaupteten 
die  staatlichen  Behörden,  dass  bei  nicht  streitigen  Ehever- 
sprechen  eine  weltliche  Competenz  wohl  begründet  sei  '), 
und  wiesen  mit  bitteren  Worten  hin  auf  die  schädlichen, 
dUefi  geistlichen  Ordnungen  ufigebührlichen  Handlungen  wo- 
durch die  Geistlichen  gedacht  sein,  falcem  in  dlienam  mes- 
sem  eu  mittiren,  und  dem  Landesfiirsten  an  gebührender 
Obrigkeit  unbefugten  eingrif  zu  erzeugen  '). 

Dennoch  aber  und  dieser  energischen  Abwehr  der 
olericalen  Beschuldigungen  ungeachtet  gelang  es  dem  Nun- 
tius, den  Herzog  ängstUch  zu  machen  und  ihm  Gewissens- 
bedenken zu  erregen,  ob  die  in  Eirchenangelegenheiten  so 
fest  bdiaupteten  Rechte  nicht  das  Seelenheil  des  Fürsten  und 
der  ünterthanen  dereinst  gefährden  könnten. 

Herzog  Wilhelm  legte  ihm  eine  Reihe  von  Fragen 
vor,  worin  er  sein  Gutachten  begehrte,  ob  es  unanstössig 
sei,  dass  eine  meist  aus  Laien  zusammengesetzte  Behörde 
die  staatskirchlichen  Befugnisse  wahrnehme,  ob  diese  selbst 
zulässig  seien.  Die  Antwort  erfolgte  im  verneinenden  Sinn  ^), 
von  Rom  aus  kam  man  den  Bestrebungen  des  Nuntius  zu 


')  Be8ehwerd.B.T.PasBauHd8chr.  CS^d.&ao.  2176. fol. 68.: 
»Der  Gerichtschreiber  zu  Maoerkirchen  hat  neulicher  Zeit  dem  Pfarr- 
herm  za  M.  oder  A.  mit  sehr  trotzigen  Worten  angefahren,  waram  er 
ohne  Yorwissen  des  Landgerichts  die  Exoommunication  vom  H.  De- 
cbant  zu  Passan  aasgangen  verlesen ,  und  publiciren  dörft,  ob  der  Bi- 
schof oder  der  Herzog  Ton  Bayern  sein  herr  seye.«  — 

*)  ebendas.  fol.  108.  f. 

^  ebendas.  fol.  20.  f. 

^)  In  Bezug  auf  den  geistlichen  Rath:  thabendos  consiliarios  ec- 
desiasticos  qnibus  ntatnr  1)  in  difflcultatibus  ant  scrupolis  conscientiae 
2)  in  jure  praesentandi  3)  in  jnre  Patronatns  4)  in  admonendis  etelesia- 
sticis  Praelatls,  nt  bona  temporalia  bene  administrent,  6)  in  a^jun- 
geodo  brmchio  seculari  viiitationibus  ordinariis,  6)  in  cansis  ecclesia- 
sticoram  cam  saecularibus  7)  in  rizis  Inter  ecclesiasticos  componendis. 
Tribunal  ecclesiasticum  auteiä  haben  non  posse.t  belKreittmayr 
a.  a.  O.  360.  —  Vgl  im  Übrigen  Frey  borg.  Pragm.  Gesch.  8,  881.ff. 
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Hülfe  ^)j  und  so  Hess  sich  denn  der  Fürst  nach  fiin^ährigen 
Verhandlungen  i.  J.  1583.  zu  einem  Concordate  mit  seinen 
Landesbischöfen  bereit  finden  '). 

Dieses  enthielt  aber  flir  den  Staat  einen  wesentlichen 
Rückschritt,  nicht  nur  den  bisher  in  Anspruch  genommenen 
Rechten  gegenüber,  sondern  selbst  im  Hinblick  auf  das  im 
Mittelalter  wahrgenommene  jus  circa  sacra. 

Hatten  die  baierischen  Fürsten  wenn  auch  Kra|l 
päpstlicher  Indulte  schon  vor  der  Reformation  eifrig  ihre 
Klöster  reformirt  '),  so  wurden  jetzt  vorsichtige  Schranken 
gezogen.  Nur  wenn  Laien  mit  Clerikem  gleichzeitig  au 
visitiren  seien ,  wenn  es  sich  um  Untersuchung  weltlicher 
Sachen  handle ,  wenn  eine  General- Visitation  beabsichtigt 
werde,  sollten  landesherrliche  Commissarien  hinzugezogen 
werden,  und  auch  diese  sollten  dem  geistlichen  Stande  an- 
gehören nisi  urgentes  causae  posttdent ,  ut  propter  rerum, 
temporalium  maxime  eoneurrentiam  siiecülares  quoque  per- 
ßonfie  adcUmtur.  Nur  wenn  Prälaten  der  schlechten  Güter- 
verwaltung verdächtig  seien,  sollte  es  den  Fürsten  pro  in* 
teresse  suo  frei  stehen,  eine  Rechnungsablage,  aber  auch 
das  nur  in  Gemeinschaft  mit  dem  Ordinarius  zu  fordern, 
tä  sie  .  commum  consüio  et  opera  ecclesiarum  commodum 
procuretur. 

Ein  gleicher  Rückschritt  machte  sich  auch  in  den 
übrigen  Bestimmungen  des  Concordats  offenbar  geltend. 

So  sollten  jetzt  die  Liebessteuei*n ,  wenn  sie  keine 
aussergewöhhiiche  wären,  von  Staatswegen  nicht  beanstandet 


>)  Schreiben  d.  Papstes  Gregor  XIII.  an  Herz.  Wilhelm  V. 
▼.  29.  Januar  1588.  bei  Hund,  Metropolis  Salisborg.  ed.  Gewold 
(Ratisp.  1719.)  1,  63. 

')  abgedruckt  n.  a.  bei  Dalham,  a.  a.  0.  596.  f. 

')  Vgl.  auch  Silbernagl  Albrecfat  IV.  (Manchen  1857.)  66.  nnd 
Elnckhohn  Ladwig  d. Reiche  (Kördlingen  1865.)  Vgl.  ürk. Ludwigs 
Y.  1477.  betr.  die  Reformation  der  Eloatersacht  in  Ranshofen  L  o  r  i 
a.  a.  0.  154.;  1482.  Gommissionsbefehl,  wie  in  Niederaltaich  die 
Klosterzncht  einzurichten ,  e  b  e  n  d  a  s.  154.  ¥• ;  1484.  Ludwig,  Ein- 
setzung der  Karth&nser  in  Pru?e  ungeachtet  des  bischöflichen  VV^ider- 
spruches,  L.  154. y.;  Ermahnung  an  B.  ▼.  Regensburg,  diese  un- 
beschwert zu  lassen,  eben  das. 
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werden  ^),  die  zur  Prälaten wahL  entsendeten  Commissarien  ^) 
dem  Wahlakte  selbst  nicht  beiwohnen  dürfen,  und  falls  die 
Wahl  canonisch  fehlerfrei  2ur  sofortigen  Ertheilung  der 
landesherrlichen  Confirmation  verpflichtet  sein. 

Die  Delicte  der  Geistlichen  wurden  dera  geistlichen 
Forum  zugesprochen,  and  auch  die  Laien  zum  Erscheinen 
vor  dem  geistlichen  Gericht  sogar  zwangsweise  verpflichtet| 
sobald  sich  aus  der  Citation  die  geistliche  Natur  des  Rechts- 
streites ergebe  '). 

Die  verbrecherischen  Geistlichen  sollten  nicht  in  das  geist- 
Uche  Gericht  trUnsportirt  werden,  sondern  allein  verpflichtet 
sein  sich  ihrem  geistlichen  Vorgesetzten  zu  stellen,  und  wo  sie 
der  Flucht  verdächtig  erschienen,  sollte  man  sich  mit  Bürg- 
schaft begnügen.  Nur  ganz  schwere  Verbrecher  dürften 
verhaftet  dem  Ordinarius  überliefei*t  werden,  doch  auch 
das  nur  mit  der  Achtung ,  die  dem  geistlichen  Stande  ge- 
bühre. 

Ehesachen  *)  gleichwie  andere  offenbar  geistliche,  soll- 
ten dem  kirchlichen  Forum  zuständig  sein,  und  diesem  wurde 
auch  gestattet,  Bussen  zu  verhängen,  und  nach  Beschaffen- 
heit der  Personen  und  Vergehen  Geldstrafen  aufzuerlegen, 
die  zu  frommen  Zwecken  innerhalb  Baierns  zu  verwenden 
wären  *). 


*)  Über  die  fraheren  Verhältnisse  siehe  oben  S.  62.  und  vgl. 
H  an  Sil,'  German.  sacra  (Aog.  Yind.  1728.)  2,  536. 

>)  Vgl.  Sagen  heim,  a.  a.  0.  251. 

')  Über  das  Forum  der  Geistlichen  iu  Civilsachen  konnte  man 
sich  nicht  einigen,  und  beschloss  diesen  Punkt  im  Concordate  mit  Still- 
Bchweigen  zu  abergehen,  so  dass  nicht  das  gemeine  Recht  in  dieser  Be- 
ziehung künftig  gelten  sollte,  sondern  das  Baierische  Gewohnheits- 
recht.   Vgl.  die  Verhandlungen  in  Hdschrft.  Cod.  hav.  2176.  fol.  234.  f. 

*)  Schon  damals  beschwerte  sich  die  Regierung,  dass  so  viele  arme 
und  nicht  angesehene  Leute  zur  Ehe  zusammengegeben  würden.  Der 
Nuntius  wies  deswegen  die  Bischöfe  an ,  diesen  Punct  besonders  zu 
berflcksichtigen ,  und  sie  Tersprachen  Gehorsam.  Cod.  hcw.  2176. 
fol.  229. 

^)  In  Bezug  auf  die  nicht  im  Concordate  berührten  Puncte  hatte 
der  Regierungsentwurf  ursprünglich  folgende  Fassung  vorgeschlagen: 
»Sin  qui  secns  ipsi  ac  remissius  egerint,  vel  etiam  aliquas  praetectarum 
conTentionom  jam  supra  memorato  instituto  ac  proposito  fini  minime 
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Zum  Ueberfluss  Hess  der  Herzog  sich  noch  bewegen, 
seinen  geistliehen  Rath  umzugestalten,  indem  er  den  Präsi« 
denten  und  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  dem  geistlichen 
Stande  entnahm  und  nur  zweien  Laien  Sitz  und  Simme  ge- 
stattete ^). 

Das  Concordat  des  Jahres  1583.  bot  'die  Grundlage 
für  die  ganze  fernere  Gestaltung  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche  in  Baiern.  Dennoch  war  damit  nicht  der 
Anlass  zu  weiteren  Conflicten  durchaus  fortgefallen.  Auf 
der  Seite  der  Kirche  und  ihrer  Behörden  herrschte  nach 
wie  vor  eine  klägliche  Thatenlosigkeit ,  die  noch  immer 
stätiger  Anstachlung  durch  den  Staat  bedurfte.  Wie  im  An- 
fange des  sechszehnten  Jahrhunderts  sehen  wir  auch  in  der 
Folgezeit,  dass  der  Fürst  die  Bischöfe  auf  ihren  Beruf  der 
Zucht  und  Pflege  des  Clerus  hinweisen  muss,  dass  «r  sie  auf- 
fordert, die  Befugnisse,  welche  sie  dem  Staate  nicht, ge- 
währen zu  können  meinten,  und  die  ihnen  im  Concordate 
zugestanden  waren,  auch  wirklich  zu  handhaben,  und  dass 
er  schliesslich  die  seiner  kirchlichen*  Sorge  durch  den  Vei^ 
trag  gezogenen  Schranken  überschreitet,  damit  nur  die 
Kirche  selbst  nicht  dem  Verderben  anheimfalle. 

Andererseits  finden  wir  die  Bischöfe  eifrig  bedacht,  ihre 
Macht  weiter  auszudehnen  als  das  Concordat  ihnen  ge- 
währte. Dort  hatte  doch  häufig  genug  das  gemeine  kano- 
nische Recht  der  baierischen  Gewohnheit  weichen  müssen: 
Veranlassung  genug,  auf  geraden  und  krummen  Wegen  der 
unbeschränkten  Geltung  des  ersteren  zuzusteuern  '). 


^ 


deservire  osteDderit,  seqnens  usus  certissimas,  ut  Lucios  ait  legam  et 
consilionim  ezplorator ,  Ser.  duz  pro  sua  pietate  et  poblicae  salutis 
cura  de  oportanis  et  efficadbus  remediis  TigilantisBime  carabit  semper.c 
Hdschr.  d.  E.  Bibl.  z.  München  Cod,  Bav.  No.  2176.  fol.  211.^. 
Die  Bischöfe  gingen  jedoch  darauf  nicht  ein,  und  so  wnrde  statt  dessen 
gesetzt,  wo  das  Concordat  schmiege,  »atqne  in  üs  (sc.  casibus)  in  quibos 
aliqui  ex  D  .  .  Ordinariis  sunt  in  possessione,  Tel  peculiares  habent 
cum  Ser.  ducibns  transactiones  jus  suum  sibi  servent.« 

Et  dato  quod  absit  causa,  quo  Ordinarii  etiam  admoniti  officio 
suo  minus  facerent  satis,  tunc  haec  juris  communis  et  sacrorom  cano- 
num  dispositioni  relinquentur,«  eben  das.  fol.  217. 

')  Freyberg,  Pragmat.  Gesch.  8,  143. 

")  ürk.  T.  1585.    An  B.  t.  Pas  sau,  wegen  Anmassang  der  Mit- 
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So  fromm  aber  auch  Herzog  Wilhelm  war,  so  sehr 


sperre  bei  den  Klöstern,  nach  Sterben  der  Prälaten,  Lori  296.  v.;  desgl. 
1687.  an  d.  Erzb.  y.  Salzbarg,  1596.  an  den  B.  v.  Passaa,  eben- 
da s.  297.;  1598.  An  die  Reg.  z.  Landshut,  wie  der  Anmassung 
des  B.  Ton  Regensbnrg  bei  Abdankung  des  Elosterrichters  zu  Wal- 
lerdorf zn  begegnen  sei,  eben  das.  264.  v.;  vgl.  aber  auch  namentlich 
die  Beschwerdepunkte,  welche  der  geistliche  Rath  i.  J.  1607.  dem  Her- 
soge Max  I.  aberreichte  in  Diversa  Oravam.  duc  Ba?ar.  cum 
Ordinariis  suis  in  Bayaria,  Hdschr.  d.  k.  Bibl.  in  Man- 
chen. Cod.  bay.  No.  2178.  fol.  1.  ff.»  .  .  ;  .  .  Ferner  zum  Fünf- 
ten ,  anterstehen  sich  die  geistlichen  freysing.  Räth ,  wie  auch  schier 
anderer  Herrn  Ordinarii  alle  in  gemain,  ....  dass  Sie  die  resignationes 
Parochiamm,  bevorab  da  ain  oder  der  anderer  Pfarrer  oder  Priester 
seiner  geabten  Ezcess  halb  yon  dem  herrn  Ordinario  abgestraft  und 
seiner  Pfarr  priyirt  oder  entsetzet  wirdt,  dahin  practiciren,  damit  ge- 
melte  Resignationes  in  mense  ordinarii  beschehen,  dardurch  das  Jas 
patronatas  in.  mense  pontificio,  welches  E.  F.  Durchl.  gebart  und  zu- 
steht, quantum  ad  resignationem  ganz  und  gar  eludirt  werde.«  Die 
Freisinger  Räthe  ziehen  die  Vertheüung  der  Schulden  abgesetzter  oder 
resignirter  Pfarrer  yor  ihr  Forum.» Also  erstlichen  auf  ab- 
kommen Lucasen  Freythhofs  gewesten  Pfarrers  zu  St.  welcher  Se- 
bastian Goldkofer  resigniert,  und  sein  Yahrnus  erstlichen  um  960.  fl. 
(welcher  contractns  pro  simoniaco  erkenet  worden]  hernach  um  600.  fl. 
Terkauft  hat,  haben  sie  solches  Gelt  zuerlegen  begert,  und  den  ge- 
westen fOrstl.  Pflegsyerwalter  zue  Schwaben  M.  S.  durch  ein  ernstlich 
Sehreiben  yon  Ihrer  chnrfarstl.  Durchl.  zu  Goeln  dahin  yermOgt,  dass 
er  100.  fl.  an  solchen  Gelt  gehn  Freysing  geschickt  hat,  und  obwohl 
Boliche  100.  fl.  in  Namen  E.  F.  drl.  zum  oftem  sein  widerum  erfordert 
worden,  haben  doch  mehrgemelte  geistl.  R&th  dieselben  nit  mehr 
herausgeben  wollen,  sondern  S.  hat  dieselben  aus  seinem  aighen  taihl 
widerumb  zam  gericht  Schwaben  erlegen  mQssen.«  eben  das.  Fol.  9. 
noch  zwei  gleiche  F&lle  angefahrt ....  »welches  alles  wider  kuntliches 
oifenbahres  altes  Herkommen  ist,  denn  auf  der  Priester  Absterben  oder 
abkommen  ohne  Unterschied  ihrer  Schuldsachen  in  E.  F.  Drl.  band 
und  loco  da  ainer  Pfarrer  gewest,  yon  dem  Landgericht  seyen  abge- 
handelt worden.« 

Die  »Realsprach«  ziehen  sie  an' sich  (d.  h.  Prozesse  der  Geistl. 
tun  Grund  nnd  Boden),  der  geistl.  Rath  schlägt  yor,  »dass  £.  F.  drl. 
dieser  Realsprach  halb  den  ordinariis  nit  sollten  weichen ,  noch 
ihnen  solches  gestatten.  Zumahlen  solches  in  Hispania,  Frankhreich, 
wie  anch  in  Camera  Spirensi  also  practicirt  wirdt,  dass  die  geistlichen 
in  Realsprachen  yor  den  weltlichen  Obrigkheiten  Red  and  Antwort 
zugeben  schuldig,»  e  b  e  n  d  a  s.  Fol.  10. 
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er  seiner  Pietät  ^)  gegen  die  Kirche  schon  durch  den  Verzicht 
auf  die  früher  ausgeübten  Hoheitsrechte  einen  Ausdruck 
gegeben  hatte^  so  eifrig  war  er  doch  bedacht,  seinen  Nach- 
folgern wenigstens  die  Befugnisse  zu  erhalten,  welche  das 
Concordat  ihm  gewährte;  und  gerade  seine  Frömmigkeit 
mochte  ihn  veranlassen,  wieder  die  Rechte  in  die  Hand  zu 
nehmen,  die  er  nutzlos  den  Bischöfen  geopfert  zu  haben 
einsehen  musste.  Hatten  ihm  seine  auf  dem  Münchner 
Tage  des  Jahres  1583.  TerBammelten  Räthe  und  die  Be- 
richte seiner  Regierungen  eindringlich  genug  vorgestellt, 
dass  nur  die  Sorgfalt  der  baierischen  Herzöge,  und  die 
Handhabung  der  von  der  Kirche  ihnen  jetzt  gemissgönnten 
Rechte  den  katholischen  Glauben  aufrecht  erhalten  habe, 
so  musste  die  EIrwägung  nahe  liegen,  dass  auch  jetzt  noch 
die  fürstliche  Sorge  der  Kirche  Noth  thue,  zumal  sie  bei 
ihren  dazu  verordneten  Oberen  keine  Hülfe  finde.  — 

Je  weniger  Leben  aber  so,  nicht  ohne  die  Schuld  der 
Bischöfe  die  einzelnen  Paragraphen  des  Concordates  ge- 
wannen, um  so  weniger  waren  sie  auch  im  Stande,  die 
frühere  Praxis  erhebUch  zu  modificiren.  Wir  haben  oben 
gesehen,  mit  welcher  Leidenschaftlichkeit  die  untergeordneten 
staatlichen  Behörden  die  Blossen  des  Kirchenwesens  brand- 
markten, mit  welcher  Principienfestigkeit  sie  die  staatlichen 
Hoheitsrechte  verfochten.  Das  Concordat  musste  ihnen  um 
so  weniger  Veranlassung  bieten,  den  früheren  Standpunkt 
zu  verlassen,  je  unberechtigter  ihnen  bei  dem  Zustand  der 
kirchlichen  Verwaltung  die  Concessionen  des  Landesherm 
erscheinen  mochten. 

So  können  wir  so  ziemlich,  —  selbst  unter  dem  Re- 
giment des  bigotten  Wilhelm  —  alle  die  staatlichen 
Kirchenhoheitsrechte  nachweisen,  welche  wir  vor  dem  Con- 
cordate  gefunden  haben. 

Die  Erlaubniss  zu  Klostervisitationen  mussten  die  Bi- 
schöfe in  jedem  Fall  beim  Herzog  nachsuchen,  und  nicht 
immer  wurde  sie  gewährt  '),  während  stets  darauf  gehalten 


^)  Mannert,  G^ch.  Bayerns  (Leipzig,  1826.)  2.,  65.  fi. 
*)  1586.    An  d.  bischöfl.  R&the  in  Regensbar g,  dass  sie  der- 
malen  in  München  keine  Visitation  Tornehmen,  in  temporalibus  aber 
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wurde  y  dass  die  bischöfUchen  Kommissare  von  den  welt- 
lichen Angelegenheiten  der  Klöster  keine  Kenhtniss  er- 
hielten *). 

Die  Besteuerung  der  Geistlichkeit  durch  die  Bischöfe 
blieb  von  der  landesherrlichen  Willkür  abhängig  *),  und  als 
der  Bischof  von  Augsburg  i.  J.  1595.  gegen  landesherr« 
liebes  Verbot  ')  eine  Türkenhülfe  ausgeschrieben  hatte, 
musste  er  die  von  dem  baierischen  Clerus  empfangenen 
Gelder  diesem  einfach  zurückerstatten  ^).  Bei  Prälaten- 
wahlen wurde  den  Bischöfen  nicht  gestattet,  den  Wahltag 
festzusetzen  ^)y   fremde  Prälaten  als  Scrutatoren  einzufüh- 


ZQ  Tisitiren  allein  dem  Landesfflrsten  gebohre,  Lori  a.  a.  0.  839.; 
1590.  An  geistl.  Rftthe  in  Frei  sing,  wegen  Einstellung  der  Visi- 
tation in  AI  t-Mfln  ster,  eben  das. ;  1592.  An  Abt  zu  Wein- 
gaden,  Verbot,  die  bischöflich.  Augsburg.  Visitatoren  einzu- 
lassen, e  b  e  n  d  a  8.  339.  v. 

')  1590.  Die  Pfleggerichte  sollen  die  von  bisch.  Regensbur- 
gischen VlBüationscommissarien  in  Geldsachen  verflbte  Ungebübr 
berichten,  Lori  a.  a.  0.  889.;  Ahndnng  an  d.  Abt  zuW.  als  Prämon- 
stratenser  Visitator,  wegen  Einmischung  in  Temporalien,  eben  das. 
344.  T.;  1591.  Klöster  Augsburg.  DiOcese  sollen  berichten,  ob  der  Bischof 
sich  bei  d.  Visitation  in  zeitliche  Sachen  gemischt  habe ,  e  b  e  n  d  a  s. 
389.  T. ;  An  d.  Reg.  z.  Straubing,  dass  man  den  OrdensTisitator,  weil 
er  Landstand  ist,  die  Elosterrechnnngen  einsehen  lassen  könnte,  eben- 
das.  344.  T.;  1693.  An  Beamte  im  Lechrain,  den  bischöflichen  Com- 
mlssarien  die  Visitation  in  zeitlichen  Dingen  nicht  zu  gestatten,  eben- 
das.  840. 

*)  1586.  An  geistl.  R&the  in  Freising,  den  Propst  zu  Neu- 
stift wider  seine  Ordenspriyilegien  in  Zehntsachen  nicht  zu  be- 
schweren, Lori  a.  a.  0.  331.;  1589.  Die  Reg.  z.  Landshut  und 
Straubing  sollen  achten,  dass  Klöster  nicht  vom  Bisth.  Regens- 
bürg  mit  Abgaben  beschwert  werden,  e  b  e  n  d  a  s.  307.  v. ;  1594.  An 
B.  Y.  Augsburg,  dass  die  Aebtissin  von  Niederschön feld 
ein  subsidium  charitatinim  nicht  schuldig  sei,  ebendas.  312. 

*)  Lori  a.  a.  0.  312. v. 

*)  ebendas.  —  Andrerseits  finden  sich  zabhreiche  Urkk.  seit  d. 
J.  1586.,  dass  die  Geistlichkeit  dnrch  den  Landeeherm  besteuert  wurde, 
Lo  ri  310.  ff. 

<^)  Urk.  ▼.  1592.  an  d.  Erzb.  v.  Salzburg,  Lori  234.  y.;  1590. 
an  den  selb,  desgl.  und  dass  man  die  Postulation  eines  Ausländers 
nicht  gestatten  könne,  ebendas.  233.  ▼.;  1598.  an  B.  v.  Augsburg 
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reu  ^),  oder  gar  ein  Vorschlagsrecht  auszuüben  •),  während 
andererseits  die  herzoglichen  Commissarien  angewiesen 
waren ,  ungeeignete  Wahlen  zu  verhindern  •)  ,  häufig  ein- 
zelne Conventualen  ^),  i.  J.  1592.  sogar  ein  ganzes  Kloster 
des  Wahlrechts  zu  berauben*),  und  der  Herzog  i.  J.  1589. 
dem  Bischof  v.  Chiemsee  eröfinete,  dass  man  dort  keine 
Wahl  vor  sich  gehen  lassen  könne,  es  solle  anderwärts  um 
ein  subjectum  umgesehen  werden,  oder  der  Landesfiirst  werde 
selbst  eins  stellen  ^). 

Die  staatliche  Prüfung  neuer  Geistlicher  wurde,  als 
die  bischöflichen  Examina  noch  immer  keine  Garantie  der 
Tauglichkeit  gewährten  ^) ,  wieder  hergestellt  ®) ,  und  die 
von  jedem  geistlichen  Einfluss  freigehaltene   staatliche  Pos- 


desgl.  und  Ahndung  wegen  EinfQhrung  fremder  Prälaten  als  Scm- 
tatoren,  eben  das.  234.  y. 

>)  siehe  S.  219.  Anmerk.  5.  a.  ?gl.  ürk.  ?.  1592.,  wodurch  die  Eommis- 
sarien  angewiesen  werden,  keinen  fremden Scrutator  zuzulassen,  Lori 
234.  ▼. ;  Auch  gew&hlt  sollten  Ausländer  nicht  werden,  ürk.  ?.  1592., 
zugleich  Befehl  an  die  Wahlkommissäre,  die  bischöflichen  von  der  Ein- 
sicht in  die  Temporalien  auszuschliessen,  eben  das. 

')  ürk.  V.  1590.  an  d.  £rzb.  t.  Salzburg,  Lori  a.  a.  0.  234. 
Vgl.  auch  ürk.  ▼.  1590.  an  den  selb.,  wie  der  Landesherr  sich  betra- 
gen werde,  da  man  durch  eine  Wahl  einen  untauglichen  Prälaten  auf- 
dringen wolle,  e  b  e  n  d  a  s. 

*)  1594.  Herzogl.  Commissarien  sollen  die  Tauglichkeit  der  Con- 
ventualen  vor  der  Prälatenwahl  prflfen,  L  o  r  i  a.  a.  0.  235. 

0  ürk.  ▼.  1585.  Commissionsbefehl  an  Niederaltaich,  gleich- 
zeitig Anweisung,  einen  Gelehrten  zum  Prälaten  zu  wählen,  Lori 
233.  V. ;  1591.  1592.  e  b  e  n  d  a  s.  234. 

*)  ürk.  V.  1^92.  Lori  a.  a.  0.  234.  v. 

*)  Lori  a.  a.  0.  234.  v.  Auch  auf  die  Beobachtung  des  festge- 
setzten Wahltages  hielt  der  Herzog.  Vgl.  ürk.  ?.  1595.  bei  Lori 
a.  a.  0.  235. 

0  1588.  An  d.  B.  v.  Fr  ei  sing,  dass  einem  zum  Pfarrer  Präsen- 
tirten  bis  er  nicht  mehr  erlernt,  Possess  nicht  gegeben  werden  könne, 
Lori  a.  a.  0.  218. y.;  1586.  An  die  Bischöfe,  die  Pfarreien  tauglich 
zu  besetzen,  widrigenfalls'  man  die  Pfarrer  nach  altem  Gebrauch  ex&mi- 
niren  werde,  e  b  e  n  d  a  s.  109.  y. 

^)  1592.  Examen  der  angehenden  Pfarrer,  Lori  a.  a.  0.  111. 
An  d.  Propst  z.  Bernried,  einen  Mönch  yor  Antritt  der  Pfarrei  zum 
geistlichen  Bath  ins  Examen  zu  schicken,  ebendas.  119.  t. 
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sessgebung  ^)  bot  das  Mittel,  die  Geistlichkeit  dazu  zu 
nöthigen,  und  widerrechtliche  Ernennungen  von  Pfarrern 
zu  hintertreiben  •). 

Die  Disciplinargewalt  der  geistlichen  Behörden  wurde 
anerkannt,  und  der  fehlende  Geistliche  seinen  Vorgesetzten 
zur  Bestrafung  zugeschickt  ') ,    aber  es  wurde   doch  daran 


')  1586.  An  B.  y.  Augsburg,  dass  man  den  Pfarrern  Possess 
za  geben  seit  uralten  Zeiten  berecbtigt  sei,  Lori  a.  a.  0.  218.  v.; 
1587.  An  Pfleger  z.  Aichach,  keinem  ohne  Possessbrief  Einkommen 
verabfolgen  zu  lassen,  eben  das.  218.  v.;  desgl.  an  d.  Reg.  z.  Strau- 
bing ebenda  8. ;  1588.  Verweis  an  d.  Yicarius  z.  Regensbnrg 
wegen  angemasster  Ertheilung  des  weltlichen  Possesses  auf  Pfarreien, 
e  b  e  n  d  a  8.  219. ;  An  Reg.  zu  Bnrghausen,  dem  Pfarrer  Jn  0. 
die  Einmischung  in  die  Temporalien  Tor  Erhaltung  des  Possesses  zu 
Terweisen,  ebendas.  219.;  1590.  An  Pfleger  z.  Stain,  Niemand  auf 
Pfarreien  oder  beneficia  curata  ohne  Possessbrief  einzulassen ,  eben- 
das. 219.;  159S.  An.  d.  Reg.  z.  Burghausen,  das  Einkommen 
des  Pfarrers,  bis  Possess  begehrt  wird,  mit  Beschlag  zu  belegen^  eben- 
das. 219. y.;  Beispiele  Ton  Possessgebungen  ebendas.  248. 

*)  1590.  An  Propst  und  Erzdiacon  z.  Bauernburg,  dass  ein 
vom  Erzb.  v.  Salzburg  auf  eine  Wechselpfarre  widerrechtlich  in?e- 
stirter  Priester  den  Possess  nicht  erhalten  könne,  Lori  a.  a.  0.  219. 
▼gl.  auch  Urk.  t.  1595.  An  d.  Reg.  z.  Bnrghausen,  die  vom 
Bischöfe  auf  die  Pfarren  eingeschafften  Priester  abzustellen,  eben- 
das.  111.  T. 

')  1583.  An  d.  B.  v.  Frei  sing,  ein  Gaplan  sei  des  Bisthums  zu 
▼erweisen,  Lori  a.  a.  0.  856.  v. ;  Nachricht  an  den  selb.,  dass  man 
einen  Priester  wegen  übler  Aufführung  auf  ein  Schloss  gefangen  gesetzt 
habe,  L.  356.;  1586.  An  geistl.  R&the  fn  Frei  sing,  dass  ein 
Cooperator  wegen  schlechter  Auffahrung  des  Landes  zu  verweisen  sei, 
L.  356.  T.;  1587.  An  dieselb.,  wegen  Verrichtung  des  Gottesdienstes 
auf  den  Pfarreien,  die  ünterthanen  klaglos  zu  stellen,  L.  109.  y.;  1588. 
An  die  Reg.  zu  Burghausen,  zwei  Gesellpriester  dem  Bischöfe  auf 
Karren  zuzuführen,  L.  357.;  1589.  An  die  geisti.  RAthe  in  Frei  sing, 
den  Abt  ▼.  Ebersberg  zu  entsetzen ,  L.  281. ;  1591.  An  geistl. 
Rlithe  z.Regensburg,  die  Pfarrer  zur  Residenz  anzuhalten,  L.  141. ; 
An  geistl.  R&the  in  Frei  sing,  bei  Vermeidung  weiteren  Einsehens 
den  unpriesterlichen  Lebenswandel  zu  bestrafen,  ebendas.  357.  v.; 
An  dieselb.,  einen  Pfarrer  zu  bestrafen,  widrigenfalls  man  ihm  daa 
Land  verbieten  werde,  ebendas.;  1592.  An  dieselb.,  den  Pfarrer 
in  R.  zur  Residenz  oder  Resignation  anzuhalten,  L.  141.;  1594.  An  d. 
Generalricar  in  Frei  sing,  einen  Pfarrer  zu  seiner  Schuldigkeit  an- 
zobalten,  bei  Strafe  der  TemporaUensperre,  L.  111. 
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die  Forderung  geknüpft,  dass  es  mit  Verwendung  der 
etwaigen  Strafgelder  genau  nach  den  Concordaten  gehalten 
würde  ^),  und  dass  der  geistliche  Richter  den  weltlichen, 
um  eine  Controle  des  letzteren  zu  ermöglichen ,  von  jeder 
Bestrafung  Nachricht  zugehen  lassen  sollte  ').  Nebenbei 
aber  hielt  sich  der  Herzog  auch  für  befugt,  sogar  bis  ins 
Kleinste  ftir  die  Aufrechthaltung  der  Kirchenzucht  Sorge 
zu  tragen  '),  selbst  die  energischen  Massregeln  zu  treffen, 
welche  die  kirchlichen  Behörden  auch  in  dieser  Beziehung 
vorzunehmen  zu  lässig  waren,  auch  eigenmächtig  die  Straf- 
gewalt, ungeachtet  des  kirchlichen  Widerspruchs  ^),  zu 
handhaben  ^). 


>)  1689.  An  geistl.  R&the  in  Freising,  sich  von  den  Strafen 
der  Glerisei  nichts  zuzueignen,  Lori  a.  a.  0.  857.  1590.  An  d le- 
se Ih.,  wie  die  Geldstrafen  der  Geistlichen  yerwendet  werden  sollen, 
e  b  e  n  d  a  s.  857.  v. 

*)  Urk.  T.  1587.  Lori  a.  a.  0.  856.  ?.;  1587.  An  geistl.  R&the 
in  Frei  sing,  wegen  verweigerter  Anzeige  der  gegen  die  Geistlichen 
yorgenommenen  Bestrafungen,  e  b  e  n  d  a  s. ;  1596.  An  d  i  e  s  e  1  b.,  wie  in 
Zukunft  die  Bestrafung  der  Geistlichen  an  die  Landgerichte  angezeigt 
werden  solle,  L.  858.;  dass  dies  doch  nicht  geschehen  lel,  erhellt  ans 
der  Beschwerde  des  geistlichen  Rathes  i.  J.  1607.  in  Dwersa  CHraivam, 
etc.  a.  a.  0.    Cod.  hav.  2178.  fol.  7.  ▼. 

")  Vgl.  Beispielsweise  1586.  Verbot  an  d.  Abt  z.  Tegernsee, 
ohne  landesherrliche  Erlaubniss  Conventualen  nach  Italien  zu  schicken, 
Lori  a.  a.  0.  162.;  1587.  An  denselben.  Bewilligung  daza  fQr 
zwei,  ebendas.*  An  d.  Prälaten  in  Chiemsee,  Verbot,  Gäste  ins 
Kloster  zu  lassen,  e  b  e  n  d  a  s. 

*)  1587.  Verweis  an  die  geistlichen  Rätbe  in  Frei  sing,  weil 
sie  der  Regierung  das  Recht  bestreiten,  die  Pfarrer  zum  Fleiss  in  Ver- 
richtung des  Gottesdienstes  zu  ermahnen,  Lori  a.  a.  0.  110.  Vgl.  die 
Beschwerden  des  geistl.  Rathes  t.  1607.  in  Gravamina  etc.  Cad,hav. 
2178.  fol.  7.  V.:  die  geistlichen  Räthe  wollen  nicht  gestatten,  dass  die 
weltlichen  Beamten  die  Pfarrer  wegen  ihrer  »geungsbnr  nnd  mengl  für 
sich  erfordern  und  ein  Verweiss  gethann  werde.« 

^)  1585.  An  d.  Abt  z.  Attel,  dem  Predigerz.  Wasserbarg  die  Kanzel 
zu  verbieten,  L.  11.  v. ;  An  d.  Propst  zu  Vilshofen,  den  Pfarrer  zu 
Landau  zum  Predigen  und  Haltung  des  Gottesdienstes  bei  schwerer 
Strafe  anzuhalten,  e b e n d a s. ;  An  d.  Vicedoin s.  Landshüt,die  Jesuiten 
znr  Haltung  der  Christenlehre  anzuhalten,  L.  ,12.;  1587.  an  die  Pra- 
hlten z.  M.  wegen  Verweisung  eines  Conventualen  aus  dem  Kloster, 
L.  162.;   An  Reg.  idLandshat,  einen  naohläasigen  Pfarrer^zur 
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Bei    Missbrauoh    der    geistlichen    Amtsgewalt    endlich 
Bchritt  der  Herzog  ein,  wie  er  denn  nicht  nur  jeden  Ueber- 


Yerrichtnng  des  Gottesdienstes  mit  Sperrung  der  Einkünfte  ansnhalteD, 
L.  109.  ▼. ;  An  die  Bischöfe,  die  Pfarrer  zur  Haitang  der  Christenlehre 
anzuhalten,   L.  12.;   desgl.  1597.  eben  das.;   An  Propst  z.  Alten- 
ötting,    die  nnziemliche  Anffflhrung  eines  Chorherm  zu  bestrafen, 
L.  102.  y. ;  1588.  An  Pfleger  zu  W.,  einen  Pfarrer  in  Haft  zu  nehmen, 
L.  857. ;  An  Pfleger  z.  Stahrenberg,  den  Pfarrer  in  B.  zum  geist- 
lichen Bath.nach  Manchen  zu  schaffen,  L.  110.;  An  Pr&laten  z.  For- 
sten fei  d,   wegen  Bestrafung  zweier  ausserhalb  des  Klosters  befind- 
licher  ungebührlicher  Religiösen,  L.  162.  v.;   Entsetzung  eines  Pfar- 
rers ,   L.  279.   T. ;   1589. ;  Ausschaffung   eines  desgl.  e  b  e  n  d  a  s.     An 
Dechant  n.  Kapitel  zu  A.,  einen  Chorherrn  zur  Resignation  anzuhalten, 
L.  274.  y. ;  der  Pfarrer  in  K.  soll  sich  wegen  seines  Dnfleisses  in  Amts- 
sachen verantworten,  L.  llO.y.;  An  Dechant  z.  Habach,  Ausschaffnng 
eines  Chorherrn,   L.  108.;   einen  Chorherrn  yor  den  geistlichen  Rath 
nach  München  zu  schicken,  ebcndas. ;  1590.  An  d.  Reg.  in  Burg- 
hausen, die  Kirchenzucht  in  Altenötting  zu  yerbessern  ,  eben- 
das.;  An  dieselbe,  Bestrafung  des  Prälaten  y.  A  1 1 e  n  0  e  1 1 i  n  g,  eben- 
da s. ;    Entsetzung   eines  Chorherm ,   L.   279.  y. ;   An   d.   Pfleger  zu 
Pfaffenhofen,  Ausschaffnng  eines  Priesters  aus  dem  Lande ,   L. 
S57.;   Verweisung  eines  Beneficiaten   aus  dem  Rentamt  Landshut, 
eben  das. ;  An  Prälaten  z.  Tegernsee,  wie  der  gewesene  und  dahin 
geführte  Abt  y.  Roth  sich  zu  betragen  habe,  L.  281.;  Verweis  an  den 
Prälaten  z.  Wessobrunn,  dass  er  auf  die  Aufführung  des  Keller- 
meisters nicht  Acht  gegeben;  Befehl,  zu  dem  Amte  auf  eine  Zeit  einen 
Laien  zu  gebrauchen ,  L.  162.  y. ;   An  Administrat.  z.  Eberstein, 
einen  ungehorsamen  Conyentualen  ins  OeflLngniss  zu  setzen,   eben- 
das.;  1691.  An  Abt  z.  Fflrstenfeld,  Abstellung  der  unziemlichen 
Aufführung  des  Pfarres  zu  B.,  L.  163. ;  An  d.  Hofrath,  einen  entsetzten 
Abt  in  ein  anderes  Kloster  zu  fahren,   L.  281.  y.;    1592.  An  die  yon 
Wasserburg,   wegen   Aretirung  zweier  Franziskan'er ,   L.   179.  y.; 
Geistl.  Rathschluss  wegen  Verweises  an  einen  Pfarrer,   L.  111.;    In- 
quisition wegen  Ausheirathung  einer  Pfarrerstochter,  L.  144.  y.;  Be- 
fehl  wegen  Untersuchung  der  Klosterzuoht ,    L.  163.;   An  Propst  z. 
Reichersperg,  die  Conf entualen  zum  Studiren  anzuhalten, L.  168.  y. ; 
Absetsong   eines  Beneficiaten ,  L.  279.  y. ;    1593.    An  JDechanten   zu 
Altenoetting,  die  Chorherrn  mit  Hülfe  brachii  saecolaris  zur  Be- 
obachtung der  Statuten'  anzuhalten,  L.,  100.  y. ;  1594.    An  Prälaten  sn 
Osterhofen,  wie ^«r  seinen  abgesetzten  Vorfahren  halten  solle ,  L. 
281.  y.;  An  Prälat  m  S<A.,  dass  der  abgesetzte  Abt  y.  St.  Veit,  als 
Sewesenor  Conyentual  wieder  eingenommen   werde ,  e  b  e  n  d  a  s. ;   An 
Verwalter  z.  Ebersberg   die  Klosterzucht  anch  mit  gewaltsamen 
Mitteln  aufrecht  sa  hfthen,  L.  164»;  An  Gomssiasar,  den  abgesetzten 
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grifif  der  geistlichen  Gerichte  schroff  zurückwies  ^);  sondern 
auch  für  die  Aufhebung  widerrechtlich  verhängter  Strafen 
und  Censuren  Sorge  trug.  So  instruirte  er  1593.  die  Re- 
gierung zu  Straubing,  die  Absetzung -eines  Priors  ohne 
landesherrliche  Bewilligung  nicht  zu  gestatten  '),  so  forderte 
er  i.  J.  1590.  Rechenschaft  wegen  zu  scharfer  Bestrafung  eines 
Pfarrers  '),  wies  1592.  den  Pfleger  zu  Aichach  an,  die 
Verkündigung  des  Banns  zu  hindern  ^) ,  ja  forderte  sogar 
i.  J.  1586.  den  Administrator  des  Bisthums  Regensburg 
auf,  die  Publication  der  Bulle  CoerMe  Domini  einzustellen  ^). 


Abt  y.  St.  Veit  in  ein  anderes  Kloster  za  schicken,  L.  281.  v.;  An 
Administrator  z.  Ebersberg,  wegen  Bestrafung  eines  ungehorsamen 
Conventualen,  L.  164. ;  An  Propst  z.  N  e  a  s  t  i  f  t,  wie  er  die  Zucht  und 
die  Verwaltung  im  Weltlichen  anstellen  soll,  eben  das.;  1595.  An 
Reg.  z.  Burghansen,  Ober  die  Untersuchungskommission  Bericht 
za  erstatten,  die  der  Aufführung  eines  Pfarrers  wegen  eingesetzt  sei, 
L.  111.  y.  —  Auch  die  AusfQhrung  der  Ober  Ck>ncubinat  erlassenen 
Verordnungen  erforderte  noch  manigfacheDecrete:  1583.  An  Landrichter 
zu  H.  wegen  Bestrafung  des  C,  L.  144.;  1586.  An  beide  Dechanten 
in  München,  C.  bei  der  Clerisei  abzustellen,  ebendas. ;  1589.  An  De- 
chanten z.  H.  Bestrafung  des  Goncubinates,  L.  144.  y.;  1590.  Strafe 
des  C.  bei  einem  Beneficiaten,  ebendas. 

^)  1588.  An  d.  Landrichter  z.  Friedberg,  den  Pfarrer  in 
Schnldsachen  yorzurufen  und  im  Weigerungsfall  zur  Bezahlung  an- 
zuhalten, Lori  a.  a.  0.  110.;  1592.  Abmahnung  an  d.  B.  y.  Augs- 
burg, wegen  Eingrififs  in  die  weltliche  Jurisdiction  betreffs  yon 
Schuldsachen,  L.  184.  y. ;  1597.  Decret  an  d.  geistl.  Bath,  wie  den  Ein- 
griffen des  Bischofs  yon  Augsburg  in  die  weltliche  Jurisdiction  zu 
widersprechen  sei,  L.  185. 

')  Decr.  an  d.  Reg.  zu  Straubing,  Lori  a.  a.  0.  179.  v.  — 
Auch  die  freiwillige  Resignation  der  Pfarrer  bedurfte  landesherrlicher 
Genehmigung,  ygl.  die  Urkk.  y.  1590.  u.  1595.  ebendas.  276.  y. 

•)  Lori  a.  a.  0.  857.  y. 

^)  Lori  a.  a.  0.  862.  Ebenso  richtete  er  1696.  an  d.  6.  y. 
Passau  die  Forderung,  yon  Excommunication  der  Bürger  zu  Scbftr- 
d  i  n  g  abzustehen,  ebendas. 

^)  Lori  a.  a.  0.  362.  Vgl  das  Decret  y.  1697.  an  d.  Pfleger  z. 
>A  i  c  h  a  c  h  gegen  ein  gedrucktes  bischöflich  'Augsburgisches  Mandat 
SU  protestiren,  ebendas.  185.  — -  Von  Verordnungen  betrefft  innerer 
kirchlicher  Verhältnisse  führe  ich  an:  1588.  Erlaubniss,  Religiösen 
yon  einem  Kloster  in  das  andere  zu  setzen,  L.  161.;  1586.:  Fischen 
am  Feiertage  sei  erlaubt,  L.  72.  y.;  1588.  An  d.  Pr&laten  zu  Wein-' 
garten,  Kirchenbusse  durch  öffentliche  Vorstellung  ausserhalb  der 
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Noch  weit  schärfer  als  sein  Väter  trat  Maximiliapnl. 
auf  ^>. 

Seine  Anhäoglichkeit  an  die  katholische  Kirche  bedarf 
keines  Beweises,  seine  Hochachtung  vor  dem  Cierus  bekun- 
dete er  ausdrücklich  uk  dem  1605.  auf  die  Beschwerden  der 
Prälaten  gegebenen  Bescheide :  Wird  Verfügung  geschehen, 
dass  der  geistliche  Stand  j  dem  S.  Durchl.  als  eifriger  ka- 
iholischer  JFürst  sonderbar  geneigt  ist,  wider  altes  Herkam' 
men  und  üblichen  Styl  4i^icht  beschwert  werde  *),  in  der  Ver- 
fiignug  y.  J..  1631.)  welche  seinen  Behörden  Ehrerbietupg 
den  Priestern  gegenüber  einschärfte  '),:  dennoch  war  er  weit 
entfernt;  seinem  autoki:atischen  Regimente ,  dessen  Selbst- 
gefühl durch  die  Erlangung  der  Ghurwürde  noch  gestärkt 
wurde  ^),  nrgend  welche  Schranken   auferlegen   zu  lassen. 


Kirche  sei  abzuschaffen,  Li  51.;  1696.  Erlaubniss  an  d.  Abt  z.  Cisters 
ein  Generalcapitel  in  Fflrstenfeld  za  halten  ^  L.  831.  v.;  1689.  An  d. 
Pfleger  z.  Aichach,  dem  Commenthur  in  B 1  u  m  e  n  t  h  a  1  die  Ver- 
wedislang  der  Alt&re  nicht  zu  ^estatteji,  L.  84.j  1590.  An  d.  Weih- 
biach.  ▼.  F  r  e  7  8  i  n  g-,  die  Firmung  yorzunehmen ,  L..  41. ;  1693.  Die 
Firmung  sei  unentgeltlich  zu  ertheilen,  L.  41.  v.;  -—  dass  W  i  1  h  e  1  m  V. 
auch  die  Yerwaltong  der  Ki^chengater  beaufsichtigte,  wird  durch  folgende 
Urkunden  bewiesen:  15867  Befehl  an  d.  Propst  z.  St.  Moritz  in 
Augsburg  wegen  Yer&usserung  vqn  Pfarrgatem  inWinsihg  .Rede 
und  Antwort  zu  geben,  L.  251.  •?.;  An  den  Pfleger  zu  A.,.  Ven^eigening 
eines  Eapellenb'aues ,  L.  84. ;  1590.  Terbot  an  die  ron  Abensberg, 
etwas  von  Kirchengfltern  zu  «yerkaufen,  L.  261.  y. 

*)  Es  bedarf  dieser  Punkt  einer  um  so  eingehenderen  Würdigung, 
als  er  bisher  nicht  {genügend  beachtet  worden  ist  Noch,  der  neueste 
Biograph  Maximilians,  Schreiber,  Maximil.  d.  Kath.  München  1868. 
weiss  Yon  seiner  Stellung  zur  Landeskirche  nur  Ungenügendes  zu  be- 
richten. Der  nachfolgenden  Darstellung  liegen  wie  oben  die  Samm- 
luogen  Yon  L o r i  zu  Grunde.  Auch  die  Darstellung-  Freyhergs, 
pragmat  Gesch.,  kanq  nicht  befri^dfgen. 
•)  Freyberg  a.  a.  0.  3,  138. 
*)  Lori  a?  a.  0.  186.  y. 

*)  Er  erforderte  gleich  darauf  Gutachten,  ob  ihm  jetst  Yor  den 
Bischöfen  der  Vorrang  gebühre,  und  machte  diesen  bestftndig  geltend, 
Freyberg,  Pra^m..  Gesch.  3.,  126.;  Ygl.  Urk.  y.  1624.  Yerhaltnngs- 
inaiBsregeln  an  die  Wahlcommissarieh  in  Benedictbeuern  wegen 
Behauptung  des  Ranges  gegenüber  den  bischöflichep ,  Lori  a.  a.  0. 
236.  T.;  1628.  Ahndung  an  d.  B.  y.  Regien s bürg,  wegen  des  bean- 
sprachten  Banges,  eben  das.;  1627.  Almdang  gegen  den  B.  Yon 
C  b  i  e  m  s  e  e ,  wegen  Gebrauches  ungebührlicher  Titel,  L.  97.  y.  ;  Zur 
£.  Friedberg,  D.  MiMbr.  d.  geistt.  Amtsgewalt.  15 
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und  sollten  diese  auch  kirchliche  sein.  So  wie  er  die  Ehre 
seines  Vorfahren,  des  Kaisers  Ludwig,  vor  kirchlicher 
Verunglimpfung  au. sichern  verstand,*),  so  suchte  er  auch 
seine  landesherrlichen  Befugnisse  zu  wahren,  und  diese  zum 
Nutzen  des  Staates  wie  aueh  der  Kirche  selbst  geltend  zu 
üiachen.  Darum  wurde  der  geistliche  Rath  angewiesen, 
das  Concordat  von  1583.  in  allen  Stücken  aufihecht  zu  hal- 
ten, alle  Saehep  aber,  welche  die  weltliche  Jurisdiction  be- 
träfen, dem  Hofrathe  zur  Entsclieidung  zu  unterbreiten '), 
und  1629.V  wurde  gar  verordnet,  dass  zu  jeder  Sitzung 
Hof-  und  Kammerbet^mte  hinzugezogen  würden,  nur  damit 
das  staatUche  Interesse  besser  gewahrt  würde  ').'  — 

Es  würjde  zu  weit  führen,  die  einzelnen  Aeusserungen 
des  Hoheitsrechtes  j  wie  es  Maximilian  über  die  baierisehe 
Kirche  ausübte,  der  Reihe  nach  anzuführen. 

Wie  unter  seinem*  Vater,  bedurfte  es  zu  Visitationen  *) 


Erhöhung  des  landesherrlichen  Ansehens  erging  1621.  ah  die  Wahl- 
kommissarieD  der  Befehl,  bx  Kutschen  zu  fahren,  L.  286.  v. 

')  Der  Fortsetzer.  des  Baronius,  Bzoyins  musste  seine  In- 
Tectiven  gegen  Ludwig  -den  Baiem.  auf  Maximilians  Ansuchen  an  die 
Curie  öffentlich  widerrufen;  des  Ghurfürsten  Kanzler  Joh.  Georg 
Herwart  schrieb  dagegen  seinen  LudoY.  IT.  impeUitor  defensus, 
und  Maximilian  setzte  seinem  Vorfahren  in  der  Frauenkirche  zu  Man- 
chen ein  prächtiges  Denkmal,  Westeurieder,  Beschr.  y.  Mfluchen 
142.  ff. 

*)  Freyberg  a.  a.  0.  186.  (Geistl.  Rathsinstruct.  t.  J.  1606.) 

»)  Freyberg  a^  a.  0.  190.  ^Vgl.  Urk.  y.  1617.,  der  Hofraths- 
kanzler  soll. in  Rechtssachen  yom  geistlichen  Räthe  hinzugezogen  wer- 
den, L  0  r  1  a.  a.  0.  826. ;  1628. :  Verbot,  dass  die  geistl.  R&the  Sachen 
die  landesherrlichen  Gerechtsame  betreffend  ohne  Beisein  beider  Kanzler 
und  eines  Hofkammerrathes  yornehmen,  ebendas. 

*)  Auch  die  Einsicht  in  die  Temporalien  wurde  den  bischöflichen 
Kommissaren  nicht  gestattet.  Vgl.  folgende  ürkk.  1696.  An  Reg.  z. 
Straubing,  d.  unf&rmlich  angesetzte  Visitation  gegen  die  bischöf- 
lichen Commissarien  zu  ahnden,  Lori  a.a.O.  340.;  1611.  Abmahnung 
an  d.  geistl.  Rath  z.  F,r  e  i  s  i  n  g ,  einseitige  General YisHationen  Yor- 
zunehmen,  L.  840.  y.;  i6t5.  An  B.  y.  Augsburg,  Visitationen  nur 
mit  landesherrlichem  Wissen  ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  1616.  An  d  e  n  s  e  1  b.,  iie 
Visitat.  y.  Thierhanp-ten  wird  abgeschlagen,  ebendas. ;  1617. 
Die  Visitationskommissarien  sollen  den  erzbischöflichen  keine  Einsicht 
in  die  Temporalien  yerstatten,  L.  841.;  1682.  Visitotionspatent  für  dl 
B.  y.  Regensbttrg,  L.  841.  ▼.;   1642.  desgl.  AUr  d.  B.  t.  Aiigs^ 
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und  biBch^flichen  SteuerausBchreibungen  *).  landesherrlicher 
BewilliguDg,  wie  dieser  wirkte  er  bei  Frälatenwahlen  mit '), 


barg  and  Regensbarg,  ebenda s.;  1660.  An  d.  B.  v.  Regen 8- 
barg,  Abstellung  unordentlicher  Visitationen  und  Geldforderangen, 
L.  841.  ¥•;  Verbot  an  d.  Regg.  Landshnt  und  Straubing,  den 
Consistorialrftüieii  Aussage  aus  den  Kirchenrecfatiungen  mitzutheilen, 
L  257.;  1651.  Visitationspatent  fOr  d.  B.  y.  Freising,  L.  342.;  An 
Stift  s.  A.,  den  Salzbnrger  Visitatoren  keine  Einsiebt  in  die  Tem- 
poralien  an  gestatten,  L.  342;  denselben  bei  Pr&latenirahlen  keine  Vi- 
sitation SU  gestatten,  L.  236.;  An  d.  Reg.  z.  Landshut,  die  ün- 
gebQhr  bei  der  Visitation  gegen  d.  Bisch,  v.  Regena.burg  zu  ahn- 
den, L.  342. ;  An  Regg.  z.  Straubing  und  Landshut,  den  bischöf- 
lichen Conunissarlen  keine  Einsfidit  in  die  Temporalien  zu  gewähren, 
ebendas. 

*)  1595.  Verbot  an  Gherichte  und  Klöster  Augsburg.  Diöcese, 
dem  Bisehof  einigen  Geldaufschlag  zu  zahlen,  Lori  a.  a.  0.  312.  ▼.; 
Ahndang  an  d.  R:  ▼.  Augsburg,  wegen  Ausschreibung  eines  sub- 
ndiam  diaritätiyum,  ebendas.;  1599.  Au  d.  B.  y.  Regensburg, 
das  Chorstift  z.' Straubing  nicht  zu  beschweren,  L.  185.;  1601. 
An  die  Regierungen,  Acht  zu  haben,  dass  d.  B.  y.  P as s a  u  die Glerisei 
nicht  mit  Abgaben  beschwere,  L.  812.  y. ;  1608.  an  d.  B.'y.  Regens- 
burg, subsid.  Charit  abgeschlagen,  L.  818.;  1685.  desg).  1654.  desgl. 
ebendas.;  1610.  An  B.  v.  Freising  desgl. ,  ebendas.;  1644. 
desgl.;  1619.  bewilligt y  1685.  desgl.  ebendas.;  1610.  Erlaubniss  an 
den  Pr&lateu  z.  Benedict  heuern  auf  einer  Augsburgischen  Sy- 
node zu  erscheinen  mit  Weisung  in  keine  Contribution ,  namentlich  zu 
Seminarien  zu  willigen,  L.  25.;  1624.  An  B.  y;  Regensburg,  es 
könne  nicht  gestattet  werden  auf  Pfarreien  Pensionen  zu  legen,  eben- 
das. 308.;  1626.  desgl.  1627.  desgl.  oder  primi  fructus  einzufordern, 
ebendas.;  1637.  An  B.  y.  Rege nsb arg,  seminaristicum  abge* 
sehlagen,  L.  808.  y. ;  dem  B.  y.  Pas  sau  gestattet,  L.  25.  y.;  1650. 
An  d.  B.  y.  RegeuBburg,  unter  dermaligen  Umständen  Klöster 
and  Pfarreien  zu  Seminarbeitrikgen  nicht  heranzuziehen,  ebendas.; 
1651.  desgl.,  die  unter  Androhung  der  Gensnren  ausgeschriebene  Gon- 
tribation  sei  abzustellen,  ebendas.  Vgl.  Freyberg  a.  a.  0.  8.,  57.  ff. 
Vgl.  dagegibn  Urk.y.  1688.  es  sei  Schuldigkeit  der  Klöster,  zur  Landes- 
defension  beizutragen,  L.  810.  y.;  and  Frey  borg  a.  a.  0.  8.,  66.  ff. 

*)  1596.  An  Prior  und  Gonyent  zu  F.,  dass  der  in  Abwesenheit 
des  landesherrlichen  Gommissars  erwfüilte  Gonyentual  als  Abt  nicht 
anerkannt  werden  könne,  Lori  a.  a.  0.  285.  y.;  1597.  An  d.  Gericht 
Rhein,  dass  yom  LandesfQrsten  und  nicht  yom  Visitator  der  Wahl- 
tag zu  bestimmen  sei,  ebendas.;  Befehl  an  Kloster  S.  in  Zukunft 
die  Aebtissinnenwahl  gegen  die  Eingriffe  des  Visitators  zu  sichern, 
L.  336.;  1599.  Verbot  an  Stift  VMshofen  zur  Prftlatenwahl  zu  schrei- 
ten, L.286.y.;  1601.,  die  bischöfliche  Gonfirmation  bei  PrAlatenwahlea 

15* 
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sargte   ftir   die  Disciplin   des  Clerus  ^) ,    für    die   Aufrecht- 

nicht  zu  gestatten,  L.  247. ;  1608.  Yersagung  der  landesherrlichen  Be- 
stätigung, L.  23t).;  1614.  Nur  ordentliche  Prälaten  zu  wählen,  Frey- 
berg a.  a.  0.  3,  26.;  1617.  Instruct.  f.  d.  Wahlkommissar  in  Chiem- 
see,  L.  97.  y.;  1627.  An  d*  Provinzialkapitel  d.  Augustiner  in  Salzburg, 
die  bayrischen  Klöster  des  Ordens  mit  frommen  Vorstehern  zu  ver- 
sorgen, widrigenfalls  zur  Erhaltung  der  Disciplin  andere  Mittel  ein- 
geschlagen würden,  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  14.;  1628.  Akndang  an  d.  B. 
Ton  Regensburg,  wegen  unförmlicher  Ertheilung  der  Confirmation 
bei  Prälatenwahlen,  L.  236.  v.;  1631.  die  Wahlkommissarien  in  J. 
sollen ,  falls  Einer  aus  dem  JKloster  gewählt  werde ,  den  Consens  yer- 
weigern,  L.  287.;  1635.  An  d.  B.  y.  Augsburg,  dass  dem  ohne 
landesherrlichen  Consens  von  bischöflichen  Commissarien  confirmirten 
Propst  zu  P.  der  Possess  nicht  werde  gegeben  werden ,  e  b  e  n  d  a  s. ; 
1637.  Dem  Capitel  zu  Vilshofen  wird  ein  Propst  ▼oneschlagen ,  L. 
237.  y.;  1645.  Instruct  f.  d.  Wahlkommissarien  bei  Fpbyberg  a.  a. 
0.  3,  26.  flf. 

^)  1588.  Entsetzung  des  Propstes,  y.  St  Z  e  n  o  wegen  flbler  Auf- 
führung, Frey  b er g  a.  a.  0.  14.;  desgleichen  eines  Pfarrers,  Lori 
a.  a.  0.  279.  y.;  An  d.  Wahlkommissar  zu  Wessobrunn,  Be- 
strafung der  Religiösen ,  die  sich  um  Prälaturen  bewerben ,  L.  286. ; 
1599.. Befehl  an  d.  Reg.  z.  Straubing,  einen  ungehorsamen  Re- 
ligiösen zu  strafen  und  den  Klosterrichter  abzusetzen,  L.  165.;  die 
Pfleger  z.  B.  sollen  den  Pfarrer  zur  Haltung  des  Gottesdienstes  nöthigen, 
L.  111.  y.;  Decret  an  d.  Hofrath,  ausserhalb  des  Klosters  sich  unziem- 
lich auffahrende  Augustiner  zu  yerhaften ,  L.  179.  y. ;  1609.  Die  Re- 
gierungen sollen  Obsicht  tragen,  ob  die  Pfarrer  die  Jugend  in  der 
Glaubenslehre  unterweisen,  L.  12.  y.;  1610.  Befehl  an  d.  Pfleger  z. 
Landshut,  den  Kapuzinern  die  Kanzeln  zu  räumen ,  L.  35.  y. ; 
1610.  Ordnung  wegen  Klosterzucht,  L.  166.  y.;  —  1601.  Decret  an  d. 
geisti.  Rath  wegen  Beobachtung  des  Betragens  der  Prälaten,  L.  165.  y.; 
Verweis  an  d.  Abt  z.  N.  wegen  Nachsicht  in  der  Klosterzucht,  eben- 
das. ;  der  Prälat  zu  R.  soll  seiner  Aufsicht  wegen  Verantwortung  geben, 
eben  das.;  Befehl  an  denselb.  wegen  Klosterzucht,  L..  165.;  1602. 
An  d.  Räthe  in  Pas  sau,  Aasschaffung  eines  übermflthigen  Pfarrers, 
L.  279.  y.;  1602.  im  Kloster  N.  soll  ein  Koch  statt  der  Köchin  an- 
gestellt werden,  L.  165.  v.;  An  Pfleger  z.  W. ,  den  Gesell enpriester 
bei  Strafe  des  Ausschaffens  zu  priesterlicher  Aufführung  zu  ermahnen, 
L.  185.  y. ;  An  Landgericht  Dachau,  einige  Priester  wegen  ungeist- 
licher Aufführung  zur  Strafe  zu  ziehen,  L.  135.;  1603.  Absetzung 
eines  Pfarrers,  L.  280.,.  1604.  Kommissar.  Befehl  an  d.  Reg.  z.  Strau- 
bing, die  schlechte  Klosterzucht  der  dortigen  Carmeliter  zu  unter- 
suchen and  zu  yer weisen,  L.  179.  y. ;  1606.  An  Abt  z.  R.^  Religiösen, 
die  als  Pfarrer  ungeistlich  gelebt,  zu  strafen  and  die  Pfarreien  durch 
Weltpriester  zu  besetzen,  L.  166.;  1607.  An  Reg.  z.  Landshut  Be- 
aufsichtigung und  Bestrafung  der  Pfarrer,  L.  IIa.;  1610.  Commissions- 
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erhaltung  der  Seelsorge  *),  den  Bestand  des  kirchlichen  Vei*- 

befehl  gegen  einen  Pr&laten  Inquisition  anzustellen,  L.  166.;  1611.  An 
Abt  zo  Etthal,  einem  Pfarrer  deine  Auffahrung  zu  verweisen,  L. 
166.  T. ;  1614.  Absetzung  eines  Pfarrvicars  und  eines  Beneficiaten,  L. 
280.;  1616.  Inquisition  bei  Klöstern,  L.  166.  ?.;  16l7.'Absetzung  eines 
Pfiurrera,  L.  260.;  1626.  Ausschaffung  zweier  Novizen  aus  St.  Zeno, 
L.  167.  ▼. ;  1631.  An  Beg.  zu  Burghausen  wegen  Aufsicht  auf 
Zucht  der  Geistlichen,  L.  135.  y.;  Ahndung  wegen  schlechter  Kirchen- 
sucht,  L.  103.  y. ;  1632.  Yerweisong  eines  Feldpaters  ins  Kloster,  L. 
168.;  1633.  Absetzung  eines  Kaplans,  L.  280.;  1637.  Abänderung  eines 
Beichtvaters  im  Nonnenkloster  Ch. ,  L.  177.  j^ ;  desgl.  zu  Y.,  ehe  n- 
das.;  1637.  bessere  Zucht  in  Nonnenklöstern  zu  handhaben,  ebendas. ; 
1638.  An  die  von  Manchen  wegen  Zechens  der  Priester,  L.  147.  v.;. 
wegen  Clausar  der  Nonnenklöster  ergingen  zahlreiche  Decrete,  L. 
176.  y.  ff.  1649.  An  d.  Reg.  z.  Landshut,  Abstellung  der  Aus- 
schweifung def  Cbörherrn-  z.  Yilshofen,  L.  104.  —  Im  Yergleich 
zn  den  obigen  ürkk.' stellt  sich  die  Zahl  d^'enigen»  wo  die  Hälfe  der 
geistlichen  Behörden  angerufen  wird «  als  gering  dar.  Ygl.  An  Oeistl. 
Ruhe  in  Fr  ei  sing.  1598.  wegen  Herstellung  der  Klosterzncht  in 
E 1 1  h  a  1 ,  L.  164.  y. ;  1604.  wegen  Ab&ndernng  eines  Pfarrers  in 
Wet söbrnnn,  L.  112.;  1618.  einen  Pfarrer  wegen  abier  Auf- 
fohning  abzustrafen,  L.  113.;  1628.  Ausschaffung  eines  Pfarrers  aus 
dem  Lande,  L.  368.  v.;  1614.  An  Geistl.  R&the  in  Augsburg, 
einen  Pfarrer  ans  Baiern  zu  yerweisen,  L.  368.  v.;  1630.  An  Admini- 
strat  z.  Pas  sau  Bestrafung  der  Geistlichen,  die.  zu  Pestzeiten  sich 
nicht  haben  gebrauchen  lassen,  L.  113.  v.,;  1636.  An  B.  v.  Frei  sing, 
die  Priester  zu  besserer  Auffahrung  und  anständiger  Kleidung  anzu- 
halten, L.  136.;  1637.  Befehl  an  d.  Pfleger  zu  Oriesbach,  den 
Prälaten  zu  St.  in  Haft  zu  nehmen  und  dem  Bischöfe  zuzuschicken, 
L.  168. ;  An  d.  Offidal  zu  P  a  s  s  a  n  wegen  Absetzung  des  Abtes  zn 
A  8  p  a  c  h,  L.  282. ;  —  Der  Concubinat  der  Geistlichen  erforderte  noch 
immer  zahlreiche  Decrete  —  1607.  Yon  Pfarrköchinnen ,  L.  146.,  — 
aach  nach  der  Polizeiordnung  y.-1616.;  (B.  Y.  Tit.  9.  Art.  18.:  Genau 
dm»  Concordat  v.  1583.  zu  beobachten  »Es  sol.  auch  dem  Ordinario 
geschrieben  werden ,  dass  wir  dergleichen  Priester  in  nnsem  Farsten- 
thamben  zn  gedulden  keineswegs  gedacht  s^yen.t)  —  Ygl.  1617.  Straf 
des  C,  L.  146.;  1621.  desgl.  ebenias.;  1624.  Ermahnung  an  c).  Ge- 
neralyicar  z.  Augsburg,  in  Mindelheim  den  Concubinat  abzu- 
halten, ebendas.;  1626.  An.  d.  Reg.  z.  Straubing«  wegen  des  G. 
einiger  Priester,  ebendas.;  1689.  An  d.  B.  y.  Freising,  Ab- 
gchaffang  des  C.,  ebendas.;  An  d.  Pflegerz.  Leonberg,  Be- 
strafang  des  G.,  ebendas.;  1640.  An  d.  Pflegegericht  Ried  desgl.  L, 
146:;  An  d.  Reg.  Landshut  desgl.,  ebendas. ;  1661.  An  dieselbe, 
wie  eine  Pfarrersconcubine  zu  yerhaften,  ebendas. 

^)  Er  sorgte  fttr  Residenz  der  Geistlichen,  ygl  Freyberg  a.  a. 
O.  3.,  6.    1614.  Chiorherm  dazu  anzuhalten,  Lbri  a.  a.  0.  136.  ▼.; 
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mögens  *). 

Wo  die  Bischöfe   und   geistlichen  Behörden  den   nach 


1636.  An  d.  Generalvicar  z.  Eichstftdt,  dass  der  Pfarrer  in  S.  resi- 
diren  oder  resigniren  solle ;  1638.  Dispens  yon  Residenz  ertMlt,  1640.  ab- 
geschlagen »  L.  136. ;  —  Hess  Incorporationen  nur  mit  landesherrlicher 
Genehmigung  geschehen,  Urk.  y.  1605.  Abschlagang  einer  solchen,  L. 
227.  Y. ;  1630.  desgl.  an  d.  B.  t.  Freisin  g,  L.  228.;  —  verbot  Ea- 
mulation  der  Beneficien,  Urk.  y.  1614,  dem  Dechanten  z.  Landshut 
der  besitz  zweier  Dignit&ten  untersagt,  L.  201.;  —  gestattete  nicht 
die  Versehung  yon  Pfarreien  durch  MönchQ,  Urk.  v.  1621.,  L.  167.; 
Ausnahmebewilligong  1643.,  168.  y.;  —  yerlangtc,  die  Verleihung  yon 
Pfarreien  sollte  nur  an  solche  geschehen ,  welche  sie  selbst  versehen 
würden,  Urk.  V.  1627.,  L.  141.  Vgl.  auöh  Decr.  y.  1609.  Der  geistl. 
Rath  soll  darauf  achten,  dass  die  guten  Pfarreien  nickt  mehr  von  den 
Domherrn  an  sich  gebracht  und  dann  durch  »Miethlinge«  versehen 
werden,  h,  206.  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  8.;  —  hielt  untaugliche 
Geistliche  zur  Resignation  an,  Urk.  v.  1611.  an  den  altersschwachen 
Kirchherren  z.  Burghausen, .L.  276.  —  Sonst  wurden  einseitige 
Resignationen  nicht  gestattet,  Urk.  v.  1G27.  an  B.  v.  Regensburg, 
L.  308.;  sondern  bedurften  landesherrlicher  BewiUigung;  Beispiele  in 
Urk.  y.  1637.  1638.  1662.  L.  277.;  von  Verweigerungen  1627.  L.  276.  v.; 
Aufforderung  zu  Resignation  1635.  L.  276.  v. 

^)  Klöster  durften  nur  mit  landesherrlichem  C!onsen8  errichtet  wer- 
den, Freyberg  a.  a,  0.  3.,  11.;  Ebenso  Bauten  innerhalb  eines  Klosters 
vorgenommen,  Urk.  v.  1611.  Lori  a.  a.  0.  262.;  wenn  sie  die  Kosten 
V.  150.  fl.  überstiegen,  Urk.  v.  1605.  L.  262.;  Vgl.  Baubewilligungen 
aus  d.  Jahren.  1611.— 40,,  L.  262.  f.  Kirchenbaubewilligiingen  v.  1606. 
und  1614.  L.  84.  v.;  —  Gflterk&ufe  und  Verk&ufe  benöthigten  der  Ein- 
willigung der  Staatsbehörden,  Urk.  v.  1606.  Erlaubniss  eines  GQter- 
kaufe  für  Kloster  B  e  r  n  r  i  e  d^  L.  252.  v. ;  1624.  einer  Güterumtauschung 
L.  253.;  1630.  dem  Pfleger  z.  Aibling  wird  die  Erkaufung  eines  Gutes 
für  das  Gotteshaus  abgeschlagen,  L.  253.  v.  —  Ebenso  zur  Aufnahme  und 
Ausleihe  von  Kapitalien,  Urk.  v.  1605.  L.  252.;  1650.  an  d.  Erzb.  von 
Salzburg,  dass  man  von  Landesherrschaft  wegen  ihm  bei  Ausleihung 
von  Kirchengeldern  keine  Jurisdiction  gestatten  könne,  L,  225.  v. ; 
Vgl  1650.,  dass  die  Einwilligung  der  Bischöfe  in  Nachlass  der  Kirchen- 
gelder unnöthig  sei,  254.;  —  Die  Regierung  nahm  die  -Kirchenrech- 
nnngen  ab.  Vgl.  1604.  An  B.  v.  E.ichst&dt,  dass  in  Kirchen- 
rechnungssachen allein  der  Landesfßrst  zu  befehlen  habe  256.  v. ; 
1650.  Verweis  an  d.  Pfleger  v.  Rosenheim^  dass  er  in  Kirchen- 
rechnungssachen sich  an  den  Bischof  gewandt ,  257. ;  VgL  die  zahl- 
reichen Urkk.  256.  ff.  270.  ff.  —  1602.  An  Reg.  z.  Landshut,  gegen 
den  B.  y.  Regensburg  die  Einrichtung  der  Leibgedingsbriefe  bei 
Kirchengütern  zu  ahnden,  252.;  1607.  Willebrief  zur  Weihung  eines 
Choraltars,  84.  v.;  —  Die  Polizei-Ordn.  ▼.  1616.   handelte  B.  1. 
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Concordat  oder  UebuDg  ihnen  zustehenden  Wirkungskreis 
übersehritten ,  wies  er  sie  oft  h«:t  in  die  gebührenden 
Schranken  zurück  ^).  Versuchte  das  Consistorium  in  Augs- 
burg über  die  Genugthuungssumme  bei  Ehe-  und  Jungfem- 
schwAchungssachen  zu  entscheiden,  so  Verbot  er  seinen  Be- 
hörden ,  irgend  eine  Partei  oder  einen  Zeugen  zum  Er- 
scheinen vor  dem  geistlichen  Gericht  anzuhalten  ').     Wies 

Tit.  9.  Von  yerrechoong,  Terwahrtmg,  and  yerwaltang  der  Kirchen- 
guter.    Art  1—18. 

>)  Viel  Streit  erhob  sich  wegen  der  Uebergriffe  der  Bischöfe  bei 
der  Sperre  vacirendcr  Klöster,  wo  die  Landesherren  nach  dem  Tode 
der  Pr&laten  eine  Inventur  aufnehmen  IjLessen  (Urkk.  y.  1559.  an  bei 
Lori  a.  a. '0.  296.  ff.),  die  Sperre  verojdneten  (ebendas.)»  .die  Yer- 
waltang flbemahmen  (Urkk.  v.  1565.  an  bei  Lori  a.  a.  O..803.  ff.); 
TgL  ürk.  y.  1002.  an  d.  Reg.  za  Landshat,  eine  erzblschöflfche 
Mitsperre  im  Kloster  St  Yeü  nicht  za  gestatten,  L.  297. ;  ürk.  v.  1602. 
1603.  1604.  e-bendas.  297.  y.;  161^.  1623.  1624.  L.  298.  y.  Ebenso 
wegen  der  geistlichen  Verlassenschaften ,  in  welche  den  bisch^fMchen 
Consistorien  keine  Einmischang  gestattet  wnrde,  Urk.  1599.  An  B.  y. 
EichstÄdt,  Lori  287.  v.;  desgl.  y.  1604.:  288.  y.;  y.  1624.  GeisÜ. 
BathsschL,  das  Pflegeger.  W.  soll  dem  B.  y.  Eichst&dt  nicht  die 
Rechte  bei  Verhandlung  geistlicher  Yerlassenschaft  einräumen ,  welche 
den  concordirenden  Bischöfen  zustehen, ^^  289.  y.;.  1627.  An  B.  y. 
Augsburg  desgl.  289.  y.;  ygl.  zahlreiche  ürkk.  288.  ff.;  1650. 
Oeistl.  RathsschluBs,  die  Ganturtheile  Ober  geistliche  Yerlassenschaften 
den  Bischöfen  nicht  zur  Ratification  zuzuschicken,  L.  290. y. ;  ygl.  Fr ey- 
berg  a.  a.0.  3.,  105.  ff.  —  So  hatte  die  Regierung  auch  die  .Möglich- 
keit, die  Yerlassenschaft  eines  Pfarrers  wegen  Bauf&lligkeit  des  Pfarr- 
hofes surflckznhalten ,  Urk.  y.  1604.  Lori  a.  a.  0.  259.  y.  Geistl. 
Rathsschluss  y.  1625.  ebepdas.,  wie  schon  Wilhelm  Y.  1691.  und 
1595.  getlian  hatte,  L.  259.  y. 

")  Lori  a.  a.  0.  59.  y.;  ygl.  Urk,  y.  1599.  an  B.  y.  Augsburg 
wegen  Eingriff  in  Schwängerungssachen  ,  e  b  e  n  d  a  s.  Ebenso  be- 
hauptete der  Staat  seine  Gerichtsbarkeit  in  Zehntsachen  — 4626. 
Qeittl.  Rathsschluss,  diese  beim  Landgericht  zu  yerh'andeln,  L.  191.  y.; 
1620.  An  d.  Abt  z.  A. ,  dass  einem  Pfarrer  wegen  Weigerung  der 
Zehnten  durch  das  weltliche  Gericht  die  Temporalien  gesperrt  werden 
soUen,  eben  das.  Ygl.  auch  ürk.  y.  1619.  an  Gei^l.  Rath  in  Augs- 
burg, wegen  Eingriffe  in  die  Zehntjurisdiction ,  ebendas.  —  in 
Streitigkeiten  Aber  Kirchengüter.  —  YgL  Schreiben  an  d.  Erzb.  yon 
Salzburg,  dass  notoria  consuetudine  germanica  hierin  der  weltliche 
Gerichtsgang  begründet  sei ,  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  3.,  139. ;  —  in  Pro- 
cessen aber  den  Nachlass  d^  Geistlichen  und  dabei  ausbrechenden 
Concurs,  Ürk.  y.  1624.  an  d.  Aebtiss.  z.  Sei  igen  thal, -Lori  284.; 
Ueber  Asykeeht  ygl.  Freyberg  a.  a.  0.  S.,  152.  ff. 


232  Erstes  Buch.    Deutschland. 

der  Erzbischof  von  Salzburg  einen  v^om  Landesherm  im 
päpstlichen  Monate  Fräsen tirten  zurück,  so  erklärte  dieser 
sein  Recht  so  starkh  wir  sein  wider  geistliche  und  weit- 
liehe  handhaben  zu  wollen  ^),  oder  nahm  gar  die  Wider- 
strebenden, wie  die  Kapitularen,  welche  die  Fraesentation 
des  Dr.  Rippe!  verunglimpft  und  ihm  die  Investitur  ver- 
weigert hatten ,  in  harte  Geldstrafe  *).  Ernannten  die  Bi- 
schöfe widerrechtlich  Geistliche  oder  Prälaten ,  bedienten 
sie  irich  nur  in  den  Investiturbriefen  ungebührlicher  For- 
meln, so  wurden  die  ersteren  nicht  eingesetzt  ') ,  den  letz- 
teren keine  Folge  gegeben  ^) ,  während  umgekehrt  eine 
widerrechtlich  verweigerte  bischöfliche  Investitur  auf  die 
landesherrliche  mit  Energie  behauptete  Fossessgebung  ^) 
ohne  Folgen  blieb  •).  Geldstrafen ,  Sperrung  der  Tempo- 
ralien  ^),    selbst  Verhaftung  ®)    verliehen  den  herzoglichen 

*)  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.*  3.,  33. 

«)  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  147. 

*)  1611.  An  d.  Reg.  z.  Burghause Df  einen  y.  Biscbofe  bestellten 
Pfarrprovisor  auszuschaffen ,  Lori  a.  ,a.  0.  112.  y. ;  1650.  An  d.  Reg. 
zu  Amberg,  dass- denen  vom  Bischöfe  ohne  Präsentation  admittirten 
Pfarrern  die  Einkflnfte  tn  sperren  seien,  L.  225.  y. 

*)  1603.  An  d.  Admimltrat.  y.  Regensburg,  Loria.  a.0. 
216.  y.;  so  auch  schon  Wilhelm  Y.  1563.  an  d.  B.  y.  Frey  sing, 
eben  das.;  1602.  Dem  Kapitel  z.  Pas  sau  werden  unförmliche  In- 
yestitorbriefe  zurflckgeschickt  L.  219.  y.  - 

*)  Vgl.  Freyberg  a.  a,  0.  3,  407.  ff.   Polizei-Ordn.  y.  1616. 
B.  1.  Üt  10.    Zahlreiche  Urkk.  Lori  a  a.  0.  248.    Befehle  an   dif 
Regierongen,  die  Pfarrer  zur  Possessgebung  anzuhalten  1610,.:  L.  223.  y. 
1614.:  L.  224.  y.;  1632.:  L.  225.;  —  mit  Gewalt,  L.  223.  y.;  bis  dahi 
die  Einkflnfte  zu  sperreq ,   ürk.  y.  1602. ,  L.  219.  y.  —  Vgl.  Urk. 
1611.  An  d.  Reg.  zu  Burghausen,   dem  Erzb.  y.  Salzburg  d 
Einsetzung  eines  Pfarrers  nicht  zu  gestatten,  L.  224.;    1650.  An  di 
selbe  wegen  Anmassung  bischöflicher  Possessgebung  durch  Kirch« 
Schlüssel.    1637.  an  die  kurfdrstl.  Commiss&re,  die   bischöflichen  I 
massiMgen  in  Uebergebung  der  Schiassel   und  weltlicher  Jurisdict 
in  Tegernsee  zu  ahnden,  L.  248. 

*)  1606.  an  PlSeger  zu  J.,  dem  Pfarrer  zu  V.  ungeachtet  der 
weigerten  bischöflichen  Inyestitur,  Possess  zu  geben,  Lori  a.  a.  0. 
Vgl;  1605.  an  Vicar  und  geistl.  Räthe  in  F  r  e  i  s  i  n  g ,  einen  im  p 
liehen  Monat  Präsentirten  unter  Drohung  weiteren  Einsehens  yor 
Inyestitur  nicht  abzuhalten,  L.  228. 

^  siehe.,  oben  passim. 

^  Urk.  y.  1631.  die  Commissarien  jsoUen  bei  der  Wahl  z.  I 
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Befehlen  den  nöthigen  Nachdruck  ^). 

'EinRecors  an  den  Fürsten  war  in  jedem  Fall  gestattet, 
und  die  Verordnung  v^om  22.  October  1614.,  wonach  die 
Uebersendung  jedes  verbrecherischen  Geistlichen  an  die 
kirchliche  Obrigkeit  sofort  dem  geistlichen  Rathe  mitgetheilt 
werden  sollte  *),  sicherte  von  vom  herein  isine  Controle  über 
die  kirchliche  Gerichtsbarkeit.  So  wurde  bald  die  zu  grosse 
Nachsichtigkeit  des  geistlichen  Oberen  gerügt  ') ,  bald 
Rechenschaft  wegen  ungebührlicher  Strenge  gefordert  ^)y 
bald  auf  Handhabung  prompter  Justiz  gedrungen  ^)y  vor 
allen  Dingen  aber  einer  ungerechtfertigten  Handhabung  der 
Censnren  entgegengetreten. 

Im  Jahr  1596.  erging  an  die  Regierung  zu  Burg- 
hausen der  Befehl  y  AUe,  welche  die  vom  Bischof  von 
Passau  ausgegangene  Excommunication  im  Lande  ver- 
künflen  würden^  sofort  in  Haft  zu  nehmen  ^y  und  1598. 
verlangte  der  Herzog  von  demselben  Bischof  die  Aufhebung 
des  über  den  Pfleger  von  Griesbach  verhängten  Bannes, 
widrigenfdlls  wir^unsern  Pann  au(^  auflhun  und  solche 
Mittel  für  Hand  nehmen  müsstenj  die  Wir  lieber  umgehen 
wollten.  Der  Er^bischof  von  Salzbui*g  erfüllte  in  der  That 
das  Begehren  des  baierischen  Fürsten,  als  aber  die  römische 
Curie  den  Prozess  wieder  aufnahm,  schickte  jener  Gesandte 
nach  Rom,  welche  gegen  das  päpstliche  Verfahren  pro- 
testiren  mussten,   und   als  in  der  That  i.  J.  1599.  die  Ab- 


iin g  keinem  Religiösen  Consens  geben,  und  wenn  der  bischöfliche 
Commissar  erscheint;  diesen  in  Arrest  setzen,  Lori  a.  a.  0.  287. 

^)  Tgl.  ürk.  T..1602.  Strafe  der  Chorherrn  in  Landshnt  wegen 
eihar  gegen  landesherrlichen  Befehl  begangenen  Ung^flhr,  Lori  a.  a. 
0.  868. 

")  Frey  her  ga.  a.  0.  8.,  149. 

')  Vgl.  Decret  t.  8.  April  1617.,  wenn  der  Ordinarius  am  Geld 
•träfe,  so  sei  dies  gsm&ss  den  Concordaten  zu  verwenden;  falle  eine 
andere  Strafe  zu  gering  ans,  so  haben  die  Beamten  an  den  Herzog  zn 
berichten,  Freyberg  ä.  a.  0.  8.,  147. 

*)  1699.  An  Abt  z.  13t. ,  sich  wegen  harten  Betragens  gegen  die 
Beligiosen  zu  yerantworten,  Lori  a.  a.  0.  166. 

*)  1024.  An  Oeistl.  Räthe  z.  P  a  s  s  a  u ,  dass  einem  KlAger  gegen 
einen  Pfarrer  Justiz  yerschafft,  and  der  Prozess  anter  Bedrohung 
anderer  Mittel  nicht  abgekOrzt  werde,  Lori  a.  a.  0.  B61. 

*)  Lori  a.  a.  0.  862. 


^ 
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Solution  erfolgte,  sorgte  er  durch  Abordnung  eines  eigenen 
landesherrlichen  Commissars  dafür,  dass  nicht  etwa  durch 
Verhängung  einer  Öfifentlichen  Busse  das  landesherrliche 
Ansehen  in  der  Person  des  Loszusprechenden  gekränkt 
werde  ^). 

Ebenso  richtete  er  1630.  an  die  geistlichen  Räthe  in 
Augsburg  das  Verlangen,  die  ohne  Schuld  in  den  Kir- 
chenbann Verfallenen  nicht  bedrängen  zu  wollen  •),  verfügte 
i.  J.  1640.  die  Nichtigkeit  einer  voreilig  verhängten  Excom- 
munication  ^)  und  wies  1649.  die  geistlichen  Bäthe  in  Frei- 
sing an,  einen  Pfarrer,  der  zwei  Unterthanen  als  Excom- 
rounicirte  aus  der  Kirche  gewiesen  habe ,  zur  Strafe  zu 
ziehen  *). 

Fügen  wir  noch  hinzu ,  dass  auch  der  Verkehr  der 
baierischen  Prälaten  mit  den  auswärtigen  Kirchenobem  über- 
wacht und  beschränkt  war  ^) ,  dass  Appellationen  an*  die 
römische  Curie  keine  Folge  gegeben  wurde'*),  dass  die  Re- 
gelung der  Stoltaxe  durch  den  <  Landesherm  geschah  ^), 
Uebertre^ungen  derselben  von  den  weltlichen  Gerichten  ge- 
rügt wurden  *) ,  dass  endlich  sogar  die  Verwilliguag  neuer 

>)  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  149.  Vgl.  ürk.  v.  1699.  an  Erzb.  v. 
Salzburg,  den  Landesherrn  and  Beamte  mit  dem  Kirchenbann  za 
Terschonen,  Lori  a.  a.  0.  862.  y. 

«)  Lori  a.  a.  0.  862.  ▼. 

')  e  b  e  n  d  a  8. 

*)  e  b  e  n  d  a  B. 

*)  1600.  Verbot  an  d.  Propst  z.  Landshut,  nach  Rom  zu  re|sen, 
Lori  a.  a.  0.  135.;  1606.  Erlaubniss  far  den  Propst  z.  Ost  erbe  fen 
anf  ein  Ordenskapitel  ausser  Landes  zu  reisen,  L.  831.  t. ;  1610.  Er- 
laubniss  an  d.  Pr&laten  z.Benedictbeuern  anf  einer- A  u  (f  s  b  u  r  g. 
Synode  2.  erscheinen,  L  25.;  Erlaubniss  an  Aebto  des  Prämonstra- 
tenserordens  der  Generalcongregation  beizuwohnen,  L.  831. 

*)  1645s  an  d.  Erzb.  v.  Salzburg,  dass  ein  der  Würde  entsetzter 
Abt  ungeachtet  seiner  Appellation  nie  wieder  eingesetzt  werden  könne, 
Lori  a.  a.  0.  364.  y. 

^)  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  52.  ff.  Polizei-Ordn.  y.  1616.  B.  8. 
Tit.  9. 

^)  1608.  Decret  an^d.  Geistlichen  Rath  wegen  üebermass  des  Seel- 
gerftthes,  Li  87.  y. ;  1618.  An  d.  Decbanten  z.  St  Peter  in  Manchen, 
wegen  zuviel  geforderten  Seelger&thes  in  Sendung,  Lori  a.  a.  0. 
92.  y.;  1G41..  An  d.  Reg.  z.  Land shnt,  die  Uebert reter  der  StolgebOhren 
namhaft  zu  machen,  L  93.  An*d.  geistl.  Räthe  z.  Freising,  wegen 
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Tom  Ordinariate  angeordneter  Feiertage  vom  Landesheim 
beansprucht  wurde  ^) ,  so  kann  es  kaum  Wunder  nehmen, 
daas  der  Cierus  und  die  Bischöfe  sehr  bald  in  bittere  Kla- 
gen über  ihre  rechtliche  Stellung  ausbrachen. 

Solche  Beschwerden  wurden  denn  auch  vom  Prälaten- 
stande  schon  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1605.  vorge- 
bracht. 

Demungeachtet  geschid^t ,  so  hiess  es ,  dass  van  den 
fürstlichen  Regierungen  an  die  Prälaten  und  andere  Priester 
auch  in  Personalibus  Befehle  und  ewar  mit  den  Clausein 
j)ieissen^^  und  „befehlen^^  ausgefertiget ,  dass  sogar  Prälaten 
in  PersondUbusohne  Vermeldung  der  Ursache  vor  die  weit- 
liehe  Obrigkeit  dtirt  jcerden.  Es  wurde  die  Bitte  daran 
geknüpft,  dass  in  Zukunft  keine  Citationen  an  Geistliche 
ohne  ausdrückUche  Angabe  des  Grundes  gehen  sollten,  aber 
obgleich  Maximilian  in  gnädigster  Weise  die  Gewährung 
versprach;  zeigen  doch  die  fast  gleichlautenden  Beschwerden 
des  Jahres  1638.;  wie  wenig  das  ge&chehen  sein  muss  '). 

Ausföhrlich  wurden  die  Gravamina  des  baierißchen  Cie- 
rus vom  her^glichen  geistlichen  Rathe  i.  J.  1607.  begut- 
achtet; es  sind  fast  dieselben,  die  schon  i.  J.  1580.  vorge- 
bracht worden  waren.  Wie  damals  wurde  geklagt,  dass 
Cleriker  auf  Kairen  ihren  Oberen  zur  Bestrafung  zugeführt 
würden,  die  Laien  in  causis  spiritualibus  nicht  im  geistlichen 
Gerichte  zu  Recht  stehen  dürften,  und  Ehesachen  vor  das 
weltliche  Forum  gezogen  seien  ^),*    wie  damals  stellten  die 


Abschaffiing  flbermftssiger  Stolgebühren  bei  Begräbnissen,  eben  das.; 
1648.  Bei  Fordemng  der  Stolgebflhren  die  -  PoHsei-Ordn.  nicht  zu 
abertreten,  L.  37.  y.;  —  Die  Firmung  sollte  unentgeltlich  geschehen. 
Urkk.  T.  1599.  1604.  1605.,. L.  41.  v. 

*)  1620.  Dem  B.  ▼.  Freising  ein  neuer  Feiertag  abgeschlagen,  Lori 
a.  a.  0.  72.  t.;  1625.  desgl.  an  denselben  bezüglich  der  Feier  d. 
heil.  Corbinian,  eben  das. ;  1622.  dem^B.  y.  Regens  bürg 
die  Feier  des  Tages  Alberti  Mag ni  bewilligt,  L.  79.;  1626.  Ver- 
bot d.  Fest  des  heil.  Wolf  gang  zu  feiern,  eben  das.;  An  B.  yon 
Biehst&tt,  neuer  Feiertag  abgeschlagen,  ebendas.;  1638.  An  B.  y. 
Regensburg  wegen  yerwilligter  Feiertage,  ebendas. 

»)  Vgl.  im  Ganzen  Freyberg  a.  a.  0.  8.,  188.  f. 

*)  Handschr.  d.  E.  Bibl.  s.  München  Co^  Bav,  No.  2178. 
FoL  1  ff.       •  ^ 
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staatlichen  Behörden  Gegenbeschwerden  auf  ^).  Eine  Er- 
ledigung scheint  aber  weder  i.  J.  1607.,  noch  auf  der  i. 
J.  1630.  zu  Aichach  zusammengetretenen  Conferenz  erfolgt 
zu  sein  *),  und  die  von  der  Regierung  Maximilians  mit 
den  benachbarten  Bischöfen  abgeschlossenen  Verträge  ord- 
neten zwar  einzelne  wesentliche  Streitpunkte ,  ohne  jedoch 
die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  wesentlich  zu  verändern, 
oder  über  die  Concessionen  des  Jahres  1583.  hinauszu- 
gehen ®). 


Die  Stellung  der  folgenden  baierischen  Herrscher  zur 
Kirche  bis  zum  Regierungsantritt  von  Max  Joseph  im 
J.  1745.  ist  bisher  noch  nicht  Gegenstand  geschichtlicher 
Erörterungen  gewesen.  Man  hat  sich  gewöhnt ,  den  re- 
ligiösen Charakter  der  einzelnen  ChurfUrsten  hervorzuheben, 
auf  die  jesuitische  Erziehung  Fer-dinand  Marias,  die 
zögernden  Gewissensbedenken  Max  E  manu  eis  bei  Er- 
lass  eines  Amortisati'onsgesetzes  ^)  hinzuweisen,  das  Steigen 
des  kirchlichen  Reiehtbums,  das  Wachsen  der  Klöster,  das 
Ueberhandnehmen  Ton  Aberglauben  und  Unsitte ,  den  tief- 
gewurzelten  Einfluss  der  Geistlichkeit  zu  betonen  ^),  um  zu 


')  eben  das.  Siehe  auch  oben  204.  ff. 

')  Vgl.  den  Eingang  des  Augsburg.  Recesses  y.  J.  1684.  in 
Goncordate  und  Recesse,  welche  zwischen  Churbayern 
etc.  getroffen.    (München  1751.)  20. 

')  Diese  sind:  1628.  Recess  mit  Salzburg  in  Goncor- 
date etc.  a.  a.  0.  49..  1629.  Recess  mit  den  Bisch,  y.  Bam- 
berg, .Eichst  ft'dt  undRegensburg,  die  geistl.  Verh.  d. 
Oberpfalz  betreffend  d.  d.  Amberg,  23.  Februar,  bei  Ar  et  in,  Ghro- 
nol.  Verz.  d.  bflrgerl.  Staatsyertr.  (Passau  1835.)  8(i.;  1680.  Re<^8 
mit  denselben.  Die  Wiedererheb,  d.  Kirchen-  und  Religionswesens 
in  der  Oberpfalz  betr.  d.  d.  Amberg,  26.  Mai,  eben  das.;  1638:  Re- 
cess nut  den  selben, 'die  kirchlichen  Verh.  d-  Oberpfalz  betr.  d.  d. 
7.  M&rz,  ebendas.  39.  (In  den  Anmerk.  z.  Bayer.  Giyilcodex 
Th,  II.  c.  10.  §.  10.  Abschn.  2.  lit.  c.  (8.  Ausg.  1761.)  S.  1551.  fÄlsch- 
Hch  als  aus  d.  J.  1658.  bezeichnet.  —  Auch  Wilhelm  V.  hatte  noch 
i.  J.  1587.  ein  Goncordat  mit  Regensburg  geschlossen  d.  d.  11.  Juni, 
bei  JSrtei,  Ghurbayer.  Atlas  2,  279. 

^)  Vgl.  Freyberg  a.  a.  0.  3.,  100. 

*)  Siehe  darüber  unten. 
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dem  ReBüItate  zu  gelangen,  dass  die  staatlichen,  von  Maxi- 
milian noch  so  hoch  gehaltenen  Befugnisse  in  Kirchen- 
sachen imter  seinen  Nachfolgern  verwahrlost  worden  seien. 

Die  Betrachtung  der  in  diese  Zeit  fallenden  Concor- 
date  ^)  konnte  in,  der  bezeichneten  Ansicht  kaum  irre  machen. 
Zwar  wollte  der  Augsburgische  Recess  v.  1684.  die 
Bestrafung  von  Simonie,  Sacrilegium  und  Percussio  clerico- 
rum  dem  weltlichen  Richter  vorbehalten,  eine  Extrajudicial- 
information  über  die  Lage  der  Kirche  dem  Staate  verstatten, 
die  Einziehung  des  Subsidium  charitativum  von  dessen  Ge- 
nehmigung abhängig  machen,  selbst  eine  diseret  gehandhabte 
Aufsicht  über  die  Concubinen  der  Qeistlichen  zulassen,  aber 
im  Salzburgischen  Recesse  von  1690.  hiess  es'): 

7.  verschiedener  mah^n  und  arthen  wohl  jsue  getragen^ 
dose  die  weltliche  Gerichts-Beambte  ihre  Schergen  denen 
Geistlichen  in  ihre  Pfarrhöf,  Vicariat  und  Beneficiäten 
häuser  geschickt,  und  was  etwan  von  gerichtswegen  ihren 
Pfarrern,  Vicariis  und  Beneficiäten  aniBudeitten  gewest,  durch 
ixe  Sehergen  und  AuHbtleuth  exequiren  und  ausrichten  lassen, 
als  soUe  dieser  den  Clero  isu  Despect  langendes  Untemem- 
men,  denen  Gerichten  generaiiter  ahgestelt,  und  dieselbe  ihre 
Nottdurfften  und  Ambts-Erinnerung  an  die  Geistliche  durch 
Schreiben  oder  ehrliche  Fer sonnen  eu  bringen,  angewiesen 
werden. 

9.  Zu  verstehen,  dass  die  weltliche  Gerichter  und  Herr- 
Schäften  offtermahl  denen  Geistlichen,  wann  sie  nicht  ihres 
Willens  werden,  gleich  die  Femlus  mid  Einkonfften  eu 
spohren,  und  aufzuhalten  sich  unterstehen,  oder  wenigist 
solches  mUhuen  betrohen,   derentwillen  konfftig  einiger  Ge- 


>)  Es  sind  folgende :  1654.  R e c.  zw.  d.  t e r w.  C h u r f.  Maria 
A  n  n  a  als  Yormünderin  d.  Ghurf.  Ferdinand  Maria  mit  d.  Bisch«,  yon 
Bamberg,  Eichst&dt  und  Regensburg,  die  kirchlichen  Verh. 
der  Oberpfalz  betr.  d.  d.  26.  Jannar,  Amber|[  bei  A  r  e  t  i  n  a  a.  0.  44. ; 
1684.  Augsburg.  Recess  d.d.  29.  Januar,  Concordate  etc.  a.  a. 
0.  19.  ff.;  1690.  Rec  mit  Pas  sau,  d.  d.  8.  April  eben  das.  51.; 
1718.  Recess  mit  Frei  singen  ▼.  21.  Mai,  promulgirt  am  8.  Dez. 
eben  das.  31.;  1723.  AddiUonalrecess  mit  Fr  ei  sing  t.  6.  Juli, 
Aretin  a.  a.  0.  59. 

•)  a.  a.  0. 


238  Erstes  Bach.    Deatschland. 

richtS'Beambte  oder  Herschaft  dergleichen  sich  mt  mehr 
unterfangen  solle,  atisser  es  wäre  ihme  ein  solche  Commi- 
nation  oder  Arrestation  vorzunemmen  atistrucklichen  anbe- 
folchen  worden. 

12,  Zumahlen  die  weltliche  Beambten  und  Herrschaften 
zum  öffteren  Ober  der  Geistlichen  ihre  Actiones,  Leben  und 
Wandel  auch  in  Delictis,  sonderlich  lapsa  camis  nit  scheuch 
getragen,  mittls  gerichtlicher  Abhörung  der  Zeug s-Per söhnen, 
Erfahrung  einzuheilen,  und  in  ipsas  persona^  clericorum 
directe  et  immediate  zu  inquiriren,  ais  soll  die  weltliche  ge- 
richter  sich  solcher  inquisitionen  und  kundtschafften  hinfUro 
genzlich  enthalten,  und  wann  sie  wider  amen  Geistlichen 
genuegsambe  Judicia  eines  begangenen  Delicti  zu  haben  ver- 
mainen,  dises  dem  Officio  Ecclesiastico  hinterbringen,  wo 
man  dann  die  gebuhrendte  rechte  Weeg  gegen  den  Clero 
salva  jufisdictione  Serenissimi  in  complices  zu  g^en,  damit 
die  Delicta  nit  ungestraft  noch  die  Scandiüa  unvermittlet 
verbleiben  nicht  unterlassen  würdt. 

16.  gleichwie  die  Erkanntnuss  d^  ExcommuniccUian 
und  anderen  canonischen  Censum  dem  iudido  ecclesiastico 
anhängig,  also  sollen  die  weltlichen  Gerichte  in  derley  Fäh- 
len,  sonderlich  die  ExcommuniccUoS  tcm  ipso  facto  tcUes, 
quam  per  sententiam  declaratos  aut  declarandos  dem  geist- 
liehen  Officio  pro  Correctione  canonica  et  ahsolutume  zu 
Stollen  nit  verwaigem. 

^Selbst  die  Thätigkeit  der  kurfürstlichen  Walllkommia- 
sarien  sollte  sich  in  den  für  die  Kirche  rücksichtsvollen 
Schranken  bewegen  y  dass  der  Consens  zwar  im  vollen 
Conclave  zu  erklären  sei;  die  Verweigerung  desselben  aber 
im  Privatzimmer  des  Commissars  mitgetheilt  werde. 

Dennoch  werden  wir  mit  Zugrundelegung  ungedruckter 
Urkunden  nachzuweisen  im  Stande  sein,  dass  im  Grossen  und 
Ganzen  auch  die  bigotten  Nachfolger  Maximilians  seine 
Bahnen  wandelten ,  ja  .dass  sich  unter  ihnen  mehrere  Insti- 
tutionen des  Jus  circa  sacra ,  die  vorher  nur  angedeutet 
oder  im  Keime  vorhanden  gewesen  waren,  vollständiger  ent- 
falteten. So  namentlich  das  Pia c et.  Zum  ersten  Male 
tritt  es  uns  in  Baiem  scharf  ausgeprägt  i.  J.  1699.  entgegen, 
als  der  Bischof  von  Preis  in g  durch  eine  päpstliche  Bulle 
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dem  Kloster  Dietramszelle  einen  Propst  aufdrängen 
wollte.  Es  wurde  .  ihm  durch  ein  Schreiben  des  Geheimen 
Raths  V.  27.  Juli  1699.  bedeutet,  dass  man  päpstliche  Bullen 
in  Baiern  ohne  landesherrliche  Genehmigung  nicht  aner- 
kenne,  und  dass  bischöfliche  Commisöare,  welche  den  Lan- 
desgesetzen, zuwider  handeln  sollten,  ins  Gefängniss  geworfen 
würden  ^).  Es  erging  auch  im  folgenden  Jahre  an  den 
Propst  zu  Raitenbuch   der  Befehl   den    in  Dietrams- 


^)  »Euer  fQrstl.  Gnaden  an  Uns  sub  dato  13.  Juni  v.  erschienen 
erlassen  gn&diges  Schreiben,  die  in  Betreff  kraft  P&bstl.  Bull  beschehene 
Ersetzung  des  Glosters  Dietramszell  mit  einem  Oberhaupt  betr.  haben 
vir  den  17.  hienack  ifohlgeliefert  empfangen ,  und  waagestalten  wir 
ebnermassen  dahin  coUiniren  werden,  damit  dem  ohne  das  betrangten 
Kloster,  bey  Vornembung  landesfürstl.  ßefuegnissen ,  denen  dieselben 
in  hoc  passu  nichtr  zu  derogiren  Verlangen  mit  schweren  Unkosten 
Terscbont  werde,  mit  mehrem  vernommen.  Mögen  E.  fürst  Gnaden 
hierauf  antworttlich  nit  bergen,  dass  dergleichen  Executions- Sachen, 
ohne  Torhero  dem  durchl.  Ghurhans  Bayern  gegebene  Notification,  bey 
einem  in  dero  Ghurfürstenthumb  und  Landen  entlegenen  Stifft  und 
Closter  niemahlen  practicirt,  noch  ins  Werk  gesetzt,  sondern  villmehr, 
da  auch  hiebevor  denen  Nuntiis  Apostollcis  Selbsten  in  ein  oder  anderer 
causa,  vom  P&bstl.  Stuhl  ein  Execution  vorzunehmen  anbefolchen  wor- 
den, selbe  nit  das  mindiste  ohne  vorhergegangene  Communication  exe- 
quirt  haben.  Zumahlen  dann  Sr.  Churf.  Durch!,  unserm  gn.  Herrn  die 
behörige  Notification,  wie  es  hette  seyn  sollen,  von  E.  fOrstl.  Gn.  nit 
beschehen,  und  dasienige  was  dermahlen  zu  D.  wegen  des  pro  Prae- 
posito  vermainten  installirten  P.  Eusebi  vorgenommen  worden,  nur 
eine  Obtrusion  und  solche  Execution  ist,  die  im  Ghurfürstenthumb  B. 
bey  einem  dem  Landstandt  zuegethannen  Gloster  nit  zugeduldten,  und 
zimblichennassen  dar  erscheinet,  dass  die  anhero  communicierte  Bulle 
lob  et  obreptitie  auf  des  P.  Eusebii  selbsten  ambitiöses  Anlangen  im- 
petriert  worden  ist  —  Als  haben  gegen  E.  f.  Gn.  Wir  das  vorgenom- 
mene nnformliche  Procedcre  weder  ungeantwortet ,  noch  aber  unver- 
halten lassen  wollen ,  dass  Wir  im  Namen  höchstgedacht  S.  Ghurf. 
Durchl.  ansers  gnädigsten  Herrn,  den  obtrudirten  P.  Eusebi  fQr  keinen 
Pröpsten  erkennen  können  noch  werden,  mit  dem  austrucklichen  An- 
bang, dass  wann  Ew.  fürstl.  Gn.  hiefüran  in  ein  oder  anderer  Exe- 
cations  sach  ohne  vorhergehende  gebreuchige  Notificitfion ,  der  bis- 
herigen Observanz  zugegen,  vornemmen  lassen,  und  ein  Gommissarium 
ins  landt  hineinschickhen,  man  selben  ohne  weiters  Bedenckhen  auf- 
heben lassen  werde.  Gestalten  es  dann  dem  Subdelegirten  Dr.  Passauer, 
da  man  von  seiner  Verrichtung  zeitliche  Nachricht  gehabt  bette,  wQrck« 
lieh  beschehen  were.« 


240  Erstes  Buch.    Deatschland. 

zelle  zum  Propst  aufgeworfenen  Mönch  in  sein  Kloster 
zurückzunehmen  *). 

In  gleicher  Weise  wurde  dem  Consistorium  zu  Eich- 
städt  i.  J.  1719.  verwiesen,  dass  dasselbe  eine  päpstliche 
Bulle  ohne  landesherrliches  Vorwissen  habe  zur  Execution 
bringen  wollen  ^),  und  derselbe  Grundsatz  im  Decret  v.  1729. 
ausgesprochen  •). 

Ueberhaupt  wurde  der  Baierischen  Geistlichkeit  nicht 
gestattet,  sich  eines  päpstlichen  Indultes  ohne  Genehmigung 
des  Churfiirsten  zu  bedienen,  in  weltlichen  Sachen  an  die 
römische  Kurie  oder  den  Nuntius  zu  appelliren,  und  päpst- 
lichen Erkenntnissen,  welche  die  landesherrlichen  Gerecht- 
same verletzten  zu  gehorchen. 

Als  i.  J.  1652.  der  abgesetzte  Abt  von.P riefen  vom 
Papste  restituirt  worden  war,  befahl  die.  als  Vormünderin 
ihres  Sohnes  regierende  Churfiirstin  Maria  Anna  den 
Behörden  zu  Straubing,  nach  wie  vor  die  Temporalien 
des  gedachten  Stiftes  zu  verwalten  ^);  FerdinandMaria 
selbst  eröfihete  1673.  der  Aebtissin  zu  Chiemsee,  dass 
ungeachtet  des  päpstlichen  Indultes  ihr  das  Recht ,  die 
weltliche  Investitur  auf  eine  Pfarre  zu  geben,  nicht  ver- 
stattet werden  könne  ^);  Max  Emanuel  verbot  dem 
Propste  von  Sehen  i.  J.  1685«  sich  eines  römischen  In- 
dultes wegen  Mangels  landesherrlicher  Erlaubniss  zu  be- 
dienen %  dem  Propst  zu  Chiemsee  1703.  bei  Aufstellung 
der  Klosterofficialen  sich  den  päpstlichen  Judicaten  zu  unter- 
werfen ^) ;  und  zur  Zeit  der  kaiserlichen  Administration  des 
Landes  erliess  Joseph  I.  gar  den  Befehl,  Boten,  welche 
in  einer  streitigen  Zehntsache  Rescripte  der  Nunciatur  bringen 
würden,  mit  Schergen  .aus  dem  Lande  zu  führen^). 


^)  Lori  a.  a.  0.  239.  v. 

')  L  0  r  1  a.  a.  0.  865.  y. 

")  Freyberg  a.  a.  0.  8,  186. 

^)  L  0  r  i  a.  a.  0.  864.  v. 

^)  Lori  a.  a.  0.  220.  t. 

*)  L  0  r  i  a.  a.  0.  168.  v. 

/)  Lori  a.  a.  0.  865. 

*)  i.  J.  1710.  eben  das.  —  Vgl.  1709.  GeiaÜ.  Rathsschl.,  dass 
man  in  Rangstreitigkeiten  mit  den  Bischöfen  bei  Gelegenheit  der  Kir- 
chenrechnnngs-Abnahme  die  Congregatio  in  Rom  nieht  als  Richter  an- 
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Der  Recurs  an  den  Fürsten  wegen  Missbrauches  der 
geistlichen  Amtsgewalt  stand  frei  ^) ,  und  bethätigte  sich 
namentlich  in  der  Cassation  von  Bannsprtichen,  welche  dem 
landesherrlichen  Ansehen  und  den  Landesgesetzen  präjudi- 
cirlich  gefunden  wurden. 

So  ergmg  i.  J.  1663.  ein  geistlicher  Rathsschluss,  dass 
ungeachtet  der  vom  Bischof  von  Kegensburg  verhängten 
Excommunication  der  Pflegecommissar  in  einer  zwischen 
einem  Pfarrer  und  Unterthanen  schwebenden  Injuriensache 
ruhig  weiter  verhandeln  solle*);  so  wurden  1671.  die  Geist- 
lichen Räthe  in  Freising  aufgefordert,  die  gegen  Markt 
Tölz  ausgesprochenen  Censuren  zurückzunehmen  ');  den 
churfürstlichen  Commissarien  i.  J.  1702i  befohlen,  ungeachtet 
der  bischöflichen,  nichtig  zu  achtenden  Suspension  sich  in 
Vornahme  von  Visitationen  auch  ohne  Beiziehung  bischöf- 
licher Commissarien  nicht  irre  machen  zu  lassen  ^),  und  um 
von  zahlreichen  anderen  Beispielen  ^)  nur  noch  eines  anzu- 


erkenne, L.  865.;  1714.  Erklärung  der  kaiserlichen  Administration, 
dass  kein  Sprach  der  Rota  Romana,  in  Sachen  des  B.  y.  Frei  sing 
gegen  den  Dechanten  des  Ghorstiftes  in  Manchen  wegen  «ihm  anf- 
zoladender  Seelsorge  Tollstreckt  werden  sdle ,  L.  ebenda s.;  Karl 
Albert  1729.  an  B.  ▼.  Passan,  in  wie  weit  man  eine  von  Rom 
ffgangene  Sent^z  zur  Execation  bringen  lassen  wolle,  e  b  e  n  d  a  s. 

')  1724.  Geistlicher  Rathsschl.  an  den  Prälaten  za  A.,  sich  wegen 
der  von  den  Religiösen  gegen  ihn  eingereichten  Beschwerden  zu  ver- 
aotworten,  Lori,  a.  a.  0.  170.  t. 

*)  Lori  a.  a.  0.  361. 

»)  Lori  a.  a.  0.  362.  v. 

*)  L  0  r  i  a.  a.  0.  336,  t. 

»)  1708.  An  d.  Coadjutor  in  Salzburg;  wird  belehrt  über  die 
Ursache  waram  der  Pflegsbeamte  zu  Trostberg  excommunicirt  wor- 
den sei,  und  versieht  man  sich,  dass  solche  Excommunication  nngiltig, 
und  der  Beamte  kanftig  onangelangt  gelassen  werde.  L  o  r  i  a.  a.  0. 
368.  (kaiserl.  Administrat);  1719.  Max  Eman.  Verbot  an  Dechant 
V.  St.  Peter  in  Manchen,  eine  Excommunication  zu  pnbliciren, 
L.  863.;  1720.  Begehren  an  d.  B.  ▼.  Fr eising,  den  Dechant  zu 
St.  P  e  t  e  r  in  M  a  n  c  h  e  n  mit  der  Suspension  zu  verschonen,  L.  830. ; 
1723.  An  den  selb.,  die  Excommunication  des  Hofhntmachers  P.  B. 
aufzuheben,  L.  368.;  1729.  Karl.  Alb.  An  d.  B.  v.  Augsburg 
wegen  Cassirnng  einer  Exconununication ,  L.  368.;  1729.  Ahndung  an 
d.  B.  V.  Augsburg  wegen  einer  gegen  einen  Landstand  verh&ngten 

E.  Friedberg,  D.  MiMbr.  d.  gciitL  AmUgewalt  ^^ 
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ftihren^  i.  J.  1728.  dem  Bischöfe  von  Augsburg  bedeutet, 
dass  wenn  ein  Pfarrer  die  von  ihm  ausgesprochene  Excom- 
munication  nicht  öffentlich  widerrufen  werde,  man  ihn  des 
Landes  verweisen  wolle  ^),  welches  Schicksal  alle  unruhige, 
die  landesherrlichen  Gerechtsame  kränkende  Geistliche  thei- 
len  würden  *). 

Auch  sonst  wurden  die  landesherrlichen  Gerechtsame 
kirchlichen  Anmassungen  gegenüber  behauptet. 

Wollten  die  Geistlichen  Oberen  selbstständig  Visitationen 
vornehmen  '),  so  wurde  den  Klöstern  verboten  deren  Com- 
missarien  Einlass  zu  gewähren  *),  oder  diese  wurden  wie 
der  Abt  von  Salmannsweiler  i.  J.  1706.  aus  dem  Lande 
gewiesen  ^).  Wollten  die  bischöflichen  Commissarien  Ein- 
sicht von  den  Teraporalien  der  Stifter  nehmen,  so  wurde 
diesen  die  Vorzeigung  jeder  Rechnung  untersagt  ^,  da  die 


\ 


Ezcommunication ,   L.  863.  v.;    1729.   An  d.  Administrator  ▼.  Frei- 
sing,  wegen  Aufhebung  einer  Excommunication,  L.  863. 

*)  Lori  a.  Ä.  0.  863. 

')  Lori  a.  a.  0.  115.  ▼.  Vgl.  auch  1717.  An  d.  B.  v.  Freising, 
Entsetcong  und  Verwelsang eines  Chorherrn  zu  Landihut,  der  sich 
gegen  die  Landesherrschaft  vergangen,  L.  868. 

')  Dass  es  dazu  landesherrlicher  Genehmigong  bedurfte,  erhellt 
aus  folgenden  Urkk.  1651.  Visitationspatent  fUr  den  Cistercienser  Ge- 
neral, Lori  a.  a.  O.  854.;  1655.  Ahndung  an  Geistliche  R&tbe  ia 
Regensburg  wegen  ungewöhnlicher  Visitation ,  L.  841.  ▼. ;  1700. 
An  d.  Pr&laten  zu  Salmannsweiler,  dass  die  Visitation  der 
Cistersienser  Klöster  durch  einen  inl&ndischen  Prftiaten  Torzunehmen 
sei,  L.  346.;  desgl.  1717.   L.  847. 

*)  Decret  v.  1657.  an  Reg.  Landshut  wegen  Nieder-Vieh- 
bach,  Lori  a.  a.  0.  345.;  Seligenthal,  L.  842.;  Nieder- 
Altaicb,  ebendas.  alle  drei  in  Bezug  auf  Augsburg.  Visitatoren; 
1684.   Neustift  L.  842.  ▼.;  ürsperg,  L.  845.  v. 

^)  Lori  a.  a.  0.  846.  t. 

*)  1655.  Salzburgische  Visitation  in  Temporalibus  nicht  zu 
dulden,  Lori  a.  a.  0.  841.  ▼.;  1656.  Geist!.  Rathsschl. ,  dasa  die 
KirchenprOpste  die  Passauischen  Visitatoren  in  Kirehenrechnnugs- 
Sachen  keine  Einsicht  nehmen  lassen,  L.  257.  v.;  1657.  Desgl.  wegen 
der  R  e  g  e  n  s  b.  Visitatoren,  L.  342. ;  1658.  Desgl.  Geistl.  Rathsschlns» 
in  Bezug  auf  d.  Landdechanten ,  L.  830. ;  1690.  Verbot  an  Propst  z* 
Dietramszelleden  bischöflichen  Commissarien  in  weltlichen  Bachern 
zn  folgen,  L.  342.  t.;  1702.  desgl.  Verbot  an  Propst  s.  J.  eben  dat.  ^ 
1702.  Ahndung  an  B.  v.  Ghiemsee,  dass  er  sich  bei  der  Visitation 
in  weltliche  Sachen  gemischt,  ebendas.;   1714.  An  Propst  s.  St  Zen<^ 
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Landesberrschaft  die  Beaufsichtigung  des  Eirchenvermögens 
als  ein  ihr  allein  zustehendes  Recht  betrachtete  *),  und  als 
i.  J.  1682.  der  Propst  v.  Rohr  den  weltlichen  Visitatoren 
den  Zugang  zu  seinem  Kloster  versagte,  wurde  ihm  gedroht, 
man  werde  ihn  der  weltlichen  Administration  entsetzen, 
nicht  mehr  als  Landstand  anerkennen,  die  Unterthanen  des 
Gehorsams  gegen  ihn  entbinden.  Zugleich  wurde  befohlen, 
den  Klosterrichter  und  Diener  im  Falle  weiteren  Ungehor- 
sames zu  verhaften  '). 

Nicht  anders  verfuhr  man,   falls   die  Bischöfe  zur  Er- 


m  Temponlsaehen  den  S  a  1 1  b  a  r  g.  Visitatoren  nichts  zu  eröffnen, 
L.  243.;  1716.  An  Gericht  Reichenhall,  weder  mit  Saizbar- 
gi sehen  noch  p&pstlichen  Commissarien  in  weltlichen  Sachen  zu,  St. 
Zeno  etwas  verhandeln  va  lassen,  L.  343. 

')  1653.  Gfnstl.  RathsscbL,  ohne  Anfrage  sollen  köstliche  Kirchen- 
gerithe  nicht  gemacht  werden  Lori  a.  a.  0. 254.;  desgl.  wegen  bischöfl. 
Regensbargischer  Anmassnngen  in  Besag  anf  das  Opfer,  L. 
189.  ▼. ;  1654.  An  d.  Beamten,  dass  Ton  Eirchengeldern  eine  Summe 
Aber  100.  fl.  ohne  Anfrage  bei  Hof  nicht  ausgeliehen  werde,  L.  254.; 
1659.  Wie  Eirchengelder  aasznleihen ,  L.  254. ;  1660.  An  den  B.  ▼. 
Frei  sing,  sein  Consens  sei  zur  Aasleihe  von  Eirchengeldern  an- 
nöthig ,  L.  254.  t.  ;  1662.  An  B.  v.  F  ir  e  i  s  i  n  g ,  dass  man  zwar  bei 
Aasleihnng  von  Eirchengeldern  die  Einwilligung  des  Pfarrers  einzu- 
holen pflege,  die  EinwilUgang  der  geistlichen  R&the  in  Freising 
aber  beschwerlich  and  widerrechtlich  sei,  L.  254.  v.;  1682.  Verbot, 
ohne  landesherrl.  Erlaabniss,  Eirchen  and  Altäre  za  weihen,  L.  66.; 
1688.  Ahndang  an  Prälaten  za  8.  wegen  eines  Baues  ohne  landesherrl. 
Erlaobniss,  L.  262.  ▼.;  1684.  An  d.  Vicedom  z.  Burghaa  sen,  bei 
Aufnahme  der  Yotivrechnungen  zo  Altenötting,  dem  Ordinariat 
allenfalls  nur  Cumulativam  zu  gestatten»  L.  258.;  1685.  An  Inspect.  s. 
Altenötting,  dass  die  VoliTgelder  und  anderes  bei  der  heil.  Ea- 
pelle  daselbst,  allein  im  Namen  des  Landesherm  verwaltet  and  von 
dem  Ordinarius  kein  Eingriff  gestattet  werde,  L.  258.;  1693.  an  d. 
Oeneralricar  z.  A  a  g  s  b  u  r  g ,  die  Errichtung  eines  Beneficium  ver- 
weigert, L.  202.;  1697.  der  geistl.  Rath  soll  ohne  Vemehmang  der 
Hofkammer  zur  Veräusserung  der  Elöster-  und  Eirchengater  keinen 
CoBsens  geben,  L.  325.  v.;  1706.  Verbot  an  d.  Abt  z.  F^rstenfeld 
das  G^iiade  abzuändern,  L.  162.  ▼.;  —  VgL  Freyberg  a.  a.  0.  3., 
73.  iL 

")  Lori  a.  a.  0.  386.?.,  Freyberg  a.a.  0. 8.,  121.  ~  Den  geist- 
lichen Commissarien  warde  verwehrt  ohne  Beisein  der  landesherr- 
Hehea  zu  visitiren ,  (vgl.  Ürk.  v.  1682.  an  B.  v.  Freising,  Lori 
346.)  und  diesen  die  Befugniss  angestanden,  auch  an  der  Visitation  in 
spiritualibns  Theil  zu  nehmen,  L.  336. 

16* 
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hebung  der  auf  die  Geistlichkeit  gelegten  Steuern  die  lan- 
desherrliche Genehmigung  zu  umgehen  suchten.  Die  Cle- 
riker  wurden  angewiesen  jede  Zahlung  zu  verweigern,  im 
J.  1678.  sogar  unter  Drohung  der  Landesverweisung  *), 
den  Bischöfen,  welche  die  den  obrigkeitlichen  Befehlen  ge- 
horsamen Geistlichen  durch  Censuren  zur  Willfährigkeit 
treiben  wollten,  wurde  die  Aufhebung  derselben  angerathen 
sonsten  wir  widerwillig  gezwungen  wurden  andere  gemittl, 
woran  es  unss  nit  ermanglet   vorhanden   eu  nemen  '),  und 


»)  Lori  a.  a.  0.  314.;  —  Vgl.  1654.  dem  B.  ▼.  Regenshurg 
Bubsid.  Charit,  abgeschlagen,  L.  818.  v. ;  1604.  bewilligt,  eben.das. 
Geistl.  Rathsschl.  ▼.  1658.:  fructus  medios,  wenn  sie  nicht  herkömm* 
lieh,  den  Bischöfen  nicht  zu  zahlen,  L.  805.;  1662.  d.  B.  ▼•  Aagibnrg 
subsid.  Charit,  bewilligt,  318.  ▼.;  1667.  an  Reg.  Landshut,  die  Be- 
amte sollen  d.  Hochstift  P  a  s  s  a  u  Ton  der  Pfarrer  Einkommen,  Rechte 
und  Gerichtsbarkeiten  nichts  commaniciren ,  L.  254  ▼. ;  1670.  B.  t. 
Regensburg,  Infulsteuer  bewilligt ,  L.  313.  t. ;  1675.  An  aUe 
Klöster  nnd  Stifter  in  Baiem,  kein  subsid.  Charit,  ohne  vorherigen 
Bericht  an  den  Hof  zu  zahlen,  L.  314. ;  An  Rentamt  Manchen,  Benach- 
richtigung von  diesem  Befehle,  L.  813.  v.;  Ahndung  an  d.  B.  v.  Frei- 
sing  und  Regensb  urg  wegen  Ausschreibung  eines  subsid.  Charit 
zu  Stellung  des  Ereiscontingentes ,  L.  314.;  Ahndung  an  den  B.  ▼. 
F  r  e  i  s  i  n  g ,  wegen  versuchter  Einbringung  einer  Infulsteuer  bei  Klö- 
stern ,  L.  813.  y. ;  1676.  Verbot  an  Chorstift  z.  Manchen ,  dem  B.  ▼. 
Frei  sing  subsid.  Charit,  zu  zahlen,  L.  814  ;  1677.  desgl.  an  Abt  in 
Pr.  eben  das.;  1679.  An  d.  B.  ▼.  Fr  ei  sing,  dass  die  Klerisei  ohne 
Erlass  eines  Ersuchungsschreiben  an  den  Forsten  mit  einem  subsid. 
chnrit  nicht  belegt  werden  könne,  L.  814.  y.;  1680.  Verbot  an  d.  Abt 
y.  Seh.,  Ck>nsecrationskosten  nach  F  r  e  i  s  i  n  g  zu  bezahlen,  L.  247.  ▼. ; 
1682.  An  B.  y.  R  e  g  e  n  s  b  n  r  g ,  die  yon  ihm  einem  resignirten  Propst 
yerwilligte  Pension  wird  abgeschlagen ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  1685.  An  Reg. 
Burghausen,  den  Bischöfen  die  Forderung  der  portio  canonica 
nicht  zu  gestatten,  L.  290.  ▼.;  1689.  Ahndung  an  Administrator  an 
Fr  ei  sing  wegen  Ausschreibung  einer  Infulsteuer,  L.  815.;  1693. 
Verbot  an  Klöster  und  Stifter,  subsid.  Charit,  zu  gebeq,  L.  815. ;  1694. 
Verbot  an  Aebtlssin  zu  G.,  an  d.  B.  ▼.  R  e  g  e  n  s  b  u  r  g  primi  fructu» 
zu  zahlen,  eben  das.;  1696.  Verbot  an  d.  baier.  Prälaten  y.  Bisth. 
Frei  sing,  Infulsteuer  au  zahlen,  L.  315.;  1727.  Infiilsteuer  d.  B. 
y.  Freising  bewilligt,  L.  315.;  Auch  zum  Almosensammeln  waren 
landesherrliche  Patente  nöthig,  1676.  1734.  1735.  L.  79.  —  Dagegen 
wurde  der  Clerus  durch  den  Landesherrn  besteuert,  L.  811.  nnd  1695. 
erkl&rte  MaxEmanuel,  in  Steuersachen  des  Weltclems  könne  er 
sich  nicht  nach  Rom  weisen  lassen,  L.  311. 

')  1675.  an  B.  y.  Freising,  Freyberg  a.  a.  0.  8,  61. 
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wenn  schliesslich  alle  diese  Mittel  bei  den  Bischöfen  nichts 
verschlugen,  so  wurden  sie. darauf  hingewiesen,  dass  die  Re- 
gierang den  baierischen  Clerus  für  alle  an  die  SteuercoUec- 
toren  schon  gezahlten  Gelder,  aus  den  in  Baiern  gelegenen 
Gütern  der  Ordinarien  schadlos  halten  würde  *). 

Die  geistliche  Jurisdiction  sollte  die  durch  die  Concor- 
date  gezogenen  Schranken  nicht  durchbrechen ,  und  na- 
mentlich nicht  die  Schuldsachen  der  Geistlichen  '),  Testa- 
mente^), Verlassenschaften  der  Cleriker  *),  Processe  über 
Fomication  und  Alimentation  ^)  begreifen. 

Als  i.  J.  1690.  das  Augsburger  Of&cialat  sich  in 
den  zuletzt  genuinten  Fällen  eine  Gerichtsbarkeit  yindi- 
cirte  ^,  forderte  Max  Emanuel  1692.  die  Aufhebung 
des  widerrechtlichen  Edictes  mit  der  Drohung  sonst  dem 
Stift  die  Temporalien  sperren  zu  wollen  ^);  er  verbot  den 
Magistraten,  die  Beklagten  zum  Erscheinen  vor  dem  geist- 


^)  1679.  an  B.  V.  F  r  e  i  s  i  n  g ,  L  o  r  i  a.  a.  0.  314.  t. 

*)  1670.  an  B.  ▼.  Freising,  dass  man  Prälaten  wegen  Schuld- 
und  weltlichen  Sachen  von  Geistlichem  Gericht  nicht  richten  lassen 
könne,  Lori  a.  a.  0.  185.  v.;  1704.  Verweis  an  Propst  zn  St.  Zeno, 
dass  er  in  weltlichen  Sachen  etwas  nach  Salzhurg  eingebracht, 
L  272.  ▼.;  Vgl   Freyberg  a.  a.  0.  3,  UO. 

*)  1699.  An  Geistl.  R&the  in  Pas  sau,  Streitigkeiten  aber  Testa- 
mente gebohren  den  landesherrl.  Gerichten,  L.  292.  t.  ;  1718.  An  Reg. 
Landshnt,  desgl.  an  Consistor.  in  Regen  sb  urg,  L.  293.;  So 
anch  aber  streitige  Testamente  der  Geistlichen.  Urk.  v.  1727.  1729. 
L  294. ;  1731.  L.  294.  v. 

*)  1652.  Die  Bischöfe  dürfen  sich  in  den  Goncnrs  geistlicher  Ver- 
lissenschaften  nicht  einmischen,  L.  291.;  1656.  an  d.  Pfleger  z.  Aibüng, 
den  Ganttheil  Ober  eines  Pfarrers  Nachlass  ohne  ROcksicht  auf  den 
Bischof  ZQ  publidren ,  e  b  e  n  d  a  s. ;  (die  Gantsetzung  lebender  Geist- 
licher gebohrte  dem  Bischöfe,  Urk.  t.  1647.  L.  290.;  1668.  L.  292.); 
1654.  An  B.  ▼.  Bamberg  und  Eichstädt,  dass  ihnen  die  Ver- 
handlnng  aber  Verlassenschaft  der  Geistlichen  nicht  zugestanden  wer- 
den könne,  L.  291.;  1718.  An  B.  v.  Eichst&dt,  die  Obsignation 
geistlicher  Verlassenschaften  gebühre  dem  Landesherm,  L.  293.;  1719. 
An  Ordinariat  Freisingen,  dass  die  Execution  über  Verlassen- 
schalt  der  Geistlichen  den  Pfiegegerichten  gebühre,  L.  293.  ▼. 

»)  Urk.  ▼.  1719.  L.  60.  v. 

•)  Lori  a.  a.  0.  60. 

0  Lori  a.  a.  0.  60. 
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liehen  Gericht  anzuhalten  *).  Und  als  i.  J.  1669.  der  Propst 
zu  J.  in  rein  weltlicher  Sache  vor  den  B.  v.  Fr  ei  sing 
geladen  worden  war,  untersagte  Ferdinand  Maria  je- 
nem zu  erscheinen  und  verlangte  von  diesem  die  Cassation 
der  Vorladung  ■). 

Auf  den  Recurs  an  ein  bischöfliches  Consistorium  in 
weltlicher  Sache  setzte  das  Decret  v.  26.  Semptember  1712. 
harte  Strafe  ■). 

Die  Aufrechterhaltung  der  Eirchenzucht  Hessen  sich 
die  Churfürsten  angelegen  sein  ^) ,  und  gestatteten  weder 
den  Bischöfen  gegen  Prälaten  Untersuchungen  ohne  landes- 
herrliche  Betheiligung   zu   führen  ^)f   und    dabei  weltliche 


>)  Verbot  an  die  Stadt  Rhain  1696.  Lori  a.  a.  0.  60. 

>j  Lori  a.  a.  0.  186^;  Aach  auf  die  Requisition  der  weltlichen 
Behörden  bei  Zeugenvernehmungen  warde  Staatlicherseits  gehalten; 
1660.  An  d.  Obervoigt  z.  Wiesensteig,  gegen  die  vom  Ordinariat 
Eonstanz  versuchte  unmittelbare  Vorrufung  der  Zeugen  in  Ehe- 
sachen zu  protestiren,  L.  60.;  1679.  Verbot,  dass  Niemand  bei  bischöf- 
lichen Richtern  ohne  Requisition  der  weltlichen  Obrigkeit  erscheine, 
L.  851.  V. 

^  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  3,  189. 

^)  1652.  Befehl  an  d.  Reg.  Landshut  wegen  Anweisung  der  Gerichts- 
beamten auf  Elosterzucht  und  Hanswirthschaft  zu  achten,  Lori  a.  a.  O. 
159.  V.;  An  geistl.  R&the  z.  Passaa  wegen  Herstellung  der  Zucht  zu 
A.,  L.  168.  V.;  1680.  Ahndung  an  d.  Pr&laten  z.  R. ,  dass  er  den 
für  Sehen  verordneten  Prior  ohne  kurfflrstliche '  Einwilligung  in  sein 
Kloster  zurflckberufen  habe,  L.  169  ;  1682.  An  d.  Reg.  Landshut, 
den  Prftlaten  zu  R  o  1 1  in  Pfarrsachen  zur  Verantwortung  zu  ziehen, 
eben  das.;  1698.  Schreiben  d.  Oeistl.  Rathes  in  Manchen  an  d.  B.  ▼. 
F  r  e  i  8  i  n  g,  warum  der  Propst  v.  Dietramszelle  abgesetzt  worden 
sei,  L.  282.  v.;  1710.  An  geistl.  Ratb,  in  Priefning  die  Unordnung 
abzustellen,  L.  170.;  1711.  An  geistlichen  Rathsdirector  bei  d.  Bene- 
dictinem  die  Eirchenzucht  herzustellen,  L.  882.  v.;  1714.. Befehl  an 
Convent  zu  St.  Z e n o ,  die  Klosterzucht  zu  verbessern ,  L.  170.  v. ; 
Befehl  an  Pr&laten  und  Convent  zu  X. ,  die  Ausschweifung  der  Re- 
ligiösen abzustellen,  e  b  e  n  d  a  s. ;  1715.  An  B.  v.  Bamberg,  wegen 
Abftnderung  des  Pfarrers  in  Bamberg,  den  der  Landesherr  im  Lande 
nicht  dulden  wolle,  L.  280. ;  1780.  An  Oeistl.  Rath  wegen  Behandlung 
des  suspendirten  Propstes  zu  Au,  L.  288.;  1784.  dem  suspendirten 
Propst  zu  An  wird  die  Aenderung  seines  Verweiisungsortes  abge- 
schlagen, L.  288.;  1740.  der  Abt  zu  St.  M.  soll  einige  Augustinermönche 
in  Haft  nehmen,  L.  170. 

^)  1700.  Der  Geistl.  Rath  an  d.  Erzb.  v.  Salzburg,  dass   man 
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Strafen  zu  verhängen  ^),  noch  wollten  sie  sich  die  Cognition 
über  kirchliche  Verbrechen  entziehen  lassen  '). 

Der  Verkehr  der  baierischen  Geistlichkeit  mit  den  aus- 
wärtigen Obern  war  beschränkt,  wie  denn  sogar  i.  J.  1725. 
Maximilian  Emanuel  dem  Administrator  v.  Regens- 
bürg  die  Erlaubniss  zu  dem  angesetzten  Concil  nach  Rom 
zu  gehen  versagte  '). 

Die  Verkümmerung  der  landesherrlichen  Rechte  bei 
Prälatenwahlen  wurde  nicht  zugelassen  ^)y  und  dabei ,  wie 
überhaupt  darauf  gehidten,  dass  die  staatlichen  Commissa- 
rien  den  Rang  vor  den  bischöflichen  behaupteten  ^) ;  die 
weltliche  Investitur  der  Pfarrer  blieb  den  Bischöfen  ver- 
sagt *) ;    der  Erwerb  von  Gütern  wurde    den  Kirchen   be- 


eine bischöfliche  Privatinquisition  gegen  Excesse  des  Dechanten  in 
Altenoetting  nicht  gestatten  könne,  L.  852.  . 

')  1718.  Protest  an  d.  Erzb.  v.  Salzburg  wider  die  dem  Propste 
IQ  8 1  Z  e  n  0  abgenommene  Verwaltung  in  Temporalibus,  L  o  r  i  a.  a. 
0.  282.  T. 

')  1678.  An  d.  Reg.  Landshut,  in  Kirchen  verbrechen  des  bi- 
Khöf liehen  Widerspruches  angeachtet,  Untersuchung  anzustellen,  Lori 
a.  a.  0.  861.  ▼. 

*)  Lori  a.  a.  0.  828.  v. 

*)  1681.  Ahndung  an  d.  Pr&laten  zu  A.  wegen  begangener  ünförm- 
licbkeit  bei  der  Aebtissinnenwahl  zu  S.,  Lori  a.  a.  0.  288.  v.;  1693. 
Sehreiben  an  B.  ▼.  Fr  ei  sing  wegen  Eingriffes  in  die  Wahl  zu  X. 
L.  239. ;  1696.  An  das  Capitel  zu  B.,  die  Commissarien  vom  Scmtinium 
nicht  ansznschliessen ,  L.  239.;  1698.  Verbot  an  Kapitel  zu  D.,  ohne 
Beisein  der  Commissare  zur  Wahl  zu  schreiten,  L.  239.  Vi;  f699.  Die 
Eommissarien  sollen  dem  Bischof  nicht  gestatten  zur  Prälatenwahl  in 
D.  za  schreiten,  L.  289.  v. ;  1705.  Abschlagung  des  Consenses  bei  Pr&- 
latenwahlen,  L.  240.;  1709.  Verbot  der  Abtswahl  in  S.,  L.  241. 

')  Geistl.  Rathsschl.,  den  Landesdecbanten  des  B.  v.  Passau,  weil 
sie  den  Rang  vor  den  kurfOrstl.  Beamten  fordern,  von  KIrchenrech- 
nongen  keine  Abschriften  mehr  zu  ertheiien ,  L  o  r  i  a.  a.  0.  267.  v. ; 
VgL  ürk.  V.  1659.,  L.  291.  ▼.;  1663.  eben  das.;  1667.,  L.  238.  v.: 
1721.,  L.  258.  V. 

*)  1655.  Verweis  an  Propst  und  Erzdiacon  za  Gars,  wegen  an- 
gemasster  Possessgebnng  auf  eine  Pfarre,  L.  220.;  1673.  Decret,  wie 
man  den  neuen  Pfarrer  zur  Possessgebung  anhalten  solle,  eben  das. 
1674.  1676.  desgl.,  L.  221.;  —  Vergl.  auch  1696.  Ahndung  an  d.  geist- 
lichen Rithe  za  F  r  e  i  s  i  n  g,  wegen  anmassender  Formel  bei  Investitur 
der  Pr&laten,  L.  248.  v. 
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schränkt  ^);  das  Asylrecht  durch  Ausnahmen  geschwächt  '), 
und  selbst  in  die  inneren  kirchlichen  Verhältnisse  nicht 
immer  ein  staatlicher  Eingriff  vermieden;  wie  denn  vom 
Bischöfe  verordnete  Gebete  und  Trauergeläute  der  obrig- 
keitlichen Genehmigung  bedurften  ^)j  i.  J.  1659.  die  Re- 
gierung zu  Straubing  angewiesen  wurde ,  des  bischöf- 
lichen Verbotes  ungeachtet ,  die  Messner  zum  Läuten  bei 
Gemeindezusanunenkünften  anzuhalten  ^),  und  1675.  gar 
der  Bischof  von  Bamberg  eine  Rüge  wegen  Anschaffung 
(Absingung)  eines  To  Deum  Laudamus  erhielt  ^).  Auch 
ein  Ehehinderniss  versuchten  die  Churfürsten  durchzu- 
führen; so  forderte  schon  Ferdinand  Maria  1677.  den 
Bischof  von  Freising  auf,  brodloses  unconditionirtes  Ge- 
sindel nicht  zu  trauen  %  und  Karl  VII.  i.  J.  1728.  drohte 
solche  ohne  landesherrliche  Einwilligung  zusammengegebene 
Ehegatten  zu  ihrem  Unterhalt  auf  Freisingische  Güter 
schaffen  lassen  zu  wollen  ^.  —  Fast  scheint  es,  als  ob  die 
Tradition  des  straffen  Regimentes  von  Maximilian  I.  auch 


^)  Freyberg  a.  a.  0.  8.,  96 'ff.  Gesetze  seit  1669.  Vgl.  auch 
Decr.  V.  1735. ,  weil  es  bedenklich  sei ,  neue  Klöster  aufkommen  zu 
lassen,  werden  die  Dicasterien  angewiesen,  Antrage  und  Supplicationen 
wegen  Errichtung  neuer  Klöster  sogleich  a  limine  abzuweisen ,  e  b  e  n- 
das.  8.,  12. 

*)  Freyberg  a.  a.  0.  8.,  152.  ff.  1682.  Zflchtlinge  sollen  ktin 
Asyl  haben,  L.  87. ;  1706.  An  d.  Franziskanerguardian,  einen  Deserteur 
aus  dem  Asyl  auszuliefern,  L.  87.;  1727.  Verbot  des  Asyls  i^  Pfarr- 
höfen, L*.  87.  V.;  1740.  Ausnahme  eines  Deserteurs  aus  d.  Asylrecht^ 
L.  88. 

»)  Vgl.  ürk.  ▼.  1678.,  liori  a.  a.  0.  70.  v^;  so  auch  schon  Maxi- 
milian I.  1610.  und  1617.  L.  68.  v. 

*)  Lori  a.  a.  0.  85.  v. 

*)  L  o  r  i  a.  a.  0.  70.  Als  der  Propst  zu  S  u  b  e  r  n  sich  1686.  di^ 
Infnl  verschafft  hatte,  wurde  er  zur  Bechenschaft  gezogen,  warum  e<* 
den  landesherrlichen  Consens  nicht  eingeholt  habe,  und  aufgefordert^ 
die  in  Rom  verursachten  Kosten  anzugeben,  L.  272. 

*)  Lori  a.  a.  0.  60.  desgl.  1726.  L.  60.  t. 

0  ebendas.  vgl.    die  Decrete  an  d.  B.  v.  Augsburg  v.  178& 
und  1789.,  L.  61.;  die  Regens  burger  geistlichen  R&the  erkl&rten 
darauf  i.  J.  1724.,   sie  wollten  mit   solchen  Trauungen  sparsam   seij)» 
aber  den  Armen  das  Heirathen  durchgehends  zu  versagen,  »trauen  me 
sich  bey  Gott  nit  zu  verantworten«,  Frey  her  g  a.  a.  0.  8,,  141. 
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bei  seinen  Nachfolgern  noch  wirksam    genug  gewesen   sei, 
um  alle  Bedenken  der  Frömmigkeit  zu  überwinden: 


Wenn  aber  so  bisher  die  im  sechszehnten  Jahrhundert 
and  unter  Maximilian  I.  eingeschlagene  Richtung  in- 
stinctiv  in  den  kirchlichen  Erlassen  der  baierischen  Fürsten 
befolgt  worden  war,  so  begann  die  Regierung  Maximilian 
Josephs  von  Grund  aus  reformatorisch  gegen  die  Ejrche 
vorzugehen  ^). 

War  doch  die  Rohheit  des  Volkes  stetig  gestiegen,  der 
Aberglauben,  der  von  Schwindlern  frech  ausgebeutet  wurde, 
xur  Unerträglichkeit  gediehen  '),  geistige  Bildung  als  ein  ge* 
fi&hrliches  Gift  behandelt  worden,  welches  die  fromme  Ein- 
falt des  baierischen  Volkes  tödten  könne;  Bücher,  die  im 
übrigen  Deutschland  und  selbst  in  den  geistlichen  Staaten 
frei  circulirten,  wurden  durch  misstrauische  Censurbehörden 
von  Baiem  fern  gehalten'),  und  auch  der  churftirstliche 
geistliche  Rath,  aus  baierischen  Clerikern  zusammen- 
gesetzt, in  der  Schule  der  Jesuiten  gross  gezogen,  Hess  sich 
selbst  in  staatlichen  Angelegeoheiten ,  obgleich  er  durch 
weltliche  Beamte  controlirt  war  ^),  nicht  allzu  wiUig  finden, 


')  Das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat  unter  diesem  Regenten 
ist  mehrfach  dargestellt  worden;  zuletzt  von  WarnkOnig  a.  a.  0. 
131.  iL,  der  fflr  die  frflbere  Zeit  nur  DOrftiges  bringt. 

')  Im  Herzogenspital  in  Manchen  wurden,  nachdem  das  dortige 
Marienbild  i.  J.  1690.  die  Augen  gedreht  haben  sollte,  bis  1G95.  nur 
390.  Wunder  Terzeichnet;  Ton  1696.  bis  1729.  weiter  400.  Wunder, 
welche  in  der  £li8abeth-Hof-.Spitalkirch  e  in  Man- 
chen ▼  0 n  1690.  b i s  1695.  geschehen  sind.  Gumlicentia 
saperiorum  (Manchen  1646.  gewidmet  der  Ghorfarstin  Maria 
Theresia)  und :  Gontinuatio  der  Wunder...  Vgl.  P i c h  1  e r, 
Theologie  des  Leibnitz  (Manchen  1870)  2. ,  405.  In  Folge  dessen 
gingen  Ton  1690.  bis  1696.  so  viel  Opfergaben  ein,  dass  die  Ka- 
pelle völlig  ausspalirt  werden  konnte,  1696.  bereits  56,000.  Messen 
gelesen  waren,  und  jeden  Tag  20.  weitere  gelesen  werden  konnten, 
eben  das.  Vgl.  auch  Pichlar  a.  a.  0.  2.,  383.  I.  J.  1746.  erging 
ein  ausfohrliches  Landgebot  gegen  den  Aberglauben.  —  Vgl.  auch 
Z  s  c  h  o  k  k  e  a.  a.  0.  4.,  213.  ff. 

*)  Vgl.  Ickstatts  Eingabe  an  den  Ghurfftrsten,  bei  Eluck- 
höhn,  Der  Frh.  t.  Ickstatt  (Manchen  1609.)  46.  ff. 

*)  Seit  d.  J.  Iö59.  mussten  zu  jeder  Sitzung  2.  Hofr&the  und  1. 
Kammerrath  hinzugezogen  werden,  Freyberg  a.  a.  0.  8.,  190. 
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geistlichen  Uebergriffen  entgegenzutreten  ') ;  ging  aber  in 
rein  kirchlichen  Fragen  in  Ueberwachung  der  Literatur  und 
in  Unterdrückung  jeder  freieren  geistigen  Regung  mit  den 
Bischöfen  und  den  geistlichen  Behörden  gleichen  Schritt '). 

Nichts  prosperirte  in  Baiem  als  die  Kirche;  trotz  der 
Hemmnisse,  welche  der  Begründung  von  Klöstern  entgegen- 
standen '),  zeigte  die  Steuerrolle  Karl  Alberts  doch  die 
für  das  Land  unverhältnissmässige  Zahl  ron  98.  ^).  Und 
wenn  auch  seit  dem  Amortisationsgesetze  von  1672.  den 
Klöstern  die  Erwerbung  von  Immobilien  versagt  war,  so 
flössen  ihnen  Geschenke  und  Vermächtnisse  um  so  reich- 
licher zu.  Allein  die  Münchner  Bürgerschaft  verwendete 
darauf  die  Summe  von  1,740,243.  fl.  im  Zeiträume  von 
1688.  bis  1748.  ^)  und  das  Einkommen  der  Franziskaner  in 
ihren  dreissig  baierischen  Niederlassungen  wurde  i.  J.  1769. 
auf  129,299.  fl.  geschätzt,  wobei  der  Werth  der  erbettelten 
Lebensmittel,  der  den  genannten  wenigstens  erreichte,  noch 
gar  nicht  eingerechnet  war^).  Üeberall  thaten  energische 
Massregeln  für  das  Volkswohl  Noth. 

Sie  wurden  unter  .der  Regierung  von  Maximilian 
Joseph  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung  angebahnt,  und 
zogen  auch  die  Kirche  in  nicht  geringem  Grade  in  den 
Kreis  der  Reformen  ^). 


V 


^)  Vgl.  namentlich  den  höchst  interessanten  Bericht  des  geist- 
lichen Raths  an  Karl  Theodor  v.  12.  Mai  1782.,  der  auch  auf  die 
zeitgenössische  Geistlichkeit  hemerkenswerthe  Schlaglichter  wirft,  nnd 
den  ich  aus  der Handschr.  der  König  1.  Biblioth.  zu  Man- 
chen Cod.  bayar.  2177.  fol.  240.  ff.  in  Beilage  U.  mittheile. 

*)  Kluckhohn,  Ickstatt  a.  a.  0.  14. 

*)  siehe  oben  S.  248. 

*)  Falckeu  stein,  YoUständ.  Oesch.  d.  alt  mittl.  u.  neuern 
Zeit.  d.  gross.herzogth.  Bayern  (Manchen  1768.)  869,  f.  I.  J.  1770. 
waren  es  120.  neben  1027.  Pfarreien  und  2064  Filialen,  Zschokke 
a.  a.  0.  4.,  216. 

')  W i  1  h e  1  m i,  Reliqniae Manascr.  Handschr.  d.  Manchner 
Bibl.    Cod.  bav.  No.  883. 

*)  Westenrieder  Jahrb.  2.,  44. 

"*)  Auf  die  Protestanten  hatte  das  keinen  Einfluss.  Alle  Bauern 
und  Hausirer  an  der  oberösterreichischen  Grenze,  welche  man  in  Ver- 
dacht hatte,  protestantische  Lehren  oder  Bacher  einschw&rzen  zu 
wollen,  wurden  angehalten  und  dem  n&chsten  Pfarrer  zur  PrOfong 
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Die  Grundlage  aller  kirchlichen  Reformen  bildete  die 
Neuordnung  des  geistlichen  Raths  i.  J.  1768.  ^). 

Wie  vor  dem  Concordate  des  Jahres  1583  wurde  er 
jetzt  wieder  hauptsächlich  aus  Laien  zusammengesetzt '), 
and  damit  nicht  nur  der  theils  fahrlässigen  theils  böswilligen 
Verschleuderung  der  landesherrlichen  Rechte,  die  sich  selbst 
vor  einem  Beiseitebringen  unbequemer  Acten  nicht  scheute  '), 
ein  Ende  gemacht,  sondern  auch  für  die  weitergehenden 
Pläne  des  Landesherm  das  nöthige  Werkzeug  geschaffen. 
Mit  der  Verbesserung  des  Klosterwesens  beschäftigte  sich 
dann  ^  der  Erlass  vom  2.  N  o  v  e  m  b  e  r  1 769.  ^) ,  welcher 
nicht  nur  für  die  Ableistung  des  Gelübdes  die  Erreichung 
eines  bestimmten  Lebensalters  verlangte,  in  herbster  Form 
das  Mendicantenwesen  rügte  und  verbot,  die  Aufrechterhaltung 
der  Disciplin  verschärfte,  sondern  auch  —  was  uns  hier 
näher  angeht  —  die  fernere  Haltung  von  Elosterkerkem 
ernst  untersagte;  da,  wie  es  hiess  die  gesetzgebende  Macht 
m  Civü'  und  Criminalf allen ,  und  die  wirkliche  Ausühung 
derselben  nur  allein  der  weltlichen  Obrigkeit  von  Gott  Selbsten 
anvertrauet  worden,  welche  keine  Privatgemeinde,  sie  sey 
welche  sie  immer  wolle,  ohne  schwere  Sünde  vor  Gott  und 
höchst  sträfliche  Beleidigung  der  Landeshoheit  eigenmächtig 
usurpiren  kann.  —  Die  media  correctionis  patemae  et  re- 


ihrer  kirchlichen  GrundBätse  zugefAhrt  Die  bei  ihnen  Torgefandenen 
Bacher  wurden  Terbrannt  and  die  Bauern  eingesperrt,  Schlosser 
Gesch.  d.  XVIU.  Jahrh.  2.,  236. 

1)  Vgl.  den  oben  cit.  Bericht  des  geistlichen  Raths  in 
Beilage  II.,  der  gleichzeitig  eine  gute  Geschichte  dieser  Behörde  giebt. 

*)  »Im  Jahre  1768.  aber  setzten  Ihro  cburf.  Durchl.  dieses  coUe- 
giom  wiederum  auf  einen  dem  &Uern  Herkommen  ähnlichen  Fuss.t 
Graf  Paumgarten  wurde  zum  Präsidenten  ernannt,  die  Anzahl  der 
weltlichen  R&the  verstärkt,  cf.  Ereittmayr  Grundr.  d.  Allgem.  u. 
Bayr.  Staatsrechtes  (Manchen  1769.)  1.,  859.  f.    vgl.  anch  S.  458.  f. 

*)  Tgl.  cit.  Bericht. 

*)  Vgl.  daraber  Anpreissung  d.  gnad.  General-Man- 
dati..abgefas8t  Ton  einem  Patrioten  (s.  1.  1770.),  welche 
auch  einen  Abdruck  des  Gesetzes  giebt.  —  Ereittmayr  Anmerk. 
ab.  d.  Cod.  Max.  bav.  civil.  (MOncben  1821.)  Th.  V.  Gap.  19.  §.  2.  — 
Bd.  5.  S.  852  ff.  Näher  ausgefahrt  wurden  die  Bestimmungen  durch 
das  Mandat  vom  8.  Juni  1770.  (anch  in  Nova  acta  eccl es.  Bd.  10. 
S.  751.  ff.) 
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gtdaris  domesticae  sollten  zwar  den  Klosteroberen  erhalten 
bleiben,  aber  doch  nicht  anders  zur  Geltung  gebracht  werden, 
als  dass  straffällige  Religiösen  nicht  länger  als  höchstens 
14  Tage  in  einer  abgesonderten,  reifüichen  und  den  übrigen 
ganz  gleichen  Zelle  eingesperret,  und  mehr  nicht  als  8  Tage 
lang  mit  geringerer  Aetzung  ahgehüsset  werden  dörfe.  Sollte 
der  Character  des  Vergehens  eine  strengere  Disciplinar- 
strafe  erfordern,  so  sei  beim  geistlichen  Rath  Anfrage  zu 
thun,  sollte  das  Verbrechen  harte  Pön  verdienen,  so  sei 
der  Schuldige  auszustossen  und  der  weltlichen  Obrigkeit 
zur  Abstrafung  zu  überliefern.  Die  Ordensoberen  möchten 
bedenken,  dass  nicht  die  öffentliche  Abstrafung  ihrer  gröb- 
lich delinquirenden  Brüder  den  geistlichen  Orden  zur  Schande 
gereichet,  sondern  dieses,  wenn  man  die  Verbrechen,  welche 
gleichwohl  in  die  Länge  der  Welt  nicht  verborgen  bleiben 
können,  nur  immer  vertuschen,  oder  gar  wohl  dissimuliren 
will. 

Am  30.  De  comb  er  desselben  Jahres  wurde  auch  die 
Verbindung  der  geistlichen  Orden  Baierns  mit  ihren  aus- 
wärtigen Oberen  aufgehoben,  und  den  darüber  klageftih- 
renden  Jesuiten,  welche  auf  die  Nothwendigkeit  ihrer 
Unterordnung  unter  dem  General  in  Rom,  auf  den  Ruin 
der  durch  diese  Massregeln  hart  betroffenen  auswärtigen 
Ordenshäuser,  auf  die  Verdienste  endlich  der  Gesellschaft 
um  die  Hebung  der  Baieriscben  Interessen  hinwiesen,  ent- 
gegnete der  churfQrstlich-geistliche  Rath  ^),  dass  die  letzteren 
kaum  anerkannt  werden  könnten.  Denn  die  unteren  Schulen, 
deren  Besorgung  hauptsächlich  dem  Orden  anheimgefallen 
sei,  wären  durchaus  verwahrlost  und  statt  mit  erfahrenen 
Meistern  durch  unbärtige  Jünglinge  versehen;  der  Baieri- 
sehe  Staat  verlange  Bürger,  und  die  würden  aus  Fremd- 
lingen nicht  gezogen,  zumal  in  Schulen  und  Klöstern,  wo 
sich  die  Geistlichkeit  zum  Staate  im  Staate  erhebt;  litten 
die  fremden  Jesuiten,  so  sei  es  ihre,  nicht  des  Kurfürsten 
Sorge,  sich  schadlos  zu  halten,  und  gerade  die  stricte  Unter- 
werfung unter  die  Ordensoberen ,    die   diesen  dadurch  ver- 

')  W i  1  h  e  1  m  i  Reliq.  Manascr.  H a n d s ch r.  d.  E.  B i b  1.  s. 
Maochen  Cod.  bava/.  N.  389.  vgl.  aach  Sogeoheim  Gesch. 
d.  Jesuiteo  in  Deutschi.  (Frankf.  a.  M.  1847.)  2.,  867.  ff. 
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liehene  Macht,   verlange    gebieterisch   die   Aufrechthaltung 
der  landesherrlichen  Bestimmung. 

Demselben  Jahre  entstammte  auch  die  Verordnung, 
welche  die  heimlichen  Heirathsversprechen  vernichtete 
und  die  Sponsalienjurisdiction  für  den  Staat  in  Anspruch 
nahm  ^). 

Den  baierischen  Bischöfen  soll  dadurch  auch  eine  pe- 
kuniäre Einbusse  von  ungef^r  150,000  fl.  jährlich  zugefügt 
worden  sein  '). 

Wichtiger  aber  fast  als  diese  Massregeln,  als  das 
Amortisationsgesetz  von  1764.')  und  die  anderen 
zahlreichen  Reformmassregeln  ^),  war  die  Wiedererweckung 
des  wissenschaftlichen  Sinnes  in  Baiern,  welche  sich  in  der 
Stiftung  der  Akademie  der  Wissenschaften  bethätigte  ^), 
und  auch  eine  auf  Geschichte  und  Vernunft  basirte  wissen- 
schaftliche Vertretung  der  landesherrlichen  Kirchengerecht- 
same  zur  Folge  hatte. 

Peter  von  Osterwald  Hess  1766.  unter  dem  Na- 
men Veremund  v.  Loch  stein  auf  landesherrlichen 
Befehl  ^  Gründe  sowohl  für  als  wider  die  geistliche 
Jmmnnität     in     eeitlichen     Bingen     (Strasburg)     erschei- 

*)  Den  Grundgedanken  dieses  Oesetzes setzt  eine  Denkschr.  des 
^  ei  Sil.  Rathes  ▼.  30.  November  1769.  auseinander  Handschr. 
d.  KOnigl.  Bibl.  zu  MOnchen  Cod.  bavar.  no.  389.  fol.  94., 
während  nämlich  der  Ober  das  Gesetz  klagende  Episcopat  behauptete: 
»Die  Bischöfe  haben  die  macht  Ober  die  Ehe  Oesäz  zu  geben  und  zu 
lichten  nnmitlbahr  von  Gott..  Das  Eheversprechen  seye  ein  Annexum 
der  £he  und  quasi  spirituale,«  fflhrt  die  Denkschr.  aus:  »Die  Fürsten 
bähen  die  Macht,  tlber  Civil  Contracte  ges&ze  zu  geben  und  %vl  richten 
von  Oott.  Die  Ehe  ist  ihrem  Wessen  nach  nichts  als  ein  Civil  Contractu 
Die  Erhebung  zum  Sacrament  hat  die  Macht  der  Fürsten  nicht  be- 
Bchrenckt.  Regnum  meum  non  est  de  hoc  mundo  sagt  Christus,  also 
auch  nit  der  Bischöfe  ihres.« 

'}  Wilhelmi  a.  a.  0.  Cod.  bav.  No.  391. 
*)  Kreittmayr,  Annot  ad  Cod.  civ.  —  5.,  575. ;  namentlich  aber 
S.  602.  ff.    Eine  Declaration  erfolgte  durch  das  Generalmandat 
V.  10.  Mai  1765.,  eben  das.  S.  606.  f. 

*)  Vgl.  die  gute  üebersicht  bei  Zschokke  a.  a.  0.  4.,  216.  ff. 
*)  Vgl.  auch  L  i  p  0  w  s  k  y  Gesch.  d.  Jesuiten  in  Baiern  (München 
1816.)  2.,  280.  f. 

*)  cit.  Ber.   d.  geistl.  Raths    an  Karl   Theodor  An- 
lage IL 
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nen  ^);  die  schon  von  den  agilolfingischen  Fürsten  ver- 
tretenen Kirchenrechte  wurden  historisch  beleuchtet  und 
zu  folgenreichen  Consequenzen  für  die  Befugnisse  des  Chur- 
fiirsten  ausgenutzt').  Kreittmajr  endlich  gab  in  seinen 
Anmerkungen  zu  den  von  ihm  redigirten  baierischen  Gesetz- 
büchern ein  vollständiges  System  des  Kirchenrechts,  welches 
auch  die  von  Maximilian  Joseph  erlassenen  Gesetze 
mit  verarbeitete  und  vertheidigte  •). 

Freilich  richtete  sich  auch  dagegen  die  Opposition  der 
Geistlichkeit,  die  den  Boden  unter  den  Füssen  wanken 
fühlte^).    Der  Bischof  von  Frei  sing  liess  das  Verbot  von 


^ 


')  Vgl.  darüber  Ereittmajr  Annot.  ad  Cod.  civ.  6.,  567.  f. 
Eine  Inhaltsobersicht  der  Schrift  in  Nova  acta  eccles.  7.,  1069.  ff, 
Derselbe  Autor  verfasste  unter  dem  Namen  J.  0.  Keuberger  eine 
Abhandlung  yon  den  Einkauften  der  Klöster  und  dem  Amortisations- 
gesetze. 

')Vertheidigte8  Jus  regium  der  Herz,  in  Bayern 
(Frankf.  a.  Leipzig  1768.). 

')  Auf  ihm  beruht  die  Darstellung  yon  Moser  Landeshoh.  im 
Oeistl.    S a r 1 0 r  1  Geistl.  Staatorecht  und  Warnkönig. 

*)  Characteristisch  für  die  damalige  Zeit  ist  die  Axt,  wie  die 
Kirche  gegen  die  herrschende  Meinung  anzukämpfen  suchte.  Auf  dem 
Qymnasiym  zu  Landshut  Hessen  die  Jesuiten  ein  Drama  aufführen, 
in  dem  das  alte  Baiem  an  das  »neue  Baiernc  die  Aufforderung  richtet, 
alle  Feinde  zu  bekämpfen.  Zu  diesen  gehören  namentlich  die  Pseudo- 
politici,  welche  in  einer  Aria  folgendermassen  characterisirt  werden: 

»Sunt  homines  profani 

Qui  Deum  nescinnt 

Aut  pseudo-christiani 

Qui  fidem  negligunt, 

PriTati  lucri  cura, 

Est  Ulis  unica, 

Religionis  iura 

Sunt  vana  nomina 

In  templis  si  quid  splendor 

Jam  est  perditio. 

Ad  aras  si  quid  pendet. 

Est  superstitio 

Dum  Romae  jussis  pares 

Te  dicent  timidum, 

Si  audax  repugnares 

Yocarent  masculum  etcc 
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Osterwalds  Buch  an  alle  Kirchenthüren  seines  Sprengeis 
schlagen  ^),  aber  der  Churfiirst  befahl  das  Abreissen  der 
Freisingischen  Erklärung,  weil  das  von  den  kirch- 
lichen Autoritäten  verurtheilte  Buch  nicht  Glaubensange- 
legenheiten sondern  landesfurstliche  Rechte  behandle,  und 
das  Verbot  des  Bischofes  selbst  gegen  diese  Verstösse  '). 
Ja  als  eine  neue  Auflage  des  Buches  veranstaltet  wurde, 
übernahm  der  Churfiirst  die  Durchsicht ') ,  und  ernannte 
den  Verfasser  zum  Mitgliede  seines  geistlichen  Rathes  ^). 

Ebenso  würde  i.  J.  1756.  die  Beschwerde  des  Bischofs 
von  Augsburg  über  die  beiden  anderen  genannten 
Schriften  und  die  darin  enthaltenen  ^fährliche  und  den 
bischöflichen    Gerechtsamen    höckstnachiheüige   Lehrsätze  ^) 

Sp&ter  treten  dann   die  Pseodopolitiker  auf.      Sie  werden   yon 
Baiem  nach  ihrem  ürtheile  Ober  dasselbe  gefragt  und  antworten: 

»Madame  1  loquor  franchement 
Sans  fa^on,  sans  compliment. 
Bayaria  multum  habet  superstitionis, 
Parum  artis  et  eruditionis: 
Superstitio  se  inopem 
Inscitia  facit  nobilem.« 
Im  Gefolge  der  Pseadopolitici  befinden  sich  der  »Judaismus,  In- 
diüerentismus,  Lutheranismus, c    die  durch  jene  Eingang  in  Baiern 
finden  wollen.    Dieses  aber  richtet  an  die  Pseudopolitici  and  ihre  Ge- 
nossen eine  fulminante  Ansprache,  und  vertreibt  sie  aus  dem  Lande; 
abgedruckt  in  N  o  t  a  acta  e  c  c  1  e  s.  Bd.  7.  S.  78.  ff.    Uebrigens  er- 
liess   der  Churfarst  dagegen  unter  dem  26.  September  1764.  ein  Re- 
script  an  den  JesuitenproTincial ,  durch  welches  dem  Verf.  des  Drama 
das  Land  verboten  und  eine  Censur  für  alle  kanftigen  Comödien  an- 
geordnet wurde,  eben  das.  92.    Auch  wurde  das  Land  durch  die  De- 
daration  ▼.   16.  Januar  1767.  betreffs   der  »ausgestreueten   GerOchte 
wegen  des  gefährlichen  Aussehens  iür  die  kath.  Religion  in  diesem 
CSiorfÜrstenthum«  beruhigt,  e  b  e  n  d  a  s.  S.  100. 

')  am  18.  August  1766.  auch  abgedruckt  in  Noya  acta  eccles. 
Bd.  8.  S.  95. 

')  »Gleichwie  wir  demnach  obiges  Verboth  anders  nicht,  als  fftr 
einen  offenbaren  Eingriff  in  unsere  Landshoheitsrechte  ansehen  können, 
80  deelariren  Wir  solches  auch  hiermit  fflr  null  und  nichtig.«  abge- 
druckt in  N  0  y  a  a  c  t  a  e  c  c  1.  8.,  97.  ff. 

*)  VgL  Westenrieder  Gesch.  d.  Baier.  Akad.  d.  Wissensch. 
(München  1807.)  1.,  240. 

^)  Zschokke  a.  a.  0.  4.,  218. 

*)Handschr.  d.  K.  Bibl.  s.  Manchen  G o d.  b a ▼. No. 2178. 
fol.  69. 
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im  Auftrage  der  Regierung  durch  den  trefflichen  Lori  ein- 
fach zurückgewiesen  y  da  man  dem  Staate  unmöglich  zu- 
muthen  könne,  Bücher,  die  sein  Interesse  vertreten,  zu  ver- 
bieten, um  damit  dieses  selbst  seinen  Feinden  und  Gegnern 
au£suopfem  ^) ;  ja  Lori  schöpfte  aus  eben  diesen  Be- 
schwerden lediglich  die,  auch  dem  Landesherrn  mitgetheilte 
Ueberzeugung ,  dass  sie  nur  datier  ihren  Ursprung  genom- 
men, weil  die  Bayr.  Landesverfassung  gar  nicht  oder  nur 
obenhin  mit  Vorurtheüen  von  Ausländem  und  der  Landes- 
historie  unbewanderten  Versöhnen  eingesehen  wird ;  und  er- 
klärte eine  Bearbeitung  derselben  in  der  gedachten  Bezie- 
hung fUr  nöthig,  deren  Resultate  oder  Vorarbeiten  zweifels- 
ohne in  seinen  Sammlungen  zum  Baierischen  Kirchenrecht 
vorliegen,  die  nie  gedruckt  worden  sind,  aber  nach  der 
Handschrift  die  wesentliche  Grundlage  unserer  obigen  Dar* 
Stellung  der  baierischen  Eirchenverhältnisse  bilden. 

Der  Zustand  der  baierischen  Kirche  unter  der  Regie- 
rung Max  Josephs  wird  kaum  besser  illustrirt  werden 
können,  als  durch  Betrachtung  der  zahlreichen  Beschwerde- 
punkte, welche  die  Prälaten  i.  J.  1772.  seinem  Nachfolger 
CarlTheodor  entgegenirugen  '),  und  die  allerdings  durch 
die  uns  überlieferten  Urkunden  in  vielen  Beziehungen  eine 
Bestätigung,  durch  den  jämmerlichen  Zustand  des  Clerus 
eine  Rechtfertigung  erhalten  '). 

Nicht  nur  dass  über  die  oben  erwähnten  Verordnungen  ^) 

')Haiid8chr.  d.  K.  Bibl.  zu  München  Cod.  bav.  No. 
2178.  fol.  63.  ff.  Lori  erwiderte  ferner:  »Ist  kaum  zu  glauben,  dass 
die  Churf.  die  Gerechtsame  so  sie  tou  den  vorigen  in  der  ganzen 
Christenheit  ihrer  Frömmigkeit  und  Religions  Eiffer  wegen  bekannten 
Herzogen  so  rechtmässig  ererbt,  durch  die  Römische  Congregationem 
Immunitatis  so  leichterdinge  sich  aberkennen  lassen  werde." 

')  Handschr.  d.  König  1.  Bibl.  z.  Mtlnchen  Cod.  bav. 
Ko.  2178.  fol.  71.  ff.    Abgedruckt  Beil.  III. 

s)  Siehe  Beilage  II. 

^)  üeber  verschiedene  Punkte  hatte  sich  der  Bischof  von  Augs- 
burg schon  17ö5.  beschwert;  so  auch  über  die  Verletzung  des  Asyl- 
rechtes; denn  die  Verbrecher  würden  aus  den  Pfarrh&usern  geholt 
und  nach  München  gebracht,  »und  obgleich  dortbin  die  aliertriftigste 
Vorstellung  pro  restitutione  ad  locum  und  auch  mit  Androhung  deren 
Censuren  geschehen,  ...  so  ist  nichts  desto  weniger  die  ...  kahle  Ant- 
wort von  dem  Churf.  Ilojfrath  dahin  erfolgt,  dass  gem&ss  churf.  Man- 
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and  ihren  mit  äussersten  Zwangsmassregeln  erwirkten  Voll- 
zug Klage  geführt  wird :  kaum  irgend  ein  Punkt  der  kirch- 
lichen Disciplin  wird  als  von  den  landesherrlichen  Anord- 
nungen unberührt  dargestellt. 

Der  geistliche  Rath  masse  sich  durchweg  das  bischöf- 
Uche  Amt  an  ^) ;  er  reformire  die  Klöster '),  bestrafe  die 
Gastlichen  y  ohne  auch  nur  den  Ordinarien  Kenntniss  da- 
von zu  geben,  unterwerfe  die  bischöflichen  Verordnungen 
seiner  Prüfung ,  ebenso  wie  das  churfürstUche  CensurkoUe- 
gium  von  den  Bischöfen  approbirte  Bücher  verbiete  und 
verbotene  den  Gläubigen  zu  lesen  und  zu  drucken  ver- 
statte *). 


dates  die  Pfarrhäuser  sothane  Recht  nicht  gaudirten.«  Deswegen  habe 
der  Bischof  sich  nach  Rom  gewandt;  Hand  sehr.  d.  £.  Bibl.  sn 
Manchen  Cod.  bay.  No.  2178.  fol.  58.  v. 

'}  1744.  Ordnung  fOr  YotiTmessen ,  Lori  a.  a.  0.  27;  1772. 
Dispensation  roh  der  Residenzpflicht  für  einen  Pfarrer,  L.  141;  1767. 
Abschaffung  des  yom  Bischöfe  yerordneten  Trauergeläntes,  L.  70. 

*)  1769.  Reformationsdecret  an  d.  Baier.  Franziskaner  Proyinzial 
Lori  a.  a.  0.  180. 

*)  I.  J.  1769.  wurde  der  Verkauf  mehrerer  gegen  die  landesherr- 

lichto  Eirchenrechte  gerichteter  BQcher  bei  60.  fl.  Strafe  yerboten, 

weil  >in  denselben  irrige  und  grundfidsche  Maximen  in  Betreff  der 

GrAnaen  beiderseitiger  M&chte  aufgestellet,  die  Rechte  der  weltlichen 

Staaten  auf  eine  yerw&gene  Art  angetastet  und  yerftchtlich  behandelt, 

die  Autorität  der  geistlichen  Macht  hingegen  und  das  Regiment  der 

Kirche  mit  einem  politischen  confundirt  und  dadurch  ihr  geheiligtes 

Ansehen  herab-   und  den  Calumnien  ihrer  Feinde  ausgesetzt  wird,€ 

Samml.  d.   neuesten   u.   merkwürdigsten   churb-aier. 

Generalien  u.  Landesyerordn.  (Manchen  1771.)  616.  —  Aach 

Inf  die  mflndlichen  Aeusserungen  erstreckte  sich  die  Gensur.    Vgl. 

1766.    Verbot  über  landesherrliche  Gerechtsame  zu  predigen,  L.  86.; 

1764.    An  d.  Jesuiten proyiocial ,  einen  Pater  wegen  eines  ärgerlichen 

in  Schulen  aufgeführten  Schauspieles  des  Landes  zu  verweisen;   die 

Komödien  und  die  zu  druckenden  Bücher  yon  der  Reg.  in  Landshut 

censiren  zu  lassen,  L.  23.  siehe  auch  oben  S.  264.  f.;   1766.    Einen 

Franziscanerlector  wegen  eines  in  Schulen  behaupteten  Lehrsatzes  zur 

TerantwortuDg  zu  ziehen,  L.  23.;   übrigens  wurde  eine  Censnr   des 

Landesfflrsten   von  jeher  auch  gegen  kirchliche  Bücher  gehandhabt 

Vgl   1676.     An   d.    Rath   z.   Kürnberg  wegen  eines  von  einem 

iMiyerischen  Franziskaner  mit  Anzüglichkeiten  gedruckten  Buches,  Lori 

a.  a.  O.  16;   1676,   Verbot  ohne   geistliche  Rathscensur  Bücher  zu 

drucken,  ebendas.;  1683.  wiederholt  für  München,  L.  19;  1686. 

S.  Friedberg,  D.  Mifibr.  d.  geUtt.  Amtagewalt  17 
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Das  Concil  von  Trient  wird  als  in  Baiem  nicht  pufa- 
licirt  und  seine  Decrete  als  für  dieses  Land  unverbind- 
lich dargestellt^),  die  mit  den  Bischöfen  abgeschlossenen 
Concordate  als  vom  Staate  ertheilte  Privilegien. 

Das  Placet  umfasse  alle,  auch  rein  geistliche  Fragen 
betreffende  kirchliche  Anordnungen,  der  Recursus  ad  prin- 
cipem  entziehe  den  Glerus  der  bischöflichen  Disciplin  und 
schwäche  den  Gehorsam  '). 

Die  Besteuerung  der  Geistlichen  durch  die  Bischöfe 
sei   behindert ') ,    die   Freiheit   der   Prälatenwahlen    schon 


die  dritte  Regel  d.  heil.  Franz  darf  fOr  die  Minoriten  gedruckt  aber 
nicht  verkauft  werden,  e  b  e  n  d  a  8. ;  1610.  Oeistl.  Rathes  Bewilligung 
zum  Drucke  eines  Gebetbuches,  L.  16.;  1639.  desgl.  L.  16.  v.;  1681. 
Klöster  sollen  Kataloge  ihrer  Bibliotheken  einschicken,  L.  16.  ▼.;  All- 
gemeine Einsch&rfungen  der  Gensur  finden  sich  1616—1689.  16^. 
(für  Manchen),  1651.  L.  16.  v.;  1626.,  L.  17. 

']  Vgl.  dazu  dieDenkschr.  d.  geistl.  Rathes  vom  80. 
November  1769.  Handschr.  d.  Königl.  Biblioth.  in  Mflnchen 
Cod.  bavar.  No.  389.  fol.  98.  v.:  »Sonst  wird  Oberhaubt  widersprochen 
das  in  Bayrn  extra  res  fidel  das  Trident.  Concilium  schlechterdings 
angenohmen  worden,  da  man  factis  ipsis  villen  stücken  bis  heutigen 
Tag  contradiciert  hat,  und  eine  bischöfliche  Pnblikatlon  allein  sine 
pladto  regio  den  LandsfQrsten  nicht  binden  kan.< 

*)  Vgl.  1757.    An  geistl.  Rath  in  Gonstanz  wegen  Mftssigkeit 
des  Kirchenbannes  in  streitigen  landesherrlichen  Sachen,  Lori  a.  a. 
0.  863.  V. ;  1757.  An  B.  v.  F  r  e  i  s  i  n  g  wegen  nichtig  verh&ngten  Inter- 
dictes  auf  einen  Altar  zu  J.  und  Absetzung  des  Dechanten,  L.  859.  v. ;  — 
Vgl.  Kreittmayr,  Annot.  ad  Cod.  civ.  —  5,  632:   >In  weltlichen 
Sachen  hat  keine  Censur  statt,  und   man  begegnet  der  geistlichen 
Obrigkeit)  welche  sich  dergleichen  anmasset  ....  hier  zu  Land  . .  mit 
Sperrung  der  Temporalien,  Decret.  elect.  4.  Hart  1640.  et  6.  May  1670.« 
Vgl.  auch  namentlich  ebendas.  S.  688.:   »Der  Recurs,  welcher  sowohl 
von  geistlichen  als  weltlichen  Personen  gegen  die  geistliche  Obrigkeit 
in  offenbaren  Bedrückungen  ad  tribnnal  regium  genommen  und  tob. 
katholischen  Authoren  selbst  gut  geheissen  wird,  beruht  entweder  aoC 
einem  privilegio  pontificio  speciali  oder  auf  dem  jure  protectionii  vel 
defensionis  mere  naturalis  et  extrajudicialis ,  welche  der  König  ode^ 
Landesherr   den   seinigen   sowohl   geistlichen   als  weltlichen  Standet 
schuldig  istc  ~  Vgl.  auch  Kreittmayr,  Annot  ad  Cod.  jnr  Bar* 
Judic.  p.  20.    Moser,   Von  der  Landeshoh.  in  geistl.  S.  263.    cit« 
Bericht  des  geistlichen  Raths  Anlage  II. 

*)  1768.  An  Reg.  z.  Burghausen,  Landshut  und  Siran' 
hing,  auf  welche  Art  zum  Passaner  Seminar  ein  Beitrag  bewilli|^ 
sei,  L.  28.    Vgl.  1770.  Gehraths  Signatur  wegen  der  den  Mendicanlei» 


n.  Ton  1517—1806.    c.  Baiern.  259 

durch  AusschliesBuiig  der  Ausländer  unterprabeD,  der  Glerus 
in  Strafsachen  zam  Erscheinen  vor  weltliches  Gericht  ge- 
swongen ;  und  in  letzter  Instanz  sichere  die  von  Staatswegen 
▼erhjingte  Temporaliensperre  den  staatlichen  Eingriff  vor 
jedem  Widerstände  ^). 

Auch  Karl  Theodor,  wie  eifrig  er  immerhin  der 
katholischen  Kirche  anhängen  mochte  '),  zeigte  sich  wenig 

f&r  d.  J.  1770  zugestandenen  Sammlung,  L.  180.;  i.  J.  1755.  beschwerte 
sich  der  B.  v.  Augsburg,  wegen  des  Baierischen  Verbotes  su  den 
Seminarien  beizutragen;  sp&ter  sei  das  Seminaristicum  freilich  auf  I. 
Jahr  bewilligt  worden,  aber  mit  der  dem  Bischöfe  auferlegten  Yer- 
piichtang,  es  nar  fOr  baierische  Unterthanen  zu  verwenden,  und  Aber 
den  Status  seminarii  Bericht  zu  erstatten.  Dies  habe  der  Bischof  nicht 
gewollt,  und  so  sei  die  Erhebung  ganz  unterblieben ,  H  d  s  c  h  r.  d.  E. 
Bibl.  z.  Manchen  Cod.  bay.  No.  2178.  Fol.  56.  Lori  erwiderte 
daranf  im  Auftrage  der  Regierung,  die  baierischen  Herzoge  hätten  be- 
itiodig  fftr 'Seminarien  gesorgt;  daher  h&tte  es  sich  bei  dem  Verbote 
lach  gar  nicht  darum  gehandelt,  sondern  >dass  man  dem  Churf.  durch 
eigenmächtige  Bischöfl.  Verordnungen  das  Recht  nicht  abspanne  in  die 
fremde  Besteurung  seines  Cleri  zu  sprechen  und  die  Verwendung  dieser 
Oelder  hinreichende  Einsicht  zu  nehmen. c 

')  Vgl.  1757  an  d.  B.  t.  Regensburg,  dass  einem  Dechanten, 
der  sich  in  die  Verlassenschaft  der  Cooperatoren,  resignirter  Pfarrherrn 
und  der  Pfurrköchinnen  gemischt,  die  Temporalien  gesperrt  worden 
•eien,  Lori  295.  — .  Ich  führe  noch  folgende  Urkunden  zur  Regierung 
Maximilian  Josephs  an:  1745.  an  d.  Prälaten  z.  E b  r a c h, 
dass  er  vor  dem  Eintritt  in  Baiern  zum  Zwecke  der  Visitation  landes- 
fikrstliche  Einwilligung  nachsuchen  mQsse,  L.  347;  1749.  Anweisung 
zu  besserer  Beobachtung  der  Statuten  an  d.  Chorstift  zn  Freising, 
L.  104.  ▼.;  1756.  desgl.  an  d.  Chorstift  z.  Straubing,  ebendas.; 
1756.  der  geiiftliche  Rath  soll  den  Ungehorsam  des  Dechanten  in 
Fragen  verweigerter  Capitalrechnung  ahnden,  L.  273;  1757.  dem  Erzb. 
y.  Salzburg  nicht  das  Recht  zuzugestehen,  in  Klöstern  Admini- 
stratoren aufzustellen,  L.  269;  Verbot  an  den  Propst  z.  J.  vor  dem 
Ordinariat  F  r  e  i  s  i  n  g  auf  Vorladung  zu  erscheinen,  L.  852;  Ahndung 
an  den  geistlichen  Rath  in  Regensburg  wegen  Anmassung in  Pfarr- 
bansachen  in  d.  Oberpfalz,  L.  261;  1759.  an  d.  Ordinariat  Konstanz, 
warom  den  Bischöfen  die  Verhandlungen  geistlicher  Verlassenschaften 
nicht  gebahre,  und  dass  die  Bischöfe  dieselbe  nicht  mit  Gewalt  an 
sich  reissen  sollten,  L.  295;  1762.  an  den  Erzb.  v.  Salzburg,  dass 
man  eine  privative  bischöfliche  Visitation  nicht  gestatten  könne,  L.  887.  v.; 
1768.  Oeh.raths  Resolution,  bei  Aufnahme  neuer  Kirchenkapitalien  sei 
der  Consens  des  Ordinarius  unnöthig. 

>)  Vgl.  Bauer,  Die  kirchl.  RegierungsgrundsftUe  Karl  Theodors 

17* 
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bereit,  den  bischöflichen  Forderungen  nachzukommen.  Zwar 
war  er  bitterer  Feind  jeder  freien  geistigen  Regung  und 
somit  auch  der  Richtung,  welche  unter  seinem  Vorgänger 
zur  Herrschaft  gelangt  war  ^),  zwar  trat  er  bei  Errichtung 
der  Münchener  Nuntiatur  den  Bestrebungen  des  deut- 
schen Episcopates  durchaus  gegenüber,  aber  das  erstere 
doch  hauptsächlich,  weil  er  für  sein  schmähliches  Staats- 
regiment fürchtete,  das  andere,  weil  ihm  die  deutsche  Kirche 
eben  so  wenig  am  Herzen  lag,  als  das  nicht  in  seiner 
natürlichen  Nachkommenschaflt  forterbende  Baiemland, 
und  doch  nicht  ohne  grosse  Seitens  der  römischen  Kurie 
gebrachte  Geldopfer,  die  freilich  in  der  für  diese  bequemen 
Gestalt  einer  dem  Churfürsten  verwilligten  Besteuerung 
seines  Xiandesclerus  auftraten  ').  Auch  mochte  dem  Chur- 
fürsten dabei  die  Idee  nicht  fern  liegen,  seine  Länder,  wenn 
sie  der  Aufsicht  des  Münchner  Nuntius  untergeben  würden, 
von  der  Gewalt  der  benachbarten  reichsunmittelbaren  Bi- 
schöfe zu  befreien,  zumal  er  die  Ernennung  von  Vioarien 
für  ihre  baierischen  Diöcesanantheile  weder  von  ihnen  noch 
in  Rom  hatte  erlangen  können  '). 

Jedenfalls  hielt  er  an  den  von  Maximilian  Joseph 
behaupteten  Kirchenhoheitsrechten  im  Grossen  und  Ganzen 
fest  —  wenn  er  sich  auch  zu  mancherlei  Goncessionen  im 
Einzelnen  bewegen  liess,  und  sich  jesuitischen  Einflüssen 
nicht  zu  entziehen  vermochte  ^).  — 


Jena  1868.    Inangnral-Dissertat.)    H  ft  u  s  s  e  r ,  Gesch.  d.  rhein.  Pfitls. 
(Heidellferg  1845.)  2.,  934.  ff. 

>)  Wie  kahn  die  jesnitische  Richtung  sofort  das  Haapt  wieder 
erhob,  beweist  die  von  dem  Freisinger  Ordinariat  verfflgte  Yerhaftong 
Westenrieders  wegen  seines  »Inbegriff  der  Religion t,  Schlosser 
XVm.  Jahrh.  3.,  277. 

*)  Breve  ▼.  6.  Dez.  1787.,  wodurch  die  Fortsetsang  der  »Ded- 
mation  der  Geistlichkeit  gew&hrt  wurde.  Dieselbe  brachte  i.  J.  1786. 
ein  495,868.  Ü  31.  kr.  in  den  folgenden  Jahren  114.  bis  115,000.  fl., 
Zschokke  a.  a.  0.  4.,  851. 

'*)  Stigloher  a.  a.  0.  60.  ff:  —  Vgl.  übrigens  Mensel  a.  a.0. 
XII,  1.  819.  ff. 

^)  Das  bezeugt  namentlich  das  Verfahren  des  Cabinets  in  der  An- 
gelegenheit des  Hofkriegsraths-Secretftr  Zaupser.  Dieser  veröffent^ 
lichte  mit  Erlanbniss  der  Censur  eine  Ode  anf  die  Inquisition;  darauf 
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Die  Nene  Ordnung  des  churfürstlichen  geist- 
lichen Rathes  y.  J.  1779.  schärft  das  landesherrliche 
Decret  vom  3.  April  1770.  bezüglich  des  Placet  aufs  Neue 
ein^)  und  bestimmt  im  Art.   17.: 


erfolgte  am  11.  October  1780.  ein  Rescript  an  die  Ober-Landes-Regie- 
ruDg,  wonach  alle  Exemplare  der  Schrift  zu  confisciren,  Zaupser  aber 
»Torsurafen  und  ihm  seine  gegen  die  Religionsverfassung  schnurgrad 
anttosiende  Schreiberei  nicht  nnr  scharf  zu  verweisen,  sondern  auch 
demdben  zu  ötfientlicher  Ablegung  der  christlich-kaÜioHBchen  Glau- 
beot-Profession,  weil  man  seiner  Religion  halber  zu  zweifeln  billig  Ur- 
saeh  hat,  bei  gesessenem  Pleno  anzuhalten;  mit  dem  ernstlichen  Auf- 
trage, dasa  er  in  Zukunft  bey  Vermeidung  anderweiten  schweren  Ein- 
sehens  in  dem   Religions-   und  theologischen  Fache    heimlich  oder 
Mtatlich  au  schreiben  sich  um  so  weniger  unterfangen  solle,  als  er 
weder  den  Beruf  noch  aus  Mangel  der  erforderlichen  Wissenschaft 
and  Pmdens  die  geringste  Anlage  hiezu  hat    Wie  dann  auch  heute 
dem  Hof-Kriegs  Raths  Directorio  der  Auftrag  geschehen  ist,  erwähnten 
Secretarium  Zanbser  mit  der  Kanzlei-Arbeit  soweit  zu  beschäftigen, 
damit   zu   theologischen   und  anderen   ausschweifenden   Schreibereien 
keine  Zeit  Obrig  bleibe.«    Schlosser  XVni.   Jahrb.  8.,  288.    Die 
Yerfolgungen  der  Liberalen  nahmen  dann  einen  grossartigen  Massstah 
an,    als  die  XUuminatenriecherei  in   Schwang  kam,   ygl.   eben  das. 
813.  ff.    Auch  der  geistliche  Rath  hatte  sich  beständig  gegen  geheime 
Denonciationen  zu  yerantworten,  vgl.  cit  Bericht  in  Anlagen. 
')  Art  4.:  »Und  ob  zwar  den  Ordinariaten  aus  anmittelbaren  Ge- 
richten  in  pur  geistliehen  Sachen  die  gesetzgebende  Gewalt  von  Gott 
directe  und  ganz  unabhängig  von  der  weltlichen  anvertraut  ist,  so  will 
doch  in  einem  wohlein gerichteten  Staate  die  gute  Ordnung  erforderui 
daas  All  Jenes,  was  hierin  gebothen,  oder  yerbothen  werden  will,  alle- 
mal Ton  S.  chorf.  Durchl.  als  Landesherrschaft  insinuirt  werde,  damit 
bdehatdieselben  gemäss  hOchstderoselben  obhabenden  hödisten  Schuta- 
gewalt  den  Gottesdienst  und  die  Religion  im  Staate   befördern,  die 
Hindemisse  aus  dem  Wege  räumen,  die  Glaubenslehren  bei  dem  Tolke 
handhaben ,  und  die  ungehorsamen  oder  Verächter  hierinn  zur  Strafe 
sidien  lassen  mögen.    Wie  nun  die  yorgängigen  Gteistllehenrathsord- 
nnngen  schon  dahin  abzielen,  sonderlich  aber  das  jOngst  deft  28.  April 
im  Jahre  1770.  erst  erlassendes  landesherrliches  Decret  buchstäblich 
yermag,  dass  man  in  Landen  zu  Baiern  und  der  obem  Pfalz  geistliche 
Verordnungen  und  Gesetze  gleich  andern  katholischen  Staaten  ohne 
foransgehend-landesherrlicher  Einsicht  und  Genehmigung  ad  effectum 
nicht  mehr  bringen  lassen  werde,  und  wie  dieses  Alles  auch  bereits 
ein-  nnd  andersmal  schon  wirklich  in  Ausflbung  gekommen  ist,  so  hat 
der  geistliche  Rath  noch  ferneres  pfliehtmässig,  und  standhaft  hierauf 
zu  halten,  sohin  kein  Ordinariatspatent  affigiren  zu  lassen,' welches 
nicht  Tor  der  Promulgation  hieher  eingesandt,  der  gelstliebe  Bath  dar- 
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Im  Chunde  sind  die  Qeistlichen  nickt  minder  als  die 
Layen  ünterthanen  des  Stacks.  Ihr  Amt,  welches  sie  dem 
Ministerio  divino  widmet,  aerreisst  ihren  Verband  mit  der 
bürgerlichen  Societät  nicht,  sondern  knüpfet  ihn  nur  desto 
enger.  Der  Fürst  stellt  in  Ansehen  ihrer  von  einer  Seite 
den  Landesherm,  und  von  der  andern  den  Schutz-  und 
Schirmherm  vor.  In  jeder  Art  von  beiden  ist  er  ihnen 
Schutz  schuldig:  hier  als  Ünterthanen  des  Staats,  dort  als 
Diener  der  Kirche  qua  custos  et  vindex  canonum.  Die  Ge- 
walt, oder  das  Unrecht,  so  man  ihnen  anihut,  mag  nun  her- 
kommen woher  es  wolle  Vi  das  Schutzrecht  hol  allemal  da- 
gegen statt;  denn  man  verfährt  hierin  niemals  Entscheidungs- 
sondern  nur  blos  manutenenzweise.  Der  Landesherr  wird 
nicht  als  Biehter  von  der  Sache  aufgefordert,  sondern  bloss 
um  Schutz  und  Beistand  gegen  Gewalt  implorirt,  den  man 
dem  geistlichen  Becurrenten  non  servato  iuris  ordine  et  via 
facti  anthun  will.  Der  geistliche  Bath  hat  jedoch  in  derley 
Becurssachen  niemal  eigenmächtig  zu  handeln , .  sondern  den 
Fall  allemal  an  Ir  Churfürstl.  Durchlaucht  selbst  gelangen 
zu  lassen,  bei  Instruirung  desselben  aber  vorzüglich  darauf 
anzutragen,  dass  man  eher  keinen  Beeurs  annehme,  bis  nicht 
vorher  von  dem  Becurrenten  die  angebliche  violentia  et  non 
servatus  iuris  ordo  beglaubigt  werde  V;  ^^l  9(^  oft  g^ 
schiehet,  dass  muthwiUig-  und  nichtswürdige  Geistliche  den 
Beours  oft  nur  dazu  misbrauchen,  damit  sie  hier  unter  dem 


über  fSrdemmst  deliberirft,  and  ex  Intimo  Resolatioii  erhollet  hat.  Sb 
wäre  denn  dass  sieh  ftUobald  ergebe,  dass  solchee  nicht  offenbar  and 
wesentlich  in  die  landsfQrBtliehen  Hoheitsrecfate  eingreife,  wekhenlalls 
die  Verkündignng  oder  Anheftang  nicht  zo  erschwem,  oder  sa  be- 
hindern, sofolgendes  dae  Jos  cayendi  eben  nicht  streng  gepflogea 
werden  BoUe,  sondern  alsdann  unverfänglich  jedoch,  nachgesehen  werden 
mag.« 

^)  Hiesu  die  Anmerkung:  Geist  1.  Raths  Protocoll  ▼.  J«. 
1677.  pag.  78.  auf  den  Recurs  des  Pfarrers  zu^K  Öse  hing  war  denn 
Bischöfe  bedeutet:  »Er  solle  es  gegen  die  Geistlichen  nicht  au  wei^ 
treiben,  and  den  Pfarrer  a  suspenso  absolviren.  ebendas.  »der  Bi-^ 
schof  zuBegensbnrg  solle  die  Geistlichen  nicht  so  oft  prt>ce88iren^ 
dtiren,  incarceriren,  ja  gar  excommuniren.« 

')  Dazu  die  Anmerkung:  8o  geschsh  es  L  J.  1772.  in  der  BeeorS'^ 
Sache  des  Pfsrrers  von  Ehring  und  des  Pfarrers  zu  Haushei 
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Sckuice  des  geistlichen  Ansehen  der  landesherrlichen ,  dort 
aber  durch  den  Arm  der  weltlichen  Macht  der  geistlichen 
desto  freyer  ungehorsam  seyn  können  y. 

Auch  die  von  dem  Ghurfürsten  mit  dem  Bischöfe  von 
Augsburg  im  April  1785.,  mit  dem  Bischöfe  von  Begens- 
burg  am  13.  November  1789.  abgeschlossenen  Concor- 
date  ^  legen  für  die  Aufirechterhaltung  der  iura  circa  sacra 
gewichtiges  Zeugniss  ab. 

Der  Landesherr  erkennt  darin  die  der  Kirche  und 
ihren  Bischöfen  zustehende  unmittelbare  Gewalt  und  Ge- 
richtsbarkeit in  Allem  an,  was  die  Glaubens-  und  Sitten- 
lehren, die  heil.  Sacramente  und  was  damit  verknüpft  ist, 
und  die  Mittel  -zitt  Erreichung  des  übernatürlichen  Zweckes 
des  Christenthums  betriffiL 

Um  aber  seine  Schutz-  und  Advocatiepflichten   bethä- 

')  Die  geistliche  Rathsinstruction  y.  25.  April  1783. 
§.  8.  handelte  gleichfalls  vom  Recursas  ad  principem :  >4)  so  hat  man 
die  geistlichen  Obrigkeiten  bey  Ihrem  Amtsansehen  and  authoritet 
sllenregeo  sn  schätzen  and  zu  manateniren,  sofort  ihren  antergebenen, 
wenn  sie  sich-  Ober  angerechte  Bedrückung  oder  Verfolgung  wieder 
sie  beklagen,  so  leichterdings  kein  Gehör  zu  geben,  sondern  dieselbe 
Kom  schaldigen  respect  und  gehorsam  anzuweisen  oder  wenigst  gegen 
die  Obern  ohne  ihrer  yorläufigen  Vernehmung  nichts  yerfl&ngliches  zu 
besehliessen ,  auch  keine  Weitläufigkeiten  hierin  gestatten,  yiftlweniger 
kostbar  local  üntersachungen  anzunehmen,  sondern  dergleichen  EUUidel 
fia  brerissima  za  applainiren  and  in  dubio  allzeit  mehr  den  obem.als 
dem  untergebenen  Beyfahl  zu  geben,  sohin  auf  diese  weise  sowohl  bey 
dem  dero  saeculari  als  regulari  die  gute  Ordnung,  Disciplin  und  Sub- 
ordination zu  erhalten.« 

*)  Nach  den  oben  8.  286.  erwähnten  Concordaten  sind  folgende  in 
Baiem  geschlossen  worden:  1774.  Vergleich  mit  sftmmtlichen  Ordina- 
riaten deren  Sprengel  sich  in  die  baier.  Lande  erstrecken  in  Betr.  der 
Prälaten-  and  anderer  Elosterwahlen  bei  Mayr  General.  Samml.  4., 
779.;  1776.  Vergleich  mit  denselben  die  Sponsalien  betr.  eben  das. 
T.  J.  1784.  8.  148.  1786.  Recess  zw.  d.  Churf.  y.  Pfalzbaiem  u.  d. 
Chorf.  ▼.  Trier  als  B.  y.  Augsburg  die  geistl.  Gerichtsbarkeit  in  d. 
Pfiüzbaierisehen  Staaten  Augsbnrgischen  Sprengeis  betr  Mayr  a.  a. 
0. 4.,  819. ;  Erläuterungen  der  Anstände,  die  sich  daraus  ergeben  haben 
1786.  eben  das.  867.;  1789.  Ghurpfalzbaier.  Concordat 
mit  d.  Fflrstb.  y.  Regensburg  herausgegeb.  mit  Anmer- 
kungen y.  einem  Weltpriester  des  Bisthums  Regens- 
burg (Straubing  1760.)  —  die  beiden  letzten  anch  bei  Warnkönig 
die  staatsrechtL  Stell,  etc.  216.  ff. 


264  Erstes  Bach.    Deutschland. 

tigen  zu  können,  sollen  Abschriften  der  zu  erlassenden  Er- 
klärungen in  Glaubens-  und  Sittensachen  vom  Ordinariate 
dem  Landesherm  raitgetheiit  werden,  damit  dieser  sich 
über  deren  Verkündigung  äussere,  und  die  weltlichen  Be- 
amten zu  deren  Handhabung  anweisen  könne.  Andere 
bischöfliche  Verfügungen,  päpstliche  Bullen  und  Breven 
sind  mit  den  nöthigen  Erinnerungen  vorläufig  an  den  chur- 
fürstlichen  geistlichen  Rath  zu  senden,  und  erst  dann,  wenn 
nichts  dagegen  eingewendet  oder  man  sich  verstanden  haben 
wird,  gehörig  bekannt  zu  machen.  Verstösst  ein  Breve  in  Be- 
neficiensachen  gegen  die  bischöflichen  oder  landesherrlichen 
Rechte,  so  wird  der  Landesherr  im  ersten  Falle  den  Bischof 
unterstützen,  im  zweiten  die  Vollziehung  von  dergleichen 
Bullen  bis  auf  seine  Zufriedenstellung  suspendiren.  Ebenso 
heisst  es  unter  der  Rubrik :  Von  der  mittelbaren  geistlichen 
QewaU : 

Der  Landesherr  zweifelt  zwar  nicht  an  der  kirchlichen 
oder  bischöflichen  Gewalt  zu  solchen  geistlichen  Disciplinar- 
gesetzeny  durch  welche  der  Christmensch  mittelst  äusserlicher 
Beligionshandlungen  zur  ewigen  Seligkeit  geleitet  wird.  Da 
aber  in  der  Ausübung  dieser  €rewait  Mittel  ergriffen  werden 
könnten,  welche  mit  der  Beförderung  der  zeitlichen  Glück- 
Seligkeit  nicht  vereinbarlich  sein  dürften,  so  wird  zur  Begel 
angenommen,  dass  ein  solches  Disdplinargesfitz  nicht  eher 
bekannt  gemacht  werden  darf,  bis  mittelst  Correspondenz 
mit  dem  Münchner  geistlichem  Bathe  die  landesherrliche 
Aeusserung  nichts  zu  erinnern  zu  haben,  erfolgt  ist,  oder  ' 
bis  man  sich  über  die  aUenfallsigen  Erinnerungen  verständigt  ^ 
haben  wird. 

Die  Abänderung  eines  Disciplinargesetzes  wird  auf3 
Wunsch  des  Landesherm  durch  das  Ordinariat  geschehen,  .^ 
und  falls  es  ein  allgemeines  sein  sollte,  so  wird  der  Landes-— 
herr  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  ins  Vernehmen  treten.-^ 
Neue  päpstliche  Disciplinarverordnungen  bedürfen  jedocl 
zu  ihrer  Publication  einer  gutachtlichen  Aeusserung 
Ordinariates,  dass  hinsichtlich  des  geistlichen  Wohls  nicht^^ 
dagegen  einzuwenden  sei,  und  einer  gleichen  Seitens  de^^ 
Landesherrn  in  Betreff  der  politischen  Gesichtspunkte.    Di^^ 
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Veröffentlichiing  erfolgt  durch   den   Clerns   f&r   das   Volk, 
durch  den  Chorfiirsten  für  die  Staatsbeamten. 

Auch  der  Landesherr  kann  nach  Befinden  eine  in  das 
Oeistliche  (so  weit  ea  a  spirittudi  et  disciplinari  verschieden 
ist)  miteinschlagende  Verordnung  erlcLSsen,  nachdem  er  sich 
vorher  mit  dem  Ordinariate  ins  Einvernehmen   gesetzt  hat. 

Der  Recurs  an  den  Fürsten  steht  auch  gegen  bischöf- 
liche Disciplinarmassregeln  frei,  doch  verspricht  der  Ghur- 
f&rst,  ihn  nur  dann  anzunehmen,  wenn  der  Verletzte  die 
erlittene  Gewaltthätigkeit  und  den  Bruch  der  Rechtsordnung 
sogleich  und  hinreichend  beweisen  könne.  Während  anderer- 
seits der  Bischof  sich  verpflichtet,  im  Fall  der  Annahme 
des  Recurses  die  Orginalacten  der  Staatsbehörde  zur  Ein- 
sicht zu  verstatten. 

Wird  dagegen  gegen  ein  Disciplinarerkenntniss  kein 
Recurs  ergri£Fen,  so  kann  der  Bischof  die  Hülfe  der  staat- 
lichen Execution  vermittelst  eines  actenmässigen  Berichtes 
anrufen. 

Nicht  anders  heisst  es  im  Regensburgischen  Re- 
cesse:  Der  Recurs  in  puncto  disciplinae  et  morum  soU  den 
Geistlichen  nur  alsdann  gestattet  werden,  wenn  sie  vim  et 
violentiamy  aut  non  servatum  iuris  ordinem  sogleich  rechts- 
hegniiglich  beweisen  können. 

Sollte  nun  der  Recurs  wirhlick  angenommen  werden,  so 
scU  dem  Recurrenten,  oder  dessen  Mandatario  ungehindert 
frei  stehen,  die  Originalacten  in   Praesentia  Registratoris 
eineusd^en.     Würde  sich  nach  genommener  Einsicht  in  den 
Acten  ein  Widerspruch  ergeben,  so  wird  man  von  Seite  des 
hochwürdigen  Ordinariats  nicht  entstehen,  die  erforderlichen 
tinsMägigen  Aktenstücke,  und   zwar   propter   securitatem 
aetorum  in  copiis  vidimaiis,  welche  der  Appellant,  entweder 
selbst,   oder  per  Mandatarium  eingesehen,   und  mit  seiner 
Unterschrift  derselben  Aechtheit  bestätigt  haben  wird  (auch 
wenn  es  ad  decisionem  causae  nothwendig  erforderlich  wäre) 
in  originali  eu  übermachen.    In  jenen  Fällen,  wo  der  Recurs 
verworfen  wird,  wird  das  brachium  seculare  und  aller  Behuf 
auch  in  Stellung  der  Zeugen  auf  besthehene  bischöfliche  Re- 
quisition et  expressa  citationis  caussa  wie  nicht  minder  nach 
aktenmässig  gegebener  Auskunft  gugesichert.  — 
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So  gestanden  die  Bischöfe  wenige  Jahre  nach  den 
Beschwerden  des  Jahres  1772.  sowohl  Placet  wie  Recorsus 
ab  abusu  zu,  von  welchen  sie  noch  kurz  vorher  behauptet 
hatten,  dass  sie  unerhört,  gegen  das  deutsche  und  baierische 
Recht  neuerdings  in  Baiern  geltend  gemacht  werden 
sollten. 

Und  das  geschah  ohne  Widerspruch  der  römischen 
Kurie,  unter  den  Augen  des  päpstlichen  Nuntius,  wie  wir 
kaum  zweifeln  können  mit  meiner  Genehmigung. 


Bis  auf  Friedrich  II.  war  das  katholische  Kirchen- 
wesen in  Preussen  von  staatlich  untergeordneter  Bedeutung  ^). 

Zwar  wurde  die  Toleranz  ernstlich  gehandhabt '),  den 
Katholiken,  auch  wo  sie  nicht  nach  dem  Westphälischen 
Frieden  berechtigt  waren,  die  Ausübung  ihrer  Religion  ge- 
stattet, und  ihre  Verbindung  mit  auswärtigen  Bischöfen 
wenigstens  ^  stillschweigend  nachgesehen :  aber  von  einer 
eigentlichen  staatlichen  Gesetzgebung  circa  sacra  war  keine 
Rede.  Nur  zuweilen  wurde  gegen  die  Proselytenmacherei 
eine  abwehrende  Massregel  für  nothwendig  befunden  *) :  im 
Uebrigen  erkannte  die  Regierung  das  kanonische  Recht  in 
seiner  Geltung  flir  die  Katholiken  an^),  and  überliess  es 
den  Provinzialbehörden ,  auf  Grund  der  Partikularrechte 
die  staatlichen  Gerechtsame  wahrzunehmen. 

Von  grösserer  Bedeutung  wurde  das  katholische  Kirchen- 
wesen fär  den  Staat,  als  Schlesien  der  Monarchie  ein- 
verleibt wurde. 

Hier  hatte  bisher  die  katholische  Kirche  eine  absolut 
herrschende  Stellung   eingenommen.     Der  im  seohszehnten 


*)  Ygl.  Laspeyres,  Oesch.  n.  beut.  Verf.  d.  kath.  Ißrch 
Prenssens  (Halle  1840.)  1.  (eiozteer  Theil)  259.  ff.  Tb  ein  er,  Zu 
st&ode  d.  katb.  Kirche  hi  Schlesien  ▼.  1740—58.  (Regensbarg  1852. 
1.,  20.  iL 

')  Vgl.  Mejer  Propaganda  (GöUingen  185S.)  2.,  289.  ff. 

•)  Ygl.  Beispielsweise  Gircalare  y.  14.  Des.  1782.   bei  Mylia 
Corp.  Const.  March.  VI,  2.,  442. 

^)  Ygl.  Laspeyres  a.  a.  0.  967. 
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Jahrimndert  üppig  anfblllheDde  ProleBtantiunas  war  durch 
den  Jeanitenordea  su  Boden  getreten  worden  ').  Nor  Ab» 
Schwert  dea  schwediacben  Karl  XII.  hatte  den  Evange- 
lüchen  einen  einigermaasen  erträglichen  Rechtsstand  ge- 
schaffen, der  freilich  aach  mehr  aaf  dem  Papiere  stand, 
als  er  Ton  den  widerwilligea  katholischen  Behfirden  he- 
ohachtet  wurde  *). 

Es  war  selbstverständlich ,  dass  in  dieser  Beziehung 
dnrch  die  prenssische  Oceupation  eine  Aenderung  eintreten 
ntasste.  Aber  im  G-anzen  benahm  sich  der  junge  König 
mit  der  durch  die  Verhält nisse  gebotenen  Klugheit  und 
Zurückhaltung.  Hatte  doch  der  Papst  Tersucht,  dem  Kriege 
den  Character  eines  Religionskrieges  aufzudrücken  und  das 
ganze  katholische  Deutschland  zu  einer  Koalition  gegen 
den  ketzerischen  Markgrafen  von  Brandenburg  zu  ver- 
einigen').  Friedrich  hatte  damals  dem  Regensburger 
Reichstage  die  bet-uHigendsten  VereichemDgen  wegen  der 
katholischen  Religion  in  Schlesien  gegeben  *).  Er  liess  eine 
Staatsschrift  veröffentlichen  ^) ,  in  der  er  seinen  künftigen 
katholischen  Unterthsnen  die  unbehinderte  AuBübuug  ihres 
Glaubens  verhiess. 

So  begleiteten  die  preussische  Armee  allerdings  zwSlf 
protestantisclie  Geistliche,  welche  in  dem  occupirten  Lande 
dea  Gottesdienst  einzurichten  hatten  '},  aber  der  König  gab 
denselben  die  gemessene  Weisung,  denen  CathoUschen  kernen 

*)  Vgl.  (PschaljF),  Vera.  e.  Scbles.  Gesch.  (Break a  1777.)  321  ff. 
Derselbe,  Samml.  Terscb.  Scbriflen  Ober  SchleBieos  Oetcb.  u.  Ter- 
elit. (Breslsn  1790.)  1.,  3S7.  ff.  Worbi,  d.  Recbte  d.  eTSogel.  Gem. 
in  Schlerien  (Sorau  1825.)  112.  ff.  Fried  berg,  die  Scblei.  Zehnt- 
mf.  in  Ztichr.  t.  KR.  6.,  868.  ff, 

'j  Tgl.  H  e  0  B  e  1 ,  Protest.  Oesch.  d.  OemeiodeD  in  Schlesien 
(Leipiig  n.  Liegnitz  1768.)  666.  Worbe  a.  s.  0.  211.  ff.  Mensel, 
denucbe  Qeich.  10.,  165. 

*)  TgL  PreDHB,  Friedrich  d,  Or.  (Berlin  1632.)  1.,  176.  Das 
Brere  u.  a.  in  Acta  bist,  e.cal.  6.,  847. 

*)  ebendsB   846. 

*)  Catholica  religio  In  tnto  vicioia  in  tnto  regni 
Poloniaevindlcatis  Silssiae  dncatibusadTerinsan- 
I  tr  i  a  c  a  ro  t  i  m ,  abgedruckt'  e  b  e  o  d  a  s,  849.  S. 

*)  VgL  Ars  et  Hars  bai  fiteaie]  BS.  rar.  Sil«.  (Breslau 
1851.)  415. 
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Eingriff  eu  (kun  ^).  Auch  seine  späteren  Massregeln  zu 
Gunsten  des  ruineusen  Zustandes  der  evangelischen  Kirche  ') 
beschränkten  sich  auf  das,  was  absolut  nothwendig  war, 
falls  er  nicht  die  Sympathien  der  protestantischen  Schlesier 
völlig  verscherzen  und  jahrhundertlange  Ungerechtigkeit 
aufs  Neue  sanctioniren  wollte. 

Schon  die  Friedenspräliminarien  vom  11.  Juni  1742.*) 
hatten  die  Bestimmung  enthalten,  dass  der  König  die  ka- 
tholische Religion  in  Schlesien  in  statu  quo  belassen  wolle, 
jedoch  mit  gänzlichem  VorbduUt  der  denen  dahiesigen  Pro- 
testanten  zu  verstauenden  ohnumschränkten  Gewissensfrei- 
heit^) und  der  dem  Souverain  des  Landes  competirenden 
Gerechtsame. 

Und  gleiches  ordnete  der  Berliner  Frieden  vom 
28.  Juli  1742.  an  ^),  nur  mit  dem  Zusätze:  Indessen  sind 
des  Königes  von  Preussen  Moy.  auch  nickt  gemeint,  sich 
solcher  Dero  Gerecktsame  eu  bedienen*  um  in  Anschauung 
des  Status  quo  der  Römisch  -  Caiholischen  Beligion  in  der 
Schlesie  eine  Abänderung  zu  treffen  *). 

Man  kann  nicht  sagen,  dass  diese  Dispositionen  in 
ihrer  juristischen  Unbestimmtheit  dazu  beigetragen  hätten, 
dem  katholischen  Clerus  den  Wechsel  der  Herrschaft  be- 
sonders angenehm  zu  machen. 

Der   Parochialnexus ,   welcher  die  Protestanten  bisher 


>)  InstractioD  y.  22.  Januar  1741.  bei  Korn,  Edicten- 
samml.  1.,  16. 

')  Rescript  d.  Königs  ▼.  80.  Des.  1766.  Akt.  d.  Geh. 
Staatsarch.  in  Berlin  vgl.  aach  Ztschr.  f.  KR.  6.,  888. 

*)  art.  6.  Korn  a.  a.  0.  1.,  91.  Schon  am  28.  Juni  1741.  waren 
die  Stadtmagistrate  aufgefordert  worden,  sich  durch  protestantische 
Mitglieder  SU  ergänzen,   Ars  et  Mars  bei  Stensel  SS.  6.,  488. 

^^  In  Folge  derselben  musste  der  Fflrstbischof  durch  Patent  t. 
28.  August  1742.  seine  Geistlichen  zur  Einigkeit  mit  den  Protestanten 
ermahnen.  Sie  sollten  dieselben  nicht  mehr  mit  dem  Wort^  »Ketaerc 
bezeichnen  dürfen  und  das  e?angeIl8ohe  Abendmahl  »mit  dem  höchst- 
schimpflichen  Worte  Stoppen  benanisen.c    Korn  a.  a.  0.  1.,  171.  iF. 

*)  Art  6.  Korn  a.  a.  0.  1.,  160.  best&tigt  im  Dresdner  Frieden 
V.  25.  Dezemb.  1746.  Art,  2.  eben  das.  2.,  78.  Rnbertsbnrger 
Frieden  v.  15.  Februar  17b8.  Art  6.  eben  das.  7.,  194. 

*)  Tgl.  flbrigens  dozn  Ranke,  Neun  BOcher  Preuas.  Gesch. 
(Berlin  1848.)  2.,  486.  f. 
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mit  umfksBt,  sie  der  bischfiflicfaen  JorisdictioD  unterworfen, 
den  katholischen  Pfarrern  zebnt-  und  stolgebuhrenpflicbtig 
gemacht  hatte,  war  im  Principe  damit  durchbrocbeo  *). 
Darfiber  herrBchte  unter  der  katboIiBofaen  Qeiatlichkeit  kaum 
ein  Zweifel.  Was  «her  sollten  die  dem  KOnige  als  Son- 
Terttn  des  Landes  Bustebeaden  Gerechtsame  bedeuten,  und 
wie  konnten  sich  demnach  die  VerhSltniBse  der  katholischen 
Kirche  gestalten,  welche  anter  der  östeireiohiachen  Regie- 
mog  bis  dahin  immer  noch  einen  ziemlichen  Qrad  von 
Freiheit  genossen  hatte  ')  ? 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  das«  der  König  aus  dem 
WeetphUlischen  Frieden  für  sich  ein  Episcopalrecht  auch 
Qber  die  katholische  Kirche  ableitete  *).  Er  stand  in  dieser 
Besiehong  auf  dem  Boden  einer  Lehre,  welche  von  seinen 
Staatsmännern  dorchaus  getheilt  wurde  *),  and  deren  juri- 
stischen Qrond  der  damalige  Fürstbischof  von  Breslau, 
Cardinal  von  Sinaendorf,  nicht  anzuzweifeln  auter- 
nahm*). 

Danach  wttre  er  befugt  gewesen,  auch  in  das  innere 
Gebiet  selbst  der  katholischen  Lehre  Eingriff  zu  thun,  so 
weit  das  nicht  durch  die  im  Friedenstractat  niedergelegten, 
an  und  fllr  sich  sehr  dehnbaren  Schranken  ausgeschlossen  war. 

Der  König  unternahm  jedoch  nichts  dergleichen  ').  Kr 
legte  allen  seinen  Massnahmen  das  allerdings  protestantische 
Princip  zu  Grunde,  dass  der  Staat  die  Lehren  der  Religion 
ebenso   intact   zu   lassen  habe ,    wie  er  andererseits    alle 


*)  TgL  meine  ciL  Abbandlimg  d.  Schles.  Zelio»er£  Zticbr.  f. 
KB.  C,  867.  ff. 

*)  Ueber  dfe  TerhtltnisBe  unter  Osterreicbitdier  Hemchsft  t^. 
Lsapefres  a.  s.  0.  839.  ff.  and  Friedenberg,  de  ...  Siletiae 
joribu  (Breslau  1738.)  1.,  Ififi.  ff. 

■}  TgL  von  Schlesien  Tor  und  seit  d.  J.  1740.  3.,  470.  Der 
■aoBjine  Autor  erklirt  deo  Bitcliof  für  den  QenerslTfcsr  des  Königs, 
BBd  BsmeDtlich  Bsnke  s.  s.  0.  8.,  432. 

•)  TgL  Ober  Coccejis  Aosicbten  Theiner  s.  a.  0.  I.,  16.  331. 

*)  T^  den  Boicbt  desselben  an  den  Pspst  bei  Tbeiner  a.  a.  0. 
1, 11. 

*}  I.  J.  1786.  lieu  er  dem  Papite  melden,  dsia  in  dem  prenssiicben 
Staate  keine  NeoereDgeD  im  katholischen  Oottesdienate  *ea  sey  denn 
alt  sosdrOcklicber  Besiinimiuig  l.  Helligk.  rorgenommen  werden  sollten«, 
Branner,  d.  Mrster.  d.  AafkUr.  in  Oesterrdcb  (Mains  186».)  166. 
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äOBseren   Kirchenverhältnisse   seiner   Aufsicht    unterwerfen 
dürfe  und  müsse. 

Der  katholische  Grundsatz ,  dass  alle  die  Kirche  an. 
gehenden  Rechtsverhältnisse  auch  der  kirchlichen  Anordnung 
unterliegen,  war  ihm  fremd  und  widersinnig.  Seine  genaue 
Kenntniss  des  französischen  Kirchenrechts  mit  den  der 
Staatsgewalt  gewährten  mannigfachen  und  reichen  Befug- 
nissen über  die  Kirche  stützte  und  stärkte  ihn  in  seinen 
Principien  ^)  und  Hess  ihn  jede  Opposition  gegen  seine  An* 
Ordnungen  als  durchaus  widerrechtlich  erscheinen. 

Vielleicht  hat  der  König  seine  Orundsätze  niemals 
klarer  ausgesprochen,  als  in  der  Antwort,  mit  welcher  er 
am  30.  Dezember  1761.  die  Oravamina  des  Breslauer 
Domkapitels  zurückwies,  welche  sich  über  die  neue,  den 
katholischen  Interessen  so  nachtheilige  Zehntordnung  be- 
klagten. 

Durch  alles  ohstekendej  so  verfügte  er  '),  wird  aiso  tn 
keiner  wege,  weder  der  Bömisch-CcUholischen  Beligion  ttoelk 
sansten  dem  statu  quo  derselben,  im  geringsten  prejudiciret 
so  nadi  EinhaU  dessen  denselben  alle  Uebungen  der  Beligion 
sowoM  als  die  Beligion  selbst  frey  bleibet,  im  Übrigen  aber 
und  soviel  das  gemeine  beste,  auch  die  Landes-  Verfassungen 
anbetrifft,  8r.  Kgl.  Majestät  wohl  Niemand  die  Befugniss 
streitig  machen  wird,  nach  Dero  Souverainen  Backten  in 
Schlesien  dergleichen  Verfassungen  zu  machen,  welche  Sie 
SU  dem  Allgemeinen  Landesbesten  vor  nothwendig  finden. 
Da  im  übrigen  Sie  dem  Dohmkapüul  gerne  frey  lassen,  in 
Sachen  so  das  innere  und  eigentliche  der  Catholisißien  Be- 
ligion betrifft,  ihre  geistliche  Einrichtung  cu  machen  und 
auf  gutte  Ordnung  zu  halten.  In  erwegung  dass  ihr  Beich 
darunter  nicht  so  eu  sagen  von  dieser  Welt  ist,  sondern  mi/r 
sich  bloss  auf  die  geistliche  Fonctions  erstrecket. 

Aus  welchen  Ursachen  dann  auch  es  Sr.  K.  Maj.  an- 
genehm seyn  wird,  wann  so  wenig  mehrgedaehtes  Dohm- 
hapitel  als  der  Catholische  Clerus  sich  forthin  nicht  weiter 


>)  Vgl.  Brief  des  Königs  t.  8.  Mftrs  1744.  bei  Prenss,  Ukb. 
6.|  96.  .1. 

*)Akt  d.  Geb.  Staatsarch.  in  Berlin  TgL  Ztschr.  f. 
KR.  6.,  389. 
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mit  SaAm,  ao  die  aongtigm  Landes-  Vetfattungen  mgetOlich 
eoneerttire»  obgtAm  oder  meHren,  sondern  aick  darunter  eis 
trtm  ffAorsame  Unterthanen  betragen  werden. 

Der  Tom  Cftpitel  am  R«th  gefragte  Generalfiecal 
Schalte*  ugte  mit  ToUem  Recht,  dass  der  König  die  Za- 
ncfaerangea  beBÜglich  der  Aatrechterhaltimg  dea  statoa  qao 
nidit  tmdentlich  auf  die  Interna  Seligionis  beschrBDke  '). 

Dabei  darf  allerdiags  nicht  übersehen  werden,  dasa 
dea  Massaahmen  des  Königs  dem  scblesischen  Clenis  gegen- 
Qber  nicht  nar  die  SouveifinetKtstheorie ,  welche  bei  dem 
ttai^willigen  Manne  ganz  besonders  scharf  hervortrat,  so 
Ömnde  lag,  sondern  das«  ihn  auch  ein  tiefgewurzeltes  Miss- 
tnuien  öfter  la  achoeidigeren  Verfügungen  Teraolasste,  ata 
er  bei  durchaus  normalen  Verhältnissen  sicher  getroffen 
b»l>en  würde. 

Die  Sympathien  des  katholischen  Cieras  waren  auf 
der  österreichischen  Seite  *) ,  und  ihr  iranM-en,  wo  sie  ihre 
üble  itUention  gegen  mich  ttnd  gegen  dortige  Lande  genugsam 
bexeugt  haben  *) ,  erregte  die  Besorgniss  und  den  Unwillen 
des  Königs  immer  aufs  Neue. 

Hosste  er  doch  i.  J.  1758.  seinem  Cieras  eigena  rer- 
bieten,  das  pSpsttiche  Indult  za  beobachten ,  welches  einen 
Theil  des  geistlichen  Einkommens  dem  Kaiser  zur  Fort- 
fähmng  der  scblesischen  Kämpfe  zur  Verfflgung  stellte. 

Darum  suchte   der  König   die   schlesische  Kirche   too 

*i  eben  das. 

*)  Schon  wlbrend  de«  ersten  aclilflaiidien  Krieges  kam  Terleitung 
prenwfsclier  Soldaten  rarDoertioQ  Tor,  Indem  ihnen  von  kstholiichen 
OeiatlielieD  mitgetheilt  wurde,  dats  der  eriwongene  Fshoeneld  knftloa 
«ei.  Tgl.  An  et  Mars  bei  Btensel  83.  5,,  437.  -  Vgl.  »neb  7er- 
orin.  ».  la.  Mai  1764.,  wonach  der  GeneraWicsr  t.  Strachwiti 
die  gessnunte  Oeiitllchkeit  errnahnen  mnnte  wegen  Beobacbtong  der 
oiiTerbrflcbllchiteii  Trene  gegen  8,  Hej.,  Korn  s.  a.  0.  8.,  116. 

■)  Ordre  t.  S9.  Des.  1766.  Akt.  d.  Geh.  Staatsarch.  in 
Berlin  —  Scblaberndorrf  schreibt  im  J.  17B8.  (Akten  d. 
Oeb.  Staataarch.  in  Berlin):  »iaden  ani  der  katbolisehen 
GffiStUehkeit  bd  aller  Gelegenheit  gelnsssrtsn  Betragen  sieh  lonnen- 
Uahr  ra  Tage  gdeget,  wie  eyflig  selbe  wansche,  dsts  durch  Fort- 
setanng  des  Krieges  hiesige  Lande  dem  kfinigUdien  Seepter  wieder 
eattisMB  and  sie  mit  sollen  einsm  Oberhaapte  ton  ihrer  Beligion 
na  aeoeo  oaterwflrflg  gemacht  werden  mOehtea.« 
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jedem  Verkehr  mit  dem  Wiener  Nuntias  hermetisch  ab- 
zusperren ^)  j  und  die  geheimen  Intriguen ;  welche  nichts- 
destoweniger von  dort  mit  der  Oeistlichkeit  Schlesiens  an- 
gesponnen wurden,  vermochten  gewiss  nicht,  ihn  der  katho- 
lischen Kirche  gnädiger  zu  stimmen  ').  Darum  verbot  er, 
Ausländer  auf  schlesische  Beneficien  zu  setzen  ') ,  Wall- 
fahrten ausser  Landes  vorzunehmen  ^) ,  Correspondenzen 
und  Reisen  der  Geistlichen  ohne  schriftliche  Erlanbniss  der 
Regierung  %  Darum  verpflichtete  er  sich  alle  schlesischen 
Geistlichen  durch  einen  besonderen  Treueid.  Dass  das 
Domcapitel  diesen  anfänglich  zu  leisten  weigerte  %  konnte 
er  ihm  lange  nicht  vergessen.  Auch  das  Verbot,  auf  aus- 
ländischen Universitäten  Theologie  zu  studiren,  mag  damit 
zusammenhängen  ^). 

Der  Hauptplan,  welchen  der  König  für  die  schlesische 
katholische  Kirche  durchzuführen  strebte,  war  die  Einrich- 
tung eines  eigenen  katholischen  Vicariates.  Er  war  bereit, 
dem  Vicar  bedeutende  Rechte  zu  gewähren,  falls  er  dies 
Ziel  erreichen  könnte  ®). 


^)  Theiner  a.  a.  0.  1.,  17. 

*)  Vgl.  aoch  Theiner  a.  a.  0.  1.,  145. 

•)  Verordn.  v.  9.  Juli  1757.  8.  Mftrz  1778.  Korn  a.  a.  0. 
14.,  25.;  T.  26.  März  1774.  ebendas.  156.  Auch  durfte  keine  geist- 
liche Pfründe  oder  Pfarrei  ohne  königliche  Genehmigung  Tergebea 
werden.  Von  Schlesien  vor  und  nach  d.  J.  1740.  2.,  482. 

*)  Circular  v.  26.  Octob.  1762.  Korn  a.  a.  0.  7.,  135.,  10. 
u.  24.  Mai  1761  ebendas.  288.,  19.  u.  28.  Juni  1764.  ebendas. 
8.,  182.,  80.  April  u.  24.  Mai  1765.  ebendas.  567. 

*)  Vgl.  Pastorale  des  Fflrstbisch.  t.  BreslaaT.  8'.  Sept 
1756.  Korn  a.  a.  0.  6.,  601.  y.  21.  Uept.  desselb.  Jahres,  eben- 
das. 605.  ^  Königl.  Rescript  v.  6.  Sept.  1758.  ebendas.  6.,  721. 
—  Auch  der  Verkehr  mit  dem  nach  Oesterreich  geflflchteten  »mein* 
eydigen«  Fürstbischof  y.  Schaf fgotsch  wurde  den  Geistlichen  bei 
Strafe  des  Verlustes  ihrer  Beneficien  verboten,  Ordre  t.  17..Des6mb. 
1758.  ebendas.  780.  Ebenso  durfte  Vermögen  ohne  Gtondimigung 
der  Regierung  nicht  ausser  Landes  gehen,  Circulare  t.  17.  Juli 
1744.,  Korn  a.  a.  0.  5.,  171. 

•)  Vgl.  Ars  et  Mars  bei  Stenzel  SS.  5.,  442.  f. 

'^  Edict.  y.  24.  Des.  1745.  27.  Octob.  1751.  22.  Mars  1766. 
16.  Februar  1770.    Korn  a.  a.  0.  11.,  44. 

*)  Vgl.  hierüber  die  archivalischen  Mittheilnngen  Ton  T  h  e  i  n  e  r 
a.  a.  0.  1.,  70.  ff. 
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Die  Vortbeile  desselben  lagen  auf  der  Hand.  Der 
Vicar  sollte  ein  königlicher  sein.  Die  katholische  geistliche 
Gewalt  sollte  in  seiner  Person  concentrirt  werden,  und 
diese  anter  königlicher  Botmässigkeit  stehen.  Es  war  jede 
Einwirkung  des  dem  protestantischen  Fürsten  immer  noch 
feindseligen  Papstes  sowie  der  österreichischen  Bischöfe, 
deren  Diöcesen  in  das  preussische  Land  hineinreichten  ^)| 
ausgeschlossen. 

.Dieser  dem  Cardinal  Sinzendorf,  dem  in  Aussicht 
genommenen  Vicar  sehr  plausible  Plan,  scheiterte  aber  an 
dem  Widerstände  des  Papstes  ') ,  welcher  theils  das  Prä- 
judiz fiir  die  übrigen  Staaten,  theils  eine  Lockerung  des 
Bandes  der  schlesischen  Kirche  mit  Rom  besorgte. 

So  musste  der  König  im  Einzelnen  alle  Beziehungen 
des  Staates  zur  Kirche  regeln. 

Er  that  das  im  Geiste  des  ausgesprochenen  Territo- 
rialiamos,  welcher  die  Gränzen  für  die  internen  Angelegen- 
heiten der  Kirche  selbst  bestimmt  und  innerhalb  des  dem 
Staate  zufallenden  Gebietes  mit  voller  Selbstständigkeit 
schaltet  '). 

So  gestattete  der  König  für  die  ehelichen  Verhältnisse 
der  Katholiken  die  Beobachtung  des  kanonischen  Rechtes  ^)| 
80  wollte  er  bei  katholischen  Ehen,  die  ohne  Einwilligung 
der  £ltern  geschlossen  waren,  nur  die  Nichtigkeit  des 
ciTilen  Bandes  festgehalten  wissen,   ohne  das  kirchliche  zu 


<)  Die  Grafschaft  Glats  gehörte  zur  Diöcese Prag,  die  Forsten- 
tblbiier  Trepp  au  und  J&gerndorf  za  Olmatz,  die  freien 
Standesberrschaften  Pless  und  Beothen  zu  Krakau.  —  Als  der  Plan 
des  Oeneralvicariates  scheiterte,  mussten  die  drei  Bischöfe  in  Schlesien 
BevoIIiBächtigte  bestellen,  an  welche  die  landesherrlichen  Befehle  er- 
gingen, und  welche  die  Diöcesanrechte  auszuüben  hatten,  Pachaly, 
Samnüg.  a.  a.  0.  2.,  468. 

*)  Gegen  Prenss,  Friedr.  d.  Gr.  1.,  198.,  welcher  irrthflmmlich 
annimmt,  dass  der  Papst  das  Vicariat  genehmigt  habe,  vgL  T  h  e  i  n  e  r 

a.  a.  O. 

*)  Die  Aufsicht  über  die  Kirche  »ratione  temporalium«  führte  der 
in  Schlesien  dirigirende  Mioister  und  die  Kammern,  Lipius  in  Korns 
Edictensamml.  6.,  68. 

«)  Vgl.  meine  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Brandenb.  Preuss.  Eherechts  in 
Ztschr.  f.  KR.  6.,  129.    Laspeyres  a.  a.  0.  878. 

S.  Friedberg,  D.  MiMbr.  d.  geiiü.  Amtsgewalt.  18  J 
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zerreissen  ^)  >  so  nahm  er  für  Reduction  der  Feiertage  die 
Hülfe  Roms  in  Anspruch  ')  und  tolerirte  den  Jesuitenorden 
nach  dessen  Aufhebung  nur  soweit,  wie  das  von  der  Curie 
gebilligt  wurde  •). 

Dagegen  machte  er  den  Eintritt  in  den  geistlichen 
Stand  und  in  das  Kloster  von  einer  obrigkeitlichen  Ver- 
willigung  ^)  und  einem  staatlich  festgesetzten  Alter  abhängig, 
besetzte  die  Eanonicate  ^)  und  Abteien  ^) ,  besteuerte  den 
Clerus  in  harter  durch  die  Kriegsverhältnisse  erklärter 
Weise  ^),  erliess  ein  einschneidendes  Amortisationsgesetz  ^)y 
Beseitigte  das  Asylrecht  ^),  verordnete  die  Beerdigung  von 
Protestanten  auch  auf  katholischen  Kirchhöfen  ^^)y  verbot 
die   Unterordnung  der   Ordensgeistlichen   unter   auswärtige 


>)  Yerordn.  ▼.  22.  April  1747.  in  Acta  bist.  ecel.  18.,  98.  ff. 

')  Nichtsdestoweniger  bedurfte  es  fQnf  landesherrlicher  Yerord- 
nangen,  um  den  Clerus  gefagig  zu  machen,  Korn  a.  a.  0.  9.,  157. 

')  Vgl.  auch  Freu 88,  ürkundenb.  z.  d.  Lebensgesch.  Friedr.  d. 
Gr.  3.,  112.  ff.,  siehe  jedoch  unten  S.  276.  Anmkg.  3. 

*)  Theiner  a.  a.  0.  1.,  266. 

^)  Vgl.  Girculare  wegen  des  zum  Weihbischof  und  General- 
vicario  nominirten  Domherrn  von  Rothkirch  y.  7.  August  1781. 
Korn  a.  a.  0.  17.,  201.  T.  Schlesien  vor  und  nach  d.  J.  1740. 
2.,  482. 

*)  Es  mussten  in  Gegenwart  des  königlichen  Wahlkommissarius 
drei  Candidaten  gewählt  werden,  ?on  denen  der  König  einen  ernannte. 
Theiner  a.  a.  0.  1.,  188.  ff.  269.  f.  Von  Schlesien  a.  a.  0.  2.,  480. 
Das  hatten  übrigens  auch  die  österreichischen  Herrscher  gethan.  Als 
i.  J.  1705.  die  Nonnen  in  Trebnitz  nicht  die  von  Joseph  1.  verlangte 
AebtiBsin  gewählt  hatten,  wurde  das  Kloster  mit  Soldaten  besetzt,  und 
die  Nonnen  bei  Wasser  und  Brod  so  lange  eingesperrt,  bis  sie  dea 
kaiserlichen  Willen  erfflUten,  eben  das.  2.,  480. 

0  Tgl.   Von  Schlesien  vor  und   nach  d.  J.  1740.  2.,  478» 
Theiner  a.  a.  0.  1.,  266.  ff.    Ranke  a.  a.  0.  2.,  478.  H.    Dagegem 
übte  er  nicht  das  früher  in  Schlesien  übliche  Recht  der  Regalie  nn^ 
der  Panisbriefe,  Von  Schlesien  vor  u.  nach  d.  J.  1740.  2.,  474.  f- 

*)  Ed.  V.  21.  Juni  1763  u.  Declarat.  v.  12.  März  1764.  Eorc^ 
a.  a.  0.  5.,  694.  Vgl.  auch  Theiner  a.  a.  0.  2.,  88.  ff.  —  über  di^ 
österreichische  Zeit  vgl.  Friedenberg  a.  a.  0.  1.,  228. 

•)  Edict  V.  7.  Febroar  1748.  bei  Theiner  a.  a.  O.  1.,  25^- 
Ueber  das  Asyhrecht  in  österreichischer  Zeit  vgl  Friedenber 
a.  a.  0.  1.,  262.  ff. 

*•)  Verordn.  v.  8.  März  1742.  bei  Korn  a.  a.  O.  1.,  48.  u.Cii 
cnlair-Ordre  v.  20.  Sept.  1742.,  ebendas.  191. 
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ProTmxüle  *) ,  and  nahm  für  sich  die  EmeoDUog  des  Bi- 
schofa  TOD  Breslau  in  derselben  Weise  in  Anpntch'),  wie 
sie  den  Königen  von  Frankreich  fiir  ihre  Biscbofsstiihle 
zustand  '). 

FOr  den  Papst  hatte  der  preassische  Herrscher  per- 
•dolich  die  grösste  Verehrung,  aber  er  konnte  doch  den 
Gesichtspunkt  nicht  los  werden,  ihn  lediglich  als  fremden 
Sonverftn  su  betrachten  *). 

Als  der  Papst  i.  J.  1744.  zu  einer  gemischten  Ehe  die 
Dispensation  nur  unter  der  Bedingung  der  katholischen 
Einderersiehung  gestattet  hatte,  verfügte  der  König;  was- 
massen  Wir  so  wenig  dem  Römischen  Pabsi,  als  einiger 
anderer  Puissance  einxuräutnen  gemeint  sitid.  Unsere  Schle- 
sischen  ünterthanen  in  Sachen  welche  in  das  Foliteeiwesen 
einschlagen,  dergleicfien  die  Erziehung  der  Kinder  unstreitig 
ist,  Gesetze  und  Verordnungen,  am  wenigsten  aber  solche 
vorguschreiben ,  wodurch  die  Ünaern  sammtUchen  ünter- 
Acmen  gnädigst  verstattete  Gewissens-Fregheit  aaff  einige 
Weise  eingeschränket  und  geschmälert  werden  könnte.  -Er 
fand  für  nSthig,  vorangezogene  Fäbstliche  Dispensation  in 
Ansehung  der  derselben  annectirten  präjudicirlichen  Clausel 
aus  Landesherrlicher  Souverainer  Macht  und  Gewalt,  wie 
hiemit  geschiehet,  gänielich  eu  cassiren  und  /su  annuttiren, 
and  verbot  die  Schliessung  der  beabsichtigten  Ehe  bei 
harter  Strafe  "). 

<)  Edict.  T.  18.  Februar  17*3.  Theiner  a.  a.  0.  1.,  264. 
Aocl)  der  OroBsmeister  der  Maltheser  musste  auf  die  Ansabung 
■eiaer  Rechte  Ober  die  OrdeiiBhftuger  in  SchlcBien  Terzichten,  Theiner 
a.  s.  0.  1.,  260. 

*)  Vgl.  die  auf  die  ErnenDnng  dea  Gf.  Schaffgotsch  zum  Coad- 
jatoT  beitlglicheD  ActeoBtacke  bei  PreasB  Dlib.  5.,  92.  ff.  Theiner 
■.  a.  O.  1.,  195.  ff.  Die  Broenonng  desaelbeu  cum  Biachof  ebendsB. 
I.,  802.  ff.,  jedoch  tieBB  der  Kfinig  durch  Cab.Ordre  t.  8.  Januar  1748. 
Utr  die  Znknnrt  BischofBWkhl  ta  iu  Gegenwart  und  unter  Anfaicht 
eiaea  IsodeBlierrlichen  Commisaara.  Es  sollte  aber  nur  eine  peraooa 
grata  gewftblt  und  vom  Könige  beatuigt  werden  mflsaen,  Theiner 
a.  a.  O.  1.,  320. 

■)  Pscbalr,  Samml.  a  a.  0.  1,  468. 

*}  Tgl.  Ton  Schlesien  vor  n.  seit  d.  J.  1710.2.,  469.  Las- 
peyres  a  a.  0.  868. 

*)  Akten  d.aeh.StaatSBrch.  in  Berlin  Tgl.  Ztaehr. 
t  KR.  6.,  134. 

18* 


276  Erstes  Bach.    Deatschland. 

Das  Placet  wurde  jedoch  erst  i.  J.  1754.  eingef&hrt, 
als  der  Papst  in  dem  Breve,  welches  die  Zahl  der  Feier- 
tage verminderte,  des  unglücklichen  Zustandes  der  schle- 
sischen  Kirche  speciell  erwähnt  hatte  ^). 

Damit  nun,  so  schrieb  der  König  am  26.  April  1754. 
an  den  Fürstbischof  von  Schaafgotsch')  eine  ähnliche 
Uebereilung  für  die  Zukunft  nicht  mehr  vorkomme,  wixs  der 
anständigste  Ausdruck  ist,  dessen  Ich  Mich  bedienen  kann, 
so  erkläre  Ich  Ihnen  Kraß  deß  gegenwärtigen  Schreibens 
Ein  fw  aUemai,  dctss,  wenn  Sie  für  die  Zukunft  nöthig 
hcUfen,  Ihrem  Klerus  in  Schlesien  ähnliche  Sachen  bekannt 
au  machen,  Sie,  ehe  Sie  solche  dem  Druck  übergeben,  und 
ehe  Sie  dieselben  veröffentlichen,  den  Entwurf  davon  meinem 
dirigirenden  Minister  v.  Massow  mittheilen,  damit  er  diesen 
Entwurf  von  den  Ausdrücken,  welche  Meinem  Dienste  und 
Interesse  schädlich  sind,  reinigen  kann;  erst  nachher  und 
nicht  früher  kann  die  Publication  geschehen.  Femer  finde 
Ich^s  für  nöthig,  Ihnen  noch  eu  sagen^  dass,  wenn  künftighin 
andere  päpstliche  Bullen  und  Breve  an  Sie  gelangen  j  Sie 
solche  gleichfalls  Meinem  Minister  mittheilen,  wenn  nicht 
im  Original,  doch  wenigstens  in  einer  authentischen  Ab- 
schrift, die  von  jenen  Personen  bestätigt  ist,  welche  von  Mir 
hiereu  ermächtigt  sind,  auf  dass  er  Meine  Genehmigung 
vernehmen  und  Ihnen  alsdann  davon  Nachricht  geben  kann  '). 

Was  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  anlangt  ^) ,  so  be- 
stätigte dasNotificationB-Patentv.  15.  Januar  1742.^), 


^)  Der  Papst  schrieb,  er  habe  aus  dem  Bericht  des  Farstbischofes 
entnommeo,  »qaod  in  ciyitate  Wratislayiensi  adeo  ezcreyerint  calamitates 
et  angostiae,  et  propter  praesentium  temporam  infortimia  etc.,c  bei 
E  0  r  n  a.  a.  0.  5.,  584. 

')  Bei  Theiner  a.  a.  0.  2.,  110.  ff. 

*)  Vgl.  Kammer-Yerordn.  y.  27.  März  1765.  Korn  a.  a.  0. 
8.,  580.;  y.  2.  April  1765.  ebendas.  582.;  Circalare  d.  Gene- 
raL-Yicariates  y.  17.  Juni  1765.  ebendas.  654.  —  Das  Placet 
wurde  beispielsweise  der  Bulle  Dominus  acRedemtor  yerweigert, 
big  der  König  sich  mit  dem  Papste  Aber  den  Jesuitenorden  geeinigt 
hatte,  Pachaly,  Samml.  a.  a.  0.  1.,  468. 

*)  Vgl.  darflber  Starke,  DarsteU.  d.  besteh.  Gerichtsverf.  in  d. 
Preuss.  Staate.    (Berlin  1889.)  868.  ff. 

*)  Korn  a.  a.  0.  1.,  28. 
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das  schon  aus  der  österreichischen  Zeit  stammende 
General-Vicariat  in  Breslau,  verlangte  aber  ausdrücklich, 
d(i88  der  Vicarit^  generalis  sich  in  seinen  Schranken  halten, 
und  weiter  keine  Klagen  super  iure  patronaius,  decimis  et 
testamentis  sacerdotum  sich  anmaassen  werde;  nur  causae 
vere  ecclesiasticae  sollten  der  Competenz  des  geistlichen 
Forums  unterliegen,  alle  Civilklagen  dagegen,  auch  wenn 
sie  die  Personen  der  Geistlichen  berührten,  bei  den  bürger- 
lichen Gerichten  abgeurtheilt  werden  ^). 

So  musste  der  Generalvicar  des  Cardinais  Sinzen- 
dorff  selbst,  als  er  von  einer  Convertitin,  welcher  er  für 
den  Uebertritt  eine  lebenslängliche  Rente  versprochen  haben 
sollte,  belangt  wurde,  sich  vor  dem  königlichen  Gerichte 
verantworten  ').  Als  in  der  Folgezeit  die  geistlichen  Ge- 
richte dennoch  mehrfach  die  Gränzen  ihrer  Competenz  über- 
schritten, ordnete  der  König  an,  dass  kein  Laie  bei  harter 
Strafe  einer  Requisition  des  geistlichen  Richters  folgen  dürfe, 
ÜÜB  ihm  nicht  dieselbe  durch  die  staatlichen  Behörden  zu- 
gefertigt werde.  Diese  aber  sollten  genau  nach  den  Landes- 
gesetzen verfahren,  und  alle  unrechtmässigen  Citationen  so- 
fort der  Oberamtsregierung  mittheilen  ')• 

Die  bürgerlichen  Verbrechen  der  Geistlichen  gehörten 
vor   das   weltliche   Gericht^),   wogegen   die  Amtsvergehen 


^)  ebendas.  §.  24.  Korn  a.  a.  0.  1.,  24.  Das  Vicariat  nahm 
aber  doch  später  bei  caasae  personales  clericornm  eine  Jurisdiction  fQr 
sich  in  Ansprach.  Als  die  GlogaaischeOber  Amts  Regie- 
rang deswegen  i.  J.  1777.  beim  Könige  an  fragte  j  erhielt  sie  durch 
Bescript  y.  4.  Sept.  den  Bescheid,  die  concurrirende  Gerichtsbarkeit 
des  Ticariates  anzuerkennen ,  da  dasselbe  »in  diesem  Falle  ..  als  ein 
weltliches  Gericht  zu  betrachtent  und  auch  die  Appellation  an  das 
weltliche  Gericht  gehe,  Koch  u.  Baumeister,  Schles.  Ar  eh.  f.  d. 
pract.  Bechtswissensch.  (Breslau  1840.)  8.,  61.  f.  Schon  1764.  hatte 
der  König  bestimmt,  dass  far  die  jurisdictionellen  Befugnisse  des  Bi- 
ichofii  das  J.'  1740.  den  annus  decretorius  bilden  solle,   ebendas.  68. 

*)  Theiner  a.  a.  0.  1.,  248. 

*)  Breslauische  Ober-Amts-Gurrende  y.  2.  Mai 
1769.  bei  K  0  r  n  a.  a.  0.  6.,  767.  Aehnliches  ordnete  schon  ein  kaiser- 
liches Rescript  y.  10.  März  1718.  an,  Friedenberg  a.  a.  0. 1, 188. 

«)  Tgl.  auch  P  a  c  h  a  1  y  ,  Samml.  a.  a.  0.  1.,  469.  and  den  bei 
The  in  er  a.  a.  0.  1.,  260.  ff.  mit  granienloser  Naiyet&t  enfthlten 
Fall 
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und  die  religiösen  Delicte  der  bischöflichen  Strafgewalt 
unterlagen  ^).  Doch  bestimmte  das  Begleitschreiben  zu  dem 
königlichen  Reglement  vom  8.  August  1750. '),  es  sei 
darauf  beständig  eu  halten,  dass  die  katholisd^  Geistlichkeit 
sich  nicht  beigehen  lasse,  andere  als  geistliche  poenas  eu 
infligiren,  keineswegs  aber  sich  weltlicher  Zwangsmittel,  als 
Gefängniss-  Geld-  und  Leibesstrafen  su  arrogiren ;  vielmehr, 
wenn  dergleichen  nöthig  erachtet  werden  sollten,  solcherwegen 
die  weltlichen  Gerichte  gebührend  eu  requiriren. 

Es  mochte  eine  solche  Anordnung  wohl  um  so  noth- 
wendiger  erscheinen,  als  der  Fürstbischof ,  wie  in  den 
schönen  Tagen  der  österreichischen  Herrschaft ,  Kloster- 
kerker hielt,  und  dorthin  nicht  nur  katholische  Geistliche 
setzte,  sondern  selbst  solche,  die  zum  Protestantismus  über- 
getreten waren  •). 

Als  i.  J.  1743.  in  Qlogau  ein  Priester  des  Franzia- 
kanerordens  apostasirt  hatte  und  sich  mit  einer  Protestantin 
verheirathen  wollte,  wurde  er  bei:  seinen  Verwandten  auf- 
gehoben, in  das  Breslauer  Ordenskloster  geschleppt,  und 
dort  so  lange  in  Haft  gehalten,  bis  die  Regierung  ihn  durch 
militärische  Gewalt  befreite*). 

Benedict  XIV.  empfand  über  solche  unerhörte  Ge- 
waltthat  tiefen  Schnere,  tröstete  aber  -den  gleichfalls  jam- 
mernden Breslauer  Bischof  mit  der  göttlichen  Verheissung: 
Es  wird  kein  Strichlein  von  seinem  Gesetze  vergehen,  und 
die  Pforten  der  Hölle  —  will  sagen:  der  preussischen  Re- 
gierung —  werden  Nichts  vermögen. 

Bei  einer  Konkurrenz  der  Verletzung  geistlicher  und 
weltlicher  Vergehen  wurde  auch  vom  geistlichen  und  welt- 
lichen Gericht  concurrirend  eingeschritten. 

Vor  allen  Dingen  wichtig  war  aber  die  Anordnung, 
dass  die  Appellation  von  den  Sprüchen  des  geistlichen  Ge- 
richtes an  das  weltliche  Obergericht  eingelegt  werden  sollte, 


^)  Vgl.  den  Bericht  des  FOrstbischofes  an  den  Papst  bei  Th einer 
a.  a.  0.  1.,  61. 

")  Vgl.  Starke  a.  a.  0.  864. 

')  Vgl.  über  die  rechtliche  Behandlung  der  Apostaten  in  österrei- 
chischer Zeit  F  r  i  e  d  e  n  b  e  r  g  a.  a.  0.  1.,  248.  ff. 

*)  Theiner  a.  a.  0.  1.,  246. 


n.  Von  1617—1806.    d.  PreuBsen.  279 

welches  die  Entscheidung  nach  den  Grundsätzen  der  katho- 
lischen Religion  zu  erlac^seti  hätte  ^).  Somit  war  eine  be- 
ständige staatliche  Conti*ole  sowohl  in  Bezug  auf  die  mate- 
'riellen  als  die  formellen  Requisite  der  kirchlichen  Rechts- 
sprechung ermöglicht 

Dass  ausserdem  jeder ,  der  sich  durch  geistlichen 
richterlichen  Spruch  beschwert  fQhle,  die  Hülfe  des  Königs 
anrufen  dürfe,  verstand  sich  von  selber t.  Es  ist  bekannt, 
wie  eifrig  der  König  auf  Handhabung  einer  prompten  und 
gerechten  Justiz  bedacht  war,  wie  er  zuweilen  in  bester 
Absicht  selbst  die  Entscheidungen  des  Gerichtes  umwarf, 
die  ihm  nicht  vorurtheilsfrei  gefasst  erschienen  *).  Es  hätte 
Beinern  Wesen  und  seinen  Absichten  übel  entsprochen,  wenn 
er  die  Geistlichen  oder  die  vom  geistlichen  Strafurtheile 
ongerecht  Betroffenen  von  seiner  so  ernst  gemeinten  Re- 
gentensorge ausgenommen  hätte. 

§.  23.  des  Edictes  vom  15.  Januar  1742.  bestimmte 
deswegen  ganz  ausdrücklich:  Wir  stellen  aber  auch  einem 
jeden  Oedruckten  frey^  sich  allenfalls  und  wenn  er  kein 
Becht  erlangen  kan^  immedioite  an  Uns  zu  wenden,  da  Wir 
ihm  dann  schleunige  Justite  verschaffen  wollen  ^) ;  und  die 
am  20.  Dezember  1747.  der  Oberamtsregierung  ertheilte 
Instruction  wies  diese  an,  auch  die  Justizverwaltung 
des  Domcapitels  zu  controliren  und  nicht  zu  gestatten,  dass 
Unsere  getreue  Unterthanen,  welche  von  denenselben  in  prima 
instantia  Recht  nehmen  müssen,  so  wie  bishero  vielfältig  ge- 

^)  Notifications-PateDt  y.  15.  Januar  1742.  $.  28.  bei 
Korn  a.  a.  0.  1.,  24.  Das  bezog  sich  aber  nicht  auf  die  Entschei- 
diuigen  des  bischöflichen  Gonsistoriums  (Ehegerichts).  Von  diesem 
sollte  in  Folge  der  Gab. -Ordre  y.  6.  Octob.  1748.  u.  des  Reglern. 
T.  8.  Aug.  1750.  an  ein  inl&ndisches  geistliches  Appellationsgericht  und 
in  dritter  Instanz  an  ein  inl&ndisches  Prosynodalgericht  appellirt  wer- 
den, Koch  u.  Baumeister  a.  a.  0.  3,  60.  Dies  s.  g.  Oberconsisto- 
riam  kam  aber  erst  1799.  zu  Stande  und  wurde  yon  der  Gurie  erst 
1801.  anerkannt,  Laspeyres  a.  a.  0.  877.  Bis  z.  J.  1748.  ging  die 
Appellation  an  das  königliche  i.  J.  1742.  errichtete  Oberconsistorium, 
Theiner  ä.  a.  0.  2.,  6. 

*}  Vgl  auch  die  Gonstit.  y.  81.  Dez.  1746.  beiEamptz,  Jahrb. 
f.  d.  Prcuss.  Gesetzgeb.  69.,  120.  ff.  (Berlin  1842.)  —  u.  siehe  Tren- 
delenbarg  in  Abh.  d.  k.  Akad.  d.  Wissensch.  1863.  S.  80. 

*)  Korn  a.  a.  0.  1.,  23. 
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schehen,  auf  eine  unverantwortliche  Weise  gedrucket  und 
um  das  ihrige  gebracht  werden  mögen,  Ihr  habt  daherOj 
wenn  Ihr  dergleichen  femer  bemercken  sollet,  sie  deshalb 
ernstlich  zu  erinnern  und  eurechte  zu  weisen,  wofern  aber 
solches  nicht  fruchten  noch  verfangen  wolte,  deshalb  an  Uns 
. .  Bericht  zu  erstatten  *). 

Dass  nicht  eine  bestimmte  Organisation  für  diesen 
recursus  ad  principem  angeordnet  warde,  hängt  mit  der 
Natur  des  Friedericianischen  absoluten  Staatswesens ,  mit 
der  Selbstthätigkeit  des  Königs  auf  allen  Gebieten  der  Ver- 
waltung genau  und  innig  zusammen. 

Bezüglich  der  Earchenzucht  beschränktet!  sich  die  staat- 
lichen Anordnungen  auf  eine  gewisse  Controle  der  geist- 
lichen Kanzelthätigkeit  ') ,  die  öffentliche  Kirchenbusse  ') 
und  auf  ein  Verbot,  Selbstmördern  das  kirchliche  Begräbniss 
zu  versagen  *). 


Als  durch  den  Vertrag  vom  5.  August  1772.  Pome- 
rellen,  die  Woiwodschaften  Cu Im  und  Marienburg, 
Ermland  mit  Elbing  und  ein  bedeutender  Theil.von 
Qrosspolen  an  die  Krone  Preussen  fielen,  waren  die 
staatskirchenrechtlichen  Grundsätze,  welche  der  katholischen 
Kirche  gegenüber  zur  Anwendung  kommen  sollten,  schon 
in  der  schlesischen  Verwaltung  jahrelang  erprobt  und  durch 
die  Tradition  gekräftigt.    Die  Verhältnisse   der  neu  erwor- 

>)  eben  das.  5.,  246. 

*)  Vgl.  Theiner  a.   a.  0.  1.,  62. 

")  Yerordn.  t,  20.  Juni  1746.  Acta  hist.  eccl.  11.,  99. 
Tgl.  auch  eben  das.  S.  857.  ff. 

*)  Yerordn.  y.  7.  M&rz  1747.  eben  das.  12.,  81.  Dagegen 
wies  der  König  den  Recnrs  wegen  Ausschliessung  Tom  Abendmahle 
zurück,  »denn  indem  sie  (die  Dominicaner)  gedachtem  Berkmaier  die 
Absolution  und  das  Abendmahl  versagen,  so  geschieht  ja  dadurch 
kein  Eingriff  in  unsere  Rechte,  welche  ans  in  Ansehung  der  Dispen- 
sation der  Ehesachen  zustehen ;  sondern  sie  thun  anders  nicht,  als  dass 
sie  den  Supplicanten  von  einem  Genuss  ausschliessen ,  dessen  er  sich 
durch  seine  in  der  römischen  Kirche  verbotene  Heirath  selbst  ver- 
lustig gemacht  und  den  er  nicht  verlangen  kann,  so  lange  er  ein  Mit- 
glied dieser  Kirche  ist,  wenn  ihm  anders  diese  Grundsätze  seiner 
Kirche  und  die  Nothwendigkeit  der  päpstlichen  Dispensation  nicht 
unbekannt  gewesen  sin  d.  c    Schlosser,  Gesch.  d.  XYIII.  Jahrh.  2.,  268. 
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benen  Lftnder  waren  denen  der  schlesischen  ziemlich  analog. 
Aach  in  den  ehemals  polnischen  Landestheilen  hatte  die 
katholische  Kirche  eine  absolut  herrschende  Stellung  be- 
hauptet,  und  war  die  der  Regierung  mühsam  und  nach 
herben  Kämpfen  abgerungene  Toleranz  ftir  die  Dissidenten  ^) 
häufig  genug  missachtet  worden  ').  Auch  hier  hatte  sich 
seit  dem  Mittelalter  ein  ius  circa  sacra  ausgebildet,  welches 
in  die  meisten  Lebensbeziehungen  der  Kirche  oft  energisch 
eingriff  '). 

Das  preussische  Besitznahroepatent  vom  13.  September 
1772.  ^)  versprach  zwar  den  neuen  Unterthanen,  sie  sammt 
und  sonders  hei  ihren  Besitzungen  und  Rechten  in  Geist- 
und  WeUlichim  eu  lassen  ^  eu  schützen  und  eu  handhaben, 
allein  es  wurde  doch  damit  sofort  die  Beschränkung  ver- 
banden, dass  die  Regierung  in  Zukunft  alle  vernünftigen 
und  wohldenkenden  Einwohner  zufrieden  stellen  solle,  mithin 
auf  eine  durchgreifende  Veränderung  der  Regierungsgrund- 
eätze  hingewiesen. 

Für  die  katholisch-kirchlichen  Verhältnisse  wurde  durch- 
aas das  schlesische  Vorbild  massgebend.  Da  Wir  . . ,  so 
▼erftigte  der  Staatsrath  am  4.  Octo.ber  1773.  an  die  west- 
preassiscfae  Regierung^),  die  schlesische  Verfassung  in 
Unserer  dortigen  Provinz  in  Ansehung  der  katholischen 
Geistlichkeit  eingeführt  wissen  wollen,  so  habt  Ihr  Euch 
nath  sothaner  Verfassung  eu  richten. 

So   wurde   dann  zwar   auch   die   fernere  Geltung   des 

')  Vgl  auch  L  e  n  g  n  i  c  h ,  Jas  publ.  Pniss.  Polonae  (Qedani  1758.) 
226.  ff.  ' 

»)  Laspeyres  a.  a.  0.  412.  ff.  Förster,  Friedr. .  Wilh.  I. 
(Potsdam  1885.)  2.,  821.  ff.  Vgl.  das  decretum  demolitionis  bezflglich 
einef  evaDgel.  Kirche  in  Lobsenz,  erlassen  vom  Official  an  Camin 
i.  J.  1741.  in  Acta  bist.  e&cl.  6.,  899.  ff.  o.  9.,  866.  ff.  Die  vom 
Beichstribanal  zu  Petrikau  erlassene  Citation  wegen  zweier  evang. 
Kirehen  eben  das.  6.,  693.  —  Als  ein  katholischer  Student  i.  J.  1788. 
in  Fraostadt  einen  Jesuiten  erschossen  hatte,  warde  das  deswegen 
TerUngte  Interdict  sogar  auf  die  1  ätherische  und  reformirte  EJrche 
enireckt,  e  b  e  n  d  a  s.  8.,  557.  ff. 

*)  Laspeyres  a.  a.  0.  1.,  888.  ff. 

^}  bei  Hertzberg,  Recueil  des  dedactions  etc.  (ed.  2.)  1.,  819. 

*)  Jacobson,  Oesch.  d.  Quellen  d.  kath.  KR.  d.  Prov.  Prenssea 
1.  Posen  (Königsberg  1847.)  195. 


i 
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kanonischen  Rechtes  ftir  die  katholischen  Angelegenheiten 
ausdrücklich  anerkannt  ^),  aber  allerdings  mit  der  Clause] 
sofern  sie  sich  in  protestantischer  Landesherrschaft  unter- 
worfenen  Ländern  anwenden  lassen  und  der  Landeshoheit 
in  geistlichen  Sachen  nicht  entgegen  sind;  so  Tersprach  der 
König  zwar  den  Prälaten  '),  sie  ihre  geistlichen  Aemter  u/nd 
ihre  geistliche  Gerichtsbarkeit  nach  den  Principiis  ihrer 
Religion  ungehindert  exequiren  au  lassen ,  doch  auch  das 
nur  in  so  weit  dadurch  Unsere  Souveränitätsrechte  nicht 
leiden  •). 

Wie  in  Schlesien  wurde  demgemäss  das  Placet  ge- 
handhabt ^)y  die  Nomination  zu  den  Bischofsstühlen  bean- 
sprucht ^)  f  ein  Amortisationsgesetz  erlassen  ^) ,  der  Homa- 
gialeid  der  QeistUchkeit  gefordert  ^) ,  die  Immunität  von 
Steuern  nicht  anerkannt  ®) ;  aber  andererseits  gemäss  der 
auch  hier  im  Friedenstractate  Tersprochenen  Aufrechterhal- 
tung des  kirchlichen  Status  quo  '),  nirgends  in  die  Interna 


i 


')Notificatio]i8patentT.  28.  September  1772.  Beil.  A. 
S.  91.  bei  M  y  li  u  8 ,  Not.  Corp.  Const.  March.  no.  49. 

')  Regier.  Instruct  ▼.  21.  Sept.  1773.  §.  4.  no.  4.  eben- 
da s.  no.  62.  S.  2125  ff. 

*)  Die  AasQbung  des  las  circa  sacra  wurde  dem  Oberhof-  und 
Landesgericht  zu  Marienwerder  flbertragen,  NotificatPat. 
1.  c,  welches  seit  d.  14.  Juni  1718.  den  Namen  West- Preass.  Re- 
gierung erhielt.    Vgl.  Jacobson  a.  a.  0.  196. 

*)  Notif.Patent  v.  1772.  Art.  6.  u.  BeiL  A.  Westpr.  Re- 
gie r.In  st  r.  V.  21.  Sept.  1773.  §.  4.  No.  11.  1.  c.  Das  Placet 
wurde  schon  zur  polnischen  Zeit  angewendet  Tgl.  Laspeyres  a. 
a.  0.  441. 

*)  e  b  e  n  d  a  8.  440. 

*)  Regiernngs-Instruct.  a.  a.  0.  no.  18.  —  Ober  die  pol- 
nische Zeit  Tgl.  Laspeyres  a.  a.  0.  442. 

')  Regier.  Instruct.  a.  a.  0.  §.4.  no.  1.  u.  11.  c.  — -  Ober 
das  gleichartige  polnische  Recht  Tgl.  Laspeyres  a.  a.  0.  440. 

*)  Leman,  ProT.R.  f.  Westpreossen  Th.  2.  no.  19.  8. 186.  Preuss 
a.  a.  0.  4.,  -67.  ff.,  867.  ff.,  372.  So  auch  schon  zur  polnischen  Zeit, 
Laspeyres  a.  a.  Ö.  445. 

*)  Warschauer  Friedens  Tractat  Art.  8.:  »Les  Catho- 
liques  Romains  jouiront  dans  les  proTinces  c6d6es  de  toutes  leurs 
possessions  et  propriöt^s  quant  au  ciTil,.et  par  rapport  k  la  religion 
ils  seront  enti^rement  conserTÖs  in  statu  quo  c.  a.  d.  dans  le  möme 
libre  exercice  de  leur  culte  et  discipline,  aTec  tootes  •(  telles 
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der  Religion  ein  Eingriff  gethan  *). 

BezOglich  der  geistlichen  Gerichtbarkeit  *)  bestimmte 
das  Notificationspatentv.  28.  September  1772.  '): 
gleichwie  Wir  aber  den  Katholischen  R^igionsverwandten 
Are  besondere  bisher  gehabte  geistliche  Gerichtsbarkeit  noch 
ferner,  jedoch  dergestait  eueülassen ,  Allergnädigst  gemeint 
sind,  dass  sie  blos  und  allein  über  cattsas  vere  ecclesiastieaa 
tu  kognosären  befugt  sein,  von  aUen  causis  civü^us  aber. 
Kenn  sie  auch  eine  geistliehe  Person  angehen,  auch  wenn 
s^>st^  super  iure  palronatus  et  deeimis  gestritten  wird,  nicht 
wemger  von  aüer  Ausübung  einer  ^^minal- Jurisdiction  ab- 
stiniren  soüen  *). 

Die  Aufdicht  gegen  alle  Misebräuche  nnd  Extensiones 
der  katholiscb-geiBtlichen  Gerichtbarkeit  wurde  dorch  die 
Kegierungsinstruction  vom  21.  September  1773. 
der  Regiemng  übertragen  '). 


Die  Begierung  Friedrieb  Wilhelms  II.  ist  nicht 
nur  aoB  dem  Ctruade  für  uns  weeentlicb ,  weil  neue  katho- 
lische ProTJnzen  dem  Staate  zuwuchsen,  ihre  rechtlichen 
VerhXltnisse  nach  Analogie  der  in  den  filteren  geltenden 
Nonnen  geregelt  *),  und  die  letzteren  selbst  consequent  weiter 

et  biens  eccIMastique*,  qa'ili  possädoient,  au  moment  de  leur  pussge 
•ou  1«  dombstiOD  de  8.  H^- Pruaa.  au  moii  Ao  Sept  eo  1773.;  et  Sa 
dite  H^.  et  sei  mcceEBeura  ne  h  serTira  point  des  droits  de  HODTerain 
»a  pr^ndice  du  atatns  quo  de  la  religion  Cathdlique  Renta'De  dtsa 
tec  pafB  BurmentionDäs.' 

>)  Vgl.  Hnische,  der  NetBdistrict  (ECntgsberg  17»S.)  277.  S. 
Lsapcyres  a.  a.  0.  488. 

■l  Vgl.  8tarkea.a.  0.361.  ff.,  fOr  Oatpreuasen:  ebendas.  Sö3.ir. 

«)  g.  1.  DO.  7. 

*)  Ebeuo  Begier.-Instruet  t.  31.  SepL  1778.  g.  4.  no.  11.  ». 
g.  &  Instruct.  f.  d.  westprenss.  LandTogteiger.  t.  demg. 
Tage.    §-  1".  §-  IB.  b.  e. 

■)  Starke  a.  a.  0.  963.  BezOglich  der  Eircbeo-  nnd  Klosterzoclit 
kt  krine  Bettimmong  erlaaaen  worden. 

•)  Patent  wegen  der  Gel.  d.  Rechte  in  Kenost-  d.  SOd- 
presaaen  t,  30,  Mai  1797.  —  vgl.  auch  Laapeyres  a.  a.  0.  448  ff. 
Dil  TerTassnng  der  geistlichen  Gerichte  fflr  «Sfldpreusaea«  grtndet 
(ich  auf  die  Eonstit.  t.  25.  Aug.  1796.  Uylios,  No*.  Corp.  CootL 
Ttareb.  9.,  1661.    Duuach  (§.  G.)  dOrfen  die  geisUichen  Oericbte  wegen 
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fortgebildet  wurden ') ,  sondern  namentlich  weil  in  diese 
Periode  die  Codification  des  Allgemeinen  Preussi- 
sehen  Landrechtes  fällt. 

Zwar  sollte  das  Gebiet  der  Kirche  nach  der  Ursprünge- 
liehen  Idee  des  grossen  Königs  nicht  mit  in  den  Bereich 
der  von  ihm  beabsichtigten  allgemeinen  Geset2sgebung  ge- 
zogen werden.  Allein  schon  im  J.  1780.  hatte  man  diesen 
Plan  fallen  lassen,  und  später  beschlossen^  die  Rechtsgrund* 
Sätze,  welche  für  alle  Religionsparteien  gleichmässig  zur 
Anwendung  kommen  sollten,  festzustellen  ').  Schon  des- 
wegen und  weil  auch  für  die  Reckte  und  Verbindlichkeiten 
der  Einwohner  des  Staats  im  Allgemeinen  vollständige  Vor- 
schriften beabsichtigt  waren,  musste  man  zu  einer  wenn 
auch  nicht  die  innere  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
betreffenden  kirchlichen  Legislation  gelangen  '). 

Es  war  das  erste  Mal,  dass  im  umfassenden  System 
das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  in  Deutschland  ge- 
setzgeberisch behandelt  wurde. 

Ueberall  hatte  man  sich  begnügt,  einzelne  staatliche 
Hoheitsrechte  zu  wahren  und  mehr  die  Bedürfnisse  des 
staatlich-kirchlichen  Lebens  legislatorisch  zu  befriedigen,  als 
abstracte  Gränzlinien  zwischen  Staat  und  Kirche  zu  ziehen. 


geringerer  Amtsvergehen  der  Geistlichen  Bassübangen,  Bekollektionen, 
Geldbasse  bis  zu  20  Rthlr.  and  Gef&ngniss  bis  tu  vier  Wochen  tst- 
h&ngen,  bei  schweren  dagegen  auf  Translokation,  Sospension  und  Kas- 
sation erkennen.  Bezdglich  der  Klosterzucht  wird  hier  Torgeschrieben, 
dass  sie  niemals  in  Eriminalstrafe  ausarten  darf.  Daher  falls  eine 
solche  nöthig  erscheint,  die  Regierung  angerufen  werden  soll,  welche 
auch  über  Versetzung  von  Mönchen  und  Nonnen  in  fremde  Klöster 
entscheidet,  §.  6. ;  die  Aufsicht  aber  die  geistlichen  Gerichte  wird  (§.  17.) 
den  Regierungen  eingeräumt,  welche  formale  üngehörigkeiten  abstellen, 
wegen  materieller  dagegen  an  das  Justiz-Ministerium  berichten  sollen. 

*)  Vgl.  far  Westpreussen  die  Nachweisungen  bei  Jacobson 
a.  a.  0.  198.  ff.  FOr  Schlesien  vgl.  Korn,  Edicten-Samml.  a«  a.  0. 
21.,  125. ;  22.,  64. ;  23.,  165.  416. ;  24.,  163. 

*)  Vgl.  auch  Richter,  Beitr.  z.  Preoss.  Kirchenrechte  (Leipzig 
1865.)  12. 

")  Vgl.  Laspeyres  a.  a.  0.  468.  ff.,  der  auch  eine  vortreffliche 
Gharacteristik  des  Gesetzbaches  giebt.  Kampt«,  Jahrb.  t  d.  Preoss. 
Gesetzgeb.  (Berlin  1828.)  31.,  122.  f. 
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Hier  wurde  der  ganze  kirchliche  Organismus  fast  com- 
pendienartig  betrachtet  und  geordnet 

Der  Boden,  auf  den  sich  die  Codification  stellte,  war 
der  naturrechtiiche.  Es  war  ja  die  Zeit,  wo  die  Achtung 
▼or  dem  historisch  Gewordenen  völlig  abgestorben  war,  wo 
die  Wissenschaft  nach  abstracten  rationellen  Orundsätzen 
ohne  Rücksicht  auf  die  concreten  Verhältnisse  ihre  Theorien 
feststellte,  wo  die  praktische  Politik  den  Schutt  vergangener 
Jahrhunderte  schonungslos  aufräumte,  um  auf  der  leeren 
Stelle  ein  neues  Gebäude  aufzuführen. 

Es  bedarf  nur  eines  Blickes  in  die  Werkstatt  der 
Codification,  um  dieses  Ueberwuchern  des*  naturrechtlichen 
Standpunktes  zu  erkennen.  Von  einem  historischen  Rechte 
der  Kirche  ist  ebenso  wenig  die  Rede,  wie  von  dem  des 
Staates.  Die  erstere  wird  zu  kleinen  Gemeinden  zusammen- 
geschlagen, dem  letzteren  nach  den  Grundsätzen  der  Ver- 
nunfi  sein  Hoheitsrecht  construirt. 

Snarez,  dessen  Thätigkeit  auch  bei  dem  kirchlichen 
Theil  der  Gesetzgebung  eine  hervorragende  war,  hat  dem 
Kronprinzen  von  Preussen  Vorlesung  über  das  geeammte 
Bechtsgebiet  gehalten  ^}.  Er  behandelt  auch  die  Rechte  des 
Staates  über  die  Kirdie.  Ueberall  treten  uns  da  vernünftige 
Grundsätze  entgegen,  die  zuweilen  seltsam  kontrastiren  mit 
denen  einer  Regierung,  welche  das  Wöllnersche  Edict 
erlassen  hat  Ueberall  spricht  der  freie,  gewissenhafte,  vor- 
vrtheiislose  Mann.  Aber*  das  ganze  System  ist  ein  abstract 
konstmirtes.  Kaum  hie  und  da  läuft  eine  historische  Re- 
miniacenz  mit  unter,  auch  mehr  um  ein  Beispiel  für  die 
natnrrechtlichen  Sätze  zu  gewähren,  als  sie  geschichtlich 
au  b^ründen.  Und  die  Thesen,  welche  Suarez  hier  dog- 
maüach  entwickelt,  treten  uns  im  Gesetzbuche  zuweilen 
wörtlich  entgegen. 

Man  wird  des  lehrbuchartigen  Characters  des  Preussi- 
schen  Landrechtes  am  Besten  inne,  wenn  man  es  in  Ver- 
gleichang  stellt  mit  diesen  Vorlesungen.  -^ 

Das  Landrecht  kennt  nicht  mehr  die  Episcopalgewalt 


>)  Handschriftlich  in  der  Bibliothek  des  E.  Jöstisministeriams  in 
Ich  theile  den  betreffenden  Abschnitt  in  Beilage  lY.  mit. 


l 
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des  Königs  über  die  katholische  Kirche;  nur  ftir  die  evan- 
gelische begründet  Suarez  dasselbe  in  seinen  Vorlesungen. 
Aber  er  hält  an  dem  Friedericianischen  Principe  fest,  dass 
der  König  Quelle  aller  Gewalt  im  Staate  ist  und  so  auch 
der  kirchlichen  ^).  An  und  für  sich  besitzt  keine  Religions- 
gesellschaft äussere  Rechte  im  Staate.  Nur  von  diesem 
können  sie  ihr  verliehen  werden,  und  jede  muss  diese  ihr 
verliehenen  äusseren  Rechte  nur  nach  dem  Gesetze  des 
Staates  ausüben  und  dabei  seine  Gerichtsbarkeit  anerkennen. 
Es  ist  bemerkenswerth  y  wie  sehr  diese  Anschauungsweise 
der  kirchlichen  widerstreitet.  Keine  einzige  nach  aussen 
gerichtete  Befugniss  wird  der  Kirche  als  eine  eigene  zuge- 
standen; überall  ist  sie  Mandatarin  des  Staates.  Die  Ho- 
heitsrechte des  letzteren  sind  nicht  Schranken  gegenüber 
der  kirchlichen  Gewalt.  Sie  sind  das  Residuum  der  ur- 
sprünglich vollen  staatlichen  Macht,  von  welcher  der  andere 
und  geringere  Theil  der  Kirche  übertragen  ist. 

Das  ius  reformandi  und  das  ius  majestaticum  circa 
Sacra  —  um  mich  der  Ausdrucksweise  jener  Zeit  zu  be- 
dienen —  umspannen  die  externen  Verhältnisse  der  Kirche 
gänzlich  und  lassen  auch  die  internen  nicht  immer  unberührt '). 

Gehen  wir  auf  das  Gesetzbuch  näher  ein ,  so  kann  es 
uns  hier  nicht  obliegen,  die  Anzahl  der  casuistischen  Be- 
stimmungen zu  characterisiren,  welche  in  dem  20.  Abschnitte 
des  Theils  1.  Titel  2.  Von  den  Hechten  und  Pflichten  der 
Kirchen  und  geistlichen  Gesellschaften  handeln.  Nor  das 
Wesentliche  uns  liier  Angehende  greifen  wir  heraus. 

Gleich  zuerst  haben  wir  da  des  Grundsatzes  zu  ge- 
denken, der  sich  fast  wörtlich  schon  in  einer  früher  vom 
Grosskanzler  C  a  r  m  e  r  selbst  herrührenden  Bearbeitung 
findet '),  dass  die  Kirche  sich  in  allen  Angelegenheüenj  die 
sie  mit  andern  bürgerlichen  Gesellschaften  gemeinsam  hat, 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  au  richten  hat  % 


')  Vgl.  die  Bemerkangen  des  Geh.  Reg.Bsthes  Schmedding  bei 
Mejer,  Propaganda  2.,  357. 

')  Vgl.  Laspeyres  a.  a.  0.  536. 

")  Material,  z.  Landrecht.  Akt.  d.  K.  Preuss.  Justis- 
Mini steril  toI.  14.  p.  8.  ff.  §.  8. 

*)  8-  27. 


h 
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Alle  weiteren  Bestimmungen  erscheinen  als  Consequenz 
dieses  Principes.  Als  solche  wurden  festgestellt,  das  Placet 
fbr  alle  Erlasse  des  Papstes  und  der  Bischöfe  ^),  das  Ver- 
bot, Kirchenversammlungen  ohne  Genehmigung  des  Staates 
absahalten  ')  oder  auswärtige  zu  besuchen  ') ,  Lostrennung 
der  Geistlichkeit  von  auswärtigen  kirchlichen  Oberen  %  Be- 
theiligang  der  staatlichen  Behörden  bei  der  Prüfung  *)  und 
Anstellung  der  Geistlichen  *) ,  Unterwerfung  derselben  in 
allen  bOrgerlichen  Angelegenheiten  unter  das  Staatsgesetz  ^). 

Die  kirchliche  Strafgewalt  wird  anerkannt  ').  Zuerst 
war  anter  den  mit  den  Gesetzgebungsarbeiten  beauftragten 
Männern  ein  Zweifel  aufgetaucht,  ob  überhaupt  über  die 
Kircheosucht  Anordnungen  in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen 
seien.  Diese  Bedenken  wurden  aber  durch  die  Erwägung 
Ton  Saar  es  erledigt^  welcher  auf  die  Nothwendigkeit  ein- 
gehender Bestimmungen  hinwies,  damit  den  Missbräuchen 
wnd  ungebührlichen  Änmassungen  der  Geistlichkeit  Schranken 
geseUt  werden  *). 

Dieser  polizeiliche  Standpunkt  der  Gesetzgebung,  dieser 
Widerwille  gegen  die  kirchliche  Strafgewalt  prägt  sich  auch 
in  den  Vorschlägen  und  Erinnerungen  aus,  welche  gegen  den 
•chon   ausgearbeiteten  Entwurf  von  allen   Seiten  einliefen 


>)  S§.  117.  118.  Vgl.  aaeh  §.  185.  186.:  »Kein  ausw&rtiger  Bisühof 
oder  anderer  geistlicher  Oberer  darf  sich  in  Eircheniachen  eine  ge- 
setigebende  Macht  oder  anderer  Gewalt  anmassen.«  Dass  damit  kein 
Schisma  beabsichtigt  war,  beweist  Laspeyres  a.  a.  0.  619.  In  dem 
Ton.Carmer  zuerst  aasgearbeiteten  Entwarf  steht  nichts  vom 
Placet  Bei  der  Umarbeitung  ist  es  aber  (§.  80.  f.)  Ton  Saarez  fest- 
gestellt and  Ton  Gar m er  in  den  Marginalien  gebilligt  worden. 
Mater,  z.  LandR.  15.,  18.  Akt  d.  Königl.  Jastis-Minist 
in  Berlin. 

•)  §.  Hl. 

^  Die  fremden  Bischöfe  mussten  wie  das  schon  Friedrich  11. 

für  Schlesien  einfahrte  Yicare  in  Preassen  haben,  g.  137—140. 

*)  In  Consequenz  Yon  §.  819. 

•)  9.  824.  ff. 

^  §.  96. 

•)  §.  60. 

•)  Materialien  a.  a.  0.  16.,  124.    Akt  d.  K.  Justis-Minist 

io  Berlin. 
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und  von  Suarez  in  der  s.  g.  Revisio  monitorum  beleuchtet 
wurden. 

Als  der  §.  40.  des  Entwurfes  jeder  kirchlichen  Gesell- 
schaft den  Gebrauch  der  Kirchenstucht  zugestanden  und 
§.  41.  dieselbe  auf  den  Fall  des  öffentlichen  Aergernisses 
beschränkt  hatte,  wiesen  die  Monenten  darauf  hin,  dass  der 
Begriff  des  öffentlichen  Aergernisses  näher  zu  bestimmen 
sei,  und  die  Revisio  monitorum  erklärte: 

Ist  erheblich.  Es  ist  deutlich  eu  bestimmen^  was  unter 
Kircheneucht  und  öffentlichem  Aergemiss  eu  verstehen  sei. 
Den  kirchlichen  Gesellschaften  und  ihren  Mitgliedern  kommt 
eigentlich  nichts  als  Unterruht ,  Lehre,  sanfte  Ermahnung 
zu.  Alles  was  auf  Zwang  abzielet,  man  mag  ihm  den 
Namen  Kircheneucht  oder  einen  anderen  Nahmen  beilegen^ 
kommt  nicht  ihnen  sondern  der  Obrigkeit  zu,  welche  schon 
sorgen  wird,  dass  niemand  den  Gottesdienst  störe  oder  ein 
Aergemiss  gebe  *). 

Ebenso  wurde  die  Ausstellung,  dass  auch  näher  zu 
bestimmen  sei,  worin  die  eigentliche  Kirchenzucht  bestehe 
und  von  wem  sie  ausgeübt  werden  sott,  fiir  erheblich  er- 
achtet'), und  zwar  bestehen  die  Strafen,  deren  sich  geist- 
liehe  Gerichte  ermächtigen  können,  nach  den  monitis  nur  in 
den  gradibus  admonitionum  die  mit  dem  Kirchenbann  schlies^ 
sen.  Dazu  bemerkte  die  Revisio  lakonisch:  Der  Kirchen^ 
bann  taugt  nichts  '). 

Auch  die  Hereinziehung  der  geistlichen  Oberen  in  die 
Angelegenheiten  der  Eirchenzucht ,  welche  §.  44.  des  Ent- 
wurfes beabsichtigte,  entging  nicht  ernsthaftem  Widerspruche. 
Es  ist  nicht  gut,  erklärt  die  Revisio  monitorum,  wenn  die 
geistlichen  Oberen  zu  viel  zu  befehlen  haben  ^). 

Characteristisch  ist,  dass  den  Kirchen,  welche  ein  exer- 
citium  religionis  publicum  genössen,  die  Befiigniss  zur  Aus- 
schliessung eines  Mitgliedes  geradezu  abgesprochen  wurde. 

Öffentlich  genehmigten  Kirchen,  so  sagte  das  monitum  3. 


1)  Materialien  a.  a.  0.  toI.  76.    Akt  d.  K.  Jastis-Minist. 
in  Berlin. 
')  ebendas. 
")  ebendas. 
^)  ebendas. 
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za  §.  44.  des  Entwnrfea  '),  ist  aller  Atisschluss  eu  versagen, 
denn  so  lange  der  Staat  ein  Mitglied  nicht  des  Landes  ver- 
weiset, so  lange  muss  sich  auch  die  Fürsorge  aller  Depar- 
tements auf  ihn  erstrecken.  Ein  unwürdiges  Mitglied  der 
Kirche  bedarf  ihrer  besonderen  Anstalten  am  Meisten. 

Und  die  Bevisio  von  Suarez  erklärte  dies  monitum 
för  begründet.  Wer  nur  irgend  in  der  Geschichte  beaandert 
ist,  der  weis,  was  für  unselige  Folgen  aus  der  Excommunicatio 
entstanden  sind.  Der  Oemeine  kann  man  kein  anderes  Recht 
verstatten,  als  bei  der  ordentlichen  Obrigkeit  auf  die  Aus- 
schliessung der  unwürdigen  Mitglieder  aus  der  Gemeinde 
tu  Tdagen:*). 

Ebenso  wie  dos  monitwn  4.  zu  demselben  Paragraphen  — : 

Bei  solchen  Kirchen  Gesellschaften  als  jetzt  die  dreg 
herrsehende  christliche  Religionen  sind  ist  eine  solche  Aus- 
schliessung wenn  sie  gämlich  und  auf  immer  sich  erstrechen 
soll  nur  in  dem  Fall  wo  das  Mitglied  Handlungen  die  eine 
öffentliche  Verachtung  der  gottesdienstlichen  Einrichtungen 
anzeigen  oder  wodurch  andere  in  der  Andacht  geßissentlieh  ge- 
stört Verden,  sich  eu  schulden  kommen  lässt  —  eulässig :  da  das 
jRecht  Oott  in  der  im  Staat  herrschenden  Religion  äusserlich 
iinä  Öffentlich  eu  dienen,  gu  den  angebomen  Rechten  eines 
jeden  Staatsbürgers  gehört,  das  ihm  von  der  KirchengeseU- 
scheift  nicht  ohne  Theilnehmung  des  Staates  genommen  werden 
kann  —  von  Suarez  fUr  erheblich  erklärt  wird'). 

AviB  diesen  Berathungen  sind  folgende  Bestimmangen 
des  Land  rechtes  hervorgegangen. 

>}  ebendsB. 

■)  ebend  kb. 

*)  ebendss.  Ala  moDit.  6.  findet  sich  eh  denuelbeD  $<  die  Be- 
merkung: (Die  EscommDDicfttiD  der  Gemeinde  als  Collegislrecht  >n 
flberlassen  briogt  ünnih  hervor.  Besaer  wenn  nur  der  Landesherr 
djesei  Recht  darch  die  ConusCorieD  and  Geistlichen  mit  der  Znxiehang 
der  KirchenTorsteher  suBDben  darf.<  Dazu  sagt  die  ReTisio  moDitoram: 
>Jedenf>Us.<  Durch  die  Eioschrftnkuiig  der  Exe.  und  deren  g&nzliche 
Venrerfong  kann  keines  Menschen  Oe wisse osf reih eit  beleidigt  «erden. 
Er  kann  daneben  glauben,  handeln,  wie  er  will.  Sein  Oewissen  kann 
nie  TOD  ihm  verlangen,  doss  er  Beinen  Hitmenachen  beleidige  oder 
bestrafe.  Treibet  ihn  ja  sein  Oewisaen  zur  Bache  nnd  Bestrafung,  so 
kann  er  diese  auf  dem  ordentlichen  Weg,  nOmüch  durch  die  Obrigkeit 
Sachen. 

B.  riladberK.  O.  UJubr.  d.  gslMl.  AidUs«w>1L  l« 
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Jedes  Mitglied  einer  Kirchengeseilschaft  muss  sich  der 
bei  ihr  üblichen  Kirchenzucht  unterwerfen  ^).  Diese  hat  in- 
dessen lediglich  den  Zweck,  ein  öffentliches  Aergerniss  au 
beseitigen,  und  darf  niemals  zu  einer  Strafe  an  Leib,  Ehre 
oder  Vermögen  der  Mitglieder  ausarten. 

Vielmehr  steht  die  Verhängung  derartiger  Strafen,  falls 
sie  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit 
in  der  Kirchengesellschaft  nothwendig  sein  sollten,  der  staat- 
lichen Obrigkeit,  zu. 

Wenn  einzelne  Mitglieder  durch  öffentliche  Handlungen 
eine  Verachtung  des  Gottesdienstes  und  der  ReUgionsge- 
brauche  zu  erkennen  geben,  oder  andere  in  ihrer  Andacht 
stören,  so  ist  die  Kirchengesellschaft  befugt,  dergleichen 
unwürdigen  Mitgliedern,  so  lange  sie  sich  nicht  bessern, 
den  Zutritt  ihrer  Versammlungen  zu  versagen.  Wegen 
blosser  von  dem  gemeinen  Glaubensbekenntniss  abweichen- 
der Meinungen  kann  kein  Mitglied  ausgeschlossen  werden. 
Auch  muss,  so  weit  mit  einer  solchen  Ausschliessung  nach- 
theilige Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  der  Ausgeschlos- 
senen verbunden  sind ,  vorher  die  staatliche  Oenehmigung 
eingeholt  werden.  Ebenso  gebührt  dem  Staate  die  Ent- 
scheidung, falls  über  die  Rechtmässigkeit  der  Ausschliessung 
Streit  entsteht. 

Kein  Geistlicher  darf  —  ganz  besondere  Fälle  aus- 
genommen —  irgend  ein  Mitglied  der  Gemeinde  eigen- 
mächtig von  Beiwohnung  des  Gottesdienstes  oder  den  Sacra- 
menten  ausschliessen  ') ,  oder  zur  Beiwohnung  des  Gotjtes- 
dienstes  und  zum  Gebrauch  der  Sacramente  durch  äusseren 
Zwang  anhalten  '). 

Ohne  Erkenntniss  des  Staates  soll  niemanden  das  ehr- 
liche Begräbniss  auf  dem  öffentlichen  Kirchhofe  versagt 
werden  *). 

lieber  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  enthält  das  Gesetz- 
buch keine  eingehenden  Vorschriften,  so  dass  die  Regelung 
dieser  Materie   durchaus   der  Provinzialgesetzgebung   über- 

*)  §*  50.  ff. 
')  §.  89. 

•)  §.  öi- 

*)  §.  188. 
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lauen  blieb.  Doch  wurden  die  Geistlichen  wegen  ihrer 
btirgerlichen  Vergehen  dem  weit  liehen  Gericht  unterge- 
ordnet •),  wie  denn  der  Bischof  in  KcUlichen  Angelegen- 
heiten der  Oeistlichen  si<^  nur  in  so  weit  einer  GerickU' 
harieit  und  eines  Erkenntnisses  anmassen  soll,  als  ihm  das 
Beekt  daeu  vom  Staate  ausdrücklich  verliehen  worden  *). 

Zu  dieser  verliehenen  Befugniss  gebärt  aber  die  Kirchen- 
zucht  über  die  Geiatlichen,  allerdinge  nur  in  der  BeschrHn- 
kung,  dasB  der  Bischof  denselben  geistliche  Busstibungen, 
Gtetdstrafen  bis  zu  30  Rtblr.  und  Geföngniss  bis  vier  Wochen 
auferlegen  darf ').  Bei  groben  Amtsvergehen  tritt  die  Ent- 
■cheidnng  des  geistlichen  Gerichtes  ein,  die  aber  nicht  auf 
langwieriges  Gefdugniss  oder  andere  körperliche  Strafen 
gerichtet  sein  darf*). 

Hat  ein  Pfarrer  in  seinem  Amte  grobe  Excesse  be- 
gangen, so  wird  er  vorläufig  von  dem  Bischöfe  auependirt 
<uid  dann  nach  Befinden  entlassen.  Will  er  -  sich  bei  der 
Entscheidung  nicht  beruhigen,  so  kann  er  in  vierwSchent- 
ticber  Frist  auf  formliche  gerichtliche  Untersuchung  und 
GDtacheidung  antragen,  welche  von  dem  geistlichen  Gerichte 
erfolgt 

Das  ist  auch  so  ziemlich  die  einzige  Art  von  recursus 
•d  principem,  welche  daa  Lahdrecfat  kennt*),  wenn  wir 
nicht  noch  jene  oben  angefDhrte  Bestimmung  hieher  rechnen 
Wollen ,  welche  der  Regierung  die  Entecheiduiig  zuspricht, 
falts  eine  Ausschliessung  aus  der  Kirche  Streit  herrorrufe. 
Auch  darf  dabei  nicht  übersehen  werden, ^daas  die  geist- 
lichen Gerichte  vollständig  unter  die  Aufsicht  der  staatlichen 
Obwgerichte  gestellt  waren'),  mithin  alle  formalen  Ueber- 


>)  §.  636.  ff.  Üeber  die  Verbrecben  der  Bischöfe  bändelt  du  Ge- 
**t>)>nGh  gar  nicht 

1  g.  119. 

t  §.  125. 

1  Vgl.  §.  632.  ff. 

*)  Wia  veoig  verstand  demnach  der  Cardinal  nnd  Ercbischof  t. 
''Alu  tom  PreoMischeD  Eircbenrechte ,  wenn  er  behauptete,  der  re- 
'"'«U  sd  principem  sei  bis  ins  neuDiehnte  Jahrboodert  hinein  in 
'^«whltnd  unb^nnt  gewesen,  Arch.  f.  kath.  ER.  N.F.  lö.,  221. 

•jFdr  die  Gerichte  der  Prorini  Posen  and  Westprenssea 
'«l-Konitii.  T.  26.  August  1796.,   für   Ostpreusaen  hatte  das 
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griffe  Seitens  der  Earchenbehörde  sofort  unterdrückt  werden 
konnten  ^). 

Uebrigens  war  die  Behörde,  an  welche  derartige  Re- 
curse  gerichtet  wurden,  das  geistliche  Departement  *),  welches 
überhaupt  die  dem  Staate  über  die  Kirchengesellschaften 
zustehenden  Rechte  zu  verwalten  hatte,  so  weit  dieselben 
nicht  dem  Könige  ausdrücklich  vorbehalten  worden  waren  '). 


Die  geistlichen  Staaten« 

Das  Bild,  welches  wir  von  den  deutschen  staatskirch- 
lichen  Verhältnissen  bisher  entworfen  haben,  würde  ein  un- 
vollständiges sein^  wenn  wir  nicht  auch  der  geistlichen 
Staaten  gedenken  wollten. 

Der  geistigen  Strömung,  welche  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert Deutschland  durchzog  >  hatten  sich  auch  die  geist- 
lichen deutschen  Fürstenthümer  nicht  entziehen  können. 
Auch  in  ihnen  begann  eine  Lösung  der  Ketten,  in  welche 
der  Jesuitenorden  alle  geistigen  Interessen  bisher  geschlagen 
hatte  ^) ,  auch  in  ihnen  wurde  der  Aufklärung  eine  Stätte 
bereitet^). 


Oberlandesgericht  in  Königsberg  die  Anfsicht,  Bescr.  ▼.  17.  Juli 
1800.  no.  8.  Rescript  d.  Justiz-Ministers  ▼.  18.  Sept  1814. 
(auch  für  Westpreussen).  Starke  a.  a  0.  869.  FQr  Schlesien 
die  Oberlandesgerichte,  eben  das.  869.  f. 

>)  Das  Verfahren  in  Disciplinarsachen  mnsste  bei  den  geistlichen 
Gerichten  nach  den  Vorschriften  der  Gerich ts-Ordn.Tit  86.  Th.  1. 
▼or  sich  geheo,  Starke  861. 

')  Dass  solche  Recorse  in  der  That  Yorkamen,  bezeugt  d«r  B.  t. 
Gulm,  Tgl.  Arch.  f.  kath.  KR.  N.  F.  16.,  219. 

>)  Allg.  LR  I.  c.  §.  118.  üeber  die  einzelnen  Behörden,  welche 
das  lus  circa  sacra  wahrzunehmen  haben  und  hatten  Tgl.  die  Grund- 
sätze d.  Preuss.  Rechts  über  d.  Verh.  ▼.  Staat  u.  Kirche 
(Königsberg  1888.)  81.  ff. 

«)  Vgl.  beispielsweise  aber  die  Zust&nde  der  Diöcese  Constanz 
Beck,  Wessenberg  94.  ff. 

^  üeber  die  Wirksamkeit  des  Jesuitenordens  Tgl.  Schwab^  Frau 
Berg  (Würzburg   1869.)  1.  ff.      üeber  die  theologische  Aafkl&ning 
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Der  FormalismuB  des  äusseren  Oottesdienstes  wurde 
abgestreift  y  der  Cultus  selbst  vertieft  und  verinDerlicht  ^)y 
die  Wallfahrteii  beschränkt  oder  beseitigt ') ,  die  Wissen- 
schaft theils  durch  Stiftung  neuer  Universitäten  ') ,  theils 
durch  Besetzung  der  alten  mit  Geistlichen  aufgeklärten 
Sinnes  von  dem  scholastischen  Wüste  des  Mittelalters  frei 
gemacht  ^)y  die  Censur,  welche  bisher  jede  geistige  Jäegung 
sorgsam  beschnitten  hatte  %  milder  gehandhabt  %  der  Aber- 


ebendas.  202.  ff.  Sehr  albern  spricht  sich  aber  die  letztere  Stig- 
loher  a.  a.  0.  44.  IL  aas. 

*)  Vgl.  d.  Hirtenbrief  d.  Erzb.  ▼.  Salzbarg  Hieronymus  Jo- 
leph  in  Acta  bist.  eccl.  nostri  tcmpor.  8.,  697.  S^  Menzel 
a.  a.  0.  12.,  1.,  296.  ff.  Schwab  a.  a.  0.  61.  Siehe  aber  aach  na- 
meDtlieh  die  Vorbereitangen  zu  deri.  J.  1789.  beabsichtigten  Mainzer 
Diöcesansynode  bei  Kopp,  d.  kath.  K.  im  XIX.  Jahrb.  (Mainz  1830.) 
60.  ff. 

»)  Vgl.  Churköln.  Verordn.  y.  10.  April  1766.,  14.  Juli 
1769.  Abstellung  der  »Processionen  so  über  Nacht  ausbleiben, c  in 
Vollst.  Samml.  deren  d.  Verf.  d.  hob.  Erzst.  Cöln  betr. 
Stacken  (Cölhi  a/R.  1772.)  2.,  46.  ff.  Bezflglich  des  Enrfarstenth. 
Trier  ygl.  Perthes»  Polit.  Zust&nde  und  Personen  (GK)tha  1^62.) 
1,  230. 

>)  üeber  die  Stiftung  der  Uoiversit&t  Bonn  1786.  und  die  dabei 
gehaltenen  Beden  ygl.  Allgem.  deutsche  Biblioth.  71.,  1.,  802. 
Der  Cardinal  Pacca  nennt  sie  einen  yerpesteten  Lehrsitz,  DenkwQrdigk. 
a.  a.  0.  85.  Bezüglich  der  ultramontanen  Uniyersit&t  Köln  yerfügte 
der  Chnrftlrst  (14.  August  1789.))  dass  Niemand,  welcher  in  kurköl- 
nisefaen  Landen  angestellt  werden  wolle,  dort  studiren  dürfe,  Perthes 
a.  a.  0.  1.,  197.  Ueber  Mainz  ygl.  Schwab  a.  a.  0.  49.  ff.  üeber 
Mflnster  Esser,  Franz  y.  Fürstenberg  (Münster  1842.)  258.  ff. 

^)  Vgl.  die  Reformen  der  W  ü  r  z  b.u  r  g  e  r  Universit&t  bei  S  c  h  w  a  b 
a.  a.  0.  95.  ff. 

*)  Damit  nicht  »das  heimliche  Gift,  yerschiedener  irriger  Lehren  in 
nnserem  and  anderen  Landen  sich  leichtsam'  und  unyermerckt  aus- 
giessen  könnte,«  Ghurkdln.  Verordn.  y.  4.  Mftrz  1729.  in  Vollst 
Sammlung  deren  d.  Verf.  d.  hohen  Erzst.  Cöln  betr. 
Stücken  2.,  87.  Vgl.  auch  das  heftige  Verbot,  welches  der  Fürstb. 
y.  Wflrzburg  i.  J.  1739.  gegen  die  »Breyis  notitia  monasterii  Ebra- 
sensis«  aus  bischöflicher  und  landesherrlicher  Befugniss  erliess,  Acta 
bist.  eccl.  8.,  1033.  ff. 

*)  I.  J.  1793.  yeröffentlichte  Professor  Schelle  in  Salzburg  na- 
türlich nicht  ohne  Genehmigung  des  Ordinariates  ein  Programma  de 
libertate  cogitandi,  loquendi  et  scribendi.  Aus  der  Trierer  Dom- 
faibliotliek  wurden  Rousseaus  und  Voltaires  Werke  ansgelieheo, 
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glauben,  welchen  die  Jesuiten  mit  berechneter  Geschmack- 
losigkeit gehegt,  beseitigt,  namentlich  aber  ein  mildes  Ver- 
hältniss  zu  dem  Protestantismus  hergestellt,  welches  in  dem 
Eherechte  *) ,  an  den  Universitäten  *) ,  selbst  in  der  Ver- 
leihung des  Doctorats  der  katholischen  Theologie  an  pro- 
testantische Gelehrte  einen  Ausdruck  fand  '). 

Auch  das  staatliche  Bewusstsein  der  geistlichen  Landes- 
herm  stärkte  sich.  Sie  warfen  nicht  mehr  wie  bisher  ^) 
ihre  bischöflichen  und  fürstlichen  Functionen  zu  einem 
unentwfrrbaren  Knäuel  durcheinander  ^) ,  um  nach  fast  alt- 
testamentarischer Art,  wie  der  Fürstbischof  Carl  Friedrich 
von  Würzburg  das  ausdrückte,  als  pfaffii  pfaffiorum  •) 
ihr  Land  und  ihre  Kirche  zu  regieren. 

Sie  wollten  Staat  und  Kirche,  deren  oberste  Gewalt  sie 
in  ihren  Personen  vereinigten,  auseinandergehalten  wissen  ^) ; 

Nicolaas  Vogt,  Rhein.  Gesch.  4.,  286.  Dass  es  aber  nichts  desto- 
weniger  an  Qewaltthaten  nicht  fehlte,  beweist  das  Verfahren  gegen 
den  Mainzer  Professor  Isenbiehi,  der  wegen  einer  Schrift  i.  J. 
1778.  als  Gefangener  in  die  Abtei  Erb  ach  gebracht  wurde.  Vgl.  Le 
Brat,  Magaz.  z.  Gebr.  d.  Kirchen-  n.  Staatengesch.  S.,  36.  Wolf, 
Gesch.  der  röm.-kath.  Kirche  unter  Plus  VI.  2.,  419.  ff.  Schwab 
a.  a.  0.  266. 

^)  Vgl.  Schwab  a.  a.  0.  868.  f.  und  namentlich  Kopp  a.  a.  0. 
858.  ff. 

')  Schwab  a.  a.  0.  468.  ff.;  in  Mainz  wurde  der  Protestant 
Nicolans  Vogt  als  Professor  der  Geschichte  angestellt. 

')  eben  das.  460. 

*)  Vgl.  Sartori,  Geistl.  n.  weltl.  Staatsrecht  d.  deutsch.-cathol. 
geistl.  Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstifter  (Nflrnberg  1790.)  IL,  2.,  1.^  496.  ff., 
der  lieh  die  Mähe  gieht,  die  ans  dem  ius  circa  sacra  fliessenden  Be- 
fugnisse der  geistlichen  Landesherrn  von  den  kircheiüregiQientlichen 
zu  sondern. 

^)  Bemerkenswerth  erscheint,  dass  als  Maximilian  Friedrich 
▼.  Köln  i.  J.  1762.  das  Verbot  erlassen  hatte,  weltliche  Anordnungen 
in  den  Kirchen  yon  der  Kanzel  zu  publiciren,  er  doch  sofort  für  die 
▼on  ihm  als  Landesherrii  oder  seinem  Hofrathe  ausgegangenen  eine 
Ausnahme  statuirte^    Vollst.  Samml.  a.  a.  0.  1.,  666.  ff. 

•)  Vgl  Schwab  a.  a.  0.  106.  x 

')  Vgl.  VorUuff.  Präliminar  Ordn.  f.  Trier?.  I.Jan. 
1719.  Art.  4.:  »also  gehet  . .  unsere  ..  Meynung  dahin,  dass  beyde 
unsere  geistliche  Gerichter  und  Officialaten  zu  Trier  und  CoblenU  yon 
allen  Civil  und  Prophan- klagten,  und  weltlichen  Bechts-Streitigkeiten 
Ton  nun  an,  und  TorskOnfftig  g&ntalich  erhoben  seyn ,  und  bleiben. .  .e 
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sie  traten  gegen  die  ADschauang  auf,  als  ob  der  weltliche 
Arm  lediglich  zum  Dieoete  der  Kirche  verpflichtet  sei. 

So  waren  sie  heroilht,  für  das  Schulwesen  Oränzen  der 
staatlichen  und  kirchlichen  Gewalt  aufsustellen,  welche  dem 
untergeordneten  Cleros  höchst  rügenswerth  erschienen.  Denn 
dieser  war,  wie  Franz  Ludwig  von  Würzburg  sich 
klagend  ansdrUckt,  in  dem  Wahne  befangen,  (Us  sei  das 
SAtiUcesen  eine  Sadte,  ieelche  man  der  Geistlichkeit  vber- 
iasaen  müsse,  als  gebühre  ihnen  die  Direction  des  Schvl- 
Keaens  allein  und  der  BeanUe  sei  nttr  da,  um  Vollstrecker 
derjenigen  BefeJUe  jnt  sein,  uit^che  das  Seelsorgeramt  su  er- 
lassen  für  gut  finde,  aber  selbst  in  VoliMug  zu  setaen  aua 
Abgang  äusserer  Zwangsmittel  nicht  vermöge  V- 

In  ihrer  EigeoBcbaft  al&  Landesherrn  beschränkten  die 
Bischöfe  die  übormttsaige  Zahl  der  Feiertage'),  und  ver- 
ordneten sie,  dasB  das  Volk  an  den  aufgehobenen  durch  an- 
gemessene Zwangsmaassregeln  eum  Arbeiten  angehalten 
werde  ').  Ala  LandeBherrn  stellten  sie  Armen-  und  Kranken- 
anatalten  anter  weltliche  Obhut,  erliessen  sie  einschneidende 
Amortisationsgesetze  *)  und  gaben  sie  Vorschriftea  für  den 
Eintritt  in  KlOster');  denn  wie  Franz  Ludwig  von 
Würzburg  sagte :  Die  Religiösen  sind  dem  Staate  so  we- 

Bei  den  Domcapiteln  war  von  ibrem  doppelten  Character  wenig  in 
sparen.  Sie  waren  gfinzlich  Terweltlicbt,  vgl.  Pacca  a.  a.  0.  140.  In 
HOnster,  berichtete  der  preussleche  EommiasariuB  der  Rogieranf, 
Sri  es  Dblich  gewesen,  dass  die  Domherrn  erat  Im  höheren  Älter,  wenn 
die  Auisicht  «nf  eine  reiche  Heiratb  schwinde,  die  Weihen  iiUimeD, 
Akt  d.  geistl.  HiniHt.  in  Berl. 

>)  Schwab  a.  a.  O.  106.  —  üeber  die  Urganiiation  der  Schulen 
In  Haini  Tgl.  Perthes,  Folit.  Zustände  n.  Personen  l.,-20.ff.;  In 
HaDater:Men2ela,  a.  0.  12.,  1.,  167.  ff.  und  Eiser,  Frans  t. 
Ftntenberg  182.  ff. 

■)  ChurkOln.  Terordn.  t.  11.  Hai  1770.  in  Samml.  a.  a. 
O.  a.,  B8. 

■)  Schwab  a.  a.  0.  109.  Fflr  Trier  siehe  Perthes  a.  a.  0. 
1.,  227.    Vgl.  auch  cit.  Chnrköln.  Verordn.  v.  11.  Mai  1770. 

*)  Tgl.  fOr  Trier:  Moser  Staatsr.  d.  cfaur-Atrstl.  Erzstiffts  Trier 
(Ldpsig  n.  Frankf.  1740.)  246.  FOr  Cöln:  Verordn.  ».  1726.  ff.  in 
Samml.  a.  a.  0.  2,,  22.  ff.  For  Mainx:  Verordn.  t.  S6.  Juni 
1772.  in  No*a  Act.  hist.  eccl-  11-,  1077.  ff.  Ftlr  Monster: 
Verordn.  t.  27:  Novemb.  1779.  bei  Esser  a.  a.  0.  S9. 

•)  Vgl.  d.  Chur-Mayn«.  Verordn.  v.  81.  Jnll  1771.  anoh 
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nig  als  der  Kirche  gleichgültig,  da  sie  Beichväter,  öffentliche 
Prediger  und  Aushelfer  in  der  Seelsorge  werden  sollen  *). 

VoD  einem  recursus  ad  principem  im  eigentlichen  Sinne 
war  aber  selbstverständlich  keine  Rede  ^).  Freilich  stand 
es  jedem  gekränkten  Unterthan  aus  dem  Laien-  und  geist- 
lichen Stande  frei,  seine  Beschwerde  bei  dem  Landesherrn 
anzubringen ;  aber  in  welcher  Eigenschaft  dieser  die  Ab- 
hülfe gewährte,  ob  als  kirchlicher  Oberer,  der  die  lieber- 
schreitungen  seiner  geistlichen  Untergebenen  in  die  gehö- 
rigen Schranken  zurückweist,  ob  als  weltlicher  Fürst,  der 
von  Staatswegen  die  Uebergriffe  der  Kirche  nicht  duldet: 
das  entzog  sich  jeder  Beurtheilung. 

Dennoch  finden  wir  auch  in  den  geistlichen  Fürsten- 
thümern  eine  heftige  Reaction  ^egen  geistlichen  Amtsmiss- 
brauch, gerichtet  gegen  die  päpstlichen  in  Deutschland 
residirenden  Nuntien. 

Wir  haben  die  Beschwerden,  welche  die  deutschen  Erz- 
bischöfe i.  J.  1769.  an  den  Kaiser  richteten,  so  wie  die 
wenig  ermunternde  Art,  mit  welcher  Joseph  IL  sie  auf- 
nahm, schon  oben  erwähnt*).    Seitdem  hatte  die  episcopa- 

inNova  acta  hist.  eccl.  11.,  861.  ff.  und  die  darauf  bezflglicbe 
Instruction  Clemens  XIV.  bei  Th einer,  Clemens  XIY.  2.,  16. 

1)  Schwab  a.  a.  0.  107. 

')  In  Becug  auf  iarisdictio  ecclesiastica  galt  meist  das  kanonische 
Recht.  Vgl.  die  Yorl&uff.  od.  Prftlimi  nar-V  ero  rdn.  wie 
die  Justitz,  bey  allen  Geist-  a.  Weltl.  Dicasterien 
Durchs  gantze  Ertz-Stifft  u.  Churf.  Trier  administrirt 
werden  solle,  ▼.  1.  Jan.  1719.  Art.  5.  Danach  ist  für  die  Geist- 
lichen das  forum  ecciesiasticum  in  allen  F&llen  zugelassen,  auch  wenn 
sie  Kl&ger  sind.  In  Co  In  waren  fflr  den  letzteren  Fall  die  Geistlichen 
an  das  Civilgericht  gewiesen ,  vgl.  Provisional-Yergleich  ▼. 
28.  Juli  1C21.,  in  Vollst.  Samml.  a.  a.  0.  1.,  25.  —  Fflr  ver- 
brecherische Geistliche  hatten  die  Didcesen  auch  Demeritenhftuser. 
Mainz  in  Marienborn,  mit  »Gewölben,  Gefängnissen  und  ver- 
gitterten Fensternc,  Kopp  a.  a.  0.  155.  Elosterkerker  und  die  Be- 
fugniss  der  Klostervorsteher,  Gefftngniss  und  körperliche  Strafen  zu 
verh&ngen,  wurden  aber  in  Trier  abgeschafft,  Perthes  a.  a.  0. 
1.,  281.  üebrigens  beschäftigten  die  Ordinariate  sich  noch  i.  J.  1806. 
mit  der  Frage,  ob  iricht  fflr  unverbesserliche  Cleriker  die  reductio  ad 
Btatum  laicalem  eintreten  könne,  Kopp  a.  a.  0.  276.  ff. 

')  Siehe  oben  8.  158.  und  vgl.  auch  (Aquilinas  Jul.  Caesar) 
Gesch.  d.  Nuntiaturen  Deutschlands  (1790.)  121.  ff. 
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listische  Richtung  immer  weitere  Fortschritte  gemacht.  Die 
deutschen  Erzbischöfe  sühnten  gewissermassen  die  Gewalt, 
die  sie  sich  dem  Weihbischofe  von  Hont  heim  gegenüber 
hatten  zu  Schulden  kommen  lassen,  als  sie  ihm  den  Wider- 
ruf seines  Febronius  abgenöthigt  hatten  ^)^  indem  sie 
jetzt  selbst  die  Wege  einschlugen,  welche  ihnen  damals  so 
anstössig  erschienen  waren. 

An  den  bischöflichen  Universitäten  lehrten  fast  nur 
Episcopalisten  '),  welche  das  Entstehen,  die  Rechte  und  die 
Uebergriffe  des  römischen  Primates  mit  schonungsloser 
Elritik  behandelten  *).  Die  episcopalistische  Literatur  brei- 
tete sich  ungehindert  aus  ^),  und  das  auch  zu  der  Zeit,  wo 
im  Allgeiheinen  schon  ein  Rückschlag  gegen  die  Aufklä- 
rongsperiode  eingetreten  war. 

Bekanntlich  führte  die  Errichtung  der  Nuntiatur  in 
München  zu  den  E m s e r  Punktationen  des  Jahres  1786., 
zu  dem  auch  von  Reichswegen  anerkannten  und  ermunterten 
Streben,  die  Nuntiaturen  in  Deutschland  ganz  abzuschaffen, 


^)  Vgl.  aber  das  Benehmen  der  Erzbischöfe  dem  Febronias 
gegenüber  Acta  bist.  eccl.  nostri  temporis  5.,  874.  f.  Der 
Churfflrst  von  Trier  nöthigte  ihn  durch  angedrohte  Bedrückung  seiner 
Yenrandten  zum  Widerruf,  damit  er  von  Rom  eine  breve  eligibilitatii 
für  Augsburg  und  E 1 1  w a n g e n  erhalte ,  vgl.  E i  1  e r s  ,  Meine 
Wanderung  3.,  201.  Dagegen  verbot  der  Erzbischof  Yon  Mainz  die 
in  Born  pubücirte  Retractation ,  Wolf,  Gesch.  d.  röm.  kath.  Kirche 
nnter  Pius  VI.  2.,  270. 

*)  In  Bonn  war  Hederich  Canonist,  obgleich  der  Papst  von 
seiner  Nichtanstellung  die  Bestätigung  der  Universit&t  abhängig  ge- 
macht hatte,  Perthes  a.  a.  0.  1.,  197.  Seine  Dissertatio  jur.  eccl. 
pabl.  de  potestate  princip.  circa  ultim.  voluntat.  ad  causas  pias  (Bonnae 
1779.),  Systema  quo  praelectiones  suas  publioas  indicit  (Bonnae  1780.), 
Elementa  iur.  canon.  (ib.  1791.)  wurden  s&mmtlich  auf  den  Index  ge- 
setzt, vgl  Pacca,  Denkwürdigkeit.  38.  Ueber  den  dort  gleichfalls 
lehrenden  Oberthür,  welcher  den  Papst  für  entbehrlich  erachtete, 
▼1^  Schwab  a.  a.  0.  247.;  über  Weimer,  Spiegel,  Frits- 
heim  u.  s.  w.  die  Breven  Pius  VI.  bei  Wolf,  Gesch.  d.  röm.  kath. 
K.  nnter  Pins  VI.  4.,  319.  ff.  In  Würzburg  vertrat  Gregel  kano- 
nisches Recht,  vgl.  über  ihn  Schwab  a.  a.  0.  205. 

*)  Vgl.  beispielsweise  die  Mittheilungen  aus  den  Vorlesungen  von 
Franz  Berg  bei  Schwab  ä.  a.  0.  137.  ff.,  174.  ff. 

*)  In  Mainz  wurden  die  Schriften  von  DeMarca,  Dupin, 
Bossuet  neu  gedruckt  und  eifrig  verbreitet 
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oder  mindestens  von  einer  Genehmigung  der  deutschen 
Kirchenfürsten  abhängig  zu  machen.  Auch  auf  die  päpst- 
lichen Bullen  und  Breven  sollte  sich  dies  Prüfungsrecht  der- 
selben erstrecken  *). 

Inzwischen  bis  der  Nuntius  die  Erklärung  abgegeben 
haben  würde,  auf  seine  Jurisdictionsrechte  verzichten  zu 
wollen  '),  machten  die  Erzbischöfe  einen  Theil  des  Emser 
Programmes  in  ihren  Fürstenthümem  schon  vorher  praktisch. 

Als  der  Erzbischof  von  Damiette  i.  p.  Pacca  als 
Nuntius  nach  Köln  gesendet  wurde ,  weigerte  sich  der 
Churfiirst,  in  irgend  einen  amtlichen  Verkehr  mit  ihm  zu 
treten.  Als  jener  bei  dem  Churfürsten  von  Mainz  Be- 
schwerde geführt  hatte  über  ein  in  Mainz  erschienenes  den 
römischen  Interessen  feindliches  Buch,  empfing  er  die  lako- 
nische Weisung,  sich  nicht  um  mainzische  Landesangelegen- 
heiten zu  kümmern  '). 

Und  als  endlich  derselbe  Nuntius  nach  Weisung  des 
Papstes  auf  die  Gränzen  der  erzbischöfiichen  Dispensations- 
gewalt  in  einem  öffentlichen  Schreiben  an  die  Geistlichkeit 
hingewiesen  hatte  ^),  befahlen  die  erzbischöfiichen  Vicariate 
den  Geistlichen,  alle  Exemplare  des  Schreibens  der  Kölner 
Nuntiatur  zurückzusenden,  und  durch  Postbescheinigungen 
darsuthun,  dass  sie  diesem  Befehle  nachgekommen  seien  ^). 
Wobei  denn  zugleich  in  Gefolge  oben  benannten  besonderen 
gnädigsten  Befels  vorgesagte  Pastoren  unter  schwerer  Strafe 
sich  nicht  unterfatigen  sollen,  irgend  ein  Schreiben,  Breve^ 
Bulle,  Dispensation  oder,  wie  sie  Namen  haben,  vom  rönii- 
sehen  Hofe  anzunehmen,  bevor  solche  uns  praesentirt  und 
sie  von  Uns  die  eur  ümschickung  und  PtAlicatian  gehörige 
schriftliche  Erlatdmiss  erhalten  hohen  •). 


I 


')  Vgl.  die  Panctationen  bei  St  ig  loh  er  a.  a.  0.  260.  ff.  IV.  d. 

')  Pacca  a.  a.  0.  22. 

')  »Rever.  doininatio  sua  de  rebus  dioecesium  nostraram  quae  ipsam 
miDime  ümgunt,  amplius  arxia  non  sit  rogamns.«  Der  Briefwechsel  bei 
K  0  p  p  a.  a.  0.  262.  ff. 

*)  Dasselbe  u.  a.  in  Pacca,  DenkwQrdigk.  a.  a.  0.48.  ff. 

*)  Mainz.  Yicar.  Erlass  ▼.  21.  Desemb.  Trier  t.  20. 
desselb.  Monats,  Göln.  y.  19.  Dez.  1786.,  auch  in  Acta  bist.  eccl. 
nostri  temp.  12.,  248.  ff. 

•)  Köln.  Vicar.  Erl.  a.  a.  0. 
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Oleichzeitig  erhoben  sie  Klage  beim  Kaiser,  und  ein 
Hofrathsrescript  v.  27.  Februar  1787.  billigte  nicht  nur  das 
Ver&hren  der  Erzbischöfe,  sondern  erklärte  auch  das  Cir- 
cularschreiben  des  Nuntius  Pacca  in  scharfen  Ausdrücken 
f&r  nichtig. 

Als  auch  dieser  Schritt  auf  das  Benehmen  des  Nuntius 
ohne  Einfluss  blieb,  gelangte  die  Nuntiaturfrage  an  den 
Reichstag  ^),  und  die  Erzbischöfe  kämpften  dort  in  umfang- 
reichen mit  episcopalistischen  Ghrundsätzen  getränkten  Denk- 
schriften '). 

Indessen  scheiterte  die  kirchliche  Agitation  '),  die  übri- 
gens mit  der  Aufklärung  nur  wenig  noch  zu  thun  hatte  ^), 
nicht  nur  an  dem  Widerstände  des  deutschen  Episcopates, 
welcher  die  Herrschaft  des  italienischen  aber  weit  entfernten 
Papstes  der  Gewalt  der  in  Deutschland  residirenden  Erz- 
bischöfe vorzog*),  an  dem  Widerstreben  Karl  Theodors 
von  Bai  er  n  und  den  geringen  Sympathien  der  preussi- 
schen  Politik*),  welche  eine  Verstärkung  der  kaiserlichen 


')  Vgl.  Pacca,  Denkwürdigkeiten  a.  a.  0.  80.  ff.  Aquilinus 
Jnl.  Caesar  a.  a.  0.  281.  ff. 

*)  8je  wurden  Ton  Rom  aus  beantwortet  in  Sanct.  Dom.  nostri 
Pii  P.  VI.  ReBponsio  ad  Metropolit.  Mognnt  Trerir  Colon. 
Salisbnrg.    Romae  1789. 

*)  Bei  der  Wahl  Leopolds  wurde  die  Wahlkapitnlation  so  ge- 
staltet, dass  sie  dem  Bestreben  der  Erzbischöfe  Rechnung  tmg,  Tgl. 
die  Abb.  bei  Winkopp,  Magaz.  fflr  Gesch.  etc.  d.  deutsch,  geistl. 
Staaten  2.,  252.  ff.    Aber  ohne  praktischen  Erfolg,  Pacca  a.  a.  0.  105. 

^)  Fast  flberall  war  schon  eine  Reaction  eingetreten.  Vgl.  Schwab 
a.  a.  0.  390.  f.  In  Köln  war  1791.  der  vorher  ausdrücklich  approbirte 
Katechismns  von  Eulogius  Schneider  beseitigt  und  gegen  den 
Verfasser  Haft  in  einem  Correctionshause  ausgesprochen  worden, 
Perthes  a.  a.  0.  1.,  203.  In  Trier  wurde  die  ärgste  üeberwachnng 
der  Literatur  wieder  eingefahrt,  das  Verbot  der  Processionen  snrflck- 
genommen,  Perthes  a.  a.  0.  1.,  236.  Wenn  daher  Graser  Ton  der 
Sftcnlarisation  zu  Gunsten  der  Aufklärung  abrieth  in  seiner  Schrift 
»wie  wird  es  in  dem  säcularisirten  Deutschland  gehen?  Betracht  in 
Tertrauten  Briefen  an  einen  Freund.  Germanien  1802.«,  so  war  seine 
Besorgniss  ziemlich  unbegrdndet. 

»)Remling,  Gesch.  d.  B.  t.  Speyer  2,  769.  (Geisse!),  der 
Kaiserdom  in  Speyer  S.,  152.    Kopp,  d.  kath.  K.  88.  ff. 

«)  Noch  i.  J.  1709.  hatte  Preussen  sich  sehr  energisch  gegen 
den  Kölner  Nuntius  Bussy  benommen.    Als  er  die  Cassation  des  von 
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Macht  befürchten  mochte  ^) ,  sondern  namentlich  an  der 
französischen  Revolution,  welche  alle  geistlichen  Fürsten- 
thüraer,  deren  Missstände  schon  längst  lebhaft  empfunden 
waren  '),  fortkehrte,  und  die  ultramontanen  Bischöfe  wie  die 
episcopalistischen  Erzbischöfe  in  gleicher  Weise  schädigte. 
Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  die  römische  Partei  darin 
die  gerechte  Strafe  des  Himmels  erblickte  ').     Nur   war  es 


Preossen  mit  der  Stadt  Cöln  geschlosseneQ  Yertrages  Qber  das  exer- 
citium  religionis  bewirkt  hatte,  trug  der  Eurbrandenburg.  Gesandte  bei 
der  Conferenz  des  Corpus  evangelicorum  Tor,  Preussen  habe  zu  den 
evangelischeii  Bfitst&nden  das  Vertrauen,  »dieselbe  werden  nicht  allein 
diesen  päbstlichen  Nuntien  zu  Köln,  der  solchem  auf  eine  gar  insolente 
Art  contrayenirt,  als  einen  Üsnrpatorem  einer  im  Reich  niemals  zu- 
stehenden Macht,  als  einen  Störer  der  gemeinen  Ruhe  ansehen,  sondern 
auch  mit  Ihro  Eon.  Maj.  daraus  causam  communem  machen,  und  Ihre 
Kais.  Mai.  durch  ein  nachdrückliches  Schreiben  von  corporis  wegen 
ersuchen ,  dass  dieselbe  sich  diesem  fremden  Dominat  widersetze  . . . 
und  dass  dieser  Nuntius  entweder  gar  aus  dem  Reiche  weggeschaffet, 
oder  wenigstens  sein  liederlich  scandalöses  Schreiben  wieder  zurück- 
zunehmen angehalten  werde,«  (Aqnil.  Julius  Caesar)  Gesch.  d. 
Nuntiaturen  88.  f. 

^)  Damit  hing  es  auch  zusammen,  dass  Prenssen  den  Nuntius 
Pacca  anerkannte,  Pacca  a.  a.  0.  23.  und  die  Clevischen  Lande 
dem  kölnischen  Diöcesanverbande  entzog,  M ü n c h,  Gesch.  d.  Emser 
Congr.  351.  ff.  —  Später  wurde  Johannes  t.  Müller  nach  Rom 
geschickt,  um  als  Preis,  für  die  Wahl  Dalbergs  die  Prenssischer 
Seits  übernommene  Bürgschaft  auszusprechen,  dass  die  Emser  Punk- 
Utionen  nicht  durchgeführt  werden  sollten,  Reuss,  Neue  Staats- 
kanzlei 22.,  369. 

')  Ein  Herr  t.  Bibra  stellte  die  Preisfrage  über  die  Mängel  der 
Grundverfassang  in  den  deutschen  geistlichen  Fflrstenthümern ;  dieselbe 
rief  mehrfache  Bearbeitungen  hervor;  vgl.  Winkopp  u.  Hock, 
Magaz.  f.  Gesch.  etc.  d.  sämmtl.  deutsch,  geistl.  Staaten  (Zürich  1790.) 
1.,  391.  Pacca,  Denkwürdigk.  86.  Den  Preis  erhielt  Sar  tor i,  Statist 
Abb.  über  d.  geistl.  Staaten  n.  üb.  die  Mittel,  ihre  Fehler  zu  ver- 
bessern. —  Moser,  üeber  die  Reg.  d.  geistl.  Staaten  Deutschi.  1787. 
und  Schnauber t,  Ueber  die  Vorschläge  des  Barons  v.  Moser  schla- 
gen schon  die  Säcularisation  vor.  Noch  energischer  that  das  der  Prof. 
Weisse  in  Leipzig,  Ueber  d.  Säcularisat.  d.  deutsch,  geistl.  Reichs- 
länder. 1798.  üeber  die  an  diese  Schrift  sich  knüpfende  literarische 
Fehde  vgl.  Schwab  a.  a.  0.  321.  ff. 

*)  Der  Triumph  der  Philosophie  im  XVni.  Jahrh. 
Frankf.  1803.  und  so  auch  heute  noch  die  Schrift  voa  Sti|^loher 
a.  a.  0.  176. 
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freilich  wnnderbw,  dasa  das  Qewitter  des  göttlichen  Ud- 
wiUene  sich  noch  früher  über  die  Anhänger  Roms  ergOBS, 
als  es  seinem  Gegner  Vemichtung  brachte  *). 

ni. 

Tom  ünte^^ge  des  deatsohen  Raiehea  bis  zum  Jahre  1848. 

Der  Reichidepatations-Hauptachlaas  des 
Jiüires  1803.  zerschlug  die  deutsche  katholische  Kirche. 
Die  Ideen  der  SäcalariBatioH ,  welche  schon  über  sechzig 
Jahre  vorher  die  deutsche  Politik  beschäftigt  hatten  '),  waren 
endlich  Eur  Verwirklichung  gelangt.  1719.  QMeiten  bis- 
herigen geistlichen  Territoriums  wurden  den  weltlichen 
Staaten  einverleibt,  3,161,776.  geistliche  Untertbanen  wurden 
Angehörige  weltlicher  Staaten. 

Es  war  selbstverständlich,  dass  die  serrUtteten  kirch- 
lichen Verhältnisse  einer  Meaordnuag  bedurften,  and  schon 
i.  J.  1803.  ')  worden  unter  dem  Schutze  des  Kaisers  zwi-  , 
sehen  den  deatechen  ReichsfUrsten  and  dem  Nuntius  Se- 
veroli  Concordatoverhaadlnngen  gepflogen,  welche  aber 
Setteas  der  ersteren  auf  Gestaltung  einer  Nationalkirche 
unter  einem  Primas  abzielten,  und  so  erfolglos  blieben  *). 

Uebrigens  vorweigerte  der  Papst  jede  Anerkennung 
des  RüchsdeputationshauptBchluBses,  und  erst  als  der  Kaiser 
drohte,   man  werde  die  Zustimmung  des  Papstes  ruhig  bei 

')  Dasi  anch  die  gdstUchsn  Forsten  selbst  uicbts  Kegen  die  S&cd- 
larisatioa  batteo,  falls  sie  ddt  peraAnlich  nicht  dafon  betroffen  wUiden, 
Tgl.  Beck,  Wessenberg  Sl. 

■)  Vgl.  Ranke,  Nettn  Bacher  Prenss.  Gesch.  B.,  18.  ff.  und  siehe 
oben  8.  SOO. 

*)  Als  die  dsBtichen  Forsten  1803.  zaz  KrBnnng  Napoleons 
nacb  Paris  rsiston,  glanbtsn  sie  dort  ein  Concordat  mit  dem  Papste 
■eliliessen  in  kOnnea.  Auch  der  Papst  hatte  diese  Ansicht  Vgl. 
■einen  Concordataentwarf  bei  Eiler s,   Heine  Wandening  3.,  206.  ff. 

•)  Vgl.  Denkschr.  Ton  Burg  in  Akten  d.  Qto iah.  Mi- 
nist d.  Inaernin  Earlarnhe.  Schon  1790.  war  Ton  den  deat- 
■chen  Ertbiscbofen  auf  den  Abschlnss  eines  ita  episcopaliatischen  Qeiste 
gehaltenen  Concordates  hingearbeitet  «orden.  Pius  VI.  war  aber 
nicht  dam  bereit,  Pacca,  Denkwflrdigk.  102.  üeber  die  1801.  in 
Begensbnrg  gepflogenen  Verhandlungen  Tgl.  6  am  s,  Oesch.  d. 
Kirche  Christi  im  XIX.  Jahrh.  (Innsbrncfc  tSU.)  1.,  SBt).  f. 
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Seite  lassen,  gab  er  Dach,  und  verwilligte  wenigstens  die 
Translation  des  Erzbisthums  Mainz  nach  Regensburg. 
Auf  dem  Reichstage  in  Regensburg  wurden  1806.  aufs 
Neue  Concordatsverhandlungen  durch  den  .päpstlichen 
Nuntius  Della  Genga  gepflogen  *).  Aber  die  Abneigung 
gegen  den  Erzbischof  von  Regensburg,  der  das  Ziel 
einer  deutschen  Nationalkirche  unter  seiner  Leitung  unver- 
ändert im  Auge  behielt,  liess  nichts  zu  Stande  kommen. 
Nicht  allein  die  römische  Curie  fürchtete  die  Loslösung  der 
deutschen  Kirche,  auch  die  deutschen  Fürsten  betrachteten 
den  einzigen  geistlichen  Fürsten,  der  sich  aus  dem  allge- 
meinen Sohi£fbruche  gerettet  hatte,  mit  kaum  verhehltem 
Misstrauen  '). 


Erst  auf  dem  Wiener  Kongresse  wurden  die  durch 
den  Untergang  des  deutschen  Reiches  unterbrochenen  Ver- 
handlungen wieder  aufgenommen  ').  Nicht  allein  der  Car- 
dinal Consalvi  suchte  einer  kirchlichen  Restauration  das 
Wort  zu  reden :  auch  die  geistlichen  Fürsten  Deutschlands 
hatten  s.  g.  Oratoren  geschickt,  die,  vom  päpstlichen  Nuntius 
instruirt  ^)  und  in  enger  Bundesgenossenschaft  mit  unklaren 
in  Wien  nicht  einfiusalosen  Romantikem  '),  das  gleiche  Ziel 


0  Sein  GreditiT  y.  17.  Mai  1806.  enthielt  sngleich  einen  Protest 
gegen  den  Reichsdeputationshauptschlass.  Daranf  weigerte  sich  das 
Beichsdirectoriam ,  wegen  der  gegen  eine  längst  Tollzogene  Thatsache 
erhobenen  Protestation  den  päpstlichen  Gesandten  ansunehmen.  Frei- 
lich brachte  dieser  dann  wenige  Tage  darauf  ein  neues  GreditiT  zum 
Yorscliein,  »dahin  zu  wirken,  dass  die  grossen  Verluste,  welche  die  Re- 
ligion und  Kirche  in  Deutschland  durch  die  bekannten  Veränderungen 
erlitten  bat,  wieder  gut  gemacht  werden  möchten.«  Allein  bald  ging 
das  Reich  selbst  zu  Qrunde,  Beck,  Wessenberg  219.  Vgl.  auch 
Qams  a.  a.  0.  1.,  400.  ff.,  welcher  den  Streit  sich  lediglich  nm  die 
Gurialien  drehen  lässt. 

')  c  i  t,  D  6  n  k  s  c  h  r.  V.  B  u  r  g. 

')  Vgl.  namentlich  Mejer  in  Eliefoth  u.  Mejer,  KirchL 
Zeitschr.  (Schwerin  1868.)  6.,  297.  ff. 

^)  Beck,  Wessenberg  228. 

*)  Rath  Schlosser  hatte  sich  eigens  deswegen  nach  Wien  be- 
geben, Varnhagen,  DenkwOrdigk.  N.  F.  (Lieipiig  1840.)  1.,  24. 
Ebenso  Friedrich  Schlegel  mit  seiner  Frau,  die,  wie  Wessen- 
berg bezeugt,  auf  das  ungünstigste  wirkten,  Beck,  Wessenberg  227. 
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verfolgten,  während  Wessenbergin  Dalbergs  Auftrage 
die  national-kirchlichen  Interessen  zu  vertreten  suchte  ^). 

Indessen  kam  es  auch  hier  zu  keinem  Resultate.  Die 
Eifersucht  des  jungen  Königreichs  Baiern,  welche  in  so 
manchen  Beziehungen  zum  Ausdruck  gelangte,  trübte  und 
hinderte  alles  ').  Je  neuer  die  baierische  Souveränetät  war, 
um  so  hartnäckiger  hielt  sie  an  ungerechtfertigten  Präten- 
tionen fest. 

Vergebens  setzte  Wessenberg  alle  Hebel  in  Be- 
wegung ').  Jede  weitere  Sitzung  des  die  Kirchenfrage 
berathenden  Comit^  zerstörte  die  Ergebnisse  der  voran- 
gehenden ^) ,   und  schliesslicH  gelangte  man   nur  zu  einer 


'}  Er  Terfasste  »Die  deutsche  Kirche.  Ein  Vorschlag  zu  ihrer 
neaen  BegrOndung  und  Einrichtung.  Im  April  1815.  s.  l.c  Darin 
schlug  er  Abschluss  eines  Concordates  und  Erlass  eines  organischen 
Gesetzes  vor.  Art.  1.  u.  2.  ordnen  das  Placet  an.  Art.  6.  verlangt 
ftir  päpstliche  Nuntien  Prüfung  ihrer  Vollmacht  durch  die  oberste 
Bondesbehörde  und  will  ihnen  keine  mit  der  bischöflichen  concurrirende 
Gewalt  zugestehen.  Art.  18.  gew&hrt  den  Bischöfen  mit  Berufung  auf 
Montesquieu,  Esprit  des  lois  liy.  XXV.  eh.  12.  die  Befugniss,  kirch- 
liche Strafen  ohne  bflrgerliche  Wirkungen  zu  verhängen.  Von  einem 
Beearsns  ad  principem  ist  keine  Rede.  Dass  Wessenberg  nichts 
desto  weniger  dies  Institut  billigte  und  fflr  noth wendig  erklärte,  er- 
gieht  seine  Abhandlung  »Die  Eintracht  zwischen  Kirche  und  Staat« 
(Aaraa  1869.)  S.  176.  ff. 

')  Tgl.  ebendas.  237.  ff.  Wessenberg  hatte  auch  Württem- 
berg im  Verdacht,  gegen  eine  gemeinsame  Behandlung  der  Eirchen- 
angeli^enheiten  zu  intriguiren.  Die  Wahrheit  ist,  dass  Cardinal 
GonsalTl  sich  alleMflhe  gab,  den  König  zu  einer  Sonderverhandlung 
n  Tenuilassen,  aber  bei  dem  misstrauischen  Monarchen  auf  Widerstand 


*)  Vgl.  sein  Schreiben  an  Metternich  bei  Beck  a.  a.  0.  239. 

*)  Von  Wichtigkeit  sind  die  Vorschläge  von  Preussen:  »Die  ka- 
tholtsöhe  Kirche  in  Deutschland  wird  unter  der  Garantie  des  Bundes 
eine  so  viel  möglich  gleichförmige,  ihre  Rechte  und  die  zur  Bestreitung 
ihrer  Bedürfnisse  noth  wendigsten  Mittel  sichernde  Verfassung  erhalten« 
aad  Ton  Oesterreich:  »Die  gemeinsamen  Anordnungen  in  kirch- 
fidieB  Angelegenheiten,  sowie  die  Verhandlungen  wegen  Bestimmung 
der  Terhältnisse  der  deutschen  Bistbümer  mit  dem  römischen  Hofe 
bleiben  der  Bundesversammlung  vorbehalten.« 

Der  Gegensatz  springt  in  die  Augen.  Durch  Vermittlung  von 
Wessenberg  wurde  daraus:  »Die  katholische  Kirche  in  Deutschland 
(unter  der  Garantie  des  Bundes)  —  die  eingeklammerten  Worte 
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Feststellang  der  Toleranz ,  wie  sie  im  Art.  15.  der  Bun- 
des-Acte  zum  Ausdrucke  kam. 

Unter  Protest  verliess  Cardinal  Consalvi  Wien.  Es 
mussten  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  mit  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  geregelt  werden. 

Freilich  Hess  Wessenberg  auch  dann  noch  nicht  die 
Hoffnung  auf  eine  gemeinsame  Gestaltung  der  deutschen 
Eirchenverhältnisse  fallen ;  erst  als  er  von  Bai  er n  beschie* 
den  war,  dass  die  Regierung  seinen  Anträgen  beizutreten 
bedenklich  sei,  da  eine  Nationalkirche  sich  mit  den  sou- 
veränen deutschen  Staaten  nicht  vertrage ,  und  B  a  i  e  r  n 
gross  genug  sei,  um  seine  eigene  geschlossene  Kirche  eu 
hohen,  als  Preussen,  durch  Niebuhr  bestimmt,  ebenso 
wie  Hannover  jede  Gemeinsamkeit  mit  den  übrigen  deut- 
schen Staaten  ablehnte,  war  statt  der  national-kirchlichen 
Entwickelung  die  territoriale  entschieden  *). 

L 
Oesterreioh. 

Als  Franz  H.  zum  deutschen  Kaiser  gewählt  war, 
liess  es  Rom  an  lauter  Freude  nicht  fehlen  '). 

Glaubte  man  doch  Angesichts  der  sich  immer  drohender 
gestaltenden  Zeitereignisse  in  dem  österreichischen  Fürsten 
eine  feste  Stütze  gefunden  zu  haben ;  und  andererseits  mochte 
auch  wohl  die  Idee  einer  kirchlichen  Restauration  in  den 
österreichischen  Kronländern  der  römischen  Kurie  als  ein 
erstrebenswerthes  und  jetzt  erreichbares  Ziel  erscheinen. 

In  der  That  war  eine  solche  Idee  auch  nicht  ganz  aus- 
sichtslos. 

Der  Kaiser  war  der  Kirche  innig  zugethan,  und  diese 
Zuneigung   wuchs,    als  ihm   die  Kirche   der  Fels   zu   sein 


wurden  auf  Verlangen  desdänitch-holtteinischen  Gesandten 
gestrichen  —  eine  ihre  Rechte  and  die  zur  Bestreitung  ihrer  BedQrf- 
nisse  nothwendigen  Mittel  sichernde  Verfassung  erhalten.«  Statt  »Ver- 
fassung« wurde  dann  auf  Vorschlag  von  Gagern  > Einrichtung«  ge- 
sagt. 

*)  Vgl.  Beck  a.  a.  0.  266.  ff. 

*)  Block,  Die.  kirchlichen  u.  polit.  Zustande  Oesterreichs  seit 
den  lotsten  120.  Jahren  (Lippstadt  1670.)  72.  ff. 
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schien,  der  allein  der  Brandnog  der  Revolution  Widentand 
entgegensetze,  ola  er  für  die  Legitimitätstheorie  in  der  Kirch« 
den  festeste!)  StOtzpankt  zn  finden  glaabte  —  verwies  doch 
der  Papst  selbst  den  polnischen  Bischöfen  jeden  Wider- 
stand gegen  die  schiamatische  russische  Regierung  — 
kls  mit  einem  Worte:  das  Bflndniss  zwischen  Thron  und 
Altar  die  Summe  der  politischen  Weisheit  auszumachen 
begann  *). 

Aach  sein  späterer  Minister  der  Ffirst  Metternioh 
—  bei  dem  Grafen  Colloredo  ist  nichts  davon  tu  ver- 
ipUren  —  huldigte  in  wunderbarer  Verkennung  des  Cha- 
tacters  der  kirchlichen  Politik  *)  solcbeh  Ideen  *).  Dennoch 
führten  sie  bei  ihm  keineswegs  zu  dem  Ergebniss,  von 
welchem  der  Kaiser  selbst  häufig  nicht  allzuweit  entfernt 
war,  die  vollständige  lEmancipation  der  Kirche  vom  Staate 
anzabahneo.  Im  Gegentheil :  Werkzeug  sollte  ihm  die 
Kirche  sein.  Sie  sollte  für  ihr  Theil  mit  zu  der  Erreichung 
der  politischen  Aufgaben  wirken,  welche  der  Me  tternich- 
ichen  Auffassung  als  wilnschenswerth  erschienen.  Wie 
dieser  Staatsmann  überhaupt  und  nirgends  den  polizeilichen 
Gesichtspunkt  aas  den  Augen  verlor,  so  erschien  ihm  auch 
die  Kirche  ledighch  als  eine  Polizeianstalt  *),  und  das  um 
■0  mehr,  als  er  fllr  seine  Person  durchaus  kirchlich  indif> 
ferent  die  Befriedigung  eines  religiSsen  Bedürfnisses  in  der 
Kirche  nicht  suchte,  die  vielleicht  auch  in  der  damaligen 
iBterrücbischen  nicht  so  finden  gewesen  wäre. 

')  TgL  Beidtel,  Untersachnngen  Ober  d.  kirchl.  ZuHt&nda  io  d. 
k.  Mar.  Staaten  (Wien  1849.)  207. 

■}  TgL  darflber  meinen  AafsaU:  Du  dsnlsehe  Bdcb  nnd  der 
^heuust.    Im  neuen  Reich  Bd.  I.  S.  86.  f. 

*)  Dartiber  verde  ich  In  meinem  Bncbe  daa  Recht  der  Bisebofi* 
nhlen  In  Dentsebland  Aofieblitsi  geben. 

*)  1644.  wurde  das  W  i  e  n  e  r  Consiitorinm  von  der  Regierung  aof- 
pferdert  (Carrende  10.),  dats  TOn  den  Oeistlicheo  wegen  des  üflber- 
hiidnebmena  der  PoUieiOberiretnngen  >auf  Eneugnng,  BeleboDg  und 
Erhaltung  religtOaer  OefQhle  mit  allem  Nachdmdce  daa  Augenmerk 
gerichtet  werde;  >!847.  sollte  das  ConslBtoriam  Tbierqa&lerei  (erbln- 
jern  ond  sorgen,  dass  ijene  bnmane  Oesionmig  verbreitet  werde,  welche 
ucb  die  Thiere  als  NebengeschOpfe  dea  Henicben  von  einer  milden 
md  lehonenden  Bebandliuig  nicht  ausaehUeiati  (Cnrrende  ao.  8.). 
Vaitere  Beiapiele  belBranner,  Hjaterien  d.  Aufklftr.  173.  ff. 
KFrledbeic,  D.  MMn.  4.  nWL  AmtH^wall-  ^ 
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So  stiesaen  denn  die  kirchenfreundlicben  Tendenzen 
des  Kaisers  auf  den  zähen  Widerstand  der  Minister  und 
noch  mehr  der  übrigen  im  Josephinismus  gross  gewordenen 
Beamten  '). 

Und  doch  tritt  uns  während  der  langen  Regierung 
Franz  II.  der  Umschwung  zu  grösserer  Eirchlichkeit  un- 
verkennbar entgegen. 

Seitdem  der  Papst  dem  österreichischen  Herrscher  bei 
dessen  Anwesenheit  in  Rom  eine  Denkschrift  über  die  Be- 
schwerden des  ihm  unterworfenen  Clerus  überreicht  hatte, 
begannen  Concordatsverhandlungen,  die  bald  abgebrochen  '), 
bald  wieder  aufgenommen  zu  Resultaten  nicht  geführt 
haben  '),  aber  immerhin  fUr  die  kirchlichen  Sympathien  des 
Kaisers  ebenso  gewichtiges  Zeugniss  ablegten ,  wie  für  den 
Josephinismus  der  Staatsbeamten ,  die  alle  Verhandlungen 
scheitern  machten. 

Aber  auch  das  Beamtenthum  wurde  allmählig  unsicher 
in  der  Festhaltung  von  Principien,  die  bei  Hof  —  und  nicht 
nur  bei  dem  Kaiser  —  sich  eines  immer  dürftiger  wer- 
denden Beifalls  erfreuten.  Die  Jesuiten  nahmen  von  Oester- 
reich  Besitz  ^).  Sie  minirten  langsam  und  sicher  das  bis- 
herige Staatskirchenthum ,  sie  erlangten  einen  nicht  au 
unterschätzenden  Einfluss  auf  den  weiblichen  Theil  der 
kaiserlichen  Familie,  dem  sich  auf  die  Dauer  weder  der 
geschmeidige  Staatskanzler,  noch  das  aus  derberem  Holze 
geschnitzte  Beamtenthum  völlig  entziehen  konnte. 

Wenn   nichts   desto    weniger   die  fiii*  die  Kirche  unter 


^)  Vgl.  beispielsweise  über  den  einflussreichen  die  Kirchensacben 
l&Dgere  Zeit  dirigirenden  Staatsrath  Lokanz,  Beck,  Wessen* 
b  e  r  g  222. 

*)  Vgl.  Beidtel  a.  a.  0.  162.  Sebulte,  Erl&uter.  d.  Oes.  über 
d.  Eben  d.  Kstboliken  (Prag  1856.)  17.  Rauscher,  die  Ehe  u.  d. 
IL  Hauptst.  d.  bargerl.  Gesetzbucbes  (Wien  1868.).  Csörnig,  Ethno- 
graphie d.  österr.  Monarchie  (Wien  1857.)  1.,  580.  f. 

')  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  von  Qentz  in  Ans  d.  Nach- 
lasse Fried  r.  y.  Gentz  (Wien  1867.)  1.,  iU 

«)  Vgl.  Gegenwart  (Leipzig  1849.)  2.,  268.  ff.  Freilich  hatte 
Metternich,  als  ihn  Wessenberg  vor  dem  Einflüsse  des  wieder 
neu  errichteten  Jesuitenordens  warnte,  erklärt:  Oestreieh  wolle  keine 
Jesuiten  und  bedflrfe  ihrer  nicht.    Beck,  Wessenberg  232. 
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der  Regierung  des  Kaisers  Franz  gewonaeoe  Ptisitioo  von 
luerheblicber  Bedeutung  war,  so  ist  der  Qrund  davon  in 
einer  anderen  Cbaractereigenthttmiicfakeit  des  Kaisers  zu 
Buchen ,  dessen  Pereon  ja  den  Staat  ausmachte. 

Bis  ins  IJächerliche  und  Abgeschmackte  ging  die  Vor- 
liebe des  fisterreicbi sehen  Herrschers  für  das  Althergebrachte, 
■eine  Sehen  vor  Beformen  jeder  Art  ^).  Die  Staatsma- 
ichine,  deren  Leitung  er  mit  mehr  Tändelei  als  Arbeitslast 
und  mit  sehr  geringem  Verständniss  allein  2u  führen  strebte, 
sollte  in  dem  ruhigen  Qetriebe  fortwirken,  wie  Generationen 
vorher.  Der  Geist  ihrer  Zusammensetzung  blieb  ihm  fremd. 
Das  untergeordnete  Räderwerk  allein  erregte  sein  oft  kind- 
liches Interesse.  Diese  Neigung  des  Kaisers,  dieser  poli- 
tische Quietismus,  der  eine  Summe  von  unhaltbaren  und 
verrotteten  Zuständen  Mhuf,  etiess  lediglich  in  seinen  kirch- 
lichen Sympathien  auf  Widerstand.  Und  so  bietet  seine 
fiegterung  das  eigenthtimliche  Schauspiel  dar,  dass  sie  za- 
vülen  durch  die  persönlichen  kirchlichen  Tendenzen  des 
Kaisers  zu  einem  Reformanlauf  veranlasst  wurde,  den  sie 
aber  ganz  willig  wieder  aufgab,  sobald  das  widerstrebende 
Beamtenthum  die  conservative  Seite  des  Josephinlsmus  be- 
tonte, und  an  die  nicht  minder  wirksame  Neigung  des 
Küsers  ftir  das  Alte  appellirte  *). 

So  blieb  denn  der  Josephinismus  in  der  gemilderten 
Form,  die  er  unter  der  vorigen  Regierung  empfangen  hatte, 
burachend  *).  Oesterreich  betbeiligte  sich  an  dem  Reichs- 
depi^tionsbanptsohluss  des  J.  1803.  mit  völliger  Unbe- 
fuigenheit *),  that  für  den  bedrohten  Kirchenstaat  nichts'),. 
>uid  verharrte  auch  in  der  inneren  Gesetzgebung  auf  dem 
biilier  eingeschlagenen  Wege. 

')  Vgl.  im  AllgemeiDCD  Springer,  Qesch.  Oeiterreicba  seit  dem 
Wieoer  Frieden  1809.  (Leipiig  1668.)  1.,  111.  ff. 

■)Tg1.  Oeaesis  der  Revolution  in  Oesterreich  (S. 
^<ii.)il.  i,    Schmidt,  Zeitgenössische  Geschichten  (Berlin  1869.) 

6äe.t. 

*)  M  s  i  1  i  t  h  ,  Oesch.  d.  fister.  Eaiserstaktes  (Hunburg  1850.) 
Ö-,  36B. 

•)  Vgl.  oben  S.  301. 

*)  Tgl.  such  D'HsuisonvIlle,  L'6glise  Romaine  et  le  premier 
tnpire  (Paris  1869.)  1.,  33.  ff. 
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Als  im  Gefolge  der  französischen  Kriege  neue  Ter 
torien  zum  Staatsgebiete  hinzutraten ,  wurden  die  Veroi 
nongen  in  publico-ecclesiasticis  ohne  Weiteres  auf  dieselb 
ausgedehnt  ^) ,  ja  fUr  so  unfehlbar  wurden  die  Sätze  d 
josephinischen  Staats-  und  Kirchenlehre  erachtet,  dass  d 
Kaiser  der  Universität  die  Aufstellung  von  These 
welche  nur  irgendwie  das  ius  circa  sacra  oder  ähnliche  M 
terien  zum  Gegenstand  hätten,  verbot ').  Das  waren  eb 
Lehren,  die'  f&r  wissenschaftlich  erledigt  angesehen  wurde 
wenigstens  ftir  den '  österreichischen  Kaiserstaat ,  dess 
Kirchenrecht  durch  die  Verordnungen  in  publice- ecclesia8ti< 
unzweifelhaft  festgestellt  war,  und  dessen  Kirchenrechi 
Wissenschaft  das  Lehrbuch  von  Rech  berger,  welches  i 
der  Universität  dem  von  P  ehern  gefolgt  war  und  bis  183 
die  Grundlage  aller  kirchenrechtlichen  Vorlesungen  bild 
musste,  in  einer  Beschränktheit  feststellte,  an  welcher  d 
österreichische  Clerus  sich  billig  genügen  liess,  und  die  n 
noch  österreichisches  Kirchenrecht  kannte  '). 

Gehen  wir  auf  die  Aeusserungen  näher  ein,  welche  i 
Hoheitsrechte  des  Staates  der  Kirche  gegenüber  fanden, 
tritt  uns  vor  allen  Dingen  das  Placet  entgegen.  Kei 
päpstliche  Verordnung  durfte  ohne  staatliche  Genehmigui 
veröffentlicht  werden,  und  auch  frühere  päpstliche  E^las 
waren  ftir  Oesterreich  ungültig,  wenn  sie  nicht  Seitens  d 
Regierung  ausdrücklich  gebilligt  waren  ^). 

So  wurde  i.  J.  1794.  die  päpstliche  Bulle  Aueton 
fidei^)f  welche  die  Beschlüsse  der  Synode  von  Pisto, 
verdammte ,   von  Oesterreich   ausgeschlossen  *).     Und  da 


>)  Vgl.  Beidtel  a.  a.  0.  168.  und  siehe  auch  Michel,  Bei 
z.  Gesch.  d.  österr.  Eherechts  40.  ff. 

*)  K  i  n  k  a.  a.  0.  1.,  622. 

')  Als  Dach  dem  Tode  des  Bischofs  Ton  Linz  das  Capitel  d 
Oeneralricar  zum  Capitelsvicar  wählte,  wies  dieser  die  Delegation  SeiU 
des  Capitels  znrOck,  da  er  kaiserlicher  GeneraWicar  sei.  Ans  c 
alten  Wiener  KZeit.  bei  B  r  u  n  n  e  r ,  Myster.  d.  Aofklftr.  472. 

*)  Barth-Barthenheim,  Oesterreichs  geistl.  Angelegenheil 
(Wien  1641.)  35.  ff. 

^)  Abgedruckt  u.  a.  bei  Henke,  Arch.  f.  d.  neueste  KGes 
(Weimar  1795.)  8.,  4.  ff. 

*)  Hofdecret  ▼.  7.  November  an  sAmmtliche  Landesstell 
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wirkte  nicht  so  der  Umstsad  mit,  diuB  jene«  Conoil  anter 
der  speciellen  Obhut  des  vorigen  Kaisers,  als  er  noch  Grosa- 
herzog  ron  Toacana  war,  getagt  hatte,  nnd  die  pKpst- 
liche  Masaregel,  aomit  daa  kaiserliche  Haus  mitbetraf,  ala 
rielmehr  der  Inhalt  des  Äctenstflckea ,  das  wie  das  Hof< 
decret  t.  7.  November  1794.  sich  ausdrückte,  einige  die 
landesherrlichen  Gerechtsame  im  WeseniU^en  verlegende 
QrmuUätMe  enihc^en  soll. 

Kein  Brevier  durfte  in  den  Österreichischen  Staaten 
gedruckt  werden,  welches  die  echon  früher  aosgemerxte 
Stelle  aber  O reger  VII.  brachte  '). 

Der  Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  päpstlichen  Stahle 
musate  lich  des  Canals  der  ktüserlichen  Agentur  in  Kom 
bedienen.  Nur  filr  aolche  rOmische  Expeditionen,  die  mit 
dem  Vidit  des  kaiserlichen  Agenten  in  Rom  versehen  waren, 
durfte  daa  Placet  nachgesucht  werden,  nnd  dieses  letztere 
wurde  entgegengesetzten  Falles  verweigert,  selbst  wenn 
gtgen  den  Inhalt  des  fraglichen  Actenstäckes  gar  nichts 
10  erinnern  gewesen  wäre  '). 

Ebenso  waren  die  Bischöfe  verpflichtet,  alle  Anord- 
Dangen,  welche  sie  iäi  ihre  Diöcese  treffen  wollten,  der 
▼oi^ingigen  Prüfung  und  Genehmigung  der  Landesstelle 
n  unterbreiten  *). 

Dagegen  wurden  sie  genfithigt,  alle  an  die  Geistlichen 
erlassenen  Verordnungen  durch  ihre  Conaiatorian ,  weldie 
[io/itr  tu  haften  haben,  ohne  die  mindeste  Aenderung,  Zusata 
<xl«r  Hintceglassung  und  ohne  Versdiub  eu  protoeoüiren, 
■Ad  ihren  untergeordneten  Geistlichen  evr  Richtschnur  mit- 


I>a  Verbot  blieb  besUben  bis  idid  Coocordst,  welches  sich  in  Art  10. 
UMrtcklicb  auf  die  Bolle  beiog. 

')  Tgl.  obeo  8.  163.  169.  AU  du  ConsiBtoriom  in  Tarnow  flir 
^  ilDmoen  iwaDsig  Esempisro  des  la  Kempten  18U.  gedruckten  Bre- 
'itn  berieben  wollte,  wurde  am  II.  JaoDar  1846.  daa  bettefaende 
^^tMurrerbot  gegen  im  Auslände  gedruckte  BroTiere  in  Srlonernng 
Plnebt,  Eatbolik  (Males  1869.)  1.,  712.  Diel  und  ibnliche  Bei- 
■I>i«le  bei  B  r  u  n  n  e  r,  Hjster.  d.  AufkUr.  174.  ff. 

■)Hofkana)eidecret  t.  9.  September  1814.  Beispiele 
^BrBnner,die  Mrsterien  der  Aafkllrung  206.  f. 

•j  Hof  kau  siel  de  erst*.  17.  HLrs  1791. 


310  Erstes  Bach.    Deutschland. 

jfulheilen  ^).  Und  dabei  waren  die  Kreisämter  noch  befugt, 
sich  direct  durch  Vermittelung  der  Dechanten  mit  der 
Geistlichkeit  in  Verbindung  zu  setzen ,  und  sie  waren  zur 
Controlirung  der  bischöflichen  Consistorien  verpflichtet. 

Die  kaiserlichen  Verordnungen  erstreckten  sich  aber 
auf  alle  Theile  des  Cultuswescns  ') ,  der  Disciplin ,  der  ge- 
sammten  Kirchenyerwaltung;  denn  wie  sich  die  an  der 
Universität  offlciell  als  Lehrbuch  eingeführte  General-Sta- 
tistik des  österreichischen  Kaiserthumes  von  Binsinger 
ausdrückt '} :  der  Landesfürst  . .  kann  den  nicht  wesentlichen 
gottesdienstlichen  Handlungen  eine  bestimmte  Einrichtung 
gehen,  sie  beschränken,  oder  woM  gar  abstellen,  arten  sie  in 
Religionsmissbräuche  aus,  die  —  und  hiefür  beruft  sich  der 
Autor  auf  die  Seitens  des  Staatskanzlers  Fürsten  Eaunitz 
dem  Nuntius  Garampi  ertheilte  Antwort  —  weder  Qr%md- 
sätee  des  Glaubens,  weder  den  Geist  und  die  Seele  aüein 
betreffen. 

Die  Censur  über  kirchliche  Bücher  wurde  lediglich 
durch  Staatsbeamte  gehandhabt ,  allerdings  in  dem  klein- 
lichen Geiste  "wie  er  seit  Leopold  IL  wieder  jede  freie 
R^ung  zu  knechten  und  jede  Brücke  zwischen  Oesterreich 
und  Deutschland  zu  vernichten  suchte  ^) ,  aber  immerhin 
noch  nicht  zur  Zufriedenheit  der  Kirche. 

Erst  das  Hofkanzleidecret  v.  2L  Juli  1814.  ^)  ordnete 
an,  dass  theologische  Schriften  allemal  vorläufig,  den  kirch- 
lichen Organen,  ji^r  Einsicht  und  düfäUigen  Erinnerung 
mitgetheilt  werden  sollten ;  die  definitive  Entscheidung  wurde 
aber  auch  hier  dem  Kaisdr  vorbehalten. 

Jede  Opposition  des  Clerus  gegen  staatliche  Massnahmen 
und  Gesetze  wurde  unterdrückt.  Der  Fall  trat  freilich 
nicht   allzuhäufig   ein.     Die    Bischöfe   wurden   vom   Kaiser 


>)  ebeDdas.  Barth-Barthenheim  a.  a.  0.  39. 

*)  Vgl.  anch  Kopets,  Oestreich.  GeseUkande  (Wien  1807.)  1,1., 
178.  ff.    B  6  i  d  t  e  1  a.  a.  0.  320.  300. 

*)  Wien  ü.  Triest  1808.  2.,  116. 

^)  Vgl.  Biedermann,  Deutschland  im  achtzehnten  Jahrhundert 
(Leipzig  1864.)  1.,  140.  f. 

B)  Kropatscheck,  Gesetzs.  XXXIY.  8.  235. 
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srnaiiDt  *)  and  hnldigten  der  Mehrzahl  nach ,  dem  b.  g. 
müden  Josephinismus  ').  Die  GeiBtlichen  wurden  in  Staate 
liehen  Lehranstalten,  auf  welche  später  allerdings  den  Bi- 
schöfen ein  Einäuss  vergönnt  war  *},  nnd  in  den  itaatÜchea 
Anschaanngen  herangebildet.  Ihre  wissenschaftlichen  Eennt- 
nisse ,  namentlich  voni  Kirchenrecht  waren  dürftig.  Sie 
waren  sich  kaum  des  Glegensatzes  awiscben  den  kanonischen 
Vorschriften  and  den  Verordnungen  in  publico-ecclesiasticis 
bewnsat  *).  Allein  das  josephinitche  Eherecht  und  die 
gleichartigen  Bestimmungen  des  bärgerlicben  Oesetzbuchea 
erregten  von  Zeit  zu  Zeit  Opposition,  welcher  die  Regie- 
rang bald  mit  Zwangsmaasregeln  entgegentrat,  bald  durch 
■chwftchliche  Konnivenz,  zumal  wenn  es  auf  Kosten  der 
Protestanten  geschah,  ana  dem  Wege  au  gehen  sachte. 

Als  der  Bischof  von  Augsburg  i.  J.  1794.  einem 
Pfiurer  verboten  hatte,  ein  im  verbotenen  Qrade  verwandtes 
Ehepaar  ohne  Dispensation  zu  trauen,  befahl  der  Kaiser 
dem  Priester  bis  zur  vollzogenen  Eheeinsegnang  die  Tem- 
poralien  sn  sperren,  und  strafte  so  allerdings,  gegen  die 
Ansicht  seiner  Behörde,  das  unglückliche  Werkzeug,  wBh- 
rend  der  Urheber  frei  ausging').  Als  aber  i.  J.  1790.  der 
Bwchof  von  Brixen  die  UngUtdgkeitserkl&rung  der  von 
einem  Soldaten  ohne  Erlaubnis e  seines  Vorgesetzten  ge- 
■cUoesenen  Ehe  nicht  anerkennen  und  die  Eingehung  einer 
loderen  nicht  gewähren  wollte,  entschied  der  Kaiser,  das« 
kA  nvM  an  den  «tiscAwU^en  Pfarrer  tu  halten  sei,  ioeleher 
itdb  in  geistUehen  Dingen,  wie  die  prifisterliche  Einsegnung 
^  £%«  ist,  ni<M  unrecht  an  seinen  Bischof  hält,  sondern 
dau  gegen  den  Bischof,  wenn  er  sich  gar  nidU  tum  Ziele 
%«  wiü  und  sich  mm  seinem  irrigen  Segriffe  nicht  surück- 


*)  B  i  n  s  i  D  g  e  r  a  a.  0.  2.,  116.,  nnr  dss  Hetropolftankapitel  Ton 
'^Imotc  besass  <l*s  Wahlrecht,  ebendss.  119. 

*)  So  der  Wiener  Enbischof  Hilde  nnd  noch  mebr  dessen  Tor- 
^I«r,  welch«  selbst  bis  z.  J.  188:2.  bei  ihren  FesteDdispsDsen  aaf  die 
*llttliAcbste  Terordsang  t.  19.  Jali  1771.  Bezug  nahnsD,  Brusoer, 
"WCTien  d    AufkUr.  171. 

■)  Tgl.  Beidtel  s.  a.  0.  16fi.  t. 

')  ebendss.  171.  f. 

■)  Michel  a  a.  0.  40. 
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bringen  lässt,  mit  Sperrung  der  Temporalien  eingeschritten 
werden  möge  *). 

Dagegen  verfügte  der  Kaiser,  als  der  Bischof  von 
Gurk  auf  der  Ungültigkeitserklärung  der  von  einem  ge- 
schiedenen Protestanten  mit  einem  Katholiken  eingegangenen 
Ehe  wegen  entgegenstehenden  impedimentum  ligatninis,  von 
dem  freilich  das  bürgerliche  Eherecht  in  diesem  Falle  nichts 
wusste,  bestand,  trotz  decT  Widerspruches  seiner  Behörden 
zu  Gunsten  des  Bischofs  '),  und  machte  die  Verletzung  des 
bürgerlichen  Rechtes  noch  flagranter  durch  den  eigenthüm- 
lichen  Zusatz:  es  sei  hievon  nur  die  GreisÜichkeii  in  der 
Stille  jm  ihrem  künftigen  Benehmen  in  vorkommenden  FäUen 
Mu  belehren. 

Nicht  einmal  die  Civilgerichte  wurden  von  dieser  neuen 
Entscheidung  in  Kenntniss  gesetzt,  ebenso  wenig  die  Ge- 
setzgebungskommission, welche  damals  mit  der  Redaction 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  beschäftigt  war,  und  dem- 
gemäss  dem  geschiedenen  Akatholiken  die  Wiederverehe- 
lichung  ganz  so  wie  früher  erlaubte,  während  die  Geistlich- 
keit auf  die  geheime  kaiserliche  Instruction  gestützt,  jede 
derartige  Trauung  verweigerte. 

Bezüglich  der  bischöflichen  Jurisdiction  über  die  Geist- 
lichen verblieb  es  bei  den  unter  Leopold  getro£fenen  Be- 
stimmungen. Das  Hofdecret  t.  26.  August  1797.') 
wiederholte  lediglich  den  Inhalt  des  Hofkanzleidecrets  v. 
3.  März  1792.  ^).  Dagegen  genehmigte  der  Kaiser  die 
Einrichtung  von  Demeritenhäusem  ^) ,  von  dem  Gesichts- 
punkte ausgehend,  dass  sich  der  Priester  als  solcher 
auch  der  Kirche  verpflichtet  hat,  in  seinem  Benehmen  andere 
im  Glauben,  in  der  Sittlichkeit  und  Frömmigkeit  eu  erbauen, 
und  dass,  wenn  er  dieses  unterlässt,  wenn  sein  Betragen 
das  Gegentheü  eeigt,  er  sich  Anstalten  zu  seiner  Besserung, 
und  wenn  diese  unwirksam  bleiben,  Mur  Isolirung  vor  der 


I 


')  ebendas. 
*)  ebendas.  63.  f. 
*)  Eropatscheck  a.  a.  0.  10.,  820. 
^)  siehe  o  b  e  n  S.  163. 

^)  Hofkanzleidecret  t.  2.  April  1802.    Barth -Barthenheim 
a.  0.  122. 
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menschlichen  Gesellschaft  gefallen  lassen  müsse ,  damit  er 
nicht  mehr  in  der  Lage  bleibe,  durch  Verfuhrung,  Moralität 
und  Religiosität  eu  zerstören. 

Dabei  wurde  jedoch  dem  Staate  nicht  nur  die  Aufsicht 
über  diese  Anstalten,  die  weniger  defi  Character  von  Straf- 
und  OenugthuungS'  als  vielmehr  von  Besserungs-  und  Ver- 
hinderungsanstaUen  haben  sollten ,  vorbehalten ,  sondern 
auch  die  landesherrliche  Behörde  angewiesen,  von  jedem 
einzelnen  Falle,  namentlich  wenn  er  einen  Seelsorger  be- 
träfe, Kenntniss  zu  nehmen. 

Ausserdem  aber  wurde  der  recursus  ad  principem  aus- 
drücklich vorgeschrieben  ^).  Die  Corrigenden  sollten  ihre 
Beschwerden  an  die  Staatsbehörden  richten  dürfen,  und 
dieae  dieselben  würdigen  und  sich  von  der  Behandlung  der 
StrSflinge  in  der  Anstalt  Kenntniss  verschaffen,  dagegen 
nicht  befugt  sein,  einen  verhafteten  Priester  aus  dem  De- 
meritenhause  gegen  den  Willen  des  Bischofs  zu  entlassen; 
vielmehr  sollte  in  diesem  Falle  die  kaiserliche  Entscheidung 
eingeholt  werden. 

Analog  waren  die  Vorschriften  über  die  Klosterzucht. 
Auch  hier  gestattete  das  Cabinetsschreiben  v.  25.  März 
1802. ')  den  Oberen  eine  Strafgewalt  bei  nicht  politischen 
Vergehen,  verlangte  aber  bei  Verhängung  von  härteren 
Strafen  die  Benachrichtigung  des  Ordinariates,  und  gewährte 
dem  Corrigenden  nach  dem  natürlichen  Rechte  einen  Recurs 
an  das  Ordinariat,  sowie  von  diesem  an  die  politische  Be- 
hörde. 

Doch  sollte  die  letztere  den  Beschwerden  der  Ordens- 
leute  über  Bedrückungen  von  Seite  ihrer  Oberen  öder  über 
die  ihnen  diessfalls  vom  Ordinariate  verweigerte  Abhülfe 
kein  Gehör  geben,  wenn  sie  sich  nicht  gehörig  legitimiren 
können,  dass  ihnen  das  Ordinariat  sowohl  die  Untersuchung 
als  gerechte  Abhülfe  verweigert  habe,  worüber  sich  alsdann 
dieses  mit  Vorlegung  der  Untersuchungsacten  auseuweisen 
haben  wird. 


^)  ebeodas. 

>)  ebendas.  219. 
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Bezüglich    der    Excommunicationen    endlich    blieb    es 
ganz  bei  den  früher  getroffenen  Anordnungen. 


Als  Kaiser  Franz  i.  J.  1835.  starb,  fühlte  er  sich 
noch  auf  seinem  Todtenbette  wegen  der  noch  immer  nicht 
durchgeführten  kirchlichen  Reformation  in  seinem  Gewissen 
beängstigt.  Er  hinterliess  seinem  Nachfolger,  dem  gutmüthigen 
aber  schwachen  Ferdinand,  das  Vermächtniss,  das  bisher 
so  lässig  betriebene  Werk  zu  beenden  ^). 

In  der  That  setzte  auch  die  jesuitische  Hofpartei  alle 
Hebel  dazu  an.  Aber  nicht  einmal  die  officielle  allgemeine 
Zurückberufang  der  Jesuiten  konnte  sie  den  Ministern 
Kolowrat  und  Metternich  abgewinnen  ').  So  sehr 
der  letztere  den  Orden  fiir  die  äussere  Politik  zu  verwenden 
strebte  ') ,  so  ostensibel  er  nach  aussen  hin  katholische  In- 
teressen vertrat,  sobald  es  galt,  daraus  politisches  Kapital 
zu  schlagen  ^) :  so  wenig  war  er  geneigt ,  sich  den  Orden 
über  den  Kopf  wachsen  zu  lassen,  oder  geradezu  eine  Um- 
kehr vom  Josephinismus  anzubahnen.  So  gestand  er  aller- 
.  dings  zu,  dass  die  Jesuiten  in  mehreren  Städten  der  Mo- 
narchie neue  Niederlassungen  begründeten,  als  aber  die 
Conflicte  mit  dem  Volke  und  dem  Clerus  nicht  ausblieben, 
er  Hess  die  Hof  kanzlei  selbst  den  Befehl  an  den  Landeschef 
von  Tirol,  dem  weiteren  Umsichgreifen  des  Ordens  Ein- 
halt  J8U  thun  % 

So  characterisirte  der  Staatskanzler  einerseits  in  einem 
Briefe  aus  d.  J.  1844.  mit  mehr  Frivolität  als  geschicht- 
licher Gründlichkeit  den  Josephinism.us  als  eine  Mode,  welche 


>)  Schmidt,  Zeitgenöss.  Geschichten  628.,  vgl.  aach  die  Vor- 
lage an  d.  Fürsten  Staatskanzler  ▼.  8.  Augast  1847.  in  Brflhl, 
Acta  ecclesiastica  (Mainz  1853.)  S.  210.  An  seinen  tbesten  Freund«, 
den  Fürsten  Metternich,  hinterliess  er  ein  Schreiben  mit  der  Bitte, 
die  kirchliche  Frage  zu  KVsen:  »Ich  lege  meine  Ruhe  im  Grabe  in 
Ihre  H&nde,  Brflhl  a.  a.  0. 

«)  Schmidt  a   a.  0.  630. 

")  Vgl.  namentlich  Gioberti,  II  Gesuita  moderne  8,  240.  692. 

*)  Vgl.  Nippold,  Christ.  Karl  Josias  Freih.  ▼.  Bansen  (Leipzig 
1868.)  1.,  496.  682.  ff. 

*)  Die  Jesuiten  in  Tirol  von  einem  Tiroler  (Heidelberg 
1846.)  12.  ff. 
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nach  der  Natur  der  Moden  veränderlich  sei  *) :  aber  er 
wich  der  Hofpartei  doch  andererseits  höchstens  so  weit, 
dass  er  die  staatlichen  Gesetze  der  Kirche  gegenüber  in 
laxer  Weise  ausübte,  nicht  aber  sie  abänderte.  Daraus  er- 
wuchsen freilich  bedeutende  Beschwerlichkeiten.  Die  Be- 
gehrlichkeit der  kirchlichen  Partei  wurde  durch  das  halbe 
lediglich  factische  Gewähren  beständig  angestachelt,  und 
nichts  weniger  als  befriedigt;  die  unteren  staatlichen  Be- 
hörden wurden  in  ihrem  Wirken  unsicher  und  zweifelhaft. 
Der  rechtmässigs  Boden,  auf  dem  sie  sich  allein  zu  bewegen 
hatten,  die  Verordnungen  in  publice  ecclesiasticis  wurden 
durch  die  Nachgiebigkeit  der  obersten  Staatsbehörde  immer 
wankender.  Es  erwuchsen  tägliche  Conflicte  zwischen  dem 
zögernd  und  mit  halben  Händen  gewährenden  Staate  und 
der  hastig  mit  beiden  Händen  zugreifenden  Kirche;  die 
Unzufriedenheit  des  grossen  Publikums,  dessen  Privatver- 
hältnisse namentlich  in  Ehefragen  unter  diesem  Schwanken 
empfindHch  berührt  wurden,  äusserte  sich  unverholen,  und 
wurde  nur  überboten  durch  den  gerechten  Spott  über  die 
kleinliche  und  doch  meist  erfolglose  Art,  wie  die  Staats- 
gewalt ihre  Polizei  zur  Erzwingung  rein  kirchlicher  Gebote 
in  B6w^;ung  setzte,  und  beispielsweise  die  Gastwirthe  ver- 
pflichtete, an  Äbstinenztagen  die  Fleischessenden  von  den 
Befolgern  der  katholischen  Fastenverbote  abzusondern,  oder 
selbst  Protestanten  verbot,  in  ihren  Privathäusern  am  Frei- 
tage und  Samstage  Tanzmusiken  zu  veranstalten  *). 

Freilich  wurde  auch  unter  der  Regierung  Ferdinands 
ein  Comitä  eingesetzt,  zur  JBerathung  für  die  Verbesserung 
in  der  auf  die  katholische  Kirche  und  namentlich  auf  das 
österreichische  Eherecht  sich  heeiehende  landesfürstliche  Ge- 
setzgebung. 

Aber  es  scheint  doch  dabei  dem  Fürsten  Metternich 
wesentlich  die  Gefahr  vorgeschwebt  zu  haben,  dass  es  den 
Feinden  Oesterreichs  gelingen  könne,  die  unklare  Stellung 
der  bestehenden  Gesetzgebung  auf  dem  kirchlichen  Felde 
auBzubeuten,  um  einen  ernsten  Konflict  zwischen  dem  Papste 


<)  bei  Brühl  a.  a.  0.  210. 

*)  Vgl.  Genesis  der  Revolation  in  Ossterreich  46. 
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und  der  österreichischen  Regierung  herbeizuführen  ^).  und 
in  der  That  war  schon  Pius  VII.  geneigt  gewesen,  die 
österreichischen  Gravamina  zum  Gegenstände  einer  AUo- 
cution  zu  machen,  Gregor  XVI.  hatte  zwar  für  die  Frage 
der  gemischten  Ehen  in  Ungarn  seine  Connivenz  bewiesen, 
allein  für  die  deutschen  Erbländer  jede  weitergehende  Con- 
cession  von  der  Erledigung  der  kirchlichen  Beschwerden 
abhängig  gemacht,  und  Pius  IX.  hatte  sofort  nach  seinem 
Regierungsantritt  aa  den  Kaiser  ein  eigenhändiges  Schreiben 
gerichtet,  worin  er  dringend  die  kirchlichen  Forderungen 
hervorhob  *).  Wie  gefährlich  musste  aber  dem  Staatskanzler 
ein  Conflict  mit  diesem  Papste  erscheinen,  der  das  Natio- 
nalitätsprincip  in  sein  Programm  aufgenommen  hatte,  und 
somit  die  italienischen  Besitzungen  des  österreichischen 
Kaiserhauses  beständig  bedrohte!  ') 

Und  dennoch  waren  die  Verhandlungen  des  Comit^s 
ohne  Ergebniss. 

Noch  i.  J.  1844.  schritt  die  Regierung  gegen  die  päpst- 
licher Seits  so  gehegten  Rosenkranzvereine  ein,  und  verbot 
Ändachtsschriften ,  welche  das  Oberhaupt  der  Kirche  ge- 
nehmigt hatte  ^).  Noch  am  25.  April  1848.  entschied  das 
Ministerium,  dass  die  Landesstelle  mit  Recht  die  Versagung 
eines  kirchlichen  Begräbnisses  verboten,  und  dem  wider- 
strebenden Bischöfe  mit  Sperrung  der  Temporalien  gedroht 
habe  «). 

Aber   gerade   das  Jahr  1848.  brachte  auch   in  Oester- 

')  Worte  des  Fflrsten  Metternich  in  seiner  Denkschr.  ▼.  22. 
Juni  1846.,  Brühl,  Acta  211.  üebrigens  wurden  auch  unter  der  Re- 
gierung von  Ferdinand  Vorbereitungen  zu  ConcordatsTerhandlnngen 
getroffen,  wobei  der  Feldbischof  Frans  Wagner  und  der  Burgpfarrer 
Pletz  Torzflglich  thätig  waren,  Kirch  1.  Zust&nde  in  Oester- 
reich  unter  d.  Herrsch,  d.  Goncordates  (Leipzig  1859.)  7. 

*)  Vorlage  des  Comit^s  an  den  Fürsten  Staatskanzler,  BY  ü  h  l  a.a.0.2 1 2. 

')  Der  Papst  h&tte  die  nationale  italienische  Sache  nicht  so  schnell 
fallen  lassen,  »wenn  nicht  die  Hofburg  versprochen  h&tte,  alle  An- 
sprüche der  Kirche  zu  beftiedigen.t  Treitschke,  histor.  u.  polit 
Aufs&tze,  N.  F.  1.,  410. 

^)  Genesis  d.  Goncordates  zw.  d.  Kaiserth.  Oester- 
reich  u.  dem  p&pstl.  Stuhle  (Leipzig  1866.)  18. 

^  Memorand.  d.  Episcopates  der  m&hr.  KProTinz 
bei  Brühl  a.  a.  0.  36.  f. 


m.  Von  1806—1848.    2.  Baiern.  317 

reich  einen  gewaltigen  Umschwung  hervor,  den  wir  später 
zu  verfolgen  haben  werden. 

2. 
Baiem. 

Seit  dem  Aufhören  des  deutschen  Reiches  gelangte 
der  Territorialismus  in  Baiern  zu  wo  möglich  noch  höherer 
BIfithe.  Mit  zäher  Energie  verfolgte  das  Ministerium  M  o  n  t- 
gelas  den  Plan,  den  Clerus  auf  die  Bahn  der  Aufklärung 
zu  treiben.  Nicht  auf  die  äusseriiche  Cultusthätigkeit  sollte 
er  sich  beschränken,  vielmehr  sich  ais  eigentliche  Volks- 
lekrer  und  Ereieher  betrachten  j  deren  Händen  die  religiöse 
und  sittliche  Bildung  einer  ganisen  Nation  grösstentheils 
anvertraut  ist  ^). 

~  Darum  traf  denn  auch  der  Hass  der  Regierung  vor 
allen  Dingen  die  Klöster,  die  den  idealen  an  den  Clerus 
gestellten  Anforderungen  so  wenig  entsprachen,  deren  dau- 
ernde Existenz  nicht  nur  für  zwecklos,  sondern  für  positiv 
schädlich  *)  erachtet  wurde,  und  deren  Vermögen  auch  sehr 
realen  Tendenzen  der  Regierung  Befriedigung  bot. 

Darum  suchte  die  Regierung  weiter  die  Bildungsan- 
stalten zu  reformiren  '),  die  Universitäten  neu  zu  beleben  ^), 
die  Geistlichen  zu  ernennen  ^) ,  die  Kirche  von  den  für 
abergläubisch  erachteten  Auswüchsen  zu  reinigen  *) ,  der 
Toleranz  eine  Stätte  zu  bereiten  ^). 


')  Erlas 8  ▼.  18.  M&rz  1802.  an  die  gesammte  Weltgeistlichkeit 

')  Schwab,  Franz  Berg  336.  Söltl,  Maximil.  Joseph  (Stuttgardt 
1836.)  65.  üebrigens  gab  es  damals  in  Baiem  gegen  2^.  Weltgeist- 
lidie,  Aber  3800.  Mönche  (Ober  1500.  Bettelmönche)  and  1 164.  Nonnen. 

*)  Schwab  a.  a.  0.  343.    Söltl,  Maximil.  Joseph  44.  f. 

*)  Schwab  a.  a.  0.  349. 

■)  Schwab  a.  a.  0.  341. 

*)  Schwab  a.  a.  0.  839.  Es  geschah  das  durch  eine  Reihe  von 
Yerordsnogen  d.  J.  1808.,  angefahrt  bei  Söltl  a.  a.  0.  60. 

^  Durch  Edict  v.  26.  August  1801.  wurde  die  Bedingung  der 
katholischen  Confession  far  Erlangung  des  Bürgerrechts  beseitigt  Dem 
Papst  tdrang  diese  auffallende  Neuerung  tief  zu  Herzen.«  Er  konnte 
dem  »geliebtesten  Sohn  in  Christo  die  Grösse  ties  Schmerzes  nicht  mit 
Worten  erkl&ren,  den  unser  bedr&ngtes  Vaterherz  empfunden  hat,  als 
wir  die  traurige  Nachricht  über  jenes  Edict  erhielten« ,  S  ö  1 1 1 ,  a.  a. 
O.  79. 
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Die  bischöfliche  oder  päpstliche  Jtxrisdiction  existirte 
dabei  für  die  baierische  Staatsleitung  nicht  mehr.  Dem 
dermaligen  römischen  Hofe,  so  lautete  die  Denkschrift  eines 
einflussreichen  Regierungsbeamten)  hängt  der  krasseste 
Mönchsgeist  an,  ohne  dass  er  die  gewöhnliche  Mönchspolitik 
besässe,  AUer  Waffen  beraubt,  die  ihm  im  Mittelalter  theüs 
durch  äussere  Verhaltnisse,  theüs  durch  die  eigenen  emt- 
nenten  Talente  und  die  wissenschaftliche  Bildung  seiner 
Schriftsteller  und  Geschäftsmänner  eu  Gebote  standen,  wül 

er  heute von  seinen  aUen  weder  auf  das  Wesen  noch 

die  Gesetze  der  Kirche  gegründeten  Anmassungen  nicht  nur 
nickt  abgehen,  sondern  gar  noch  eine  ähnliche  Oberherrschaft 
wie  damals  ausüben  ^). 

Es  entsprach  das  wenig  den  Tendenzen  eines  Systems, 
welchem  eine  Trennung  eweier  Gewalten,  die  Ober  Staats- 
bürger herrschen  soll,  gar  nicht  mehr  denkbar  war^  welchem 
alles  auf  die  vollkommenste  Koneentfirung  der  Herrscher- 
macht  hindeutete  '). 

Wie  der  Papst  sollten  auch  die  Bischöfe  nur  die  inneren 
Fragen  der  Religion  behandeln  dürfen  ') ;   aber  die  Q-ränz- 


\ 


>)  J&ger,  Die  Priester- Verfolg.  In  Tirol  fWien  186a)  6. 

')  eben  das. 

>)  Vgl.  namentlich  die  Verordn.  ▼.  7.  Mai  1804.:  »Wir  würden 
demnach  gänzlich  missverstanden  werden,  wenn  man  glauben  könnte, 
dass  wir  unsere  weltliche  Gewalt  aber  Gegenstände  des  bischöflichen 
Oberhirtenamtes,  Ober  innere  Kirchenangelegenheiten  weiter  ausdehnen 
wollten,  als  um  Missbräuche,  die  dem  Wohle  des  Staates  nachtheilig 
werden  könnten,  abzuhalten,  oder  dass  wir  hier  die  Absicht  hätten, 
den  geistlichen  Stand  herabzuwürdigen,  den  Pfarrern  ihre  Einkünfte 
zu  schmälern,  oder  ihre  Pfarrgater  ihnen  zu  entziehen  und  unsichere 
dafür  zu  surrogiren  ....  dagegen  werden  Wir  auch  nie  dulden ,  dass 
die  Geistlichkeit  und  irgend  eine  Kirche  einen  Staat  im  Staate  bilde, 
dass  dieselbe  in  ihren  weltlichen  Handlungen  und  mit  ihren  Besitzungen 
den  Gesetzen  und  den  gesetzmässigen  Obrigkeiten  sich  entsiehe;  Wir 
werden  die  Rechte  Unserer  obersten  Aufsicht  immer  strenge  ausüben 
lassen,  Wir  werden  Unsere  landesfürstliche  Mitwirkung  in  Gegenständen, 
welche  zwar  geistlich  sind,  aber  die  Religion  nicht  wesentlich  betreffen 
und  zugleich  irgend  eine  Beziehung  auf  den  Staat  und  das  weltliche 
Wohl  der  Einwohner  desselben  haben,  nicht  ausschliessen  lassen,  so 
lange  Wir  die  Seelsorger  als  Volkserzieher  in  Religion  und  Sittlichkeit, 
nicht  als  blosse  Kirchendiener,  sondern  zugleich  als  Staatsbeamte  be- 
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linie  war  von  der  Regierung  so  gezogen,  dass  fär  die  kirch- 
liche Gewalt  kaum  etwas  übrig  blieb.  Jeder  bischöfliche 
Erlass  musste  die  staatliche  Genehmigung  an  seiner  Spitze 
tragen^),  jede  kirchliche  Massnahme  bedurfte  der  Geneh- 
migung eines  geistlichen  Collegiums,  in  welchem  zwei  welt- 
liche katholische  mit  drei  protestantischen  Mitgliedern 
saasen  *),  während  umgekehrt  die  Regierung  Feiertage  auf- 
hob,  Wallfahrten  untersagte,  Prozessionen  verbot.  Kirch- 
weihen Ycrlegte,  die  Zahl  der  beim  Gottesdienst  anzu- 
steckenden Lichter  regelte  •),  kurz  in  der  Wollust  des  Viel- 
regierens  keine  Schranke  kannte ,  ohne  irgendwie  sich  mit 
den  kirchlichen  Behörden  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Ja  die  ganze  Jurisdictionsgewalt  der  Bischöfe  wurde 
von  dem  Belieben  des  Staate^  abhängig  gemacht. 

Als  der  Bischof  von  Chur  sich  fiir  seinen  in  Tirol 
belegenen  Diöcesanantheil  auf  päpstliche  Weisung  hin  wei- 
gerte^  den  mannigfachen  Ansinnen  der  Regierung  Folge  zu 
leisten,  nnd  deshalb  wie  der  Bischof  v.  Trient  des  Landes 
verwiesen  war  ^) ,  erging  an  ihn  die  Aufforderung ,  den 
Diöaesan-Äntheü ,  welchen  Sie  in  Tirol  inne  haben,  S.  K 
Höh.  dem  Bischöfe  von  Augsburg  frei  eu  resigniren,  einst- 
weilen aber  eur  definitiven  Volhiehung  jener  gänelichen 
BesigncUion  Ihre  Ordinariats-Facultäten  an  das  bischöfliche 
Consistorium  eu  Augsburg  zu  delegiren.  Ew.  fürstl.  Grnaden 
werden  von  selbst  bedacht  sein,  die  nöthigen  Anordnungen 
möglichst  su  besjchleunigen,  da  vom  1.  Jänner  1808.  an  das 
placetum  regium,  welches  der  Ausübung  der  geistlichen  Oe- 


trachten.€     Vgl.   auch   V  e  r  o  r  d  n.   v.  24.  März    1809.   §.  66.   R  e- 

gier.Bl.  8.  908. 

»)  Verordn.  v.  5.  October  1803.  Reg.-Bl.  1603.  S.  801. 
▼.  24.  März  1809.  Reg.-BI.  S.  911.  §.  70.  Das  Recht  d.  Kirche 
0.  d.  Staatsgewalt  in  Baiern  (Schaffhausen  1852.)  21.  Ein  Bei- 
spiel  bei  Oams,  Gesch.  d.  Kirche  Christi  im  XIX.  Jahrh.  (Innsbruck 
1854.)  1.,  880. 

')    (Gf.    Reisach  -Steinberg),    Bayern    unter   Montgelas 

(Deutschland  1813.)  83. 

*)  Döllinger,  Alphabet.  Zusammenstell,  aller  d.  kath.  K.  im 
Kgr.  Bayern  betr.  gesetzl.  Bestimmungen  (Nördlingen  1847.) 64.  f.  Das 
Recht  d.  Kirche  a.  a.  0.  25.  f.    Söltl  a.  a  0.  59. 

*)  Vgl.  auch  Eilers  a.  a.  0.  3.,  209. 
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richtsharkeiß  als  nothwendige  und  unerlässliche  Bedingung 
eu  Grunde  liegt,  für  hochdieselben  durchaus  nicht  mehr  er- 
thdlt  werden,  eine  Verlängerung  dieser  Frist  aber  gane  und 
piir,  nicht  stattfinden  kann  ^). 

Dass  unter  diesen  Umständen  von  einer  Gerichtsgewalt 
der  Bischöfe  über  die  Cleriker  keine  Rede  sein  konnte, 
verstand  sich  von  selbst  *). 

Schon  i.  J.  1803.  hatte  das  bischöfliche  Vicariat  in 
Freising  dem  in  Berchtesgad  en  residirenden  letzten 
Fürstbischöfe  gemeldet ') ,  dass  die  churf&rstliche  General- 
landesdirection  den  Bischöfen  sogar  alle  Judicatur  über 
Priester,  selbst  in  causis  personalissimis  et  delictis  gänzlich 
entrissen  habe,  dass  die  bischöfliche  Macht  vollkommen 
vernichtet  worden  sei,  und  die  päpstliche  Note  v.  12.  Februar 
desselben  Jahres  ^)  stellte  eine  Summe  von  Beschwerde- 
punkten zusammen,  unter  denen  auch  namhaft  gemacht 
wurde  Clerici  in  Judicium  laicorum  vocantur  et  ad  testi- 
monium  dandum  in  causis  criminalibus  adiguntur. 

Die  königliche  Antwort  auf  das  päpstliche  Schreiben 
V.  31. 'Mai  1803.^)  wies  zwar  die  erhobenen  Beschuldi- 
gungen  als  durchaus  ungerechtfertigt  zurück,  die  OravO' 
mina  catholicae  religionis  et  ecclesiae  ^)  hielten  sie  aber  nichts 
destoweniger  aufrecht  und  versuchten  sie  des  Näheren  zu 
begründen. 

So  war  denn  auch  der  Concordats  -  Entwarf,  durch 
dessen  Vereinbarung  mit  Rom  die  Regierung  den  kirch- 
lichen Conflicten  aus  dem  Wege  gehen  wollte,  von  dem 
Geiste  des  geltenden  Sjstemes  durchdrungen. 


')  J&ger  a.  a.  0.  22. 

*)  Die  DisdpliDargewalt  der  Bischöfe  wurde  jedodi  anerkannt, 
»wenn  nicht  Unser  landesfOrstlicher  Schatz  gegen  Misshraoeh  der  geist- 
lichen Gewalt  nachgesucht  wird,  in  welchem  Falle  jedoch  nichts  ver- 
fttgt  werden  soll,  ohne  die  Beschwerden  zuvor  untersncht  and  die 
geistlichen  Behörden  darüber  vernommen  zu  habent,  Verordn.  t. 
7.  Mai  1804. 

')  (Höfler),   Concordat  and  Constitationseid   der  Katholiken  in 
Bayern  (Augsburg  1847.)  5. 
*)  ebendas.  177.  ff. 
*)  Höfler  a.  a.  0.  182. 
^)  eben  das.  187.  ff. 
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Quant  au  concordat,  so  wurde  von  der  Baieri sehen 
Regierung  dem  Wtirttembergischen  Hofe  gemeldet*), 
notre  plan  a  toujours  ete  de  sauver  le  droit  de  patronage, 
de  ne  laisser  au  clergS  aucune  espkce  de  jurisdictmi  civile 
ni  criminelle,  de  Vassujettir  severem^nt  ä  Virnpöt,  de  ne 
laisser  puhlier  aucun  decret  papal,  ni  episcopal  sans  Vaveu 
du  gouvernement,  de  ne  permetfre  aucune  violence  sur  les 
cansciences,  de  tie  jamais  prSter  le  bras  seculier  au  sacerdoce 
pour  forcer  ä  un  acte  religieux  quelconque  qui  tienne  ä 
Vopinion  et  qui  peut  itre  omis  sans  troxMer  Vordre  public; 
d'obliger  tous  les  ecclesiastiques  qui  veulent  obtenir  des  bene- 
fices  de  patronage  royal,  ä  se  faire  examiner  dans  un  con- 
cours  public,  ä  diriger  TSducation  publique  des  jeunes  eccle- 
siastiques par  des  sujets  attacMs  ä  Vadministration  dans 
des  seminaires  generatuc,  sous  Vinspection  immediate  de 
Vautorite  seculiere,  de  ne  pas  pertnettre  que  sous  aucune 
forme,  ni  avec  aucune  modification  le  clerge  regulier 
avec  des  voeux  perpetuels  soit  retabli,  de  suveiller  exclusi- 
vement  la  regie  des  biens  des  eglises  et  des  fondations  ainsi 
que  tout  ce  qui  tient  aux  ecoles  et  ä  Vinstruction  publique. 

Cest  la  repugnance  extreme  et  soutenue  qu'on  a  remar- 
que  ä  la  Cour  de  Rome  sur  tous  ces  objets  qui  a  amenS  la 
rupture  entiere  des  negociations  entre  eile  et  Nous. 

In  Bezug  auf  die  bischöfliche  Disciplinargewalt,  hiess 
es  in  dem  Regierungsentwurfe  des  Concordates,  dass  sie 
den  Bischöfen  zustehe  vorbehaltlich  des  gesetelichen  Recurses, 
und  das  Placet  wurde  für  kirchliche  Äctenstücke  jeder  Art, 
so  ferne  sie  bayerische  Staatsunterthanen  angehen  als  un- 
umgänglich nothwendig  hingestellt. 

Ueber  ein  Jahr  lang  zogen  sich  die  Unterhandlungen 
zwischen  dem  päpstlichen  Nuntius  Della  Genga  und 
der  Baierischen  Regierung  hin,  bis  sie  endlich  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Grundprincipien ,  von  welchen  beide 
contrahirende  Theile  ausgingen,  abgebrochen  wmrden  '}, 
wobei   namentlich   die  Ungeneigtheit   der  römischen  Curie, 


')  Akten  des  K.  Cult-Minister.  in  Stattgart. 
')  Vgl.  auch  Mejer,  Die  Concordatsverhandl.  Warttemb.  22.  f. 
£.  Friedberg,  D.  Misshr.  d.  gelatl.  Amtsgewalt  21 
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die  Geistlichen  der  bürgerlichen  Jurisdiction  zu  unterwerfen, 
den  Ausschlag  gab  ^). 

Die  Zustände  der  katholischen  Kirche  in  Baiern  än- 
derten sich  somit  nicht,  sondern  erhielten  durch  das  Gesetz 
V.  24.  März  1809.  sogar  noch  eine  neue  Befestigung  *). 
Wie  eine  Denkschrift  des  geistlichen  Raths  Frey  aus  d.  J. 
1816 — 17.  auseinandersetzte'),  war  den  Ordifiariaten  jede 
geistliche  Jurisdiction  über  ihren  Clerus  ausser  in  rein  geist- 
lichen und  Disciplinarsachen  entzogen  und  in  den  letzteren 
jede  Veränderung  von  der  Gendimigung  der  Staatsregierung 
abhängig.  So  nothwendig  es  oft  sei,  fehlende  Geistliche  zu 
bestrafen,  so  könne  man  sie  doch  nur  mit  Abhaltung  einer 
geistlichen  Uebung  von  einigen  Tagen  belegen,  und  selbst 
wenn  ein  Cleriker  pro  correctione  in  das  bischöfliche  Se- 
minar geschickt  werden  solle,  müsse  die  weltliche  Erlaub- 
niss  dazu  eingeholt  werden. 

Und  dabei  wurde  jede  Opposition  des  Episcopates 
oder  des  Clerus  gegen  landesherrliche  Massregeln  auf  dem 
Wege  der  nacktesten  Gewalt  in  ihre  Schranken  zurück- 
gewiesen *). 

Erst  i.  J.  1817.  wurde  ein  Concordat  mit  der  Curie 
vereinbart,  welches  allerdings  dann  den  Standpunkt  einer 
vollkommenen  Reaction  bezeichnete.  Mit  vollen  Segeln  war 
die  Regierung  in  das  Lager  der  Ultramontanen  übergegangen 
und  das  baierische  Concordat  bildete  den  ersten  jener  Reihe 
von  Siegen,  welche  der  römische  Stuhl  in  unserem  Jahr- 
hundert über  die  Staatsgewalten  davon  getragen  bat. 

Die  uns  beschäftigenden  Materien  wurden  im  Art.  12. 
normirt  und  danach  den  Bischöfen  gestattet  in  clericos 
reprehensioiie  dignos  aut  honestum  Clericälem  habitum  eorum 


^)  Bericht  d.  Württembergischen  Gesandten,  in  Akten 
d.  E.  Gult-Ministerium  in  Stuttgart. 

')  Der  §.  42.  entsprach  fast  wörtlich  dem  §.  60.  des  späteren  Re- 
ligionsedictes,  und  §.  65.  bestimmte:  »Wenn  Genossen  einer  Kirchen- 
gesellschaft durch  einen  Missbrauch  der  geistlichen  Gewalt  gegen  die 
festgesetzte  Ordnung  beschwert  werden,  so  können  sie  den  Rekurs  da- 
gegen bei  dem  einschlägigen  General-Kreiskommissariate  anbringen.« 
Dö  Hing  er,  aiphabet  Zusammensteli.  66.  f. 

*)  Höfler  a.  a.  0.  44. 

*)  Vgl.  Jäger  a.  a.  0. 
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Ordini  et  dignitati  congrttentem  non  deferentes  poenas  a  Con" 
cilio  tridentino  stattäas^  aliasque  quas  convenientes  judi- 
caverint,  scdvo  reeursu  canonico,  infligere,  eosque  in  Seminariis 
vel  aJHs  Locis  ad  id  destinandis  custodire :  poenis  quo- 
que  canonicis  animadvertere  in  quoscumque  fideles  eccle- 
siasticarum  legum  et  sacrorum  canonum  transgressores. 

Von  der  Handhabung  des  Placet  wurde  in  demselben 
Artikel  Abstand  genommen. 

Bekanntlich  wurde  dem  Concordate  dann  in  München 
die  Ratification  verweigert.  Der  Hauptgrund  dazu  lag  in 
dem  Umstände  y  dass  das  Nominationsrecht  des  Königs  für 
die  Bisthümer  nicht  anerkannt  war;  doch  monirte  die  dem 
Baierischen  Gesandten  nach  Rom  neu  überschickte  In- 
struction auch  die  Fassung  des  Art.  12.  und  verlangte  eine 
Aenderung. 

Wegen  des  Satises,  so  hiess  es  *) ,  poenis  quoque  cano- 
nicis animadvertere  in  quoscun^ue  fideles  ecclesiasticarum 
legum  et  sacrorum  canonum  transgressores  haben  Wir  euch 
schon  in  der  Instruction  v,  9,  Februar  d.  J.  Unsere  Be- 
denken eröffnet;  Wir  haben  zwar  auf  euren  Bericht  v.  23. 
April  d,  J.  ai4S  blosser  Nachgibigkeit,  um  viele  Discussionen 
ßu  vermeiden,  und  in  der  Erwägung,  da^s  den  allenfallsigen 
Missbräuchen  durch  die  geeigneten  Mittel  der  weltlichen 
Macht  begegnet  werden  kann,  hierin  Nachsicht  getragen,  und 
diesen  selbst  im  Ultimatum  stehen  lassen. 

Allein  wir  haben  in  nochmalige  reifliche  üeberlegung 
gezogen,  wie  leicht  eine  solche  Bestimmung  eu  Missbräuchen 
fuhren  könne,  und  welchen  Übeln  Eindruck  sie  zumal  bei  der 
dermal  sich  äussernden  religiösen  Stimmung  unter  dem  Volke 
machen  würde,  so  dass  anstatt  eines  nützlichen  Erfolges  nur 
Unwillen  und  Erbitterung  zu  fürchten  wäre,  wodurch  der 
guten  Sache  ufid  dem  Interesse  der  Kirche  sehr  geschadet 
würde.  Dass  die  Bischöfe  das  geistliche  CorrectionsredU 
haben,  versteht  sich  nach  der  Kirchenverfassung  ohnehin^ 
und  ist  durch  den  Eingcmg  des  4.  Artikels  in  seiner  All- 
gemeinheit gegen  allen  Zweifel  gesichert  und  ist  selbst  dur^ 
Unsere  Edicte  längst  ztigestanden.    Es  ist  daher  ganz  ut^ 


1}  Höfler  a.  a.  0.  M. 
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nöthig,  besondere  Bestimmungen  aufzustellen,  deren  Bekannt- 
werdung  in  dieser  Fassung  nur  wenige    Wirkutig  hervor- 

bringt Ihr  habt  demnach  neuerdings  darauf  zu  dritigen, 

dass  derselbe  hinweggelassen  werde,  was  allerdings  eine  grosse 
Forderung  des  Zeitgeistes  ist. 

Wenigstens  sollte  statt  poenis  canonitis  der  minder  harte 
Ausdruck  remediis  canonicis  gesetzt  werden.  — 

Die  römische  Curie  verstand  sich  darauf  wohl  bereit, 
die  Bestimmung  des  Concordates  wegen  der  Bischofser- 
nennungen der  von  der  Regierung  gewünschten  Aenderung 
zu  unterziehen,  verwarf  aber  alle  anderen  geforderten  Con- 
cessionen  auf  das  Entschiedenste,  und  so  wurde  denn  das 
Concordat  von  der  Baierischen  Regierung  in  der  alten 
Fassung  —  bis  auf  den  Artikel  von  den  Bischofswahlen  — 
sogar  unter  dem  alten  Datum  ratificirt. 

Die  wesentlichen  durch  das  Concordat  Seitens  der  Re- 
gierung mit  der  einen  Hand  der  Kirche  gemachten  Con- 
cessionen  wurden  aber  von  ihr  mit  der  anderen  Hand  wieder 
zurückgenommen. 

Dem  französischen  Muster  folgend,  welches  durch  die 
organischen  Artikel  das  Concordat  modificirt  hatte,  publi- 
cirte  die  baierische  Regierung  gleichzeitig  mit  der  neuen 
Verfassungsurkunde  und  als  integrirenden  Bestandtheil  der- 
selben das  organische  Edict  vom  26.  Mai  1818. 

Schon  das  Ver  fas  sungsges  e  tz  selbst  hatte  in 
Tit.  IV.  §.  9.  die  Bestimmung  getroffen: 

Die  geistliche  Gewalt  darf  in  ihrem  eigentlichen  Wir- 
kungskreise nie  gehemmt  werdest,  und  die  weltliclhe  Regierung 
darf  in  rein  geistliche  Gegenstände  der  Beligionslehre  und 
des  Gewissens  sich  nicht  einmischen,  als  in  so  weit  das 
obersthoheitliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  eintritt,  wonach 
keine  Verordnutigen  und  Gesetze  der  Kirchengewalt  ohne 
vorgängige  Einsicht  und  das  Placet  des  Königs  verkündet 
und  vollzogen  werden  dürfen. 

Die  Kirchen  und  Geistlichen  sind  in  ihren  bürgerlichen 
Handlungen  und  Beziehungen  —  wie  auch  in  Ansehung  des 
ihne^i  zustehenden  Vermögens  den  Gesetzen  des  Staats  und 
den  weltlichen  Gerichtefi  untergeben;  sie  können  von  öffent- 
lichen Staatslasten  keine  Befreiung  ansprechen. 
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Das  Edict  erläuterte  iDclessen  in  §.  57.  ff.  diese  Anord- 
ntiDg  dahin,  dass  die  alten  in  Baiern  über  das  Placet  gel- 
tenden, oben  angedeuteten  Bestimmungen  in  ihrer  Geltung 
aufrecht  zu  erhalten  seien,  und  dass  nur  die  Ausschreiben 
der  geistlichen  Behörden ,  welche  sich  auf  die  ihnen  unter- 
geordnete Geistlichkeit  beziehen  und  aus  genehmigten  all- 
gemeinen Verordnungen  hervorgehen,  keiner  neuen  staat- 
lichen Genehmigung  bedürften. 

In  §.  60.  war  zwar  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  als 
der  Eirchengewalt  zustehend  anerkannt  worden,  allein  die 
königlichen  Landesstellen  wurden  doch  zur  Aufmerksamkeit 
aufgefordert,  damit  die  Unterthanen  nicht  von  den  geist- 
lichen Gerichten  mit  gesetzwidrigen  Gebühren  beschwert, 
oder  in  ihren  Angelegenheiten  auf  eine  für  sie  lästige  Art 
aufgehalten  werden;  und  gleichzeitig  erklärte  der  §.  71, 
dass  keinem  kirchlichen  Zwangsmittel  irgend  ein  Einfluss 
auf  das  gesellschaftliche  Leben  und  die  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse ohne  Einwilligung  der  Staatsgewalt  gestattet  werden 
könne. 

Ausserdem  wurden  Vorschriften  über  den  Recursus  ab 
abusu  gegeben. 

Die  Eirchengewalt  sollte  innerhalb  des  Kreises  ihrer 
Competenz  gegen  jede  Verletzung  ihi'er  Rechte  sich  des 
staatlichen  Schutzes  erfreuen,  aber  umgekehrt  sollte  es  auch 
den  Genossen  einer  Kirchengesellschaft,  welche  durch  Hand- 
lungen der  geistlichen  Gewalt  gegen  die  bestehende  Ord- 
nung beschwert  werden,  frei  stehen,  an  den  landesfürstlichen 
Schutz  zu  appelliren. 

Ein  solcher  Recurs  gegen  einen  Missbrauch  der  geist- 
lichen Gewalt  kann  entweder  hey  der  einschlägigen  Regie- 
rungsbehörde, welche  darüber  alsbald  Bericht  an  das  König- 
liche Staatsministerium  des  Innern  zu  erstatten  hat,  oder 
bey  Seiner  Majestät  dem  Könige  unmittelbar  angebracht 
werden.  Die  angebrachten  Beschwerden  wird  das  K.  Staats- 
ministerium des  Innern  untersuchen  lassen,  und  eilige  Fälle 
ausgenommen  nur  nach  Vernehmung  der  betreffenden  geist- 
lichen Behörde  das  Geeignete  verfügen. 

Obgleich  der  Papst  gegen  das  Religionsedict  die  hef- 
tigste Beschwerde  erhob,  der  König  die  beruhigendsten  Zu« 
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geständDisse  machte  ^),  so  blieb  doch  das  in  jenem  normirte 
Recht  in  Wirksamkeit,  da  dasselbe  unveräusserliche  der 
Souverainetät  inhärirendc  Rechte  enthalte,  auf  welche  im 
Concordate  nicht  hätte  verzichtet  werden  können,  und  deren 
Existenz  von  einer  Anerkennung  der  römischen  Curie  nicht 
abhängig  sei. 

Kein  Fastenpatent  durfte  ohne  Placetirung  der  Staats- 
gewalt veröffentlicht  werden,  selbst  der  durch  ein  päpst- 
liches Breve  den  Münchner  Domherrn  gestattete  violette 
Talar  und  das  Kapitelzeichen  bedurfte  der  königlichen  Ge- 
nehmigung *). 

Kam  das  staatliche  Recht  mit  dem  bürgerlichen  in  Con- 
flict,  so  bestand  die  Regierung  fest  auf  der  Durchführung 
des  letzteren. 

Als  i.  J.  1818.  eine  Katholikin  in  Weilheim  einen 
geschiedenen  Protestanten  trotz  Einsprache  der  kirchlichen 
Behörde  geheirathet  hatte,  verbot  ein  Regierungserlass  unter 
Ausdruck  des  MissfaUens  jeden  weiteren  Angriff  gegen  den 
bürgerlichen  Bestand  dieser  Ehe. 

Dem  Dechanten  und  Pfarrer  wurde  jede  weitere  In- 
sinuation in  Betreff  derselben  bei  empfindlicher  Strafe  unter- 
sagt; ebenso  dem  Capitelsboten  unter  Androhung  des  Arrestes 
schärfest  verboten,  an  die  katholische  Ehefrau  irgend  einen 
schriftlichen  oder  mündlichen  Auftrag  von  irgend  einer  katho- 
lischen geistlichen  Behörde  eu  Überbringen  *). 

Als  1.  J.  1824.  das  bischöfliche  Ordinariat  einen  zur 
katholischen  Kirche  übergetretenen  Protestanten  aufforderte, 
seine  früher  geschlossene  Ehe  zu  trennen,  da  ihr  ein  impe- 
dimentum  dirimens  entgegenstehe,  erging  die  Verfügung: 

8.  Majestät  habe  mis^f alligst  gesehen,  mit  welcher  Heftig- 
keit  und  seltener  Härte  die  geistlichen  Stellen  die  nach 
bürgerlichen  Gesetzen  unantastbare  Ehe  des  N.  N.  sfu  ver- 
folgen bemüht  waren,  und  wie  dieselbeti  gegen  Oesetg  und 
Ordnung  unter  dem  Vorwande  schuldiger  Vorsorge  für  Auf- 
rechterhaltung kirchlicher  Zucht  sich  beigehen  Hessen,  durdi 
unverweilte  Verfügung  und  Vollziehung  der  Ausschliessung 

>)  Vgl.  darüber  Höfler  a.  a.  0. 
*)  Das  Recht  d.  Kirche  154.  ff. 
')  eben  das.  167. 
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der  genannten  Eheleute  aus  der  Kirchengemeinschafl  nicht 
nur  die  staatsbürgerlichen  und  Familienverhältnisse  derselben 
einseitig  und  feindselig  zu  berühren  y  sondern  auch  durch 
eine  so  rasche  mit  den  Vorschriften  christlicher  Sanftmuth 
schwerlich  eu  vereinigende  Anordnung  das  häusliche  Glück 
und  die  Getnüthsruhe  dieser  Stcuitsangehörigen  eu  vernichten 
und  dieselben  eu  Schritten  der  Verzweiflung  zu  bringen.  S. 
Maj.  der  König  befehlen  demnach,  der  geistlichen  Stelle  edler- 
höchst  Ihre  Missbilligung  besonders  über  die  Art  des  Ver* 
fahrens  unter  dem  Beisatze  zu  eröffnen,  dass  im  Wider- 
holungsfcdle  sogleich  Einleitungefi  getroffen  werden,  einseitig 
getroffenen  Anordnungen  ein  Ziel  zu  setzen  und  die  Staats- 
eimoohner  gegen  Willkür  zu  schützen  *). 

EbeDso  schritt  die  Regierung  gegen  den  Erzbischof 
von  MüDcfaen-Freising  ein,  als  dieser  in  einem  nicht 
placetirten  Hirtenbriefe  des  Jahres  1824.  eine  öffentliche 
Kirchenbusse  fiir  Unsittlichkeit  einzuführen  suchte,  die  sich 
bis  zur  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft  steigern 
sollte. 

Durch  die  dem  bischöflichen  Hirtenbrief  einverleibten 
Straf  Verfügungen,  so  rescribirte  der  König,  wird  di^  äussere 
bürgerliche  Ehre  der  betheiligten  Personen  auf  die  bedenk- 
lichste Weise  und  mit  sehr  ernsthaften  Folgen  für  das  ge- 
sellschaftliche Leben,  ja  selbst  für  die  Ehre  und  Existenz 
der  Bestraften  . . .  benachtheiligt,  und  jene  Verfügungen  sind 
Sonata  als  offenbare  Ueberschreitungen  des  der  Kirchen- 
gewalt durch  die  §§.  40.  43,  61.  u.  71.  des  IL  Edikts  vor- 
gezeichneten Wirkungskreises  um  so  mehr  zu  betrachten,  als 
einerseits  die  Fehltritte,  von  deneti  die  Rede  ist,  nicht  zu 
den  öffentlichen  Handlungen,  durch  welche  eine  Verachtung 
des  Gottesdienstes  ausgedrückt  wird,  gerechnet  werden  können, 
anderseits  die  Einwilligung  der  Staatsgewalt  zu  den  ange- 
drohten Zwangsmitteln  nicht  in  gesetzlicher  Weise  gegeben 
war  *). 


Auch  unter  der  Regierung  des  Königs  L  u  d  w  i  g  I.  än- 
derten sich  diese  Verhältnisse  vorerst  nicht. 


>;  ebendas.  168.  f. 
1)  ebendas.  173.  f. 
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Im  Gegentheil.  Das  Placet  wurde  noch  schärfer  ge- 
h&ndhabt  als  bisher.  Eine  Ministerialentschliessung  v.  April 
1830.  bestimmte,  dass  in  Zukunft  alle  Dispensations-  und 
andere  Gesuche  heim  päpstlichen  Stuhle  von  den  Erehischöfen 
und  Bischöfen  geradezu  an  die  Kgl,  Gesandtschaft  in  Born 
gesandt  werden  dürfen,  dc^s  aber  die  erlangten  Breven  von 
der  Gesandtschaft  wie  bisher  an  das  Staatsministerium  des 
Königliiihen  Hauses  und  des  Aeusseren  eu  übemuichefi  sei^n, 
und  dass  allen  Dispensationen ,  die  nicht  auf  diesem  Wege 
erwirkt  werden,   das  Kgl,    Exequatur    strenge    verweigert 

werden    soll Die    erfolgenden  päpstlichen    Dispensen, 

Bullen,  Breven  und  sonstigen  Ausfertigungen  werden  durch 
das  Sta^ztsministerium  des  Kgl.  Hauses  wnd  des  Aeussem 
jedesmal  unverweilt  dem  Stcuztsministerium  des  Innern  zu- 
geschlossen werdest.  Dieses  wird  von  dem  Inhalte  derselben, 
insofern  sie  nicht  vofi  der  Poenitefitiarie  verschlossen  aus- 
gefertigt  worden  sind,  Einsicht  nehmen,  und  sie  sofort  Be- 
hufs  des  Vollzuges  oder  der  weiterefi  Verfügung  den  be- 
treffenden Erzbischöfen  oder  Bischöfen  entweder  unmittelbar 
oder  durch  die  einschlägigen  Kreisregierungen  ohne  Verzug 
zugehen  lassen.  Kein  römisches  Breve  etc.  darf  in  Zukunft 
von  irgend  einer  geistlichen  Behörde  mehr  zum  Vollzuge 
gebracht  werden,  welches  nicht  auf  dem  angegebenen  Wege 
erholt  und  den  betreffenden  Erzbischöfen  oder  Bischöfen 
durch  das  Staatsministerium  des  Innern  oder  die  einschlä- 
gigen Kreisregierungen  mit  der  Eröffnung  der  Vollzugs- 
genehmigung zugesendet  worden  ist. 

So  wurde  der  päpstlichen  Encyclica  Summa  jugiter 
betreffs  der  gemischten  Ehen  das  Placet  verweigert,  und 
die  Bischöfe,  welche  sie  nichts  desto  weniger  publicirt  hatten, 
zu  ernster  Verantwortung  gezogen. 

Auch  zur  Anwendung  des  recürsus  ad  principem  gab 
namentlich  die  Frage  der  gemischten  Ehen  Veranlassung. 
Dem  Bischöfe  von  Augsburg  wurde  durch  die  Ministerial- 
entschliessung v.  24.  October  1824.  geboten,  die  der  gemischten 
Ehen  wegen  ausgesprochene  Excomraunication  sogleich  un- 
bedingt aufzuheben  und  hierdurch  jede  weitere  Beschwerde 
der  Becurrenten  sowie  die  daraus  hervorgegangenen  Besorg- 
nisse der  protestantischeti  Glauiensgenossen  zu  beseitigen. 
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Die  Disciplinargewalt  der  Bischöfe  erfuhr  ebenfalls  ein- 
gehende Beschränkung.'  Eine  Ministerial-Entschliessung  v. 
J.  1827.  verlangte  für  jedes  Disciplinarerkenntniss  vor  der 
Publication  Vorlage  an  die  Regierung,  was  dann  im  J.  1828. 
in  Folge  der  Beschwerde  der  Bischöfe  auf  den  Fall  der 
Amtsentsetzung  eines  bepfründeten  Priesters  beschränkt 
wurde  *). 

Erst  unter  dem  Ministerium  Abel  und  durch  den 
Druck ,  welchen  die  Kölner  Irrung  auch  auf  die  baie- 
riBchen  Verhältnisse  ausübte,  erfolgte  ein  Umschwung  zu 
Gunsten  der  Kirche. 

Aber  wenn  auch  das  Placet  gemildert  *)  und  die  baie- 
rische  Verwaltung  überhaupt  von  einem  Geiste  beherrscht 
wurde,  der  wie  eine  dunkle  Wolke  jede  liberale  Entwicke- 
lung  verhüllte:  die  Forderung  seiner  Gesinnungsgenossen, 
das  Edict  aufzuheben,  vermochte  auch  Abel  nicht  zu  er- 
füllen. Dazu  war  doch  das  Staätsbewusstsein  im  Könige 
trotz  aller  ultramontanen  Gefühlsanwandlungen  zu  fest  ge- 
wurzelt. 

8. 
Prensson. 

Die  Regierung  Friedrich  Wilhelms  III.  führte 
wiederum  katholische  Landestheile  dem  preussischen  Staate  zu. 

Münster  wurde  schon  i.  J.  1802.  occupirt  und  der 
Frieden  des  Jahres    1815.  brachte  die  Rheinprovinz. 

Hier  hatte  das  französische  Recht  des  Concordates  und 
der  organischen  Artikel  bisher  geherrscht.    Das  Placet  war 


^)  Durch  Entschliess.  des  EönigB  v.  24.  Aprü  1830.  wurde  die 
Verweisung  eines  Pfarrers  in  ein  geistlicbes  Gorrectionshaus  auf  un- 
bestimmte Zeit,  als  mit  der  persönlichen  Freiheit  nicht  zu  vereinbaren, 
unteisagt. 

*)  In  Folge  der  Concessionen  der  Preussischen  Regierung  1.  J. 
1841.  erging  das  ministerielle  Schreiben  v.  25.  März  1841.,  welches 
bestimmte,  es  sei  der  Verkehr  des  bayerischen  Episcopates  mit  dem 
heiligen  Stuhle  (welcher  den  des  Klerus  und  des  Volkes  von  selbst  mit 
in  sich  begreift)  in  allen  geistlichen  Dingen  und  kirchlichen  Angelegen- 
heiten ohne  Ausnahme  von  jeder  Vermittlung  und  Controle  der  könig- 
lichen Gesandtschaft  zu  Rom  und  der  Qbrigen  weltlichen  Behörden 
völlig  frei  sa  geben.    Ginzel  a.  a.  0.  2.,  182. 
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in  energischer  Weise  gehandhabt  worden,  der  appel  comme 
d'abuB  wurde  wegen  jeden  Missbrauches  der  geistlichen 
Amtsgewalt  an  den  kaiserlichen  Staatsrath  eingelegt. 

In  letzterer  Beziehung  führte  das  preussische  Regiment 
sofort  eine  Aenderung  ein  *),  indem  die  Geistlichen  wegen 
bürgerlicher  Vergehen  lediglich  den  staatlichen  Gerichten, 
wegen  Amtsvergehen,  die  nicht  gleichzeitig  als  bürgerliche 
aufzufassen  waren,  der  Disciplinargewalt  ihrer  kirchlichen 
Vorgesetzten  untei'worfen  wurden.  Der  Recursus  ad  prin- 
cipem  wurde  weder  direct  gewährt,  noch  ausgeschlossen. 
Es  war  selbstverständlich,  dass  er  nicht  etwa  an  den  Preus- 
sischen  Staatsrath,  dessen  juristischer  Character  von  dem 
des  französischen  entschieden  abwich,  einzulegen  war,  aber 
eben  so  selbstverständlich  erschien  es,  dass  in  jedem  Fall 
das  jus  circa  sacra  des  Staates,  also  der  Ober- Präsident  ^), 
der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ')  und  schliess- 
lich der  Monarch  selbst  um  Hülfe  gegen  Amtsmissbrauch 
angegangen  werden  konnte  *),  wie  das  ja  auch  in  den  alten 
Provinzen  Rechtens  blieb  *). 

^)  Das  Placet  wurde  eingeschärft  durch  Rescr.  v.  31.  August 
1818.  hei  Kamptz,  Annalen  2.,  717. 

*)  Vgl.  Dienst-Instruct.  f  d.  Ober- Präsidenten  v.  31. 
Dez.  1825.    Ges. Samml.  1826.  S.  1.  §.  2.  no.  6. 

")  Während  das  geistliche  Amt  frOher  eine  ünterabtheiinng  des 
Ministeriums  des  Innern  gebildet  hatte  (Publ.  v.  16.  Dez.  1808. 
Mathis,  Monatsschr.  7.,  252.  Yerordn.  y.  27.  Octob.  1810.  Ges.- 
Samml.  S.  8.)  wurde  durch  Gab. Ordre  v.  8.  Novemb.  1817.  ein 
besonderes  Ministerium  f.  d.  Cultus,  öffentlichen  Unterricht  und  das 
Medizinalwesen  eingerichtet,  G  e  s  S  a  m  m  1.  S.  289. 

^}  Dass  ein  solcher  Recurs  mehrfach  vorkam ,  bezeugt  die  Klage 
des  Erzbischofs  Spiegel  von  Köln  über  die  Behandlung,  welche  er 
von  dem  Geheimen  Oberregierungsrathe  Schmedding  zu  erdulden 
habe,  Nippold  in  Preuss.  Jahrb.  23.,  341.  Als  der  Pfarrer  in 
Bocholt  eine  katholische  Frau,  welche  eine  gemischte  Ehe  durch 
protestantische  Trauung  und  ohne  die  von  der  Kirche  plötzlich  wieder 
geforderten  Cautionen  eingegangen  war,  vom  Abendmahle  ausschloss, 
beantragte  der  Oberpräsident  am  1.  November  1827.,  den  Pfarrer  zu 
einer  eidesstattlichen  Versicherung  aufzufordern,  dass  die  von  ihm  ge- 
troffene Massregel  nicht  ihren  Grund  habe,  »in  der  Weigerung  ihres 
Mannes  das  bewusste  Versprechen  zu  geben,  sondern  aus  anderen  im 
Seelenzustande  der  Frau  liegenden  Umständen,  die  er  als  Beichtvater 
nicht  angeben  dürfe«,  Bunsen,  Aus  seinen  Briefen  1.,  548. 
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Die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  war  nach  demselben 
Principe  bemessen,  welches  bisher  herrschend  gewesen  war. 
Gerade  mit  Bezug  auf  die  Rheinprovinz  gab  die  Instruction 
des  Ministers  v^on  Altenstein  an  den  Curator  der  Uni- 
versität Bonn,  der  in  den  Regierungskreisen  herrschenden 
Auffassung  den  prägnanten  Ausdruck,  dass  er  erklärte  ^) :  Nach 
Grundsätzen  y  die  das  allg.  Landrecht  Mar  ausspricht ,  ist 
die  mit  der  Ausübung  des  Juris  circa  Sacra  beauftragte 
Staatsbehörde  nicht  ermächtigt,  neben  der  landesherrlichen 
allerhöchsten  Madit  eine  unabhängige  geistliche  Gewalt  an- 
ßuerkennen,  so  dass  es  nur  von  dem  päpstlichen  Stuhle  ab- 
hänge,  in  Bom  irgend  etwas  zu  ediciren,  das  die  Unter- 
thanen  des  K&nigs  als  ein  verbindliches  Gesetz  zu  befolgen 
hätten.  Auf  dem  äussern  Gebiete  des  freien  menschlichen 
Handelns  ist  allein  der  König  die  oberste  Quelle  auch  des 
geistlichen  d,  h,  des  kirchlichen  Rechts,  so  dass  der  geist- 
liche Obere  nur  mit  seinem^  Vorwissen  und  seiner  Zulassung 
das  kirchliche  Leben  durch  Gebote  und  Satzungen  bestimmen 
kann.  Die  Achtung  vor  dem  Rechte  des  Gewissens  und  die 
Anerkennung  der  geschichtlichen  Grundlagen,  so  wie  des  un- 
schätzbaren Werthes  gemeinsamer  christlicher  Ueberzeugun- 
gen  schützt  die  katholische  Kirche  vor  dem  Missbratwhe  des 
lafidesherrlichen  Juris  cavendi.  Aber  dieses  Recht  aufgeben, 
oder  was  gleichviel  ist,  es  ungeahndet  thatsäcMich  verletzen 
lassen,  darf  eine  Regierung  nicht 

Uebrigens  fand  der  preusische  Staat  die  rheinische  und 
westphälische  Kirche  in  derselben  Weise  zertrümmert  vor, 
wie  das  in  allen  deutschen  Ländern  der  Fall  war.  Eine 
Regelung    der    kirchlichen    Verhältnisse    erschien    auch    im 


^  Das  wichtigste  Beispiel  bieten  die  liturgischen  Wirren  in 
Schlesien.  Hier  hatten  seit  d.  J.  1826.  eine  Anzahl  Geistlicher  beim 
Könige  und  Papst  um  Einführung  der  deutschen  Sprache  im  Gottes- 
dienst gebeten  und  zum  Theil  schon  den  Anfang  mit  einigen  Reformen 
gemacht.  Als  der  Fürstbischof  von  Schimonsky  ein  Strafverfahren 
gegen  sie  einleitete,  wurde  dasselbe  durch  die  Regierung  auf  Bericht 
des  Oberpräsidenten  Merkel  sistirt.  Durch  Hunsen  wurde  dann  die 
Sache  gütlich  beigelegt.    Vgl.  Bunsen,  Aus  seinen  Briefen  1.,  292.  ff. 

<)  bei  Rhein wald,  Acta  1887.  S.  588.  f. 
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Interesse  des  Staates  ^)  nnumgänglich  nothwendig.  Der 
Weg  einer  directen  Unterhandlung  mit  Rom  wurde  als  der 
zweckmässigste  befunden,  ein  gemeinsames  Vorgehen  mit 
den  übrigen  deutschen  Staaten  abgelehnt,  da  man  der 
Ueberzeugung  war,  dass  das  in  der  Bundesacte  vorgeschrie- 
bene Stimmenverhältniss  der  deutschen  Staaten  den  Abschluss 
eines  deutschen  Concordates  unmöglich  mache'). 

Schon  im  Juni  1816.  wurde  Niebuhr  nach  Rom 
geschickt  '),  zuerst  ohne  Instruction,  da  wie  der  hannove- 
rische Gesandte  von  O  m  p  t  e  d  a  seinem  Hofe  berichtete  *), 
die  von  dem  Minister  Schuckmann  ausgearbeitete  gan£ 
nach  den  bisher  von  dem  hiesigen  Hofe  aufgestellten  Grund- 
säteen  entworfefi  sei,  von  denen  man  nicht  durchgehends  er- 
warten  könne,  dass  der  päpstliche  Hof  sie  annehmen  wüh 

Nur  die  Entsendung  eines  Nuntius  nach  Preussen 
verbat  sich  der  König  mit  derselben  Entschiedenheit,  welche 
schon  in  der  Wilhelm  v.  Humboldt  i.  J.  1800.  er- 
theilten  Instruction  ^)  im  wohlthuenden  Gegensatze  zu  heuti- 
gen Regierungstendenzen  zu  finden  ist  *). 

Später  einigte  man  sich  in  Berlin,  von  dem  Abschlüsse 
eines  Concordates  gänzlich  Abstand  zu  nehmen  und  sich 
mit    der    Vereinbarung    einer  Circumscriptionsbulle   zu   be- 
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')  Siehe  auch  die  Aensserangen  des  Oberpr&sid.  ▼.  Vincke  in 
Bodelschwingh,  Leben  d.  Freih.  ▼.  Vincke  (Berlin  1835.)  1.,  611. 

')  Auch  der  Vorschlag  des  österreichischen  Ministers  ▼.  Wessen- 
berg,  gemeinsam  ein  Concordat  zu  verhandeln,  wurde  von  Harden- 
berg abgelehnt,  Akt.  d.  Min.  des  Innern  in  Karlsruhe. 

")  Vgl.  aber  die  von  ihm  in  Rom  gefOhrten  Verhandlungen  Mejer, 
Propaganda  2.,  452.  ff.  Damit  ist  zu  verbinden  meine  Schrift,  das 
Veto  der  Regierungen  bei  Bischofswahlen  (Halle  1869.). 

^)  Akten  d.  K.  Cult.  Minist,  in  Hannover. 

•)  vgl.  dieselbe  bei  Mejer,  Propaganda  2.,  357.  —  Humboldt 
selbst  verfolgte  in  seiner  Stellung  die  Tendenz,  »dem  Zwange,  den  man 
von  Rom  aus  sogar  in  den  entferntesten  Gegenden  noch  ausflben  möchte, 
soviel  es  angeht,  zu  steuern,  ^Haym,  Wilh.  v.  Humboldt  (Berlin  1856.) 
209.  —  Auch  als  die  Curie  i.  J.  183(3.  einen  Nuntius  nach  Berlin 
senden  wollte,  verbat  sich  der  König  diese  »in  jeder  Hinsicht  bedenk- 
liche Neuerung mit  derjenigen  Entschiedenheit,  welche  jeder  et- 
waigen kOnftigen  Erneuerung  dieses  Versuches  vorzubeugen  geeignet 
sei«,  Nippold,  in  Preuss.  Jahrb.  28.,  438. 

^)  Siebe  auch  Jacob i,  Der  päbstl.  Nuntius  in  Berlin  (Berlin  1868.). 
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gDÜgen*);  denn  wie  ein  ofBcieiler  Artikel  in  der  Allge- 
meinen Preussischen  Staatazeitung  erklärte  :*) 
Der  König  konnte  den  Vollffeltaü  seiner  Hoheitsreckte, 
denen  theure  vor  Gott  ihm  auferlegte  Pflichtest  gegen  sein 
Volk  zur  Seite  steheti,  nickt  von  fremder  Anerkennung  ab- 
hängig machen ,  nicht  deti  freien  Gebrauch  derselben  dwrch 
beengende  Verträge  einschrättken  wollen.  Das ,  was  des 
Glaubens  ist,  liegt  ohnehin  ausserhcJh  des  Bereiches  ver- 
tragsmässiger  Bestimmung. 

Nichts  deatoweniger  gelangte  der  erwünschte  Friede 
zwischen  Staat  and  Kirche  nicht  znr  Verwirklichung,  und 
gerade  die  Regierung  Friedrich  Wilhelms  III.  bat 
mehrfache  Ueberschreitungen  der  geistlichen  Amtsgewalt 
zu  beklagen  gehabt,  welche  zu  folgenreichen  Confiioten 
führten. 


Wie  alle  restaurirten  Mächte  hatte  die  Kirche  nach 
ihrer  Wiederherstellung  ihre  Grundsätze  verschärft  und  zu- 
gespitzt. Oleich  die  erste  That  des  wiedereingesetzten 
Papstes  war  die  Neubelebung  des  Jesuitenordens  gewesen. 
Es  war  damit  das  Werkzeug  geschaffen ,  um  die  hoch- 
fliegendsten  Ziele  des  curialen  Systems  zu  vei wirklichen. 
Alles  kam  der  Kirche  dabei  zu  Hülfe.  Die  Regierungen 
eben  noch  mit  der  Niederwerfung  der  Revolution  und  des 
ihr  entsprossenen  französischen  Kaiserthums  beschäftigt, 
sahen  in  dem  Papstthume  den  Hort  der  Legitimität.  War 
doch  Pius  YII.  der  einzige  Mann  gewesen,  der  dem 
coretschen  Parvenü  Widerstand  geleistet,  der  das  Princip  der 
Legitimität  gerettet  hatte.  Schon  dass  Napoleon  den 
Papst  geknechtet  hatte,  war  für  die  heilige  Allianz  Qrnnd 
genug,  den  letzteren  hoch  zu  stellen.  Aber  auch  f^r  die  Bemeiste- 

')  Niebuhr  glaubte  in  dieser  erreicht  zu  haben,  was  »noch  nie 
bewilligt  worden!  war,  vgl.  seinen  Brief  t.  22.  Juni  1621  in  Lebeni- 
Dftchricht.  aber  Barth.  Georg  Niebuhr  (Hamburg  1698.)  3., 
474.  Umgekehrt  jubelte  man  in  Rom  Aber  die  nnerwarteten  Conces- 
■jonen  der  prcnsaischen  Regierung,  Vgl.  Bnnsen,  Ass  sei nen  Briefen 
1.,  523. 

■j  St&ck  96.  V.  11.  August  1631.  Auch  Stein  war  gegen  den 
Abschloss  eines  Concordates.  Vgl.  Perta,  Aus  Steins  Leben  ^Berlin 
1866.)  a.,  346. 
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rang  des  inneren  politischen  Lebens  zählten  die  Regierun- 
gen auf  die  Bundesgenossenschaft  der  Kirche  ^).  Es  war 
ja  selbstverständlich,  dass  keine  Censur  und  Polizei  die  Ge- 
müther der  Staatsbürger  so  umstricken  konnte  wie  die 
Kirche.  Lehrte  sie  die  Grundsätze  von  dem  treuen  Gehor- 
sam der  Unterthanen :  welche  poUtische  Parteirichtung  hätte 
dann  den  auf  religiösen  Boden  gepfiianzten  Baum  der  Loya^ 
lität  entwurzeln  können? 

In  der  That  war  ja  namentlich  in  dem  deutschen  Volke 
ein  bedeutender  religiöser  Umschwung  eingetreten.  Die 
Frivolität  und  Freigeisterei  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
hatten  gründlich  ihr  £nde  genommen.  Die  schweren 
Kriege  ,  die  harten  Jahre  der  Occupation ,  die  wunderbar 
erfolgreiche  Errettung  bewirkt  durch  Anstrengung  aller 
moralischen  Kräfte ,  hatten  die  Religion  wieder  zu  einer 
für  den  Volksgeist  mächtigen  Potenz  gemacht ,  und  die 
kirchlichen  Interessen  in  den  Vordergrund  gedrängt. 

Dass  die  Kirche  diesen  ihr  durch  die  Verhältnisse  zu- 
gewachsenen Einfluss  gegen  den  Staat  gebrauchen  könnte, 
jSel  den  zum  Theil  selbst  unter  den  religiösen  Einwirkungen 


')  Es  ist  flberaus  merkwürdig,  zu  sehen,  wie  Metternich  in 
seiner  aaswArtigen  Politik  das  Papstthum  stützte,  nur  weil  er  meinte, 
die  ihm  so  Terbassten  Liberalen  erstrebten  ein  Schisma.  So  richtete 
er,  als  er  freilich  fälschlich  vermnthete,  die  Württembergische 
Regierung  hintertreibe  die  Concor datsverhandlungen  der  oberrheini- 
schen Staaten,  unter  d.  25.  Mai  1823.  eine  Depesche  an  den  öster- 
reichischen Gesandten  in  Rom,  Grafen  A  p  p  o  n  y ,  in  welcher  es 
heisst:  »Das  Würtembergische  Gouvernement  hat  seit  geraumer  Zeit  — 
ja  man  darf  wohl  sagen  seit  dem  Zeitpunkte  der  staatlichen  Wieder- 
herstellung der  allgemeinen  Ordnung  der  Dinge  in  Europa  ein  System 
verfolgt,  das  nicht  nur  ihm  selbst  verderblich,  sondern  auch  allen 
übrigen  Staaten  gefährlich  sein  muss.  —  Falscher  Ehrgeiz,  unbefrie- 
digte Sucht  nach  Grösse,  zugleich  aber  fortwährendes  Bestreben,  eine 
Rolle,  gleich  viel  welche,  zu  spielen,  haben  diesen  Hof  in  die  Hände 
einiger  der  ärgsten  und  gefährlichsten  Liltcralen  geführt,  welchen  es 
geglückt  ist,  ihre  unheilbringenden  Grundsätze  daselbst  zu  Staats- 
mazimen  erhoben  zu  sehen ;  und  wirklich  steht  W.  heute  an  der  Spitze 
der  revolutionären  Partei  in  Deutschland  «  So  habe  die  dortige  liberale 
Partei  eher  die  Absicht,  ein  Schisma  herbeizuführen,  als  kirchliche 
Einigung.  —  Akten  d.  Min.  d.  Innern  in  Carlsruhe, 
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der  Zeit  stehenden  deutschen  Staatsmännern  nicht  im  Ent- 
ferntesten ein  ^);  dass  das  Curialsystem  seiner  Natur  nach 
staatsfeindlich  niemals  eine  Revolution  gescheut  hat  und 
sobald  seine  Interessen  mit  den  staatlichen  in  Collision 
kämen,  nicht  scheuen  würde,  wurde  nicht  beachtet.  — 

Mit  der  deutschen  Geistlichkeit  war  ein  vollständiger 
Umschwung  vor  sich  gegangen.  Freilich  war  aus  dem 
vorigen  Jahrhundert  unter  dem  Episcopat  und  dem  älteren 
Clerus  noch  ein  guter  Bodensatz  von  Josephinismus  übrig 
geblieben  *) :  aber  die  jüngere  Geistlichkeit  wuchs  in  den 
Liehren  der  Zeit  auf,  fanatisch,  staatsfeindlich  und  unwis- 
send •) ,    alle    ihre    Interessen    in   die   Kirche   verlegend  *). 


>)  Vgl.  Varnhagen,  Denkwürdigkeiten.  N.  F.  5.,  247. ff.  Siehe 
indessen  die  Aeusserungen  von  Stein  bei  Pertz  a.  a.  0.  2.,  346. 

*)  Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  dieser  Geist  zum 
Theil  durch  die  fixjesuiten  in  ihrer  Opposition  gegen  das  Papstthnm 
genährt  war.  So  hatten  sie  an  der  von  ihnen  geleiteten  Universität 
Heidelberg  durch  einen  Cleriker  die  Sätze  des  Staatsabsolutismns 
ftber  die  Kirche  öffentlich  vertheidigen  lassen.  Dabei  auch  dieThesis: 
Hissbrauchen  die  geistlichen  Richter  ihre  Gewalt,  so  können  die  da- 
durch Beeinträchtigten  die  Hülfe  der  Könige  anflehen.  Theiner, 
Clemens  XIY.  2.,  491. 

')  Vgl.  Niebuhr  in  Lebensnachrichten  3.,  59. 

*)  Von  besonderem  Interesse  ist  das  Gutachten  eines  Dekans  auf 
die  Circularverfüg.  d.  Generalvicariates  zu  Paderborn  v.  25.  October 
1836.,  ob  bei  jeder  Kirche  ein  Exemplar  der  Preuss.  Gesetzsamml.  zu 
halten  sei.  Das  Gutachten  —  abgedruckt  in  Personen  u.  Zustände 
ans  d.  kirchl.  polit.  Wirren  inPreussen  (Leipzig  1840.)  13.  ff. 
—  spricht  sich  entschieden  dagegen  aus.  Denn  »Jene  Gesetze  und 
Anordnungen  eines  protestantischen  Regenten,  welche  das  Regiment 
der  Kirche,  die  geistliche  Führung  seiner  Uoterthanen,  sowohl  der 
Jugend  in  der  Kirche  und  Schule,  als  auch  der  Erwachsenen  betreffen, 
gehen  den  katholischen  Geistlichen  gar  nichts  an.  Denn  der  katho- 
lische Geistliche  gehört  einem  eigenen  ganz  abgeschlossenen  Kirchen- 
System  an,  welches  seiner  unveränderlichen  Natur  nach  jeden  anderen 
Kultns  und  deren  religiöse  Anordnungen  prinzipmässig  ausschliesst. 
Das  abgeschlossene  System,  wozu  dieser  Geistliche  gehört,  hat  in  seiner 
Mitte  das  mit  der  vollkommensten  Macht  der  Gesetzgebung  von  Gott 
ausgerüstete  Hirtenamt,  aus  welchen  allein  nur,  wie  aus  einem  Quell, 
die  religiösen  Gesetze  und  Anordnungen  für  den  katholischen  Gcist- 
liehen,  so  wie  für  die  Gläubigen  rechtskräftig  und  bindend  hervor- 
flieasen. ...  Da  nun  der  protestantische  Regent  —  als  weltlicher  FOrst 
bald  rein  btirgerliche  und  als  höchster  Kultusminister,  wiederam  reli- 
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Auch  der  Episcopat  hatte  keinen  Haltpunkt,  um  sich  den 
immer  dringender  werdenden  Umarmungen  der  römischen 
Curie,  den  Fangarmen  der  Jesuiten  zu  entziehen.  So  lange 
das  deutsche  Reich  ihm  seine  ersten  Würden  verliehen 
hatte,  die  geistlichen  Staaten  ein  Analogen  des  Kirchen- 
staates darboten ,  hatte  er  eine  breite  Basis  der  Selbststän- 
digkeit besessen.  Jetzt  losgelöst  von  dem  historischen  Bo- 
den, hilflos  schwankend  zwischen  curialen  Neigungen  und 
dem  Instincte  der  kirchlichen  Selbstständigkeit ,  die  ihn 
zu  dem  Staate  hinzog  und  die  doch  auch  wieder  mit 
Unterwürfigkeit  diesem  gegenüber  erkauft  werden  musste,  fiel 
er  den  römischen  Tendenzen  zum  Opfer  *). 

Aber  auch  der  Gegensatz  zwischen  den  Confessionen 
hatte  sich  nach  den  Freiheitskriegen  wieder  fühlbar  gemacht 
und  wurde  durch  die  Bemühungen  der  Jesuiten  in  derselben 
Weise  geschärft '),  wie  das  schon  im  sechszehnten  Jahrhun- 
dert der  Fall  gewesen  war  •).  Die  Spitze  davon  musste 
sich   gegen   einen   protestantischen   Staat   kehren,    den  die 


giöse  Gesetze  und  Vorschriften  ertheilt,  so  muss  es  . . .  einleuchten, 
dass  die  dadurch  entstandenen  Codices  nicht  in  die  BQcher-Sammlungen 
der  kath.  Geistlichen  gehören,  weil  sie  das  unbefugte,  wie  das  Be- 
fugte, was  darin  vorkommt,  überall  als  Gesetz,  welches  die  prompte 
Befolgung  will,  ankündigen,  und  dadurch  die  Gefahr  der  Induktion,  die 
Gefahr  einer  unkatholischen  Folgeleistung  . . .  begründet  wird«  etc. 

')  Vgl.  die  Erklärung  des  Gardinais  Pacca,  abgedruckt  in  der 
Sion  1845.  no.  109. 

*}  Vgl.  £11  er 8,  Meine  Wanderung  2.,  220.  f. 

')  Auch  im  sechszehnten  wie  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
waren  die  confessionellen  Unterschiede  völlig  verwischt.  »Katholiken 
und  Protestanten  verheirathen  sich  unter  einander."  Niemand  achtet 
darauf  oder  stösst  sich  daran«,  berichtete  derVenetianische  Ge- 
sandte i.  J.  1564.  Ranke,  Histor.  polit.  Zeitschr.  1.,  255.  Selbst 
geistliche  Fürsten  stellten  protestantische  Beamte  an,  Jäck,  Bam- 
berger Jahrb.  278.  ff.,  worüber  natürlich  der  Papst  »grossen  Schmerz« 
empfand,  Dalham,  Concilia  Salisburg.  578.  Auch  damals  wurden  die 
Jesuiten,  um  die  Worte  Lazarus  von  Schwendi  anzuführen 
(Goldast,  Constit.  Imp.  IV,  2.,  221.  »wie  ein  vergifft  Instrument  ge- 
braucht die  man  allein  da  und  dort,  also  unterstehet  inzuflicken,  da- 
mit sie  die  Gemüther  gegen  einander  entzünden  nnd  vergreiffen«).  Vgl. 
anch  Sugenheim,  Gesch.  d.  Jesuiten  in  Deutschi.  (Frankf.  1847.) 
1.,  44.  ff. 
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schlaue  österreichische  Politik  mit  katholischen  Länder- 
massen  beschenkt  hatte. 

Za  alledem  kam  endlich  noch  die  politische  Antipathie, 
welche  in  den  Rheinlanden  gegen  die  preussische  Regierung 
herrschte.  Man  war  sich  des  eigenen,  durch  die  französische 
Gresetzgebung  bewirkten  Uebergewichts  den  stagnirenden  alten 
Provinzen  gegenüber,  so  sehr  bewusst.  Man  war  so  gründ- 
lich enttäuscht,  dass  die  Freiheitskriege  als  einzige  Frucht 
der  politischen  Entwickelung  nur  die  Demagogenv erfolgung 
gezeitigt  hatten,  dass  die  preussische  Politik  sich  so  willen- 
los in  die  verderblichen  Pfade  der  Metternich'schen  Po- 
litik treiben  Hess  ,  und  mit  solcher  Wollust  dieselben  wan- 
delte. 

Der  Boden  konnte  für  die  Kirche  nicht  günstiger  be- 
reitet sein.  Kirchliche  und  politische  Tendenzen  waren 
gegen  die  Staatsgewalt  verbündet. 


Der  erste  bemcrkenswerthe  Conflict,  welcher  die  Auf- 
merksamkeit des  grösseren  Publikums  erregte,  ergab  sich 
i.  J.  1820^).  Damals  erliess  der  Generalvicar  zu  Münster 
Clemens  Freiherr  von  Droste-Vischering  ein 
Verbot  an  die  jungen  Theologen  der  ihm  untergebenen 
Diöcese  die  Universität  Bonn,  an  welcher  Hermes 
lehrte,  zu  beziehen. 

Dies  Verbot,  ohne  Genehmigung  des  Curators  der 
Münsterschen  Lehranstalt  erlassen,  wurde  von  diesem, 
dem  Oberpräsidenten  von  Vincke  für  nichtig  erklärt, 
während  das  Ministerium  an  den  Generalvicar  die  Drohung 
gelangen  Hess ,  dass  es  dem  Staate  nicht  an  Mitteln  fehlen 
werde,  einer  solchen  V eher  schreitung  der  Befugnisse  eines 
bischöflichen  Generalvicars  gebührende  Schranken  eu  seteen, 
sein  Ansehen  aufrecht  zu  erhalten,  Nachtheil  abzuwenden 
und  Versuche  seine  Rechte  zu  verletzen ,  ernstlich  zu 
ahnden. 

Die  Antwort  des  von  der  Staatsbehörde  so  hart  Ange- 
lassenen   bestand    in    einer    Auseinandersetzung    seiner  An- 

*)  Vgl.  über  das  Folgende  Walter,  Das  Privat-  u.  öiTentl.  Leben 

d.  Erzb.  V.  Köln  :  Hanau  1838.)  112.  ff.,  wo  auch  die  Actenstflcke  mit- 

getbeilt  sind. 

£.  Fried berg,  D.  Missbr.  d.  geUtL  Amtsgewalt.  22 
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schauung  über  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche, 
welche  er  auch  nachher  wie  vorher  schriftstellerisch  zu  ver- 
breiten suchte  *).  Es  war  das  eine  Variation  über  das 
biblische  Thema,  welches  allen  kirchlichen  Ueberhebungen 
beständig  zu  Grunde  liegt,  dass  man  Gott  mehr  gehorchen 
müsse  als  den  Menschen ,  dass  die  Kirche  mit  ihrer  Ver- 
fassung sich  der  Einwirkung  des  Staates  völlig  entziehe, 
dass  die  Kirche  frei  sein  müsse.  Das  Schreiben  des 
Generalvicars  wurde  damals  durch  die  Katholiken  selbst  in 
die  Oeflentlichkeit  gebracht  *).  Man  war  noch  erstaunt, 
solche  Grundsätze  aussprechen  zu  hören,  welche  das  Licht 
des  Tages  bis  dahin  meist  gescheut  hatten ;  man  legte  selbst 
katholischer  Scits  dem  Staate  ans  Herz ,  gegen  ein  derar- 
tiges alle  Rechtsverhältnisse  umstürzendes  Gebahren  aufzu- 
treten. 

In  der  That  suspendirte  auch  das  Ministerium  jede 
Thätigkeit  der  theologischen  Facultät  zu  Münster,  unter- 
sagte den  dortigen  Professoren  das  Abhalten  der  Vorlesungen 
und  behielt  sich  eine  Ahndung  des  Generalvicars  vor. 

Und  derselbe  Mann  wurde ,  weil  seine  Ascetik  sich 
der  Sympathien  des  Preussischen  Kronprinzen  erfreute,  im 
J.  1836.  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  zu  Cöln  erhoben, 
und  so  von  der  Regierung  selbst  die  Saat  gesäet,  die 
ihr  unerwünschte  Erndte  bringen  sollte  und  musste. 

Im  Jahre  1820.  aber  stiess  das  Verfahren  der  preussi- 
schen Regierung  gegen  den  Freiherrn  von  Droste  noch 
nirgends  auf  Antipathien  ®).  Erst  durch  die  Bemühungen 
von  Mette  mich  und  durch  die  freundschaftlichen  Ge- 
sinnungen der  baierischen  Regierung  wurde  der  glim- 
mende Funke  zur  verzehrenden  Flamme  angefacht,  welche 
durch    die    in   Belgien    herrschende    Strömung  und    eine 


*)  Er  schrieb  ii.  a.:  üebcr  die  Religionsfreiheit  d.  Katholiken 
(Münster  1817.)  heftig  gegen  das  Placet.  üeber  förmliche  Wahrheit 
und  kirchliche  Freiheit  (Frankf.  1818.).  üeber  d.  Frieden  unter  d. 
Kirche  u.  d.  Staaten  1843. 

«)  Ein  »Freund  der  Hierarchie  und  der  gelehrten  Anstalten«  Hess 
es  in  Hadamar  drucken. 

»)  Vgl.  Eilers,  Meine  Wanderung  2.,  143. 
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alle  Censurverbote  vereitelnde  Literatur  nur  zu  eifrig  genährt 
wurde  *). 

Wieder  war  es  die  Universität  Bonn,  gegen  welche 
der  Hauptstoss  geführt  wurde ').  Am  26.  September 
1835.  verdammte  ein  päpstliches  Breve')  die  Lehre  des 
Bonner  Professor  Hermes,  welche  in  seinen  dortigen 
Schülern  fortlebte.  Auf  Grund  persönlicher  Intriguen,  auf 
der  Basis  von  Recensionen  war  das  päpstliche  Urtheil  ge- 
füllt; in  Rom  selbst  wurde  es  durch  Anschlag  pub- 
licirt 

Die  Preussische  Regierung  suchte  jeden  Conflict  zu 
vermeiden;  sie  erliess  an  die  Bonner  Theologen  die  An- 
weisung, in  keiner  Weise  den  päpstlicherseits  verdammten 
Lehren  Ausdruck  zu  geben,  obgleich  das  Breve,  da  es  nicht 
in  Preussen  publicirt  war  —  und  dazu  hätte  es  eines  könig- 
lichen Placets  bedurft  —  von  der  Regierung  nicht  als 
rechtsverbindlich  angesehen  werden  konnte. 

Am  12.  Januar  1837.  erst  erliess  der  Erzbischof 
Clemens  August  ein  Circular  ^)  an  die  Beichtväter  in 
Bonn,  worin  er  allen  Katholiken  das  Lesen  der  Hermes'- 
schen  Schriften ,  das  Hören  von  Vorlesungen ,  welche  auf 
denselben  beruhte,  verbot.  Ausdrücklich  erwähnte  er  des 
päpstlichen  Breve  und  fast  zum  Hohne  gegen  das  Staats- 
gesetz berührte  er  das  durch  dieses  geforderte  Placet;  der 
Mangel  desselben  dispensire  nicht  vom  Gehorsame  gegen 
den  päpstlichen  Befehl.  Denn  wenn  jene  Entschtddigung 
wirklich  entschuldigend  wäre,  so  hätte  die  weltliche  Macht .  . 
durchaus  in  ihrer   Macht .  .  . ,   die    Wirksanikeit   des  vom 


^)  Hieher  gehörten  namentlich  die  Beiträge  zur  Kirchen- 
geach.  d.  19.  Jahrh.  in  Den tsc hl.  (Augsburg  1836.)  das  s.  g.  rothe 
Bach;  es  bezeichnete  das  Placet  als  das  Gtileercnzeichen,  welches  den 
heil.  Ordnungen  der  Kirche  aufgedrückt  werde,  und  beschuldigte  die 
Preussische  Regierung,  5  Millionen  Katholiken  zu  Heloten  des  Protes* 
tantismuB  zu  machen. 

')  Vgl.  über  das  Folgende  namentlich  die  officielle  prenss.  Ton 
Bansen  verfasste  Denkschrift:  Darleg.  d.  Verfahrens  d.  Prenss. 
Regier,  gegen  d.  Erzb.  y.  Köln  v.  25.  November  1887.,  wo  auch 
alle  einschlagenden  Actenstücke  abgedruckt  sind. 

>)  bei  Rhein wald,  Acta  1835.  S.  11.  ff. 

♦>  Vgl.  Rheinwald,  Acta  1837.  S.  587. 

22* 
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Heilande  angeordneten  centri  unitatis  völlig  eu  hemmen,  was 
freilich  den  Hermcsianem ,  wie  mit  boshafter  Insinuation 
hinzugefügt  wurde,  wie  allen  Sektirern,  die  sich  nur  vermit- 
telst der  weltlichen  Gewalt,  welche  niemals  in  Besiehung  auf 
Gegenstände  vorliegefider  Art  Richter  seyn  kann ,  mithin 
sobald  si^  Theil  nimmt  Partei  ist,  halten  können,  nicht  un- 
lieb seyn  dürfte. 

Auch  auf  diese  offene  Verletzung  der  Landesgesetze 
antwortete  die  Regierung  mit  Milde;  sie  schlug  alle  Wege 
ein ,  den  Conflict  zu  vermeiden ,  ohne  irgendwie  ein  Ent- 
gegenkommen des  Erzbischofes  zu  finden.  Sie  verpflich- 
tete die  Bonner  Professoren  zur  grössten  Behutsamkeit. 
Nur  zäher  wurde  der  Erzbischof  dadurch  und  widerspensti- 
ger. Er  untersagte  den  Besuch  aller  theologischen  Vor- 
lesungen in  Bonn  und  machte  nur  zweien  Professoren  das 
zweifelhafte  Compliment,  dass  er  sie  von  dem  Verbot  aus- 
nahm. Die  Studircnden  gehorchten.  Von  70.  Alumnen  des 
Couvictoriums,  über  welches  der  Erzbischof  allerdings  ver- 
gebens die  volle  Disciplinargewalt  in  Anspruch  genommen 
hatte  *),  traten  nach  und  nach  über  60.  aus;  die  Hörsäle 
verödeten.  Aber  an  dieser  „Trockenlegung"  der  Universi- 
tät lies»  sich  der  Erzbischof  nicht  genügen.  Er  legte«  den 
Neugeweihten  achtzehn  Thesen  zur  Unterschrift  vor.  Von 
diesen  lautete  die  letzte:  Icfi  verspreche  und  gelobe  meinem 
Erzbischof  in  allem,  was  sich  auf  Lehre  und  Disciplin  be- 
sieht, Ehrerbietung  und  Gehorsam,  ohne  allen  Vorbehalt, 
und  bekenne,  dass  ich  von  der  Entscheidung  meines  Erz- 
bischofes nach  der  Ordnung  der  katholischen  Hierarchie  an 
niemand  als  an  den  Fapst,  als  Haupt  der  ganzen  Kirche 
provociren  kann  und  soll  *). 

Damit  war  der  recursus  ad  principem,  der  schon  vor- 
her die  Parteigänger  des  Erzbisehofes   ernstlieh   beschäftigt 


')  Die  hierauf  bezüglichen  Actenstücke  siud  mitgetheilt  bei  Ellen- 
dorf, Thomas  Decket  (Essen  183U.)  93.  ff. 

*)  Der  Caplun  Weber  in  Köln,  welcher  die  Unterschrift  der 
Thcscu  verweigerte,  wurde  auf  eine  Strafpfarrei  versetzt.  Ein  auf- 
fall. Factum  z.  Beurtheil.  d.  Verfahrungsweise  d.  Erzb. 
Clemens  August  gegen  d.  Oeistl.  d.  Köln.  Diözese  (Bonn 
1838.J. 
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hatte*),  geradezu  ausgescIiloseeD.  Und  gerade  deswegen 
konnte  die  Regierung  sich  nicht  länger  schweigend  verhalten. 
Welche  Regierung  darf  dulden ,  so  sagt  die  später  von 
Preussen  heraus  gegebene  ofticieHe  Denkschrift  über  die 
Kölner  Wirren  *J,  nach  den  Pflichten,  die  sie  ihrer  eigenen 
Erhaltung  und  dem  Schutee  jedes  Ünterthaneti  schuldig  ist, 
dttsa  in  Sachen  der  Disciplin,  in  tmbeschränJctem  Sinne  des 
Wortes  jenes  Recht  des  Landesherm  abgeschworen  werde, 
gegen  Verletsung  der  weltlichen  Macht  oder  der  Rechte  des 
Eineeinen,  wenn  er  bei  ihr  Hülfe  sucht,  nach  Maassgahe 
der  Landesgesetee  einzuschreiten  ?  Ea  sei  bekannt,  sd  wird 
ausgeführt ,  dass  der  appel  comme  d'abus  nicht  nur  in 
Frankreich  und  Deutschland  durch  die  eisten  Grundsätze 
des  Staatsrechtes  in  ungestörter  Praxis  bestehe,  sondern 
schon  zur  Zeit  des  Tridentinischen  Concila  von  mehreren 
der  eifrigsten  katholischen  Theologen  und  Rechts  gelehrten 
als  unumstössliches  Recht  der  Obrigkeit  bezeichnet  worden 
sei.  Die  Äufrechthaltung  dieser  Befugniss  ist  auch  offen- 
bar für  die  Wohlfahrt  des  Staates  wie  des  Einzelnen  noth- 
wendig.  Sollte  es  unmöglich  sein,  dass  ein  Erebischof  der 
ihm  untergebenen  Priesterschaft  etwas  eumuthe ,  was  die 
Sicherheit  des  Staates  gefährde,  was  die  Treue  der  Unter- 
thanen,  den  Eid  des  Beamten  —  wie  es  ein  Königlicher 
Professor  ist  —  beeinträchtige  ?  Es  scheint  nickt,  dass  die 
gegenwärtigen  Vorgänge  geeignet  sind,  eine  solche  Voraus- 
setzung als  ganz  venverftiek  darzustellen  '). 

Uebrigens  beschränkte  sich  die  Opposition  des  Erz- 
bischofes  gegen  die  Regierung  nicht  auf  die  bisher  darge- 
stellten Vorkommnisse. 

Während  das  Staatsgesetz  ausdrücklich  ein  kirchliches 


■)  Vgl-  den  Brief  von  BiDterJm  sn  MichelU  in  Personen 
D.  Zustande  84  ff.  Auch  der  Enbiscfaof  richtete  eine  darauf  be- 
iiQgliche  Anfrage  an  einen  Juristen;  vgl.  dessen  Antwort  ebendas. 
123.  f. 

1  a.  a.  O.  8.  82.  f. 

')  Die  Regiersns  holte  at«r  diese  Theals  u.  a-  dos  Outachten  von 
Walter  in  Bonn  ein,  dessen  Vorlesnugen  der  Erzbischof  nicht  ver- 
boten hatte.  Dieser  wie  Baltser  und  Ritter  in  Breslau  erklilrte  sie 
fOi  ungesetzlich,  Nippold  In  Frenu.  Jahrb.  23.,  Ui. 
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impritncxtur  nur  für  Andachtsbücher  forderte  *),  suchte  der 
kirchliche  Eifer  des  Erzbischofes,  die  Vorschriften  des  Tri- 
dentinum  —  wie  er  sie  interpretirte  —  an  die  Stelle  der 
preussischen  Landesgesetze  zu  stellen.  Als  der  Redacteur 
der  Zeitschrift  für  Philosopie  und  katholische  Theologie 
seineu  Weisungen  nicht  folgte ,  entzog  er  ihm  die  cura 
animarum,  als  jener  um  Mittheilung  der  Gründe  dieses  Straf- 
urtheils  bat,  empfieng  er  eine  Antwort  von  der  Rücksichts- 
losigkeit der  FonU;  wie  sie  bei  den  Staatsbeamten  im  vori- 
gen Jahrhunderte  üblich,  heut  zu  Tage  in  der  Behandlung 
der  kirchlichen  Untergebenen  durch  ihre  Vorgesetzten  nicht 
ganz  ungewöhnlich  ist  *). 

Das  Seminar  in  Köln  legte  der  Erzbischof  gleichfalls 
„trocken^.  Er  selbst  ernannte  Lehrer,  um  die  staatliche, 
vom  Gesetz  vorgeschriebene  Placetirung  derselben  unbe- 
kümmert •). 

Vor  allen  Dingen  aber  weigerte  er  sich  auch,  mit  Ver- 
letzung des  vor  seiner  Wahl  abgegebenen  Versprechens, 
die  Praxis  der  gemischten  Ehen ,  welche  bis  dahin  in  den 
alten  Provinzen  herrschte  *)  und  nach  der  Ansicht  und  dem 
Willen  der  Regierung  durch  das  päpstliche  Breve  vom 
25.  März  1830.   auf   die   westlichen    Provinzen   ausgedehnt 


*)  Ges.  V.  18.  Octob.  1819  §.  5.:  »Alle  katholischen  Religions- 
and Andachtsbacher  müssen,  ehe  sie  der  gewöhnlichen  Gensur  über- 
geben werden,  von  dem  Ordinarius  oder  seinem  Stellvertreter  das  Im- 
primatur erhalten  haben,  wodurch  bezeugt  wird,  dass  sie  nichts  ent- 
halten, was  der  Lehre  der  katholischen  Kirche  zuwider  wäre.« 

')  Der  Schriftwechsel  des  kölnischen  Ordinariates  mit  der  Re- 
daction  der  genannten  Zeitschrift  findet  sich  abgedruckt  in  der  Schrift: 
Beurtheil.  der  Thatsachen,  durch  welche  d.  Mass- 
nahmen d.  preuss.  Regier,  gegen  d.  Erzb.  v.  Göln  her- 
beigeführt worden  sind  (2.  Aufl.  Frankf.  a/M.  1888.)  90.  ff. 

*)  Die  hierauf  bezüglichen  Actenstttcke  e  b  e  n  d  a  s.  107.  ff.  Vgl. 
auch  das  Priester-Seminar  zu  Köln  unter  d.  Erzb. 
Ferdinand  August  u.  Clemens  August,  Köln  1888.  — 
Uebrigens  trat  das  Ministerium  durch  Erlass  ▼.  16.  November 
1887.  dem  Vorgehen  des  Erzbischofes  entgegen,  bei  Rhein  wal  d, 
Acta  1887.  S.  508. 

^)  Vgl.  namentlich  Jacobson,  Ueb.  d.  gemischten  Ehen  bes. 
in  PreuBsen  (Leipzig  1888.)  25.  ff. 


in.  y.  Untergänge  d.  deiitscb.  Reiches  b.  z.  J.  1848.  3.  Preussen.    343 

war  ^)y  zum  Frommen  der  Eintracht  unter  den  Konfessionen 
zu  beachten  *).  Die  Regierung  stellte  ihm  schliesslich  das 
Ultimatum,  das  Verbot  des  Besuches  der  Vorlesungen  bei 
den  hermesianischen  Professoren  aufzuheben,  die  Verpflich- 
tung auf  die  erwähnten  Thesen  fallen  zu  lassen  und  be- 
sfigUch  der  gemischten  Ehen  sein  Wort  zu  halten,  im  Wei- 
gerungsfalle aber  sein  Amt  niederzulegen.    # 

Der  Erzbischof  lehnte  jede  Concession  ab.  Er  pochte 
in  einer  Weise  auf  die  Gewissensfreiheit,  die  damals  der 
Staatsleitung  höchst  befremdend  vorkam ,  während  sie  un- 
serer heutigen  Zeit  durch  reichliche  Wiederholung  sattsam 
bekannt  ist. 

Er  versuchte  das  Volk  und  den  Clerus  zu  fanatisiren; 
die  allgemeine  politische  Unzufriedenheit  der  Rheinprovinz, 
da«  unsichere  zögernde  Vorgehen  der  Regierung  kam  ihm 
dabei  zu  Hülfe. 

Aufrührerische  Anschläge  wurden  an  die  Thüren  des 
Domes  geschlagen ;  die  Katholiken  wurden  aufgefordert,  das 
Joch  der  Protestanten  abzuschütteln. 

Jetzt  endlich  machte  die  Regierung  Ernst.  Am  15. 
November  1837.  wurde  der  Erzbischof  gefangen  nach 
Minden  geführt;  jeder  amthche  VerkAr  mit  ihm  wurde 
verboten,  alle  von  ihm  noch  versuchten  amtlichen  Handlungen 
für  rechtsungültig  erklärt. 

Von  allen  denkbaren  Wegen  hatte  die  Regierung  den 
schlechtesten  eingeschlagen.  Die  Grossmuth  und  Achtung 
vor  der  hohen  Würde  des  Erzbischofes,  welche  die  officielle 
Denkschrift  später  als  Grund  hinstellte,  warum  die  Regie- 
rung von  einem  gerichtlichen  oder  administrativen  Verfahren 
Abstand  genommen  habe,  war  wenig  gerechtfertigt.  Mochte 
auch  eine  gerichtliche  Untersuchung  schon  deswegen  schwierig 
erscheinen,    weil   der  Kaplan  des  Erzbischofes,  MicheliSi 


*)  Die  Ansicht  der  Regierung  über  das  Breve  war  auch  die  von 
Bunsen,  der  es  unterbandelt  hatte,  Nippold  in  d.  Preuss. 
Jabrb.  28.,  888.  und  wurde  von  dem  Domdecbantcn  München  in 
einer  auBführlichen  Denkschrift  begründet,  eben  das.  148.  ff. 

^)  Für  diesen  Punkt,  auf  welchen  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden  kann,  verweise  ich  auf  Nippold  a.  a.  0.  820.  ff. 
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der  von  dem  gleichen  Schicksal  betroffen  wurde  wie  sein 
Herr,  alle  gravirenden  Papiere  vernichtet  hatte :  Die  Weg- 
fiihrung  des  Erzbischofs  trug  den  polizeilichen  Character  zu 
offen  auf  der  Stirne,  als  dass  sie  bei  dem  rheinländischen 
Volke  günstig  gewirkt  hätte  ^).  Polizei-Maassregeln^  wenn 
auch  noch  so  gerechtfertigt,  sind  niemals  dem  Volke  sym- 
pathisch, und  «die  Kirche,  welche  zu  Zeiten  auch  demokra- 
tische Anwandlungen  verspürt,  benutzte  geschickt  den  Miss- 
griff  der  Regierung. 

Nicht  allein  eine  Fluth  von  Brochüren  streuete  den  bit- 
tersten Hass  gegen  das  preussische  Regiment  aus  ') :  auch 
Rom  selbst  ergriff  mit  einer  Nichtachtung  der  aktenmässigen 
Wahrheit  und  einer  Rücksichtslosigkeit  gegen  die  Regierung 
Partei,  welche  die  deutschen  Staatsleitungen  seitdem  öfter 
zu  erfahren  Gelegenheit  gehabt  haben. 

Am  10.  Dezember  hielt  Gregor  XVI.  eine  AUocntion 
in  dem  geheimen  Consistorium  ^),  in  welcher  er  nicht  nur 
seinem  bitteren  Schmerze  klagenden  Ausdruck  gab  —  die 
Päpste  weinen  immer,  wenn  sie  zu  der  sündigen  Mensch- 
heit lateinisch  reden  —  sondern  auch  seine  Stimme  erhob 
über  die  verletzte  kirchliche  Freiheit,  die  verachtete  bischöf- 
liche Würde,  die  usurpirte  heilige  Gerichtsbarkeit  und  die 
mit  Füssen  getretenen  Rechte  der  kcUJiolischen  Kirche  und 
dieses  heiligen  Stuhles. 

Wieder  Hess  es  die  Regierung  an  der  nothwendigen 
Energie,  solchem  Gebahren  gegenüber  nur  zu  sehr  fehlen. 
Nicht  einmal  der  diplomatische  Verkehr  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhle  wurde  abgebrochen. 


t 


')  Ebenso  ODganstig  wirkte  die  Verurtheilung  des  Pfarrers  D. 
Hinter  im  zu  Bilk  und  des  Kölnischen  Pfarrers  Beckers,  da  das 
Verfahren  gegen  Beamte  abweichend  vom  Rheinischen  Recht  ohne 
Handlichkeit  und  Oeffentlichkeit  stattfand,  Hase,  die  beiden  Erz- 
bischöfe (Leipzig  1839 )  129. 

')  Vgl.  Gör  res  Athanasius  (Regensburg  1838.)  erlebte  in  einem 
Jahre  8.  Auflagen.  Der  Autor,  welcher  frflher  Ober  die  Kirche  ganz 
anders  gedacht  hatte,  —  vgl.  auch  Perthes,  Polit.  Zust&nde  u.  Pers. 
1.,  292.  ff.  —  gründete  auch  die  histor.  polit.  Bl&tter. 

')  abgedruckt  u.a.  in  d.  ürkundl.  Darstell,  d.  Thatsachen, 
welche  d.  gewalts.  Wegfflhr.  d.  hochw.  Freiherrn  v.Droste 
vorausgegangen  und  gefolgt  sind  ^Regensburg  1888.)  183.  ff. 


UL  y.  Untergänge  d  deutsch.  Reiches  b.  z.  J.  1848.  8.  Preossen.    345 

Im  Gegentheil:  die  Note,  welche  der  preussische  Ge- 
sandte Bunsen  von  Ancona  aus  an  die  Curie  richtete, 
sprach  aus,  dass  Se.  Maj.  nicht  die  Absicht  gehabt  habe, 
irgend  einen  Act  der  Gerichtsbarkeit  auszuüben ,  dass  er 
sich  nicht  die  Befugniss  zuschreibe ,  einen  Bischof  abzu- 
setzen oder  zu  suspendiren,  vielmehr  das  kanonische  Ur- 
theil  vom  Papste  erwarte.  Die  Wegführung  des  Erzbischofes 
wurde  als  ein  Act  der  Nothwehr  bezeichnet.  Die  Compe- 
teuz  des  Papstes  zu  der  harten  in  der  Allocution  an  dem 
Verfahren  der  preussischen  Regierung  geübten  Kritik  gerades 
Weges  zugegeben  *). 

Bei  dieser  Stimmung  der  Regierung  fiel  es  ihr  natür- 
lich noch  weniger  ein,  durch  die  Presse  auf  die  öffentliche 
Meinung  zu  wirken.  Als  Rom  eine  officielle  Staatsschrift 
verfasst  und  eifrig  in  Deutschland  verbreitet  hatte  *j,  blieb 
die  Widerlegung  der  Regierung  ungedruckt  •). 

Das  Uebelste  war  aber  in  der  That,  dass  der  eine  Con- 
flict  neue  gebar. 

Auch  der  Erzbischof  von  Posen,  von  Dunin,  setzte 
sich  in  der  Frage  der  gemischten  Ehen  in  einen  Gegensatz 
zu  der  Regierung.  Unbekümmert  um  die  langjährige,  auf 
dem  Landesgesetz  beruhende,  von  ihm  selbst  anerkannte^) 
Praxis  Hess  er  trotz  des  ausdrückUchen  Verbotes  der  Re- 
gierung eine  Anweisung  an  seinen  Clerus  ergehen,  welcher 
diesem  die  Wege  aufzwang,  die  der  Kölner  Erzbischof 
gewandelt  war  *). 

Die  Regierung  liess  den  Dechanten  den  bischöflichen 
Brief  abnehmen  und  verbot  den  Pfändern  bei  Strafe  der 
Suspension  dessen  Veröffentlichung.  Aber  nichts  destoweniger 
wurde  er  von  vielen  Geistlichen  beim  Gottesdienste  verlesen; 


^  Urkundl.  Darleg.  212.  ff.  Die  Antwort  darauf  ebendas. 
226.  sprach  von  einer  »scandalosa  Yiolazione  dei  sagri  diritti  della 
Chiesa.« 

')  Die  oben  cit.  Urkundl.  Darlegung. 

')  Nippold  in  Preuss.  Jahrb.  24.,  411. 

*)  Jacobson  a.  a.  0.  44.  f. 

*)  Vgl  über  das  Folgende  Rintel,  Vertheid.  d.  Erzb.  ▼.  Gnesen 
u.  i^seu  Martin  y.  Dunin  (WOrzburg  183D.)  Pohl,  Martin  v.  Dunin 
(Marienburg  1643.).    Hase  a  a.  0.  188.  ff. 
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ja  der  Erzbischof  erklärte  selbst  in  einem  an  den  König  ge- 
richteten von  Devotion  überfliessenden  Schreiben,  dass  er  gegen 
die  Geistlichen,  welche  seinem  Hirtenbriefe  den  Weisungen 
der  Regierung  gemäss  ungehorsam  seien,  einschreiten  müsse, 
doch  gelobe  er  allerunterthänigst  in  solchen  Fällen  so  mild 
als  möglich  zu  verfahren. 

Darauf  erst  erging  die  Ministerial-Verordnung  v.  25. 
Juni  1838.,  welche  den  Hirtenbrief  des  Erzbischofes  kas- 
sirte,  und  den  Geistlichen  den  recursus  ad  principem  und 
den  staatliehen  Schutz  gegen  den  Erzbischof  in  Aussicht 
stellte.  Sollte  einem  Geistlichen  der  erehischöfiichen  Diö- 
cese  wegen  angeblicher  Ueberschreitung  des  hier  entkräfteten 
erjsbischöflichen  Befehles  eine  Ungelegenheit  bereitet,  oder 
eine  Censur  oder  Strafe  wieder  ihn  verhängt  werden,  so 
wird  derselbe  auf  dessfalliges  Anrufen  sich  des  kräftigen 
Schutzes  der  Regierung  gegen  einen  solchen  Missbrauch  der 
geistlichen  Amtsgewodt  jsu  erfreuen  haben. 

Aber  der  Clerus  wollte  gar  keine  staatliche  Hülfe;  er 
hielt  treu  zum  Erzbischofe.  Das  Volk,  dessen  nationale 
Sympathien  mit  den  katholischen  eng  verbunden  waren, 
stand  in  heller  Opposition  gegen  den  deutschen  evangelischen 
Staat  zur  Kirche. 

Darauf  liess  die  Regierung  die  Criminaluntersuchung 
gegen  den  Erzbischof  einleiten ;  allein  dieser ,  auf  eine  an- 
gebliche immunitas  fori  sich  stützend,  verweigerte  jede  Aus- 
lassung, die  vorgeforderten  Domherrn  jedes  Zeugniss.  Die 
letzteren  —  wie  auch  der  General vicar  der  Diöcese  wurden 
unter  grosser  Aufregung  des  Volkes  verhaftet,  aber  bald 
wieder  freigegeben. 

Am  13.  September  1838.  liess  auch  der  Papst  wieder 
seinen  Weheruf  über  Preussen  ertönen.  Die  dortige  Regie- 
rung beabsichtige,  die  katholische  Kirche  zu  vernichten  und 
ein  Schisma  anzubahnen. 

Es  trug  dieser  Ton  um  so  weniger  dazu  bei,  den 
Frieden  wiederherzustellen,  als  die  kirchliche  Agitation  immer 
grössere  Kreise  zog.  Sämmtliche  Bischöfe  der  preussischen 
Monarchie  traten  der  von  der  Regierung  gemiösbilligten 
Praxis    der  gemischten  Ehen    bei  ^).     Nur   der  Fürstbischof 

')  Vgl.  Hase  a.  a.  0.  187.  ff. 
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von  B r e 8 1  a a  Graf  Sedlnitzky  machte  eine  Ausnahme. 
Er  wurde  von  Rom  später  zur  Resignation  angehalten. 

Im  Februar  1839.  erfolgte  das  Urtheil  gegen  D  u  n  i  n. 
Er  wurde  wegen  seines  Ungehorsames  und  der  eigenmäch- 
tigen in  seiner  Diöcese  getroffenen  Massregeln  zum  Verlust 
seiner  Würden,  zu  sechs  Monat  Festungshaft  und  in  die 
Kosten  yerurtheilt. 

Indessen  wurde  die  Ausführung  des  Urtheils  sistirt  und 
dem  Erzbischofe  das  Versprechen  abgenommen,  in  Berlin 
zu  bleiben.  Erst  als  er  dagegen  handelte,  wurde  er  auf  die 
Festung  Kolberg  gebracht,  wo  er  bis  zum  Tode  des 
Königs  Terblieb. 


Wir  haben  die  vorstehenden  Conflicte  ausführlicher  be- 
handeln müssen,  weil  sie  über  die  Grenzen  des  Preussischen 
Staates  hinaus  von  Wichtigkeit  geworden  sind. 

Von  der  „Kölner  Irrung"  an  datirt  in  Deutsch- 
land die  Opposition  der  Kirche  gegen  den  Staat.  Damals 
zuerst  wurden  wieder  jene  Lehren  von  der  Superiorität  der 
Kirche  über  den  Staat  ausgesprochen,  welche  schon  Aus- 
gangs   des  Mittelalters    ein  Anachronismus    gewesen  waren. 

Die  officielle  Denkschrift  des  römischen  Stuhles  bildet 
das  Programm,  welchem  die  jesuitisch-ultramontane  Richtung 
seit  der  Zeit  nicht  mehr  ungetreu  geworden  ist. 

Und  kann  man  deutlicher  sprechen ,  als  das  in  den 
Worten  der  römischen  Curie  geschehen  ist,    welche  sagen: 

Gewiss  der  Sohn  Gottes  von  seinem  ewigen  Vater  in 
die  Welt  gesandt,  um  ein  neues  Volk  eu  bilden,  erfüllte 
seine  Sendung  und  gründete  die  Religion  ohne  irgend  eine 
Abhängigkeit  von  der  weltlichen  Äuctorität  Und  weit  ent- 
fernt, den  Gewaltigen  der  Erde  den  Schote  der  Offenbarung 
anßuvertratwn  und  seine  Vollmachten  mitzutheilen,  wählte  er 
zu  seinem  grossen  Werke  die  Apostel,  ihnen  voraussagend 
und  sie  ermunternd,  mit  Gedidd  zu  ertragen  den  Hass,  die 
Widerwärtigkeiten,  die  Verfolgungen,  die  ihnen  von  Seiten 
der  weltlichen  Mächte  bevorstanden. . .  Nicht  die  Fürsten 
und  Könige  der  Erde,  sondern  die  Bischöfe  sind  vom  hei- 
ligen  Geiste  gesetzt,  die  Kirche  Gottes  eu  regieren.,. 
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Das  System,   welches  der  Papst  so  herbe  rügte,    ging 
in  Preussen  seinem  Untergange  entgegen. 


Sobald  Friedrich  Wilhelm  IV.  zur  Regierung 
gekommen  war,  suchte  er  eine  Verständigung  mit  Rom  an- 
zubahnen *). 

Schon  im  Juli  1840.  langte  der  katholische  Graf  Brühl 
in  Rom  au,  um  Namens  seiner  Regierung  zu  fordern,  dass 
der  Erzbischof  von  Köln  zur  Resignation  angehalten  werde ; 
der  König  habe  in  diesem  Falle  nichts  dagegen,  wenn 
Clemens  August  zum  Cardinal  erhoben  würde ,  ja 
wollte  selbst  die  Kosten  davon  tragen.  Der  Erzbischof  von 
Posen  solle  auf  die  Erklärung  hin,  er  wolle  den  Landes- 
gesetzen nicht  zuwider  handeln,  binnen  vierzehn  Tagen  auf 
seinen  Sitz  zurückkehren  dürfen.  Der  Papst  bestand  da- 
gegen auf  einer  Rückkehr  des  Kölner  Erzbischofes,  den 
er  dann  nach  vierzehn  Tagen  abzuberufen  versprach;  er 
erinnerte  gleichzeitig  daran,  dass  die  Dotation  der  preussi- 
sehen  Episcopate  in  Grundstücken  geschehen  müsse.  Die 
Verhandlung  gelangte  zu  keinem  Resultate.  Namentlich 
war  französischer  Einfluss  gegen  Preussen  thätig. 
Doch  schreckte  die  von  Brühl  ausgesprochene  Drohung, 
dass  Preussen  in  den  kirchlichen  Fragen  fortan  mit  Eng- 
land gemeine  Sache  machen  wolle. 

Nach  kurzer  Zeit  kam  Brühl  indessen  nach  Rom  zu- 
rück. Er  sprach  die  Geneigtheit  seiner  Regierung  aus,  die 
Communication  der  preussischen  Katholiken  mit  dem  Papste 
frei  zu  geben,  gegen  welche  man  noch  einige  Jahre  vorher 
mit  so  grosser  Entschiedenheit  aufgetreten  war  *).  Es  wurde 
unter  dem  23./24.  September  1841.  durch  identische  Noten 
trotz  des  Widerstandes  der  zelantischen  Kardinäle  eine  Con- 
vention geschlossen,  welche  unter  anderem  auch  die  Kölner 
Irrung  dahin  erledigte,  dass  dem  Erzbischofe  ein  Coadjutor 
ernannt  wurde. 


')  Vgl.  hierfiber  die  TagebuchsaufzeichnungeD  in  BuDsen  aus 
seinen  Briefen  2.,  130.  ff.  Ich  ergänze  das  dort  Mitgetbeilte  aus  mir 
vorliegenden  Berichten  des  badischen  Geschäftsträgers  am  römischen 
Hole,  Maler. 

*)  Erlass  ?.  9.  April  183a  Ges. Samml.  S.  240. 
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So  kehrte  Martin  von  Dunin  nach  Posen  zurück, 
der  von  B  a  i  e  r  n  dringend  empfohlene  Bischof  G  e  i  s  s  e  1 
von  Speier  wurde  in  Köhi  Coadjutor  cum  jure  succe- 
dendiy  und  am  l.  Januar  1841.  erliess  die  Regierung  eine 
Ordre*),  welche  den  Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhle  frei  gab,  für  dogmatische  Erlasse  lediglich 
eine  Mittheilung  an  die  Staatsregierung  forderte ,  bei  allen 
anderen  aber,  falls  sie  auch  nur  mittelbar  den  Staat  und 
die  bürgerlichen  Verhältnisse  berührten,  die  Verkündigung 
und  Anwendung  von  der  vorgängigen  Zustimmung  der  welt- 
lichen Behörden  abhängig  machte. 

Wenn  aber  auch  diese  Bestimmung  in  das  staatliche 
Leben  um  so  weniger  tief  einschnitt  *),  je  geringere  Wirk- 
samkeit das  bisher  so  unbedingt  gehaudhabte  Placet  noch 
80  eben  in  der  Kölner  und  Posener  Frage  practisch  ge- 
äussert hatte,  so  war  eine  andere  Massregel  der  Regierung 
von  grösserer  Bedeutsamkeit.  Trotz  der  ungünstigen  Erfah- 
rungen, welche  die  Regierung  an  der  Amtsthätigkeit  des 
Qeheimenraths  Schmedding  gemacht  hatte ,  wurde  mit 
Nichtachtung  des  Grundsatzes :  Staatsbediente  müssen  von 
fremdem  Einflüsse,  er  komme  woher  er  wolle,  frei  bleiben 
und  ohngehindert  dem  gemeinen  Besten  blos  allein  nach- 
streben ^),  eine  katholische  Abtheilung  im  Cultusministerium 
eingerichtet  *) ,  welcher  auch  die  Wahrnehmung  der  staat- 
lichen Hoheitsrechte  übertragen  wurde. 

Zum  guten  Theil  auf  Rechnung  dieser  Behörde  ist  der 


')  Min.  Blatt  S    16.  f. 

')  Doch  wurde  durch  Gab. Ordre  v.  2i.  Dczemb.  1842.  (Min. 
Bl.  S.  417.)  das  unter  dem  24.  October  desselben  Jahres  fttr  die  Diöcese 
Breslau  ohne  Genehmigung  des  Staates  erlassene  Rundschreiben,  be- 
treffend die  gemischten  Ehen,  für  ungültig  erklärt. 

')  Worte  des  Kurfürsten  von  Köln  Maximilian  Franz,  als  er 
seine  Mitwirkung  zur  Wiedereinführung  der  Jesuiten  ablehnte,  bei 
Vogt  u.  Weitzel,  Rhein.  Arch.  f.  Gesch.  u.  Literat  10.,  25(3.  ff. 

»)  K.Ordre  v.  12.  Februar  1841.  Am  14.  Dez.  1852.  wurde  durch 
eine  Petition  katholischer  Laien  (unterzeichnet  u.  a.  vom  Herz,  von 
Ratibor,  welcher  jetzt  auch  nicht  mehr  als  kirchlich  correct  befunden 
wird)  die  Errichtung  eines  eigenen  katholischen  Cultus  Ministerii  ge- 
fordert; vgl.  dieselbe  im  Arch.  f.  kath.  KR.  N.  F.  9.,  93.  ff. 
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imgünstige  Verlauf,  den  die  preussischen  kirchlichen  Ver- 
hältnisse in  der  Folgezeit  genommen  haben,   zu   schreiben. 

Während  in  allen  deutschen  Staaten  die  katholischen 
staatlichen  Kirchenbehörden  in  Conflict  mit  dem  Episcopat 
und  den  kirchlichen  Forderungen  gerietben,  ist  dies  Schicksal 
der  katholischen  Abtheilung  des  preussischen  Cultusministe- 
riums  schon  deswegen  erspart  geblieben,  weil  sie  sich  be- 
ständig zur  Trägerin  und  Wortführcrin  der  curialistischen  Be- 
strebungen hergegeben  hat. 

Die  Verfassungsbestimmung  des  Jahi*es  1850.  ist  nicht 
ohne  hervorragenden  Einäuss  katholischer  Ministerialräthe 
zu  Stande  gekommen.  Ihre  Ausführung  fällt  zum  guten 
Theile  dieser  Behörde  zur  Last. 

4. 
Hannover. 

Auch  Hannover  beabsichtigte  mit  Rom  ein  Con- 
cordat  zu  schUessen,  welches  sich  über  alle  Kirchenfragen 
verbreiten  sollte  *). 

Schon  am  19.  Dezember  1815.  erklärte  ein  Gutachten 
des  Hofrath  B  1  u  h  m,  dass  man  durch  das  Concordat  sich 
die  Recursinstanz  in  Disciplinarsachen  wahren  müsse,  und 
der  bekannte  Kirchenhistoriker  Planck,  den  man  ebenfalls 
Seitens  der  Regierung  um  Feststellung  der  Qrundzüge  zu 
der  beabsichtigten  Vereinbarung  mit  der  römischen  Curie 
ersucht  hatte,  wollte  den  Consistorien  die  Befugniss  der 
Recursinstanz  zuertheilt  wissen.  Warum,  so  fragt  er  in 
seiner  Denkschrift,  darf  sich  eine  protestantische  Landes- 
regierung  nicht  eben  so  gut  als  jede  katholische  befugt  halten, 
s.  g.  Appellationes  ab  abusu  von  den  Erkenntnisseti  ein^r 
geistlichen  Instanz  anzunehmen,  und  ist  man  ihr  nicht  Dank- 
schuldig,  wenn  sie  für  solche  Appellationsfalle  eine  eigne 
ganz  katholische  Behörde  konstituirt?  *) 

Die  Regierung  ging  auf  die  ihr  gemachten  Vorschläge 
ein,   und  der  Entwurf  der  Instruction   für  den   nach  Rom 


')  Die  folgende  Darstellung  beruht  theilweise  auf  den  Akten  des 
ehemaligen  E.  Cultus-Ministerinms  in  Hannover. 
')  31.  Octob.  1816. 
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SU  sendenden  hannoTerischen  Gesandten  verlangte  im  §.  14. 
das  oberste  Landesgericht  als  zweite  geistliche  Instanz  an- 
erkannt zu  sehen^  fugte  aber  vorsichtig  hinzu :  Sollte  dieses 
Widerspruch  finden,  so  kann  nachgegeben  werden,  dass  in 
gewissen  eu  bestimmenden  Fällen,  die  Appellation  an  das 
K.  Ministerium  gehe,  welches  dafür  eine  aus  katholischen 
Bälhefi  bestehende  Commission  niedersetzt 

Dieser  Entwurf  wurde  indessen  noch  vor  seiner  defini- 
tiven Annahme  Lei  st  zur  Begutachtung  vorgelegt,  und 
dieser  empfahl  den  betreffenden  Paragraphen  dahin  zu 
fassen:  Die  Recurse  oder  appellationes  tamquam  ab  abusu 
gegen  die  Verfügungen  der  Kirchenvorsteher  gehen  unmittelbar 
an  das  K,  Ministerium. 

So  wurde  denn  auch  wirklich  der  §.  12.  der  Gesandt- 
•chaftsinstruction  gefasst  mit  dem  Vordersatze :  Diese  Autho- 
rOät  (d.  h.  des  Bischofs  und  Generalvicars)  beschränkt  sich 
auf  mere  spiritualia. 

Die  Note  des  Hannoverischen  Gesandten  von  O  m  pted  a 
V.  28.  Juni  1817.  berührte  diesen  Punkt  zuerst  ausführlich. 
Im  14.  Abschnitt  behandelte  sie  eingehend  den  recours  wegen 
Missbrauchs  der  geistlichen  Amtsgewalt. 

\,  n  y  aura  recours,  so  hiess  es  au  ministhre  de  S. 
M.  le  Boi  de  H.  dans  tous  les  cas  d'abus  de  la  part  de 
fSvique  ou  d'autres  personnes  ecclesiastiques, 

2.  II  y  aura  abus  eti  contreposant  les  bomes  du  pouvoir 
ecclesiastique ,  et  en  abusant  des  misures  contraires  aux 
his  et  regletnens  du  royaume^  qui  compremetteraietü  Vhon- 
neur  des  sujets,  troubleraient  arbitrairetnent  leur  conscience, 
deviendraient  oppressives  ou  injurieuses  et  donneraient 
seandcd  public. 

3.  Le  recours  competera  ä  toute  personne  interessee. 
Au  defaut  de  plainte  particüliere ,  le  recours  pourra  etre 
ezerce  d^office  par  Vautorite  civile, 

4.  Uaffaire  sera  suivie  et  definitivement  terminSe  dans 
la  voie  administrative,  ou  renvoyee  Selon  Vexigence  des  cas 
aux  autorites  competentes. 

Schon  am  2.  September  erfolgte  eine  ausführliche  Ant- 
wortsnote des  Cardinal-Staatssecretärs  C  0  n  s  a  1  v  i,  die  sich 
so  wie  gegenüber  den  übrigen  Propositionen  der  HannÖve- 
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rischen  Regierung  auch  in  Bezug  auf  den  Recursus  ad 
principem  durchaus  ablehnend  verhielt. 

...  Si  passano  sotto  silensio,  so  lautete  der  betreflFende 
Passus,  le  triste  scene  seguite  in  Francia  a  motivo  dei  detti 
appellij  e  della  condotta  dei  parlamenti:  si  riflettc  perb  che 
ben  si  conosce  essere  stata  un  tale  appello  unu  nuova  in- 
venziotie  di  qualche  politico  e  giureconsulto  per  eludere  la 
potestä  ecclesiastica ,  e  per  farla  indireitamente  cadere  nelle 
mani  dei  principi  e  deigiudici  laici,  Non  si  saprehhe  com- 
prefidere  come  nei  fogli  tnedesimi  nei  quali  ...  si  appella 
alV  antica  disciplina  della  chiesa,  e  si  mostra  un<x  certa 
predilejsiom  per  la  medesima ,  si  produca  poi  V appello  su- 
dettOj  e  si  voglia  adottare  il  ricorso  a  giudici  laici  dal  giu- 
dizio  ecclesiastico,  mentre  pii^  canoni  severamente  lo  vietano. 
Per  brevitä  nofi  si  citerä  che  il  X®  dei  C.  Milevitano  il 
quäle  dice:  Placuit  tU  quicunque  clericus  ab  imperatore  cog- 
nitionem  publicorum  iudiciorum  petierit  honore  proprio  pri- 
vetur.  L'abmo  che  si  pretende  o  si  teme  delV  autorita  eccle- 
siastica non  potrebbe  mai  giustificare  tale  appellasiioni,  poiche, 
ammesso  un  tal  principio,  chi  non  sente  quanto  giustamente 
si  potrebbe  ritorcere  Vargomento,  dicendo ,  siccome  V autorita 
civile  pub  abUrSare  ancor  essa  dei  suo  potere,  e  siccome 
Vautoritä  ecclesiastica  e  nei  suo  genere  egualmente  suprema 
che  Vautoritä  civile  nei  suo,  quindi  e  necessario  di  ammettere 
V appello  di  abuso  dai  tribunali  civili,  alla  ecclesiastica 
autorita. 

. . .  Un  tale  articolo  virebbe  a  vincolare  intieramente 
la  potestä  vescovile,  costringerebbe  i  Vescovi  a  tacere  in  tante 
occasioni,  in  cui  dovebbero  parlare,  e  gli  obbligherebbe  a 
soffrire  i  piü  grandi  abusi.  Facile  sarebbe  allegare  moltis- 
simi  esempjy  ma  per  ristringersi  ad  un  solo  si  sopponga 
che  un  cattolico  si  mariti  con  una  luterana  divoreiata  dal 
marito,  lo  che  le  leggi  dei  paese  permettono,  si  supponga 
altrest  che  il  tribunale  vescovile  proceda  coi  rimedj  canonici 
contro  il  sud^  cattolico,  che  gli  ricusi  i  sagramenti,  che  gli 
ordini  di  separarsi  da  un  tale  adulterino  commercio:  in  tal 
caso  si  goderä  subito  alV  abuso,  poiche  la  potestä  ecclesiastica 
biasima  con  cib  le  leggi  dei  paese ,  turba  le  coscenjse  ed 
attacca  Vonore  de'  sudditi;  in  conseguenza  ü  tribuncUe  laico 
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giudickerä  che  vi  e  delV  abuso  e  ordinerä  dlla  potestä  eccle- 
siastica,  di  rittrare  le  censure,  di  non  turbare  la  coscenea 
äi  quelli  che  sposano  delle  divoreiate,  e  di  non  ricusarli  i 
sagramenti.  —  Varticolo  inoltre  i  tanto  peggiore  quantochi 
si  vorrebbe  che  non  giä  per  parte  degV  interessati,  ma  per 
parte  deW  autoritä  civile  sHnterponga  Vappello, 

Die  Worte  des  Cardinals  waren  entschieden  genug, 
um  die  Regierung  von  der  Unmöglichkeit  zu  überzeugen, 
ihre  Forderung  durchzusetzen. 

Lei  st  rieth,  den  fraglichen  Punkt  bei  den  weiteren 
Verhandlungen  ganz  zu  übergehen  und  nachher  einseitige 
Gesetze  zu  erlassen. 

Die  hannoverische  Regierung  folgte,  und  die  Bulle 
Impensa  Romanorum  pontificum,  welche  als  Resultat  der 
achtjährigen  Unterhandlungen  am  20.  März  1824  als  landes- 
herrliches Gesetz  *)  publicirt  wurde,  begnügte  sich  über  die 
Circumscription  der  Diöcesen  Osnabrück  und  Hildes- 
heim Anordnung  zu  treffen,  und  für  die  Besetzung  der 
Bischofsstühle  sowie  der  Kapitularpfründen  Sorge  zu  tragen. 

In  allen  übrigen  Punkten  griffen  die  Bestimmungen 
des  Landesverfassungsgesetzes  v.  4.  September  1840.  *) 
Platz  —  welches  später  dann  durch  das  Gesetz  v.  5.  Sep- 
tember 1848.  einige  freilich  unwesentliche  Modificationen 
erfahren  hat '). 

Danach  gebührte  dem  Könige,  kraft  der  ihm  zu- 
stehenden Staatsgewalt,  das  Oberaufsichtsrecht  über  beide 
Landeskirchen,  und  die  Landesbischöfe  waren  ihm  auch 
bei  Ausübung  der  ihnen  zugestandenen  Kirchengewalt,  die 
sich  in  der  Anordnung  geistlicher  Angelegenheiten  bethä- 
tigen  sollte,  unterworfen  *). 


»)  Ges.Samml.  Abth.  1.  S.  87. 

')  bei  Zacbariae,  die  deutsch.  Yerfassungsges.  d.  Gegenwart 
(GöttiDgen  1B55.)  209.  ff. 

^cbendas  S.  236.  ff.  Gerade  deswegen  halten  wir  es  für  ge- 
ratheo,  den  Faden  der  historischen  Darstellung  nicht  zu.  zerreisseni 
und  die  hannoversche  Rechtsent Wickelung  nach  d.  J.  1848.  hier  gleich- 
falls zu  behandeln. 

*)  vgl.  Frieaberg,  die  evangel.  u.  kathol.  Kirche  der  neu  ein- 
verleibten Länder  (Halle  1867.)  78.  ff. 

B.  Friedberg,  D.  Missbr.  d.  gelsU.  Amtagewalt  23  J 
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Das  erst  i.  J.  1848.  gemilderte  Placet  *)  und  der  Re- 
cursus  ab  abusu  waren  Consequenzen  dieses  Prineipes. 

Beschwerden  über  Missbrauch  der  Kircheiigewalt ,  so 
lautete  §.71.  des  Landesverfassungagesetzes  v.  6.  August 
1840.,  können  amh  bis  an  den  König  gebracht  werdeti, 
welcher  nach  Anhörung  des  StaatsraOies  darüber  entscJieiden 
wird. 

Sind  diese  BescJiwerden  von  der  Beschaffenheit,  dass 
sie  Verfassung s^nässig  an  die  Kirclien  -  Oberen  gelangen 
kannefif  so  sind  sie  eunächst  an  diese  und  erst  alsdann, 
wenn  hier  Iceine  Abhülfe  erfolgt,  an  die  weltliche  Regierungs- 
behörde und  zuletzt  an  de^i  König  zu  bringen. 

Erst  das  Gesetz  v.  5.  September  1848.  gab  für  den 
ersten  Absatz  die  mildere  Fassung :  Beschwerden  über  Miss- 
brauch der  Kirdiengeivalt  können  zur  Entscheidung  auch  bis 
an  den  König  gebracht  werden. 

Ob  diese  Bestimmungen  jemals  in  Hannover  prak- 
tisch geworden  sind,  vermag  ich  nicht  anzugeben;  indessen 
ist  es  kaum  zu  vermuthen,  da  einmal  die  hannoverische 
Regierung  es  der  kathoh'schen  Kirche  gegenüber  nur  zu 
sehr  an  einem  thatkräftigen  Festhalten  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen fehlen  liess  ^)^  und  da  anderseits  der  ganze 
Charakter  der  staatskirchenrechtlichen  Gesetze  den  geistlichen 

M  Vorher  bedarf ten  alle  allgemeine  AnordnungeD  den  katholischen 
Eirchenbehördcn ,  welche  nicht  rein  geistliche  Gegenstände  betrafen, 
Yor  ihrer  Veröffentlichung  und  Vollziehung  der  ausdrflcklichen  könig- 
lichen Genehmigung,  während  die  auf  reine  Glaubens-,  kirchliche  Lehr- 
und  Disciplinarsachen  bezüglichen  der  staatlichen  Behörde  wenigstens 
zur  Kenntnissnahme  vorgelegt  werden  mussten.  Derselbe  Grundsatz 
galt  für  die  vom  päpstlichen  Stuhl  oder  von  auswärtigen  Eirchcnver- 
Sammlungen  an  die  gesammte  katholische  Kirche  Hannovers,  so  wie 
an  einzelne  Gemeinden  und  Personen  gerichteten  Erlasse,  wobei  nur 
für  Communicationen  in  Gewissenssachen  einzelner  Personen  eine  Aus- 
nahme eintrat.  Seit  1848.  wurden  die  amtlichen  Mittheilangen  an  den 
päpstlichen  Stuhl  und  auswärtige  Eirchen Versammlungen  von  dieser 
Controle  befreit. 

')  Als  bei  den  Würzburger  Conferenzen  Domcapitular  AI  zog  die 
>engherzigen€  Hannoverischen  Bestimmungen  über  das  Placet  referirte, 
erklärte  Bischof  Lüpke  von  Osnabrück,  er  habe  sich  nie  nach  den- 
selben gerichtet,  und  nie  das  Placet  für  einen  Hirtenbrief  nachgesucht, 
Arch.  f.  kath.  EH.  N.  P\  15.,  lill. 
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Amtamissbräachen  nur  einen  geringen  Spielraum  gewährte. 
Wenigstens  war  für  die  Entlassung  von  Pfarrern  und  Geist- 
lichen im  Disciplinarwcgc  die  Bestätigung  des  zuständigen 
Departementsministers  oder  des  Königs  erforderlich,  und 
öberall  wurde  beim  Disciplinarverfahren  staatlicher  Seits 
darauf  gesehen,  dass  eine  gehörige  Untersuchung  angestellt, 
und  die  noth wendige  Vertheidigung  gewährt  worden  sei. 

Eine  eigene  kirchliche  Gerichtsbarkeit  existirte  gar  nicht, 
sondern  landesherrliche,  aus  geistlichen  und  weltlichen  Mit- 
gliedern bestehende  Consistorien  8j)rachen  Recht  *),  bis  ihre 
Competenz  durch  das  Gesetz  v.  12.  Juli  1848.')  fast  ganz 
aufgehoben  und  nach  Einführung  der  Civilprozessordnung 
V.  8,  November  1850.  ')  auf  die  einstweilige  Handhabung 
der  Ehe  Jurisdiction  beschränkt  wurde. 

Auch  diese  letztere  aber  ist  inzwischen  von  der  Preus- 
sischen  Regierung  beseitigt  worden,  während  freilich  auch 
die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen  den  Normen  der 
Preussischen  Verfassuugsurkunde  gewichen  sind. 

5. 
Die  Staaten  der  oberrheinischen  KirchenproTinz. 

Die  heute  zur  oberrheinischen  Kirchenproviuz  gehörigen 
Staaten  wurden  durch  die  Erwerbungen  des  Jahres  1803. 
auch  reichlich  mit  katholischen  Unterthanen  bedacht  *).  Sie 
mussten,  während  sie  bisher  sich  auf  untergeordnete  Be- 
stimmungen der  Kirche  gegenüber  beschränkt  hatten,  jetzt 
principiell  ihr  Verhältniss  zu  derselben  regeln. 

Sie  thaten  das  im  Geiste  der  Toleranz  *) ,  welche  die 
bürgerlichen    Rechte    von    dem   Glaubensbekenntniss    unab-  / 


^)  Spangenberg  in  Lippert,  Aunal.  d.  kath.,  prot  u.  jfld. 
Kirchenr.  (Frankf.  1-31—4.)  Heft  3.  S.  41.  13. 

•)  Ges.  Samml.  Abth.  1.  S.  189. 

')Leonhardt,  die  bürgerl.  Processordn.  (Hannover  1861.)  S. 
458.  f. 

*)  Vgl.  betreffs  Württemberg:  Garns  a.  a.  0.  1.,  405.  ff.;  be- 
treffs Baden:  eben  das.  1.,  429.  ff. 

*)  Vgl.  Württemberg.  Verordn.  v.  15.  Octob.  1806.  bei 
Winkopp,  Rhein.  Bund  1.,  877.  Badisches  Ed.  y.  11.  Febr.  1803. 
Gonstitut.  Edict.  t.  14.  Mai  1807.  ebendas.  S.,  268.  ff.  Or- 
ganisat  d.  Stadt  Frankf.  y.  10.  Octob.  1806.  ebendas.  1.,  354. 
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hängig  wissen  will,  und  mit  voll  ausgesprochenen  josephi- 
niBchen  Grundsätzen.  Ebenso  wie  in  Württemberg 
Werkmeister,  so  waren  in  Baden  Burg  und  Wes- 
senberg,  in  Nassau  Koch  und  andere  thätig,  um  die 
Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  dem  österreichischen 
Vorbilde  anzupassen  ^). 

In  Württemberg  wurde  schon  im  Jahre  1806.  ein 
geistlicher  Rath  begründet  je^ur  Besorgung  und  Wahrung 
der  Sauveränetätsrechtey  in  Baden  *)  1803.  in  Bruchsal 
eine  katholische  Kirchenkommission  eingesetzt,  an  deren 
Stelle  1809.  das  katholische  Kirchendepartement  und  1812. 
die  katholische  Kirchensection  im  Ministerium  des  Innern 
trat:  Jede  folgende  Behörde  immer  stricter  die  Gedanken 
der  staatlichen  Omnipotenz  zum  Ausdrucke  bringend. 

Uebrigens  beabsichtigte  sowohl  die  Württember- 
gische wie  die  B  a  d  i  s  c  h  e  Regierung  den  Abschluss 
eines  Concordates  mit  Rom,  welches  die  staatskirchlichen 
Tendenzen  zur  festen  Geltung  bringen  ')  und  ebenso  das 
Placet  wie  den  recursus  ad  principem  normiren  sollte  *). 

^]  Vgl.  über  dieselben  Longner,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  oberrh. 
Eirchenprovinz  (Tübingen  1863.)  291.  ff.  284.  ff.,  auch  Brflck,  Ratio- 
nalistische Bestrebungen  21.  ff. 

s)  Vgl.  Bader,  die  kathol.  Kirche  im  Orossherzogth.  Baden  (Frei- 
burg i.  B.  1860.)  2.  ff. 

')  Auch  Dalbergs  Einfluss  sollte  durch  das  Concordat  gebrochen 
werden.  Ein  geheimer  Art.  d.  Württemberg.  Entwurfes  traf  dahin 
zielende  Festsetzungen,  Akten  d.  K.  Galt  Min.  in  Stuttgart. 

*)  Das  Concordatsproject  enthielt  folgenden  Passus,  den  nachher  der 
päpstliche  Nuntius  als  unannehmbar  bezeichnete,  und  auf  welchen  die 
Würtembergische  Regierung  dann  verzichtete:  >il  y  aura  recours  k 
notre  minist^re  d'^tat  dans  tous  les  cas  d'abus  de  la  part  des  ^vSques : 
et  autres  personnes  eccl^siastiques.  —  Les  cas  d'abus  sont:  L'usur- 
pation  ou  l'exc^s  du  pouvoir  eccl^siastique ;  la  contravention  aux  lois 
de  r^tat;  l'exclusion  absolue  des  ordres  majeurs  donn^e  aux  candidats 
de  l'^tat  eccl^siastique,  ou  celle  des  bön^fices  donnee  aux  eccl^iastiques 
actuels  Sans  raison  süffisante;  le  reproche  d'h^r^sie  malfonde  fait  aux 
personnes  ou  aux  Berits;  et  en  g^n^ral  tout  proc6d4  dans  l'exercice  da 
calte  qui  peut  compromettre  l'honneur  des  citoyens,  troubler  arbitrai- 
rement  leur  conscience,  ou  d^g^n^rer  contre  eux  en  oppression,  en 
injare  oa  en  scandale  public,  art.  18.:  Les  dvöques  pourront  corriger 
et  panir  par  les  censures  et  autres  peines  canoniqnes  qu'ils  croiront 
convenables  les  eccl^siastiques  coupables.  Cependant  lorsque  la  peino 
passera  une  Suspension  pour  un  an  oa  qa'il  est  qaestion  de  destitutioD, 
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In  der  That  wurden  auch  in  Stuttgart  mit  dem 
päpstlichen  Nuntius  Della  Genga  Verhandlungen  ge- 
pflogen, die  jedoch  y  als  ihr  Abschluss  in  naher  Aussicht 
stand  durch  den  brüsken  Befehl  Napoleons,  welcher 
die  kirchlichen  Verhältnisse  Deutschlands  wie  die  politischen 
zu  regeln  beabsichtigte,    ein  plötzliches  Ende  erreichten  *). 

In  Baden  kam  man  gar  nicht  über  das  Stadium  der 
Vorbereitungen  hinaus  '),  und  auch  die  späteren  Bemühungen 
Württembergs,  mit  dem  Papste  in  directe  Verhand- 
lung zu  treten,  waren  erfolglos  '). 

So  versuchte  denn  jedes  der  rheinischen  Länder  selbst- 
ständig die  kirchlichen  Verhältnisse  zu  regeln  *).  Ueberall, 
in  Württemberg*)  wie  in  Baden®),  in  Nassau^) 

ies  ^vdqoes  sont  Obligos,  apr^s  que  Finformation  sera  finie,  et  la  sen- 
tence  port^,  de  Nous  envoyer  les  actes  d'inquisition  et  leur  sentence 
et  d'attendre  notre  confirmation  (Placetum).  La  mSme  chose  doit  s'ob- 
server  l'orsqu'on  voudra  excommunier  un  lalque  ou  lui  refuser  publi- 
quement  les  sacrtoents.t  Mejer,  die  Concordatsverhandl.  Wdrttem- 
bergs  Y.  J.  1807.  (Stuttgart  1869.)  36.  f. 

^)  Das  erklärt  ein  Schreiben  Pius  YII.  an  den  König  von  Würt- 
temberg d.  d.  30.  Januar  1808.  ganz  ausdrOcklich ,  Akt.  d.  König]. 
Knlt  Minist,  in  Stuttgart.  Vgl.  auch  die  citirte  Schrift  von  Mej er. 

')  Man  beabsichtigte  die  >hieBige  Kirchen -Constitution,  die  dem 
Vernehmen  nach  selbst  in  Rom  für  billig  erachtet  worden  seyn  soll, 
durchaus  aufrecht  zu  erhaltent ,  Denkschr.  d.  Regier,  an  d. 
Grossherz.  Gesandten  in  Paris  d.  d.  2.  Januar  1808.  A kt. 
d.  Minist,  d.  auswärt.  Angelegen h.  in  Karlsruhe. 

')  Der  geistliche  Rath  Keller  wurde  nach  Rom  gesendet  und 
später  an  die  französische  Regierung  die  vergebljche  Forderung  ge- 
richtet, eine  Kommunication  mit  dem  in  Sayona  gefangen  gehaltenen 
Papste  zu  gestatten ,  Akt.   d.  K.  C.u  1 1. M i n i s t.  in  Stuttgart. 

♦)  Vgl.  für  H  e  8  s  e  n  :  Ges.  v.  11.  April  1807.  §.  40.  bei  W  i  n- 
kopp  a.  a.  0.  4.,  71.  v.  1.  Dezemb.  1807.  §.  36.  eben  das.  226.; 
und  siehe  unten  S.  359.  Anmkg.  2. 

')  Vgl.  den  Erlass  der  Ober-Landesregier.  zu  Ellwangen  v.  11. 
Juni  1803.  bei  Lang,  Samml.  Württ.  kath.  Kirchenges.  (Tübingen  1836.) 
34.  und  weitere  Verordn.  ebendas.  77.  117.  169.  107.  Verf.ürk. 
▼.  25.  Sept.  1819.  §.  71.:  »Die  Anordnungen  in  Betreff  der  inneren 
kirchlichen  Angelegenheiten  bleiben  der  yerfassungsmässigen  Autonomie 
einer  jeden  Kirche  überlassen.  §.  72.  Dem  Könige  gebührt  das  oberst- 
hoheitliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  über  die  Kirchen.  Vermöge 
desselben  können  die  Verordnungen  der  Kirchengewalt  ohne  vorgän- 
gige Einsicht  und  Genehmigung  des  Staatsoberhauptes  weder  verkündet 
noch  vollzogen  werden.« 


A 


i 
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und  Darmstadt  *)  wurde  das  staatliche  Placet  den  kirch- 
lichen Bestimmungen  gegenüber  gehandhabt,  überall  der 
recursus  ad  principera  *)  für  zulässig  erklärt ,   in    allen   ein- 

•)  Vgl.  Constitutions-Edict.  v.  14.  Mai  1807.  Art.  U. 
bei  W  i  n  k  0  p  p  a.  a.  0.  3.,  267. 

7)  Ed.  V.  81.  Augast  1803.  Vgl.  die  Mittheilangen  bei  Brück 
d.  oberrbein.  Kirchenprovinz  (Mainz  1868.)  6.  f. 

>;  Verf. ü.  T.  17.  Dez.  1820  §  40.:  »Verordnungen  der  Kirchen- 
gewalt können  ohne  Torgängige  Einsicht  und  Genehmigung  des  Gross- 
herzogs weder  verkOndet  noch  vollzogen  werden. c  —  §g.  4.  6.  cit. 

')  In  Württemberg  bestimmte  das  Organisationsed.  von 
1803.:  »Die  geistl.  Gerichtsbarkeit  und  kirchl.  Administration  betreffend, 
so  bleibt  es  in  Absicht  der  kath.  Lande  insofern  bei  der  bisherigen 
EpiscopaljurisdictioD,  als  die  Fälle  auf  blus  geistliche  Gegenstände  Be- 
zug haben.  Die  Ehedispcnsations-  u.  andere  nicht  blos  geistliche  An- 
gelegenheiten aber  wird  das  Ordinariat  mit  dem  I.  Senat  der  Oberlandes- 
regierung communiziren  und  dürfen  bis  und  wann  in  Absicht  einer 
eigenen  Landeshierarcbie  neue  Vorkehrungen  werden  getrofflen  werden 
können,  keine  Verfügungen,  Abstrafungen,  Amtsentsetzungen  ohne 
dessen  Cognition  stattfinden. c 

Daran  iinderte  das  oben  erwähnte  Organisations- Manifest  v.  18. 
März  1800.  nichts.  Als  i.  J.  1816.  das  an  die  Stelle  des  auswärtigen  Or- 
dinariats getretene  General  -  Vicariat  El  Iwangen  aus  Anlass  eines 
Spezialfalles,  in  welchem  es  sich  um  ein  Disciplinar- Verfahren  gegen 
einen  katholischen  Geistlichen  handelte,  höchsten  Orts  über  unbefugte 
Eingriffe  des  katholischen  geistlichen  Raths  in  seine  Amtsbefugnisse 
Beschwerde  führte,  Hess  der  König  am  6.  Juni  1818.  dem  Cultminister 
zu  erkennen  geben  :  »dass  er  keine  weitläufige  Abhandlungen  und  Ver- 
theidigungen  erwarte  und  als  Princip,  wonach  sich  simpliciter  zu  ach- 
ten, angenommen  werden  solle,  dass  man  der  wohlbegründeten  Autori- 
tät des  Bischofes  nichts  in  Weg  legen  und  seine  Verfügungen  nach 
deren  geschehener  Anzeige  gelten  lassen  solle  um  so  mehr  als  in  der- 
gleichen Fällen,  wie  den  vorliegenden,  nach  der  Natur  des  Gegenstan- 
des keine  öffentliche  Cognition  stattfinden  könne,  und  die  Entscheidung 
nur  der  pönitencerie  zukommen  könne,  auch  erst  dann,  wenn  der  Ge- 
strafte Klage  führe,  das  weltliche  Richteramt  eingreife.  Die  Verfah- 
mngsweise  des  General- Vikariates  sei  für  den  vorliegenden  Fall  zu  ge- 
nehmigen und  ihm  nur  für  die  Zukunft  zu  erkennen  zu  geben  ,  dass 
man  es  auf  sein  Gewissen  und  seine  Verantwortung  vor  Gott  lege, 
keinen  Missbranch  in  der  Verwaltung  des  Bussrichteramtes  statt- 
zugeben, sondern  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  nach  den  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit  ebensowohl  als  einer  weissen  Mässigung  nach  den 
Vorschriften  der  Kirche  zu  verwalten.  In  diesem  Sinne  erwarte  man 
den  zu  erstattenden  Bericht. 

Auf  den  hienach  vom  Cnltus-Ministerium  erstatteten  Bericht  er- 
folgte unter  dem  8.  Juni  1816.  das  Rescript:  »das«  es  hinsichtlich  der 
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zelnen  Pankten  das  staatskirchliche  System  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  verwirklicht  ^),  und  in  einigen  Ländern  auch 
provisorisch  eine  die  kirchliche  Verwaltung  ermöglichende 
Organisation  von  Staatswegen  getroflfen  *). 

TCO  dem  General- Yicariat  £  11  w  a  n  g  e  u  geführten  Beschwerde  bei 
den  bereits  gegebenen  Entscheidungen  sein  Bewenden  habe.  Es  müsse 
dem  die  bischöflichen  Rechte  ausübenden  Vicare  unbenommen  bleiben 
die  Polizei-  and  geistlichen  Rechte  über  seine  untergebenen  Pfarrer 
and  Vicare  zu  exerciren  nnd  in  diesem  Falle  diejenigen  Entlassungen 
ottd  Yersetznngen  zu  treffen ,  die  er  zur  Erhaltung  der  Ordnung  Iflr 
nöthig  erachte ,  und  nur  dann ,  wenn  einer  der  dadurch  zur  Strafe 
Gezogenen  klage,  trete  die  nöthige  Untersuchung  ein,  wo  sofort  auch 

—  jedoch  mit  aller  dem  bischöflichen  Ansehen  schuldigen  Rücksicht 
auf  diese  Untersuchung  gedrungen  werden  müsse.«  —  Das  Ministerium 
hatte  die  beiden  königlichen  Eröffnungen  bereits  dem  Director  des 
geistlichen  Rathes  mitgetheilt,  als  in  derselben  Angelegenheit  am  22. 
Joli  1816. ^as  weitere  Rescript  erfolgte:  >S.  Maj.  wollen  die  Ton  dem 
Minister  erstatteten  Anträge  insofern  genehmigt  haben ,  als  dadurch 
die  Rechte  und  sittliche  Oberaufsicht  des  GeneraWicariates  EI  Iwan- 
gen auf  keinerlei  Weise  eingegriffen  noch  geschmälert  werden, 
indem  in  dergleichen  Fällen  der  weltliche  Arm  nur  da  eingreife,  wo 
Ton  einem  öffentlichen  Verbrechen  oder  einem  Ton  Seiten  der  geistlichen 
Behörde  ergangenen  Ansuchen  die  Rede  sei,  wonach  also  der  Cult- 
Minister  sich  zu  achten  und  das  weitere  zu  verfügen  habe.«  Akt.  d. 
k.  Cult-Minist.  in  Stuttgart. 

In  Baden  bestimmte  das  cit.  0  r  g  a  n  i  s  a  t.  •  E  d.  v.  1807.  Art  II.: 
»Für  die  Deilung  ihrer  Glieder  zu  einem  blos  inneren  oder  sittlichen 
Zweck  in  gleichem  zu  einem  zunächst  nur  äusserlichen  und  kirchlichen 

—  der  aber  wegen  der  Beziehung  auf  das  Individuum  mit  jenem  eng 
verbunden  —  daher  ihr  vom  Staat  zugelassen  wäre,  kann  jede  Kirche 
Unterricht,  Warnung,  Zuspruch,  Ausschliessung  von  der  Eirchenge- 
meinschaft  anwenden,  ohne  dazu  einer  besonderen  Staatsbewilligung 
zu  bedürfen.  Keinem  ihrer  kirchlichen  Zwangsmittel  kann  aber  irgend 
ein  Einfluss  auf  das  gesellschaftliche  Leben  und  die  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse im  Staat  gegönnt  werden,  so  lang  deren  Anwendung  für  den 
einzelnen  Fall  mit  besonderer  Staatsgenehmigung  nicht  versehen  ist^ 
welche,  wenn  sie  erfolgt,  zugleich  ausdrücken  kann  und  soll,  welche 
Staatsfolgen  auf  den  Ungehorsamsfall  etwa  damit  verbunden  werden 
sollen.  Einzelne  Kirchenbeamte,  soweit  sie  zugleich  Staatsbeamte  für 
die  Sittenpolizei  sind,  können  auch  geringere  weltliche  Zwangsmittel 
zn  ihrer  Disposition  haben,  hängen  aber  alsdann  in  deren  Anwendung 
ganz  von  der  Leitung  der  Oberpolizeigewalt  des  Staats  ab«.  Bezüglich 
der  übrigen  Staaten  siehe  weiter  unten  S.  378.  ff. 

*j  Vgl.  auch  Garns  a.  a.  0.  1.,  411.  ff. 

')  Vgl.  Brück  a.  a.  0.    Lougner  a.  a.  0. 
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Von  grösserer  Tragweite  war  allein  der  in  diese  Pe- 
riode fallende  Confliet  der  badischen  Regierung  mit 
der  römischen  Curie  *). 

Schon  i.  J.  1814.  hatte  der  Fürstprimas  von  Dalberg 
den  Freiherrn  von  Wessenberg  zu  seinem  Coad jutor 
für  das  jetzt  dem  badischen  Territorium  einverleibte  Bis- 
thum  Constanz  ernannt.  Er  hatte  davon  die  amtliche 
Anzeige  nach  Karlsruhe  gemacht  und  bei  dem  Gross- 
herzoge Karl,  welcher  die  Ernennung  zu  dem  bischöflichen 
Stuhle  als  ein  ihm  unzweifelhaft  zustehendes  Hoheitsrecht 
auffasste  '),  die  Gewährung  seines  Gesuches  gefunden. 

Auch  nach  Rom  war  die  pflichtmässige  Anzeige  ge- 
richtet,  aber  keinerlei  Antwort   gewürdigt  worden. 

Erst  als  am  10.  Februar  1817.  Dalberg  gestorben 
war,  und  das  Domkapitel  wieder  mit  Genehmigung  der 
Regierung  Wessenberg  zum  Bisthumsverweser  erwählt 
hatte,  erfolgte  ein  an  das  Kapitel  gerichtetes  Breve  v.  15. 
März  •),  welches  im  herben  Ton  die  getroflfene  Wahl  rügte 
und  verwarf. 

Der  Grossherzoglichen  Regierung  war  keinerlei  offfcielle 
Mittheilung  von  Rom  aus  gemacht  worden;  sie  traf  ent- 
schiedene Massregeln ;  sie  versagte  dem  päpstlichen  Erlasse 
jede  rechtliche  Wirksamkeit.  Die  geistliche  Obergewalt,  so 
begründete  die  Regierung  in  der  Folgezeit  ihren  Schritt  *), 
80  wefiig  als  irgend  eine  weltliche  darf  nie  ungehört  ver- 
dammen —  nie  ohne  Sachkunde  aburtheilen. . .  Wohin  sollte 
68  mit  der  Kirche,  mit  der  Freyheit  der  deutschen  Nation, 
mit  der  Würde  ihrer  Regierungen,  mit  Ehre  und  Sicherheit 
ihrer  eineeinen  Bürger  kommen,  wenn  aus  dem  fernen  Born 
ein  VerwerfmigS'Machtspruch  genügte^  um  Bege^itetihand- 
lungen  zur  Ohnmacht  zu  zwingen  und  das  ganze  bürgerlicJie 


»)  Vgl.  Beck,  Wessenberg  274.  ff. 

')Denk8chr.  ober  das  Verfahren  des  römischen 
Hofes  bey  der  Ernennung  d.  General. -Vi  k.  Fr  h.  ?.  Wes- 
senberg zum  Nachfolger  im  Bth.  Constanz  (Carlsrahe 
1818.)  U. 

')  Denkschr.  a.  a.  0.  2. 

^)  e  b  e  n  d  a  8.  IV. 
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Daseyn  der  Besten  im  Volke  —  der  Ersten  in  seiner  Kirche 
Bu  untergraben? 

Man  wollte  in  Baden  nicht  von  der  Linie  des  Regenten" 
rtdites  zurücktreten,  welche  die  trefflichsten  und  in  ihrer 
geeiemetiden  Verehrung  für  das  Haupt  der  Kirche  unwandel- 
harsten  Begierungen  längst  standhaft  gezogen  und  vertheidigt 
haben.  Oder  sollte  man,  wie  ehemals  im  Mittelalter  den 
Deutschen,  deren  Land  man  einst  vorzugsweise  in  Rom 
das  Land  des  Gehorsams  (terram  obedientiae)  nannte,  we- 
niger Rechte  gestatten  wollen,  als  den  Völkern  und  Fürsten 
anderer  Zungen? 

Das  Constanzer  Capitel  machte  in  R  0  m  von  dem 
Vorgehen  der  Regierung  unter  Rechtfertigung  seiner  eigenen 
Schritte  Anzeige,  und  man  lenkte  dort  ein. 

Der  Schweizerische  Nuntius  erschien  persönlich 
in  Karlsruhe,  um  dem  Grossherzoge  ein  päpstliches  Breve, 
welches  ihn  den  römischen  Massnahmen  geneigt  stimmen 
sollte,  zu  überreichen.  Aber  man  verhielt  sich  ihm  gegen- 
über kühl  ablehnend,  und  das  Antwortsschreiben  des  Gross- 
herzogs *)  protestirte  nieht  nur  energisch  gegen  die  von 
Rom  versuchte  Unterstellung  der  Constanzer  Diöcese 
anter  die  L  u  z  e  r  n  e  r  Nuntiatur ,  sondern  erklärte  auch, 
dass  die  provisorische  Verwaltung  des  Bisthums  in  den 
Händen  Wessenbergs  verbleiben  werde,  bis  derselbe 
im  rechtmässigen  Verfahren  verurtheilt-sei. 

Und  bei  diesem  Vorsatze  blieb  die  Regierung  auch 
bestehen,  naclulem  Wessenbergs  Versuch ,  seine  An- 
gelegenheit persönlich  in  Rom  zum  Ziele  zu  fuhren,  ge- 
scheitert war.  Sie  brachte  die  ganze  Frage  zur  Kenntniss 
des  Publikums  und  des  deutschen  Bundes ,  bis  die  Errich- 
tung des  Erzbisthums  F  r  e  i  b  u  r  g ,  die  in  Karlsruhe 
freilich  schon  seit  dem  Regierungsantritt  des  Grossherzogs 
Ludwig   erwünschte  Gelegenheit  bot  *),   auf  Kosten   des 


^)  e  b  e  D  d  a  s.  5. 

')  Am  20.  Februar  1822.  befahl  der  König  von  Württemberg, 
WcBsenberg  zu  fragen,  ob  er  das  ßisthum  Rottenbarg  annehmen 
wolle.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  Jaumann  nach  Carlsruhe  ge- 
schickt, obgleich  man  vermuthete,  —  und  allerdings  auch  wfirttember- 
gischer  Seits  nicht  wünschte  — ,  dass  Wessenberg  Erzbischof  von 
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patriotischen,  für  die  Reform  seiner  Kirche  innig  strebsamen, 
und  darum  den  damaligen  und  heutigen  Ultramontanen 
überaus  verhassten  Mannes  zum  Frieden  mit  Rom  zu  ge- 
langen. 

Nachdem  Fürst  Metternich  schon  im  November 
1816.  die  einzelnen  süddeutschen  Staatsregierungen  auf- 
gefordert hatte,  zur  Regelung  der  kirchlichen  Angelegen- 
heiten eine  Conferenz  zu  beschicken,  trat  dieselbe  am  24. 
März  1818.  zu  Frankfurt  unter  dem  Vorsitze  des  Würt- 
tembergischen  Ministers  von  Wangenheim  zu- 
sammen *). 

Die  Tendenz  der  Regierungen  war  dahin  gerichtet, 
über  die  gesammten  kirchlichen  Verhältnisse  mit  der  römi- 
schen Curie  ein  vertragsmässiges  Abkommen  zu  treffen. 

Zu  diesem  Zwecke  hatte  die  Württembergische 
Regierung  Allgemeine  Grundsätze^  nach  welchen  in  deutschen 
Staaten  ein  Concordat  abeuschliessen  wäre,  ausarbeiten  lassen, 
welche  mit  Erläuterungen  des  Württem  bergischen  Qe- 
heimenraths  versehen,  den  deutschen  Höfen  übermittelt 
wurden,  und  den  Gegenstand  eingehender  Berathungen  vom 

Freiburg  werden  sollte.  Wessenberg  legte  Jaumann  seinen  Schrift- 
wechsel mit  der  badischen  Regierung  vor.  Danach  rQhmte  sie  ihn, 
legte  ihm  aber  nahe,  der  bestehenden  Verhältnisse  wegen  die  erz- 
bischöiliche  Würde  abzalehnen,  ohne  ihm  diese  selbst  anzubieten,  da 
eine  hierauf  bezügliche  Phrase  Tom  Grossherzoge  selbst  gestrichen 
wurde.  Wessenberg  nahm  indessen  an,  da  er  dies  seinen  Anhängern 
schuldig  zu  sein  glaubte,  schrieb  aber  zum  Schluss  seines  an  die  ba- 
dische Regierung  gerichteten  Schreibens,  er  opfere  gern  die  Person  der 
Sache.  Daran  anknüpfend  ernannte  die  Regierung  W  a  n  k  e  r  zum 
firzbischof,  ohne  Wessenberg  auch  nur  eine  Silbe  zu  erwidern.  — 
Bezüglich  des  Bisthums  Rottenburg  schrieb  Wessenberg  nach 
Tielen  Zweifeln  an  Consalvi  und  betraute  den  niederländischen  Ge- 
sandten Rein  hol  d  mit  der  Führung  seiner  Angelegenheit.  Allein 
der  Papst  lehnte  ihn  al).  Akten  d.  König  1.  Gült  Minister, 
in  Stuttgart. 

*)  Die  neuesten  Darstellungen  dieser  Verhandlungen  bei  Longner, 
Beitr.  z.  Gesch.  d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  (Tübingen  18'i3.)  und 
Brück,  die  Oberrhein.  Kirchenprovinz  (Mainz  1868.)  leiden  namentlich 
an  tendenziöser  Färbung;  eine  ausführlichere,  quellenmässige  Erzählung 
werde  ich  demnächst  in  meinem  Buche  »das  Recht  der  Bischofs- 
wahlen« geben,  freilich  mit  directer  Betonung  dieser  Materie. 
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24.  März  bis  20.  April  und  17.  Juli  bis  14.  October  auf 
den  Frankfurter  Conferenzen  ausmachten  *). 

Das  Ergebniss  waren  einmal  GrundbestimmunycM  für 
ein  organisches  Staatsicirchengesete,  welches  nach  Abschlusa 
der  Concordats Verhandlungen  in  den  einzelnen  Ländern 
publicirt  werden  sollte,  und  seine  Interpretation  in  den 
Protocollen  der  Conferenz  und  den  Grundzügefi  eu  einer 
künftigen  Vereinbarung  über  die  Verhältnisse  der  katholi- 
schen Kirche  in  teutscltcn  Bundesstaaten  *)  —  diese  waren 
von  der  Versammlung  aus  jenen  oben  erwähnten  Grund- 
säiäfen  formulirt  worden  —  zu  finden  hätte.  Dann  eine 
Declaratio  *) ,  welche  wesentliche  den  Grundzügen  entnom- 
mene Punkte  enthielt,  und  durch  eine  Gesandtschaft  dem 
Papste  zur  Kenntnissnahme  und  Zustimmung  übergeben 
werden  sollte. 

In  einem  Staatsvertrage  v.  7.  October  1818.  verpflich- 
teten sich  die  berathcnden  Staaten  —  Württemberg, 
Baden,  Churhessen,  Hessen  >  Darmstadt, 
Nassau,  Frankfurt,  Mecklenburg-Schwerin, 
Sachsen-  Gotha  und  Altenburg,  Sachsen- 
Hildburghausen  und  Sachsen-Coburg-Saal- 
felrl,  Holstein-Oldenburg,  Waldeck,  Pyr- 
mont, Lübeck  und  Bremen  —  die  Kosten  der  nach 
Rom  zu  entsendenden  (Gesandtschaft  gemeinschaftlich  zu 
tragen,  und  die  vereinbarten  gesetzlichen  Bestimmungen  in 
ihren  Ländern  durchzuführen. 

Ein  W  ü  1'  1 1  e  m  b  e  r  g  i  s  c  h  e  r  Gesandter  —  Frhr.  v. 
Schmitz-Grollonburg  und  ein  Badischer  — 
Frhr.  v.  T  ü  r  c  k  h  e  i  m  —  gingen  Namens  der  Conföde- 
rirten  nach  K(jm,  um  das  Concordat  zu  verhandeln. 

Schon  die  Grundsätze  hatten  —  um  von  den  durch- 
weg jusrphinisch  gehaltenen  Normen  der  vereinbarten  Ge- 
setze uns  hier  auf  die  spcciell  intere^sirenden  zu  beschränken 
—  im  Art.  14.  die  Bestimmung  enthalten:    Wo  immer  ein 


')  Die  nachbtohendü  DarstelluDg  beruht  zum  grössten  Theil  auf 
angedruckten  Materialion,  die  ich  den  Württcm bergischen,  6a- 
dischea  und  Nassauischen  Akteu  entnomroeu  habe. 

*)  bei  Münch.  Concordatc  2,  338.  ff. 

")  bei  Longner  a.  a.  0.  630.  ff. 
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Missbraiich  der  geistlichen  Gewalt  stattfinden  sollte,  bleibt 
es  allen,  die  sich  dadurch  gekränkt  fühlest,  erlaubt,  den  JRe- 
curs  an  den  Staat  zu  nehmen.  In  der  Sitzung  v.  31.  März 
1818.  hatte  die  Frankfurter  Versammlung  den  Satz  geneh- 
migt und  ihn  unverändert  in  die  Grundzüge  übernommen. 
Die  Declaratio  enthielt  dagegen  nichts  davon,  sondern  er- 
wähnte auch  mit  Uebergehung  des  Placets  ^)  nur  des  landes- 
herrlichen Schutzrechts  über  die  Kirche. 

Bezüglich  des  kirchlichen  Strafrechts  hiess  es  in  den 
allgemeineii  Grundsätzen  (II.  c.  13.): 

Der  Bischof  hat  das   Recht,    Laien   und   Geistliche, 


')  In  den  allgem.  Grnnds&tzen  n.  C.  a.  war  festgesetzt:  »Es 
ist  dem  Bischöfe  gestattet,  wenn  es  die  kirchl.  Angelegenheiten  er- 
fordern, sich  im  Einverst&ndniss  mit  dem  Landesherrn  an  das  Ober- 
haupt der  kath.  Kirche  zu  wenden.  Die  Correspondenz  aber  dahin 
und  von  dorther  wird  Ton  einer  Staatsbehörde  besorgt. 

Römische  Bullen,  Breven  oder  sonstige  Erlasse  können  nur  mit 
Bewilligung  des  Staates  publicirt  werden  und  in  Anwendung  kommen.c 
Bei  der  Berathung  am  2.  April  wurde  —  da  die  hier  vorgeschlagene 
Beschränkung  ein  Misstrauen  vorauszusetzen  schien,  welches  nur  nach- 
theilig für  die  Sache  selbst  werden  könne  und  diejenigen,  die  nur  einerlei 
Interesse  haben  sollten,  in  eine  Art  von  Opposition  setze,  da  sie  nebst- 
dem  nicht  einmal  ausführbar,  folglich  unnöthig  erscheine,  indem  den 
BiscBöfen  weder  ein  Privatbriefwechsel  untersagt,  noch  die  Propalation 
von  Gewissenssachen  zugemuthet  werden  könne;  da  femer  alle 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  die  hier  vorgeschlagene  Massregel  nöthig 
sein  darfte,  ihre  besonderen  Bestimmungen  im  Verlaufe  der  Frank- 
furter Berathungen  erhalten  haben  und  der  Zweck  schon  erreicht  sei, 
wenn  die  Resultate  der  mit  Rom  gepflogenen  Unterhandlungen  keine 
rechtliche  Wirkungen  ohne  Genehmigung  des  Staates  hervorbringen 
können  —  beschlossen  mit  Umgehung  des  Vordersatzes  diesen  §.  also 
zu  fassen:  »Römische  Bullen,  Breven  oder  sonstige  Erlasse,  so  wie 
auch  erzbischöfliche  Verfügungen  aller  Art  können  nur  mit  Bewilligung 
des  Staates  publicirt  und  in  Anwendung  gebracht  werden  und  können 
irgend  eine  rechtliche  Wirkung  ohne  dieselbe  nicht  haben  c  —  Bei 
dieser  Gelegenheit  wurden  —  wie  es  in  dem  Protokolle  v.  2.  April 
weiter  heisst  —  die  in  den  kk.  Oesterr.  VO.  v.  17.  M&rz  1771.  auf- 
gestellten Grundsätze  einstimmig  angenommen  und  wurde  insbesondere 
die  nachfolgende  Stelle  aus  derselben  ausdrtlcklich  hier  eingerückt: 

»Nicht  nur  neue  päpstliche  Bullen  und  Constitutionen  müssen,  ehe 
sie  angenommen  und  kund^  gemacht  werden,  die  landesherrliche  Ge- 
nehmiguug  erhalten,  sondern  auch  alle  vorhergegangenen  päpstlichen 
Anordnungen,  sobald  man  davon  Gebrauch  machen  will.  Ja  selbst  die 
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welche  sich  gegen  die  kirchlichen  Anordnungen  verfehlen, 
nach  vorläufiger  Rücksprache  mit  dem  Staate  mit  Kirchen- 
strafe  eu  belegen,  die  unverbesserlichen  Geistlichen  mit  Auf- 
hebung aller  aus  den  Weihen  entspringenden  Vortheile  und 
Verbindlichkeiten  und  mit  Verlust  des  Tischtitels  in  den 
Laienstand  eurücksi^etjsen. 

Daneben  waren  in  den  allgemeinen  Grundsätzen  (IL  D. 
B.  4.)  unter  den  Bedürfnissen  der  katholischen  Kirche 
Correctionshäuser  für  Geistliche  aufgeführt. 

Diese  Bestimmung  wurde  am  3.  April  zum  Gegenstande 
der  Berathung  gemacht,  dabei  aber  folgendermassen  er- 
läutert : 

Das  dem.  Bischöfe  eustehende  kirchliche  Censur-  und 
Strafrecht  gegen  Laien  und  Geistliche  kann  nur  unter  Mit- 
Wirkung  und  Zustimmung  der  Staatsbehörde  von  ihm  aus- 
geübt werden:  1)  wenn  Laien  tvegefi  solcher  Verfehlungen 
gegen  die  Kirchenzucht  in  Untersuchung  gerathen,  dass  wider 
sie  die  Excmnmunication  auszusprechen  wäre.  2)  wenn 
Geistliche  wegen  Versäumung  oder  Verletzung  ihrer  Dienst- 
pflichten oder  tvegen  unsittlichen  Lebenswandels,  nachdem 
gegen  sie  Ermahnungen,  Verweise,  Bussübungen,  allenfalls 
verbunden  mit  cine^n  kurzen  Disciplinararrest  und  nach 
Umständen  massigen  Geldstrafen  von  dem  Bischöfe  oder  dem 
Generalvicariate  ohne  Wirkung  verfügt  sind,  strengere  Strafe 
erkenntnisse  nothwendig  machen,  als :  Gefängniss,  Suspension, 
AmtS'Absetzung  und  bei  ertviesener  Unwürdigkeit  oder  Un- 
tauglichkeit  zum  geistlichen  Stand,  Entlassung  at^  demselben. 
Li  diesem  Falle  liegt  es  dem  Bischöfe  ob,  deti  verurtheilten 
Geistlichen  mit  Aufhebung  aller  aus  den  Weihen  entsprin- 
genden Vortheile  und  Verbindlichkeiten  und  mit  Verlust  des 
Tischtitels  in  den  Laienstand  förmlich  zurückzusetzen.  Haftet 
Gefahr  auf  dem  Verzug ,  so  ist  der  Bischof  oder  sein  Vi- 
kariat  befugt,  Suspension  vorläufig  zu  erkennen,  jedoch  ver- 
pflichtet, dann  der  Staatsbehörde  sofort  Anzeige  zu  thun. 

In  Betreff  der  Correktionshäuser  wurde  bei  der  Be- 
rathung am  4.  April  bemerkt:  wenn  der  unangenehme  Fall 


mit  Gutheissung  der  Regierung  publizirten  p&pstlichen   Anordnungen 
haben  nur  solange  Kraft,  als  der  Staat  nicht  das  Gegentheil  bestimmt« 
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eintreten  sollte,  dass  man  ein  Lokal  zu  diesem  Zwecke 
bedürfte,  müsse  man  dem  Staate  überfassen,  die  diess- 
fililige  Einrichtung  zu  treffen,  doch  finde  man  die  Bestim- 
mung nöthig,  dass  die  Seminarien  hiezu  nie  benützt  werden 
Bollen. 

Da  aber  diese  Formulirung  sich  nicht  des  Beifalls  der 
Staatsregierungen  erfreute*),  ^o  wurde  der  §.  21.  und  22. 
der  Gnmdeüge  schliesslich  nach  mehrfachen  Aenderungeu 
dahin  formulirt:  Defn  Bischöfe  steht  das  kirchliche  Censur- 
und  Strafrecht  gegen  Geistliche  und  Laien  zu.  Es  kann 
aber  in  folgenden  Fällest  nur  unter  Mitwirkung  und  Zu- 
stimmung der  Staatsbehörde  von  ihm  ausgeübt  werden: 
1)  Wenn  Laien  wegen  solcher  Vergehungen  gegen  die  Kirchen- 
gucht  in  Untersuchung  gerathen,  dass  wider  sie  Excommu- 
nication  auszusprechen  wäre.  Andere  Vergehungen  der 
Laiefi  gegen  die  Kirchengesetze  sind,  wenn  die  in  den  pfarr- 
amtlichen Befugnissen  liegenden  Belehrungen,  Ermahnungeti 
und  Verweise  nicht  zur  Besserung  führen,  von  dem  Pfarr- 
amte an  die  Staatsbehörde  zu  bringen  und  allein  von  dieser 
zu  ahnden  und  zu  bestrafen.  2)  Wenn  gegen  Geistliche 
wegen  schwerer  Versäumung  oder  Verletzung  ihrer  Dietist- 


^)  Der  WQrttembergisehe  Bandestagsgesandte  berichtete  dar- 
über seinem  Hofe,  und  zwar  zu  §.  13.:  »nachdem  mehrere  Ab- 
geordnete auf  grössere  Freiheit  für  die  Bischöfe  in  Hinsicht  ihrer 
Strafgewalt  Aber  die  Geistlichen  besonders  auf  Suspension  ohne 
Rücksprache  mit  dem  Staate  angetragen  haben;  und  in  Hinsicht 
auf  die  Laien  bei  n&herer  Auseinandersetzung  sich  gezeigt  habe, 
dass  die  Ermahnungen,  Verweise  und  hergebrachten  Kirchenstrafen 
in  der  Regel  dem  Ortspfarrer  und  Kirchen conventen  zustehen  und 
nur  die  Exeommunicationen  Ton  den  Bischöfen  auszusprechen  seien, 
so  habe  man  sich  auf  die  angetragene  abgeänderte  Fassung  des  §.  ver- 
einigt, welche  dem  österreichischen  Kircbenrecht  vollstftndig  entspreche. 
Was  sodann  die  Correktionshäuser  betrefie,  so  haben  die  meisten  Ab- 
geordneten bei  dem  selten  eintretenden  Bedürfnisse  gegen  die  Er- 
richtung eigener  Correctionshäuser  als  viel  zu  kostbar  gestimmt,  und 
man  habe  geglaubt,  dass  jeder  Staat  geeignete  Lokalit&ten  auffinden 
werde  ohne  die  Priester- Seminare,  weil  diese  blos  als  Erziehungshäuser 
zu  betrachten  seien,  dazu  benutzen  zu  darfen.c  Die  Begutachtung  in 
Stuttgart  sprach  aber  fQr  die  Noth wendigkeit  eigener  Corrections- 
häuser, und  der  König  genehmigte  das. 
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pflichten  oder  wegen  misittlichen  Lebenswandels  strengere 
Straferkenntnisse  nothwetidig  werden  als:  Suspension  vom 
Amte,  Gefängniss,  Dimission,  Absetzung  und  bei  erwiesener 
Unwürdigkeit  oder  üntauglichkeit  zum  geistlichen  Stande 
Entlassung  aus  demselben  u.  s.  w.  In  diesem  letztem  Falle 
liegt  es  dem  Bischöfe  ob,  den  verurtheilten  Geistlichen  mit 
Aufhebung  aller  aus  den  WeiJien  entspringendefi  Voriheile 
und  Verbindlichkeiten  wnd  mit  Verlust  des  Tafeltitels  in 
den  Laienstatid  zurückzusetzen.  Geringere  Vergehungen  der 
Geistlichen  und  solche,  welche  kein  öffentliches  Aergemiss 
veranlasst  haben,  können  von  der  bischöflichen  Behörde  durch 
Ermahnungen,  Veriveise,  Bussübungen  und  andere  dergleichen 
Disciplinarstrafen  ^)  ohne  Mitwirkung  der  Staatsbehörde  ge- 
ahndet werden;  hingegen  bleibt  auch  hier  dem  Geistlichen 
der  recursus  ab  abusu  an  die  Staatsbehörde  offen.  Haftet 
Gefafir  auf  dem  Verzug ,  so  ist  der  Bischof  oder  sein  Vi- 
cariat  zwar  befugt,  Suspension  vorläufig  zu  erkennen,  jedoch 
verpflichtet,  davon  der  Staatsbehörde  sofort  Anzeige  zu  tnachen, 

§.  22.:  Vermöge  dieser  Disciplinargewalt  steht  dem 
Bischof  das  Bedit  zu,  von  den  gegen  die  reine  katholische 
Lehre  verstossetiden  Druckschriften  den  Gebrauch  bei  öffent- 
lichen Religionsvorträgen  in  Kirche  und  Schule  jedoch  nur 
mit  Vorwissen  und  Bewilligung  des  Staates  zu  verbieten  *). 

Die  dem  Papste  zu  tiberreichende  Declaratio  *)  enthielt 
nur  die  dem  Bischöfe  zugesprochene  Befugniss,  gegen 
tadelnswerthe  Cleriker  einzuschreiten  und  erforderlichenfalls 


')  Dafür  hiess  es  ursprünglich  »durch  Ermahnungen,  Verweise, 
massige  Geldstrafen,  Bussübungen,  allenfalls  verbanden  mit  einem  kurzen 
Disciplinarrest.«  Die  Württembergische  Regierung  war  mit  dieser 
Fassung  TöUig  einverstanden.  Aber  die  Frankfurter  Versammlang 
änderte  sie  am  17.  Juli  in  der  gedachten  Weise  ab. 

')  Derselbe  lautete  ursprünglich:  Vermöge  dieser  disciplinaren  Ge- 
walt steht  dem  Bischöfe  das  Recht  zu,  Druckschriften,  welche  gegen 
die  rein  katholische  Lehre  Verstössen,  bei  öffentlichen  Religionsvortrftgen 
in  Kirche  und  Schule  jedoch  nur  mit  Vorwissen  des  Staates  zu  ver- 
bieten. € 

^)  Art.  VI :  Episcopi  erit in  clericos  reprehensione  dignos 

animadvertere ,  ad  corrigendos  quoque  laicos,  ubi  pastorales  admoni- 
tiones  effectu  caruerint,  Principum  et  Magistratum  opem,  si  visnm 
fuerit,  implorare.« 


# 
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die  staatliche  Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  wogegen  die 
Grundbestimmungen  für  das  zu  erlassende  Staatskirchen- 
gesetz den  Satz  feststellten : 

Das  bischöfliche  Censur-  und  Strafreckt  kann  gegen 
Laien  die  pfarramtlichen  Befugnisse  nicht  überschreiten  und 
wo  diese  nicht  zur  Besserung  führen,  muss  die  Sache  an 
die  Staatsbehörde  gebracht  werdefi ;  ebenso  bei  schweren  Ver- 
gehen der  Geistlichen,  welche  höhere  Strafen  als  Ermah- 
nungen, Bussübungen,  Verweise  u.  drgl,  DiscipUnarstrafen 
erfordern,  und  auch  bei  diesen  bleibt  jedem  Geistlichen  der 
recursus  ab  abusu  offeyi, 

Druckschriften ,  die  gegen  die  allgemein  angenommene 
Religionslehre  der  katholischen  Kirche  Verstössen,  kann  der 
Bischof  in  öffentlichen  Beligions-  Vorträgeti,  in  Kirchcfi  und 
Schtden  jedoch  nur  mit  Voncissen  des  Staates  von  dem  Ge- 
brauche ausschliessen. 


Die  Unterhandlungen  in  Rom  waren  erfolglos.  Die 
Fürsten  glaubten  an  der  Declaratio  als  einer  Magna  Charta 
libertatis  festhalten  zu  müssen,  die  römische  Curie  verhielt 
sich  durchaus  ablehnend,  offenbarte  in  der  Esposieione  dei 
Sentimenti  v.  10.  August  1819.  ")  ihren  den  Staaten  gegen- 
über ganz  entgegengesetzten  Standpunkt  *) ,  der  das  kano- 
nische   Recht    fast    in     seinem     völligen    Umfang     wieder 

»)  bei  Münch  a.  a.  0.  2,  378.  ff. 

')  Auf  den  eben  erwähnten  Art.  VI  der  Declaration  lautet  die 
Antwort  der  Curie:  »Was  nun  die  Aufz&blung  der  bischöflichen  Rechte 
angeht,  welche  im  6.  Artikel  der  Declaration  enthalten  ist,  so  wurde 
von  dem  heil.  Vater  nicht  ohne  Befremden  bemerkt,  dass  man  zu  der- 
selben Zeit,  wo  man  Alles  auf  die  alte  Disciplin  zurückzufahren  sucht, 
und  wo  man  will,  dass  die  Bischöfe  ihre  alten  und  auch  vorgeblichen 
Rechte  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  ausOben,  ihre  Gewalt  auf  pfarr- 
amtliche Zurechtweisungen  gegen  Laien  beschränkt,  und  ihnen  Über- 
l&sst,  ihren  Recurs  an  die  Civilgewalt  zu  nehmen,  ohne  der  Kirchen- 
strafen auch  nur  im  Geringsten  zu  erwähnen,  deren  doch  die  Kirche 
Ton  ihrem  Entstehen  an  fortwährend  sich  bedient  hat.  Der  heil.  Vater 
glaubt  daher,  dass  die  Erwähnung  derselben  nicht  unterlassen  werden 
dflrfe,  und  macht  den  Vorschlag,  dass  in  dem  angefahrten  Paragraphen 
nach  den  Worten:  »ad  corrigendos  quoque  Laicosc  hinzugesetzt  werde: 
Admonitiones  et  ecclesiasticas  censuras  adhibere. 


m.  y.  Untergänge  d.  deutsch.  Reiches  b.  z.  J.  1848.  5.  Oberrhein.    369 

au  realisiren  versuchte,  and  erklärte  sich  schliesslich  nur 
zu  einer  Circumscription  der  Diöcesen  bereit. 

Darauf  beschränkten  sich  denn  auch  die  weiteren  Ver- 
handlungen, zumal  die  Frankfurter  Conferenz  überein- 
gekommen war,  von  der  Abschliessung  eines  Concordates 
Abstand  zu  nehmen  und  die  Ausflüsse  des  staatlichen  Ho- 
beitsrechtes  über  die  Kirche,  welche  überdies  einer  päpst- 
lichen Anerkennung  oder  Genehmigung  nicht  bedürften, 
durch  einseitige  Verordnungen  zur  Geltung  zu  bringen. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  den  Gang  der  ferneren 
Unterhandlungen  mit  Rom  genauer  zu  schildern.  Die  Re- 
gierungen verpflichteten  sich  unter  einander,  in  ihren  Län- 
dern eine  Kirchenpragmatik  —  von  dieser  nahm  man  später 
Abstand  —  eine  Fundationsurkunde  für  die  Bisthümer  und 
eine  landesherrliche  Verordnung  gleichlautend  zu  publiciren. 
Die  Curie  erliess  am  18.  August  1821.  die  Bulle  Provida 
solersque ,  welche  die  Circumscription  der  oberrheinischen 
Eirchenprovinz  vornahm,  und  am  11.  April  1827.  Ad  dth 
minici  gregis  custodiam,  deren  Art.  5.  festsetzte,  dass  in 
den  bischöflichen  oder  erzbischöflichen  Seminarien  eine  dem 
Bedürfniss  des  Sprengcls  nach  der  Ansicht  des  Bischofs 
angemessene  Zahl  von  Geistlichen  in  Gemässheit  der  Tri- 
dentiner  Schlüsse  unterrichtet  und  erzogen  werden  sollte, 
und  deren  Art.  6.  verlangte,  dass  die  Communication  mit 
dem  heil.  Stuhl  über  kirchliche  Angelegenheiten  ungehemmt 
und  die  bischöflichen  Jurisdictionsrechte  in  Gemässheit  der 
jetzt  geltenden  Eirchensatzungen  und  der  gegenwärtigen 
Disciplin  der  Eirche  ausgeübt  werden  sollten. 

Die  vereinigten  Staaten  hatten  den  Wegfall  der  beiden 
Artikel  gewünscht,  und  in  ihrer  Note  v.  7.  September  1826.  die 
Erklärung  abgegeben :  . . .  Les  Princes  et  £tcU8  r6uni8  s'itant 
prononces  aussi  franchement  sur  Celles  des  propositions  de 
la  cour  de  Borne  qui  ont  pour  but  de  completter  Varrange^ 
ment  le  plus  urgent  des  affaires  eccUsiastiques  de  Tiglise 
catholique  de  leurs  pays,  il  leur  reste  ä  observer  ä  Ä  8. 
que  posS  en  principe  que  la  nigociation  prisente  doit  ttre 
reservSe  dans  des  limites  analogues  ä  ce  but,  ils  regardent 
la  V""*  proposition  comme  etant  de  nature  ä  itre  d*autant 
plus  passSe  tout-ä-fait  sous  silence,  que  les  siminaires  se 

S.  Fried  b  er  ff,  D.  MiMbr.  d.  gelitL  Amtsgewalt.  24 
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trouvent  dejä  dotes  par  la  liberalite  des  gouvertiemefits. 
Cette  meme  Observation,  ils  Venvisag&nt  comme  egaleme^it 
applicable,  ä  la  sixihne  proposition  sur  la  nonadmissibilite 
de  laqtielle  ils  se  sont  dejä  expliquSs  anterieurenient.  —  et  ils 
ne  peuvent  douter  que  S.  S**  se  contentera  des  assurances 
dejä  donnees  dans  le  termes,  relativenient  ä  la  correspondance 
avec  la  Cour  de  Rome,  Si  neanmoins  Sa  S^*  en  jugeait 
autrement,  et  trouverait  indispensable  d'inserer  la  F°"  et 
Yjme  proposition  dans  la  bulle  supplem^ntaire,  il  n^  pourrait 
ichapper  ä  Sa  sagacitS,  que  les  Princes  et  tltats  reimis  se 
trouveraient  par  le  fait  meme  dans  la  nScessite,  de  se  re- 
Server  les  droits  iiuxliendbles  de  leurs  souverainete  relative- 
ment  aux  points  en  question. 

Sie  publicirten  demgemäss  die  Circumscriptionsbullen 
mit  dem  hier  angedeuteten  Vorbehalte,  welcher  die  Reeeption 
des  Art.  5.  und  6.  ausschloss  ^),  und  dann  überall  gleich- 
zeitig am  30.  Januar  1830.  die  Verordnung  das  landes- 
herrliche Schute-  und  Aufsichtsrecht  über  die  katholische 
Kirche  betreffend,  sowie  die  Fundationsurkunden  —  Rotten- 
burg V.  14.  Mai  1828.,  Freiburg  v.  16.  October  1827. 
Fulda  V.  18.  September  1829.  und  Limburg  v.  8.  De- 
zember 1827. 


')  Es  hat  die  römische  Curie  den  Ausschluss  der  Art.  5.  u.  6. 
Ton  der  Publikation  als  Vertragsbruch  bezeichnet.  So  auch  bei  Ge- 
legenheit der  späteren  Concordatsverhandlungen.  Ich  theile  in  der 
Anlage  V.  die  Note  des  Gardinalstaatssecretär  Antonelli  und  unter 
VI.  die  dagegen  gerichtete  Antwort  des  Nassauischen  Gesandten  mit. 
Die  Pablicatiousformel  selbst  lautet:  »Da  die  päpstlichen  Bullen,  inso- 
weit solche  die  Bildung  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  die  Be- 
grenzung, Ausstattung  und  Errichtung  der  dazu  gehörigen  fünf  Bis- 
thümer  und  ihrer  Domkapitel,  sowie  die  Besetzung  der  erzbischöflichen 
und  bischöflichen  Stühle  und  der  Domstiftischen  Präbenden  zum  Gegen- 
stand haben,  von  Uns  angenommen  worden  und  Unsere  landesherrliche 
Staatsgenebmigung  erhalten,  ohne  dass  jedoch  aus  denselben  auf  irgend 
eine  Weise  etwas  abgeleitet  werden  könnte,  was  Unsern  Hoheitsrechten 
schaden  und  ihnen  Eintrag  thun  möchte,  oder  den  Landesgesetzen  and 
Regierungsverordnungen,  den  erzbischöflichen  und  bischöflichen  Bechten 
oder  den  Rechten  der  evangelischen  Confession  and  Kirche  entgegen 
wäre,  so  wird  solches  hiermit  unter  dem  Vorbehalte,  dass  wegen  der 
Vollziehung  weitere  Anordnungen  werden  getroffen  werden,  zur  Nach- 
achtung bekannt  gemachte 
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Obgleich  nun  der  §.  36.  der  Verordnung  v.  30. 
Januar  1830.  *)  gleichlautend  den  oben  erwähnten  Grund^ 
/nigen  den  Recurs  wegen  Amtsmissbrauch  festsetzte  und  in 
allen  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  gleich- 
massige  Geltung  hatte,  obgleich  alle  das  ihnen  anstehende 
unveräusserliche  Majestätsrecht  des  Schutzes  und  der  Auf- 
sieht  Ober  die  Kirche  in  gleichem  Umfange  ausübten,  so 
machten  sich  doch  im  Laufe  der  Zeit  einige  Verschieden- 
heiten geltend,  die  uns  nöthigen,  die  einzelnen  Staaten  ab- 
gesondert zu  behandeln  *)  ,  zumal  sie  auch  seit  dem  Jahre 

1851.  eigenartige  Wege  eingeschlagen  haben. 

a. 

Württemberg. 

Der  Recursus  ab  abnsu  nach  dem  erwähnten  §.  36. 
der  Verordnung  v.  30.  Januar  1830.  hat  in  Würt- 
temberg eine  im  Ganzen  geringe  Anwendung  gefunden. 
Der  Grund  davon  lag  aber  hauptsächlich  darin,  dass  die 
Disciplinargerichtsbarkeit  von  geistlicher  und  weltlicher  Be~ 
hörde  gemeinsam  gehandhabt  wurde  '). 

0  bei  Walter,  Fontes  iuris  eccles.  (Bonnae  1862.)  840. 
')  Die  nachfolgende  Erörterung  beruht  auf  der  Darstellung,  welche 
die  Gesandten  dieser  Staaten  auf  der  Carlsruher  Conferenz  des  Jahres 

1852.  von   den   betreffenden   Rechtsverhältnissen  gaben,   Akten  d. 
Gross h.  Bad.  Minist  des  Innern. 

')  Verhandlungen  über  eine  Geschäftstheilung  wurden  zwischen 
dem  katholischen  Kirchenrathe  und  dem  bischöflichen  Ordinariate  seit 
d.  J.  1828.  gepflogen.  Der  erstere  ging  in  dem  von  ihm  i.  J.  1840.  dem 
Ordinariate  abgegebenen  letzten  Gegenentwurf  von  folgenden  S&tzen  aus: 

1.  Die  Untersuchung  wegen  Verwaltungsdelicte  §.  102.  a.  KYO. 
V.  23.  Aug.  1825.  §.  2. 

2.  Die  Entscheidung,  a)  wo  es  sich  um  Dienstverfehlungen  gegen 
die  den  Geistlichen  rein  vom  Staate  gewährten  Obliegenheiten  handelt, 
soll  dem  Eirchenrath  allein  zustehen  und  letzterer  will  nur  dem  Or- 
dinariate von  der  getroffenen  VerfQgung  Kenntniss  geben. 

b)  Wo  Verfehlungen  gegen  kirchliche  und  politische  Gesetze  con- 
eurriren,  oder  wo  es  sich  um  standeswidriges  Betragen  handelt,  oder 
wo  Vergehen  dieser  verschiedenen  Arten  zusammentreffen,  soll  durch 
gegenseitige  Verständigung  bestimmt  werden.  Hiebei  soll  a)  wenn 
nur  auf  gewisse  geringe  Strafen  (Correktionen)  erkannt  wird,  die  ge- 
meinschaftlich erkannte  Strafe  vom  Ordinariate  ausgeschrieben  werden, 
fi)  wenn   dagegen   auf  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  vom   Eirchenrath 

24* 
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Untersuchungen  gegen  Geistliche  konnten  nämlich  so- 
wohl von  dem  bischöflichen  Ordinariat,  wie  von  dem  katho- 
lischen Kirchenrath  eingeleitet  werden.  In  den  leichtesten 
Fällen  wurde  freilich  der  zuständige  Decan  mit  der  Unter- 
suchung betraut,  die  regelmässige  Disciplinar  Behörde  für 
Vergehen  von  nicht  rein  geistlicher  Natur  war  aber  nach 
dem  Verwaltungsedict  v.  1.  März  1822.  *)  und  nach 
einer  königlichen  Verordnung  v.  23.  August  1825.*) 
der  Oberamtmann  und  der  Decan  des  Bezirks  unter  Zu- 
ziehung zweier  Urkundspersonen.  Erschien  jedoch  eine 
härtere  Strafe  als  ein  blosser  Verweis  begründet,  so  er- 
folgte die  Erledigung  des  Falles  durch  das  bischöfliche 
Ordinariat  und  den  katholischen  Kirchenrath  in  gemein- 
samem Einverständniss.  Das  diesen  Behörden  zuständige 
Strafmaass  ging  bis  auf  Gefkngniss  von  vierzehn  Tagen, 
Geldbusse  von  30.  fl. ,  Suspension  vom  Amt  mit  der  Ver- 
bindlichkeit, den  Stellvertreter  zu  besolden.    Als  besondere 


i 


allein.  In  Fällen  des  §.  47.  48.  der  YU.  findet  keine  eigentliche  Ver- 
ständigung zwischen  der  Staats-  und  Kirchenbehörde  statt,  sondern 
hat  der  katholische  Kirchenrath  nur  seinen  Antrag  mit  der  Aeusserung 
des  Ordinariates  dem  Ministerium  zur  Einleitung  des  weiteren  Ver- 
fahrens zu  Qbergeben.  c)  Wo  es  sich  um  Verfehlungen  eines  Geist- 
liehen  gegen  die  religiöse  Glaubens-  und  Sittenlehre  oder  in  Bezug 
auf  die  Form  des  Gottesdienstes  handelt,  soll  die  Strafe  von  dem  Or- 
dinariate erkannt  und  ausgeschrieben;  es  soll  jedoch  das  Erkenntniss 
vor  der  Eröffnung  in  allen  Fällen  dem  katholischen  Kirchenrath  zur 
Nachricht  und  sofern  es  sich  um  Censuren  handelt,  die  mit  bürger- 
lichen Wirkungen  verknüpft  sind,  oder  wenn  die  Strafe  die  Amts- Ver- 
richtung (benefic.)  des  Geistlichen  berührt,  dem  Kirchenrathe  zur  Zu- 
stimmung unter  Anschluss  der  Akten  mitgetheilt  werden.  In  Fällen 
des  $.  47.  48.  der  VU.  soll  im  verfassungsmässigen  Wege  verfahren 
werden,  ebenso  im  Falle  des  $,  49.,  d.  h.  der  Kirchenrath  hat  die  Sache 
mit  der  Aeusserung  oder  dem  Antrage  des  Ordinariates  zur  höheren 
Entscheidung  vorzutragen  and  die  Entscheidung  dann  allein  auszu- 
schreiben. Dem  Kirchenrathe  wie  dem  Ordinariate  soll  unbenommen 
sein,  Verwarnungen  und  einfache  Verweise  gegen  Geistliche  ohne 
vorgängige  Communication  mit  der  coordinirten  Stelle  zu  ertheilen, 
wenn  ein  Weiteres  offenbar  nicht  begründet  ist«  —  Akten  d.  k. 
Wflrttemb.  Gul  tu  s-Minister. 

»)  8-  102.  Abs.  4. 

•)  8.  2. 
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Strafmassregel  trat  noch  hinzu:  die  Einberufung  des  fehlen- 
den Geistlichen  in  die  Demeritenanstalt   zu  Rottenburg. 
Im  Jahre  1844.  *)  wurde   dann   dem   bischöflichen  Or- 


^)  Entschliessnng  des  Königs  y.  10.  Juli.  Der  Minister.-Erlass  v. 
12.  Juli  1844.  besagte:  »Was  die  Disciplin  der  Geistlichen,  die  Ver- 
fehlungen der  Kirchendiener  als  solcher,  soweit  sie  sich  nicht  zur 
gerichtlichen  Bestrafung  (Art.  899.  447.  St.GB.)  eignen  und  die  diess- 
f&lligen  Befugnisse  der  Staats-  und  Kirchenbehörde  betrifft,  so  ist  nicht 
▼erkannt  worden,  dass  nähere  Bestimmungen  hierüber  wflnschenswerth 
seien.  Konnte  auch  den  in  dieser  Beziehung  gestellten  Forderungen 
der  PunktatioD,  wobei  das  Yerhältniss  der  Kirchendiener  als  öffentlicher 
Diener  im  Staate  nicht  gebührend  beachtet  worden  ist,  in  verschiedenen 
Beziehungen  nicht  stattgegeben  werden,  so  wird  doch  das  bischöfliche 
Ordinariat  aus  entstehender  von  dem  katholischen  Kirchenrath  aasge- 
schriebener Bestimmung  entnehmen,  dass  es  der  Regierung  sehr  an- 
gelegen ist,  diesen  Gegenstand  auf  eine  die  Ansprüche  der  bischöflichen 
Stelle,  soweit  es  von  Staatswegen  irgend  geschehen  kann,  berücksich- 
tigende Weise  zu  ordnen : 

1.  rein  kirchliche  Verfehlungen  der  Geistlichen,  d.  h.  solche,  welche 
sogar  die  schon  in  der  Weihe  abgesehen  yon  der  Cura  animarnm  ge- 
legenen Pflichten  angeben,  namentlich  Verfehlungen  in  der  Lehre,  in 
der  Verwaltung  des  Gultus  gegen  kanonische  Zucht  und  Ordnung 
werden  von  dem  bischöflichen  Ordinariate  für  sich  allein,  innerhalb  der 
ihm  einzuräumenden  Strafbefugniss  abgewandelt; 

2.  gemischte  Verfehlungen  dagegen,  d.  h.  in  den  zur  Seelsorge 
gehörigen  Verrichtungen  werden  —  ebenso  wie  diejenigen  rein  kirch- 
lichen Verfehlungen,  welche  eine  die  selbstständige  Strafbefugniss  der 
bischöflichen  Stelle  übersteigende  Verfügung  erfordern,  im  Einverständ- 
niss  des  Staates  und  der  bischöflichen  Stelle  erledigt,  jedoch  mit  der 
Ausnahme,  dass 

3.  die  Abrügung  leichterer  Fälle  gemischter  Verfehlungen,  d.  h. 
welche  keine  mit  bürgerlichen  Wirkungen  verbundene  Strafe  erfordern, 
nicht  zu  öffentlichem  Skandal  Anlass  geben,  nicht  auf  besondere  bürger- 
liche Einrichtungen  und  Staatsvorschriften  sich  beziehen,  ebenso  wie 
die  zu  l)  genannten  Verfehlungen  der  kirchlichen  Behörde  innerhalb 
ihrer  Strafbefugniss  überlassen  werden.    Dagegen  sind 

4.  diejenigen  Disciplinarfälle ,  wobei  es  sich  von  Verfehlungen  der 
Geistlichen  in  Beziehung  auf  solche  Verpflichtungen  handelt,  die  ihnen 
nur  vom  Staate,  nicht  zugleich  von  der  Kirche  aufgelegt  sind,  allein 
von  der  Staatsbehörde  zu  behandeln; 

6.  wenn  Verfehlungen ,  welche  an  und  für  sich  allein  von  dem  bi- 
schöflichen  Ordinariate  oder  allein  von  der  Staatsbehörde  abzuurtheilen 
sein  würden,  mit  solchen  zusammen  treffen,  welche  an  und  für  sich 
schon  gemeinsrhaftlich  oder  von  der  anderen  Behörde  allein   lu  be- 
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dinariat    zwar    eine   selbstständige   Strafgewalt   eingeräumt, 
allein  die  kirchliche  Behörde    machte   hievon  —  abgesehen 


handeln  wären,  so  vereinigen  sich  die  Staats-  und  die  Eirchenbehörde 
zu  Einem  in  beiderseitigem  Namen  zu  gebenden  Erkenntniss ; 

6.  die  selbstständige  Strafgewalt  des  bischöflichen  Ordinariats  be- 
steht in  Verweisen,  Auflegung  geistlicher  Exercitien,  Einberufung  ins 
Gorrektionshaus  bis  auf  vier  Wochen,  gegenüber  von  nicht  definitiv 
angestellten  Geistlichen  und  in  Geldstrafen  bis  zu  80.  fl.  incl.,  welche 
der  Bisthumscasse  zufallen. 

Sie  findet  aber  gegen  Geistliche,  welche  vom  Staate  mit  anderen 
als  Eirchenänitern  betraut  sind,  nicht  statt. 

Wenn  durch  diese  Bestimmungen  die  Befugnisse  des  bischöflichen 
Ordinariats  bedeutend  erweitert  werden,  so  ist  dabei  andererseits  zur 
Wahrung  der  Befugnisse  der  Staatskirchenbehörde  die  weitere  Bestim- 
mung erforderlich,  dass 

7.  die  bischöfliche  Stelle  in  den  zu  1.  und  3.  bezeichneten  Fällen, 
wenn  es  sich  dabei  nicht  allein  von  Verfehlungen  in  Ansehung  der 
Lehre  und  der  Form  des  Gottesdienstes  handelt,  verpflichtet  sei,  Ober 
die  von  ihm  gefällten  Erkenntnisse  vor  der  Eröffnung  an  die  Bethei- 
ligten dem  katholischen  Kirchenrathe  unter  Anschluss  der  Akten  zu 
dem  Ende  Nachricht  zu  geben,  dass  derselbe  prOfen  könne,  ob  die 
Fälle  nicht  zu  gemeinschaftlicher  Behandlung  sich  eignen. 

Auch  kann,  was  die  Untersuchung  der  Verfehlungen  der  Geist- 
lichen als  solcher  betrifft,  dem  in  der  Punktation  enthaltenen  Verlangen, 
dass  dieselbe  durchaus  von  den  Dekanen  mit  Ausschluss  der  weltlichen 
Beamten  geführt  werden  solle,  in  Rücksicht  auf  die  entgegensteheud 
gesetzte  Vorschrift  und  unabhängig  hievon  auch  aus  materiellen  Grün- 
den nicht  stattgegeben  werden.  Hieher  gehört  namentlich,  dass  beim 
Beginne  einer  Untersuchung  nicht  immer  vorauszusehen  ist,  ob  die 
Strafe  in  den  G ranzen  der  bischöflichen  Strafgewalt  liegen  werde  und 
dass  selbst  dieses  Maass  solche  Uebel  in  sich  begreife,  welche  im  In- 
teresse der  Angeschuldigten  eine  sorgfältige  rechtliche  Untersuchung 
erfordern.    Es  muss  daher  sein  Bewenden  haben,  dass 

8.  die  Untersuchung  in  denjenigen  Fällen,  wo  es  sich  allein  um 
Verfehlung  gegen  die  Lehre,  die  Form  des  Gottesdienstes  handelt  nur 
von  dem  vorgesetzten  Dekan,  welcher  aber  gleichfalls  ein  förmliches 
Protokoll  darüber  aufzunehmen  hat,  in  allen  übrigen  Fällen  aber,  wie 
bisher  von  den  gemeinschaftlichen  Bezirksämtern  geführt  werden  soll. 

Betreffend  besonders  wegen 

9.  die  Fälle  von  Entlassung,  Zurücksetzung  oder  Suspension  mit 
Verlust  des  Amtsgehaltes,  so  wird  die  hiebei  allerdings  in  Anwendung 
kommende  Vorschr.  des  §.  47.  d.  VUrk.  mit  der  kath.  EVerf.  dadurch 
in  Uebereinstimmung  gebracht,  dass 

aj  in  Fällen,  wo  es  sich  um  Verfehlungen  gegen  die   Glaubens— 
und  Sittenlehre,  oder  gegen  die  Vorschriften  über  den  Gottesdienste 
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▼OD  der  Einberufung  nicht  definitiv  angestellter  Geistlicher 
in  das  Demeritenhaus  —  keinen  Gebrauch. 

Für  den  Fall  der  Versetzung  eines  Kirchenpfrtindners, 

oder  om  Yerfehlangen  in  der  sonstigen  geistlichen  Amtsführung,  also 
aach  am  Verfehlungen  gegen  die  kirchliche  Disciplin  (berufswidrige 
Aufführung)  handelt,  der  bischöflichen  Stelle  die  Initiative  einger&umt, 
übrigens  behufs  der  Einleitung  des  Verfahrens  nach  Massgabe  des 
$.  47.  der  Vü.  ein  abereinstimmender  Antrag  dieser  Stelle  und  des 
katholischen  Kirchenrathes  gefordert  wird,  wogegen 

b)  in  F&llen  von  Verfehlungen  eines  Geistlichen  wider  die  beson- 
deren Dienstpflichten  gegen  den  Staat  der  katholische  Eirchenrath  yor 
Fassung  eines  Beschlusses  auf  Einleitung  des  in  Frage  stehenden  Ver- 
fahrens die  kirchliche  Oberbehörde  zu  Ternehmen  hat; 

10.  in  Ansehung  der  nicht  mit  Verlust  des  Amtsgehaltes  verbun- 
denen Suspension  endlich  können  die  in  dem  Min.Erl.  y.  6.  Mai  1841. 
geltend  gemachten  (und  in  Ansehung  der  gerichtlichen  Fälle  durch 
Art.  453.  d.  StPO.  vgl.  mit  Art.  447.  derselb.  u.  Art  849.  in  d.  StGB, 
bestätigten)  Rechte  des  Staates  und  die  in  dieser  Hinsicht  aufgestellten 
Grundsätze  nicht  aufgegeben  werden.  Um  jedoch  die  möglichste  Rück- 
sicht auf  die  Wünsche  des  Ordinariats  hiebei  eintreten  zu  lassen,  wird 
künftig  die  Suspension  der  Geistlichen  in  allen  nicht  gerichtlichen 
Fällen  zunächst  dem  bischöflichen  Ordinariat  angesonnen  beziehungs- 
weise überlassen  und  wird  von  dem  selbstständigen  Verfügungsrecht 
der  Staatsbehörde  nur  unter  den  dringendsten  umständen  Gebrauch 
gemacht  werden,  wonach  dem  katholischen  Eirchenrath  Weisung  zu- 
gegangen ist.  Uebrigens  wird  die  in  der  Punktation  enthaltene  Vor- 
aussetzung, dass  in  allen  Fällen,  wo  von  der  bischöflichen  Stelle  wegen 
Dienstvergehens  suspensio  ab  ordine  vel  officio  verfügt  werden  will,  yor 
dem  Ausschreiben  des  Erkenntnisses  mit  dem  Kirchenrathe  Rücksprache 
zu  nehmen  sei,  bestätigt. 

Anlangend  endlich  noch  den  in  diesem  Abschnitt  der  Punktation 
enthaltenen  Satz  über  die  Gorrektionsanstalt,  so  ist  nie  in  Abrede  ge- 
zogen worden,  dass  diese  Anstalt  nach  vorgängiger  Verständigung  über 
ihre  innere  Einrichtung  unter  tier  unmittelbaren  Aufsicht  und  Leitung 
des  bischöflichen  Ordinariats  stehen  und  der  Vorstand  derselben  dieser 
Steile  unmittelbar  untergeordnet  sein  soll.  Andererseits  ist  es  aber 
ebenso  gewiss,  dass  der  Vorstand  nur  mit  Gutheissen  der  Regierung 
bestellt  werden  könne,  und  dass  die  Staatskirchenbehörde  das  Recht 
habe,  jederzeit  von  der  Correctionsanstalt  und  dem  darin  stattfindenden 
Verfahren  Einsicht  nehmen  zu  lassen. 

Endlich  wird  noch  zu  dem  am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  der 
Punktation  enthaltenen  Satze,  dass  der  Bischof  auch  gegen  Laien  ein 
Censur-  und  Strafrecht  üben  könne,  hier  angeführt,  dass  der  erhobene 
Anspruch  nur  unter  näheren  Bestimmungen  und  Einschränkungen  zu- 
gelassen werden  könue.« 
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der  Zurückversetzung  auf  ein  geringeres  Amt  und  der 
Dienstentlassung  griffen  die  auch  für  Staatsdiener  geltenden 
§.  49.  *)  beziehentlich  §.  47.  *)  der  Verfassungsurkunde 
vom  25.  September  1819.  Platz'). 

b. 

Ueber  die  bischöfliche  Disciplinarstrafgewalt  bestanden 
keine  eigene  Verordnungen,  sondern  allein  jener  erwähnte 
§.  30.  der  Verord.  v.  30.  Januar  1830.,  welcher  den 
Recurs  wegen  Missbrauchs  der  geistlichen  Amtsgewalt  all- 
gemein festsetzte. 

Erst  im  J.  1839.  wurde  auf  wiederholte  Beschwerde 
des  Erzbischofes ^)  die  Grossherzogliche  Entschliessung 
V.  23.  Mai  erlassen  ^).  Danach  wurde  dem  erzbischöflichen 
Ordinariate    vergönnt,  gegen   Geistliche,   welche   sich   Dis- 


*)  »Yorsetzungen  der  StaatsdieDer  ohne  Verlust  an  Gehalt  und  Rang 
können  nur  aus  erheblichen  Gründen  und  nach  vorgängigem  Gutachten 
des  Departementschefs  verfngt  werden.  —  Staatsdieuer,  welche  ohne 
ihr  Ansuchen  versetzt  werden,  erhalten  fflr  die  ümzugskosten  die  ge- 
setzliche Entschädigung  < 

')  »Ein  gleiches  (d.  h.  Entlassung  oder  Versetzung  auf  eine  ge- 
ringere Stelle  ohne  richterliches  Erkenntniss)  hat  bei  den  übrigen 
Staatsdienern  statt,  wenn  die  Entfernung  aus  der  bisherigen  Stelle  wegen 
Verbrechen  oder  gemeinen  Vergehen  geschehen  soll.  Es  kann  aber 
gegen  dieselben  wegen  ünbraucbbarkeit  und  Dienstverfehlungen,  auch 
auf  Gollegialanträge  der  ihnen  vorgesetzten  Behörde  und  des  Geheimen- 
raths  die  Entlassunfl;  oder  Versetzung  auf  ein  geringeres  Amt  durch 
den  König  verfügt  werden ;  jedoch  hat  in  einem  solchen  Falle  der  Ge- 
helmerath  zuvor  die  oberste  Justizstelle  gutachtlich  zu  vernehmen,  ob 
in  rechtlicher  Hinsicht  bei  dem  Antrage  der  Coli egial stelle  nichts  zu 
erinnern  sei.  —  Nach  diesem  Grundsätze  sind  auch  die  Vorsteher  und 
übrigen  Beamten  der  Gemeinden  und  anderer  Körperschaften  zu  be- 
handeln.« 

*)  Zu  der  hier  gegebenen  Darstellung  sind  zu  vergleichen  L o n  g  n  er, 
Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  66.  f.,  890.  ff.  Die  Wieder- 
herstellung des  canonischen  Rechts  in  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz.    (Stuttgart  1858.)    S.  286.  ff. 

*)  Vgl.  darüber  die  Schrift:  Die  katholischen  Zustände 
in  Baden  (Regensbnrg  1841.)  72.  ff. 

')  Vgl.  Nebenius,  Die  katholischen  Zustände  in  Baden  (Carls- 
ruhe 1842.)  112.  ff. 
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ciplinarrergehen  za  Schulden  komiDen  liesBen,  geringere 
Strafen,  nämlich  Verweiae,  GeldbuBse  bia  zu  30.  ä. ,  Sus- 
penaion  vom  Amte  bis  zu  vier  Wochen  zu  erkennen,  and 
ohne  Torgängige  staatliche  Genehmigung  vollziehen  za 
lassen.  Aber  der  Staatabehörde  muaat«  doch  von  jedem 
derartigen  Brkenntnias  eine  Abschrift  zur  KenntDieaoahme 
mitgetheilt  werden,  und  dem  Verartheilten  blieb  das  Recht 
des  Recuraes  anbenommen,  der  sogar  eine  aufschiebende 
Wirksamkeit  äuaserte,  aaaser  falls  die  Amtasuapension  ai$ 
dringende  dienstpolweiliehe  Massregel  erkannt  wurde. 

Bei  grösseren  Strafen  hingegen,  wie  Versetzung,  Ent- 
Betzang,  Verweisung  an  einen  Beaaerungaort,  Einaperrung, 
Entziehung  der  Rechte  und  Würde  als  Cleriker  blieb  auch 
nach  der  neuen  Anordnung  Staatsgcnebmigung  nothwendig. 

Ueber  das  Untersuchunga verfahren  hatten  sich  ganz 
bestimmte  OnindsStze  gestaltet. 

Wenn  das  erzbischööiche  Ordinariat  eine  Untersuchung 
för  geboten  hielt,  so  gab  es  hiervon  dem  katholischen  Ober- 
kirchenrath  Kenntnisa,  um  aeinerseita  einen  Commiaaar  sa 
ernennen.  Dieser  —  in  der  Regel  der  Vorstand  des  Be- 
zirksamtes —  führte  die  Untersuchung  in  Gegenwart  eines 
erzbiscbödichen  Commissare. 

Die  geschlossenen  Akten  wurden  dann  anmittelbar  dem 
erzbi  sc  höflichen  Ordinariate  übersendet,  welches  in  einem 
Senate  von  drei  Mitgliedern  auf  den  Bchriftlichen  Antrag 
des  Domkapitel-Syndicus  das  Urtheil  ftlllte. 

Wenn  eine  Staatsgcnebmigung  nothwendig  war,  so  war 
das  auf  Vortrug  dea  Oberkirchenraths  Sache  des  Ministe- 
riuma  des  Inneren;  doch  konnte  von  der  Entachlieasung 
dieser  Behörde  Recurs  an  das  Staataminiaterium  genommen 
werden. 

Eine  Appellation  an  eine  geistliche  zweite  oder  gar 
dritte  Instanz  wurde  nicht  zugelassen.  Zwar  versuchte  das 
erzbischöäiche  Ordinariat,  die  Befugnisse  eines  Metropolitan- 
gerichtes  auszuüben  und  zu  diesem  Zwecke  einen  ebenfalls 
aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  Senat  als  zweite  Instanz 
zu  errichten,  allein  eine Groasherzogliche  Entschliessung 
vom  20.  September  1843.  erklärte,  daas  den  vom  Domkapitel 
in   «weiter   Instanz   erlasaenen    Erkenntnissen    keine   Folge 
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gegeben  werden  könne,  bis  sämmtliche  dabei  interessirte 
Staaten  eine  bezügliche  Vereinbarung  getroflfen  haben  wür- 
den »). 

o. 
Chnrhessen. 

In  Churhessen  galten  in  Bezug  auf  den  reenrsus  ab 
abusu  das  Regulativ  y.  31.  August  1829.  und  der 
§.  135.  e  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Januar 
1831.  «) 

Danach  war  im  Allgemeinen  die  Disciplinargewalt  des 
Bischofs  weder  bei  Führung  der  Untersuchung,  noch  bei 
Fällung  des  Erkenntnisses  beschränkt;  nur. hatte  er  sich 
in  schwereren  Fällen,  nämlich  wenn  Suspension  über  drei 
Monate,  oder  eine  diese  Zeit  überschreitende  Verweisung 
an  einen  Besserungsort  und  Amtsentsetzung  ausgesprochen 
werden  sollte,  mit  dem  landesherrlichen  Commissar  ins  Ein- 
vernehmen zu  setzen,  der  dann  nach  seinem  Ermessen,  mit 
Berücksichtigung  der  formellen  und  materiellen  Erforder- 
nisse des  Verfahrens  die  Bestätigung  ertheilen  musste. 
Dies  hatte  dann  den  Verlust  des  landesherrlichen  Tisch- 
titels zur  Folge.  Jedoch  blieb  den  zu  einer  der  genannten 
schweren  Strafen  verurtheilten  Geistlichen  der  Recurs  an 
den  Landesherrn  frei,  was  dann  eine  Rücksprache  des  Mi- 
nisters der  inneren  Angelegenheiten  mit  dem  Bischöfe 
herbeiführte,  und  einen  auf  Antrag  des  Ministers  erlassenen 
Bescheid  des  Churfürsten  '). 


^)  Vgl.  zu  dieser  Darstelluog  des  Badischen  Rechts  LoDgner, 
a.  a.  0.  897.  Die  Wiederherstellung  des  kanonischen 
Rechts  288.  ff.  Laspeyres,  in  Schneiders  krit.  Jahrb.  f. 
deutsche  Rechtswissenscb.  (Leipzig  1842.)  Bd.  12.  S.  680.  ff.  Nebenius 
a.  a.  0.  Ei  ntzinger,  d.  kathol.  Kirche  u  d.  kathol.  Geistlichkeit 
im  Grossherzogth.  Baden  (Karlsruhe  1847.).  Bader,  d.  kath.  Kirche 
im  Grossherzogth.  Baden  (Freib.  1860.)  266.  fg.  Die  Darstellung  des 
frtlheren  Rechts  bei  Haas  in   der  Ztschr.  f.  Kirchenr.  1,  267.  ff. 

«)  Wörtlich  gleichlautend  in  der  octroyirten  Vü.  v.  13.  April 
1862.  $.  108.  e. 

')  Die  bischöfliche  Strafgewalt  über  die  Laien  wurde  nach  der 
Verordn.  y.  1.  Juli  1885.  durch  Pfarrsynoden  und  Sittengerichte  ge- 
handhabt, Longoer  a.  a.  0.  401.  ff.,  jedoch  musste  bei  Yerh&ugung 


in.  Y,  ünterg.  d.  deatsch. Reiches  b.  k.J.  1848.  d. Hessen-Dannstadt  379 

Der  erwähnte  §.  135.  e  der  Verfassungsarkunde  be- 
stimmte ausserdem,  dass  in  allen  Fällen,  wo  ein  Missbrauch 
der  geistlichen  Gewalt  stattfände,  ein  Recurs  an  die  Landes- 
behörde gerechtfertigt  sei,  nur  dass  geistliche  Personen  ausser 
bei  Gefahr  im  Verzuge  vorher  bei  der  oberen  Kirchen- 
behörde  die  Abstellung  ihrer  Beschwerden  verglicht  haben 
müsBten  ^). 

d. 

Hessan-Darmstadt. 

In  Hessen-Darmstadt  stand  es  dem  Bischöfe  frei,  gegen 
fehlende  Geistliche  durch  einen  Commissar  die  Untersuchung 
einleiten  zu  lassen,  sofern  eine  blosse  protocoUarische  Ver- 
nehmung des  Angeschuldigten  an  seinem  Domicil  oder  am 
bischöflichen  Sitze,  oder  an  einem  dritten  Orte  zu  Ergeb- 
nissen führte.  War  aber  die  Klage  derart,  dass  zu  ihrer 
Erhebung  oder  Erledigung  ein  Zeugenverhör  oder  eine 
Ortsuntersuchung  nöthig  erschien,  so  durfte  schon  des  da- 
durch hervorgerufenen  Aufsehens  halber  das  Zeugenverhör 
nicht  ohne  Vorwissen  und  Genehmigung  der  Staatsregierung 
vorgenommen  werden.  War  diese  indessen  ertheilt,  so  war 
jede  Ortspolizeibehörde  verpflichtet,  dem  bischöflichen  Com- 
missar die  verlangten  Zeugen  zu  sistiren  und  der  Unter- 
suchung freien  Lauf  zu  lassen.  Die  Acten  wurden  dann 
in  bedeutenderen  Disciplinarfslllen  dem  bischöflichen  Offi- 
cialate  zum  Erkenntnisse  zugestellt,  welches  der  bischöf- 
lichen Bestätigung  bedurfte,  der  staatlichen  aber  nur,  wenn 
es  auf  Amtsversetzung  lautete;  denn  zu  der  in  einer  solchen 
Translation  enthaltenen  Verleihung  einer  neuen  Stelle  war 
landesherrliche  Genehmigung  nöthig. 

Ebenso    war   es  dem  Ordinariate  ohne   staatliche  Ein- 


der  Excommiinicatio  major  dem  lanilesherrlichen  Beyollm&chtigten  eine 
Torgangige  Mittheilung  gemacht  werden  (V.  v.  31.  Aug.  1829.).  »Kirch- 
liche Streitigkeiten  der  hessischen  Katholiken  dürfen  nicht  ausserhalb 
der  KirchenproTinz  und  yon  auswärtigen  Richtern  verhandelt,  oder  von 
diesen  verhängte  Straf  erkenn  tnisse  gegen  Unterthaneu  ohne  landesherr- 
liche Genehmigung  vollzogen  werden.«    (Fun  dat.  Instr.  Art.  5.) 

')  Vgl.  dazu  meine  Darstellung  in  der  Schrift:  Die  evang.  o. 
kathol.  Kirche  der  neu  einverleibten  Länder  S.  84.  ff. 
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willigung  vergönnt,  einen  offenkundig  verbrecherischen  oder 
Aergerniss  gebenden  Geistliehen  zur  Untersuchung  zu  ziehen 
und  zu  suspendiren. 

Von  den  bischöflichen  Straferkenntnissen  ging  die 
Appellation  an  das  Metropolitangericht  zu  Freiburg. 
Wurde  jedoch  Seitens  eines  Geistlichen  behauptet,  dass  der 
Bischof  sich  eines  Missbrauches  der  geistlichen  Gewalt  habe 
zu  Schulden  kommen  lassen,  indem  er  also  seine  Strafgewalt 
auf  nicht  kanonische  Delicte  ausgedehnt,  oder  für  kanonische 
Delicte  nicht  kirchliche  Strafen  verhängt  habe,  so  ging  ein 
Recurs  ohne  Suspensiveffect  an  die  Landesbehörde  ^). 


Hassan. 

In  Nassau  endlich  wurde  die  Disciplinarstrafgewalt 
gegen  Geistliche  wegen  kirchlicher  oder  Standesvergehen 
und  wegen  solcher  Amtsübertretungen,  die  sie  sich  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Seelsorger  oder  Verwalter  eines  Kirchen- 
amts  zu  Schulden  kommen  Hessen,  durch  eine  gemischte 
Untersuchungscommission  bestehend  aus  einem  bischöflichen 
Commissar  —  gewöhnlich  dem  zuständigen  Dekan  —  und 
einem  von  der  Staatsbehörde  ernannten  —  meist  dem  be- 
treffenden Staatsbeamten  gehandhabt.  Das  Erkenntnisa 
wurde  nach  Vernehmung  mit  der  bischöflichen  Behörde 
durch  die  katholische  Staatskirchenbehörde  gefüllt,  und  der 
Recurs  bei  der  obersten  Landesbehörde  eingelegt. 

Freilich  versuchte  dann  wohl  die  geistliche  Behörde 
aelbstständig  vorzugehen,  aber  einmal  weigerten  sich  die 
Staatsbehörden,  die  zur  Untersuchung  nöthigen  Zeugen  zu 
stellen,  dann  aber  gewähi*ten  sie  keine  Hülfe  für  Execution 
der  erkannten  Strafen,  so  dass  es  im  Belieben  des  verur- 
theilten  Geistlichen  beispielsweise  stand,  ob  er  sich  der  Haft 
im  Demeritenhause  unterwerfen  wollte  oder  nicht '). 


^)  Verf.-Ürk.  v.  17.  Dez.  1820.  §.  42.:  »Die  Beschwerden  über 
Missbraach  der  kirchlichen  Gewalt  können  jederzeit  bei  der  Regierung 
angebracht  werden.« 

';  Vgl.  daza  meine  oben  cit.  Schrift  S  89.  ff.  —  In  Frankfurt 
a/M.  galten  ebenfalls  die  beiden  CircumscriptioDsbullen  und  das  hier 
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In  den  meisten  der  genannten  Staaten  war,  —  wenn 
wir  das  Ergebniss  der  obigen  Darstellung  kurz  zusammen- 
fassen —  der  Recursus  ab  abusu  fast  ganz  auf  die  kirch- 
liche Disciplinargerichtsbarkeit  beschränkt  ^).  Nur  zuweilen 
stellten  die  Gesetze  den  allgemein  gehaltenen  Satz  auf,  dass 
jeder  geistliche  Amtsmissbrauch  Seitens  der  Staatsbehörde 
zurückgewiesen  werden  düi*fe  *). 


am  2.  M&rz  1830.  pnblicirte  Gesetz  die  Verhält,  d.  oberrhein. 
KirchenproT.  betreffend. 

')  Dass  solche  Recnrse  yon  Geistlichen,  die  das  bischöfliche  Ge- 
richt bestraft  hatte,  wirklich  eingelegt  worden  seien,  behauptete  die 
Denkschrift  d.  oberrhein.  Episcopates  y.  J.  1863.  S.  62. 

*)  Ein  Beispiel  staatlichen  Einschreitens  liefert  die  Schrift:  Die 
katbol.  Zustände  in  Baden  (Regensb.  1843.)  S.  14.  in  dem  Erlass 
der  Badischen  kathol.  Kirchensektion  v.  21.  Jan.  1842.:  »Von  dem 
Directorinm  wird  yorgelegt  1)  ein  Auszug  ans  einer  die  Bekenner 
eyaogelischer  Confession  schmähenden  Predigt,  die  der  Dompräbendar 
Solser  in  Freiburg  am  4.  Adventsonntage  in  dasigem  Münster  gehalten 
kaben  soll;  2)  ein  aus  Freiburg  y.  9.  datirtes  Schreiben,  worin  Be- 
schwerde geführt  wird  über  das  Bestreben  zweier  dortiger  katholischer 
Priester,  des  Dompräbendars  Sulzer  und  des  Vicars  Müller,  in  ihren 
Predigten  die  Protestanten  zu  yerunglimpfen  und  die  Katholiken  gegen 
sie  aufzuregen.  Dazu  bemerkt  das  Directorinm,  dass  die  grossherzog- 
liche Staatsregierung  fest  entschlossen  sei,  den  zwischen  Katholiken 
imd  Protestanten  bisher  bestandenen  Frieden  und  Eintracht  mit  allen 
ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten,  und  nicht  zu 
dulden  Willens  sei,  dass  derselbe  auf  irgend  eine  Weise,  sei  es  aus 
Übertriebenem  Eifer  oder  bösem  Willen  gestört  werde.  Beschluss :  Dem 
hochw.  erzbischöfl.  Ordinariate  beehren  wir  uns  dienstfreundschaftlich 
n  erkennen  zu  geben:  Der  Eintrags  erwähnte,  in  Abschrift  anliegende 
Aaszug  kommt  wie  jenes  Schreiben  y.  9.  d.  aus  einer  ganz  glaubwür- 
digen Quelle  und  der  Grund  der  Beschwerde  gegen  den  Dompräbendar 
Snlzer  and  den  Vicar  Müller  an  der  St.  Martinspfarrei  lässt  sich  nicht 
in  Zweifel  ziehen,  um  so  weniger,  als  beide  Geistliche  ohnehin  im 
Bofe  übertriebener  Eiferer  stehen.  Aber  es  kann  auch  keinem  Zweifel 
onterliegen,  dass  die  Sorge  für  die  Erhaltung  des  religiösen  Friedens 
zwischen  yerschiedenen,  in  derselben  Stadt  wohnenden  Glaubensgenossen 
gebieterisch  fordert,  Priestern,  die  sich  vom  Geiste  der  Unduldsamkeit 
bis  zur  öffentlichen  Schmähung  der  Nichtkatholiken,  der  Bekenner  eines 
Glaubens,  dem  selbst  der  Landesregent  zugethan  ist,  hinreissen  lassen, 
die  Gelegenheit  zu  ihrem  friedenstörenden  Missbrauch  der  Kanzel  un- 
yerweilt  zu  entziehen.  Ist  ein  hochw.  erzbisch.  Ordinariat  damit  ein- 
▼entanden,  und,  wie  wir  hoffen,  auch  geneigt,  die  Hand  zu  bieten,  da- 
aii  dem  üebelstande  abgeholfen,  oder  yielmehr  grössern  Uebelständen 
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Aber  die  Anwendung  auch  dieser  Bestimmungen  ist 
wohl  in  allen  Ländern  der  oberrheinischen  Eirchenprovinz 
eine  spärliche  gewesen.  Die  Kirche  war  einer  so  durch- 
gängigen staatlichen  Controle  unterworfen ,  dass  man  zu 
dem  letzten  Mittel  des  Recurses  kaum  seine  Zuflucht  zu 
nehmen  brauchte  *).  Ueber  das  Placet  hatte  die  Württem- 
bergische Verfassungsurkunde  (§.  71.  f.)  Verordnung 
getroffen  ') ;  es  war  in  B  a  d  e  n  ')  und  den  übrigen  Staaten 


ohDe  Aufsehen,  also  ohne  Untersuchung,  im  Stillen  vorgebengt  werde, 
so  ersuchen  wir  wohl  dasselbe:  1)  den  genannten  zwei  Geistlichen  in 
Freiburg  die  Kanzel  zu  untersagen;  2)  den  Dompräbendar  Sulzer  zu 
yermögen,  sich  sogleich  um  eine  Pfarrei  zu  bewerben  ....  8)  den  Yicar 

Möller  auf  eine  andere  Halfspriesterstelle zu  versetzen.    Diese 

Massnahmen  scheinen  uns  sowohl  zweckmässig  als  nothwendig,  wes- 
wegen wir  einer  gefälligen  Rflckäusserung  entgegensehen. c 

')  Auch  die  nachfolgende  Darstellung  beruht  ausser  auf  den  ge- 
druckten Quellen  auf  den  handschriftlichen  Protokollen  derKarls- 
rnher  Gonferenzen  v.  J.  1852. 

')  Siehe  o  b  e  n  S.  857.  Die  Eirchenverordn.  v.  1880.  bestimmte 
§•  4.:  »Die  von  dem  Erzbischof,  Bischof  und  den  abrigen  kirchlichen 
Behörden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Kreisschreiben  an 
die  Geistlichkeit  und  DiÖcesanen,  durch  welche  dieselben  zu  etwas 
verbunden  werden  sollen,  so  wie  anch  besondere  Yerfagungen  von 
Wichtigkeit  unterliegen  der  Genehmigung  des  Staates  und  können  nur 
mit  der  ansdracklichen  Bemerkung  der  Staatsgenehmigung  (Placet)  kund 
gemacht  oder  erlassen  werden.  Auch  solche  allgemeine  kirchliche  An- 
ordnungen und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche  Gegenstände 
betreffen,  sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzulegen  und  kann 
deren  Kundmachung  erst  alsdann  erfolgen ,  wenn  dazu  die  Staatsbe- 
willigung ertheilt  worden  ist.  §.  5.  Alle  römischen  Bullen,  Breven 
und  sonstige  Erlasse  müssen,  ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung 
gebracht  werden,  die  landesherrliche  Genehmigung  erhalten,  und  selbst 
für  angenommene  Bullen  dauert  ihre  verbindende  Kraft  und  ihre  GQl- 
tigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im  Staat  durch  neuere  Verordnungen 
etwas  anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmigung  ist  aber  nicht 
nur  für  alle  neu  erscheinenden  Bullen  und  Constitutionen,  sondern 
auch  für  alle  froheren  päpstlichen  Anordnungen  nothwendig,  sobald 
davon  Gebrauch  gemacht  werden  will.c 

')  oben  S.  857.  fOr  Frankfurt  kam  noch  in  Betracht  die Con  st i- 
tutions-Ergänzungsacte  v.  18.  Julil8l6.  Art.  85.  88.  —  Ledig- 
lich in  Eurhessen  protestirten  Bischof  und  Domkapitel  gegen  die 
Bestimmungen  des  Edicts  v.  1880.  (Longner,  Darstell.  S.  54.  f.),  die 
dann  auch  in  der  Yerf.U.  v.  5.  Januar  1831.  §.  186.  (wörtlich  gleich- 
lautend Verf.Urk.  v.  13.  April  18ö2.  §.  108.)  eine  Abänderung  dahin 
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eiDgefÜhrt.  Jeder  wtirttembergische  Geistliche  hatte 
einen  Revers  zu  unterschreiben  *),  worin  er  nicht  nur  ver- 
sprach, an  keinen  Zusammenkünften,  Unternehmungen  oder 
AnscMägen  Theil  eu  nehmen,  toelche  isum  Schaden  derselben 
und  gegen  die  öffentliche  Ruhe  gereichen  könnten  . . .  sondern 
auch  keine  päpstliche,  bischöfliche  oder  was  immer  für  eine 
Verordnung,  welche  die  königliche  Genehmigung  nicht  hat, 
und  mir  durch  meinen  Dekan  eukommt,  eu  verkünden,  oder 
eu  voUeieJien^  . . .  die  Staatsgesetjse  und  allerhöchsten  Ver- 
ordnungen sowohl  selbst  auf  das  pünktlichste  zu  befolgen, 
als  auch  meiner  Gemeinde  Ehrfurcht  und  Gehorsam  gegen 
dieselbe  einzuflössen  . . .  Alles  bei  meiner  ünterthanspflicht 
und  Friestertvürde,  und  in  kraft  meines  Ämtseides  auch  so 
lieb  mir  die  Gnade  meines  Königs  und  meine  Kirchen- 
Pfründe  ist. 

Als  der  Bischof  von  Rottenburg  i.  J.  1842.  ein 
päpstliches  Breve  betreffend  die  gemischten  Ehen  veröffent- 
lichen wollte,  schlug  ihm  seine  Regierung  das  geradezu  ab, 
und  rügte  mit  scharfen  Worten  die  verkehrte  Handlungs- 
weise des  Bischofs  ').  Ebenso  wie  die  b  a  d  i  s  c  h  e  Regie- 
erfahren: »b)  die  TOD  dem  Bischöfe  und  den  Qbrigen  katholischen 
KirchenbehOrden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Ereisschreiben 
n.  dergl.  allgemeinen  Erlasse,  an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen, 
welche  nicht  reine  Glaubens-  und  kirchliche  Lehrsachen  betreffen,  oder 
darch  welche  dieselben  zu  etwas  verbunden  werden  sollen,  was  nicht 
ganz  in  dem  eigenthQm liehen  Wirkungskreise  der  Kirche  liegt,  be- 
dürfen der  Genehmigung  des  Staates  und  können  nur  mit  solcher  kand 
gemacht  und  in  Ausführung  gebracht  werden,  c)  solche  allgemeinen 
Erlasse  der  Kirchenbehörde,  welche  rein  geistliche  Gegenstände  be- 
treffen, sind  der  einschlägigen  Staatsbehörde  zur  Einsicht  vorzulegen, 
und  diese  wird  die  Bekanntmachung  nicht  hindern,  wenn  der  Inhalt 
keinen  Nachtheil  dem  Staate  bringen  würde ;  d)  von  allen  bischöflichen, 
unmittelbaren  oder  mittelbaren  Gommunicationen  mit  dem  p&pstlichen 
Stahle,  welche  nicht  etwa  lediglich  in  Beziehung  auf  einzelne  Fälle 
der  eigentlichen  Seelsorge  oder  auf  gewöhnliche  der  römischen  Curie 
unstreitig  zukommende  Dispensationen  beabsichtigt  werden  möchten, 
noch  blos  in  Glückwünschungs-,  Danksagungs-  und  anderen  dergleichen 
Ceremonialscbreiben  bestehen,  wird  die  Staatsregierung  durch  den  lan- 
desherrlichen Bevollmächtigten  bei  dem  Bisthume  nach  wie  vor  Ein- 
sicht nehmen  lassen.« 

^)  Vgl.  Longner,  Darstell.  278. 

*)  Vgl.  histor.-polit.  Blätter  17.,  781.  ff. 
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rung  den  Verfligungen  des  Erzbischofes ,  welche  die  Ver- 
nichtung des  8.  g.  Seh af fb  auser  Vereins  erstrebten,  die 
Genehmigung  versagte  *),  und  die  Verweisung  in  dem  An- 
tritts-Hirtenbriefe des  Erzbischofs  I  g  n  a  z  auf  das  von  seinem 
Vorgänger  erlassene  Rituale  einfach  strich  '),  da  für  das 
letztere,  obgleich  es  Straf  bestimmungen  enthielt,  die  landes- 
herrliche Genehmigung  nicht  nachgesucht  war. 

Die  Erziehung  der  Geistlichen  erfolgte  überall  unter 
staatlicher  Oberaufsicht  '),  und  die  Staatsregierungen  Hessen 
sich  eine  Einrede  der  Bischöfe   oder   des  Papstes  nicht  ge- 


1)  Vgl.  kathol.  Zast&nde  Abth.  1.,  74. 

')  Nebeuius,  a.  a.  0.  182. 

^)  In  Wart temberg  bestanden  zwei  niedere  Conyicte:  Ehingen 
und  Rottweil.  Die  Errichtung  beruhte  auf  der  Minister] al-Ver- 
ordn.  y.  20.  Sept.  1824.  Sie  sollten  zu  Vorbereitungsstudien  dienen 
an  den  Gymnasien,  die  in  den  beiden  Orten  getrennt  yon  den  Convict- 
stellen  sich  befanden.  Sie  standen  unter  Leitung  des  Staates,  durch 
welchen  die  Anstellung  der  Vorsteher  (nach  Rücksprache  mit  dem  Bi- 
schöfe), der  Repetenten,  die  Aufnahme  und  Entlassung  der  Zöglinge 
erfolgte.  —  Dann  traten  die  Zöglinge  in  das  höhere,  1818.  begrQndete 
Wilhelmsstift  zu  Tabingen,  um  einen  yierjährigen  Jahrescurs 
an  der  üniyersit&t  zu  absoWiren.  Auch  hier  war  eine  staatliche  Ober- 
aufsicht, ohne  jedoch  den  Einfluss  des  Bischofes  anszuschliessen.  Or- 
gan. Bestimm,  betr.  d.  Vereinig,  d.  kathol.  Lehranstalt  mit  d.  Landes- 
oniyersität  y.  J.  1818.  ^  In  B  a  d  e  n  ezistirten  keine  niederen  Conyicte, 
sondern  nur  ein  höheres  Collegium  theologicum  in  Freiburg.  Dies 
war  üniyersitatsanstalt  unter  dem  Minister  des  Innern.  Der  geistliche 
Director  wurde  nach  Anhörung  des  Erzbischofes  yom  Orossherzog  er- 
nannt, die  zwei  Repetenten  yom  Minister.  Die  Aufsicht  wurde  durch 
eine  aus  dem  Director  und  Professoren  der  theologischen  Facult&t  be- 
stehende Gommission  geführt.  Die  Einwirkungen  des  Erzbischofes 
beschränkten  sich  darauf,  dass  er  zu  den  Semestralprüfungen  und 
Öffentlichen  Acten  Gommiss&re  schicken,  persönlich  das  Haus  besuchen 
und  die  Alumnen  yor  sich  rufen,  Einsicht  in  die  halbjährlichen  General- 
berichte des  Directoriums  nehmen,  Anträge  an  das  Ministerium  stellen 
durfte,  und  dass  neue  Disciplinaryerordnungen  ihm  zur  Kenntnissnahme 
mitgetheilt  werden  mussten.  Stat.  y.  1.  Juli  1818.  (mit  dem  Erzbischofe 
vereinbart);  i.  J.  1852.  yerlangte  der  Erzbischof  dagegen  eine  grössere 
Einwirkung  auf  das  Gonyict  und  erklärte  anderen  Falls  den  Candi- 
daten  aus  demselben  die  Weihen  yerweigern  zu  müssen.  Dies  hatte 
die  Schliessung  der  Anstalt  zur  Folge.  —  Vgl.  auch  Karlsruher 
Zeit.  Jahrg.  1854.  No.  129.  —  Eurhessen:  Das  Seminar  in  Fulda 
entsprach  den  tri  dentinischen  Vorschriften  nicht.    Nassau:  Es  gab 
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faileo.  Die  Beschwerde  des  Freiburger  Erzbiscbofes 
gegen  Professor  Reichlio  Meldegg  in  Freibarg  blieb 
ohne  jeden  Erfolg  *).  Das  Schreibeu  der  römischeii  Curie, 
durch  welches  die  Entfemung  der  Freib  urger  Professoren 
Sehr  e-i  her  und  Am  mann  von  ihren  Lehrstühlen  ver- 
langt wurde,  hatto  nur  eine  ablehnende  Antwort  der  Re- 
gierung zur  Folge  *). 

Die  geistlichen  Prüfungen  wurden  von  Staatsbeamten 
vorgenommen  '),   die   geistlichen  Stellen   durch   die   Staats- 

gftr  keine  CoDTicte,  doch  wurde  d^m  Bltcbof  spAter  auf  Widerruf  ge- 
■tsttet,  in  Hadamar  deo  QfmnügiaateQ,  welche  Theologie  aiudiren 
«ollteo,  anf  Wunsch  Wohnung  und  Verpflegung  zu  geben  und  sie  durch 
den  Director  besonders  Oberwachea  zu  lassen. 

')  abgedruckt  bei  Ketteier,  das  RecJit  n.  d.  RecbtSBcbuti  d. 
kathol.  Kirche  in  Deutschland  (Maine  1854.)  25. 

*J  Vgl  den  Schriftwechsel  in  Anlage  VII.  Dagegen  wurde  um« 
gekehrt  Prof.  Mack  io  TQbingpn  abgesetzt,  Brflck  a.  a.  0.  179. 
Prof  Biffel  peusioDirt,  Katholik  1663.  1.,  5G6.  ff. 

Freilich  gab  zuletzt  die  hndiache  Beglerung  iu  so  weit  nach,  dats 
Prof.  Schreiber  in  die  pbilrisophische  Facultftt  transferirt  wurde,  vgl. 
die  Urkk.  hei  Rhein  wal  d  Acta    1P36.  404.  ff.    (Hamburg  ISSit.) 

■)  In  Worttemberg  erfolgte  nach  g  6.  des  Stat  f.  d.  Priester- 
Seminar  die  Aut'nahme  durch  den  iJiBchof  auf  Grund  einer  Prüfung, 
die  nach  beendigtem  akademischen  Lehrcuraus  von  der  katholischen 
Facultftt  im  Beisein  von  Aligeordneteu  des  bischöflichen  Ordinariates 
nud  des  Kirchenrathea  abgehalten  wurde.  Das  Ordinariat  übergab  die 
Liste  der  GeprQrten  sq  den  Kirchenrath,  der  Untaugliche,  die  dei 
landesberrlichen  Tiscbtitels  nnwerth  erachtet  waren ,  ansschl testen 
konnte.  Die  DienstprUfung  der  Geistlichen  wurde  ISIO— 39.  allein  Tom 
Oberkirchen rath  abgehalten.  Nach  einer  TTebereinkunft  mit  dem  Bi- 
schöfe ordnete  dieser  seit  1629  einen  Domherrn  nach  Stuttgart  ab, 
der  auch  ober  die  PrUfung  mit  eotscbied.  $.  29.  d.  Verord  t.  80. 
Januar  1830.  —  1844.  verlangte  der  Bischof  Aiisscbliesaung  der  Staats- 
behörde und  VerleguDK  der  Prflfung  nach  Rottenhurg,  Als  dies  ab- 
gesehlagen wurde,  nahni  er  an  den  PrQfungen  vicbt  mehr  Tbeil,  lo 
daas  diese  allein  von  den  Kirchenrathe  und  ebenso  aber  nicht  regelmls- 
sig  von  dem  Ordinariate  Torgennmmen  wurden.  —  In  Baden  erfolgtedas 
Examen  zur  Aufnahme  in  das  Priesterseminar  vor  dem  Ordinariate  und 
einem  landesberrlichen  Commissar,  welcher  prüfte,  ob  der  Candidat 
die  Bedingungen  vor  dem  Uebei^ng  zur  üniversitAt  erfallt,  Vor- 
lesungen gehört,  Semestralexamina  Überstanden  etc.  Zur  Piarrconcnrs- 
prOfung  ernannte  der  Erzbischof  Examinatoren  für  Dogmaiik  und 
Uora!  und  einen  CommiBsar,  der  Oberkirchen  rath  für  Kirchenrecht  und 
Pastoral wissenachaft  und  gleichtalls  eiuen  Commissar:  ein  fünfter 
S.  Filedbeig,  D.  UiHbr.  0.  ttfiH.  Amtisewall.  SS 
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Examinator,  der  ein  Bczirksvisitator  war,  wurde  von  beiden  vereinbart, 
üeber  den  Pfarrconcurs  galt  die  Yerordn.  v.  10.  April  1840.,  gegen 
welche  der  Erzbischof  remonstrirte. 

In  Hessen  war  zur  AusfQhrung  des  $.  25.  der  Yerordn.  v.  30. 
Januar  1830.  beschlossen  gewesen,  an  der  Landesuni versit&t  Marburg 
eine  katholische  Facultät  zu  begründen,  ein  Staatsvertrag  deswegen 
mit  Nassau  abgeschlossen  und  ratificirt,  auch  die  Facultät  selbst  je- 
doch bei  ungenügender  Besetzung  und  ohne  eine  vorgängige  Verhand- 
lung mit  dem  Bischöfe  eröffnet  worden.  Allein  der  Widerspruch  von 
Bischof  und  Domkapitel,  ihre  üngeneigtheit,  das  bischöfliche  Seminar 
in  Fulda  der  Facultät  zu  incorporiren,  hatte  die  Folge,  dass  Nassau 
von  dem  Vertrage  zurücktrat  und  die  Ausführung  desselben  unterblieb. 

Da  der  Bischof  dann  den  Besuch  von  Universitäten  überhaupt  als 
den  katholischen  Theologen  schädlich  erklärte,  so  war  die  Consequenz, 
dass  das  Ges.  v.  2!)  October  1833.  von  der  Nothwendigkeit  des  Studiums 
auf  der  Laudesunivorsität  für  katholische  Theologen  absah,  und  der 
Beschluss  v.  30.  August  1837.  die  $$.  26.  und  27.  der  landesherrlichen 
Verordnung  v.  30.  Januar  1830.  dahin  modificirte,  dass  die  Aufnahme 
in  das  Priesterseminar  zu  Fulda  nicht  erst  nach  Ablauf  einer  drei- 
jährigen Studienzeit,  sondern  auch  während  derselben  erfolgen  könne, 
und  überhaupt  nur  ein  vierjähriges  Studium  innerhalb  oder  ausserhalb 
des  Seminars  gefordert  würde. 

Nach  Absolvirung  desselben  wurde  die  Prüfung  vorgenommen  durch 
eine  nicht  eigentlich  organisirte  Behörde.  Die  Functionen  des  staat- 
lichen Commissars  waren  seit  dem  Jahr  1838.  einstweilen  dem  Schul - 
lehrseminardirector  und  einem  Regierungsrath  übertragen  worden. 

Die  Erlangung  des  landesherrlichen  Tischtitels  wurde  Seitens  der 
Regierung  als  Bedingung  der  Anstellbarkeit  betrachtet,  und  empfing 
durch  den  Beseht,  v.  16.  September  1829.  nähere,  von  dem  Fuldaer 
Domkapitel  vergebens  bekämpfte  Regelung.  Die  im  $.  29.  der  Yerordn. 
V.  30.  Januar  1830.  vorgeschriebeneu  jährlichen  Concursprüfungen  waren 
bei  der  Kleinheit  der  Diöcese  nicht  durchgeführt  worden.  Es  galten 
in  dieser  heziehung  die  Prüfungen  vor  Aufnahme  der  Candidaten  in 
den  geistlichen  Stand,  beim  Verlassen  des  Seminars  und  schliesslich 
die  nach  dem  Tridentinum  alle  drei  Jahr  stattfindenden  —  so  weit 
diese  Bestimmungen  praktisch  wurden  —  als  aasreichend. 

Das  Lehrerpersonal  an  dem  Seminar  wurde  vom  Bischof  unter 
Beirath  des  Capitels  ernannt;  nur  für  den  Regens  und  Subregens  be- 
durfte es  landesherrlicher  Bestätigung.    (Verord.  v.  31.  Aug.  1819.) 

In  Nassau  fand  die  Prüfung  der  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  nach  vollendetem  dreijährigem  theologischem  Studium  und  vor 
Aufnahme  in  das  Pricsterseminar  zu  Limburg  unter  Mitwirkung  der 
Staatsbehörden  statt.  Es  wurden  dabei  nicht  nur  die  Prüfungscom- 
missarien  im  Einvernehmen  mit  der  Staatsregierung  bestellt,  sondern 
auch  dieser  die  Prüfungsacten  zugestellt,  um  zu  ermitteln,  ob  das 
Maturitätsexamen  auf  dem  Gymnasium  gemacht,  die  vorgeschriebenen 
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UuiverBitataatudien  abaolvirt  uod  ketae  weiteren  HiodernisBe  fOr  die 
ErlanguDg  des  zur  Anitpllang  absolut  QOtbveDdigeD  laadeaherrlicbeu 
TUcb titeis  TorbHodeo  seien. 

PrarrcoDcorsprflfLingen  waren  auch  in  Nassao  nicbt  durcligefahrt 
worden. 

')  In  Württemberg  ordnete  die  VerfOg.  t.  19.  Febr.  1803.  das 
landesberrllcbe  Patronat  als  Emanation  der  Landesbobeit  Dberall  an, 
wo  es  nicht  einem  dritten  zustehe.  1M5.  wurden  damit  die  Ernennnngs- 
nnd  PrOsenlatioDBrechte  der  EOrperscbarten  rereiniut,  und  besonders 
1811.  der  Bospitüler  und  Öffentlichen  Stirtnugen,  Bei  Privatpatronalen 
best&tigle  der  Landesherr  seit  1805.  und  devolrirte  an  diesen  das  Prft- 
•entstioDSrecht.  Kei  aus  öffentlichen  Mitteln  neu  begrOndeten  Eirehen- 
sUtteo  war  der  Landesherr  Patron.  Nach  %.  79.  der  VU.  v.  25.  Sept. 
1819  hatte  der  Oberbircbenraih  dem  Könige  TorschiSge  zu  machen 
and  die  Ernannten  dem  Ordinariate  zu  priaentiren.  Durch  Enlschlies- 
■nng  T.  10.  Juli  1814.  wurde  die  Devolution  an  den  Bischof  bei  Privat- 
patronaten  eingeführt,  doch  mit  landesherrlicher  Beatfitigung.  Endlich 
rinmte  die  EmschliesB  t.  25.  Sept.  1644.  dem  Bischof  das  Nomiuations- 
recht  zu  15.  Pfarreien  ein,  wovon  dieser  jedoch  keinen  Oebraucb 
machte.  In  lladen  ernannte  der  Qrosshcrzog  kraft  seiner  Landes- 
hoheit, I.  Conslit.  Ed.  V.  Mai  1807.  %  19.  21.  Die  Privatpatronate 
waren  nnbedeutead,  nachdem  durch  das  J[.  Const.  Ed.  v.  14.  Juli  It^lS. 
du  Patrooatrecht  der  Gemeinheiten  und  Körperschaften  und  durch 
das  Obs.  v.  24.  [lebruar  1849.  das  Patron atncbt  der  Fürsten  von 
Fürstenberg  und  Leiningen  aufgehoben  waren.  Üie  Normen  über 
Privatpatronate  famleo  sich  in  dem  Kircbenlehnsberrlichkeitsedict  t, 
34  Mtrz  IwOa,  und  der  Verordn.  v,  28.  Dez.  1815.  In  di'U  vormals 
Osterr,  Pfarreien  galten  die  Osterreichiachen  Cuneiirsbestimmungen.  — 
TgL  Dbrigens  unten.  In  ChnrheBsen  wurde  die  Collation  der  Ben e- 
flcien,  welche  vermOgc  landesherrlich  an  Patronates  dem  Kurforsten  su- 
■tand,  dem  Bischöfe  übertragen  far  die  Pfarreien  der  Provinzen  Ober- 
nnd  Niederbesaen  mit  Ausschluss  der  Pfarrei  Rotenburg,  fur  die  in- 
ländischen Pfarreien  im  ehemaligen  FOretbislhum  Fulda  nach  der 
Uebereinkunft  V.  31.  M&rz  1S04.  alieniirend  mit  dem  Landesberrn,  and 
im  FQrsteuthum  Kassel  mit  Beirath  des  Domkapitels.  Ebenso  ernannte 
der  Bischof  die  Vicare,  Caplünc,  Cooperatoren,  mit  Ausnahme  derer  bei 
der  Uomkirche  zu  p'ulda  und  der  katbalischen  Kirche  zu  Kassel,  für 
welche  noch  landesherrliche  Zustimmung  einzuholen  war,  nach  Rath 
des  Capitels.  Ges.  v.  30.  Aug.  181S.  In  Nassau  sollte  nacb  dem 
Oes.  T.  :!l.  August  180J.  Pos.  I.  das  Patronatrecht  in  den  neu  aqui- 
rirteu  Laudestheilen  in  allen  Fallen  auf  den  l.andesherrn  devolvirt 
■ein,  wu  der  vorige  Regent  jener  Territorien  oder  auf  der  linken  Khem* 
Seite  befindliche  Corporuicnen  dasselbe  ausgeübt  hatten.  Seit  GrQudang 
der  (Aerrheinischen  Kirchenprovüu  war  jedoch  jedeemil  dae  Gutachten 
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lirt.  Die  württerabergischen  Condoitenlisten  enthielten  eine 
eigene  Rubrik:  Fleiss  und  Treue  in  Befolgung  der  könig- 
lichen Verordnungen  *). 

Die  Bischofswahl  wurde  durch  landesherrliche  Com- 
missarien  überwacht '),  das  bürgerliche  Gesetz  endlich  ohne 
Ausnahme  auch  auf  die  Geistlichen  ausgedehnt ').  Es  war 
somit  keine  grosse  Wahrscheinlichkeit  vorhanden,  dass  dem 
Staate  feindlich  gesinnte  Cleriker  erzogen  oder  in  geistliche 
Stellen  gesetzt  würden;  eine  noch  geringere ,  dass  sie  die 
ihnen  gesetzlich  gezogenen  Schranken  durchbrechen  und 
erst  durch  die  letzte  des  Recursus  ab  abusu  an  das  Mass 
ihrer  Befugnisse  erinnert  werden  müssten. 


Und  dabei  fiel  auch  in  nicht  geringem  Masse  ins  Ge- 
wicht,  dass  ein  Theil  der  Bischöfe ,  der  Clerus  fast  ganz 
Reformbestrebungen  huldigte,  welche  auf  Seiten  der  Staats- 
behörde das  wärmste  Entgegenkommen  fanden  und  schliess- 
lich doch  nur  durch  den  Staat  zu  realisiren  waren. 

Jene  würdigen,  von  dem  jesuitischen  Geiste  noch  nicht 
angesteckten  Männer  kamen   in   ihren  Zielen  mit  den  Auf- 


^ 


des  Bischofs  eingeholt  worden  und  dieser  wurde  am  neuen  Vorscbifigen 
aufgefordert,  falls  seinen  früheren  nicht  Folge  gegeben  war.  Die  Pfarr- 
verwalter  hatte  der  Bischof  ernannt  mit  Vorbehalt  nachberiger  staat- 
licher Genehmigung.  Die  Kaplane  ganz  selbstst&ndig.  In  Frankfurt 
war  yon  den  drei  katholischen  Pfarrern  der  eine  jedesmal  ein  Lim- 
burger Domherr.  Zur  Besetzung  der  beiden  anderen  Stellen  wurden 
dem  Senate  von  der  katholischen  Kirchen-  und  Schulcommission  drei 
Candidaten  zur  Auswahl  vorgeschlagen. 

>)  Lang,  Samml.  d.Warttemb  Kirchengesetze  (Bd.  10.  der  Reyscher- 
sehen  Ges.Samml.)  (Tübingen  1886.)  637. 

*)  Fundat.  Instr.  Art.  L  cbendas.  Art.  3.  wird  der  Eid  des 
Bischofs  dahin  normirt:  »Ich  schwöre  und  verspreche  bei  dem  beil. 
Evangelium  Gottes  Seiner  p.  p  sowie  den  Gesetzen  des  Staates  Ge- 
horsam und  Treue.  Ferner  verspreche  ich,  kein  Einverst&ndniss  zu 
unterhalten,  an  keiner  Berathschlagnng  Theil  zu  nehmen  und  weder 
im  In-  noch  Auslande  Verbindungen  einzugehen,  welche  die  öffentliche 
Ruhe  gefährden;  vielmehr  wenn  ich  von  iigend  einem  Anschlage  zum 
Nachtbeile  des  Staates,  sei  es  in  meiner  D'öcese  oder  anderswo  Kunde 
erhalten  habe,  solches  Seiner  p.  p.  zu  eröffnen.« 

•)  Württemb.  Verf.U.  S-  73.  Kurh.  Vü.  v.J.  1852.8.104. 
ili  ssen-Darmst.  Vü.  8-  41. 
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klarem  des  vergaogeDen  Jahrhunderts  in  manchen  Punkten 
(iberein.  Aber  es  mangelte  ihnen  die  Frivolität,  welche  da< 
mala  das  ganze  Kircheothum  durchzog.  Es  war  ihnen  mit 
ihrer  Kirche  heiliger  Ernst,  und  darum  wollten  sie  den  Qotte»- 
dienst  von  jenen  AuswUchsen  reinigen,  die  heut  zu  Tage 
„sftehrwUrdige"  genannt  werden ,  darum  wollten  sie  da« 
CSlibat  beseitigen,  die  Wallfahrten  beschränken,  die  Laien  an 
dem  Kirchenregimente  betheiligt  wissen,  die  Abhängigkeit 
von  Rom  brechen.  Sie  wünschten  nicht  das  äusserliche 
Regiment  über  den  Staat,  wie  es  Rom  stets  erstrebt  hat; 
üe  fanden  ihr  volles  OenÜgen  in  einem  innerlichen  religiösen 
Leben  unter  der  Obhut  des  Staates ,  dessen  Hoheitsrechte 
sie  nicht  zu  verkürzen  trachteten  ^). 

Die  römische  Curie  hatte  die  Gestaltung  der  so  eben 
geschilderten  Rechtslage  in  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz  nicht  ganz  stillschweigend  mitangesehen. 

Am  30.  Juni  1830.  richtete  Pius  VlI.  an  die  Bischöfe 
der  oberrheinischen  Territorien  ein  Schreiben  *),  worin  er 
sie  aufforderte,  ihre  Diöcesaneingesessenen  zu  unterrichten 
de  manifestis  principiorum  iüorum  erroribus,  und  das  Mög- 
liche zur  Aufhebung  der  kirchenfeindlichen  Gesetze  zu  ver- 
suchen. Allein  er  fand  nichts  weniger  als  ein  Entgegen- 
kommen auf  Seite  der  Bischöfe.  Lediglich  der  von  Fulda 
liess  sich  durch  die  römische  Curie  auf  den  Weg  der  Oi>po- 
sition  treiben.  Die  übrigen  bebarrten  in  treuem  Gehorsam 
gegen  die  St aature gierungen  *). 

Darum  wandte  sich  der  Papst  direct  an  diese.  In 
einer  Note  v.  5.  Octuber  1833.*)  protestirte  Gregor  XVL 


■)  Vgl  aber  Alles  dieses  BrQck  a.  a.  0.  184.  ff.,  der  Datflrljcb 
TOD  aein«m  uliramnntanen  Standpunkt  ana  allpo  jenen  Scbimpf  apf  die 
redljcheo  Mlaiier  häuft,  welchen  die  heuligpn  UlirainoD tauen  bo  reicb- 
lich  verdienen,  und  sie  jener  Bemlität  beschuldigt,  fDr  welche  die 
deutschen  BiscbOfe  —  nur  mit  vertauichtem  Objccte  —  ein  so  leacb- 
lendea  Beispiel  geben 

'}  bei  Walter,  Fontes  3^B. 

>|  Vgl.  Brnck  a.  a.  0.  123.  ff.,  der  natOrlich  die  staatstreuen  Bi- 
scliCfe  beft>g  schmäht. 

*)  Beilage  VUI.  biahsr  angedruckt. 
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gegen  alle  nach  der  Circumscriptionsbulle  erlassenen  Ver- 
ordnungen. 

Die  Regierungen  antworteten  am  4.  Dezember  18" -6.  *), 
dass  die  betreffenden  Gesetze  als  Konsequenz  des  in  der 
Depesche  vom  4./7.  September  1826.  ausgesprochenen  Vor- 
behaltes anzusehen  seien,  und  dem  Papste  blieb  nichts  übrig, 
als  in  einem  neuen  Schreiben  vom  29.  November  1 839.  die 
Bischöfe  wiederholt  zu  ermuntern,  sich  für  ihr  Tiieil  die 
Beseitigung  der  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  angelegen 
sein  zu  lassen. 

Die  Folge  davon  war  auch  eine  Motion,  welche  der 
Bischof  von  Rottenburg  in  der  Württembergi- 
sehen  Ständeversammlung  vorbrachte,  die  aber  weder  bei 
der  Regierung  noch  bei  den  Kammern,  noch  selbst  bei  dem 
Domkapitel  irgendwie  Anklang  fand  *). 

6. 
Die  Hbrigen  dentsohen  Staaten. 

Ich  lasse  jetzt  eine  gedrängte  Darstellung  des  Rechts 
in  denjenigen  Ländern  folgen,  in  welchen  wir  über  eine 
historische  Entwicklung  des  Recursus  ad  principem  nichts 
zu  berichten  haben. 

Im  KönigreicheSachsen  waren  durch  das  Man- 
dat V.  16.  Februar  1807.  die  Katholiken  in  Bezug  auf 
ihre  Religionsübung  den  Protestanten  gleichgestellt  worden  ^)  ,* 
das  Verhältniss  der  katholischen  Kirche  zum  Staat  wurde 
durch  das  Mandat  v.   19.  Februar  1827.  geregelt  *). 

Danach  sollte  die  Bekanntmachung  allgemeiner  vom  rö- 
mischen Stuhl  oder  vom  apostolischen  Vicariate  in  Dresden 
—  der  obersten  geistlichen  Behörde  für  das  Königreich 
Sachsen  —  (§.  1.)*)  ausgehender  Anordnungen  ohne  landes- 
herrUches  Placet  nicht  vorgenommen  werden. 

')  Beilage  IX.  gleichfalls  bisher  uDgedruckt. 

»)  Vgl.  Brück  a.  a.  0.  269.  ff. 

')  Schreyer,  Cod.  d.  im  Königr.  Sachsen  geltenden  Kirchen-  und 
Schulrechts  (Leipzig  1864.)  204. 

*)  eben  das.  281.  Ges.  Samml.  v.  1827.  S.  13.  f.  —  Ueber 
die  Geschichte  dieses  Gesetzes  ygl.  Weber,  Sachs.  Kirchenr.  (2. 
Ausg.)  1  ,  4-t. 

^)  Vgl.  auch  Mejer,  Propaganda  2.,  öOö.  ff. 
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Aach  behielt  der  König  sich  vor,  in  etwa  vorkommen- 
den Fällen,  u?elche  auf  Unsere  landesherrliche  Gerechtsame 
Einfiuss  habeii  können  und  bei  Beschwerden  über  Mtssbraueh 
der  von  dem  Vicariate  auseuübenden  geistlichen  Getcalt  auf 
ein  Gutachten  des  Geheimenrathes  ^)  und  nachdem  aicli  dieser 
mit  dem   Vicar  ins   Vernehmen  gesetet,  zu  entsdieiden. 

Ausserdem  wurde  dem  katholiachen  Consietorium  über- 
trageo  die  Aufsicht  Über  den  Lebenswandel  und  die  Amts- 
ftihrung  der  Q-eistlicben  und  die  Befugnise,  deswegen  Zu- 
rechtweisungeD  und  nach  einem  dem  Vicariate  erstatteten 
Vortrag  Strafen  zu  verhängen,  ferner  die  Gencbtabarkeit 
über  die  Personalsachen  der  OeiatUchen  in  erster  Instanz, 
so  wie  über  die  Ehe-  und  Spousaliensachen ;  und  zwar  sollte 
Form  und  Inhalt  des  Verfahrens,  soweit  nicht  entweder  in 
Ehesachen  die  Dogmen  der  katholixchen  Kirche  entgegen- 
stehen, oder  bei  der  Bestrafung  kirchlicher  Verbrechen  der 
katholischen  Geistlichen  oder  solcher  Vergehungen  katho- 
lischer Glaubensgenossen,  welche  mit  Kirchenstrafe  geahndet 
werden,  die  Vorschriften  des  canonischen  Rechtes  zugleich 
von  ihm  in  Obacht  zu  nehmen  sind  —  nach  den  Vorschriften 
der  Landesgesetze  sich  richten. 

Erst  das  Gesetz  v.  28.  Januar  1835.  ')  hob  den  pri- 
vilegirten  Gerichtsstand  der  Cleriker  auf,  während  die 
Verf.Urk.  v.  7.  September  1831.  die  Grundsätze  des 
alten  Rechts  dahin  wiederholte,  dass  sie  im  §.  58.  aussprach  : 

Beschwerden  über  Missbrauch  der  kirchlichen  Geuialt 
können  auch  bis  eu  der  obersten  weltlichen  Staatsbehörde 
gebracht  werden  *). 

')  An  Stelle  deaaelben  ist  nach  den  Terordn.  t.  7.  November 
1831.  S  '>•  B  und  S.  9.  Schrejer  a.  a  0.  334.  f.  das  Cultuaminiite- 
rium  getreten. 

')  Schreyer  a.  a.  0-  ^OS. 

*)  Bemerkenawertli  erscheint,  <laaa  nach  der  königlichen 
Resolnt.  v,  26.  Mäiz  1836  der  vou  den  katholiachen  Oeiatlichen  sa 
leistende  Uaterihanen-  und  Diensteid  lautet:  *Ego  N.  N-  per  Denm 
juro  aiqiie  pi  omitio.  qund  Anguatiavinio  Frincipi  etc.  nee  non  legibos 
patriis  regiii  Sazoniae  debitam  et  promisaam  obedientiam  atque  fideli- 
lalem,  constitiitioni  quoque  Regrti  Sazouiae  (alao  auch  dem  Recursui 
ab  abuiu)  etricte  praeBiabo  per  Deum  et  a.  Erangelium.'  Wfthrend  es 
früher  statt  dessen  gehcissen  hatte:  ilegea  Tern  patrias  regni  Saxouiae, 
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Im  G  r  OS  sh  er  zogt  h  umSachs  en-We  im  arwurde 
am  7.  October  1823.  eine  Verordnung  über  das  Eirchen- 
wesen  erlassen  ^),  welche  die  staatlichen  Hobeitsrechte  auf 
das  Entschiedenste  wahrnahm  '). 

Gleich  der  §.  2.  erklärte,  dass  ohne  Vorbewtisst  und  Ge- 
nehmigung des  Staates  kein  kirchUcher  Oberer  für  sich  selbst 
oder  durch  Abgeordnete  und  Stellvertreter,  diese  mögen 
Namen  haben,  wie  sie  wollen,  irgend  einen  £influss  auf  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  des  Orossherzogthumes  aus- 
üben dürfe. 

§.  3.  nahm  das  Placet  in  grösstmöglicher  Ausdehnung 
in  Anspruch  und  §.  5.  bestimmte:  Gegen  Aeusserungen  der 
geistlichen  Gewalt,  insonderheit  auch  wenn  wegen  übertretener 
Kirchengesetee  Bussen  verhängt  worden  sind,  findet  ein  Re- 
curs  an  den  Landesherm  statt.  Es  wird  dann  vorkommen- 
den Falles  —  nach  dem  Befinden  durch  die  Immediat-Com- 
mission  oder  sonst  —  eine  Untersuchung  darüber  angeordnet 
werden,  ob  die  geistliche  Be/iörde  innerhalb  ihrer  Amts- 
grenzen  den  gesetzlichen  Gang  und  die  kanonischen  Vor- 
Schriften  beobacJäet  habe. 

Die  in  diesem  Paragraphen  genannte  Immediat-Com- 
mission  sollte  als  Specialbehörde  für  das  katholische  Kirchen- 
und  Schulwesen  eingerichtet  werden,  und  in  der  Regel  zwei 
katholische  Mitglieder,  ein  geistliches  und  ein  weltliches  ent- 
halten ').  Auch  die  Disciplinargewalt  über  die  Geistlichen 
als  Staatsdiener  fiel  unter  die  Competenz  dieser  Behörde. 
Sie  konnte,  nach  Communication  mit  dem  Bischöfe,  Ver- 
setzung, Suspension  und  Amtsentsetzung  aussprechen,  und 
hatte  alle  geistlichen  Disciplinarvergehen  dem  Bischöfe  zur 
Anzeige  zu  bringen.     Denn   diesem   gebührte   nach  §.  39.: 


qnae  nee  dogmata  fidei,  nee  discipliDam  s.  Ecciesiae  catholicae  vetant, 
qua  conscieDtiam  direct  vas  respecrurus.« 

>)  bei  Weiss,  Corp.  iur.  cath.  328.  ff. 

')  Vgl  auch  Mejcr,  Propaganda  2.,  502.  Das  Generalvicariat  zu 
Fulda  protestirte  gegen  das  Oesetz.  Arch.  f.  kath.  Kirchcnr. 
6.,  896. 

")  I.  J.  1861.  untersagte  der  Bischof  yon  Fulda  dem  katholischen 
Stadtpfarrer  von  Weimar  den  Eintritt  in  die  Commission;  in  Folge 
dessen  wurde  ein  protestantischer  Geistlicher  provisorisch  mit  dessen 
Functionen  betraut    Arch.  f.  kath.  K  i  r  c  h  e  n  r.  6.,  395.  ff. 
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Die  Aofsicht  über  die  Amtsführung,  die  Lehre  und  den 
Wandel  der  seiner  Diöcese  unterworfenen  Geistlichen  mit 
dem  kirchlichen  Censur-  und  Strafrechte.  Doch  sollte  es 
bei  Verhängung  von  Einsperrung  über  vier  Wochen,  Sus- 
pension von  Amt  und  Pfründe  —  ausser  wenn  Gefahr  im 
Verzuge  —  Absetzung,  Entlassung  aus  dem  geistlichen 
Stande  und  überhaupt  bei  Strafen,  welche  auch  bürger- 
liche Wirkung  haben,  der  landesherrlichen  Zustimmung  be- 
dürfen ,  und  auch  hier  den  verurtheilten  Geistlichen  wegen 
Hissbrauchs  der  geistlichen  Gewalt  an  den  Landesherm  zu 
recuniren  vorbehalten  sein. 


In  Sachsen-Meiningen  bestimmt  §.  31.  des 
Grundgesetzes  v.  23.  August  1829.,  dass  Be- 
schwerden über  die  Diener  der  Kirche,  wenn  sie  nur  das 
geistliche  Amt  betreffen,  an  die  kirchlichen  Oberen  eingelegt 
werden  müssen,  dass  dagegen  an  die  landesherrliche  welt- 
liche Behörde  recurrirt  werden  solle,  wenn  über  eine  Ueber- 
Bchreitung  geistlicher  Amtsbefugnisse  geklagt  werde. 


Die  Braunschweigische  neue  Landschafts- 
Ordnung  V.  12.  October  1832.  erklärt  im  §.  215.: 

Die  Landesregierung  wird  darüber  halten  ^  dass  die- 
jenigeHf  welchen  nach  der  Verfassung  der  andern  christlichen 
Kirchen  die  Kirchengewalt  £usteht,  solche  weder  missbrauchen 
noch  überschreiten  ^). 

Gleichzeitig  wird  das  Placet  für  allgemeine  kirchliche 
Anordnungen  und  alle  Verfugungen  auswärtiger  geistlicher 
Oberer  vorgeschrieben. 

Ausserdem  bedrohte  das  Cr iminalgesetzbuch  v. 
10.  Juli  1840.  Buch  II.  Tit.  3.  Cap.  3.  §.  282.  die  Geist- 
lichen, welche  ihr  Amt  dazu  missbrauchen,  um  die  Staats- 
verfassung^ die  Staatsregierung  oder  ihre  Verwaltung  zu 
verunglimpf en  f  die  bestehenden  Beligionsgesellschaften  eu 
schmähen  oder  ehrenrührig  eu  beschuldigen  ^  garuse  Körper- 
schaften,  einen  ganjsen  Stand  oder  Eineeine  durch  Ehren- 

*)  Bis  jetxt  ist  der  Recars  jedoch  noch  niemals  zur  Anwendung 
gekommen.  Nach  gQtiger  Mittheilung  des  herzogl.  Staatsministers  von 
Liebe. 
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Tcräfihungen  zu  beleidigen  y  ausser  mit  der  durch  die  Hand- 
lung selbst  verwirkten  Strafe  bei  besonders  schweren  FälleUi 
oder  im  zweiten  Rückfalle  noch  mit  Amtsentlassung. 

In  Oldenburg  war  durch  den  Vertrag  v.  5. 
Januar  1830.  dem  Of&cialate  zuVechta  die  Jurisdiction 
über  Verletzungen  der  Lehre  und  Disciplin,  soweit  sie  nicht 
ein  gemeines  in  den  Kreis  der  staatlichen  Strafcompetenz 
fallendes  Verbrechen  ausmachen,  zugestanden  worden.  Gleich- 
zeitig wurde  ihm  gestattet,  geistliche  Strafen,  Excommuni- 
cation,  Suspension  und  Ämtsentsetzung  zu  erkennen,  doch 
unter  der  Bedingung,  von  den  auf  die  letzteren  gehenden 
Sprüchen  der  Staatsregicrung  Mittheilung  zu  machen. 

Das  Normativ  v.  5.  April  1831.  beh&lt  den  Recurs 
an  den  Landesherrn  vor. 
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IV. 
Vom  Jahre  1848.  Mb  hente. 

Die  Kirche  war  mit  dem  deatechen  Staatswesen  zu 
innig  verbunden,  als  dasa  nicht  die  Krisis,  welche  d.  J.  1846. 
dem  letzteren  brachte,  auch  die  eratere  hlltte  mitunifaaaen 
müaaen. 

Aaf  alle  Fälle  erschien  das  zukünftige  Schicksal  der 
Kirche  bedroht.  Siegte  der  alte  PoUeeisteiat  und  die  Bureau- 
iraiie ,  eo  war  zu  erwarten ,  daes  die  Bande ,  welche  die 
Kirche  an  den  Staat  fesselten,  noch  straffer  würden  ange- 
zogen werden.  Behielt  die  radikale  Demokratie  die  Ober- 
hand ,  BO  hatte  die  Kirche  den  Kampf  gegen  die  Zertrüm- 
merung zu  bestehen,  und  selbst  der  gemässigte  Liberalismue 
lieas  zwar  durch  die  Unklarheit  seiner  kirchlichen  Principien 
die  kirchliche  Organisation  Vortheile  hoffen,  aber  doch 
nur,  wenn  die  Leiter  der  kirchlichen  Bewegung  nach  ein- 
müthigem  Plane  und  ihrea  Zielea  bewusst  vorgingen. 

Zu  diesem  Zwecke  berief  der  Erzbischof  von  Köln 
schon  im  Mai  1848.  eine  Vorsammlung  seiner  Suffi-agane 
nach  Kein  ').  Recht  deutlich  zeigte  es  eich  da,  wie  wenig 
die  bisherigen  Gonceasionen  der  Preusaiachen  Regie- 
rung die  Kirche  befriedigt  hatten.  Man  hatte  jene  als  Ab- 
schlagszahlungen willig  angenommen,  hielt  aber  jetzt  die 
Hand  begehrlich  geöffnet,  um  die  Frucht  in  Empfang  zu 
nehmen,   welche  die  politischen  Verlegenheiten  der  preuesi- 

')  Du  ProtoSoll  der  VerbandlaDgen  im  Arch.  f.  kath.  ER. 
N.  F.  16.,  117.  ff. 
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sehen  Regierung  für  die  Kirche  gezeitigt  hatten.  Die 
preussischen  Bischöfe  der  Kölner  Provinz  wollten  keine 
Trennung  von  Staat  und  Kirche,  aber  Loslösung  der  letz- 
teren aus  den  Armen  des  Staates.  Kein  Placet  mehr,  keine 
appellatio  ab  abusu,  keine  staatliche  Pfründenbesetzung  und 
vor  allen  Dingen  keine  staatliche  Schule  ^). 

Je  höher  aber  so  die  Ziele  waren,  die  man  sich  kirch- 
licherseits  gesteckt  hatte,  um  so  mehr  sah  man  den  Ver- 
handlungen des  Frankfurter  Parlamentes  bangend  ent- 
gegen. 


Am  21.  August  begannen  hier  die  grossen  auf  das  Ver- 
hältniss  von  Staat  und  Kirche  sich  beziehenden  Debatten  '). 
Die  Stellung  der  Parteien  war  sehr  von  einander  verschie- 
den, und  dennoch  zu  dem  gleichen  Ziele  hinstrebend. 

Die  katholische  Fraction  wusste  fast  allein,  was  sie 
wollte.  Sie  warf  den  anderen  Parteien  die  Freiheit  der 
Kirche  als  Lockspeise  hin,  und  zu  einer  Zeit,  wo  die  ma- 
gische Gewalt  des  Wortes  Freiheit  alle  Herzen  beherrschte, 
war  der  Verstand  nicht  immer  in  der  Lage,  das  überwallende 
Gefühl  zu  bemeistern. 

Die  katholischen  Wortführer  characterisirten  die  Kirche 
lediglich  als  eine  Association,  welche  auf  alle  Befugnisse 
der  Vereinsfreiheit  Anspruch  zu  machen  habe.  Sie  thaten, 
als  ob  ein  neuer  Staat  mit  neuen  Bausteinen  zusammen- 
getragen werden  solle.  Dass  ein  historisches  Gemeinwesen 
mit  historischen  Prätentionen,  dass  die  Kirche  mit  ihren  gött- 
lichen Ansprüchen  in  Frage  stehe,  wurde  nicht  berück- 
sichtigt. 

Die  liberale  Partei  ging  auf  die  kirchliche  Freiheit  ein ; 
auch  protestantische  Männer,  welche  das  frühere  büreau- 
kratische  Regiment  über  die  Kirche  hassten,  schütteten  so 
das  Kind  mit  dem  Bade  aus.    Ueberhaupt  stand  die  liberale 


^)  Die  Yersammlung  beschloss  die  Forderung  aufzastellen :  »Das 
ganze  Schulwesen  müsse  anter  Aufsicht  und  Leitung  der  Kirche  ge- 
stellt werden,  also  auch  die  Bildung,  Prüfung,  Anstellung  und  Ent- 
setzung der  Lehrer,  c    a.  a.  0.  120. 

*)  Wigard,  Stenograph.  Bericht  üb.  d.  Verhandl.  d.  deutsch,  con- 
Btituirend.  Nationalversamml.  (Leipzig  1648.)  8.,  1682.  ff. 
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Partei  noch  in  den  politischen  Kinderschuhen.  Sie  glaubte 
die  schwierigsten  Fragen  durch  eine  abstracto  vieldeutige 
Formel  lösen  zu  können ,  und  sie  meinte  eine  vortreflfliche 
Lösung  gefunden  zu  haben  ^  wenn  diese  auf  dem  Principe 
der  Freiheit  beruhe. 

Auch  war  das  Belgische  Vorbild  nicht  ohne  tief- 
wirkenden Einfluss.  Die  Belgische  Verfassungsurkunde, 
das  Prototyp  des  constitutionellen  Staatswesens,  garantirte 
die  kirchliche  Freiheit :  Grund  genug  für  die  liberale  Partei, 
diese  Phrase  zu  adoptiren. 

Neben  der  katholischen  Partei  verfolgte  klare  Tendenzen 
nur  noch  die  radikale  Partei.  Ich  hin  für  die  Trennung 
der  Kirche  vom  Staat ,  so  erklärte  Vogt  aus  G  i  e  s  s  e  n, 
allein  nur  unter  der  Bedingung,  dass  überhaupt  das,  was 
Kirche  genannt  wird,  vernichtet  werde.  In  der  That  wollte 
man  das  Kirchenthum  als  solches  beseitigen,  so  musste  es 
zuvörderst  vom  Staate  losgelöst  und  ihm  die  frühere  staat- 
liche Stütze  entzogen  werden. 

Allerdings  fehlte  es  in  der  Frankfurter  Versamm- 
lung auch  nicht  an  Männern,  welche  warnend  ihre  Stinmie 
erhoben. 

Die  Trennung  der  Kirche  vom  Staate,  erklärte  Syl- 
vester Jordan  '),  so  wie  die  Kirchen  jetzt  sind ,  führt 
zu  Jceinem  Ziel^  weil  sie  praktisch  unfruchtbar,  ja  sogar  ge- 
fährlich ist,  weil  dann  die  Kirchengewalt  in  ihren  Privat- 
und  SonderzwecJcen  würde  freier  fortmanipulirefi  können,  als 
es  bisher  schon  der  Fall  war. 

Und  der  baierische  Cultusminister  von  B e i s  1  e r 
sprach  das  durch  die  späteren  Ereignisse  nicht  wenig  be- 
stätigte Wort  *) :  Wenn  Sie  die  Verfassung  der  Kirche  lassen, 
wie  sie  ist,  und  die  Kirche  vom  Staate  trennen;  wenn  Sie, 
was  ebenfalls  verlangt  wird,  die  Schule  mit  hinübergeben; 
wenn  Sie,  was  wieder  verlangt  wird,  ein  Wahlgesetz  auf 
breitester  demokratischer  Basis  bis  in  die  unterste  Hefe  des 
Volkes  hinab  beifügen ;  tvenn  Sie  noch  das  freie  Associations- 
recht  und  das  Einkammersystem  geben:  dann  ...  Iiahen  Sie 


*)  a.  a.  0.  1646.  ff. 
*)  a.  a.  0.  1662.  ff. 
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die  Priesterherrsckaft  fertig  gemacht;  Sie  werden  aber  dem 
Christenthum  eine  Wunde  geschlagen  haben,  wie  sie  ihm 
seit  achtzehn  Jahrhunderten  nicht  geschlagen  worden  ist. 

Aber  die  Worte  dieser  Weishauptschen  llluminaten- 
Spätlinge,  wie  der  Erzbischof  von  Köln  sie  zu  nennen  be- 
liebte ^),  verhallten  wirkungslos. 

Das  Parlament  fügte  den  Grundrechten  als  §.  14.  den 
Satz  ein: 

Jede  Religions- Gesellschaft  (Kirche)  ordnet  und  verwaltet 
ihre  Ängelegetiheiten  selbstständig ,   bleibt   aber  wie  jede 
andere  Gesellschaft  im  Staate  den  Sta^tsgesetzen  unter- 
worfen.   Neue  Religionsgesellschaften  dürfen  sich  bildeti ; 
einer  Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durcfi  den  Staat 
bedarf  es  nicht.   Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor 
andern  Vorrechte  durch  den  Staat.    Es  besteht  fernerhin 
keine  Staatskirche. 
Das  Mass  der  gewährten  Freiheit   befriedigte   indessen 
den   deutschen  Episcopat  keinesweges.     Namentlich   wurde 
die  durch   die  Grundrechte   ausgesprochene  Trennung   der 
Schule  von  der  Kirche   so  wie  die  Civilehe  zu  schmerzlich 
empfunden,   als   dass   man    nicht    gemeinsame    Gegenmass- 
regeln für  nothwendig  befunden  hätte. 

Auf  den  Rath  katholischer  Mitglieder  des  Parlaments 
—  darunter  auch  eines  Rathes  der  katholischen  Abtheilung 
des  Preussisch^n  Cultusministeriums  —  traten  am  22. 
October  die  deutschen  Bischöfe  zu  gemeinsamer  Berathung 
in   Wtirzburg  zusammen  *). 

Ueber  das  Placet  wurde  in  der  zweiten  Sitzung  am 
24.  October  verhandelt.  Es  erfuhr  eine  einstimmige  Verur- 
theilung.  Es  war  Döllingcr,  welcher  die  Versammlung 
ermunterte,  ohne  Rücksicht  auf  die  gesetzliche  Feststellung 
des  Placets  dasselbe  factisch  zu  beseitigen.  Der  Bischof 
von  Limburg  wollte  sogar  eine  darauf  abzielende  Formel 
in  die  an  das  Volk  zu  erlassende  Erklärung  aufnehmen. 
Man  beschloss  aber  hier  nur  zu  sagen: 

Die  versammelten  Bischöfe  behaupten  das  unveräusser- 


>)  Denkschrift  desselben  im  Arch.   f.  kath.  KR.  N.  F.  15.,  134. 
•)  Die  Protokolle  im  Arch.  f.  kath.  KR.  N.  F.  15.,  150.  flf. 
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liehe  Hecht,  mit  dem  apostolischen  Stuhle,  dem  Klerus 
und  dem  Volke  frei  zu  verkehren,  sowie  auch  alle  päpst- 
liehen  und  bischöflichen  Verordnungen  und  Hirtenbriefe  ohne 
landesherrliches  Placet  eu  veröffentlichen. 

Der  Antrag  des  Limburger  Bischofs  wurde  als  ge- 
heime Norm  für  die  Schritte  des  Episcopates  angenommen. 

Bezüglich  der  appellatio  tamquam  ab  abusu  herrschte 
unter  den  Bischöfen  nicht  die  gleiche  Einmüthigkeit.  Dass 
dieselbe  durch  die  Bulle  Coenae  domini  verdammt  und  so- 
mit flir  das  bischöfliche  Urtheil  schon  ein  römisches  Prä- 
judiz vorhanden  war,  wurde ,  obgleich  die  Unselbstständig- 
keit  Rom  gegenüber  sonst  ein  characteristisches  Merkmal 
der  Würzburger  Versammlung  bildet  —  nicht  berück- 
sichtigt. 

Bischof  R  i  c  h  a  r  t  z  von  Augsburg  warf  sich  geradezu 
zum  Vertheidiger  des  in  Frage  stehenden  Institutes  auf.  Kein 
Rechtsmittel  dürfe  den  Diöcesanen  entzogen  werden.  Dom- 
capitular  Reissmann  von  Würzburg  wollte  den  landes- 
herrlichen Schutz  contra  vim  et  violeniiam  aufrecht  erhalten 
wissen;  die  weltlichen  Gerichte  sollten  prüfen  dürfen,  ob  die 
geistlichen  die  Formalien  des  Prozesses  eingehalten  hätten. 
Bischof  S  e  d  1  a g  von  C  u  1  m  berichtete,  wie  erspriesslich 
für  die  kirchliche  Disciplin  der  rccursus  ad  principem  ge- 
wirkt habe. 

Gegen  denselben  sprach  namentlich  der  Erzbischof  von 
München,  Graf  Reisach,  der  nicht  sehr  glänzende 
geschichtliche  Kenntnisse  über  dies  Rechtsinstitut  zum  Besten 
gab,  und  der  Erzbischof  von  Köln,  von  G  e  i  s  s  e  1,  dessen 
historische  Erudition  den  deutschen  recursus  ad  principem 
für    ein  Erzeugniss    des  neunzehnten  Jahrhunderts  erklärte. 

Schliesslich  einigte  man  sich  einstimmig  über  den  von 
dem  Domcapitular  L  e  n  n  i  g  vorgeschlagenen  Satz : 

Die  Lehre  von  der  s.  g,  appellatio  tanquam  ab  abusu 
steht  mit  dem  unveräusserlichen  Rechte  der  katholischen 
Kirche  auf  selbstständige  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  wesentlich  im   Widerspruch. 

Ebenso  wurde  der  Satz  angenommen: 

Kein  Diener  der  Kirche  kann  mit  gutem  Gewissen  und 
ohne  Uebertretung  der  von  ihm  feierlich  übertiommenen  re- 
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verentia  und  obedientia  canonica  eu  einer  solchen  appellatio 
schreiten. 

Dagegen  wurden  die  von  demselben  Theologen  herrüh- 
renden Propositionen: 

(3)  Der  Episcopat  von  Deutschland  wird  diesem  Miss- 
brauch  mit  Entschiedenheit  entgegentreten, 

(4)  Die  Herrn  Bischöfe  heschliessen,  sich  von  den  neu  zu 
weihenden  Priestern  durch  ein  Handgelöbniss  das  aus- 
drückliche Versprechen  geben  eu  lassen,  dass  sie  sich 
in  canonischen  Sachen  stets  den  kirchlichen  Instanzen 
unterwerfen  und  der  appellatio  tanquam  ab  abusu  ent- 
halten wollen. 

(5)  Die  Herren  Bischöfe  beschliessen ,  gegen  die  zur  s.  g. 
appellatio  ab  ahusu  sich  wendenden  Geistlichen  nöthigen- 
falls  mit  der  ganzen  Strenge  der  kanonischeti  Strafen 
einzuschreiten. 

(6)  Die  Herren  Bischöfe  beschliessen,  eine  s.  g.  appellatio 
tanquam  ab  abusu  den  betreffenden  Stcuxtsregierungen 
gegenüber  in  keiner  Weise  zu  berücksichtigeti,  sondern 
sie  jedesmal  als  nicht  geschehen  zu  betrachten 

mit  bedeutender  Majorität  abgelehnt. 

Ueber  den  recursus  ad  principem  der  Laien  beschloss 
die  Versammlung  sich  vor  der  Hand  nicht  auszusprechen, 
dagegen  diesen  Missstand  durch  geeignete  Mittel,  z,  B. 
schnelle  und  gründliche  Abhülfe  gegründeter  Beschwerden, 
Belehrung  und  dgl.  entgegenzuwirken. 

Auch  auf  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  im 
Allgemeinen  erstreckte  sich  die  weitere  Berathung«  Der 
Episcopat  suchte  für  den  Fall  gerüstet  zu  sein,  dass  der 
Staat  sich  von  der  Eorche  trenne;  dann  solle  auch  die 
Kirche  den  Lösungsprozess  ausfuhren.  Inzwischen  aber 
wollten  die  Bischöfe  auf  die  Hülfe  des  weltlichen  Armes 
für  Vollstreckung  kirchlicher  Sprüche  nicht  verzichten. 

Die  Grundsätze  der  Versammlung  wurden  den  Regie- 
rungen,   dem    Cleruö   und  Volke   bekannt   gemacht  *);    sie 


')  Die  ActenstQcke  sind  gesammelt  bei  Ginzel,  Arch.  f.  KGesch. 
u.  KB.  (Regensburg  1851.)  2.,  28.  ff. 
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bildeten    das   Frogramm   fUr   die  kirchlichen   Bestrebungen 
der  nächsten  Jahre  in  allen  deutschen  Staaten. 


Als  i.  J.  1866.  der  norddeutsche  Bund  begründet  war, 
wurde  von  einigen  Seiten  eine  Aufnahme  von  Grundrechten 
in  die  Verfassung  erstrebt,  die  auch  der  kirchlichen  Freiheit 
Rechnung  tragen  sollten. 

Dies  Schauspiel  wiederholte  sich  nach  Errichtung  des 
deutschen  Reiches  i.  J.  1871.  Aber  in  beiden  Fallen  zeigte 
sich,  dasB  das  politische  Urtheil  des  deutschen  Volkes  seit 
dem  J.  1848.  reifer  geworden  war. 

Mit  erdrückender  Majon'tSt  wurden  die  Anträge  der 
ultramontanen  Partei  zurückgewiesen.  Die  kirchliche  Qe- 
setzgebnng  bleibt  nach  wie  vor  von  der  gesetzlichen  C<im- 
petenz  des  deutschen  Reiches  ausgeschlossen  und  der  Legis- 
lation der  einzelnen  deutschen  Staaten  überlassen  ^). 

Zu  diesen  wenden  wir  uns  daher  und  betrachten  zuerst 
Oesterreich,  wenn  es  au<^h  seit  dem  J.  1 866.  aus  dem  Kreise 
der  deutschen  Staaten  ausgeschieden  ist. 


In  Folge  seiner  am  15.  Mär»  1848.  ausgesprochenen  Ver- 
heissung  gab  der  Kaiser  am  25.  April  den  zum  Ssterreiehischen 
Kaiserstaatc  gehörigen  Ländern  eine  Verfassung  *),   welche 


')  Dagegen  hat  das  deutsche  StrargeBetzbucb  der  kathoÜBchen 
Kirche  die  Privilegieu  des  puliliciim  religionis  exercitiam  gewahrt,  ohne 
als  DothweDdiges  Correlat  die  Rechte  des  Staates  vor  geJBtlichem  Amts- 
mjsabrauch  zu  sicherii.  Ob  die  obeu  angeführten  Artikel  der  Parti- 
kularstrafgesetzbücher, welche  diese  Matcriu  zum  Gegenstaad  babea  — 
so  auch  das  weiter  unten  zu  erwähnendi-.' Badi sehe  Gesetz  t.  J.  1860. 
~-  durch  RcceptioD  des  Strafgesetzbuches  aufgehoben  sind,  ist  nach 
den  Einfahrungsverordnungen  zu  beurtheilcu,  und  bann  an  und  für 
sieb  um  Bo  weniger  aogenoninieii  werden,  als  das  deutsche  Strafgesetz- 
bncb  hier  eine  —  und  wir  fügen  hinzu:  —  wenn  auch  erklärliche  so 
doch  empfiadlicbe  Lücke  darbietet. 

*)  bei  Ranch,  Parlamentär.  Taschenbuch  Heft  1.  8.  99.  f. 
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allen  Staatsbürgern  die  volle  Glaubeos-  und  Gewissens- 
freiheit und  allen  in  der  Monarchie  gesetzlich  anerkannten 
christlichen  Glaubensbekenntnissen  die  freie  Ausübung  des 
Gottesdienstes  zusicherte. 

Daran  knüpfte  sofort  die  kirchliche  Agitation  an,  und 
sie  hatte  fast  einen  rechtmässigen  Titel  für  ihre  Forderungen, 
da  die  nach  allen  Seiten  unsichere  Regierung  die  überallhin 
tastend  Stütze  suchte,  an  die  Hülfe  der  Kirche  appellirt 
hatte  ^),  um  dem  Landvolke  und  insbesondere  den  unter- 
thänigen  Grundbesitzern  die  Einhaltung  eifies  ruhigen  Be- 
nehmens, die  Beobachtung  ihrer  bisherigen  Verpflichtungefi, 
Folgsamkeit  gegen  die  gesetzlichen  Vorschriften  und  gegen 
die  zu  ihrer  Handhabung  aufgestellten  Obrigkeiten  durch 
Lehre  utid  That  einzuprägen.  Es  lag  diesem  Schritte  der 
Regierung  freilich  eine  höchst  josephinische  Maxime  zu 
Grunde,  welche  die  Kirche  zu  den  polizeilichen  Zwecken 
zu  verwenden  strebte,  die  die  weltliche  Polizei  in  der  auf- 
geregten Zeit  als  aussichtlos  aufgegeben  hatte ;  aber  anderer- 
seits wurde  damit  doch  auch  die  Theorie  anerkannt,  welche 
die  Kirche  seit  dem  Jahre  1815.  nicht  müde  geworden  war, 
zu  predigen,  und  welche  die  M  etternichsche  Politik 
nur  zu  willig  adoptirt  hatte :  dass  nämlich  allein  in  dem  Hafen 
der  Kirche  das  StaatsschiflP  festen  Anker  werfen  könne, 
dass  wenn  auch  alle  Bande  des  staatlichen  Gehorsams 
reissen,  die  Kirche  festhält  an  der  gottgegebenen  Obrigkeit. 

So  kamen  denn  auch  die  Bischöfe  willig  dem  an  sie 
gestellten  Begehren  nach.  Sie  erliessen  Hirtenbriefe  *)  an 
ihre  Diöcesaueingesessenen,  sie  ordneten  Betstunden  an  — 
der  Erfolg  wies  nach:  mit  sehr  geringer  Wirkung  —  damit 
Erleuchtung  in  vtAlem  Masse  über  alle  diejenigen  ausge- 
gossen werde,  welche  von  unserm  allergnädigsten  Landesvater 
berufen  sind,  dem  grosseti  Eeiche  eine  neue  segensvolle  Ver- 
fassung zu  entwerfen,  sie  beruhigten  die  Beängstigung  des 
Volkes,  die  sie  höchst  wahrscheinlich  selbst  erzeugt  hatten, 
als  ob  die  staatlich  proclamirte  Gewissensfreiheit  zum  Ver- 
luste des  katholischen  Glaubens  und  seiner  Priester  führen 


>)  Minis terial-Erlass  v.  G.  April  1848.    BrOhl  a.  a.  0.  l\S. 
')  Vgl.  Petition  des  Ordinariates  Linz  ebendas.  38. 
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mUsste.  Aber  fUr  alle  diese  Hülfleietimgen  auf  polizeilichem 
Gebiete  forderten  eie  ihren  Lohn:  die  Freitteit. 

JUie  Kirche  Gottes,  so  eagt  das  Meniorantium  des 
mfibriscben  Episcopates  '} ,  verlangt  für  die  Ausübung 
ihres  Begimetites  im  Staate  nickt  mehr  Rechte,  als  der  Fa- 
mitietivater  für  die  Leitung  seines  Hauses,  oder  die  Kom- 
munüät  für  die  Verwaltung  ihrer  Interessen. 

Was  die  Kirche  unter  der  vollkommenen  Freiheit  ver- 
stehe, erläuterte  sie  eingehend.  Kein  Placet.  Denn  der 
General  muss  mit  seinem  Oberfddherrn  in  stätem  Rapport 
stehen,  wenn  er  den  seiner  Führung  anvertrauten  Theil  der 
Armee  eu  dem  für  den  Gesammtstaat  erspriesslichen  Ziele 
führen  wül ').  Unbeirrte  Ausübung  der  kirchlichen  Regie- 
rungagewalt  iu  kirchlichen  Dingen,  znmal  die  weisen  in  den 
kanoHtsdien  Verschroten  enthaltenen  Normen  für  das  Wohl 
des  Staates  in  keiner  Weise  bedenklich  sind  ').  Dafür  ver- 
sprachen die  Bischüfe  den  Saamen  edler  £ürgertugend  aus- 
zustreuen . .  und  indem  sie  den  Altar  nach  den  Weisungen 
der  Kirche  außaue» ,  den  Thron  eu  befestigen  *).  —  Aus- 
übung der  kirchlichen  Disciplinargewalt.  Denn  der  katho- 
lische Priester  ist  als  solcher,  wiewohl  er  unter  dem  Schutte 
und  der  Oheraufsicht  —  diese  wurde  doch  zugestanden  — 
des  Staates  steht  . . .  eigentlich  doch  nur  ein  Diener,  ein  Be- 
amter der  Kirche^).  Freie  Handhabung  der  kirchlichen 
Sü-afgewalt  u.  s,  w.,  kurz  die  völlige  Kealisirung  des  kano- 
nischen Rechtes. 

Dagegen  erkannten  die  Bischöfe  das  Staatsb  oh  ei  tsrecht 
der  Kirche  gegenüber  unbedingt  an,  und  so  sehr  sie  sich 
in  allen  Punkten  auf  die  Belgische  Verfassung  beriefen, 
SU  schienen  sie  doch  —  ub  bewuest  oder  unbewuäst  muss 
dahingestellt  bleiben  ^  in  dieser  Beziehung  einen  milderen 
Ipunkt  einzunehmen. 

Die  Petition  des  bittchüäichen  Ordinariates  Linz  sagt 


I  Kutacbker  eben 


')  ebcndas. 
"J  ebeudas.  2i. 
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ausdrücklich  ^) :  Bei  solchen  AngelegenJieiten  . . .  hingegen, 
deren  Wirkungen  in  das  bürgerliche  Lehen  mid  in  die 
äussere  Ordnung  einschlagen,  setjse  sich  die  geistliche  Be- 
hörde vorläufig  mit  der  hohen  Staatsverwaltung  ins  Einver- 
nehmen. Jene  bedarf  des  Schutzes  dieser  und  sie  bittet  auch 
ferner  noch  um  denselben,  so  wie  überhaupt  das  ius  supremae 
inspectiofiis  et  advocatiae,  welche  Eechte  sich  gegenseitig  be- 
dingen, fortbestehen  soll. 

Was  aber  die  Kirche  unter  dem  staatlichen  Schutze 
verstehe ,  illustrirto  in  eigenthümlicher  Weise  das  mäh- 
rische Memorandum ,  welches  einen  Verfassungspara- 
graphen  wünschte,  ja  für  unerlässlich  erklärte,  dass  in  der 
konstitutionellen  österreichischen  Monarchie  die  Verfassung, 
Druchlegung  und  Verbreitung  solcher  Bücher  strafbar  sei, 
deren  Inhalt  die  kanonischen  Vorschriften  betreffend  den 
Glauben ,  die  guten  Sitten ,  die  liturgischen  Gebräuche  oder 
die  Kirchendisciplin  verächtlich  oder  lächerlich  macht  '). 

Ueberhaupt  war  die  ostensible  Schwärmerei  der  Kirche 
für  die  Freiheit  doch  nicht  so  weitgehend,  dass  sie  nicht 
die  Pressfreiheit  der  Revolution  sehr  ungünstig  aufgenommen 
und  die  Vorschriften  der  provisorischen  Verordnung 
V.  18.  Mai  1848.  über  den  Missbrauch  der  Presse  als  viel 
zu  eng  gegriffen  beklagt  hätte. 

Ucbrigens  wurde  der  Abschluss  eines  Concordates  von 
Seiten  mehrerer  Bischöfe  als   nothwendig  hingestellt '). 


Auch  an  den  in  Wien  am  22.  Juli  eröffneten  Reichs- 
tag richtete  der  Episcopat  seine  Begehren  ^),  ohne  aber  dort 
sehr  willige  Ohren  zu  finden. 

Erst  als  die  parlamentarische  Körperschaft  nach  Krem- 
sier  verlegt  war,  schritt  sie  zur  Berathung  der  kirchlichen 
Frage,  und  sie  löste  diese  in  einer  höchst  abstracteu,  sehr 
radikalen  Weise,  die  sich  in  keiner  Beziehung  des  clerikalen 
Beifalls  erfreute. 


^)  eben  das.  38. 
^)  ebcndas.  31.  f. 

')  Vgl.  beispielsweise  die  Petition  des  Ordinariates  Linz 
bei  Brahl  a.  a.  0.  41. 

^)  Siehe  dieselben  bei  Brühl  a.  a.  0.  42.  £P. 
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Der  Reichstag  hatte  schon  bei  dem  Qesetze  v.  7. 
September  die  Zehntaufhebung  betreffend  der  kirch- 
licbeo  Warnung,  den  Laien-  und  Geistlichen-Zehnten  zu 
aondern,  den  letzteren  aber  beizubehaUen ,  iceil  mit  jedem 
Angriffe  auf  das  Kirchenvermögen  ein  eigcnlhümlicher  Un- 
segen  verbunden  ist,  keine  Beachtung  gewährt  *).  Er  de- 
cretirte  die  Gleichberechtigung  aller  Confeasiooen  '),  er  be- 
kannte sich  nicht  zu  der  von  dem  Erzbiscbof  von  Frzernysl 
vertretenen  Theorie,  dass  der  Staat  in  den  kirchlichen 
fVagen  nichts  zu  bestimmen  habe  ^  denn  etwas  Anderes 
ist  das  Messer  in  der  Hand  des  weisen  Gärtners,  etwas 
Anderes  in  der  eines  unerfahrenen  Gärtnerburschen  —  wiea 
vielmehr  die  Regelung  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche  einem  organischen  Gesetze  zu,  zeichnete  aber  schon 
jetzt  den  Rahmen  desselben  durch  den  Grundsatz  vor :  Jede 
Kirche  steht  bei  selbstständiger  Verwaltung  ihrer  inneren 
Angelegenheiten  unter  den  Gesetzen  des  Staates;  das  Recht, 
die  Kirehenvor sieher  durch  freie  Wahl  zu  bestellen,  wird 
den  kirchlichen  Gemeinden  und  Synoden,  jsu  welclten  aut^ 
die  Gemeinden  Vertreter  senden,  eingeräumt,  das  Kirchen- 
vermögen wird  durch  Gemeindeorgane  unter  dem  Schutee 
des  Staates  verwaltet. 

Ausserdem  setzten  die  Grundrechte  fest,  dass  es  fortan 
keine  Staatskirche  mehr  geben  solle,  dass  das  freie  Ver- 
einigungsrecht  jeder  Religionegesellschaft  dem  Stastezwecke 
nicht  zuwider  laufen  dürfe,  dass  keiner  reKgiöaen  Gesell- 
Bcbaft  ein  leitender  Einfluss  auf  öffentliche  Lehranstalten 
eingei^umt  werden  solle,  die  Civilehe  einzuführen  sei,  kurz 
sie  steckten  sich  die  völlige  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
zum  Ziel. 

Es  war  natürlich,  dass  solche  Beschlüsse  die  grösste 
Besorgniss  des  Epiacopates  erregten  '),  und  doch  war  diese 
eigentlich  onnöthig. 

')  Tgl.  das  Memorandam  der  Wiener  KirchenproTioi  bei 
Brühl  a.  &.  0.  53. 

^  TgL  aber  dies  und  das  folgende  Springer  a.  a.  0,  2.,  667.  ff. 
Gegenwart  10.,  757.  f. 

■]  Tgl.  Hemorandum  der  Wiener  Kirclienprovinz  an 
den  Reichstag  BrQh]  a.  a.  0.  51.  B- 


t 
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Schon  am  2.  Dezember  1848.  war  Kaiser  Ferdinand 
durch  Franz  Joseph  ersetzt  worden,  und  am  4.  März 
1849.  wurde  eine  Verfassung  octroyirt  *),  welche  bezüglich 
der  Kirche  die  Bestimmungen  der  Frankfurter  Grund- 
rechte adoptirte  und  gleichzeitig  den  Ministerrath  beauf- 
tragte, die  zur  Durchführung  derselben  nöthigen  proviso- 
rischen Verordnungen  zu  erlassen. 

In  Folge  dessen  berief  das  Ministerium  die  Bischöfe 
derjenigen  Länder,  für  welche  das  Patent  in  Wirksamkeit 
treten  sollte,  zu  einer  Conferenz  nach  Wien  (31.  März)  ■), 
welche  dann  v.  30.  April  bis  17.  Juni  tagte,  und  dem  Mi- 
nisterium von  dem  Ergebnisse  ihrer  Berathungen  Mittheilung 
machte. 

Es  war  dabei  vor  allen  Dingen  bemerkenswerth ,  dass 
das  Patent  selbst  nicht  volle  Gnade  vor  den  Augen  der 
Bischöfe  fand  ').  Sie  vermerkten  übel,  dass  die  katholische 
ELirche  nicht  speciell  genannt  und  garantirt  war;  sie  be- 
klagten noch  mehr,  dass  sie  den  Staatsgesetzen  unterworfen 
sein  sollte.  Denn  die  katholische  Kirche  kann  ihr  Recht, 
nach  Gottes  Anordnung  eu  bestehen  und  für  die  ewige  Bes- 
serung des  MenschengeschledUes  zu  wirken,  nicht  von  dem 
Ermessen  der  Staatsgewalt  abhäfigen  lassen;  sie  muss  sicfi 
wider  eine  Auffassung  verwahren,  kraft  welcher  ihr  Be- 
stehest wnd  ihre  Gesetzgebung  den  Verfügungen  der  welt- 
lichen Macht  im  selben  Sinne  unterworfen  wäre,  wie  dies 
mit  dem  Fortbestande  und  den  Statuten  industrieller  Gesell- 
sclhoften  der  Fall  ist. 

Von  den  acht  Seitens  der  Bischöfe  der  Regierung  unter- 
breiteten Denkschriften  kommt  für  uns  hauptsächlich  die 
über  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  Betracht.  Sie  nahm 
die  vollständige  Strafgewalt  über  Laien  und  Cleriker  für 
die  Kirche  in  Anspruch,  setzte  voraus,  dass  die  weltliche 
Gewalt  ihre  Hülfe   zur  Execution   der  Urtheilssprüche   ge- 

')  Beitr.  z,  preuss.  u.  deutschen  Eirchenrechte  (Pader- 
born 1866.)  2.,  37. 

')  Das  Rescript  in  der  Berliner  Allgem.  KZeitg.  1849. 
no.  83. 

*)  Die  Eingaben  der  Bischöfe  an  das  Ministerium  zum  Theil  bei 
BrQhl  a.  a.  0.  67.  ff. 
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währen  würde,  schien  aber  doch  wenigstens  iadirect  dem 
Staate  dabei  die  Cumpetenz  zuzaacbreiben,  die  formale  und 
materielle  Rechtmässigkeit  des  Erkenntnisses  seiner  Prüfung 
Bu  unterwerfen. 

Der  Recursus  ad  prlncipem  wurde  nicht  ausdrücklich 
erwähnt,  aber  Btillechweigend  ausgeschlossen,  da  lediglich 
ein  kirchlicher  Inatanzenzug  fUr  zulässig  erklärt  wurde. 

Unter  dem  7.  und  IS.  April  1650.  erstattete  der  Cultus- 
müiister  Graf  Thun  dem  Kaiser  Bericht').  Er  deutete 
die  Nothwendigkeit  eines  vertragmässigen  Abkommens  mit 
dem  päpstlichen  Stahle  unverholen  an,  wollte  aber  doch 
schon  vorläufig  die  so  gerechten  WQnache  der  Kirche  be- 
friedigen. Denn  den  Joseph  in  i  sehen  Oeist  der  Gesetzgebung 
müsse  Oesterreich  aufgeben,  jenen  G-eist  des  Misstrauens 
und  Argwohns,  der  der  Kirche  wie  dem  Staate  Nachlheil 
bringt.  Da  derselbe  durch  den  Kaiser  aus  der  weltlichen 
Gesetzgebung  verbannt  sei,  so  habe  er  auch  aus  der  kirch- 
lichen zu  weichen.  Darum  sei  das  Placet  zu  beseitigen, 
und  anch  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  frei  zu  geben.  Es 
gelte  für  die  Kirche  das  Gleiche,  wie  ftir  die  Familie.  Auch 
im  F(aailienleben  hegiebt  sich  . .  Vieles ,  was  auf  den  Staat 
mitteibar  einen  grossen  Einfluss  übt,  und  was  er  doch  seiner 
Entscheidung  nicht  vorbehalten  kann,  ohne  sowohl  alle  Frei- 
heit eu  vernichten ,  als  auch  etwas  schlechthin  Unmögliches 
aneustreben. 

Nach  dieser  treffenden  Analogie  sei  auch  die  Gerichts- 
barkeit der  Kirche  vom  Staate  nicht  zu  beaufsichtigen. 
Nur  wenn  die  Execution  eines  kirchlichen  Urtheils  von  den 
weltlichen  Behörden  verlangt  werde,  hätten  diese  sich  die 
Untersuchungsacten  aushändigen  zu  lassen  und  zu  prüfen. 
Sollte  aber  ein  Geistlicher  den  keiligen  Wirkungskreis  auf 
eine  dem  Staate  gefährliche  Weise  missbrauchen,  dann  mUsse 
die  Regierang  allerdings  —  die  Hülfe  des  Bischöfe  oder 
des  Papstes  anrufen. 

Was  geschehen  solle,  wenn  diese  Hülfe  versagt  werde, 
vergass  das  staatsmännieche  Talent  des  Grafen  Thun 
näher  auszuführen. 

>)  Beitrage  a.  a.  0.  2.,  39.  ff. 
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Die  kaiserliche  Verordnung  v.  18.  April 
1850.  legalisirte  die  Vorschläge  des  Ministerrathes  durchaus  ^), 
und  die  v.  23.  April  regelte  die  Beziehungen  der  Kirche 
zur  Schule  *). 

Die  Bischöfe  jauchzten.  Die  liebliche  Morgenröthe  der 
frommen  Hoffnutig,  dass  der  Herr  gnädig  auf  dieses  Flehen 
herabsehe,  ist  erschienen,  rief  der  Bischof  von  Leitmeritz'). 
Die  Hirtenbriefe  sprachen  in  Dithyramben.  Des  Volkes 
aber  bemächtigte  sich  bittere  Unzufriedenheit  *).  Man  \far 
erschreckt,  dass  die  apostolische  Ruthe,  wie  der  eben  ge- 
nannte Bischof  die  kirchliche  Strafgewalt  verherrlichte,  jeden 
Staatsbürger  unbeschränkt  züchtigen  dürfe,  man  empfand 
die  Abschaffung  des  Placet  schmerzlich.  In  eigenen  Hirten- 
briefen versuchten  die  Bischöfe  die  Beunruhigung  des  Volkes 
zu  dämpfen,  wobei  sie  betonten,  dass  die  Zeiten  des  Mittel- 
alters ein  für  allemal  vorbei  seien. 

Wie  muss  dem  Cardinal  Rauscher  nach  PubUcation 
des  Syllabus  und  heute  zu  Muthe  sein,  wenn  er  in  seinem 
Hirtenbriefe  liest  '^),  dass  es  einem  Verständigen  wohl  ebenso 
wenig  einfallen  würde,  das  mittelalterliche  Verhältniss  von 
Kirche  und  Staat  wiederherzustellen,  als  er  unserefi  Kriegern 
rathen  möchte,  den  Harnisch  anzulegen,  in  welchem  Gottfried 
von  Bouillon  miter  den  Mauern  von  Jerusalem  kämpfte  — ? 

Qanz  besonders  kläglich  fiel  die  M  i  n  i  s  t  e  r  i  a  1  v  e  r- 
ordn.  V.  15.  Juli  1850.  •)  aus,  welche  die  Straf-  und 
Disciplinar  -  Amtshandlungen  gegen  katholische  Geistliche 
zum  Gegenstand  hatte. 

Danach  wurden  die  politischen  Behörden  angewiesen, 
sich  in  der  Regel  nicht  in  Amtshandlungen  einzulassen, 
falls  Beschwerden  über  die  Amtsführung  eines  Geistlichen 
oder  sein  Betragen  im  Amte  an  sie  gebracht  würden.  Viel- 
mehr hätten  sie  lediglich  dem  kirchlichen  Vorgesetzten  An- 


^)  AUgem.  Reichsgesetz-  und  Regierungsblatt  L.  Stück 
No.  156.  S.  826. 

')  ebendas.  4.  Stück  No.  157.  S.  827. 

«)  Brühl  ft.  a.  0.  107. 

*)  Vgl.  Berliner  Allgem.  Eirchenzeit.  1850.  no.  44. 
'      *)  Brühl  a.  a.  0.  97.  flf. 

«)  Allgem.  Reichsgesetzblatt  CY.  Stück  No.  320.  S.  1325.  ff. 
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zeige  zu  machen.  Gewähre  dieser  keine  Abhülfe,  so  dürfe 
nur,  wenn  Gefahr  für  die  öffentliche  Ruhe  drohe  (in  diesem 
Falle  auch  vor  der  Anzeige  an  den  kirchlichen  Vorgesetzten) 
dem  Landeschef  Bericht  erstattet  werden;  dieser  letztere 
aber  sollte  sich  wieder  an  den  Bischof  wenden,  und  eigen- 
mächtig nur  zu  beschliessen  haben,  ob  es  sich  empfehle, 
den  Thatbestand  durch  die  politische  Behörde  feststellen  zu 
lassen. 

Hatten  schon  die  Verordnungen  des  Jahres  1850.  eine 
grosse  Aufregung  im  Volke  hervorgerufen,  so  wurde  diese 
noch  erheblich  gesteigert,  als  Kaiser  Franz  Joseph  das 
segensreiche  Werk  ')  vollendete,  und  mit  der  römischen 
Curie  ein  Concordat  schloss,  welches  unter  dem  5.  November 
1855.  publicirt  wurde. 

Wir  werden  kaum  nöthig  haben,  den  Geist  dieses  Ver- 
trages im  Allgemeinen  zu  kennzeichnen.  £r  enthieU  den 
Schlnssstein  der  kirchlichen  Restauration,  die  Einftihrung 
des  kanonischen  Rechts  in  das  staatliche  Leben,  wie  das 
noch  bei  fast  keinem  Volke  jemals  der  Fall  gewesen  war  '). 

Wir  heben  hier  nur  die  uns  näher  angehenden  Be- 
stimmungen heraus. 

Von  einem  Placet  war  keine  Rede  mehr  •) ;  auch  war 
die  Bestimmung  der  Verordnungen  des  Jahres  1850.,  wo- 
nach der  Regierung  wenigstens  Kenntniss  von  den  bischöf- 
lichen Anordnungen  gegeben  werden  sollte,  beseitigt. 

Die   kirchliche   Strafgewalt    wurde    voll    anerkannt  ^). 


^)  Kaiser].  Patent  t.  5.  Novemb.  1855.  Reichs-Ges.-Bl. 
Stück  XLII.  No.  193. 

*)  Margott i,  Die  Siege  der  Kirche  in  dem  ersten  Jahrzehnte  des 
Pontifikates  Pius  IX.  (Innsbruck  1860.)  sagt  S.  179.:  ..  »Unter  dem 
Pontifikate  Pius  IX.  sehen  wir  einen  grossen  Kaiser,  einen  der  mäch- 
tigsten Kaiser,  welcher,  indem  er  mit  grossem  Rechte  behauptet,  dass 
er  weder  von  Frankreich,  noch  von  Russland,  noch  von  England  ab- 
hänge, dennoch  durchaus  behauptet,  dass  er  in  seiner  Eigenschaft  als 
Katholik  von  dem  römischen  Papste  abhänge,  dass  er  anerkennen  müsse, 
dass  er  in  seinem  weiten  Reiche  nicht  der  einzige  Souverän  sei,  dass 
die  Kirche  das  Recht  habe,  den  ihr  unterworfenen  Katholiken  zu  ge- 
bieten, und  dass  diese  Freiheit  zu  gebieten  unverletzlich  sein  müsse.« 

»)  Art.  2.  3. 

*)  Art  11. 
E.  Fried  borg,  D.  MiMbr.  d.  geitü.  Amtsgewalt.  27 
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Die  bischöflichen  DiscipIinarerkeDntnisse  gegen  Cleriker  ver- 
sprach der  Kaiser  nöthigenfalls  zu  vollstrecken  unter  den 
schon  i.  J.  1850.  festgestellten  Bedingungen  *)- 

Die  bürgerlichen  Gerichte  wurden  vom  Papste  temporis 
ratione  habita  für  befugt  erklärt,  gegen  verbrecherische 
Cleriker  einzuschreiten  *;.  Doch  sollten  die  Untersuchungs- 
acten  auch  dem  Bischöfe  zugestellt  werden,  damit  dieser 
über  die  kirchliche  Straffälligkeit  des  Angeschuldigten  ent- 
scheiden könne,  und  das  sollte  schon  in  erster  Instanz  und 
vor  dem  ersten  Erkenntnisse  geschehen,  falls  das  Verbrechen 
oder  Vergehen  des  Clerikers  sich  auf  die  Religion  bezöge  •). 

Die  Gefängnissstrafen  unter  5  Jahren  sollen  Geistliche 
in  einem  der  Regierung  genehmen,  vom  Bischöfe  bestimmten 
geistlichen  Hause  verbüssen  *),  und  auch  in  weltlichen  Ge- 
fangnissen von  den  übrigen  Verbrechern  abgesondert  werden. 

Das  Asylrecht  wird,  soweit  es  die  öffentliche  Sicherheit 
und  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  verstatten,  beobachtet 
werden  *).  Die  Regierung  verspricht,  alle  Bücher  zu  unter- 
drücken, welche  für  die  Religion  und  die  sittliche  Ehrbar- 
keit gefährlich  sind  ^). 

Die  Bischöfe  werden  zwar  dem  Kaiser  persönlich  ver- 
pflichtet, nicht  aber  auf  die  Verfassung  und  überhaupt  nur 
wie  es  einem  Bischöfe  gesiemt  ^).  Auch  stehen  sie  in  Cri- 
minalsachen  nicht  unter  der  Jurisdiction  des  Staates,  viel- 
mehr hat  die  kaiserliche  Regierung  in  jedem  einzelnen  Falle 
sich  mit  dem  Papste  deswegen  ins  Einvernehmen  zu  setzen  •). 
Nur  falls  ein  Bisehof  sich  des  Hochverrathes  oder  der  Ma- 
jestätsbeleidigung schuldig  machen  würde,    wollte   sich  der 

')  Separatartikel  no.  13.  io  Beiträge  a.  a.  0.  2.,  53. 
■)  Art.  14. 

•)  Separatartikel  10.  Beiträge  a.  a.  0.  2.,  52.  Dasa  für  den  Fall 
der  Publication  des  Standrechtes  eine  Ausnahme  vom  Art.  14.  des 
Concordates  statuirt  wurde  -  Separatart.  11.  —  characterisirt  die 
österreichischen  politischen  Zustände. 

*)  Art.  14.  u.  Separatart.  11. 

*)  Art.  16. 

•)  Art.  9.    Vgl.  Separatart.  9. 

^)  Art  20. 

•j  Art.  14.  Ueber  die  Bedeutung  desselben  vgl.  Dove  in  der 
Zt sehr.  f.  KR.  a,  421.  ff. 
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Kaiser  auch  vor  der  Verständigung  mit  dem  Papste  die 
vorläufige  Verfügung  der  nach  Massgabe  des  Falles  noth- 
wendigen  Massregeln  vorbehalten,  um  den  Vollbestand  und 
die  Ruhe  des  Reiches  sicher  zu  stellen.  Jedoch  auch  das 
nur  unbeschadet  der  Festsetzungen  des  14.  Concordat- 
artikels  ^J. 


Das  Concordat  hat  die  von  der  Regierung  geträumten 
Einiirirkungen  auf  das  Volksthum  nicht  verwirklicht.  Glaube, 
Frömmigkeit  und  sittliche  Kraft  sind  weder  bewahrt  noch 
gemehrt  worden.  Die  reichen  Früchte  des  Heiles  und  des 
Friedens  sind  nicht  eingeerntet  worden. 

Fast  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  die  Bischöfe  sich 
mit  der  theoretischen  Anerkennung  ihrer  Rechte  begnügten, 
als  ob  es  ihnen  mehr  um  diese  als  um  die  Interessen  der 
Kirche  und  des  Christenthums  zu  thun  gewesen  sei ').  Die 
von  ihnen  überwachte  Literatur  *)  war  nicht  christlicher  als 
die  frühere  *).  Die  von  ihnen  geleiteten  Schulen  sanken 
immer  tiefer;  der  von  ihnen  erzogene  Clerus  war  zwar 
fanatischer,  aber  eben  so  ungebildet,  wie  in  vorigen  Zeiten  *) ; 
die  ihrer  Obhut  untergebenen  theologischen  Facultäten  haben 
keine  neue  Erleuchtung  in  die  Wissenschaft  gebracht  •). 


^)  Geheimer  Separatartikel,  abgedruckt  in  d.  Zt sehr.  f.  KR.  8.,  465. 

')  Vgl.  Zum  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche  in 
Oesterreich  (Leipzig  1868.)  6.  f. 

^)  Obgleich  Graf  Thun  in  seinem  Schreiben  t.  25.  Januar  1856. 
(Beiträge  a.  a.  0.  3.,  57.)  wQnschte,  dass  von  Repressivmassregeln 
gegen  Druckschriften  ein  vorsichtiger  Gebrauch  gemacht  würde,  ver- 
fügte der  Erzb.  v.  Mailand  am  23.  Dezember  1855.:  »Dass  allen 
Druckern  oder  Verlegern  als  Söhnen  der  Kirche  immerdar  die  strenge 
Verpflichtung  obliegt,  unserer  kirchlichen  Revision  vorher  vorzulegen 
alle  Manuscripte  oder  Bücher,  was  immer  für  Art,  die  sie  zu  drucken 
oder  neu  aufzulegen  heabsichtigenc ,  Jacobson,  üeber  das  österr. 
Concordat  (Leipzig  1850.)  53. 

*)  Die  Regierung  duldete  nicht  die  Verbreitung  protestantischer 
Bibeln  durch  Bibelgesellschaften,  Genesis  des  Concordates  34. 

^)  Vgl.  Zum  Frieden  zwischen  Kirche  und  Staat  a. 
a.  0.  5.  ff.    Block  a.  a.  0.  137.  ff. 

^)  Darüber  klagt  auch  die  ultramontane  Schrift  Kirchliche  Zu- 
stände in  Oesterreich  unter  d.  Herrsch,  d.  Concor  d. 
85.  ff.    (Leipzig  1869.) 
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Auch  der  Staat  fand  nicht  die  Vortheile,  die  er  aus 
der  kirchlichen  Unterstützung  erhofft  hatte.  Die  Sittlichkeit 
des  Volkes  war  nicht  gebessert '),  die  Nationalitätenfrage  trotz 
der  Bundesgenossenschaft  der  Kirche   nicht  gelöst  worden. 

Ueber  die  Handhabung  der  kirchlichen  Strafgewalt  seit 
dem  J.  1850.  ist  nur  wenig  bekannt  geworden ,  aber  das 
Wenige  genügt  yoUkommen,  um  die  Rechtslosigkeit,  in 
welche  der  Clerus  durch  die  Aufhebung  des  recursus  ad 
principem  gestürzt  wurde,  zu  kennzeichnen. 

Der  böhmische  Mönch  Johann  EvangelistaBorc- 
z  y  n  s  k  i  war  in  einer  den  österreichischen  Staatsgesetzen 
entsprechenden  Form  zur  protestantischen  Kirche  über- 
getreten. Nichts  desto  weniger  wurde  er  auf  Requisition 
des  katholischen  Pfarrers  durch  kaiserliche  Gensdarmen  in 
klösterliche  Haft  gebracht,  und  zwar  in  einen  dunklen  Kerker 
neben  den  Zellen  zweier  Wahnsinnigen  gegenüber  den  Kloster- 
cloaken  bei  Wasser  und  Brod. 

Erst  nach  wohl  halbjährlicher  Gefangenschaft,  als  die 
Presse  des  Auslandes  Lärmen  schlug,  wurde  er  aus  dem 
Gefängnisse  entlassen  '). 

Auch  sein  Bruder  wurde  i.  J.  1854.  siebzehn  Wochen* 
eingesperrt,  weil  er  dem  Papste  seine  im  Orden  gemachten 
Erfahrungen  mitgetheilt  und  um  Entlassung  aus  demselben 
gebeten  hatte '). 


Erst  als  Oesterreich  durch  den  Krieg  des  Jahres  1866. 
vollständig  zu  Boden  geworfen  war,  suchte  es  neue  Kräfte 
durch  die  Wiederaufrichtung  eines  konstitutionellen  Ver- 
fassungslebens  zu  gewinnen  ^). 

>)  Vgl.  Block  a.  a.  0.  245.  ff. 

')  Mit  Aktenstacken  mitgetheilt  yon  Bunsen,  Zeichen  d.  Zeit 
(Leipzig  1860.)  1.,  211.  ff. 

')  eben  das.  254. 

^)  Der  Adressentwurf  des  Reichsrathes  v.  8. — 5.  Juni  yerlangte 
schon  Aufhebung  des  Concordates:  >Wir  mflssen  es  aber  auch  als  eine 
unabweisliche  Noth wendigkeit  bezeichnen,  dass  im  Wege  der  verfassungs- 
m&ssigen  Gesetzgebung  an  die  Reyision  des  Concordates  in  jenen  Be- 
ziehungen geschritten  werde,  welche  in  den  Bereich  der  Staatsgesetz- 
gebung fallen.  Wir  ehren  die  Unabhängigkeit  der  Kirche,  und  sind 
weit  entfernt,  derselben  jemals  nahe  treten  zu  wollen.    Wir  sind  aber 
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Am  20.  Dezember  1867.  wurde  das  Staatsgrund- 
gesetz veröfiFentHcht  ^),  dessen  Art.  15.  bestimmte:  Jede  ge- 
setelich  anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  hat  das 
Hecht  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religionsübung ,  ordnet 
und  verwaltet  ihre  inneren  Angelegetiheiten  selbstständig, 
bleibt  im  Besitze  und  Genüsse  ihrer  für  Cultus-,  Unterrichts- 
und  Wohlthätigieitszwecie  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen 
und  Fonds,  ist  aber,  wie  jede  Gesellschaft  den  allgemeinen 
Staaisgeseteen  unterworfen. 

Durch  die  Gesetze  v.  25.  Mai  1868.')  wurden  dann 
einzelne  wesentliche  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche 
geregelt,  namentlich  das  Eherecht  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches wieder  hergestellt'),  die  Ehejurisdiction  dem 
Staate  zurückgegeben,  die  Schule  säcularisirt  ^),  die  inter- 
confessionellen  Verhältnisse  geregelt. 

Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  dieser  Bruch  mit  der 
Concordatspolitik ,  dieser  Rücktritt  auf  den  Weg  der  ge- 
schichtlichen Ent Wickelung,    den    der   österreichische  Staat 


auch  überzeugt,  dass  iveder  ein  Gesetz  noch  ein  Vertrag  fflr  alle  Zu- 
kunft Rechte  unwiderruflich  aufgeben  könne,  welche  nach  der  heutigen 
Entwicklung  des  staatlichen  Lebens  zu  den  wesentlichen  Hoheitsrechten 
des  Staates  gehören.  Wir  halten  es  fQr  unmöglich,  dass  der  Staat  sich 
seiner  Rechte  in  Bezug  auf  die  AusQbung  der  Justizgewalt  und  auf  die 
Gesetzgebung  in  Sachen  des  Unterrichts  zu  Gunsten  einer  Ton  ihm 
YÖllig  unabhängigen  Macht  habe  entftussern  oder  sich  des  Rechts  be- 
geben können,  das  natQrlichste  aller  politischen  Rechte,  das  der  Gleich- 
heit aller  StaatsbQrger  vor  dem  Gesetze  ohne  RQcksicht  auf  die  Con- 
fession,  welcher  sie  angehören,  im  vollsten  Umfange  verwirklichen  zu 
dürfen.  »Dieser  Passus  wurde  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen  an- 
genommen.   Schulthess,  Europäischer  Geschichtskalender  8.,  271. 

^)  Reichs-Ges.-Bl.  Stück  LXI.  no.  142.  Es  entstand  unter 
den  katholischen  Staatsdienern  Zweifel,  ob  sie  den  vorgeschriebenen 
Yerfassungseid  leisten  dürften.  Die  Frage  wurde  in  Rom  verneint, 
von  der  Oesterreich ischen  Regierung  aber  nicht  die  Hinzufügung  der 
Clausel:  »unbeschadet  der  Rechte  Gottes  und  der  Kirchec  gestattet, 
Arch.  f.  kathol.  KR.  N.  F.  17.,  447.  ff. 

')  Reichs-Gesetz-Bl.  Stück  XIX.  no.  47.  48.  49. 

')  Das  Gesetz,  das  Minoritätsvotum  und  die  Reden  gegen  den  Ge- 
setzentwurf sind  abgedruckt  in:  Die  kathol.  Stimmen  aus 
Oesterreich  (Wien  1868.)  Heft  3. 

^)  Gesetz,  Minoritätsvotum  und  oppositionelle  Reden  ab  an  das. 
Heft  4. 
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nicht  zu  seinem  Besten  seit  dem  Jahre  1848.  in  der  kirch- 
lichen PoHtik  verlassen  hatte,  den  vollen  Zorn  der  Kirche 
erregte. 

Die  Petition,  welche  die  in  Wien  am  28.  September 
1867.  versammelten  österreichischen  Bischöfe  an  den  Kaiser 
richteten  '),  wurde  von  diesem  mit  Hinblick  auf  seine  con- 
stitutionelle  Stellung  abgelehnt  *),  und  blieb  wie  die  an  das 
Herrenhaus  gerichtete  Petition,  welche  zur  Aufrechterhaltung 
des  Concordates  aufforderte,  ohne  Wirkung  '). 

In  Folge  dessen  versuchten  die  Bischöfe,  wenigstens 
factisch  die  Befugnisse  aufrechtzuerhalten,  welche  ihnen  die 
neuen  Qesetze  rechtlich  entzogen  hatten.  Sie  weigerten  sich, 
den  staatlichen  Gerichten  die  Eheacten  auszuhändigen  und 
mussten  theil weise  durch  Zwangsmassregeln  dazu  genöthigt 
werden*),  sie  stellten  die  Theorie  auf,  dass  sie  zwar  zur 
Befolgung  der  bürgerlichen  Gesetze  verpflichtet  seien,  aber 
nur,  80  weit  diese  nicht  gegen  das  göttliche  Recht  und  das 
der  Kirche  verstiessen  *) ,    und    legten    den  neuen  Gesetzen 

»)  abgedruckt  im  Katholik  1607.  2.,  389.  jff.  Der  Papst  erliess 
in  Folge  dessen  an  den  österreichischen  Episcopat  ein  Glückwunsch- 
schreiben ▼.  1.  Nov.  1867.  abgedruckt  im  Freiburg.  Kath.  Kirchen- 
Bl.  1868.  no.  9.  S.  66. 

')  Handschreiben  ▼.  28.  September  1867.  abgedruckt  bei  Schult- 
hess  a.  a.  0.  8.,  291. 

')  Auch  der  Nuntius  protestirte  unter  dem  26.  Mai  1868  Ter- 
geblich. 

*)  Vgl.  Justixministerialerlass  v.  28.  Aug.  1^68.  Allg.  Oesterr. 
Oerichts-Zeit.  1869.  no.  10.  S.  39. 

'}  Vgl.  das  Schreiben  des  B.  Rudi  gl  er  v.  Linz  v.  9.  März  1868. 
in  Kathol.  Stimmen  aus  Oest erreich  lieft  10.  S.  42.  ff.  Be- 
zOglich  der  Beerdigung  gab,  um  eiu  Beispiel  anzuführen,  der  Fürst- 
bischof V.  Olmütz  seiner  Geistlichkeit  unter  dem  10.  Juni  IF68. 
(Kathol.  Stimmen  aus  Oesterreich  Heft  15.  S.  25.)  folgende 
Anweisung:  >Sollte  es  sich  endlich  lügen,  dass  ein  Begr&bniss  auf  ka- 
tholischem. Friedhofe  —  abgesehen  von  dem  Stücke,  welches  zu  diesem 
Zwecke  abgetrennt  und  speciell  hergerichtet  ist  —  rücksichtlich  oben- 
erwähnter Personen  (notorische  körperliche  Angreifer  von  Geistlichen, 
bei  Namen  Excommunicirte,  Ungläubige  und  Heiden,  Ketzer  und  noto- 
rische, wenngleich  nicht  bei  Namen  Excommunicirte,  deren  Umgang 
zugleich  verpönt  ist),  gefordert  würde  — ,  so  wird  der  Pfarrer  sich  unter 
Berufung  auf  das  Kirchengesetz  bis  zu  Ende  widersetzen,  den  Abschinas 
des  Friedhofes  bewerkstelligen  und  die  Schlüssel  an  sich  nehmen.    Wird 
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eine  derartige  Verletzung  zur  Last  ^). 

Es  konnte  nicht  ausbleiben'),  dass  solche  Anschau- 
ungen zu  ernsten  Conflicten  mit  der  Staatsgewalt  führten. 

Der  Papst  gab  das  Signal  zum  Kampfe.  In  einer 
AUocution  v.  22.  Juni  1868.')  nahm  er  von  seiner 
bisherigen  Langmuth  Abstand ;  dass  er  das  österreichische 
Staatsgrundgesetz  als  ein  fürwahr  abscheuliches  (infanda 
sane)  bezeichnete,  weil  es  Glaubens-,  Gewissens-,  Lehrfrei- 
heit gewährte,  konnte  von  seinem  Standpunkt  aus  erklärlich 
gefunden  werden,  dass  er  die  thatsächlichc  Auflehnung  des 
Episcopates  gegen  die  Regierung  billigte,  entsprach  den 
Traditionen  der  römischen  Politik:  aber  billig  mochte  man 
erstaunen  über  die  Anmassung,  mit  welcher  ein  Priester 
sich  uutei*fing,  die  Gesetze  eines  fremden  Staates  für  un- 
gültig und  kraftlos  zu  erklären. 

Die  österreichische  Regierung  beantwortete  das  päpst- 
liche Attentat,  welches  nur  durch  Aufhebung  aller  diploma- 
tischen Beziehungen  und  des  Concordates  zu  sühnen  ge- 
wesen wäre,  mit  einer  Note  *),  aber  sie  ging  gegen  Bischöfe 


Oewalt  angewandt  und  die  Fricdhofsiiforte  gesprengt,  so  wird  der  Pfarrer 
feierlich  protestiren  und  ohne  Säumen  seinen  Vorgesetzten  den  ganzen 
Vorgang  berichten.  Wäre  zugleicli  die  betreffende  Leiche  auf  den 
katholischen  Friedhof  gebracht  und  durch  das  ßegiäbniss  derselbe  ent- 
weiht, so  wird  der  Klerus  sich  bis  zur  erfolgten  Wiedereinweihung  vom 
Friedhofe  gänzlich  ferne  halten,  und  bei  den  folgenden  katholischen 
Leichenbegräbnissen  die  heil.  Gebräuche  blos  in  der  Kirche  oder  im 
Hause  des  Verstorbenen  vornehmen ,  worauf  er  die  Leiche  noch  bis 
zum  Eingange  des  Friedhofes  begleiten  mag,  dann  aber  sammt  den 
Kirchendienern  umkehren  wird.« 

^)  Der  Hirtenbrief  des  EzBisch.  v.  Wien  bildet  das  12.  Heft  der 
Kathol.  Stimmen  aus  Oesterreich,  des  B.  Fessle  r  y. 
St.  Polten  das  8. .  des  Bischof  Rudigier  v.  Linz  das  13. ,  der 
B.  y.  Görz  und  Laihach  das  1 J. ,  der  Böhmischen,  Mäh- 
rischen und  Schlesischen  B.  das  15.,  der  B.  y.  Salzburg, 
Seckau,  Gurk  und  L  a  v  a  n  t  das  16.  Heft. 

')  Vgl.  beispielsweise  den  Hirtenbrief  des  Bischofs  Fessler  y. 
28.  Mai  1868.  im  Freiburger  kathol.  Kirchenbl.  1868.  no. 
25.  S.  193.  f.  u.  eben  das.  S.  199. 

')  auch  abgedruckt :  Zum  Frieden  zwischen  Kirche 
u  n  d  S  t  a  a  t  a.  a.  0.  96.  ff. 

*)  y.  8.  Juli   1868.  bei  SchuUhess  a.  a.  0.  9.,  251.    Die  Ge- 
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und  Geistliche^  welche  den  päpstlichen  Standpunkt  im  Lande 
zu  vertreten  suchten,  mit  energischer  Strenge  vor.  Die 
Hirtenbriefe  der  Bischöfe,  welche  gegen  das  Strafgesetz 
verstiessen,  wurden  wie  der  des  Erzbischofs  von  Prag  *) 
und  des  Bischofs  von  Linz')  confiscirt,  der  letztere  vor 
Oericht  gestellt,  und  wegen  Störung  der  öffentlichen  Ruhe 
zu  Gefkngniss  verurtheilt  *) ,  wobei  die  Gerichte  aller  drei 
Instanzen  ausdrücklich  ihre  Competenz  dem  Bischöfe  gegen- 
über zum  Gegenstand  der  Erörterung  machten  und  bejahten. 
Die  Geistlichen,  welche  die  Kanzel  zur  Aufreizung  des 
Volkes  missbrauchten,  wurden  verurtheilt  *) ,  die  ultramoi;)- 
tane  Presse  gezügelt. 

Bemerkenswerth  war  die  Stellung  des  Papstes  zu  diesen 
Vorgängen.  Den  wegen  Bekämpfung  der  neuheidnischen 
Gesetze  verhafteten  Redacteur  des  Tiroler  Volksblattes 
tröstete  er  ^) ,  weil  er  sich  den  Hass  und  die  Strafe  der- 
jenigen  zugezogen  habe,  welche  von  dem  Wege  der  Wahr- 
heit abgewichen  sind. . . .  Das  aber  wird  Dir  nicht  blas 
grosse  Gnade  bei  Gott  und  Euhm  bei  allen  billigefi  Be- 
urtheilem  der  Verhältnisse  erwerben,  sondern  es  empfiehlt 
auch  bei  uns  in  hohem  Grade  deinen  Glauben  und  deine 
Festigkeit  und  macht  uns  die  Beweise  deiner  Ergebenheit 
höchst  angenehm  und  das  demselben  beigefügte  Geschenk 
hockst  kostbar. 

Das  ganze  Schreiben  war  so  beschaffen,  dass  der 
Oesterreichische  Volksfreund,  der  es  publicirte,  confiscirt 
und  in  Anklagezustand  versetzt  werden  musste. 

Der  wegen  Pressvergehen  in  Haft  befindliche  Redacteur 
des  Fa^^Zawd^Priester Dr. Bernhard  von  Florencourt 


I 


meindevertretungen  der  meisten  österreichischen  St&dte  protestirten 
gegen  die  Allocution. 

>)  Vgl.  Der  Episcopat  in  Böhmen  u.  Oesterreichs  Justiz 
(Regensburg  1868.). 

')  Linzer  Diöcesanblatt  1869.  no.  2. 

')  Die  Actenstücke  gesammelt  Im  Arcb.  f.  katb.  ER.  K.  F. 
17.,  823.  Das  Erkenntniss  des  obersten  Gerichtshofes  auch  in  der 
Ztschr.  f.  ER.  8.,  421.  ff,  woselbst  auch  eine  Eritik  desselben. 

*)  Eine  Anzahl  von  Bestrafungen  stellt  zusammen  Block  a.  a.  0. 
162.  ff. 

*)  Freiburger  Eath.  Eirchenbl.  1869.  no.  4.  S.  28. 
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wurde  zum  päpstlichen  Kämmerer  ernannt  ^).  Den  Bischöfen 
wurde  verboten,  der  Vorladung  weltlicher  Gerichte  Folge 
zu  leisten  *).  Kein  Wunder ,  wenn  der  Erzbiscliof  von 
Wien,  Cardinal  Rauscher,  es  sich  herausnahm,  über 
das  Urtheil  der  Gerichte  betreffend  den  Bischof  von  Linz 
zu  Gericht  zu  sitzen,  wenn  die  deutschen  Ultramontanen 
an  den  letzteren  nach  seiner  Verurtheilung,  die  übrigens  zu 
exequiren  die  österreichische  Regierung  zu  schwach  war, 
Zustimmungsadressen  richteten. 

Bei  Gelegenheit  der  Verhaftung  des  Priesters  von 
Florencourt  füllte  übrigens  das  österreichische  Ministe- 
rium eine  bemerkenswerthe  uns  hier  näher  angehende  Ent- 
scheidung. 

Im  Erlass  v.  24.  Mai  1869.  •)  wurde  festgesetzt,  dass 
das  den  Geistlichen  durch  Art.  XIV.  des  Concordates  ge- 
währte Vorrecht,  die  Strafhaft  in  Demeritenhäusern  zu  ver- 
büssen,  als  mit  §.  2.  des  Staatsgrundgesetzes  unverträglich 
fortgefallen  sei. 

Auch  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  erlitt  eine  be- 
merkenswerthe Beschränkung  durch  den  Gult-Ministe- 
rial-Erlassv.  7.  Juni  1 869.  *),  welcher  bestimmte,  dass 
di£  von  den  Bischöfen  in  Anordnung  ihrer  Disciplinarge- 
tvcUt  über  die  ihnen  unterstehenden  Glieder  des  Clerikal- 
Standes  verfügte  Verweisung  eineeiner  Priester  in  eine  geist- 
liche Correctionsanstalt  . .  mit  dem  eum  Schutee  der  per- 
sönlichen Frei/ieit  erlassenen  Gesetze  v.  27.  October  1862. 
(R.G,Bl  no.  87,)  nur  iytsoweit  vereinbar  (sei),  als  damit 
der  nicht  erzwungene  Aufenthalt  eines  Priesters  in  einer 
solchen  Anstalt,  und  die  Beaufsichtigung  desselben  wahrend 
dieses  Aufenthaltes  angeordnet  wird ;  daraus  folgte,  dass  eine 
derartige  bischöfliche  Anordnung  nur  insofern  und  inso- 
lange  wirksam  sein  kann,  als  der  durch  dieselbe  betroffene 
Priester  sich  derselben  freiwillig  fügt 

>)  Freiburger  Kathol.   Kircheublatt  1669.  no.  26.  S.  206. 

*)  Schulte,  Denkschr.  üb.  d.  Verhält,  d.  Staates  zu  d.  Sätzen  d. 
päpstl  Constitut.  v.  18.  Juli  1870.  (Prag  1871.)  59. 

^)  Yerordn.  Bl.  d.  Minist,  d.  Cult.  u.  Unterrichts  1869. 
No.  45.  —  Wie  die  folgenden  abgedruckt  in  Z  t  s c h r.  f.  KR.  9., 
147.  ff. 

*)  Beichs-Ges.-Bl.  1869.  StQck  LY.  no.  1S4. 
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Danacli  durften  die  politischen  Behörden  die  von  dem 
Bischöfe  in  die  geistliche  CorrectionsUnstalt  verwiesenen 
Priester  nicht  mehr  anhalten  und  dahin  abliefern  *). 

Diese  Verordnung  wurde  am  7.  August  1869.  *)  nicht 
nur  auf  die  Regulären  beiderlei  Geschlechtes  ausgedehnt, 
sondern  zugleich  für  die  Regierung  die  Controle  über  die 
Haftlokale  in  Anspruch  genommen ,  welche  sie  früher  be- 
sessen und  niemals  hätte  aufgeben  sollen. 


Nach  den  beklagenswerthen  Ergebnissen  des  vatiea- 
nischen  Concils  i.  J.  1870.  hat  die  österreichische  Regierung 
das  ganze  Concordat  als  verfallen  und  abgeschaflfit  erklärt'), 
ohne  dass  die  unsicheren  politischen  Zustände  des  Landes 
bis  jetzt  eine  gesetzliche  Neuordnung  der  staatskirchlicheu 
Beziehungen  zugelassen  hätten. 

2. 
B&ieni. 

Die  Baierischen  Bischöfe  schlössen  sich  der  Würz- 
burger Conferenz  des  J.  1848.  an,  und  als  die  Beschlüsse 
derselben  von  der  Regierung  unberücksichtigt  blieben,  ver- 
sammelten sie  sich  auf  päpstlichen  Befehl  zu  Freisingen 
und  formulirten  ihre  Bedenken  und  Wünsche  in  Bezug  auf 
das  geltende  Recht  in  der  Denkschrift  v.  J.   1850.*) 

Sie  verlaugten  namentlich  Beseitigung  des  Kdictes  und 
betonten  speciell,  dass  sowohl  die  Handhabung  des  Placet 
wie  der  Recursus  ab  abusu  den  in  dem  Concordate  nieder- 
gelegten Principien  durchaus  zuwiderlaufe,  da  derselbe,  so 
hiess  es  mit  Bezug  auf  den  letzteren,  wenn  er  als  eigefU- 
liehe  Appellation  anzusehen  ist,  die  eine  Bestätigung  oder 
Aufhebung  der  Sentenjs  des  geistlichen  Richters  zur  Folge 
haben  könnte,  offenbar  eine  Jurisdiction  in  kirchlichen  An- 
gelegenheiten auf  Seiten  des  Staates  voraussetzen  würde,  die 


*)  Vgl.  dazu  den  Erlass  d.  Bisch,  v.  Brunn  v.  25.  Aug.  18i>9. 
im  Arch.  f.  kath.  KR.    N.  F.  17  ,  129. 

>)  Reichs-Ges.-Bl.  1869.  Stück  LV.  no.  135. 

3)  Wiener  Zeitung  v.  10.  August  1870.  abgedruckt  in  meiner 
Samml.  d.  Aktenst.  z.  I.  vatic.  Concil  No.  XCVII.  XCVIII. 

*)  Ginzel  a.  a.  0.  2.,  173.  jff. 


IV.   Vom  Jahre  1848.  bis  heute.    2.  Baiern.  421 

ihm  nicht  euTcommt;  wenn  er  aber  als  einfacher  Recurs  be- 
trachtet wird,  schon  deshalb  weder  als  nothwendig,  noch  als 
begründet  erscheint,  weil  der  Betheiligte  nicht  rechtlos  gestellt 
ist,  sondern  durch  den  kanonischen  Recurs  an  den  höheren 
kirchlichen  Richter  sowohl  bemglich  materieller  als  formeller 
Beschwerden  durch  reformatorische  SentetiJSf  Abhilfe  erlangen 
kwin. 

Die  Regierung  antwortete  erst  durch  die  königliche 
Entschliessung  v.  30.  März  1852.  *)  Diese  sanctionirte  in 
Bezug  auf  das  Placet  die  bisher  im  administrativen  Wege 
zugelassenen  Milderungen,  hielt  es  aber  im  Uebrigen  strict 
aufrecht  *). 

Sie  interpretirte  den  §.71.  des  Edictes  authentisch  da- 
hin, dass  Erkenntnisse  des  geistlichen  Gerichtes  zwar  der 
Königlichen  Bestätigung  nicht  bedürften,  dass  diesen  aber 
nach  Avie  vor  ein  Einfluss  auf  die  staatsbürgerlichen  Be- 
ziehungen und  die  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  nur  zu- 
gestanden werden  könne,  falls  die  Staatsgewalt  ihre  Ge- 
nehmigung ertheilt  habe,  und  dass  der  Kreisregierung  und 
dem  Tischtitelgeber  ausserdem  von  jeder  Suspension  oder 
Entlassung  eines  Priesters  Mittheiiung  zu  machen  sei.  Der 
Recurs  wegon  Handlungen  der  geistlichen  Gewalt  gegen  die 
festgesetzte  Ordnung  wurde  in  dem  Umfange  des  §.  52.  des 
Religions  -  Edictes  beibehalten ,  dieser  jedoch  jetzt  dahin 
specialisirt,  dass  darunter  vorzüglich  die  Fälle  verstanden 
sein  sollten : 

Wenn  die  Kirchenbehörde  ihrefi  geistlichen  Wirkungs- 
kreis überschreitend  über  bürgerliche  Verhältnisse  urtheilt 
und  in  die  Rechtssphäre  des  Staates  übergreift;  wenn  die- 
selbe ein  positives  Staatsgesetz  verletzt,  wenn  selbe  behufs 
des  Vollzuges  ihrer  Erkenntnisse  sich  äusserer  Zwangsmittel 
bedient;  wenn  sie  die  Bescheidung  in  geistlichen  Sachen  an- 
hängiger Beschwerden  verzögert,  den  Instanzenzug  behindert^ 
oder  abändernde  Erkenntnisse  höherer  Instanz  nicht  in  Voll- 
zug bringt. 

Im  Uebrigen  wurde  die  Bestimmung  wiederholt,  wonach 


1)  Arch.  f.  kath.  Kirchenrecht.    N.  F.  2,  825.  ff. 
>)  siehe  oben  S.  329. 
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der  geistlichen  Behörde,  falls  ein  Recursus  ab  abusa  nicht 
eingelegt  sei,  und  falls  sie  die  Grenzen  ihrer  Competenz 
nicht  überschritten  habe,  der  Schutz  des  weltlichen  Armes 
hinsichtlich  der  Vollstreckung  ihrer  Disciplinar-Erkenntnisse 
zu  Gebote  gestellt  wurde. 

Der  Baierische  Episcopat  beruhigte  sich  bei  den  Con- 
cessionen  der  Entschliessung  v.  30.  März  1852.  nicht.  Unter 
dem  15.  Mai  1853.  unterbreitete  er  der  Staatsregierung  eine 
ausfuhrliche  Kritik  der  getroffenen  Massnahmen,  verbunden 
mit  der  Bitte  um  ihre  Abänderung  ^).  Wieder  forderte  er 
—  abgesehen  von  der  Beseitigung  des  Religionsedictes  im 
Ganzen  —  gänzliche  Aufhebung  des  Placet  und  Beseitigung 
des  Recursus  ad  principem. 

Zwar  erkannten  die  Bischöfe  an,  dass  der  letztere  auf 
die  in  der  Verordnung  angegebenen  Fälle  beschränkt, 
schwerlich  in  Zukunft  vorkommen  würde,  wie  er  auch  in  der 
Vergangenheit  nur  eine  spärliche  Anwendung  gefunden  habe, 
sie  wiesen  darauf  hin,  dass  die  Kirche  nie  den  Staatsgesetzen 
entgegentreten  werde,  sobald  diese  nur  —  was  allerdings 
bei  der  modernen  Gesetzgebung  leider  immer  weniger  der 
Fall  sei  —  nach  den  Forderungen  der  Kirche  geformt  seien, 
dass  der  Kirche  äussere  Zwangsmittel  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes  derzeit  gar  nicht  zu  Gebote  ständen,  und 
somit  aus  allen  diesen  Gründen  der  Fall  des  Recurses  wohl 
schwerlich  eintreten  könne:  aber  sie  glaubten  doch  gegen 
das  Princip  der  Bestimmung  Protest  erheben  zu  müssen, 
welches  einmal  der  kirchlichen  Jurisdiction  überhaupt  un- 
erlaubte Hemmnisse  in  den  Weg  lege,  als  Usurpation  des 
Staates  zu  betrachten  sei,  und  welches  andererseits  dem 
Wortlaute  des  Concordates  nichts  weniger  als  entspreche. 

Die  Regierung  verstand  sich  auf  dies  wiederholte  Drängen 
gern  bereit,  neue  von  den  Bischöfen  geforderte  Anordnungen 
über  die  Concursprüfung  der  katholischen  Pfarr-  und  Pre- 
digtamtscandidaten  zu  treffen,  hielt  aber  in  dem  Erlass  vom 
9.  October  1854.  *)  an  dem  Recursus  ab  abusu  lediglich 
fest  in  der  Erwägung,  dass  es  jedem  Unterthan  unverwehrt 


S 


')  Arch.  f.  kath.  KR.    N.  F.  2.,  403.  ff. 
')  ebendas.  481.  ff. 
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bleiben  müsse,  sich  hittlich  an  den  Landesherm  eu  wenden, 
wenn  er  von  der  obgleich  irrigen  Meinwng  befangen  ist,  dass 
ihm  durch  eine  kirchliche  Sentenz  ein  Unrecht  in  jenen  Be- 
ziehungen und  Rechtsverhältnissen  zugefilgt  worden  sei, 
welche  nur  bürgerlicher  oder  politischer  Natur  sind. 


Das  Concil  des  Jahres  1870.  hat  der  baierischen  Staats- 
regierung  Gelegenheit  zur  Handhabung  jener  beiden  Rechts- 
institute gewährt,  welche  die  Gränzlinien  zwischen  Staat 
und  Kirche  aufrecht  erhalten  sollen,  des  Placets  und  des 
recursus  ad  principem.  Je  wichtiger  fiir  die  kirchliche  und 
politische  £ntwickelung  Deutschlands  die  Veranlassung  zum 
staatlichen  Einschreiten  war,  um  so  mehr  ist  zu  beklagen, 
dass  der  juristische  Standpunkt  der  Staatsregierung  nicht 
gerechtfertigt  erscheinen  kann,  da  sie  das  Wesen  der  in  An- 
wendung gebrachten  Rechtsinstitute  geradezu  verkannt  hat. 

Freilich  die  Versagung  des  Placet  für  das  Gesuch  des 
Erzbischofes  von  Bamberg  betreffs  der  Verkündigung  und 
den  Vollzug  der  Beschlüsse  des  Vaticanischen  Conciis  hat 
sich  in  verfassungsmässiger  und  correcter  Form  vollzogen  ^). 
Dagegen  hat  die  Regierung  den  offenen  Widerstand  dieses 
so  wie  der  übrigen  baierischen  Prälaten  ungerügt  hingehen 
lassen. 

Und  ebenso  wenig  ist  die  ministerielle  Lösung  des  s.  g. 
Meringer  Kirchenstreites  zu  billigen. 

Der  katholische  Pfarrer  Joseph  Renftle  inMering 
erhielt  durch  ein  Generale  des  Bischofs  von  Augsburg 
den  Auftrag,  das  von  der  bischöflichen  Versammlung  zu 
Fulda  erlassene  Mahnwort  von  der  Kanzel  zu  verlesen. 
Danach  sollte  das  vaticanische  Concil  als  ein  rechtmässiges 
und  allgemeines,  seine  Beschlüsse  als  für  alle  bindend  an- 
gesehen werden,  welche  Clerus  und  Laien  wie  eine  göttlich 
geoffenbarte  Wahrheit  mit  festem  Glauben  anzunehmen 
hätten. 

Am  9.  October  verlas  Pfarrer  Renftle  zwar  das  Ge- 
nerale und  diesen  Hirtenbrief,   aber    er   fügte  sofort  hinzu, 


>)  Vgl.  meine  Samml.  d.  ActenstQcke  zum  I.  vatican.  Concil  (TQ- 
bingen  1872.)    S.  60. 
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dass  er  die  Rechtmässigkeit  des  Concils  und  seiner  Beschlüsse 
bestreite.  Vom  Bischöfe  zum  Widerrufe  aufgefordert,  ver- 
weigerte er  denselben,  und  setzte  trotz  gegen  ihn  verhängter 
suspensio  ab  omni  ordinis  et  jurisdictionis  exercitio  und 
excommunicatio  mit  Willen  seiner  Gemeinde  die  amtliche 
Thätigkeit  fort. 

Das  bischöfliche  Ordinariat  sowohl  wie  der  Pfarrer 
R  e  n  f  1 1  e  verlangten  den  Schutz  der  Regierung.  Das  erster e 
wollte  durch  staatlichen  Zwang  die  kirchlichen  Massrcgcln 
durchgeführt  wissen,  der  letztere  beanspruchte  die  Hülfe  des 
Staates  gegen  die  Aufzwingung  eines  Dogma,  welches  von 
der  Regierung  das  Placet  nicht  erhalten  habe. 

Das  Ministerium  entschied  unter  dem  27.  Februar  für 
die  Zurückweisung  beider  Petenten  ^). 

£s  erkannte  das  Disciplinarverfahren  des  Bischofs  für 
vollständig  berechtigt  an,  und  würde  den  weltlichen  Arm 
zur  Execution  des  kirchlichen  Urtheils  bereitwillig  geliehen 
haben,  wenn  es  sich  nicht  um  Verkündigung  der  Concils- 
Schlüsse,  für  welche  ein  Placet  bisher  nicht  erlangt  sei,  ge. 
handelt  hätte.  Dabei  wies  das  Ministerium  mit  Recht  die 
haarsträubende  Deduction  des  Augsburger  Ordinariates  zu- 
rück, welches  gegen  den  Pfarrer  Renftle  allein  wegen 
Missbrauchs  der  Kanzel  und  Ungehorsam  gegen  die  ver- 
hängte Suspension  eingeschritten  zu  sein  behauptete,  und 
nur  den  unberechtigten  Widerstand  desselben  disciplinär 
rügen  wollte. 

Aber  auch  dem  Pfarrer  Renftle  meinte  das  Ministe- 
rium nicht  zu  Hülfe  kommen  zu  können.  Einmal  weil  sich 
dieser  selber  einer  Rüge  schuldig  gemacht  habe,  indem  er 
den  Fuldaer  Hirtenbrief  wenn  auch  mit  Protest,  doch 
jedenfalls  publicirt  habe,  trotz  des  nicht  ertheilten  staat- 
lichen Placet,  weil  die  Opposition  des  Pfarrers  gegen  die 
Infallibihtät  auf  theologischen  Gründen  ruhe,  die  sich  der 
Competenz  der  Staatsregierung  entzögen,  und  endlich  weil 
der  recursus  ad  principem  überhaupt  nur  einen  negativen 
Erfolg  äussere,  d.  h.  dabin  führen  könne,  dass  den  kirch- 
lichen Disciplinarmassregeln  staatlicher  Seits  die  Execution 


\ 


')  vgl.  meine  cit  Aktenstücke  zum  yatic  Concil  No.  CVI. 
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verweigert  werde,  nicht  aber  die  positive  Wirkung  zu 
äussern  vermöge,  dass  der  Staat  die  kirchlichen  Rechte  des 
Recurrenten  aufrecht  erhalte. 

Der  Fehler  in  der  ministeriellen  Entscheidung  liegt 
nicht  nur  in  dem  Umstände,  dass  die  Verlesung  des  Fulda<*r 
Hirtenbriefes  durch  Pfarrer  Renftle  gar  nicht  als  Publi- 
catiun  angesehen  werden  kann  —  denn  wer  einen  Erlass 
zur  Nachachtung  verkünden  soll ,  und  ihn  zwar  verliest, 
aber  für  falsch  und  irrthümlich  erklärt,  der  publicirt  eben 
nicht  —  sondern  auch  in  der  Verkennung  sowohl  von  der 
Natur  des  Placet  wie  des  recursus.  Mit  Recht  hebt  der 
Ministerial-Erlass  hervor  —  und  es  hätte  zum  Ausspruche 
dieser  Wahrheit  nicht  einer  so  oftmaligen  Wiederholung 
bedurft  —  dass  der  Staat  sich  in  die  Glaubensangelegen- 
heiten nicht  einmischen  könne.  Das  soll  aber  durch  das 
Placet  gar  nicht  geschehen.  Ob  die  Beschlüsse  des  Con- 
cilium  vaticanum  die  staatliche  Genehmigung  erhalten  oder 
nicht:  Es  wird  jedem  baierischen  Staatsbürger  die  Gewissens- 
freiheit unverküraraert  bleiben,  sie  zu  glauben  oder  zu  ver- 
werfen. Der  Mangel  des  staatlichen  Placet  muss  aber  auf 
alle  Fälle  bewirken,  dass  nicht  placetirte  Erlasse  der  Kirche 
auf  das  äussere  Rechtsleben  in  Baiern  keinen  Einfluss 
ausüben  können,  und  auf  die  kirchlichen  Gesellsehaftsrechte  ^ 
der  einzelnen  Katholiken  ohne  Einfluss  bleiben  müssen. 
Wer  wegen  Nichtannahme  der  unplacetirten  Concilsschlüsse 
in  Baiern  excommunicirt  wird,  der  kann  die  Hülfe  des 
Staates  anrufen,  der  Geistliche,  welcher  aus  diesem  Grunde 
vom  Amte  entfernt  werden  soll,  hat  ein  Recht  auf  den  staat- 
lichen Schutz.  Denn  nicht  nur  für  den  Staat  sind  kirch- 
liche Erlasse  ohne  Placet  vollständig  wirkungslos  und  nicht 
vorhanden,  auch  für  die  Kirche  als  Anstalt  in  allen  ihren 
anstaltlichen  Beziehungen,  welche  nach  baierischem  Staats- 
recht der  Einwirkung   der  Regierung    nicht   entzogen  sind. 

Den  Schutz  aber,  den  der  Staat  auf  Anrufen  eines 
wegen  Nichtannahme  unplacetirter  kirchlicher  Anordnungen 
Bedrängten  zu  gewähren  hat,  kann  nicht  blos  ein  negativer 
sein,  darf  sich  nicht  blos  in  der  Verweigerung  der  staat- 
lichen Execution  kirchlicher  Urtheile  manifestiren ,  sondern 
muss   auch   auf  kirchlichem  Gebiete   alle   schädlichen  Con- 
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Sequenzen,  welche  sich  für  die  Gesellschaftsrechte  des  Re- 
currentcn  ergeben  haben,  beseitigen.  M.  a.  W. :  Der  Staat 
muss  erklären,  wegen  Nichtannahme  unplacetirter  kirch- 
licher Verordnungen  darf  Niemand  excommunicirt  werden, 
und  jede  verhängte  Excommunication  ist  aufzuheben,  darf 
kein  Geistlicher  suspendirt  werden,  und  jede  ausgesprochene 
Suspension  ist  zurückzunehmen,  darf  keinem  Lehrer  die 
missio  entzogen  werden,  und  jede  entzogene  missio  ist 
wiederherzustellen. 

Freilich  greift  solche  staatliche  Thätigkeit  in  das  innere 
Leben  der  Kirche  ein.  Aber  das  ist  auch  der  Zweck  so- 
wohl des  Placet  wie  des  recursus  ad  principem.  Sollten 
diese  Institute  nur  die  Bedeutung  haben,  welche  der  Mini- 
sterial-Erlass  ihnen  beilegt,  so  würden  sie  ganz  werthlos 
sein,  und  es  würde  unverständlich  erscheinen,  warum  die 
baierische  Regierung  an  ihnen  so  fest,  als  an  einem  Palla- 
dium der  bürgerUchen  Freiheit  gehalten  hat. 

8. 
Prenssen. 

Schon  am  24.  März  1848.  trat  an  die  Preussische  Staats- 
regierung in  einer  Petition  der  rheinischen  Städte  die  For- 
derung heran,  Freiheit  der  Gottesverehrung  zu  gewähren, 
allen  Staatsbürgern  gleiche  Berechtigung  ohne  Ansehen  des 
religiösen  Bekenntnisses  und  endlich  gänzliche  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  ^). 

Wenn  aber  auch  die  Regierung  der  herrschenden  Strö- 
mung in  dem  der  Nationalversammlung  vorgelegten  Ver- 
fassungsentwürfe in  so  weit  Rechnung  trug,  dass  sie  das 
Placet  vollständig  zu  beseitigen  bereit  war,  von  einem  all- 
gemeinen Principe  für  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  des 
Staates  zur  Kirche  aber  Abstand  nahm,  so  brachte  doch 
schon  die  Verfassungscommission  der  Nationalversammlung 


*)  Far  die  Geschichte  der  Preussischen  YerfaBsuogBhestimmuDg 
vgl  Richter  in  Ztschr.  f.  ER.  1.,  100.  ff.,  den  anonymen  Aufsatz  im 
A  rch.  f.  kath.  KR.  N.  F.  5.,  1.  ff.  Friedberg,  die  e?ang.  u. 
kath.  Kirche  d.  neu  einverleibten  Länder  (Halle  1867.)  64.  ff.  Ger- 
lach, d.  Verh.  d.  preuss.  Staates  z.  d.  kath.  Kirche  Abth.  1.  (Pader- 
born 1867.). 
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den   neuen   Satz:  Jede  Religionsgesellschaft  ist  in  Betreff 

ihrer   inneren   Angelegenheiten   und   der    Verwaltung   ihres 

Vermögens  der  Staatsgewalt  gegenüber  frei  und  selbst  ständig. 

Und  als  erst  die  Frankfurter  Grundrechte  die  Lö- 
sung des  schweren  Räthsels,  an  dem  viele  Jahrhunderte 
vergebens  gearbeitet  hatten,  so  leicht  und  so  vieldeutig  ge- 
funden hatte  ^)j  verschloss  sich  auch  die  Preussische  Re- 
gierung nicht  mehr  dem  Losungsworte,  welches  alle  Parteien 
als  Programm  hingestellt  hatten:  der  Freiheit  der  Kirche, 

Aber  jetzt  genügte  der  Centralkommission, 
welche  von  dem  katholischen  Elemente  durchaus  beherrsch! 
wurde,  die  früher  von  der  Verfassungskommission 
vorgeschlagene  Formel  nicht  mehr.  Der  Unterschied  zwi- 
schen äusseren  und  inneren  Kirchenangelegenheiten  sei  zu 
schwankend,  als  dass  der  Kirche  durch  Beschränkung  ihrer 
Autonomie  auf  die  letzteren  Genüge  geschehen  könne;  jeg- 
liche Bevormundung  des  Staates  müsse  fallen ;  derselbe  dürfe 
sich  auch  in  die  äusseren  Angelegenheiten  der  Kirche  nicht 
mehr  einmischen. 

So  wurde  denn  der  Satz  aufgenommen : 

Jede  Religionsgesellschaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  An^ 
gelegenheiten  selbstständig  und  bleibt  im  Besitz  und  Genuss 
der  für  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitsjswecke 
bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds. 

Dieser  Artikel  wurde  mit  besonderer  Erwähnung  der 
evangelischen  und  katholischen  Kirche  als  Art.  12.  der 
octroyirten  Verfassung  v.  5.  Dezember  1848.  pub- 
licirt,  ging  als  Art.  15.  in  die  revidirte  v.  31.  Januar 
1850.  über,  und  ist  in  Verbindung  von  Art.  12—14.  16 — 18. 
und  109.*)  der  Verfassungsurkunde  für  das  Verhältniss  der 


>)  Siehe  oben  S.  400. 

*)  Art.  12.  gewährt  die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses,  der 
gemeinsamen  häuslichen  und  öffentlichen  Religionsabung,  so  wie  der 
Vereinigung  zu  Religionsgesellschaften.  Diese  unterliegen,  falls  sie, 
wie  das  bei  jeder  katholischen  Kirchengemeinde  der  Fall  ist,  Eorpo- 
rationsrechte  besitzen,  nicht  den  für  politische  Vereinigungen  auf- 
gestellten Beschränkungen.  Ges.  v.  11.  März  1850.  §.  2.  —  Der  Ge- 
nuss der  bürgorlicben  und  Btaatsbaigerlichen  Rechte  ist  von  dem  reli- 
giösen Bekenntnisse  unabhängig,  doch  darf  den  bQrgerlichen  und  staats- 
E.  F 1  i  e  d  b  e  r  g ,  D.  Missbr.  d.  geittl.  Amtsgewalt.  ^8 
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katholischen   Kirche  zum   preussischen   Staate   massgebend 
geworden. 


bargerlichen  Pflichten  durch  die  AusQbung  der  Religionsfreiheit  kein 
Abbruch  geschehen.  —  Art.  17.  bestimmt,  dass  Religions-  und  geist- 
liche Gesellschaften,  welche  keine  Corporationsrechte  besitzen,  dieselben 
nur  durch  ein  Gesetz  erlangen  können.  In  Folge  der  Interpretation 
dieses  Artikels  durch  die  Staatsregierung,  welche  die  Norm  für  die 
rechtliche  Existenz  der  klösterlichen  Genossenschaften  in  den  Bestim- 
mungen über  das  Vereins wesen  gefunden  hat,  und  die  natürlich  nltra- 
monUner  Seits  gebilligt  wird  (vgl.  Arch.  f.  kath.  ER.  N.  F. 
17.,  369.  ff.),  sind  in  Preussen  zahlreiche  neue  Klöster  entstanden 
(Ztschr.  f.  ER.  9.,  311.  ff.)  und  theilweise  durch  eine  Deutung  des 
Art.  17.  der  Yerf.-Ü. ,  die  einer  Verletzung  desselben  gleichsteht,  mit 
Corporationsrechten  versehen  worden  (eben das.  9.,  158.)  Dabei  ist 
SU  bemerken,  dass  das  Associationsrecht  gesetzlich  nur  den  Preussen 
gewährt  ist,  dass  aber  die  ganze  Verfassung  der  Orden  im  Auslande 
gipfelt,  und  die  Etablissements,  welche  einen  tiefen  Einfluss  auf  das 
Volk  ausüben,  zum  grossen  Theil  aus  Ausländern  bestehen.  Ea  er- 
scheint mehr  als  fraglich,  ob  die  Verf.-Ürk.  unter  den  Religionsgesell- 
schaften, deren  Bildung  sie  gestattet,  die  geistlichen  Orden  mit  ihrem 
über  die  Grenzen  des  Staates  hinausreichenden  Organismus  begreift,  ob 
die  im  Art  13.  genannten  geistlichen  Gesellschaften  mit  den  Orden 
im  kirchenrechtlichen  Sinn  identisch  sind,  da  doch  Corporationsrechte 
nur  den  einzelnen  örtlichen  Vereinigungen,  welche  auf  Grund  des 
lediglich  den  Preussen  gewährten  Associationsrechtes  entstanden  sind, 
ertheilt  werden  können,  —  ob  den  Bischöfen  die  in  Anspruch  ge- 
nommene Befugniss  (siehe  unten  S.  430.)  zur  Einführung  geistlicher  auch 
aus  Nichtpreussen  bestehender  und  auswärtigen  Oberen  unterworfener 
Cougregationen  zustehe,  oder  ob  nicht  endlich,  wie  wir  das  annehmen, 
die  auf  das  Elosterwesen  bezüglichen  iura  circa  sacra  des  Landrechta 
lediglich  noch  in  Eraft  bestehen.  —  Art.  14.  bestimmt,  dass  die  christ- 
liche Religion  bei  denjenigen  staatlichen  Einrichtungen,  welche  mit  der 
Beligionsübung  in  Zusammenhang  stehen,  zu  Grunde  zu  legen  sei,  je- 
doch unbeschadet  der  (Art.  12.)  gewährleisteten  Religionsfreiheit.  Art  16. 
giebt  den  Verkehr  der  Religionsgesellschaften  mit  ihren  kirchlichen 
Oberen  frei,  und  stellt  für  die  Bekanntmachung  kirchlicher  Anord- 
nungen nur  diejenigen  Grundsätze  als  bindend  auf,  welche  für  alle 
Veröffentlichungen  Anwendung  fiuden  (Pressges.  v.  12.  Mai  1851.). 
Art.  17.  verheisst  ein  Gesetz  über  Eirchenpatronat  und  dessen  Auf- 
hebung (vgl.  Ztschr.  f.  ER.  11.,  92.  ff.)  ist  aber  wie  Art.  19.,  welcher 
Einführung  der  Givilehe  anordnet,  noch  nicht  ausgeführt  Art.  18. 
erklärt  das  Ernennungs-,  Vorschlags-,  Wahl-  und  Bestätigungsrecht  bei 
Besetzung  kirchlicher  Stellen ,  so  weit  es  bisher  dem  Staate  zugestan- 
den habe,  für  aufgehoben,  und  nimmt  nur  die  Fälle  aus,  wo  dasselbe 
im  Patronatrechte  oder  besonderen  Rechtstiteln  seinen  Grund  finde, 
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Selbst  dem  Minister  Ladenberg  mochte  wohl  das 
Gefühl  nicht  fern  sein,  dass  mit  so  allgemeinen  Principien, 
deren  Tragweite  . .  gewiss  jetat  noch  nicht  klar  eu  übersehen, 
ja  kaum  annähernd  eu  berechnen  sei  ^)y  die  Lösung  der 
mannigfachen  Bande,  welche  Staat  and  Kirche  bisher  ver- 
knüpft hatten,  kaum  erfolgen  könne. 

In  den  officiellen  Erläuterungen,  welche  er  zu 
den  kirchlichen  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  am 
15.  Dezember  1848.  veröffentlichte  '),  erklärteer:  die  nähere 
Begülirung  der  Verhältnisse  auf  der  Grundlage  des  aus- 
gesprochenen allgemeinen  Principes  wird  im  geordneten  Wege 
demnächst  erfolgen. 

Aber  die  Hoffnung  des  Ministers  verwirklichte  sich 
nicht  Der  preussische  Episcopat  gedachte  nicht,  erst  noch 
über  das  zu  verhandeln,  was  er  schon  besass.  Er  lehnte 
den  am  6.  Januar  1849.  ')  ergangenen  Erlass  des  Ministers, 
welcher  behufs  der  Uebergabe  der  verfassungsmässigen 
Selbstständigkeit  eine  Vereinigung  mit  den  Bischöfen  an- 
bahnen sollte,  einfach  ab,  und  erklärte  in  einer  gemeinsamen 
Denkschrift^),  die  Bischöfe  hätten  von  der  ihnen  verfas- 
sungsmässig gewährten  Freiheit  um  so  schneller  Besitz  er- 
griffen, als  ihnen  die  Übelherathene  Politik  der  letzten  Jahr- 
hunderte  vielfach  solche  stets  enger  sich  schliessende  Schranken 
geeogen  hatte,  deren  bedauerlicher  Druck  nicht  selten  fü/r 
das  kirchliche  Wirken  und  Gedeihen  eben  so  hemmend  wie 


Tgl.  FrieSberg,  Das  Veto  der  Regierung  bei  Bischofswahlen  (Halle 
1869.)  Art.  109.  verordnet:  >. . .  Alle  Bestimmungen  der  bestehenden 
Gesetzbücher,  einzelner  Gesetze  und  Verordnungen ,  welche  der  gegen- 
wärtigen Verfassang  nicht  zuwiderlaufen,  bleiben  in  Kraft,  bis  sie 
durch  ein  Gesetz  abgeändert  werden. c 

^)  Worte  des  Centralausschusses  der  I.  Kammer  für 
Revision  der  Verf. -ürk.  v.  5.  Dez.  1848.  Bericht  über  Art. 
11.  ff. 

*)  abgedruckt  u.  a.  in  Beitr.  z.  Preuss.  Kirchenrecht 
(Paderborn  1864.)  1.,  S.  ff.  Sie  beschäftigen  sich  hauptsächlich  mit 
der  vermögensrechtlichen  Autonomie  der  Kirche,  welche  derselben  in 
einem  grösseren  Umfange  gewährt  wurde,  als  es  selbst  die  römische 
Curie  bezüglich  der  süddeutschen  Staaten  für  noth wendig  fand. 

")  ebendas.  14. 

^)  bei  Ginzel,  Archiv  2.,  122.  ff. 
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gerstörend  geworden  war.  Mit  der  Beseitigung  jener  Schran- 
ken und  dem  Wegfall  des  so  fruchtbar  und  ohne  Gränzen 
dehnbar  gewordenen  Placets  umfasst  nun  diese  der  Kirche 
wieder  eurüchgegebene  Selbstständigkeit  in  der  Richtung 
nach  Innen  die  freie  Anwendung  aller  gottesdienstli(^ien 
Handlungen  und  ÄndachtsÜbungen ,  der  katholischen  Feste, 
Fast-  und  Äbstinenatage ,  die  Errichtung  neuer  kirchlicher 
Aemter,  so  wie  die  Beibehaltung  und  Aufnahme  kirchlicher 
Congregationeny  je  nach  dem  kirchlichen  Bedürfnisse  und  im 
Einklänge  mit  den  kanonischen  Sateungen. 

Somit  blieb  für  die  Ausführung  der  Verfassungsurkunde 
nur  der  Weg  einseitigen  Ermessens  der  Staatsregierung  oder 
correcter  des  Nachgebens  gegenüber  dem  Andrängen  der 
Kirche  übrig. 

Bis  auf  wenige  Ausnahmen  —  Regulirung  der  Ver- 
mögensverwaltung in  den  östlichen  Diöcesen,  Stellung  der 
theologischen  Facultät  der  Universität  Breslau  zum  Fürst- 
bischof^), welche  durch  vertragsmässiges  Abkommen  ge- 
regelt wurden  —  erfolgte  die  Neuordnung  der  staatskirch- 
lichen Verhältnisse  lediglich  durch  Rescripte  des  Ministe- 
riums der  geistlichen  Angelegenheiten,  und  zwar  in  der 
Regel  ohne  vorgängige  Berathung  im  Staatsministerium. 

Es  würde  zu  weit  fuhren,  wenn  wir  eine  Aufzählung 
der  einzelnen  Regierungserlasse  ^  von  denen  übrigens  nur 
ein  geringer  Theil  der  Oeffentlichkeit  zugänglich  wurde^ 
unternehmen  wollten  *). 

Nur  im  Allgemeinen  haben  wir  ihren  Geist«  und  die 
Auffassung  der  Verfassungsurkunde,  welche  sich  in  ihnen 
ausprägt,  zu  characterisiren,  und  diejenigen  besonders  her- 
vorzuheben, welche  auf  die  uns  beschäftigenden  Fragen 
Bezug  nehmen. 

Die  preussische  Staatsregierung  ging  bei  Auslegung  des 
Art.  15.  der  Verfassungsurkunde  von  der  Ansicht  aus,  dass 
durch  die  in  demselben   der   katholischen  Kirche  gewährte 


I 


^)  Siehe  Anlage  X. 

')  Vgl.  die  cit.  Beitr.  zum  Preuss.  Eirchenrecht.  Auf 
diesen  beruht  die  Darstellung  von  G  e  r  1  a  c  h  a.  a.  0. ,  w&hrend 
Richter  in  der  Ztschr.  f.  ER.  a.  a.  0.  auch  angedrucktes  Ma- 
terial benutst  hat 
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Freiheit  and  Selbstständigkeit  alle  Befugnisse  aufgehoben 
wären,  welche  der  Staat  bis  dahin  auf  Grund  der  die 
Eirchenhoheitsrechte  normirenden  Gesetze  geübt  hatte,  und 
dass  man  nur  diejenigen  aufrecht  erhalten  dürfe,  welche 
sich  auf  den  speciellen  Titel  des  Patronates  oder  auf  das 
Hoheitsrecht  des  Staates  über  alle  Corporationen  gründeten  ^); 
den  Beligionsgesellschaftenj  wie  eine  amtliche  Denkschrift 
»ich  ausdrückte ,  sollte  . .  die  Freiheit  zur  Einwirkung  auf 
das  Staatsgebiet  ohne  Schranken  verliehen  sein,  und  dem 
Stcuxt  sollte  dieser  Einwirkung  gegenüber  kein  anderes  Recht 
mehr  zustehen,  als  das  Hecht  der  Bestrafung  begangener 
Verbrechen. 

Nicht  nur  die  Eirchengewalt ,  welche  der  Staat  sich 
bis  z.  J.  1848.  in  Preussen  beigelegt  hatte,  selbst  das  un- 
veräusserliche Hoheitsrecht  über  die  Kirche  wurde  für  be- 
Beitigt  angesehen. 

Musste  diese  Auffassung  schon  an  und  für  sich  zu 
einer  Gefährdung  des  Staates  führen,  indem  sie  in  der  Kirche 
einen  selbstständigen  Staat  im  Staate  begründete,  so  er- 
wuchs aus  der  von  der  Regierung  gehegten  Deutung  der 
kirchlichen  Freiheit  noch  grössere  Gefahr,  als  der  Staat 
nicht  bereit  war,  die  bisherige  Cooperation  und  das  frühere 
Zusammenwirken  mit  der  Kirche  aufzugeben,  ja  nicht  ein- 
mal diejenigen  Berührungs-,  oder  was  bei  dem  selbststän- 
digen Character  der  Kirche  doch  leicht  der  Fall  sein  konnte 
—  Reibungspunkte  zwischen  Staat  und  Kirche  zu  ver- 
mindern, deren  Beseitigung  durch  die  Verfassung  selbst  als 
nothwendiges  Complement  der  kirchlichen  Freiheit  fest- 
gesetzt war. 

Der  Preussische  Staat  stellt  nach  wie  vor  ein  materielles 
auch  für  Katholiken  geltendes  Eherecht  auf,  welches  von 
dem  für  die  Kirche  massgebenden  kanonischen  mannigfach 
abweicht.  Aber  er  weist  doch  sämmtUche  Staatsbürger  — 
die  Rheinländer  und  Frankfurter  abgerechnet  —  für  die 
Eheschliessung  lediglich  an  die  Kirche'),    und   nöthigt   sie 

■^  ""  • 

>)  So  das  Recht  der  Genefamigang  von  Schenkungen  und  Grund- 

erwerbungen. 

')  Vgl.  über  die  verschiedenen  bisher  stets  gescheiterten  Versuche, 

die  Civüehe  einzuführen,  mein  Recht  der  Eheschliessong  (Leipzig 
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80,  auf  Kosten  der  staatsbürgerlichen  Rechte  die  kirchliehen 
Pflichten  zu  erfüllen. 

Der  Staat  verzichtet  —  worauf  wir  noch  näher  einzu- 
gehen haben  —  auf  jedes  Urtheil  über  die  Rechtmässigkeit 
der  Excommunicationen.  Aber  er  hat  nichts  dagegen,  dass 
£xcommunicirte  dem  canonischen  Rechte  gemäss  von  der 
^kirchlichen  Eheschliessung  ausgeschlossen  werden,  und  in- 
dem er  auch  dem  Excommunicirten  keine  andere  Form 
der  Eheschliessung  gewährt,  zwingt  er  ihn  indirect,  sich 
von  der  kirchlichen  Strafe  zu  lösen. 

Der  Staat  bekümmert  sich  um  die  Eirchenzucht  in 
keiner  Weise.  Und  doch  zwingt  er  deflorirte  Bräute,  sich 
der  kirchlichen  Zucht  des  Geistlichen  zu  unterwerfen,  da 
ohne  den  Geistlichen  eine  Eheschliessung  unmöglich  ist;  er 
zwingt  den  Todten  auf  dem  kirchlichen  Friedhofe  zu  be- 
graben, gewährt  also  indirect  der  Kirche  die  Befugniss, 
durch  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses  zu  strafen, 
er  nöthigt  katholische  Eltern,  ihre  Kinder  taufen  zu  lassen, 
da  er  die  Civilstandsführung  den  Geistlichen  belässt,  und 
er  zwingt  sie  somit,  sich  denjenigen  Massregeln  der  Kirchen- 
zucht zu  unterwerfen,  welche  die  Kirche  bei  dem  Taufacte 
auszuüben  pflegt. 

Der  Staat  hat  auf  die  Bildung  der  jungen  Kleriker 
nicht  den  geringsten  Einfluss;  er  schliesst  sich  von  jeder 
Controliruhg  des  Prüfungswesens  aus,  er  hat  keinerlei  Be- 
fugniss, irgendwie  bei  der  Anstellung  der  Pfarrer  zu  con- 
curriren.  Aber  er  übergiebt  diesen  Pfarrern  die  Volks- 
schule, er  gewährt  ihnen  die  ausschliessliche  Befugniss, 
nicht  nur  den  Religionsunterricht,  sondern  den  Unterricht 
in  allen  Zweigen  zu  leiten:  und  er  zwingt  alle  Staats- 
bürger, ihre  Kinder  in  diese  Schulen  zu  schicken. 


1865.)  728.ff.  Dabei  sind  noch  andere  erw&hnenswerthe  ünzuträglichkeiten 
xa  Tage  getreten.  Bald  nach  Publication  der  Verf.-Urk.  wurde  die 
Bestimmung,  welche  die  Staatsgenehmigung  zur  Vornahme  von  Paro- 
chialhandlnngen  fOr  Genossen  anderer  Confessionen  fordert  (A.  L.  R. 
Th.  II.  Tit.  11.  §.  481.)  als  mit  der  Freiheit  der  Kirche  unvereinbar 
aufgehoben,  und  später  hat  sich  denn  auch  die  Bimissorialienordnnng 
so  gelockert,  dass  eine  Verdunkelung  des  Personenstandes  nicht  aus- 
geschlossen ist. 
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Der  Staat  nimmt  keinerlei  Befugnisse  für  sich  betreffs 
der  geistlichen  Gerichte  in  Anspruch.  Aber  er  stellt  seine 
weltUchen  Gerichte  mit  ihren  Zwangsbefugnissen  den  geist- 
lichen zur  Disposition  ^). 

Der  Staat  hat  keinerlei  Aufsicht^recht  über  die  Ver- 
waltung kirchlichen  Vermögens,  aber  er  zwingt  seine  katho- 
lischen Staatsbürger,  auf  Verlangen  des  Bischofs  zu  diesem 
Vermögen  beizusteuern.  Der  Staat  hält  und  besoldet  der 
Kirche  theologische  Facultäten:  aber  er  hat  kein  Mittel, 
die  von  ihm  angestellten  Lehrer  gegenüber  den  Bischöfen 
in  ihrer  Amtsthätigkeit  zu  schützen. 

Kurz  um  die  Reihe  dieser  inneren  Widersprüche,  die 
wir  mit  leichter  Mühe  erweitem  könnten,  hier  zu  schÜessen : 
die  Kirche  als  Anstalt  geniesst  eine  schrankenlose  Frei- 
heit auf  Kosten  der  staatsbürgerlichen  Rechte  des  Indi- 
viduums, und  da  diese  zu  schützen  unveräusserliche  Pflicht 
des  Staates  wäre,  durch  ein  Opfer,  in  welchem  der  Staat 
selbst  seine  Pflichten  auf  den  Altar  der  Freiheit  der  Hier- 
archie legt. 

Haben  wir  aber  so  einerseits  gesehen,  dass  der  Staat  das 
katholische  Individuum  der  kirchlichen  Anstalt  völlig  Preis 
giebt,  so  entsteht  andererseits  die  Frage,  welche  Garantien 
besitzt  er  selbst  gegen  kirchliche  Uebergriffe?  Die  Ant- 
wort ist  lediglich  dahin  zu  geben :  Keine,  als  solche,  die  er 
jedem  Individuum  gegenüber  besitzt. 

Das  Placet  ist  durch  die  Verfassungsurkunde  speciell 
aufgehoben  worden.  Mithin  unterliegen  päpstliche  oder 
bischöfliche  Erlasse  keinerlei  präventiver  Controle.  Aber 
auch  eine  der  Natur  der  kirchlichen  Erlasse  angepasste 
Repression  existirt  nicht.  Obgleich  nicht  ein  einfacher  Jour- 
nalist in  einem  Hirtenbriefe  seine  individuelle  Meinungs- 
äusserung zum  Besten  giebt,  vielmehr  ein  von  der  Kirche 
mit  einer  göttlichen  Mission  bekleideter  Mann  spricht,  dem 

')  und  zwar  behufs  eidlicher  Vernehmung  der  Zeugen  und  Ein- 
ziehung der  Eoste.n.  Dieser  abnorme  Zustand  beruht  auf  dem  Cir- 
cular-Erl.  d.  Minist,  d.  geistl.  Angelegenh.  v.  SO.  April 
1851.  bei  Vogt,  Preuss.  Kirchenr.  1.,  186.  Die  kirchliche  Ehegerichts- 
barkeit hat  dagegen  keine  Wirkungen  in  foro  externo,  Verband  1. 
aber  d-  Gesetzentw.  d.  Eherecht  betr.  (Berlin  1869.}  458.  f. 
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die  Katholiken  de  necessitate  salatis  zu  gehorchen  haben, 
der  von  Staatswegen  in  dieser  Stellung  anerkannt  ist, 
dessen  Zwangsmassregeln  Ungehorsamen  gegenüber  der 
Staat  sogar,  wie  wir  gesehen  haben,  indirect  unterstützt: 
80  gilt  in  Prenssen  doch  die  Fiction,  dass  nur  ein  beliebiges 
Individuum,  für  welches  mit  allen  Staatsbürgern  gemeinsam 
nur  die  Schranken  des  Pressgesetzes  existircn,  seine  be- 
liebige Ansicht  ausgesprochen  habe. 

Eassirt  heute  der  Papst  ein  preussisches  Gesetz  —  und 
da  er  es  in  Oesterreich  gethan  hat,  so  würde  er  auch  in 
Preussen  keinen  Anstand  nehmen  —  und  theilen  die  Bi- 
schöfe das  ihren  Diöcesanen  mit,  so  ergiebt  sich  für  diese, 
auch  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  sein  sollte, 
die  Consequenz,  «dass  sie  dem  Gesetze  nicht  zu  gehorchen 
haben.  Die  Regierung  aber  hat  sich  die  Frage  vorzulegen: 
würde  der  Staatsanwalt,  wenn  der  Redacteur  eines  Tage- 
blattes behauptete,  das  Gesetz  sei  ungültig,  zum  Einschreiten 
befugt  sein?  Sie  würde  zu  einem  verneinenden  Resultate 
gelangen;  denn  es  erregt  weder  Hass  noch  Verachtung, 
falls  jemand  nach  subjectiver  Ueberzeugung  seine  Meinung 
von  der  Ungültigkeit  eines  Gesetzes  ausspricht  Demgemäss 
würde  sie  auch  gegen  den  Bischof  nicht  einschreiten  können. 
Und  doch  wie  anders  liegt  die  Sache  hier!  Die  oberste 
Autorität  der  Kirche  spricht  und  verlangt  Gehorsam.  Der 
Staat  zwingt  die  katholischen  Kinder  in  die  Schulen,  wo 
ihnen  die  Ungültigkeit  des  Staatsgesetzes  gelehrt  wird  ^)j  er 
muss  geschehen  lassen,  dass  die  dem  Gesetze  Gehorsamen 
excommunicirt  werden,  dass  sie,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
kirchliche  Ehe  nicht  schliessen  können,  zu  welcher  der  Staat 
sie  nöthigt,  ja  dass  sie  noch  im  Tode  die  Schande  eines 
unkirchlichen  Begräbnisses  erfahren  müssen  auf  dem  katho- 
lischen Kirchhofe  des  Staates. 


^)  Der  Erzbischof  von  Köln  wies  durch  Erlass  v.  10.  Dezember 
1870.  die  Lehrer  der  oberen  und  mittleren  Oymnasialklassen  an,  den 
Faldaer  Hirtenbrief  d.  J.  1870.,  eine  Erl&aterung  Ober  die  Unfehlbar- 
keit und  eine  Bannbulle  gegen  den  rheinischen  Merkur  den  SchOlern 
zu  verlesen.  Ganz  correct  erging  dagegen  der  Erlass  des  Cultus- 
Ministeriums  an  das  Provinz -Schul -CoUeg.  zu  Coblenz  t. 
18.  M&rz  1871.  in  meiner  Samml.  d.  Aktenst.  z.  I.  vat.  Conc.  S.  160. 
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Der  Staat  bat  gegen  etwaige  Agitationen  auf  der  Kanzel 
keinen  anderen  Schutz  als  gegen  Reden,  die  in  politischen 
Versammlungen  gehalten  werden.  Aber  während  in  den 
letzteren  eine  polizeiliche  Ueberwachung  stattfindet,  fällt 
diese  in  der  Kirche  natürlich  fort ;  während  in  der  politischen 
Versammlung  der  Eindruck  der  gehaltenen  Rede  durch  eine 
Gegenrede  geschwächt  oder  aufgehoben  werden  kann,  ist 
in  der  Kirche  jeder  ausser  dem  Geistlichen  zum  Schweigen 
▼erurtheilt,  und  der  Staat  selbst  schützt  durch  sein  Straf- 
gesetz diese  kirchliche  Ordnung;  während  endlich  in  der 
politischen  Versammlung  jede  Rede  nur  als  individuelle 
Meinungsäusserung  auftritt,  spricht  hier  der  Diener  der 
Elirche,  der  mit  ihrer  göttlichen  Autorität  bekleidet  ist  im 
Namen  derselben,  und  der  Staat  erkennt  ihn  als  Reprä- 
sentanten der  Kirche  an  und  nöthigt  die  Katholiken  zu 
gleicher  Anerkennung. 

Von  einem  recursus  ad  principem  ist  keine  Rede  ^). 
Der  Excommunicirte,  der  wie  wir  gesehen  haben,  auch  an 
seinen  staatsbürgerlichen  Befugnissen  Einbusse  erleidet,  kann 
sich  nicht  beschwerend  an  den  Staat  wenden.  Ja  der  Staat 
hat  nicht  einmal  ein  Mittel,  seine  eigenen  Beamten,  falls  sie 
wegen  Ausübung  ihrer  Amtsthätigkeit,  oder  um  sie  zu  einer 
bestimmten  Amtsthätigkeit  zu  nöthigen,  excommunicirt  wer- 
den sollten,  vor  der  kirchlichen  Strafe  zu  sichern.  Und 
wenn  dieser  Beamte  —  um  das  significante  oben  angeführte 
Beispiel  noch  einmal  zu  gebrauchen  — ,  sich  verheirathen 
will,  so  muss  ihm  der  Staat  die  für  die  obrigkeitliche 
Autorität  eigenthümliche  Alternative  stellen:  Entweder  du 
yerletzst  die  Amtspflichten,  dann  wirst  du  absolvirt  und 
kannst  heirathen,  oder  du  bleibst  als  getreuer  Beamter 
Cölibatär  «). 


^)  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  nach  unserer  Auffassung  der 
Preuss.  Yerf.-Urk.  der  frohere  Recursus  ad  principem  einfach  fort- 
besteht. Aber  bei  der  Interpretation,  welche  die  Preussische  Regierung 
der  Verfassung  angedeihen  lässt,  wäre  kaum  erfindlich,  in  welchem 
Falle  jenes  Institut  zur  Anwendung  kommen  könnte. 

'j  Freilich  würde  der  Beamte  aus  der  katholischen  Kirche  aus- 
treten können.  Das  ist  aber  doch  eine  reine  Gewissenssache,  und  der 
Staat,  indem  er  so  einen  Katholiken  wenn  auch  nur  indirect  zum  Aas- 


436  Erstes  Buch.    Deutschland. 

Als  i.  J.  1856.  der  Pfarrverwalter  Birkle  in  Haiger- 
loch einen  Knecht  Namens  Schirm  er  von  der  Kanzel 
injuriirt  hatte,  und  von  diesem  im  Injurienprocess  belangt 
wurde ,  erhob  der  Erzbischof  von  F  r  e  i  b  u  r  g  Konflikt, 
weil  durch  Einleitung  der  Klage  ein  Eingriff  in  die  bischöf- 
liche Jurisdiction  erfolge,  der  jedem  Katholiken  hei  Strafe 
der  ipso  facto  excommunicatio  major  untersagt  sei,  d.  h.  er 
bedrohte  nicht  nur  den  Kläger,  sondern  auch  den  katho- 
lischen Richter  mit  Ausschliessung  aus  der  Kirche.  Und 
die  preussische  Regierung  vermochte  ihren  Richter  vor  der 
kirchlichen  Strafe  nur  dadurch  zu  retten,  dass  sie  den 
Competenzconflict  erhob,  und  so  den  unbequemen  Injurien- 
process zu  beseitigen  versuchte. 

Auch  die  Q^istlichen  gemessen  gegen  Disciplinarmass- 
regeln  nicht  mehr  den  Schutz  der  Staatsbehörde.  Mögen 
sie  eingesperrt,  suspendirt,  abgesetzt  werden:  der  Staat 
überlässt  sie  ebenso  der  Willkür  der  Bischöfe,  wie  die 
Klosterleute  der  Disciplinargewalt  ihrer  Oberen  *). 

Nicht  einmal  die  katholischen  Lehrer  und  Universitäts- 
professoren ist  der  Staat  gegen  bischöfliche  Massnahmen, 
sollten  dieselben  auch  jede  amtliche  Thätigkeit  aufheben, 
zu  schützen  in  der  Lage. 

Freilich  besagen  die  Statuten  der  katholisch  theologi- 
schen Facultäten  von  Bonn  ^  und  Breslau ,  dass  der  Bi- 
schof einen  Universitätslehrer,  wenn  er  glaubt,  .da^^  der- 
selbe gegen  die  Glaubens-  und  Sittenlehre  sich  Verstösse, 
nur  durch  das  Ministerium  eur  Bechenschaft  ziehen  kann. 


tritte  aus  der  Kirche  nöthigt,  verletzt  die  Gewissensfreiheit.  Und  wenn 
der  Beamte  zum  Judentham  oder  zur  freien  Gemeinde  überträte,  würde 
das  nicht  auch  nach  den  wenn  auch  nicht  rechtlichen,  so  doch  facti- 
Bchen  Zuständen  wieder  auf  die  Beamtenstellung  von  eigenthümlichem 
Einflüsse  sein,  vielleicht  die  Unmöglichkeit,  dieselbe  weiter  zu  beklei- 
den, herbeiführen? 

>)  VglMinisterial-Rescript  v.  1&.  April  1849.  bei  Vogt 
a.  a.  0.  1.,  186.  Bezüglich  der  weltlichen  Kirchenbedienten  hat  in- 
dessen das  Obertribunal  die  entgegengesetzte  Ansicht  ausgesprochen, 
vgl.  Arch.  f.  kath.  KR.    N.  F.  2.,  1.  ff. 

*)  Die  Bonner  sind  auszugsweise  gedruckt  in  der  Darleg.  d. 
Verfahr,  d.  Preuss.  Regier,  gegen  den  Erz b.  v.  Köln. 
Beilage  R. 
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Aber  als  der  Fürstbischof  von  Diepenbrock  i.  J.  1850. 
▼on  der  Bischofsyersammlung  in  Wien  zurückkehrte,  wurde 
ein  Stück  des  österreichischen  Concordates  ^)  durch 
die  Convention  v.  29.  April  1850.  *)  in  das  preussi- 
sche  Recht  eingeführt,  welches  die  Bestimmung  der  Facultäts- 
Statuten  wenigstens  für  Breslau  völlig  illusorisch  machte. 

Der  Bischof  sollte  den  theologischen  Professoren  die 
Ermächtigung  zum  Lehren  ertheilen  ^) ,  und  diese  jederzeit 
wieder  zurückziehen  dürfen,  so  dass  die  Stellung  eines 
katholischen  theologischen  Professors  schlechter  ist,  als  die 
jedes  Dorfpfarrers,  der  doch  wenigstens  erst  nach  Anstren- 
gung  eines  kanonischen  Prozesses   abgesetzt  werden  kann. 

Und  diese  Ermächtigung  (missio  cananica)  hat  der 
Fürstbischof  Dr.  Förster  i.  J.  1860.  dem  Professor  der 
Theologie ,  Domherrn  Dr.  B  a  1 1  z  e  r  entzogen  ^) ,  obgleich 
dieser  i.  J.  1831.  angestellte  Staatsbeamte  niemals  eine 
missio  empfangen  hatte  —  damals  kannte  man  diese  mo- 
derne Erfindung  noch  nicht  —  obgleich  seine  angefochtene 
Lehre  in  Rom  als  häretisch  nicht  befunden  worden  war  ^). 

Das  Ministerium  Bethmann-HoUweg  aber  machte 
sich  zum  Executor  der  Breslauer  Curie.  Anstatt  dem 
Prof.  B  a  1 1  z  e  r  irgendwie  den  gesetzlichen  Schutz  ange- 
deihen  zu  lassen,  verlangte  es  mit  dem  Fürstbischöfe  die 
freiwillige  Resignation  desselben,  und  schritt  schliesslich  so- 
gar gegen  ihn  als  einen  Professor,   der  keine  Vorlesungen 


>)  Vgl.  Aktenst.  die  bischöfl.  Verflamml.  za  Wie  n 
betr.  (Wien  1860.)  77.  ff. 

*)  Siehe  Anlage  X. 

*)  Der  erste,  welcher  in  Breslau  ein  Missionsdecret  erhielt,  war 
Prof.  Bittner. 

*)  Der  Bischof  Hess  durch  eine  geheime  Commission  erklären,  dass 
die  Lehrmeinung  des  Prof.  Baltzer  gegen  die  katholische  Lehrmei- 
nung  Verstösse.  Dies  Urtbeil  wurde  gefallt,  obgleich  die  Sache  beim 
päpstlichen  Stuhle  anhängig  war. 

^)  ß  r  e  Y  e  v.  80.  A  p  r  i  l  1860.  Baltzer  wurde  darin  nur  wegen 
der  Bekämpfung  einer  sententia  communissima  getadelt,  und  zwar  in 
der  Voraussetzung,  dass  er  noch  im  Lehramte  thätig  sei.  Nichts  desto 
weniger  wurde  dem  Prof.  Baltzer  durch  ein  Schreiben  des  Cardinal- 
Staatssecretftrs  Antonelli  v.  7.  Juni  1861.  der  Rath  ertheilt,  frei- 
willig auf  sein  Amt  zu  verzichten. 
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halte  *)  —  die  von  Prof.  Baltzer  in  das  Lektionsverzeich- 
niss  eingetragenen  wurden  aber  jedesmal  im  Ministeriam 
gestrichen  —  mit  einer  Disciplinaruntersuchung  ein,  die 
freilich  einen  dem  Angeschuldigten  günstigen  Ausgang 
nehmen  musste. 

Um  so  mehr  ist  es  anzuerkennen,  dass  der  Minister 
von  Mühler  den  Bestrebungen  des  Cölner  Erzbischofes, 
die  Statuten  der  Universität  Bonn  zu  durchbrechen,  ent- 
gegengetreten ist,  und  ebenso  den  Prof.  Reinkens  in 
Breslau  dem  Fürstbischof  gegenüber  in  Schutz  genommen 
hat,  wenngleich  die  Vereinbarung  v.  29.  April  1850.  bezüg- 
lich der  schlesischen  Unterrichtsanstalten  leider  noch  immer 
nicht  beseitigt  ist,  und  das  Ministerium  der  factischen 
„Trockenlegung  ^  der  theologischen  Facultäten  gegenüber 
ohnmächtig  erscheint  '). 

Haben  wir  somit  die  Consequenzen  betrachtet,  welche 
sich  aus  der  von  der  preussischen  Staatsregierung  befolgten 
Interpretation  des  Art.  15.  der  Verfassungsurkunde  ergeben, 
so  erübrigt  nur  noch  die  Frage,  ob  diese  Interpretation  die 
richtige  ist.  Und  diese  Frage  muss  mit  Entschiedenheit 
verneint  werden. 

Zwar  kann  auch  die  Rechtsansicht  des  Königlichen 
Obertribunals  nicht  für  stichhaltig  angesehen  werden, 
nach  welcher  das  im  Art.  15.  niedergelegte  allgemeine 
Princip  nicht  im  Stande  ist,  den  speciellen  Gesetzesnormen, 
welche  Rechte  des  Staates  über  die  Kirche  festsetzen,  zu 
derogiren,  da  zu  diesem  Zwecke  ein  Ausführungsgesetz 
zum  Artikel  15.  erfordert  werde.  Zeigt  doch  die  Entstehungs- 
geschichte der  besagten  Verfassungsbestimmung  deutlich, 
dass  man  sofort  die  früheren  staatlichen  der  Kirche  gezo- 
genen Schranken  beseitigen  wollte.    Aber  wir  meinen,  dass 


N 


>)  Durch  Schreiben  des  Cardinal  -  Staatssecret&rs  v.  19.  August 
1862.  erhielt  Baltzer  im  Auftrage  des  Papstes  das  Mandat,  auf  seine 
Vorlesungen  an  der  Universit&t  fOr  immer  zu  verzichten.  Von  der 
Regierung  nicht  geschützt,  sprach  er  seinen  Gehorsam  aus  mit  der 
Hoffnung,  das  Vertrauen  des  Papstes  wiedergewinnen  zu  können. 

')  Vgl.  über  alle  diese  Fragen  die  Darstellung  in  meiner  Samml. 
d.  Actenst.  z.  I.  ratic.  Concü  S.  57.  ff. 
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dies  immer  nur  innerhalb  der  Grenzen  der  juristischen  Zu- 
lässigkeit  geschehen  konnte. 

Wir  haben  unsere  Ansicht  über  den  Sinn  des  Art.  15. 
schon  an  einem  anderen  Orte  auszuführen  versucht  ^)  und 
sind  auch  durch  die  dagegen  aufgetauchte  Opposition  ')  in 
unserer  rechtlichen  Ueberzeugung  nicht  erschüttert  worden. 

Wie  wir  oben  gesehen,  handhabte  der  preussische  Staat 
bis  z.  J.  1848.  geradezu  das  ius  sacrorum,  d.  h.  das  Kirchen- 
regiment. Dieses  ist  mit  der  Freiheit  und  Selbstständigkeit 
der  Kirche  unverträglich,  und  da  es  kein  nothwendiges 
Requisit  der  Staatsgewalt  ist,  so  kann  diese  rechtlich  darauf 
verzichten,  und  hat  dies  mithin  durch  Emanation  des  Art.  1 5. 
gethan. 

Der  preussische  Staat  wie  jeder  Staat  handhabte  aber 
auch  das  Kirchenhoheitsrecht,  welches  das  nothwendige 
Correlat  zu  der  öffentlich  anerkannten  Stellung  der  christ- 
lichen Kirchen  bildet.  Auf  dieses  kann  er  rechtlich  zu- 
lässig niemals  verzichten,  wenn  nicht  gleichzeitig  der  Kirche 
die  privilegirte  auf  völkerrechtlichen  Verträgen  beruhende 
Stellung  genommen  wird,  welche  sie  bisher  nirgends  auf- 
gegeben hat.  Mithin  hat  der  Staat  auch  nicht  im  Art.  15. 
auf  das  ius  circa  sacra  verzichten  können,  und  wenn  er  es 
gethan  hätte  —  was  aber  nicht  der  Fall  ist  — ,  so  würde 
solcher  Verzicht  einfach  ungültig  sein. 

Das  ius  circa  sacra  kann  aber  in  verschiedener  Weise 
gehandhabt  werden.  Entweder  dem  Geiste  des  früheren 
Polizeistaates  entsprechend  präventiv,  oder  der  ganzen  mo- 
dornen  staatsrechtlichen  Entwickelung  gemäss  repressiv. 
Das  erstere  ist  mit  der  Freiheit  des  kirchlichen  Handelns 
unverträglich  und  darum  durch  die  Verfassung  beseitigt. 

Deswegen  muss  aber  mit  Nothwendigkeit  der  Staat  die 
Befugniss  der  Repression  der  Kirche  gegenüber  für  sich  in 
Anspruch  nehmen.  Nicht  aber  eine  Befugniss,  die  er  aus 
seinem  Rechte  über  alle  Staatsbürger  und  Associationen  in 
gleicher  Weise  ableitet,  vielmehr  eine  solche,  die  dem  ius 
circa  sacra  entspricht,  d.  h.  durch  die  eigenartige  vom  Staat 


1)  Die  evangel.  u.  kath.  Kirche  etc.    S.  75.  £f. 
')  Oerlach  a.  a.  0.  Ul.  ff. 
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anerkannte  öffentlich  -  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  be- 
dingt ist. 

Diese  Repression  kann  möglicher  Weise  durch  die  ad- 
ministrative Thätigkeit  der  Staatsbehörden  eintreten,  wie 
das  in  Preussen  zuweilen  geschehen  ist  ^).  Aber  dann  ent- 
behrt sie  der  nothwendigen  Continuitftt  und  Legalität,  ja  es 
steht  ihr  nicht  einmal  die  vollste  staatliche  Autorität  zur 
Seite.  Alle  diese  Uebelstände  fallen  fort,  falls  die  staatliche 
dem  ius  circa  sacra  entspringende  Repressionsbefugniss  ge- 
setzlich  geregelt  wird. 

Und  somit  muss  es  als  unerlässliche  Aufgabe  der  preus- 
sischen  Regierung  bezeichnet  werden,  zum  Schutz  der  im 
Art.  15.  der  Verfassungsurkunde  aufrecht  erhaltenen,  dem 
ius 'circa  sacra  entspringenden  Repressionsbefugniss  der  Re- 
gierung den  kirchlichen  Ausschreitungen  gegenüber  ein  Ge- 
setz zu  erlassen. 

4. 
Bie  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz. 

Das  Jahr  1848.  lenkte  auch  die  Geschicke  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  in  andere  Bahnen.  Der  von 
allen  Seiten  bedrängten  Staatsgewalt  glaubte  die  Kirche 
Befugnisse  entreissen  zu  können,  die  sie  bis  dahin  noch 
niemals  besessen  hatte.  Sie  verstand  sich  wie  anderwärts 
dazu,  die  Wogen  der  Aufregung  glätten  zu  helfen,  aber 
während  sie  mit  der  einen  Hand  das  Volk  in  die  gewohnten 
Bahnen  des  staatlichen  Gehorsams  zurückzulenken  suchte, 
streckte  sie  die  andere  mit  Eifer  aus  nach  den  Befugnissen, 
welche  sie  nicht  nur  vom  Staate  emancipiren,  sondern  diesen 
ihr  unterwerfen  sollten. 

An  dem  Tage,  an  welchem  der  Bischof  von  Ketteier 
in  Mainz,  den  die  römische  Curie  der  halb  schwächlichen 
halb  willigen  Darmstädter  Regierung  widerrechtlich  auf- 
gezwungen hatte'),  inthronisirt  wurde,    und  der  Ultramon- 


')  Vgl.  Erlass  d.  Ministers  d.  geistl.  Angelegen h.  y. 
27.  Dezember  1864.  in  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  5.,  508. 

')  Vgl.  über  diese  Bischofswahl  die  Schriften  des  rechtm&ssig  ge- 
wählten Leopold  Schmid,  Ueber  die  jüngste  Mainzer  Bischofih 
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tanismus  einen  —  die  Natur  der  Darmstädtischen 
Regierung  betrachtet  —  wohlfeilen  Triumph  feierte ,  wurde 
der  Feldzugsplan  gegen  die  Staatsgewalten  vereinbart.  Der 
Erzbischof  von  Frei bu  rg,  den  die  römische  Curie  früher 
80  dringend  von  dem  erzbischöflichen  Stuhle  ausgeschlossen 
gewünscht  hatte,  weil  sie  der  Characterfestigkeit  des  Mannes 
misstraute,  welcher  früher  den  Protest  des  Constanzer 
Capitels  gegen  die  römischen  Massregeln  wegen  Wessen- 
barg  mit  unterzeichnet  hatte,  der  bei  dem  Fürsten  Mette r- 
nich  sich  verantwortend  vorstellig  geworden  war,  was  denn 
die  österreichische  Regierung  gegen  seine  Beförderung 
zum  Erzbischofe  einzuwenden  habe,  war  jetzt  vollständig  und 
willenlos  in  die  Hände  der  ultramontanen  Partei  gefallen. 
Seine  Diöcese  wurde  von  Mainz  aus  regiert.  Der  Bischof 
von  Limburg,  den  die  römische  Curie  ebenso  widerrecht- 
lich zum  Bischof  erhoben  hatte  wie  den  von  Rottenburg, 
hatte  gleich  von  vorn  herein  von  seiner  kläglichen  Regie- 
rung den  Lohn  fLir  die  von  ihm  verlangte  und  gewährte 
politische  Unterstützung  gefordert.  Es  war  endlich  das  von 
Rom  so  ersehnte  bischöfliche  Material  vorhanden,  welches 
zur  Revolution  gegen  den  Staat  kaum  noch  des  äusseren 
Anstosses  bedurfte,  sondern  bereit  war,  zur  grösseren  Ehre 
Gottes  diesem,  d.  h.  den  römischen  Vorschriften,  mehr  zu 
gehorchen,  als  dem  menschlichen  Staat 

Der  oberrheinische  Episcopat  formulirte  seine  Forde- 
rungen, das  Programm  der  „kirchlichen  Freiheit'',  in  einer 
den  bezüglichen  Regierungen  übergebenen  Denkschrift  v. 
März  1851.  *) 

Er  verlangte  die  Beseitigung  aller  die  Eirchenfreiheit 
beschränkenden  Gesetze,  und  unmittelbare  Ausführung  der 
in  den  päpstlichen  CircumscriptionsbuUen  getroffenen  An- 
ordnungen. 

Auch  die  Aufhebung  des  Recursus  ab  abusu  wurde 
mit  scharfen  Worten  gefordert. 

Die  Ausübung  der  geistlichen  Strafgewalt,  so  hiess  es. 


wähl  (Giessen  1850).    Mittheil,   aas   d.   neuesten   Gesch.   d.  Diöcese 
Mainz  (Giessen  1868.). 

^)  bei  Ginzel,  a.  a.  0.  2.,  60.  ff. 
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welche  ...  eine  ebenso  unerlässliche  Bedingung  der  bischöf- 
lichen Verantwortlichkeit  bildet,  hat  das  katholische  Kirchen- 
recht für  alle  Fälle,  wo  ein  Geistlicher  das  ihm  verliehene 
Kirchenamt  nicht  pflichtgetreu  und  würdig  verwaltet,  in  gang 
bestimmten  Formen,  von  der  einfachen  Verweisertheilung  bis 
eur  Entziehung  des  Beneficiums  und  der  damit  verbundenen 
Einkünfte  u.  s.  w.  normirt.  Es  hat  zugleich  die  Falle  ^  wo 
Oberhaupt  Appellation  eulässig  ist,  und  den  Instaneeneug 
derselben  von  dem  bischöflichen  Gerichte  an  das  erssbischöf- 
liehe  und  von  dem  Metropolitangerichte  an  den  heiligen  Stuhl 
genau  festgesetzt  und  so  gegen  etwaigen  Missbrauch  der 
Strafgewalt  von  Seiten  eines  Bischofs  Fürsorge  getroffen.  — 
Jeder  Versuch,  an  eine  andere  als  an  diese  kirchlichen 
Stellen,  tanquam  ab  abusu  Berufung  einzulegen,  ist  somit 
nichts  geringeres,  als  Auflehnung  gegen  die  gesetz- 
lich normirte  Auctorität  der  Kirche;  ein  Unterfangen^ 
welches  der  heilige  Stuhl  mit  excommunicatio  latae  sententiae 
belegt  hat,  und  welchem  keine  weltliche  Behörde,  schon  im 
wohlverstandenen  Interesse  aller  Auctorität  überhaupt,  irgend 
Vorschub  leisten  sollte^  wohl  bedenkend,  dass  dies  zur  Ab- 
wendung von  etwas  Schädlichem  oder  für  schädlich  Gehal- 
tenem beliebte  Mittel  nur  zu  oft  schädlicher  sich  erweist,  als 
das  Schädliche,  welchem  begegfiet  werden  soll.  Die  ver- 
einigten Bischöfe  glauben  sich  einfach  auf  die  Erfahrung, 
wie  derlei  in  Schutz  genommene  Auflehnung  meist  nur  Ver- 
wirrung und  Unsegen  gebracht,  berufen  und  die  zuversicht- 
liche Voraussetzung  aussprechen  zu  sollen,  dass  die  aller- 
höchsten und  höchsten  Begierungen  weit  entfernt,  durch  In- 
schutznahme renitenter  Kleriker  der  geistlichen  Gerichtsbar- 
'-keit  Hemmnisse  zu  bereiten,  im  Gegentheile  derselben  die 
nöthigenfälls  angerufene  Hilfe  des  weltlichen  Armes,  als 
welche  die  Obrigkeit  jedem  rechtmässigen  Vorgesetzten  gegen 
widerstrebende  Untergebene  zu  leisten  berufen  ist,  nicht  ver- 
sagen  werde. 

Die  Regierungen  der  oberrheinischen  Eirchenprovinz 
beschlossen  darauf,  wieder  in  gemeinsamer  Weise  vorzu- 
gehen. 

Am  7.  Februar  1852.  traten  Gesandte  von  Württem- 
berg, Baden  und  Kurhessen,  denen  sich  noch  später 
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Nassau,  Hessen-Darmstadt  und  Frankfurt 
anschlössen ,  zu  Karlsruhe  zusammen ,  um  sieh  zu  in- 
formiren,  Meinungen  auszutauschen,  und  die  nöthigen  Mass- 
regeln zu  vereinbaren  *). 

Man  war  dabei  nicht  zweifelhaft,  dass  die  inzwischen 
beseitigten  deutschen  Grundrechte  nicht  die  Basis  für  die 
Neugestaltung  des  Rechtes  abgeben  könnten,  sondern  allein 
die  früheren  Gesetze. 

In  Bezug  auf  den  Recursus  ab  abusu  beschloss  man, 
den  §.  36.  der  Verordnung  v.  30.  Januar  1830.  beizube- 
halten. 

Dass  der  Kirche  zur  Erfüllung  ihres  Berufes,  so  ant- 
wortete man  den  Bischöfen  *) ,  eine  Disciplinargewalt  über 
ihre  Diener  zustehen  muss,  ist  nicht  bestritten  y  allein  der 
Staat  würde  seinen  eigenen  Beruf  gänzlich  misskennen,  wollte 
er  einen  seiner  Angehörigen  gegen  rechtswidrige  Eingriffe, 
von  welcher  Seite  sie  auch  hemmen  mögen,  schutzlos  lassen. 
Obgleich  es  daher  keineswegs  in  der  Absicht  liegt,  gegen 
jedes  Erkenntniss  des  kirchlichen  Gerichtes  gleichsam  eine 
Appellation  an  die  Staatsbehörde  als  eine  höhere  Instanz  zu 
gestatten,  so  kann  doch  die  Regierung  nicht  darauf  ver» 
ziehten^  einzuschreiten,  wenn  Organe  der  Kirchengewalt  ihre 
vom  Staate  anerkannten  Befugnisse  überschreiten,  oder  we- 
sentliche Grundsätze  eines  rechtlichen  Verfahrens  unter  dessen 
Voraussetzung  allein  der  Staat  eine  kirchliche  StrafgewaM 
anzuerkennen  vermag,  ausser  Acht  lassen  sollten. 

In  diesem  Sinne  ist  der  §.  36.  der  landesherrlichen 
Verordnung  vom  30,  Januar  1830,  zu  verstehen. 

Die  Regierungen  trafen  dann  noch  gemeinsame  Be- 
schlüsse in  Bezug  auf  die  bischöfliche  Disciplinarstrafge- 
walt  '),  welche  sie  der  Prüfung  der  Bischöfe  unterbreiteten. 
Danach  sollte  —  vorausgesetzt  dass  bischöfliche  Gerichte 
mit  der  von  Staatsseite  gewünschten  Organisation  einge- 
richtet würden  —  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  als  Regel 


')  PreuBsen,  gleichfalls  aufgefordert  und  wegen  der  Hohen- 
zollerischen  Lande  interessirt,  lehnte  jede  Betheiligung  ab. 

')  Abgedruckt  u.  a.  bei  Lieber,  In  Sachen  d.  Oberrhein.  Kirchen- 
prov.  (Freiburg  18r3.)  47.  ff. 

*;  Hessen-Darmstadt  betheiligte  sich  daran  nicht. 

E.  Fried ber«r,  D.  Missbr.  d.  geistl.  Amtsgewair.  29 
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festgehalten  werden.  Wenn  jedoch  das  Erkenntniss  der- 
selben gerichtet  wäre  auf  Versetzung,  Suspension  vom 
Amte*)  oder  vom  Ordo  auf  mehr  als  drei  Monate,  Ein- 
berufung in  ein  Correctionshaus  auf  länger  als  diese  Zeit, 
Zurückversetzung  auf  eine  geringere  Stelle  und  auf  Ent- 
lassung, 80  sollte  es  einer  staatlichen  Bestätigung  bedürfen, 
selbst  für  den  Fall,  dass  sich  der  Angeschuldigte  dabei  be- 
ruhigt, oder  eine  höhere  Instanz  das  Urtheil  gesprochen 
hätte.  Von  allen  Disciplinar-Erkenntnisscn  müsste  der  Re- 
gierung eine  Abschrift  mitgetheilt  werden  *). 

Die  Höhe  der  vom  geistlichen  Gericht  zu  verhängenden 
Geldstrafen  wurde  auf  30.  fl.  fixirt. 

In  Bezug  auf  die  Form  des  Untersuchungsverfahrens 
sollte  die  Initiative  vom  Bischof  ausgehen,  und  dieser  einen 
Commissar  abordnen,  die  Vorladung  und  Vereidigung  der 
Zeugen  aber  durch  einen  Staatsbeamten  vorgenommen 
werden.  Dabei  behielt  die  Regierung  sich  vor,  überall  wo 
eine  staatliche  Bestätigung  des  Urtheils  erforderlich  sei,  eine 
mangelhaft  geführte  Untersuchung  ergänzen,  beziehentlich 
—  und  das  auch  nöthigenfalls  durch  einen  Staatsbeamten 
wiederholen  zu  lassen,  und  ebenso  dem  geistlichen  Unter- 
suchungscommissar  aus  besonderen  Gründen  einen  weltlichen 
an  die  Seite  zu  stellen,  endlich')  aber  auch  aus  Gründen 
des  öffentlichen  Wohles  selbstständig  eine  Disciplinarunter- 
Buchung  zu  eröffnen  *). 

Ebenso  wurden  über  die  Besetzung  *)  der  geistlichen  Ge- 


')  Der  Bischof  sollte  bei  Visitationen  Torläufige  Suspension  fehler- 
hafter Geistlicher  vom  Amte  verfügen  dürfen,  aber  sobald  wie  möglich 
dies  zur  Kenntniss  und  rechtlichen  Beurtheilung  des  bischöflichen  Ge- 
richtes bringen. 

*)  Auf  Verlangen  seien  der  Staatsregierung  auch  die  üntersuchungs- 
acten  auszuhändigen. 

')  Die  Disciplinarstrafgewalt  des  Staates  über  Geistliche  im  Staats- 
dienst oder  in  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsbeamte  blieb  unberührt. 

*)  Die  Regierung  verhiess  Mittheilung  jedes  Erkenntnisses. 

^)  Das  bischöfliche  Gericht  sollte  aus  drei  ständigen,  vom  Bischöfe 
ernannten,  von  der  Staatsbehörde  bestätigten  Mitgliedern  bestehen,  von 
denen  Eines  wo  möglich  die  Qualificatiou  des  staatlichen  Richteramtes 
zu  besitzen  hätte. 
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richte  und  die  Gestaltung  eines  Metropol itangerichtes  *) 
Grundsätze  aufgestellt,  über  welche  die  Begutachtung  der 
Bischi)fe  gefordert  wurde,  während  die  Befugniss  der  Laien 
von  kirchlichen  Strafurtheilen  an  die  weltlichen  Behörden 
zu  recurriren  unverkürzt  aufrecht  erhalten  werden  sollte  '). 

Schliesslich  verstanden  sich  die  Regierungen  noch  zu 
einigen  Milderungen  in  Bezug  auf  die  Handhabung  des 
Placets,  welche  in  der  gemeinsamen  Verordnung  vom  1. 
März  1853.  ^)  in  allen  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz bis  auf  Kurhessen*)  publicirt  wurden.  — 

Schon  unter  dem  12.  April  1853.  übergaben  die  Bi- 
schöfe ihren  Regierungen  einen  Protest  *),  welcher  das  Maass 
der  gemachten  Concessionen  als  ungenügend  erklärte,  den 
Entschluss  aussprach,  Gott  mehr  zu  gehorchen  als  den 
Menschen^  und  eine  neue  Denkschrift  ankündigte. 

Die  Regierungen  antworteten  unmittelbar,  dass  sie  in 
ihren  Entschlüssen  nichts  umändern,  factische  Gesetzesver- 
letzungen aber  energisch  zurückweisen  würden  ^) ;  und  eben- 
so ablehnend  verhielten  sich  die  Regierungen  auf  die  neue 
Denkschrift    des  Episcopates   v.   18.  Juni    1853.  ^j,    welche 

^)  Das  erzbischöfliche  Gericht  sollte  aus  tünf  Mitgliedern  bestehen, 
unter  gleichen  Bedingungen  wie  das  bischöfliche  und  ebenfalls  mit 
einem  weltlichen  Richter.  Zwei  Instanzen  wurden  Seitens  der  Re- 
gierungen in  Disciplinarsachen  für  genügend  angesehen,  sollten  die  Bi- 
schöfe noch  eine  dritte  wünschen,  so  hatte  man  nichts  dagegen,  vor- 
ausgesetzt, dass  §.  10.  der  Verordn.  v.  HO  Jan.  1830.  aufrecht  erhalten 
bliebe,  wonach  Streitsachen  der  Katholiken  in  keinem  Fall  ausserhalb 
der  Provinz  und  vor  auswärtigen  Richtern   verhandelt  werden  sollten. 

'-')  Weitere  Concessionen  bezogen  sich  auf  die  Verleihung  der 
Kirchenpfründen,  den  bischöflichen  Einfluss  auf  den  katholischen  Re- 
ligionsunterricht an  V(»lk8-  und  Gelehrtenschulen,  und  die  katholisch- 
theologischen Facultäten,  auf  das  Institut  der  landesherrlichen  Decanate 
und  die  Verwaltung  des  Kirchenverraögens. 

»)  bei  Walter  Fontes  348. 

*)  Der  Kurfürst  von  Hessen  war  in  Separatverhandlungen  mit 
dem  Bischöfe  von  Fulda  getreten,  die  er  durch  Annahme  der  Ver- 
oidnung  zu  stören  fürchtete. 

*)  bei  Lieber  a.  a.  0.  60. 

«)  siehe  die  Wttrttembergische  Entgegnung  in  Anlage  XI. 

'^)  Diese  ist  abgesondert  (wie  die  vorige)  im  Druck  erschienen. 
Hier  hcisst  es  S.  52.:  >Nimmer  wird  es  der  Kirche  in  den  Sinn  kommen, 
lern  Staate  das  Recht  und  die  Pflicht  zu  bestreiten,  seine  Angehörigen 

29* 
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sie,  wie  Beispielsweise  die  Nassauische  Regierang  dem 
Bischöfe  von  Limburg  erklärte,  als  theoretische  Ausfuh- 
rungen lediglich  zu  den  Acten  nahmen. 


gegen  Verletzung  pri?atrechtlicher  und  politischer  Rechte 
zu  schätzen  und  den  Verletzer  des  Rechtes  zur  Verantwortung  zu 
ziehen ;  nur  kann  der  also  zur  Verantwortung  Gezogene,  was  er  immer 
sei,  also  auch  wenn  er  ein  Geistlicher  wäre,  fordern,  dass  solches  nach 
den  allgemeinen  Gesetzen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  geschehe; 
nicht  aber  yot  den  Verwaltungsbehörden,  denen  nach  den  Landesge- 
setzen alle  und  jede  richterliche  Competenz  mangelt.  —  Allein  so  ge- 
wiss der  Staat  den  Beruf  und  die  Pflicht  hat,  Jeden  gegen  Jeden  wegen 
Verletzung  civiler  und  poHtiscber  Rechte  zu  schätzen,  so  wenig  kommt 
es  ihr  zu,  die  kirchlichen  Rechte  der  Mitglieder  einer  Kirche  als  solche 
zu  wahren;  das  ist  vielmehr  Sache  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit, 
welche  dessfalls  die  ausreichendsten  Garantieen  in  ihren  Rechtsmitteln 
und  in  ihrem  Instanzenzug  ihren  Mitgliedern  darbietet.  — 

Daher  kann  z.  B.  der  Staat  nimmer  die  Beschwerde  eines  Geist- 
lichen annehmen,  der  behauptet,  dass  er  mit  Unrecht  von  dem  kirch- 
lichen Richter  wegen  eines  kirchlichen  Amtsvergehens  sus- 
pendirt  oder  abgesetzt  worden  sei.  H&lt  er  das  Urtheil  für  ungerecht, 
so  bleibt  ihm  der  Recurs  an  die  höhere  kirchliche  Instanz;  ist  aber 
definitiv  entschieden,  dann  ist  die  Sache  abgithan,  und  der  Staat 
kann  jeden  Recurs  an  ihn  nur  als  unstatthaft  und  ausser  seiner  Com- 
petenz liegend  abweisen.  —  Aber  auch  wenn  der  Beklagte  behauptete, 
dass  Nullitäten  im  Prozessverfahren  des  kirchlichen  Gerichtes  statt- 
gefunden, kann  er  seine  dessfalUige  Null itätsbesch werde  nur  bei  dem 
geistlichen  Gerichte  derselben  oder  einer  höheren  Instanz,  keineswegs 
aber  bei  dem  Staate  anbringen:  denn  es  gehört  zu  den  ersten  Prin- 
zipien des  Rechtes,  dass  wer  über  den  Fond  der  Sache  zu  erkennen 
hat,  auch  aliein  competent  ist  bezüglich  der  Form.  Sollte  nun  mit  den 
Worten  der  Staatsschritt  »oder  wesentliche  Grundsätze  eines  recht- 
lichen Verfahrens  etc.«  gemeint  sein,  dass  der  Staat  die  Befugniss  habe, 
Aber  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  eines  kirchlichen  Prozessverfuh- 
rens  zu  entscheiden,  so  müsste  dagegen  entschieden  protestirt  werden. 
Was  der  Staat  thun  kann,  ist  einzig,  dass  er  sich  überzeugt,  ob  ein 
authentisches  Urtheil  des  kirchlichen  Gerichts  vorhanden  sei  oder 
nicht.  So  wie  das  der  Fall  ist,  hat  der  Staat,  sollen  nicht  alle  Grenzen 
der  Competenz  verwirrt  werden,  Berufungen  an  ihn  als  unstatthaft  ab- 
zuweisen. —  Wo  die  Kirche  in  der  Lage  ist,  bei  Vollziehung  eines 
kirchlichen  Urtheils  die  Hilfe  des  Staats  anzurufen,  z.  B.  wenn  ein 
durch  Urtheil  des  geistlichen  Gerichts  C'Utsetzter  Piarrer  das  Pfarrhaus 
nicht  räumen  oder  Papiere  und  Gut  der  Kirche  nicht  ausliefern  wollte; 
da  hat  ebenfalls  die  Staatsbehörde  nur  zu  untersuchen ,  ob  wirklich 
dieser  Pfarrer  durch  Urtheil  des  geistlichen  Gerichts  entsetzt,  nicht 
aber  ob  das  Urtheil  an  sich  ein  gerechtes  sei.    Darüber  steht  die  Cog- 
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Inzwischen  aber  gingen  die  einzelnen  Bischöfe,  wie  sie 
gedroht  hatten,  factisch  gegen  ihre  Regierungen  vor,  und 
so  müssen  wir  denn  wieder  das  Recht  der  verschiedenen 
Staaten  einer  gesonderten  Darstellung  unterwerfen. 

a. 
Württemberar. 

Der  Bischof  von  Rottenburg  richtete  am  26.  Juli 
1853.  einen  Erlass  an  die  Decanat- Aemter ,  worin  er  jede 
Betheiligung  der  Staatsbehörde  bei  den  abzuhaltenden  Pfarr- 
concursprüfungen  als  einen  Uebergriff  bezeichnete  und  ver- 
bot. Gleichzeitig  erliess  er  an  die  geistHchen  Mitglieder 
des  katholischen  Kirchenraths  ein  Schreiben,  durch  welches 
er  ihnen  die  gedachte  Verfügung  mittheilte,  und  jeden,  der 
sich  au  einer  von  Staatswegen  abzuhaltenden  Dienstprüfung 
betheiligen  würde,  mit  kirchlichen  Censuren  bedrohte. 

Es  lag  in  den  Massregeln  des  Bischofes  den  bestehenden 
Landesgesetzen  gegenüber  ein  flagranter  Missbrauch  der 
geistlichen  Amtsgewalt  vor,  und  die  Württembergische  Staats- 
regierung beeilte  sich,  ihn  als  solchen  zu  kennzeichnen. 

In  dem  an  den  Bischof  von  Rottenburg  gerichteten 
Rescript  v.  6.  August  185H.  erklärte  sie,  sofort  eine  von 
Staatswegen  vorzunehmende  Dienstprüfung  der  Geistlichen 
anordnen  und  den  geistlichen  Candidaten  die  Eröffnung  zu- 
gehen lassen  zu  wollen,  dass  nur  solche,  welche  eine  unter 
staatlicher  Betheiligung  vorgenommene  Prüfung  überstanden 
hätten,  auf  Stellen  königlichen  Patronates  oder  auf  eine 
landesherrliche  Bestätigung  bei  privatpatronatlicher  Prä- 
sentation Anspruch  machen  könnten. 

nitioD  nur  dem  höheren  geistlichen  Gerichte  zu.  —  Ist  der  Staat  mit 
diesen  Grundsätzen,  welche  allgemein  in  der  Rechtswissenschaft  fest- 
stehen, einverstanden  und  lässt  er  mithin  dem  kirchlichen  Gerichte 
gegenüber  dieselben  Grundsätze  walten,  welche  überhaupt  über  Com- 
petenz  im  Verhältnisse  zu  coordinirten  Gerichten,  selbst  des  Auslandes 
und  über  Rechtskraft  gelten,  und  soll  blos  dieses  durch  die  allerdings 
nicht  klaren  und  ziemlich  bedenklichen  Worte  der  Staatsschrift  gesagt 
sein,  dann  ist  dieser  Gegenstand  erledigt,  dann  kann  aber  auch  von 
jenem  recursus  ab  abusu  nicht  die  Rede  sein,  dessen  Gebrauch  die 
kirchlichen  Gesetze  mit  der  Strafe  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche^- 
gemeinschaft  belegen.« 
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Die  Königliche  Regierung ,  hiess  es  dann  weiter,  kann 
es  jedoch  bei  dieser  Anordnung,  welche  sie  nur  als  den  ersten 
unerlässlichen  Schritt  zur  Wahrung  ihres  Rechts  und  ihres 
Ansehens  betrachtet,  nicht  bewenden  lassen;  sie  darf  nicht 
geschehen  lassen,  dass  die  Candidafen  für  Kirchenämter, 
wenn  sie  sich  den  Anforderungen  unterwerfen,  welche  der 
Staat  an  sie  zu  machen  sich  für  berechtigt  erachtet,  von  der 
kirchlichen  Gewalt  gestraft,  und  dass  königliche  Diener  für 
den  Fall  der  Erfüllung  beschworener  Dienstpflichten,  welchen 
sie  sich,  ohne  ihr  Dienstverhältniss  aufzugeben,  nicht  ent- 
ziehen können,  mit  kirchlichen  Censuren  belegt  werden,  sie 
darf,  wenn  sie  nicht  sich  selbst  preisgeben  will,  nicht  dulden, 
dass  Königliche  Diener  Uebergriffen  der  geistlichen  Gewalt, 
wie  die  angedrohten  ausgesetzt  seien,  und  dass  der  Bischöf- 
liche Stuhl  sich  zum  entscheidenden  Richter  über  staatliche 
Gerechtsame  aufwerfe  *). 

Der  Bischof  erklärte  sich  darauf  zur  Verständigung  mit 
seiner  Regierung  bereit,  falls  diese  sich  zu  einigen  Conces- 
sionen  herbeiliesse.  Unterhandlungen  wurden  in  Folge 
dessen  in  Stuttgart  gepflogen,  die  zu  der  Convention  v. 
12./16.  Januar  1854.  führten  *). 

Die  Frage  der  bischöflichen  Disciplinargerichtsbarkeit 
wurde  in  Punkt  III.  berührt.  Der  Bischof,  hiess  es,  wird 
die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  über  die  Cleriker  bezüglich 
ihrer  priesterlichen  AuffüJirung  und  Verwaltung  ihrer  kirch- 
lichen Aemter  unter  Vorbehalt  des  kanonischen  Recurses 
ausüben,  und  stellt  zu  diesem  Behufe  ein  kirchliches  Gericht 
an  seinem  Sitz  auf  Die  näheren  Bestimmungen  über  die 
Art  und  Weise  dieser  Gerichtsbarkeit  iverden  in  weiterem 
Benehmen  mit  der  K  Regierung  geregelt,  und  sind  hiebet 
die  Bestimmungen  der  K,  Bayerischen  Regierungs  -  Ent- 
Schliessung  v,  30.  März  1852,  Ziffer  4—7.  zum  Anhalt  zu 
nehmen  ^), 

In  Bezug  auf  das  Placetum  regium  bestimmte  der 
Punkt  VIII.:  Kirchliche  Anordnungen  über  Gegenstände, 
welche  ganz   in    dem   eigenthümlichen    Wirkungskreise   der 

>)  Anlage  Xll. 

•)  Gedruckt  im  Ar  eh.  f.  kathol.  Kirchenr.  6.,  471.  ff. 

')  Vgl.  darüber  die  Darstellung  des  Baierischen  Rechts  S.  421. 
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Kirche  liegen,  bedürfen  l'eines  Placet,  sind  jedoch  gleich- 
/zeitig  mit  der  Veröffentlichung  der  K.  Regierung  mitzur 
theilen.  Bei  allen  bürgerliche  und  politische  Verhältnisse 
berührenden  Anordnungen  wird  der  Bischof  vorher  mit  der 
K.  Regierung  jedesmal  besondere  Verhandlung  pflegen  und 
nicht  anders  als  im  gemeinschaftlichen  Einverständnisse  mit 
ihr  vorschreiten,  Audi  wird  der  Bischof  nicht  verabsäumen, 
in  seinen  Erlassen  jenes  stattgehabten  Einverständnisses 
stets  ausdrücMich  eu  erwähnen. 

Die  Bestätigung  der  Convention  stiess  indessen  uner- 
warteter Weise  in  Rom  auf  Hindernisse.  Die  Curie  hatte 
freilich  der  Regierung  gegenüber  die  Rolle  gespielt,  als  ob 
sie  das  Benehmen  der  Bischöfe  missbillige;  aber  sie  hatte 
doch  deutlich  genug  zu  erkennen  gegeben,  dass  nur  bei  ihr 
Hülfe  gegen  den  aufständischen  £piscopat,  dass  der  alleinige 
Weg  zum  Frieden  in  einem  gemeinsamen  Concordat  aller 
oberrheinischen  Staaten  mit  Rom  zu  finden  sei.  Das  hatte 
der  Papst  dem  Württembergischen  Generalconsul  K  o  1  b 
persönlich  ausgesprochen,  der  Nuntius  in  Wien  hatte  es 
mehrfach  der  Regierung  insinuirt,  selbst  die  Preussiscfae 
Regierung  hatte  sich  zu  Botendiensten  für  Rom  herbei- 
gelassen, und  die  Regierung  zum  Concordat  zu  drängen 
versucht. 

Man  war  daher  in  Rom  sichtlich  verstimmt,  dass  der 
Plan  des  gemeinsamen  Concordates  an  der  Separatconvention 
mit  dem  Bischöfe  von  Rottenburg  scheitern  sollte, 
und  da  man  an  dem  Vertrage ,  von  dem  Cardinal 
Antonelli  später  zugestand,  dass  er  mehr  gewähre,  als 
nöthig  sei,  nichts  auszusetzen  fand,  so  schützte  man  for- 
melle Bedenken  vor,  dass  der  Bischof  zum  Abschluss  der 
Convention  nicht  befugt  gewesen  sei. 

Erst  als  die  Aussichten  auf  ein  gemeinsames  Concordat 
mehr  und  mehr  schwanden,  trat  die  Curie  mit  der  Wtirttem- 
bergischen  Regierung  in  Specialverhandlung.  Sie  machte 
die  Forderungen  des  oberrheinischen  Episcopates  ganz  zu 
den  ihrigen,  verfolgte  aber  doch  wenigstens  indirect  ihr  altes 
Ziel  in  der  Weise,  dass  sie  der  Württembergischen  Regie- 
rung Basen  einer   Convention  *)   überreichte ,   wie  sie  fast 

>)  Beilage  XVI. 
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wörtlich  gleichlautend  auch  den  Regierungen  von  Baden 
und  Nassau  zugestellt  waren. 

Die  an  diese  Grundlagen  sich  knüpfenden  Verhand- 
lungen führten  zu  dem  Württembergischen  Concordate  v. 
8.  April  1857.  ^) 

Wir  werden  uns  bei  Characterisirung  dieses  vollständig 
nach  dem  österreichischen  Muster  zugeschnittenen  Vertrages 
auf  die  uns  näher  angehenden  Punkte  beschränken  können. 

Art.  5.  gewährte  dem  Bischöfe  die  Jurisdiction  über 
alle  kirchlichen  RechtsfUlIe,  die  den  Glauben,  die  Sacra- 
mente,  die  geistlichen  Verrichtungen  und  die  mit  dem  geist- 
lichen Amte  verbundenen  Pflichten  und  Rechte  betreffen  '). 

Ebenso  wird  dem  Bischöfe  die  Strafgewalt  über  Geist- 
liche und  Laien  zugestanden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Zeitverhältnisse  erlaubt  der  hei- 
lige Stuhl  —  permittit — ,  dass  die  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten der  Cleriker  vor  bürgerlichem  Forum  abgehandelt 
werden,  und  hat  nichts  dagegen  —  non  recusat  — ,  dass 
verbrecherische  Geistliche  vor  das  bürgerliche  Gericht  ge- 
stellt werden. 

Durch  Art.  6.  wird  das  Placet  in  jeder  Weise  beseitigt. 
Die  Instruction  an  den  Bischof  von  Rottenburg  *)  fUgt  in- 
dessen noch  einschränkend  hinzu,  dass  der  Bischof  bei 
hirtenarotlichen  Anordnungen,  die  sich  nicht  innerhalb  der 
rechtlichen  Zuständigkeit  der  Kirche  allein  halten,  sondern 
zugleich  auf  Gegenstände  sich  erstrecken,  welche  in  dem 
Gebiete  der  Staatsgewalt  liegen,  sich  vor  der  Veröffentlichung 
mit  der  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen,  und  ebenso, 
dass  er  bei  härterer  Bestrafung  von  Geistlichen,  wie  pri- 
vative Suspension  vom  Amte,  längere  Detention  in  einem 
CoiTCctionshause  und  grössere  Geldbusse,  der  Staatsregie- 
rung Anzeige  machen  werde,  falls  er  aber  die  staatliche 
Mitwirkung  in  Anspruch  nehme,  auf  Verlangen  der  Staats- 
regierung angemessene  Aufklärung  geben  müsse.  — 

Indessen  erlag  das  Concordat,    noch   ehe  es  in  Wirk- 


1)  oft  gedruckt,  auch  bei  Walter,  Fontes  868.  ff. 
')  Die  bischöfliche  Ehejurisdiction   soll  jedoch  keine  bürgerlichen 
WirkuDgen  haben. 

*)  Walter  a.  a.  0. 
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samkeit  getreten  war,  der  ständischen  Agitation  und  wurde 
durch  ein  Königliches  Rescript  v.  13.  Juni  1860.  für  rechts- 
unverbindlich erklärt. 

Dagegen  überreichte  die  Regierung  den  Ständen  einen 
Gesetzentwurf,  betreflfend  die  Regelung  des  Verhältnisses 
der  Staatsgewalt  zur  katholischen  Kirche,  aus  welchem  das 
Gesetz  v.  30.  Januar  1860.  geflossen  ist*). 

Durch  die  Artikel  5.  6.  7.  und  10.  desselben  wurde 
die  bischöfliche  Disciplinargewalt  von  den  früheren  Schranken 
befreit. 

Somit  werden  die  §§.  47.  und  48.  *)  der  Verfassungsur- 
kunde    auf    katholische    Kirchendiener    bei    Verfehlungen, 


*)  Der  Gesetzentwurf  mit  den  Motiven  in  der  Zt sehr.  f.  Kirchen- 
recht  2,  71.  fr.  12:).  fr.  232.  fr.  Vgl.  auch  ebendas.  die  Abhandl. 
▼on  Hau b er. 

•)  Eine  Aenderung  der  betrefTenden  Verfassnngsbestimmnnf^en  war 
seit  d.  J.  1848.  in  Angrifr  genommen  gewesen.  Und  zwar  biess  es 
1.  in  dem  <nicht  veröffent lichten  Verfassungs- Entwürfe  des  März-Mini- 
steriums art.  62.  Abs.  2.:  »Die  Entlassung  oder  Zurücksetzung  solcher 
Geistlichen  (d.  h.  der  Geistlichen  der  mit  Corporationsrechten  ver- 
sehenen Religions-Gesellschaften)  oder  ihre  Suspension  vom  Amte  ver- 
bunden mit  Entziehung  des  Gehaltes  kann  durch  die  vorgesetzte 
Kirchenbehörde  nicht  anders  erfolgen,  als  nachdem  das  zuständige  Mi- 
nisterium seine  Zustimmung  ertheilt  hat;  2.  in  dem  nicht  veröffent- 
lichten nach  EntSchliessung  v.  12.  März  1850.  vorerst  beruhen  gelas- 
senen Entwürfe  des  October  -  Ministeriums  zur  Abänderung  der  das 
Kirchen-  und  Schulwesen  betreffenden  Restimmungen  der  Verf.-Ürk. 
unter  art.  6.  Abs.  2.:  >I)ie  Entlassung  oder  Zurücksetzung  solcher 
Diener  (wie  oben)  oder  ihre  Suspension  etc.,  wie  oben  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Staatsbehörde  verfügt  worden;  3.  in  dem  am  U  October 
1850.  eingebrachten  ersten  Verf.-Entw.  art.  51.:  »Den  Kirchenoberen 
stehen  gegen  die  Kirchendiener  diejenigen  Disciplinarbofngnisse  zu, 
welche  in  den  in  anerkannter  Wirksamkeit  stehenden  Kircbenverfas- 
snngen  begründet  sind,  oder  künftig  in  der  Gesetzgebung  werden  an- 
erkannt werden.  Auf  eine  Ueberschreitung  der  Befugnisse  der  kirch- 
lichen Vorgesetzten  finden  die  allgemeinen  Strafgesetze  Anwendung, 
und  unter  %  o2.  Abs.  4.:  »Die  Entlassung  etc.  wie  oben  ..  nachdem 
die  Staatsbehörde  auf  beschehene  Mittheilung  der  Akten  keine  Ein- 
sprache erhoben  hat«;  4.  in  dem  im  Juni  1851.  eingebrachten,  aber  im 
April  18')2  noch  vor  Berathung  des  Commissionsberichtes  zurückgezo- 
genen zweiten  Verf.-Entw.  art  51.:  wie  oben  aber  mit  Wegfall  der 
Worte:  Auf  eine  Ueberschreitnng  etc  und  art.  52.  Abs.  3.  wie  oben  ..., 
welcher  auf  Verlangen  die  Akten  mitzutheilen  sind  . .« 
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welche  dieselben  sich  hinsichtlich  ihres  Wandels  oder  der 
Firtirung  ihres  kirchlichen  Amtes  zu  Schulden  kommen  lassen 
sollten,  in  Zukunft  für  unanwendbar,  und  ebenso  die  oben 
angegebenen  Vorschriften  des  Verwaltungsedictos  v.  1.  März 
1822.  und  der  Verordnung  v.  23.  August  1825.  ausser  Gel- 
tung erklärt. 

Bei  gerichtlich  strafbaren  Dienstvergehen  der  Jcatho- 
tischen  Geistlichen  hat  auch  künftighin ,  wie  bisher  das  ge- 
meinschaftliche Oberamt  nach  Anordnung  und  unter  der 
Leitung  der  Staatsaufsichtsbehörde  die  Voruntersuchung 
(Art,  448.  ff.  der  Strafprozessordnung)  ssu  führen.  Die 
Staatsbehörde  ist  befugt,  einem  Geistlichen  wegen  Unbrauch- 
barkeit  oder  Dienstverfehlungen  die  ihm  vermöge  Gesetzes 
oder  besonderen  Auftrags  übertragenen  staatlichen  Geschäfte 
abzunehmen  und  einem  Stellvertreter  zu  übertragen  *). 

Die  bischöfliche  Disciplinarstrafgcwalt  wird  in  der  Weise 
beschränkt,  dass  es  einmal  eines  geordneten  prozessualischen 
Verfahrens  bedürfen  soll,  Freiheitsentziehungen  nicht  ver- 
hängt werden  dürfen  *),  und  ebenso  wenig  Geldbussen  im 
Betrage  von  über  40.  Gulden  und  Einberufung  in  das 
Besserungshaus  über  die  Dauer  von  sechs  Wochen. 

Dagegen  bedarf  es  schon  bei  Fällung  eines  Strafer- 
kenntnisses auf  Geldbusse  über  15.  fl.,  Einberufung  in  das 
Demeritenhaus  über  14.  Tage,  Suspension,  Versetzung,  Zu- 
rücksetzung oder  Entlassung  einer  bezüglichen  Mittheilung 
an  die  Staatsbehörde.  Und  diese  letztere  allein  ist  befugt, 
Verfügungen  und  Erkenntnisse  der  Kirchengewalt  gegen 
die  Person  oder  das  Vermögen  eines  Katholiken  wider  dessen 
Willen  zu  vollziehen ,  falls  sie  die  formelle  und  materielle 
Richtigkeit  des  kirchlichen  Strafurtheils  geprüft  hat. 

Disciplinarstraf-  wie  Ehesachen  dürfen  auch  im  In- 
stanzenzuge nicht  vor  ein  ausserdeutsches  kirchliches  Ge- 
richt gezogen  werden. 

In  Bezug  auf  das  Placet  setzt  Art.  1.  fest,  dass  die 
Kirchenbehörden  Publikationen  rein  geisthcher  Natur  vor- 
nehmen können,    wofern    sie    nur  gleichzeitig  dieselben  der 


k 


*)  Dieser  Passus  fehlte  im  Entwürfe. 

')  Dieser  Passus  fehlte  gleichfalls  im  Entwarfe. 
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Staatsregierung  zur  Einsicht  vorlegen.  Anordnungen  da- 
gegen, wodurch  die  Geistlichen  oder  die  Diöcesanen  zu 
Etwas  verbunden  werden  sollen,  was  nicht  ganz  in  dem 
eigenthüm liehen  Wirkungskreiso  der  Kirche  liegt  —  das 
Kriterium  darüber  steht  der  Staatsregierung  zu  —  sowie 
auch  Erlasse,  welche  in  staatliche  oder  bürgerliche  Verhält- 
nisse eingreifen,  unterliegen  der  Genehmigung  des  Staates; 
und  ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Beschlüssen  kirchlicher 
Synoden,  päpstlicher  Bullen,  Breveu  und  sonstiger  Erlasse. 

Von  dem  Uecursus  ab  abusu  ist  in  dem  Gesetz  nicht 
die  Rede. 

Dass  die  Regierung  ihn  jedoch  als  fortbestehend  an- 
nimmt, in  dem  Sinne  der  an  die  Bischöfe  auf  ihre  Denk- 
schrift gerichteten  oben  dargestellten  Erwiderung  ist  in  den 
Motiven    zum    Gesetzentwurfe   ausdrücklich    ausgesprochen. 

Denn  der  Staat  würde  seine  Aufgabe  verkennen,  so 
heisst  es  hier,  wollte  er  einen  seiner  Angehörigen  gegen  rechts- 
widrige Eingriffe,  von  welcher  Seite  sie  auch  kommen  mögen 
schutzlos  lassen. 

Die  einzelnen  Fälle  des  Recursus  sind  zwar  nicht  auf- 
gezählt, sie  ergeben  sich  aber  aus  den  Clausein,  durch 
welche  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  beschränkt  ist,  und 
deren  Uebertretung  als  ein  Missbrauch  geistlicher  Amts- 
gewalt bezeichnet  werden  muss,  von  selbst.  So,  wie  die 
Motive  des  Gesetzentwurfes  anführen,  wenn  dem  Ange- 
schuldigten nicht  die  gehörige  Vertheidigung  verstattet  wird, 
wenn  einem  Verurtheilten  der  Zutritt  zu  den  höheren  kirch- 
lichen Instanzen  abgeschnitten  werden  sollte,  wenn  andere 
Strafarten  als  gesetzlich  zugelassene  angewendet  würden, 
wenn  das  für  Geldstrafen  oder  die  Besserungshaft  vorge- 
schriebene Maximum  überschritten  würde,  wenn  die  Kirche 
sich  äusserer  Zwangsmassregeln  bei  Führung  der  Unter- 
suchung oder  Vollziehung  der  erkannten  Strafe  bedienen 
würde  u.  s.  f. 

Einen  weitorea  Schutz  gegen  die  Missbräuche  der  geist- 
lichen Amtsgewalt  gewähren  aber  auch  die  durch  das  Ge- 
setz V.  30.  Januar  18(i2.  nicht  berührten  betreflfenden  Ar- 
tikel des  Württembergischon  Strafgesetzbuches,  insbesondere 
Art.  449.,  wonach  Geistliche,  welche  in  amtlichen  Vorträgen 
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die  bestehende  Staatsverfassung^  die  Staatsregierung  oder 
ihre  Verwaltung  verunglimpfen,  mit  Geldbusse  von  50 — 200.  fl., 
bei  dem  ersten  Rückfall  mit  Geldbusse  von  100 — 300.  fl, 
und  bei  dem  js:weiten  Rüclcfall  sowie  in  besonders  schweren 
Fällen  mit  Dienstentlassung  bestraft  werden. 

Kirchliche  Censuren,  gegen  Laien  verhängt,  sind  aller 
bürgerlichen  und  politischen  Folgen  entkleidet.  Dagegen 
ist  kein  Recurs  wegen  etwa  missbräuchlicher  Excommuni- 
cation  an  die  Staatsbehörde  gestattet,  sondern  allein  in  den 
bezüglichen  Artikeln  des  Strafgesetzbuches  eine  Abhülfe 
gewährt. 

b. 
Baden. 

Die  Badische  Regierung  hatte  sich  dem  in  Carlsruhe 
vereinbarten  Bescheide  an  die  Bischöfe  lediglich  ange- 
schlössen,  die  Verordnung  v.  1.  März  1853.  publicirt,  und 
die  Begutachtung  des  Erzbischofs  von  Freiburg  zu  den 
weiteren  beabsichtigten  Concessionen  eingefordert. 

Dieser  verhielt  sich  jedoch  den  Regierungsvorschlägen 
gegenüber  theils  passiv,  theils  trat  er  dem  von  den  übrigen 
Bischöfen  ihren  Regierungen  übergebenen  Proteste  bei  *). 

*)  Er  übergab  aucb  eine  Erwiderung  auf  die  Grossh.  Bad.  allerh. 
Entschliess.  ▼  5.  März  1853.  dem  Drucke.  In  Bezug  auf  den  Recursas 
äusserte  er  sich  darin  S.  6.  folgendermassen:  »In  der  Anlage  D  der 
ministeriellen  Erwiderung  beliebte  die  Orossherz  allerh.  Regiernng 
»Grundsätze«  zusammenzustellen,  welche  »über  die  hischöfliche  Disci- 
plinargewalt  gegen  Geistliche  in  Zukunft  zu  beobachten«  seien.  Diese 
»Grundsätze«  aber  entsprechen  den  rechtlich  begründeten  Ansprüchen 
des  Episcopates  so  wenig,  dass  sie  mit  aller  Entschiedenheit  zurück- 
gewiesen werden  müssen.  In  allen  vorkommenden  Fällen  wird  der 
gehorsamst  Unterzeichnete  sich  sofort  der  ihm  zustehenden  Strafgewalt 
gpgen  Geistliche  und  Laien  bedienen;  er  wird  bei  Ausübung  der  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  nach  den  formellen  und  materiellen  Vorschriften 
des  kanonischen  Rechtes  verfahren  und  es  Jedem,  der  sich  dadurch 
beschwert  glaubt,  überlassen,  bei  den  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen 
Schutz  zu  suchen.  Gegen  jede  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  entweder  durch  Beschränkung  der  kanoni- 
schen Strafen  auf  ein  bestimmtes  Mass,  oder  durch  Vorschriften  über 
Einrichtung  der  geistlichen  Gerichte,  oder  durch  Zulassung  einer  Be- 
rufung von  dem  geistlichen  Gerichte  an  eine  weltliche  Behörde,  oder 
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Auch  er  erhielt  wie  diese  den  Bescheid ,  dass  wenn 
d(M  angekündigte  Entgegentreten  von  dem  Herrn  Erziischofe 
in  einer  die  Lafidesgesetse  verletzenden  Weise  in  Anwendung 
gebracht  werden  sollte ,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Regent 
ebenso,  wie  Allerhöchst  Ihnen  der  Glaube  und  das  Wohl 
der  katholischen  Kirche  heilig  ist,  die  Gesetze  und  die  Ver- 
fassung des  Staates  mit  der  Hmen  von  Gott  verliehenen  Ge- 
walt gegen  jeden  Eingriff  schützen  und  denjenigen  für  die 
Folgen  verantwortlich  machen  werden,  der,  indem  er  ein 
vermeintliches  Recht  geltend  machen  will,  in  anerkannter 
Wirksamkeit  bestehende  Gesetze  verletzt. 

Diese  Drohung  schreckte  den  Erzbischof  indessen  nicht 
ab.  Während  die  Verordnung  v.  1.  März  1853.  bei  der 
Prüfung  der  Candidaten  Hir  das  Seminarium  die  Anwesen- 
heit eines  Regierungskominissars  erforderte  ^),  liess  der  Erz- 
bischof  die  Prüfung  abnehmen,  ohne  die  Staatsbehörde  in 
Kenntniss   zu   setzen,   und  antwortete  dem  die  Verordnung 


durch  unmittelbare  Bestrafung  der  Geistlichen  aber  Vergehen,  die  zur 
Competenz  der  geistlichen  Gerichte  gehören,  oder  durch  was  immer  fflr 
Beschränkungen  verwahrt  der  Unterfertigte  sich  als  gegen  einen  Ein- 
griff in  sein  Recht.  Das  Recht  der  Grossherzogl.  allerh.  Regierung, 
gegen  Geistliche  bei  bflrgerlichen  Vergehungen  strafend  einzuschreiten, 
will  der  gehorsamst  Unterzeichnete  nicht  bestreiten.  Eine  Strafgewalt 
nimmt  der  Unterzeichnete  in  Anspruch  auch  gegen  solche  Geistliche, 
die  ein  Staatsamt  bekleiden,  insofern  sie  aber  Geistliche  sind.  Dies 
gilt  namentlich  von  Geistlichen,  die  eine  Lehrstelle  an  höheren  oder 
niederen  Sihulen  bekleiden,  oder  Mitglieder  einer  Staatsbehörde,  Re- 
gierung, eines  Kirchenraths,  Schulraths  sind,  wobei  der  Unterfertigte 
die  Bemerkung  sich  erlaubt,  dass  er  diese  seine  Strafgewalt  gegen 
solche  insbesondere  wird  geltend  machen,  wenn  sie  ihre  Stellung  zur 
Unterdrückung  und  Knechtung  der  Kirche  missbrauchen.' 

^)  Es  erscheint  bemerkenswerth,  dass  die  grossherzogliche  Regie- 
rung früher  Seitens  der  erzbischötl leben  Curie  wiederholt  um  Anord- 
nung einer  allgemeinen  Concursprüfung  fflr  Geistliche  ersucht  worden 
war.  So  durch  einen  Erhiss  v.  10.  September  1830.,  worin  sie  >ange- 
legentlichc  aufgefordert  wurde,  >zu  decreturischen  Bestimmungen  über 
diesen  wicht  gen  Gegenstand  zu  schreitenc  (untei  zeichnet  von  Hermann 
y.  Vicari  als  damaligen  GeueralvicarJ.  Ebenso  erkannte  der  erz- 
biscböfliche  Erlass  v.  9.  Febr.  18^8.  an,  »dass  dem  Staate  ex  jure  in- 
spectionis  et  cavendi  d>e  Concurrenz  mit  der  Kirchenbehörde  bei  den 
Concursprüfuügen  zukommt.«  Nach  der  hierauf  erlassenen  Verordnung 
T.  10.  April  1840.  war  dann  anstandslos  verfahren  worden. 
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V.  1.  März  in  Erinnerung  bringenden  katholischen  Ober- 
kirchenrath,  Es  könne  nur  im  höchsten  Grade  befremdeny 
dass  der  OberJcirchenrath  auf  Verordnungen  sich  beziehe^ 
gegen  welche  die  kirchliche  Autorität  protestirt  habe;  die 
Mitglieder  des  Oberkirchenrathes  schlössen  sich  hierdurch 
selbst  von  ihrer  Kirche  aus. 

Die  Regierung  Hess  es  dabei  bewenden ,  die  Prüfung 
als  nicht  geschehen  anzusehen.  —  Während  ferner  die  erz- 
bischöfliche Collation  der  Pfründen  an  gewisse  Schranken 
geknüpft  war^),  setzte  der  Erzbischof  sich  einfach  über 
dieselben  hinweg,  und  ernannte  Pfarrer  ohne  landesherrliche 
Genehmigung. 

Die  Regierung  begnügte  sich  hiegegen  damit,  den  Er- 
nannten eröflfnen  zu  lassen,  dass  die  Uebertragung  der 
Pfarrei  nichtig  sei,  die  Besoldung  nicht  ausgezahlt,  die 
Niederlassung  an  dem  Orte  nicht  geduldet  werden  könne, 
das  Aufgeben  und  Verlassen  der  bisherigen  Pfarrei  aber 
überdies  den  Verlust  des  aus  derselben  fliessenden  Ein- 
kommens zur  Folge  haben  werde  *). 

Aber  der  Erzbischof  that  auch  gegen  den  lediglich  als 
landesherrliche  Behörde  fungirenden  katholischen  Ober- 
kirchpnrath  ')  Schritte. 

*)  Vgl.  oben  S.  387.  Die  Bischöfe  von  Constanz  und  Speier 
und  ihre  Vicariate  beanspruchten  die  freie  Verleihung  für  gewisse 
Pfarreien  aus  besonderen  Gründen,  was  ihnen  abgeschlagen  wurde. 
Nach  Errichtung  des  Erzbisthuras  Frei  bürg  wiederholten  die  Erz- 
bischöfe  diese  Ansprüche,  und  durch  landesherrliche  Entschliessung 
V.  7.  Dezember  1837.  war  dem  Erzbischof  Demeter  ohne  Anerkennung 
eines  Collationsrechtes  aus  »besonderer  Rücksichtc  die  Präsentation  zu 
24.  Pfarreien  auf  seine  Lebenszeit  verliehen  worden,  wofür  er  »den 
tiefgefühltesten  Danke  aussprach.  Nach  der  Verordnung  v.  1.  März 
gebührte  dem  Erzbischof  die  Collation  der  t'urch  Todesfall  im  Juni  und 
Dezember  erledigten  Pfründen,  sowie  derjenigen,  die  aus  Kirchen  ver- 
mögen errichtet  würden.  Bei  den  übrigen  sollte  er  das  Recht  der 
gutachtlichen  Aeusserung  über  die  Bewerber  geniessen,  die  sich  zuerst 
an  ihn  wenden  sollten. 

')  Vgl.  auch  den  Schriftwechsel  zwischen  Erzbischof  und  Ober- 
kirchenrath  in  Anlage  XIII. 

^j  In  der  Instruction  für  diese  Behörde  v.  21.  October  1803  hiess 
es  in  der  Einleitung:  »Ausgehend  aus  diesen  Sätzen,  haben  Wir  einer 
Seits  durch  die  Bestellung  einer  aus  lauter  katholischen  und  zwar  so- 
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Auf  seinen  Befehl  eröflfnete  der  katholische  Stadtpfarrer 
von  Karlsruhe  den  betreffenden  Beamten,  da  sie  trotzend 
in  ihrer  Handlungs^veise,  die  ein  Leugnen  Icatholischer  Glau- 
benswaJirheiten ,  ein  Schisma  involvire,  beharren  und  soviel 
an  ihnen  liegt,  die  Existenz  ihrer  Kirche  untergraben,  so 
werde  ihnen  eine  letzte  unerstrecMiche  Frist  von  14.  Tagen 
eur  Beue  und  Besserung  gegeben.  Sollten  sie  in  dieser 
Frist  nicht  ihren  unbedingten  Gehorsam  unter  die  Anord- 
nungen ihres  Oberhirten,  und  ihren  festen  EntscJduss  er- 
Jclären,  alle  Forderungen  des  Episcopates  nach  Kräften  zu 
unterstützen  und  weder  durch  Worte  noch  durch  Uandlmigen 
denselben  entgegenzutreten,  so  sehe  sich  der  Erzbischof  in 
die  traurige  Lage  versetzt,  dem  Grundsatz  zu  folgen :  Wer 
die  Kirche  nvht  hört,  der  sei  wie  ein  Heide  und  öffentlicher 
Sünder  und  die   Widerstrebenden  zu  excommuniciren. 

Die  Badische  Regierung  verzweifelte  auch  jetzt  noch 
nicht  an  einer  Verständigung  mit  dem  Erzbischofe.  Sie 
sandte  ein  Mitglied  des  Staatsministeriums  nach  Freiburg, 
um  den  Conflict  beizulegen,  und  als  auch  dieser  Schritt 
erfolglos  blieb,  erliess  sie  die  Verordnung  v.  7.  November 
lb53.  *).  Danach  sollten  alle  kirchenamtiichen  Verfügungen 
des  Erzbischufes  und  seiner  Behörden  einem  gleichzeitig 
ernannten  landesherrlichen  Specialcommissar  vorgelegt  wer- 
den, und  erst  nach  dessen  Unterschrift  zur  Publication  und 
Ausführung  gelangen. 

Für  Uebertretung  der  Verordnung  wurde  auf  das  Ge- 
setz V.  28.  Juni  1852.  verwiesen,  wonach  Handlungen, 
welche  die  öffentliche  Ordnung  gefährden,  mit  Geföngniss- 
strafe  bis  zu  acht  Wochen  oder  mit  Geldstrafen  bis  zu 
200.  ä.  polizeilich  zu  ahnden  waren. 

Der  Erzbischof  antwortete,  indem  er  die  Excommuni- 
catio  major  gegen  den  katholischen  Oberkirchenrath  und 
den  zum  landesherrlichen  Commissar  ernannten  Stadtdirector 


wohl  geistlichen  als  weltlichen  Gliedern  bestehenden  Commission  znr 
Verwaltung  der  Uns  bei  dem  äusseren  Kirchen regiment  zustehenden 
iandesherrlichon  Infiuenzrechte  der  katholischen  Kirche  Unsern  Ernst 
bewährt,  sie  in  ihrer  Sphäre  nicht  nur  ungekiänkt  zu  erhalten,  sondern 
auch  mit  Unserer  landesherrlichen  Macht  zu  unterstützen.« 
^)  Dieselbe  wurde  schon  1854.  wieder  aufgehoben. 
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von  Freiburg  schleuderte,  und  sie  durch  die  Autorität 
Gottes  und  das  Gericht  des  heil.  Geistes  von  dem  Schoos 
der  heiligefi  Mutter  Kirche  und  von  der  Genossenschaft  der 
ganzen  Christenheit  ..  in  so  lange  ausschloss,  bis  sie  in 
sich  gehen  und  der  Kirche  Gottes  genugthun. 

An  demselben  Tage  wurde  die  Excommunication  durch 
einen  Vicar  von  der  Kanzel  in  Freiburg  verkündet,  aber 
schon  am  Abend  befand  sich  der  betreflfende  Geistliche  im 
Gefängniss  ^),  ebenso  der  Kaplan  in  Carlsruhe,  welcher  dem 
erzbischöflichen  Auftrag  nachgekommen  war. 

Am  11.  November  sandte  dann  der  Erzbischof  einen  in 
Mainz  gedruckten  Hirtenbrief  *)  an  alle  Priester  und  Diö- 
cesanen,  und  befahl  dessen  Verlesung. 

Alle  Geistlichen,  die  es  thaten,  wurden  dem  Gesetze 
gemäss  zur  Rechenschaft  gezogen. 

Der  Erzbischof  aber  Hess  sich  in  seinem  Kampfe  nicht 
irre  machen.  Wurde  er  doch  aller  Orten  durch  die  ultra- 
montane Presse  und  durch  die  Neue  Preussische  Zeitung 
als  Märtyrer  gefeiert,  rühmte  doch  Pius  IX.')  seine  aus- 
gezeichnete Standhaftigkeit  und  ermahnte  ihn  und  die  Ge- 
nossen seiner  Tapferkeit,  dass  sie  den  Muth  nicht  sinken 
lassefi,  sondern  sich  stärken  lassen  in  der  Kraft  des  Herrn, 
der  da  seiner  Kirche  verheissen,  jederzeit  bei  ihr  zu  seyn, 
und  der  den  guten  Kampf  streitenden  —  d.  h.  den  Em- 
pörern gegen  ihre  Obrigkeit  —  die  Krone  bereitet  hat  und 
die  Palme  *).  Bald  hatte  auch  der  Erzbischof  Gelegenheit, 
seine  Standhaftigkeit  besser  zu  beweisen  als  bisher,  wo  er 
den  Kampf  auf  Kosten  des  Klerus  geführt  hatte. 

Wegen    seines   an   die  Decanate   und    den  Curatclerus 


>)  Vgl.  ober  diese  Yorg&nge  die  ultramoDtaDe  Flugschrift  SöhDÜD, 
Die  Verfolg,  d.  Kirche  in  Baden  (1854.). 

*)  AuBzQge  aus  diesem  >herrlicheu  Schreiben«  bei  R  r  fl  ck  a.  a  0.  831. 

'}  Die  Adressen,  mit  denen  der  Grzbischof  überschüttet  wurde, 
sind  in  4.  Heften  Mainz  1854.  erschienen.  Einzelne  findet  Brück 
a.  a.  0.  338.  >8ehr  schön.« 

*)  Am  27.  Februar  1854.  erliess  der  Papst  ein  Belobigungsschreiben 
an  Domdechant  ▼.  Hirsch  er,  für  dessen  Schrift  »Zur  Orientirung 
über  den  derzeitigen  Kirchenstreit.«  Adressen  a.  a.  0.  4.,  5.  Der- 
selbe Autor  hatte  früher  für  die  Reform  der  katholischen  Kirche  ge- 
schrieben und  auf  Weisung  von  Rom  widerrufen. 
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gerichteten  Erlasses  v.  5.  Mai  1854.  '),  weil  er  dadurch  den 
Vollzug  und  die  Ausführung  von  Anordnungen  der  Staats- 
gewalt in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  und  Verwendung 
der  kirchlichen  Localfonds,  namentlich  der  Regierungserlasse 
V.  28.  März  und  18.  April  1854.  zu  verhindern  gesucht, 
sich  also  gegen  die  Verfügungen  der  Staatsgewalt  aufge- 
lehnt, und  Andere  zum  Ungehorsam  gegen  die  Staats- 
ordnung aufgereizt  habe,  —  wurde  er  dem  Strafgerichte  über- 
antwortet und  sogar  eine  Zeitlang  in  Haft  gehalten;  kaum 
derselben  entledigt,  setzte  er  seine  Agitation  fort,  oder  gab 
—  richtiger  gesagt  —  wieder  seine  Firma  für  dieselbe  her. 
Die  Kosten  der  Bearbeitung  des  Volkes  konnten  die  öster- 
reichischen Staatsfinanzen  um  so  leichter  tragen,  als  ihr 
Zustand  kaum  dadurch  verschlimmert  werden  konnte  '). 

Inzwischen  war  die  Regierung  zu  der  Ueberzeugung 
gelangt,  dass  von  einer  Verständigung  mit  dem  Erzbischofe, 
welche  eine  Zeitlang  durch  Vermittelung  des  Bischofs  von 
K  e  1 1  e  1  e  r  versucht  worden  war  ^),  keine  Rede  sein  könne, 
und  andererseits  meinte  sie  der  Kirche  doch  die  Conces- 
sionen  machen  zu  müssen,  zu  welchen  inzwischen  die  Würt- 
tembergische Regierung  in  der  mit  dem  Bischöfe  von 
Rottenburg  geschlossenen  Convention  sich  herbeigelassen 
hatte. 

Sie  schlug  den  Weg  ein,  den  man  ihr  von  Rom  aus 
nahe  genug  gelegt  hatte  ^),  und  sendete  eine  Gesandtschaft 


*)  Der  Erlass  des  Erzbiscbofes  findet  sich  in  der  Schrift:  Das 
rechtliche  Verb,  der  kath.  Bisch.  Deutsch  1.  Mainz 
1854.  S.  99.  ff.  —  Der  Gegenerlass  der  Regierung  als  Beilage  zur 
Karlsruher  Zeitung  Jahrg.  1854.  No.  120.  —  Vgl.  übrigens 
t&ber  diese  Vorgänge:  Auch  zur  Orient! r.  ab.  d.  derzeit 
Eirchens  treit  in  Baden  (Karlsruhe  1854.),  wo  S.  VU.  ff.  eine 
gute  Uebersicht  über  die  Literatur  der  damaligen  Flugschriften  ge- 
geben wird. 

>)  Vgl.  auch:  üeber  d.  badischen  Kirchenstreit  (Karls- 
ruhe 1869.)  5. 

»)  Ueber  diese  Verhandlungen  giebt  Brück  a.  a.  0.  S.  339.  ff. 

Aufschluss. 

*)  Ein  gemeinsames  Vorgehen  der  Regierungen  scheiterte  an  den 
Separatverhandlungen  Württembergs  und  der  Weigerung  des  Herrn 
T.  Dalwigk,  welcher  erst  die  Resulute  der  Württemberger  üater- 

E.  Fried berff.  D.  Mitibr.  d.  geistl.  Amtsgewalt.  30 
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dorthin;  diese  tiberreichte  der  römischen  Curie  eine  Denk- 
schrift *),  betreffend  die  kirchlichen  Wirren,  verabredete  ein 
Provisorium,  welches  die  Untersuchung  gegen  den  Erz- 
bischof und  die  Excommunicationen  aufhob,  und  brachte 
schliesslich  auf  der  Basis  der  auch  Württemberg  über- 
gebenen  Grundlagen^)  das  Concordat  v.  28.  Juni  1859. 
zu  Stande  '). 

Ueber  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  handelte  Art.  5. 
in  wörtlich  gleichlautender  Fassung  mit  dem  Württember- 
gischen Concordate.  Ebenso  setzten  die  Weisungen,  welche 
dem  Herrn  Ergbischof  von  Freiburg  in  der  päpstlichen  In- 
struction werden  ertheilt  werden  *),  wie  in  Württemberg  die 
Beschränkung  hinzu,  dass  der  Erzbischof  bei  Verhängung 
von  Privation  oder  Suspension  vom  Amte,  oder  der  Strafe 
länger  andauernder  Haft  oder  grösserer  Geldbusse  der 
Staatsregierung  eine  bezügliche  Mittheilung  machen,  falls 
aber  die  staatliche  Executiou  beansprucht  würde,  die  Seitens 
der  Regierung  verlangten  Aufklärungen  geben  werde. 

Die  Bestimmungen  über  das  Placet  entsprachen  gleich- 
falls den  Wtirttembergischen. 

Das  Badische  Concordat  wurde  bekanntlich  von  den 
Ständen,  denen  es  zur  verfassungsmässigen  Zustimmung 
vorgelegt  wurde ,  verworfen ,  und  so  trat  an  die  Stelle 
desselben  das  Gesetz  vom  9.  October  18G0. 

Dasselbe  hielt  sich,  wie  das  württembergische,  von  dem 
verhängnissvollen  Fehler  frei,  das  Verhältniss  von  Staat  und 
Kirche  durch  ein  blosses  Princip  zu  reguliren ;  vielmehr 
ordnete  es  alle  Beziehungen   zwischen  den  beiden  Mächten 


handlang  abwarten  wollte.  Ueber  die  Tendenzen  der  badlFcben  Re- 
giemng  anterrichtet  genau  die  Denkschrift,  welche  der  Nassauische 
Ministerialrath  Hendel  seiner  vorgesetzten  Behörde  aberreichte,  Bei- 
lage XIV. 

«)  Beilage  XV. 

*)  Beilage  XVI. 

')  U.  A.  bei  Walter,  Fontes  376.  ff.  Die  Folgen  des  Conflictes 
wurden  durch  eine  Conferenz  zwischen  Bevollmächtigten  der  Regierung 
und  der  Freiburger  Curie  beseitigt.  Vgl.  das  Protokoll  derselben  in 
meiner  Schrift:  Der  Staat  nnd  die  katholische  Kirche  im  Grossh. 
Baden  (Leipzig  1871.)  240.  ff. 

*)  Walter  a.  a.  0. 
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im  Einzelnen,  indem  es  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  mit 
den  unveräusserlichen  Hoheitsrechten  des  Staates  zu  ver- 
einigen suchte  '). 

Keine  Verordnung  der  Kirchen,  so  lautet  §.  15.,  welche 
in  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreift^ 
hmn  rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen,  oder  in  Voll- 
Mug  gesetzt  werden,  bevor  sie  die  Genehmigung  des  Staats 
erhalten  hat. 

Alle  kirchlichen  Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit 
der  Verkündigung  der  Staatsregierung  mitgetheilt  werden. 
Und  der  §.  16.  normirt  für  die  bischöfliche  Disciplinar- 
gewalt : 

Verfügungen  und  Erkenntnisse  der  Kirchengewalt  können 
gegen  die  Freiheit  oder  das  Vermögen  einer  Person  wider 
deren  Willen  nur  von  der  Staatsgewalt  und  nur  unter  der 
Voraussetzung  vollzogen  werden,  dass  sie  von  der  zustän- 
digen Staatsbehörde  für  vollzugsreif  erklärt  worden  sind  *). 

')  Tgl.  die  allgemeine  Cbaracteristik  dieses  Oesetses  in  meiner 
angegebenen  Schrift:  Der  Staat  nnd  die  kath.  Kirche  S.  1.  ff. 

')  Bemerkenswerth  erscheint,  dass  dieser  $.  dem  Erzbischofe  fOr  die 
Kirche  sch&dlicher  erschien,  als  selbst  der  Recursus  ab  abusa.  Seine 
Denkschrift  in  Betreff  der  Ton  der  Orossh.  Bad.  Staatsregierung  der 
sweiten  Kammer  der  Landstände  am  22.  Mai  1860.  vorgelegten  sechs 
Gesetsentirarfe  (Freiburg  1^60.)  sagt  wörtlich  S.  21.  ff.:  »Durch  diese 
Fassung  des  vorliegenden  Paragraphen  wird  die  Selbstständigkeit  der 
kirchlichen  Gerichtsbarkeit  auf  ihrem  kirchlichen  Gebiete  nicht  nur 
nicht  anerkannt,  sondern  geradezu  aufgehoben.  Nur  die  Staatsgewalt 
erscheint  hier  als  die  entscheidende  und  vollziehende  Gewalt  Gleichsam 
nar  ausnahmsweise  oder  durch  Uebertragung  von  Seiten  der  Staats* 
gewalt  wirkt  die  kirchliche  Strafgerichtsbai  keit  in  den  F&llen,  je  nach 
dem  Belieben  des  Verurtheilten.  wo  sich  derselbe  der  kircblicben  Ent- 

scheidnng  freiwillig  unterwirft Die  Rechtfertigung  dieses  §.  16. 

in  den  Motiven  scheint  ans  keinesweges  befriedigend.  Es  wird  n&m- 
lich  daselbst  gesagt:  »Der  Staat  anerkennt  die  Freiheit  der  Personen 
nnd  deren  Vermögen,  er  räumt  den  Kirchen  kein  besonderes  Recht 
ein,  vermöge  dessen  sie  eine  äussere  Herrschaft  über  Verhältnisse  ge- 
winnen wflrden,  deren  staatlicher  Character  ausser  Zweifel  ist<  —  Es 
ist  hiebei  nur  abersehen,  scheint  uns,  oder  doch  wenigstens  verschwiegen, 
dass  es  sich  bei  der  hier  in  Frage  stehenden  kirchliehen  Strafgerichts- 
barkeit lediglich  um  die  Geistlichen  nnd  Diener  der  Kirche  als  solcher 
handelt,  und  nicht  um  die  Staatsbürger  im  Allgemeinen;  dass  es  sich 
bei  den  erstem   nicht  nm  ihre  politischen  nnd  bürgerlichen  Rechte, 

80* 
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Ein   eigenes  Gesetz    von    demselben   Tage    betraf  den 
Missbrauch  des  geistlichen  Amts. 


sondern  um  ihre  kirchlichen  Corporationsrechte  handelt.  Es  ist  daher 
ein  staatlicher  Character  dieser  Recbtsverhältnisse  und  somit  der  kirch- 
lichen Strafgewalt  durchaus  nicht  vorhanden,  vielmehr  ist  ihr  kirch- 
licher Character  stets  und  überall  anerkannt  worden.  —  Die  Motive 
fahren  fort:  »Der  Staat  tritt  daher  nur  dem  freiwilligen  Vollzug  nicht 
entgegen;  einen  zwangsweisen  Vollzug  kann  er  den  Kirchen  nicht  zu- 
gestehen. Dieser  kann  nur  von  der  Staatsgewalt  ausgeben,  und  den 
Kirchen  fflr  ihre  Verfügungen  und  Erkenntnisse  nur  bewilligt  werden, 
wenn  sich  die  Staatsgewalt  überzeugt  hat,  dass  dieser  Vollzug  schon 
nach  dem  Staatsgesetze  gerechtfertigt  ist,  oder  dass  die  besonderen 
Satzungen  der  Kirche,  insofern  sie,  wie  insbesondere  bei  dem  Disci- 
plinarver fahren  gegen  kirchliche  Beamte,  Freiheit  oder  Vermögen  be- 
treffen, für  vollziehbar  in  einem  einzelnen  Falle  erklärt  werden  können. c 
—  Hiegegen  ist  zu  bemerken,  wenn  der  Staat  das  Strafrecht  für  sich 
allein  in  Anspruch  nimmt,  und  dann  nur  lediglich  ein  Verhältniss  von 
staatlichem  Character  anerkennt,  dann  durfte  er  die  Ausübung  desselben 
von  einer  anderen  Gewalt  im  Staate  als  von  der  Staatsgewalt  selbst 
nicht  zugeben.  Der  umstand,  ob  der  Gestrafte  sich  freiwillig  unter- 
wirft oder  nicht,  sollte  conseqaenter  Weise  keinen  Unterschied  machen : 
man  sieht  nicht  ein.  warum  der  Umfang  und  die  Ausübung  eines  nur 
dem  Staate  zustehenden  Rechtes  sich  nach  dem  Belieben  des  Verur- 
theilten  richten  soll. ...  Es  wird  . . .  durch  die  Bestimmungen  des 
§.  16.  ..  von  Seiten  der  Staatsgewalt  viel  weiter  in  das  kirchliche  Ge- 
biet eingeschritten,  als  dieses  durch  den  Recursus  tanquam  ab  abusu 
jemals  geschehen  ist.<  Der  Erzbischof  kommt  zu  dem  Schlussurtbeil 
8.  24.:  1)  Dadurch,  dass  Erkenntnisse  der  Kirchengewalt  nur  unter 
der  Voraussetzung  vollzogen  werden  sollen,  dass  sie  von  der  zustän- 
digen Staatsbehörde  fflr  vollzugsreif  erklärt  worden  sind,  d.  h.  ...  nur 
anter  der  Voraussetzung,  dass  die  betreffenden  Kirchengesetze  für  voll- 
siehbar  (also  für  gültig)  von  der  Staatsbehörde  erklärt  werden,*  durch 
diese  Bestimmung  also  wird  das  Gesetzgebungsrecht  auf  dem  kirch- 
lichen Gebiete  der  Kirche  entzogen.  2)  Dadurch,  dass  der  Staat  den 
Vollzug  der  kirchlichen  Urtheile  wider  den  Willen  des  Betroffenen  als 
sein  ausschliessliches  Recht  erklärt,  wird  die  selbstständige  Jurisdiction 
der  Kirche  aufgehoben,  ein  Grundrecht  der  Kirche  und  selbst  die 
Glaubenslehre  angegriffen,  demnach  die  Gesammtbeit  ihrer  Mitglieder 
beeinträchtigt,  während  der  recursus  tamquam  ab  abusu  doch  die 
Jurisdiction  der  Kirche  im  Grundsatze  noch  anerkennt.  Ueberdies  ist 
es  in  juristischer  Beziehung  eine  neue  und  abnorme  Erscheinung,  dass 
die  zu  requirirende  Behörde  (in  welchem  Verhältniss  die  Staatsbehörde 
SU  der  richtenden  Kirchenbehörde  stehen  soll)  ohne  Requisition  ein- 
schreitet; dass  sie  sich  als  einzig  competent  erklärt  in  der  vor  ihr 
Forum  gar  nicht  gehörenden  Sache,  und  dass  es  auf  den  Willen  des 
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Die  Regierung  glaubte  dieser  speciellen  Massregel  be- 
Döthigt  zu  sein,  da,  wie  die  Motive  sich  ausdrückten,  der 
Thatbestand  der  gemeinen  unter  diese  Kategorie  fallenden 
Verbrechen  —  Aufreizung  zum  Hasse,  zur  Verachtung,  zum 
Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  und  Organe  des  Staates  — 
besonders  erschwerende  Merkmale  voraussetzen  ,\  weil  man 
sie  nur  unter  dieser  Voraussetzung  als  gefährlich  für  die 
Öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  betrachtet,  während  die  ein- 
flussreiche Wirksamkeit  der  Geistlichen  in  jener  Richtung 
schon  dann  als  gefährlich  erscheint,  wenn  sie  auch  jenen 
besonderen  Character  nicht  an  sich  trägt,  wenn  sie  nicht 
in  plumpe  Angriffe  ausartet. 

Läge  also  ein  Vergehen  vor,  welches  auch  gegen  die 
sonstigen  allgemeinen  Strafgesetze  Verstösse,  so  sollte  eine 
Coneurrenz  nach  §.  703.  des  Strafgesetzbuches  ^)  ange- 
nommen werden. 

Der  erste  Paragraph  des  Gesetzes  (§.  686.  a)  bedroht 
Kirchendiener,  welche  in  öffentlichen  amtlichen  Vorträgen 
oder  durch  Ausgeben,  Verbreiten  oder  öffentliches  Vorlesen 
von  amtlichen  Schriften  die  Staatsrogierung,  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Einrichtungen  des  Staates,  einzelne  öffentliche 
Behörden ,  Anordnungen  oder  Verfügungen  derselben  in 
feindseliger  Weise  tadeln,  mit  Gefkngniss  nicht  unter  vier 
Wochen  *). 


Verurtheilten  ankommen  soll ,  ob  er  sich  dem  Urtheil  fflgen  will.  . . . 
3)  Durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  wird  die  kirchliche 
Ordnung  gefährdet.  Der  ordnungswidrige  Priester,  welcher  sicU  der 
nach  den  Kirchengesetzen  far  ihn  gesetzten  Gerichtsbarkeit  entziehen 
will,  wird  gleichsam  zum  Ungehorsame  eingeladen,  während  der  pfllcht- 
trcne,  den  Kirchengesetzen  gehorsame  Priester  von  dem  Schutze,  den 
man  ihm  anbietet,  keinen  Gebrauch  macht.  4)  Aus  allen  diesen  Grün- 
den widerspricht  (!er  $.  16.  des  vorliegenden  Gesetzes  sowohl  dem  In- 
halte der  Convention,  als  dem  in  der  allerh.  Prociamation  t.  7.  April 
d.  J.  und  in  dem  %  7.  dieses  Gesetzentwurfes  selbst  ausgesprochenen 
Grundsatze  der  Freiheit  und  Selbstständigkeit  der  Kirche.« 

^)  »Der  öd'entliche  Diener,  welcher  sein  Amt  zur  VerQbung  eines 
gemeinen  Verbrechens  (Tit.  IV.  §.  142.  Tit.  IX.  bis  XLVIII.  nnd 
L)  missbraucht,  wird  als  eines  Amtsverbrechens  schuldig,  insofern  er 
durch  das  Verbrechen  an  sich  eine  höhere  bürgerliche  Strafe  als 
Kreisgefängniss  von  drei  Monaten  verschuldet  hat,  za  gl  ei  eh  von 
der  Strafe  der  Dienstentlassung  getroffen.« 
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Weiter  sollen  Kirchendiener,  die  sich  anmassen,  Aratsver- 
richtungen  auszuüben,  die  nach  den  Staatsgesetzen  den  welt- 
lichen Behörden  zustehen,  von  Gefängniss  nicht  unter  acht 
Wochen  oder  Arbeitshaus  bis  zu  zwei  Jahren  betroflFen  wer- 
den *).  Der  §.  618.  des  Strafgesetzes,  welcher  es  als  öflFent- 
liche  Gewaltthätigkeit  bestraft,  wenn  Gewalt  oder  Drohung  ge- 
gen obrigkeitliche  Personen  angewendet  wird,  um  sie  zur  Vor- 
nahme oder  Unterlassung  von  Amtshandlungen  zu  nöthigen, 
soll  auch  auf  Geistliche  Anwendung  finden ,  wenn  sie  za 
den  gedachten  Zwecken  kirchliche  Strafen  androhen,  oder 
deren  Androhung  eröffnen,  solche  Strafen  aussprechen  oder 
.vollziehen;  und  ebenso  §.  671.  des  Strafgesetzbuches,  damit 
nicht  Privatpersonen  durch  kirchliche  Strafen  zu  wider- 
rechtlichem Handeln  genöthigt  werden. 

Dabei  soll  der  Umstand,  dass  der  niedere  Geistliche 
nur  die  Befehle  seines  Vorgesetzten  ausführt,  keiner  be- 
sondern Erwägung  gewürdigt,  sondern  nach  den  allgemeinen 
Principien  des  §.  152.  Abs.  2.  'j  des  Strafgesetzes  behandelt 
werden. 

')  Die  Denkschrift  des  Erzbisch,  unterwirft  aach  dies  Gesetz  einer 
durchweg  tadelnden  Kritik.  Zu  §.  686.  b  bemerkt  sie:  »Es  ist  schwer 
einzusehen,  wie  nach  diesen  Strafbestimmungen  ein  christlicher  Pre- 
diger, wenn  er  den  verschiedenen  Classen  und  Ständen  der  Menschen 
ihre  bpsonderen  Pflichten  vorhalten  und  einschärfen  will,  was  er  doch 
thun  soll,  dieses  thun  kann,  ohne  beständig  in  Gefahr  eines  Straf- 
prozesses zu  schweben. c  —  Die  Denkschrift  vergleicht  rügend  damit 
die  Freiheit  >der  Lehrkanzel  des  höhern  öffentlichen  Unterrichts.« 

')  Dazu  bemerkt  die  Denkschrift:  >Hier  handelt  es  sich  von  den 
Gränzen  der  weltlichen  und  geistlichen  Gewalt;  von  Fällen,  welche 
keine  Schwierigkeit  bereiten,  wenn  Staat  und  Kirche  bei  entstandenen 
Grenzstreitigkeiten  sich  gegenseitig  vereinbart  haben,  wie  durch  die 
Convention  v.  28.  Juni  v.  J.  geschehen  ist,  welche  aber  eine  Quelle 
von  Verlegenheiten  und  Zerwürfnissen  werden,  wenn  die  Staatsgewalt 
einseitig  vorgeht,  auch  Ober  kirchliche  Verhältnisse  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen giebt  und  nach  Belieben  bestimmt,  was  ausschliesslich  den 
Staatsbehörden  zngetheilt  werden  soll.  Dass  in  solchen  Fällen  die 
Staatsgewalt,  statt  sich  zu  vereinbaren,  straft  und  so  Partei  und  Richter 
zugleich  ist,  damit  wird  das  natürliche  Rechtsgefflhl  sich  niemals  ver- 
söhnen, c 

';  »In  der  nämlichen  Rücksicht  vermindert  sich  dagegen  die 
Strafbarkeit  des  einzelnen  Falles,  insbesondere  ....  2)  wenn  er  durch 
Noth  oder  durch  Ueberredung,  Täuschung,  Verführung,  Befehl  oder 
Drohung  zur  strafbaren  Handlung  verleitet  worden  ist.« 
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Die  angedrohten  Strafen  treflfen  auch  ausländische  Geist- 
liche, welche  die  bezeichneten  V^erbrechen  im  Inlande  be- 
gehen, ebenso  inländische,  die  sich  derselben  nach  ausge- 
sprochener Dienstentlassung  schuldig  machen.  Alle  anderen 
Personen  werden  als  Gehülfen  bestraft.  — .  Schliesslich  soll 
statt  eines  Theils  der  verwirkten  Freiheitsstrafe  eine  Geld- 
busse von  fünfzig  bis  fünfhundert  Gulden  erkannt  werden 
dürfen. 

Von  einem  Recursus  ab  abusu  ist  demnach  in  Baden 
nicht  mehr  die  Rede. 


Seit  dem  J.  1860.  hat  die  badische  Regierung  in  einer 
Reihe  von  Gesetzen  und  Verordnungen  den  Rahmen  des 
Staatsgesetzes  v.  9.  October  ausgeführt. 

Uober  die  Besetzung  der  Pfründen  und  die  Verwaltung 
des  kirchlichen  Vermögens  traf  sie  vertragsmässige  Abkom- 
men mit  der  Freiburger  Curie:  die  Schulfrage  regelte  sie 
durch  das  Gesetz  v.  8.  März  1868.,  führte  die  obligatorische 
Civilehe  ein  und  vindicirte  die  Armenpflege  dem  Staate  *). 

Bei  den  mannigfachen  Conflicten,  die  sich  in  dieser 
Periode  zwischen  der  Regierung  und  der  Freiburger  Curie 
ergaben,  haben  sich  die  Bestimmungen,  die  an  die  Stelle 
des  Placet  getreten  sind,  nicht  sehr  wirksam  erwiesen.  Das 
Ordinariat  hat  sich  häufig  genug  über  sie  hinweggesetzt, 
und  die  Regierung  hat  freilich  die  kirchlichen  Erlasse  für 
rechtlich  ungültig  erklärt,  aber  doch  dieselben  weder  aus 
der  Welt  schaffen  können,  noch  auch  den  Ungehorsam  der 
kirchlichen  Behörde  durch  Strafen  zu  brechen  vermocht. 
Leges  imperfectae  werden  immer  mehr  oder  weniger  wir- 
kungslos bleiben. 

Auch  das  Gesetz  über  den  Missbrauch  der  geistlichen 
Amtsgewalt  hat  nicht  die  Dienste  geleistet,  welche  von  ihm 
vorausgesetzt  wurden.  Freilich  kann  dafür  nicht  der  Ge- 
setzgeber verantwortlich  gemacht  werden.  Ein  je  besserer 
Jurist  dieser  war,  um  so  weniger  konnte  er  die  Interpre- 
tation,  welche    das  M  ann  hei  m  er  0  berh  o  f  g  er  icht 


^)  Ich  verweise  für  alle  diese  Punkte  auf  meine  cit.  Schrift  Der 
Staat  u.  d.  kath.  Kirche  im  Grossh.  Baden. 
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dem  Gesetze  angedeihen  lassen  würde,  ahnen,  die  das  Ge- 
setz gerade  für  die  Fälle  vollständig  wirkungslos  machte, 
welche  zu  seiner  Erlassung  die  alleinige  Veranlassung  ge- 
geben hatten  '). 

o. 
HeBsen-Darmatadt. 

Die  Hessen- Darmstädtische  Regierung  hatte  es  ihrer 
Zeit  abgelehnt,  sich  an  den  Concordatsverhandlungen  in 
Rom  zu  betheiligen,  bis  über  die  Erfolge  der  ersten  W ü r t- 
tem bergischen  Negotiation  Berichte  vorlägen.  Später 
fand  sie  es  für  zweckgemässer ,  mit  dem  Bischöfe  von 
Mainz  am  23.  August  1854.  ein  Abkommen  zu  treffen, 
welches,  obgleich  in  keiner  Weise  publicirt,  als  provisorische 
Norm  gelten  sollte  *). 

Die  bischöfliche  Disciplinargerichtsbarkeit  über  die 
Cleriker  wird  darin  dem  geistlichen  Diöcesangericht  zuge- 
sprochen, die  Befugniss  des  Bischofs ,  kirchliche  Censuren 
gegen  Laien  auszusprechen,  jedoch  ohne  Verhängung  bürger- 
licher Folgen  anzuordnen,  anerkannt'),  und  in  Bezug  auf 
das  Placet  verordnet:  Kirchliche  Anordnungen,  ivelche  nicht 
in  staatliche  oder  bürgerliche  Verhältnisse  eingreifen,  son- 
dem  sich  auf  rein  kirchliche  Gegenstände  beziehen,  bedürfen 
keines  Placet.  Wo  indessen  solche  Anordnungen  für  die 
Staatsregierung  von  Wichtigkeit  oder  besonderem  Interesse 
sind,  hat  diese  das  Vertrauert,  dass  der  Bischof  ihr  solche 
zur  Kenntnissnahnie  mittheilen  werde,  welchem  Vertrauen 
der  Bischof  bereitwillig  entsprechen  wird.  Bei  allen  poli- 
tische oder  bürgerliche  Verhältnisse  berüJirenden  Anordnungen 
wird  der  Bischof  vorher  mit  der  Grossherzoglichen  Staats- 
regierung  jedesmal  besondere  Verhatidlungen  pflegen  und 
nicht  anders  als  im  gemeinschaftlichen  Einverständnisse  mit 
ihr  vor  schreiten.    Auch  wird  der  Bischof  nicht  verabsäumen. 


')  Vgl.  meine  angefahrte  Schrift  S.  214.  ff  und  die  dort  8.  226. 
Citirten. 

')  Mehrfach  gedruckt;  auch  bei  Walter,  Fontes  859. 

')  Der  Minister-Präsident  v.  Dalwigk  erläuterte  diesen  Artikel 
dahin:  »Diess  hat  bisher  schon  bestanden.c  Vgl.  dazu  die  obige  Dar- 
stellung S.  879.  ff. 
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in  seinem  Urlasse  jenes  stattgehabten  Einverständnisses  stets 
ausdrücklich  eu  erwähnen. 

Das  Mass  der  hier  Seitens  des  Staates  gemachten  Con- 
cessionen  befriedigte  indessen  in  Rom  nicht. 

Die  Änimadversiones  ad  quaestione  propositam  a  Bev. 
Episcopo  Moguniino  Litteris  datum  die  21.  Martii  1855.  *) 
erklären,  dass  der  heilige  Vater  nicht  zulassen  könne,  dass 
die  kirchlichen  Strafen  der  bürgerlichen  Folgen  entkleidet 
sein  sollen,  und  ebenso  wenig  in  Bezug  auf  die  Placetirung 
einen  Unterschied  zwischen  rein  kirchlichen  und  Sachen 
gemischter  Natur.  Vielmehr  müsse  es  heissen :  Ordinationes 
S.  Sedis  Apostolicae  et  auctoritatis  episcopalis  quae  res 
ecclesiasticas  respiciunt^  ntülo  placeto  indigent  *). 

Und  das  Ministerium  Dalwigk  nahm  diese,  wie  die 
übrigen  den  gleichen  Qeist  athmenden  Ausstellungen  des 
römischen  Hofes  als  Verbesserungsvorschläge,  mit  jener  Ge- 
duld und  Hingebung  an,  welche  die  Darmstädtische  Regie- 
rung wenigstens  den  ultramontanen  Bestrebungen  gegenüber 
stets  so  reichlich  bewährt  hat '). 

Dageji^en 'wurde  im  Jahre  1862./63.  der  Ständeversamm- 
lung ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  eine  definitive 
Regelung  der  staatskirchlichen  Verhältnisse  gewähren  sollte  ^). 

Ueber  die  bischöfliche  Disciplinargewalt  handelte  Art. 
10.,  welcher  nach  Badischem  Muster  verordnete,  dass  Fer- 
fügungen  und  Erkenntnisse  der  Kirchengewalt  gegen  die 
Freiheit  oder  das  Vermögen  einer  Person  wider  deren  Willen 
nur  von  der  Staatsgewalt  und  nur  unter  der  Voraussetzung 
vollzogen  werden  können,  dass  sie  von  der  euständigen  Staats- 
hehörde  für  volhiehbar  erachtet  worden  seien. 

Der  zweiten  Kammer  genügte  indessen  die  Vorlage 
keineswegcö.  Nach  ihren  Beschlüssen  wurde  der  Artikel 
dahin  formulirt: 

Untersuchungen  und  Strafen  der  Kirchengewalt  dürfen 


*)  Abgedruckt  in  der  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  8.,  846.  ff. 

')  Auch  zu  dem  Passus  Aber  die  bischöfliche  Disciplinargeiralt 
machen  die  Änimadversiones  einen  jeaoch  nur  formellen  Ein- 
wand. 

')  Vgl.  meine  Mittheilungen  in  der  Ztschr.  f.  KR.  a.  a.  0. 

*)  Arch.  f.  kath.  KB.  N.  F.  11.,  157.  ff. 
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nie  mit  irgend  einer  Art  von  Freiheitsentziehung,  Verwei- 
sung an  Besserungsorte ,  körperlicher  Züchtigung  und  nie- 
mals mit  Ehretikränkung  verbunden  sein.  Geldstrafen  und 
Untersuchungen  mit  irgendwelchen  Zwangsmitteln  gegen  Laien 
sind  unstatthaft,  —  Geldstrafen  gegen  Diener  der  Kirchen- 
und  Eeligion^gemeimcJiaften ,  welche  den  Betrag  von  30. 
Gruldeti  nicht  übersteigen  dürfen,  können  wider  deren  Willen 
nur  von  der  Staatsgewalt  und  nur  unter  der  Voraussetzung 
vollzogen  werden,  dass  sie  von  der  eustämligen  Staatsbehörde 
für  vollziehbar  erklärt  worden  sind. 

Die  Bestimmungen  der  Kirchendisciplin  in  BücksiM 
der  Cleriker  finden  auf  die  Lehrer  einer  theologischen  Fa- 
ctdtät  als  solche  keine  Änicendung.  —  Verurtheilung  wegen 
eines  Verbrechens,  desseti  Bestrafung  bei  einem  öffentlichen 
Diener  mit  Dienstentsetzung  verbunden  ist,  hat  bei  einem 
Geistlidien  auf  geschehene  Mittheilung  des  ürtheils  an  die 
betreffeyide  kirchliche  Behörde  die  Enthebung  des  Verur- 
theilten  von  seinen  Dienstfunctionen  unmittelbar  zur  Folge. 
Gegen  alle  kirchlichen  Strafverfügungen  ist  das  im  Art,  12, 
der  Verf.'Urk.  gewährte  Recht  der  Beschwerde  bei  der  Re- 
gierung anwendbar. 

Die  erste  Kammer  acceptirte  den  Artikel  in  der  Fas- 
sung der  Regierung. 

In  Bezug  auf  das  Placet  verordnete  der  Art.  9.,  dass 
alle  kirchliche  Verordnungen  gleichzeitig  mit  der  Publication 
der  Staatsregierung  zur  Kenntn issnahme  mitgetheilt  werden 
müssen,  diejenigen  indessen,  welche  in  bürgerliche  oder 
staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreifen,  auch  noch  der 
staatlichen  Genehmigung  zu  ihrer  Geltung  bedürfen. 

Auch  ein  besonderes  Gesetz  über  den  Amtsmissbrauch 
der  Geistlichen  verlangte  die  zweite  Kammer. 

Da  eine  Einigung  der  gesetzgeberischen  Factoren  so- 
mit nicht  zu  Stande  gekommen  war,  so  begnügte  sich  die 
grossherzogliche  Regierung  am  0.  October  lb66.,  die  Con- 
vention mit  dem  Bischöfe  von  Mainz  aufzuheben  und  ofiiciös 
zu  erklären ,  dass  bis  zum  Zustandekommen  eines  eigenen 
Gesetzes  nach  den  Grundsätzen  verfahren  werden  solle, 
auf  welchen  der' den  Ständen  i.  J.  1862.  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf beruhe ,    insoweit  dieselben  durch  übereinstimmende 
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Beschlüsse  der  beiden  Ständekammem  Anerkennung  gefunden 
hohen. 

So  wurde  für  die  Regierungspraxis  eine  mehr  als  un- 
sichere und  schwankende  Basis  geschaffen,  während  ver- 
fassungsmässig alle  früheren  die  Kirche  beschränkenden 
Gesetze;  und  so  auch  der  Recursus  ab  abusu  fortbestehen. 

d. 

Nassaxu 

Auch  der  Bischof  von  Limburg  versuchte  factisch, 
sich  in  den  Besitz  der  von  ihm  beanspruchten ,  von  der 
Nassauischen  Staatsregierung  nicht  gewährten  Rechte  zu 
setzen  *). 

Er  ernannte  eigenmächtig  ohne  Genehmigung  der  Re- 
gierung Pfarrer,  die  dann  Seitens  des  Staates  nur  als  Pfarr- 
verwalter angesehen  und  demgemäss  salarirt  wurden,  er 
excommunicirte  untergeordnete  landesherrliche  Behörden, 
welche  nur  die  Befehle  ihrer  Vorgesetzten  ausführten  ,  und 
wurde  schliesslich  in  eine  Untersuchung  verwickelt,  die  ihn 
sehr  gegen  den  Wunsch  der  Staatsregierung  auf  die  An- 
klagebank fährte. 

In  Folge  dessen  beschloss  das  Ministerium,  welches 
auch  durch  den  Einfluss  des  Nuntius  in  Wien,  Vial  e  Prelk, 
auf  seinen  Bischof  einzuwirken  versucht  hatte,  mit  Rom  in 
Unterhandlung  zu  treten,  zumal  der  Cardinal  Staatssecretär 
Antonelli  dem  österreichischen  Gesandten  dies  als  ein- 
ziges Mittel  zur  Beilegung  des  Conflictes  hingestellt  hatte, 
zu  dessen  Ergreifung  er  jedoch  nicht  den  Anstoss  geben 
könne. 

Die  Nassauische  Regierung,  welche  sich  nach  Wien  hin 
gern  bereit  erklärte,  die  Untersuchung  gegen  den  Bischof 
niederzuschlagen,  falls  sie  nur  sicher  sei,  dass  derselbe  das 
annehmen  würde  '),  betraute  daher  den  Niederländischen 
Gesandten  Grafen  von  Liedekerke  Beaufort  mit 


^  Vgl.  den  Schriftwechsel  swischen  Bischof  und  Ministerium  in 
Anlage  XVn. 

')  Schreiben  des  Ministers  Prinzen  Sayn-Wittgenstein  ▼. 
21.  Februar  1854.  an  den  Nassauischen  Gesandten  in  Wien  Frhn.  t. 
Zedlitz. 
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Führung  der  Unterhandlungen  in  Rom  und  beauftragte  ihn, 
vorerst  ein  Provisorium  zu  vereinbaren. 

Die  Denkschrift,  welche  der  Gesandte  der  Curie  tiber- 
gab *),  wollte  die  Verhandlung  auf  die  wesentlich  streitigen 
Punkte,  die  Besetzung  der  Kirchenämter,  die  theologische 
Bildung  des  Clerus  und  die  religiöse  Erziehung  des  Volkes 
beschränkt  wissen,  und  fügte  in  Bezug  auf  die  bischöfliche 
Disciplinargewalt  allein  den  Passus  hinzu,  dass  die  Befug- 
niss,  Censurcn  gegen  Laien  ohne  bürgerliche  Folgen  zu  ver- 
hängen, anerkannt  werden  solle. 

Der  Cardinal  Staatssecretär  erklärte  aber  in  der  Note 
V.  12.  September  1854.*),  dass  die  Verhandlungen  sich  auf 
alle  von  den  Bischöfen  geltend  gemachten  Forderungen  er- 
strecken müssten,  die  er  zu  denen  der  römischen  Curie 
machte. 

Gleichzeitig  setzte  er  die  Principien  über  das  Verhält- 
niss  von  Staat  und  Kirche  auseinander,  welche  der  römische 
Stuhl  allein  anerkennen  könne,  erinnerte  an  die  revolutionäre 
Bewegung  des  Jahres  1848.  und  kam  schliesslich  zu  der 
Deduction,  dass  allein  die  Kirche  dieser  entgegentreten 
könne,  dass  sie  zu  dem  Zwecke  ihre  volle  Autorität  und 
namentlich  Unabhängigkeit  vom  Staate  nöthig  habe,  dass 
die  Bischöfe  in  Würzburg  allein  deswegen  ihre  Forderungen 
aufgestellt  hätten,  die  also  von  der  Staatsgewalt  weit  eher 
zu  begünstigen  als  zu  hintertreiben  wären. 

Die  nach  Erlass  der  Circumscriptionsbullen  verkündeten 
landesherrlichen  Verordnungen  in  der  oberrheinischen  Kir- 
chenprovinz seien  Consequenzen  des  Artikel  III.  des  Edictes, 
welcher  das  angebliche  Oberaufdiclitsrecht  des  Staates  über 
die  Kirche  feststelle.  Die  Kirche  kann  indessen  dieses 
Princip  niemals  anerkennen,  da  sie  nach  der  Einsetzung 
ihres  göttlidiefi  Ricfders  von  jeder  weltlichen  Getvalt  unab- 
hängig ist,  und  nur  dieser  die  Pflicht  obliegt,  sie  zu  be- 
schützen. — 

Im  Laufe  der  weiteren  Verhandlungen  wurden  der  Re- 
gierung die  oben  erwähnten  Grundlagen  zu  einer  Convention 


0  Beilage  XVIII. 
•)  Beilage  V. 
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tiberreicht ,  aber  man  gelangte  in  Wiesbaden  zu  dem 
Entschlüsse,  weder  dieses  noch  das  von  dem  Bischof  von 
Limburg  proponirte ,  fast  wörtlich  mit  dem  Württem- 
bergischen übereinstimmende  Concordat  zu  schliessen. 
Vielmehr  erliess  das  Ministerium  provisorisch  die  Verfügung 
V.  25.  Mai  1861.  *),  welche  es  vorher  dem  Bischof  unter- 
breitete und  welche  die  nachträgliche  Genehmigung  der 
Stände  erhielt. 

In  Bezug  auf  das  Placet  wurde  nichts  an  dem  früheren 
Kecht  geändert;  die  Disciplinargerichtsbarkeit  indessen  für 
ausschliessliche  Sache  des  Bischofs  erklärt. 

Sollte  es  vorkommen,  hiess  es  dann  aber  weiter,  dass 
sich  ein  Geistlicher  seinen  Anordnungen  wege^i  etwa  vor- 
kommender  Contraventionen  nicht  freiwillig  untenverfen  will 
und  der  Bischof  dadurch  in  dem  Fall  sein,  eur  Vollstreckung 
seines  Erkenntnisses  die  Hülfe  der  weltlichen  Macht  in  An- 
spruch nehmen,  so  hat  er  die  Requisition  an  die  Landes- 
regierung zu  richten,  und  gleichzeitig  damit  die  Acten  zur 
Einsicht  und  Prüfung  des  ganzen  Sachverhaltes  vorzulegen. 
Wegen  aller  gemeinen  Vergehen  stehen  die  Geistlichen  unter 
den  ordentlichen  Gerichten, 

Der  Recursus  ab  abusu  der  früheren  Gesetze  wurde 
also  nicht  ausdrücklich  aufgehoben.  — 

Gegenwärtig  haben  die  Bestimmungen  der  Preussi- 
schen  Verfassungs-Urkunde  Platz  gegriflfen. 


')  Unter  Anderen  bei  Walter,  Fontes  S.  440.  ff. 
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Die  ausserdeutschen  Staaten. 


I. 
Frankreich. 

Von  allen  europäischen  Ländern  ist  Frankreich  ^) 
zuerst  zu  einem  consolidirten  Staatswesen  gelangt,  und  an 
dieses  cristallisirte  sich  ein  festes  Nationalbewusstsein,  dessen 
krankhaften  Auswüchse  erst  jüngst  beschnitten  werden 
mussten. 

Die  staatliche  und  die  nationale  Idee  stemmten  sich 
aber  in  gleicher  Weise  den  kirchlichen  Ansprüchen  ent- 
gegen, und  stützten  den  französischen  König  in  seinem  un- 
vermeidlichen Kampfe  mit  Rom. 

Während  die  deutschen  Fürsten  gierig  jeder  Gelegen- 
heit nachjagten,  den  Kaiser  zu  schädigen,  und  die  Bundes- 
genossenschaft der  Kirche  nicht  verschmähten,  um  die  Ziele 
des  Partikularismus  der  centralen  kaiserlichen  Gewalt  gegen- 
über zu  verwirklichen,  während  jeder  Lockruf  des  Papstes 
bei  den  deutschen  Stämmen  willige  Ohren  fand:  stand  der 
französische  Adel  treu  zur  Krone  '),  bäumte  sich  das  nationale 
Bewusstsein    des  ganzen  französischen  Volkes  auf)  gegen 


^)  Eine  brauchbare  chronologische  üebersicht  der  kirchlichen  Prä- 
tentionen in  Frankreich  und  der  Mittel,  durch  welche  dieselben  zarQck- 
gewiesen  worden  sind,  in  Traft 6  des  bornes  de  la  paissance 
eccl^siastique  (Amsterdam  1734.)  S.  128.  ff. 

*)  Vgl.  das  Schreiben  der  französischen  Barone  an  Bonifacius 
YIII.  bei  Bulaeus,  Hist.  üniversit.  Paris.  4.,  22.  Den  Revers  Her- 
zogs Otto  V.  Burgund  und  Terschiedener  Lehnsleute,  worin  sie  i.  J. 
1203.  dem  Könige  rathen,  nicht  auf  Befehl  des  Papstes  mit  den  Eng- 
ländern Frieden  zu  schliessen,  und  ihren  Beistand  verheissen,  Dupai, 
Preu?es  des  libert^s  de  TEgl.  gallicane  (Paris  1651.)  eh.  7.  no.  2. 

')  Vgl.  la  supplication  du  pueable  de  france  aa  Roy 
contre  le  Pape  Boniface  le  Vül.  bei  Du  Pny,  hist.  du  dif- 

£.  Frlttdberif,  D.  Missbr.  d.  geiatl.  Amtigewalt.  31 
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die  Vergewaltigung,  welche  von  Rom  aus  auch  gegen  die 
Rechte  des  französischen  Künigthums  versucht  wurde. 

Die  deutschen  Fürsten  haben  Heinrich  IV.  zu  dem 
Büssergange  nach  Canossa  getrieben :  die  französischen 
Barone  standen  einmüthig  zu  Piiilipp  dem  Schönen 
gegen  den  Papst. 

Und  auch  der  französische  Clerus  Hess  sich  die  na- 
tionalen Qefiihle  nicht  durch  römische  Sympathien  ver- 
kümmern ^).  Im  Gegen theil:  er  suchte  seinen  Stützpunkt 
den  römischen  Absorptionstendenzen  gegenüber  in  einem 
starken  Königthum  ');  er  verfocht  mit  den  Waffen  der 
Wissenschaft  die  Rechte  des  Staates  zu  einer  Zeit,  wo  die 
curialistische  Theorie  ihre  Haupttrümpfe  ausspielte  '). 

Auch  die  Männer,  welche  in  Deutschland  später  dem 
gefährdeten  Staate  zu  Hülfe  eilten,  haben  mit  der  franzo* 
sischen  Staatsluft  die  Grundsätze  des  Gallikanismus  ein- 
gesogen. Marsilius  v.  Padua,  welcher  die  Fahne  Lud- 
wigs des  Baiern  hochhielt,  hat  an  französischen  Uni- 
versitäten studirt;  und  den  Defensor  pucis  hat  er  fertig  von 
Paris  mit  nach  Deutschland  gebracht^). 

Die  Aeusserungen,  zu  welchen  das  französische  Staats- 

ereod  eDtre  le  Pape  Booiface  VIII.  et  Philippes  le  bei  (Paris  1665.; 
2U. :  »A  Yous,  tres- noble  Prince,  nostre  Sire  par  la  grace  de  Diea 
Boy  de  France,  supplie  et  reqniert  le  pueable  de  vostre  Royaame, 
ponrceqa'il  11  appartient,  que  ce  soit  fait,  que  yous  gardiez  la  souve- 
raine  franchise  de  Tostre  Royaame,  qui  est  teile,  que  toqs  ne  recog- 
nessiez  de  Tostre  Temporel  Sou verain  en  terre  hors  que  Dieu. .  .< 

')  Das  Schreiben  des  französischen  Clerus  an  Bonifaz  VIIL 
ebendas.  66.  Vgl.  auch  Contin.  Guilm.  de  Nangiaco  ad  a. 
1301.  Im  J.  1591.  erklärte  der  französische  Clerus  die  gegen  Hein- 
rich IV.  gerichtete  Bullen  Gregors  XIV.  fQr  »injustes,  su^ger^es,  par 
las  artifices  des  ötrangers,  ennemis  de  la  France,  et  qu'elles  ne  neos 
peuTent  lier,  n'y  obliger,  n'y  d'autres  Fran^ois  Catholiques,  esUns  en 
Pob^issance  du  Roy«  in  Traitez  des  droits  et  Ilbertez  de 
r6gl.  gall.  (1731.)  1.,  90. 

')  Vgl.  B  a  s  i  n ,  Bist,  des  regnes  de  Charles  VH.  et  de  Louis  XI. 
publ.  par  J.  Quicherat  (Paris  1855.)  1.,  317.  ff. 

'}  Vgl.  aber  die  hier  in  Rede  kommenden  Schriften  meine  Ab- 
handlung in  d.  Z  t  s  c  h  r.  f.  K  R.  8 ,  69.  ff.  —  Die  französischen  Le- 
gisten  der  sp&teren  Zeit  characterisirt  gut  Laurent,  L'Egliseet 
l'Eut  310.  ff. 

^)  vgl.  meine  cit.  Abhandlung. 
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bewusstsein  Rom  gegenüber  führte,  waren  bezeichnend  und 
mannigfach. 

Während  die  deutschen  Länder  von  päpstlichen  Legaten 
ausgesogen,  die  Rechte  der  deutschen  Bischöfe  durch  die 
Legaten  brach  gelegt  wurden,  die  römischen  Abgesandten 
offen  die  Revolution  gegen  den  Kaiser  im  Lande  schürten : 
durfte  kein  päpstlicher  Abgesandter  das  französische  Gebiet 
betreten  ohne  königliche  Erlaubniss.  Einen  schriftlichen 
Revers  hatte  er  auszustellen,  dass  er  die  Rechte  des  Königs 
achten  wollte,  dass  er  sein  päpstliches  Amt  auf  königlichen 
Befehl  widerspruchslos  niederlegen  würde  *). 

War  somit  eine  persönliche  Einwirkung  des  Papstes 
auf  die  französische  Kirche  und  den  französischen  Staat 
kaum  möglich,  zumal  auch  die  französische  Geistlichkeit 
ohne  königliche  Erlaubniss  —  wenigstens  in  späterer  Zeit 
das  Land  nicht  verlassen  durfte  '),  so  wurden  auch  in  der- 
selben Weise  die  schriftlichen  Erlasse  des  Papstes  einem 
staatlichen  Placet  unterworfen  ').  Zuerst,  wie  es  scheint|  ohne 
allgemeine  gesetzliche  Basis  durch  die  grossen  juristischen 
Körperschaften  des  Reichs,  die  Parlamente,  dann  aber  auch 


')  Vgl.  die  ürkk.  Ludwigs  XL  t.  J.  1476.  und  1480.  bei  Da- 
pai  a.  a.  0.  c.  28.  no.  4.  5.  no.  6.:  ..  »Quibos  auditis  reT.  Cardi- 
nalis  Legatus  protulit  palam  haec  verba,  vel  in  effectu  similia:  Nos 
non  yenimuB  ad  derogandum  privilegiis  et  libertatibus  ipsius  Regia  aat 
Regni  vel  Dominii  sui  ....  dabimosque  litteras  nostras  patentes  pro 
coD8er?andis  juribas  privilegiis  et  praeeminentiis  ipsius  Christianissimi 
principis.«  Die  VersprechuDgen  anderer  Legaten  ebendas.  t.  J. 
1456.  (no.  3.)  u.  s.  w. 

')  Zuerst  kamen  nur  vereinzelte  Verbote  an  den  Glems  Tor,  das 
Land  zu  Terlasseo,  so  von  Philipp  d.  Schönen  i.  J.  1302.  and  1303. 
bei  Dupui  a.  a.  0.  c.  19.  no.  6.  6.  7.  y.  Karl  L  J.  1487.,  wodurch 
allen  französisch'u  Untertbanen  untersagt  wurde,  das  Tom  Papste  nach 
Ferrara  angesagte  Coocil  zu  besuchen.  Später  formulirte  Pithoa 
den  darauf  abzieleoden  Satz  XÜL  der  Libert^s  de  l'^glise  gallicane. 
Dass  derselbe  beobachtet  wurde,  zeigt  der  Brief  der  Königin  Regentin 
an  den  B.  v.  Lyon  y.  J.  1613.  bei  Dupui  a.  a.  0.  c.  19.  no.  9. 

')  Schon  Herzog  Odo  von  Burg  and  rieth  Philipp  dem 
Schönen:  »Coosulimus  etiam  yobis,  quod  nullo  modo  patiamini, 
quod  aliquis  in  regno  yestro  aliquid  novum  instituat,  quod  temporibus 
praedecessorum  vestrorum  institutum  non  fuerit,  yel  ordinatum  tcI 
usitatumc,  bei  Marca,  de  concordia  imperii  et  sacerdotii  lib.  2.  c  IT. 
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in  Folge  theils  specieller,  theils  allgemeiner  königlicher  Ver- 
ordnungen. Hat  doch  selbst  ein  so  bigotter  Monarch  wie 
Ludwig  XI.  i.  J.  1475.  bestimmt  ^),  dass  alle  römischen 
Bullen  und  Breven  ihm  vorzuzeigen  seien.  Den  Sire  de 
Gaucourt  ernannte  er  zum  Commissar  in  Amiens  mit 
dem  Auftrage,  alle  Durchreisenden  nach  päpstlichen  Briefen 
auszuforschen,  diese  anzuhalten,  zu  prüfen,  ob  sie  seien 
aucunement  prejudiciahles  ä  nous  et  ä  ladite  Eglise  GaUi^ 
cane^  die  Träger  zu  verhaften.  Als  prejudiciahles  galten 
aber  in  Frankreich  Bullen,  die  man  anderwärts  derzeit  an- 
standslos passiren  Hess. 

Denn  dem  Papste  wurde  dem  französischen  Staate 
gegenüber  gar  kein  Recht  zugestanden ').  Er  sollte  den 
König  weder  absetzen  '),  noch  die  Unterthanen  des  Gehor- 
sames entbinden  dürfen,  nichts  befehlen,  was  irgendwie  die 
Souveränetätsrechte  des  Fürsten  schmälere,  oder  in  das 
weltliche  Gebiet  eingreife  *). 

So  Hess  das  Pariser  Parlament  die  Bulle  Ausctdta 
fiU  öffentlich  verbrennen  ^),  und  ebenso  i.  J.  1408.  die  von 
Benedict  ausgegangenen  Verfügungen.  Quod  laceretur 
et  frangatur,  dicta  litera,  so  verlangte*)  die  Pariser  Uni- 

—  Vgl.  einzelne  Verbote  durch  Carl  VI.  i.  J.  1406.  Ordonn.  da 
Loavre  9.,  109.;  i.  J.  1407.  ebenda«.  9.,  191.  1486.  bei  Dupui 
a.  a.  0.  c.  88.  no.  28.  —  Parlament  y.  Dijon  i.  J.  1475.  bei  Fe?ret, 
Trait6  de  Pabus  (Paris  1654.)  8.  12.  —  Van  Espen,  de  Placeto 
regio  71. 

^)  bei  Dupui  a.  a  0.  1.,  216. 

')  Vgl.  die  auf  den  Streit  Philipps  des  Schönen  mit  Bonifaz 
VIII.  bezQgllchen  ActenstQcke,  welche  angeführt  wurden  tou  Dupui 
a.  a.  0.  c.  7. 

")  Vgl  Discours  de  Charles  Faye  in  Traitez  etc.  a.  a. 
0.  1.,  101.  ff. 

^)  Vgl.  Dupui  a.  a.  0.  c.  4.  —  Uebrigens  hatten  die  französischen 
Könige  das  Privileg :  »Papa  concessit  Regi,  quod  nullam  sententiam 
ezcommunicationis  latam  ab  homine  Tel  a  canone  timeat  Tel  incurrat 
in  persona  8ua.c 

')  Montlosier  de  l'origine  de  la  nature  et  des  progrös  de  la 
puissance  eccl^.  en  France  (Paris  1829.)  88.  P  e  t  r  u  s  J  a  c  o  b  i  (c. 
a.  1811.)  bei  FoTret  a.  a.  0.  68.  Vgl.  Pasquier,  Recherches  de 
la  France  (Paris  1665.)  207. 

•j  Dupui  a.  a.  0.  c.  4.  no.  VTII. 
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versität,  ad  modum  huTlae  covfecta,  tanqaam  injuriosa,  sedi- 
tiosa,  fraudulenta,  ac  regiae  Majestatis  offensiva  . . .  capiantur 
et  detineantur  onifies  suggestores,  f antares ,  receptores,  pro 
puniendo,  corrigendo  ...  a  Rege  praecipiatur  Universitati 
filiae  suae,  ut  veritatem  praedicet  in  isto  facto  per  totum 
JRegnum. 

Nicht  einmal  gegen  fremde  Souveräne  gerichtete  Bullen 
liess  man  in  Frankreich  verkünden  ^). 

Als  Paul  IL  i.  J.  1468.  Georg  Podiebrad  ex- 
communicirt  und  die  Publication  des  Urtheils  auch  in 
Frankreich  befohlen  hatte,  erklärten  die  vom  Könige  be- 
fragten: c'est  grande  entreprise  au  Pape  de  se  attrihuer 
pui^safice  de  priver  Roys  de  leur  dignife  royale  en  deux 
cas,  Vun  sHls  adherewt  aux  Heretiques,  Vaidre  sHls  conspi* 
rent  contre  Vauthorite  du  Pape:  car  la  mattere  se  pourroit 
estendre  en  trop  de  branches . . .  *) 

Die  königlichen  Beamten  nahmen  an  den  Vorrechten 
des  Souveräns  Theil.  Auch  sie  sollten  nicht  mit  Excom- 
municatlonen  belastet  werden  für  Handlungen,  die  sie  in 
Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommen  hatten  '). 

Bezüglich  der  rein  kirchlichen  Verhältnisse  sollte  die 
Oewalt  des  Papstes  keine  unbegränzte  sein,  sondern  sich  an 
die  in  Frankreich  recipirten  Canones  halten. 

')  Als  Oregor  IX.  Ludwig  den  Heiligen  Ton  der  Ab- 
setzung Kaiser  Friedrichs  11.  unterrichtete,  antwortete  dieser  nach 
Matthaeus  Paris:  »Quo  spiritu  yel  ausu  temerario  Papa  tan  tum 
principem  ....  non  convictum  vel  confessum  de  objectis  sibi  criminibus 
exheredayit  et  ab  apice  imperiali  praecipitavit?  Qui  si  meritis  suis 
exigentibus  deponendus  esset,  non  nisi  per  generale  Gonsilium  cassan- 
du8  judicaretur. . . .«    (D  u  p  n  i  a  a.  0.  c.  4.  no.  4.) 

')  eben  das.  c.  4.  no.  12.  * 

')  Vgl.  Ordonn.  Carls  IV.  v.  J.  1370.  in  Ordonn.  da  Louvre 
6.,  295.  Dupui  a.  a.  0.  c.  5.  c.  6.  no.  12.  In  der  Norman  die 
durften  unter  englischer  Herrschaft  auch  die  Barone  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung des  Königs  oder  Seneschalls  excommunicirt  werden.  Vgl. 
Les  pri  n  cipaux  Barons  deNormandie  attestent,  qaels 
etoient  les  droits,  qui  avoient  eu  dans  cette  proTince 
les  rois  d'Angleterre  Henri  II.  et  Richard  bei  Brüssel, 
Kouvel  Examen  de  PUsage  g^n^ral  des  fiefs  en  France  (Paris  1727.) 
2.,  XXIV.  Tgl.  Capefigue,  Hist.  de  Philippe  Auguste  (Paris  1829.) 
2.,  852. 
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Demnach  sollte  er  zuvörderst  keine  Steuer  von  dem 
Clerus  erheben  dürfen,  ohne  dessen  und  des  Königs  Ge- 
nehmigung '). 

Selbst  König  Ludwig,  den  die  Kirche  mit  dem  Beinamen 
des  heiligen  schmückte,  verbot  i.  J.  1247.,  einem  Steuer- 
ausschreiben Innocenz  IV.  Folge  zu  leisten  '),  und  Karl 
derSchöne  gestattete  zwar  i.  J.  1 326.  dem  Papste,  den  fran- 
zösischen Clerus  mit  einer  Auflage  zu  belasten,  aber  unter  der 
Bedingung,  dass  auch  für  ihn  ein  Theil  der  Beute  abfalle  '). 

Weiter  sollte  der  Papst  gar  keine  Jurisdiction  weder 
in  civilen  noch  criminellen  Sachen  in  Frankreich  aus- 
üben ^)  und  vor  allen  Dingen  —  um  die  kleineren  der 
römischen  Curie  immerhin  empfindlichen  Beschränkungen 
ihrer  Machtvollkommenheit  zu  übergehen  —  sollte  er  nicht 
das  Land  durch  jenen  schamlosen  Pfründenwucher  aus- 
saugen dürfen  ^),  welcher  alle  anderen  Länder  der  Christen- 
heit so  kläglich  plünderte. 

Im  Innern  des  Landes  nahm  der  König  der  Kirche 
gegenüber    wichtige   Rechte   in   Anspruch.     Die   Lehnsab- 


*)  Zahlreiche  Belege  bei  Durand  de  M a i  1  ] a n e  a.  a.  0.  1., 
197.  ff.  Gapel,  Mem.  dressez  pour  le  roy  tres-chretien  in  Traitez 
des  droits  et  libertez  de  T^gl.  Oallic.  (1781.)  1.,  14.  ff. 
Vgl.  auch  die  pragmatische  Sanction  Ludwigs  IX.  %.  6. :  »Item  ex- 
actioncs  et  onera  gravissima  pecuniarum  per  Curiam  Romanam  Eccle- 
siae  Regni  nostri  impositas  vel  imposita,  quibas  Regnum  noBtrum 
miserabiliter  depauperatum  extitit,  sive  etiam  imponendas  vel  impo- 
nenda,  le?ari  aut  colligi  nullatenus  volumus,  nisi  duntaxat  pro  ratio- 
nabili,  pia  et  urgentissima  causa,  Tel  inevitabili  necessitate,  ac  de  spon- 
tanea  et  expresso  consensa  nostro  et  ipsius  Ecdesiae  regni  nostri. c 
Die  Aechtheit  der  pragmatischen  Sanction  hat  Soldan  in  Ztschr. 
f.  bist.  T  h e 0 1.  26.,  377.  gegen  Thomassy,  De  la  Pragmatique 
Sanction  attribu^  k  S.  Louis  (Paris  et  Montpellier  1844.),  von  dem 
R  ö  8  e  n  die  pragmat.  Sanct.  (Münster  1858.)  meistentheils  abgeschrieben 
hat,  genügend  dargetban. 

')  Matthaeus  Paris  ad  h.  a. 

')  Ghron.  de  S.  Denys.  vie  de  Charles  le  Bei  eh.  28. 
(Paris  1839.  ff.) 

*)  Schon  1389.  sequestrirte  das  Pariser  Parlament  die  Temporalien 
eines  Oeistlichen,  der  nach  Rom  appellirt  hatte,  Dupui  a.  a.  0.  c.  9. 
no.  2.    Zahlreiche  weitere  Beispiele  e  b  e  n  d  a  s.  no.  3.  ff. 

*)  Vgl.  M^m.  du  Clerg^  12.,  831.  ff.  De  Marca  a.  a.  0. 
IIb.  6.  c.  9.  §.  4. 
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hängigkeit  der  Bischöfe  von  der  Krone  wurde  auch  nach 
dem  Inve8titur:streite  unverändert  aufrecht  erhalten.  Jeder 
Bischof  hatte  vor  seiner  Consecration  in  bestimmter  Frist 
dem  Könige  den  vorgeschriebenen  Lehnseid  zu  leisten  ^). 
Und  wenn  auch  die  freie  Wahl  der  Prälaten  wieder  und 
wieder  ')  und  zuletzt  noch  in  Ludwig  des  Heiligen 
pragmatischer  Sandia^i  •)  der  Kirche  zugestanden  und  ver- 
heissen  wurde,  so  bedurfte  doch  jede  Wahl  der  königlichen 
Erlaubniss  ^)  und  Bestätigung  ^) ,  wenn  wir  ganz  absehen 
wollen  von  den  aus  der  Regalie  *)  aus  dem  Recht  der  ersten 
Bitte,  des  joyeux  av^n^ment  ^)  und  der  Unterordnung  der 
avignon'schen  Päpste  ')  abgeleiteten  Befugnissen. 

Die  Geistlichen  wurden  nicht  nur  zu  staatlichen  '), 
sondern  auch  zu  städtischen  ^^)  Lasten  herangezogen  und 
der  König  theilte  sich  mit  den  kirchlichen  Oberen  in  die 
Beute  der  Spolien  **). 


^)  Dass  über  die  Natur  dieses  Eides  sowohl  du   Gange  s.  t.  * 
»fidelitas«   wie  Sugenheim,  Staatsleben  des  Clerus  im  Mittelalter 
S.  209.  irren,  habe  ich  mit  Hälfe  der  von  Brüssel   a.  a.  0.  1.,  29. 
beigebrachten  Urkunden  bewiesen  in  meiner  Schrift  de  finiam  regnnd. 
etc.  S.  178. 

')  Vgl.  S  a  g  e  n  h  e  i  m  a.  a.  0.  S.  200.  f. 

»)  c.  4. 

*)  »cong6  d'^lire«  Schaffner  Gesch.  d.  RechtSTerf.  Frank* 
reichs  (Frankfurt  1849.)  2.,  622.  Beispiele  bei  F  r  i  e  d  b  e  r  g  a.  a.  0. 
8.  175. 

^)  Beispiele  in  D  upai  a.  a.  0.  c.  16.  n.  25.  28.  81.88.  etc.  Vgl. 
aach  S  u  g  e  n  h  e  i  m  a.  a.  0.  S.  209. 

*)  Der  König  als  Inhaber  der  Regalien  vacanter  Beneficien  be- 
setzte auch  die  zur  Erledigung  kommenden  Pfründen,  deren  Gollation 
▼on  dem  vacanten  Sitze  abbing.    Friedberg  a.  a.  0.  S.  221. 

'')  d'Aguesseau  oeuvrea  5 ,  850.  ff.  (Paris  1717.)  M6m.  du  Glergö 
11.,  1179  ff.  1356.  Beim  Eintritt  in. die  St&dte  genossen  die  Könige 
das  Recht  der  joyeuse  enträe,  womit  auch  Pfrande?erleihang  Terbundeu 
war,  M^m.  du  Clerg^  11.,  1232.  f. 

B;  Vgl.  Su  gen  heim  a.  a.  0.  S.  212. 

»)  B  r  e  w  e  r  Gesch.  der  französ.  Gerichtsverf.  2.,  XXVII.  f.  (Düs- 
seldorf 1837.).    Fried  berg  a.  a.  0.  S.  193. 

^^)  Olim  2.,  722.  no.  13.    Sismondi  bist,  des  Franc.  8.,  92. 

>>)  Vgl.  meinen  Artikel  »Spolienrechte  in  Herzog's  theolog. 
Encyclop&die  und  meine  angef.  Schrift  S.  220.  ff. 
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Die  kirchliche  Jurisdiction  hatte  im  Gegensatz  zu  den 
kanonischen  Ansprüchen  folgende  Gestalt  angenommen. 

Vor  allen  Dingen  gehörte  eine  gewisse  Anzahl  geist- 
licher Verbrechen  vor  ihr  forum :  So  Ketzerei  *)  mit  Inbe- 
griff der  Magie  ') ,  Meineid ,  so  weit  er  Eide  betraf,  die 
zur  Bestärkung  von  Verträgen  geleistet  waren  *),  Wucher  *), 
Sacrilegium  ^)  und  schliesslich  die  fleischlichen  Verbrechen, 
wenigstens  die  leichteren,  denn  Ehebruch  ^)  und  Sodomie  ^) 
gehörten  erweislich  zur  weltlichen  Jurisdiction. 

Von  nicht  Criminalsachen  sind  als  geistliche  zu  er- 
wähnen: Ehesachen  ®)  mit  Inbegriff  der  Legitimations-  ^) 
und  Dotalprozesse  ^^),   Zehntsachen  ^^),   Testamentssachen, 


']  £tabl.  de  St.  Louis  1.  1.  c.  128.  Beaamanoir  eh.  11. 
g.  2.  (ed.  Bengnot  1.,  167.%  Assisses  de  Jörasalem  1.,  522. 
D  0  V  e  de  iurisdict  eccl.  ap.  German.  Oallosqae  progressu  (Berol. 
1866.)  S.  156.  f.    Friedberg  a.  a.  0.  S.  90.  ff. 

')  Olim  2.,  205.  dg.  8.  D o v e  a.  a.  0.  8.  157.  Friedberg 
a.  a.  0.  8.  92.  f. 

')  Nor  mit  dieser  Bescbr&nkuDg  Termag  ich  D  o  y  e  a.  a.  0.  8.  125. 
beizustimmen.    Näheres  habe  ich  darQber  beigebracht  a.  a.  0.  8.  97. 

*)  Beaumanoir  eh.  68.  $.  5.  £tabl.  de  8t.  Louis  liv.  1. 
c.  86.  DoTe  a.  a.  0.  8.  159.  Friedberg  a.  a.  0.  8.  lOL  Vgl. 
auch  Da  Gange  s.  t.  »üsurarii«. 

*)  Beaumanoir  eh.  11.  §.  19.  Dove  a.  a.  0.  8.  161.  f. 
Friedberg  a.  a.  0.  8.  110. 

*)  Friedberg  a.  a.  0.  8.  105. 

^  8o  wenigstens  zu  Ende  des  Uten  Jahrhunderts.  Bon  teil  1er 
Somne  rural  8.  173.  179.  —  üeber  die  frohere  Zeit:  DoTe  a.  a.  0. 
8.  171.    Friedberg  a.  a.  0.  8.  92. 

')  Beaumanoir  c.  11.  §.  3.  (Beugnot  1.,  158.)  Ass.  de  J6- 
rasalem  1.,  522.  £tabl.  de  St.  Louis  1.1.  c.  4.  18.  138. 
Dove  a.  a.  0.  8.  144.    Friedberg  a.  a.  0.  8.  120. 

*)  Beaamanoir  c.  11.  §.  24.  Dove  a.  a.  0.  8.  144.  Fried- 
berg  a.  a.  0.  8.  121. 

>®)  Jedoch  mit  der  Modification,  dass  die  Wittwe  wegen  ihres  Wit- 
thnmes  die  Wahl  hatte  zwischen  dem  geistlichen  Forum  und  der  Lehns- 
Curie,  wo  es  infeudirt  war.  £  tabl  de  8t.  Loais  1.  1.  c.  18.  Vgl* 
Beaumanoir  eh.  11.  §.  9.  Dove  a.  a.  0.  8.  173.  Friedberg 
a.  a.  0.  8.  123. 

")  Beaumanoir  c.  11.  §.  88....  »except^s  aucunes  dismes,  qui 
especialment  sont  tenues  en  fief  lai ,  car  celes  doivent  estre  justiciöes 
par  les  segneurs  de  qui  eles  sont  tenues.t  Dove  a.  a.  0.  8.  149.  ff. 
Friedberg  a.  a.  0.  8.  128.  ff. 
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diese  freilich  mit  Concurrenz  des  weltlichen  Gerichtes  ^), 
wie  es  scheint  Patronatssachen  '),  Prozesse  der  Kreuz- 
fahrer *)  und  Wittwen  *),  und  schliesslich  die  Streitigkeiten 
über  die  durch  Eide  bekräftigten  Verträge,  sobald  das  Ob- 
ject  derselben  schon  an  und  für  sich  der  geistlichen  Cog- 
nition unterlag  ^).  Was  die  Prozesse  der  verbrecherischen 
Cleriker  anlangt^),  so  gehörten  sie  mit  geringen  Ausnah- 
men ^)  zur  geistlichen  Jurisdiction  und  ebenso  die  Civil- 
sachen,  wo  sie  Beklagte  waren  ®),  mit  Ausnahme  der  Real- 
klagen ^)  und  derjenigen  Klagen  aus  Verträgen ,  wo  diese 
durch  Schrift  bestärkt  waren  *®).  —  Der  Excommunication 
sollte  auf  Verlangen  der  geistlichen  Gewalt  auch  die  welt- 
liche Strafe  folgen  ^^),  mit  Ausnahme  jedoch  der  causae 
mixti  fori  ^*),  deren  Execution  den  geistlichen  Behörden 
allein  oblag. 


*)  Beanmanoir  eh.  11.  §§.  10.  11.  eh.  12.  §.  60.  Ord.  de 
Philippe  lY.  T.  J.  1290.  Ord.  du  Loayre  1.,  819.  Do?ea.a. 
0.  S.  151.    Friedberg  a  a.  0.  S.  128.  ff. 

*)  D  0  T  e  a.  a.  0.  S.  146.  ff. 

')  Beaumanoir  eh.  11.  §.  8.  DoTe  a.  a.  0.  8. 142.  Fried- 
berg a.  a.  0.  S.  181. 

^)  Beaumanoir  eh.  11.  S.  9.    Dove  a.  a.  0.  S.  148. 

*)  Friedberg  a.  a.  0.  8.  181. 

^)  Beaumanoir  eh.  11.  §.  40.  £tabl.  de  St.  Louis  liT.  1. 
c.  84.    DoYe  a.  a.  0.  8.  125.    Fried  b  erg  a.  a.  0.  8.  184.  ff. 

')  Näheres  bei  Fried  b  erg  a.  a.  0.  8.  138. 

")  Beaumanoir  c.  11.  §.7.  —  Auch  aber  bona  spiritnalia 
wurde  mit  gewissen  Beschränkungen  im  geistlichen  Oericht  geurtheilt. 
Ebendas.  eh.  11.  §.  4>- 6. 

»j  Ord.  Carls  V.  v.  J.  1877.  in  Ord.  du  Louvre  6.,  296. 
Vgl.  Aufrerius  Tholosanas  de  potestate  secul.  eccles.  etc.  in 
TractattM  ülmtr.  in  utraque  eicjurisconsutt,  (Yenetiis  1584.  fol.)  11.,  882t. 

'^j  Aufrerius  Tholosanus  a.  a.  0.  888y. 

")  £tabl.  de  St.  Louis  I.  1.  c.  28.  Nach  den  Worten  Beaa- 
manoir's  ist  das  aber  mehr  ein  Act  der  Gefälligkeit  Seitens  des  welt- 
lichen Richters  als  der  PÜicht:  »Gar  de  nule  riens  qui  touque  cas  de 
justice  temporel,  le  justice  laie  n'est  tenue  ä  obeir  au  commandement 
de  le  justice  esperituel,  selonc  nostre  costume,  se  n'est  par  grace.  Mali 
le  grace  ne  doit  pas  6tre  refus^e  de  Pune  justice  ä  Fautre  quant  ele 
requiert  benignement.«    eh.  11.  §.  11. 

")  Beaumanoir  eh.  11.  §.  82. 
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Dagegen  wurde  die  Verhängung  des  Interdictes  gar 
nicht  gestattet  ^). 

Es  war  natürlich,  dass  ein  so  eigenartig  national  ent- 
wickeltes Recht  mit  beständigem  Widerstreben  Seitens  der 
Kirche  zu  kämpfen  hafte. 

Das  Papstthum  hatte  längst  alle  Schranken  mensch- 
licher Gewalt  niedergerissen,  wie  hätte  es  die  franeösischen 
Kirchenfreiheiten  respectiren  sollen,  und  die  Hechte  des 
Staates,  welche  diese  Freiheiten  schützten! 

Die  kirchlichen  Institute  waren  sammt  und  sonders 
auch  in  Frankreich  entartet ').  Sie  waren  schon  längst 
nicht  mehr  den  alten  kanonischen  Satzungen  gemäss,  auf 
deren  Beobachtung  doch  die  kirchlichen  Oberen  wenigstens 
formell  zu  halten  hatten;  sie  wurden  durch  die  Zügellosig- 
keit  des  Clerus  befleckt  und  verunstaltet,  und  diese  Zügel- 
losigkeit  übersprang  auch  die  staatlicher  Seits  gezogenen 
Qrenzlinien  mit  wo  möglich  erhöhter  Frivolität  und  unter 
dem  Beifall  der  kirchlichen  Oberen. 

Die  Klagen  darüber  ertönten  dann  auch  laut  genug'), 
und  die  Disputation,  welche  Pierre  de  Cugni^res  i. 
J.  1329.  mit  dem  Bischof  B  er  trän  d  von  Autun  über 
die  Missstände  der  geistlichen  Jurisdiction  hielt  ^),  gab  der 
Erbitterung,  welche  sich  der  Laien  zu  bemächtigen  anfing, 
bezeichnenden  Ausdruck,  und  führte  zu  der  wenn  auch 
unbestimmten,  so  doch  immerhin  bedenklichen  Drohung, 
dass  der  Staat  im  Nothfalle  Ordnung  schaffen  werde  ^). 


>)  Vgl.  die  Urkk.  aus  d.  J.  1268.  und  1850.  bei  Dupai  a.  a.  0. 
c.  4.  00.  6.  6. 

*)  Vgl.  die  Schilderungen,  welche  Laurent  giebt,  L'^glise  et 
r^tat  (Bruzelles  1858.)  87.  ff.  q.  passim. 

')  Vgl.  die  Beschwerde  der  französ.  Barone  v.  J.  1225.  bei  Dupai 
a.  a.  0.  1.,  97.  Die  Allianz  derselben  gegen  kirchliche  Uebergriffe  in 
die  weltliche  Justiz  y.  J.  1246.  eben  das.  99. 

^)  Sie  findet  sich  in  der  Max.  Bibliotheca  Patrum  XXVI,  1, 
112.  ff.,  in  Goldast,  Monarchia  2.,  1361.  ff.  und  in  Traitez  a.  a.  0. 
tome  1. 

'^)  »Tunc  respondit  D.  Petrus  pro  Domino  Rege,  quod  placebat 
Regi,  si  Praelati  emendarent  ea  quae  essent  emendanda  et  corrigenda 
et  quod  Dom.  Rex  expectaret  hoc  asque  ad  festum  NatiTitatis  Domioi 
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Wie  schützte  sich  nun  der  mittelalterliche  französische 
Staat  gegen  clerikale  UebergriflFe? 

Dem  Papste  gegenüber  war  das  leicht  möglich.  Das 
Institut  des  Placet,  die  Beschränkungen  der  Legaten,  welche 
wir  kennen  gelernt  haben,  sicherten  das  Land  ausreichend 
vor  römischen  Usurpationen.  Aber  es  darf  dabei  nicht  über- 
sehen werden ,  dass  diese  staatlichen  Garantien  zum  Theil 
und  zuerst  jeder  gesetzlichen  Unterlage  entbehrten.  Sie 
waren  gewaltsame  und  durch  die  Noth  herbeigeführte  Re- 
actionen  gegen  freilich  ebenso  ungesetzliche  kirchliche  Ueber- 
griflFe. 

Nicht  anders  stand  es,  falls  der  französische  Clerus  die 
ihm  gezogenen  Schranken  überschritt.  Wir  finden,  dass 
die  abusus  der  geistlichen  Jurisdiction  von  den  weltlichen 
Gerichten  zurückgewiesen  wurden*),  dass  von  dem  Ur- 
theile  geistlicher  Gerichte  tamquam  a  pravo  et  falso  dato 
an  die  weltlichen  appellirt  wurde  •) ,  dass  ungerechten  Ex- 
communicationen  —  selbst  von  Ludwig  dem  Hei- 
ligen') —  die  weltliche  Vollziehung  geweigert,  oder  gar 


proximo  yenturum, Et  si  infra  dictum  tennioum  Praelati  Don  emen- 

dassent  emendanda  Tel  corrcxisseot  corrigenda,  D.  Rez  apponeret  tale 
remedlum  quod  esset  gratum  Deo  et  populo.« 

')  Duran  tis,  de  modo  conc.  celebrand.  tit  30.  in  der  Mitte:  »Item 
impediunt  dictam  iurisdictioDem  ecclesiasticam ,  restringendo  immuni- 
tatem  ecclesiarum,  et  ecciesiasticarum  personarum  et  ecclesiasticoram 
bonorum  variis  et  diversis  modis.  Passim  etiam  actus  judicum  eccle- 
siasticorum  dicunt  esse  abusus. 

')  Eine  grosse  Zahl  von  Beispielen  findet  sich  bei  Dupui  a.  a.  0. 
Vgl.  dazu  Durand  de  MaiUane  a.  a.  0.  2.,  754.  Mehrere  bei 
Friedberg  a.  a.  0.  S.  162.  f.  H^ricourt  les  lois  eccl.  de  France 
;Paris  1711).)  8.  ISd  ff.  Traitez  a.  a.  0.  1.,  116.  ff.  Abzusehen  ist 
dabei  von  den  Fällen,  in  welchen  von  der  territorialen  Gerichtsbarkeit 
der  Bischöfe  an  die  Parlamente  appellirt  wurde  (vgl.  auch  Dove  a. 
a.  0.  167.  f.).  Dahin  gehört  auch  wohl  die  gegen  den  Bischof  von 
Beauvais  gerichtete  Appellation  v.  J.  1376.  wegen  der  »attentats  et 
abus  au  pröjudice  de  la  Jurisdiction  temporellet,  welche  französische 
Schriftsteller  ih&ufig  erwähnen.  Wenigstens  wurde  dem  Bischöfe  aur 
Strafe  die  zeitweise  Ausübung  der  territorialen  Gerichtsbarkeit  unter- 
sagt, bei  Dupui,  a.  a.  0.  c.  36.  no.  16. 

')  Joinville,  Hist.  St.  Ludo?ici  ed.  Ducange  p.  18.  (Die  betr. 
Stelle  abgedruckt  bei  Friedberg  a.  a.  0.  167.) 
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die  Bischöfe  zu  ihrer  Zurücknahme  gewaltsam  veranlasst 
wurden  *). 

Auch  hiefär  lässt  sich  auf  Seiten  der  staatlichen  Be- 
hörden ein  rechtlicher  Titel  kaum  nachweisen,  wie  das  die 
Parlamente  zuweilen  auch  selbst  zugestanden  haben  '),  wäh- 
rend sie  allerdings  meistentheils  um  die  mangelnde  gesetz- 
liche Unterlage  unbekümmert  ihre  Machtbefugnisse  der 
ELirche  gegenüber  ausnutzten. 

Ein  eigentliches  rechtliches  Institut  des  appel  comme 
d'abus  existirte  noch  nicht ') ,  und  die  Versuche ,  welche 
gemacht  worden  sind,  etwa  Pierre   de  Cugniferes*) 


^)  Vgl.  den  alten  Parlamentsschluss,  den  Jean  le  Coq  in  der 
quest.  852.  des  Jahres  1896.  anfahrt,  wodurch  der  6.  v.  Mans  yer- 
nrtheilt  worde,  die  Leiche  eines  gewissen  excommunicirten  Poncet, 
der  nach  Anordnung  des  OiBcials  auf  dem  Felde  begraben  war,  aus- 
graben zu  lassen  nnd  die  kirchlichen  Strafen  aufzuheben.  Weitere  Bei- 
spiele D n p u  1  a.  a.  0.  c  6.  und  Durand  de  Maillanea.  a.  0. 
1.,  633.  ff. 

')  Als  i.  J.  1406.  die  Pariser  Üni?er8itftt  an  das  Parlament 
appellirte  wegen  der  schamlosen  Erpressungen,  mit  denen  Papst  Be- 
nedict XIU.  die  Kirche  heimsuchte,  wies  das  Parlament  die  Sache 
an  König  Carl  VI.  und  entschied  erst  auf  dessen  Befehl.  Vgl.  Flear  y, 
Bist,  de  r^gl.  gall.  15.,  121. 

')  So  auch  der  anonyme  Verfasser  des  in  den  Mömoires  du 
Glerg6  (Paris  1769.)  6.,  1.  ff.  abgedruckten  Aufsatzes:  De  la  Juris- 
diction eccl^iastique  en  France.  Darauf  beruft  sich  TorzQglich  Affre 
a.  a.  0.  S.  64.  f. 

*)  So  Durand  de  Maillane  a.  a.  0.  2.,  792.  Ch^rnel  Bist 
de  Padministrat  monarchique  en  France  (Paris  1855.)  1.,  71.  Der  we- 
sentliche Inhalt  der  Beschwerden  desselben  l&sst  sich  mit  F 1  e  u  r  y 
Instit.  au  droit  ecd.  (Paris  1730.)  Ille.  part.  eh.  1.  dahin  angeben:  »ils 
^tendoient  . . .  le  privil^ge  clerical  en  plusieurs  mani^res,  prenant  con- 
noissance  des  canses  reelles  et  mixtes,  oü  les  Clercs  ayoient  int^röt; 
revendiquant  les  criminels  qui  sont  clercs,  quoiqu'ils  ne  portassent  ni 
l'habit  ni  la  tonsurc;  donnant  la  tonsure  indiff^remment  pour  B'acqa^rir 
plus  de  Sujets;  ils  s'attribuoient  juridiction  sur  les  laiques  sous  divers 
pr^textes,  k  savoir  ou  le  serment  qu'on  apposoit  k  la  plupart  des  con- 
trats;  ou  l'ex^cution  des  testamens  k  cause  des  legs  pieox,  ce  qoi 
attiroit  les  scell^s  et  les  inventaires;  ou  les  mariages  (möme  quant  aox 
effets  ci?ils)  et  les  Conventions  matrimoDiales;  ou  la  protection  des 
veuves  et  des  orphelins;  enfin  ils  abnsoient  de  rexcommunication, 
Peroployant  k  des  causes  p^cuniaires,  faute  de  paiement;  obligeant  les 
juges  laiques  de  contraindre  les  excommuni^s  k  se  faire  absoadre,  Bons 
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oder  Ludwig  den  Heiligen^)  als  die  Urheber  des- 
selben zu  bezeichnen,  müssen  für  ebenso  verfehlt  erachtet 
werden,  wie  diejenigen,  eine  Continuität  zwischen  dem  Re- 
cursus  ad  principem  unter  J  u  s  t  i  n  i  a  n  und  Karl  dem 
G-  r  o  s  s  e  n  und  dem  modernen  französischen  herzustellen  '). 

Nur  das  ist  zuzugestehen,  dass  die  Theorie,  welche  dem 
späteren  appel  comme  d^ahtiS  zu  Grunde  lag,  auch  schon 
im  Mittelalter  in  Frankreich  ausgebildet  war  ') :  der  König 
wurde  als  Hort  und  Quelle  der  Gerechtigkeit  betrachtet. 
Es  wurde  ihm  die  Pflicht  zugeschrieben ,  jedes  Unrecht, 
komme  es  von  welcher  Seite  es  wolle,  innerhalb  des  Landes 
zu  verhindern,  und  die  Sonderstellung,  welche  die  Kirche 
beanspruchte,  sollte  keine  Ausnahme  von  den  königlichen 
Machtbefugnissen  bedingen. 

Dieser  Aufgabe  haben  aber  die  französischen  Könige 
der   Kirche   gegenüber   wenigstens   zum   Theil   gerecht   zu 


peine  aux  juges  d'6tre  excommuni^s  euz-mömes:  defendant  de  rien 
TBodre  aux  excommuni^s,  ni  de  tra?ailler  pour  eux :  mettaDt  l^^rement 
des  lieux  an  interdit,  qaand  les  juges  ne  lear  ob^issoient  pas;  joignant 
aoz  censures  les  amendes  p^cuDiaires-t  —  Dabei  sagt  er  aber  aus- 
drQcklich  im  Art.  14. :  ». . .  nullus  a  curia  praelatorum  appellat  ad 
curiam  Regiamc  bei  Goldast  a.  a.  0.  2.,  1368.  —  Auch  war  die 
Autor itAt  des  Clems  wohl  noch  zu  fest  begründet ,  als  dass  sie  durch 
die  auch  noch  so  sehr  berechtigten  Einwürfe  —  das  erkennt  auch 
Affre  a.  a.  0.  60.  an  -—  Cu  gni^res'  entwurzelt  worden  wäre.  Wenig- 
stens naunte  man  noch  Jahrhunderte  später  nach  dem  Zeugniss  Ton 
Bulaeus  Hist.  üniversit.  Paris.  4.,  221.  einen  thörichten  Menschen: 
»un  Cognetc  (Coignet). 

')  So  Beugnot  Essai  sur  les  institutions  de  St  Louis  S.  182.  f. 
Giraud  les  libertös  de  IVgl.  gallicane  in  Revue  de  lögislat 
1845.  S.  360. 

')  De  Marca,  de  concordia  imperii  et  sacerdotii.  lib.  4.  c.  4.  und 
passim.  (Bambergae  1788.)  2.,  190.  ff.  So  auch  in  neuerer  Zeit  Portalis 
in  seinem  Rapport  über  die  organischen  Artikel.  —  Auf  die  üngleich- 
artigkeit  der  Verhältnisse  weist  mit  Recht  hin  Affre  de  Pappel  comme 
d'abus.  (Paris  1845.)  S.  10.  ff.,  und  somit  hatHenrion  de  Pansey 
Recht,  wenn  er  behauptet,  dass  das  Institut  des  appel  comme  d'abus 
älter  seif  als  sein  Name.    Trait^  de  l'autoritö  judiciaire.    c.  2.  p.  88. 

')  Vgl.  Urk.  V.  J.  1885.  bei  Dupui  a.  a.  0.  c.  4.  n.  27.  Johann. 
Paris,  tractat  de  potest  regia  et  papali.  c.  22.  (bei  Schardius  Syl- 
loge  histor.  polit  eccl.  (Argentorati  1618.)  S.  146.  ff.  Joh.GerBOii 
tract.  de  statib.  eccles.  c.  de  statu  praelat.  consider.  9. 
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werden  versucht,  namentlich  wo  es  sich  um  den  Schatz 
nationaler  RecLtsanschauungen  kirchlichen  Angriffen  gegen- 
über handelte ,  und  erst  als  das  Avignon'sche  Schisma  das 
Papstthum  in  die  Hand  Frankreichs  gab,  haben  sie  zuweilen 
der  Verlockung  nicht  widerstehen  können,  die  Päpste  als 
Werkzeuge  der  Politik  zu  gebrauchen  und  dafür  der  Will- 
kür jener  in  kirchliehen  Dingen  —  auch  den  französischen 
Freiheiten  gegenüber  —  freien  Lauf  zu  lassen. 


Das  Baseler  Concil  hatte  die  grosse  Arbeit  unter- 
nommen, eine  Reform  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern 
durchzuführen ;  es  scheiterte  aber  an  dem  zähen  Widerstand 
der  Kirche,  die  erst  durch  das  grosse  Schisma  des  16.  Jahr- 
hunderts gefugiger  gemacht  werden  sollte,  und  an  der  In- 
dolenz der  weltlichen  Herrscher,  die  erst  ein  Menschenalter 
später  mit  der  Reformation  vorgingen. 

Anders  aber  in  Frankreich.  Carl  VII.  erliess  i.  J. 
1438.  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Clerus  seines  Landes 
die  berühmte  pragmatirche  Sanction,  speciell  gerichtet 
gegen  den  von  Rom  aus  getriebenen  Pfründen wucher,  die 
Steuerpressungen,  die  Verschleppung  der  geistlichen  Sachen 
nach  Rom  und  die  missbräuchliche  Anwendung  der  £x- 
communication.  Der  schlechte  Lebenswandel  des  Clerus 
sollte  eine  gründliche  Besserung  erfahren  und  die  Ver- 
sammlung von  Concilien  endlich  zur  Garantie  aller  getrof- 
fenen Maassnahmen  in  bestimmten  regelmässigen  Fristen 
stattfinden. 

Der  König  stellte  sein  Gesetz  unter  den  Schutz  der 
Parlamente,  von  denen  das  Pariser  schon  i.  J.  1302. 
ständig  geworden  war,  und  die  als  eine  aus  Laien  und 
Geistlichen  zusammengesetzte  Behörde  besonders  geeignet 
schienen,  über  die  Vollziehung  einer  Verordnung  zu  wachen, 
die  Staat  und  Kirche  in  gleicher  Wichtigkeit  anging  '). 


1)  Vgl.  libertes  de  l'öglise  gallicane  art  81.:  »Et  est 
encores  tres-remarquable  la  siDguli^re  prudence  de  nos  majears,  en  ce 
qae  telles  appellations  se  jagent,  non  par  personnes  pures  layes  seule- 
ment,  mais  par  la  grande  chambre  du  parlement,  qui  est  le  lict  et  le 
sibge  de  justice  du  royaume,  eomposäe  de  nombre  6gal  de  personnes, 


I.  Frankreich.  4g9 

Enjoignons,  heisst  es  in  der  königlichen  Ordre,  estroicte- 
menty  que  toutes  et  clhascunes  les  choses  prinnses  ils  tiennent : 
gardent  et  coiiservetU  en  sa  pleniere  firmite  de  robur  et  de 
faree,  et  que  en  toutes  causes  qui  naistront  ou  sourdront 
daresnavant  ä  Vocc(ision  des  choses  prSmises ,  ils  jugent, 
prononcent,  sentencient  sehn  les  deliberations  et  coficlusions 
ey^dessus  escriptes;  et  les  facent  inviolablement  et  tout  et 
partout  observer  par  tous  les  subgects  et  habitants  de  nos 
royaulmes. 

Damit  war  dem  Parlament  die  gesetzliche  Befugniss 
gegeben,  selbst  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Kirche 
einzngreifen  ^),  die  es  schon  vorher  aus  eifersüchtigem  Hass 
gegen  die  Jurisdiction  der  Kirche  und  gegen  die  ganze 
Hierarchie  oft  erstrebt,  und  die  es  wohl  nur  selten  im  ge- 
rechten Zweifel  an  seiner  gesetzmässigen  Competenz,  wie 
das  Pariser  Parlament  in  dem  oben  angeführten  Beispiel, 
von  sich  zurückgewiesen  hatte. 

So  gross  aber  auch  der  Kreis  seiner  Befugnisse  ge- 
zogen war,  das  Parlament  erweiterte  ihn  beständig,  und 
schon  im  J.  1453.  sah  sich  König  Carl  VII.  genöthigt, 
noch  einmal  auf  die  Gränzen  hinzuweisen,  die  er  durch  die 
pragmatische  Sanction  der  parlamentarischen  Gerichtsbarkeit 
gesteckt  hatte  *). 

Um  so  erklärlicher  war  es,  dass  man  von  Rom  aus 
alle   Mittel   in   Bewegung   setzte,    die   lästige   pragmatische 


tant  eccl^siastiques  que  dod  ecd^siastiques,  mesme  pour  les  personnes 
des  pairs  de  la  couroDoe.« 

*)  Nicht  ohne  Opposition  des  Glerns.  Namentlich  weigerte  sich  i. 
J.  1454.  der  B.  v.  Nantes,  die  Jurisdiction  des  Parlamentes  anzu- 
erkennen und  appellirte  dagegen  an  den  Papst;  er  wurde  mit  hoher 
Geldbnsse  und  Sperrung  der  Temporalien  bestraft,  nnd  zur  persön- 
lichen Verantwortung  vor  dem  Parlamente  gezwungen,  Dnpui  a.  a.  0. 
1.,  197.  ff. 

')  Die  Verordnung  ist  abgedruckt  in  den  M^moires  du  Clerg6 
6.,  59. ;  —  aus  der  Erläuterung  dieser  Stelle  durch  Anfrerius  (in 
add.  resp.  Clem.  I.  de  off.  Ord.  Reg.  2.  n.  80.  [in  den  M^moires 
du  Clerg^  6.,  61.])  ergiebt  sich,  dass  auch  derartige  Appellationen 
an  bestimmte  Formen  gebunden  sein  sollten.  Es  heiest  dort:  »In  hoc 
regno  ubi  potestas  ecclesiastica  abutitur  notorie  sua  jurisdictione  Tel 
potestate  etiam  contra  clericos  concedi  solent  per  CaneeUarium  llterae, 
in  casu  appellandi  ab  abusu  notorio  Tulgariter  noncapatae.«  — 
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Sanction  zu  beseitigen.  Schon  Pias  IL  that  darauf  ab- 
zielende Schritte  ^),  und  Ludwig  XI.  kam  in  der  That 
dem  päpstlichen  Begehren  nach  ^). 

Die  Freude  aber,  die  man  darüber  in  Rom  empfand 
und  in  lautester  Weise  äusserte  ^),  erwies  sich  bald  als 
voreilig. 

Das  Parlament  weigerte  sich,  dem  königlichen  Befehle 
Folge  zu  leisten,  zog  nach  wie  vor  die  Verletzungen  der 
pragmatischen  Sanction  vor  sein  Forum  ^) ,  und  hatte  sich 
schliesslich  sogar  des  königlichen  Beifalls  zu  erfreuen  ^), 
zumal  Ludwig  die  politischen  Ziele,  welche  er  durch  die 
der  römischen  Curie  gemachten  Concessionen  hatte  erreichen 
wollen,  vereitelt  sah. 

Seinem  Nachfolger  wurde  schon  das  Begehren  Seitens 
der  zu  Tours  i.  J.  1484.  versammelten  Generalstaaten 
entgegengebracht,  die  pragmatische  Sanction  auch  formell 
wieder  einzuführen  ^,  und  wenn  auch  diesem  Wunsch  keine 
Qenüge  geschah,  so  blieb  doch  die  pragmatische  Sanction 
in  den  Augen  des  Parlaments  ruhig  bestehen,  bis  Ludwig 
XII.  sie  i.  J.  1499.  geradezu  wieder  einführte  ^). 

Daran  wurde  dann  auch  nichts  geändert,  als  das  fünfte 
Lateranconcil  die  Anhänger  der  Sanction  vor  die  Schranken 


N 


')  Vgl.  die  drastische  SchilderuDg,  die  er  von  der  pragmatischen 
Sanction  giebt,  Comment.  p.  159.  f.  —  Vgl.  abrigens  Voigt,  £nea 
Sihio  de  Piccolomini  (Berlin  1863.)  8.,  185.  ff. 

*)  Vgl.  ebendas.  190.  ff. 

')  Er  liesB  die  Pragmatik  durch  die  Strassen  Roms  schleifen;  in 
die  Grabschrift  des  Papstes  wurde  gesetzt:  »Pragmaticam  in  Oallia 
abrogavit«  Vgl.  Trait^z  des  droits  et  libertez  de  l'6gl. 
gall.  (1781.)  1.,  37. 

*)  Guymier  (Präsident  des  Parlamentes  zu  Paris)  schrieb  gegen 
1490.:  »Cum  autem  rez  Franciae  sit  pugil  ecclesiae,  et  inter  omnes 
christianos  Christianissimus,  debel  custodire  jurisdictionem  et  libertatem 
ecclesiae;  sed  officiarii  ejus  in  multis  hodie  turbant  ita  quod  nisi  Deus 
provideat  tandem,  jurisdictio  et  libertates  ecclesiae  evanescunt.«  (praefat. 
Pragm.  sanct.  §.  Cum  ikique  in  verbo  Libertatis.) 

')  Ludwig  gelbst  hielt  i.  J.  1478.  eine  Versammlung  zu  Orleans 
ab,  um  Ober  die  formelle  Wiederherstellung  der  Pragmatik  zu  berathen. 
Trait^z  a.  a.  0.  1.,  40. 

*)  ebendas. 

^  ebendas.  41. 
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der  Kirchen  Versammlung  rief,  um  sich  binnen  60.  Tagen 
über  die  Gründe,  welche  sie  fUr  jene  geltend  zu  machen 
hätten ,  zu  vertheigen  *).  Weder  Ludwig  XII.  noch  die 
Parlamente  erschienen.  Der  erstere  setzte  getrost  das  Prä- 
dikat eines  roi  tres-chretieii  aufs  Spiel,  welches  Papst  Julius 
II.  ihm  zu  entziehen  nur  durch  den  Tod  verhindert  wurde  *), 
die  anderen  übten  nach  wie  vor  die  Befugnisse  aus,  welche 
sie  aus  der  pragmatischen  Sanction  in  immer  grösserem 
Umfange  für  sich  ableiteten. 

Bedenklicher  gestaltete  sich  allerdings  für  die  Parla- 
mente die  Sache,  als  Franz  I.  politischen  Vortheilen  die 
gallikanischen  Kirchenrechte  opferte.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass  das  Concordat,  welches  der  König  mit  L  e  o  X. 
i.  J.  1516.  schloss,  an  Stelle  der  Pragmatik  treten  sollte^). 

Aber  einestheils  erkannten  die  Parlamente,  nachdem 
sie  sich  kaum  zur  Einregistrirung  des  Concordates  selbst 
herbeigelassen  hatten,  diese  Tendenz  des  Papstes,  die  in 
einer  eigenen  vom  ConcUe  bestätigten  Bulle  Ausdruck  fand, 
nicht  an  —  die  Bulle  wurde  nicht  registrirt  —  und  haben 
beständig  in  der  Folgezeit  auf  die  pragmatische  Sanction 
zurückgegriffen  ^) ,  andererseits  hatten  sie  das  wenigstens, 
um  ihre  Befugnisse  über  die  Kirche  zu  begründen ,  kaum 
nöthig.  Denn  als  Papst  Leo  X.  i.  J.  1518.  das  mit  dem 
Könige  geschlossene  Concordat  unter  dessen  Schutz  stellte, 
und  dieser  die  Parlamente  zu  seinen  Stellvertretern  in  dieser 
Beziehung  ernannte  —  leur  enjoignant  de  defendre  par  cw- 
tiere  tuition  et  protection  les  personnes  eccUsiastiques  et 
seculieres  y  et  chascune  dHcelles  en  toutes  et  chascune  des 
choses  dessus  esprimees  de  toutes  turbations,  violences ,  iw- 
pressiotiy  molestatiouy  vexation,  dommages  et  empeschements 

*)  eben  das. 

')  Nach  dem  Tode  von  Julius  IL  erklärte  der  König  allerdings 
(1513  )  seine  Unterwerfung  unter  das  Lateranische  Concü,  eben- 
da 8.  42.,  starb  aber  im  folgenden  Jahre. 

^)  Vgl.  auch  Molinaeus  Opera,  t.  5.  de  infirmis  resignantib. 
no.  276.  p.  54. 

*)  Traitez  a.  a.  0.  46.  flf.  —  Auch  Hotman,  trait6  des  droits 
eccles.  in  Traitez  etc.  1,  171  erkennt  die  Geltung  der  pragmatischen 
Sanction  neben  dem  Concordate  an.  Vgl.  auch  Laferrifere,  Cours  de 
droit  public  et  administratif  (Paris  1860.)  1.,  217. 

E.  F  i  i  e  d  b  e  r  ff ,  D.  Missbr.  d.  geiitL  Amtsgewalt  ^'^ 
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en  punissant  toutes  et  chascunes  personnes  de  quelque  con- 
dition  ou  esiat  quUls  soiefit,  venants  ou  faisants  au  cotUraire 
—  da  erhielten  sie  von  Neuem  die  gesetzlichen  Befugnisse 
zurück,  die  sie  factisch  übrigens  auch  in  der  Zwischenzeit 
nicht  aufgegeben  hatten ,  und  in  noch  viel  ausgedehnterem 
Maasse.  Denn  das  Concordat  ordnete  alle  Verhältnisse  der 
Kirche  zum  Staat  und  der  französischen  zur  römischen 
Kirche  im  Sinne  der  in  Frankreich  herrschenden  territoria- 
listischen  Strömung,  und  wenn  auch  die  frühere  kirchliche 
Willkür  der  französischeif  Könige  durch  diesen  schon  von 
Ludwig  XI.  angebahnten  Vertrag  eine  Beschränkung  er- 
litt ^) ,  so  war  diese  doch  derartig ,  dass  die  Behauptung 
Vidaillan's  *)  gerechtfertigt  erscheint ,  wenn  er  von 
Franz  I.  sagt:  L' ordre  religieux  lui  etait  desomuiis  soumis, 
comme  Vordre  politique ;  la  royaute  devenait  de  sueeraine, 
omnipotente.  Diese  Obergewalt  über  die  Kirche,  diese  geist- 
liche Allmacht  ging  jetzt  gedetzlich  auf  die  Parlamente  über. 
Das  Mittel  aber,  welches  die  Parlamente  unmittelbar 
nach  der  pragmatischen  Sanction  und  noch  mehr  nach  dem 
Concordate  zur  Ausübung  ihrer  Schutzgewalt  über  die  Kirche 
anwendeten,  und  consequent  zur  Bedrückung  der  Kirche 
ausbeuteten,  war  der  appel  comme  d'abuSj  der  Hauptnerv 
des  französischen  Staates ,  wie  Pasquier')  ihn  nennt, 
jenes  Institut,  dessen  unbekannten  Erfinder  französische 
Staatsmänner  wohl  Statuen  votirt  haben  ^) ,  das  von  den 
französischen  Publicisten  ebenso  emphatisch  gepriesen  ^), 
wie  von  den  Clerikern  getadelt  wird,  und  das  aller  römi- 
schen  Anfechtungen   ungeachtet  ^)   von    dem    sechszehnten 


')  Das  hebt  besonders   hervor  Pradt  les  quatre   concordats   1., 
29Ö.  ff.  (Paris  1818.). 

*)  Hist.  des  conseils  du  roi  1.,  412.    (Paris  1866.)    Vgl.  auch  die 
Aeasserung  Giustinianis  bei  Rauke,  Französ.  Gesch.  Werke  8.,  74. 

')  Recherches  de  la  France  liv.  8.  eh.  27. 

*)  Dapin,  Manuel  du  droit  public  eccl^s.  fran^ais  (Paris  1845.)  243. 

*)  Fear  et,  traite  de  l'abus  (Paris   1654.)  liv.  1.  c.  1.  S.  13. 
meint,  dass  der  Erfinder  ausrufen  kOnne  wie  Archimedes  tV^MOj  tv^^aro, 
da  Besseres  der  Art  nicht  erdacht  werden  könne,  vgl.  andere  derartige 
Aussprache  bei  Durand  de  M a i  1 1  a n e  a.  a.  0.  2.,  778. 

*)  Schon  unter  Franz  1.  verlangte   der  Papst  die  Abstellung  der 
appels  comme  d'abus  fOr  die  Bretagne,  Mem.  de  Noel  Brulart  in 
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Jahrhundert  an  bis  auf  unseren  Tag  in  Frankreich  gehand- 
habt worden  ist. 

Der  appel  conime  cTabus  ist  zuerst  durch  die  berühmte 
Ordonnanz  von  VillersCotteret*)  v.  J.  1539.  gesetv 
lieh  geregelt  worden.  Dieser  folgten  dann  eine  Unzahl 
königlicher  Verordnungen,  jedesmal  durch  Klagen  der  Geist- 
lichkeit hervorgerufen,  und  bestimmt,  der  Alles  tiberfluthen- 
den  Parlamentswillktir  neue  und  neue  Dämme  entgegenzu- 
bauen. 

So  setzte  die  erwähnte  Ordonnanz  v.  J.  1539.  im  Ar- 
tikel 5.  fest:  les  appellations  comme  d^abus  interjeties  par 
les  prestres  et  aiäres  personnes  eccUsiastiqiAes ,  hs  mcUieres 
de  discipline  et  correction,  ou  autres  pures  personneUes,  et 
non  dSpetidayites  de  rSalite  tCauront  aucun  effet  suspensif. 
Aivs  nonobstant  lesdites  appellations  et  sans  prSjudice  d* icelies 
pourront  les  juges  d']£lglise  passer  outre  contre  lesdites  per- 
sonnes  eccUsiastiqv^s. 

Nach  dem  Edict  v.  J.  1695.  *)  gehörten  aber  dazu  die 


Traitez  a.  a.  0.  1,.41.  uod  1517.  beschwerte  es  sich  bezQglich  der 
Provence :  »Item  irritantur  omDia  gesta  per  Ecclesiasticos  judices,  etiam 
in  mere  spiritualibus ,  et  ab  eisdem  laicis  adnullantur  sub  falso  colore 
abusus,  Dupui  a.  a.  0.  cb.  36.  no.  27.  Der  königliche  Procurator 
erklärte  darauf  —  ebendas.  no.  28.:  »Item  nie  ...  mais  quand  les 
Juges  d'^glise  entreprennent  sar  la  Jurisdiction  du  Roy,  qu'il  y  a 
contravention  ausdits  saincts  Decrets  Arrests  et  Jugement  de  Cour 
souveraine,  faut  reparer  lesdites  fautes  par  voye  d'appel  comme  d'abus, 
et  non  autrementc 

Das  Parlament  erklärte  auch  i.  J.  1626.  die  Execution  eines  päpst- 
lichen Breves  für  abusus,  welches  die  Sande  des  recursns  ad  principem 
von  einem  Cleriker  begangen  fOr  einen  reservirten  Fall  ausgab, 
Dupui  a.  a  0.  \,  177.;  ebenso  verfuhr  das  Parlament  i.  J.  1643. 
gegen  den  Ezb.  v.  Bordeaux,  welcher  seiu  den  appel  comme  d'abus 
gebrauchendes  Kapitel  mit  den  Strafen  der  Bulle  iu  Coena  Domini  be- 
droht hatte,  ebendas.  1.,  185. 

')  commentirt  von  Bebuffe,  In  Constitut.  reg.  Gommentar.  (Äm- 
Btelodami  1668.)  S.  708.  ff. 

*;  Art.  36.  »Les  appellations  comme  d'abos  qui  seront  interjett^s 
des  ordonuances  et  jugements  rendus  par  les  archevSques,  evöques  et 
juges  d'^glise  pour  la  c^l^bration  du  Service  divin,  r^paration  des  ^glises, 
achat  des  ornemens,  subsistance  des  cur^s  et  autres  eccl^siastiques  qui 
desservent  les  eures,  r^tablissement  ou  conservation  de  la  clöture  des 
religieuses,  correction  des  moeurs  des  personnes  eod^siastiques,  et  tool^ 

82* 
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Sachen,  welche  den  Gottesdienst,  Feierlichkeiten  in  Kirchen 
u.  dgl.  betrafen,  ferner  Approbation  der  Beneficiaten  und 
Regularität  der  Cleriker.  Nur  der  im  öflfentlichen  Interesse 
vom  Staatsprocurator  eingebrachte  appel  sollte,  so  wollte  es 
wenigstens  die  Praxis  der  Parlamente,  immer  und  auch  in 
diesen  Fällen  Suspensiveffect  haben,  was  freilich  von  der 
Kirche  nie  zugegeben  und  anerkannt  wurde  *). 

Schon  i.  J.  1571.  im  5.  Artikel  des  Edictes  v.  16.  April 
bedurfte  diese  Bestimmung,  welche  aus  den  Principien  des 
canonischen  Rechts  geflossen  war  *),  einer  erneuten  Ein- 
schärfung, und  ihre  beständige  Wiederholung  während  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  ')  zeigt,  wie  sehr  die  Parlamente 
geneigt  waren,  die  Disciplinarbefugnisse  der  Bischöfe  brach 
zu  legen,  und  wie  wenig  das  formale  Recht  ihnen  als  Schranke 
ihrer  Befugnisse  galt*). 

Die  Declarationen  v.  J.  1657.  (Art.  17.)  und  v.  J.  1666. 
(Art.  18.),  welche  in  Gemässheit  der  in  der  Ordonnanz  von 
Blois  (Art.  60.)  und  dem  Edict  von  Melun  (Art.  23.)  ver- 
kündeten Grundsätze  die  dem  canonischen  Recht  immer 
noch  widersprechende  *)  Forderung  aufstellten,  dass  die 
Parlamente  nur  en  connaissance  de  cause  et  les  parties 
ouies  die  Execution  der  geistlichen  Urtheile  sistiren  sollten, 
wurden  alle  beide  von  den  Parlamenten  nicht  registrirt. 

Von  vorn  herein  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  allein 
in  der  Verletzung  der  Ordonnanzen  die  Materie  der  appels 
comme  d'abus  liegen  könne,  und  wieder  und  wieder  musste 


autres  choses  concernaut  la  discipline  eccl^siastique,  et  Celles  qai  seront 
interjett^es  des  r^glements  faits  et  ordonnances  rendues  par  lesdits 
pr^lats  dans  le  cours  de  leur  visites,  n'auront  effet  suspensif,  mais  seu- 
lemeDt  devolutif. . .  .€ 

»)  Vgl.  DalloÄ  Repert.  de  l^gislat.  (Paris  1853.)  U.,  782. 

^  Vgl.  Feuret  a.  a.  0.  liv.  I.  eh.  2.  n.  U. 

•)  So  beispielsweise  durch  das  Edict  ?on  Blois  v.  Iö79. ,  von 
Melun  ▼.  J.  1588.    Vgl.  Feurot  a.  a.  0.  liv.  I.  eh.  2.  n.  16. 

^)  Parlamentsentscheidungen,  wo  der  aufgestellte  Grundsatz  maass- 
gebend  war,  bei  Feuret  liv.  I.  ch   2.  n.  14. 

?)  Darüber  unter  Berufung  auf  c.  13.  X.  de  off.  iud.  ord. 
;].,  31.),  c.  8.  X.  de  appellat.  (2.,  28.)  und  die  Bestimmungen  des 
Concils  von  T r i e n t  die  M ^ m.  du  C 1  e r g 6  7.,  1579.  ff.  —  auch 
Affre  a.  a.  0.  S.  286.  f. 
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verordnet  werden,  dass  die  Cognition  über  Sacramente  und 
geistliche  Sachen  allein  der  Kirche  und  nicht  dem  Parla- 
mente gebühre  *). 

Die  Ordonnanz  von  Blois  v.  J.  1579.  (Art.  59.)  verbot, 
wie  das  schon  Carl  VII.  im  J.  1453.  gethan  hatte,  den 
appel  comme  d'abus  direct  beim  Parlamente  einzubringen, 
verlangte  vielmehr  die  Vermittlung  des  Kanzlers,  die  dieser 
wieder  nur  in  den  durch  die  Ordonnanzen  vorgesehenen 
Fällen  ertheilen  sollte*);  das  Edict  v.  J.  1606.  (Art.  2.) 
fügte  noch  die  Forderung  hinzu ,  dass  zwei  Advocaten 
das  genau  specificirte  Appellationslibell  unterzeichnet  haben 
sollten,  welches  dann  je  nach  der  Wichtigkeit  der  Sache 
mit  dem  grossen  oder  kleinen  Staatssiegel  versehen  werden 
musste. 

Die  Ordonnanz  V.  J.  1539.  und  die  Declarationen  v. 
J.  1657.  (Art.  13.)  und  1666.  (Art.  16.)  —  welche  beide 
freilich  nicht  registrirt  wurden  —  stellten  die  Bedingung, 
dass  der  Missbrauch  ein  notorischer  sein  müsse:  abusus 
apertissimus  esse  debet,  wie  M  a  r  c  a  sagt  •). 

Die  Ordonnanz  v.  J.  1539.  (Art.  6.),  welcher  die  v.  J. 
1606.  (Art.  2.)  folgte,  setzte  schwere  Strafen  fest  für  die 
missbräuchliche  Appellation  —  fol  appel  —  die  nach  der 
Hartnäckigkeit  der  Appellanten  gesteigert  *)  und  unter 
keiner  Bedingung  von  den  Parlamenten  erlassen  werden 
sollten  *). 


>)  So  in  dem  Edict  Karls  IX.  ?om  16.  April  1571.  Art.  5.;  im 
Art.  59.  der  Ordonnanz  von  Blois  —  Feuret  a.  a.  0.  liv.  I.  eh.  2. 
n.  17. 

')  Die  Parlamente  Hessen  aber  auch  ausserdem  Appellationen  zu 
»par  arrött  —  »Cet  arrßt  est  renda  sur  une  requßte,  dans  laquelle  on 
explique  l'abus  et  la  contravention  aux  ordonnances.c  M^moires 
du  Clerg6  7.,  1559. 

«)  a.  a.  0.  lib.  4.  c.  20.  n.  2. 

*}  Das  fiel  später  und  schon  durch  die  Ord.  vom  J.  1606.  fort; 
▼ielmehr  wurde  durch  die  Ord.  vom  J.  1695.  (art.  37.)  die  Strafsumme 
auf  75.  livres  fixirt     M6m.  du  Clergö  7..  1531. 

*)  Statt  dessen  verurtheilten  die  Parlamente  den  geistlichen  Richter 
zu  Kosten  und  Strafe,  was,  wie  das  Edict  v.  J.  1625.  bestimmte  — 
dies  wurde  freilich  in  keinem  Parlamentshof  registrirt  —  nur  im  Fall 
der  »calomnie  manifeste«  geschehen  sollte. 
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Aller  dieser  unendlich  oft  eingeschärften  Beschrän- 
kungen ungeachtet  wuchsen  aber  die  Befugnisse  der  Parla- 
mente beständig,  und  als  erst  Pierre  Pithou  im  J. 
1594.  die  Lihertes  de  Veglise  gallicane  zusammengestellt 
hatte,  die  wenn  auch  ein  Privatwerk  sehr  bald  sich  officielles 
Ansehen  erwarben,  da  war  mit  dieser  Codification  des  fran- 
zösischen Staatskirchenrechts  auch  dem  Parlamente  die  lange 
gesuchte  Glelegenheit  gegeben,  seine  Schirmvogtei  über  die 
Kirche  an  feste  Bestimmungen  anzuknüpfen,  deren  territo- 
rialistischer  Character  nicht  zu  verkennen  war,  und  die 
nicht  nur  das  ganze  Material  des  Ordonnanzenrechts  zu- 
sammenfassten,  sondern  auch  durch  das  gewohnheitsmässig 
gebildete  Recht  erweiterten;  da  war  ihm  vergönnt,  seine 
Befugnisse  mit  den  jetzt  unzweifelhaften  des  Staates  zu 
identificiren. 

Pithou  hatte  als  Garantie  der  gallicanisohen  Freiheiten, 
die  eben  nicht  nur  eine  Schutzwehr  des  Staates  gegen  kirch- 
liche Ueborgriflfe  sein  sollten,  sondern  zugleich  auch  die 
Norm  bilden  fiir  viele  rein  kirchliche  Verhältnisse  und  na- 
mentlich für  die  Gränzscheidung  der  römischen  und  galli- 
canisohen Kirche,  eigens  den  appel  comme  d'abus  hingestellt, 
und  er  hatte,  indem  er  die  Parlamente  speciell  erwähnte, 
und  sie  zur  Erreichung  seiner  Zwecke  als  vorzügliches 
Organ  pries,  bewirkt,  dass  die  dem  Könige  derzeit  vindi- 
cirte  Befugniss,  Wächter  der  kirchlichen  Canones  zu  sein, 
Rächer  jedes  auch  von  der  Kirche  beganfi^enen  formalen 
oder  materiellen  Unrechts,  vollständig  auf  diese  Behörden 
überging.  Er  hatte  die  Fälle  des  Missbrauchs  der  geist- 
lichen Amtsgewalt  einzeln  aufgezählt,  aber  in  einer  so  vagen, 
so  unbestimmten  Weise,  dass  den  Parlamenten  nicht  bloss 
der  Schutz  des  Staates,  sondern  auch  der  Schutz  der  Kirche 
gegen  sich  selber  übertragen  wurde. 

Was  war  das  für  eine  Schranke  der  parlamentarischen 
Willkür,  wenn  Pithou  die  Bestimmung  des  früheren  Rechtes 
im  SOsten  seiner  Artikel  formulirle  '),  dass  auch  die  Geistlichen 


*)  Zwei  derartige  vom  Parlament  zu  Dijon  entschiedene  Fälle  bei 
Dupai  a.  a.  0.  c.  30.  n.  39.  40. 
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wegen  Missbrauchs  der  staatlichen  Gewalt  den  Weg  des 
recursus  beschreiten  könnten,  da  dieser  Recurs  an  das- 
selbe Parlament  gebracht  werden  musste,  dessen  Kirchen- 
gewalt so  eben  erst  in  so  ungemessener  Weise  gehoben  und 
befestigt  worden  war,  und  das  aus  Elementen  bestand, 
deren  Rechtgläubigkeit  derzeit  der  refonnirten  Lehre  gegen- 
über ebenso  zweifelhaft  war,  wie  «päter  gogenilber  dem 
Jansenismus ! 

Der  Appel  comme  d'abus  sollte  aber  nach  dem  79ston 
Artikel  der  Libert^s  stattfinden:  quand  il  y  a  entreprise 
de  jurisdictiov  ou  attentat  contre  les  saincts  decrets  et  Ca- 
nons receue  en  ce  royaume,  droicts,  franchises,  libertes  et 
Privileges  de  Vilglise  gallicane,  concordats,  edits  et  ordon- 
nances  du  royy  nrrest  de  son  parlement  *) :  bref,  contre  ce 
qui  est  non  seulement  de  droict  commun,  divin  ou  ncUurel, 
mais  aussi  des  prerogatives  de  ce  royaume  et  de  Vilglise 
d'iceluy.  — 

Vergeblich  remonstrirte  der  Clerus  gegen  diese  von 
den  Parlamenten  angenommene,  der  That  nach  auch  durch- 
geführte Begränzung  ihrer  Compctenz,  die  alles  Qöttliche 
und  Menschliche,  Kirchliche  und  Weltliche  umspannte  und 
ihrer  Cognition  unterwarf  —  Plaise  ä  Votre  Majesti,  bat 
er  i.  J.  1605.,  Sire,  en  reprenant  les  articles  59,  et  60.  de 
V ordonnance  de  Blois,  deputer  tels  personnages  notables  de 
votre  Conseil  et  Cours  souveraines,  pour,  par  J<i  confirence 
que  les  Prelats  et  aufres  deputes  assembles  en  cette  ville 
de  Paris  feront  avec  enx,  regier  et  eclaircir,  tant  les  formes 
de  prononrer  sur  tesdites  appellations ,  que  les  cas  ksquels 
vos  ditvs  Cours  souveraines  devront  icelies  recevoir  ou  re- 
jeter  —  *).  König  Heinrich  IV.  wiederholte  zwar  die 
früheren  gesetzlichen  Beschränkungen  des  appel  comme 
d'abus,  ja  fügte  noch  einige  neue  hinzu,  dann  aber  be- 
zeichnete er  den  Umfang  des  Rechtsmittels  in  einer  Weise, 
die  an  Unbestimmtheit  der  Pithouschen  Bestimmung  nichts 

*)  Dadurch  waren  die  Beschlüsse  des  Parlaments  auf  gleiche  Linie 
geätellt  mit  den  Gesetzen  des  Königreiches,  was  schon  1605.  durch 
Heinrich  IV.  bestätigt  wurde.  Vgl.  auch  F  e  u  r  e  t  a.  a.  0.  liv.  I. 
eh.  7.  n.  5. 

*)  M6m.  du  Clerg^  7,  1516.  art.  10. 
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nachgab,  und  erklärte  schliesslich,  indem  er  die  Vorschläge 
des  Clerus  ablehnte,  eine  genauere  Feststellung  für  unmög- 
lich. Les  Appellations  comme  d*abu8,  sagte  er,  otit  toujours 
6te  regttes,  qtmnd  il  y  a  cotitravention  aux  saints  Dicrets, 
Conciles,  et  Constitutions  canoniqaes  y  ou  bien  entreprises 
sur  Vautoriti  de  Sa  Majeste,  les  lois  du  royaume,  droits, 
libertes  de  VJßglise  Gallicaney  ordonnances  et  arrits  des 
Parlements  donnis  en  consequence  d' icelies;  et  pour  ce,  tCest 
pas  possible  de  rSgler  et  definir  plus  particulierenient  ce 
qui  provient  de  causes  st  ginerdles  — . 

Die  schädlichen  Folgen  einer  solchen,  doch  wieder  nicht 
zu  umgehenden  Behandlungsweise  konnten  denn  auch  nicht 
ausbleiben,  und  selbst  gemässigte  Cleriker,  wieFleury*), 
Juristen,  denen  Parteilichkeit  für  die  Kirche  nicht  zum  Vor- 
wurf gemacht  werden  kann ,  wie  d'Aguesseau'),  be- 
kennen, dass  die  Kirche  in  unerträglicher  Weise  vermittelst 
des  appel  comme  d'abus  geknechtet  worden  sei.  Nicht 
aber  durch  das  bekannte  noch  heute  gangbare  Schlagwort 
F6n61ons,  der  von  dem  abus  Snorme  des  appels  comme 
d^abus  sprach  '),  wird  das  so  bewiesen,  wie  durch  die  Vor- 
stellung des  französischen  Clerus  an  die  Regentin  Maria 
von  Medicis*)  v.  J.  1610.,  wie  durch  die  zahlreichen 
Beschwerden  des  Clerus  überhaupt  und  durch  deren  Ver- 
anlassung, die  Decrete  der  Parlamente. 

Mit  kurzen  Zügen  will  ich  das  darstellen. 


>)  iDStit.  au  droit  eccl^s.  p.  3.  eh.  l. 

*)  Bei  Affre  a.  a.  0.  S.  106. 

'}  Oeuvres  22.,  556. 

*)  >. .  . .  l'^glise  est  . . .  afflig^e  de  la  paralisle,  qui  rend  ses  mem- 
bres  da  tout  inatils  et  sans  action  Dy  ezercice.  Ce  mal  proc^de  des 
entreprises  des  Juges  s^culiers  sur  la  larisdiction  Ecclesiastique,  et  des 
appellations  comme  d'abus,  qu'on  re^oit  indiff§remment  en  tous  cas 
aux  Parlaments;  de  sorte,  que  si  nous  voulous  auiourd'huy  corriger 
qaelque  Prestre  vitieux  et  de  mauvaise  vie,  si  nous  entreprenons  ä 
nos  visites   de  reforroer  quelque  abus  et  desordre  en  un  Monastere; 

aussi  tost  on  nous  arreste  avec  une  appellation  comme  d'abus 

tellement  qu'un  Evesque  qui  auiourd'huy  voudra  bien  faire  sa  Charge 
est  en  hasard,  faisant  sa  visite,  de  se  former  autant  de  proc^s  qu'il 
y  a  de  Curez  et  de  Prestres  en  son  Diocese«  In  Recueil  des  Re- 
monstrances  (Paris  1626.)  1.,  169.  f. 
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Schon  i.  J.  1605.  verband  der  Clerus  mit  der  oben 
erwähnten  Bitte,  die  Fälle  des  appel  d'abus  einzeln  festza- 
f teilen,  die  schwere  Klage  über  die  Leichtfertigkeit,  mit 
der  dies  Rechtsmittel  von  den  Parlamenten  behandelt  und 
diirch  welche  das  Ansehen  der  Kirche  gänzlich  untergraben 
werde. 

La  Jurisdiction  spirituelle  6tahlie  en  Veglise,  heisst  es  % 
est  teUement  necessaire  au  rigime  des  ames,  que  sans  eUe 
le  gouvemement  et  maintien  d'iceUe  ne  peut  subsister.  Cette 
Jurisdiction^  Sire,  est  tellement  enclouSe  aujourdhui  par  les 
appellations  comme  d'ahus,  que  si  lesdites  appeUcdions  itoient 
ramenies  ä  tel  ordre  que  sans  Usurpation  et  minage  des 
choses  susdites  divines  et  humaines,  Tiglise  püt  faire  sa 
Charge  sürement^  eile  auroü  occasion  de  veiller  tFautant  plus 
soigneusement  sur  la  Jurisdiction  spirituelle,  qu^elU  sauroit 
que  ses  jugements  seroient  confortis  par  TautoriU  de  vos 
officiers;  mais  au  lieu  de  cela,  Sire,  les  appellations  de  sa 
Jurisdiction,  sous  coüleur  d*ahus,  sont  si  frSquentes,  Ugires, 
Hendues  ä  tant  de  cas,  et  traities  avec  teUe  licence,  mime 
en  public ,  que  le  mfpris  et  Vaversion  de  la  disdpline  et 
Jurisdiction  sacree  apporte  un  tris-grand  desordre  en  TSgUse, 
d'autant  que  cette  libertS  trop  vague  d^itendre  V appel  comme 
d'abus  ä  tantes  sortes  de  cas  ruine  la  disdpline,'  fomente 
le  vice,  confond  Vadministration  des  choses  saintes,  Charge 
les  consciences  de  vos  cours  souveraines,  et  donne  oeeasion 
ä  vos  Sujets  d^user  de  mSpris. 

Wie  ungenügend  auch  die  Antwort  des  Königs  auf 
diese  Beschwerde  ausfiel  '),  es  erfolgte  doch  wenigstens  eine 
Wiederholung  der  früheren  Ordonnanzen ,  während  auf  die 
bei  Ludwig  XIII.  vorgebrachten  vollständig  gleichartigen 
Klagen  vom  J.  1614.*)  gar  kein  Bescheid  gegeben  wurde. 

Aehnliche  Beschwerden  brachte  der  französische  Clerus 
dann  wieder  i.  J.  1635.  vor^),    die   eine  eingehende  aber    ]pk 
>theilweisc   ablehnende  Antwort  des   Königs  erhielten,   und 
ganz  ausführlich  eudlich,  um  von  den  vielen  „r^monstrances^ 

^  M6m.  du  clerg^  7.,  1516.  f. 

')  Das  ist  oben  erwähnt  worden.    8.  497. 

')  Udm,  du  Clerg^  7.,  1618. 

*)  ebendas.  7.,  1619.  ff. 
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noch  die  bedeutendste  anzuführen,  war  die  von  dem  zu 
Pontoise  versammelten  Clerus  i.  J.  1665.  an  Ludwig  XIV. 
gerichtete.  Hier  heisst  es  *) :  Los  appellaiions  comme  d'abus 
apporient  bien  encore  un  plus  grand  disordre  et  une  plus 
gratide  confusion.  C'est  une  nouvelle  chicane  inconnue  en 
France  avant  les  derniers  siecles,  et  dont  le  venin  n'a  point 
infectS  les  autres  nations  chretiennes.  Nous  savans  que  les 
trones  des  Monarques  et  nonimemefit  ceux  de  nos  Rois  Tris- 
ChrStiens,  ont  ete  de  tant  temps  le  refuge  des  malheureux;  * 
que  tous  les  opprimSs  y  ont  eu  un  acces  favorable,  et  que 
ees  augustes  Prin^^es  ofü  toujours  ete  les  protecteurs  eiles 
des  Canons  et  des  personnes  ecclesiastiques,  Mais  il  y  a 
bien  de  la  difference  efitre  le  recours  des  sujets  ä  l^urs 
princes  et  les  appellations  comme  d^abus,  Les  Empereurs 
et  les  Rois  recevoient  les  plaintes  de  ceux  qui  souffroient 
quelque  oppression,  ils  faisoiefit  quelqu^-fois  revoir  leurs 
proces,  mais  par  des  evSques,  et  non  par  des  laiques. 

Der  Clerus  gesteht  zu,  dass  die  Rccurse  wegen  Miss- 
brauch gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  begonnen  hätten; 
aber  zum  Schutz  der  gallicanischen  Kirche  gegen  päpst- 
liche Uebergriffe,  nicht  zur  Unterdrückung  der  Kirche  selbst. 
Erst  mit  dem  Calvinismus  hätte  sich  der  Gemüther  eine 
derartige  Verwirrung  bemächtigt,  dass  jetzt  die  Straflosig- 
keit einer  zügellosen  Geistlichkeit,  die  Machtlosigkeit  der 
Kirchenfürsten  das  beklagenswerthe  Resultat  sei. 

Es  lässt  sich  diesen  Beschwerden  im  Allgemeinen,  wie 
ich  schon  oben  angedeutet  habe,  eine  Berechtigung  nicht 
absprechen;  aber  die  Rcaction  der  Kirche,  die  übrigens 
nicht  gegen  das  Institut  des  appel  comme  d'abus,  sondern 
allein  gegen  dessen  missbräuchliche  und  ungesetzliche  Hand- 
habung gerichtet  war  *) ,  blieb  ohnmächtig  gegenüber  dem 
einmüthigen  Widerstand  des  Königs,  der  Parlamente*,  des 
Volks  und  des  niederen  Clerus. 

Wenn  wir  jetzt  uns  zu  den  einzelnen  Fällen  wenden, 
in   denen    ein    appel    comme   d'abus   für    vorhanden  erklärt 

>)  eben  das.  7.,  1523.  ff. 

•")  Vgl.  Memoires  du  Clerg6  2.,  47JK  ff.  1053.  f.  1745. 
Uebrigens  haben  sich  auch  Bischöfe  des  Rechtsmittels  gegen  den 
Papst  bedient,  Beispiele  aus  d.  J.  1566. 1667.  bei  Dupui  a  a.  O.  1.,  208. 
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wurde,  »o  steht  obenan:  die  Excomtnunication  des  Königs 
von  Frankreich  *).  Freihch  kam  eine  solche  in  den  Zeiten, 
welche  uns  jetzt  beschäftigen ,  nicht  mehr  vor  *).  Damit 
verband  sich  aber  naturgemäss  der  schon  im  Mittelalter 
geltende  Grundsatz,  dass  dem  Papste  auch  im  Allgemeinen 
die  Befugniss  abgesprochen  wurde,  in  die  weltlichen  An- 
gelegenheiten des  Königreichs  einzugreifen  ') ,  und  dass  im 
Falle  des  Zuwiderhasdelns  ein  abus  stattfand. 

So  legte,  als  i.  J.  1591.  der  Papst  Gregor  XIV.  einen 
Nuntius  nach  Frankreich  geschickt  hatte,  welcher  sich  mit 
den  Rebellen  in  Verbindung  setzen  und  Censuren  gegen 
die  Anhänger  des  Königs  erlassen  sollte ,  der  Procurator 
den  appel  conime  d'ahus  ein,  und  es  ist  bemerkenswerth 
und  mag  an  diesem  einen  Beispiel  gezeigt  werden,  mit 
welcher  nachdrücklichen  Schärfe  das  Parlament  von  Tours 
—  dessen  Beschluss  mir  vorliegt  —  verfuhr. 

Nicht  allein  dass  die  Bullen  des  Papstes  erklärt  wurden 
für:   nulles,  abnsives,  seditietises ,  damndbleSy  pleines  d*tm- 


'}  Feuret  a.  a.  0.  Liv.  1.  eh.  6.  Als  Ludwig  XII.  sich  im 
Vertrage  von  Paris  v.  2.  August  1498.  mit  Erzb.  Philipp  ▼.  Oester- 
rei  ch  verpfliclitet  hatte  ». . .  soubs  peine  de  censures  Äpostoliques  . . .« 
erlicss  der  Procureur  du  Roi  an  la  Chambre  des  Comptes  i.  J.  1608. 
eine  Protestation  dagegen.  Durand  de  Mai II an e  a.  a.  0.  1.,  251.  f. 

*)  Doch  wurde  i.  J.  1564.  ein  inonitorium  gegen  die  Königin  von 
Na?arra  erlassen,  worin  sie  wep^en  Häresie  persönlich  nach  Rom 
citirt  und  ihr  im  Falle  des  Nichterscheinens  Reich  und  Vermögen  ab- 
gesprochen wurde,  welches  jedem  zur  Occupation  freistehen  sollte. 
Der  König  von  Frankreich  verlangte  die  Zurücknahme  des  monitoriumi 
drohte  allen  seinen  Untcrthancn,  welche  Beihfllfe  leisten  würden,  mit 
Strafe  »Autremciit  i>rotc8te  le  Roy,  que  s'il  est  contraint  de  recourir 
aux  moyens  et  remedes  que  Ton  a  autreiois  suivy  en  cas  semblable,  ce 
sera  a  son  grand  regret.t     Traitez  a.  a   0.  1.,  56.  ff. 

^)  Vgl.  Libertes  de  P^gl.  gall.  art.  15.  Das  Parlament  liess 
auch  keine  Schriften  zu,  welche  die  Superiorität  des  Papstes  über  den 
König  behaupteten.  Vgl.  Arrest  de  la  cour  . .  contre  Jean  "Fanquerel, 
Bachclior  cn  la  facult^  de  Theologie  1561.  in  Traitez  a  a.  0.  1.,  50.  ff., 
gegen  Florentin  Jacob  i.  J.  151)5.  ebendas.  1.,  212.  ff.,  gegen 
h^uarez  Dcfensio  fidei  catholicae  i.  J.  1614.  Durand  de  Malllane 
a.  a.  0.  ].,  261.,  zahlreiche  weitere  Beispiele  ebendas.  t.  4.  n.  5.  — 
liemerkenswerth  erscheint,  dass  i.  J  1620.  das  Pariser  Parlament  ver- 
bot, sich  des  bekannten  Bildes  von  Sonne  und  Mond  (vgl.  Friedberg 
a.  a.  0.  16.  f.)  zu  bedienen,  De  Marca  a.  a.  0.  IIb.  2.  c.  1.  §.  8^ 
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piete  et  dHmpostures,  cofttraires  aux  saincts  Decrefs,  Droicts^ 
franchiseSf  et  libertez  de  VEglise  gällicane,  dass  befohlen 
wurde,  die  beglaubigten  und  besiegelten  Copien  derselben 
sollten  durch  Henkershand  verbrannt  werden,  dass  den 
Prälaten  und  Priestern,  die  sich  an  der  Publication  bethei- 
ligen würden,  mit  der  Strafe  des  Hochverrathes  gedroht 
wurde:  das  Parlament  erklärte  den  Papst  Gregoire,  soy 
disant  Pape  XIV,  de  ce  iiom,  ennef%y  d€  la  paix  et  de 
Tunion  de  Ttlglise  CcUholique,  Apostolique,  Romaine,  du  Boy, 
de  son  Estat,  adherant  ä  la  conjuration  d'Espagfie,  et  fauteur 
des  Rebelles,  coupable  du  tres-cruel,  tres-inhutnain ,  et  tres- 
deteslahU  parricide,  proditoirement  commis  en  la  per  sonne 
de  Henry. . .  Das  Parlament  verbot  allen  Bankwechslem 
bei  Strafe  des  Hochverrathes  in  irgend  einer  Weise  den 
Geldverkehr  mit  Rom  zur  Erlangung  von  Bullen,  Provi- 
sionen oder  Dispensen  zu  vermitteln,  und  erliess  endlich 
einen  Haftbefehl  gegen  den  Nuntius,  um  ihn  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen  *).  — 

Der  Papst  sollte  ferner  weder  den  französischen  Staat, 
noch  einzelne  Städte,  Oerter  und  Flecken  mit  dem  Inter- 
dicte  belegen  dürfen  •) ,  und  ebensowenig  Staatsbeamte 
wegen  amtlicher  Handlungen  excommuniciren  '). 

So  erklärte  Beispielsweise  das  Parlament  von  Toulouse 
i.  J.  1599.  die  von  dem  Bischof  von  Castros  gegen  zwei 
Parlamentsräthe  verhängte  Excommunication ,  —  die  dem 
Befehl  des  Parlaments  gemäss  den  Bischof  zur  Reparatur 
einiger  Baulichkeiten  anhalten  sollten  —  fUr  nichtig  und 
vcrurtheilte  ihn  zu  6000.  Livres  Strafe,  die  er  unter  An- 
drohung der  Entziehung  der  Temporalien  zu  zahlen  gehalten 
sein  sollte,  und  deren  Verwendung  zu  dem  gedachten  Zweck 
befohlen    wurde  *). 

')  Bei  Dupui  a.  a.  0.  eh.  4.  n.  81. 

■)  Feuret  a.  a.  0.  liv.  1.  eh.  6.  n.  8.  9. 

•)  Liberias  de  Tögl.  gall.  art.  XVI.  Feuret  a.  a.  0.  n.  10. 
Ordon   n.  1629.  art.  23.    Traitez  a.  a.  0.  1.,  46. 

*)  Feuret  a.  a.  0.  Viele  Beispiele  solcher  appels  comme  d'abus 
bei  Durand  de  Maillane  a.  a.  0.  zu  art.  16.  der  Überlas,  und  bei 
Dupui  a.  a.  0.  1.,  60.  ff. 
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Und  noch  energischer  war  das  Verfahren  gegen  Fran  z 
V.  Lothringen,  Bischof  von  V  e  r  d  u  n  *). 

Als  dieser  über  den  königlichen  Lieutenant,  der  gegen 
ein  bischöfliches  monitorium  den  appel  conime  d*abus  erhoben 
und  die  Publication  desselben  hintertrieben  hatte,  die  Ex- 
communication  verhängte,  befahl  das  Parlament,  i.  J.  1627. 
que  lesdits  actes  des  preiendus  monitoire  et  excommuntcaiton 

comme  abusifs,  scandaleux,  remplis  d^imposiures  et  faux 

faits,  prejudiciables  ä  Tauthoriti  du  Boy,  repos  et  tranquillitS 
publique,  zu  cassiren  seien,  und  auf  öffentlichem  Platze 
durch  den  Scharfrichter  zu   zerreissen   und  zu  verbrennen. 

Jede  Spur  dieser  Actenstücke  sei  in  dem  bischöflichen 
Archive  zu  vernichten,  jede  Copie  dem  Parlamente  auszu- 
liefern ;  der  Bischof  selbst  sollte  unter  Bewachung  nach  Paris 
gebracht  werden,  pour  satisfaire  sa  Mcyesti,  d.  h.  um 
10,000  Livres  Strafe  zu  zahlen.  Alle  Temporalien  des  Bis- 
thums  seien  bis  dahin  zu  sperren.  — 

Die  Vollmachten  der  päpstlichen  Nuntien  wurden  von 
dem  Parlament  geprüft  und  ihre  Registrirung  verweigert, 
sobald  sie  von  der  bestehenden  Uebung  einigermassen  ab- 
wichen *),  wie  denn  auch  keine  Person  ohne  königliche  Ge- 
nehmigung die  Functionen  eines  Legaten  ausüben  durfte  '). 
Das  erstere  geschah  auch  mit  den  päpstlichen  Bullen.  Schon 
i.  J.  1455.  untersuchte  das  Parlament  von  Toulouse  eine 
Bulle  ad  videfidum  st  eratit  contrcmae  PragmaticcLe  sanctioni 
et  auctoritati  Curiae  und  verbot  dem  Erzbischof  von  Tou- 
louse, bis  die  Entscheidung  gefällt  sei,   davon  Gebrauch 


»)  Vgl.  Dupui  a.  a.  0.  1.,  90.  ff. 

*)  Namentlich  wurde  nach  dem  Trienter  Concil  darauf  gesehen 
dass  die  Vollmachten  der  Legaten  sich  nicht  auf  das  in  Frankreich 
nicht  recipirte  Concil  bezögen.  Das  Parlament  fügte  bei  der  Registri- 
rung hinzu:  »Sans  approbation  du  Concü  de  Trente«,  vgl.  Durand 
de  Mailiane  a.  a.  0.  1.,  133.  f. 

^)  i.  J.  1483.  beklagte  sich  der  königliche  Procurator,  dass  der 
Cardinal  Balue  sich  als  Legat  gerire.  Es  wurde  ihm  daher  unter- 
sagt, und  das  Verbot  unter  Trompetenschall  öffentlich  ausgerufen.  Als 
derselbe  später  bat,  sich  ein  Kreuz  vorantragen  lassen  und  kleinere  Fa- 
cultäten  ausQben  zu  dürfen,  beschloss  das  Parlament  dagegen,  Comment. 
sur  les  libertez  ...  de  Pithon  in  Traitez  a.  a.  0.  1.,  82. 
Weitere  Beispiele  bei  Dupui  2.,  60.  ff. 
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zu  machen  *).  Und  in  der  Folgezeit  bedurfte  jedes  päpst- 
liche Aktenstück  zui*  Publication  in  Frankreich  einer  vom 
Parlamente  ertheilten  Genehmigung,  welche  amiex  genannt 
wurde.  Widersprach  es  in  irgend  einer  Weise  den  zahl- 
reichen Beschränkungen ,  welche  die  LibertSs  de  Vtlglise 
Gallicane  für  die  Aeusserung  der  päpstlichen  Macht  in 
Frankreich  aufstellten,  so  wurde  das  Verfahren  des  appel 
eofnme  d'cJms  eingeleitet ').  Nur  dass  aus  Achtung  gegen 
den  Papst,  der  appel  nicht  gegen  ihn,  sondern  allein  gegen 
die  Publication  der  Bulle  eingelegt  wurde'). 

Wenn  wir  nach  diesen  wichtigsten  Fällen,  wo  in  Be- 
ziehungen der  römischen  zur  französischen  Kirche  oder  zum 
französischen  Staate  Appellationen  Platz  greifen  konnten, 
uns  zu  den  inneren  Verhältnissen  Frankreichs  wenden ,  so 
ist  vor  allen  Dingen  zu  bemerken,  dass  die  Gegenwirkung 
gegen  Uebergriife  der  geistlichen  Gerichte  lange  nicht  mehr 
den  Uauptgegenstand  der  appels  comme  d'abus  ausmachte. 
Ueberhaupt  war  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  Laufe  der 
Zeiten  immer  mehr  eingeengt  worden,  bis  sie  durch  die 
Revolution,  wie  so  viele  Institute  des  Mittelalters,  ihr  Ende 
fand. 

Zwar  war  die  Beschränkung  der  geistlichen  Gerichte, 
dass  ein  Staatsprocurator  ihren  Sitzungen  beiwohnen,  oder 
je  wöchentlich  von  ihren  Papieren  Einsicht  nehmen  sollte  ^), 
schon  seit  dem  J.  1573.  ausser  Gebrauch  gekommen,  und 
ebenso  wenn  auch  später  —  nach  Art.  44.  des  Edictes  v. 
April  des  J.  1695.  —  dass  die  geistlichen  Urtheile  erst  auf 
einen  Befehl  des  weltlichen  Richters  (pareatis)  zu  vollstrecken 


>)  bei  Dapni  a.  a.  0.  1.,  212. 

*)  Namentlich  wurde  die  Balle  de  Cocna  domini  von  Frank- 
reich aasgeschloBsen.  LibertSs  de  l'^gl.  Gall.  art.  17.;i.  J  ]()41. 
verbot  das  Parlament  eine  Bulle  eu  publiciren,  welche  auf  die  de  Goena 
Domini  Bezug  nahm  bei  Strafe  der  Majest&tsyerletzuDg,  Traitez  a.  a. 

0.  ].,  4a 

')  Ony  Goqnille  Discours  des  droits  eccl^s.  in  Traitez  a. 
a.  0.  1.,  202.:  »mais  l'^ect  en  est  tont  pareil.« 

«)  Das  hatte  Franz  I.  i.  J.  1535.  zu  Yz-sur-Tille  (Cap.  12.  Art. 
27.)  fflr  die  Proyence  bestimmt.  —  Aliein  im  Gegensatz  dazn  hatte 
auch  der  Offieial  das  Recht,  den  Sitzungen  der  weltlichen  Gerichte  bei- 
zuwohnen.   Brewer  a.  a.  0.  2.,  786. 
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wären;  allein  wenn  wir  die  Gränzen  betrachten,  die  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit  gesteckt  waren,  so  bestimmte 
freilich  der  Art.  1 .  der  Ordonnanz  von  Villers-Cotterets 
V.  J.  1539.,  dass  bei  allen  persönlichen  Klagen  das  Forum 
des  Beklagten  maassgebend  sein  sollte,  aber  die  Ordonnanz 
von  Roussillon  v.  J.  1563.  (Art.  21.)  und  die  von  Mou- 
lins   V.  J.  1566.   (Art.  40.)   setzten  fest:   que  nul  de  iW8 

Sujets  soi-disant  clerc,  ne  pourra  jouir  du  dii  priviUge 

s'ü  n'est  catistitue  es  ordres  sacris  et  pour  le  moins  sous- 
dicicre  ou  clerc  actuellement  rSsidefU  et  servant  aux  Offices, 
ministeres  et  henefices  qu'il  tient  en  Veglise,  und  das  Gesetz 
V.  J.  1539.  selbst  hatte  die  Entscheidung  über  Immobilien, 
Possessorien-  und  Pfandklagen  ganz  und  gar  den  geist- 
lichen Gerichten  entzogen. 

Auch  bei  den  Verbrechen  der  GeistUchen  fand  eine 
sich  bis  zur  Revolutionszeit  hinziehende  Scheidung  der  Co- 
gnition statt,  je  nachdem  das  Vergehen  ein  leichtes  —  dilit 
commun  —  war ,  wo  dann  der  geistliche  Richter  allein  ent- 
schied, oder  ein  schweres  —  dilit  priviUgie  —  wo  der 
Prozess  sowohl  bei  dem  geistlichen  als  weltlichen  Richter, 
und  zwar  der  eine  unabhängig  von  dem  anderen  geführt 
wurde  und  wo  dann  der  geistliche  Richter  die  geistlichen, 
der  weltliche  die  weltlichen  Strafen  aussprach  ^).  Dagegen 
stand  dem  geistlichen  Richter  in  Criminalsachen  keine  Ge* 
richtsbarkeit  gegen  Laien  mehr  zu ') ;  nur  einige  wenige 
Verbrechen  hatte  die  Kirche  ihrer  Competenz  erhalten, 
doch  auch  das  mit  vielen  Beschränkungen.  So  Kotzerei  ^)f 
die  aber  in  den  letzten  Zeiten  nur  wegen  des  etwa  damit 
verbundenen  Aufruhrs  oder  der  Verletzung  der  öffentlichen 
Ordnung  gestraft  wurde,  und  in  ähnlicher  Weise  die  Stö- 
rung des  öffentlichen  Gottesdienstes ;  dagegen  waren  Flüche, 
Gotteslästerungen  *),  und  Wucher  *)  cos  royaux. 

Die    Civiljurisdiction   hatte    die    Kirche   schon  im    17. 


»;  Näheres  bei  Brewer  a.  a.  0.  2.,  810.  ff.    Fearet  a.  a.  0. 

Ht.  8. 

»)  B  r  e  w  e  r  a.  a.  0.  2.,  816.  ff. 
3)  eben  das.  2.,  817.  f. 
«)  eben  das.  2.,  818. 
»j  ebendas.  %,  819. 
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Jahrhundert  fast  vollständig  mit  Ausnahme  der  Sachen, 
welche  Sacramente  ^) ,  vota ,  Gottesdienst ,  Diseiplin ,  geist- 
liche Zehnten  und  reine  Spirituah'a  betrafen,  an  die  welt- 
lichen Gerichte  verloren  *). 

Die  Parlamente  nahmen  aber,  wenn  auch  in  ungesetz- 
licher Weise  beständig  appels  comme  d'abus  an,  falls  selbst 
bei  unzweifelhafter  Competenz  des  geistlichen  Gerichtes  ein 
materiell  unrichtiges  Urtheil  gefällt  worden  war,  oder  viel- 
mehr klammerten  sie  sich  an  jede  Formverletzung,  nur  um 
auch  über  das  Materielle  der  Sache  Entscheidung  treffen 
zu  können  '). 

Besonders  häufig  griffen  sie  in  die  Disciplinarbefugnisse 
der  Bischöfe  ein  ^) ,  und  noch  häufiger  fast  waren  die 
Appellationen ,  welche  sie  wegen  ungerecht  verfügter  Ex- 
commuuicationen  ^)  oder  auch  wegen  Sacramentsverweige- 
rung  annahmen  ^) ;  denn  der  König  von  Frankreich ,  das 
war   die   auch  noch   heute   geltende   Anschauung,   ist  ver- 


')  Dotalsachen  gehörten  jedoch  vor  das  weltliche  Gericht  und 
eben  desswegen  wurden  auch  die  Scheidungsklagen  meist  dort  ver- 
handelt.   H^ricourt  a.  a.  0.  Part.  8.  eh.  6.  art.  4   n.  29.  S.  471. 

•)  Vgl.  fid.  V.  J.  1696.  art.  34. 

')  Das  geht  aus  den  oben  angefahrten  Beschwerden  und  gesetz- 
lichen Bestimmungen  hinreichend  hervor. 

*)  Ein  Beispiel  bei  Durand  de  M a  11 1  a n  e  a.  a.  0.  2.,  761. 

')  Es  sollte  keine  solche  ausgesprochen  werden  wegen  bürgerlicher 
Angelegenheiten,  Libert^s  de  l'ögl.  Gallic.  art.  35.  Während  des 
appel  comme  d'abas- Verfahrens  konnte  das  Parlament  dem  Appellanten 
eine  absolutio  ad  cautelam  ertheilen,  eben  das.  art.  36.  Belege  bei 
Dupui  a.  a.  0.  1.,  191.  ff. 

')  Dahin  gehörte  auch  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses. 
Schon  im  Mittelalter  schritten  die  Parlamente  gegen  den  Missbrauch 
ein,  wonach  Personen,  die  ohne  Testament  verstorben  waren,  als 
Sandern,  die  der  Kirche  nichts  hinterlassen  hatten,  das  kirchliche  Be- 
gräbniss  verweigert,  und  später  aus  besonderer  Gnade  den  Ilinter- 
bliebenen  gestattet  wurde,  noch  nachträglich  an  Stelle  des  Verstorbenen 
ein  Testament  (d.  h.  zu  Gunsten  der  Kirche)  zu  machen  —  vgl.  Du 
Gange,  Glossarium  s.  v.  intestatus,  Beaumanoir  c.  15.  §.  10. 
(Beugnot  1.,  249.)  -  Noch  i.  J.  1515.  erliess  der  B.  v.  Paris  ein 
Statut,  wonach  es  zur  Beerdiguog  ab  intestato  Verstorbener  einer  bi- 
schöflichen Erlaubniss  benöthigen  sollte.  Das  Parlament  erklärte  das 
Statut  far  nichtig,  Durand  de  Mailiane  a.  a.  0.  1.,  867. 
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pflichtet,  darüber  zu  wachen,  dass  seinen  Unterthanen  der 
Geniiss  der  Sacramente  grundlos  nicht  verkümmert  werde. 

Die  Parlamente  sahen  eine  Sacramentsverweigerung 
ohne  genügenden  Grund  als  schwere  Injurie  an,  und  zogen 
deren  Cognition  als  cas  privilögiö  vor  ihr  Forum.  Dabei 
sollte  die  Regel:  „abusus  apertissimus  esse  debet^  die  Um- 
kehr erleiden:  „crimen  apertissimum  esse  debet",  wegen 
dessen  nämlich  das  Sacrament  verweigert  würde  *). 

Ich  will  hier  nur  einen  Fall  anführen,  der  durch  die 
daran  geknüpften  Beschwerden  des  Parlaments  gegen  den 
Clerus  eine  gewisse  Berühmtheit  erlangt  hat,  und  den  auch 
Affre*)  berichtet. 

Am  12.  December  1752.  hatte  der  Pfarrer  von  Saint- 
M^dard  zweien  Nonnen  die  Sacramente  verweigert.  Es 
wurde  der  appel  comme  d^ahus  eingelegt,  und  als  sich  fand, 
dass  der  Pfarrer  nur  auf  Befehl  des  Erzbischofs  von  Paris 
gehandelt  hatte ,  diesem  aufgegeben ,  sein  -Verbot  zurück- 
zunehmen. 

Der  Erzbischof  von  Paris  weigerte  sich  indessen,  die 
Autorität  des  Parlaments  in  dieser  Angelegenheit  anzuer- 
kennen und  Hess  sich  weder  durch  die  angedrohte  Confis- 
cation  der  Temporalien  schrecken,  noch  durch  die  zu  seiner 
Verurtheiliing  erfolgte  Zusammenberufung  der  Pairs  *J.  Das 
Parlament  ordnete  darauf  die  Gefangennehmung  dps  Pfarrers 
von  Saint-MöJard  an,   sperrte   dem  Erzbischof  die  Tempo- 


')  Dalloz  a.  a.  0.  14,  781.  Dieser  führt  viele  Beispiele  solcher 
appels  an.  ßesfmders  bemerkenswerth  ist  das  berQhmte  an 6t  dos 
Pariser  Parlaments  v.  18.  April  1752.,  welches  Verweigerung  der 
Sacramente  auf  Grund  der  Nichtannahme  der  Bnlle  Ünigenitus  verbot. 

')  a  a.  0.  S.  114.  ff.  —  vgl.  auch  Wolf,  Gesch.  d.  Jesuiten  3., 
296.  Bastard-D'Estang,  Les  Parlements  de  FraDce  (Paris  1857.) 
2.,  15.  Bei  letzterem  auch  Darstellung  der  Opposition,  welche  der  EB. 
von  Paris  gogen  das  Parlament  eröffnete,  und  der  Art,  wie  das  Par- 
lament dieselbe  zurückwies. 

«)  Die  Bischöfe,  gestützt  auf  eine  nicht  registrirte  Ordonnan« 
Ludwigs  XIV.  v  20.  April  1657.  verlangten  von  einem  Provinzial- 
concil  gerichtet  zu  werden.  —  Dass  das  jedoch  nur  die  Ausnahme  war, 
und  sie  regelmässig  den  gewöhnlichen  Gerichten  unterworfen  waren, 
bewies  ausführlich  d'Aguesseau  Oeuvres  5.,  199. 

E.  Fried  borg,  D.  Missbr.  d.  geistL  Amtsgewalt.  88 
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ralien  und  befahl  einem  anderen  Priester  von  Saint- Mödard 
die  in  Rede  stehenden  Sacramente  zu  reichen. 

Jetzt  aber  trat  der  König  dazwischen,  cassirte  die  beiden 
Parlamentsbeschlüsse  und  verbot  den  Pairs  sich  zu  ver- 
sammehi.  Das  Parlament  jedoch,  dadurch  unbehindert,  ge- 
stattete nicht  die  Lesung  der  königlichen  Ordres  und  be- 
schloss  eine  neue  Berufung  der  Pairs,  was  wieder  ein  Verbot 
des  Königs  zur  Folge  hatte.  Unter  dem  22.  Februar  1753. 
erliess  dann  der  König  eine  mit  den  gehörigen  Förmlich- 
keiten versehene  Ordre,  welche  die  Cognition  des  Parlaments 
über  Sacramentsverweigerungen  überhaupt  raodificirte.  Das 
Parlament  weigerte  jedoch  die  Registrirung  und  richtete 
Gegenvorstellungen  an  den  König,  die  mit  harten  Anklagen 
gegen  den  Clerus  verbunden  waren,  vom  Könige  aber  nicht 
angenommen,  sondern  mit  dem  erneuten  Befehl,  die  könig- 
liche Ordre  zu  registriren,  erwidert  wurden.  Vergebens: 
das  Parlament  erklärte  sich  am  5.  Mai  für  permanent,  ob- 
gleich alle  laufenden  Geschäfte  erledigt  waren,  und  liess 
sich  auch  durch  einen  königlichen  Befehl  von  demselben 
Tage,  der  harte  Strafen  des  Ungehorsams  und  den  Un- 
willen des  Königs  androhte,  nicht  abhalten,  neue  Fälle,  wo 
Sacramentsverweigerungen  vorgekommen  waren,  zu  seiner 
Cognition  zu  ziehen.  Selbst  die  darauf  erfolgte  Exilirung 
einzelner  Mitglieder  machte  die  grosse  Kammer,  die  anzu- 
greifen der  König  sich  scheute,  in  ihren  Maassnahmen  nicht 
irre  *). 

Ausserdem  aber  fanden  Appellationen  statt,  falls  die 
Vorschriften  über  Errichtung  neuer  Kirchen ,  Klöster  und 
Orden  *),    Bisthümer   und   Erzbisthümer   verletzt   waren  •), 


*)  »La  D^claration  du  roi  du  10.  sept.  175G.  qui  forme  le 
dernier  acte  l^gislatif  sur  cette  matit're,  tout  en  consacrant  le  droit  de 
86  plaindre  pour  raison  de  refus  de  sacrements  aux  juges  ayant  con- 
naissance  des  cas  royaux,  sauf  le  renvoi  devant  les  juges  d'figlise, 
pour  raison  de  d^lit  commuOf  d^fend  express^ment  aux  cours  et  juges 
royaux  d'ordonner  en  quelque  maniäre  et  sous  quelque  expression  que 
ce  soit,  que  les  sacrements  seront  administrös.t  Dalloz  a.  a.  0. 
U.,  782.  Vgl.  übrigens  Ranke,  Französ.  Gesch.  in  Werke  11., 
896.  ff. 

')  Bemerkenswerth  erscheint  die  Stellung  des  Parlamentes  zu  dem 
Jesuitenorden.    Dasselbe  weigerte  sich,  den  vom  Könige  dem  Or- 
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falls  gesetzwidrigo  Translationen,  Unionen,  Sectionen  vor- 
genommen wurden  *),  falls  sich  über  den  rechtmässigen 
Bezug  von  Revenuen  der  Beneficien  Streit  erhob  ■)  und 
noch   mehr  über  deren   Besetzung ') ,    falls   in   kirchlichen 

den  ertheilten  Patentbrief  zu  registriren,  Wolf,  Allf^em.  Gesch.  d. 
Jesuiten  1.,  200.  ff.  249.  und  liess  den  Orden  dann  nur  mit  den  grOssten 
Beschränkungen  zu.  T  h  u  a  n  u  s,  Hi^t  sui  tempor.  tom.  2.  lib.  XXXVII. 
pag.  431.  (Londini  1733.);  i  J.  1594.  verbot  dann  das  Parlament  den 
Jesuiten  den  Aufenthalt  in  Frankreich,  zugleich  allen  Franzosen  ihre 
Kinder  in  Jesuitenschulen  zu  schicken,  Thuanus  a.  a.  0.  8.  447.  f. 
—  Als  (unter  Heinrich  IV.)  die  Jesuiten  aufs  Neue  in  Frankreich 
zugelassen  waren,  prüfte  das  Pariser  Parlament  i.  J.  17G1.  das  In- 
stitutum  Societat.  Jesu  und  erklärte  am  6.  August  desselben  Jahres 
alle  Bullen,  Breven  und  Briefe  der  Päpste,  welche  die  Gesellschaft  Jesu 
betreffen,  desgleichen  die  Constitutionen,  die  Erklärungen  Ober  die- 
selben, die  Gelübde,  die  Formeln  für  die  Dekrete  der  Generale,  so  wie 
alle  Verfügungen  der  Gesellschaft  für  missbräuchlich ;  und  ebenso  ver- 
fuhr das  Parlament  v.  Toulouse  durch  £rk.  v.  26.  Februar  1763. 
(abgedruckt  bei  Bastard  D '  E  s  t  a  n  g  a.  a.  0.  2.,  165.  ff.) ;  ferner 
sollten  die  Schriften  von  Emannel  Sa,  Martin  Anton  Delrio, 
Robert  Person,  S.  Bridgewater,  Robert  Bellarmin, 
Ludwig  Molina,  Alphons  Salmeron,  Gregor  deVa- 
lentia,  ClarusBonarscius,  Johann  Azor,  JacobEeller, 
Gabriel  Vasquez,  Johan  Lorin,  Leonard  Less,  Franz 
Polet,  Adam  Tanncr,  Martin  Becan,  Edmund  Piro t. 
An  ton  de  Escobar,  Jacob  Tirin,  Jacob  Gretser,  Her- 
mann Busonbaum  durch  den  Scharfrichter  zerrissen  und  ver- 
brannt werden,  Wolf,  Gesch.  d.  Jesuiten  3.,  340.  ff.  Darauf  folgte 
dann  die  Vertreibung  der  Jesuiten  aus  Frankreich.  —  Vgl.  auch 
Theiner,  Clemens  XIV.  1.,  15.  ff.  B  astard-D'Estang  a.  a. 
0.  2.,  43.  ff.  104.  ff. 

';  Feuret  a.  a.  0.  liv.  2.  eh.  1.  2.  Denn  es  durfte  kein  neues 
Kloster  ohne  königliche  Genehmigung  errichtet  werden  und  die  Statuten 
bedurften  der  Prüfung  durch  den  Generalprocnrator,  Dupui  a.  a.  0. 
cbap.  82.  Ueberhaupt  hatten  die  Klöster  mannigfache  Eingriffe  der 
Parlamente  zu  ertragen.  Dupui  a.  a.  0.  eh.  33.  erklärt:  »Les  Par- 
lements  conooissent  des  elections  des  Superieurs  en  certains  cas  et  des 
scandales  qui  se  fo«it  dans  lea  Monasteres.  Tiennentla  main  ä  ce  quo 
les  Religieux  ne  sortent  du  Royaume  pour  aller  aux  chapitres  generaux, 
Sans  ordre  du  roy.  Et  qu^il  ne  soit  rien  fait  dans  les  monasteres  an 
prejudice  de  la  Justice  royale  et  des  famiiles  particalidres.«  Auch 
Klosterreformationen  befahlen  die  Parlamente,  ebendas.  eh.  84. 

*)  Feuret  a.  a.  0.  eh.  3. 

*)   ebendas.  eh.  4. 

*}  ebendas.  eh.  6.  6. 
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Aktenstücken  *)  oder  Predigten  aufrührerische  oder  auch 
nur  ungesetzliche  Grundsätze  ausgesprochen  wurden,  falls 
endlich  bei  Ehcschliessungen  *)  und  bei  Zehntforderungen 
Unregelmässigkeiten  vorkamen  ').  Man  kann  mit  Feuret 
ein  Buch  schreiben,  welches  das  ganze  französische  Kirchen- 
recht begreift,  und  man  kann  mit  ihm,  ohne  nur  irgendwie 
fehl  zu  greifen,  überall  als  Garantie  der  Durchführung  den 
appel  comme  d'abus  hinstellen  ^). 

Wenn  wir  jetzt  von  der  Zulässigkeit  der  appels  comme 
d'abus  absehend  die  Art  des  Verfahrens  betrachten,  so  er- 
giebt  sich  Folgendes  *). 

Die  Appellationen  wurden  an  das  Parlament  gerichtet, 
zu  dessen  Sprengel  die  Diöcese,  in  welcher  der  abus  vor- 
gefallen war,  gehörte.  Deshalb  musste  jeder  Bischof, 
dessen  Diöcese  in  mehrere  Parlaraentsbezirke  eingriff,  an 
jedem  dieser  Parlaraonte  einen  Offirial  halten.  Von  grossem 
Nutzen  war  dabei  aber  den  Bischöfen  die  Bestimmung 
Ludwigs  XIII.  V.  J.  1625.  •),  die  durch  den  zwischen 
König  und  Clerus  geschlossenen  V^ertrag  von  Fönten  ay- 
le-Comte  v.  J.  1G28.  bestätigt  wurde,  dass  sie,  ihre  Vi- 
care  und  Officiale  oder  andere  geistliche  Richter  nicht  ge- 
nöthigt  werden  sollten,  persönlich  vor  dem  Parlament  zu 
erscheinen  ^). 


')  Als  das  Parlament  die  Grands&tze  der  Jesuiten  zusammengestellt 
hatte,  yeröfTentlichteu  mehrere  Bischöfe  dagegen  Hirteobriefe.  Diese 
Hess  das  Parlament  öffentlich  zerreissen  und  Terbrennen,  und  der 
König  vermochte  den  EB.  y.  Paris  nur  dadurch  vor  den  Strafen  des 
Parlamentes  zu  retten,  dass  er  ihn  aus  Paris  verbannte,  Th  einer 
a.  a.  0.  1.,  32. 

')  Feuret  a.  a.  0.  liv.  5. 

')  das.  liv.  6. 

*)  Verschiedenes,  was  schon  oben  bemerkt  worden  ist,  bedarf 
hier  keiner  Wiederholung.  Vgl.  auch  R  i  c  h  e  r ,  tractat.  de  ecciei. 
et  polit.  c.  13.  in  Collect,  yarior.  Tractatuum  (Parisiis  1717.) 
p.  53. 

^J  Wenn  gleich  dieselbe  nicht  registrirt  war,  so  wurden  doch  ihre 
Bestimmungen  als  geltendes  Recht  angenommen,  aber  freilich  sehr 
häufig  verletzt.  —  Affre  a.  a.  0.  231.  ff. 

•)  Vgl.  Dupui  a.  a.  0.  2.,  177.  ff. 

')  Nur  bei  den  promoteurs  sollte  das  anders  sein;  auch  sollten 
diese  im  Falle  der  calomnie  manifeste  zu  den  Kosten  yerortheilt  wer- 
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Die  Parlamente  beriethen  über  die  appels  comme  d'abus 
in  der  grossen  Kammer  *) ,  wo  dieselben  fast  regelmässig 
in  öflfentlicher  Sitzung  mündlich  verhandelt  wurden  *).  Den 
Parteien  war  nach  Einbringung  der  Appellation,  die  auch 
noch  nach  drei  gleichlautenden  Sentenzen  gestattet  war  •), 
jede  Transaction  *),  selbst  das  Fallenlassen  der  Beschwerde  *) 
verboten,  da  jedesmal  ein  öffentliches  Interesse  für  verletzt 
erachtet  wurde.  Ebenso  wenig  sollte  eine  Verjährung,  die 
exception  de  laps  de  tems  ou  de  la  desertion  einer  Appel- 
lation entgegengestellt  werden  können  *). 

Das  Parlament  hatte  dann  das  Urtheil  zu  fällen,  wel- 
ches nach  dem  Edict  Heinrichs  IV.  v.  J.  1606.  (Art.  2.) 
entweder  den  abus  für  vorhanden  erklären  musste  —  qu'il 
a  ite  mal  et  dbusiveinent  juge  —  womit  eine  Cassation  der 
missbräuchlichen  Handlung  und  selbst  (wie  aus  den  obigen 
Beispielen  hervorgeht)  Strafen  verbunden  waren,  oder  die 
Appellation  als  unbegründet  zurückweisen  sollte  —  qu'il  n'y 
a  pas  d'ahus  oder  Vappelant  non  recevdble  en  son  appel  — . 
Dagegen  wurde  den  Parlamenten  verboten ,  sich  des  Aus- 
druckes mettre  Vappel  au  neant  zu  bedienen,  womit  sie 
die  Auferlegung  der  Geldstrafen  an  die  Appellanten  zu  um- 
gehen suchten  '). 

Ausserdem  konnte  das  Parlament  den  appel  qualifii 
in  einen  appel  simple  verwandeln,  d.  h.  die  Sache  an  die 
höhere  geistliche  Behörde  senden  •). 

den  können,  was  durch  das  Edict  vom  April  1695.  zum  Kachtheil  des 
Clerus  eine  Erweiterung  erfuhr.  M^m.  du  Clerg^  7.,  1584.  ff. 
Vgl.  oben  S.  495.  Aumerk.  5. 

*)  Feuret  a.  a.  0.  liv.  1.  eh.  2.  n.  22.  —  M6m.  du  Clerg^ 
7.,  15<31.  ff  Doch  machte  die  Declaration  v.  Februar  1657.  Art. 
13.  möglich,  dass  auch  in  der  chambre  de  1a  tournelle  verfahren 
wurde,  was  beim  Pariser  Parlament  in  Criminalsacben  immer  statt- 
fand. M^m.  du  Clcrg^  7.,  1562.  f.  Ueber  die  Geschäftsordnung 
der  verschiedenen  Parlamentskammern  Qberhaupt  vgl.  Brewer  a.  a. 
0.  2.,  1.  ff. 

';  Brewer  a.  a.  0.  2.,  41.  f. 

')  Feuret  a.  a.  0.  liv.  1.  eh.  2.  n.  14. 

*)  das.  liv.  1.  eh.  2.  n.  25. 

*)  das.  liv.  1.  eh.  2.  n.  13. 

•)  Brewer  a.  a.  0.  2.,  42. 

')  Vgl.  M6m.  du  Clerg6  7.,  1664.  ff. 
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Hatte  das  Parlament  sieh  einer  naissbräuchlichen  Abus- 
erklärung  schuldig  gemacht,  so  ging  der  Rccurs  an  den 
Conseil  des  Königs,  der  das  Urtheil  cassircn  konnte  *). 

Das  war  das  Recht  der  appels  comme  d'abus  im  16. 
und  17.  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 


Durch  die  Revolution  änderten  sich  die  Verhältnisse 
der  französischen  Kirche  gänzlich.  Der  Gallikanismus  ging 
seinem  Ende  entgegen.  Hatte  er  bisher  in  dem  französi- 
schen Episcopat  seinen  Stützpunkt  gefunden,  so  fing  dieser 
jetzt  zu  versagen  an ,  da  die  Bisehöfe  nur  noch  bei  dem 
früher  so  misstrauisch  betrachteten  römischen  Bisehof  für 
sich  Hülfe  möglich  erachteten. 

Die  Constitution  civile  du  clergi  machte  den  eigen- 
thümlichen  Versuch,  ein  Reis  der  ursprünglichen  christ- 
lichen Verfassung  auf  den  längst  entarteten  Stamm  der 
katholischen  Kirche  zu  pfropfen.  Sie  wollte  die  alten  evan- 
gelischen Zustände  wiederherstellen,  die  doch  früh  genug 
in  der  Kirche  der  Priesterherrschaft  hatten  weichen  müssen  *). 

Dadurch  wurde  der  Clerus  tödtlich  getroffen,  und  noch 
mehr  durch  die  Antastung  des  kirchlichen  Vermögens,  mit 
welchem  die  Nationalversammlung  der  drückenden  Finanz- 
noth  des  Staates  abhelfen   wollte  '). 

Der  französische  Clerus  schloss  jetzt  das  Bündniss  mit 
der  Reaction;  er  beugte  sich  willig  unter  das  Joch  des 
Mannes,  der  die  Fäden  der  antirevolutionären  Bewegung 
in  seiner  Hand  zu  vereinen  suchte,  der  in  traditioneller  Po- 
litik jeder  liberalen  Bewegung  Feind  gewesen  war,  der  auch 
die  gesunden  Principien  der  Revolution  für  Wahnsinn  er- 
klärte ^) :  unter  den  Papst  in  Rom. 


•)  Brewer  a.  a.  0.  2.,  42. 

>)  Ein  Beispiel  in  den  M4m.  du  Clergi  7.,  1593.  ff. 

*)  Namentlich  sollten  die  Geistlichen  von  den  Geneinden  gewählt 
werden,  Jäger,  l'Eglise  de  France  pendant  la  rcvolution  1.,  453. 
460.  f.  Durand  de  Mailiane,  Eist,  du  comitö  eccl^s.  de TAssembl^e 
Nationale  168.  ff. 

*)  Vgl.  Del  hos  l'Egl.  de  France  depuis  la  convocatioQ  des  J^tats- 
G^D.  1.,  360. 

«)  Vgl.  die  Briefe  Plus  YII.  bei  Theiner,  Documents  in^dits 
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Und  diese  Gesinnung  des  französischen  Clerus  ist  ge- 
blieben bis  auf  den  heutigen  Tag  *).  Als  Napoleon  I. 
die  katholische  Religion  in  Frankreich  wiederhergestellt 
hatte,  vermochte  or  freilich  mit  brutaler  Gewaltthätigkeit 
das  Band  zwischen  der  französischen  Kirche  und  dem 
Papste  auf  eine  Zeit  zu  zerreissen ,  indem  er  die  Bischöfe, 
denen  er  den  niederen  Clerus  preisgegeben  hatte,  gewaltsam 
niederhielt.  Um  so  höher  erhoben  sie  ihr  Haupt  nach  der 
Restauration ,  um  so  williger  unterwarfen  sie  sich  wieder 
dem  römischen  Bischöfe;  zumal  dieser  ihre  schrankenlose 
Gewalt  über  die  niedere  Geistlichkeit  in  jeder  Weise  be- 
günstigte. Von  Frankreich  aus,  dem  Lande,  welches  der 
Jesuitenorden  zu  seinem  Hauptsitze  erwählte  *),  erging  eine 
Literatur,  welche  die  Suprematie  des  Papstes  mit  immer 
lebhafteren  Farben  darstellte,  und  die  französischen  Bischöfe 
zu  Vicarien  des  römischen  degradirte  *).     Von  französischen 

relatifs  aax  'affaires  religieuses  de  la  France  de  1790.  k  1800.  (Paris 
1857.)  1.,  2.  37.  etc. 

>)  Vgl.  Huber,  Die  Freiheiten  d.  franz.  Kirche  (München  1870.) 
30  f. 

^)  Nach  den  i.  J.  1717.  und  1Ö55.  in  Rom  veröffentlichten  Zahlen 
stellte  sich  das  Verhältniss  der  Jesuiten  folgen dermassen : 

Mitglieder  i.  J.  1717.        i.  J.  1855. 

Italif^n,  Sicilien,  Sardinien       .     .     .     8,639 1,516. 

Frankreich 3,119 1,697. 

Belgien 1,020 463. 

Spanien 2,J07 364. 

Deutschland 2,609 177. 

England.  Amerika  und  andere  L&nder  7,282.     .     .     .     .     1,294. 

SummelL9^76r  5,510. 

Somit  befanden  sich  heinahe  ein  Drittel  aller  Jesuiten  in  Frank» 
reich.  1814.  dort  wieder  zugelassen,  wurden  sie  1830.  aufs  Neue  yer- 
trieben  und  kehrten  1848—52.  wieder  zurQck.  Bastard-D'Estang 
a.  a.  0.  2.,  20G.  ff.  Vgl.  übrigens  über  den  Einfluss  der  Jesuiten  seit 
der  Restauration  Schmidt,  Zeitgenöss.  Qesch.  133.  f. 

^)  Ich  nenne  De  Maistre  -  De  TEglise  gallicane.  Du  pape. 
Lammenais  —  Des  progres  de  la  r^volution  et  de  la  guerre  contre 
rEglise.  —  der  freilich  von  seinen  Anschanungen  später  zurückkam; 
aus  neuerer  Zeit:  Peltier,  De  la  puissance  eccl^siastique  dans  ses 
ra]»ports  avec  les  souverainetes  temporelles.  Veuillot,  Redactenr  des 
Univers,  der  mit  dem  Monde  die  ultramontane  Richtung  vertritt 
Gegen  Veuillot  erhob  sich  i.  J.  1850.  der  E  r  z  b.  v.  P  a  r  i  s  (Journal 
historique  17,275,  wie  neuerdings  der  B.  v.  Orleans.    Dem  ersteren 
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Schriftstellern  wurde  ungescheut  das  Uebergewicht ,  die 
Henrscbaflt  der  Kirche  über  den  Staat  vertreten.  Es  macht 
den  Eindruck,  als  ob  die  der  französischen  Nation  so  eigen- 
thümliche  Tendenz  zur  Centralisation  jetzt  erst  in  der 
Kirche  ein  neues  Object,  das  noch  zu  bearbeiten  wäre, 
entdeckt  hätte;  so  energisch  wird  die  Centralisation sarbeit 
an  der  französischen  Kirche  gehandhabt;  so  eifrig  durch- 
schnitten die  französischen  Bischöfe  alle  Fäden,  welche  sie 
mit  ihrer  Nation  bis  dahin  verbunden  hatten ,  um  sich 
willenlos  von  jedem  Winde  der  römischen  Curie  wiegen 
und  beugen  zu  lassen. 

Und  diese  Bestrebungen  fanden  bei  der  Staatsgewalt 
theils  Ermuthigung,  theils  Nichtbeachtung. 

Die  Bourbonen  öffneten  jeder  kirchlichen  Reaction 
Thür  und  Thor,  die  Orleans  liessen  in  jener  vornehmen 
Ignorirung,  die  dem  Liberalismus  kirchlichen  Feinden  gegen- 
über immer  eigen  zu  sein  scheint,  unbekümmert  den  Clerus 
die  Saaten  ausstreuen,  welche  Frankreich  bittere  Frucht 
gebracht  haben  ^),  und  auch  die  Regierung  Napoleons III. 
war  nicht  dazu  angethan,  den  Curialismus  der  französischen 
Kirche  zu  vernichten,  oder  die  schwachen  Funken  des 
Widerstandes,  die  noch  unter  der  Asche  des  Gallikanismus 
im  französischen  Clerus  glimmen  mochten,  zur  lebendigen 
Flamme  anzufachen. 

Sie  bedurfte  selbst  des  Papstes  zu  sehr,  um  gegen  ihn 
und  die  ihm  günstige  Strömung  des  Klerus  ankämpfen  zu 
können.  Und  die  Politik ,  welche  auch  Ludwig  XIV. 
befolgt  hatte,  qui  faisait  le  tnieux  qu*il  pourait  ä  faveur 
du  Pape  pour  ne  pas  se  remettre  avec  lui  et  qui  laissait 


wurde  vom  Papste  Unrecht  ßegeben,  eben  das.  20.,  71.  —  dem  letztern 
nicht  minder.  Vgl.  auch  die  reichhaltige  in  Frankreich  bei  Gelegen- 
heit des  vaticanischcn  Concils  erschienene  ultramontane  Litteratur, 
welche  ich  angeführt  habe  in  meiner  Samml.  aller  Actenst.  a. 
a.  0.  S.  6  f.,  i:).  f ;  das  neueste  die  Geschi<hte  fälschende  Weik  yon 
G^rin,  Rt^cherches  historiques  snr  Tassembi^e  du  clerg^  de  France 
de  1682.  (Paris  1809)  hat  von  Loyson,  L'tissemblee  du  clerge  de 
France  de  1682.  (Paris  1870.)  eine  mehr  als  genügende  Abfertigung  er- 
fahren. 

'}  Vgl.  auch   Treitschke,  llistor.  u.  polit  Aufsätze.    N.  F. 
1.,  135.  f. 
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• 

en^uite  le  parlement  faire  tout  ce  que  les  lihertis  de  Viglise 
gallicane  exigeroient  *),  war  unmöglich  in  einem  Staatswesen, 
welches  keine  richterliche  und  administrative  Selbst&iHndig- 
keit  duldete. 

Zwar  als  das  ökumenische  Concil  die  Infallibilität  des 
Papstes  auf  die  Tagesordnung  stellte,  als  damit  das  alte 
Lebensprinzip  der  Gallikanischen  Kirche  in  der  Wurzel 
getroffen  wurde,  da  schien  es,  als  wollte  der  gallikanische 
Löwe  noch  einmal  der  Curie  die  Krallen  zeigen.  Aber  die 
opponirenden  Bischöfe  haben  dieselben  später  sehr  säuber- 
lich wieder  eingezogen,  nachdem  sie  sich  in  Rom  hatten 
die  Nägel  beschneiden  lassen. 

Bischof  Mar  et,  der  Decan  der  Pariser  Universität, 
schrieb  ein  zweibändiges  Buch  gegen  die  Unfehlbarkeit  wie 
Bischof  Dupanloup  Brochüren :  und  heute  beklagen 
sie  beide  ihre  schriftstellerische  Thätigkeit  als  einen  fast 
ketzerischen  Irrthum.  £s  giebt  keinen  Galhkanismus  mehr, 
und  V  e  u  i  1 1  o  t  *)  hat  Recht,  wenn  er  ausspricht : 

Les  idees  gallicanes  sont  vainct^es  dans  le  sein  du 
clerge  oü  etoit  leur  force ,  et  n* existent  plus  que  comme  une 
Prätention  impuissante  du  pouvoir  temporel. 

Um  so  mehr  ist  es  auffallend,  dass  appel  comme  d*abus 
und  Placet  sich  in  Frankreich  allen  wechselnden  Zeitströ- 
mungen zum  Trotz  erhalten  haben,  dass  die  alten  Schutz- 
mittel der  gallikanischen  Freiheiten  noch  existiren,  obgleich 
diese  längst  verloren  gegangen  sind.  Daraus  ergiebt  sich 
aber  von  selbst,  dass  die  rechtliche  Natur  dieser  Institute 
sich  verändert  haben  muss.  Sie  sind  nicht  mehr  die  Schutz- 
wehr der  französischen  Kirche  gegen  den  Papst.  Sie  sind 
die  Garantien  der  Rechte  des  Staates  gegenüber  der  Kirche. 

Als  N  a  p  0  1  e  o  n  I.  der  kathoUschen  Kirche  in  Frank- 
reich wieder  eine  Siätte  bereitete,  waren  ihm  die  über  das 
Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  zu  befolgenden  Grund- 
sätze nicht  zweifelhaft.  La  puissance  publique  n^est  rien, 
si  eile  n'est  tout    Les  ministres  de  la  religion  ne  doivent 


')  Worte  des  Herzogs  von  Orleans,  Journal  de  Dorsanne 
2.,  19.  bei  Ranke,  Werke  11.,  236. 
*)  M^luDges  4.,  10. 
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pas  aroir  la  prftention  de  Ja  limiter,  ni  de  la  partager  ... 
iS'f>r  cette  independance  ce  serait  rompre  tea  liens  qui  unis- 
seilt  les  citoyefis  ä  la  cite,  ce  serait  se  rendre  crimind 
d'itat^).  Mit  einem  Worte:  Souveränetät  des  Staates  über 
die  Kirche.  Denn  der  Staat  ist  nicht  in  der  Kirche ,  son- 
dern diese  im  Staate. 

Aus  diesem  allgemeinen  von  Portalis  aufgestellten 
Principe  fliessen  alle  Consequenzen ,  welche  Napoleon 
freilich  im  Concordate  nicht  zugestanden  erhielt,  die  er  aber 
gleichzeitig  mit  demselben  durch  die  organischen  Artikel 
vom  18.  Qerminal  des  Jahres  X.  festsetzte ,  des  Wider- 
spruches der  Curie  ungeachtet  aufrecht  erhielt,  und  durch 
welche  er  die  Kirche  in  jeder  Beziehung  dem  Staate  unter- 
warf. Denn  der  Staat  nimmt  darin  Befugnisse  in  Anspruch 
über  Alles,  was  nicht  die  Existenz  der  Religion  betrifft, 
mithin  indirect  auch  über  diese  selbst  •),  während  die  Kirche 
umgekehrt  n'a  aucune  actian  ni  directe  ni  indirecte  sur 
Vordre  civil  et  politique. 

Die  Qränze  zwischen  Staat  und  Kirche  wird  vom 
Staate  gezogen,  der  allein  in  dieser  Welt  zu  herrschen  hat 

Freilich  sind  das  auch  Grundsätze,  welche  der  Galli- 
kanismus  aufgestellt  hatte,  wie  denn  auch  die  organischen 
Artikel  im  Einzelnen  Bestimmungen  der  lihertes  de  Veglise 
Gallicane  reproduciren.  Aber  alles  das  sind  jetzt  Staats- 
gesetze geworden,  wie  die  Declaratio  cleri  gallicani  v.  J. 
1682.  selbst').  Es  sind  das  nicht  mehr  Normen,  die  dem 
Geiste  der  französischen  Kirche  entsprechen,  und  als  Aus- 
flüsse desselben  betrachtet  werden  können,  wie  im  sechs- 
zehnten, siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert. 

Es  sind  keine  Lihertes  de  Vcglise  Gallicane ,  sondern 
staatliche  Verordnungen ,  mit  denen  die  französische  Re- 
gierung ihre  Kirche  regelt,  und  welche  die  französischen 
Bischöfe  zu  verletzen  und  zu  beklagen  mit  dem  Papste 
wetteifern. 


*)  P  0  r  t  a  1  i  8 ,  Discours  rapports  et  travaux  inedits  sur  le  con- 
cordat  de  1801.  (Paris  1815.)  1.,  8. 

^j  Portalis  a.  a.  0.  1. ,  89.  Laurent,  TEglise  et  l'£ut 
8.,  M3. 

')  Durch  Decret  v.  25.  Februar  1810.  bei  Dupiu  MaDoel  119. 
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Um  80  nothwendiger  war  es,  diesen  staatlichen  Galli- 
kanismus,  der  des  kirchlichen  Kernes  entbehrt,  zu  sichern 
und  zu  schützen.  Und  das  geschah  eben  mit  den  .Mitteln, 
welche  seit  dem  Mittelalter  gangbar  gewesen,  durch  Placet 
und  appel  comme  d'abus,  wobei  der  letztere  gleichzeitig 
die  Durchführung  des  ersteren  zu  sichern  hatte.    —  — 

Keine  päpstliche  Bulle  darf  nach  den  organischen  Ar- 
tikeln in  Frankreich  verkündet  werden  ohne  Genehmigung 
des  Staates^).  11  est  incontestable^  sagt  Portalis'),  que 
chacun  £tat  a  le  droit  de  veiller  ä  ce  quHl  ne  sott  rien 
apportS  sur  son  territoire,  qui  puisse  contrarier  les  lois  ou 
troubler  la  paix  de  V£tat.  On  ne  pourrait  refuser  ce  droit 
ä  un  gouvemement  sans  luis  disputer  celuv  de  se  conserver 
et  de  se  dSfendre. 

Dabei  soll  der  Inhalt  des  päpstlichen  Actenstückes 
keinen  Einfluss  auf  die  staatliche  Behandlung  ausüben  ^), 
disciplinäre  wie  dogmatische  Bullen  gleich  geprüft  werden, 
und  auch  Concilien Schlüsse  des  Placets  bedürfen  *). 

Als  die  französischen  Bischöfe  —  von  M  o  u  1  i  n  s, 
P  o  i  t  i  e  r  s  und  Besan9on  —  die  Encyclica  P  i  u  s  IX. 
und  den  Syllabus  erromm  ohne   staatliche  Genehmigung  *) 

';  Art.  I.  »Aucune  bulle,  bref,  rescrit,  d^cret,  mandat,  proyision, 
Bignature  servant  de  provision,  ni  autres  expöditions  de  la  cour  de 
Rome,  m^me  ne  concernant  que  les  particnh'ers,  ne  pourront  6tre  re^us, 
pnblies,  intprim(§8.  ni  autrement  mis  ä  ex^cution,  sans  Paulo risation  du 
gouTernemeut.«  —  Hieber  gehört  auch  Code  p6nal  art.  207.,  208., 
wonach  jedem  Priester  verboten  ist,  mit  einer  auswärtigen  Macht  Qber 
religiöse  Fragen  ohne  Wissen  des  Cultusministers  in  Correspondenz  zu 
treten.  Denn  dieser  Artikel  bezieht  sich  auf  Rom,  Carnot  Comment. 
•ur  le  Code  p^ual  no.  '207.  Gaudry  L^gislat.  des  cultes  1.,  148. 
B  a  t  b  i  e  Traite  thcor.  et  pratique  de  droit  administrat.  (Paris  1862.)  8.,  19. 

*)  Discours  a.  a.  0.,  auch  bei  Hermens,  Handb.  d.  gesammten 
Staatsgesetzgcb.  (Aachen  u.  Leipzig  1862.)  4.,  165. 

^)  Indessen  ist  durch  Decret  v.  28.  Febr.  1810.  gestattet  wordeD, 
dass  die  dem  forum  internum  angehörigen  Decrete  der  Poenitentiaria 
eines  Placct  nicht   bedürften.    Bathie,  a.  a.  0.  8.,  18. 

*)  Art.  3.:  »Les  d^crels  des  synodes  ^trangers,  möme  ceuz  des 
conriles  g^nt^ranx,  ne  pourront  6tre  pubJi^s  en  France  avant  que  le 
gonvornemeut  cn  ait  examinc^  la  forme,  leur  conformit^  aTec  les  lois, 
droits  Ol  fraurhises  de  la  republique  fran^aise  et  tant  ce  qui,  dans 
leur  publication  peut  älterer  ou  interesser  la  tranquillitö  publique.« 

^}  Unter  d.  1.  Januar  1865.  erliess  der  Justiz-  und  Caltmioittot 
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verkündeten,  ist  der  appel  comme  d^dbus  gegen  sie  erhoben 
worden  *).  AU  der  Papst  auf  die  opponirenden  Bischöfe 
des  Concils  einen  moralischen  Druck  auszuüben  suchte  da- 
durch, dass  er  den  französischen  Clerus  für  Unfehibarkeits- 
adressen  begeisterte  und  bedankte,  schritt  die  französische 
Regierung  sofort  gegen  den  päpstlichen  Nuntius  ein,  der 
ein  päpstliches  Schreiben  an  den  französischen  Clerus  durch 
die  Journale  bekannt  gemacht  hatte  '). 

Dagegen  haben  die  französischen  Bischöfe  sofort  die 
Zertrümmerung  der  Staatsgewalt  benutzt,  um  die  Schlüsse 
des  ersten  vaticanischen  Concils  ohne  Placet  zu  v^erkündigen  '). 

Auch  die  der  OeflFentlichkeit  übergebenen  Schriftstücke 
der  Bischöfe  controlirte    die  Regierung  Napoleons  I.  *) 

Die  Präfecten  erhielten  die  Anweisung,  alle  in  ihren 
Departements  erscheinenden  Schriften  einschliesslich  der 
bischöflichen  einer  Censur  zu  unterwerfen,  doch  sollte  die 
Druckerlaubniss  der  Behörde  nicht  auf  dem  Schriftstücke 
selbst  stehen  müssen,  dagegen  alle  bischöflichen  Schriften 
in  der  Präfectur-Druckerei  —  und  zwar  umsonst,  das  war 
das  Pflaster  für  die  Wunde  —  gedruckt  werden. 

Diese  Massregel  war  um  so  eigenthümlicher ,  als  die 
bischöfliche  Diöcese  zuweilen  mehrere  Präfecturen  umfasste, 
und  der  eine  Präfect  in  seinem  Bezirke  eine  bischöfliche 
Anordnung  als  ungefährlich  passiren  Hess,  welcher  der 
andere  den  Druck  verweigerte,  weil  sie  seinen  nicht  nur 
politischen,  sondern  auch  kanonischen  Anschauungen  wider- 
sprach. 

ein  Rundschreiben  an  den  französischen  Episcopat,  in  welchem  er  er- 
klärte, dass  die  Publication  der  genannten  ActenstQcke  nicht  gestattet 
werden  könne,  »da  sie  Aufstellungen  enthalten,  welche  den  Grund- 
sätzen zuwiderlaufen,  auf  welchen  die  Verfassung  des  Kaiserreichs  be- 
ruht.c  Dann  erklärte  ein  kaiserliches  Decret  v.  5.  Januar  die  En- 
cycl  ka  für  angenonimen,  ohne  irgend  welche  Gutheissung  der  darin 
enthaltenen  Clausein,  Formeln  und  Ausdrücke,  welche  den  Gesetzen 
des  Kaiserreiches,  sowie  den  Freiheiten,  Immunitäten  und  Grundsätzen 
der  Gallikanischen  Kirche  zuwiderlaufen  oder  zuwiderlaufen  könnten.c 

')  siehe  unten. 

*)  Vgl.  meine  Sammlung  von  Aktenstücken  a.  a.  0.  S.  133. 

')  eben  das.  S.  63. 

*)  Vgl.  hierüber  und  über  das  Folgende  D'Haussonyille, 
L'Eglise  romaine  et  le  premier  empire  (Paria  1869.)  1.,  252.  ff. 
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So  wurde  denn  auch  schliesslich  die  Censur  dem  Central- 
büreau  in  Paris  übertragen,  was  nach  Ende  der  napoleo- 
nischen Herrschaft  gleichfalls  fortfiel.  — 

Ueber  den  Appel  comme  d'abus,  der  nach  Napoleons 
Vorschrift  nicht  mehr  an  die  Bezirksgerichte  eingelegt  wer- 
den sollte,  welche  nach  dem  Decret  vom  November  1790. 
an  die  Stelle  der  Parlamente  getreten  waren  *) ,  sondern  an 
den  Staatsrath  ^,  bestimmten  die  organischen  Artikel  fol- 
gendes : 

6.  II  y  aura  recours  au  conseil  d']Stat  dans  tous  les 
cas  d'abus  de  la  pari  des  superieurs  et  autres  personnes 
ecclSsiastiques, 

Les  cas  d'abus  sont :  V Usurpation  ou  Vexces  de  pouvoir, 
la  contravention  aux  lots  et  reglements  de  la  republique, 
Vinfraction  des  regles  consacrees  par  les  canons  regus  en 
France,  Vattentat  aux  libertes,  franchises  et  coutumes  de 
VJ^glise  gallicane,  et  toute  entreprise  ou  tout  procide  qui 
dans  Vexercice  du  culte,  peut  compromettre  Vhonneur  des 
citoyenSj  troubler  arbitrairement  leur  conscimice,  degenSrer 
contre  eux  en  oppression  ou  en  injure,  ou  en  scandale  public. 

Der  erste  Theil  des  Gesetzes  umfasst  gewissermaassen 
den  ganzen  Kreis  der  Fälle,  in  welchen  ein  appel  comme 
d'abus  möglich  ist.  Danach  ist  es  i.  J.  1824.  für  einen 
Missbrauch  erklärt  worden ,  als  der  Erzbischof  von  Tou- 
louse in  einem  Hirtenbriefe  Vorschläge  zur  Verbesserung 
des  Cultuswesens  gemacht  hatte,  die  dem  Könige  vorzu- 
bringen den  Bischöfen  zwar  durchaus  gestattet  sei,  die  aber 
in  Hirtenbriefen  nicht  zulässig  wären ,  puis-qu^elles  ne  sont 
adressees  qu'aux  fideles  de  leur  diochse,  et  ne  doivent  avoir 
pour  objet  que  de  les  instruire  des  devoirs  religieux  qui 

>)  Vgl.  darüber  D  a  1 1  o  z  a.  a.  0.  14.,  782.,  wo  auch  eia  Beispiel 
eines  solchen  Recurses  angemerkt  ist. 

*)  Die  Verordnung  v.  25.  März  1813.  übertrug  wieder  die  Cognition 
der  appels  comme  d'abus  den  Gerichten.  Es  wurde  aber  dies  von 
Napoleon  I.  über  die  Vollstreckung  des  Concordats  von  Fontaine* 
bleau  erlassene  Decret,  ebensowenig  pi aktisch  wie  das  ganze  Con- 
cordat,  und  überdiess  durch  die  Ordonnanz  v.  29.  Juni  1814.  (Art.  8.) 
aufgehoben ;  durch  letztere  wurde  dann  auch  die  Competenz  des  Staats- 
rathes  bestätigt  und  ebenso  durch  die  Ordonn.  v.  18.  Sept.  1839., 
und  16.  Juni  1860. 
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leur  8ont  prescrits.  Daher  und  weil  der  besagte  Hirten- 
brief Verstösse  gegen  das  öffentliche  Recht  und  die  Gesetze 
des  Königreichs  enthalte,  erklärte  der  König*)  auf  den 
Bericht  des  Justizministers  und  nach  Ansicht  des  Staats- 
rathes :  H  y  a  abus  dans  la  lettre  pastorale  de  tiotre  cousin 
le  cardinal-archevSqiie  de  Toulouse,  en  consequence  ladite 
lettre  est  et  demeure  supprimie  *). 

Es  wurde  für  einen  abus  erklärt,  als  i.  J.  18' 14.  der 
Bischof  von  M  o  u  1  i  n  s  eine  Denkschrift  au  die  Bischöfe 
Frankreichs  richtete,  worin  er  ein  verdammendes  Urtheil  •) 
über  das  Decret  vom  6.  November  1813.  ausspracli,  welches 
eine  neue  Administration  der  Seminarien  einführte. 

ConsidSrant  qae,  st  les  Sviques  de  notre  royaume  sont 
admis  comme  tous  les   citoyeiis  ä  ricourir  aupres  de  nous 

')  Es  ist  zu  bemerken^  dass  der  abus  immer  in  einem  vom  Uerr- 
scher  ausgehenden  Decrete  publicirt  wird. 

')  Dalloz  a.  a.  0.  14.,  783.  Das  Seitenstück  zu  diesem  Hirten- 
briefe bildete  der  des  B.  v.  Rouen  ▼.  19.  März  1825.,  den  ich  an- 
fahre, um  den  Geist  des  damaligen  französischen  Episcopates  zu  kenn- 
zeichnen. Es  sei  in  den  Augen  der  Kirche,  erklärte  derselbe,  and 
darum  auch  vor  Qott  jede  Civilehe  nichtig,  ein  Concubinat,  und  mit 
der  Strafe  der  Canones  zu  belegen.  Der  Kirchenbesuch  sei  durch  die 
Pfarrer  strenge  zu  überwachen,  dreimaliges  Wegbleiben  von  der  Sonn- 
tagsmesse mit  Excommunication ,  Versäumniss  der  Osterbeichte  mit 
Versagung  des  Eintritts  in  der  Kirche,  öffentliche  Aberkennung  des 
kirchlichen  Begräbnisses,  Anschlagung  der  Namen  an  den  Kirchen- 
thüren  und  durch  Anwendung  des  kanonischen  Rechtes  gegen  die  Ver- 
stockten zu  bestrafen.  Die  Eltern  hätten  bei  Strufe  der  Excommuni- 
cation ihre  Kinder  binnen  acht  Tagen  taufen  zu  lassen  und  als  Pathen 
nur  solche  Personen  za  nehmen,  welche  den  Osterbeichtzettel  vorzeigen 
könnten.  Die  Anstellung  der  Schullehrer  sei  jährlich  im  October  wider- 
ruflich;  schliesslich  behielt  sich  der  Erzbischof  die  Ausübung  der  Juris- 
diction über  die  Verbrechen  der  Ketzerei  und  der  Magie  (»Wahrsagerei, 
Zauberei,  Vergiftung  und  Ausübung  jeglicher  Art  magischer  Künste«) 
vor.  Gegen  diesen  Hirtenbrief  bcliritt  dasselbe  Ministerium  unter  König 
Karl  X.  nicht  ein,  welches  unter  Ludwig  XVIII.  den  Toulonser 
Hirtenbrief  unterdrückt  hatte,  Schmidt,  Zeitgenöss.  Gesch.  141.  f. 

*)  Sicher  war  es  auch  ein  Abus,  als  Pius  YII.  Napoleon  I.  ex- 
communicirte.  Dennoch  wollte  dieser  auf  den  Rath  des  ComteBigot 
(D'Haussonville  a.  a.  0.  8.,  167.  ff.)  die  Sache  nicht  an  den  Staats- 
rath  bringen,  da  »la  bulle  d'excommcnication  ^it  une  pi^ce  si  ridicule, 
qa'elle  ne  m^ritait  pas  qu'on  y  ftt  attention c,  Brief  Napoleons  in 
Correspondance  de  Napoleon  I.  19.,  246. 
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contre  les  ades  emanis  de  nos  ministres,  il  rCest  point  pennis 
ä  un  evSque,  dans  un  memoire  imprime  et  adresse  aux 
ivSques  du  royaume ,  de  provoquer  de  leur  pari  un  concert 
pour  s'associ^  ä  ses  demarches,  et  de  chercher  ainsi  ä 
donner  ä  ses  deelarations  ou  ä  ses  actes  un  caractdre  qui 
les  rendrait  communs  ä  Vepiscopat  tont  entier  ...*). 

Dagegen  ist  anerkannt,  dass  wegen  eines  Disciplinar- 
veifahrens ,  sobald  es  nur  eine  Interdiction  der  geistlichen 
Functionen  zur  Folge  hat,  sowohl  Priester  (pretres)  wie 
Pfarrer  {eures)  den  Recurs  an  den  Staatsrath  nur  dann  er- 
greifen können ,  falls  sie  den  kirchlichen  Instanzenzug  er- 
schöpft haben  und  eine  Form  Verletzung  vorgekommen  ist  •). 
Aber  auch  diese  muss  nach  dem  Zeugniss  von  Cormenin') 
und  D  a  1 1  o  z  ^)  wesentlich  sein ,  wenn  der  Staatsrath  sie 
berücksichtigen  soll. 

Der  zweite  im  Gesetz  vorgesehene  Fall  betrifft  die 
Verletzung  der  französischen  Gesetze,  denn  wie  Portalis 
in  seinem  Bericht  an  den  ersten  Consul  ausführte :  kein 
Mensch  hört,  indem  er  Priester  wird,  auf,  Staatsbürger  zu 
sein,  und  Priester  sind  den  Staatsgesetzen  in  derselben 
Weise  unterworfen,  wie  alle  anderen  Bürger. 

Natürlich  handelt  es  sich  hier  nur  um  die  Uebertre- 
tnngen,  welche  von  den  Priestern  in  amtlicher  Eigenschaft 
vorgenommen  werden ,  aber  da  nicht  bloss  um  die  durch 
Strafgesetze   verpönten  ^)   —   bekanntlich    stellt   der  Code 


»)  Dalloz  a.  a.  0.  U.,  783. 

*)  ebenda s.  14.,  78 4.  Yuillefroy  Traitö  de  i'administration 
du  culte  catholique  (Paris  1842.)  S.  50.  Falls  der  Bischof  aber  einen 
Pfarrer  ohne  Genehmigung  der  Staatsbehörde  seines  Amtes  entsetzt, 
80  findet  appel  comme  d'abus  statt.     Dalloz  a.  a.  0.  14.,  785. 

')  Droit  administratif  s.  v.  appel  comme  d'abus  no.  18.,  note  2. 

*)  a.  a.  0.  14..  785.  —  d.  h.  das  Verfahren  muss  gehörig  instruirt, 
die  Vcrtheidigung  frei,  das  ürtheil  reiflich  erwogen  sein. 

^)  Ob  da  jedesmal  eine  vorgängige  Abuserklärung  des  Staats- 
rathes  nötbig  sei,  ist  in  der  französischen  Jurisprudenz  zweifelhaft  — 
Vuillciroy  a.  a.  0.  S.  45.  ff.  —  und  so  auch  der  vielfach  aufgestellte 
Unterschied  —  Dalloz  a  a.  0. 14.,  799.  —  dass  die  Verbrechen  gegen 
die  Staatsgesetzc  keinen  Gegenstand  des  appel  bilden  sollen,  sondern 
nur  die  gegen  Privatpersonen.  Vgl.  auch  B  a  t  b  i  e  doctrine  et  juris- 
prud.  en  matidre  d'appol  comme  d'abns  (Paris  1851.)  S.  61.  ff.  —  Der- 
selbe, Droit  administrat.  3.,  101.  ff. 
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p^nal  eigene  für  die  Geistlichkeit  auf  —  *)  sondern  vor 
allen  Dingen  um  die  Cultusgesetze^  die  organischen  Artikel 
und  andere  bürgerliche  Anordnungen,  selbst  blosse  Bkgle- 
ments  *).  So  wurde  es  i.  J.  1810.  für  einen  abus  erklärt  *), 
als  der  Papst  auf  Ansuchen  des  klägerischen  Theils  in 
einem  Eheprozess  dem  Bischof  von  S  a  v  o  n  a  und  drei 
Clerikern  die  Instruction  der  Sache  übertrug,  weil  er  hier, 
gegen  die  Grundsätze  der  gallikanischen  Freiheiten  in  erster 
Instanz  in  einem  Falle  entscheide,  der  zur  Civiljurisdiction  *) 
gehöre,  und  weil  sein  Rescript  nicht  das  Placet  des  Staats- 
rathes  erlangt  habe  ^). 

Im  Jahre  1820.  wurde  der  Bischof  vonPoitiers  des 
abus  für  schuldig  erklärt*),  weil  er,  freilich  aus  Unacht- 
samkeit (par  inadvertance)  und  ohne  die  Absicht,  die  Ge- 
setze des  Königreichs  zu  verletzen,  ein  Breve  des  Papstes 
ohne  vorgängige  Einholung  des  Placetä  veröffentlicht  hatte 
....  considerant  . . ,  que  c'est  wie  des  rhgles  les  plus  an- 
ciennes  et  les  plus  importantes  de  notre  royaume,  que  sous 
aucun  pretexte  que  ce  soit,  les  bulles,  brefs,  rescrits,  con- 
stitutionSy  decrets  et  autres  expeditions  de  la  cour  de  Borne, 
ä  Vexception  de  ceux  concemant  le  for  interieur  et  les  dis- 
penses  de  mariage ,  ne  puissent  etre  regus  ni  publies  sans 
avoir  itS  prialabletnent  vus  et  virifiis  par  le  gouvemement. 

')  Dieselben  bandeln  1)  des  contraventions  propres  ä  compro- 
mettre  l'etat  civil  des  personnes  (art  199.  200).  2)  des  critiques,  cen- 
Bures  ou  provocations  dirig^es  contre  Pautorit^  publique  dans  un  dis- 
cours  pastoral  prononc^  publiquement  (art  201.  202.  203).  3j  des 
critiques,  censures  ou  provocations  dirigees  contre  l'autnritä  ]>ubl  que 
dans  un  ^crit  pastoral  (art.  204.  205.  206.).  4)  de  la  corrrspondHiice 
des  ministres  des  cultes  avec  des  cours  ou  des  puissances  öiraug^res 
sur  des  mati^res  de  religion  (art.  i07.  '.'C8.  siebe  oben  S.  517.) 

')  Als  der  Maire  von  Dijon  ein  Verbot  der  Prozcssiouen  ausser- 
halb des  Gotteshauses  erlassen  hatte,  der  Pfarrer  aber  doch  eine  solche 
Te? anstaltete,  wurde  durch  Decret  v.  16.  Febr.  18 i2.  der  abus  für  vor- 
handen erklärt,  B  a  t  b  i  e  droit  admin.  3.,  99. 

»)  Dalloz  a.  a.  0.  14.,  786. 

*)  Die  geistliche  Gerichtsl>arkeit  ist  jetzt  auf  Disciplinarsachcn 
beschränkt;  die  s.  g.  jurisdictio  contentiosa  hat  die  Kirche  in  Frank- 
reich nicht  mehr.    Vuillefroy  a.  a.  0.  S.  402.  ff. 

»)  Vgl.  oben  S  617.  ff.  V  uill  e  f  roy  a.  a.  0.  S.  67.  ff.  Cor- 
menin  a.  a.  0.  1.,  236.  f. 

*;  Dalloc  a.  a.  0.  14.,  787. 
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Es  wird  in  Gemässheit  der  angeführten  Bestimmung 
ferner  für  einen  Missbrauch  erachtet,  falls  ein  Priester  eine 
kirchliche  Eheschliessung  vornimmt,  bevor  dieselbe  in  bür- 
gerlich rechtsgültiger  Weise  geschlossen  ist,  und  ebenso 
falls  ein  Geistlicher  aufrührerische  Eanzelreden  hält  ^). 

Der  dritte  Theil  des  Gesetzes  begreift  die  Verletzung 
der  in  Frankreich  geltenden  Canones.  Mit  Recht  weist 
D  a  1 1  0  z  *)  darauf  hin ,  dass  es  nicht  in  der  Absicht  des 
Gesetzgebers  gelegen  haben  könne,  den  Staatsrath  zum  In- 
terpreten rein  kirchlicher  Bestimmungen  zu  machen ,  dass 
vielmehr  nur  diejenigen  canonischen  Regeln  gemeint  seien, 
welche  durch  Gesetze  oder  in  sonst  einer  Weise  Theile  des 
französischen  Rechts  geworden  seien  und  in  dieser  Beziehung 
allerdings  zur  Competenz  des  Staatsrathes  gehören. 

Auch  der  vierte  Passus  des  Gesetzes,  der  die  galli- 
kanischen  Freiheiten  schützt,  hätte  ähnlich  dem  ersten  fehlen 
können,  da  diese  Freiheiten  in  den  organischen  Artikeln 
und  sonstigen  Gesetzen  hinreichende  Garantie  empfangen 
haben,  jede  Verletzung  derselben  eine  Uebertretung  dieser 
Gesetze  involvirt,  und  mithin  schon  aus  diesem  Grunde 
dem  appel  comme  d'abus  Platz  gegeben  ist '). 

Der  Schluss  des  Gesetzes  endlich  hat  von  jeher  zu 
den  meisten  Recursen  Anlass  gegeben. 

Es  soll  demnach  der  abus  stattfinden,  wenn  durch  ir- 
gend eine  öffentliche  Handlung  der  Geistlichen  bei  der  Aus- 
übung des  Cultus  *),  die  Ehre  der  Bürger  verletzt,  ihr  Ge- 
wissen willkürlich  beunruhigt,  sie  unterdrückt  und  beleidigt, 
oder  ein  öffentliches  Aergerniss   gegeben  wird. 


>)  a   a.  0.  14.,  787.  788. 

»)  a.  a.  0.  14.,  789. 

')  Danach  ist  der  Cardinal  Bonald,  der  den  Manuel  da  droit 
eccl^siastique  von  Dupin  verdammte,  des  abns  i.  J.  1845.  fflr  schnldig 
erklärt  worden.  Ebenso  i.  J.  1867.  der  B.  v.  Moulins,  der  sich  von 
jedem  Pfarrer,  den  er  anstellte,  eine  noch  andatirte  ürkande  aushän- 
digen Hess,  worin  derselbe  auf  sein  Amt  verzichtete.  Der  Bischof, 
falls  er  den  Pfarrer  dann  nach  Belieben  absetzen  wollte,  hatte  nichts 
weiter  zu  thun,  als  die  Lücke  des  Datums  auszufallen.  Batbie  droit 
admin.  3.,  149.  siehe  unten  S.  526. 

*)  Dazu  geboren  Predigt,  Sacramentverwaltung ,  Catechisation 
u.  s.  w.  vgl.  D  a  1 1  0  z  a.  a.  0.  14.,  790. 

E.  Friedberg,  D.  lÜMbr.  d.  geiitL  ▲mtigvwalt  34 
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Es  ist  nach  diesen  Bedingungen  für  einen  cAus  erklärt 
worden,  falls  ein  Priester  die  Taufe  eines  Kindes  verweigert, 
weil  die  Pathen  oder  andere  bei  der  Feierlichkeit  betheiligte 
Personen  sein  wenn  auch  gerechtes  Missfallen  erregen  ^), 
wenn  er  das  Abendmahl,  die  letzte  Oelung  oder  das  Be- 
gräbniss  unter  Umständen  versagt,  die  eine  Beleidigung  der 
dadurch  betroffenen  Person  enthalten,  zum  öffenflichen  Aer- 
gemiss  gereichen,  oder  durch  die  in  Frankreich  geltenden 
Canones  nicht  gerechtfertigt  sind  *). 

So  in  dem  berühmten  Fall  des  Grafen  Montlosier, 
wo  i.  J.  1837.  das  kirchliche  Begräbniss  verweigert  wurde, 
weil  der  Graf  auf  dem  Todtenbette  seine  Schriften  nicht 
hatte  widerrufen  wollen  •),  und  ähnlich  i.  J.  1827.,  wo  ein 
Priester  Namens  Calmel  einen  alten  in  seiner  Pfarre 
lebenden  Geistlichen,  der  die  Verirrungen  des  Revolutions- 
zeitalters mit  durchgemacht  hatte,  nur  unter  der  Bedingung 
des  schriftlichen  Widerrufes  seiner  vor  dem  Concordat  von 
1802.  vollfährten  Handlungen  zur  Beichte  zulassen  wollte, 
und  dann  dessen  in  der  That  erfolgte  Retrotraction  öffentlich 
von  der  Kanzel  herab  verkündete  *).  — 

Was  das  heutige  Verfahren  bei  Appels  comme  d'abus 
und  die  Berechtigung  zu  demselben  anlangt,  so  verordnet 
der  Artikel  8.  des  organischen  Gesetzes  : 

Le  recours  competera  ä  taute  personne  interessSe  *).  A 
difaut  de  plaifUe  particulüre,  il  sera  exercS  d'office  par  les 
prifets. 


>)  Dalloz  a.  a.  0.  14.,  791.  Nicht  dagegen  die  Zurflckweisnog 
von  Pathen.    Vuillefroy  a.  a.  0.  S.  55.    Batbie  a.  a.  0.  112.  ff. 

»)  Vuillefroy  a.  a  0.  S.  55.  ff.  Dalloz  a.  a.  0.  14.,  790. 
Danach  wurde  der  abus  fflr  vorhanden  erklärt,  als  der  B.  v.  Ch&lons 
in  einer  an  den  Univers  gerichteten  Zuschrift  erklärte,  allen  auf 
üniversitätsinstituten  erzogenen  Kindern  nicht  mehr  die  Sacramente 
spenden  zu  wollen,  Batbie,  droit  admin.  3.,  155.  Einfache  Sacra- 
mentsverweigerung  ist  kein  Gegenstand  des  Recursus. 

»)  Dalloz  a.  a.  0.  14,  792.    Batbie  a.  a.  0.  114. 

^)  Dalloz  a.  a.  0.  14.,  793.    Batbie  a.  a.  0.  119. 

^)  Das  sind  1)  die  Opfer  des  kirchlichen  Missbrauches,  2)  auch 
die  Erben  oder  die  Familie,  falls  der  abus  durch  scandalöse  Versagung 
des  kirchlichen  Begräbnisses  begangen  wurde,  Batbie  droit  admiu. 
8.,  167.  f. 
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Le  fonctionnaire  public  y  VeccUsiastique  ou  la  personn^ 
gui  voudra  exercer  ce  recours,  adressera  un  memoire  de- 
taille  et  signi  au  conseiller  d'Jßtat  chargS  de  totUes  les  af- 
faires concemant  les  cultes ,  lequel  sera  tenu  de  prendre 
dans  le  plus  court  delai  taus  les  renseignements  convenables, 
et  sur  San  rapport  Vaffaire  sera  suivie  et  definitivement  ter^ 
min6e  dans  la  forme  administrative,  ou  renvoyee,  sehn  Vexi- 
genee  des  cas  aux  atUorites  compStentes. 

Da  das  Verfahren  hier,  wie  angegeben,  ein  administra- 
tives ist,  also  in  geheimer  Sitzung,  ohne  Plaidoycr  von  An- 
wälten verhandelt  wird,  so  findet  auch  keine  Eoatenverur- 
theilung  statt,  wie  denn  auch  die  Strafe  des  fol  appel  fort- 
gefallen ist.  In  Bezug  auf  Verjährung  und  die  Berechtigung 
der  Partei,  einen  einmal  eingebrachten  appel  zurückzuziehen, 
gilt  noch  das  frühere  oben  dargestellte  Recht  aus  der  Zeit 
der  Parlamente. 

Dagegen  stehen  die  Befugnisse  des  Staatsrathes ,  was 
die  Beurtheilung  der  Recurse  betrifft,  denen  der  Parlamente 
nach.     Er  kann  nämlich  nur  folgende  Decrete   erlassen  ^) : 

1)  einfache  Erklärung,  dass  Missbrauch  der  geistlichen 
Gewalt  stattgefunden  habe  (11  y  a  ^abus), 

2)  Erklärung  von  Missbrauch  und  Unterdrückung  des 
missbräuchlichen  Schriftstückes. 

3)  dieselbe  Erklärung  und  Befehl  an  den  Priester,  das 
in  Rede  stehende  Sacrament  nicht  zu  verweigern. 

4)  Missbrauchserklärung  und  Verweisung  an  das  Straf- 
gericht. 

5)  Dieselbe  Erklärung  und  Verweisung  an  das  Civilgericht. 

6)  Dieselbe  Erklärung,  jedoch  wegen  gültig  befundener 
Entschuldigung  ohne  Verweisung  an  die  Gerichte. 

7)  Erklärung,  dass  kein  Missbrauch  stattfinde. 

8)  Erklärung,  dass  weder  Verweisung  an  die  Gerichte, 
noch  ein  Ausspruch  über  angebUchen  Missbrauch  statt- 
zufinden habe. 

9)  Verwerfung  der  Beschwerde  unter  Zurückweisung  an 
die  höhere  Behörde. 

10)   Zurückweisung  der  Beschwerde  angebrachter  Maassen. 


*)  Nach  C  0  r  m  e  n  i  II  a.  a.  0.  1 .,  230. 
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11)  Theilweise  Zurückweisang  und  theilweise  Zulassung 
der  Beschwerde. 

Das  von  den  Parlamenten  so  eifrig  wahrgenommene 
Recht,  gegen  die  Geistlichen  Strafen  zu  verhängen,  ist  also 
jetzt  fortgefallen  und  auf  die  Unterdrückung  missbrftuch- 
licher  Schriftstücke  beschränkt  worden  *).  Changement  rc- 
marquable!  ruftCormenin  aus,  der  daraufhindeutet,  ces 
appels  d^innovations,  ces  turbulences  d^entreprises  ^  contre 
lesquelles  on  tira  jadis  le  glaive  et  que  Von  punissait  dans 
des  äges  plus  civilisis  par  Vexil  des  personnes  et  la  saisie 
du  temporel,  une  simple  declaration  d'abus  et  la  suppression 
d^un  Scrit  suffisent  aujvurd'hui  pour  en  faire  justice, 

Ueberhaupt  bedient  sich  die  neuere  Zeit  dieses  Rechts- 
mittels mit  der  jedenfalls  nöthigen  Vorsicht  und  Behutsam- 
keit, und  Klagen,  dass  die  Disciplinarbefugnisse  der  Bischöfe 
gehemmt  würden,  müssen  vor  dem  Factum  verstummen, 
dass  unter  dem  Kaiserreich  nur  ein,  in  der  Restaurations- 
zeit sechs,  von  1830 — 37.  allerdings  neun  appels  comme 
d'abus  wegen  Ueberschreitung  der  Disciplinarbefugnisse  ein- 
gebracht, diese  jedoch  sämmtlich  zurückgewiesen  worden 
sind.  Noch  seltener  sind  natürlich  die  von  der  Regierung 
eingelegten  Recurse.  Unter  dem  KaiserreichiNapo- 
leons  I.  war  es  nur  einer,  bis  1830.  vier  *). 

Auch  die  Regierung  Napoleons  III.  hat  schon  mehr- 
fach zu  dem  Mittel  des  appel  comme  d'abus  ihre  Zuflucht 
nehmen  müssen.  So  gegen  den  Bischof  von  M  o  u  1  i  n  s 
durch  das  Decret  vom  6.  April  1857.'),  1)  weil  er  eine 
ungesetzliche  Vorsichtsmaassregel  ergriffen  habe  dadurch, 
dass  er  von  den  Pfarrern  seiner  Diöcese  bei  ihrer  Anstel- 
lung sich  eine  eventuelle  Verzichtserklärung  auf  die  Rechts- 
wohl that  der  staatlichen  Unabsetz barkeit  (inamovibüitS  civile) 
ausstellen  liess ;  2)  weil  er  ein  Synodalstatut  de  non  appel- 
lando  ad  potestatem  saecülarem  erlassen ,   3)  weil  er  ohne 


^}  Das  Decret  vom  25.  M&rz  1813.  kündigte  ein  Oesetz  an, 
welches  die  Strafen  des  abus  festsetzen  wflrde.  Jedoch  erschien  dies 
Gesetz  nicht.    VuiUefroy  a.  a.  0.  S.  60. 

•)  Voillefroy  a.  a.  0.  S.  57. 

■)  Erwähnt  in  Moy  Archiv  f.  kathol.  Kirchenrecht  l.,  Sil.  ff. 
410.  fL 
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Ermächtigung  oder  Genehmigung  des  Staates  die  Statuten 
seines  Kapitels  modificirt  habe.  — 

Im  Jahre  1861.  wurde  in  dem  Hirtenbrief  des  Bischofs 
von  Poitiers  ein  Missbrauch  gefunden  *),  —  i.  J.  1863.  *) 
in  der  Eeponse  de  plusieurs  Sviques  aux  constUtations  gut 
leur  ont  ete  adversies  relativefnent  aux  elections  prochaines 
und  endlich  wurde  i.  J.  1865.  in  gleicher  Weise,  wie  schon 
oben  erwähnt,  die  unbefugte  Verkündigung  der  Encyclica 
Pius  IX.  und  des  Syllahua  gertigt').  — 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen ,  dass  gegen  prote- 
stantische und  jüdische  Geistliche,  d.  h.  also  gegen  Diener 
der  staatlich  anerkannten  Religionsgesellschaften  ebenfalls 
ein  appel  comme  d'abus  zulässig  ist  ^) ,  ja  gegen  die  letz- 
teren in  sehr  ausgedehntem  Maasse. 

')  Wenn  der  anonyme  Verfasser  des  Artikels:  »üeber  das 
wflrttembergische  Gesetz  vom  80.  Januar  1862.€  inMoy 
u.  Yering,  Archiv  f.  kathol.  Eirchenrecht  N.  F.  2.,  886.  an  die 
Relation  dieser  Facta  die  Bemerkung  knüpft:  »Napoleon  III.  hat  be- 
kanntlich den  längst  verschollenen  recursus  ab  abusu  wieder  aufs 
Neue  in's  Gedächtniss  zurQckgerufen  und  in  Anwendung  gebrachte, 
und  von  der  Schule  »Napoleons  III.  und  seiner  Satelliten«  spricht,  so 
liegt  dem  mindestens  eine  tadelnswerthe  Unwissenheit  zu  Grunde. 
Der  appel  comme  d'abus  ist  in  Frankreich  in  conti nnirlicbem  Fort- 
gang seit  dem  16ten  Jahrhundert  bis  auf  unsere  Tage  angewendet 
worden,  und  selbst  unter  der  Regierung  des  so  streng  kirchlichen 
Karl  X.  finde  ich  in  Dupins  Manuel  S.  256.  allein  28.  F&lle  ange- 
merkt. Ein  Institut  aber,  welches  wie  eben  der  appel  comme  d'abus, 
schon  seit  dreihundert  Jahren  Anwendung  gefunden  hat,  ger&th  nicht 
in  dem  kleinen  Zeitraum  von  zwölf  Jahren  (1845—1857.)  in  Vergessen- 
heit. Dieselbe  ünkenntniss  offenbart  sich  auch  in  der  Bemerkung,  die 
auf  ein  Lob  der  früheren  Zustände  abzielt,  dass  der  jetzige  Staatsrath 
als  mit  Protestanten  und  Juden  vermischt,  sich  sehr  vom  alten  Parla- 
mente unterscheide ;  denn  wie  wir  oben  gezeigt,  handelt  der  Staatsrath 
mit  einer  Mässigung,  die  bei  den  Parlamenten  nie  zu  finden  war. 
Nur  Schwärmer  für  die  Parlamente,  wie  Bastard-D'Estang  Les 
parlemcnts  de  France  (Paris  1857.)  1.,  467.  können  die  letzteren  dem 
Staatsrathe  vorziehen. 

*)  Mitgetheilt  von  mir  in  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  4.,  288.  f. 

^)  Der  päpstliche  Nuntius  richtete  an  einen  der  angeschuldigten 
Bischöfe  (Frz.  v.  Poi  tiers)  ein  Schreiben,  um  ihn  wegen  seines  Muthes 
und  seiner  Festigkeit  zu  beloben;  dagegen  beschwerte  sich  die  Regie- 
rung in  Rom. 

*)  Nach  Gormenin  a.  a.  0.  1.,  281.  ist  factisch  eine  derartige 
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0 

Denn  während  bezüglich  der  Protestanten  die  Articles 
organiques  des  cultes  protestantes  vom  18.  germinal  des 
Jahres  X.  bestimmen  Art.  6.:  Le  conseil  (Tetat  connaitra 
de  totäes  les  etitreprises  des  ministres  du  cidte  et  de  totUes 
dissensums  qui  pourront  s'Mever  entre  ces  mifiistres. . . .  *) 
verordnet  die  Ordonnanz  v.  25.  Mai  1844.  rücksichtlich 
der  Juden: 

art.  54. :  Aucune  assemblee  deliberante  ne  pourra  eire 
formee,  aucune  decision  doctrincUe  ne  pourra  etre  publice 
au  devenir  la  maiiere  de  Venseignementy  sans  autorisation 
expresse  du  gouveniement 

art.  55,:  Toutes  entreprises  des  ministres  du  culte 
israSlite ,  toutes  disctissüms  qui  pourraient  s' elever  entre  les 
ministres,  toute  atteinte  ä  Vexercice  du  ctdte  et  ä  la  liberte 
garantie  ä  ces  ministres  nous  seront  dSferees,  en  notre  con- 
seil d*£tat  sur  le  rapport  de  notre  ministres  des  cultes,  pour 
itre  par  nous  statue  ce  qu'il  appartiendra. 

art.  56. :  Nul  ministre  du  culte  israelite  ne  peut  donner 
aucune  autorisation  ou  explication  de  la  loi  qui  ne  soU  con- 
forme  aux  decisions  du  grand  Sanhedrin  et  aux  dScisions 
des  assembUes  synodales  qui  seraient  par  nous  ulterieure- 
ment  autorisies. 

DasB  endlich  nach  den  Bestimmungen  der  organischen 
Artikel  (Art.  7.)  auch  den  Geistlichen  ein  Kecurs  gegen 
Staatsbeamte  gewährt  ist,  wenn  diese  portent  atteinte  ä 
Vexercice  public  du  culte  et  ä  la  liberti  que  les  lois  et  les 
riglements  garantissent  ä  ses  ministres,  entspricht  völlig 
der  Billigkeit  und  dem  früher  geltenden  Recht  *). 


abas-Erkl&rang  noch  nicht  vorgekommen.  Nach  Batbie  droit  ad- 
ministrat.  8.,  162.  nur  wegen  »contravention  aux  lois  ou  trouble  arbi- 
trairement  jet^  dans  les  consciences.t 

')  Ausserdem  aber  findet  hier  auch  eine  analoge  Anwendung  der 
fflr  die  Katholiken  geltenden  Vorschriften  statt.  Vgl.  Buob  Manuel 
d'un  Code  ecclös.  (Paris  1855.)  S.  14.  f. 

')  Vgl.  Dalloz  a.  a.  0.  U.,  801.  f. 
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II. 

Spanien. 

Das  kanonische  Recht  bezüglich  der  Stellung  der 
Kirche  zum  Staate  hat  in  Spanien  erst  durch  die  Stete 
Partidas  Königs  Alfons  X.  von  Castilien  Eingang 
gefunden  ^). 

Während  bis  dahin  die  Cleriker  nur  in  vereinzelten 
Fällen  von  Abgaben  befreit  gewesen  waren  •) ,  sprachen 
die  Stete  Partidas  sie  von  jeder  Theilnahme  an  bürger- 
lichen Lasten  frei  '),  und  gestanden  sogar  den  Dienern 
des  Clerus  ein  gleiches  Privileg  zu;  während  die  Befug- 
nisse der  römischen  Curie  über  die  spanische  Kirche  oft 
genug   vergeblich   angestrebt   gewesen   waren  *) ,   erkannte 


')  Vgl.  auch  Prescott,  Oesch.  d.  Regier.  Ferdinands  u.  Isa- 
bellas d.  Eath.  V.  Spanien  (Leipzig  1842.)  1.,  33.  und  namentlich 
Rosseeuw  St.  Hilaire,  Mem.  sur  Porigine  des  immuuit^s  eccl^s. 
en  Espagnc  in  M^m.  de  l'acad.  roy.  des  sciences  (Paris 
1841.)  1.,  825.  ff.,  der  aber  übertreibt  zumal  das  Gesetzbuch  erst  70. 
Jahre  nach  seiner  ersten  Zusammenstellung  i.  J.  1348.  in  Kraft  ge- 
treten ist,  A  s  s  o  y  del  Rio  y  Manuel  y  Rodrigaez,  Instituciones, 
del  dcrecbo  de  Castilla  (Madrid  1805.)  LX.  Umgekehrt  hat  Sancho 
Llamas  y  Molina,  Disertacion  critica  sobre  la  edicion  de  las  Partidas 
de  D.  Alfonso  el  Sabio  dem  Könige  Häresieen  nachgewiesen,  vgl.  auch 
La  Fuente,  Histor.  ecclesiastica  de  Espaha  (Barcelona  1856.)  2.,  318. 

'^)  So  befreite  1068.  König  Sancho  den  Clerus  der  Diöcese  Oca 
und  den  Clerus  v.  St.  Maria  di  Astorga.  Vgl.  Marina,  Ensayo 
critico  sobre  la  antigua  legislacion  (Madrid  1808.)  283.  König  Fer- 
dinand 1185.  die  Kirche  St.  Maria  de  Leon,  Collecion  de 
PriTilcgios  de  laCorona  de  Castilla  (Madrid  1830.)  5.,  97. 
vgl.  dort  auch  zahlreiche  ähnliche  Urkk.  Rosseeuw  St  Hilaire 
a.  a.  0.  838.  macht  freilich  darauf  aufmerksam,  dass  in  einem  der 
Kirche  v.  Segovia  i.  J.  1180.  von  Alfons  VIII.  ertheilten  Privileg 
die  Cleriker  befreit  werden,  »de  qualquier  facendeyra,  fonsadeyra  e 
posta  u  otro  qualquier  pecho«,  aber  entweder  liegt  hier  Interpolation 
vor,  oder  die  Vorschrift  blieb  unbeachtet,  und  jedenfalls  bestätigen  die 
speciellen  Ausnahmen  die  Regel. 

")  P.  1.  tit.  VI.  ley  54.  und  P.  3.  tit.  32.  ley  20.  geben  die  Aus- 
nahmen von  dieser  in  P.  1.  tit.  6.  ley  51.  ff.  ausgesprochenen  Regel. 

*)  Vgl.  Florez,  Espaha  sagrada  20.,  253.  Sempere,  Betracht, 
üb.  d.  Ursachen,  d.  Grösse  u.  d.  Verfalls  d.  span.  Monarchie  (Darm* 
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Alfons  dem  Papste  das  Recht  zu^),  Bisthümer  zu  er- 
richten und  zu  unterdrücken,  die  Wahlen  der  Bischöfe  zu 
bestätigen  oder  zu  verwerfen,  die  Bischöfe  der  erzbischöf- 
lichen Jurisdiction  zu  entziehen,  alle  Excommunicirten  von 
ihrer  Strafe  zu  lösen,  wogegen  umgekehrt  der  von  Rom 
verhängte  Bann  auch  nur  dort  wieder  gelöst  werden  sollte  *), 
in  jedem  Fall  als  Appellationsinstanz  zu  fungiren;  denn,  so 
sagt  der  Gesetzgeber  wörtlich  ') :  „wie  die  weltliche  Macht 
sich  in  Gott  concentrirt,  so  die  geistliche  im  Papste." 

Während  die  Häufigkeit,  mit  der  in  den  Concils- 
schlüssen  auf  die  Aufrechterhaltung  der  geistlichen  Juris- 
diction gedrungen  wird,  ein  deutliches  Zeichen  davon  ab- 
legt, mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Vorschriften  über  den 
geistlichen  Gerichtsstand  zu  kämpfen  hatten:  gesteht  Al- 
fons der  kirchlichen  Competenz  alle  Materien  zu,  welche 
das  kanonische  Recht  den  geistlichen  Gerichten  vindicirt  ^), 
und  befreit  die  Geistlichen  vom  weltlichen  Forum  *).  Wäh- 


k 


8tad  1828)  1.,  22.  ff.  Erst  im  11.  Jahrb.  gelang  es  den  Päpsten,  das 
officinm  mozarabicum  aus  Spanien  zu  verdrängen,  Rosseeuw  St. 
H 11  a  i  r  e  a.  a.  0.  833.  f.  Vgl.  Qbngens  M  a  r  i  n  a  a.  a.  0.  §.  336. 
Mariana  Historia  general  de  Espana  (Leon  de  Francia  1719.)  IIb.  9. 
c.  18.  LaFuente,  Historia  ecclesiastica  de  Espana  (Barcelona  1855.) 
2.,  213.  f.  218. 

»)  Part.  1.  tit.  6.  ley  6. 

')  Wie  wenig  bis  dahin  päpstliche  Excommunicationen  beachtet 
gewesen  waren,  erbellt  aus  dem  Schreiben,  welches  i.  J.  1022.  der  Abt 
des  Klosters  Roda  an  Benedict  VIII.  richtete ,  A g  u i  r  r e  Coli, 
maz.  Goncil.  Hispan.  (Romae  1755.)  4.,  390. 

*)  ebendas.  ley  4.  I.  J.  1260.  hatte  Ferdinand  der  Heilige  bei 
Gelegenheit  eines  Streites  der  Stadt  Tny  mit  ihrem  Bischöfe  verordnet, 
dass  die  Appellationen  nicht  nach  Rom,  sondern  bei  seinem  Rath  ein- 
gelegt werden  sollten.    S  e  m  p  e  r  e  Betracht,  a.  a.  0.  1.,  39. 

*)  Wenn  Rosseeuw  St.  Hilairea.  a.  0.  sich  auf  Part.  1.  tit 
6.  ley  58.  beruft,  um  zu  behaupten,  dass  alle  Sünden  der  Menschen 
Ton  Alfons  der  geistlichen  Jurisdiction  zugewiesen  worden  seien, 
so  ist  das  irrig.  Die  Stelle  spricht  nur  von  »destos  pecadosc,  d.  h.  die 
Torher  genannten  wie  adulterium,  perjnrium  u.  s.  w.  —  Vgl.  aber 
ebendas.  ley  56.  ff. 

^)  Die  Bischöfe  in  Part.  1.  tit.  5.  ley  65.  mit  der  Ausnahme : 
»fueras  ende  si  lo  mandasse  el  Rey  venir  ante  se.<  Die  Cleriker  in 
Part.  1.  tit.  6  ley  56.  57.  nicht  aber  in  Lehnssachen  und  wenn  der 
Cleriker  Slläger  ist,  oder  reconveniendo  belangt  wird.    vgl.  auch  J  a- 
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rend  eine  geistliche  Bezehntung  des  Landes  bisher  lediglich 
als  frommer  Wunsch  der  Kirche  aufgetreten  war  *) ,  be- 
lastet Alfons*)  nicht  nur  den  gesammten  Grundbesitz, 
sondern  macht  auch  alle  Gehalte  und  Einkünfte  der  Kirche 
zehntpäichtig ;  selbst  die  Prostituirten  haben  von  ihrem 
Bchmählichen  Erwerbe  Zehnten  zu  geben  '). 

Während  das  Amortisationsrecht  bisher  dem  kirchlichen 
Erwerbe  Schranken  gesetzt  hatte  ^) ,  lässt  das  Gesetz  von 
Alfons  dem  Erwerbstriebe  der  Kirche  freiesten  Spiel- 
raum *). 

Und  endlich:  anstatt  dem  Missbrauche  der  Excommu- 
nicationen,  die  schon  durch  Peter  IL  v.  Aragon  mit  bür- 
gerlichen Folgen  versehen  waren  *),  entgegenzutreten,  stellt 
das  Gesetzbuch  nicht  weniger  als  sechszehn  Fälle  fest  ^^ 
in  welchen  der  Kirche  das  Recht,  die  Excommunication 
zu  verhängen,  zugestanden  wird. 

Dazu  gehört  aber:  wenn  Statthalter  oder  Richter  der 
Städte  widerrechtlich  Steuern  von  der  Geistlichkeit  erheben, 
ihnen  Dinge  anbefehlen,  zu  welchen  sie  nicht  verpflichtet 
sind,  oder  ihnen  die  Jurisdiction  streitig  machen,  wo  die- 
selbe den  Geistlichen  gesetzlich  zusteht.  Wenn  jemand 
Gesetze  oder  Sitten  und  Gebräuche  aufrecht  erhält  oder 
anwenden   lässt,   welche   der   Freiheit   der  heiligen  Kirche 


cobo  Ruiz.  Flores  de  les  leyes  IIb.  1.  tit.  15.  ley  1.  in  Memorial 
historico  espanol  (Madrid  1851.)  2.,  222. 

*)  Der  Beschluss  des  Concils  yod  Jaca  v.  1063.,  wo  EöDig  Ra- 
miro  I.  sagt:  »Donamus  Deo  oniDem  decimam  nostri  Juris,  auri  ar- 
genti.  frumenti  seu  vinic  etc.  bei  A  g  u  1  r  r  e  a.  a.  0.  ist  eine  F&lschung. 

•)  Pars.  1.  tit.  20.  21. 

")  Part.  1.  tit.  20.  ley  12.:  »K  en  las  malas  miigeres  de  lo  que 
ganan  per  sns  cuerpos  ca  aunque  atales  mageres  como  estas  malamente 
lo  ganan,  puedenio  rescebir.  Pero  la  Eglesia  tocco  por  bien  . . .  porque 
Don  parezca  quc  consiente  en  au  maldad.  E  esto  se  entiende,  mientra 
biuieren  en  aquel  pecado,  ca  despues  que  se  partiessen  del,  biero  lo 
paeden  tomar  sin  mala  estanca.c 

*)  Vgl.  den  F  u  e  r  0  v  i  e  j  o  v.  C  a s  t  i  1  i  e  n  ley  75.:  >Qae  ningon 
heredaniiento  del  rey  non  corre  ä  los  l^os-dalgo,  nin  a  monasterio 
ningan,  nin  lo  dellos  al  reyt  bei  Rosseeuw  St.  Hilaire  a.a.O.  866. 

»)  Vgl.  Part.  1.  tit.  6.  ley  55;  tit.  31.  ley  4.    Part.  6.  tit.  3.  ley  2. 

®)  Branchitsch,  Gesch.  d.  span.  Rechts  (Berlin  18  2.)  76. 

')  Part.  1.  tit.  9.  ley  2. 
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zuwider  sind.  Nicht  nur  die,  welche  Urtheile  mit  Ver- 
letzung des  kanonischen  Rechts  gefällt  haben,  sollen  mit 
dem  Banne  belegt  werden  dürfen,  selbst  die,  welche  solches 
Urtheil  nur  niedergeschrieben  haben  *). 


I 


Derartige  Machtbefugnisse  der  Kirche  waren  zu  weit 
bemessen,  als  dass  sie  nicht  auf  erbitterte  Opposition  ge- 
stossen  wären  *) ,  und  diese  steigerte  sich ,  als  zahlreiche 
clerjkale  Missbräuche  das  geistliche  von  den  Staatsgesetzen 
anerkannte  Uebergewicht  noch  drückender  machten  •). 


')  König  Heinrich  III.  verfiel  selbst  der  Excommunication,  weil 
seine  Vormünder  während  seiner  Minderjährigkeit  den  Eb.  Pedro 
Penorio  von  Toledo  und  andere  Geistliche  ins  Gefängniss  geworfen 
hatten.  Vgl.  die  Urk.  v.  J.  1893.,  durch  welche  er  absolvirt  wurde, 
bei  Marina,  Theorie  des  Cortes  (traduit  par  Fleury,  Paris  1822.)  I., 
374.  ff.  Tgl.  die  auf  die  Excommunication  Jacobs I.  v.  Aragonien 
bezüglichen  Actenstücke  (1240.)  bei  Villanueya,  Viage  literario 
(Madrid  1804.)  4.,  cJ24.  ff. 

")  Ueber  die  Steuerfreiheit  beschwerten  sich  fast  alle  Cortes  bis 
in  die  Mitte  des  XV.  Jahrh.  Rosseeuw  St.  Hilaire  a.  a.  0.  83i). 
Gegen  päpstliche  Provisionen  äusserten  sich  die  Cortes  von  M  e  d  i  n  a 
del  Campo  1328.,  von  Hurgos  1379.,  von  Palen  cia  1388.,  von 
Guadalaxa  1890.  (vgl.  Cronica  del  Rey  D.  Juan  I.  ad  h.  a. 
c.  7.;  ad  a:  1303.  c.  16)  Erst  Heinrich  III.  bestimmte,  dass  keine 
Ausländer  Hencficien  erhalten  sollten,  »indem  mein  Wille  ist,  dass  die 
Uebelthäter,  wenn  es  Priester  sind,  am  Leibe  ergriffen,  in  grosse  Ge- 
fängnisse eingekerkert  und  so  als  Gefangene  festgehalten  werden,  bis 
ich  davon  unterrichtet  worden,  um  sie  alsdann  aus  dem  Lande  zu  ver- 
weisen, oder  über  sio  zu  verfügen,  nach  der  besten  Erkenntniss  meines 
Amtes,  indem  ich  sie  verurtheile,  alle  Güter  und  Einkünfte,  die  sie  in 
meinen  Reichen  besitzen,  zu  verlieren,  und  verlange,  dass  die  Hälfte 
dieser  Güter  den  Anklägern  oder  Augebern  zufallen  soll,  die  andere 
Hälfte  aber  meiner  Freigiebigkeit  vorbehalten  werde,  damit  die  ge- 
nannten Priester  nichts  mehr  besitzen,  weder  Ehre  noch  Güter  in 
meinen  Reichen,  weder  im  Allgemeinen  noch  theilweise.  Sind  die 
Uebertreter  Laien,  so  befehle  ich,  dass  sie  mit  dem  Leben  alles  ver- 
lieren ,  was  sie  in  dieser  Welt  besitzen«  in  dem  Ordenamiento 
Real  lib.  1.  tit.  3.  ley  19.,  von  Philipp  II.  nicht  in  die  Nueva 
Recopilacion  aufgenommen.  Vgl.  auch  S e m  p e r  e ,  Betracht, 
über  d.  Ursachen  a.  a.  0.  1.,  49.  ff. 

")  Ueber  die  fortwährende  Erweiterung  der  geistlichen  Jurisdiction 
beschwerten  sich  die  Cortes  v.  Valladoüd  i.  J.  1307.,  Burgos 
1315.,  Madrid  1433.,  Valladolid  1442.,  Rosseeuw  St.  Hilaire 
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Musste  doch  A  l  f  o  n  s  X.  selbst  die  bezüglich  der 
Amortisation  getroffenen^  Bestimmungen  ändern  ^).  Die 
Cortes  waren  in  Klagen  und  Beschwerden  unermüdlich. 
Schon  1 299.  machten  die  von  V a  1 1  a d  o li d  König  Fer- 
dinand IV.  Vorstellungen  über  die  Missbräuche,  welche 
namentlich  mit  den  Excommunicationen  getrieben  wurden. 
Im  J.  1307.  wiederholten  sie  dieselbe  Klage:  aber  noch 
war  der  Roraanismus  zu  tief  der  Regierung  eingeimpft,  als 
dass  eine  Abhülfe  zu  erhoffen  gewesen  wäre. 

Erst  unter  Alfons  XL  erfolgte  sie  •),  unter  jenem 
König,  von  welchem  der  Chronist  sagt,  dass  er  ein  strenger 
Katholik  war,  Gott  fürchtete  und  seine  Kirche  liebte,  „aber 
dies  ist  nicht  unverträglich  mit  den  Rechten  der  Krone, 
mit  der  Strenge  und  Festigkeit  in  Behauptung  und  Auf- 
rechterhaltung derselben,  damit  die  wahren  Gränzen  zwi- 
schen der  Macht  der  Geistlichkeit  und  der  Gewalt  der 
Krone  nicht  überschritten  werden." 

Aber  auch  Alfons  XL  musste  erst  durch  handgreif- 
liche Beweise  von  den  Missbräuchen  der  spanischen  Kirche 
tiberzeugt  worden. 

So  verschärfte  er  zunächst  noch  das  Recht  der  Ex- 
communication  dadurch,  dass  er  die  nach  Monatsfrist  nicht 
Absolvirten  mit  einer  Strafe  von  600.  Maravedis  belegte, 
und  den  Jahr  und  Tag  im  Kircheiibanne  Verharrenden  alle 
Güter  absprach,  die  der  Gnade  des  Königs  anheimfallen 
sollten  •). 

a.  a.  0.  847.  f.  Vgl.  auch  die  OrdenaDxa  v.  Juan  II.  y.  J.  1429.  in 
Ordenanzas  reales  de  Castilla  lib.  1.  tit.  3.  ley  7.  Los 
Codigos  Espanoles  (Madrid  1849.)  6.,  269. 

V;  In  den  neuen  Fueros,  welche  er  zu  Sabagun  gab.  Vgl. 
auch  die  von  ihm  an  das  consejo  und  die  Alcaldcn  von  Badajos  i. 
J.  ] 254.  gerichtete  Urk.  in  Memorial  histörico  espafiol 
(Madrid  1851.)  1.,  18.;  ebenso  Ferdinand  IV.  in  den  Cortes  y. 
H  a  r  0  1298.  A  1  p  h  o  n  s  XI.  in  den  Cortes  v.  A 1  c  a  1  a.  Wie  yer- 
geblich  diese  Gesetze  waren,  zeigte  sich  nach  der  grossen  Sterblichkeit 
1.  J.  1349.  und  1350.  Denn  die  Cortes  v.  Valladolid  beschwerten 
sich  i.  J.  1351.,  dass  der  Clerus  den  grössten  Theil  (muy  mayor  parte) 
der  königlichen  Domänen  besitze.  Rosseeuw  St.  Hilairea.  a. 
0.  8ö8.    Vgl.  auch  Sem  per  e,  Betracht,  a.  a.  0.  1.,  167.  ff. 

3)  Vgl.  hierüber  und  für  das  Folgende  Braachitsch  a.  a.  0. 
103.  ff. 
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Als  aber,  anstatt  die  härtere  Strafe  vorsichtiger  zu  ge- 
brauchen, der  Clerus  jetzt  aus  wo  möglich  noch  häufigeren 
Excommunicationen  pekuniären  Nutzen  zu  ziehen  suchte, 
traf  der  König  vier  Jahre  nach  Erlass  seines  ersten  Gesetzes 
die  heilsame  und  wirkungsvolle  Aenderung,  dass  die  Geld- 
strafe statt  an  die  Kirche  an  den  Fiscus  fallen  sollte  ^). 

Und  der  Mann,  welcher  den  kirchlichen  Sinn  seines 
Volkes  mehr  wecken  wollte,  dadurch  dass  er  den  kirch- 
lichen Strafmitteln  eine  erhöhte  Bedeutung  beilegte,  sah 
sich  selbst  veranlasst,  seinen  Behörden  zu  empfehlen,  das 
über  Sevilla  verhängte  Interdict  in  keiner  Weise  zu  be- 
achten. 

Vor  allen  Dingen  aber  wichtig  war  das  Gesetz,  welches 
er  auf  den  im  J.  1348.  vorgetragenen  Wunsch  der  Cortes 
über  die  Competenzconflicte  zwischen  geistlichen  und  welt- 
Uchen  Gerichten  erliess.  Sowohl  die  recursos  de  Fuerea, 
wie  die  retencion  de  bulas  werden  von  spanischen  Schrift- 
stellern auf  dasselbe  zurückgeführt  *) ,  da  den  bürgerlichen 
Gerichten  die  Befugniss  beigelegt  wurde,  den  Missbrauch 
der  geistlichen  Amtsgewalt  zurückzuweisen. 

Aber  auch  ausserdem  hielten  die  Könige  auf  Begelung 
der  gerichtUchen  Competenzen  und  Innehaltung  der  gesetz- 
lich  gezogenen  Schranken. 

So   bestimmten    Alfons    in   Valladolid,    Juan    I.   in 


')  Weitere  gleiches  festsetzende  Bestimmungen  gab  Juan  n.  i. 
J.  1409.  Ordenanzas  reales  de  Gastilla  IIb.  8.  tit.  5.  ley 
unica  (Noviss.  Recop.  lib.  12.  tit.  8.  ley  5.)'  Godigos  a.  a.  0. 
6.,  506. 

')  Vgl.  auch  Ordenanzas  reales  de  Gastilla  lib.  8.  tit. 
19.  ley  9.    Godigos  a.  a.  0.  6.,  624. 

')  So  Sempere,  Historia  del  derecho  espanol  cont.  por  Moreno 
(Madrid  1847.)  845.  Vgl.  auch  das  zweien  Gorregidoren  gegebene 
Reglement  a.  d.  J.  1488.  eben  das.  1.,  96.  —  Bemerkenswerth  erscheint 
indessen ,  dass  Jacob  Ruiz  in  seinen  für  Alfons  X.  verfassten 
Flores  de  las  leyes  lib.  IL  tit.  8.  ley  S.  sagt:  »Todo  omme  (mithin  auch 
der  Gleriker)  se  puede  al^ar  de  sentencia  diffinitiva  6  de  otros  agra- 
Tiamentos  quel  faga  aquel  iuez  que  iudga  so  pleyto  (also  auch  der 
geistliche  Richter)  quier  por  si,  quier  por  so  personero  si  non  fuere 
de  sentencia  de  Rey,  6  daquel  que  tiene  sus  vezes  en  todo  el  regno.« 
Denn  da  giebt  es  nur  Gnadengesuch,  Memorial  histörico  es- 
panol 2.,  241. 
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Segovia  i.  J.  1385  und  Juan  IL  in  Bnrgos  i.  J.  1429., 
dass  kein  geistlicher  Richter  die  königliche  Gerichtsgewalt 
behindern  dürfe  '),  und  wenn  dieses  Gesetz  ohne  jede  Straf- 
sanction  wohl  keine  bed^tenden  Wirkungen  hervorgerufen 
haben  mag,  so  füllte  die  Bestimmung  Heinrichs  IV.  v. 
J.  1455.  diese  Lücke  aus,  indem  sie  das  genannte  Vergehen 
mit  empfindlicher  Busfe  belegte  *).  Wie  denn  auch  die 
katholischen  Könige  Ferdinand  und  I s a b e  1 1  a  i.  J. 
1500.  alle  Corregidores  eidlich  verpflichteten,  die  Eingriffe 
der  geistlichen  in  die  weltliche  Jurisdiction  zu  verhindern, 
und  den  Königen  zur  Anzeige  zu  bringen  '). 

Der  geistliche  Richter  sollte  sich  weiter  keine  Execu- 
tionsgewalt  über  Personen  oder  Güter  der  Laien  anmassen, 
sondern  immer  auf  die  Hülfe  des  weltlichen  Armes  ver- 
wiesen sein*). 

^jOrdenanzas  reales  de  Castilla  lib.  3.  tit.  1.  ley  2. 
(Codigos  a.  a.  0.  6.,  844.  Noviss.  Recopil.  lib.  4.  tit.  1. 
Ley  8.]:  »Niogan  äcclesiastico  juez  sea  osado  de  impedir  nuestra 
jurisdicion  real  por  via  de  simple  querella,  ni  en  grado  de  apelacion, 
ni  en  otra  manera  alguna,  porque  la  apelacion  no  paede  pasar  de  una 
jorisdicion  en  otra  que  es  agena,  y  estra&a  della,  y  del  impedimento 
de  la  nnestra  jurisdicion  0  seöorio,  ninguno  pneda  conoscer  sino  nos, 
y  podemos  compeler  y  apremiar  ä  los  Perlados,  que  simplemente 
muestren  ante  nos  su  derecho,  si  alguno  tienen  sobre  la  jurisdicion, 
qae  en  nostros  Reinos  ä  nos  pertenece.« 

*)  eben  das.  ley  5.  (Noviss.  Recop.  lib.  4.  tit.  1.  ley  4.): 
»Mandamos  que  qualquier  lego  que  truzere  ä  otro  lego  sobre  causa 
profana  ante  el  Juez  de  la  Iglesia,  incurra  en  las  penas  de  las  leyes 
antes  desta:  y  dem&s  que  los  Perlados  Ecclesiasticos  Jueces  que  usur- 
paren  la  nuestra  jurisdiccion  Real,  y  della  se  entremetieren  en  los 
casos  que  no  les  es  permitido  por  derecho,  que  por  el  mismo  hecho 
hayan  perdido,  y  pierdan  la  naturalidad,  y  temporalidad,  que  en  los 
nuestros  Reinos  han,  y  tienen,  y  sean  havidos  por  estra&os  dellos:  y 
no  los  puedan  mas  haver  ni  teuer  en  nuestros  Reinos.c 

*)  Noviss.  Recopil.  lib.  4.  tit.  1.  ley  9.  Schon  c.  21.  der  In- 
struction der  Corregidores  v.  16.  Mai  1488.  hatte  die  Bestimmung: 
»£8tar&n  &  la  mira  que  los  Jueces  eclesiasticos  no  usurpen  la  juris- 
diccion Real,  dando  cuenta  on  caso  necessario  al  Tribunal  superior 
correspon diente  6  al  Gonsejo  para  su  remedioc,  in  Codigos  a.  a.  0. 
7.,  409.  Anmkg. 

^)0rdenanza8  reales  de  Castilla  Hb.  3.  tit.  1.  ley  4. 
(Heinrich  lY.  Heinrich  U.  i.  J.  1871.  Jaanl.  i.  J.  1379. 
Juan  11.  i.    J.   1429.    Noviss.   Recop.  lib.  2.  tit.  1.  ley  4.  5.) 
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Kein  Laie  durfte  einen  andern  um  weltliche  Sache  vor 
geistlichem  Gerichte  belangen,  oder  vertragsmässig  die  Com- 
petenz  desselben  für  sich  in  einer  nicht  geistlichen  Streit- 
sache anerkennen. 

Eine  Geldstrafe  von  10,000.  Maravedis  drohte  dem 
Ungehorsamen,  wovon  die  eine  Hälfte  dem  Denuncianten 
zufiel,  die  andere  zur  Erbauung  def  Stadtmauer  verwendet 
werden  sollte.  Der  Beklagte  sollte  sofort  klagfrei  ge- 
sprochen werden,  und  der  Kläger,  falls  er  Beamter  wäre, 
seine  Stelle  verlieren  ^).  Ebenso  wurde  jeder  königliche 
Vasall,  der  unter  dem  Vorwande  des  geistlichen  Standes 
den  weltlichen  Gerichtsstand  ablehnen  würde,  mit  Verlust 
seiner  Lehen  bedroht  *). 

Aber  auch  umgekehrt  verhinderten  die  Könige  die  Schmä- 
lerung der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit.  Der  weltliche  Richter, 
so  befahl  Heinrich  H.  i.  J.  1409.,  habe  sich  jedes  Ein- 
griffes in  die  Jurisdiction  des  geistlichen  zu  enthalten  •), 
und  die  von  diesem  innerhalb  der  Gränzen  seiner  Zuständig- 
keit erlassenen  Mandate  strict  zur  Ausführung  zu  bringen  ^). 


Ferdinand  u.  Isabellai.  J.  1493.  Noviss.  Recop.  IIb.  2. 
tit.  1.  ley  9.  Dieser  Grundsatz  wurde  auch  in  späterer  Zeit  aufrecht 
erhalten  und  z.  B.  dem  geistlichen  Richter  nicht  erlaubt,  Laien  ge- 
fangen zu  halten,  ausser  falls  sich  in  dieser  Beziehung  eine  üebung 
gebildet  hätte,  wie  aas  bei  Laien,  die  öffentlich  mit  Concubinen  lebten, 
der  Fall  war,  Sese,  De  inhibitionibus  Cap.  1).  g.  2.  no.  84.  ff.  S.  885. 
(Francofurti  166L).  Vgl.  auch  die  Entscheidung  des  Rathes  von  Gra- 
nada bei  Larrea,  Novae  decision.  sacri  regü  senat.  Granat.  (Lugduni 
1729.)  1.,  7.  f. 

^jOrdenanzas  reales  de  Gastilla  lib.  3.  tit.  1.  ley  8. 
von  Alfons  i.  J.  1829.  Heinrich  IL  1871.  Juan  IL  1425. 
Heinrich  IV.  1455.  (vgl.  ley  6.  7.  Fe  r  dl  n  and  u.  Isabella 
1480.)  Noviss.  Recopil.  lib.  4.  tit.  1.  ley  7.  8.  lib.  10.  tit  1. 
ley  6.  Auch  wurden  die  Laien  mit  Strafe  bedroht,  falls  sie  im  welt- 
lichen Forum  exceptionsweisc  die  geistliche  Natur  der  Streitsache  vor- 
schützen sollten,  Juan  IL  i.  J.  14.S6.  Orden  an  zas  de  Gastilla 
lib.  8.  tit.  1.  ley  9.    Noviss.  Recopil.  lib.  4.  tit.  1.  ley  8. 

')  Juan  II.  i.  J.  1441.  Ordenanzas  reales  de  Gastilla 
lib.  8.  tit  1.  ley  10.  Vgl.  Noviss.  Recopil.  lib.  1.  tit  10.  vor- 
züglich ley  1. 

')  Ordenanzas  reales  de  Gastilla  lib.  1.  tit  3.  ley  6. 
(Godigos  a.  a.  0.  6.,  268.)    Noviss.  Recopil.  lib.  2.  tit  L  ley  3. 

*)  Ordenanias  reales  de  Gastilla  lib.  1.  tit  8.  ley  8. 
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Nichts  desto  weniger  scheinen  diesen  Gesetzen  zum 
Trotz  weder  weltliche  noch  geistliche  Richter  von  Vor- 
würfen entbunden  werden  zu  können.  Sie  standen  sich 
wie  in  allen  Ländern  feindlich  gegenüber.  Die  comraunale 
Selbstständigkeit  reagirte  zumeist  gegen  die  kirchlichen  Pri- 
vilegien *),  und  die  Geistlichen  verletzten  staatliche  *)  und 
kirchliche  •)  Ordnungen  um  die  Wette. 

Von  einer  Handhabung  der  recursos  de  fuerza  ver- 
mögen wir  indessen  in  dieser  Periode  keine  Beispiele  bei- 
zubringen. 

Wo  ein  geistlicher  Amtsmiss  brauch  uns  entgegentritt, 
^  wird  er  oft  schroflF  von  den  Königen  beseitigt,  aber  ohne 
dass  irgendwie  die  Befolgung  gesetzlicher  Regeln,  die  An- 
wendung eines  rechtlichen  Institutes  dabei  erhellte  ^). 

Als  i.  J.  1354.  der  König  Peter  kraft  königlichen 
Patronates  den  Toribio  Fernandez  zum  Prior  der 
Kirche  S.  Maria  de  Guadelupe  ernannt  hatte ,  in 
Rom  aber  von  anderen  um  dieselbe  Pfründe  Bewerbungen 
stattfanden,  erhielt  der  Ernannte  ein  königliches  Patent, 
wonach  ihn  die  Älcdlden  von  T  a  1  a  v  e  r  a  und  T  r  u  j  i  1  o 


')  So  verfagte  Juan  II. ,  dass  die  gegen  die  Freiheit  der  Kirche 
verstossenden  Statuten  nichtig  sein  sollten ,  Ordenanzas  reales 
de  Gastilla  lib.  1.  tit.  3.  ley  2.  (Codigosb.,  262),  Heinrich  II. 
i.  J.  1409.:  >Que  los  Concejos,  ui  senores  de  lugares  no  hagan  estatutos 
contra  les  Clerigos  h  Iglesiasc  ebendas.  ley  10.:  >Que  los  Concejos,  ni 
Justicias  no  ocupen  la  jurisdicion  civil  de  las  Iglesias,  y  Monesterios«, 
ebendas.  ley  11. 

')  Die  meisten  der  oben  angefahrten  Gesetze  sind  auf  specielle 
Beschwerden  der  Cortes  erlaben  worden.  Namentlich  erregten  die 
Clerigos  de  Corona  MissvergnQgen ,  tonsirte  Laien,  welche  geistlichen 
Gerichtsstand  für  sich  beanspruchten.  Vgl.  Ordenanzas  reales 
de  Gastilla  lib.  1.  tit.  3.  ley  16.  Recopil.  noviss.  lib.  1. 
tit.  10.  Ebenso  gab  es  zahllose  >paniguado8c,  Laien,  welche  in  ein 
fingirtes  Dienst verhältniss  zu  Clerikern  traten  nnd  so  geistlichen  Ge- 
richtstand erhielten,  Rosseeaw  St.  Hilaire  a.  a.  0.  848. 

^  Vgl.  auch  Hefele,  Cardin.  Ximenez  (Tübingen  1851.)  164.  f. 
Constitutio  Capituli  Maiorcensis  v.  J.  1387.  bei  Villanueva,  viage 
literario  22.,  254.  u.  s.  f.    La  Fuente,  Hist.  eccl.  2.,  420.  ff. 

*}  Allerdings  meistentheils  durch  Sperrung  der  Temporalien.  Ein 
Beispiel  a.  d.  J.  1424.  bei  Villanueva,  viage  literario  22.,  64.  Vgl. 
auch  Schftfer,  Gesch.  t.  Spanien  (Gotha  1861.)  3.,  204. 
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in  seiner  Würde  zu  schützen ,  und  alle  päpstlichen  gegen 
die  Ernennung  des  Königs  gerichteten  Bullen  confisciren 
sollten.  ^Und  wenn  jemand  eine  Bulle  vorzeigt,  in  der 
einem  anderen  als  dem  von  mir  Ernannten  das  Priorat  ge- 
geben wird,  so  nehmt  ihr  diesen,  und  bestraft  ihn  dergestalt, 
dass  er  nicht  wiederkommt,  und  auch  kein  anderer  es  künftig 
wagen  wird,  sich  solche  Bullen  zu  verschaffen." 

Aber  damit  war  die  Angelegenheit  freilich  noch  nicht 
erledigt.  Die  Einnehmer  der  apostolischen  Kammer  zogen 
vielmehr  die  Einkünfte  jenes  Priorats  ein,  und  es  bedurfte 
noch  eines  neuen  königlichen  Befehles  an  die  Räthe,  Älcalden 
und  Justizbeamte  der  Städte  P  1  a  s  c  e  n  c  i  a ,  T  r  u  j  i  11  o, 
T  a  1  a  V  e  r  a  u.  s.  w. :  „dass  wenn  ein  Geistlicher  oder  Laie 
sich  untersteht,  das  der  genannten  Kirche  Gehörende  zu 
nehmen  und  zu  verlangen,  oder  gegen  meine  Kirche  oder 
den  von  mir  ernannten  Prior  derselben  einzuschreiten,  Ihr 
sie  vertheidigen  und  nicht  zulassen  sollt,  dass  ihnen  irgend 
ein  Unrecht  geschehe.  Und  wer  diesen  meinen  Anord- 
nungen zuwider  handelt,  den  ergreifet  und  haltet  ihr  ge- 
fangen, bis  ich  über  ihn  bestimmen  werde,  was  mir  ge- 
fallen wird,  und  ein  Beispiel  an  ihm  aufstelle,  damit  ferner 
kein  Anderer  sich  unterstehe,  gegen  die  Kirche  oder  ihr 
Eigenthum  etwas  zu  unternehmen.  Und  auf  keine  Weise 
sollt  Ihr  das  Gegentheil  von  dem  thun,  was  ich  Euch  be- 
fohlen habe." 

So  entschied  die  königliche  Selbstherrlichkeit,  ohne  ge- 
richtlichen Spruch  und  Prozess  *). 

Uebrigens  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  bis 
zum  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  kirchlichen 
Vorschriften  der  Siete  Partidas  so  ziemlich  in  Vergessenheit 
geriethen  *) ,  und  andere  von  vorn  herein  nie  beobachtet 
worden  waren  '). 


^)  Vgl.  auch  Beispielsweise  M  a  r  i  an  a  a.  a.  0.  lib.  18.  c.  13.  and 
besonders  c.  18. 

*)  Brauchitsch  a.  a.  0.  105.  ff. 

^)  Dies  gilt  namentlich  von  den  decimae  personales,  gegen  welche 
die  Gortes  v.  Valladolid  mit  Erfolg  bei  König  Pedro  i.  J.  1851. 
Einsprache  erhoben.  Bemerkenswerth  sind  die  Beschwerden  der  Cortes 
T.  Madrid  t.  J.  1448.,  welche  ich  in  der  fhmzdsischen  üebersetzung 
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So  wurde  das  Wahlrecht  zu  den  bischöflichen  Stühlen 
gestört  ^)  und  königlicher  Seits  aus  den  verschiedenartigsten 
rechtlichen  Titeln  eine  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  der 
Episcopate  in  Anspruch  genommen.  Eine  Opposition  des 
Papstes  dagegen  erfuhr  harte  Zurückweisung.  Als  Pius  II. 
in  Siena  in  Folge  eines  Reservatrechts  an  Stelle  des  bei 
der  Curie  verstorbenen  Bischofs  v.  Leon  den  Cardinal 
Johann  von  Sjt.  Sixtus  ernannte,  Hess  der  König  diesen 
nicht  zum  Besitz  des  Bisthumes  gelangen,  dessen  Besetzung 
ihm,  wie  er  behauptete,  seit  unvordenklichen  Zeiten  ge- 
bühre •). 

Als  Sixtus  IV.  an  Stelle  des  1478.  zu  Rom  gestor- 
benen Cardinal  Peter  Ferriz  von  Tarraz.ona  den 
Andreas  Martinez  ernannt  hatte,  ertheilte  König  Fer- 
dinand, welcher  die  Pfründe  für  den  Cardinal  Peter 
Gonzalez  de  Mendoza  verlangte,  dem  Ernannten  den 
Befehl  sofort  zu  resigniren,  widrigenfalls  ihn  und  seine  Ver- 


Ton  Rosseaw  St.  Hilaire  a.  a.  0.  654.  f.  mittheile:  »Yotre 
Altesse  saara,  que  si  an  homme  tire  d'ane  propri6tö,  qa'il  cultive  h 
ferme  la  ralear  de  cent  charges  de  blä,  11  doit  lä-dessas  en  payer 
dix  pour  la  dtme;  puls,  de  ce  qui  lai  reste,  il  doit  payer  la  rente  qai 
peut  se  monter  k  vingt  oa  trente  charges,  sur  lesqaelles  il  paye  eacore 
la  dlme ;  puls  sur  se  bl^  d6jä  dlm6,  il  a  ä  payer  la  solde  des  moisson- 
neurs  et  des  panetiers  qui  peut  se  monter  k  vingt  ou  trente  autres 
charges,  sur  lesquelles  PEgUse  per^oit  encore  sa  dlme;  et  ainsi,  lä  oü 
eile  devrait  pr^Iever  dix  charges,  eile  en  pr^löve  seise.  D  en  est  de 
möme  pour  les  troapeaux  qui  naissent  dans  le  parc  da  seignear,  et 
dont  TEglise  touche  la  dlme,  outre  la  dlme  sur  ceox,  qo'il  donne  k 
ses  pasteurs.  Ainsi  des  moulins  k  vent  et  k  eau,  des  maisons  et  bou- 
tiques  loa^es  etc.  Et  comme  TEglise  est  jage  et  partie  dans  cette 
affiiire,  eile  fatigue  les  gens  de  ses  procäs  et  de  ses  excommanications, 
qui  sont  une  chose  terrible  k  dire;  car  pour  la  chose  la  plus  petite 
et  de  moindre  valear,  ils  prononcent  l'anath^me  . . .  et  le  pire  est  que 
ces  sentences  d'excommunication  sont  si  communes  et  pour  causes  si 
l^g^res,  k  cause  de  la  grande  avidit^  de  PEglise  k  toucher  les  frais 
de  rabsolution,  qae  le  peuple  n'en  a  soud;  car  ü  n'y  a  presqae  per- 
sonne, qui  echappe  k  ladite  excommanication,  soit  par  le  fait,  seit  par 
la  participation.c 

>)  Vgl.  die  von  Pulgar  Heyes  catolicos  p.  8.  c.  66.  —  in  der  mir 
vorliegenden  Ausgabe  s.  1.  et  a.  fol.  237t  —  erz&hlten  Yorg&nge  in 
Truxillo  i.  J.  1486.  und  Prescott  a.  a.  0.  2.,  686.  ff. 

«)  Aeneas  Sylv.  Comment.  Lib.  IV.  (ed.  Francof.  1614.)  S.  603. 
£.  Fried berg,  D.  liiubr.  d.  geiiü.  Amtsgewalt.  35 
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wandten  das  Exil  und  empfindliche  Strafe  tre£Fen   solle  *). 

Und  wegen  der  durch  denselben  Papst  vollzogenen 
Ernennung  des  Cardinais  Don  Giorgio  zum  Bischof  v. 
Cuenga  wurde  gar  der  Verkehr  zwischen  Spanien  und 
Rom  völlig  abgebrochen,  bis  S  i  x  t  u  s  IV.  sich  verpflichtete, 
nur  solche  Landeskinder  zu  den  höheren  kirchlichen  Wür- 
den in  CastiUen  zu  bestimmen,  die  von  den  Herrschern 
dieses  Reiches  dazu  ernannt  werden  sollten  *). 

Die  Befugnisse,  welche  die  spanischen  Könige  bezüg- 
lieh  der  bischöflichen  Stühle  in  Anspruch  nahmen,  dehnten 
sie  aber  auch  bald  auf  alle  Pfründen  der  Kathedralkirche 
aus  ').  Sie  besteuerten  ihren  Clerus  mit  und  ohne  päpstliche 
Erlaubniss  %  namentlich  aber  machten  sie  häufig,  allerdings 
immer  nur  in  vereinzelten  Fällen  von  dem  Rechte  des  Pc^se, 
d.  h.  des  Placet  Gebrauch.  I.  J.  1411.  bestätigte  J  u  a  n  U. 
die  der  Universität  Alcalä  von  Benedict  XIII. 
gegebenen  Privilegien,  aber  er  nahm  ausdrücklich  davon 
die  Bestimmungen  aus,  in  welchen  der  Papst  Conservatoren 
des  Studiums  ernannte,  que  era  et»  mio  perjuicio,  e  que  no 
debia  ea  eUo  consentir,  pues  que  yo  tenia  y  tengo  mis  con- 
servadores  en  dicho  estudio  ^).  I.  J.  1423.  zur  Zeit  des  Schisma 
befahl  Alphons  V.  von  Aragonien  keine  päpstlichen 
Decrete  ohne  seine  Erlaubniss  zuzulassen  ^)]  ja  Papst 
Alexander  VL  verlangte  selbst,  dass  Bullen  vor  ihrer 
Bekanntmachung  von  den  Diöcesanbischöfen,  dem  Nuntius, 
dem  Grosskaplan  des  Königs  und  einem  oder  zwei  Prälaten 
des  königUchen  Rathes  geprüft  werden  sollte  ^. 


^)  Vgl.  Marina,  Essayo  historico-critico  sobra  la  antigaa  legis- 
lacion  de  Castilla  n.  886.  Prescott,  Ferd.  u.  Isabella  1.,  256.  ff. 
Mariana  lib.  24.  c.  16.,  welcher  ersfthlt,  wie  Ferdinand  seinen 
natürlichen  Sohn  schon  als  sech^&hrigen  Knaben  zum  Erzb.  v.  Sara- 
gossa machen  Hess. 

*)  Zarita,  Annal.  Arragon.  P.  IV.  Lib.  XX.  c.  81.  ad  a.  1476. 

>)  Hergenröther  in  Arch.  f.  kath.  ER.  N.  F.  4.,  17. 

^)  eben  das.  19.  ff. 

')  La  Fuente,  Bist.  ecl.  2.,  424. 

•)  Yillanneya,  Viagge  literario  17.,  236.  La  Fuente,  Hist. 
ecles.  a.  a.  0. 

')Colecion  delosConcordatoB  ...  celebrados  des- 
pnes  del  Concilio  Tridentino  entre  los  Reyes  de  Es- 
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Und  wenn  auch  diese  Vorschrift,  die  durch  das  könig- 
liehe  Patent  vom  22.  Juni  1497.  und  die  Pragmatik  v. 
9.  Juni  1500.  bestätigt  wurde*),  ohne  Zweifel  nur  den 
Zweck  hatte,  das  Einschleichen  gefälschter  päpstlicher  Bullen 
zu  verhindern,  so  wurde  sie  doch  bald  in  einem  Sinne  auf- 
gefasst,  der  auch  unzweideutig  ächten  päpstlichen  Ver- 
fügungen eine  Schranke  zog. 

Gab  doch  der  Cardina)  X  i  m  e  n  e  s  selbst  die  Anregung 
dass  alle  von  Rom  ankommenden  Diplome  dem  höchsten 
Tribunal  übersendet  werden  sollten,  um  zu  entscheiden,  ob 
sie  zu  vollziehen  seien  oder  nicht  *). 

Schon  i.  J.  1509.  erliess  Ferdinand  der  katholische 
ein  Gesetz ,  welches ,  um  das  Inquisitionstribunal  vor  den 
Eingriffen  der  römischen  Curie  zu  sichein,  das  Placet  ener- 
gisch verordnete.  Quod  deinceps  nuXU  haminum,  so  hiess 
es,  liceat  in  universis  terris  et  Regnis  ditionis  nostrae  prae- 
sentare  8eu[exhibere  ministris. . .  S.  Ifiquisüionis  officii,  aut 
aliis  quibuscunque  itUlicibus  vel  personis,  nee  in  vahis  aui 
per  vicos,  vel  camperta  affigere,  seu  quoquo  modo  divulgare 
JBidlaSy  Brevia,  Rescripta,  provisianes,  commissiones ,  inhi- 
hiüones  sive  literas  per  Sedem  Ap,  aut  ejus  Legates,  Nuntios, 
vel  Ordinarios  indultas  sive  concessas  stA  quaeumque  ver- 
herum  forma  in  favorem  cujuscunque  personae  obtentas 
dictum  8.  Inquisitiofiis  officium  directe  vel  indirecte  tam 
agentes  aut  impedi^ntes,  nisi  primitus  nobis  oblatae  fuerint, 
et  in  nostro  8.  Concilio  de  surreptione  et  obreptione  prae- 
dictis  mature  recognita,  vel  si  opu^  fuerit  Sedes  Ap.  super 
ipsis  cofisulta,  et  de  voluntate  ipsius  certiores  facti  fuerimus^ 
et  inde  literae  executoriae  a  nobis  fuerifit  emanatae ;  . . .  cum 
quibus  duntaxat  et  nullo  alio   modo   dictae  Ap.  literae  tm- 


pana  y  la  Santa  Sede  ..  (Madrid  1848.)  260.  f.  Auch  aus  dem 
Memoriale  dato  daMsgrCastagna  al  ReFilippolI. 
bei  Lämmer,  Zur  Kirchengesch.  d.  XVL  u.  XVII.  Jahrh.  (Freibarg 
1863.)  134.  ergiebt  sieb,  dass  für  Neapel  die  Pftpste  zuweilen  eine  seit- 
weise Handhabung  des  Exequatur  für  passend  erachtet  haben. 

^)  Nueva  Recopil.  lib.  3.  tit.  6.  ley  37. 

*)  Jos^  de  Covarrubias,  Mäximas  sobre  recursos  de  Fuena 
7  proteccion  (Madrid  1829.)  1.,  29.    Hefele,  Card.  Ximenei  488.  f. 

86* 
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pune  praeserUari  possint...  Todesstrafe  und  Vermögens- 
confiscation  drohte  den  zuwiderhandelnden  Laien,  Sperrung 
der  Temporalien ,  ewige  Verbannung  und  eine  Busse  von 
5000.  Goldflorenen  den  Cierikern  ^). 


Die  spanischen  Fürsten  der  habsburgischen  Linie  nah- 
men die  staatlichen  Rechte  der  Kirche  gegenüber  womöglich 
mit  noch  grösserer  Energie  wahr  als  ihre  Vorgänger.  Geben 
sie  doch  noch  heute  dem  Geschichtsforscher  das  Räthsel  zu 
lösen  y  wie  man  der  gehorsamste  Sohn  *) ,  der  gepriesene 
Retter  der  Kirche  sein  könne,  und  dieser  doch  mit  bei- 
spielloser Härte  entgegenzutreten  vermöge. 

Je  starrer  der  Absolutismus  war,  in  dem  die  spanischen 
Könige  das  Heil  ihrer  Staaten  erblickten,  um  so  mehr 
suchten  sie  auch  der  Kirche  gegenüber  ihre  Omnipotenz 
zu  behaupten. 

Kein  Nuntius  ward  im  sechszehnten  Jahrhundert  nach 
Madrid  geschickt,  der  nicht  die  Instruction  erhalten  hätte, 
die  zu  Boden  liegende  kirchliche  Freiheit  wieder  aufzu- 
richten'). Der  König  wolle  Papst  in  Spanien  sein,  klagt 
Pius  IV.  i.  J.  1565.^),  und  der  Nuntius  Aquaviya 
machte  i.  J.  1568.  den  König  darauf  aufmerksam^),   dass 


>)  bei  Salgado,  de  suppl.  ad  sanct.  a  lit  apost  et  de  earum 
retent.  in  Senatu  pars  2.  c.  88.  no.  40.  8.  466.  £f.  (Lagduni  1664.) 
dort  aach  weitere  Bestimmongen  a.  d.  J.  1626. 1610. 1618. 1609.  a.  s.  f. 

')  üeber  Philipp  II.  vgl.  Ranke,  Fürsten  and  Völker  von 
Sad-Eoropa  (Berlin  1837.)  1.,  122.  f. 

*)  Vgl  die  Instruction  für  den  span.  Nuntius  a.  d.  J.  1669.  bei 
L&mmera.  a.  0.  143.  y.  1681.  eben  das.  69.:  ». ..  pare  che  la 
Jorisdixione  sia  oppognata  e  li  Ecclesiastid  peggio  trattati  che  mai 
dalli  Ministri  Regii. .  Degli  aggrayii  che  si  ricevono  alla  giomata  in 
questa  materia  nna  gran  parte  consiste  negP  impedimenti  che  si  danno 
all'  essecntione  delle  proTisioni  Apostoliche  e  delle  sententie  e  decreti 
delli  Tribunali  di  Roma —  U  medesimo  impedimento  patiscono  per 
Pordinario  le  sententie;  le  lettere  essecntoriali,  et  altri  ordini  e  decreti 
gindiciali,  della  Rota  e  dell'  Auditor  della  Camenuc 

^)  Ber.  d.  Cand.  Pacheco  an  Philipp  II.  bei  Döllinger, 
Dokum.  z.  Gesch.  Karls  V.,  Philipps  II.  und  ihrer  Zeit  (Regensburg 
1862.)  640. 

*)  Scrittura  sopra  Tautoritä  Ecclesiastica  daU  al  Re  Filippo  da 
Monsig.  Goilio  Acqnaviya  Nnnzio  in  Spagna  bei  L&mmer  a.  a.  0. 134. 
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die  „tagUgtich  in  den  kSniglicben  Ratbscolleglet)  and  Kans- 
leien  Torbommende  Prüfung  apostolischer  Bullen,  die  den 
FroTisionea  and  Ezecutioaeu  des  römischen  Hofes  so  viel- 
fach entgegengestellten  Hindernisse,  die  auf  Terschiedenate 
Art  anter  dem  Verwände  der  Gerechtigkeit  Torgenommeuen 
Eingriffe  in  die  kirchlichen  Rechtssachen,  die  den  Prälaten, 
Bichtem  und  Geistlichen  zugehenden  Weisungen  zu  ez- 
commaniciren  und  zn  absolvircn,  die  beständige  Anwesen- 
heit  von  Geistlichen  und  Mönchen  am  Hofe,  kurz  die  so 
grossen  in  diesem  Beicbe  Torkommenden  Usurpationen  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit,  ücher  nichts  Anderes  bedeuten, 
als  daas  man  allmfihlig  dem  Könige,  ja  sogar  seinen  Mi- 
niatem unter  gewissen  Verwänden  und  mit  einer  gewissen 
Schlanheit  kirchliche  Gewalt  beilegen,  so  die  getrennten 
Jurisdictionen  verwischen  and  die  von  Gott  gesetzte  Ord- 
nung stören  will." 

Aber  weder  die  willkährliche  Besetzung  der  PfrUnden 
durch  die  Könige ') ,  die  unkanonische  Besteuerong  des 
Clerns  *),  noch  die  HerabdrUckung  der  Inquisition  za  einem 
Staatstribnnal '},  der  Provincialconcilien  zu  Versammtangen, 
welche  von  weltlichen  Beamten  geleitet  wurden  *),  erregten 
in  dem  Masse  den  Unwillen  der  römischen  Curie  wie  dai 
PUcet,  welches  die  königlichen  BehSrden  mit  Eifer  und 
Umsicht  handhabten. 

In  der  Tbat  hatte  ein  Gesetz  Karls  V.  v.  J.  1525. 


')  BesOglicb  der  PrftlatureQ  und  Consiiiorlslabteien  bestlsunte  N  o- 
vlss.  Recopil.  Lib.  1.  tit.  17.  le;  14.:'*Por  derecho  7  antlgoa  eo- 
stambre  j  jaaUx  tilaloB  f  concesiones  apogtölicss,  lomoa  patron  de 
todas  las  igtesJaa  catedrales  de  eatoi  reinos  j  nos  pertenece  la  presen- 
tacioa  de  los  anobiapados  y  obiBpadoi  j  prelacias  y  abadias  consisto- 
rialea  de  eitos  reioos,  aanqne  raqaen  en  corte  de  Borna.«  Tgl.  auch 
Marina  a  a.  0.  S.  276. 

■)  Feuret  traitö  de  Tabos  Uv.  1.  cb.  8.  dd.  6.  HergenrAther 
a.  a.  0.  19. 

■j  I.  J.  1660.  forderte  Cardinal  Facheco  den  EOnig  anf,  nicht 
an  dulden,  dau  man  von  Rom  ana  sieb  Eingriffe  in  die  Inquisition  er- 
lanbe,  DOllinger  a.  a.  0.  329.  Tgl.  Obrigena  HergeurOtber 
im  Areb.  f.  kath.  ER.  N.  F.  4.,  7.  ff.  und  Salgado  a.  a.  0. 
pars  2.  c.  33.  DO.  137.  ff.  S.  479.,  welcher  zeigt,  wie  wenig  es  einer 
solchen  Ermahnung  bei  Philipp  II.  bednrfte. 

*)  Schmid,  BistbnmaByoode  (Regenabnrg  18G1.)  U.,  2.,  67. 
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die  Retention  de  bülas  aufs  Neue  eingeschärft  und  geregelt  ^). 
Niemand  sollte  danach  Provisionsbullen  auf  Kirchen  kö- 
niglichen Patronates  in  das  Königreich  bringen,  sie  ver- 
öffentlichen, und  sich  derselben  bedienen.  Und  auch  Phi- 
lipp II.  hielt  in  der  Pragmatik  v.  20.  November  1569.  •) 
zähe  am  Placet  fest,  obgleich  Clemens  VII.  alle,  welche 
den  Vollzug  eines  päpstlichen  Erlasses  verhindern  würden, 
mit  dem  Anathem  bedroht  hatte  ').  So  gab  er  i.  J.  1557. 
dem  Corregidor  von  Cartagena  die  Anweisung,  die 
Bulle  %  durch  welche  ihn  der  Papst  seiner  Länder  beraubt 
habe,  nicht  in  Spanien  Eingang  finden  zu  lassen,  und  zu 
diesem  Zwecke  alle  Häfen,  Küsten  und  Pässe  sorgfältig  zu 
bewachen  ^).  So  wurde  zwar  das  Concilium  Tridentinnm 
i.  J.  1565.  in  Spanien  wie  in  den  spanischen  Nieder- 
landen und  Neapel  publicirt  ^) ,  aber  doch  mit  der 
Clausel  ne  quid  immutaretar,  aut  innovaretur  circa  regalia 


')  Nueva  Recopilacion  üb.  1.  tit.  8.  ley  25.  Dajsa  kam  noch  ebendas.  Lib. 
1.  tit.  3.  ley  28.  (Noviss.  Recop.  lib.  1.  tit.  13.  ley  1.)  v.J.  1548., 
wo  in  sechs  specieilen  Fällen  die  Rentencion  der  Bullen  geboten  wird, 
»a86  en  que  no  se  derogue  la  preeminencia  de  nuestro  Patronazgo 
Real,  ni  el  derecho  de  Patronazgo  de  legos,  ni  lo  concedido  y  ad- 
quirido  para  que  ningun  extrangero  de  estos  reynos  pueda  tener  Bene- 
ficios  ni  pensiones  en  ellos,  ni  los  naturales  de  ellos  por  derecho  ha- 
bido  de  los  tales  extrangeros,  ni  en  lo  que  toca  4  las  Canongias  Docto- 
rales  y  Magistrales  de  las  Iglesias  catedrales  de  estos  reynos,  y  &  los 
beneficios  patrimoniales  en  los  obispados  donde  los  hay.<  Die  Doctrin 
sah  in  dieser  Aufz&hlung  aber  nur  specielle  Con Sequenzen  eines  all- 
gemein gültigen  Principes,  .und  erweiterte  dieselben  nach  Bedflrfniss, 
vgl.  S  a  1  g  a  d  0  de  supplicat.  ad  sanct.  et  de  eorum  retent.  in  Senato 
pars  1.  c.  9.  no.  13.  ff.  (Lngduni  1664.)  S.  118.  f. 

')  Nueva  Recop.  lib.  1.  tit.  10.  ley  12.  (Noviss.  Reco p. 
lil).  2.  tit.  8.  ley  5.  Auch  sollten  nach  einer  Bestimmung  d.  J.  1572. 
päpstliche  Breven,  welche  Spanier  vor  auswärtigem  Gerichte  lüden, 
nicht  gebraucht  werden.    Autos  acordados  lib.  1.  tit.  9.  auto  3. 

>)  Bullar.  Roman,  t.  IV.  p.  106.  Gonst.  47. 

«;  bei  Döllinger  a.  a.  0.  218.  ff. 

*)  ebendas.  217. 

*)  1564.  beschwerte  sich  der  Papst,  dass  der  König  das  Concil 
nicht  annehme.  »Quejase  el  Papa  a  todos  de  que  por  parte  de  V.  M. 
no  se  haya  firmado,  ni  aceptado  el  concilio,  y  dice  que  con  este  ejemplo 
lo  han  dcjado  di  hacer  en  Francia  y  en  las  otras  proyincias.t  eben- 
das. 56i.  —  Vgl.  aber  Noviss.  Recopil.  lib.  1.  tit.  1.  ley  13. 
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jura,  priviiegia  suae  mojestatis,  atä  suarum  vasaUontm, 
statuum  aut  subjectorum  et  speciatim  circa  jurisdictionem 
laicalem,  jus  patrancUus  indultufn ,  seu  jus  nominatiammt, 
cognitionem  causarum  et  materiae  possessoriae  Beneficiorttm, 
dedmarum  possessarum,  aut  praetensarum  per  laicos  super- 
intendentiam,  et  administrationem  HospitaUumj  äliorumque 
piorum  locorum,  aut  cdia  sitnilia  jura  '). 

Die  Publioation  der  Nachtmahlsbulle  ohne  königliche 
£rlaubni88  führte  zu  herben  Conflicten  zwischen  der  staat- 
lichen und  der  Eirchengewalt.  Mehrere  Bischöfe  wurden 
namentlich  in  den  italischen  Besitzungen  der  spanischen 
Krone  in  den  Kerker  geworfen  ').    Und  so  gefährlich  war 


^)  Job 6  CoTarrobias  a.  a.  0.  1.,  277. 

■)  Vgl.  Sentis,  Monarchia  Sicala  (Freibarg  1869.)  S.  118.,  und 
die  Geschichte  der  Balle  In  Goena  Domini  in  Spanien  bei  Jos^  Go- 
ya rr  ab  ias  a.  a.  0.  2.,  137.  ff.  Lopez,  Historia  legal  de  la  bula 
llamada  in  coena  Domini  (Madrid  1768.).  La  Fuente  Hist.  eccl. 
8.,  210.  Uebrigens  verstanden  es  die  spanischen  Ganonisten,  das  in 
der  Bulle  ausgesprochene  Verbot  des  Placet  mit  dessen  Existenz  in 
Spanien  juristisch- zu  rereinbaren.  Vgl.  namentlich  die  bei  Salgado 
de  supplicat  ad  Sanct.  a.  Lit.  apost  etc.  et  de  earum  retent.  in  Senata 
pars  1.  c.  2.  no.  64.  S.  40.  angeführte  Stelle  des  Pater  Villabolos: 
»Acerca  de  lo  quäl  se  ha  de  advertir,  que  esta  censura  de  la  Bola 
liga  tambien  ä  las  personas  Ecclesiasticas,  que  hazen  lo  que  en  ella  se 
prohibe,  que  no  es  licito  avocar  ä  si  las  causas,  aunque  sea  por  yia  de 
fuerza,  como  ezpressamente  lo  dize  la  clausula,  y  lo  advertien  Gaye- 
tano,  y  Suarez.  Y  quanto  ä  las  faer^as  se  ha  de  advertir,  que  los 
Reyes  y  Ooyernadores  del  Reino  paeden,  quando  eu  realidad  de  yerdad 
se  haze  agrayio  y  fuer^a,  remover  los  impedimentos  que  estoryan  la 
paz,  tranquilidad  y  buen  goyierno  del  Reino,  y  suplicar  a  Su  Santidad 
conforme  a  an  capitulo  de  derecho.  Y  auro  se  colige  de  las  palabras 
de  la  censura,  que  dize;  Nisi  supplicationes  hi:gusmodi  coram  nobis  et 
Sede  Ap.  legitime  prosequantur,  para  que  desta  manera  su  Santidad 
mejor  informado  de  los  inconyenientes  que  hay,  suspenda  la  ezecution 
de  sus  letras  Apostolicas,   y  ponga  el  remedio  al  daho,  que  de  sa 

execuciö  se  podia  seguir «    M.  a.  W.:  Der  königliche  Rath,  wenn 

er  eine  Bulle  zurückhielt,  erklärte  gleichzeitig  das  nur  proyisorisch  la 
thun,  bis  der  besser  informirte  Papst  Abhülfe  schaffen  würde.  Diese 
Information  aber  überliess  er  der  Partei,  welche  die  Beschlagnahme 
der  Bulle  erwirkt  hatte,  Salgado  a.  a.  0.  pars  1.  c.  2.  sect  1.  (S.  42.). 
So  sollen  auch  die  kirchlichen  Gesetze  für  ein  Land  unyerbindlich  sein, 
wenn  deren  Fürst  aus  gerechtem  Grund  dagegen  beim  Papste  yorstellig 
wird,  eben  das.  sec.  4.  no.  156.  S.  60.  ff. 
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es,  päpstliche  Excommanicationsdecrete  in  Spanien  zu  ver- 
breiten, dass  während  der  Bann  für  gewöhnlich  in  den 
Pfarrkirchen  feierlich  verkündet  zu  werden  pflegte,  die  erst- 
genannten höchstens  heimlich,  Nachts  an  die  Mauern  ge- 
schlagen wurden  ^),  falls  sie  nicht  so  beschaffen  waren,  dasa 
sie  dem  königlichen  Rath  vorgelegt  und  dort  zur  Execution 
gebracht  werden  konnten  *). 

Selbst  die  den  päpstlichen  Nuntien  ertheilten  Facultäten 
prüfte  der  König,  und  beschränkte  nach  Befinden  deren 
Gültigkeit  •). 

Auch  die  Becursos  de  Fuerza,  welche  gleichzeitig  als 
Mittel  ftir  die  Aufrechterhaltung  der  Betencion  de  bulas 
dienten  ^) ,  empfingen  im  sechszehnten  Jahrhundert  eine 
schärfere  Ausbildung,  zumal  die  Missbräuche  der  geistlichen 


^)  So  enfthlt  Guttierez  Canon,  quaest.  IIb.  1.  c.  1.  n.  84.  35. 
Die  Folge  wird  von  Monteroso  De  las  Cancillerias  tract.  5.  Tit. 
Signese  el  quarto  processo  c.  1.  fol.  80.  dahin  festgestellt,  dass  wenn 
die  Person,  welche  von  solcher  Bnlle  einen  Gebranch  macht,  Laie  ist, 
>le  prendan  las  justiciasc,  wenn  Cleriker:  »que  parezca  personalmente 
en  la  Corte,  y  le  secresten  las  temporalidades  y  no  salga  della,  fasta 
que  traiga  las  dichas  Bulas,  y  absolucion  para  la  parte«  Das  be- 
zeichnet 8algado  1.  c.  pars  2.  c.  24.  no.  65.  S.  875.  noch  als  gel- 
tende Praxis. 

*)  d.  h.  falls  ihnen  keine  »fuerza«  vorgeworfen  werden  kann, 
Salgado  1.  e.  pars  2.  c.  24.  no.  22.  S.  870. 

*)  Vgl.  CoyarruYias  Practic.  quaest.  c.  85.  no.  5.  Opera, 
(Antverpiae  1650.)  2.,  511. 

*)  Jeder  der  durch  eine  Bulle  eine  »fuerza«  erleidet  oder  befürchtet, 
kann  deren  Retencion  beantragen.  Findet  der  königliche  Rath  das 
Gesuch  nicht  gerechtfertigt,  so  verfügt  er:  >Que  no  ha  lugar  de  re- 
tenerse  estas  letras  Apostolicas  en  el  Consejo,  y  que  se  entreguen  ä 
la  parte,  pare  que  nse  dellas«,  und  legt  dem  Bittsteller  die  Kosten  auf, 
Salgado  1.  c.  pars  1.  c.  16.  no.  88.  ff.  S.  196.  f.  Entgegengesetzten 
Falles:  »Retienense  estas  Bulas  en  el  Consejo,  para  que  non  se  use 
dellas,  y  la  parte  de  N.  (Name  des  Bittstellers)  suplique  dellas  ante 
SU  Santidad«  oder  falls  die  Bulle  dem  Ordinarius  zugestellt  wird  — 
hauptsächlich  wenn  sie  gegen  Concil.  Trid.  sess.  24.  de  reform.  c.  20. 
verstösst  »et  gratiam  simul  contineat«,  und  sich  nicht  blos  auf  die  Juris- 
diction bezieht,  eben  das.  Pars  2.  c.  1.  no.  67.  S.  206  — :  »Entre- 
guense  estas  letras  (ö  BuUas)  k  la  parte,  para  que  use  dellas  delante 
el  Ordinario.«  Salgado  a.  a.  0.  pars  1.  c.  16.  no.  56.  ff.  S.  194.  f. 
Eine  Appellation  von  solchem  Spruche  findet  nicht  statt ,  e  b  e  n  d  a  s. 
no.  89.  ff:  S.  197.  f. 
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Jurisdiction  in  Spanien  kaum  weniger  empfanden  wurden, 
als  anderwärts,  und  Gegenmassregeln  erheischten  ^). 

,,Man  benachrichtigt  Ew.  Maj.,  beschwerten  sich  die 
C ort  es  i.  J.  1528.  *)!  dass  in  den  geistlichen  Gerichts- 
höfen die  Laien  misshandelt  werden,  und  dass  sie,  um  nicht 
misshandelt  zu  werden,  bisweilen  sich  deren  Jurisdiction 
unterwerfen.^  Es  wird  die  Bitte  ausgesprochen,  dass  staat- 
liche Beamte  der  Instruction  der  geistlichen  Prozesse  bei- 
wohnen möchten. 

„Ausserdem,  so  heisst  es  in  denselben  Cortes'),  setzt 
man  Euere  Majestät  in  Kenntniss,  dass  die  geistlichen 
Richter,  wie  es  in  diesen  Reichen  bekannt  ist,  auf  jede 
Weise  und  mit  aller  möglichen  List  ihre  Gerichtsbarkeit 
zu  erweitern  trachten,  indem  sie  die  königliche  Gerichts- 
barkeit eigenmächtig  an  sich  reissen  und  yermindem.^ 

Sie  schlagen  vor,  dass  man  sich  über  die  geistlichen 
Gewaltthätigkeiten  bei  den  ordentlichen  Gerichtshöfen  der 
Corregidores  beschweren  dürfe,  und  dass  diese  verpflichtet 
sein  sollten,  dem  Rath  von  Castilien  jährlich  darüber  Bericht 
zu  erstatten  ^) ;  sie  wollten  die  Procuratoren  des  Königs  in 
dem  Consejo  and  in  den  Canzleien  mit  der  Vertheidigung 
der  königlichen  Jurisdiction  beauftragt,  und  die  fLir  dieses 
Verfahren  nothwendigen  Kosten  aus  dem  öffentlichen  Schatze 
bestriUen  wissen. 

Schon  i.  J.  1525.  erliess  Karl  I.  (V.)  ein  Gesetz  ^), 
welches  der  geistlichen  Jurisdiction  wesentliche  Schranken 
zog.     „In  Erwägung,  heisst  es  *) ,    dass   sowohl  durch  das 


^)  Ueber  das  Asylrecht  und  dessen  Beschränkungen  vgl.  Sempere, 
Betrachtungen  a.  a.  0.  2.,  66.  ff.  and  NoyIss.  Recopil.  Hb.  1. 
tit.  4. 

■)  Gortes  de  Madrid  de  1528.,  peticion  67. 

*)  Ebenda 8.  peticion  16. 

*)  Eben  das.  peticion  19.,  117.'  Auf  die  peticion  19.  erging  ley 
8.  in  N  0  V  i  B  8.  Recopil.  lib.  n.  tit.  1. ,  wonach  die  Richter  ange- 
wiesen wurden,  von  jeder  geistlichen  Competenzflberschreitung  den 
königlichen  Rath  zu  benachrichtigen. 

*)  S  e  m  p  e  r  e  a.  a.  0.  1.,  208. 

")  Der  Text  lautet  im  Original  (Recopilac.  ley  XXXVI.  tit.  6. 
lib.  2.):  >Por  cuanto  asi  por  derecho  como  por  costumbre  immemorial, 
no8  pertenece  alzar  las  fuerzas  qne  los  jneces  eccles&sticos,  y  otras 
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Recht,  wie  durch  einen  unvordenklichen  Gebrauch  *),  es 
uns  zukommt,  die  Macht  aufzuheben,  welche  die  geistlichen 
Richter  und  andere  Personen  in  den  RechtsstreitigkeiteUi 
in  denen  sie  entscheiden,  ausüben,  indem  sie  die  Appella- 
tionen nicht  zugeben,  die  gesetzlich  gegen  sie  eingelegt 
werden,  so  gebieten  wir  den  Präsidenten  und  Richtern 
unserer  Gerichtshöfe  von  Valladolid  und  Granada,  dass  sie, 
wenn  jemand  vor  ihnen  erscheint  mit  der  Klage,  dass  die 
gegen  einen  geistlichen  Richter  eingelegte  gesetzmässige 
Appellation  ihm  nicht  zugestanden  werde,  unsere  Schreiben 
in  der  unserem  Rathe  gebräuchlichen  Form  ertheilen,  damit 
die  Appellation  angenommen  werde;  und  wenn  der  geist- 
liche Richter  sie  nicht  annimmt,  so  sollen  die  Acten  des 
geistlichen  Processes  vor  unsere  Gerichtshöfe  gebracht,  und 


personas  hacen  en  las  causas  qae  coDocen,  no  otorgando  las  apelaciones 
que  de  ellos  legitimamente  son  interpaestas ,  por  ende  mandamos  k 
naestros  presidentes,  y  oidores  de  las  naestras  audiencias  de  Valladolid, 
y  Granada,  que  cuando  alguno  viniere  ante  ellos  quej&ndose  que  no 
se  le  otorga  la  apelacion  que  justamente  interpone  de  algun  juez 
eclesiästico,  de  nuestras  cartas  en  la  forma  acostumbrada  en  nuestro 
Consejo,  para  que  se  ortoigue  la  apelacion;  y  si  el  juez  eclesi&stico 
no  la  otorgare,  manden  traer  &  las  dicbas  nuestras  audiencias  el  pro- 
ceso  eclesi&stico  originalmente,  el  cual  traido,  sin  dilacion  lo  vean,  y 
si  por  6  les  constare  que  la  apelacion  estä  legitimamente  interpuesta, 
alzando  la  fuerza,  provean  que  el  tal  juez  la  otorgue,  porque  las  partes 
puedan  seguir  su  justicia  ante  quien  y  como  deban,  y  repongan  lo 
que  despues  della  hubieren  becho ;  y  si  por  el  dicho  proceso  pareciere 
la  dicba  apelacion  no  ser  justa  y  legitimamente  interpuesta,  remitan 
luego  el  tal  proceso  al  juez  eclesiästico,  con  condenacion  de  costas;  d 
les  pareciere,  para  que  le  proceda  y  haga  justicia. €  An  dies  Oesetx 
scblossen  sich  ley  21.  tit.  4.  und  ley  34.  ,tit  5.  lib.  2.  der  Reco pi- 
1  a  c  i  0  n ,  worin  die  Cognition  aber  die  recursos  dem  consejo  real  ge- 
nommen, und  den  Provinzialbebörden  der  Gbancellerias  zuertheilt  wurde. 
Vgl.  aucb  Sempere  Historia  del  derecho  espanol  cont.  por  •Moreno 
(Madrid  1847.)  4G3.  Dagegen  spracb  ley  10.  die  Recursos,  die  sieb  be- 
zflglich  der  Execution  der  Trienter  Bestimmungen  ergeben  wflrden, 
wieder  dem  Consejo  zu. 

')  Vgl.  die  in  die  N  o  v  1  s  s.  R  e  c  o  p  i  1.  lib.  II.  tit.  2.  ley  1.  auf- 
genommene Bestimmung  König  Juan  I.  (Nueva  Recop.  lib.  1. 
tit.  G.  ley  2.) :  »los  Reyes  de  Castilla,  de  antigua  costumbre  approbada, 
y  usada  y  guardada,  pueden  conocr  y  proveer  de  las  injurias,  violencias, 
fuerzas  que  acacscen  eutre  los  Prelados,  y  clerigos,  y  ccclesiasticas  per- 
sonas sobre  las  Iglesias  6  Beneficios.« 


II.  Spanien.  549 

ttoverztiglich  daselbst  eingesehen  werden.  Ergiebt  sich 
daraus,  dass  die  Appellation  gesetzlich  eingelegt  worden, 
so  soll  der  Gewalt  Einhalt  gethan  und  geboten  worden, 
dass  der  gedachte  Richter  die  Appellation  annehme,  damit 
die  Parteien  ihr  Recht  suchen  können,  wo  und  wie  sie 
sollen,  und  die  Sache  in  ihren  ursprünglichen  Zustand  ge- 
bracht wird.  Und  wenn  es  sich  aus  dem  erwähnten  Pro- 
zess  herausstellt,  dass  die  Appellation  nicht  rechtlich  und 
gesetzmässig  sei,  so  sollen  sie  alsbald  diesen  Prozess  an 
den  geistlichen  Richter  zurückweisen,  mit  der  Verurtheilung 
in  die  Kosten,  wenn  es  ihnen  angeräessen  erscheint,  damit 
er  gerichtlich  verfahre  und  Recht  spreche.^ 

Eine  Vorschrift,  die  an  den  Gerichtshof  in  Granada 
erlassen  wurde  ^),  verbot  dem  geistlichen  Richter,  in  der 
Instruction  einer  Rechtssache  fortzufahren,  die  von  einer 
der  Parteien  für  weltlich  erklärt  worden  sei;  es  solle  die 
Entscheidung  des  weltlichen  Gerichtshofes  abgewartet,  und 
gemäss  dieser  die  Competenz  geregelt  werden  •). 

Vergebens  remonstrirte  die  römische  Curie  gegen  diese 
Institution,  und  versuchte  Philipp  iL  Gewissßnsbedenken 
zu  erregen. 

Der  König  consultirte  die  Universitäten  von  S  a  1  a- 
manca,  Alcalä  und  Valladolid ''),  er  schickte  den 
Francisco  de  Vargas  nach  Rom ,  um  die  recursos 
zu  vertheidigen,  er  berief  i.  J.  1581.  eine  Commission,  um 
die  Forderung  des  Papstes,  die  recursos  durch  vom  Könige 
ernannte  geistliche  Richter  entscheiden  zu  lassen,  zu  be- 
rathen  *). 

Das  endliche  Ergebniss  aller  dieser  Bedenklichkeiten 
und  Berathschlagungen  war  das  Gesetz  v.J.  1593  ,  welches 
die  römische  Reaction  gegen  die  Becursos  de  fuerea  mit 
schneidiger  Schärfe  zurückwies  *). 

*)  Covarruvias  a.  a.  0.  2.,  513. 

*)  Weiter  sollte  das  Rechtsmittel  nur  gegen  definitive  Sentenzen, 
nicht  gegen  Interlocute  angewendet  werden.  Nueva  Recopil.  IIb. 
2.  tit  5.  ley  37.  (Novissima  Recop.  IIb.  2  tit.  2.  ley  3.)  Siehe 
dazu  auch  die  Anmerkung  in  Codigos  a.  a.  0.  7.,  157. 

")  Sempere  Bist,  del  derecho  a.  a.  0.  471. 

*)  ebendas.  412. 

^  Es  war  ausserdem  unzweifelhaftes  Recht,  dass  die  Pr&laten  auf 
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„Es  ist  mir  vorgestellt  worden ,  so  beantwortete  der 
König  die  sechsonddreissigste  Petition  der  Cortes  von 
Madrid  ^),  dass  es  uns  als  König  und  natürlichen  Herrn, 
nach  Recht  und  unvordenklichem  Herkommen  zusteht,  die 
Macht  zu  nehmen  oder  zu  vergrössern,  welche  die  geist- 
lichen Richter  dieser  Kirche  in  den  Angelegenheiten ,  in 
welchen  sie  gerichtlich  entscheiden,  besitzen  ....  ein  Hülfs- 
mittel,  welches  wir  nur  zum  Besten  derjenigen  angewandt 
haben,  welche  unter  jener  Macht  litten,  indem  wir  unserem 
Rath  und  unseren  Kanzleien  die  erforderh'chen  Vollmachten 
zuschickten;  dass  man  aber  seit  kurzer  Zeit  bemerkt  hat, 
wie  die  Nuntien  Sr.  Heiligkeit  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  geistlichen  Stande  ausserordentliche  Schritte  thun,  um 
zu  verhindern,  dass  man  jenes  Hülfsmittel  anwende,  indem 
sie  auf  den  Kanzeln  und  an  andern  Orten  bekannt  machen 
lassen,  dass  diejenigen,  welche  davon  Gebrauch  machen,  in 
die  Kirchenstrafen  fallen,  welche  in  dem  sechszehnten  Ca- 
pitel  der  Bulle  in  coena  domini  ausgesprochen  werden; 
und  dass  man  auf  Verlangen  des  Fiscals  der  apostolischen 
Kammer  Vorladungsschreiben  von  Rom  einhole,  wonach 
diejenigen,  welche  sich  des  erwähnten  Schutzmittels  be- 
dienen, persönlich  daselbst  erscheinen  sollen  und  wegen 
dieser  Vertheidigungsart  in  viele  Strafen  verurtheilt  werden. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  sie,  obgleich  sie  sich  von  dem 
geistlichen  Richter  bedrückt  sehen,  aus  Furcht  nicht  wagen, 
das  genannte  Schutzmittel  zu  ergreifen.  Dies  gereicht  dem 
Ansehen  und  den  Vorrechten  der  Krone  dieser  Reiche  zu 
grossem  Nachtheil,  weil  das  Mittel  des  Becurso  de  la  fuerssa 
das  wichtigste  und  nothwendigste  für  die  Wohlfahrt,  Ruhe 
und  gute  Regierung  dieser  Reiche  ist,  und  ohne  dasselbe 
der  ganze  Staat  in  Verwirrung  gerathen  und  grosses  Aer- 
gerniss  und  Schaden  daraus  erwachsen  würde.  Wir  be- 
fehlen   darum  unserem  Rath,   unseren  Canzleien   und   An- 


den Ruf  des  Königs  an  den  Hof  zu  kommen  und  seine  Befehle  zu  er- 
füllen h&tten,  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Temporalien  und  des  Rechts 
der  Naturalisation,  also  der  Fähigkeit,  in  Spanien  Pfirftnden  zu  besitzen, 
Bolanos  Curia  Filipica  (Madrid  1632.)  1.,  63.  f. 

^)  NuevaRecopilacion  üb.  2.  tit.  5.  ley  80.  N  o  v  i  s  s  i  m  a 
Recopilacion  üb.  2.  tit.  2.  ley  8.  —  Das  wichtige  Gesetz  lautet, 
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diencias,  dass  sie  alle  mögliche  Sorge  tragen,  den  Parteien, 
welche  por  via  de  fuerza  bei  ihnen  Hülfe  suchen,  ihr  Recht 
widerfahren  zu  lassen,  dem  Recht  und  unvordenklichen 
Herkommen^  den  Gesetzen  und  Verordnungen  dieser  Reiche 
gemäss,  die  Uebertreter  dagegen  nach  den  Bestimmungen 
jener  Gesetze  zu  bestrafen.'' 


Freilich  gab  die  römische  Curie  ihre  Opposition  gegen 
Placet  und  Recurs  auch  in  der  Folgezeit  nicht  auf. 
Die  Cevallos^),  Salgado,  Salcedo,  Solorzano, 
Larrea,  Sesse  '},  welche  die  königlichen  Vorrechte 
yeriheidigten,  wurde  auf  den  Index  gesetzt ''),  und  von  Zeit 
zu  Zeit  wurden  durch  römische  Gerichtshöfe  JRecursos  de 


im  Original:  »Por  quanto  por  los  Procuradores  de  Cortes  de  estoB 
nuettros  reynos  nos  fa6  hecha  relacion,  qua  perteneciendo  ä  Nos, 
como  Bey  y  Seoor  natural,  por  Derecho  y  costumbre  inmemorial 
qoitar  y  alzar  las  fuerzas  que  hacen  los  Jueces  eclesiästicos  de 
estos  reynoB  en  las  caosas  de  que  conocen ;  y  habiendo  siempre  usado 
de  este  remedio  por  los  que  han  padecido  las  dichas  fuerzas,  des- 
pachtodose  para  este  efecto  en  el  Consejo  y  Chandllerfas  las  pro- 
Tisiones  necesarias,  de  poco  tiempo  &  esta  parte  los  Nuncios  de  su 
Santidad  hacen  diligencias  extraordinarias  con  el  Estado  ecclesiästico, 
paxa  qaa  no  usen  de  este  remedio,  haciendo  publicar  en  los  pülpitos  y 
eins  partes,  que  los  que  usan  de  61  incurren  en  las  censuras  del  cap 
16.  de  la  bula  in  Coena  Domini ;  y  &  p^dimento  del  Fiscal  de  la  Ci- 
mara  Apostölica  se  traen  de  Roma  monitorias,  para  que  parezcan  all6 
personalmente  los  que  usan  del  dicho  remedio  — ,  y  que  lo  Busodicho 
ei  en  mucho  peijuicio  de  la  autoridad  y  preeminencia  de  la  Corona  de 
estos  reynos,  y  que  el  remedio  de  la  fuerza  es  el  mas  importante  y 
neeesario  que  puede  haber  para  el  bien  y  quietud  6  buen  gobiemo  de 
elloB,  sin  el  quäl  toda  la  Repüblica  se  turbaria,  y  se  seguirlan  grandes 
esc&ndalos  4  inconvenientes :  mandamos  al  nuestro  Consejo,  Chandllerias 
y  Audiencias  tengan  gran  cuidado  de  guardar  justida  &  las  partes  que 
acudieren  ante  ellos  por  via  de  fuerza,  conforme  &  Derecho  y  costumbre 
immemorial,  leyes  y  pragmaticas  de  estos  reynos;  y  conforme  &  ellas 
castiguen  &  los  que  contravinieren.« 

')  De  Cognitione  per  viam  violentiae. 

')  Ausser  der  vielfach  von  uns  citirten  Schrift  de  inhibitionibus  ist 
namentlich  sein  an  den  König  gerichteter  die  Recursos  Tertheidigender 
Brief  zu  erwähnen,  abgedruckt  in  Sesse,  Decis.  sacri  senat.  regii 
regni  Aragonom  (Francofurti  1619.)  1.,  im  Anfange. 

*)  La  Fuente,  Bist.  eccl.  8.,  269. 
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fuerea  annullirt.  Aber  einen  Erfolg  erzielte  Rom  damit  in 
keiner  Weise.  Die  spaniechen  Könige  haben  an  ihren  Kron- 
rechten mit  einer  ausserordentlichen  Energie  festgehalten^ 
die  sie  mit  aller  bigotten  Gesinnung  zu  vereinbaren  ver- 
standen,  und  die  gerade  deswegen  für  ihr  Land  doch  keine 
erspriesslichen  Früchte  getragen  hat  ^).  Philipp  III.  be- 
fahl i.  J.  1617.  seinen  Gesandten  in  Rom  zu  erklären,  dass 
das  Verbot  der  Schrift  von  C  e  v  a  1 1  o  s  über  die  Recurse 
in  Spanien  höchstens  den  Erfolg  haben  würde,  dass  es 
„. . .  weder  vollzogen  noch  angenommen  werden  würde  *)." 
Als  die  Signatura  justitiae  in  Rom  einen  Recurso  de  fueraa 
für  nichtig  erachtet  hatte ,  erklärte  das  Ferdinand  VI. 
L  J.  1751.  ^)  für  einen  „unerträglichen^  Exceas,  richtete 
an  den  Papst  die  Forderung,  das  fragliche  Erkenntniss  im 
Archive  der  Rota  zu  vernichten  und  verbot,  bis  dieser 
Wunsch  erfüllt  sei,  weder  Bullen  noch  Breven,  die  gegen 
die  Recursos  gerichtet  seien,  irgendwie  in  Spanien  zuzu- 
lassen ^}. 


k 


')  Schon  1619.  machte  der  Staatsrath  Philipps  III.  darauf  auf- 
merksam, dass  die  tägliche  Steigerung  der  Zahl  der  Klöster  und  Geist- 
lichen die  Wohlfahrt  des  Staates  untergrabe.  Es  gab  im  Bisthum 
Calahorra  18,000.  Caplaneien ,  C  a  b  r  e  r  a  Historia  de  Felipe  III. 
Hb.  IL  c.  10.  Davon  waren  nach  demselben  Autor  die  meisten  Inhaber 
Landstreicher  und  so  lasterhaft,  dass  die  Stelle  des  Kerkermeisters  an 
der  geistlichen  Strafanstalt  jährlich  1600.  Ducaten  eintrug.  Die  Gortes 
▼on  Madrid  stellten  i.  J.  1626.  dem  Könige  vor,  dass  es  in  Spanien 
9080.  Mönchsklöster  gebe,  Sempere  Betracht.  2.,  21. 

'j  Sempere  Betracht,  a.  a.  0.  2.,  27.  29.  Doch  ging  Rom  auf 
die  Entfernung  vonSalgado,  Larrea,  Solorzana  und  Salced  o 
Tom  Index  nicht  ein;  die  Consequenz  war,  dass  sie  vom  spanischen 
Index  nicht  ausgeschlossen,  dagegen  aber  die  Opera  des  Cardinais 
Baronius  in  Spanien  unterdrückt  wurden,  La  Fuente  Hist.  eccl. 
3.,  270. 

')  Noviss  Recopil.  Hb.  2.  tit.  2.  ley  22. 

*)  I.  J.  1606.  erhob  Maximilian  v.  Oesterreich,  Ezb.  t.  Com- 
postella,  im  königlichen  Rath  gegen  den  autoordinario,  wie  der  Re- 
cursus  in  G  a  1  i  z  i  e  n  genannt  wurde,  Einsprache ;  der  Rath  consultirte 
deswegen  Lopez  Salgado  de  Samoza  und  Camero  dcl 
y  i  1 1  a  r,  welche  das  Institut  vertheidigten ,  und  später  den  A  1  ▼  a  r  o 
de  Paz  y  Quimonez,  der  sich  gleichfalls  fflr  dasselbe  erklärte, 
Salgado  de  protectione  regia  Pars  1.  cap.  1.  praelud.  8.  no.  178.  f. 
S.  28. 
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Philipp  IV.  strich  in  den  Facultäten  des  Nuntius 
Monti  i.  J.  1630.  die  Clauseln,  welche  die  Recursos  in  ge- 
wissen Fällen  beschränkten  ^) ,  und  sogar  die  Verbreitung 
des  von  Clemens  XlII.  gegen  Parma  erlassenen  Moni- 
torium  wurde  in  Spanien  bei  Todesstrafe  verboten,  weil  die 
parmesanischen  Einrichtungen  den  spanischen  nachgebildet 
waren  und  durch  die  Verdammung  der  ersteren  die  letzteren 
mitgetroffen  wurden  '). 

Das  Placet  (Potse)  wurde  in  verschiedenen  Gesetzen 
neu  geregelt. 

Als  der  Papst  den  Katechismus  des  Abb^  M  e  s  e  n- 
g  u  i  '),  der  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  und  die  Obergewalt 
des  Papstes  über  die  Fürsten  geleugnet  hatte,  durch  ein 
Breve  v.  J.  1761.  verboten  und  der  Nuntius  das  Verbot 
in  Spanien  hatte  verbreiten  lassen,  schärfte  ein  königlicher 
Befehl  v.  J.  1762.  ^)  aufs  Neue  ein,  dass  die  staatliche  Zu- 
stimmung zur  Publicatioü  päpstlicher  Aktenstücke  stets  er- 
fordert werde,  wie  denn  auch  die  Bulle  In  Coena  Domini 
gleich  darauf  noch  einmal  verboten  wurde  ^).  Und  ganz 
ausführliche  Vorschriften  gab  das  Gesetz  Karl  III.  vom 
17.  Juni  1768.  •). 

„Ich  befehle,  so  heisst  es,  dass  alle  Bullen,  Breven, 
Rescripte  und  Verfügungen   der  römischen  Curie,   welche 


^)  ebendas.  ley  18. 

*}  Noyissima  Recopil.  IIb.  2.  tit.  8.  ley  8.,  und  vgl.  den 
königlichen  Befehl  v.  9.  M&rz  1768.  beiJosö  CoTarrubias  a.  a. 
0.  2.,  126.  ff.    Vgl.  La  Fuente  a.  a.  0.  8.,  896.  f. 

')  Exposicion  de  la  doctrina  cristiana,  6  instmccion  acerca  de  las 
principales  verdades  de  la  Iglesia. 

*)  NovissimaRecop.  Hb.  2.  tit.  8.  ley  10.  8 em per e  Betracht. 

a.  a.  0.  2.,  92.  f. 

^)  NoTissima  Recopilacion  lib.  2.  tit.  8.  ley  U.  und  die 
Anmerkungen  dazu  in  Codigos  a.  a.  0.  7.,  172.  f.  Salgado  a.  a.  0. 
Pars  1.  c.  2.  sect.  3.  nr.  114.  S.  46.  Weitere  Beispiele  Ton  Ausübung 
des  Placets  ebendas.  c.  2.  Beet.  4.  S.  49.  ff. 

«)  Noviss.  Recopil.  lib.  2.  tit.  8.  ley  9.,  auslAhrlich  erläutert 
von  J086  CoTarrubias  a.  a.  0.  1.,  264.  ff.  Weiter  Bind  wichtig 
die  Gesetze  Karls  III.  a.  d.  J.  1768.  (ebendas.  ley  8.  11.)  1778. 
(ebendas.  ley  12.)  1788.  (ebendaB.  ley  14.)  Karls  IV.  aus  d.  J. 
1797.  ebendas.  ley  13.  und  Karls  II.  a.  d.  J.  1677.  in  den  Autos 
acordados  lib.  4.  tit  1.  auto  4.  —  ley  9.  dt. 
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allgemeine  Normen  enthalten,  meinem  Rath  vor  der  Pabli- 
cation  zur  Placetirong  vorgelegt  werden,  welche  nur  er- 
theilt  wird,  falls  dieselben  nicht  den  königlichen  Vorrechten, 
den  Concordateni  (Gewohnheiten,  Gesetzen  and  Rechten  der 
Nation  zuwiderlaufen,  und  keine  erworbenen  Rechte  kränken 
und  der  Oesammtheit  oder  Einzelnen  nicht  zum  Schaden 
gereichen. 

Ebenso  sind  alle  oben  genannten  Actenstücke,  auch 
wenn  sie  nur  einen  einzelnen  Fall  betreffen,  zu  placetiren, 
sobald  sie  mittel-  oder  unmittelbar  von  den  Vorschriften 
des  Trienter  Concils,  der  in  Spanien  recipirten  Disciplin 
und  den  Concordaten  abweichen,  alle  Verleihungen  von 
Ehrentiteln,  Würden,  Notariaten,  von  Privilegien,  die  den 
königlichen  Rechten  oder  Laienpatronaten  ^)  entgegengestellt 
werden  könnten.  Alle  Aktenstücke  der  streitigen  Oerichts- 
barkeit,  namentlich  Monitorien  und  Excommunicationen, 
um  zu  prüfen,  ob  sie  irgendwie  die  Gewalt  des  Königs, 
der  Gerichte,  die  Gesetze  und  Gewohnheiten,  die  öffentliche 
Ruhe  stören  könnten,  oder  gar  die  Bulle  In  Coena  Domini 
zur  Grundlage  haben. 

Alle  Aktenstücke,  welche  die  Regularen  von  der  Be- 
obachtung ihrer  Regeln  entbinden,  oder  die  Jurisdiction  der 
Ordinarien  schmälern. 

Indulgenzen  und  Dispense  sind  den  Bischöfen  vorzu- 
legen, welche  im  königlichen  Auftrage  deren  Zulässigkeit 
zu  prüfen  haben.  Nur  die  von  der  Poenitentiaria  ausgegan- 
genen Actenstücke  sind  von  jeder  Controle  befreit.  Ueber- 
tretem  des  Gesetzes  droht  die  harte  Strafe,  mit  welcher 
Philipp  IL  i.  J.  1569.  die  Beobachtung  des  Placets  ein- 
geschärft hatte  '). 

So  ist  denn  noch  L  J.  1841.  die  Verbreitung  der  AUo- 
cution  Gregors  XVI.  v.  1.  März  1840.  untersagt  worden, 
womit  der  Befehl  verbunden  wurde,  alle  Exemplare  des 
päpstlichen  Aktenstückes  oder  sonstiger  nicht  placetirter 
päpstlicher  Erlasse  der  Regierung  zur  Vernichtung  aaszu- 

')  Diese  sind  indessen  durch  Gesetz  v.  11.  October  1820.  aufge- 
hoben worden.  De  la  Canada,  Observaciones  präcticas  sobre  los 
recorsos  de  fuerza  (Madrid  1845.)  S.  294. 

')  Noviss.  Becopilac  lib.  2.  tit.  8.  ley  5. 
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liefern ,  bei   schwerer  Strafe   und   härtester  Ahndung  jedes 
auf  solche  Erlasse  sich  stützenden  Ungehorsames  *). 

Selbst  der  Papst  hat,  wenn  auch  nicht  —  wie  die 
spanischen  Canonisten  behaupten  —  geradezu  das  Placet 
genehmigt,  so  doch  wenigstens  dasselbe  stillschweigend  ge- 
billigt •). 

Auch  den  bischöflichen  Publicationen  gegenüber  wurden 
die  in  dem  genannten  Gesetze  niedergelegten  Grundsätze 
befolgt  •). 

Als  der  Bischof  v.  Cuenca  Isidro  de  Carvajal 
7  Lancaster  i.  J.  1767.  herbe  Beschwerden  über  die 
kirchlichen  Zustände  Spaniens  hatte  laut  werden  lassen, 
übergab  der  König  das  Schriftstück  dem  Consejo,  der  in 
demselben  einen  Missbrauch  des  priesterlichen  Amtes  er- 
blickte, alle  Exemplare  zu  confisciren  vorschlug,  dem  Bi- 
schof vor  versammeltem  Plenum  eine  Rüge  ertheilte,  diese 
in  die  Acten  des  Rathcs  aufnahm,  allen  Prälaten  des  Reiches 
mittheilte,  und  endlich  den  Bischof  zu  der  Erklärung 
nöthigte,  dass  er  dem  Spruche  des  Rathes  sich  willig  unter- 
werfe *). 

Eine  ganz  besondere  Controle  wurde  über  die  Synoden 
ausgeübt  Revisionen,  Zusätze  und  Aenderungen  der  Sy- 
nodalschlüsse  wurden  staatlicher  Seits  angeordnet,  für  die 
Zusammenberufung  der  Synoden  königliche  Erlaubniss  ver- 
langt, den  Bischöfen  dasProgramm  der  Synoden  zugeschickt, 
und  umgekehrt  von  ihnen  vorgängige  Einreichung  der  Sy- 
nodalvorlagen verlangt,  der  Druck  und  die  Veröffentlichung 
der  gefassten  Beschlüsse  von  der  Genehmigung  des  Königs 
abhängig  gemacht  ^). 

Endlich  wurde  auch  staatlicher  Seits  eine  Controle  über 


>)  Hergenröther  im  Arch.  f.  kath.  ER.  N.  F.  6.,  421.  ff. 

')  Vgl.  die  bei  Salgado  de  snpplic.  a.  a.  0.  Pars  1.  c.  2.  sect.  5. 
S.  54.  f.  ÄDgefahrten  und  siehe  oben  S.  541. 

')  Vgl.  die  Königliche  Ordre  ▼.  26.  Augast  1825.  bei  Jos 6  Cot ar- 
rubias  a.  a.  0.  2.,  878. 

^)  Je 8 6  CoTarrubias  a.  a.  0.  1.,  58.  ff. 

*)  Vgl.  Schmid,  Bisthums-Synode  II,  2.,  266.  ff.  —  Carl  U.  i. 
J.  1677.  in  Autos  acordados  IIb.  4.  tit  1.  aato  4.  g.  8. 
B.  Friedberff,  D.  BCissbr.  d.  geisü.  Amtsgewalt.  86 


556  Zweites  Buch.    AuBserdeutsche  Staaten. 

die  Thätigkeit  der  Lehrer  an  den  Universitäten  ^),  der  Geist- 
lichen anf  der  Kanzel  ')  und  im  Beichtstuhle  gehandhabt, 
wie  denn  noch  das  Strafgesetzbuch  v.  19.  März  1848. 
(revidirt  1850.)  im  Satz  304.  verordnet:  „Der  Geistliche, 
welcher  in  einer  Predigt,  Rede,  einem  Erlasse,  Hirtenbrief, 
oder  einer  anderen  von  ihm  veröffentlichten  Urkunde,  ir- 
gend ein  Gesetz,  Verordnung,  Befehl,  Verfügung  oder 
Maassregel  der  Staatsbehörde  als  der  Religion  zuwider- 
laufend, tadelt,  wird  mit  Ortsverweisung  bestraft^'). 


^)  I.  J.  1770.  vertheidigte  der  CanoDist  der  Universität  Yalladolid, 
Migael  Ochoa,  Thesen  De  clericoram  exemptione  a  temporal!  ser- 
Titio  et  saecalari  jorisdictione.  Der  Rath  von  Castilien  forderte  dar- 
aber  ein  Outachten  des  AdvocatencoUegiums  zu  Madrid  (Theile  des- 
selben mitgetheilt  bei  Covarrubias,  M&ximas  a.  a.  0.  1.,  6.  iL), 
welches  sich  über  Placet  and  Recursus  schliesslich  dahin  äusserte  (a. 
a.  0.  1.,  30.):  »De  todo  esto  resulta  que  la  Real  potestad  tiene  facol- 
tades  para  resistir  y  preservar  al  estado  de  los  insultos  y  novedades 
que  paeden  perturbar  la  paz  y  tranqmlidad  publica.  En  esto  se  fanda 
el  exämen  de  bulas  y  leyes  de  disdplina:  los  recursos  de  fuersa  en  el 
conocer  absolu tarnen te  en  el  modo  y  de  no  otogar,  los  de  nuevos  diez- 
mos,  los  de  proteccion  especial  sobre  las  religiones  y  cuerpos  conside- 
rables  eclesiästicos  del  regino,  la  regalla  de  citar  ä  los  prelados  en 
ciertos  casos,  exitarlos  y  compelerlos  honestamente  ä  la  reforma  de 
los  abnsos,  el  estraßamiento  de  los  eelesiästicos  y  otros  del  g^nero  de 
que  tratan  nuestros  escritores.  Todo  esto  hace  el  constitutivo  mas 
esencial  un  Soberano.«  In  Folge  desselben  wurde  der  Vortrag  von 
Meinungen,  die  den  königlichen  Gerechtsamen  schädlich  seien,  ver- 
boten, das  Gutachten  des  Advocatencolleginms  als  Norm  far  alle  öffent- 
lichen Schalen  aufgestellt,  ein  königlicher  Gensor  für  die  Thesen  be- 
stellt und  in  den  Eid  bei  Erhebung  zu  akademischen  Worden,  die 
Verpflichtung  aufgenommen,  weder  direct  noch  indirect  Lehren  zu  ver- 
breiten, die  dem  königlichen  Ansehen  entgegen  wären,  Sempere  Be- 
trachtungen a.  a.  0.  2.,  107.  f.    La  Fuente  a.  a.  0.  8.,  397. 

')  Vgl.  das  Gesetz  Carls  IV.  v.  16.  März  1801.  in  Noviss. 
Recopil.  Hb.  1.  tit  2.  ley  28. 

')  (Nach  Satz  109.  darf  ein  solcher  einen  Umkreis  von  wenigstens 
5.,  höchstens  15.  spanischen  Standen  im  Halbmesser  um  einen  oder 
mehrere  Orte  nicht  betreten.)  Satz  805.  »Der  Geistliche,  welcher  nach 
erhaltener  Aufforderung  Seitens  des  zuständigen  Gerichts  sich  weigert, 
ihm  die  zur  Entscheidung  einer  Beschwerde  wegen  Amtsmissbrauches 
verlangten  Schriftstacke  zu  übergeben,  oder  die  Eirchenstrafen  oder 
den  Amtsmissbrauch  wieder  aufzuheben ,  wird  mit  zeitlicher  Amtsun- 
ffthigkeit  bestraft«  Satz  806.  »Die  in  den  vorhergehenden  Hauptstflcken 
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Die  Becursos  de  fuerga  y  de  proteccion  werden  von  J  o  s  ^ 
Oovarrabias^)  folgendermaassen  definirt:  „Recurs  wegen 
Gewalt,  ist  eine  Supplik  oder  ehrerbietige  Beschwerde,  ge- 
richtet an  die  königliche  Gewalt,  bezweckend  Hülfe  und 
Schutz  gegen  die  Excesse  und  Missbräuche  der  geistlichen 
Richter,  damit  die  weltliche  Gewalt  dieselben  innerhalb  ihrer 
Grenzen  halte  und  sie  verpflichte,  die  Gesetze  der  Kirche 
and  des  Staates  zu  beobachten.'' 

Sie  haben  weniger  durch  die  in  Buch  2.  Titel  2.  der 
Naviasima  Becopihcion  enthaltenen  Gesetze  ihre  Ausbildung 
erfahren  '),  als  durch  die  Praxis  der  Gerichte  und  die 
Doctrin,  welche  dieser  die  wissenschaftliche  Unterlage  ge- 
währte. 

Darin  sind  alle  spanischen  Juristen  einig,  dass  der 
König  auf  das  Recht  der  Becursos  nicht  verzichten  könne. 
Sie  erachten  es  fiir  ein  inhärirendes  Recht  der  Krone,  die 
Wohlfahrt  der  Unterthanen  in  Obhut  zu  nehmen,  und  die- 
selben vor  jeder  Gewaltthätigkeit,  und  gehe  eine  solche 
auch  von  geistlicher  Seite  aus,  zu  schützen  '). 

Die   älteren  Schriftsteller  suchen    sich   dabei   mit   dem 


dieses  Titels  fOr  die  Amtsverbrechen  der  Staatsbeamten  bestimmten 
Strafen  werden  auf  die  Geistlichen  angewendet,  welche  die  von  ihnen 
geflbte  Gerichtsbarkeit  oder  Amtsgewalt  missbranchen ,  insofern  sie 
anwendbar  sind.«  —  Vgl.  im  Allgemeinen  noch  Colmeiro  elementos 
del  derecho  politico  y  administrativo  de  Espana  (Madrid  s.  a.)  244.: 
»Incumbe  igualmente  al  poder  civil  reprimir  y  castigar  al  sacerdote 
que  en  el  ejercicio  de  su  ministerio  tarba  la  pas  en  las  conciencias, 
siembra  la  discordia  en  las  familias  0  alborota  el  animo  de  los  pueblos, 
porque  debe  darse  a  Dios  lo  que  es  de  Dios  y  al  G^sar  lo  que  es  del 
G^sar.  Un  ministro  del  altar  que  abusa  de  su  car&cter  incurre  en 
pena  como  sacerdote  y  como  ciadadano;  y  si  bien  de  sas  actos  en 
calidad  de  sacerdote  responde  solamente  al  superior  ecdesiästico ,  de 
los  delitos  comunes  responde  4  las  potestades  de  la  tierra,  porque  non 
in  vacunm  gladium  portant.«  ~  Zahlreiche  Bestrafungen  von  Bischöfen 
in  den  Jahren  1840—45.  bei  La  Fuente  a  a.  0.  8.,  500.  ff. 

>)  Jos6  Covarrubias  a.  a.  0.  1.,  149.  S&mmtliche  Recurse 
werden  mit  dem  Namen  »de  proteccion«  bezeichnet,  dann  aber  noch 
«MT  ^xi^  <^6  ^on  Massnahmen  der  nicht  contentiösen  Jurisdiction 
eben  das.  180. 

')  So  giebt  Beispielsweise  Noviss.  Recopil.  lib.  1.  tit.  6.  ley  7. 
eine  ganz  confuse  Idee  von  dem  recurso  de  naevos  diezmos. 

')  Vgl.  Salgado  de  supplicatione  pars  1.  c.  1.  no.  101.  ff.  S.  13.  ff. 
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kanonischen  Recht  und  namentlich  den  Vorschriften  der 
Bulle  In  Coena  Domini  gütlich  auseinanderzusetzen  ^).  Sie 
betonen,  dass  der  weltliche  Richter  nicht  über  die  geistliche 
Sache,  die  ihm  im  Recurswege  vorgelegt  werde,  eine  ma- 
terielle Entscheidung  tre£Een  dürfe  '),  und  nur  das  finden 
sie  im  kanonischen  Recht  verboten.  Sie  geben  das  Ver- 
fahren des  Recurso  für  ein  extrajudiciales  aus ') ,  durch 
welches  der  in  der  Bulle  In  Coena  Domini  untersagte  Ein- 
griff in  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  nicht  begangen  werde, 
und  für  dessen  Benutzung  auch  den  Cleriker  keine  Ex- 
communication  treffen  könne  ^).  Sie  weisen  sogar  auf  die 
weite  Entfernung  Spaniens  von  Rom  hin,  welche  die  Ein- 
bringung der  Recurse  an  den  Papst  erschwere  und  an  Stelle 
derselben  für  Spanien  dies  Rechtsmittel  nothwendig  mache  ^). 
Sie  wollen,  dass  der  weltliche  Richter  Schutz  nur  innerhalb 
der  Grenzen  der  Nothwehr  gewähre,  damit  er  sich  nicht 
selbst    einer   Gewaltthätigkcit    gegenüber    dem    geistlichen 


1)  Vgl.  Bobadilla  Politica  Hb.  2.  c.  281.  n.  139.  und  die  von 
Sese  a.  a.  0.  citirten  S.  848.  c.  8.  §.  8.  no.88.  ff.,  weiter  namentlich 
Vi  11  ab  Ol  08,  Summa  tract.  17.  dlff.  21.  nu.  3.  angefahrt  bei  Sal- 
gado  a.  a.  0.  p.  1.  c.  2.  no.  64.  f.  und  die  dort  Angefahrten;  von 
neueren  Autoren  De  la  Canada  Observaciones  präcticas  S.  1.  ff. 

*)  Vgl.  die  bei  Sese  de  inhibitionibus  S.  844.  Citirten  c.  8.  S*  3. 
no.  67. 

*)  Siehe  dagegen  Jos^  GoTarrubias  a.  a.  0.  1.,  158. 

^)  Als  Paul  Lezano  i.  J.  1587.  einen  Recuraus  an  das  Gericht 
von  Aragonien  eingelegt  hatte,  worde  er  Tom  Auditor  Camerae  in 
Rom  deswegen  tu  Geldstrafe  Terurtheilt,  in  dritter  Instanz  i.  J.  1592. 
jedoch  freigesprochen,  Sese  a.  a.  0.  c.  8.  §.  3.  no.  183.  S.  857.  Ob- 
gleich diese  Sentenz  aber  Rechtskraft  erlangt  hatte,  wurde  er  nachher 
doch  von  der  Rota  Romana  far  excommunicirt,  and  der  in  Frage 
stehenden  Pfrande  unfähig  erklftrt,  eben  das.  no.  186.  ff.;  die  spani- 
schen Juristen  sachten  indess  einerseits  zu  beweisen,  dass  diese  Ent- 
scheidung auf  einer  Yerkennung  des  spanischen  Rechtes  beruhe  und 
mithin  dieses  nicht  alterire,  Salgado  de  regia  protectione  Pars  1. 
cap.  1.  prael.  5.  8.  89.  f.,  während  andere  die  Entscheidung  der  Rota 
gerecht  fanden  und  auf  den  Fall  bezogen,  dass  ein  unrechtmässiger 
Recurs  eingelegt  worden  sei,  Fontaneila,  Deds.  sacri  regii  senat. 
Cathaloniae  (Genevae  1690.)  2.,  42. 

•)  Borellus  tractat.  de  praestantia  regis  catholici  c.  71.  n.  58,  f. 
nnd  die  bei  Salgado  a.  a.  0.  p.  1.  c.  1.  §.  l.  no.  6.  ff  Citirten. 
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Richter  schuldig  mache  ^) ,  und  sie  gestatten  dem  letzteren 
Uebergriffe  in  seine  Competenz  durch  die  geistlichen  Waffen 
der  Excommunication  zurückzuweisen ,  obgleich  sie  doch 
andererseits  betonen,  wie  vorsichtig  der  Bann  zu  handhaben, 
wie  eine  unbefugte  Benutzung  desselben  als  fuerea  zu  be- 
handeln sei  *)  y  und  wie  es  auch  dem  in  seinen  Rechten 
gekränkten  Geistlichen  nur  angerathen  werden  könne,  sich 
des  recurso  de  fuerea  gegenüber  der  Usurpationen  des  welt- 
lichen Beamten  zu  bedienen. 

Die  spanischen  Juristen,  wie  auch  das  Gesetz  Karls 
n.  y.  9.  Dezember  1677.  scheiden  folgende  Arten  von 
Recursen. 

1.  Die  s.  g.  Recursos  de  conocer  en  el  modo.  Ein 
solcher  wird  an  den  Souverän  gerichtet,  gegen  einen  geist- 
lichen Richter,  welcher  bei  Instruction  eines  Prozesses  die 
Gesetze  verletzt,  wider  die  jetzt  auch  fär  das  geistliche 
Gericht  verbindliche ')  staatliche  Prozessordnung  verstösst 
oder  geradezu  die  kirchlichen  Verordnungen  überschreitet, 
um  die  Abstellung  dieser  Beschwerden  zu  erzielen  ^).  Der 
königliche  Rath  giebt  auf  ein  derartiges  begründet  gefun- 
denes Gesuch  den  Bescheid:  es  liegt  Gewalt  vor  in  dem 
Erkennen  und  Verfahren,  wie  erkannt  und  verfahren  ist, 
(hace  fuerea  en  conocer  y  proceder  como  conoce  y  procede)^ 
während  die  Gerichte  den  Punkt,  in  welchem  die  Beschwerde 
gerechtfertigt  befunden  ist,  specialisiren.  Doch  kann  auch 
ein  8.  g.  auto  condicional  erlassen  werden,  durch  welches 
dem  geistlichen  Richter  die  Befugniss  gewährt   wird,    sein 


1)  Sese  a.  a.  0.  S.  862.  c.  8.  §.  8.  no.  12.  ff.  Salgado  de  regia 
protect.  Pars  1.  cap.  2.  S.  85.  ff. 

*)  vgl.  die  ürk.  Carls  I.  ?.  1619.,  worin  er  dem  geistlichen  Ge- 
richt Ton  Galahorra  verbietet,  gegen  weltliche  Richter  einzuschreiten, 
welche  die  tonsarados  (s.  oben  S.  587)  unter  gewissen  Bedingungen 
▼or  ihr  Forum  zögen,  Coleccion  de  C4d  ulas-concernientes 
&  las  provincias  Vascongadas  (Madrid  1829.)  2.,  49. 

")  D  e  1  a  C  a  n  a  d  a  a.  a.  0.  295. 

*)  Salcedo  de  leg.  polit.  lib.  1.  c.  21.  De  la  Oanada  a.  a. 
0.  S.  65.  ff.  J086  CoTarrnbSas  a.  a.  0.  1.,  167.  ff.  Die  Formel, 
die  zur  Einführung  dieses  Recurses  gebraucht  wird,  Beilage  XIX. 
No.  1. 
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Verfahren  fortzusetzen,  unter  der  Bedingung,  den  von  dem 
Beschwerdeführer  mit  Recht  gertigten  Punkt  abzustellen. 

Eine  Unterart  dieser  Classe  des  Recursus  ist  der  wegen 
verweigerter  Justiz.  Dazu  ist  es  aber  nothwendig,  dreimal 
den  geistlichen  Richter  an  seine  Pflicht  zu  erinnern  ^). 

2)  Recurso  de  fuerea  en  conocer  y  proceder  (Auto  de 
legos).  Dieser  wird  von  dem  königlichen  Fiscal,  Richter 
oder  der  interessirten  Person  eingelegt,  falls  der  geistliche 
Richter  sich  einen  üebergriflf  in  die  weltliche  Competenz  •) 
zu  Schulden  kommen  lässt ').  In  diesem  Falle  werden  dem 
geistlichen  Richter  die  Akten  abgefordert,  deren  Inhalt  ge- 
prüft, und  wenn  sich  nach  dem  Befunde  die  Richtigkeit  der 
Beschwerde  ergiebt,  der  Spruch  gefallt :  dass  der  geistliche 
Richter  sich  einer  Gewalt  schuldig  macht  durch  sein  Er- 
kennen und  Verfahren  (que  el  juee  ecclesiastüo  hace  fuerea 
en  conocer  y  proceder)^  womit  eine  Uebersendung  der  Akten 
an  den  weltlichen  Richter  verbunden  ist. 

Von  diesem  in  Castilien  üblichen  Verfahren  wich  aber 
früher  und  noch  im  Anfange  unseres  Jahrhunderts^)  das 
von  Aragonien    und  Catalonien  ^)   ab.     Hier  ernannte   der 

>)  Die  Formel  zur  Einführung  dieses  Recurses  Beilage  XIX. 
No.  2. 

*)  Die  geistliche  Gompeteus  erstreckt  sich  auf  folgende  F&lle: 
1)  Ober  res  tpirituales  und  spirituaii  aonexae  (»espiritualizadas«),  £he, 
TerlÖbniss,  nicht  aber  Ehebruch  —  Beneficien,  nicht  Besitzstreitig- 
keiten —  geistliche  Zehnten,  wieder  nicht  Besitzstreitigkeiten  —  nicht 
Begr&bniss.  Testamentsstreitigkeiten  (N  o  ▼  i  s  s.  R  e  c  o  p.  lib.  6.  tit.  5. 
ley  2.)  2)  causae  clericornm  falls  diese  Beklagte  sind,  nicht  bei  ac- 
tiones  reales,  mixtae  undhypothecariae,  ausser  wenn  dieselben  das 
Beneficium  betreffen,  nicht  bei  Evictionsklagen ,  bei  Erbschaftsklagen, 
falls  ein  Laie  beerbt  ist,  und  bei  ReeouTentionen.  Vgl.  Jos 4  Co- 
▼  arrubias  a.  a.  0.  1.,  137.  ff. 

')  Salgado  de  protect  regia  pars  1.  cap.  1.  no.  8.  Bobadilla 
a.  a.  0.  lib.  3.  cap.  17.  18.  CoTarruvias  Practic.  quaest.  c.  35.  f. 
in  Opera  2.,  518.  ff.  Salcedo  de  leg.  polit.  lib.  1.  c.  18.  Josö 
CoTarrabias  a.  a.  0. 1.,  183.  ff.    De  la  Canada  a.  a.  0.  S.  2.  ff. 

*)  Jos6  Covarrubias  erwfthnt  diesen  Unterschied  nicht  mehr. 

^  Fontanella  Decis.  sacri  regii  senat.  Cathaloniae  (Genevae 
1690.)  2.,  56.  ff.  Er  führt  es  zurück  auf  eine  zwischen  der  Königin 
Eleonore  und  dem  Cardinal  De  Gemenge  i.  J.  1872.  abgeschlos- 
sene Vereinbarung,  die  nur  in  so  weit  eine  Veränderung  erfahren 
habe,  als  der  in  Folge  der  Uneinigkeit  der  gewählten  beiden  arbitri 


II.  Spanien.  5^] 

weltliche  Richter  gleichzeitig  mit  dem  an  das  clericale  Ge- 
richt erlassenen  provisorischen  Verbot;  in  der  fraglichen 
Sache  weiter  zu  verfahren,  einen  Schiedsrichter;  innerhalb 
dreier  Tage  von  der  Präsentation  des  Inhibitoriums  hatte 
dann  der  geistliche  Richter  gleichfalls  einen  arbiter  zu  er- 
nennen, und  diese  beiden  entschieden  binnen  ftlnf  Tagen  end- 
gültig,  ohne  dass  von  ihrem  Spruche  noch  ein  Recurs  zu- 
lässig gewesen  wäre.  Nur  flir  den  Fall,  dass  sie  sich  nicht 
SU  einigen  vermochten,  gingen  die  Akten  an  einen  dritten 
Spfuchrichter  (canciller  de  competencias)  *) ,  welcher  dann 
▼öUig  selbstständig  innerhalb  von  30.  Tagen  den  Competenz- 
conflict  erledigte.  Liess  er  diese  Frist  verstreichen,  so.  galt 
die  Entscheidung  als  zu  Gunsten  der  Kirche  ausgefallen  '). 

Uebrigens  kann  auch  der  weltliche  Richter  seine  Com- 
pelenz  selbst  schützen,  indem  er  eine  seinem  Forum  zu- 
ständige, aber  nichtsdestoweniger  vom  geistlichen  Richter 
instruirte  Sache  einfach  avocirt  und  erst  im  Fall  des  Un- 
gehorsams vom  recurso  Gebrauch  macht.  Damit  aber  hiebei 
nicht  umgekehrt  der  geistliche  Richter  durch  den  weltlichen 
eine  Verkümmerung  seiner  Competenz  erleide,  steht  es  frei- 
lich dem  ersteren  frei,  von  seiner  Waffe,  der  Excommuni- 
cation  Gebrauch  zu  machen.  Aber  dann  legt  der  weltliche 
Richter  wegen  dieses  den  recurso  ein,  und  mit  der  Frage 
über  die  Rechtmässigkeit  des  Bannes  wird  dann  implicite 
auch  die  Corapetenzfrage  entschieden.  Nach  der  könig- 
lichen Ordre  v.  19.  November  1771.  ist  indessen  der  geist- 
liche Richter  lediglich  auf  den  Weg  des  recurso  verwiesen  *). 

Als    die   am   häufigsten  dieser  Klasse  zugehörigen  Re- 


zu  ernennende  Superarbiter  jetzt  regelmässig  der  königliche  Kanzler 
sei.  üebrigens  haben  die  Päpste  diese  Praxis  gebilligt,  vgl.  das  Breve 
Piu8  V.  V.  J.  1571.  bei  Sese,  Decis.  a.  a  0.  2.,  4-  ff. 

')  Ist  der  canciller  des  Gerichtes  abwesend  oder  verhindert,  so 
ernennt  das  Gericht  an  seiner  Stelle  innerhalb  vier  Tagen  einen  in 
höherer  Würde  stehenden  Geistlichen.  Asso  y  del  Rio  y  Manuel 
y  Bodriguez,  Instituciones  del  derecho  civil  de  GastiUa  S.  267. 

*)  ebendas.  als  Hauptliterator  wird  citirt  Francis  de  Urra- 
tigoyti  De  competent.  jurisdict. 

')  abgedruckt  bei  Jos^  Govarrubias  a.  a.  0.  1.,  195.  f.  Vgl. 
dazu  De  la  Canada  a.  a.  0.  89. 
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curse  werden  bezeichnet|    die  wegen  Missbrauch  des  Asyl- 
rechts  ^}  und  des  Gerichtsstandes  geistlicher  Verbrecher. 

3)  Eecurso  de  fuerea  en  no  otorgar  *),  gerichtet  gegen 
den  geistlichen  Richter ,  welcher  ungeachtet  einer  gegen 
sein  Erkenntniss  eingelegten  Appellation,  dasselbe  zur 
Execution  bringt  und  namentlich  den  Appellanten  in  Haft 
nimmt ').  Im  Fall  einer  solchen  Beschwerde  wird  an  den 
geistlichen  Richter  ein  Mandat  gerichtet,  die  Appellation 
zuzugeben.  Leistet  er  dem  keine  Folge,  so  fordert  ihm 
der  Rath  die  Akten  ab,  prüft  ob  die  Appellation  zulässig 
sei  oder  nicht,  und  erkennt  demgemUsQ  entweder  que  el  juesf 
haci(\  fuerea  efi  no  otorgar  y  oder  schickt  die  Akten  dem 
geistlichen  Richter  zurück. 

4)  Es  werden  femer  von  den  spanischen  Autoren  be- 
sonders abgehandelt  die  recursos  en  la  cobranaa  de  rewtcts 
y  de  millones  % 

Die  ersteren  beziehen  sich  auf  die  Abgaben,  welche 
Cleriker  zu  zahlen  haben,  wenn  sie  die  Producte  des  geist- 
lichen Grundbesitzes  veräussern,  Läden  halten  u.  s.  w.  Der 
weltliche  Richter  ist  befugt,  sie  durch  Real-Execution  zur 
Zahlung  derselben  anzuhalten,  und  falls  diese  vom  geist- 
lichen Richter  behindert  wird,  ein  Mandat  des  Schatzrathes 
(Consejo  de  Hacienda)  zu  erwirken,  welches  die  Akten  des 
geistlichen  Richters  abfordert,  und  dann  nach  Befinden  den 
weltlichen  Richter   zur  Fortsetzung  seines   Verfahrens   er- 

^)  De  la  Ganada  a.  a.  0.  S.  101.  f.  Die  Geschichte  desselben 
in  Spanien  bei  Jos6  Co varr ablas  a.  a.  0.  1.,  58.  £f.  Die  Formel 
zur  Einleitung  dieses  Recorses  Beilage  XIX.  No.  8. 

')  Bobadilla  a.  a.  0.  IIb.  8.  c.  18.  no.  184.  De  la  Ganada 
a.  a.  0.  S.  63.  Jos^  GoTarrubias  a.  a.  0.  1.,  212.  ff.  Vgl.  na- 
mentlich Noviss.  Recopil.  lib.  2.  tit.  2.  ley  2.  Die  Formel  zar 
Einleitang  dieses  Recorsus  Beilage  XIX.  No.  4. 

')  Wegen  unrechtmässiger  Yerhaftnng  eines  Laien  oder  Beschlag- 
nahme von  dessen  QQtem  durch  den  geistlichen  Richter  findet  der 
Recurso  de  conocer  y  proceder  statt,  De  la  Ganada  a.  a.  0.  81. 

^}  De  la  Ganada  a.  a  0.  S.  124.  ff.  Jos^  GoTarrubias 
a.  a.  0.  1.,  240.  ff.  Die  Formel  für  Einführung  dieses  Recursus  ist 
dieselbe  wie  bei  dem  recurso  en  conocer  beziehentlich  en  no  otorgar. 
Nach  den  königlichen  Decreten  ▼.  28.  Februar  und  26.  Mai  1845. 
können  diese  Recurse  kaum  noch  vorkommen,  De  la  Ganada  a. 
a.  0.  296. 
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mächtigt.  Nach  Umständen  aber  kann  dem  geistlichen 
Richter  sofort  mit  einem  Recurso  de  fueraa  gedroht  und 
dieser  als  fuer£fa  en  conocer  y  proceder  erkannt  werden. 

Millones  sind  eine  Consumtionssteuer,  die  zuerst  Phi- 
lipp IL  i.  J.  1590.  bewilligt  wurde  und  der  auch  Cleriker 
unterlagen  ^).  Jeder  Eingriff  des  geistlichen  Richters  in  die 
Competenz  des  weltlichen,  der  die  Steuern  durch  Real- 
execution  beizutreiben  verpflichtet  ist,  bildet  eine  fuerea 
and  ist  Gegenstand  eines  recurso. 

5)  Die  recursos  de  retencian  •).  Der  königliche  Fiscal 
und  jede  Person,  welche  in  ihrem  Recht  eine  Verkürzung 
durch  eine  päpstliche  Bulle  erfährt,  kann  gegen  dieselbe 
klagend  auftreten.  Wird  die  Beschwerde  gerechtfertigt  ge- 
funden, so  behält  der  Rath  die  Bulle  zurück  und  gestattet 
nicht  ihre  Publication. 

6)  Die  Recursos  de  proteccion  de  los  reguläres  *). 
Die  geistlichen  Orden,   welche  nur  mit   specieller  Er- 

laubniss  in  Spanien  eingeführt  werden  können,  und  durch 
das  Zurückziehen  derselben  jede  Berechtigung  zur  Existenz 
verlieren  ^),  stehen  unter  dem  Schutze  des  Königs.  So 
werden  die  Wahlen  zu  den  Vorstandschaften  der  Klöster 
in  Gegenwart  eines  königlichen  Commissars  vollzogen,  und 
jeder,  welcher  seine  Rechte  dabei  gekränkt  erachtet,  kann 
einen  recurso  de  proteccion  einreichen.  In  derselben  Weise 
kann  aber  auch  jeder  Reguläre  wegen  erlittener  Gewalt 
den  Schutz  des  Königs  nachsuchen,  und  zwar  gestaltet  sich 
der  recurso  zu  einem  de  conocer  en  el  modo,  wenn  der  dem 
Regularen  vorgesetzte  Prälat  ohne  Formirung  eines  Pro- 
zesses gegen  jenen  verfahrt,  oder  die  Prozessordnung  ver- 
letzt, zu  einem  en  no  otorgar  ^  wenn  er  die  von  dem  Re- 
gularen   nachgesuchte    zweite  Instanz    nicht   zum   Spruche 


1)  Vgl.  La  Fuente  Histor.  eccl.  8.,  274.  ff. 

')  De  ia  Canada  a.  a.  0.  S.  184.  ff.  Job^  Covarrubias  a. 
a.  0.  1.,  262.  ff.  Die  Formel  für  Einfflhrung  dieser  Becorse  Beilage 
XIX.  No.  6. 

")  Jo86  Covarrubias  a.  a.  0.  1.,  297.  ff.  Die  Formel  fflrEin- 
fahrung  dieser  Becurse  Beilage  XIX.  No.  6. 

^)  eben  das.  S.  800.  ff.  So  wurden  unter  Karl  m.  die  Jesuiten 
vertrieben,  La  Fuente  a.  a.  0.  8.,  882.  ff. 
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kommen  lässt.  So  liegt  namentlich  fuerza  vor,  wenn  ein 
Prälat  einen  Religiösen  ohne  gerechten  Grund  oder  Ver- 
dacht der  Flucht  einkerkert  ^)y  und  das  Rechtsmittel  des  re- 
curso  erscheint  hier  um  so  nothwendiger ,  da  die  Kloster- 
kerker gesetzlich  erlaubt  und  keiner  staatlichen  Controle 
unterworfen  waren  «). 

Analog  wird  die  Schutzpflicht  des  Königs  auch  auf  die 
GHiter  der  geistlichen  Genossenschaften  ausgedehnt,  so 
dass  Beispielsweise  wegen  Verschleuderung  derselben  durch 
den  Prälaten  ein  Recurso  de  proteccion  gerechtfertigt  ist. 

7)  Die  Recursos  en  ?a  competencin  de  dos  jueces  eck- 
siästicos ').  Auch  Competenzstreitigkeiten  der  geistlichen 
Richter  unter  sich  werden  von  dem  Könige  als  Schutzherm 
des  Concils  von  Trient  und  dem  in  dieser  Beziehung  sub- 
stituirten  Rath  von  Castilien  erledigt.  Ein  Ungehorsam 
gegen  den  Ausspruch  desselben  bildet  Fuerza. 

Hieher  gehört  auch  die  von  Staatswegen  aufrecht  er- 
haltene Beobachtung  von  sess.  24.  de  Reform.  Co  n  eil. 


i 


')  Dagegen  vertrat  Salgado  de  regia  protect.  8.  87.  die  Ansicht^ 
dass  die  Recurse  fortfielen  von  allen  disciplinären  VerfQgungen,  welche 
bei  der  Visitation  der  Regularen  durch  deren  Obere  erlassen  wflrden. 
Er  stützte  sich  dabei  auf  Nueva  Recop.  lib.  2  tit.  6.  ley  40.  (No- 
vissima  Recop.  lib.  2.  tit.  2.  ley  9.)  Carl  Y.  und  Johanna  i.  J. 
1657.:  »Porque  somos  informados,  qne  los  negocios  ecclösiasticos  to- 
cantes  4  Tisitacion  y  correcion  de  Religiöses  y  Religiosas  que  se  hacen 
por  8US  Superiores,  trae  inconvenientes  traerse  por  via  de  fuerza  4 
Acdiencias,  asi  por  razon  del  secreto  que  conveniene  tenerse  de  lo  que 
en  ellos  se  trata,  y  por  el  breve  despacho  y  otras  causas;  por  ende 
mandamos  4  los  Presidentes  y  Oidores  de  las  Audiencias,  que  no  se 
entremelan  4  conocer  de  semejantes  negocios,  ni  mandar  traer  ante 
ellos  tales  proc^sos  por  ria  de  fuerza  en  manera  alguna,  porqae  qnando 
en  esto  habiere  que  proveer,  los  del  nuestro  Consejo  proveer4n.«  Als 
die  chancilleria  von  V  a  1 1  a  d  o  1  i  d  dieser  Meinung  folgend  mehreren 
Regularen  den  Recurs  gegen  ihren  Oberen  abschlug,  verfassten  16. 
Geistliche  von  Yalladolid,  an  ihrer  SpiUe  Diego  Vitus  ans  der  Ge- 
sellschaft Jesu  eine  Denkschrift  (Valladolid  1720.),  dass  den  Regularen 
der  Recurso  zustehe. 

*)  Dasselbe  gilt  auch  far  geistliche  Gefangenanstalten,  doch  hat 
der  geistliche  Richter  dabei  die  Vorschriften  des  weltlichen  Gesetzes 
zu  befolgen,  De  Itf  Canada  a.  a.  0.  296. 

•)  Jo86  CoTarr ablas  a.  a.  0.  1.,  834.  ff.  Die  Formel  far 
Einführung  dieser  Recurse  Beilage  XIX.  No.  7. 
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Trid.  c.  20.y  wonach  die  Competenz  der  Ordinarien  nicht 
▼erktirzt  werden  soll.  Jeder  Versuch,  dieses  Gesetz  zu 
übertreten,  ist  fuerea. 

8)  Endlich  sind  noch  die  recursos  de  nuevos  dieemos 
zu  erwähnen  ^) ,  welche  eine  Verletzung  des  Zehntrechtes 
verhindern  sollten ,  —  namentlich  eine  Einforderung  von 
Zehnten,  die  seit  unvordenklicher  Zeit  nicht  mehr  gezahlt 
worden  waren,  —  die  aber  mit  der  Aufhebung  des  Zehnt- 
rechts fortgefallen  sind  '). 

Was  die  weiteren  Regeln  über  die  Recursos  anlangt, 
so  ist  zuvörderst  hervorzuheben,  dass  mit  der  Einreichung 
desselben  jedes  weitere  Verfahren  des  geistlichen  Gerichtes 
suspendirt  wird  '),  und  dass  das  vom  weltlichen  Richter  an 
den  geistlichen  ergangene  Verbot  der  Competenzüberschrei- 
tung  (firma  Juris)  zwar  alle  dagegen  verstossenden  der  Zeit 
nach  folgenden  Handlungen  nichtig  macht,  die  vorange- 
gangenen aber  gänzlich  unberührt  lässt,  so  dass  der  vom 
geistlichen  Gericht  Gekränkte  immerhin  Verletzungen  er- 
fahrt, wenn  er  nicht  hinreichend  frühe  von  dem  Rechts- 
mittel Gebrauch  macht  ^). 

Ausserdem  aber  billigen  die  spanischen  Juristen  ohne 
Bedenken  die  Praxis,  dass  das  Widerstreben  der  Prälaten 
gegen  den  Recurso  durch  Confiscirung  ihrer  Temporalien 
gebrochen    werden    dürfe  ^).      Als    Joannes    de    Nu9a, 


')  Jos^  Covarrubiasa.  aO.  1.,  326.  fF.  DelaCanadaa. 
a.  0.  S.  86.  ff.  Die  Formel  fOr  Einführung  derselben  Beilage  XIX. 
No.  8. 

')  DelaCanadaa.  a.  0.  294. 

^  Sese  a.  a.  0.  S.  413.  f. 

^)  Jos^  Covarrubias  a.  a.  0.  1.,  349. 

^)  Sese  a.  a.  0.  396.  ff.  Cap.  10.  §.  1.  dort  aach  no.  29.  die 
Formel  für  das  Verfahren  folgendermassen  abgefasst:  »Attentis  contentis 
pronuntiamuB  et  ministrata  nobis  informatione,  mandamos  perofficiales 
rogios,  ad  quos  pertinet  procedi  ad  occnpationem  tenfiporalitatum  et  om- 
nium  quoramcunque  fructuum,  redditnum,  emolumentorum ,  rerum  ei 
bonorum  mobilinm,  et  sedentiuro  dictorum  P.  et  T.  nbiconqae  intra 
praesens  Regnum  Aragonnm  reperiantur,  et  sub  debito  inventario  poni, 
et  scribi,  et  ea  sie  occupata  detineri  penes  hujusmodi  Gnriam  ad  flnes 
et  cffectoB  in  actu  appellatu  contentos,  doneo  aliud  per  nos  fuerit 
pro  Visum  et  cum  bis  nominamus  in  commissariom  ad  praedicta  Andream 
T.  et  in  eius  notarium  P.  confidentes  de  eomm  indostria  et  8iifilcientia.c 
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Richter  von  Aragonien  i.  J.  1568.  dreissig  Räthe  deg- 
wegen  consultirte,  sprach  ihr  Gutachten,  welches  S es e  ein- 
gesehen hat,  sich  einmüthig  daftir  aus  ^) ;  doch  bestanden 
dabei  provinziale  Verschiedenheiten.  Während  in  Cata- 
1  o  n  i  e  n  nur  die  amtlichen  Einkünfte  der  Prälaten  sequestrirt 
wurden,  erstreckte  sich  die  Beschlagnahme  in  Aragonien 
auch  auf  das  Privatvermögen  der  Schuldigen  •). 

Ausserdem  sollte  der  König  solchen  Prälaten  die  Na- 
turalisation entziehen  '),  d.  h.  sie  unfähig  machen,  überhaupt 
Beneficien  in  Spanien  zu  besitzen. 

Auch  gegen  die  von  den  Gerichten  über  die  geist- 
lichen, die  recursos  missachtenden  Richter  verhängte  Landes- 
verweisung hatten  die  spanischen  Juristen  nichts  auszusetzen. 

Solche  Cleriker  sind  Rebellen  gegen  den  König,  die  in 
Spanien  nicht  zu  dulden  sind  ^). 

Dagegen  ist  dem  Missbrauche  der  Recurse  dadurch 
einigermassen  ein  Riegel  vorgeschoben,  dass  der  damit 
unterliegende  Theil  die  Kosten  dea  Verfahrens  zu  tragen 
hat  ö). 

Gegen  die  Becursos  kann  nie  die  Einrede  der  Ver- 
jährung vorgeschützt  werden  %  und  eine  Appellation  gegen 
den  Ausspruch  der  Gerichte  wird  in  keiner  Weise  ver- 
Btattet  ^). 


>)  Sese  a.  a.  0.  S.  862.  c.  8.  §.  4.  no.  6.  ff. 

*)  Sese  a.  a.  0.  S.  874.  ff.  c.  9.  §.  1.  no.  22.  ff. 

*)  Vgl.  Bobadilla  a.  a.  0.  tom.  4.  lib.  2.  c.  18.  no.  60.:  »Si  loi 
Prelados  ö  sas  juezes,  ö  qnalesquier  otros  Ecdesiasticos  nsorpan  la 
jorisdicion  Real,  ö  otros  Regalias,  son  avidos  por  estraoos  del  Reino.« 

*)  Sese  a.  a.  0.  c.  8.  §.  8.  no.  97.  ff.  S.  349.  Salgado,  de 
regia  protect.  Pars  1.  c.  2.  8.  78.  f.  Vgl.  auch  das  Beeret  des  Königs 
V.  J.  1645.  »en  que  estraAa  de  estos  reines,  y  echa  las  teroporalidades 
al  provisor  de  Pamplona,  prescribe  el  modo  con  que  debe  absolverse 
de  las  censnras  4  los  jueces  Reales,  y  repmeba  los  procetimientos  que 
se  cjecutaron  con  motivo  de  la  competencia  sobre  immonidad.«  Bei 
Jos4  Coyarrubias  a.  a.  0.  2.,  119.  ff. 

*)  Sese  a.  a.  0.  848.  f.  Cap.  8.  §.  8.  no.  96.  f.  und  die  von  ihm 
Citirten. 

*)  Josd  Covarrubias  a.  a.  0.  2.,  8.  ff. 

^)  ebendas.  2.,  5.  ff.  vgl.  aach  Salgado  de  regia  prot.  pars  2. 
c  18.,  der  das  freilich  irrig  aas  der  extn^udicialen  Natur  des  Recurso 
folgert;  De  la  Canada  a.  a.  0.  S.  88. 
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Die  Recurse  sind  vnu  nllon  geistlichon  (lerichten  zu- 
lässig, waren  aber  ausgeschlossen  *)  von  dem  Ketzergerichte 
der  Inquisition  *),  die  freilicu  auch  ein  staatliches  Tribunal 
war  ') ;  während  nämlich  der  gewöhnliche  geistliche  Richter 
gezwungen  werden  konnte,  Akten  herauszugeben  und  die 
Person  eines  von  ihm  verhafteten  Laien  einstweilen  dem 
weltlichen  Richter  zur  Bewachung  anzuvertrauen  *) ,  fiel 
beides  der  Inquisition  gegenüber  fort  *) ;  vielmehr  überlieferte 
der  weltliche  Richter  jeden  der  Ketzerei  Angeschuldigten, 
wieSese  sich  ausdrückt,  der  Inquisition  mit  geschlossenen 
Augen  ^,  und  sistirte  ein  etwa  gegen  ihn  schwebendes  Ver- 
fahren. 

Endlich  ist  zu  bemerken,  dass  die  Recurse  nach  der 
Verfassungsurkunde  v.  19.  März  1812.  ^)  (art.  261.  8.)  dem 
Obertribunale,  beziehentlich  den  gewöhnlichen  Gerichten 
(audiencias)  zur  Erledigung   zugewiesen  sind  ®)  (art.  266.), 


^)  Ebenso  nach  Nueva  Recop.  lib.  1.  tit.  10.  ley  8.  9. 

')  Vgl  auch  Salgado,  der  das  diesem  Satz  zur  Unterlage  die- 
nende königliche  Decret  v.  J.  1663.  anführt,  de  supplic.  pars  2.  c.  88. 
no.  14.  S.  462.  f.  und  de  regia  protect.  Pars  1.  cap.  II.  §•  6.  8.  66. 

•)  Vgl.  Hefele,  Ximenez  a.  a.  0.  282. 

^)  Das  wurde  technisch  »manifestatlo«  genannt,  vgl.  darftber  Sese 
a.  a.  0.  c.  1.  §.  2. 

*)  Sese  a  a.  0.  c.  80.  S.  440.  ff. 

*)  a  a.  0.  no.  80.  8.  447.,  doch  bezog  sich  das  nur  anf  haeretici, 
da  es  in  einem  von  der  Krone  Spanien  mit  dem  Oeneralinquisitor  ab- 
geschlossenen Vergleiche  heisst:  »Item  que  los  Inquisidores  fuera  de  los 
casos  de]  crimen  de  la  heregia,  o  dependientes  de  ellos,  no  impidan  a 
los  Juezes  Reales  la  execucion  de  sn  iusticia,  con  personas,  que  no 
sean  de  la  iurisdicion  del  sancto  Officio,  con  occasion  que  los  dichos 
Inquisidores  digan,  que  los  tales  delinquentes  han  cometido  delictos, 
enyo  conocimiento  les  pertenece,  sino  que  libremente  occuriendo  seme- 
jantes  casos,  y  hauiendo  praeuenido  la  iusticia  seglar  en  la  prision, 
dezen  &  los  Juezes  seglares  hazer  su  iusticia,  pues  podran  despues  pro- 
ceder  ellos  al  castigo,  y  punicion  de  los  tales  delinquentes«,  ebendas. 
no.  120.  S.  450. 

')  abgedruckt  in  Golleccion  de  los  Decretos  y  Or- 
denes  que  han  espedido  las  Gortes  ...  desde  su  insta- 
lacion  de  24.  de  Setiembre  de  1810.  hasta  igual  fecha 
de  1811.  (Mexico  1852.)  1.,  260. 

')  Ueber  die  froheren  Gompetenzbestimmnngen  ist  zu  vergleichen 
Asso  y   del  Rio  y  Manuel  y  Rodrignez  institnciones  dei 
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während  nach  der  napoleonischen  Constitution  y.  6. 
Juli  1808.  der  Rath  von  Castilien  die  dazu  competente 
Behörde  war  *). 

Somit  ist  auch  die  Pflicht,  die  Ausführung  des  Concils 
von  Trient  zu  tiberwachen,  und  gegen  Verletzungen  von 
Sess.  24.  de  reformat.  c.  20.  Recurse  anzunehmen,  dem 
obersten  Gerichtshöfe  zugefallen  '),  wie  denn  endlich  auch 
das  Placet  von  dieser  Behörde  gehandhabt  wird  '). 

Die  jüngste  spanische  Revolution  hat  auch  die  Be- 
ziehungen zwischen  Staat  und  Earche  alterirt  und  die  Con- 
flicte  wieder  herbeigeführt,  welche  seit  dem  Concordate  des 
Jahres  1851.,  das  den  Staat  der  Kirche  völlig  dienstbar 
machte  ^),  geruht  hatten. 

Art  20.  und  21.  des  neuen  Verfassungsgesetzes  sprechen 
zwar  die  Verpflichtung  der  Nation  aus,  den  Cultus  und 
Clerus  der  katholischen  Religion  zu  unterhalten,    aber  sie 

derecho  civil  de  CastiUa  (Madrid  1805.)  254.  f.  und  Eliacndo, 
Practica  oniversal  forense  (Madrid  1764.)  162.  179.  818.  822.,  heute 
gilt  dasReglemento  Proyisional  para  la  administra- 
c  i  0  n  d  e  j  u  8 1  i  c  i  a  t.  26.  Sept.  1886.  art.  58.  reg.  4.  Danach  ent- 
scbeiden  die  Gerichte  alle  Recurse,  welche  gegen  die  Gerichte,  Prä- 
laten oder  geistlichen  Autorit&ten  ihres  Bezirkes  eingelegt  werden  und 
in  gewissen  die  Regalaren  betreffenden  Fällen  (»Fuera  de  la  cörte 
podrän  tambien  conocer  de  estos  recnrsos  aun  oon  respecto  4  reguläres 
existentes  en  el  territorio  de  la  aadienda,  cuando  se  recurra  en  queja 
de  snperior  residente  en  el  mismo;  pero  si  el  superior  residiese  fuera 
del  territorio,  de  la  audiencia,  se  limitara  esta  al  solo  objeto  de  pro- 
teger  la  persona  del  recorrente  siempre,  qae  haya  opresion,  y  reser- 
yara  al  supremo  tribnnal  de  ESspafia  ^  Indias  el  conocimiento  del  re- 
corso  en  el  fondo.c)  Der  oberste  Gerichtshof  ist  competent  nach  Art 
90.  attrib.  octava,  »conocer  de  los  recorsos  de  fuerza  que  se  inter- 
pongan  de  la  nunciatura,  del  conscjo  de  las  Ordenes  y  de  todos  los 
demas  tribunales  eclesiästicos  superiores  de  la  cörte.«  »noyena:  co- 
nocer de  los  recnrsos  de  protecciun  del  santo  GoncUio  de  Trento,  como 
entendian  de  ellos  los  suprimidos  consejos  de  CastiUa  6  Indias.« 

>)(Pölitz),  Die  Gonstit.  d.  europäisch.  Staaten  (Leipzig  1820.) 
8.,  22. 

>)  Reglamento  Proyisional  y.  26.  Sept.  1885.  art.  90. 
attribucion  9. 

*)  eben  das.  art.  90.  attrib.  11.  12. 

*)  Vgl.  La  Fuente  a.  a.  0.  8.,  628.  ff.,  der  natOrlich  yon  dem 
Concordate  entzückt  ist. 
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▼erbinden  damit  den  Grundsatz  der  Gewissensfreiheit  und 
gestatten  nicht  nur  den  im  Lande  befindlichen  Fremden, 
sondern  auch  den  Spaniern  die  öffentliche  und  private  Aus- 
übung jeder  anderen  öffentlichen  Religion ,  die  den  Regeln 
der  Moral  und  des  Rechtes  nicht  widerstreitet. 

Kein  Wunder,  dass  die  antirevolutionären  Sympathien 
des  Clerus  eine  wesentliche  Erhöhung  erfuhren,  welche  in 
einer  lebhaften  Betheiligung  an  dem  carlistischen  Aufstands- 
versnche  zum  Ausdruck  gelangte. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Regierung  gegen  den 
widerstrebenden  Clerus  einschritt,  ist  characteristisch  für 
die  Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  in  der  staat- 
lichen Auffassung  der  Spanier  schon  seit  Jahrhunderten  ein- 
genommen hat;  sie  ist  die  deutliche  Consequenz  der  Ver- 
mischung von  Staat  und  Kirche,  welche  die  letztere  zu 
ihrem  eigenen  Nutzen  wenn  auch  mit  einigem  Widerstreben 
bisher  geduldet  hatte. 

Das  Decret  des  Regenten  Serrano  v.  5.  August 
1869.  ^)  forderte  die  Bischöfe  auf,  sofort  der  Regierung 
eine  Liste  der  Geistlichen  zu  überreichen,  welche  ihre 
Pfründen  verlassen  hätten,  um  sich  der  Insurrection  anzu- 
schliessen,  ferner  die  canonischen  Massregeln  mitzutheilen, 
welche  sie  gegen  die  aufständischen  Geistlichen  ergriffen 
hätten,  endlich  binnen  acht  Tagen  einen  Hirtenbrief  zu  er- 
lassen, um  ihren  Diöcesanen  Gehorsam  gegen  die  Behörden 
einzuschärfen,  und  eine  Abschrift  davon  dem  Justizmini- 
sterium zu  übersenden.  Gleichzeitig  erklärte  die  Regierung, 
die  Bischöfe  auffordern  zu  wollen,  den  notorisch  übelge- 
sinnten Priestern  die  Befugniss  zur  Predigt  und  zur  Beichte 
zu  entziehen. 

Der  Erfolg  dieses  Schrittes  war  nicht  vollkommen  nach 
Wunsch.  Zwar  belobte  ein  Decret  des  Ministerrathes  v. 
9.  September  sechs  Erzbischöfe  und  fiinfunddreissig  Bi- 
schöfe für  ihre  Willfährigkeit  *),  verfügte  aber  andererseits, 


>)  Abgedruckt  bei  Schulthess,  Europäisch.  Oeschicbtskalend. 
1869.  (Nördlingen  1870.)  306.  und  Ci?ilt&  cattolica  serie  VII. 
▼oL  8.  p.  115.  fif. 

')  Diese  protestirten  dann  gegen  die  Belobigung,  GiTÜtä  catt 
Serie  VII.  vol.  9.  S.  626. 
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dass  die  Erklärung  von  zwei  Erzbischöfen  und  elf  Bischöfen 
dem  Staatsrathe  zu  unterbreiten  sei,  damit  dieser  über 
die  Füglichkeit  einer  criminellen  Anklage  bestimme,  wäh- 
rend  die  Antworten  des  Cardinal-Erzbischofes  von  Santiago 
und  der  Bischöfe  von  Urgel  und  Orma  sofort  dem  Staats- 
procurator  zur  Einleitung  des  criminellen  Verfahrens  über- 
geben wurden. 

Der  nächste  Conflict  der  Regierung  mit  dem  Episcopate 
wurde  durch  die  Forderung  hervorgerufen,  dass  die  Geist- 
lichen eidlich  auf  die  Verfassung  verpflichtet  werden  sollten  ^). 

Die  in  Rom  zum  Concil  versammelten  spanischen  Bi- 
schöfe protestirten  gemeinsam  gegen  ein  solches  Verlangen, 
wobei  sie  den  geringen  Grad  von  Gewissensfreiheit  der  spa- 
nischen Constitution  als  politischen  Atheismus  bezeichneten, 
welcher  dem  Aberglauben  und  der  wahren  Religion,  dem  In^ 
thum  und  der  Wahrheit,  dem  Guten  und  dem  Bösen  gleiche 
Rechte  gewähre  und  gegen  das  heilige  Gesetz  Gottes  Ver- 
stösse ').    Nur  der  Erzbischof  von  Toledo  leistete  den  Eid. 

Auch  der  Gesetzentwurf,  welchen  der  Minister  Mon- 
tero-Rios  am  22.  März  1870.  den  Cortes  vorlegte'),  er 
freute  sich  nicht  des  clericalen  Beifalles,  ebensowenig  wie 
die  allerdings  ziemlich  unklare  Einführung  der  Civilehe^) 
und  die  Aufhebung  der  geistlichen  Ehejurisdiction  ^),  welche 
durch  das  Gesetz  v.  8.  Juni  1870.  erfolgten. 

Wurde   doch  in   dem   Gesetzentwurfe  die   Competenz 


1)  Decret  in  der  officiellen  Oaceta  v.  Madrid  y.  19.  März  1870. 
Da  der  Minister  Zorilla  in  der  Cortes-Sitzang  v.  26.  November  1869. 
die  Zastimmung  Roms  zu  diesem  Schritt  yerkündet  hatte,  so  wurde 
ihm  durch  eine  officielle  Kote  desOiornale  di  Romav.  1.  April 
1670.  ein  Dementi  dahin  ertheilt,  dass  er  bei  der  Notification  der  Ab- 
siebt der  Regierung  an  den  p&pstlioben  Stuhl  erkl&rt  habe,  »che  per 
tale  atto  non  si  esigeva  dai  degni  Prelati  spagnuoli  che  giurassero  cosa 
alcona  che  fosse  contraria  alle  leggi  di  Dio  e  della  Chie8a.c 

')  Der  Protest  in  CiTÜtä  catt.  serie  YII.  vol.  11.  S.  118. 

')  eine  Analysirong  desselben  eben  das.  S.  121. 

*)  Das  Oesetz  schreibt  in  Art.  28.  obligatorische  Givilehe  vor,  ge- 
stattet aber  die  kirchliche  Ehescbliessung  vor  dem  Givilacte.  Ueber 
die  Folgen  solcher  Bestimmung  Tgl.  mein  Recht  der  Ehescbliessung 
(Leipzig  1865.)  688.  f. 

^)  Art.  100.  des  Geseties. 
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der  geistlichen  Gerichte  auf  das  Forum  internum  beschränkt. 
Kein  Wunder,  dass  die  spanischen  Bischöfe  von  einer 
brutalen  Vergewaltigung  der  Kirche  sprachen  ^)j  und  sich  in 
jenen  protestirenden  Ausdrücken  ergiengen,  an  welche  wir 
auch  in  Deutschland  sattsam  gewöhnt  sind,  und  die  heut 
zu  Tage  in  Spanien  ebensowenig  verschlagen  wie  ander- 
wärts. 

Das  Placet  und  der  Recursus  ad  principem  ist  durch 
die  politische  Umwälzung,  so  weit  wir  sehen,  unberührt  ge> 
blieben. 

m. 
Portugal. 

Wie  Alfons  der  Weise  für  Castilien  dem  kanoni* 
sehen  Recht  die  staatliche  Sanction  verlieh,  so  Affonso  IL 
in  den  Cortes  v.  Coimbra  (1211.)  und  in  den  folgenden 
Jahren  seiner  Regierung  für  Portugal  '). 

Er  setzte  die  reale  und  personale  Immunität  der  Geist- 
lichen fest,  fixirte  den  geistlichen  Gerichtsstand  in  einer 
dem  kanonischen  Recht  fast  entsprechenden  Weise,  und 
erklärte  alle  gegen  die  kirchliche  Freiheit  verstossenden 
Gesetze  für  kraftlos  '). 

Aber  gerade  auch  Affonso  IL  ist  zuerst  zu  nennen, 
wenn  es  gilt,  die  staatlichen  Schranken  gegen  die  geist- 
liche Uebermacht  in  Portugal  geschichtlich  darzustellen. 

Und  dazu  nöthigt  nicht  nur  die  Erlassung  des  be- 
rühmten Amortisationsgesetzes,  welches  Klöstern  und  Geist- 
lichen   die  Erwerbung   liegender  Güter   untersagte*),   son- 


1)  Die  Protestation  ist  abgedruckt  in  G  i  v  i  1 1  ä  c  a  1 1.  serie  VII. 
vol.  11.  S.  122.  f. 

')  Vgl.  Schäfer  in  Schlosser  u.  Bercht,  Arch.  f.  Gesch.  u. 
Literat.  (Frankf.  a.  M.  1833.)  6.,  370. 

')  Seine  allgemeinen  Gesetze  beginnen:  »as  sas  leis  scjom  guar- 
dadas  e  os  direitos  da  santa  Egreia  de  Borna;  concem  a  saber;  que 
se  forem  feitas  ou  establecidas  contra  elles,  ou  contra  a  santa  Egreia, 

que  nom  valhao.« 

*)  Historia  e  Memor.  da  Academ.  VI.,  2.,  76.  Figueiredo 
Synops.  chronol.  de  Subsidios  ainda  os  mais  raros  para  a  Historia  e 
Estudo  da  Legisla^ao  Portugueza  1.,  267. 

£.  Friedberg,  D.  MiBsbr.  d.  gelttl.  Amtsgewalt.  37 
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dem  namentlich  eine  Urkunde,  mit  welcher  er  in  scharfer 
Weise  das  staatliche  Recht  wahrte,  und  seine  Unterthaneu 
achütste  ^).  Denn  als  der  Prior  des  Dominicaner ordens 
Sueiro  Gomes  die  gegen  die  Albigenser  erprobten 
Grundsätze  der  Ketzerverfolgung  auf  die  verdächtigen 
Mauren  und  Juden  ausdehnen  wollte,  und  ihnen  mit  Geld- 
und  Leibesstrafen  drohte,  da  cassirte  der  König  jene  Ver- 
ftigungen  und  erklärte  sie  fttr  unwirksam  '). 

Aber  auch  jener  heftige  Kampf  begann  schon  unter 
Affonso  II.*),  den  seine  Nachfolger  mit  wechselndem 
Glück  und  nicht  immer  gleicher  Thatkraft  fast  sämmtlich 
fortgefochten  haben,  gegen  die  üebergriflfe  der  Bischöfe 
und  des  Clerus,  welche  weltliche  Vorrechte  mit  geistlichen 
Waffen  schützten  und  mit  Excommunication  und  Interdict 
so  wirthschafteten,  daas  es  Gregor  IX.  in  einer  Bulle  als 
häufigen  Fall  bezeichnen  konnte,  dass  das  Königreich  Por- 
tugal dem  Interdicte  unterliege  ^). 

Wurde  doch  schon  Affon  sos  Sohn  Sancho  IL,  ob- 
gleich er  in  einem  Concordat  den  Beschwerden  der  Geist- 
lichkeit Gentige  zu  thun  versucht  hatte  ^),  voninnocenz 
IV.  abgesetzt,  vornehmlich  weil  er  sich  an  Kirchengütem 
vergreife  und  die  Adeligen  sich  unterstünden,  Ehen  im 
verbotenen  Grade  zu  schliessen  •). 

Aber  auch  der  durch  den  Papst  auf  den  Thron  ge- 
rufene Affonso  III.  konnte  den  kirchlichen  Ansprüchen 
nicht  nachkommen ;  nur  der  Tod  rettete  ihn  vor  dem  Schick- 
sale seines  Vorgängers  ^). 

')  Mem.  da  Acad.  VI.,  2.,  n. 

')  Darüber  bandelt  Fr.  Sueiro  Gomes,  Memoria  sobre  ana 
Provisao  ou  Garta  de  Sur  D.  Affonso  IL  in  Mem.  da  Acad.  9.,  1. 

")  Vgl.  Biovius  Annal.  ad  a.  1221   no.  8.  vo].  18.  p.  279. 

*)  »Garn  saepe  contingat  Regnum  Portugaliae  ac  Episcopatnm  Ulis- 
bonensem  sopponi  sententiae  interdicti«  bei  Sch&fer  a.  a.  0.  879. 

*)  abgedruckt  bei  Pereira,  De  manu  regia  (Lugdani  1678.)  1., 
818.  ff. 

*)  Die  Balle  bei  Raynaldus  ad  a.  1246.  no.  68.  Vgl.  auch  c.  2. 
in  Vlto  de  snpplenda  negligent.  Praelator.  —  Histor. 
Verstell,  d.  Streitigkeit,  welche  zw.  d.  König,  in 
Portagall  u.  d.  rdm.  P&bstcn  wie  aach  d.  Geistlich k. 
sieh  augetragen  haben  (Haue  1760.)  38.  ff. 

^)  Raynaldas  ad  a.  1276.  no.  21. 
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Unter  den  folgenden  Regenten  wiederholen  sich  die 
geschilderten  Vorgänge.  Die  Prälaten  klagen,  der  Papst 
droht,  der  König  erklärt  die  Beschwerden  ftir  unbegründet, 
aber  er  verspricht  doch  in  Concordaten,  sie  für  die  Zukunft 
abzustellen.  Solehe  Cancordias  sind  von  König  D  i  a  z 
drei  geschlossen,  von  Pedro  I.  eins,  zwei  von  loao  L, 
eins  von  Affonso  V.  und  eins  von  Sebastian^).  Sie 
zeigen  das  Auffluthen  und  Niederwogen  der  clericalen  auf 
das  kanonische  Recht  gestützten  Prätentionen,  wie  sie  sich 
je  nach  der  Gunst  der  Zeitverhältnisse  und  dem  Character 
des  jeweiligen  Regenten  gestalteten ;  sie  thun  auch  dar,  wie 
die  Idee  des  Staates  sich  immer  schärfer  herausarbeitete. 

Die  Concordate  sind  aber  nicht  blos  deswegen  wesent- 
lich, weil  sie  in  die  Gesetzsammlung  Affonso  V.,  dann 
in  die  manoelische  und  endlich  in  die  Ordenagoes  e  Leis 
de  Portugal  von  Philipp  IL  geflossen  sind,  und  so  Be- 
standtheile  des  heute  geltenden  Rechtes  wurden:  in  ihnen 
tritt  uns  auch  die  Entwickelung  des  Recursus  ad  principem 
und  des  Placet  in  Portugal  genetisch  entgegen. 

Vielleicht  kann    man  den  ersteren  schon  auf  die  Con- 

« 

cordia  des  Königs  Sancho  IL  v.  J.  1223.  zurückführen. 
Wenigstens  wird  dort  gleichzeitig  mit  der  Pflicht  des  Kö- 
nigs, der  Kirche  den  weltlichen  Arm  zu  leihen, -die  Ver- 
^gung  getroffen:    Ob  defectum  justitiae  Rex  cognoseet*). 

Jedenfalls  aber  ist  der  dem  Recursus  zu  Grunde  lie- 
gende Gesichtspunkt  schon  in  den  Concordaten  des  Königs 
Dinis  vorhanden,  worin  er  verspricht,  Excommunicirte, 
die  wegen  richtig  geforderter  Zinsen  diese  Strafe  erfahren 
haben,  vom  weltlichen  Gerieht  auszuschliessen ,  falls  der 
weltliche  Richter  sich  von  der  Rechtmässigkeit  des  Ver- 
fahrens überzeugt  und  der  Excommunicirte  keine  Appel- 
lation ergriffen  habe  •). 

Während  aber  alle  diese  Könige  nur  verhüllt  dem 
Rechtsgedauken   Ausdruck    verleihen   und   die  Klagen   der 


^>  S&mmtlich  bei  Pereira  a.  a.  0.,  Qbrigens  zum  Tkeil  uneigent- 
lieh  »Concordias«  gcDannt,  da  mehrere  gar  keine  Vereiabarungen  ent- 
halten. 

*)  Pereira  a.  a.  0.  1.,  314. 

•)  ebendai.  1.,  351. 

'61  < 
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Geistlichen  ans  höchstens  von  der  factischen  aber  aller- 
dings consequenten  Uebung  Kenntniss  geben ,  dass  der 
König  die  Excommunicationen  nicht  beachte,  dass  er  durch 
seine  Beamte  den  kirchlich  Gestraften  Urkunden  zustellen 
lasse,  durch  welche  er  jede  bürgerliche  Wirkung  der  Ex- 
communication  beseitige:  bezeichnet  loao  I.  diese  Praxis 
schon  als  ein  durch  Gewohnheit  geheiligtes  Recht,  welches 
er  auf  alle  Fälle  aufrecht  erhalten  müsse  ^). 

Und  in  der  Concordia  des  Königs  Sebastian  werden 
in  dem  Abschnitt  Dos  aggravos  da  Coroa  die  Beschwerden 
des  Clerus  schon  damit  erledigt,  dass  die  Recurse  an  den 
König  für  zulässig  erklärt  werden,  falls  sich  jemand  über 
notorische  Unterdrückung  beklagt,  über  widerfahrene  Ge- 
walt, oder  Verletzung  des  natürlichen  Rechts'). 

>)  art.  88.  Pereira  a.  a.  0.  1.»  400.  Der  Clerus  klagt:  »0  pri- 
meiro  he,  qae  el  Rey  manda  dar  cartas  aos  excommanigados ,  qne  os 
p6vo8  08  näo  higäo,  nem  evitem  por  excommungados,  nem  os  prend&o, 
nem  lerem  delles  as  penas,  por  a  quäl  razäo  estäo  em  peccado  mortal 
y  em  eile  morrem.  A  este  Gapitulo  responde  el  Rey,  que  antigna- 
mente  os  Heys  destes  Reynos  acharäo  que  os  Prelados  excommungayäo 
alguftf  pessoas  em  os  casos  qne  näo  eräo  juyzes  de  direito,  oa  quando 
estav&o  appellados:  y  esto  faziäo  por  estender  sua  jurisdic^äo  pro- 
cedendo  por  vontade,  y  näo  por  direito.  £  para  poer  a  esto  remedio 
foi  por  elles  determinado  com  os  Prelados  de  seus  Reynos  de  se  darem 
cartas,  que  os  näo  evitem  as  justl^  seculares  em  eeus  juyzos,  nem 
OS  prendäo,  nem  lerem  delles  penas  de  excommungados ,  segnndo  he 
contendo  em  veus  artigos  y  Ordena^öes,  y  sempre  se  usou  desta  guisa; 
y  assi  entende  que  compre  por  servile  de  Deos^  y  beno  de  sua  terra, 
de  se  fazer  nos  casos  contendos  no  dito  artigo:  y  em  os  casos  que  se 
näo  devem  dar,  eile  defenderä  que  so  näo  ddm.  Pordm  ee  el  Rey 
yirque  em  algüs  casos,  que  se  bem  de  escrever  aos  Prelados  ou  aos 
Vigairos  eile  escreverä  ante  que  dö  suas  cartas  que  o  correjäo,  ou  ihe 
mostre  como  procedeo  como  devia,  ou  nas  cartas  mesmas  se  poderäo 
poer  as  razöes  suso  ditas;  porqno  fazendose  doutra  guisa,  seguirse  ha 
grande  perjuyzo  aos  que  daö  taes  cartas.  E  quando  vir  que  cumpre 
de  Ihe  escrever,  Ihe  escreverä  an  duas  cartas  como  elles  requereräo. 
E  esto  farä  eile  segundo  ob  Prelados  estiverem  alongados,  ou  ache- 
gados  Sonde  eile  estiver.« 

')  Pereira  a.  a.  0.  1.,  429.  »...  dizem,  que  nas  cousas  mixtas 
que  estäo  declaradas  pela  Extravagante,  de  que  os  Ecclesiasticos  con- 
hecnn,  os  officiaes  seculares  tomäo  conhecimento  de  qualquer  aggravo 
de  que  os  culpados  se  queixäo,  dizendo  que  os  Prelados  näo  guardäo 
nisso  a  ordem  devida^  näo  o  podendo  fazer,  y  podendo  os  culpados 
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Ebenso  erklärt  derselbe  König  auf  die  Klage  des 
CleraSy  dass  bei  Zwisten  zwischen  dem  geistlichen  und  welt- 
lichen Gericht  das  letztere  ftir  sich  die  Entscheidung  vin- 
dicire  und  das  erstere  zum  Gehorsam  zwinge:  y,der  könig- 
liche Richter  ist  competent,  zu  erkennen,  ob  der  Fall  zur 
königlichen  Gerichtsbarkeit  gehöre,  wenn  der  Bittsteller  ein 
Laie  ist.  Denn  die  Befugniss  des  Königs  stützt  sich  auf 
das  gemeine  Recht,  dass  er  von  dem  geistlichen  Richter 
Verantwortung  verlangen  kann,  auf  welchen  Grund  hin 
dieser  die  Entscheidung  jenes  Falles  beansprucht.  So  ge- 
schieht es  von  Rechtswegen  und  nach  Uebung  und  Ge- 
brauch dieses  Reiches.  Wenn  aber  in  dem  Gerichte  der 
königlichen  Krone  entschieden  wird,  die  Cognition  stehe 
den  königlichen  nicht  den  geistlichen  Richtern  zu,  so  er- 
lässt  der  erstere  ein  Mandat,  durch  welches  er  die  geistlichen 
Richter  ermahnt,  in  ihrem  Verfahren  Einhalt  zu  thun,  und 
gleichzeitig  die  staatlichen  Behörden  anweist,  die  Decrete 
des  geistlichen  als  eines  incompetenten  Richters  nicht  aus- 
zuführen. Stehen  dann  die  Prälaten  und  geistlichen  Richter 
nichts  desto  weniger  von  ihrem  Vorhaben  nicht  ab,  und 
belästigen  sie  noch  den  recurrirenden  Laien,  so  rufe  ich, 
der  König  sie  durch  eigenhändig  unterzeichnetes  Mandat 
vor  mich,  damit  sie  Rechenschaft  ablegen,  warum  sie  meine 
Gerichtsgewalt  usurpiren  und  damit  sie  deswegen  in  dem 
Rath  meines  Pallastes  gehört  werden  ^).^ 


Die  Ordenagoes  e  Leis  de  Portugal  von  Philipp  IL 
enthalten  über  die  Recurse  ausführliche  Bestimmungen,  die 
dann  namentlich  von  Gabriel  Pereira  de  Castro 
in  seinem  Trcictatus  de  manu  regia  wissenschaftlich  be- 
gründet worden  sind. 


qneixarse  disso  y  appellar  para  ob  Tribun aes  saperiores  Ecclesiasticos. 
Neste  apoutamento  se  determinou,  que  niDhas  jaBti^as  näo  tomem  con- 
hecimento  de  aggravo  algun  que  as  partes  allegarem  serlhe  feito  peloa 
Jaizes  EcclesiasticoB,  nos  casos  do  qae  o  conheeimeDto  Ihes  pertenecer, 
salTO  quando  se  aggravarem  de  notoria  oppress&o,  ou  for^a  que  se  ihet 
fa^a,  ou  de  Ihes  näo  guardaro  direito  natural;  porque  nestes  casos, 
como  Rey  y  senhor  tenho  obrigacio  de  acodir,  como  acima  fica  dito.t 
>)  Art.  11.  ebendas.  1.,  425. 
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Znnächst  kommt  für  uns  Üb,  1.  tit  9.  §.  1J3.  in  Be- 
tracht ^).  Danach  soll  der  weltliche  Richter  nur  er- 
kennen über  Beschwerden  gegen  den  geistlichen  Richter, 
wie  das  schon  die  Concordate  formulirt  hatten,  im  Fall  der 
notorischen  Unterdrückung,  der  Gewalt  und  der  Verletzung 
des  natürlichen  Rechtes ;  und  er  soll,  wenn  er  die  Beschwerde 
begründet  findet,  den  weltlichen  Behörden  gobieten,  der 
kirchlichen  Strafe  keine  Folge  zu  geben.  „Denn  so  ist  es 
von  Anfang  an  hergebracht,  und  es  giebt  kein  passenderes 
Mittel,  eine  Verkümmerung  der  staatlichen  Grewalt  zu 
hintertreiben.'' 

Bei  dieser  Bestimmung  bedarf  es  nur  einer  Erklärung, 
was  die  portugiesische  Praxis  sich  unter  dem  weiten  Be* 
griffe  einer  Verletzung  des  natürlichen  Rechtes  vorgestellt 
habe.  Dazu  gehört  aber  nach  Pereira,  falls  eine  Verur- 
tbeilung  ohne  gehörige  Ladung  erfolgt,  oder  mit  Citation 
vor  ein  incompetentes  Forum  •)  u.  s.  w.  — 

Weiter  bestimmt  Hb.  1.  tit  12.  §.  5.  '):  „falls  der  könig- 
liche Procurator  sieht,  dass  unsere  Jurisdiction  von  Geist- 
lichen usurpirt  wird,  oder  irgend  ein  könighches  Recht, 
dann  kann  er  unseren  Kronrichter  um  Hülfe  angehen.     Da 


')  »Porem  nio  tomaräo  eonheeimento  de  aggravo  que  as  partes 
tirarem  de  Juices  Ecclesiasticos  uos  casos  em  que  o  eonheeimento  Ihes 
perteuce,  salvo  quando  se  aggravarem  de  notoria  oppress&o  ou  forga 
que  se  Ihes  faga,  ou  de  näo  se  Ihes  guardar  o  direito  natural,  porque 
nestes  casos  nös  como  Rey  y  senhor  temos  obrigagäo  de  acodir  a  dussos 
vassalos.  £  depois  que  os  Juizes  de  nossos  feitos  julgarem  que  o  cod- 
heeimento  pertence  a  nossas  justi^  y  näo  as  Ecclesiasticas  mandarfto 
a  Dossas  justigas  que  nao  evitem  as  taes  pessoas,  nö  Ihes  levem  penas 
de  excomugados  por  sempre  assi  se  costumar  y  nao  aver  outro  meyo 
perase  nao  tomar  nossa  jurisdi^o.c  —  Vgl.  das  III.  Concord.  v.  Dinis 
art.  4.;  lY.  Concord.  art.  6.;  Affonso  Y.:  art.  11.;  loao  I. :  art.  ^2. 
(oben  S.  674). 

*}  a.  a.  0.  1.,  63.  ff. 

*)  £  se  Tir  que  usurpao  nossa  jurisdigao,  ou  algun  direito  nosso, 
podeyä  requerer  sobre  isso  ao  Juyz  dos  nossos  feitos,  o  quäl  he  Juys 
Gompetente  para  conhecer  se  a  jurisdigao  pertence  a  nossas  jnstigas,  y 
o  mesmo  sera  quando  algua  pessoa  se  aggravar  dos  Juyzes  Ecclesiasticos, 
y  for  leigo  ou  a  causa  de  tal  qualidade  que  pertenga  as  nossas  justi^ 
0  eonheeimento  della,  posto  que  as  partes  sejaö  pessoas  Ecclesiasticas, 
porque  em  taes  casos  temos  a  nossa  jurisdi^  fundada  em  direito.« 
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dieser  allein  competent  ist,  zu  entscheiden,  ob  unsere  Zu- 
ständigkeit vorliegt.  Und  ebenso,  falls  jemand  vom  geist- 
lichen Gericht  recurrirt,  weil  er  Laie  ist,  oder  weil  der 
Prozess,  wenn  er  auch  zwischen  geistlichen  Personen  ge- 
führt wird,  weltlicher  Natur  ist." 

Als' Hauptgrundlage  für  das  Verfahren  wii*d  die  Billig- 
keit bezeichnet  ^).  Nicht  60II  darauf  gesehen  werden ,  ob 
das  Recursgesuch  in  vorschriftsmässiger  Form  abgefasst, 
selbst  nicht  ob  die  zur  Einreichung  des  Gesuches  festge- 
setzte dreissigtägige  Frist  verstrichen  sei,  oder  der  Be- 
drückte sich  die  Gewaltthat  gefallen  lassen  will;  da  in  letz- 
terem Falle  der  königliche  Procurator  von  Amtswegen  ein- 
schreitet. Auch  soll  weder  der  geistliche  Richter  noch  die 
mit  dem  Recurs  zurückgewiesene  Partei  mit  den  Kosten 
des  Verfahrens  beschwert  werden  •). 

Der  geistliche  Richter  wird  für  verpflichtet  eracbtet| 
dem  weltlichen  Recursrichter  die  Akten  des  Prozesses  aus- 
zuhändigen. Ein  Verweigern  derselben  führte  früher  die 
Folge  herbei,  dass  der  königliche  Richter  sich  aus  den  An- 
führungen der  recurrirenden  Partei  eine  Ueberzeugung  «su 
bilden  suchte;  später:  dass  die  Beschwerde  ohne  weiteres 
für  gerechtfertigt  angesehen  wurde. 

Gegen  die  Verfügung  des  Recursrichters  kann  der 
geistliche  Richter  Beschwerde  einlegen,  die  dann  von  dem 
ersteren  aufs  Neue  geprüft  wird. 

Gehorcht  er  auch  dann  nicht,  so  greifen  die  Bestim- 
mungen von  Hb.  L  tit  12,  §.  6,  Platz  •),  die  den  oben  mit- 


*)  Pereira  a.  a.  0.  1,  97.  ff.,  dort  auch  die  Begründung  für 
das  folgende. 

'}  Darin  weicht  das  portugiesische  Recht  vom  spanischen  ab; 
siehe  oben  S.  566. 

')  »£  quando  os  juyzes  Ecclesiasticos  nao  quiserem  desistir  de 
tomarem  vossa  jurisdicao  os  juyzes  de  nossos  feitos  daraö  cartas  ä 
quelles  contra  quen  os  dittos  juyzes  Ecclesiasticos  procederem  nas  quaes 
Ihes  encomendaraö  que  naö  procedaö  contra  elles,  y  nellas  declararao 
que  a  jurisdicao  pertence  ä  uos,  y  mandarao  a  nossas  Justiz  que  nao 
guardem  seus  mandados  como  de  juyzes  incompetentes,  y  que  nao  os 
evitem  uem  prendao  por  suas  censuras,  nem  lerem  delles  penas  de 
excomungados,  nem  guardem ,  nem  ezecutem  suas  senten^as  y  quando 
os  Prelados  ou  juyzes  Ecclesiasticos  sem  embargo  das  ditas  cartfis  na^ 


> 
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getheilten  Concordatartikeln  nachgebildet  sind  ^)j  and  in 
Gemässheit  welcher  der  geistliche  Richter  vor  den  könig- 
lichen Rath  zur  Verantwortung  beschieden  und  nun  die 
dritte  und  letzte  Instanz  beschritten  wird.  Gehorcht  er 
auch  dem  hier  ausgesprochenen  ürtheile  nicht,  so  werden  ihm 
die  Temporalien  gesperrt,  er  wird  des  Landes  verwiesen 
und  seines  Bürgerrechtes  beraubt,  wozu  es  jedoch  bei 
Bischöfen  regelmässig  eines  königlichen  Specialbefehles  he- 
darf.* 


Für  den  Gebrauch  des  Placet  legen  die  Cancordias 
gleichfalls  Zengniss  ab.  Sowohl  Pedro  I.  ') ,  wie  I  o  a  o 
I.  ')  weisen  die  Klagen  der  Geistlichkeit,  dass  die  von  Rom 
kommenden  Aktenstücke  vor  der  Publication  dem  Könige 
vorgelegt  werden ,  zurück ,  wie  denn  auch  im  Codex 
Alphonsinus  ein  eigener  Abschnitt  das  Placet  behandelt  ^). 

Allein  schon  loao  II.  verzichtete  geradezu  auf  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  '),  und  gesetzlich  scheint  demnach 
nur  Air  lUerae  inhibitoriae,  d.  h.  solche,  die  den  Richter 
an  der  Handhabung  seiner  Jurisdiction  zu  verhindern  be- 
stimmt waren,  das  Placet  begründet  gewesen  zu  sein  ^,  wäh- 


quiserem  deixar  de  proceder  contra  os  leigos,  ou  nao  desistirem  dot 
procedimentoi  que  tiverem  fei  tos  contra  elles  nos  como  Ray  y  Senbor 
08  chamaremos  por  cartas  por  nos  assinadas  estando  elles  fora  da  Corte, 
y  donde  estä  o  desembargo  do  Pa^o,  y  estando  onde  a  Corte  estiver 
por  recado  nosso  para  nos  darem  rezao  de  como  tomao  nossa  jaris- 
di^,  y  para  sobre  Isso  serem  oavidos  perante  nos  nossos  Desembar- 
gadores  de  Pa^o  como  juyz,  y  procarados  dos  nossos  feitos ,  os  quaes 
fatarao  y  disputarao  sobre  o  caso,  y  nao  querendo  o  juyz  Ecclesiastico 
reconbecer  que  a  tal  jurisdicao  pertence  a  nos ,  se  guardarä  o  qae 
pellos  dittoB  Desembargadores  do  Pa^o  em  nosso  nome  for  deter- 
mlnado.« 

>)  Ck>ncord.  d.  Königs  loaö  I.  art.  82.  46.    Sebastiane  art.  11. 

*)  art.  82. 

■)  art.  82. 

*)  lib.  II.  tit.  0.  dos  letras  da  Corte  de  Roma ,  ou  do  Grao  Mestre, 
que  nom  sejaö  fabricados  sem  carta  del  Rey. 

*)  Vgl.  bistor.  Vorstell.  a.  a.  0.  90.  Mellii  Freirii, 
Istitnt.  inr.  civil.  Lusitani  (Olisponae  1807.)  1.,  64. 

*)  Vgl.  Pereira  a.  a.  0.  2.,  289.  Die  einschlagenden  Gesetze 
sind  ▼.  Emmanuel  (18.  Dec  1616.)  and  danach  Ordin.  lib.  2. 
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rend  Provisionsbriefe  schon  dadurch  unmöglich  gemacht 
worden,  dass  die  Erlangung  von  solchen  für  nicht  vacante 
Beneficien  mit  harter  Strafe  bedroht  wurde  *).  Allein  sei 
es,  dass  der  Verzicht  I  o  a  0  s  II.  von  vorne  herein  als  wir- 
kungslos betrachtet  wurde  ') ,  sei  es ,  dass  die  spätere  Zeit 
sumal  während  der  Regierung  der  spanischen  Monarchen 
ihn  bewusst  ignorirte:  im  achtzehnten  Jahrhundert  finden 
wir  das  Placet  gegenüber  päpstlichen  Bullen  eifrig  gehand- 
habt So  wurde  die  Publication  der  Bulle  Änimarum  saluti 
i.  J.  1767.,  i.  J.  1768.  der  In  Coena  Domini  verboten;  das  in 
Spanien  so  beanstandete  monitorium  gegen  Parma  fand 
auch  in  Portugal  keine  Aufnahme  '),  und  die  Constitidion 
V.  23.  September  1822.  stellt  unter  den  königlichen  Prä- 
rogativen geradezu  das  Placet  hin  ^). 


Endlich  enthält  auch  das  portugiesische  Strafgeset/gbuch 
V.  10.  Dezember  1852.  einen  Abschnitt,  betreffend  die  durch 
Missbrauch  des  Kirchenamtes  begangenen  Verbrechen,  in 
welchen  sowohl  für  die  Aufrechterhaltung  des  Placet  wie 
des  Recursus  Vorsorge  getroffen  wird. 

Nach  Satz  136.  wird  jeder  Oeistliche,  der  sein  Kirchen- 
amt zu  einem  weltlichen  von  den  Staatsgesetzen  verbotenen 
Zwecke  missbraucht,  zu  Gefängniss  oder  einer  Geldstrafe 
verurtheilt,  die  einer  einmonatlichen  bis  dreijährigen  Ge- 
fängnissstrafe  gleichsteht  ^). 

tit.  14.  —  Joseph  1.  reservirte  sich  (10.  Man  1764.)  das  Urtheil 
Aber  Censureo,  die  gegen  kf^nigliche  Beh()rden  und  Beamte  gerichtet 
w&ren,  Mellii  Freirii,  Instit.  a.  a.  0.  1.,  57. 

^)  Ordin.  IIb.  2.  tit.  13.  Pereira  a.  a.  0.  2.,  174.  ff.  Mellii 
Freirii  Instit.  a.  a.  0.  1.,  55. 

')  P  e  r  e  i  r  a  a.  a.  0.  2.,  290. 

*)  Mellii  Freirii,  Instit.  a.  a.  O.  1.,  54. 

^)  tit.  IV.  c.  1.  art.  12.:  »Conceder  ou  negar  0  seu  beneplacito 
aos  decretos  dos  Concilios,  letras  pontificias,  e  qaaesquer  oatras  con- 
stitui^Öes  ecclesiasticas ;  precedendo  approva^ao  dos  cortes,  se  conti- 
verem  disposi^Öes  geraes;  e  ouvindo  0  Conselho  d'Estado,  se  yersarem 
sobre  negocios  de  intercsse  particular,  que  nao  forem  contenciosos ; 
pois  quando  0  forem,  os  rcmetterä  ao  conhecimento  e  decisao  do 
Supremo  Tribunal  de  JustiQa.c  (in  der  Ausgabe  Lisboa  1822.  S.  52.) 

*)  Nach  Satz  41.  wird  die  Geldstrafe  nach  Zeitdauer  so  berechnet, 
dass  der  Bestrafte  fflr  jeden  Tag  100.  bis  2000.  Reis  bezahlen  muss. 
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Wer  das  Beichtsiegel  bricht,  oder  das  Beichtkind  ver- 
führt,  verliert  das  geistliche  Amt  und  die  Fähigkeit,  es 
jemals  wieder  bekleiden  zu  können.  Segnet  er  eine  Ehe 
ein,  bei  welcher  die  vom  bürgerlichen  Gesetz  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  sind ,  so  unterliegt 
er  Gefängniss  von  1 — 3.  Jahren  und  einer  Geldstrafe,  die 
mit  einmonatlicher  biä  einjähriger  Goldsti*afe  correspondirt. 

Jeder  Geistliche,  welcher  bei  Ausübung  seines  Amtes, 
in  Predigten,  oder  öftentlicher  mündlicher  Rede,  oder  in 
einer  publicirten  Schrift  irgend  eine  Staatsbehörde  beleidigt, 
oder  eine  ihrer  Handlungen,  die  Regierungsform,  die  Staats- 
gesetze angreift,  oder  die  Rechte  der  Krone  in  Kirchen- 
sachen leugnet  und  bezweifelt,  oder  jsu  irgend  einem  Ver- 
brechen auffordert,  wird  nach  Art.  137.  mit  GefUngniss 
von  1 — 3.  Jahren  und  mit  einer  Geldstrafe,  welcher  Ge- 
fängniss  von  drei  Monaten  bis  drei  Jahren  gleichsteht,  belegt. 

Ebenso  bestraft  Art.  138.  mit  einer  dem  Amtsein- 
kommen entsprechenden,  einem  GefUngniss  von  einem  bis 
drei  Jahre  gleichen  Geldbusse  den  Geistlichen,  welcher 
nicht  die  rechtskräftigen  Entscheidungen  der  bürgerlichen 
Gerichte  bei  an  die  Krone  eingelegten  Recursen  vollzieht, 
und  unplacetirte  Bullen  oder  Breven  der  römischen  Curie 
exequirt.  Doch  kann  letzteres  unter  Umständen  auch  ein 
schweres,  empfindlicher  zu  ahndendes  Verbrechen  aus- 
machen. 

Gefkngnissstrafe  von  drei  Monaten  bis  drei  Jahren 
wird  gegen  Geistliche  erkannt,  die  obgleich  gesetzlich  von 
ihrem  Amte  abgesetzt,  doch  die  Functionen  desselben  ver- 
richten, ferner  die  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Vollziehung 
ihrer  Amtsfunctionen  oder  die  Verwaltung  der  Sacramente 
verweigern. 

Und  endlich  trifft  Art.  140.  die  Bestimmung,  dass  jeder, 
welcher  gegen  gesetzUches  Verbot  sich  als  Mitglied  einer 
Religionsgesellschaft  oder  üommunität  aufnehmen  lässt, 
welche  vom  Gesetz  oder  der  Regierung  genehmigt  ist,  oder 
welcher  mit  Verletzung  dieses  Gesetzes  einen  anderen  auf- 
nimmt oder  dabei  mitwirkt,  je  nach  seinem  Einkommen 
mit  einer  Geldbusse  gleich  einer  einmonatlichen  bis  ein- 
jährigen Q^fiängnissstrafe  zu  belegen  sei. 


IV.  Belgien  nnd  HoUand.  581 


IV. 

■ 

Belgien  und  Holland. 

Die  belgische  Entwickelung  bietet  in  vielfacher  Bezie- 
boog  eine  tiefgehende  Aehnlichkeit  mit  der  firanzösiBchen 
dar,  nur  dass  nie  seit  dem  Jahre  1880.  die  alten  Bahnen 
y(^Ilig  verlasseDi  und  neue,  eigenartige  eingeschlagen  hat. 

Aber  früher:  dieselbe  Unterordnung  der  Kirche  unter 
den  Staat,  dieselbe  kirchliche  Jurisdiction  administrativer 
Behörden,  ja  sogar  dieselbe  Autorität  eines  literarischen 
Werkes,  welches  bestimmend  und  leitend  auf  die  ganze 
Entwickelung  eingewirkt  hat. 

In  Frankreich:  die  Libertis  de  Veglise  Gtdiicane  von 
Pierre  Pithou^),  in  Belgien:  Zeger  van  fispen's 
De  recursu  ad  principem. 

Buch  und  Autor  verdienen  eine  eingehende  Besprechung. 
Sie  sind  die  Repräsentanten  des  belgischen  Staatskircheu- 
thoms,  sie  haben  für  unveräussi»:licbe  Bechte  des  Staates 
gestrebt  und  gestritten,  sie  sind  der  Schlussstein  der  au 
schildernden  Entwickelung. 


Niemals  vielleicht  seit  den  blutigen  Tagen  der  Gegen- 
reformation war  die  Unduldsamkeit  der  katholischen  Kirche 
in  Belgien  schroffer  zu  Tage  getreten ,  als  in  der  zweiten 
Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts.  Wie  man  vordem 
den  ProtestaDtismus  zu  Boden  geworfen  hatte,  so  sollte 
jetzt  dem  Jansenismus  der  Untergang  bereitet,  wie  man  ein 
Jahrhundert  Früher  die  Ketzerei  der  Laien  verfolgt,  so  sollte 
jetzt  der  glaubens unsichere  Clerus  gezüchtigt  werden.  Die 
Jesuiten  hatten  sich  diese  Aufgabe  gestellt;  sie  herrschten 
im  Lande  ungehemmt  und  auch  die  Bischöfe  folgten  ihnen 
willenlos.  Denn  diesen  bot  der  Kampf  auch  sonst  namhafte 
Vortheile.  Die  ketzeribclie  Gesinnung  konnte  den  Vorwand 
geben,  missliebige  Geistliehe  schonungslos  zu  beseitigen,  sie 
gewährte  die  Handhabe,  den  niederen  Clerus  durch  Strafen 


*)  Siehe  oben  S.  4;^. 
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und  Absetzungen  zum  willenlosen  Werkzeug  und  gehor- 
samsten Organ  herabzudrücken.  War  doch  der  Jansenismus, 
wie  die  Universität  Löwen  mit  bitteren  Worten  bei  Papst 
Alexander  VII.  vorstellig  wurde,  das  Verbrechen  derer, 
die  keines  begangen  hatten  ^). 

Freilich  konnte  nach  belgischem  Recht  der  Geistliche, 
welcher  gegen  die  Vorschriften  der  kanonischen  Ordnung 
in  gesetzlosem  Verfahren  bestraft  wurde,  die  Hülfe  des 
Staates  in  Anspruch  nehmen.  Er  konnte  sich  des  Recursus 
ad  principem  bedienen,  jenes  alt  überkommenen  Rechts- 
mittels, dessen  Nothwendigkeit  jetzt  mehr  als  je  in  die 
Augen  sprang,  und  welches  von  den  höchsten  Behörden 
des  Landes  mit  Entschiedenheit  gehandhabt  wurde. 

Aber  die  Jesuiten  beherrschten  nicht  nur  die  belgische 
Kirche,  auch  der  Gouverneur  dea  Landes,  der  devote  Herzog 
von  Baiern  war  ihr  Werkzeug.  Am  7.  November  1695.  •) 
erklärte  er  den  Recursus  ad  principem  fiir  einen  tadehis« 
werthen  Uebergriflf  der  weltlichen  Gewalt. 

„Die  Erfahrung  lehrt,  so  rescribirte  er  an  den  Rath 
von  Brabant,  dass  bei  Leitung  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten viel  Unzuträgliches  sich  ergiebt,  weil  in  Schmälerung 
der  Autorität,  welche  den  Bischöfen  über  Lehre  und  Wandel 
ihrer  Prediger,  Geistlichen  und  Beichtväter  gebührt,  die 
Angeschuldigten  durch  den  Recnrs  an  die  weltlichen  Räthe 

und   Höfe    die   kirchlichen   Processe   hemmen    und 

stören.  So  schreiben  wir  Euch  das  um  euch  zu  verbieten, 
wie  wir  es  euch  hiemit  ernstlich  untersagen,  dass  ihr  keinen 
Recurs  von  Geistlichen  annehmt,  gegen  welche  die  Bischöfe 
wegen  Lehre  oder  Wandel  eingeschritten  sind,  noch  Euch 
in  deren  Angelegenheiten  einmischt,  noch  ihnen  unter  irgend 
einer  Bedingung  oder  Vorwand  Schutz  gewährt.^ 

Es  war  das  der  Haupttrumpf,  den  die  kirchliche  Partei 
ausspielen  konnte,  den  Staat,  die  Staatsleitung  selbst  die 
Pflichten  ablehnen  zu  lassen,  welche  bisher  mit  so  zäher 
Hartnäckigkeit  wahrgenommen  waren. 


\ 


')  Etat  pr^seut  de  la  faculte  de  th^ologie  de  Lou- 
vain  (1701)  S.  HS. 

")  Bei  Van  Espen  de  recorsa  Appd.  Monum.  No.  R. 
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Von  jetzt  an  konnten  die  Bischöfe  den  Recursus  ad 
principcm  auch  als  Eingriff  in  die  staatliche  Ordnung  be- 
zeichnen, wie  sie  ihn  schon  vorher  als  Vernichtung  der 
kirchlichen  gebrandmarkt  hatten.  Den  hohen  Gerichtshöfen 
des  Landes  wurde  der  Boden  unter  den  Füssen  entzogen, 
auf  dem  sie  bisher  fest  und  sicher  die  Rechte  des  niederen 
Clerus  gewahrt  hatten. 

Auch  auf  literarischem  Gebiet  zog  die  Opposition  gegen 
den  Recursus  ad  principem  zu  Felde. 

Der  Generalvicar  der  Diöcese  Mecheln  und  geistliche 
Rath  am  Hof  zu  Brabant,  Peter  Govaerts,  trat  für  die 
I, Freiheit  der  Kirche"  in  die  Schranken;  er  suchte  die 
Cleriker  selbst  in  seine  Bufiidesgenossenschaft  zu  ziehen 
gegen  den  ihnen  vom  Staate  gewährten  Schutz,  der  eine 
Verletzung  der  höchsten  Privilegien  enthalte.  „Wenn  die 
Weihe  der  Tempel,  sagt  er  ^),  die  Hülfeflehenden  den  Laien 
entzieht,  wie  sollte  nicht  den  Clerikern  ihre  Weihe  dasselbe 
zuertheilen?  Wenn  der  Tempel  für  verletzt  erachtet  wird, 
falls  der  Angeschuldigte  herausgeschleppt  ist,  wird  nicht 
dann  auch  die  Heiligkeit  des  Priesterthums  befleckt,  wenn 
die  Geistlichen  vor  die  Gerichtshöfe  der  Laien  gezogen 
werden,  wenn  ihr  Leben  und  ihre  Sitten  von  Laien  erörtert 
und  beurtheilt,  wenn  die  Lehre  der  Kirche  der  Entschei- 
dung der  Welt  unterworfen,  kurz  wenn  die  Diener  Gottes 
von  den  Dienern  des  Menschen  unterjocht  werden?" 

Freilich  wage  man  nicht  geradezu,  die  kirchliche  Im- 
munität zu  verletzen,  aber  um  so  sicherer  thue  man  es  auf 
Umwegen,  durch  den  Recursus  ad  principem.  —  Sein  Buch 
war  von  demselben  Geiste  durchzogen,  der  in  den  übrigen 
gegen  Van  Espen  gerichteten  Schriften  zu  Tage  tritt, 
von  jener  staatsfeindlichen  Gesinnung,  welche  dem  Ver- 
fasser die  Suspension  von  seiner  Rathsstelle  und  die  staat- 
liche Censur  zuzog,  und  welche  ihm  ebendeswegen  das 
Lob  der  kirchlichen  Behörden  und  die  Anerkennung  des 
Papstes  verschaffte  *). 


1)  Certamen  immunitatis  (1699.)  p.  15. ,  wieder  abgedruckt  in  F. 
Govaerts  Opuscula  adversus  Espenii  doctrinam  de  placeto  regio 
quoad  bullas  dogmaticas  (Lo?anii  1830.). 

«)  Vgl.  Laurent,  Van  Espen  8.  220.  f. 
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Schon  damals  trat  Van  Espen  für  die  Rechte  des 
Staates  auf.  Sein  Bucli  Concordia  immunitatis  ecdesia" 
aticae  ei  iuris  regii  wies  mit  schneidiger  Schärfe  nach,  was 
Immunität  des  Clerus  bedeute  und  wie  die  Privilegien  der 
Oeistlichen  nach  den  höchsten  Zwecken  der  Staatswohlfahrt 
bemessen  werden  mtissten.  Schon  hier  deutete  er  gewisser 
massen  die  Ideen  an,  welche  er  später  in  seinem  Buche 
de  recursu  ad  principem  ausführlicher  entwickelte. 

Aber  diese  letzte  Schrift  hatte  noch  eine  besondere 
Veranlassung. 

Die  i.  J.  1714.  publicirte  Bulle  Unigefiiti48 ,  welche 
hundert  und  ein  Irrthümer  des  Pater  Q  u  e  s  n  e  1  verdammte, 
gab  von  Neuem  Anlass  zu  den  gehässigsten  Verfolgungen 
des  Clerus  ^).  Heftiger,  rücksichtsloser  und  gewaltsamer 
als  je  ging  der  belgische  Episcopat  gegen  die  niedere 
Gheistlichkeit  los,  anbekümmert  um  die  Gesetze  des  Landes 
oder  die  Vorschriften  des  kanonischen  Rechtsbuches.  Jeder 
Cleriker,  der  die  Annahme  der  Bulle  nur  irgend  verweigerte, 
bezahlte  die  Opposition  mit  seiner  Pfründe.  Schonungslos 
wurde  er  abgesetzt  und  sah  sich  allein  auf  die  Hülfe  des 
Staates  angewiesen. 

Die  weltlichen  Behörden  aber  waren  in  ihren  Be- 
mühungen schon  durch  jenes  Verbot  des  Herzogs  von  Baiern 
mannigfach  gehemmt.  Es  fehlte  ihnen  auch  die  wissen- 
schaftliche Rechtfertigung  ihrem  Gewissen  und  dem  Volke 
gegenüber,  welche  dem  Kampf  mit  der  Kirche  die  legale 
Unterlage  gegeben  hätte.  Sie  standen  allein  auf  dem  Gebiet 
des  Gewohnheitsrechtes,  ohne  irgendwie  einen  sicheren  sy- 
stematischen Halt  zu  haben,  sie  mussten  ihr  Verfahren  allein 
nach  Präjndicien  bemessen,  ohne  diese  in  einer  nur  irgend- 
wie zugänglichen  Form,  die  auch  dem  Volke  den  Einblick 
verstattet  hätte,  zu  besitzen. 

Da  kam  ihnen  Van  Espen  zu  Hülfe.  Neun  und 
siebzig  Jahr  alt  veröffentlichte  er  sein  Buch  de  recursu  ad 
principem. 

Wie  schwer  dieser  Schlag  die  Gegner  traf*),    das  be- 

^)  Vgl.  M4m.    aar   l'af faire   de  la  balle  Unigenitus 
t.  3.  p.  477.  ff. 

')  Vgl.  (de  Bellegarde)  Vie  de  Van  Espen  p.  613. 
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treuen  am  besten  die  Gegenschriften,  welche  er  hervorrief, 
und  die  mit  beispielloser  Heftigkeit  die  kirchlichen  Ideen 
▼erfochten.  In  dem  Irenikon  v.  J.  1727.*)  erklärt  der 
Verfasser ;  dass  wenn  man  auch  ,,die  Milde  des  Lammes, 
die  Oedald  des  Esels,  die  Einfachheit  der  Taabe,  die 
Schweigsamkeit  des  Fisches  besitze,  doch  die  Steine  selbst 
geschrieen  hätten  gegen  die  unerträgliche  Frechheit  eines 
Mannes,  welcher  den  Aufruhr  predige  und  die  Fürsten  an- 
reize,  den  heiligen  Stuhl  zu  verachten,  zu  beleidigen  und 
an  verlassen.  Der  Hass  des  Episcopates  und  der  Jesuiten 
g^;en  den  unerschrockenen  Löwener  Kirchenrechtslehrer 
wurde  jetzt  zu  hellen  Flammen  angefacht.  Bald  darauf 
bewerkstelligte  der  Pater  D  6  s  i  r  a  n  t  jene  schmähliche  Fäl- 
schung, welche  van  Espen  ketzerische,  jansenistische 
Aetenstücke  unterschob  und  die  freilich  entdeckt  und  be- 
straft wurde');  aber  schon  i.  J.  1727.  wurde  der  zwei  und 
achtzigjährige  Qreis  gezwungen,  sein  Vaterland  zu  meiden. 
Am  2.  Oktober  1728.  starb   er  zu  Amersfoort  im  Exil. 

Sein  Andenken  aber  ist  bei  wohldenkenden  Männern 
seines  Vaterlandes  lebendig  geblieben.  Am  15.  October 
1846.  feierte  der  Generalprocurator  De  Bavay')  vor 
dem  Appelhof  in  Brüssel  mit  beredten  Worten  das  Ge- 
dächtniss  jenes  Rechtslehrers ,  dem  französische  Gelehrte  ^) 
den  Ruhm  des  plus  savant,  plus  judieieux  et  plus  exact 
de  tous  les  cai^nistes  zugesprochen  haben,  und  1860.  ver- 
dffantlickte  Laurent  seine  geistvolle  Studie  über  Van 
Espen.  Beide  Männer  legen  das  Hauptgewicht  auf  die 
Schrift  de  recursu  ad  prineipem;  und  in  der  That  verdient 
sie  das  ihr  gespendete  Lob. 

Ihre  Deduction  ist  scharf  und  einfach. 

Die  höchste  Pflicht  der  Könige,  führt  sie  aus,  besteht 
in  dem  Schutze  der  Unterthanen  gegen  jedes  Unrecht,  gegen 
jede   Gewalt.     Um   die   Schwachen   gegen   die   üebergriflfe 


*)  Eben  das.  liv.  2.  art  16. 

*)  Vgl.  Le  pfere  D^sirant  ouHiBtoire  de  la  fourberie 
de  Louvain  (1710.):  Laurent,  Van  Espen  S.  202.  ff. 

*)  De  l'appel  comme  d'abos  dans  les  rapports  avse  la  Constitution 
beige.    (Broxelles  1847.)    S.  31.  ff. 

^)  D  a  p  i  n  ,  Biblioth^oe  de  Droit  no.  2759. 
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der  Mächtigen  zu  vertbeidigen ,  hat  Gott  der  Schrift  nach 
die  Könige  eingesetzt  und  ihnen  das  weltliche  Schwert  über- 
geben. Selbst  wenn  sie  wollten,  könnten  sie  diese  Pflicht 
nicht  ablehnen,  ohne  zugleich  ihrem  Amte  den  wesentlichsten 
Inhalt  zu  entziehen   non   enim   sine  causa  gladium  portant. 

Der  staatliche  Schutz  ist  aber  allen  Unterthanen  in 
gleicher  Weise  zu  gewähren,  also  auch  den  Geistlichen, 
und  diesen  um  so  mehr,  da  sie  sich  selbst  zu  vertheidigen 
ausser  Stande  sind.  Deshalb  haben  denn  auch  die  bürger- 
lichen Gesetze  von  jeher  die  Cleriker  mit  den  Wittwen  und 
Waisen  auf  gleiche  Linie  gestellt  und  der  besonderen  Sorge 
der  Fürsten  anempfohlen. 

Während  es  sonach  keiner  Begründung  bedarf,  dass 
man  wegen  erlittenen  Unrechtes  seine  Zuflucht  zum  Fürsten 
nehmen  mag,  und  zumal  wenn  dieses  unter  dem  erborgten 
Gewände  des  Rechtes  auftritt,  so  stellt  sich  die  Frage  be- 
deutend schwieriger,  ob  die  Hülfe  des  Königs  auch  gegen 
angerechte  Sprüche  der  kirchlichen  Oberen  schützen  darf, 
ob  mit  anderen  Worten  die  höchsten  staatlichen  Befugnisse 
im  Conflict  mit  der  „kirchlichen  Freiheit^  ausgeübt  werden 
dürfen. 

Aber  auch  hier  ist  V  a  n  Espen  die  Entscheidung 
nicht  zweifelhaft. 

Wozu  ist  den  Geistlichen  die  Immunität  vom  weltlichen 
Gericht  ertheilt  worden  ?  fragt  er.  Allein  als  Begünstigung, 
zu  ihrem  Vortheil.  Cum  auteni  ea  qtiae  in  favorem  intro- 
ducta  suntf  non  deheant  vergere  in  praejudicium  et  damnum 
eorundem,  evidens  est  quod  haec  exemptio  ^is  non  auf  erat 
ius  implorandi  protectionem  Regiam  quoL  valeant  sese  de- 
fendere  adversus  vim  et  violentiam,  quam  a  superioribus  et 
iudicibus  ecclesiasticis  patiuntur.  Auch  weist  er  darauf 
hin,  dass  eine  von  dem  Geistlichen  begangene  Gewaltthat 
unmöglich  auf  die  Eigenschaft  der  Spiritualität  Anspruch 
machen  könne,  weil  sie  voh  einem  Cleriker  ausgehe,  und 
gegen  einen  solchen  gerichtet  sei. 

Aber  ist  es  nicht  eine  für  die  Kirche  beleidigende 
Voraussetzung,  dass  die  geistlichen  Vorgesetzten  ihren  Un- 
tergebenen gegenüber  den  Boden  des  Rechts  verlassen,  dass 
die,  welchen  die  Pflicht  der  Liebe  vorzüglich  eingeschärft, 
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die  Beobachtung  des  Rechtes  mehr  als  anderen  geboten, 
beider  uneingedenk  zu  nackter  Gewalt  greifen  könnten? 
Wohl  wahr!  aber  die  Voraussetzung  ist  leider  eine  wahre; 
und  jetzt  führt  Van  Espen  aus  der  Geschichte  Beispiele 
an,  plura,  wie  der  heilige  Augustin  sagt*),  quam  credi 
poBset,  wo  würdige  Geistliche,  wackere  Männer,  welche  die 
Kirche  unter  ihre  Heiligen  gesetzt,  bei  den  weltlichen 
Fürsten  Schutz  suchten  und  fanden  gegen  Ungebühr,  die 
ihnen  von  Genossen  des  Amts,  von  grossen  Concilien  an- 
gethan  wurde.  Wenn  der  heiUge  Athanäsius  selbst  die 
Hülfe  eines  weltlichen  Herrschers  in  Anspruch  nahm  gegen 
die  G^waltthätigkeiten  der  Synode  von  Tyrus  '),  so  mögen 
sich  die  belgischen  Geistlichen  getrösten,  wenn  ihi*e  Bischöfe 
den  Recurs  an  den  Fürsten  als  Verbrechen  gegen  die  Kirche 
bezeichnen,  und  i^enn  in  den  goldenen  Zeiten  des  auf- 
blühenden Christenthums  das  Recht  nur  zu  häufig  innerhalb 
der  Kirche  der  Gewalt  weichen  musste,  wer  wollte  den 
tadeln,  der  in  den  Zeiten  des  Verfalls  das  Unrecht  aufzu- 
decken, und  sich  und  andere  davor  zu  schützen  wagt?  — 
So  weit  die  principiellen  Erörterungen  Van  Espen's, 
mit  denen  er  die  Rechtfertigung  des  angefochtenen  Recursus 
ad   principem   durchzufahren   sucht '),   und   die  in  unserer 


^)  De  vera  religione  c.  6. 

*)  Siehe  oben  S.  17. 

"j  Diese  Lehren  worden  auch  von  der  Universitftt  Löwen  ver- 
fochten, als  der  Bischof  von  Gent  die  Schaler  der  Universit&t  swingen 
wollte,  nach  Absolvirong  ihrer  Studien  noch  sein  Seminar  zu  besuchen. 
»La  fin  principale,  heisst  es  in  der  gegen  den  Bischof  gerichteten  Schrift, 
de  la  Bouveraine  autorit^  que  Dieu  a  donnöe  aux  rois  est  la  protection 
de  lenrs  snjets  contre  la  violence  des  personnes  puissantes  . . .  Plus 
cenz  qui  oppriment,  sont  ^lev^s  en  dignit^  dans  T^glise,  plus  l'oppres- 
sion  est  ä  craindre  et  doit  6tre  r^primöe  par  le  pouvoir  souverain, 
parce  que  I'autorit^  de  P^glise  dont  ils  abusent  ^tant  plus  v6n6rable, 
est  plus  propre  &  faire  passer  pour  une  action  de  justice  et  de  religion 
ce  qui  n'est  qu'une  oppression  injuste  et  violente.«  Auf  den  Einwurf 
des  Bischofes ,  dass  durch  den  Recurs  an  den  Fflrsten  die  geistliche 
Gewalt  geschm&lert  werde,  antwortet  die  Universität:  »Ceux  qui  tiennent 
ce  langage  sont  des  personnes  intöress^es  qui  voudraient  avoir  une 
entiäre  lil»ert6  de  faire  servir  ä  leurs  passions  et  &  leurs  desseins 
particuliers  l'autorit^  dont  ils  se  sont  rendus  mattres,  sans  trouver 
ancnne r^sistance.«   InRecueilde  quelques  m^moires  cnrieux 

£.  Frledberv,  D.  Mlstbr.  d.  geitU.  AmtigewAU.  ^^ 
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Zeit,  wo  die  Schutzpflicht  des  Staates  über  alle  Unterthanen 
kaum  angezweifelt  werden  kann ,  überwiegend  historisches 
Interesse  darbieten. 

Aber  auch  die  systematische  Ausführung  über  das  von 
ihm  yertheidigte  Rechtsmittel  ist,  wenn  nicht  scharf,  so  doch 
stoffreich  und  verdient  unsere  Beachtung.  Die  nachfolgende 
Darstellung  ist  wesentlich  daraufgestützt;  doch  werden  wir 
hier  etwas  weiter  ausholen  müssen.  — 

Das  mittelalterliche  Eirchenwesen  der  Niederlande  un- 
terscheidet sich  von  dem  anderer  Länder  wenig.  Die  For- 
derungen der  Kirche  traten  überall  gleichmässig  auf,  und 
wenn  die  Fluth  der  clericalen  Anmaassung  auch  zuweilen 
durch  die  Gunst  der  Zeiten  getragen  höher  stieg  als  ge- 
wöhnlich, so  sank  sie  doch  nie  unter  ein  bestimmtes  Niveau 
herab. 

Auch  in  den  Niederlanden  wurde  die  Freiheit  der 
Kirche,  die  Loslösung  des  Geistlichen  vom  Staate  durch- 
zuführen versucht,  was  natürlich  ohne  wesentliche  Schädi- 
gung des  letzteren  kaum  geschehen  konnte. 

Wir  brauchen  nur  einen  Blick  auf  die  Klagen  zu  wer- 
fen, welche  von  den  Vertretern  der  staatlichen  Befugnisse 
ausgesprochen  wurden,  und  welche  ein  grelles  Licht  auf 
das  Verhältniss  der  geistlichen  zur  staatlichen  Gewalt  werfen. 

Wir  sehen  da  dieselben  Missbräuehe,  wie  sie  ander- 
wärts gerügt  wurden,  mit  deren  Beseitigung  im  sechszehnten 
Jahrhundert  die  katholische  Kirche  eine  neue  Phase  der 
Entwickelung  angetreten  hat  ^). 

Die  Pfründen  wurden  von  Rom  aus  vergeben,  ohne 
Berücksichtigung  der  seelsorgerischen  Bedürfnisse  ') ,  allein 


et  intöressants,  präsentes  au  gouvernement  g^ueral  des 
Pays-Bas  par  Pttniversit^  de  Lonvain  eu  1744.1768.  et  1784. 
(1788.8. 1.)  bei  Laurent^  Van  Espen  243.  ff. 

')  Ueber  die  Unsittlichkeit  des  Glerus  vgl.  üeune,  Hist.  du  r^e 
de  Charles-Quint  en  Belgique  (Bruxelles  et  Leipzig  1869.)  4.,  278.  ff. 
und  9.,  66. 

')  Vgl.  das  Edict  v.  J.  1485.  in  Place,  v.  Vlaend.  1.,  205-^. 
Dort  wird  geklagt,  dass  die  von  Rom  aus  erlangten  Pfründen,  'ohne 
Weiteres,  kurse  Zeit  nach  der  Provision  aui's  Neue  verliehen  würden, 
und  noch  daau  an  ungeeignete,  selbst  der  Landessprache  unkundige 
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nach  pekuniären,  und  besten  Falls  nach  politischen  Gesichts- 
punkten. Ein  schamloser  Pfriindenwucher  schleppte  das 
Geld  aus  dem  Lande,  und  fragte  kaum  noch  nach  dem 
Scheine  des  Rechtlichen. 

Die  geistlichen  Gerichte  suchten  ihre  Competenzen 
schrittweise  zu  erweitern,  und  Gunst  und  Bestechlichkeit 
Uieb  der  Rechtspflege  nicht  fremd.  Dabei  machte  sich  das 
beständige  Bestreben  geltend,  die  Bürger  gleichsam  von 
der  Wurzel  ihrer  socialen  Stellung  loszulösen,  sie  vor  fremde 
Gerichte'  zu  laden,  die  Prozesse  selbst  in  erster  Instanz 
nach  Rom  zu  verschleppen  ^).  Die  geistlichen  Strafen 
wurden  zu  Mitteln  der  Herrschsucht  herabgedrückt,  sie 
sollten  dem  niederen  Geistlichen  sein  Abhängigkeitsverhält- 
aiM  KU  dem  Vorgesetzten,  dem  Laien  die  unendliche  Kluft 
in  Erinnerung  bringen,  die  ihn  vom  Cleriker  trennte.  Da- 
bei war  dem  weltlichen  Gerichte  nicht  gestattet,  die  Rechts- 
sachen der  Cleriker  zu  erörtern,  oder  ihre  Vergehen  zu  rügen, 
and  der  weite  Begriff  des  Geistlichen  deckte  auch  schuldige 
Laien  vor  gerechter  Strafe  ').  Das  Asylrecht  durchbrach 
jede  geordnete  Gerechtigkeitspflege  '),  und  Hess  die  Strafe, 
welche  den  Verbrecher  erreichte,  nicht  als  nothwendige 
Folge  der  That  erscheinen,  sondern  als  unseliges  Missge- 
schick, das  ihn  des  geistlichen  Schutzes  nicht  hatte  theil- 
haftig  werden  lassen. 

Das  Vermögen  der  Kirche  endlich  wurde  mit  allen 
Mitteln  vermehrt,  ohne  nach  wirthschaftlichen  Gesichts- 
punkten verwendet  zu  werden. 

Selbst  der  mittelalterliche  Staat  konnte  sich  in  allen 
•einen  Zielen  und  Mitteln  nicht  so  brach  legen  lassen,  und 
so  haben  wir  auch  in  den  Niederlanden  eine  consequente 
Reaction  der  staatlichen  Gewalt  gegen  die  Kirche  zu  ver- 
folgen. 

Vor  allen  Dingen  suchte  man  der  Kirche  gewisser- 
maassen  die  Pforte  des  politischen  Lebens  dui*ch  das  Placet 


Leute.    Vgl.  Groot  Placcaetb.  1.,  32G.    Or.  ütr.  Placcaatb. 
3.,  1130. 

>)  Siehe  unten  S.  590. 
'^)  Siehe  unten  S.  594. 
•)  Siehe  unten  S.  594. 
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zu  verriegeln.  Stadtobrigkeiten  und  Fürsten  wandten  es  an, 
aus  früher  Zeit  lassen  sieb  Beispiele  naebweisen,  immer  durcb 
Uebelstände  ber vorgerufen ,   wie   sie   oben   dargestellt  sind. 

So  verbot  der  Magistrat  von  Utreebt  sebon  i.  J. 
1365.  ^).  irgendwelche  Citation  der  Bürger  nacb  auswärtigen 
Geriebten  in  die  Stadt  zu  bringen  und  drohte  .geistlichen 
und  weltlichen  Uebertretem  mit  harter  Busse  *).  Im  Jahre 
1403.  ')  wurde  das  Verbot  wiederholt,  und  gleichartige  Be- 
stimmungen finden  sich  aus  d.  J.  1382.  von  Wenzeslaus 
und  Johanna,  den  Brab anter  Herzogen^)  und  a.  d.  J. 
1414.  von  Wilhelm  VI.  v.  Holland*).  Ebenso  sind 
hier  die  Bestimmungen  Herzog  Philipps  a.  d.  J.  1439.  ') 
und  1447.  ^)  zu  erwähnen. 

In  derselben  Weise  ergingen  Verbote  bullen  ee  lesen, 
op  levende  personen,  also:  nicht  vacante  Pfründen  sich 
conferiren  zu  lassen   in  Utrecht   i.  J.  1349.^)   und  ganz 


^)  Johan  van  de  Water,  Groot  Placcaatboek  3.,  283:  »Wert 
oTerdragen  mit  out  Raet  ende  mit  nywe,  waer  eenich  man  of  wyf, 
geestelyk  of  weerlyk ,  die  eenige  inhibitie  impetreerde  op  onsen  bor- 
geren,  of  op  ymand,  die  woenaftig  is  in  der  stat,  of  in  der  stat  Tryhede, 
die  soade  tien  jaren  uter  stat  wesen ,  ende  een  mile  van  der  stat,  alse 
▼oersz.  is,  nochtans  zoude  die  Raet  van  der  stat  die  inhibitie  weren. 
Ende  dit  voersz.  punt  heeft  de  Raet  van  der  stat,  out  en  nywe  ver- 
claert  aldus:  Overmits  gebreck,  dat  daer  in  gevallen  is,  ende  noch 
Valien  mochte,  zoo  wie  enich  processen,  het  zi  inhibitien,  citatien,  of 
monitien  impetreerde  op  onsen  borgeren,  ofte  op  yemant,  die  woenaftig 
zyn  in  der  stat,  ende  in  der  stat  vryheden,  ofte  anders  enige  brieve, 
anders  dan  gemeen  citatien  monitien,  ende  excommunicatien ,  alse  van 
oQts  haer  toe  gewoente  goweest  heeft,  die  zel  leden  dat  zelve  sententie 
voersz.  dat  is-  te  weten ,  dat  hie  tien  jaer  lang  uter  stat  wesen  zel, 
gelyc  of  t  een  inhibitie  vaer.« 

*)  Dass  diese  Strafe  in  Wahrheit  ausgefahrt  wurde,  bezeugen 
mehrere  Schriftsteller,  welche  Besi er,  specimen  iuris  pnblici  de  juris 
placeti  historia  in  Belgio  (Trigecti  a.  Rh.  1858.)  S.  12.  anführt. 

>)  Barmann,  Utrechtsche  Jaarboeken  2.,  48. 

^)  Van  Henrn,  Historie  der  Stad  en  Meyerye  van's  Hertogen- 
bosch 1.,  82C. 

*)  Mieris,  Gr.  Charterb.  4.,  802. 

*)Dodtv.  Flensburg,  Archief  voor  kerkelyke  en  wereldsche 
Geschiednissen  1.,  77. 

^  Place.  V.  Brabant  1.,  1—8.  Vgl.  Defacqz  ancien  droit 
Belgique  (Brux.  1846.)  p.  192. 
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beaonden  energisch  zeigte  sich  der  Magistrat  derselben 
Stadt,  als  der  rechtmässig  gewählte  Erzbischof  Rudolph 
y.  Di ep holt  einem  päpstlichen  Günstlinge  weichen  sollte, 
bei  Pablication  der  darauf  bezüglichen  Bullen  ^). 

Aehnliche  Verbote  der  Veröffentlichung  päpstlicher  Pro- 
▼isionsbullen  wurden  noch  in  grosser  Menge  erlassen  '), 
and  auch  die  Ablassbullen  einer  vorgäftgigen  staatlichen 
Genehmigung  unterworfen  '). 

Die  geistliche  Jurisdiction  versuchte  man  einzudämmen. 


*)  Dodt  V.  Flensburg  a.  a.  0.  5.,  69:  »Dese  twe  punten  die 
hier  na  bescreven  staen,  syn  overdraghen  met  den  rade  van  der  etat, 
out  ende  nyve:  Inden  yersten,  dat  nyemant  van  onsen  borgheren  ofte 
van  denghenen,  die  in  vnser  ende  in  onser  stat  vriheden  woenaftich 
lyn,  die  werelike  personen  syn,  ballen  lesen  en  suUen,  nechte  doen 
lesen  y  nochte  daerbi  wesen  en  snllen,  daer  men  se  leest  op  levende 
Personen  I  noch  versameninghe,  nochte  onruste  daeromme  maecken  en 
sollen,  in  gheenre  wys.  Ende  waer  yemant,  die  dit  verbrake,  die  sende 
rechte  voert  bi  sonneschyn  uter  stat  gaen  ende  X.  jaren  lanc  uter  stat 
wesen  ende  ene  myle  van  der  stat  ....  ende  waer  enich  weerlick 
persoen  van  buten,  die  hier  binnen  quame  ende  ballen  läse  op  levende 
personen ,  ofte  daerbi  waer ,  dat  men  se  läse  ofte  versameninghe  ofte 
onmste  makede,  ende  hem  daeroff  misschiede,  daer  en  woade  de  raet 
van  der  stat  geen  bewynt  off  hebben,  ende  daertoe  soude  hi  X.  jaer 
lano  nter  stat  wesen  ende  ene  mUe  van  der  statt  Vgl.  Besier  a. 
a.  0.  8.  15. 

^)  Ao.  1427 >So  verbiet  die  Raet  van  onser  Stadt,  allen 

personen,  manne  en  vrive,  dat  niemant  allhier  in  onse  Stat  ofte  Stat 
vryheden,  enige  Paues  ballen,  processen,  dagbrieven,  manebrieven,  ban- 
brieven,  of  andere  Roemsche  brieven  en  brenge  en  thone  of  en  lese, 
of  lesen  of  thone  en  doe,  heymelic  of  openbaar ,  by  dage  of  by  nachte 
in  eniger  wys.  Ende  yemant  die  dit  verbrake,  dat  willen  die  Raet 
rechten  an  syn  lyffc ;  bei  B  e  s  i  e  r  a.  a.  0.  19.  ein  ähnliches  Gesetz 
war  schon  im  vorangehenden  Jahr  erlassen.    Eben  das.  17. 

')  Nach  dem  Edicte  Herzog  Philipps  v.  J.  1447.  waren  die 
Beneficialsacben  eigentlich  dem  Placet  entzogen  —  »uytghenomen  alleen 
om  saecken  van  gheestelycke  beneficien.'  Place,  v.  Brabantl.,  1—3. 
Die  immer  zunehmenden  Missbräache  machten  jedoch  eine  Zorflck- 
nähme  dieser  Exception  nöthig.  So  erging  das  Edict  v.  J.  1484.  in 
Brabant,  welches  1485.  in  Flandern  erneaert  wurde.  Place,  v.  Vland. 
1.,  205—8.  Später  wurde  sogar  alle  Ballen  ins  Reich  zu  bringen  ver- 
boten. —  Place.  V.  V  1  a e n d.  8,  25.  —  und  erst  i.  J.  1497.  wieder 
die  Einbringung  der  Provisionsbullen  mit  der  Bedingung  des  Placet  er- 
laubt.  Eben  das.  1.,  209.  auch  bei  Wiltens  Kerkel.  Placcatb.  1.,  510. 

8)  Vgl.  Besier  a.  a.  0.  36.  f. 
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Nicht  allein  dass  das  Privileg  der  niederlfodUchen  Bürger, 
welches  sie  als  wesentlichstes  sich  von  jedem  Fürsten  beim 
Regierungsantritt  bestätigen  Hessen  ^),  und  dessen  wir  schon 
oben  gedacht  haben,  das  benefidum  de  nan  evocando  den 
geistlichen  Gerichten  gegenüber  entschieden  aufrecht  er- 
halten wurde,  auch  die  Competenzen  suchte  man  genau  sa 
regeln,  indem  man  rein  weltliche  Rechtssachen  vom  geist- 
lichen Forum  ausschloss,  und  diesem  speciell  die  Abarthei- 
lung der  Ehe-,  Verlöbniss-,  Pfründen-  und  Almosenatreitig- 
keiten  zuwies  *). 

Die  Gerichtsimmunität  der  Cleriker  wurde  an  bestimmte 
bei  jeder  Pereon  erkennbare  Kennzeichen  geknüpft'},  das 
Asjlrecht  für  besonders  schwere  Verbrechen  ausgeschlossen  ^). 

Fragen  wir  aber,  in  welcher  Weise  der  Staat  fiir  die 
Aufrechthaltung  seiner  Gesetze  sorgte,  so  treten  uns  ve^ 
schiedene  Wege  entgegen,  die  man  damals  einschlug. 

Einmal,  was  am  Meisten  der  kirchlichen  Ordnung  ent- 
sprach: man  suchte  innerhalb  der  Kirche  die  Unterdrückung 
der  zu  rügenden  Missbräuche  nach,  lieber  die  Pfiurer 
legte   man   bei  dem  Bischof,    über  diese   beim  Papste  Be- 


')  Vgl.  Stockmans  Defensio  Belgarum  contra  evoeatioBes  et 
peregrina  indicia  in  Opera  p.  247.  Eine  Anzahl  solcher  ConosssionoB 
in  Place,  v.  Brabant  1.,  1dl.  142.  158.  173.  188.  208. 

')  Vgl-  U  r  k.  ▼.  J.  1355. :  »dat  nienuuidt  van  onsea  voorss.  Lande 
buyteDB  lants  en  sal  mögen  dagen  ran  eenigerhande  saecken  ▼nyt* 
gescheyden  van  testamente,  van  honwelyczse  voorwaerden,  ends  van 
almoessen  ende  soo  wie  dat  dade,  sende  verbenren  syn  goet  ende  syn 
lyiF  ende  wy  en  sende  hem  nemmermeer  onse  landt  weder  mögen  ge- 
▼en.«  in  Place,  v.  Brabandt  1.,  131.  vgl.  auch  die  Yerordnnngen 
des  Grafen  Wilhelm  v.  Holland  ▼.  J.  1816.  in  Mieris  a.  a. 
0.  2.,  164.  u.  V.  J.  132S.  e  b  e  n  d  a  8.  2.,  470.  Bestimmungen  Philipps 
d.  Guten  bei  H  e  n  n  e ,  a.  a.  0.  7.,  227. 

")  So  Chatte  schon  Herzog  Albert  i.  J.  1398.  ergreifen  lassaa: 
»sommige  gesellen  ....  die  onsedeliken  leven,  ende  Yeel  parlements, 
ende  onrusten  maachen  aldaer  (in  den  Strassen  von  Delft)  vermeteads 
hem  Clercken  te  wesen,  ende  Clercken  vryheden,  ende  recht  gebrnjchen 
▼illen,  all  is  H  dat  noch  cruyns,  noch  clercklic  habyt  en  draghen  noch 
anders  en  leven  als  Clercker  schuldigh  syn  te  doen«  bei  Mieris  a.a. 
0.  8.,  690.  siehe  auch  unten  S.  594. 

«}  Vgl.  Dumbar,  Kork,  en  Werelt.  Dementer  2.,  62.,  siehe  anoh 
unten  S.  694. 
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schwerde  ein,  und  nicht  immer  erfolglos,  wie  denn  die  Stadt 
Herzogenbusch  i.  J.  1367.  in  Rom  die  Aufhebung  des 
Interdictes  erlangte,  mit  dem  ihr  Bischof  sie  belegt  hatte  ^), 
und  die  Stadt  Deventer  i.  J.  1414.  sich  oine  päpstliche 
Bulle  zu  verschaffen  wusste,  worin  gegen  die  Entscheidung 
des  Bischofs  von  Utrecht  ihr  Privileg  de  non  evocando 
auch  dem  geistlichen  Richter  gegenüber,  aufrecht  erhalten 
wurde  *).  Aber  unstreitig  war  das  beschwerlich ,  der  Aus- 
gang der  Appellation  doch  mehr  als  zweifelhaft,  und  nur 
die  Verschleppung  der  Sache  und  die  Kosten  gewiss  und 
gross. 

So  finden  wir  denn,  dass  man  mehrfach  zu  Verein- 
barungen seine  Zuflucht  nahm,  die  im  Fall  der  Verletzung 
dem  beleidigten  Theil  ohne  Weiteres  als  Basis  dienen 
konnten,  die  Unterstützung  des  anderen  nachzusuchen. 

So  schloss  Graf  Wilhelm  von  Holland  i.  J. 
1319.  •)  mit  dem  Bischof  Friedrich  von  Utrecht  einen 
Vertrag,  wonach  die  bischöflichen  Officiale  von  der  Cog- 
nition der  weltlichen  Rechtssachen  ausgeschlossen  sein 
sollten ,  und  noch  bemerkenswerther  ist  das  Ooncordat, 
welches  von  Philipp  v.  Burgundi.  J.  1434.  *)  mit  dem 
Utrechter  Bischof  Rudolph  v.  Diepholt  eingegangen 
wurde.  Es  wurde  bestimmt,  dass  die,  welche  nothgedrungen 
an  Sonn-  und  Feiertagen  weltliche  Arbeiten  verrichteten, 
von  geistlicher  Busse  frei  sein  sollten,  und  ebenso  die 
Eltern,  welche  ihr  Kind  mit  oder  ohne  Schuld  in  Wasser- 
oder Feuersgefahr  verloren  hätten  *).     Das   Privilegium   de 

*)  Besier  a.  a.  0.  8.  12.  Ebenso  verschaffte  sich  die  Stadt 
Tournai  i.  J.  1420.  ein  Privileg,  dass  ihre  Kirchen  nnd  Kirchhöfe 
nicht  ohne  Specialgenehmigung  des  Papstes  interdicirt  werden  dürften. 
Die  Bürger  motivirten  ihr  Gesuch,  dass  sie  »frequenter  sine  magna 
ac  plerumque  sine  ulla  saltem  legitima  causa,  ecclestiastico  inter- 
ponuntur  interdicto,  et  in  eis  a  divinis  per  magna  tempora  cessatur  in 
fidei  cbristianae  scandalum  et  divini  cultus  detrimentum  ....  ac  inde- 
votionem  plurimorum«;  bei  De  Ram,  Analectes  pöur  servir  k  l'hist. 
eccles.  de  la  Belgiqne  (Lonvain  et  Bruxelles  1864.)  1.,  83.  f. 

')  Dum  bar  a.  a.  0.  2.,  56.  ff. 

^)  M  i  6  r  i  B  a.  a.  0.  2.,  280. 

^)  Ebendas.  4.,  1029. 

^)  Aehnliche  Bestimmungen  in  Enchuysen  v.  J.  1422.  Handt- 
vesten  van  Enchuysen  p.  20.    Vgl.  auch  Besier  a.  a.  0.  80. 
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non  evocando  wurde  gewahrt  und  das  Aussprechen  des 
Bannes  nur  nach  vorgängiger  Citation  ftir  gestattet  erklärt  ^). 
£s  wurde  das  Asylrecht  für  Mörder  und  Hochverräther 
ausgeschlossen  *)  und  um  von  den  zahlreichen  übrigen 
Bestimmungen  noch  schliesslich  die  wichtigste  anzuführen, 
die  Q-erichts-Immunität  der  Cleriker  davon  abhängig  ge- 
macht,  dass  sie  geistliches  Gewand  trügen  und  geistliches 
Leben  flihrten*). 

Alles  das  waren  Anordnungen,  die  staatlicherseits  schon 
vorher  getroffen  waren  ^) ,  die  man  aber  vor  der  Ueber- 
tretung  der  Cleriker  nur  durch  die  Bundesgenossenschaft 
der  geistlichen  Oberen  sichern  zu  können  glaubte,  und  die 
dann  doch  wieder  durch  einseitige  staatliche  Gesetze  ein- 
geschärft werden  mussten  ^). 

Endlich  kann  auch  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die 
Obrigkeit  sich  häufig  stark  genug  fühlte,  selbstständig  ihre 
Anordnungen  der  Kirche  gegenüber  durchzuführen  '),  und 
noch  häufiger  mag  es  geschehen  sein,  dass  gegen  Recht 
und  Gesetz,  oder  vielmehr  weil  die  Gesetze  lückenhaft 
waren,  die  Uebergriffe  der  Geistlichen  durch  nackte  Gewalt 
zurückgewiesen  wurden  ^). 

Ein  ausgebildetes  Rechtsverfahren  aber,  wie  es  sich  in 
Frankreich  derzeit  schon  zu  entwickeln  anfing,  und  welches 


>)  Ebenso  wurde  die  Busse  für  heimliche  Ehen  festgesetzt  auf 
»enen  Engeischen  Nobel«,  ein  Beweis,  wie  h&ofig  sie  vorgekommen  sein 
müssen.  Vgl.  mein  Recht  der  Eheschliessung  (Leipzig  1866.)  S.  68. 
Aehnliche  Bestimmung  bei  Matthaeus  de  nobilitate  p.  391. 

*;  Vgl.  oben  S.  592.  Anmerkg.  4. 

*)  Vgl.  oben  S.  692.  Anmerkg.  8. 

^)  Ich  habe  überall  in  den  Anmerkungen  darauf  verwiesen. 

')  Vgl.  Placaet  dienende  tot  maintien  van  het  trac- 
taettusschenHertogh  Philips  en  Rudolph  van  Die- 
pholt  V.  J.  1462.  in  Groot  Placaetb.  2.,  1161. 

*)  Vgl.  De  Chalmot  Aant.  op  Winhoff  Landrecht  v.  Averissel 
(Campen  1782.)  328. :  » —  Ende  want  Henrick  van  Huesden,  Priester 
die  voersz.  Citatie  ende  inhibitie  impetreert  ende  verworven  gehadt 
heft  contraire  die  voersz.  onse  rechten,  daerom  zelmen  dat  tegens  hem 
vervolgen  met  rechte,  daer  des  geboerllcken  zyn  sali.« 

')  Vgl.  Beispielsweise  die  Utrechter  Synodalbestimmungen  v. 
J.  1293.  bei  Hartzheim  Conc.  Germ.  4.,  16.  21.  170.  278.  und  die 
LOwener  ebendas.  8.,  705.  ff. 
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^fegen  Uebergriffe  der  Cleriker  angeatellt  werden  konnte, 
fftih  es  in  den  Niederlanden  nicht. 

Als  die  spanischen  Regenten  in  die  Herrschaft  der 
^Niederlande  succedirten,  übertrugen  sie  dorthin  auch  die 
Kronrechte,  welche  sie  in  Spanien  der  Kirche  gegenüber 
Aiiasuttben  pflegten  ^). 

Dabei  gestaltete  sich  die  Einführung  des  Placets  um 
so  leichter  y  als  dies  Institut  der  Niederländischen  Gesetz- 
gebang  schon  bisher  —  wie  wir  gesehen  haben  — *  keines- 
weges  anbekannt  gewesen  war,  und  so  treten  uns  für  die 
Handhabung  desselben  fort  und  fort  Belege  entgegen. 

Ab  Bischof  Georg  v.  Utrecht  bei  dem  Kaiser  über 
die  Bedrückungen  vorstellig  wurde,  welche  seine  Diöcese 
Ton  Rom  zu  erleiden  habe,  und  dass  mit  beständiger  Ver- 
letsung  der  deutschen  Concordate  Provisionen  ausgefertigt 
wfirden,  befahl  Karl  V.  i.  J.  1548.,  dass  keine  Bullen, 
Befehle,  Gnadenbriefe,  die  dem  Concordate  zuwiderliefen, 
im  Bisthum  zuzulassen  und  anzunehmen  seien;  er  wies 
seine  Behörden  an,  in  jedem  derartigen  Falle  das  Placet 
zn  verweigern  und  erklärte  irrthümlich  placetirte  Verord- 
nangen  von  vorne  herein  für  nichtig ').  Die  Publication 
der  Trienter  Concilsschlüsse  vollzog  sich  i.  J.  1565.  in  den 
Niederlanden  mit  denselben  Clausein,  welche  zur  Sicherung 
der  Majestätsrechte  auch  in  Spanien  beliebt  wurden  ^),  und 

0  Die  Gerichtsbarkeit  der  cooservatores  apostolici,  welche  sich 
sehr  weit  erstreckte,  Defacqz  a.  a.  0.  1.,  72.,  wurde  bis  auf  die  der 
üniyersit&t  Löwen  aofgehoben,  Ed.  v.  22.  Sept.  1600.  in  Plac.  v. 
Fland.  1.,  211.  Das  Ed.  v.  1.  Octob.  1520.  nahm  dem  geistlichen 
Richter  die  Cognition  über  Neuzehnten  bei  Strafe  der  Temporalien- 
sperrung.  Am  18.  Juni  1581.  wurde  den  Stadtmagistraten  die  An* 
Wendung  derselben  Strafe  gestattet,  gegenüber  Geistlichen,  welche  die 
PolizeiYorschriften  überträten,  Plac.  ?.  Fland.  1,60.  Ueber  die 
Gestaltung  des  Asylrechtes  ygl.  Damhouder,  Tract.  jud.  es  causes 
criminelles  eh.  15.  Ueber  die  kirchliche  Qesetzgebung  Karls  V.  im 
'  Allgemeinen  M ^ m.  dePAcad.  rov  ale  de  Bruxelles  XIY,  1.,  45.  ff. 
(Bruxelles  1888.) 

')  Van  Rijn,  Aantek.  op.  t.  Heussen  Eerk.  Outh.  1.,  848.  847. 

^)  siehe  oben  S.  544.  f.  und  vgl.  Place,  van  VI  aend.  4.,  1357. 
Ansei mo  Tribonianus  Belgiens  cap.  82.  (de  receptione  Concilii  Tri- 
dentini]  Jansscns  Hist.  des  pays-bas  (Bruxelles  1840.)  1.,  881.  ff. 
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endlich  gab  die  pragmatiBche  Sanction  Philipps  II.  y.  J. 
1574.  der  Entwickelung  des  Rechtsinstitutes  den  Abschluss  ^), 
indem  die  Zulassung  und  Ausführung  jedes  von  Rom  oder 
dem  apostolischen  Nuntius  ausgehenden  Aktenstückes  ver- 
boten wurde;  wenn  dasselbe  nicht  vorher  im  Geheimen 
Rath  oder  durch  den  Hof  von  Brabant  geprüft  worden 
sei;  und  sich  ergebe,  que  les  impetrants  ayent  obtenu  nos 
lettres  patentes  de  Placet  ä  ce  pertinentes,  sur  peine  de 
perdre  Veffect  desdits  bulles  et  pravisionSf  et  Westre  hannis 
de  nos  pays  et  corrige  ä  Vexemple  des  autres. 

Nach  diesem  Gesetze  ist  in  der  Folgezeit  anstandslos 
verfahren  worden ') ;  und  namentlich  hat  es  sich  in  den 
jansenistischen  Streitigkeiten  von  einschneidender  Wichtig- 
keit gezeigt. 

Als  i.  J.  1641.  *)  das  Buch  des  verstorbenen  Bischofs 
V.  YperU;  Cornelius  Jansenius,  Augustinus  von 
Rom  aus  verboten  wurde,  untersagte  der  Rath  von  Brabant 
die  Verkündigung  dieses  Decrctes,  bis  sich  der  König  von 
dem  durch  Jansenius  hervorgerufenen  Aergemiss,  dem  Mo- 
tive des  Verdammungsurtheiles  überzeugt  haben  würde. 

Dies  Schicksal  theilten  auch  die  Schritte  des  Inter- 
nuntius gegen  die  Universität  Löwen;  und  die  Bulle  Ur- 
bans  VIII.  In  eminenti,  welche  den  Spruch  der  Index- 
congregation  bestätigte  und  i.  J.  1643.  erlassen  worden  war, 
wurde  erst  acht  Jahre  später  auf  ausdrücklichen  königlichen 
Befehl  publicirt,  aber  auch  das  nur  mit  der  speciellen  Clausel, 
de  n*admettre  en  ce  regard  aucune  fwuvauti  en  prejudke 
des  PriviUges  Lihertee  et  Coutumee  de  ce  Pays. 


>)  Vgl.  Stockmans  Opera  (Bruz.  ap  Judocum  de  Oriech  et 
Franciscam  t'  Serstevens)  208.  —  Aach  besOglich  der  Zulassung  von 
Nuntien  and  deren  Decrete  wurde  das  Placet  gehandhabt,  vgl.  B  e  8  i  e  r 
a.  a.  0.  49. 

*)  So  wurde  die  Publication  der  Bulle  In  Goena  Domini  v.  Phi- 
lipp II.  verboten,  und  als  in  der  Folgezeit  der  Glerus  sich  den  staat- 
lichen Abgaben  auf  Grund  dieser  Bulle  entsiehen  wollte,  i.  J.  1591., 
sogar  das  Citiren  derselben  untersagt,  bei  Van  Espen  tract.  de 
promulgat.  legg.  eccles.  (Colon.  Agripp.  1729.)  S.  18.  Die  Publication 
der  Bulle  G.lemens  VIIl.  Apostolicae  sedis  v.  J.  1602.,  welche  die 
Werke  des  M  o  1  i  n  a  e  u  s  untersagte,  gleichfalls  e  b  e  n  d  a  s.  25. 

*)  Ueber  dies  and  das  folgende  vgl.  eben  das.  S.  26.  ff. 
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Gerade  dagegen  aber  opponirie  der  päpstliobe  Inter- 
nuntius und  das  um  bo  mehr,  als  in  der  Bulle  selbst  die 
Publication  in  Rom  für  ausreichend  erklärt  war,  und  somit 
die  Beschränkung  bei  der  Publication  den  Inhalt  der  Bulle 
selbst  alterirte.  Er  erliess  eine  gedruckte  Protestation  gegen 
das  Verfahren  der  königlichen  Behörden,  welche  aber  von 
diesen  mit  einer  Cassation  des  Protestes  und  dem  Preis- 
aoBschreiben  von  tausend  Gulden  auf  die  Entdeckung  der 
Person,  welche  den  Protest  gedruckt  hatte,  beantwortet 
wurde. 

Um  so  dringendere  Veranlassung  empfand  die  römische 
Curie,  das  belgische  Recht  des  Placet,  welches  auch 
durch  ein  von  InnocenzX.  an  den  Statthalter  erlassenes 
Breve  keine  Milderung  erfahren  hatte,  wenn  nicht  zu  be- 
seitigen ^  so  doch  abzuschwächen.  Und  es  gelang  ihr  das 
auch  König  Philipp  IV.  gegenüber,  welcher,  als  i.  J.  1667. 
die  Indexcongregation  flie  Lettres  provindcLles  verboten 
hatte,  seinen  niederländischen  Behörden  nicht  nur  befahl, 
das  bezügliche  Decret  publiciren  zu  lassen,  sondern  auch 
hinsufägte,  dass  das  Placet  nur  in  Prozessen  und  bei 
Pfründeverleihungen  erfordert  werde,  mithin  nicht,  wie 
P  h  i  1  i  p  p  II.  noch  festgesetzt  hatte,  auch  bei  dogmatischen 
Erlassen. 

•  Aber  das  Decret  des  Königs  erfuhr  schon  in  dem 
Schreiben,  durch  welches  der  niederländische  Statthalter 
Don  Louis  de  Benavides  dasselbe  am  10.  September 
1659.  den  königlichen  Räthen  zur  Nachachtung  empfahl  ^), 
eine  derartige  Deutung,  dass  sein  Sinn  fast  umgekehrt  wurde. 

Während  der  König  bestimmt  hatte,  dass  nur  jene  zwei 
oben  genannten  Klassen  von  Bullen  dem  Placet  zu  unter- 
werfen wären ,  hob  der  Statthalter  das.  Placet  lediglich  fUr 
die  dogmatischen  auf,  behielt  es  mithin  für  sämmtliche 
Disciplinarbestimmungen  enthaltende  bei,  und  schmälerte 
das  an  und  für  sich  schon  verringerte  königliche  Zuge- 
ständniss  noch  durch  den  Zusatz,  dass  es  nur  für  dogma- 
tische Bullen  gelten  solle,  quae  tales  esse  vel  viderentur  vel 


1  

0  wie  das  vorige  and  alle  hier   citirten  Acteustücke  bei   Van 
Espen  a.  a.  0.  S.  80.  ff. 
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reeognoscerentur,  d.  h.  welche  staatlicher  Seite  geprüft  und 
für  dogmatische  erklärt  worden  seien.  Danach  stand  es 
dem  Staate  allerdings  nicht  mehr  frei;  die  Veröffentlichung 
einer  von  ihm  für  dogmatisch  erklärten  Bulle  zu  verhindern, 
allein  er  hatte,  falls  er  dies  beabsichtigte,  nur  nöthig  aus- 
zusprechen, dass  die  Bulle  keine  dogmatische  sei,  um  das 
Placet  ungestört  handhaben  zu  können. 

Und  so  schritt  denn  auch  die  Behörde  sofort  ein,  als 
der  Erzbischof  v.  Mecheln  jenes  Decret  der  Indexcon- 
gregation  publicirte,  indem  sie  diesem  bedeutete,  que  la 
resolution  du  Conseü  portoit  que  nulles  Bülles,  que  Von 
Vimdroit  publier  come  dogmatiques,  ne  se  paurroient  publier 
80US  son  district  sans  qu'elles  y  auroient  ite  vues  et  re- 
cannues  telles. 

Diese  Praxis  ist  denn  auch  bald  gemildert,  bald  ver- 
schärft^), je  nach  dem  Character  der  königlichen  Statt- 
halter, aber  unter  immer  gleicher  Energie  der  königlichen 
Behörden  während  der  ganzen  Zeit  der  spanischen  Herrschaft 
beobachtet  worden. 

Aber  auch  das  ordnungsmässige  Verfahren  des  Recursus 
ad  principem  wurde  durch  die  spanischen  Könige  nach  den 
Niederlanden  gebracht  *)  und  war  in  der  That  auch  allein 
im  Stande,  dem  unerträglichen  Missbrauche  kirchlicher  Cen- 
suren  *)   und  den  Uebergriffen  der  geistlichen  Gerichtsbar- 


*)  Der  GoDseil  soaverain  v.  Luxemburg  verbot  am  14.  Juni 
1706.  die  PnblicatioD  der  dogmatischen  Bulle  Clemens  XI.  Vineam 
Domini,  falls  sie  nicht  das  Placet  erlangt  haben  wOrde,  M4m.  sur 
l'af faire  de  la  bulle  Unigenitus  1.,  26. 

*)  Henne  a.  a.  0.  7.,  239. 

^)  Margarethe  von  Parma  schrieb :  »Je  vous  ay  nagueres 
euvoy6  avertissement  pour  obtenir  de  nostre  saint-p^re  Provision  sur 
les  abuz  que  les  ^vesques  et  leurs  officiers  en  lu  cognoissance  des 
clercqz  commettent  et  exemption  des  censures  dont  lesdits  ^vesques 
usent  l^gi^rement,  qui  pis  est  en  contempt  de  justice.c  eben  das.  7.,  250. 
Dagegen  war  das  Ed.  Karls  Y.  v.  4.  Octob.  1540.  gerichtet  (Edits 
deLuxembourg6d.),  welches  den  geistlichen  Richtern  verbot,  gegen 
Beamte  in  Ausübung  ihres  Dienstes  Censuren  anzuwenden.  Vielmehr 
sollte,  falls  der  weltliche  Richter  den  Requisitionen  des  geistlichen  keine 
Folge  geben  wolle,  das  Verfahren  ^auf  einen  Monat  unterbrochen  wer- 
den, damit  der  letztere  bei  den  Vorgesetzten  des  ersteren  Beschwerde 
fflhren  könne.    Zuwiderhandeln  wurde  mit  Temporaliensperre  bedroht 
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keit  ^)  abzuhelfen ,  die  sich  um  so  mehr  geltend  machten, 
da  das  Land  in  Diöcesanverbänden  stand,  welche  die  Vor- 
steher derselben  der  directen  landesherrlichen  Einwirkung 
durchaus  entzog  *). 

Es  ist  wohl  begi*eiflich,  wenn  der  Bischof  von  Tournai 
in   seiner  Relatio  Status  v.   J.    1648.  *)  sich   beim  Papste 


^)  Darober  unterrichtet  ein  Memoire  der  Regierang,  welches  i.  J. 
1522.  dem  Papste  überreicht  wurde,  bei  Henne  a.  a.  0.  7.,  241.  f.: 
»La  Jurisdiction  temporelle  de  S.  Maj.  et  de  ses  pr^d^cesaeurs  a  donn6 
Meu  ä  mainte  discussion  et  ä  mainte  diff(§rend  taut  avec  les  ^yßques 
de  Li^ge,  de  Cambrai,  d'Utrecht  et  de  Tournai  qu'avec  leurs  oMciaux 
et  leurs  officiers,  qui,  en  d^rogation  de  la  hauteur,  seigneurie  et  juri- 
dietion  temporelle  du  souverain  et  pour  ^tendre  leur  propre  juridiction 
ont  mis  en  avante  et  pratique  plusieurs  choses  indues.  Elles  sont 
mdme  arriv^es  au  point  que  si  Pempereur  le  permet  plus  longtemps, 
sa  juridiction  temporelle  sera  si  bien  entaill6  qu'elle  ser.a  bientöt  tout- 
i-fait  an^antie,  non  pas  seulement  en  diminution  de  sa  hauteur,  mais 
anssi  k  la  grande  foule  de  ses  sujets  et  au  detriment  du  bien  public. 
Par  quoy  S.  Mig.,  comme  totyours  auguste  et  eslen  de  Dieu,  pour  ledit 
bien  public  augmenter  et  en  ayant  la  souveraine  juridiction  doit  y 
pourvoir  et  rem^dier.  —  Pour  sommairement  dömontrer  quelques  abus 
advenant  tous  les  jours,  il  est  notoire  que  les  ^vdques  et  les  officiaux 
pretextent  de  la  juridiction  qu'ils  pr^tendent  sur  tous  les  gens  d'^glise 
ou  spirituels,  en  action  personelle,  pour  prendre  aussi  connoissance  et 
jndicature  sur  d^trousseurs  de  gens  et  de  chemins,  larrons  et  meustriers, 
homicides  et  semblables  malfaiteurs],  pour  peu  que,  dans  leur  enfance, 
ils  aient  re^u  simple  couronne  ou  tonsure,  sans  avoir  jamais  du  reste, 
appartenu  ä  Tordre  cl^rical;  ils  interpr^tent  ainsi  indüment  les  droits 
ciYils,  et  spirituels  ä  leur  app^tit  et  au  contraire  des  droits  naturels 
et  divins;  Invoquant  les  Joyeuses  Entr^es,  qui  les  autorisent  k  prendre 
connoissance,  ä  Pegard  des  lalques,  des  mati^res  concernant  trait^s 
matrimoniaux,  testamens  ou  biens  spirituels,  ils  empi^tent  sur  toutes 
mati^res  s^culi^res  tant  reelles  que  personelles;  s'ils  continuent  de  la 
Sorte,  les  juges  civils  verront  bientdt  annihiler  leur  ressort,  et  leur 
oomp^tence  reduite  ä  bien  peu  de  matidres«. . . 

')  Ueber  die  Unterhandlungen,  welche  Karl  V.  anknöpfte,  um  die 
Diöcesangrenzen  mit  der  Landesgrenze  zu  identificiren  und  Landesbis- 
thOmer  zu  begründen,  vgl.  Henne  a.  a.  0.  7.,  246.  £f.  Philipp  II. 
erst  setzte  die  Errichtung  neuer  Bisthümer  durch,  Kampen,  Gesch. 
d.  Niederlande  (Hamburg  1831.)  1.,  845.  f. 

")  bei  Ram  a  a.  0.  1.,  832.  Ich  theile  die  betreffende  Stelle  um 
so  mehr  mit,  da  sie  gleichzeitig  ein  Beispiel  des  Recnrsus  enthält.  Sie 
lautet:  ». .  sicuti  et  consiliarii  parlamentorum  regiorunif  videlicet  con- 
cilii  privati,  magni  concilii  Mechlinensis,  concilii  supremi  Brabantiae, 
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bitter  beschwert,  dass  die  Leetüre  kirchlich  verbotener 
Bücher  allgemein  sei,  und  wenn  er  dabei  namentlich  die 
verderblichen  Wirkungen  betont,  welche  die  Schriften  des 
Salgado  auf  die  belgischen  Gerichtshöfe  ausübten.  In 
der  That  wurde  die  Jurisprudenz  der  Rectdrsos  de  fuersta 
in  Belgien  nach  dem  von  der  spanischen  Literatur  empfoh- 
lenen Muster  ohne  wesentliche  Modificationen  heimisch  ge- 
macht und  die  ältesten  Beispiele,  welche  Van  Espen  für 
das  in  Rede  stehende  Rechtsinstitut  beibringt,  datiren  aus 
der  Periode  der  spanischen  Herrschaft  ^). 

Es  wird  für  uns  kaum  nöthig  sein,  die  weitere  Ent- 
Wickelung  des  Recursus  ad  principem  in  Belgien  bis  sur 
Zeit  der  Stellung  des  Landes  unter  österreichische  Herr- 
schaft ausführlicher  darzustellen. 

Das  oben  erwähnte  Verbot  des  Rechtsmittels  durch 
den  baierischen  Gouverneur  blieb  vollständig  wirkungslos. 
Die  Wissenschaft  bemühte  sich,  die  Unrechtmässigkeit  der 
gouvernementalen  Massregel  darzulegen,  und  die  Noth  der 
jansenistischen  Verfolgung  bestimmte  und  beeinflusste  die 
Praxis  in  dem  Masse,  dass  nicht  nur  die  katholischen  unter 
der  spanischen  Krone  verbleibenden  Provinzen,  sondern  auch 


Geldriae,  Hannoniae,  Flandriae,  et  conseqQenter  aliorom  inferiomiB 
tractaam  et  sabselliomm ,  qui  omnes  cnm  advocatis  existimant  sete 
impune  posse  detinere,  legere,  citare  et  allegare  Joannem  Mollnaeam 
jnrisconBaltum  PariBiensem,  Salgado  et  alios  simUes  authores  damnatoB 
et  reprobatoB  qni  velat  ex  professo  juriBdictionem  et  immunitateD 
ecclesiaBticaiD  sapplantare  et  extingnere  conantnr.  Qaa  oecatione  om- 
nes fere  causae  ecclesiasticae,  etiam  mere  Bpiritoales,  ad  condlia  hnjuB- 
modi  laica  pertrahaotnr;  ita  at  religiosi  diversomm  ordinum,  etiam 
meDdicantium  super  modo  yiyendi,  habitoBque  et  momm  reformatioiie 
eoram  conciliis  hojnsmodi  regiis  litigare  audeant  et  praeanmant . . 
Nuperqae  accidit  in  dioecesi  Iprensi,  at  regnlares  Tolentes  audire  eon- 
fessioneB  monialinm,  episcopo  reluctante,  caraferint  se  coram  concilio 
proTinciali  Flandriae  maouteneri  per  satellitem  laicam,  qni  confesBariam 
regalarem  in  sede  confessionali  introduxitc 

*)  Als  sich  i.  J.  1666.  die  Bischöfe  der  Ptovidk  Cambrai  bei 
Philipp  n.  beschwerten,  dass  die  bargerlichen  Gerichte  den  geist- 
liehen  die  Yerh&ngaDg  von  Gensuren  verböten,  antwortete  der  König, 
dasB  falls  die  Bischöfe  sich  keine  MisBbr&uche  zu  Schiüden  kommen 
liessen,  sie  auch  Nichts  von  den  bargerlichen  Behörden  zu  besorgen 
h&tten,  Le  Plat,  Monam.  concilii  Tridentini  7.,  128. 
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die  selbstständigen  Republiken  an  dem  Institute  des  Re- 
cursQs  —  wie  des  Placetn  —  unweigerlich  festhielten  *), 
80  weit  in  den  zuletzt  genannten  Staaten,  wo  die  reformirte 
Kirche  allein  öffentliche  Religionstibung  genoss  *),  und  dem- 
gemäss  die  bischöfliche  Jurisdiction  sich  keineswegs  frei 
sa  entfalten  vermochte ') ,  überhaupt  davon  die  Rede  sein 
konnte. 

Wir  werden  daher  jetzt  systematisch  zu  verfahren 
haben,  und  zeigen  müssen,  in  welchen  Fällen  der  Recursus 
angewendet  wurde. 

Dabei  ergiebt  sich,  dass  fast  alle  Arten  des  Recurses 
sich  in  zwei  grosse  Klassen  sonderten,  und  wie  in  Spanien 
entweder  als  Schutzmittel  der  bedrängten  Cleriker  gegen 
die  Uebergriffe  ihrer  Vorgesetzten  auftraten,  oder  als  Hülfe 
des  Laien,  den  ein  ungerechter  kirchlicher  Richterspruch 
getroffen  hat  ^). 


^)  Treffliche  Belege  bei  Basier  a.  a.  0.  64.  ff.  So  wurde  die 
Pablication  der  Balle  Unigenitas  verboten,  and  streng  daraufge- 
halten, dass  nicht  auf  Grund  derselben  gegen  Geistliche  ein  Verfahren 
eröffnet  werde.  Kerk.  Plak.  3.,  297.  ff.  Uebrigens  durfte  kein  aposto- 
liseher  Yicar  fQr  Utrecht  ernannt  werden,  ohne  Genehmigung  der 
Staatsbehörden,  Eerk.  Plakkatb.  1.,  641.  Gr.  Utrecht  Plakkb. 
1.,  402.,  .weiter  auswärtigen  kirchlichen  Citationen  von  den  Borgern 
keine  Folge  gegeben  werden,  Kerk.  Plak.  1.,  658.;  die  Anstellung 
jedes  Priesters  wurde  abhängig  gemacht  »by  schriftelyke  acte  van  con- 
sent of  toelatingc,  dem  Indigenat  und  der  eidesstattlichen  Yersicherong, 
dass  sie  die  Ansicht  verwürfen,  nach  welcher  die  Kirche  von  dem  Unter- 
thaneneide  und  den  Pflichten  des  bflrgerlichen  Gehorsams  entbinden 
könne,  Kerk.  Plak.  2.,  561.  ff. 

_  *)  Vgl.  G;root,  Placcatb.  2.,  2185.  and  im  Allgemeinen  Beau- 
f  0  r  t ,  De  Verhouding  van  den  Staat  tot  de  verschillende  Kerkgenoot- 
schappen  in  de  Republiek  der  vereenigde  Nederlandeu  1581-1796 
(üiffecht  1868.)  111.  ff.,  152.  f. 

^)  In  seiner  Relatio  Status  v.  J.  1615.  berichtet  der  B.  v.  Ant- 
werpen bezQglich  des  republikanischen  Theiles  seiner  Diöcese,  »nulla 
in  foro  externe  jurisdictio  ecclesiastica  exercert  potest,  inhibentibns  id 
Ordinibusc,  Ram  a.  a.  0.  1.,  120. 

Ir^Z*)  In  der  so  eben  angeführten  Relatio  Status  v.  J.  1615.  klagt  der 
B.  V.  Antwerpen  auch,  »nimis  depressum  esse  usum  censurarum«, 
Ram  a.  a.^0.  1.,  109. 
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Die  Pfründen  worden  nach  belgischem  Kirchenrecht 
dem  Beneficiaten  auf  Lebenszeit  verliehen  und  nur  aus 
Gründen,  die  im  kanonischen  Recht  ihre  Stütze  fanden, 
und  auf  dem  Wege  des  ordnungsmässigen  Prozessverfahrens 
konnte  eine  Entziehung  des  Beneficium  stattfinden  ^). 

Wurden  diese  Vorschriften  verletzt,  so  wandte  sich 
der  bedrängte  Cleriker  an  die  bürgerliche  Behörde,  und 
die  Praxis  dieser  war  dann  eine  sehr  einfache.  Sie  suchte 
selbst  den  Schein  zu  vermeiden,  als  ob  die  kirchliche  Com- 
petenz  verletzt  werden  könnte. 

Es  handle  sich,  so  deducirte  man,  wesentlich  um  einen 
Besitzstreit,  ob  nämlich  der  durch  den  kirchlichen  Spruch 
getroffene  G-eistliche  im  Besitze  seiner  Pfründe  bleiben  solle, 
oder  nicht.  Besitzstreitigkeiten  gehören  aber  zum  Bereiche 
der  weltlichen  Cognition,  und  daran  könne  auch  nichts  ge- 
ändert werden  durch  den  Umstand,  dass  hier  ein  Spirituale, 
eine  P&ünde  besessen  werde. 

Demnach  sei  die  weltUche  Behörde  nicht  befugt,  über 
den  Inhalt  des  geistlichen  Richterspruches  gleichsam  in 
höherer  Instanz  zu  Q-ericht  zu  sitzen,  sondern  nur  die 
äussere  Ordnungsmässigkeit  des  Verfahrens  dürfe  geprüft 
werden ;  nicht  die  Materie,  sondern  die  Form  des  geistlichen 
Urtheils  werde  staatlicherseits  controlirt,  damit  nicht  die 
Gewalt  das  Recht  bemeistere.  Diese  von  spanischen  wie 
niederländischen  Juristen  in  gleicher  Weise  aufgestellten 
Rechtssätze  *)  erhalten  eine  Illustration  durch  die  einzelnen 


I 


0  Vgl.  Van  Espen  de  recnrsu  S.  12.  Am  4.  Februar  1722.  er- 
klärte der  Rath  y.  Brabant:  »Les  lois  du  pays  ne  sooffirent  point 
qae  personne  seit  trait^  hors  ou  contre  Pordre  du  droit,  dans  qnelque 
mati^e  qne  ce  seit,  füt-elle  mtoe  spirituelle. . .  G'est  la  jurisprndence 
re^ue  dans  tous  les  Etats  de  l'Europe,  et  coostamment  suiWe  par  le 
CoDseil,  malgr^  tous  les  efforts  quo  les  gens  d'Eglise  ont  faits  ponr 
enlever  aux  snjets  du  rot  (d.  h.  den  Pfarrern)  le  recours  k  sa  pro- 
tection, et  pour  exercer  aar  euz  un  pouvoir  absola,  au  point  de  les 
faire  succomber  sous  le  poids  de  leurs  oppressions.  Le  Gonseil  accor- 
dera  toujonrs  son  appui  aux  opprim6s,  sans  se  soucier  des  d^amations 
de  ceux  qui  Paccnsent  de  mettre  la  main  ä  Tencensoir.« 

*)  Ebendas.  S.  22  f.  Damhouder  Praxis  rer.  ciyil.  cap.  41. 
—  Vgl.  von  spanischen  Juristen  CoYvarruyias  a.  a.  0.  2.,  512.  und 
Salgado  de  protectione  regia  praelud.  3.  no.  176.  siehe  oben  S.  558. 
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FMlle  dieser  Art  des  Recurses  —  der  Mantdenentia,  wie  er 
in  Belgien  genannt  wurde  —  die  uns  überliefert  sind. 

JohannesVernimmen,  der  Begründer  des  kleinen 
Beginenhofes  in  Brüssel,  hatte  während  der  Dauer  von 
sechszehn  Jahren  eine  Pfründe  an  der  heil.  Gudulakirehe 
bekleidet.  Im  J.  1658.  entsetzte  ihn  der  Erzbischof  von 
Hecheln  ex  causis  animum  ipsius  moventibus  mit  Unter- 
lassung jedes  geregelten  Verfahrens  seines  Amtes.  Der  so 
ungerecht  Bestrafte  legte  den  Recurs  an  den  Rath  von 
Brabant  ein,  und  dieser  befahl,  da  der  Bittsteller  (nicht 
ohne  bemerkenswerthes  Aergerniss)  sich  gekränkt  ftihle  in 
dem  guten  und  gültigen  Besitze  der  Pfarrrechte,  nicht  allein 
gegen  alles  Recht,  sondern  auch  speciell  gegen  die  Privi- 
legien dieser  Herrschaft  Brabant,  wo  niemand  ausser  im 
Wege  Rechtens  verurtheilt,  und  noch  viel  weniger  ungehört, 
ohne  genügend  bewiesene  zureichende  Gründe  aus  seinem 
Besitz  geworfen  werden  darf  —  den  Bittsteller  im  Besitze 
zu  schützen,  und  gebot  dem  Erzbischof  von  Mecheln  dcU 
8y  den  voors.   Suppliant  van  de  voors.  functie  midtsgaedera 

van  de  vruchten ,   efide  profyten  daer  toe  hehoorende 

peyselyk  ende  vredelyh  doen  ende  labten  possesseren,  ende 
aUe  beletselen,  etide  turbatien  de  voors.  Suppliant  daerinne 
gedaen,  terstout  ende  sonder  vertrecJc  costeloos,  ende  schae- 
deloos  afdoen ,  ende  repareren  ....  ende  hem  verdraegen 
den  voors,  Suppliant  daerinne  meer  te  tnrberen  ofte  mo- 
lesteren  in  eeniger  manieren  ...*). 

Im  J.  1697.  wurde  Van  Eesbeke,  Geistlicher  in 
Cortrjck  zum  Pfarrer  au  der  Michaels-  und  Gudulakirehe 
in  Brüssel  gewählt  und  nahm  von  seiner  Pfründe  Besitz. 
Der  Erzbischof  von  Mecheln  verweigerte  ihm  aber  die 
Ausübung  der  Seelsorge,  bis  er  von  seinem  früheren  Or- 
dinarius, dem  Bischof  von  Tournay  einen  Entlassschein, 
ein  Exeat  beigebracht  hätte.  Auf  eingelegten  Recurs  er- 
langte Eesbeke  am  22.  März  1698.  von  dem  Rath  von 
Brabant  ein  ihn  im  Besitze  schützendes  Erkenntniss  La 
cour  faisant  droit  maintient  le  Suppliant  dans  la  possession 
de  la  Plebanie   de  Saint  Michel  et  de  Saint  Chidule  dans 


')  Van  Espen  a.  a.  0.  30.  and  Appd.  K. 

E.  F  r  i  e  d  b  e  r  g ,  D.  Missbr.  d.  gtlBÜ,  AmUgewalt.  -^'^ 
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eette  ville^  ordonnant  ensuite  au  dit  Sr.  Insinui  ä  oter  tout 
trouble  et  etnpeschemeiit  qu'il  fait  au  Suppliant  en  lui  re* 
fusant  la  charge  d'ames,  sous  pretexte  d'Exeat  au  de  con- 
sentement  de  VEveque  de  Toumai  *)• 

Aehnliche  Erkenntuiese  wurden  von  demselben  Hof 
i.  J.  1667.  zu  Gunsten  des  Pfarrers  Paul  Crappein 
Lovenjoul  und  Tellenbergh  erlassen ,  von  dem  Grossen 
Kath  zu  Mecheln  i.  J.  1712.  zu  Gunsten  der  Geistlichen 
an  der  St.  Remoldikirche  in  Mecheln ,  von  dem  Hof  zu 
Flandern  für  Adrian  van  Loo  •). 

Besonderes  Aufsehen  eiTCgte  der  völlig  gleichartige 
Fall  des  Pfarrers  an  der  Catharinenkirche  in  Brüssel,  van 
de  Nesse,  weil  Van  Espen  in  einer  eigenen  Druck- 
schrift den  Recurs  begründete  und  durchführte  •).  —  — 

In  derselben  Weise  war  ein  Kecurs  gerechtfertigt,  falls 
der  eingelegten  Appellation  oder  der  Recusation  des  Richters 
keine  Berücksichtigung  gewährt  wurde  ^). 

Als  i.  J.  1639.  der  General  des  Capitels  von  W in d es- 
se m  ein  Erkenntniss  gegen  den  Prior  des  Klosters  Seven- 
borren  Petrus  Mas^elyn  erstritten  und  dann  ohne  auf 
die  von  dem  Verurtheilten  eingelegte  Appellation  Rücksicht 
zu  nehmen,  den  Floren tinus  de  Nipholts  zum  Prior 
jenes  Klosters  ernannt  hatte,  erklärte  der  Rath  von  Brabant 
den  Recars  für  begründet  und  erkannte  que  la  reintegfxUian 
pravisiofieüe  du  dit  Prieur  tiendroit  liet\  et  sorteroit  son 
effect ,  tant  et  jusqu'ä  ce  qu'en  la  mcUiere  d'appd  par  les 
Juges  Ecclesiastiques  per  sentence  diffinitive  autrement  seroit 
ordonne,  et  que  les  dits  Religieux  auroient  cepetidant  ä 
reconnoitre  le  dit  Mastelyn  paur  Prieur  legitime  de  dit 
Cloitre  de  Sept  fontaines  *). 

Ebenso  befahl  der  Rath  von  Brabant,  als  i.  J.  1666.  *) 


'}  Eben  das.  und  Appdx.  M. 
')  Eben  das.  und  Appdx.  L.  0.  Q. 

*)  Motivam  iuris  pro  G.  van   de  Nesse  a.  a.  0.   S.  30.  und 
Appdx.  N. 

*)  Von   Spaniern    vgl.   Salgado   a.  a.  0.  p.  1.  c  1.   no.  5. 
C  0  V  T  a  r  r  u  V  i  a  8  a.  a.  0. 

*)  Van  Espen  a.  a.  0.  21.  Appdx.  E. 
•)  E  b  e  n  d  a  8.  Appdx.  F. 
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der  Bischof  von  Ypern  den  Pfarrer  Johannes  Leesane 
trotz  der  von  jenem  vorgebrachten  Recusation  des  Richters 
sospendirt  hatte,  die  Maassregel  wieder  aufzuheben,  und 
drohte  dem  Widerspenstigen  mit  Sperrung  der  Tempo- 
ralien. 

Der  Recurs,  welcher  wegen  ungerechtfertigter  Cen- 
suren,  sei  es  von  Clerikern,  sei  es  von  Laien,  eingelegt 
wurde,  unterschied  sich  von  dem  so  eben  dargestellten 
durchaus  nicht.  Auch  hier  urtheilte  der  weltliche  Richter 
keineswegs  über  die  Rechtmässigkeit  des  geistlichen  Spruches, 
sondern  begnügte  sich,  die  formale  Gesetzesverletzung  zu 
cOBstatiren  und  verlangte  dann  allerdings  die  Aufhebung 
des  Urtheils  *). 

Das  wichtigste  Beispiel  dieses  Verfahrens  hegt  in  dem 
schon  oben  erwähnte  Recurse  des  Pfarrers  V  a  n  deNesse 
vor.  Dieser  durch  Verfügung  des  Hofes  von  Brabant 
gegen  das  ungerechte  Decret  des  Erzbischofes  von  Mecheln 
im  Besitze  seiner  Pfründe  erhalten,  wurde  wegen  seines 
Becurses  von  demselben  Erzbischofe  mit  kirchlicher  Strafe 
belegt  H  n'y  a,  Sire  que  TArcheveque  et  $es  Partisans^ 
so  berichtete  der  Rath  von  Brabant  am  8.  Juni  1708.  an 
den  König ') ,  qui  ont  resiste  ä  la  hwiihre  qui  a  eclairi 
ioui  le  mande,  au  lieu  d'acquiescer  ä  une  sentence  si  juste, 
confue  avec  tant  de  maturite  . . ».  il  a  entrepris  d^envoyer 
au  mois  de  Fevrier  dernier  au  dit  Pasteur  un  mofiitoire 
que  nous  avons  trouve  si  prejudiciable  aux  fiauteurs  de 
Votre  Majestif  ä  Vauthorite  de  ses  Conseils,  aux  Droits  de 
ses  bons  sujets  et  aux  Lois  du  Pays,  que  nous  nous  sommes 
trouve^  ohligez  du  luy  ordonner  par  sentence  du  24.  du 
meme  mois  de  Fevrier,  de  casser  et  annulier  ce  monitoire 
avec  defefice  ä  tous  et  un  chacun  de  publier,  faire  ou  laisser 
publier  la  Censure  y  romminSe,  d*y  obMr,  ny  d^y  avoir 
aucun  egard. 

Der  Erzbischof  gehorchte  nicht.  Im  Gegentheil.  Er 
Hess  seine  Admonition  durch  den  Druck  vervielfllltigen,  in 


^)  Vgl.  ebendas.  S.  7.  —  Salgado  a.   a.  0.  p.   1.   c.  1.  no. 
148.  £f. 

')  Van  Espen  a.  a.  0<  Appdx.  S. 
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fremde  Sprachen  übersetzen,  unter  das  Volk  verbreiten,  und 
als  die  staatliche  Behörde  sich  dadurch  unbeirrt  des  Druckers 
und  der  Colporteure  bemächtigte,   appellirte  er  nach  Rom. 

Die  Congregatio  inquisitiouis  erliess  dann  auch  ein 
Decret,  welches  die  staatliche  Behörde  der  Excommuni- 
cation  ^)  verfallen  erklärte,  weil  sie  die  Freiheit  der  Kirche 
geknechtet  habe,  und  welches  in  Rom  publicirt  wurde. 

Aber  auch  das  schreckte  den  Rath  von  Brabant  nicht 
Ce  decret  est  emani  du  tribunal  de  TInquisition  qui  n'ä 
jamais  eti  reconnu  dans  ce  pays  non  plus  qu^aucun  atdre 
jugement  etranger  berichteten  sie  an  den  König,  sie  ver- 
langten, dass  er  seroit  servie  de  declarer  ce  Decret  ahusif, 
nfd  et  Sans  effet,  de  casser  et  afieantir  pour  autant  que 
hesoin,  dHnterdire  ä  tous  vos  sujets  de  tel  £tat  ou  cmidition 
quUls  puissent  estre^  Ecclesiastiques  ou  seculiers  de  U 
puhlier,  faire  et  laisser  publier  en  aucwie   maniere,   avec 

defence  d*y  obeir ä  peine  que  les  contravenants  seront 

punis  camme  infracteurs  des  droits  et  fuiuteurs  de  Votre 
Majesti  et  perturbateurs  du  repos  public,  declarant  que  les 
Supirieurs  de  tous  les  Ordres  et  tous  autres  devront  etre 
responsables  pour  la  contravention  de  ceux  qui  leurs  sont 
saumis.  Sie  belegten  die  Rechtmässigkeit  ihres  Verfahrens 
durch  verschiedene  Präcedenzen  *). 

Ebenso  verfuhr  der  grosse  Rath  zu  Mecheln  im 
September  1722.   La  cour  declare^  bestimmteer,  les  Lettres 


I 


^)  Das  widersprach  den  Gesetsen  v.  4.  October  1540.,  9.  Juli  1570. 
und  1.  Juni  1587.,  wonach  es  verboten  war,  königliche  Beamte  wegen 
AusQbung  ihrer  Functionen  cu  excommuniciren.  Siehe  auch  oben 
S.  598.  Anmkg.  8. 

')  »n  suffira  ....  citer  quelques  (Exemples)  nouveauz  et  dont  la 
memoire  est  encore  tonte  fraiche  comme  celui  des  P^res  Augustins  de 
cette  viile  pour  le  fils  du  Conseiller  Maes  leur  Religienx,  qui  furent 
ezcommuniez  par  le  P.  Prienr  des  Chartreux,  Commis  par  sa  Saintet^ 
pour  exploiter  certaine  Bulle  papale,  k  laquelle  ils  ne  voulurent  ob^ir, 
et  fut  la  publicatioo  de  Pexcommunication  k  leur  Requeste  cassöe  et 
leur  ^glise,  qui  a?oit  ensuite  d'icelle  6t^  serr^e,  ouverte  et  le  serrice 
divin  qui  avoit  cess^,  repris  et  continu^  comme  auparavant.  Un  autre 
des  Pdres  Minimes  qui  ue  voulurent  admettre  certain  Ordre  venu  de 
Rome,  k  faute  de  Placet,  par  Ordre  du  Serenissime  Archidnque  de 
glorieuse  memoire.    >Yan  Espen  a.  a.  O.  Appdx.  S.« 
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monitoires  et  decrets  de  Vexcommunication  de  12,  Novembre 
1721.  cy  metitionnSes  'et  tout  ce  qui  est  ensutvi,  ntdles  et 
de  mdle  vdleur  incompetemment  decernees,  attentoires  ä  la 
Jurisdiction  de  Sa  Majeste  et  coiüraires  aux  Lois  fonda- 
mentales  de  ce  pays ,  Fait  dSfence  ä  Maitre  Charles  de  la 
Ramie  Cure  de  Fomay,  de  s'en  servir  ou  prevaloir  ä  peine 
de  cinq  cent  Ecus  d'amende  *). 

Schliesslich  wurde  der  Recurs  in  den  Niederlanden 
eingelegt;  falls  die  Kirche  sich  überhaupt  einen  Eingriff  in 
das  staatliche  Gebiet,  eine  willkürliche  Abweichung  von 
dem  im  Lande  recipirten  Kirchenrecht  zu  Schulden  kommen 
Hess. 

So  hatte  der  Internuntius  i.  J.  1648.  dem  Bischof  von 
Namur  die  Befugniss  gegeben,  das  exemte  Kloster  von 
Gembloux  zu  visitiren.  Der  Rath  von  Brabant  erklärte  •) 
auf  den  deswegen  von  acht  Aebten  eingelegten  Recurs,  dass 
den  Petenten  frei  stehe,  de  debattre  de  sub-  et  obreption 
les  Lettres  cy  wentionnees  et  la  Visitation  ensuivie,  inter- 
disant  cependant,  tant  ä  VIntemonce  que  VEvesque  de  Namur 
de  ne  rien  attenter, 

£benso  verbot  der  Rath  von  Flandern  auf  eingelegten 
Recurs  eines  Pfarrers  aus  der  Diöcese  Toumai  den  Je- 
suiten, irgend  eine  Missionsthätigkeit  innerhalb  der  Parochie 
des  Beschwerdeführei's  'ohne  dessen  Genehmigung  vorzu- 
nehmen '). 

Die  Form  des  Verfahrens  hatte  nichts  von  der  ge- 
wöhnlichen Abweichendes.  Das  Gesuch  der  Petenten  wurde 
dem  Hofe  schriftlich  übergeben,  dieser  citirte  nach  Erfor- 
dern die  Parteien,  die  sich  auch  vertreten  lassen  konnten, 
und  fällte  schliesslich  sein  Urthcil ,  iiidem  er  dem  Verur- 
theilten  die  Kosten  des  Verfahrens  auferlegte. 

Die  Execution  des  Spruches  wurde  durch  Androhung 
einer  Geldstrafe  oder  Sperrung  der  Temporalien  bewirkt  *). 
Si  avant   qu'il  ne  cesse,   so   wurde   am,  9.  October  1652. 

>)  Van  Espen  de  recursu  S.  34. 
')  Eben  das.  Appdx.  A. 
*)  Eben  das.  Appdx.  C. 

*)  Ebendas.    S.   35.  £f.   —   Salgado  a.  a.  0.  prooem.    Got- 
varruvias  a.  a.  0.  S.  512. 
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bestimmt  ^),  vous  pourrejs  saisir  son  bien  et  les  rev:enus  de 
sa  prehende,  estant  de  votre  ressort ,  mimes  proceder  d  la 
verde  d'iceux,  comme  aussi  &n  cas  que  le  dit  Ärdhevique 
persisteroit  de  '^le  vouloir  surceoir  la  ditte  execution  de  pro- 
ceder au  saisissement  des  biens  de  son  Evechi. 


I 


Wenn  aber  auch  in  der  gedachten  Weise  dem  Ueber- 
greifen  des  Clerus  aus  der  ihm  zustehenden  Sphäre  eine 
feste  Schranke  gezogen  war,  so  war  doch  diese  Sphäre 
selbst  zu  weit  bemessen,  als  dass  die  Volkswohlfahrt  dabei 
hätte  gedeihen  können  '). 

Mit  ängstlicher  Sorgfalt  wurde  in  den  spanischen  ka- 
tholischen Staaten  die  Rechtgläubigkeit  gehegt  und  gepflegt. 
Wer  nur  mit  Protestanten  in  Berührung  kam,  galt  als  ver- 
dächtig, wurde  vom  geistlichen  Gericht  vernommen  und 
prozessirt,  und  von  den  staatlichen  Beamten  dem  geistlichen 
Urtheile  gemäss  bestraft  '). 

Die  Literatur  wurde  mit  schanungsloser  Sorgfalt  be- 
schnitten ^)  und  mehr  das  den  katholischen  Glauben  als  die 
Sittlichkeit  Gefährdende  verboten  *). 

Das  Ver&ögen  der  todten  Hand  war  im  steten  Wachsen 
begrijQfen  *) ,  und  die  Statthalter  selbst  überschritten  die 
Amortisationsgesetze  ''),  um  das  Gelüste  nach  guten  Werken 
zu  befriedigen.  ^ 

*)  Van  Espen  a.  a.  0.  S.  37. 

')  Vgl.  Hymans  l'eglise  et  les  libert^s  Beiges  (Bruxelles  et  Leipzig 
1858.)  210.  flf. 

>)  Ed.  V.  1607.  art.  18.  exilirte  jeden  Akatholiken.  Ed.  ▼.  1609. 
bestrafte  mit  ewigem  Exil  das  Beiwohnen  einer  protestantischen  Pre- 
digt. Vgl.  auch  die  Relatio  Status  des  B.  v.  Tournay  v.  J.  1648.  bei 
Kam  a.  a.  0.  1.,  326. 

*)  Der  B.  v.  Antwerpen  berichtete  i.  J.  1015.  an  den  Papst, 
dass  jeder  Drucker  und  Bachhändler  das  Glaubensbekenntniss  ablegen 
und  schwören  müsse,  die  Gebote  der  Kirche  zu  beachten.  Geistliche 
Censoren  prüften  die  Literatur,  Ram  a.  a.  0.  1.,  108.  f. 

^  Snellaert,  Hist.  de  la  litt^rat.  flamande  138. 

^)  Die  Staaten  von  Brabant  gaben  in  ihrer  Vorstellung  v.  22.  Juni 
1787.  die  Höhe  desselben  auf  300,000,000  Florin  an,  Rapödius  de 
Berg,  Mem.  et  docum.  pour  servir  k  l'hist.  de  la  revol.  braban^onne 
par  G^rard  (Bruxelles  1842.)  1.,  118. 

^)  Ausser  den  mittelalterlichen  bei  Henne  a.  a.  0.  7.,  227.  f.  auf- 
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Die  tiefen  Einwirkungen  des  Jesuiten-Ordens  machten 
sich  wie  überall  in  Veräusseriichung  des  Gottesdienstes, 
Verknöcherung  der  Lehre  und  Brachlegung  der  Bildung  *) 
geltend.  Der  Ruin  des  Landes  war  entschieden  und  nur 
die  Klöster  blühten  und  gediehen  '}. 

Somit  war  es  denn  auch  erklärlich,  dass  Maria  The- 
resia, als  sie  die  Regierung  der  Niederlande  übernommen 
hatte,  mit  Energie  die  Reformen  anbahnte  '),  welche  sie  in 
den  österreichischen  Stamuilanden  gleichfalls  begonnen  hatte, 
und  die  hier  wie  dort  gleich  nöthig  erschienen  ^). 

So  wurde  auch  in  Belgien  das  Asylrecht  ftir  Klöster 
und  Kirchen  abgescha£ft,  für  Ablegung  der  Klostergelübde 
das  fünfundzwanzigste  Jahr  bestimmt,  den  Klöstern  der 
Erwerb  neuer  Güter  verboten  und  sie  zum  Theil  genöthigt, 
ihr  altes  Vermögen  in  nutzbarer  Weise  anzulegen. 


geführten  sind  su  erwähnen  die  Gesa.  ▼.  1516.,  Art.  14.  Placcab. 
▼.  Brabant  1.,  207  ;  v.  12.  März  1516.,  v.  19.  Octob.  1520.  ebendas. 
1^  80.  —  vgl.  Henne  a.  a.  0.  7.,  229.  f.,  v.  20.  Febr.  1528.  Plac.  v. 
Fland.  1.,  747.,  1638.  (3.  Dezemb.)  Place.  ▼.  Brabant  1.,  89.  Nichts- 
destoweniger sagte  Depape  (c.  a.  1678.)  Trait^  de  la  joyeuse  entr^e 
(Malines  1787.  S.  199.):  »Ces  articles  et  placarts  conformes  ä  icenx 
ne  semblent  ass^s  suffisants  pour  emp^cher  aux  mainsmortes  Pacqoi- 
sition  des  fonds,  or,  on  n'en  peut  tirer  qoe  nullite  des  acquits  au  re- 
gard  des  mains  mortes,  et  amendes;  et  nonobstant  teile  defense,  ne 
laissent  pas  d'acquörir,  ach^tent  k  grands  prix,  et  fönt  passer  anx 
ali^nants  ou  ä  leurs  h^ritiers  de  r^p^ter  et  se  contentent  de  cession 
notarielle  sans  se  faire  adh(^riter,  se  fiant  a  la  restitutlon  du  priz  en 
cas  de  querelle.  11  faadroit  plus  grande  peine  coutre  les  acqu^rants, 
comme  de  confiscation,  ou  plus  grande  amende  p^cuniaire,  et  la  faire 
ex^cuter.«  —  Ueber  das  Verfahren  der  Statthalter  vgl.  Hymansa.  a. 
0.  187.  f. 

^)  Juste  Hist.  de  rinstruet.  publique  139. 

*)  I.  J.  1789.  gab  es  12,000.  Religiösen  in  601.  Klöstern  und  ausser- 
dem 30.  Beguinages.    Hymans  a.  a.  0.  227. 

^)  Als  gegen  diese  Reformen  der  belgische  Episcopat  eine  Ck>llectiT- 
adresse  an  die  Kaiserin  gerichtet  hatte,  wurde  diese  zurflckgeschickt, 
da  eine  bischöfliche  Körperschaft  der  Regierung  nicht  bekannt  sei.  Auf 
die  Entschuldigung  der  Bischöfe,  sie  hätten  sich  zufällig  zusammen- 
gefunden, erfolgte  der  Bescheid,  man  wünsche  fttr  die  Zukunft  eine 
Vermeidung  solches  Zufalles,  Dewez  Hist.  g^n.  de  la  Belgique  7.,  177. 

*)  Vgl.  im  Allgemeinen  Borgnet  Hist.  des  Beiges  ä  la  fin  du 
XVlIl.  si^cle  (Bnixelles  1844.)  1.,  25.  f. 
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Ein  Edict  v.  15.  September  1753.,  das  in  der  Folgezeit 
Ergänzung  fand,  untersagte  die  Legate  zu  G-unsten  geistlicher 
Institute  und  machte  die  diesen  unter  Lebenden  gewährten 
Geschenke  von  der  Genehmigung  der  Regierung  abhängig. 
Das  Monopol  der  Büchercensur  wurde  dem  Cierus  abgenom- 
men, da,  wie  die  fromme  Kaiserin  sich  ausdrückte,  les  gens 
ffeglise  chercJiefit  souvent  ä  faire  valoir  leurs  principes  au 
prejudice  des  droits  des  souveraiv^,  des  his  de  V£tat  des 
libertes  et  des  priviUges  des  peuples  *). 

Weiter  wurde  das  Placet  nicht  nur  dem  Papste  gegen- 
über gehandhabt ') ,  sondern  auch  für  die  Hirtenbriefe  der 
Bischöfe  angebahnt  *),  und  endlich  die  höheren  unter  geist- 
licher Leitung  verkommenen  Bildungsanstalten  reformirt^), 
während  die  Volksschule  dem  Cierus  gelassen  wurde. 

Der  Nachfolger  der  Königin,  Joseph  IL,  sollte  den 
Fehler  dieser  Inconsequenz  büssen. 

Denn  die  Massregeln  seiner  Mutter  hatten  herben  Groll 


k 


*)  Van  den  Peereboom,  Du  gouvemement  reprösentatif  en 
Belgiqne  1.,  62. 

*)  So  wurde  der  von  Benedict  XIV.  publicirte  Index  libror« 
prohib,  welcher  Van  Espen  verurtbeilte,  verboten  »wyl  zy  nogthans 
siechts  bet  yorstelyk  regt  en  de  landelyke  vrybeden  verdedigen.«  Am 
2.  Mai  1759.  wurden  zwei  Schriften  von  Dens  in  Beschlag  genommen 
da  »zy  grondbeginselen  bevatten  tegenstrydig  aen  het  Torstelyk  gezag, 
de  bulla  Goena  Domini  verdedigen  ent  het  bisschoppelyk  regt  mis- 
kennen.«  I.  J.  1767.  wurde  dem  Cierus  der  Gebranch  von  Brevieren, 
welche  die  Regierung  nicht  approbirt  hatte,  verboten,  Ruckelingen, 
Belgie  onder  Maria  Theresia  (Antverpen  1858.)  110.  f. 

')  Jaste  Hist.  de  la  Belgique  2.,  319.  Die  Kaiserin  schrieb  am 
80.  März  1775.  an  den  Rath  v.  Flandern:  »Gomme  il  s'est  glissö  qnel- 
quefois  dans  les  mandements,  des  6v6ques  des  choses  ou  r^pr^hensibles 
ou  peu  d^entes,  nons  vous  faisons  la  präsente  pour  vous  dire  que 
notre  intention  est  que  vous  nous  informiez  le  plus  t6t  possible  des 
mesures  quMl  pdurrait  y  avoir  k  prendre  ä  cet  egard  ä  l'avenir.«  Der 
Rath  schlug  dann  mit  allen  gegen  eine  Stimme  die  Einfflhrung  des 
Placet  vor. 

^)  Die  Ed.  v.  18.  Febr.  1755.  (M6m.  histor.  et  politiqnes 
des  Pays-Bas  autrichiens  2.,  205.)  und  v.  13.  Novemb.  1777. 
beschäftigten  sich  mit  der  Universität  Löwen,  welche  später  die 
Nichtigkeit  auch  dieser  Massnahmen  behauptete,  Rapedius  de  Berg 
a.  a.  0.  1.,  237.  f.  Durch  das  Edict  v.  18.  Juli  1754.  war  ein  staat- 
licher Corator  eingesetzt  worden. 
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• 

"Willi  Clerus  erregt,  und  dieser  streute  in  der  Volksschule 
die  reTolntionäre  Saat,  welche  alle  Reformmassregeln  und 
namentlich  die  staatliche  Schule  im  Keime  ersticken  sollten. 

Inzwischen  aber  nahmen  die  Reformen  unter  Joseph 
II.  ungestörten  Fortgang  ^) ,  nur  wurden  sie  mit  jener  eil- 
fertigen abstracten  Hast  betrieben ,  welche  auf  Neigungen, 
Wünsche  und  Zustände  des  Volkes  keine  Rücksicht  nimmt, 
sondern  die  vorgenommene  Schablone  auf  das  noch  so 
spröde  und  unempfängliche  Material  zu  drücken  versucht  '). 

Die  Massregeln  Josephs  sind  für  den,  welcher  seine 
österreichische  Wirksamkeit  kennt,  keine  neuen. 

Er  verlangte  Gewissensfreiheit  '),  befahl  den  Priestern 
gemischte  Ehen  zu  trauen  ^) ,  unterdrückte  Klöster  ^)  und 
Brüderschaften  •),  nahm  dem  Clerus  die  Führung  der  Civil- 
standsbücher  ') ,  beseitigte  Prozessionen ,  Jubiläen  •)  und 
Eirmesse  ^),  durch  welche  letztere  Massregel  er  namentlich 


'}  Es  yerdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  die  von  den  belgi- 
schen ültramontanen  so  hoch  gelobte  Maria  Theresia  das  Werk 
angefangen  hatte.  Vgl.  Brunner,  D.  Myster.  d.  Aufkl&r.  in  Oester* 
reich  (Mainz  1869.)  478.  f. 

*)  Material  für  die  Beurtheilung  der  Josephinischen  Reformen  ge- 
w&hren  die  17.  Bände  des  Recueil  des  r^pr^sentations, 
proteatations  et  r^clamations  de  tous  les  ordres  de 
Citoyens  etc.  (par  Tabbö  de  Fell  er)  1787—1790. 

*)  Das  Edict  V.  17.  Juli  1781.  gewährte  den  Akatholiken  das 
liberum  exercitium  roligionis,  die  Befngniss,  Kirchen  zu  bauen  und 
öffentliche  Aemter  zu  bekleiden.  Dagegen  erklärte  die  Universität 
Löliren  >que  la  tolerance  serait  le  germe  des  dissensions  des  haines, 
de  la  fureur  interminable  des  disputes  parceque  la  leligion  catholique 
regarde^  tous  les  h^r^tiques  comme  des  victimcs  d^vou^es  h  toute 
l'horreur  d'un  supplice  ^ternel.«    Janssens  a.  a.  0.  2,  404. 

')  Edicte  V.  15.  Dezemb.  1781.  und  21.  Mai  1782. 

'')  Ed.  V.  17.  Mai  1783.  Vgl.  auch  Rap^dius  de  Berg  a.  a.  0. 
1.,  129.  f.  Das  Vermögen  der  aufgehobenen  »couvents  inutiles«  wurde 
wie  in  Oesterreich  zur  Bildung  einer  >ca]sse  de  reb'gion«  benutzt; 
unter  die  Jurisdictionsgewalt  der  Bischöfe  wurden  die  Klöster  gestellt 
durch  Ed.  v.  28.  Novemb.  und  5.  Dezemb.  1781. 

*)  Es  wurde  ausserdem  aus  den  zahlreichen  an  Kirchen  und  Ka- 
pellen bestehenden  Brüderschaften  eine  einzige  unter  dem  Namen  der 
»amour  actif  du  prochain«  gebildet. 

»)  Ed.  v.  28.  Sept.  1784. 

•)  Ed.  V.  10.  Mai  1786. 
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das  niedere  Volk  erzürnte,  und  bemächtigte  sich  besonders 
des  religiösen  Unterrichtes,  indem  er  staatliche  Seminarien 
an  Stelle  der  bischöflichen  errichtete  *)  und  eine  Reform 
der  verrotteten  Verhältnisse  der  Universität  Löwen  ver- 
suchte •). 

Mit  diesen  kirchlichen  Massnahmen,  welche  höchstens 
bei  der  Oeistlichkeit  Unwillen  erregt  hatten  ') ,  hielten  aber 
politische  Reformen  gleichen  Schritt,  die  das  ganze  Land 
und  namentlich  die  alte  Behördenhierarchie  verletzten,  und 
so  konnte  der  Clenis  und  die  politischen  Parteien  einen  ge- 
meinsamen Bund  knüpfen  zur  Erhaltung  des  alten  Rechtes 
und  der  alten  Freiheit.  Dass  darin  freilich  ein  Widerspruch 
lag,  dass  die  Joyeuse  Entree,  welche  jetzt  als  Magna  Charta 
Belgiens  aus  dem  Kehricht  vergangener  Jahrhunderte  her- 
vorgesucht wurde,  sich  oft  genug  als  Feindin  jeder  Frei- 
heit und  Fortentwickelung  bewährt  hatte,  wurde  nicht  be- 
achtet. Die  Freiheit  der  Kirche  *)  Hess  sich  allerdings  mit 
ihr  realisiren ,  diese    war  aber  die  Vernichtung  der  bürger- 

•)  Ed.  V.  U.  Febr.  1786, 

>)  Ed.  V.  16.  Octob.  1786. 

')  Namentlich  beseitigte  er  durch  das  Edict  y.  24.  Novemb.  1788. 
betr.  die  römischen  Provisionen  die  Resignationen  und  Permutationen 
der  Beneficien,  die  ansehnlichen  Patronatrechte  der  üniyersit&t  ohne 
Weiteres;  nahm  den  Facnlt&ten  ihr  Vermögen  u.  s.  w.  Vgl.  Rap^dius 
de  Berg  a.  a  0.  1  ,  281.  ff.  Für  die  wissenschaftliche  Richtung  der 
Universität  genügt  es  anzuführen,  dass  sie  bis  z.  J.  1797.  die  Existenz 
▼on  vier  Elementen  lehrte,  das  Drehen  der  Sonne  um  die  Erde  u.  s.  w. 
DafOr  aber  auch  die  unumschränkte  Suprematie  des  Papstes,  Janssens 
a.  a.  0.  2.,  409. 

»)  Vgl.  Rapedius  de  Berg  a.  a.  0.  1.,  132.  -  Bezüglich  des 
General-Seminariums  verdient  hervorgehoben  zu  werden ,  dass  die 
Emeuten  der  Zöglinge  mehr  durch  die  in  den  bischöflichen  Anstalten 
anbekannte  Strenge  der  Disciplin ,  als  durch  die  Heterodoxie  der 
Lehrer  hervorgerufen  wurden.  In  den  Klagen  der  Seminaristen  figurirt 
neben  den  Beschwerden  über  diese  immer  harmonisch  das  Verlangen 
nach  Bier  und  Tabak.  Erst  die  clericalen  Leiter  der  Bewegung  gaben 
dieser  dann  den  frommen  und  wissenschaftlichen  Anstrich,  vgl.  eben- 
das.  2.,  6.  ff.  Rührend  naiv  behandelt  diese  Vorgänge  Th einer. 
Gesch.  d.  gcistl.  Bildungsanstalten  (Mainz  1835.)  S.  303.  ff'. 

^!  I.  J.  1530.  hatte  Clemens  VII.  keinen  Anstand  genommen, 
Karl  V.  und  seine  Beamten  von  dem  Eide  auf  die  joyeuse  entree  zu 
entbinden,  Henne  a.  a.  0.  4..  271. 
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liehen,  die  Tödtung  des  Staates;  sie  konnte  voll  nur  dann 
hergestellt  werden,  wenn,  wie  die  Universitftt  Löwen  in 
fast  rührender  Naivetät  für  sich  verlaugte,  mit  einem  Zuge 
die  Entwickelung  der  letzten  zwei  Jahrhunderte  gestrichen 
wurde  *). 

Mit  was  für  Mitteln  nun  sorgte  Joseph  II.  für  die 
Durchfahrung  seiner  Massnahmen?  Wie  suchte  er  seine 
Institutionen  zu  schützen  gegen  die  immer  wachsende  cle- 
rikale  Agitation  und  die  damit  verbundenen  Q^esetzesüber- 
tretungen,  deren  Geistliche  wie  Laien  sich  in  Hülle  und 
Fülle  schuldig  machten? 

Zunächst  musste  auch  hier  das  Placet  herhalten,  das 
Hiit  ängstlicher  Wachsamkeit  gehandhabt,  wie  in  Oesterreich 
zur  Sichtung  des  Breviers  und  gegen  päpstliche  Erlasse  ') 
angewendet,  und   dessen  Umgehung  strenge  gerügt  wurde. 

Als  der  Papst  in  einem  Breve  die  oben  genannte  Schrift 
Eybels  verdammt  hatte ^  verbot  die  Regierung  zwar  die 
Schrift,  aber  auch  die  Publication  des  päpstlichen  Urtheils 
in  den  Niederlanden,  und  als  der  päpstliche  Nuntius  Zon- 
dadari  das  Brevo  nichts  desto  weniger  in  Brüssel  drucken 
Hess  und  an  einige  Personen  vertheilte,  wurde  er  durch 
Befehl  der  Regierung  mit  seinem  Auditor  des  Landes  ver- 
wiesen •). 

Andererseits  wurden  auch  den  Bischöfen  und  Geistlichen 
gegenüber  die  Mittel  zur  Anwendung  gebracht,  deren  Er- 
folg der  Kaiser  in  Oesterreich  so  mannigfach  erprobt  hatte. 

Der  Erzbischof  von  Mecheln,  v.  Frankenberg, 
wurde  nach  Wien  beordert,  ihm  dort  die  Alternative  ge- 
stellt zwischen  Gehorsam  und  Resignirung  auf  sein  Amt  *), 


^  Die  Eingabe  der  Universität  bei  Kap^dias  de  Berga.R. 
0.  1.,  241. 

^)  So  wurde  den  neu  ernannten  Belgischen  Bischöfen  nicht  mehr 
der  Eid  auf  die  Bulle  ünigenitus  gestattet.  Brunner  theol.  Dienersch. 
122.  f. 

^)  Die  Aktenstocke  bei  K a p e d i n s  de  Berg  a.  a.  0.  1 .,  1 70.  ff. 
Vgl.  auch  B  r  u  n  n  e  r  theol.  Dienersch.  152.  f. 

*)  Der  Kaiser  verlangte  von  ihm  »changer,  plier  on  casser.«  »II 
est  lermement  äMd^y  fflgte  er  hinzu,  qu'il  ne  partira  pas  d'ici  qu'il 
n'ait  pris  l'un  on  Pautre  de  ces  deux  partis,  ^tant  fort  6gal  k  la  re- 
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und  die  Rückkehr  nach  Belgien  erst  wieder  gestattet,  als 
dort  die  übrigen  von  der  Regierung  geübten  Gewaltmass- 
regeln *) ,  die  Aufhebung  von  Klöstern ,  welche  den  obrig- 
keitlichen Befehlen  nicht  nachkamen  *) ,  die  Verbannung 
widerspänstiger  Geistlicher  '),  die  Drohung  mit  Temporalien- 
sperre  gegen  ungehorsame  Bischöfe  *) ,  die  Verhaftungen, 
welche  auch  gegen  Mitglieder  des  Episcopates  verhängt 
wurden  *) ,  gleichfalls  nicht  nur  zu  keinem  Resultate  ge- 
führt, sondern  vereint  mit  den  weltlichen  Reformen  den 
Anlass  zur  offenen  Revolution  gegeben  hatten. 

Von  dem  Recursus  ab  abusu  scheint  die  kaiserliche 
Regierung  der  belgischen  Agitation  gegenüber  keinen  Ge- 
brauch   gemacht    zu    haben  ^).      Und    mit   gutem    Grunde. 


\ 


ligion  et  k  l'EtÄt  qu*uii  Frankenberg  soit  archevöqne  de  Malines ;  mais 
il  Importe  beaucoup  qne  le  chef  de  PEglise  belgique  soit  imbu  de  tons 
principes,  aussi  docile  que  z^l^  k  les  suiyre  et  k  les  faire  adopter  par 
tont  son  clergö.«    Vgl.  Borgnet  a.  a.  0.  1.,  52. 

')  So  wurde  Beispielsweise  die  Scbliessung  der  bischöflichen  Se- 
minarien  gewaltweise  yorgenommen ,  Rap^dius  de  Berga.a.  0. 
2.,  83.  ff. 

')  Die  Klöster  wurden  bei  Strafe  der  Temporaliensperre,  beziehent- 
lich der  ünterdrackung  aufgefordert,  ihre  Mitglieder,  welche  die  Stu- 
dien noch  nicht  absolyirt  hatten,  dem  Generalseminar  zuzufahren;  Ed. 
y.  23.  Febr.  1789.,  ebendas.  2.,  141.  f. 

*)  Beispiel  ebendas.  2.,  143. 

^j  Decr.  y.  24.  Febr.  1789.  an  den  EB.  y.  Mecheln,  ebendas. 
2.,  144.  Bemerkenswerth  erscheint  die  Antwort,  welche  die  Regierung 
diesem  Pr&laten  gab,  als  er  Gewissensbedenken  yorschQtzte:  »Comme 
la  conscience  que  V.  E.  alUgue  sans  cesse,  depui  1787.,  lui  doune  assez 
de  courage  pour  d^sob^ir  de  la  fa^n  la  plus  soutenue  et  la  plus  mar- 
qu^e  k  son  souyerain,  eile  lui  en  donnera  4galement  assez  sans  doute, 
pour  rösigner  entre  les  mains  de  S.  Mig.,  les  dignitös  qui  la  mettent 
dans  la  cruelle  alternatiye  d'Mre  infid^le  k  son  souyeraiu  ou  k  celle 
conscience ,  qu'elle  laisse  si  ayeugl^ment  diriger«  etc.  ebendas.  2., 
145.  f. 

*)  Beispiel  ebendas.  2.,  308. 

^)  Unter  der  Regierung  yon  Maria  Theresia  ergriff  noch  die 
Uniyersität  L  ö  w  e  n  i.  J.  1749.  den  Recurs  gegen  eine  Verfügung  des  6. 
y.  Gent,  welcher  die  Zöglinge  der  uniyersität  zwingen  wollte,  sein  Se- 
minar zu  besuchen  vor  Erlangung  der  Weihen.  Als  der  Bischof  der 
ünlyersit&t  die  Einbringung  des  Recurses  als  Attentat  gegen  die  kirch- 
liche Freiheit  yorwarf ,  antwortete  diese  in  entschiedenster  Weise  und 
erhielt  yon  der  Regierung  Recht,  siehe  oben  S.  587. 
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Denn  die  Behörden,  welche  rechtlich  zur  Entgcheidang  der 
von  der  Regierung  beklagten  geistlichen  Amtsmissbräuche 
befugt  gewesen  wären,  waren  selbst  dem  kaiserlichen  Re- 
formeifer zum  Opfer  gefallen,  und  wenn  auch  in  der  That 
nicht  durch  die  vom  Kaiser  beliebte  neue  Gerichtsorgani- 
sation ersetzt,  so  doch  wenig  geneigt,  den  clericalen  Bundes- 
genossen dem  gemeinsamen  Feinde ,  der  Regierung  zu 
opfern.  Die  Einbringung  jedes  Recursus  ad  principem 
würde  mit  oflFener  Niederlage  des  Gouvernements  geendet 
haben.  — 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Revolution  über  die  zur  Un- 
zeit nachgiebige,  zur  Unzeit  trotzige  Haltung  der  Regierung 
den  Sieg  davon  trug.  Vergebens  rief  Joseph  die  Ver- 
mittelung  des  Papstes  ^)  und  selbst  des  von  ihm  ausgewie- 
senen Nuntius  an.  Erst  seinem  Nachfolger  gelang  es,  mit 
Waffengewalt  des  Landes  wieder  Herr  zu  werden  und  we- 
nigstens einen  Theil  der  Reformen  zu  retten  '). 


Durch  die  grosse  Revolution  (9.  Vend^miaire  an  IV. — 1. 
October  1795.)  wurden  die  Niederlande  mit  Frankreich 
vereinigt,  und  nahmen  somit  Theil  an  der  Entwickelung 
des  französischen  Rechts,  wie  es  sich  besonders  in  den  or- 
ganischen Artikeln  des  Jahres  X.  (8.  April  1802.)  und  in 
den  Artikeln  199 — 208.  des  Code  pänal  darstellte.  Der 
französische  Appel  comme  d'abus  in  seiner  oben  geschil- 
derten Form  wurde  mit  dem  Placet  niederländisches  Recht, 
und  blieb  es  auch  für  das  Königreich  Holland,  welches 
Napoleon  geschaffen  hatte. 


Das  kurzsichtige  politische  System  der  verbündeten 
Mächte  schuf  nach  Beendigung  der  Napoleonischen  Kriege 
aus  dem  protestantischen  Holland  und  dem  katholischen 
Belgien  einen  Staat  unter  der  Regierung  des  oranischen 
Wilhelm  I.  ») 

Es  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  dies  Königreich 


^)  Brunner  theol.  Hofdienersch.  102.  197. 

')  Die  ConcessloDen  Leopolds  bei  Borgoet  a.  a.  0.  1.,  200.  f. 

')  Vgl.  Treitschke,  Hist.  u.  pol.  Aufsfttie.    N.  F.  682.  f. 
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der  vereinigten  Niederlande  sich  der  clericalen  Sympathien 
zu  erfreuen  gehabt  hätte.  Schrieb  doch  der  Bischof  von 
Gent,  Moritz  von  Broglie,  den  der  Frieden  wieder 
in  den  Besitz  seines  ihm  von  Napoleon  entzogenen  Bis- 
thums  gesetzt  und  aus  der  Verbannung  zui*ückgeführt  hatte, 
eine  eigene  Denkschrift  ^)  an  den  Wiener  Congress, 
worin  er  nicht  nur  —  und  das  ist  ein  characteristisches 
Symptom  für  die  politische  Einsicht  des  Petenten  —  das 
Heil  der  Kirche  in  der  Wiederherstellung  der  Zehnten  er- 
blickte, sondern  auch  gleichzeitig  der  Trennung  des  katho- 
lischen Belgiens  von  dem  protestantischen  Holland  das  Wort 
redete. 

Die  katholischen  Sympathien  wurden  noch  weniger  be- 
friedigt durch  den  Verfassungsentwurf,  welchen  Wilhelm  I. 
noch  vor  der  Vereinigung  Hollands  mit  Belgien  für  das 
erstere  erlassen  hatte  '). 

Nicht  nur  dass  die  Toleranz  als  das  für  Kirchenfragen 
massgebende  Princip  aufgestellt  war,  freilich  mit  besonderer 
Betonung  der  reformirten  Kirche,  welcher  der  König  zu- 
gehörte (Art.  133.)*  ftuch  das  Staatsmonopol  über  die  Schule 
empfing  eine  feste  Normirung,  wieder  mit  Berücksichtigung 
der  speciell  reformirten  Kircheniuteressen  '). 

Freilich  empfingen  diese  Principien  in  dem  von  dem 
Könige  später  den  belgischen  Notabein  vorgelegten  Ver- 
fassungsentwurfe die  bei  einem  paritätischen  Staate  noth- 
wendigen    Modificationen  ^).       Aber    gerade    diese    Parität 

')M^inoire  adressö  aux  hautes  puissances  as- 
sembl^esdanslecongros  deVienne.  Gand  chez  B.  Toel- 
man  8.  Octob.  1814.  auch  bei  Manch,  Vollst.  Samml.  aller  &lt.  u. 
neuer.  Conkordate  2.,  423.  ff. 

«)  bei  Pölitz,  die  europ.  Verl.  seit  d.  J.  1789.  2.,  192.  flf. 

')  Art.  140.:  »Zur  Aufrcchthaltung  der  Religion,  als  einer  mäch- 
tigen Stfltse  des  Staats  und  zur  Verbreitung  von  Kenntnissen  ist  der 
öffentliche  Unterricht  auf  den  hohen,  mittlem  und  niedern  Schulen  ein 
Gegenstand  der  unermfldeten  Aufmerksamkeit  der  Regierung,  c 

*}  Art.  190.:  »Die  vollkommene  Freiheit  aller  religiösen  Meinungen 
wird  jedermann  garantirt«  192. :  »Alle  Unterthanen  des  Königs,  ohne 
Unterschied  ihres  religiösen  Glaubens,  gemessen  dieselben  bOrgerlichen 
und  politischen  Rechte,  und  haben  gleichen  Anspruch  auf  alle  Worden 
aod  Aemter.«    194:  »Kein  Gottesdienst  darf  in  seiner  öffentlichen  Aus- 
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•elbst,  wie  eie  wenig  dem  Geschmacke  der  engherzigen 
reformirten  holländischen  Kirche  entsprach,  verstiess  absolut 
gegen  die  Grundsätze  der  katholischen  Kirche,  welche  sie 
in  Belgien  nicht  zum  Vortheil  des  Landes  unter  der  spani- 
schen Herrschaft  hatte  aufrecht  erhalten  können,  und  die 
in  der  Proclamation,  welche  die  verbündeten  Mächte  bei  Be- 
setsung  des  Landes  erlassen  hatten,  geradezu  bestätigt  zu 
•ein  schienen  ^).  Der  beigische  Episcopat,  schon  verletzt, 
weil  er  bei  der  Notabeinversammlung  durch  den  ag^wöh- 
niaohen  Widerwillen  des  Königs  nicht  zugelassen  worden 
war,  erhob  ,Iaut  seine  Stimme  gegen  das  Verfassungsproject. 
Er  eonstatirte  in  einer  CoUectiveingabe  an  den  König 
geradezu  seine  „formelle  Opposition'^  gegen  die  Staatsge- 
setze '),  er  suchte  auch  von  vorne  herein  die  Verantwortlich- 
keit von  sich  abzuwälzen,  falls  die  öffentliche  Ruhe  Gefahr 
leiden  sollte.  Und  am  2.  August  1815.  richtete  der  Bischof 
von  Gent  einen  Hirtenbrief  an  seine  Diöcesanen ') ,  in 
welchem  er  gegen  das  „finstere  Principe  der  Gewissens- 
freiheit Verwahrung  einlegte,  und  die  Verfassungsbestim- 
mung, dass  die  Confession  kein  Hinderniss  für  die  Beklei- 
dung von  Staatsämtem  abgeben  könne,  ftir  die  Quelle 
unheilbarer  Uebel  erklärte ,  welche  die  heilige  Religion  be- 
drohten. Er  protestirte  formell,  dass  die  von  ihm  gebrand- 
markten Grundsätze,  welche  freilich  in  allen  modernen  Ver- 
fassungen  stehen,    in    die   belgische  aufgenommen  würden, 

Übung  verhindert  werden,  ausser  wenn  er  die  Ordnung  und  öffentliche 

Rahe  stören  könnte.«    196. :  »Der  König  wacht  darüber dass  jeder 

Gottesdienst  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  Gehorsams  halte,  den  er 
den  Gesetzen  des  Staates  schuldig  ist.«    Bei  Pölitz  a.  a.  0.  2.,  224.  f. 

')  V.  7.  März  1814.;  das  Generalgouvernement  erkl&rte,  »qu'il  main- 
tiendra  inviolablement  la  puissance  spirituelle  et  la  puissance  temporelle 
dans  leurs  bornes  respectives,  ainsi  qu'elles  sont  fix^es  dans  les  lois 
canoniques  et  les  anciennes  lois  constitutionelles  du  pays. . .« 

')  Die  Eingabe  bei  G  e  r  1  a  c  h  e ,  Eist,  du  royaume  des  pays-bas, 
depuis  1814.  juisqu'en  1880.  (Bruxelles  1889.)  1.,  308.  ff.  Den  Haupt- 
tadel  erfährt  die  Bestimmung,  dass  »une  protection  et  une  faveur 
Egales  sont  accordöes  k  tous  les  cultes.«  Ferner  Art.  186.:  Dass  die 
öffentliche  Religionsfibung  »peut  Stre  empfiehl  ctans  le  cas  oü  il  pourrait 
troubler  la  tranquillit^  publique." 

*)  inprimöe  chez  Bemard  Toelman;  auszttglich  bei  Gerlaohe,  a. 
a.  0.  1.,  310.  f. 
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er  verbot  den  Notabeln  seiner  Diöcese,  d'y  adMrer  en 
aucune  maniere  et  sous  aucun  pritexte  quelconqm ,  und  der 
B.  V.  Tournay  folgte  dem  Beispiele  seines  Amtsbruders 
(1 1 .  August).  Als  dann  aber  aller  Widersprüche  ungeachtet 
die  Verfassung  von  der  Regierung  publicirt  wurde,  erliessen 
die  Bischöfe  ein  jugement  doctrinal  *) ,  worin  sie  sich  ihrer 
heiligen  Pflichten  gegen  Kirche  und  Volk  dadurch  zu  ent- 
ledigen unternahmen,  dass  sie  erklärten,  qu'aucun  de  no$ 
diocSsains  ne  petäy  sans  trahir  les  plus  chers  interSts  de  $a 
religion,  sans  re  rendre  coupable  d^un  grand  crime  y  priter 
les  differeiis  sermens  prescrits  par  la  Constitution ,  par  les- 
quels  on  s^engage  ä  öbserver  et  ä  maintenir  la  nouvelle  loi 
fondametitale  ou  ä  concourir  au  maintien  et  ä  Vobservatian 
de  ladite  loi.  — 

Diese  geradezu  revolutionäre  Auflehnung  des  Clerus, 
die  in  der  Presse  bald  Unterstützung  fand,  hatte  natürlicher 
Weise  eine  Nachgiebigkeit  der  Regierung  nicht  zur  Folge. 
Der  König,  welcher  in  seinem  Decret  vom  24.  August  1814. 
schon  eine  öffentliche  Rüge  ausgesprochen  hatte,  contre  les 
hommes  de  qui  le  corps  social  devrait  attendre  Vexemple  de 
la  tolirance  et  de  la  chariti  evangeliques  *),  und  die  hollän- 
dische Regierung  blieben  vielmehr  dem  eingeschlagenen 
Wege  der  Politik  getreu  und  schufen  zu  den  alten  Schwie- 
rigkeiten neue. 

Nicht  nur  dass  sie  das  Staatshoheitsrecht  über  die 
Schule  ')  schneidig  und  ohne  jedes  vermittelnde  Uebergangs- 
Stadium  zur  Anwendung  brachten  ^) :  sie  begründeten  auch 
in  Josephinischer  Weise  ein  Seminar  (colUge  philosophique) 
in  Löwen,  welches  jeder  Kirchendiener  absolviren  sollte, 
und  sie  gingen  so  einseitig  vor,  dass  sie  den  Eltern  geradezu 


^)  bei  Mflnch  a.  a.  0.  2.,  4SI.  ff. 

')  abgedruckt  bei  Ger  lache  a.  a.  0.  1.,  803.  f 

»)  Verf.-Urk.  Art.  226.  —  Vgl.  auch  Münch,  üeber  d.  Freiheit 
d.  Unterrichtes  mit  besond.  Beziehung  auf  d.  Eönigr.  d.  Niederlande 
(Bonn  1829). 

*)  Arr6ts  ▼.  14.  Juni  1825.  bei  Bartels  documents  histor.  sur  la 
r^Tolut  beige  (Bruxelles  1836)  64.  ff.,  wo  auch  die  ürtheile  der  zeit- 
genössischen Journale.  Dann  wurde  i.  J.  1829.  den  Kammern  ein  pro- 
ei  de  loi  sur  Pinstruction  yorgelegt. 
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verboten,  ihre  Kinder  im  Auslände  erziehen  zu  lassen,  oder 
wenigstens  diese  dann  für  jedes  Staats-  oder  Eirchenamt  un- 
&hig  erklärten  ^).  Die  Regierung  begünstigte  femer  eine  anti- 
kirchliche Presse,  welche  den  niedrigen  Ton  der  Debatte, 
den  die  oppositionellen  Journale  angeschlagen  hatten,  nach- 
ahmte, und  tactlos  genug  die  religiösen  Oefühle  der  Bevöl- 
kerung verletzte;  sie  iiess  sich  kleine  Fehler  zu  Schulden 
kommen,  welche  die  Parteiungunst  zu  Haupt-  und  Staats- 
actionen  erhob,  sie  emancipirte  sich  nicht  von  dem  national- 
holländischen Standpunkt  und  provocirte  so  selbst  eine 
Erregung  der  belgischen  Nationalität ;  sie  vermied  nicht,  auf 
politischem  Gebiete  die  Neigungen  und  Wünsche  der  Belgier 
zu  verletzen  ') ;  sie  brachte  eine  Coalition  der  liberalen  und 
ttltramontanen  Partei  zu  Wege ') ,  welche  vereint  sich  das 
Ziel  stecken  konnten,  das  die  kirchliche  schon  vor  Errich- 
tung des  Königreichs  der  Niederlande  als  Programm  be- 
kannt hatte:  die  Trennung  Belgiens  von  Holland. 

Auch  die  von  Erfolg  begleiteten  Verhandlungen,  welche 
die  Regierung  mit  Rom  pflog  und  welche  zu  dem  Con- 
cordate  v.  J.  1827.^)  führten,  beschwichtigten  den  Sturm 
der  Aufregung  nur  vorübergehend,  da  der  Vertrag  selbst 
nicht  zur  Ausführung  gebracht  wurde  und  auch  kaum 
konnte,  wenn  die  Regierung  nicht  alle  bisher  befolgten 
Principien  für  falsch  und  verwerflich  erklären  und  mit 
Sicherheit  die  Sympathien  der  protestantischen  Holländer 
verlieren  wollte,  ohne  doch  die  Garantie  zu  besitzen,  die- 
jenigen der  katholischen  Belgier  zu  erlangen  ^). 

Aber  die  niederländische  Regierung  hat  der  clericalen 
Agitation  gegenüber  nicht  feige   die  Wa£fen  gestreckt;    sie 

')  Arndt  V.  14.  August  1826. 

')  Vgl.  Gagern,  Das  Leben  des  Generals  Friedr.  v.  Gagern 
(Leipzig  u.  Heidelberg  1857.)  2.,  29.  ff. 

«)  Vgl.  Bartels  a.  a.  0.  10.  ff. 

')  bei  Manch,  Concordate  2.,  457.  ff. 

')  Vgl.  das  Circular  von  Gobbelsebroy  bei  Gerlache  a.  a. 
0.  1.,  444.  ff.  und  Münch  a.  a.  O.2.,  452.,  durch  welches  namentlich 
der  AUocution  Leo's  XII.  v.  17.  Sept  1827.  opponirt  warde.  —  Die 
Literatur  über  das  Goncordat  bei  Manch,  Ueb.  d.  Freih.  d.  Unter- 
richts, vgl.  auchObservations  sur  les  Liberti^s  del'Eglise 
B  e  1  g  i  q  u  e  (Bruxelles  1827.). 

K.  Friedberg,  D.  Hisebr.  d.  geistl.  Amtsgewalt.  40 
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hat  ihr  mit  den  Mitteln  der  Oesetze  in  derselben  Weise 
gegenübersutreten  versucht ,  wie  sie  später  die  politische 
Revolution  mit  Waffengewalt  zu  erdrücken  unternahm.  Das 
erstere  gelang  ihr  besser ,  als  das  andere ;  und  äie  wäre 
zweifelsohne  der  kirchlichen  Bewegung  Herr  geworden, 
wenn  sie  nicht  der  liberalen  unterlegen  wäre. 

Als  der  König  von  Belgien  Besitz  nahm ,  galten  dort 
wie  in  Holland  die  Bestimmungen  des  französischen  Con- 
cor dates  V.  J.  1801.  mitsammt  den  organischen  Artikeln. 
Die  ersteren  waren  auch  durch  das  Concordat  v.  1827. 
nicht  beseitigt  worden,  hatten  vielmehr  nur  eine  Ausdeh- 
nung der  Gültigkeit  auf  die  nördlichen  Provinzen  des  Staates 
erfahren.     Es  galten  ferner  die  französischen  Codes. 

Somit  war  für  die  Regelung  des  Verhältnisses  von  Staat 
und  Kirche  nicht  nur  der  appel  comme  d'abus  vorhanden, 
sondern  auch  das  Placet  und  die  gegen  Geistliche  gerich- 
teten Strafbestimmungen  des  Code  pänal.  Als  weitere  Ga- 
rantie tür  die  Gesetzestreue  der  Cleriker,  welche  an  einer 
parlamentarischen  Körperschaft  theilnahmen ,  war  endlich 
im  Art.  84.  der  Verfassung  der  Eid  auf  dieselbe  vorge- 
schrieben. 

Was  den  letzteren  anlangt,  so  benahm  sich  die  Regie- 
rung ohne  durchgreifende  Energie. 

Wir  haben  schon  oben  erwähnt,  dass  die  Bischöfe  sich 
gegen  den  Verfassungseid  erklärten,  was  der  Papst  in  einem 
Breve  v.  1.  Mai  1816.  billigte.  Nur  der  zum  Erzbischof 
von  Mecheln  designirte  Graf  Möan  leistete  ihn  als 
Mitglied  der  ersten  Kammer,  aber  gerade  deswegen 
wurde  ihm  Seitens  der  römischen  Curie  die  Institution 
verweigert.  Und  die  Regierung  gestand  zu,  dass  Graf 
Mäan  eine  öffentliche  Erklärung  erliess,  in  welcher  er  die 
Missbilligung  aller  der  Verfassungsartikel  aussprach,  welche 
der  Papst  bemängelt  hatte,  sie  liess  sich  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhle  in  eine  el  ;nso  unfruchtbare  wie  unwürdige 
Discussion  über  das  niederländische  Verfassnngsgesetz  ein  ^), 

')  Der  Cardinal  Consalvi  richtete  an  den  niederländischen  Ge- 
sandten am  2.  October  1816.  folgende  bisher  ujiigedrack  te  Note: 

»Le  Cardinal  Secr^taire  d'Etat  ayant  mis  sous  les  jeux  da  S.  P^re 
Ja  note  de  Y.  £.  du  15.  Join  S.  S.  apr^s  Pavoir  prise  en  düe  coasid^ 
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ration  d^sirant  d'^carter  toute  discussion  qui  puisse  ^loigner  de  la  con- 
ciliation  souhaitöe  a  ordonn^  au  Soussn^  de  limiter  sa  r^ponse  auz 
tenls  articles  nöcessaires  pour  atteindre  ce  but. 

La  note  de  V.  E.  soutient  le  serment  prescrit  par  la  Constitution 
et  dans  la  suppoaition  d'aucun  d^montr^,  qu'il  est  permis  m6me  aux 
Catholiques ,  eile  envisage  encore  (^cart^  Pobstacle  que  sa  prestation 
paisae  opposer  k  Mr.  de  M^an  pour  ötre  institu^  par  le  St.  sibge  h 
PArcheT^ch^  de  Malines  et  eile  renouyelle  par  cons^uent  la  demande 
en  sa  foveur. 

Le  soussign^  ne  peut  en  premier  Heu  oraettre  d'observer  que  V. 
K.  k  l'effet  de  justifier  le  susdit  serment  est  entr^e  dans  differens  d^- 
tails  qui  regardent  la  doctrine  de  la  religion  catholique.  Cette  mani^re 
(?)  appartenant  au  premier  pontife  comme  mattre  suprSme,  si  apr^s 
qua  le  S.  Perd  a  fait  connaitre  ses  sentimcnts  sur  un  tel  objet,  il  ne 
peut  7  ayoir  aucune  force  dans  l'opinion  differente  d'un  Catholique 
qoelconque,  il  peut  y  en  avoir  beaucoup  moins  dans  celle  de  quiconque 
n'iqppartenant  pas  k  la  religion  catholique,  qui  professe  des  principes 
differens. 

S.  S.  ne  peut  s'emp^her  de  repeter  que  la  formule  prösent^e  par 
la  Constitution  portant  Fobligation  d'accorder  indistinctement  nne  ^galc 
j^otection  k  tous  les  cultes  ne  peut  dtre  en  aucune  mani^re  permis  au 
Catholique. 

y.  £.  permettra  au  soussigne  d'observer  que  la  diff^rence  entre 
les  oommunions  religieuses  et  les  cultes  est  plus  ing^nieuse  que  vraie. 
Si  le  serment  promettait  une  §gale  protection  a  toutes  les  personnes 
qui  professent  les  diffSrentes  confessions,  le  raisonnement  de  V.  £. 
serait  admissible,  mais  la  protection  promise  aux  oommunions  et  non 
pas  aux  personnes  qui  les  professent  est  synonyme  de  la  protection 
dea  cultes  et  par  cons^quent  absolument  defendue  ä  un  Catholique. 
dont  les  principes  sont,  que  dans  la  seule  religion  catholique  se  trouve 
la  veritö.  V.  E.  sait  bien  que  qui  professe  de  tels  principes  ne  peut 
jurer  de  prot^ger  aucun  autre  culte  pour  cela  mdme  qu'il  ny  reconnait 
pas  la  y^rit^. 

Si  le  serment  dont  il  s'agit  est  par  sa  nature  illicite  au  catholique, 
il  est  clair  qu'il  ne  peut  pas  devenir  licite  pour  lui,  quand  m6me  11 
le  pröterait  non  comme  evcque,  mais  comme  membre  des  ^tats  g^n^- 
raux,  cette  Separation  en  affaires  de  conscience  et  de  religion  ^tant  in- 
admissible  dans  la  memo  personne,  puisque  celle  ci  en  le  chargeant 
de  i'emploi  de  membre  d'une  assembl^  g^n^rale  ne  cesse  pas  pour  cela 
d'^tre  catholique  et  n'est  pas  habilit^  pour  un  acte  aussi  important  de 
religion  comme  Test  un  serment  que  les  principes  catholiques  döfendent 
par  son  illiscitude  intrinsique. 

S.  S.  ne  saurait  se  persuader  que  pour  un  motif  aussi  juste  comme 
celtti  de  ne  pas  violenter  la  conscience  de  toute  la  Belgique  dans  une 
affaire  auasi  delicate  et  de  pourvoir  en  m^me  temps  k  la  tranquillit^ 
publique,  S.  M.  ne  puisse  . . .  adopter  quelque  modification  plausible  h 

40* 
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und  billigte  endlich  sophistische  Distinctionen  ^),  so  dass  die 
katholischen  Wortführer  alle  ihren  Eid  dans  le  sens  de  M. 
de  MSan  leisteten,  d.  h.  ohne  eine  Verbindlichkeit  sämmtlicher 
beschworener  Verfassungsbestimmungen  anzuerkennen  '). 

Das  Placet  wurde  von  der  Regierung  fester  wahrge- 
nommen. Sie  machte  dem  Bischof  v.  Broglie  gerade 
wegen  Verletzung  der  Placetvorschriften  den  Prozess,  auf 
welchen  wir  sofort  zurückkommen  werden ;  sie  sprach  dem 


I 


cet  6gard  ou  qu'il  est  trop  evident  qae  celui  qni  a  eu  l'autoritö  de 
faire  la  Constitution  doit  aussi  avoir  celle  de  la  modifier  et  d'y  faire 
ces  changemens  ou  ces  additions  qui  sont  demand^s  par  ane  partie  si 
nombreose  de  ses  sajets  et  que  leor  bonheur  demande  6galement«.... 
Es  wird  dann  gefordert,  der  £B.  v.  M^an  solle  widerrufen  in  einem 
abzudruckenden  Briefe  mit  folgender  Formel:  »Ego  infrascriptns  cam 
in  qualitate  membri  primae  camerae  statunm  geueralium  Belgii  jura- 
mentnm  praestiterim  a  lege  fandamentali  praedicti  regni  praescriptnm, 
cnpiamque  invariabilem  submissionem  meam  s.  sedi  et  supremo  ponti- 
fici  Pio  VII  perspicue  manifestare  atque  eodem  tempore  efficere  nt 
constet  de  paritate  fidei  quam  inTiolabilem  servare  semper  optavi,  per 
presentes  declaro,  me  dictum  juramentum  reprobare  relatim  ad  illos 
praefatae  legis  articulos  qui  a  s.  sede  non  reperiuntur  conformes  prin- 
cipiis  catb.  religtonis  et  legibus  ecciesiae,  simulqne  protestor,  me  quod 
ipsa  adprobat,  adprobare,  quodque  ipsa  condemnat  condemnare,  meque 
omni  occasione  s.  et  immutabilia  catb.  religionis  dogmata  absque  ulla 
limitatione  atque  eo  zelo  quem  sacer  cbaracter  meumque  sacrum  mi- 
nisterium  eziget  defensnrum.c  Schliesslicb  beklagt  der  Papst,  dass 
gegen  die  Bischöfe  eingeschritten  sei.  Freilich  sage  der  Gesandte,  dass 
der  Geistliche  auch  als  Bürger  dem  Staatsgesetze  zu  gehorchen  habe. 
»Sa  S*^  sait  parfaitement  que  l'eccl^siastique  doit  obseryer  non  seule- 
ment  ä  l'^gal  de  tont  citoyen  mais  plus  scmpuleusement  encore  . . . 
toutes  les  lois  qui,  non  contraires  aux  principes  de  la  religion,  sont 
compatibles  a?ec  la  conscience.  Ndanmoins  S.  S.  ne  cessera  pas  de 
faire  obseryer  que  P^glise  aussi  a  une  forme  de  Gouyernement  in- 
•titu6e  par  J^sus-Christ  et  r6gl6e  par  ses  propres  lois,  d'apr^s  lesquelles 
Pecct^siastique  d^linquant  doit  6tre  puni«. . . 

>)  Die  Erklärung  y.  18.  Mai  1817.  besagte  »qu'en  juraot  de  pro- 
t^ger  toutes  les  communions  religieuses  de  l'^tat,  c'est-ä-dire,  les 
membres  qni  les  composent,  collectivement  ou  indiyiduellement  pris,  il 
n'avait  entendu,  leur  accorder  cette  protection  que  sous  le  rapport  civil 
Sans  vouloir  par  lä  approuver  directement  ni  indirectement  les  maximes 
qu'elles  professent  et  qae  la  religion  catholique  proscrit.« 

*)  Das  EigenthQmlichste  war,  dass  die  Regierung  diese  Restrictionen 
darauf  für  »inutiles  et  inconyenantes«  erklftrte,  da  »le  serment  exig^ 
nafait  Jamals  pu  l'^tre  que  sous  le  rapport  civil.« 
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EB.  V.  M6an,  welcher  ein  unplacetirtes  Schreiben  der 
rtfmischen  Curie,  das  die  Opposition  gegen  das  Ltfwener 
CoUegium  philosophicum  billigte,  in  die  Oe£fentIichkeit  ge- 
bracht hatte,  eine  herbe  Rüge  ans^);  nicht  nur  weil  das 
römische  Aktenstück  zum  Nachtheile  der  Staatsinteressen 
auf  die  revolutionäre  Auflehnung  der  belgischen  Bischöfe 
gegenüber  den  Josephinischen  Massregeln  Bezug  nahm, 
sondern  auch  weil  es  zum  Schaden  des  Staates  die  bischöf- 
lichen Rechte  verletze.  Denn  der  Erzbischof  sei  zu  handeln 
befugt,  falls  er  aus  den  Massregeln  der  Regierung  eine  Oe- 
fahr  fiir  die  Kirche  befürchte,  nicht  aber  habe  er  den  Papst 
deswegen  anzurufen.  Wenn  auch  diesem  als  Haupt  der 
Kirche  die  Jurisdiction  gebühre,  so  dürfe  er  sich  doch  nur 
in  Diöcesanangelegenheiten  einmischen,  falls  der  Olaube 
oder  die  Einheit  der  Kirche  Gefahr  liefen,  oder  die  Bischöfe 
nachlässig  seien.  Herr  von  M^an  wurde  aufgefordert, 
wenn  er  sich  nicht  ernstlichen  Folgen  aussetzen  wolle,  in 
Zukunft  von  dergleichen  Schritten  Abstand  zu  nehmen  und 
das  Placet  zu  beachten. 

Als  i.  J.  1825.  der  Papst  eine  Jubiläumsbulle  erlassen 
hatte,  gab  der  König  sein  Placet  unter  Vorbehalt  der  Punkte, 
welche  im  Widerspruch  stünden ,  met  de  grondwettige  he- 
ginseien  van  ons  Koningrijk  anUrent  de  vrijheid  van  Oods- 
dienst  in  het  algemeen ,  en  bepaaidelijk  met  de  gelijke  he- 
scherming  welke  het  191c  Art,  der  Grondw,  aan  alle  he- 

staande  Kerkgennotschappen  ver/gekert, met  onae  hoogheid 

en  souvereine  regten , met  de  wetten  van  ons  Koning- 

ryk  . . ,  of  ook  eindelijk  met  de  alstide  beginselen  en  gebruiken 
binnen  heteelve,  in  kerkelijke  /staken  bestendig  gevolgd,  en  ... 
met  de  vrijheden  der  Nederlandsche  Roomsch-Katholiflce  kerh 
Und  unter  denselben  Clausein,  von  welchen  die  Generalstaaten 
bezeugten,  dat  geen  bloot  formulier  is,  wurde  auch  am  2. 
October  1827.  das  Concordat  publicirt. 

Eine  neue  Regelung  des  Placet  erstrebte  dann  der 
Strafgesetzentwurf,  welchen  die  Regierung  i.  J.  1827.  der 
ständischen   Prüfung   unterbreitete   unter   dem    Titel:    Van 


^)  Das  Schreiben   des  Directenr  des  cultes  v.  4.  Febr.  1836.  bei 
Gerlache  a.  a.  0.  2.,  58.  ff. 
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fmsdrijen  begaan  door  bedienaren  van  de  godsdiensi  ier  ge- 
legenheid  der  intoefening  hunner  bediemngen. 

Hier  wurde  im  Art.  479.  verboten,  Bullen,  Breven, 
Rescripte,  Decrete,  Mandate,  Provisionen  oder  andere  Aub* 
Fertigungen  einer  auswärtigen  kirchlichen  Behörde  oder  der 
römischen  Curie,  auch  wenn  sie  sich  nur  auf  Privatpersonen 
bezögen,  ohne  vorgängige  königliche  Erlaubniss  zu  ver- 
öffentlichen, zu  drucken,  oder  zu  verbreiten,  oder  dies  durch 
andere  vorzunehmen.  Es  wurde  die  Strafe  des  Eidls  aus 
dem  Königreiche  oder  bestimmten  Provinzen  und  Orten 
desselben  ftir  die  Dauer  von  höchstens  sechs  Jahren  an- 
gedroht, und  die  Unterdrückung  und  richterliche  Cassation 
solcher  Schriftstücke  angeordnet. 

Neben  diesem  Artikel,  dessen  Härte  und  durchgreifende 
Natur  ihn  nicht  empfehlen  konnten,  stand  Art  480.,  welcher 
jeden  Geistlichen,  der  mit  einer  auswärtigen  Macht  über 
kirchliche  Angelegenheiten  ohne  Genehmigung  der  Regie- 
rung correspondirte ,  mit  einer  Geldbusse  von  400.  Florin 
und  im  Wiederholungsfalle  mit  dem  Exile  belegte. 

Da  der  Entwurf  aber  nicht  über  das  Stadium  der 
ständischen  Borathung  —  welche  sich  übrigens  den  beiden 
angeführten  Artikeln  nichts  weniger  als  günstig  gestimmt 
bezeigte  ^)  — ,  hinausgelangte ,  so  blieb  für  das  Placet  das 
französische  Recht  bestehen.  — 

Bezüglich  des  appel  comme  d'abus  erliess  die  Regierung 
schon  am  10.  Mai  1816.  eine  Verordnung.  Bekanntlich 
hatte  ein  Decret  Napoleons  I.  v.  25.  März  1813.  dem  fran- 
zösischen Staatsrathe  die  Competenz  über  Missbräuche  der 
geistlichen  Amtsgewalt  zu  entscheiden  entzogen  und  die- 
selbe den  ordentlichen  Gerichten  übertragen. 


')  Ein  GesetzeDtwurf  über  die  Presse  v.  Dezember  1829.  repro- 
ducirte  dieselben  Oronds&tze,  vgl.  namentlich  Art.  3.:  »Seront  ponis 
d'on  emprisonnement  d'un  an  k  trois  ans,  toas  ceux  qai,  de  quelque 
mani^re  que  ce  soit,  se  seront  permis  d'attaquer  la  force  obligatoire 
des  lois,  d'exciter  li  la  d^sob^issance  aux  lois  existantes,  on  de  com- 
promettre  la  tranquillit^  publique,  en  fayorisant  la  discorde,  en  fomen- 
tant  le  d^sordre  et  la  m^fiance,  en  outrageant  en  tout  ou  en  partie  le 
gouvernement,  ses  actes  et  ses  intentions,  on  en  rainant  son  autorit^c 
bei  Bartels  a.  a.  0.  124.  f. 
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Unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes,  dessen  Wirk- 
samkeit für  Frankreich  später  beseitigt  wurde,  vollzog  sieh 
die  Abtrennung  Belgiens,  mithin  war  für  dieses  der  appel 
eomme  d'abus  der  organischen  Artikel  nur  mit  der  Mass- 
gabe des  Decretes  v.  1813.  geltend.  Die  Regierung  über- 
trug indessen  in  formell  nicht  rechtmässiger  Weise  durch 
die  eben  erwähnte  Verordnung ,  welche  ein  Gesetz  auf- 
zuheben gar  nicht  die  Kraffc  besass,  dem  niederländischen 
Staatsrath  die  Functionen,  welche  die  französische  gleich- 
namige Behörde  betreffs  des  appels  comme  d'abus  früher 
ausgeübt  hatte. 

Wenn  dies  Rechtsmittel  nichts  destoweniger  in  der 
Folgezeit  wenig  oder  gar  nicht  zur  Anwendung  gekommen 
zu  sein  scheint,  so  lag  der  Qrund  davon  höchst  wahrschein- 
lich in  der  Erwägung  der  belgischen  Behörden,  dass  eine 
blosse  Missbrauchserklärung  nicht  genüge,  um  den  clericalen 
Uebergriffen  entgegenzutreten ,  und  dass  die  wirksameren 
Mittel  der  Strafgesetze  angewendet  werden  müssten.  Solche 
standen  aber  der  Regierung  nicht  nur  in  den  Artikeln  des 
Code  pänal  zu  Gebote,  in  deren  Geltung  der  belgische 
Episcopat  mit  einen  Grund  zur  Verwerfung  der  Verfassung 
erblickt  hatte,  sondern  auch  in  dem  Ausnahmegesetz  vom 
20.  April  1815.,  welches  die  Verbreitung  von  Schriften  de 
nature  ä  exciter  entre  les  diverses  classes  de  la  socUU,  la 
dSfiance,  la  desunion,  le  trouble  et  les  dSsordres  bedrohte, 
und  erst  i.  J.  1818.  aufgehoben  wui*de,  nachdem  es  in  dem 
Prozesse  gegen  den  Herausgeber  des  Spectateur  beige,  Abb^ 
de  Foere*)  und  den  Bischof  v.  Broglie  seine  Schuldig- 
keit gethan  hatte. 

Der  Prozess  gegen  den  letzteren  verdient  eine  beson- 
dere Betrachtung. 

Die  Anklage  machte  dem  Bischöfe  zuvörderst  das 
von  ihm  verfasste,  oben  ei'wähnte  jugement  doctrinal 
zum  Vorwurf,  und  gelangte  zu  dem  Ergebnisse  que  c'est 
evidemment  calomnier  la  canstituUon,  laqueUe,  en  garantis- 
sant  la  liberte  des  opinions  reUgiet^ses  et  en  accordant  une 
protection  egale  ä  totäes  les   comtnunions   qui  existent  dans 


')  Das  Erkenntniss  bei  6  er  lache  a.  a.  0.  1.,  380.  ff. 
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le  royaume  ne  fait  qu'adopter  un  principe  de  droit  puMic 
concemant  la  tolirance  politique  et  civile  setdement  ä  Vigard 
des  actes  exthieurs  qui  s'emploient  ä  Vigard  des  differens 
cultes ;  ...  qu*en  proclamant  un  Systeme  c^independcMce 
ainsi  que  le  fait  Vaccuse,  c'est  votdoir  usurper  le  pouvoir 
souverainy  renoncer  ä  Stre  membre  de  la  socüti  et  se  sou' 
straire  aux  lois  dp  Vitat ;  . .  que  les  ecrits  de  VacctisS  . . . 
etaient  de  nature  u  produire  une  impulsion  teile  f  qu^auctme 
fonction  publique  n'auraU  pu  itre  remplie^  que  V Organisation 
des  diputes  des  provinces  mMdionales  aux  Hots  generaux 
et  provinciaux  ne  se  serait  pas  rSalisSe;  et  qu^un  etat 
d^anarchie  devait  necessairement  succSder  au  botUeversement 
de  la  loi  fondamentale. 

Weiter  wurde  der  Bischof  beschuldigt,  Correspondenzen 
mit  einer  auswärtigen  Macht,  d.  h.  mit  Rom  ohne  vorher- 
gehende Benachrichtigung  des  Directors  des  Cultuswesens 
gepflogen  und  zwei  Bullen  und  ein  Breve  ohne  staatliches 
Placet  veröffentlicht  zu  haben. 

Die  Strafe,  welche  der  Gerichtshof  am  10.  Juni  1817.*) 
über  den  flüchtigen  Angeklagten  in  contumaciam  verhängte, 
bestand  in  Deportation.  Die  Regierung  sah  deraüach  den 
Verurtheilten  fQr  bfirgerlich  todt  an,  forderte  das  Capitel 
auf,  die  dem  entsprechenden  Massnahmen  zu  treffen,  und 
strengte  schliesslich  einen  Criminalprocess  gegen  drei  Ca- 
pitulare  an,  welche  Hirtenbriefe  des  flüchtigen  Broglie 
publicirt  und  eine  Correspondenz  mit  ihm  unterhalten  hatten. 
Diese  aber  wurden  von  demselben  Gerichtshof,  welcher  den 
Bischof  verurtheilt  hatte,  am  12.  Mai  1821.  freigesprochen, 
da  das  Gericht  die  Deduction  der  Regierung  que  M.  de 
Broglie  etait  frappe  de  mort  civile  \  que  la  Jurisdiction 
episcopcde  etait  une  fonction  dans  Vetat,  qui  se  trouvait, 
par  cela  meme,  dans  la  dependance  du  pouvoir  civil,  et  que 
son  exercice  avait  du  cesser,  de  droit  et  de  fait,  dujour  ou 
In  condamnation  de  M.  De  Broglie  avait  ete  profwncee ')  — 
sich  nicht  anzueignen  vermochte.  — 

Aber   auch   zu  Administrativmassregeln   nahm  die  Re- 


^]  Das  Erkenntniss  bei  Ger  lache  a.  a.  0.  1.,  344.  ff. 
';  Vgl.  Gerlache  a.  a.  0.  1.,  354.  ff. 
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gierung  ihre  Zuflucht.  So  sperrte  sie  den  Qeneralvicaren 
des  verurtheilten  Bischofs  von  Gent  die  Temporalien,  weil 
sie  der  Einladung  des  Cultusdirectors ,  die  Verwaltung  der 
Didcese  zu  übernehmen,  keine  Folge  geleistet  hatten ,  und 
rechtfertigte  diese  der  Verfassung  widerstreitende  Massregel 
durch  die  josephinische  Maxime :  je  suis  . .  en  droit  de 
refuser  payment  ä  qui  refuse  Service  *). 

So  nahm  sie  unbekümmert  um  die  gesetzlich  sanctio* 
nirte  Pressfreiheit,  den  Hirtenbrief  des  B.  von  Namur, 
welcher  nach  Emanation  der  Verfassung  gegen  diese  ge- 
richtet war,  noch  vor  der  Publication  desselben  in  Be- 
schlag '). 


Die  Revolution  d.  J.  1830.,  welche  Belgien  von  Holland 
trennte,  war  durch  eine  höchst  eigenthümliche  Coalition  der 
clericalen  und  liberalen  Partei  zu  Stande  gekommen');  es 
ergab  sich  als  selbstverständlich^  dass  nicht  nur  die  liberale 
Gesinnung,  von  der  die  neue  Verfassung  getragen  sein  sollte, 
sondern  auch  die  Dankbarkeit  gebot,  der  Earche  die  .so 
sehnlichst  gewünschte  Emancipation  vom  Staate  zu  ge- 
währen, auf  welche  die  öffentliche  Stimmung  durch  die 
Schriften  von  Lammen ais  hinreichend  vorbereitet  war^). 

So  publicirte  denn  aych  die  provisorische  Regierung 
schon  am   16.  October  1830.  einen    Erlass^),    welcher   mit 


^)Reclamation  respectueuse  adress^e  par  S.  A. 
leprince  Maurice  de  Broglie,  ^y^que  deOandäLL. 
MM.  les  empereurs  d'Autriche  et  de  Rassie  et  b,  S.  M. 
le  roi  de  Prusse,  relati  vement  ä  l'6tat  des  affaires 
religieuses  en  Belgique.    Paris  et  Lyon  1819. 

')  Gerlache  a.  a.  0.  1.,  812. 

^)  Vgl.  De  Potter  De  l'nnion  des  catholiques  et  des  lib^raux. 
Hymans  a.  a.  0.  268.  f. 

^)  Ueber  die  Theorien  von  Lamennais  vgl.  Huber,  Kleine 
Schriften  (Leipzig  1871.)  1.  ff.  —  Ueber  seinen  Einfluss  auf  die  bel- 
gische Bewegung  Laurent,  L'eglise  et  l'^tat.    lUme  partie  S.  808.  f. 

^)Di8cu8Bion8  du  Congr^s  national  de  Belgique 
(Bruxelles  1844.)  1.,  525.  f.:  »Le  gouvernement  provisoire,  Gonsid^rant 
que  le  domaine  de  rintelligence  est  essentiellement  libre;  Gonsid^rant, 
qu'il  Importe  de  faire  disparaltre  ä  jamais  les  entraves  par  lesqaelles 
le  ponvoir  a  jusquMci  enchain^  la  pens^e  dans  son  expression,  sa  marche 
et  ses  d^veloppcroents,  Arrdte  — : 
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dem  ganzen  bisherigen  ^  der  Kirche  gegenüber  befolgten 
Systeme  brach,  die  früheren  Gesetze,  so  weit  sie  auf  dem- 
selben beruhten,  aufhob,  und  die  Trennung  von  Staat  und 
Kirche  sanctionirte. 

Bei  Berathung  der  Verfassungsurkunde  musste  die  end- 
gültige Formulirung  der  neuen  Principien  gefunden  werden. 
Die  Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  staatlichen  und  kirch- 
lichen Gewalt  von  einander  wurde  in  der  gesetzgebenden 
Versammlung  gefordert.  Nothomb  sprach  das  mystische 
Wort  aus,  dass  der  Staat  sich  um  die  Kirche  nicht  mehr 
zu  kümmern  habe,  als  um  die  Geometrie  ^),  und  de  Ger- 
lache erklärte,  dass  das  moderne  Princip  der  staatlichen 
Entwickelung  —  Repression  statt  Prävention  —  auch  der 
Kirche  gegenüber  Anwendung  finden  müsse  '}. 

Freilich  waren  nicht  alle  Mitglieder  der  liberalen  Partei 
von  der  Möglichkeit  einer  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
durchdrungen.  Defacqz  sprach  sich  entschieden  für  die 
Nothwendigkeit  einer  Staatsgewalt  über  die  Kirche  aus  '). 
H/aut  que  la  puissance  temporelle,  so  sagte  er,  absorhe 
la  puissance  spirituelle  y  parce  que  la  loi  civüe  etant  faite 
dans  VinterH  de  tous,  eUe  doit  Vimporter  sur  ce  qui  fCesi 
que  de  Tinterit  de  quelques-uns ;  er  characterisirte  mit  tref- 
fendem Wortspiele  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  als 

Art.  1.  II  est  libre  k  chaqoe  citoyeo  ou  ä  des  citoyeos  assodes 
dans  un  but  religieux  ou  philotophiqae ,  quel  qu'il  seit,  de  professer 
leurs  opinions  comme  ils  l'entendent,  et  de  les  r^pandre  par  tous  les 
inoyens  possibles  de  persaasion  et  de  conviction. 

Art.  2.  Toute  loi  ou  disposition  qui  g^ne  la  libre  maDifestatioii 
des  opinions  et  la  propagation  des  doctrines  par  la  voie  de  la  parole, 
de  la  presse  oa  de  Fenseignement,  est  abolie. 

Art.  3.  Les  lois  g^n^rales  et  particuliöres  entravant  le  libre  exer- 
cice  d'un  cnlte  quelconque,  et  assujetissant  ceux  qui  l'exercent  k  des 
formalites  qai  froissent  les  consciences  et  g^nent  la  manifestatiou  de 
la  foi  professäe,  sont  ^galement  abrog^es. 

Art.  4.  Toute  institution,  tonte  magistrature  cree  par  le  pouvoir, 
pour  soumettre  les  associations  philosophiques  ou  religienses  et  les 
cnltes,  quels  qn'ils  soient,  &  l'action  ou  k  Tinflnence  de  l'autorit^,  sont 
abolies.« 

^)  Discussions  a.  a.  0.  1.,  596.  f. 

*)  eben  das.  1.,  574. 

^  ebendas.  1.,  687.  ff. 
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organisirte  Desorganisation;  Deleeuw  ^)  wies  darauf  hin, 
dass  die  Religion  freilich  den  Staat  nichts  angehe,  so  lange 
sie  sieb  in  der  Welt  der  Ideen  bewege,  dass  aber  die 
Kirche  in  ihrer  äusserlichen  Qcstaltung  nur  von  demjenigen 
dem  Bereich  des  weltlichen  Gesetzgebers  entzogen  werden 
könne,  welcher  das  Sichtbare  mit  dem  Unsichtbaren  ver- 
wechsele. 

Aber  die  Warnungen  der  Einsichtigen  verhallten  spurlos. 

Der  Erzbischof  von  Mecheln  richtete  ein  Schreiben 
an  die  gesetzgebende  Versammlung  '),  in  welchem  er  ängst- 
liche Gemüther  durch  die  Gefahr  einer  neuen  clericalen 
Revolution  zu  schrecken  unternahm,  und  diese  Perspective 
wurde  von  clericalen  Abgeordneten  in  eine  bedenkliche 
Nähe  gerückt  ').  Er  zog  die  Consequenzen  aus  dem  Prin- 
cipe, das  der  unklare  Geist  des  Abgeordneten  Nothomb 
so  paradox  formulirt  hatte. 

Er  verlangte  eine  Kirche  parfaitemefit  lihre  et  indi^ 
pendante.  Darunter  wollte  er  verstanden  wissen,  als  we- 
sentliche und  Lebensbedingung,  ohne  welche  die  Freiheit 
der  Kirche  illusorisch  sei,  die  Nichtbetheiligung  des  Staates 
bei  der  Ernennung  der  Geistlichkeit.  Rien  rCest  plus  juste; 
cor  il  est  absurde  de  dire  qu'une  societi  quelconque  sait 
Ubre,  si  eile  ne  peut  se  regit  ä  son  gri,  ni  choisir  et  etabUr 
ceux  qui  doivent  la  diriger.  Das  staatsmännische  Genie 
von  Nothomb  empfahl  diese  Forderung  der  gesetzgeben- 
den Versammlung  in  der  Formel,  dass  wie  der  Papst  sich 
nicht  in  die  Ernennung  der  belgischen  Gouverneure  zu 
mischen  habe,  so  die  Regierung  nicht  in  die  der  Geistlichen  *). 

Weiter  wollte  der  Erzbischof  Beseitigung  des  Placet, 
was  Nothomb  —  und  ich  führe  diesen  als  Wortführer 
des  liberalen  Doctrinarismus  an  —  billigte  ^).  Denn :  8i 
les  ecrits  publics  au  nom  du  clergS  renferment  quelque  chose 
de  sSditieuXf  les  lois  penales  ordinaires  les  atteindront,  comme 
taut  autre  ecrit, 

>)  ebendas.  618. 

')  abgedruckt  ebendas.  1.,  525. 

3)  Vgl.  ebendas.  614.  f.  617.  591. 

^)  ebendas.  1.,  526.  596. 

^)  ebendaä.  596. 
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Vollständige  Freiheit  f&r  Bildung  kirchb'cher  Vereine, 
welche  ipso  iure  Corporationsrechte  besitzen  sollten,  denn 
comme  assodations  lihres,  wie  Secus  den  erzbischöflichen 
Gedanken  der  constituirenden  Versammlung  verdeutlichte  ^), 
soutnises  au  droit  commun  les  ordres  religeux  n'auraietU 
pcts  la  stabilite  nicessaire  paur  faire  le  hien. 

Endlich:  unbeschränkte  Freiheit  des  Unterrichts,  weil, 
so  erklärte  der  Abb4  Van  Combrugghe  auf  dem  Con- 
gress  ■),  La  surveülance  prolongera  Tignorance:  Les  Beiges 
ainient  mieux  se  passer  dHnsiruction  que  de  se  la  voir  im- 
posie  administrativement  et  par  les  caprices  du  pauvoir. 

Bei  der  Abstimmung  siegten  die  Grundsätze  der  ultra- 
montanen Partei  wenigstens  zum  grössten  Theile.  Mit  111. 
gegen  59.  Stimmen  wurde  Art.  14.  der  Constitution  be- 
schlossen ') : 

La  liberte  des  cuUes,  celle  de  leur  exercice  public,  ainsi 
que  la  libertS  de  manifester  ses  opinions  en  toutes  matiires 
sont  garantieSf  sauf  la  rSpression  des  delits  commis  ä  Vocca- 
8%(m  de  ces  libertSs. 

Daran  reihten  sich: 

Art.  16:  Vitat  rCa  le  droit  d'intervenir  ni  dans  la  no- 
minatiofiy  ni  dans  Vinstdllation  des  ministres  d'un  cuUe  quel- 
conque,  ni  de  defendre  ä  ceuxci  de  correspondre  avec  leurs 
supirieurSy  et  de  publier  leurs  actes,  sauf  en  ce  demier  cos, 
la  re^ponsabilitS  ordinaire  en  nuUihre  de  presse  et  de  public 
cation. 

Art.  17:  Venseignement  est  libre;  toute  mesure  pre- 
ventive  est  interdite:  la  repression  des  delits  n'est  reglie 
que  par  la  loi. 

Art.  19:  Les  Beiges  ont  le  droit  de  s*assembler  pai- 
siblement  et  sans  armes,  eti  se  conformant  aux  loi^  qui 
peuvent  regier  V exercice  de  ce  droit,  sans  neanmoins  le 
soumettre  a  une  autorisation  prealable.  Cette  dispositiön  ne 
s^applique  point  aux  rassemblemefits  en  piain  air,  qui  restent 
entOrement  soumis  aux  lois  de  police  *). 


I 


^)  eben  das.  l.,  685. 

*)  ebendas.  1.,  635. 

»)  Vgl.  im  GaDzen  Laurent,  L'^glise  et  T^tat  3.,  314.  f. 

*)  Aach  die  in  i^rt.  17.  und  19.  ausgesprochenen  Prindpien  waren 
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Art.  23:  Les  Beiges  ont  le  droit  de  s'<i8Socier\  ce  droit 
ne  pewt  6tre  soumis  ä  aucune  mesure  preventive. 


Nach  diesen  Bestimmungen  hat  sich  in  Belgien  fol- 
gender Rechtszustand  gebildet. 

Die  Kirche  ist  in  allen  Beziehungen  vom  Staate  frei 
und  somit  rechtlich  und  factisch  von  ihm  getrennt,  nicht 
aber  dieser  von  der  Kirche.  Vielmehr  wird  die  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  jetzt  von  den  belgischen  Ultramon- 
tanen mit  derselben  Entschiedenheit  verworfen,  wie  sie  in 
den  Tagen  der  ersten  constitutionellen  Glückseligkeit  von 
den  Liberalen  emphatisch  gepriesen  wurde.  Man  hatte 
damals  auf  clericaler  Seite  zu  den  Ergüssen  der  Herrn 
Nothomb  und  Genossen  so  lange  geschwiegen,  bis  das 
Zwittergeschöpf  der  Kirchenfreiheit  geboren  war :  man  stand 
selbst  mit  unter  dem  Einflüsse  der  Ideen,  welche  aus  den 
Schriften  von  Lammenais  sich  auch  über  Belgien  er- 
gossen hatten. 

Als  aber  Gregor  XVI.  diesen  Theorien  das  Todes- 
urtheil  sprach  ^),  war  dennoch  die  belgische  Constitution 
damit  nicht  mitgetroffen. 

Denn  das  apostolische,  von  Lammenais  entworfene 
Vorbild  war  nur  soweit  nach  dem  Geschmacke  der  belgi- 
schen Ultramontanen  gewesen,  wie  es  ohne  äussere  Einbusse 
und  Unbequemlichkeit  befolgt  werden  konnte;  und  wenn 
Lammenais  zum  Schrecken  des  römischen  Stuhles  den 
Clerus  aufgefordert  hatte,  sich  nicht  vom  Staate  bezahlen 
zu  lassen,  so  entsprach  das  sehr  wenig  den  Tendenzen  des 
belgischen  Clerus,  der  eine  recht  ausreichende  Besoldung 
Seitens  des  Staates  begehrte  und  in  der  Verfassung  wirklich 
zugestanden  erhielt,  obgleich  einer  der  Schöpfer  der  bel- 
gischen Unabhängigkeit,  De  Potter,  sich  zu  dem  Satze 
bekannt  habe :  TJn  pritre  salarie  par  VEtat  est  un  ana- 
chronisme  au  dixneuvieme  sihcle  *). 


schon  in  Verordnungen  der  provisorischen  Regierung  vom  12.  ond  16. 
October  1830.  Terwirklicht  worden.    Discussions  a.  a.  0.  1.,  525.  f. 

')  Die  Encyclica  ist  u.  a.  abgedruckt  bei  Laurent  a.  a.  0.  3., 
498.  ff. 

*)  De  Funion  des  catholiques  et  des  lib6raax  S.  84. 
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Auf  welchem  Titel  beruht  diese  staatliche  Besoldung? 
Die  clericalen  Führer  lieben  e8,  in  ihr  eine  Entschädigung 
zu  erblicken^  welche  der  Staat  der  Kirche  dafür  su  zahlen 
habe,  dass  das  kirchliche  Vermögen' säcularisirt  worden 
»ei  ^).  Das  Wort  „Indemnität^  ist  gern  fiir  das  ^Gehalt'' 
der  Qeistlichen  gebraucht  worden.  Wir  wollen  die  mora- 
lische Pflicht  des  Staates,  der  Kirche  ihre  Güter  wieder- 
herzugeben, soweit  das  mit  den  Interessen  des  Staatslebens 
verträglich  ist,  nicht  leugnen :  aber  von  einer  juristischen 
Pflicht  kann  um  so  weniger  die  Rede  sein,  als  die  Säcu- 
larisation  sich  formell  und  materiell  rechtsgültig  vollzogen 
hat.  Das  kirchliche  Vermögen  war  Stiftungsgut,  weil  der 
Staat  der  Kirche  die  Eigenschaft  der  juristischen  Persön- 
lichkeit beigelegt  hatte.  Durch  ein  Gesetz  —  das  Decret 
V.  2.  November  1789.  —  war  ihr  dann  diese  Persönlichkeit 
entzogen  worden,  und  waren  die  Güter  als  bona  vacantia 
an  den  Staat  gefallen.  Wenn  dasselbe  Gesetz  nichts  desto- 
weniger  den  Clerus  besoldete ^  so  geschah  das  nicht,  weil 
der  Gesetzgeber  etwas  Unrechtmässiges  gethan  zu  haben 
meinte  und  eine  Indemnität  dafür  gewähren  wollte.  Es  ge- 
schah vielmehr,  weil  er  die  socialen  Functionen  des  geist- 
lichen Amtes  von  der  staatlichen  Gesellschaft,  zu  deren 
Nutzen  sie  geübt  würden ,  bezahlt  zu  sehen  wünschte ,  wie 
er  denn  auch  den  Ueberschuss  zu  den  gleichfalls  socialen 
Zwecken  der  Armenpflege  verwendet  wissen  wollte. 

Auf  dies  Gesetz  berief  sich  der  Erzbischof  v.  Mecheln, 
als  er  von  der  constituirenden  Versammlung  die  staatliche 
Besoldung  der  Geistlichen  verlangte  ') ;  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  ist  sie  von  der  Constituante  zugestanden  worden  ')• 


>)  Vgl.  die  von  Laurent  a.  a.  O.  3.,  816.  ff.  Gitirten. 

')  Discussions  a.  a.  0.  1.,  627. 

*)  Constit.  Art.  117.,  wo  der  Dicht  entfernt  an  die  Indemnität  er- 
innernde Ausdrack  »traitement«  gebraucht  wird.  Dieser  Pankt  ist 
▼on  der  sonst  verdienstvollen  Schrift  Mejers,  die  deutsche  Kirchea* 
freiheit  und  die  künftige  katholische  Partei ,  mit  Hinblick  auf  Belgien 
(Leipzig  1848.)  4i>.  nicht  genügend  gewürdigt  worden.  Vgl.  dagegea 
Laurent  a.  a.  0.  1.,  915.  ff.  So  hat  auch  der  Justisminister  Tesoh 
ohne  Widerspruch  in  der  Kammer  erklärt:  »Si  la  Constitution  aocorie 
un  traitement  aux  ministres  du  culte,  c'est  qu'elle  les  consid^re  commt 
remplissant  un  minist^re  social.« 
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Wie  kann  man  aber  von  einer  Trennung  von  Staat 
and  Kirche  reden ,  wenn  der  erstere  die  letztere  besoldet  ? 
Eb  wird  vielmehr  dadurch  entweder  die  Unterwerfung  der 
Kirche  unter  den  Staat  bewirkt,  da  der  Besoldete  die  In- 
tentionen desjenigen,  der  ihn  bezahlt,  zu  befolgen  hat,  und 
der  Staat  somit  auch  beurtheilen  muss,  ob  der  Geist- 
liche die  Function  erfüllt,  för  welche  er  besoldet  wird,  oder 
es  wird  das  Wesen  der  Besoldung  mit  bitterer  Benach- 
theiligung des  Staates  verkannt,  und  dieser  der  Kirche 
gegenüber  lediglich  verpflichtet,  was  doch  aber  gleichfalls 
eine  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ausschliesst.  Die 
letztere  der  ebengenannten  Alternative  lag  in  der  Absicht 
der  belgischen  Ultramontanen  und  sie  haben  dieselbe  in 
möglichster  Vollkommenheit  erreicht. 

Der  Papst  kann  jeden  beliebigen  Cleriker  nach  Belgien 
als  Bischof  senden.  Er  kann  einen  Ausländer  senden,  der 
nach  der  belgischen  Verfassung  nicht  die  Stelle  eines  huissier 
zu  bekleiden  befähigt  ist,  einen  ungebildeten  Mann  —  und 
beide  sind  zur  Erfüllung  der  socialen  Mission,  für  welche 
der  Staat  sie  besoldet,  untauglich  —  einen  Mann,  der  die 
politischen  Interessen  und  die  nationale  Selbstständigkeit 
des  Landes  schwer  zu  gefährden  vermag:  der  Staat  hat 
keine  Einrede  dagegen.  Er  nimmt  ihn  höflich  auf,  hütet 
sich  wohl,  ihn  durch  irgend  einen  Eid  oder  ein  Versprechen 
auf  die  Verfassung  und  die  Gesetze  zu  verpflichten  ^), 
duldet  vielmehr,  dass  er  dem  römischen  Bischöfe  den  Eid 
der  unbedingten  Obedienz  leiste:  und  —  zahlt  ihm  dann 
das  Gehalt. 

Ob  der  Bischof  seines  Amtes  wartet  oder  nicht,  wie 
er  seine  Amtspflicht  wahrnimmt,  das  ist  kein  Gegenstand 
der  staatlichen  Controle :  der  Staat  hat  nur  zu  zahlen.  Und 
wenn  der  Bischof  die  erhaltenen  Gelder  zum  Sturz  der 
Regierung  verwendet?  Wenn  er  eine  Wahlagitation  damit 
ins  Werk  setzt,  wenn  er  sein  geistliches  Amt  zum  Schaden 
des  Staates  ausnutzt,  wenn  er  von  seinem  Gehalte  den 
Geistlichen  Prämien  ertheilt,  welche  durch  ihre  Thätigkeit 
Staatsanstalten   ben achtheiligen  V     Alles  das   bewirkt   keine 


*)  Laurent  a.  a.  0.  3.,  839. 


\ 


634  Zweites  Bnch.    Ausserdeutsche  Staaten. 

Aenderung :  der  Staat  gewährt  das  Gehalt  direct  und  somit 
indirect  die  Siegesdotationen  für  seine  eigene  Niederlage, 
wie  er  das  ja  auch  in  der  Weise  thun  muss,  dass  er  den 
von  den  Bischöfen  beförderten  Geistlichen  ein  ihrer  höheren 
Würde  entsprechendes  höheres  Gehalt  geben  muss  ^).  Be- 
fördert werden  aber  diejenigen,  deren  gegen  den  Staat  ge- 
richtete  Thätigkeit  am  Meisten  von  Erfolg  gekrönt  ist.  — 

Die  Geistlichen  sind  für  uns  nur  noch  Individuen ,  so 
erklärte Nothomb  bei  den  Congressverhandlungen  '),  d.  h. 
tür  den  Staat  giebt  es  keine  Geistlichen  mehr,  sondern  nur 
Bürger.  Aber  der  revidirte  Code  pmal  gesteht  dem  Clerus 
die  Privilegien  zu,  welche  er  in  Ländern  besitzt,  wo  die 
Kirche  nicht  vom  Staate  getrennt  ist.  Wer  eine  Predigt 
unterbricht,  wird  auch  in  Belgien  bestraft,  und  der  Geist- 
liche ist  bei  Ausübung  seines  A  mtes  hier  wie  anderwärts 
eine  „befriedete  Person."  Wie  ist  das  mit  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  zusammenzureimen,  wie  die  Befreiung 
vom  Militärdienst,  die  den  Geistlichen  gewährt  ist,  wie  das 
■  Privileg  der  Portofreiheit,  das  ihnen  unter  gewissen  Be- 
dingungen für  den  Postverkehr  zugestanden  wurde  ')  ?  Für- 
wahr! es  ergiebt  sich  unzweifelhaft:  Die  Liberalen,  welche 
in  den  Verfassungsbestimmungen  eine  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  erblickt  und  dem  Lande  empfohlen  haben,  sind 
auf  alle  Fälle  von  den  weiter  sehenden  Ultramontanen  hinter- 
gangen worden.  Der  Kritiker  hat  nun  die  Wahl,  ob  er 
Herrn  v.  Nothomb  und  Genossen  für  Betrogene,  oder  be- 
trogene Betrüger  ansehen  will.  — 

Von  einem  Placet  —  um  in  der  Schilderung  der  bel- 
gischen Verhältnisse  fortzufahren  —  ist  keine  Rede  mehr 
und  die  kirchlichen  Erlasse  werden  in  der  Weise,  wie  wir 
das  bei  Darstellung  der  preussischen  Rechtsverhältnisse 

^)  Der  Bischof  kann  auch  nach  Belieben  die  geistlichen  Stellen 
▼ermindern  oder  vermehren.  Verlangt  er  im  letzteren  Falle  ein  Gebalt 
fflr  die  neu  creirten  Stellen,  so  muss  er  eine  Bewilligung  der  Kammern 
eztrabiren,  Mejer  a.  a.  0.  45. 

")  DiscuBsions  a.  a.  0.  1.,  69.  f. 

*)  Vgl.  das  monitum  des  B.  v.  Brflgge  im  Galendrier  litur- 
gique  k  Pusage  du  clerg^  du  diocöse  de  Bruges  pour 
i'ann^e  1887.  S.  74.  und  Le  Livre  noir  (Brnzelles  1888.)  70.  f. 
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erwähnt  and  gerügt  haben,  lediglich  nach  den  Gesichts- 
punkten des  Pressgesetzes  beurtheilt  ^). 

Die  Gestaltung  religiöser  Vereine  entbehrt  jeder  Con- 
trole  *) ;  weder  übt  der  Staat  eine  Aufsicht  über  die  Per- 
sonen,  welche  in  einen  Orden  eintreten,  noch  hat  er 
etwas  dagegen,  dass  die  Mitglieder  auswärtigen,  dem  Staate 
unbekannten  Oberen  zu  absolutem  Gehorsam  verpflichtet 
sind.  So  hat  sich  denn  die  Zahl  der  klösterlichen  Institute 
in  einer  Weise  vermehrt,  dass  schon  in  den  ersten  fünf- 
undzwanzig Jahren  des  neuen  belgischen  Staates  mehr  ent- 
standen sind,  als  zur  Zeit  der  spanischen  und  österreichi- 
schen Herrschaft  existirten  '} ,  und  damals  war  doch  schon 
wegen  der  Ueberzahl  geklagt  worden. 

Freilich  hat  die  Verfassung  die  Klöster  nicht  wieder- 
hergestellt, und  da  sie  durch  ein  revolutionäres  Gesetz  auf- 
gehoben waren,  so  existiren  sie  nicht  als  solche.  Aber  dies 
Gesetz  bindet  die  Kirche  nicht.  Sie  nennt  die  Klöster 
fnaisons.  Es  sind  Häuser,  in  denen  Bürger  die  Gelübde 
gethan  haben,  gemeinsam  leben.  Was  kann  dagegen  ein 
Staatsgesetz! 

Aber  diese  Gelübde  begreifen  bekanntlich  auch  die 
Armuth.  Mithin  können  die  Bewohner  der  Häuser  nichts 
besitzen  und  nichts  erben?  Weit  gefehlt.  Für  die  Welt 
sind  sie  Bürger;  sie  erben;  aber  sie  können  das  Vermögen 
als  Mönche  und  Nonnen  nicht  behalten;  sie  überlassen  es, 
wie  der  Bischof  von  Brügge  das  ausdrückt,  dem  „Hause'', 
wo  sie  das  Glück  ihres  Lebens  gefunden  haben  ^).  Freilich 
hat  dies  keine  Corporationsrechte.  Der  Congress  von  1830. 
hat  diesen  Herzenswunsch  der  Ultramontanen  nicht  erfUUt, 
und  ein  späteres  Ministerium,   welches   sich  diese  fromme 


1)  siehe  oben  S.  433.  f.    * 

•)  Vgl.  Thimus,  trait^  de  droit  public.    Li^e   1844.)  1.,  229.  f. 

«)  Am  15.  October  1846.  waren  es  11968.,  am  31.  December  1866.: 
14858.,  2523.  Mönche  in  150.  Klöstern  and  12330.  Nonnen  in  812.;  am 
81.  Dez.  1866.:  18098.  und  zwar  2893.  Mönche  in  178.  und  16206. 
Nonnen  in  1144.  Klöstern  oder  geistlichen  Gesellschaften.  Vgl  Kolb, 
Handb.  d.  vergleich.  Statistik  (Leipzig  1871.)  201.  und  Esc  her,  Handb. 
d.  prakt  Politik  (Leipzig  1863.)  1.,  655.  f. 

*)  Laurent,  Lettres  d'an  r^dardataire  liberal  (Broxelles  1868.)  125. 
£.  Fried ber«,  D.  BÜMbr.  d.  geiitL  Amtsgewalt  41 
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Aufgabe  stellte,  ist  von  der  Ungunst  des  Volkes  fortgespült 
worden  ^).  Aber  die  Kirche  weiss  sich  in  dem  Bette  der 
Staatsgesetze  so  zu  strecken,  dass  sie  ein  bequemes  Lager 
hat  Der  Grundbesitz  wird  auf  den  Namen  einzelner  Mit- 
glieder in  die  Grundbücher  eingetrageui  diese  müssen  testiren, 
und  wie  sonst  die  Kunstgriffe  sind,  mit  welchen  diejenigen, 
die  das  Volk  die  Achtung  vor  dem  Gesetze  lehren  sollen, 
nach  päpstlicher  Anweisung  dies  zu  umgehen  pflegen  '). 

Kurz  das  Factum  steht  fest,  dass  das  Vermögen  der 
todten  Hand  sich  mächtig  vermehrt  ') ;  hässliohe  Erbschlei- 
chereien dringen  von  Zeit  zu  Zeit  in  die  Oeffsntlichkeit, 
das  Capital  wird,  wiePiusIX.  das  wünschte,  „christianisirt^, 
und  am  1.  October  1856.  gab  es  auf  4,731,957.  Einwohner 
nicht  weniger  als  88,019.  Bettler*). 

Die  Versammlungsfreiheit  gestattet  aber  der  Kirche 
auch  gottesdienstliche  Versammlungen  abzuhalten ,  selbst 
wenn  Aufruhr,  Personen-  und  Eigenthumsbeschädigung  die 
sicheren  Folgen  derselben  sein  sollten.  Der  Staat  wartet 
diese  geduldig  ab  und  straft  nur  die  Excedenten,  unter 
denen  sich  die  Veranlasser  der  Tumulte  —  die  GeistUchen 
—  in  den  seltensten  Fällen  befinden.  Im  J.  1838.  kamen 
Missionäre  nach  Tilff  im  Lütticher  Elreise,  um  dort 
im  Freien  zu  predigen  und  ein  Kreuz  auf  den  Kirchhof 
zu  pflanzen.  Die  Einwohner  von  Tilff  waren  dem  Vor- 
haben ebenso  abgeneigt,  wie  die  benachbarten  Gemeinden 
dasselbe  begünstigten.  Um  Aufruhr  zu  verhüten,  unter- 
sagte der  Gemeinderath  die  Mission,  aber  der  Gouverneur 


')  Eine  D&here  Darstellung  der  hierauf  bezflglichen  Rechtsrerh&It- 
nisse  findet  sich  in  meinen  Mittheilangen  aas  fremden  Gesetsgebongen 
Ober  die  Ertheilang  von  Eorporationsrechten  a.  s.  w.  Zelts  ehr.  f. 
KR.  4,j  381.  ff.  , 

')  Das  Decret  der  Propaganda  ▼.  15.  December  1840.  ist  abgedruckt 
bei  Laurent,  Lettres  145.  ff. 

')  Nach  Escher  a.  a.  0.  1.,  656.  beliefen  sich  die  aatorisirten 
Schenkungen  su  Gunsten  der  Bisthümer,  Seminarien,  EirchenfabriksD 
und  religiösen  Associationen  von  1838>-1858.  auf  8451.,  die  Vermicht- 
nisse  auf  2615.  im  Betrage  von  16,000,000  Francs;  etwas  mehr  noeh 
betrugen  die  Schenkungen  und  Vermächtnisse  fQr  wohlth&tige  Zwecke. 

')  Vgl.  Kolb  a.  a.  0.  209.  unsere  Zeit  (Leipiig  185a)  2., 
319.  ff. 
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▼on   Lütt  ich  hob   das   Verbot   anf  und.  ein   ktfniglicheB 
Decret  bestätigte  seine  Verfügung  *). 

Der  Staat  überwacht  den  Unterricht  nicht  mehr,  weil 
das  nach  deGerlache  eine  Präventivmassregel,  und  eine 
solche  mit  der  Freiheit  der  Kirche  unerträglich  wäre  ■). 
Jeder  beliebige  Mensch,  mit  noch  so  zweifelhafter  oder  un- 
zweifelhafter Vergangenheit,  mit  noch  so  geringer  Bildung 
kann  die  Jugend  erziehen,  und  disponirt  so  über  die  Zu-* 
kunft  des  Landes. 

L  J.  1835.  wurde  ein  Gesetz  über  den  höheren  Unter- 
richt erlassen  ').  Die  Universität  Löwen  wurde  unterdrückt, 
und  durch  Errichtung  mehrerer  Universitäten  wurden  nicht 
nur  die  Staatsmittel  geschwächt,  sondern  bei  dem  Mangel 
tüchtiger  Gelehrter  von  vorn  herein  wissenschaftUche  Zwitter- 
institute geschaffen.  Was  bezweckte  die  ultramontane 
Kammermajorität  damit ?  Der  Berichterstatter  Dechamps 
sprach  es  mit  cynischer  Offenheit  aus.  H  est  plus  que 
probable^  so  sagte  er*),  ä  moins  que  le  regime  libiral  tte 
sott  nne  amhre  dSception,  que  sous  son  influence  degrandes 
institutions  s'eleveront,  La  confiance  publique  poül^a  les 
entaurer  de  teile  fagon,  que  les  universUes  de  VStat  devten- 
hent  ä  peu'prhs  desertes,  Cette  prSvistOHy  tous  ceux  qui 
ant  foi  dans  la  libertS  doivent  la  nourrir. . 

Mit  anderen  Worten,  kirchliche  Universitäten  sollten 
möglich  gemacht  werden.  Eine  solche  wurde  auch  in 
Löwen  errichtet.  Sie  war  in  keiner  Weise  die  Rechts- 
nachfolgerin der  aufgehobenen  staatlichen.  Aber  sie  bezog 
die  leeren  Hörsäle,  sie  occupirte  die  alten  Stipendien-Stif- 
tungen, und  die  CoUatoren  derselben,  meistens  Cleriker, 
dachten  nicht  daran,  Einsprache  zu  erheben. 

Zu  einer  erfolgreichen  Concurrenz  mit  den  Staatsuni- 
versitäten gehörte  aber  vor  allen  Dingen  eine  Betheiligung 
der  von  den  Bischöfen  ernannten  Professoren  bei  den  staat- 
lichen Prüfungen.  Die  Sache  schien  schwierig,  wenn  nicht 
unmöglich. 

»)  Vgl.  Mejer  a.  a.  0.  66.  f. 

')  Discussions  a.  a.  0.  1.,  629. 

')  Vgl.  hieraber  und  über  das  folgende  Laurent,  Lettres  169.  ff. 

«)  bei  Laurent  L'Eglise  et  l'^tat  3.,  889.  f. 

4V* 
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Wie  kann  der  Staat  die  Kenntnisse  und  Fähigkeiten 
seiner  künftigen  Beamten  prüfen  lassen  durch  Examinatoren, 
deren  Fähigkeiten  und  Kenntnisse  er  selbst  nicht  kennt, 
die  ihm  nicht  verpflichtet  und  verantwortlich  sind?  Aber 
die  Kirche  setzte  ihren  Plan  durch,  da  sonst  die  Staats- 
universitäten den  freien  kirchlichen  eine  zu  starke  Concur- 
renz  gemacht  hätten,  und  da  das  ja  eine  Beschränkung  der 
kirchlichen  Freiheit  gewesen  wäre.  Und  wie  hätte  man  bei 
der  Existenz  von  Staatsexaminatoren  noch  von  dem  ver- 
fassungsmässigen freien  Unterricht  sprechen  können! 

So  wurde  denn  eine  Jury  von  Examinatoren  ge- 
schaffen ^),  und  deren  Ernennung  mit  einer  Stimme  Ma- 
jorität in  der  Eoimmer  —  die  vier  Minister  aber,  Mitglieder 
derselben  enthielten  sich  ihrer  Stimme,  —  den  Kammern 
und  der  Regierung  zugewiesen. 

Somit  konnte  diese  nicht  nur  freie  Löwen  er  Profes- 
soren zu  Examinatoren  machen,  sondern  eine  ultramontane 
Majorität  konnte,  wie  ein  Mitglied  derselben,  G.  V  i  1  a  i  n  XIV., 
offen  aussprach,  dabei  sogar  bewähren  la  plus  revoUante 
partiaUU  ■). 

Die  Bischöfe  aber  erliessen  jetzt  Hirtenbriefe  gegen 
die  Universitäten  des  Staates,  verketzerten  sie  als  Anstalten 
der  Gottlosigkeit,  fanden  in  ultramontanen  Ministem  ge- 
ftigige  Werkzeuge,  um  verhasste  Professoren  zu  bedrängen  '), 
und  setzten  den  Pfarrern  eine  Prämie  aus  für  jeden  Stu- 
denten, den  sie  von  den  Staatsanstalten  der  kirchlichen  zu- 
führten ^);  das  war  ja  eine  gerettete  Seele! 

*)  Vgl.  die  Debatten«!!!  Discuss.  de  la  loi  sar  l'enseigne- 
tnentsup^riear  (Bruxelles  1844.)  309.  ff. 

*)  eben  das.  913.  Die  Kammern  hatten  in  dem  Zeitraum  tod 
1638.  bis  1844.  in  der  That  za  Examinatoren  gew&hlt:  73.  Nicht-Pro- 
feisoren,  66.  Professoren  aus  Löwen,  38.  von  den  StaatsamversitAten, 
and  13.  von  der  nniversitö  libre  in  Brüssel.  Durch  die  Cooperation 
der  Regierung  hatten  indessen  diese  Zahlen  die  Umwandlung  erfahren, 
dass  die  Zahl  der  Nicht-Professoren  auf  85.  vermehrt  war,  der  Löwener 
Professoren  auf  76.,  der  Brasseler  auf  55.  und  der  Staats-Professoren 
auf  120.  —  eben  das. 

*)  lieber  die  Verwarnung,  welche  dem  Professor  Laurent  in 
Gent  ertheilt  wurde,  vgl.  Der  Kampf  d.  liberal,  n.  kathol. 
Partei  in  Belgien  (Zürich  1857.)  49.  ff. 

*)  Laurent,  Lettres  57. 
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Das  Gesetz  über  den  mittleren  Unterricht  beschäftigte 
die  Kammern  von  1833.  bis  1850.,  während  welcher  Zeit 
die  communalen  und  staatlichen  Anstalten  ganz  verwahrlost 
waren,  die  Kirche  aber  über  sechzig  Collegien  geschaffen 
and  fast  ein  Monopol  für  den  mittleren  Unterricht  erlangt 
hatte  ^).  Die  Regierung  beabsichtigte  i.  J.  1850.,  zehn  noch 
exbtirende  Athenäen  und  50.  Mittelschulen  zu  organisiren. 

Aber  jetzt  zeigte  sich ,  was  die  Kirche  unter  Freiheit 
des  Unterrichts  verstehe.  Nicht  nur  der  Papst  erhob  kla- 
gend seine  Stimme  ') ,  der  belgische  Episcopat  erklärte  in 
einer  Petition  an  den  Senat'),  dass  das  Gesetz  attribue  au 
gauvemement  un  pouvoir  riel  en  nuxtiere  spirituelle^  et  blesse 
grOvement  les  droits  de  VEglise,  M.  a.  W. :  Die  Bischöfe 
beschwerten  sich,  dass  der  Staat  das  Unterrichtsmonopol 
der  Kirche  bedrohe;  dass  er  die  erworbenen  Rechte  der 
Katholiken  verletze,  welche  auf  eigene  Kosten  Unterrichts- 
anstalten „würdig  des  Vertrauens^  (wessen?)  begründet 
hätten. 

Trotz  des  Wiederhalls,  den  diese  Declamationen,  welche 
die  Trennung  von  Staat  und  ELirche  ganz  vergessen  hatten, 
in  der  Kammer  fanden,  wurde  das  Gesetz  genehmigt;  auch 
die  Bestimmung,  welche  die  Geistlichen  einlud,  den  Reli- 
gionsunterricht zu  ertheilen,  und  welche  die  staatsrechtliche 
Weisheit  des  Episcopates  als  eine  Verletzung  des  Art.  15. 
der  Verfassung  erklärt  hatte,  wonach  ja  der  Staat  nicht 
interveniren  dürfe  in  der  nomination  des  ministres  du  culte. 
Aber  jetzt  versagten  die  Bischöfe  den  Staatsanstalten  die 
Beihülfe  der  Geistlichen  zum  Religionsunterricht^),  welche 
sie  in  der  von  den  Kammern  bestätigten  sog.  Convention 
von  Antwerpen  verheissen  hatten  *),  und  doch  hatte  nur 
deswegen  dieser  Vertrag  —  höchst  eigenthümlich  bei  Tren- 
nung von  Staat  und  Kirche  —  bestimmt  —  que  tout  Ven- 


^)  Laurent,  Lettres  193. 

'}  Jonrnal  historique  IS.,  47. 

')  Die  Adresse  des  Episcopates  an  den  Senat,  eben  das.  17.,  74.  ff. 

*)  Vgl.  Laurent,  Lettres  225.  f.  233. 

^)  Vgl.  den  Schriftwechsel  zwischen  dem  Ministerinm  und  dem 
Erzb.  von  Mecheln  in  Rapport  triennal  sur  I'^tat  de 
l'enseignement  moyen  en  Belgique  (Bmzelles  1866.)  411.  ff. 
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$eigneMetit  soü  reUgieux,  und  hatte  für  die  Schule  einen 
auafichliesslich  katholischen  Keligionsunterricht  angeordnet 
Sie  betrachteten  sich  als  ConcuiTcnten  des  Staates  und 
suchten  diesen  des  materiellen  Interesses  wegen  todt  zu 
machen  *). 

DasB  etwa  die  Jugend  irreligiös  aufwachsen  möchte, 
kümmerte  sie  wenig.  Die  konnte  ja  kirchliche  Athenäen 
besuchen.  — 

Endlich  ist  auch  der  Primärunterricht  durch  das  Gresetz 
V.   1842.  dem  Clerus  in  die  Hände  gegeben  worden. 

Nothomb,  der  damalige  Minister,  welcher  die  Bezie- 
hungen des  Staates  zur  Religion  mit  denen  zur  Geometrie 
verglichen  hatte ,  empfahl  das  Project  mit  den  Worten  *) : 
n  ne  peut  y  avoir  cCecole  ISgalement  constituee  qu'ä  la  cofi- 
dition  de  rSunir  Vefiseiynetpwnt  moral  et  reUgieux  ä  Vifi^ 
struction  propremefU  dite,  Cette  rSunion  n'est  possible  que 
par  Vintervention  volmUaire  du  clerge,  En  se  retirant  le 
clerge  peut  rendre  impossible  Vexistence  UgaU  de  Vecole. 
n  se  retirera  ou  inetiacera  de  se  retirer^  cfiaque  fois  qu'il 
ne  sera  tetm  aucun  catnpte  y  ou  plutöt  quand  on  persistera 
ä  ne  tenir  aucun  conipte  de  ses  indications.  Ce  droit  du 
clerge  est  tres-grand  san^  doute,  nuiis  iUderive  de  Vinde- 
pendance  de  la  position  que  lui  a  faite  la  Constitution  de 
1831:  c'est  un  droit  d'abstention  qu'il  est  impossible  de  lui 
dinier. 

Und  uo  hat  die  Geistlichkeit  nicht  nur  die  Befugniss, 
den  Religionsunterricht  zu  ertheilen ,  —  natürlich  nur  den 
katholischen,  aber  einen  anderen  giebt  es  nicht  — :  sie  lehrt 
auch  allein  die  Moral,  welche  beide  das  Gesetz  zu  Haupt- 
gegenständen des  Unterrichts  in  der  Weise  erhebt,  dass  der 
Lehrer  auch  die  anderen  Disciplinen  benutzen  soll  —  wohl- 
verstanden bei  Trennung  von  Staat  und  Kirche  —  pour 
preparer  les  etifants  ä  Vintelligence  du  texte  du  catechisme 
et  de  Vhistoire  sainte.  Und  daraus  ergiebt  sich  wieder  eine 
Controle   der  Bischöfe   über   alle   Lesebücher.    Selbst   das 


■^ 


*)  Vgl.  die  Kammerrede  von  Devauz  bei  Laurent,  Lettre8  286. 
*)  Discnssion  de  la   loi   sur  l'enseignement   pri- 
maire  14^ 
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Aeussere  der  Schule  soll  ein  religiöses  Gepräge  haben  ^), 
und  endlich  beaufsichtigen  die  Bischöfe  die  Lehrer,  welche  die 
äusserlichen  religiösen  Pflichten  zu  erfüllen  aufgefordert  sind, 
und  durch  staatlich  besoldete  inspecteurs  eccUsiastiques  über- 
wacht werden ,  deren  Ansicht  bei  Anstellung  eines  Lehrers 
bezüglich  dessen  Moral  und  Religion  einzuholen  ist. 

Die  Zahl  der  Analphabeten  aber,  die  aus  diesen  kirch- 
lichen Volksschulen  hervorgehen ,  ist  beinahe  gleich  den- 
jenigen, welche  die  Kunst  des  Lesens  und  Schreibens  er- 
rungen haben  '),  und  die  Statistik  der  Verbrechen  weist 
keine  übermässigen  Früchte  des  katholischen  Moralunter- 
richtes nach. 

Der  niedere  Clerus  ist  ganz  der  Willkür  der  Bischöfe 
Preis  gegeben,  welche  ihn  ernennen,  absetzen,  versetzen, 
mit  jener  dehnbaren  Gränze  ihrer  Befugnisse,  die  das  von 
den  Bischöfen  nicht  immer  beachtete  ^)  kanonische  Recht 
in  dieser  Beziehung  feststellt,  und  welche  gestattet,  die 
Geistlichen  zu  blinden  Werkzeugen  der  Wahlagitation  zu 
machen.  Andererseits  unterstützt  auch  der  Staat  nicht  die 
geistlichen  Urtheile  *),  und  der  Bischof,  welcher  einen  Pfarrer 


^)  Nichts  characterisirt  die  Verworrenheit  der  belgischen  Verhält- 
nisse besser  als  das  Schreiben,  mit  dem  der  Minister  des  Inneren  das 
Reglement  über  den  Elementarunterricht  den  Inspectoren  Qberreichte. 
»Le  chapitre,  so  heisst  es,  de  l'enseignement  morale  et  de  la  religion 
a  €\A  r^dig6  par  MM.  les  ^vöqnes ,  dont  le  gonvernement  ne  pouvait 
se  dispenser  de  soivre  Tavis  en  ces  mati^res. . .  II  est  inutile  de  voos 
faire  observer  qne  les  prescriptions  de  ce  chapitre  sont  obligatoires  au 
mdme  titre  qae  les  autres  dispositions  du  r6glement.< 

')  Von  den  Conscribirten  der  Jahre  1851.  1856.  185^.  1861.  konnten 

1851.  1856.  1859.         .1861. 

nicht  lesen  und  schreiben  14,288.  18,848.  18,933.  14,158. 
nur  lesen  4,213.  3,778.  3,211.  3,092. 

lesen  und  schreiben  9,843.         9,711.        11,266.        12,036. 

mehr  als  diess  10,663.        12,961.        14,467.        15,026. 

Bei  der  Volkszählung  von  1866.  konnten  —  abgesehen  von  den  Kindern 
unter  7.  Jahren  —  42^«  der  Bevölkerung  nicht  lesen  und  schreiben; 
vgl  Kolb  a.  a.  0.  208.    Unsere  Zeit  2.,  320.  ff. 

*)  Trotz  des  kanonischen  Rechtes  gestatteten  die  Bischöfe  Geist- 
lichen, HandelsgeschÄfte  zu  treiben ;  Beispiele  im  Livre  noir  a.  a. 

0.  74.  f. 

^)De  Brouckere  et  Tielemans  Repertoire  de  Tadmini- 
stration  (Broxelles  1834.)  s.  v.  Abus.    Laurent,  Van  Espen  101.  ff 
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«eines  Amtes  entsetzt,  mag  abwarten,  ob  die  Gemeinde  oder 
vielmehr  der  Fabrikrath  dem  disciplinären  Spruche  Gehor- 
sam leistet  ^). 

Nach  dem  gleichen  Principe  zieht  der  Staat  auch  keine 
kirchlichen  Abgaben  ein,  und  betrachtet  die  geistlichen  Amts, 
handlungen  bei  Taufe  und  Eheschliessung  weder  für  aus- 
reichend noch  fiir  nothwendig  zu  bürgerlichen  staatlichen 
Zwecken  *). 

Bei  einem  so  principienlosen  System,  wie  das  für  das 
Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  in  Belgien  verwirklichte, 
bei  einer  derartigen  Verschleuderung  der  nothwendigsten 
Staatsbefugnisse,  wie  wir  sie  zu  zeichnen  versucht  haben, 
muss  billig  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  denn  gar 
keine  Schranken  fUr  den  Clerus  existiren,  ob  seine  Willkür 
imgestraft  alle  Staatsgesetze  umgehen  und  überschreiten 
darf,  oder  ob  doch  noch  die  vor  Emanation  der  Verfassung 
geltenden,  die  Kirche  beschränkenden  Gesetze  des  Code 
pönal ')  in  Kraft  sind ,  und  andererseits  die  Bestimmungen 

Die  Ansicht  von  De  Bonne,  de  l'inamovibilit^  des  cur^  succursa- 
listes.  (Bruxelles  1846.)  10.  ff.,  dass  der  Staat  den  entsetzten  Geist- 
lichen das  Gehalt  weiter  auszuzahlen  habe,  bis  ihre  rechtmässige  Ab- 
setzung bewiesen  sei,  lässt  sich  nicht  begründen. 

Nicht  mit  Unrecht  hat  der  liberale  Congress  v.  J.  1647.  beschlossen : 
»Le  Gongrte  forme  des  voeux  pour  Pafranchissement  par  tous  les  moyens 
legaux,  du  clerg6  inf(§rieur,  qui  est  sur  le  coup  d'une  menace  incessante 
de  r^vocation  et  dont  la  constitation  civile  est  incessamment  Tiol^e.« 

>)  Vgl.  Mejer  a.  a.  0.  62.  ff. 

')  Vgl.  mein  Recht  der  EheschliessuDg.    (Leipzig  1865.)  589.  ff. 

*)  Ich  theile  den  Wortlaut  der  Bestimmungen  des  rcYidirten  Code 
vom  Jahr  1859.  mit,  da  dieser  von  dem  Code  Napoleon  mannigfach 
abweicht: 

Art.  295.  Les  ministres  des  cultes  qui  prononceront  dans  l'exer- 
cice  de  leur  minist^re,  et  en  assembl^e  publique,  des  discours  contenant 
la  critique  ou  censure  du  Gouvernement,  d'uue  loi,  d'un  arrM6  royal 
ou  de  tout  autre  acte  de  Pautorit^  publique  seront  puuis  d'un  empri- 
Bonnement  de  trois  mois  ä  un  an  et  d'une  amende  de  cinquante  francs 
ä  trois  Cents  francs.  Code  Nap. :  bis  2  Jahre  Gef&ngniss,  keine  Geld- 
strafe.)   [Code  Nap.  Art.  201.] 

Art  296.  Si  le  discours  contient  une  provocation  directe  ä  la  d^so- 
bdssance  aux  lois  ou  autres  actes  de  Vautorlt^  publique,  ou  s'il  tend  ä 
soulever  ou  armer  one  partie  des  citoyens  contre  les  autres,  le  ministre 
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der  organischen  Artikel,  welche   den  Appel  comme  d'abus 
zum  Gegenstand  haben. 

In  ersterer  Beziehung  liegt  ein  Erkenntniss  des  Bel- 
gischen Cassationshofes  vor  ^),  welches  geradezu  die  provi- 
sorische Regierung  vor  dem  Vorwurfe  wahrt,  als  ob  sie 
alle  Repressivmaassregeln  des  Code  p^nal  beseitigt  habe, 
und  ganz  ausführlich  äussert  sich  ein  anderes  Erkenntniss  ') 
vom  27.  Novbr.  1834.  über  die  Motive  dieser  Entscheidung: 
Ättendu,  so  heisst  es,  que  Vart.  3.  de  Varrete  du  Gouvernement 
pravisoire  du  16,  Octohre  1830.  n'abroge  point  taute  loi  qui 


da  colte  qai  l'aora  prononc(^,  sera  pnni  d'un  emprisonnement  de  six 
mois  ä  trois  ans  (Cod.  Nap. :  2^5  Jahr),  si  la  proYOcation  n'a  ^t^  suivie 
d'aacnn  effet,  et  d'un  emprisonnemeDt  d'un  an  ä  cinq  ans  (Cod.  Nap. : 
bannissement)  si  eile  ä  donnö  Heu  ä  la  d^sobeissance,  aatre  toute  fois 
qae  celle  qui  aurait  deg^n^rö  en  s^dition  ou  r^yolte.  Le  conpable  sera 
de  plus  condamn^  ä  nne  amen  de  de  cent  francs  ä  cinq  cent  francs. 
(Geldstrafe  fehlt  im  Cod.  Nap.)    [Cod.  Nap.  Art.  202.] 

Art.  297.  Lorsque  la  provocation  ä  ^t^  suivie  d'une  s^dition  ou 
r^volte  de  nature  ä  entrainer  une  peine  crimioelle,  cette  peine  sera 
appliqn^e  au  ministre  conpable  de  la  provocation.   (Cod.  Nap.  Art  208.) 

Art.  298.  Tout  öcrit  contenant  des  instmctions  pastorales,  en 
qnelqne  forme  que  ce  seit,  et  dans  lequel  un  ministre  de  colte  se  sera 
iüg6r6  de  critiqaer  ou  censnrer  seit  le  Gouyernement  soit  tout  acte  de 
l'autorit^  publique,  emportera  contre  le  ministre  qui  l'aora  publik  an 
emprisonnement  d'un  an  ä  cinq  ans  et  une  amende  de  deoz  cent  francs 
ä  mille  francs.    (Cod.  Nap.  Art.  204:  bannissement  ohne  Geldstrafe.) 

Art.  299.  Si  l'i^crit  mentionn^  h  l'article  pr^c^dent  contient  une 
provocation  directe  ä  la  desoböissance  anx  lois  ou  aotres  actes  de 
Paatorit^  publique,  ou  s'il  tend  ä  soolever  ou  armer  nne  partie  des 
citoyens  contre  les  aotres,  le  ministre  qui  l'aura  publik  sera  puni  de 
la  d^tention  de  cinq  ä  dix  ans.    (Cod.  Nap.  Art.  206:  Deportation.) 

Art.  300.  Lorsque  la  provocation  contenue  dans  l'^crit  pastoral 
aura  ^tö  suivie  d'une  s6dition  ou  r^volte  d'une  nature  k  entrainer  une 
peine  plus  forte  que  la  d^tention  de  dnq  ä  dix  ans,  cette  peine  sera 
appliqu^  au  ministre  coupable  de  la  provocation.  (Cod.  Nap.  Art.  206 : 
h&rtere  Strafe  als  Deportation.) 

Art  307  und  308.  De  la  correspondance  des  ministres  des  coltes 
avec  des  cours  ou  des  pnissances  ^trang^res  sur  des  mati^res  de  reli- 
gion  gelten  in  Belgien  nicht,  dagegen  die  Art.  199.  200:  des  contra- 
ventions  propres  ä  compromettre  l'^tat  des  personnes.  —  Vgl.  mein 
Recht  der  Eheschliessung  S.  587.  £f. 

')Recueil    des    arröts    des   cours    de    ßelgique. 
1846.,  377. 

*)  Bulletin  de  Cassation  1836.  L,  17. 
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• 

aurait  un  rappart  quelconque  avec  Vexercice  Sun  ctdtef  mais 

qu'ü  resuUe  des  termes  de  cet  article  et  du  priambule  de 

Varrete ,   qu\l  se  barfie  d  abroger  les  lois  qui  porteraient 

atteinte  a  la  libertS  de  consciefice  et  ä  la  liherU  des  cultes. 

Attendu  que  la  liberti  de  conscience  et  la  liberti  des 
cultes  sont  le  droit  pour  chacun,  de  croire  et  de  prof esset 
sa  foi  religieuse  sans  pouvoir  itre  interdit  ni  poursuivi  de 
ce  chef;  d'exercer  son  cuUe  sans  que  VautorüS  civüepuissej 
pour  des  considerations  tirees  de  sa  nature,  de  son  plus  ou 
moins  de  verite^  de  sa  plus  ou  moins  bonne  Organisation^ 
le  prohiber,  soit  en  totd  soit  en  partie,  ou  y  intervenir  pour 
le  rSgler  dans  le  setis  qu'elle  jugerait  le  mieux  en  rapport 
avec  son  but,  Vadoration  de  la  divinitSy  la  conservation ,  la 
propagation  de  ses  doctrines   et  la  pratique  de  sa  morale. 

Attendu  qua  ces  libertSs  ainsi  difinies  n'ont  rien  d'in- 
compatible  avec  le  pouvoir  qui  appartient  ä  la  socieU  ct- 
vile,  de  difendre  et  de  punir  par  Vorgane  de  la  loi,  et  par 
Vaction  des  magistrats,  les  actes  qu'elle  juge  contraires  ä 
Vordre  public;  qu'en  consequence  les  dispositions  porUes  ä 
cet  effet  rCon  point  ete  abrogies  par  la  loi  qui  proclame  la 
liberte  des  cultes  et  la  liberti  de  comcience,  en  abolissant 
taute  loi  qui  y  porterait  atteinte, 

Que  tous  les  monuments  de  Vkistoire,  de  la  legislation 
et  de  la  jurisprudetice  att^stent  que  c'est  dans  ces  justes 
limites  que  ces  libertSs  on$  toujburs  eti  rSclamSes  et  con- 
servSeSf  et  que,  sans  ces  limites,  Vitat  social  inhirent  ä  la 
nature  de  Vhomme  manquerait  d'une  de  ses  conditions  essen^ 
tieUes,  le  pouvoir  de  la  pari  de  la  sociiti  de  juger  et  de 
reprimer  les  actes  ä  Vordre  public.  — 

Der  Appel  comme  d'abus  ist  dagegen  im  Königreich 
Belgien  noch  nicht  angewendet  worden. 

Am  15.  October  1846.  hielt  indessen  der  Generalpro- 
curator  de  Bav ay  in  der  Eröffnungssitzung  des  Appelhofes 
zu  Brüssel  einen  Vortrag  über  van  Espen,  in  welchem  er 
behauptete,  dass  der  Appel  comme  d'abus  der  organischen 
Artikel  nicht  als  in  Belgien  beseitigt  betrachtet  werden 
könne,  und  als  er  wegen  dieser  Ansicht  die  heftigsten  An- 
griffe durch  den  Professor  Verhoeven  erfahren  hatte  ^), 

V  Revae  catholiqae  1846.,  602. 
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▼ertheidigte  er  sie  ausführlich  in  einer  Abhandlung:  De 
fappel  camme  d*abus  dans  ses  rapports  avec  la  Constitution 
beige^  welche  im  Jahr  1847.  zu  Brüssel  erschienen  ist. 

Seine  Argumentation  ist  wesentlich  folgende: 

Art.  14.  der  Verfassungsurkunde  im  Einklang  mit  dem 
Gesetz  der  provisorischen  Regierung  beseitigt  nur  die  frü- 
heren Prohibitivmaassregeln  der  Kirche  gegenüber ,  lässt 
aber  die  Repressivmaassregeln  einfach  bestehen.  Da  aber 
der  Art.  6.  des  organischen  Gesetzes  in  seinen  Bestim- 
mungen ^) : 

Les  cas  d^abt4S  smit :  Vusurpatiofi  ou  Vexds  de  pouvoir^ 
la  contravention  aux  lois  et  reglements  de  la  republique, 
Vinfraction  des  regles  consacrces  par  les  canons  regus  eth 
France y  Vattentat  aux  liiertes,  frandhises  et  coutumes  de 
T£glise  gcdUcaiie,  et  toute  entreprise  ou  tout  procSdS  qui 
dans  Vexercice  du  culte  peut  compromettre  Vhonn^ur  des 
cüoyenSf  troubler  arbitrairemeni  leur  cotisdence,  dSginerer 
contre  eux  en  oppression  ou  injure ,  ou  efi  scandal  public, 
falls  man  von  dem  speciell  auf  Frankreich  Bezüglichen 
absehe  —  nur  Repressivmaassregeln  enthalte,  so  sei  das 
Fortbestehen  des  Appel  comme  d'abus  ausser  alle  Frage 
gestellt. 

Für's  Erste  wird  zugegeben  werden  müssen,  dass  die 
Repression  der  Kirche  gegenüber  nicht  beseitigt  worden  ist 
Ä  Dieu  ne  plaise ,  sagte  de  Muelenaere  ')  auf  dem 
Congresse,  que  je  veuille  soustraire  ks  ministres  de  la  reli- 
gion  .ä  la  juste  vifidicte  des  lois  qu'ils  pourroient  enfreindre. 
Non,  mais  plus  le  culte  sera  libre  et  protigi,  moins  ses 
ministres  auront  droit  ä  notre  indulgefice  s'ils  s'öcartent  de 
la  ligne  de  leurs  devoirs. 

In  gleichem  Sinne  sprachen  sich  die  AbbösdeFoere 
und  Van  Combrugghe  aus  ^),  und  so  wurde  denn  auch 
der  Emancipationserklärung  der  Kirche  im  Artikel  14.  der 
Constitution  eine  hierauf  abzielende  Schranke  hinzugefügt. 

Ebenso  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  der  Art.  6. 


')  Vgl.  oben  519.  ff. 

')  DiscuBsions  a.  a.  0.  1.,  679. 

^  Ebendas.  2.,  467.,  1.,  677. 
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des  organischen  Gesetzes  nur  Repressivmaassregeln  enthält. 
Der  Staat  schreitet  hier  überall  erst  ein,  nachdem  er  durch 
die  Kirche  und  die  Geistlichen  herausgefordert  worden  ist. 

Dennoch  kann  meines  Erachtens  aus  den  von  Bavay 
geltend  gemachten  Gründen  das  Fortbestehen  des  appel 
comme  d'abus  für  Belgien  nicht  behauptet  werden.     . 

Man  muss  zwischen  Repressivmaassregeln  unterscheiden, 
die  aus  der  Kirchenhoheit  des  Staates  fliessen,  und  solchen, 
die  als  für  alle  Unterthanen  bestimmt  aus  keiner  speziell 
kirchlichen  Gewalt  abzuleiten  sind. 

Das  Institut  des  appel  comme  d'abus  beruht  aber  we- 
sentlich auf  dem  ius  circa  sacra.  Nur  wo  der  Staat  die 
Oberaufsicht  über  die  Kirche  in  Anspruch  nimmt,  als  über 
eine  eigenartige  Korporation,  die  in  ihren  Interessen  und 
Bestrebungen,  und  demgemäss  auch  in  der  Art  ihrer  Be- 
handlung nicht  mit  den  übrigen  innerhalb  des  Landes  be- 
stehenden zusammengebracht  werden  darf:  nur  da  kann 
von  dem  appel  comme  d'abus  die  Rede  sein,  während  der 
Staat  sich  sonst  auf  den  Druck  zu  beschränken  hat,  den 
er  den  Gesetzesübertretungen  aller  Staatsbürger  gegenüber 
ausübt. 

Geht  aber  die  belgische  Verfassungsurkunde  von  der 
Anschauung  aus,  dass  Staat  und  Kirche  von  einander  ge- 
trennt seien,  so  kann  -auch  die  letztere  zum  ersteren  in 
keine  andere  Beziehung  treten  als  sonstige  Gesellschaften, 
die  sich  im  Staate  bilden  möchten :  es  kann  demnach  auch 
der  appel  comme  d'abus  nicht  bestehen  bleiben,  der  aus 
dem  über  Bord  geworfenen  Kirchenhoheitsrecht  seinen  Ur- 
sprung nimmt,  sondern  der  Staat  muss  auf  die  aus  der 
Justizhoheit  fliessenden  Strafgesetze  verwiesen  werden. 

Wir  haben  aber  im  Obigen  darzuthun  versucht,  dass 
die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  in  Belgien  eine  Un- 
wahrheit ist,  dass  der  That  nach  eine  innige  Verbindung 
zwischen  beiden  existirt  und  die  Kirche  auch  eine  öffent- 
lich-rechtlich anerkannte  Stellung  im  Staate  einnimmt  Mit- 
hin sind  iura  circa  sacra  des  Staates  nicht  nur  möglich 
sondern  nothwendig,  und  wir  würden  keinen  Anstand  nehmen, 
den  verfassungsmässigen  Verzicht  auf  dieselben  in  Bausch 
und  Bogen  für  unwirksam  zu  erklären,  da  der  Staat,   wie 
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wir  schon  oben  ausgeführt  haben ,  auf  esBentielle  Hoheits- 
rechte nicht  verzichten  kann,  und  das  ius  circa  sacra  einer 
(Sffentlich  anerkannten  Kirche  gegenüber  zu  den  essentiellen 
Hoheitsrechten  gehört. 

Um  so  mehr  muss  aber  die  Fortexistenz  des  appel 
comme  d'abus  für  Belgien  behauptet  werden ,  da  die  Ver- 
fassung denselben  speciell  nicht  beseitigt  hat  ^).  Und  dabei 
kann  auch  nicht  als  hindernd  betrachtet  werden,  dass  in 
Belgien  ein  Staatsrath  nicht  existirt,  dass  nach  Art.  94. 
der  Verfassungsurkunde  eine  ausserordentliche  Gerichtsbar- 
keit nicht  zulässig  ist.  Denn  wir  haben  schon  oben  er- 
wähnt '),  dass  in  dem  Augenblicke,  als  Belgien  von  Frank- 
reich sich  trennte,  durch  das  kaiserliche  Decret  v.  25.  März 
1813.  die  Cognition  über  den  appel  comme  d'abus  den 
Appelhöfen  übergeben  wurde,  und  dass  das  Decret  des 
Königs  der  Niederlande,  welches  dem  Staatsrathe  die  frü- 
here Competenz  zurückgab,  als  nicht  rechtsbeständig  an- 
gesehen werden  kaun,  mithin  auch  nicht  im  Stande  war, 
das  in  Kraft  bestehende  napoleonische  Decret  aufzuheben. 


Ueber  Holland  haben  wir  nur  wenig  hinzuzufügen. 

Die  Durchfuhrung  des  Concordates  unterliess  die  Re- 
gierung im  Einverständnisse  mit  Rom,  und  erst  als  das 
Jahr  1848.  der  ELirche  grössere  Bewegung  verstattete, 
machte  der  Papst  von  den  günstigen  Zeitumständen  Ge- 
brauch, um  den  Missionszustand  in  einen  den  kanonischen 
Anforderungen  entsprechenden  zu  verwandeln  und  Bis- 
thümer  zu  begründen  '). 

Das  Placet  wurde  beibehalten  und  Beispielsweise  gegen- 
über der  päpstlichen  Bulle  geübt,  welche  die  geheimen  Ge- 
sellschaften verdammte  und  deren  Veröffentlichung  verboten 
wurde  *). 


>)  In  dieser  Weise  modificire  ich  meine  früher  in  der  Z  t  s  c  h  r. 
f.  KB.  vorgetragene  Ansicht 

>)  Siehe  S.  624. 

>)  Bulle  y.  4.  März  1868.  Vgl.  N  i  p  p  o  1  d ,  Handb.  d.  neuesten 
Eirchengesch.  S.  142.  f. 

^)  Denkschr.  über  d.  Lage  der  Katholiken  in  den 
Niederlanden  (Eöln'1850.)  71. 
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Der  Strafgesetzentwurf  des  Jahres  1842.  entsprach  so 
ziemlich^  das  Placet  anlangend,  dem  vorhergegangenen,  nur 
dass  eine  Milderung  der  Strafmittel  beliebt  worden  war. 
Bedienaren  van  de  godsdienst,  so  lautete  Buch  2.  Titel  10. 
Art.  4.,  die  zender  voorafgaand  verlof  der  Begering  eullen 
hebben  afgekondig,  verspreid  of  in  druk  uitgegeven  eenige 
'  btdleti,  brieveny  rescripten,  be8luiten,.mandamenten,  expeditien 
of  andere  akten,  ander  welken  naam  of  in  welken  vorm  ooh 
vervat,  vaan  eenige  buüenlandsche  geestelijke  overheid^  jnUlen 
gestraft  varden  met  correctionele  gevangenisstraf  van  niet 
minder  dan  een  en  niet  langer  dann  vijf  jaren^  en  met  eene 
geldboete  van  ten  minshe  honderd  en  ten  hoogste  duij^end 
gülden,  te  zamen  of  afzonderlijk.  —  Der  Entwurf  erlangte 
indessen  nicht  die  ständische  Zustimmung  ^)  und  dies  Schick- 
sal theilte  der  des  Jahres  1847.;  der  letztere  aber  lediglich 
aus  dem  Grunde,  weil  die  Regierung  jede  Strafbestimmung 
bezüglich  des  Placets  hatte  fallen  lassen  '),  wogegen  sich 
die  öffentliche  Meinung  mit  Ungestüm  erklärte  '). 

Erst  das  revidirte  Grundgesetz  v.  14.  October  1848. 
(Art.  170.)  hat  das  Placet  beseitigt. 

Von  einem  Recursus  ad  principem  vermögen  wir  flir 
Holland  selbst  kein  Beispiel  nachzuweisen.  Nur  für  die 
ostindischen  Colonien  ist  uns  eins  bekannt  geworden  ^). 

Als  der  apostolische  Vioar  für  Indien,  Groof,  Geist- 
liche disciplinarisch  von  ihrem  Amte  suspendirt  hatte,  hielt 
die  Reg[ierung  diese  in  ihrer  Stellung  und  im  Gehalt  auf- 
recht, verhinderte  andere  Geistliche,  die  Functionen  der 
Suspendirten  zu  übernehmen  und  stellte  dem  Vicar  endlich 
die  Alternative,  seine  Massregeln  zu  modificiren  oder  das 
Land  zu  verlassen. 

Das  Letztere  geschah,  und  es  bedurfte  längerer  Unter- 
handlungen zwischen  der  niederländischen  Regierung  und 
der  römischen  Curie,  um  den  Conflict  dahin  beizulegen, 
dass  Groof  seinen  Titel  als  apostolischer  Vicar  für  nieder- 
ländisch Indien  behielt,  aber  nach  Westindien  gesendet  wurde. 

')  Vgl.  Besier  a.  a.  0.  150.  ff. 
^)  ebendas.  154.  ff. 
')  Denkschr.  a.  a.  0.  71.  f. 
^)  ebendas  47.  ff. 
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Die  fraglichen  Geistlichen  hatte   die  Regierung  schon 
frtther  fidlen  lassen. 


Schliesslich  haben  wir  noch  Luxemburgs  zu  er- 
wähnen, weil  sich  hier  ein  Prozess  abgespielt  hat,  welcher 
auf  die  von  uns  behandelten  Materien  Bezug  hat,  und  der 
auch  in  Deutschland  Aufmerksamkeit  erregt  hat  ^). 

In  Luxemburg  erschien  eine  Zeitung  Le  Cowrrier  de 
Luxembourg,-  welche  in  einem  anticlericalen  Sinne  redigirt 
wurde.  Dies  gab  dem  apostolischen  Vicar  Adam  es  Ver- 
anlassung, ein  Mandat  gegen  das  Blatt  von  den  Kanzeln 
veröffentlichen  zu  lassen,  welches  den  Redacteur  anklagte, 
die  Öffentliche  Moral  zu  Grunde  zu  richten,  die  Fundamente 
der  menschlichen  Gesellschaft  zu  untergraben,  Gottlosigkeit, 
Lfige  und  Betrug  zu  unterstützen  und  zu  verbreiten.  Der 
Redacteur  wurde  fvlr  excommunicirt  erklärt,  die  Abonnenten 
des  Blattes  mit  derselben  Strafe  bedroht,  und  selbst  den 
zufälligen  Lesern  der  Zeitung  in  Aussicht  gestellt,  dass  sie 
im  Bussgerichte  gültig  nicht  losgesprochen  werden  könnten. 

Diese  Massregeln  hatten  den  Erfolg,  dast»  dem  Blatte 
von  600.  Abonnenten  150.  verloren  gingen,  welche  direct 
die  Furcht  vor  der  Excommunication  als  Grund  ihrer 
Abonnements-Einstellung  angaben. 

Der  Eigenthümer  und  Chefredacteur  der  Zeitung,  Ju- 
lius Metz,  stellte  darauf  eine  Entschädigungsklage  gegen 
den  apostolischen  Vicar  an,  indem  er  dessen  Thun  als  ein 
Qnasidelict  aufgefasst  wissen  wollte,  und  einen  abus  de- 
ducirte,  der  auch  zu  einem  Schadensersatz  berechtige. 

Die  Hauptschwierigkeit  der  Frage,  welche  umfang- 
reiche M^moires  hervorgerufen  hat  *),  lag  vor  allen  Dingen 
in  der  Erörterung,  welches  Recht  in  Luxemburg  geltend  sei. 


>)  Arch.  f.  kath.  KR.  N.'  F.  8.,  476.  f.  4.,  422.  ff. 

']  Es  liegen  mir  vor:  M^nr.  ponr  M.  Jules  Metz  etc.  (La* 
xembonrg  J.  P.  Maller  imprimeur  s..  a.)  M^m.  poar  Monseign. 
Nicolas  Adames  (Loxembarg  1868.)  R^ponse  au  m^m.  de 
mens.  Adames  (ebendas.  Imp.  J.  P.  Muller  s.  a.)  Reqaisitoire 
de  M.  Salentiny  Procureur  d'Etat.  —  Audüence  civile 
du  14.  juillet  1863.,  deren  Mittheilung  ich  der  QQte  des  Herrn  .Prof. 
Laurent  in  Gent  verdanke. 
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Das  französische  Recht  war  nämlich,  als  L  J.  1830. 
Luxemburg  zu  Belgien  geschlagen  wurde,  dort  dem  der 
Constitution  von  1831.  gewichen. 

Durch  den  Londoner  Vertrag  v.  19.  April  1839.  war 
aber  Luxemburg  wieder  an  Holland  zurückgegeben  und 
dadurch,  wie  durch  die  Ratification  König  Wilhelms  I. 
V.  8.  Juni  1839.  die  belgische  Verfassung  beseitigt  worden. 
Der  König  übernahm  en  toute  souveraifieU  die  Verwaltung 
des  Landes,  versprach  das  Land  nach  den  in  Kraft  ste- 
henden Gesetzen  zu  regieren,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  ihren  Ursprung  verdankten  ä  Vetat  d'hostüüe  sur- 
venu  en  1830.  und  erklärte  endlich  provisorisch  aufrecht 
erhalten  zu  wollen  tout  ce  qui  conceme  le  dergi,  les  iglises 
et  le  Service  divin. 

Am  13.  Juli  1840.  endete  dann  dieser  provisorische 
Zustand  in  so  weit,  dass  Luxemburg  von  der  belgischen 
Diöcese  N  a  m  u  r  losgetrennt  zu  einem  Missionsgebiet  durch 
ein  Breve  Gregors  XVL  bestimmt  wurde* 

Gilt  nun  in  Luxemburg  das  französische  Recht  des 
appel  comme  d'abus  oder  ist  es  beseitigt? 

Der  EJäger  behauptete  eratercs.  Er  deducirte:  Die 
belgische  Verfassung  ist  aufgehoben  durch  den  Londoner 
Verti*ag,  folglich  gilt  das  frühere  französische  Recht,  und 
die  etwaige  provisorische  Suspendirung  desselben  ist  durch 
das  päpstliche  i.  J.  1840.  placetirte  Breve  beseitigt.  Dem- 
nach besteht  auch  der  appel  comme  d'abus.  Dieser  war 
aber  von  Napoleon  zu  der  Zeit,  als  Luxemburg  von  fVank- 
reich  getrennt  wurde,  den  Gerichten  zur  Aburtheilung  über- 
lassen worden.  Nun  hat  freilich  das  niederländische  Decret 
V.  10.  Mai  1816.  die  Competenz  des  Staatsrathes  bezüglich 
der  appels  comme  d'abus  wieder  hergestellt,  aber  dies  Decret 
ist  unrechtmässig  erlassen  worden,  da  ein  Gesetz  erforder- 
lich gewesen  wäre,  und  ist  ausserdem  durch  Art  30.  der 
Ordonnanz  v.  28.  Juni  1857.  aufgehoben  worden,  welcher 
ein  Gesetz  über  die  Competenz  des  Staatsrathqs  verheisst  — 

Es  kann  uns  hier  nicht  obliegen,  diese  Ausführungen 
des  Klägers,  welchen  der  Beklagte  weitläufige  Gegende- 
ductionen  entgegenstellte,  zu  prüfen,  und  ebenso  das  Er« 
kenntniss  des  Gerichtshofes,  welches  die  ELlage  zurückwies. 


•■• 
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SU  kritisiren  *).     Wir  wollen   nur  erörtern ,   ob .  der  appel 


')  Aadience  du  28.  jaillet  1868.  Jugement.  Presi- 
dent, M.  Toatsch,  conseiller;  Heaardt  et  Elter,  jages, 
Salentiny,  procureur- d'Etat.  Marsch,  commis-gref- 
fier.  Entre  Julez  Metz,  avocat,  domicilii  k  Laxembourg,  agissant  en 
sa  qnalite  de  r^dactear  responsable  et  propri^taire  da  Journal  le  Coar- 
rier  du  Grand-Duchd  de  Lnxembourg;  demandeur  en  principal,  d^fen- 
deor  k  ex^ution  du  jugement  de  d^faut  surpris  contre  lui  le  2  juin 
1868,  comparant  par  Me  Andr4,  avocat-avon^,  et  Mgr  Adames,  Nicolas, 
ö?6que  d'Halicarnasse  et  yicaire  apostolique  ä  Luxembourg,  demeurant 
jk  Lnxembourg,  d^fendeur  au  principal  et  k  l'opposition,  comparant  par 
Me  Simons,  avocat-avoue,  le  tribunal,  parties  oules  par  l'organe  de  leur 
ayocats-avou^s ,  oul  egalement  le  minist^re  public,  I.  Quant  k  Toppo- 
sltion:  Attendu  que  Popposition  est  reguliere  en  la  forme  et  que  sa 
recevabilite  n'est  pas  contest^e,  II.  Quant  äl'exception  d'incomp^tence : 
Attendu  que  Taction  intentee  au  d^fendeur  tend  non  pas  k  une  d^cla- 
ration  d'abus,  mala  k  la  röparation  d'un  dommage  mat^riel  pr^tendu- 
ment  cause  par  la  faute  du  d^fendeur,  que  la  contestation  est  ainsi  de 
pur  droit  civil  et  par  cons^quent  de  la  competence  exclusive  des  tri- 
bonaux;  attendu  que  les  prötendus  abus  ecclesiastiques  ne  sont  invo- 
qa^s  par  le  demandeur  que  comme  moyen  tendant  k  etablir  la  faute 
da  defendeor;  que  la  relevance  et  le  fondement  de  ce  moyen  ne  peu- 
Tent  etre  examin^s  s^parement  du  fond  et  que  Pirreievance  ou  le  non- 
fondement  du  moyen  entralnent  non  pas  Pincompetence  du  tribanal, 
mais  le  non-fondement  de  Taction  k  l'appui  de  laquelle  le  moyen  est 
invoque:  Par  ces  motifs  re^oit  le  demandeur  au  principal  opposant  au 
jagement  par  d^faüt  rendu  contre  lui  le  2  juin  1868,  et  sans  avoir 
ögard  k  Pexception  d'incompetence  opposde  qui  est  rejet^e,  se  d^clare 
comp^tent;  III.  Quant  au  fond:  En  fait,  attendu  que  le  demandeur 
goutient  qu'il  a  subi  un  dommage  par  la  r^duction  du  nombre  des 
abonn^s  k  son  Journal  et  de  ceux  qui  lui  adressaient  des  annonces, 
que  ce  dommage  serait  la  consequence  d'un  mandement  du  d^fendeur, 
et  que  par  ce  mandement  le  d^fendeur  äurait  commis  un  abus  qui  1'od- 
ligerait  k  r^parer  le  dommage  qui  en  serait  r^sulte ;  attendu  qu'en  ad- 
mettant  le  fait  du  dösabonnement  et  sa  correlation  avec  le  mandement, 
la  question  du  proc^s  est  celle  de  savoir  si  le  d^fendeur  a  commis  une 
faute  ou  s'il  a  use  de  son  droit;  eu  droit,  attendu  .que  le  maintien  de 
la  foi  et  de  la  discipline  est  de  Tessence  du  minist^re  sacerdotal;  que 
ce  principe  de  l'Eglise  a  re^u  la  sanction  expresse  de  la  l^gislation 
civile  par  Tarticle  organique  XIV  de  la  loi  du  18  germinal  an  X;  que 
comme  cons^quence  de  ce  principe,  le  chef  du  culte  a  le  droit  et  le 
doYoir  de  surveiller  toutes  espäces  de  publications ,  de  signaler  comme 
dangereux  les  Berits  coutraires  k  la  religion  et  m^me  de  les  condamner 
canoniquement  (Landry,  l^gislation  des  cultes,  tome  II,  n^  439,  445). 
Attenda  que,   sans  contester  absolument  ce  principe,  le  demandeur 

E.  F 1 1  e  d  b  e  r  g ,  D.  MiMbr.  d.  geif Ü.  Amt«g«w«lt.  4'^ 


652  Zweites  Bach.    Ausserdeutsche  Staaten. 

comine   d'abus  zur  Zeit  in  Luxemburg  existirt  oder  nicht, 
und  diese  Frage  meinen  wir  bejahen  zu  sollen. 

soutient  que  dans  son  appHcation  il  y  aurait  cu  des  abus  pr^vus  par 
le  sixi^me  des  articles  organiques  et  donoant  lieu  ä  responsabilit^  ci- 
vile;  an  effet,  en  cc  qui  concerne  la  pretendue  violatioD  des  rdgles 
canoniqaes  —  que  le  dommagc  allegue  ne  proc^de  pas  de  l'excommu- 
nication,    que  d'ailleurs  il  est  toujours  loisible  au  demandeur  de  la 
faire  tomber,  seit'  par  un  recours  au  Saint-Siege,  si  eile  est  reguliere; 
qne  le  dommage  procede  de  cette  partie  du  man  dement  qui  exhorte 
les  fid^Ies  k  retirer  leur  appui  au  Journal  du  demandeur,  et  qu'ä  l'^gard 
de  ces  exhortations  le  demandeur  n'all^gue  aucune  violation   des  ca- 
Bons;   en  ce  qui  concerne  l'all^gation  d'injures:   que  les  dommages- 
interets   demandrs  par   l'ezploit    introductif  d'instance   tendent  k  la 
r^paration  non  pas  d'une  atteinte  portee  k  Phonneur  et  k  la  r^putation 
du  demandeur,  mais  de  la  perte  materielle  qu'il  aurait  eprouvee  par 
la  diminution  du  nombre  des  abonn^s  u  son  Journal;  quant  au  tronble 
apporte  aux  consciences:  que  le  demandeur  ne  prötend  pas  figurer 
parmi  les  personnes  dont  la  conscience  aurait  ^te  troublee  et  qu'il  n'a 
pas  qoalitu  pour  reclamer  des  dommages-inter^ts  pour  tronble  apporte 
&  la  conscience  d'autrui;  qu'au  surplus  les  personnes  qui  ont  suiri  les 
conseils  du  mandement  an  d^triment  du  demandeur  ne  subissent  pas 
de  trouble  et  qae  les  personnes  dont  la  conscience  pourrait  ctre  trou- 
bl<^e,  sont  Celles  precisement  qui  n'ont  pas  suivi  le  mandement  et  de 
la  part  desquelles  par  cons^uent  le  demandeur  n'a  pas  eu  k  souffirir 
de  dommage;  quant  k  Texces  de  pouvoir  qui  r^sulterait  d'une  atteinte 
apport^e  au  droit  constitutionel  de  la  libertL^  de  la  presse :  que  le  droit 
du  demandeur  de  manifester  librement  ses  pensees  par  la  parole  et 
par  la  presse,  n'a  subi  et  n'a  pu  subir  aucune  atteinte  par  le  mande- 
ment et  existe  dans.iont  integrit^,  aujonrd'hui  comme  avant  ce  man- 
dement; que  le  droit  de  parier  et  d'ecrire  u'implique  pas  l'obligation 
da  public  d'^outer  et  de  lire;  que  sous  ce  rapport,  chacan  est  libre 
de  faire  comme  il  l'entend  et  que  le   mandement  n'a  eu  d'autre  bat 
que  d'engager  les  fid^les  k  faire  de  cette  liberto  nn  usage  conforme  k 
leurs  principes  religieux ;  attendu  que  d'apres  ce  qui  pr^c^de,  les  abus 
all^gu^s  par  le  demandeur  ne  peuvent  en  aucune  fa^on  servir  de  base 
aax  dommages-int^rets  qu'il  reclame;  qu'ainsi  les  allögations  du  de- 
mandeur sont  irrelevantes;   attendu  en  second  lieu  que  ai  les  disposi- 
tions  des  articles  organiques  sur  les  appels  comme  d'abus  ötaient  en- 
core  en  vigueur  comme  le  demandeur  le  pr{*tend,  11  y  aurait  lieu  d'ob- 
server  egalement  l'article  VIII  qui  attribue  la  juridiction  au  conseil  . 
d'Etat;  qu'ainsi  le  tribunal  serait  incompötent  aussi  longtemps  que  le 
conseil  d'Etat  n'aurait  pas  prononc^  le  renvoi  (Ck>ur    de  Cassation  de 
Bruxelles,  15  juillet  1829);  attendu  en  troisieme  lieu  que  la  Constitu- 
tion da  Grand-Duch^  loin  d'etablir,  comme  le  prätend  le  demandeur, 
la  däpendaoee  et  la  aabordination  des  miniatres  du  oolte,  a  aboli  les 


IV.  Belgien  und  Hollud.  6g3 

Denn  nimmt  man  mit  dem  El%er  an,  die  Orandaätse 
der  belgischen  Verfassung  hätten  wieder  dem  iranzösischen 
Conoordate  und  den  organiHchen  Artikeln  Platz  gemacht, 
oder  behauptet  man  mit  dem  Uiuhter  die  Furtexistenz  des 
belgischen  KircIicntttaatsrecIiteB  —  so  weit  es  nicht  speciell 
modificirt  ist  —  für  Luxemburg :  in  beiden  Fällen  ist  das 
Kesnltat  dasselbe.  Wie  wir  nämlich  nben  ausführlich  dar- 
zuthon  unternommeo  hahen,   sind    auch  in  Belgien  die  be- 


dlipoBitions  antürieureB  reBtrictives  de  Is  libeitü  religicuse;  qu'en  effet, 
notrs  Conatitutiou  ne  difßre  de  I&  CoDstitution  beige  que  par  les  dis- 
positioni  TelatiTes  i,  la  nominaüun  dei  tnlniBtres  du  culte  et  ans  rap- 
porte  de  l'Eglise  arec  l'Etat ,  dispositianB  k  Tiigard  dcBquellea  !a  Con- 
■titntion  beige  decrftte  une  absteation  absulue,  tandis  que  notre  Conati- 
tatioii  reserTe  l'interTention  de  l'Etat,  non  pas  ea  Tue  d'une  oppreBBion, 
mais  en  vue  d'uo  librc  accord  avec  te  Saiet-Siege;  attendu  qae  l'exer- 
ciee  du  mjuiBtire  sacerdotal  et  lea  rappurts  des  ministrea  du  culte  arec 
les  fidäles  ne  concernent  paa  la  qaestion  organique  h  regier  par  dea 
coDTentioos  aux  termcB  de  I'article  22  de  la  Coastitution,  mais  concer- 
nent la  mauifeatadoD  dca  opiniooB  religiense«  et  l'ezercice  du  culte; 
atteadu  qu'en  mati^re  d'opinionB  religieaaes  et  de  culte,  l'art.  19  de 
notre  Conatitulion,  iL  l'instar  de  l'art.  11  de  la  CooBtltutioti  beige,  accnrde 
uns  libertä  abaoluc;  que  cette  Iibert£  est  ezcluBive  de  toute  reatriction 
aotre  que  la  rüpresBinn  des  d^lits  de  droit  commun  (ThonlBBen  aar 
l'art.  14  de  la  Constitution  beige,  n"  üä,  72  et  76;  Cour  de  casBation 
de  Belgique,  27  novembre  1834;  Liege,  12  aobt  1S47).  Qu'ainBi  lea 
dispositiona  ant^rieures  qai  admettaient  d'autres  reBtrictioDB,  aont  ab- 
rogäeB  par  l'art.  117  de  la  Constitution;  qne  par  cons^uent,  le  däfen- 
deoT,  eo  räpondant  aux  attaques  du  demandeur,  ne  fait  qu'uaer  dp 
niGme  droit  CDUBtitutionnel  en  vertu  duquel  le  demandeur  a  cru  pouTolr 
se  permettre  ces  attaques;  attendn  que  d'apr&B  ce  qui  pr^c^de,  il  y  a 
Ifea  de  repousaer  l'action  du  demaudenr  par  application  du  principe 
qae  celui  qui  uae  de  son  droit,  ne  commet  paa  de  faute  —  nemo  dam* 
num  facit  qui  jure  luo  utitur;  atteudu  finftlement  que  le  dommage  que 
peut  avoir  soulFert  le  demandeur  eat  la  coos^quence  bien  plolöt  de  SOD 
propre  fait  que  du  fait  du  defendeur;  qu'en  effet,  le  nandement  n'a 
paa  6ti  unc  attoque  apontange,  maia  n'a  aii  que  la  räpoose  aux  atta- 
ques  que  le  Journal  du  demandeur,  de  Bon  aveu,  a  dirig^  contre  lea 
interSts  Bacr^a  dont  la  garde  est  contiäe  au  chef  du  culte ;  que  par  con- 
s^nent,  la  demande  doit  ätre  repouaaäe  eocore  par  application  du 
principe  que  celui  qui  cprouTe  un  dommage  par  aa  faute,  ne  doit  a'en 
prendre  qu'i  lui-m£me  du  präjndice  qu'il  a  aouffert  —  quod  quis  ex 
ana  culpa  damnum  aeutit  non  intelligitur  damnum  sentire;  par  cea  mo- 
Üb,  dtetare  le  demandeur  mal  fond£  eu  sa  demande,  l'en  diboute  et  le 
condamne  anx  d6pena. 
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züglichen  Bestimmangen  über  den  appel  comme  d'abus 
nicht  auadrücklich  aufgehoben  worden,  stehen  mithin  noch 
in  Kraft,  und  gebührt  die  Handhabung  dieses  Rechtsmittels 
den  Gerichten.  Daraus  ergiebt  sich  aber  mit  Nothwendig- 
keit  auch  die  Fortexistenz  "des  appel  comme  d'abus  für 
Luxemburg;  und  die  Unrichtigkeit  des  richterlichen  Urtheils 
in  dieser  Beziehung,  wenn  dasselbe  auch  in  vielen  anderen 
Punkten  von  uns  nicht  bemängelt  werden  soll. 

V. 

Italien. 

1. 

Neapel. 

Die  Vorschriften  des  kanonischen  Rechtes  über  die 
exemte  Stellung  der  Kirche  zum  Staate  haben  in  Neapel  unter 
der  normannischen  Herrschaft  Platz   zu  greifen  begonnen. 

Wilhelm  II.  erst  erliess  auf  Verlangen  des  Erss- 
bischofs  Walter  von  Palermo  ein  Gesetz,  welches  ver- 
brecherischen Clerikem  den  geistlichen  Gerichtsstand  ge- 
währte *). 

Aber  auch  diese  Anordnung  nahm  alle  Verletzungen 
der  Lehnstreue  und  sämmtliche  schwere  Verbrechen  aus. 
Diese  sollten  der  Cognition  des  königlichen  Gerichtes  unter- 
liegen, wie  denn  auch  die  bürgerliche  Gerichtsbarkeit  der 
Kirche  zwar  bezüglich  derjenigen  Grundstücke  der  Cleriker, 
welche  diese  von  der  Kirche  besassen,  nach  einem  Gesetze 
Wilhelms  I.  anerkannt'),  sonst  aber  in  allen  Real- 
streitigkeiten zu  Gunsten  der  staatlichen  Gerichte  geschmä- 
lert war. 

Ueberhaupt  war  von  einer  Unabhängigkeit  der  Kirche 
keine  Rede. 

Die  normannischen  Fürsten  übertrugen  auf  ihre  itali- 
schen  Besitzthümer   die  Kirchenhoheitsrechte,    die   sie  in 


1)  Constit.  regni  Siciliae  IIb.  1.  tit.  45.  (Neapoli  1778.) 
1.,  99.  —  Vgl.  auch  G  i  a  n  n  o  n  e ,  Storia  civile  del  regno  di  Napoli 
(Milano  1846.)  2.,  443.  491. 

*)  Conat  regn.  Sic.  üb.  1.  tit  69.  ed.  cit.  1.,  129. 
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ihrer  Heimat  aasgeübt  hatten  ^) ,  und  die  politischen  Be- 
drängnisse des  päpstlichen  Stuhles,  die  diesen  beständig  auf 
die  Unterstützung  der  normannischen  Fürsten  verwiesen, 
hinderten  die  Geltendmachung  der  starren  Principien,  welche 
dem  deutschen  König  gegenüber  derzeit  schon  aufgestellt 
wurden  *). 

Der  Lehnsnexus  der  Bischöfe  zur  Krone  war  so  wenig 
gelockert,  dass  sich  jene  mit  Vorliebe  Barone  nannten  und 
ak  solche  gerirten  '),  die  Bischofswahlen  vollzogen  sich 
unter  so  massgebendem  königlichen  Einflüsse,  dass  die 
Canonisten  diesen  auf  besondere  päpstliche  Concessionen 
sortickzuftihren  für  gut  erachteten  ^),  und  das  Regalienrecht, 
welches  alle  vacanten  Pfründen  unter  die  Obhut  des  Fürsten 
brachte,  wurde  römischen  Anfechtungen  gegenüber  voll- 
kommen aufrecht  erhalten  und  gesetzlich  geregelt^). 

Weitere  Fortschritte  nach  der  kirchlichen  Richtung 
hin  machte  die  neapolitanische  Gesetzgebung  erst  unter 
den  Staufem,  zumal  das  während  der  Minderjährigkeit 
Friedrichs  IL  ausgeübte  vormundschaftliche  Regiment 
Innocenz  IIL  ^)  und  die  innere  Zerrüttung  unter  den 
letzten  Staufern  sich  den  kirchlichen  Ansprüchen  nur  för- 
derlich erweisen  konnten. 

Freilich  Heinrich  VI.  beachtete  nicht  das  der  Kirche 
so  günstige  Concordat,  welches  die  den  früheren  Päpsten 
abgenöthigten  Concessionen  wieder  aufheben  sollte ,  und 
welches  C  ö  1  e  s  t  i  n  IIL  mit  dem  Kronprätendenten  T  a n  c  r  e  d 
geschlossen  hatte  ^):  er  herrschte  vielmehr  mit  jener  harten 
Strenge ,  welche  auch  die  Kirche  die  Gewalt  seiner  Macht 


>)  Vgl.  S  e  n  t  i  8 ,  Monarchia  Sicula  70.  fif. 

')  Vgl.  e  b  e  n  d  a  8.  76.  f. 

')  Petras  Blesensis  de  institut.  episcopi  in  Opera  omnia 
(Parisiis  1667.)  S.  451. 

*)  Vgl.  die  Glossen  zu  prooem.  C.  16.  qu.  7.  ad  vocem  Ecclesiae 
und  ZVL  c  40.  C.  16.  qu.  7. 

*)  Constit.  regni  Sic  lib.  3.  tit.  31.  —  ed.  cit.  1.,  390. 

*)  Vgl.  die  von  ihm  für  Bischofswahlen  getroffenen  Vorschriften 
in  Epp.  lib.  1.  ep.  411.  Doch  verlangte  auch  er,  dass  das  Kapitel  v. 
Capua  seinen  »assensus  vice  regia«  einhole,  c.  18.  X.  de  elect.  (1.,  6.). 

^  Vgl.  W  a  1 1  e  r  i  c  h,  Vitae  pontif.  Rom.  2.,  722.  Vgl.  T  ö  c  h  e, 
K.  Heinrich  VI.  (Leipzig  1867.)  316. 
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fiihlen  Hess  ^).  Aber  schon  die  Mutter  Friedrichs  II. 
koDDte  vom  Papste  die  Belehnung  nur  unter  der  Bedingung 
erlangen,  das  Cölestinische  Concordat  annehmen  zu  wollen*), 
und  Friedrich  II.  wurde  genöthigt,  auf  4^8  Spolienrecht 
zu  verzichten ,  den  Einfluss  bei  Prälatenwahlen  Preis  zu 
geben,  die  Appellationen  und  den  freien  Verkehr  des  Clems 
mit  Rom  zu  gestatten  '). 

Indessen  dieser  Fürst  gedachte  am  Wenigsten,  „die 
Vorrechte  seiner  Ahnen  Preis  zu  geben.  ^  Er  beschräükte 
den  geistlichen  Gerichtsstand  der  Cleriker  dahin,  dass  in 
Patrimonial-  und  Erbschaftssachen  der  weltliche  Richter 
erkennen  solle,  dem  dann  auch  die  petitorischen  und  Be- 
sitzklagen der  Geistlichen  zugesprochen  wurden  ^).  Er 
wollte  die  Cleriker  wegen  Felonie , .  Hochverrath  und 
„anderer  derartiger  Verbrechen"  von  dem  königlichen  Ge- 
richte bestraft  wissen  *),  und  verbot  —  allen  seinen  Verspre- 
chungen zum  Trotz  die  Appellationen  nach  Rom ;  er  erÜess 
Amortisationsvorschriften  ^),  übte  das  Spolienrecht  aus,  und 
verfuhr  bei  der  Besetzung  der  bischöfliichen  Stühle  nach 
blanker  Willkür  '). 

Als  die  „thörichten  Neuerungen"  ®)  den  Papst  zur  Ex- 
communication  des  Kaisers  bewogen  hatten,  verbot  dieser 
allen  Unterthanen  bei  Todesstrafe,  das  Land  zu  verlassen 
und  päpstliche  Bullen  hineinzubringen  *).  Das  ist  die  erste 
vereinzelte  Massregel,  welche  in  Neapel  auf  die  Idee  eines 


»)  Töche  a.  a.  0.  461.  - 

>)  Huillard  Br^holles,  Eist,  diplom.  Friderici  IL  (Parisiis 
1852.)  I.,  1.,  140. 

•)  in  Mon.  LL.  2.,  224.  ff.  281.  ff.  248. 

*)  Vgl.  Sentis  a.  a.  0.  86. 

^)  Vgl-  die  oben  angefahrten  Gesetze,  welche  der  Kaiser  in  seine 
Sammlung  aufnahm  und  zur  Interpretation  Tapia  Jus  regni  Neapoli- 
tani  lib.  1.  tit.  2.  rub.  8.  (Neapoli  1605.)  S.  1(S.  Winkelmann, 
Gesch.  K.  Friedr.  IL  (ReTal  1865.)  U,  1.,  lOG. 

*;  G  0  n  s  t.  lib.  3.  tit.  29.  —  Vgl.  die  Anmerkungen  von  H  u  i  1- 
lard-  Bröholles  a.  a.  0.  IV,  1.,  228.  und  Winkelmann,  Gesch. 
K.  Friedr.  II.  (Berlin  1863.)  1.,  160. 

')  Vgl  Winkelmann  a.  a.  0.  1.,  164.  und  845.  ff. 

")  Huillard-Br^hoUes  a.  a.  0.  3.,  238. 

^  Ryccard.  de  8.  Germano  ad  a.  1289.  in  Mon.  88.  19., 
376.  ff. 
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PUcetrecfatea  hinweist,  und  irelclie  doch  nicht'  im  Stande 
war,  den  Kaiser  in  dem  Kampfe  für  seine  staatlichen  und 
kirchlichen  Rechte  zu  stützen. 

Die  letzteren  verkümmerten  unter  seinen  Nachfolgern 
immer  mehr,  bis  sie  von  den  Fürsten  des  Hauses  Änjou 
gSoslicb  Preis  gegeben  wurden.  Vertragsmässig  verpflich- 
teten sich  diese  den  Päpsten  gegenüber,  alle  kirchenfeind- 
Uchcn  Gesetze  der  früheren  Zeit  aufzuheben ,  und  als 
kirchenfeindlich  wurden  eben  alle  BestimmuiigeQ  angesehen, 
welche  der  immer  mehr  anwachsenden  Macht  der  Kirche 
Schranken  gesetzt  hatten  *). 

So  erkannten  dieAnjoua  den  geistlichen  Q-erichts- 
atand  der  Cleriker  in  dem  Umfange  an,  dass  schon  die 
blosse  Tonsur  genügen  sollte,  jenen  zu  gewähren,  gleich- 
viel ob  der  Tonsirte  in  Wahrheit  Qoistlicher  sei  oder  nicht, 
and  dass  auch  nicht  die  Verheirathung  eines  Clerikers  eine 
Aenderung  seines  Gerichtsstandes  bewirken  sollte  ').  Ja 
selbst  auf  die  Concubinen  der  Geistlichen  wurde  die  Im- 
manitiU  vom  wettlichen  Forum  ausgedehnt*),  da  wie  der 
Jttrist  Andreas  d'Iserniadas  motivirte*):  concuiina 
Cleriei  effieitur  servitirix  EccUsiae. 

Auch  die  sachliche  Cumpetenz  der  geistlichen  Ge- 
richte')  wurde  in  dem  Masse  erweitert,  dass  nach  einem 
Gesetze  Johanna  II.  Jeder  Prozesspartei   verstattet   war, 

■)  Vgl.  S  e  D  t  i  »  a,  a.  0.  88. 

*)  Tgl.  die  Gesetze  tou  Robert  a  d.  J.  ISta.  und  ron  Jo- 
baona  1.  a.  d.  J.  1374.  bei  OianDODe  an.  0.  3.,  822.  mmTlieile 
bestitigt  TDD  Ferdinand  I.  i.  J.  1169.  Pragmatica:  ^nod 
diaconi  volgo  dicti  aalvatid  vadant  iu  habita  et  tonsura  in  Capitnia 
regoi  1.  c.  2.,  251.  f.  -r  Nach  dem  Ritns  Magaae  Curiae 
Vicariae  rubr.  de  clericiB  lolentib.  dcciinare  forum  muBSte  der  vor 
weltliches  Gericht  geforderte  Cleriker  seinen  geistlichen  Stand  beweisen. 
>. ...  Et  haec  servantur  per  ipBam  Curiam  quamvis  jura  caooniea  Lifl 
praedictis  videntur  aliquaatulam  refragari>  ebendas.  2.,  173. 

•)  Giannone  a,  a.  0.  3.,  3:ia. 

')  im  Commentar  zu  Constit  Sicil.  Ufa.  3.  Ut.  83.  ed. 
dt.  1.,  424. 

")  Ancb  in  Neapel  nahmen  die  Bischöfe  für  sich  die  Befugniss  in 
Anaprucb  im  Namen  derjenigen,  die  ohne  TeBtament  verstorben  waren, 
ad  piaa  cansaB  zu  teatiren,  was  erBt  unter  der  apanischen  Dynastie 
beseitigt  worde,  G  i  a  n  n  o  n  e  a.  a.  0.  3.,  326. 
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den  weltlichen  Richter  für  suspect  zu  erklären  und  zwar 
in  dem  Forum  des  Bischofs ,  dem  somit  die  ganze  welt- 
liche Gerichtsbarkeit  gewissermasscn  unterstellt  wurde  ^). 

Der  Excommunicirte  hatte  sich  in  bestimmter  Frist 
von  der  kirchlichen  Strafe  zu  befreien,  widrigenfalls  er  mit 
einer  sich  steigernden  Geldbusse  belegt  wurde  ') ;  zu  einer 
Klage  auch  im  weltlichen  Gerichte  wurde  er  nicht  zuge- 
lassen '). 

Dass  von  einer  Verhinderung  der  Appellationen  nach 
Rom  ^),  von  einem  Geltendmachen  der  Regalie  ^)  oder  des 
königlichen  Einflusses  bei  Prälatenwahlen  ^)  —  ausser  wo 
dieser  auf  dem  Patronate  beruhte  —  keine  Rede  mehr  war, 
versteht  sich  von  selbst.  Nur  dass  in  letzterer  Beziehung 
die  Fürsten  sich  die  Einweisung  in  den  weltlichen  Besitz 
vorbehielten  und  somit  durch  Verweigerung  ihres  Exequatur 
eine  Prälatenwahl  factisch  unwirksam  zu  machen  ver- 
mochten ^). 
• 

*)  Oesetz  Joh  annas  n.  T.  J.  1417.  in  Ritus  magnae  cnriae 
vicariae  a.  a.  0.  2.,  180.  —  Doch  galt  diese  Bestimmung  nicht  fQr 
die  Stadt  Neapel. 

*)  Vgl.  Cap.  König  Karls  ü.  Quod  excommunicati  etc.  a.  a.  0. 
2.,  46.  und  De  morantib.  in  ezcomm.  e  b  e  n  d  a  s.  2.,  67. 

')  Ritus  magnae  cnriae  vicariae  a.  a.0.  2.,  473. ,  in 
Frankreich  und  Spanien  galt  diese  Ezception  nicht,  vgl.  Govarruvias 
var.  resolut,  c  18.  no.  5.    üeber  Deutschland  vgl.  oben  S.  59.  f. 

*)  Nach  dem  von  Wilhelm  I.  mit  Rom  geschlossenen  Goncor- 
date  sollten  nur  far  Sicilien  die  Appellationen  nach  Rom  ausgeschlossen 
sein,  bei  Watterich,  Pontif.  rom.  vitae  2.,  862.  ff.  Vgl.  auch 
Oiannone  a.  a.  0.  8.,  316. 

*)  Yertr.  Carls  I.  mit  Clemens  lY.  Raynald.,  Ann.  eccl.  ad 
a.  1258.  no.  8.;  ad  a.  1265. 

*)  Vgl.  Giannone  a.  a.  0.  8.,  448.  447.  —  In  dem  Concordate 
W  i  1  h  e  1  m  s  I.  (W  a  1 1  e  r  i  c  h  a.  a.  0.  2.,  862.)  war  noch  die  Wahl 
der  Prälaten  zugestanden  worden,  »si  persona  illa  (d.  h.  die  Gew&hlte) 
de  proditoribus  aut  inimicis  nostris  vel  heredum  nostrorum  non  faerit 
aut  magnificentiae  nostrae  non  eztiterit  odiosa  vel  alia  in  ea  causa 
non  fuerit,  pro  qua  non  debeamus  assentire.«  Wilhelm  II.  Obertrat 
diesen  Vertrag,  Petrus  Biesen s.  de  instit.  episcopi  a.  a.  0.  S.  454. 
und  Epist.  10.  —  Dagegen  musste  Carl  I.  auf  jede  Einmischung  bei 
den  Bischofswahlen  verzichten,  »nee  ante  electionem,  sive  in  electione 
vel  post  regius  assensus,  vel  consilium  allquatenus  requiratur.«  Vgl. 
Raynald  US  ad  a.  1265. 

^)  So  verweigerte  Carl  II.  dem  erwählten  B.  v.  Melito  das 
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Ebensowenig  fand  die  Ausübung  des  päpstlichen  Spo- 
lienrechtea  ')  oder  die  Einführung  der  Inquisition  Seitens 
der  Regierung  ein  Hindernias  *).  Ja  im  Gegeulboil :  die 
vom  Papste  gesandten  Inquisitoren  wurden  von  Staatswegen 
besoltlet  und  ihnen  der  weltliche  Ann  zur  unbegränzten 
Verfügung  gestellt  >). 

Aber  auch  in  Neapel  machte  sich  die  Erscheinung 
geltend,  welche  wir  in  allen  mittelalterlichen  christHchen 
Staaten  wahrgenommen  haben ;  je  mehr  die  letzteren  die 
Wünsche  des  Clerus  befriedigten,  um  so  höher  stieg  die 
AnmasBung  desselben,  um  so  deutlicher  zeigte  es  sich,  dass 
ein*  Staatswesen  überhaupt  neben  der  Kirche , .  selbst  nach 
den  schwachen  Anforderungen,  die  man  im  Mittelalter  an 
du  erstere  stellte,  nicht  bestehen  könne. 

Sogar  die  Lehnsmänner  der  römischen  Curie,  die  bigotten 
Fürsten  aus  dem  Hanse  Anjou  konnten  sich  der  Reaction 
gegen  die  Kivcbe  nicht  entziehen,  und  selbst  der  dem  Papste 
persönlich  verpflichtete  Karl  IL  vermochte  nicht  seinem 
Lande  das  Recht  aufzudrängen,  welches  Papst  Honorius 
IV.  i.  J.  1285.  zum  Nachtheile  des  Staates  und  zum  Nutzen 
der  Kirche  formulirt  hatte  *}. 

So  legte  schun  König  Robert  das  offene  äeständniss 
ab,  dasB  die  Klagen  gegen  die  Uebergriffe  der  Oetstlichen 
kein  Ende  nähmen  ^) ,  und  versuchte  es ,  der  Kirche  die 
Schranken  ihrer  Befugnisse  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Der  König   erliess  i.  J.  1314.  das   von   seinem   Proto- 

Eieqoatnr,  Urk.  v.  J.  1399.  bei  Ughelli  Italia  sacra  1.,  EpiBcop. 
Melitens.  num.  16.    Tgl.  weiter  Giansone  a.  a.  0.  3.,  815. 

')  Tgl.  ebendas.  3.,  819. 

»)  ebenda«.  885. 

■)  eben  das. 

*:  0  i  a  n  D  o  D  e  a,  a.  0.  3.,  478.  Dort  auch  ein  Abdruck  der 
Capitel. 

')  „Sane  in  auditorio  nostro  inculcatione  frequenti,  lata  plurium 
querela  perstrcpuit,  et  clamor  validiis  tiimnltuoaa  quadam  Tocifentione 
perdniit,  quod  praelati  regui  nostri  Siciliae,  boBpitalarii,  monachi,  alii* 
que  derlei  diversae  cunditionis  et  Status  tmkIIos  eorum,  quoB  obtineDt 
pro  ecciesüs,  quibiia  pracsaut,  alinsque  nostroa  fidelea  et  subditoi  io 
perbunis  et  rebus  oneribue  diTerBi«  aogariant,  molestiis  taediosia  affi- 
doDt  et  extorsionibiLB  immoderatis  affligaat.*  in  Const.  regni  1. 
c    S-,  8G. 
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notar  Bartolomäus  von  Capua  bearbeitete  Capitulare 
Aä  regale  fastigium  *). 

Er  wies  darin  die  Richter  an,  alle  Gewaltthätigkeiten 
von  seinen  Unterthanen  abzuwehren.  Nicht  auf  dem  Wege 
eines  Prozesses  oder  mit  dem  Versuche  cognitionoUiq  or- 
dinari  certomina,  sondern  allein  facta  de  injuriu,  rapinis 
et  damnis  ülatis  informatione  summaria,  per  facti  notoriumy 
vel  rei  evidefitiam,  fatnam  publicam,  aut  designationem  aliam 
aitestantem  commissam  injuriam  die  Abhülfe  derselben  zu 
verfügen. 

Sie  sollten  bei  dem  Beweisverfahren  sich  in  der  Weise 
rücksichtsvoll  der  Kirche  gegenüber  benehmen,  dass  sie  die 
Namen  der  geistlichen  Uebelthäter  gar  nicht  erwähnten, 
sondern  die  allgemeine  Aufforderung  erliessen:  Quicunque 
SiM  interesse  putaverit,  visurt^  accedctt  producendorum  in 
causa  testium  juramenta,  et  oppositurm,  quas  circa  rei  sub- 
stafitium  voluerit  allegare. 

Die  Mässigung  des  Königs  erhielt  aber  nicht  nur  da- 
durch einen  bemerkenswerthen  Ausdruck,  dass  er  durch 
Festsetzung  eines  Extrajudicialverfahrens  und  auch  geradezu 
jede  weltliche  Gerichtsherrlichkeit  über  die  Cleriker  ablehnte, 
dass  er  durch  Berufung  auf  die  heilige  Schrift  den  Rechts- 
titel für  seine  Massregeln  auch  in  den  Augen  der  Kirche 
darzulegen  unternahm,  sondern  dass  er  überhaupt  von  dem 
Erlass  eines  Gesetzes  oder  Edictes  Abstand  nahm. 

Denn  durch  die  für  seine  Verordnung  gewählte  Form 
eines  königlichen  Briefes  wollte  er  den  Gerichten  die  Be- 
fugniss,  auf  Grund  derselben  gegen  clericale  Gewaltthätig- 
keiten ^ohne  Weiteres  einzuschreiten,  nicht  zugestehen.  Es 
sollte  in  jedem  Falle  eines  Berichtes  an  den  König  bedürfen, 
und  dieser  sollte  wieder  in  jedem  Fall  ein  Commissorium 
ertheilen  müssen;  so  setzt  Bartolomäus  von  Capua 
selbst  die  Absicht  des  Gesetzgebers  auseinander  *).  — 

Die  Gesetzsammlung  des  Königreiches  enthält  dann 
auch  in  der  That  Beispiele,  in  welchen  der  König  seine 
Principien  verwirklicht  hat. 

^)  siebe  vorige  Anmerkang. 

*)  bei  G  i  a  n  n  0  n  e  a.   a.  0.     Vgl.  auch  die  Anmerkungen   in 
C  0  n  8 1  i  t.  r  e  g  n  i  1.  c.  2.,  8(5. 
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So  befiehlt  er  eeinen  Behörden  zam  Schatze  des  Qrafen 
Roger  Celano,  der  sich  über  den  Äbt  des  Klosters  St. 
Maria  de  Victoria  beschwerte:  quod  defemio  r^ellat 
itffuriam  et  vis  vi  tieite  ac  per  opportunum  obstaoilum  pro- 
pulsetur  '). 

So  sichert  er  einen  Cleriker  gegen  Anfechtangen ,  die 
er  TOD  anderen  QeiBtlichen  im  Besitie  einer  ihm  vom  Papste 
Terliehenen  Präbende  zu  erleiden  hatte,  und  wieder  musa 
das  alte  Testament  dazu  dienen,  der-kSniglichen  Competens 
eine  Unterlage  za  gewahren  *). 

Und  so  befiehlt  er  endlich ,  der  Eigenmacht  des  C  a* 
puaner  Erzbiscbofes  entgegenzutreten,  welcher  eine  ge- 
waltsame Besitzentziehung  gegen  einen  Laien  verfügt  hatte  '). 

Die  Massregelo  Roberts,  welche  bei  seinen  Nach- 
folgern ebenso  ununterbrochene  Nachahmung  fanden*),  wie 
sie  andererseits  auf  den  beständigen  Widerstand  des  Clerus 
stiesaen ') ,  haben  nicht  allzuviel  gefruchtet.  Es  war  ein 
entschiedenerer  Standpunkt  und  eine  grössere  Energie  als 
die  von  den  Änjuus  entfaltete  nothwendig,  um  die  Ueber- 
griffe  der  Kirche  zurückzuweisen,  und  diese  fand  sich  bei 
der  spanischen  Dynastie,  welche  in  die  Regierung  der  sUd- 
italiachen  Länder  folgte  *). 


')  ebendas.  2.,   121. 

■)  ebendas.  122. 

')  eben  das. 

*)  viele  fieiapiele  bei  GisDDoae  a  a.  0.  4.,  34.  {F-  ^k1>  ^^^ 
Pragmatik  der  KOnigio  Johanna  bsi  Tapia  a  a.  O.  3.,  31. 

*)  Lucas  de  Pen  Da,  in  not  ad  cap.  ad  regalB  fastigiam  et  ad 
].  si  culoni  Cod.  de  agricol.  et  ceoa.  1.,  11. :  >Hoc  Btatatum  miilti  prae- 
liti  et  canonistae  nituncur  infriagcre,  diaentes,  principem  taecDlarem, 
nihil  posse  adversuB  clericos,  et  eorum  causas  directe  Tel  indirecte 
Btataere.' 

*)  Barunius  schilderte  den  ZusUnd  Neapels  unter  Philipp  II. 
mit  den  Worten:  >. .  che  oel  regne  di  Napoli  siano  stati  esiliati  U 
Tescovi  per  il  Conte  d'Olivares  Viceri,  . . .  e  li  sisno  preio  l'entral«, 
leTste  alle  cbleie  li  saoi  castelli  fuori  d'ogni  ragione,  dieprezundo  iB 
poteatä  papale,  fino  a  non  obedire,  che  li  tautioo  Confeesori  ad  un 
Monaeterio,  e  li  Tribonali  ecclesiastici  aieno  vacanti  per  proibiiione 
de'  Minifltri  Reali.  II  Clero  in  tutto  e  per  tutto  eiser  diBpresuto  da 
Liuci,  et  in  coadnaione  i  ooa  Eraaia  copsrta,  oominandosi  da'  Folitid, 
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Die  Mittel;  welche  dabei  angewendet  wurden,  sind  die- 
selben,  welche  wir  bei  Darstellung  des  spanischen  Rechtes 
kennen  gelernt  haben,  und  auch  die  Art  ihrer  Handhabung 
unterschied  sich  mehr  in  der  Form  als  in  der  Energie  von 
der  in  Spanien  üblichen. 

Vor  allen  Dingen  ist  auch  hier  des  Placets  zu  er- 
wähnen ^),  dessen  Wahrnehmung  dem  s.  g.  Concilium  coUa- 
talerale  übertragen  war  ')  und  dessen  sich  sogar  die  nea- 
politanische Geistlichkeit  gegen  den  Papst  zu  bedienen 
nicht  scheute  ^). 

Schon  König  Ferdinand  erliess  ein  eindringliches 
Rescript  an  seinen  Statthalter,  worin  er  diesen  aufforderte, 
den  Träger  päpstlicher  Bullen  ohne  Weiteres  aufzuhängen  ^). 
Carl  V.  schärfte  ein,  dass  keine  Verordnung  ohne  seinen 
Willen  ins  Reich  kommen  dürfe,  Philipp  IL  befahl  jeden 
zu  züchtigen,  welcher  ein  Decret  ohne  seinen  Willen  in 
Neapel  veröffentliche  ^).  Und  in  diesem  Rechte  wurde  auch 
weder  eine  Äenderung  herbeigeführt  durch  die  Instructionen, 
welche  Papst  Pius  V.  seinem  Nuntius  Alessandrino 
nach  Madrid  mitgab  ^),   und  in  welchen  er  den  König  er- 

che  regna  ne'  regn!  del  Re  cattolico.«  bei  L&mmer  AnalectaRomana 
(Schafifhaüsen  1861.)  141. 

^)  Die  Oeschichte  desselben  in  Neapel  giebt  ziemlich  aosfflbrlieh 
G 1  a  n  n  0  n  e  a.  a.  0.  5.,  72.  ff. 

')  Vgl.  aber  diese  Behörde  und  ihre  Competenz  Sargens,  Neapolis 
illostrata  c.  18.  no.  20.  bei  GraeTias  thes.  antiq.  et  bist.  Ital.  (Lugd. 
Batav.  1723.)  IX,  8.,  174. 

')  Als  ^e  Bischöfe  ihre  Seminarien  an  Laien  flbergeben  hatten, 
der  Papst  aber  dieselben  visitiren  wollte,  bewirkten  jene,  dass  den 
römischen  Instmctionen  das  Placet  verweigert  wurde,  Ranke,  Forsten 
n.  Völker  ?on  Sadeuropa  1.,  277. 

^)  abgedruckt  bei  Van  Espen  de  Placeto  regio  Appdx.  Monum. 
A.  (ed.  cit.  S.  49.) 

*)  Ranke  a.  a.  0.  1.,  278.  f. 

*)  >Gol  quäle  abuso  furono  accumulati  quelli  di  Napoli,  ove  in 
moltissimi  capi  non  si  osserva  il  Goocilio  Tridentino  ed  in  infinite 
maniere  s'impedisce  I'esecuzione  delle  lettere  ed  espedizioni  aposto- 
liehe;  a'  qnali  abusi,  e  particolarmente  a  quello  dell'  ezequatur  regio 
e  obbligata  la  Maestä  Yostra  per  proprio  giuramento  a  rimediare  e 
rimovere,  come  poträ  vedere  dalle  Clansole  deP  Investitura  di  Giulio  II. 
in  persona  di  Ferdinande  11  Cattolico  e  di  Giulio  III.  in  persona  della 
Maestit  Yostra  da  lei  giurata.«  —  bei  Giannone  a.  a.  0.  5.,  80. 
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innerte,  dass  der  beschworene  Investiturvertrag  jede  Aus- 
übung des  Placets  für  Neapel  ausschliessey  noch  durch  die 
beständigen  Klagen  der  übrigen  Päpste   und  ihrer  Organe. 

Unter  welchen  Clausein  die  Bestimmungen  des  Oon- 
cilium  Tridentinum  publicirt  wurden ,  und  wie  die  Ver- 
öffentlichung und  Verbreitung  der  Bulle  In  Coena  Domini 
verhindert  wurde ,  haben  wir  schon  oben  erwähnt  ^) :  in 
gleicher  Weise  aber  wurde  bei  allen  päpstlichen  Provi- 
sionen, Monitorien,  Commissorien  u.  s.  w.  die  Nothwendig- 
keit  des  königlichen  Exequatur  aufrecht  erhalten  und  ein 
eigener  Beamter,  der  CappeUano  Maggiore  geschaffen;  um 
SU  prüfen,  ob  das  päpstliche  Aktenstück  geistlicher  oder 
weltlicher  Natur  sei.  Im  letzteren  Falle  fand  dann  eine 
neue  Prüfung  desselben  statt;  während  man  im  ersteren 
sich  an  einer  genügen  Hess. 

Bemerkenswerth  aber  erscheint  namentlich;  dass  wie 
in  Spanien  und  den  Niederlanden  so  auch  in  Neapel  dem 
römischen  Index  librorum  prohibitorum  und  den  von  Rom 
ausgehenden  BücherverboteU;  die  freilich  zumeist  Schriften 
trafen,  welche  die  Vertheidigung  der  staatlichen  Rechte 
zum  Gegenstand  hatten,  kein  Gehorsam  gezollt  wurde,  viel- 
mehr nach  der  Pragmatik  v.  J.  1561.  durch  die  Staats- 
behörden eine  Prüfung  der  römischerseits  bemängelten 
Schriften  vorgenommen  und  nach  deren  Befund  entschieden 
wurde. 

So  gaben  die  Vicekönige  Beispielsweise  weder  dem  i. 
J.  1605.  erlassenen  Verbote  des  von  Camillo  deCurtis 
verfassten  Comprensorium  iuris  feudalis,  noch  des  i.  J. 
1 627.  von  PietroUrrico  herausgegebene  Äestivum  otium 
ad  repetitionem  Bitus  235.  M.  C  Vicariae  Neapolitanae 
Folge  «). 

Umgekehrt  aber  wurde  die  staatliche  Büchercensur 
auch  kirchlichen  Schriften  gegenüber  gehandhabt,  so  dass 
nach  dem  Befehl  des  Herzogs  von  Alcalä,  des  Regenten 


Vgl.  auch  das  Memoriale  des  Msgr.  Gastagna  bei  Lämmer,-  Zur 
Kirchengesch.  d.  XVI.  u.  XYII.  Jahrh.  S.  184. 

*)  siehe  o b  e n  S.  544.  f.  und  verbinde  damit  Giannone  a.a.  0. 
5.,  87.  ff. 

*)  Giannone  a.  a.  0.  4.,  819.  ff. 
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Philipps  11.^  kein  Drack  ohne  staatliche  Erlaubniss  vor- 
genommen werden  konnte  ^).  Energisch  beschwerte  sich  der 
päpstliche  Nuntius  darüber  beim  Könige.  Der  von  letzterem 
zur  Verantwortung  gezogene  Vicekönig  wies  aber  klagend 
darauf  hin,  wie  die  Cleriker  die  Rechte  des  Königs  in 
Druckschriften  zu  bekämpfen  nicht  müde  würden,  und  wie 
in  dieser  Weise  bei  päpstlichen  Bullen  auch  häufig  genug 
eine  Umgehung  des  Placet  versucht  worden  sei.  So  wurde 
denn  an  der  bestehenden  Uebung  nichts  geändert.  Als  der 
Erzbischof  von  Neapel  i.  J.  1580.  die  Beschlüsse  eines 
von  ihm  gehaltenen  Provincialconcils  drucken  lassen  wollte, 
musste  er  die  staatliche  Genehmigung  dazu  nachsuchen, 
und  diese  wurde  ihm  nur  unter  der  Bedingung  ertheilt, 
dass  sie  sofort  cessiren  solle,  sobald  in  den  Synodalschlüssen 
irgend  etwas  der  königlichen  Majestät  Präjudicirliches  ent- 
halten sein  würde'). 

Auch  der  Recursus  ad  principem  fand  unter  der  spa- 
nischen Dynastie  Anwendung  und  weitere  Ausbildung '), 
und  musste  dazu  dienen,  das  Gebiet  der  königlichen  Ge- 
richtscompetenz    vor   kirchlichen'  Eingriffen    zu    bewahren. 

Als  der  Bischof  von  Nicotera  einen  königlichen  Be- 
amten Figueroa  trotz  der  s.  g.  Pragmatica  catalanaj 
welche  Staatsbeamte  wegen  Ausübung  ihres  Amtes  zu 
bannen  verbot,  mit  der  Excommunication  belegt  hatte,  weil 
er  einen  vom  Bischöfe  widerrechtlich  Verhafteten  gewaltsam 
aus  dem  kirchlichen  Kerker  hatte  befreien  wollen,  als  er 
dann  dem  bisher  geltenden  Rechte  gemäss  nach  Verlauf 
von  Jahresfrist  den  nicht  losgesprochenen  Figueroa  ftir 
einen  Ketzer  erklärt,  und  der  Bischof  v.  Molfetta  auf 
Grund  eines  römischen  Inquisitionsdecretes  diesen  in  Neapel 
selbst  verhaftet  hatte:  da  bewirkte  die  Staatsgewalt  nicht 
nur  die  sofortige  Loslassung  des  Eingekerkerten,   sondern 


^)  Vgl.  die  Gesetze,  welche  R  o  y  i  t  u  s ,  pragmat.  edict.  regiaque 
sanct.  regoi  Neapolit.  (Venetüs  1598]  S.  95.  ff.  mittheUt. 

*)  Giannone  a.  a.  0.  4.,  312.  f.  Später  sachten  die  Geistlichen 
das  Staatsgesetz  dadurch  zu  umgehen,  dass  sie  einen  ausländischen 
Druckort  auf  den  Titel  setzten,  Giannone  Opere  postume  (Yenezia 
1778.)  41.  f. 

<)  Vgl.  die  Gap.  v.  J.  1684.  bei  Tapia  a.  a.  O.  2.,  32. 
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•ntwaffaete  auch  das  Peraonsl  des  ErzbiscKofes  und  der 
Nantütnr,  um  für  die  Zukunft  ähnlicheu  Ausschi-eitungeii 
Torsnbeogen '). 

Und  ale  i.  J.  1507.  die  kttoigliche  BehSrde  auf  tirund 
einer  Beschwerde  einen  klagenden  tieiatlicben  im  Besitz 
erbalten,  der  Vicar  des  Bischofs  von  Cariati  aber  das 
staatliche  Decret  von  der  KircheothUre  abgerissen  und  ver- 
nichtet hatte ,  da  empfing  er  den  Befehl ,  sofort  in  Neapel 
vor  dem  Viceköoig  zu  erscheinen ,  und  die  Stadt  nicht  zu 
verlassen,  bis  er  Verantwortung  gegeben  habe  *). 

Nach  Oiannone*)  sind  die  kttniglicheo  Archive  voll 
solcher  Entscheidungen,  die  in  Unzahl  erlassen  worden  sind, 
10  dass  das  Recht  des  Recuraus  an  den  Fürsten  in  keiner 
Weise  mehr  Controversen  oder  Schwierigkeiten  darbiete. 

Die  Behörde,  welche  die  Recurse  annahm  und  ent- 
schied, war  an  Stelle  des  unter  den  Anjous  in  dieser  Be- 
liehung  wirkaamen  Sacra  eotmlio  di  S.  Chiara  *)  von 
Ferdinand  dem  Katholischen  bis  auf  Kart  II.  das 
CoUcAeroie  consiglio. 

Die  Mittel,  welche  widerspänstigen  Geistlichen  gegen- 
über angewendet  wurden,  bestanden  in  Sperrung  der  Tem- 
poralicn,  Verhaftung  der  Angeschuldigten,  oder  falls  sie 
flüchtig  waren:  Verhaftung  naher  Verwandter,  und  endlich 
im  äussersten  Falte  in  Verbannung  aus  dem  Königreiche  '). 


Man  würde  sich  irren,  falls  man  annShme,  dnss  die 
von  den  spanischen  Behörden  angewendeten  Mittel  genügt 
b&tten,  um  die  sich  immer  steigernden  kirchlichen  Miss- 
bräuche zu  beseitigen. 

Was  half  es,  daas  die  Vicekönige   auf  das    königliche 


■)  Qiannone  a.  a.  0.  6.,  224.  ff. 

■)  OiSDnone  s.  a.  0.  4.,  28. 

■)  ebendaa.  29.    Vgl.  auch  T.apia  a.  a.  0.  3.,  27. 

«)  Q  i  B  D  n  0  D  e  a.  a.  0.  4.,  246.  f. 

^}Qiaiinone  a.  a  0.  4.,  319.  Derselbe  opere  postume 
MI.  f. ;  nud  Tgl.  Joannes  Sanclies  de  Ldoa  Regins  conaiUarius 
de  RemedÜB  que  competaDt  Kegi  contra  Prelatos  turbantea  ejus  jaria- 
dictioneiii  et  suii  bortationibua  non  annueates.  Manuscript  der  kgl. 
Bibliothek  in  Manchen  Cod.  lat.  no.  1519.  f.  283.  ff. 
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Exequatur  mit  solchem  Eifer  bestanden,  wenn  sie  es  nach 
Wunsch  der  Curie  jeder  kirchlichen  Massregel  fast  ertheilten  ^), 
und  es  so  zu  einer  bloss  formellen  Schranke  der  geistlichen 
Macht  herabdrückten?  Sie  compromittirten  höchstens  da- 
durch die  Staatsgewalt,  welche  dem  Excesse  der  geistlichen 
Autorität  noch  den  staatlichen  Stempel  der  Legalität  auf- 
drückte. 

Was  half  es,  wenn  der  Recursus  ad  principem  die 
Uebergriffe  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  zurückwies,  wenn 
diese  immer  noch  so  weit  bemessen  war  '),  dass  der  grösste 
Theil  der  gerichtlichen  Competenz  den  geistlichen  Gerichten 
unterstellt  wurde? 

Auch  in  Neapel  schaffte  erst  die  Aufklärungsperiode 
Hülfe,  und  die  energischen  Massnahmen  des  Ministers 
Tanucci  suchten  in  kurzer  Zeit  den  Schutt  wegzuräumen  '), 
den  Jahrhunderte  aufgethürmt  hatten  ^),  und  die  Ungebühr 
zu  beseitigen,  über  welche  schon  Kaiser  Carl  VI.  heftige 
Beschwerde  hatte  verlauten  lassen^). 

Die  Palliativmittel  des  am  2.  Juni  1741.  ^)  geschlossenen 
Concordates,  welches  ein  geistliches  Gericht  auch  mit  laicalen 


I 


')  Vgl.  ebendas.  4.,  687.  ff.  So  haben  auch  die  Synoden  be- 
ständig aaf  die  Bulle  In  Coena  Domini  Bezug  genommen,  ?gl.  z.  B. 
die  Provincialsyn.  v.  Neapel  v.  J.  1699.  c.  lY.  in  Act.  et  decr. 
sacr.  Goncil.  recent.  (Friburgae  1870.)  1.,  163.  f. 

')  Eine  Begrftnzung  war  freilich  eingetreten  durch  die  Pragmatik 
Philipps  II.  V.  J.  1666.  bei  Tapia  a.  a.  0.  XI,  22.  und  namentlich 
wurde  das  oben  S.  667.  angeführte  Oesetz  der  Königin  Johanna, 
welches  bei  Suspecterkl&rung  des  weltlichen  Richters  den  geistlichen 
competent  machte,  aufgehoben,  ebendas.  2.,  180.  ff. 

^  Vgl.  Wolf,  Gesch.  d.  röm.-kath.  Kirche  unter  d.  Regier.  Pius 
VI.  1.,  386.  ff.  3.,  84.  ff. 

*)  Im  Königreich  Neapel  gab  es  gegen  112,000.  Geistliche,  näm- 
lich 22.  Erzbischöfe,  116.  Bischöfe,  56,000.  Priester,  81,800.  Mönche 
und  23,600.  Nonnen,  bei  4,000,000.  Einwohner;  auf  1000.  der  letzteren 
28.  Geistliche.  Ihr  Grundbesitz  betrug  '/•  oder  nach  anderen  V»  des 
Reiches  (abgerechnet  die  Domänen),  Golletta,  Bist,  de  Naples  trad. 
par  Lefebore  (Paris  1840.)  1.,  40. 

*)  Vgl.  aber  dessen  kirchliche  Haltung  Giannone  a.  a.  0.  6;, 
399.  ff. 

*)  Vgl.  dasselbe  bei  Nussi,  Gonvent.  de  reb.  eccles.  (Mogunt 
1870.)  72.  ff. 


V.  Itnlkn.    1.  Nnpe).  fiß? 

Beiutsern  conetruirt  hatte ,  und  zwftr  nicht  blos  zur  Ent* 
■cheidung  von  Coinpetenzconflicten ,  sondern  auch  als  Qe- 
riobt  höherer  Instanz  Hbor  Cieriker  und  als  Organ  zur  Ab- 
lirtheilung  geistlicher  Amtsmissbräuche  ')  hatten  den  Sturm 
uni  so  weniger  beschwören  können,  als  der  Staat  zum 
Entgelt  fiir  jene  kirchlichen  Concessionen  verheissen  hatte, 
der  bischöflichen  Strafgewalt  über  Laien  freien  Lauf  zu 
lassen  '),  das  Placet  zu  beseitigen  *),  den  Recursus  ad  prin- 
«pem  zu  raodificiren  *). 

Schon  die  nächnte  Zeit  nOthigte  die  neapolitanische 
Regierung ,  über  die  liier  gezogenen  ßrünzlinien  hinauszu- 
gehen '). 

Die  Massnahmen  iifimlich ,  zu  welchen  sich  der  päpst- 
liche Hi>f  der  Regierung  von  Parma  gegenüber  hinreieaen 
lieas  —  sie  haben  »chon  oben  mehrfache  Erwähnung  ge- 
fiinden  —  führte  zu  einem  bourbon lachen  FamilienbUndnisse, 
welches   nicht   nur   die  Vernichtung   des   Jesuitenordemt  ') 

')  Tod  dieaein  Tribanale  sollte  kein  Recurs  ao  den  KOnig  ergriffen 
werden  können,  cap.  9,  do.  12,  a.  a.  0.  8.  87. 

•)  cap,  e.  no.  6.  a.  a.  0,  b,  93. 

')  FeaUetzuQg  der  geheimen  Artikel.    Art  2.  ebendss.  377. 

*j  ebenda».  Art.  S.  Die  für  die  EenntniBB  der  frflheren  Ver- 
btltnisae  wichtige  Stelle  lautet :  >DoleDdogi  che  i  Vescovi  et  altri  Sii- 
periori  ecclesissHci  del  Cipro  coa)  Becolare  come  Regnlare  del  Regno, 
ehe  i  loro  Sudditi  ecclestastiei  sotto  preteato  di  violenza,  ed  opprea- 
ilone  per  rla  di  fätto  rictirronn  alla  Regia  prntezione,  ancon  quandti 
da  eaai  aj  i^  procedutn  alla  teia  giudiiiaria,  o  can  proceaao,  obbligajido 
con  cib  i  medesimi  Siiperiori  a  coraparire  ne'  Tribunali  de'  Ministri 
Regii,  per  difendersi  dall'  accuBa  di  pcrsone  per  lo  piü  tnrbide,  dia- 
cole,  e  dianbbidienti ,  con  molto  diacapito  della  diaciplina  eccleaitatica, 
e  della  giuatizia,  e  deaiderando  Sua  Santitä  che  si  dia  im  adequato 
rimedio  a  tali  inconveDienli,  8ua  HaestJl  per  dare  alla  Sua  Santitä 
una  nuoTB  rjprova  del  ann  ainccro  desiderio  di  campiacerla,  urdlnerii 
che  ne'  caai  auccedessern  in  avrenire  similj  ricorai  di  Ttolenae  Ter  Tia 
di  fatto  dci  suddetti  Ecclesiaatici  contr«  le  luro  Superiori,  cd  aocdra  per 
qaalnnque  altro  motiio ,  o  pretesto ,  ai  rimettano  da  auoi  Minlatri  al 
Tribunale  Miato ,  inteso  il  parere  del  qnale ,  prenderb  poi  la  Maeati 
Sua  quelle  riaoluaioni ,  che  aaranno  piü  convenevoli  per  maggior  aer- 
Tiaio  di  Dio  e  per  la  quiete  e  tranquillitä  de'  aiioi  Pi>po1i.<  eb  d  aa.  977. 

')  Vgl   Colletta  a,  a.  0.  1.,  »1.  ff. 

')  Derselbe  war  i,  J.  1707,  aua  Neapel  aoagewiesen  worden, 
Tb  einer,  Clemens  XIV.  I.,  82.  f. 

E.  KrladlierK,  U.  Mlubr.  d.  gnliU.  AmUgewaK.  43 
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sich  zum  Ziele  steckte,  soDdern  auch  „eine  Reform  der 
scandalösen,  lächerlichen  und  ausschweifenden  Prätentionen 
der  römischen  Curie,  über  welche  seit  zwei  Jahrhunderten 
sieh  alle  Nationen  beklagten  ^).^ 

In  Gemässheit  dieses  Programmes  setzte  sich  Tanucci 
ohne  Weiteres  über  das  Benedictinische  Concordat  hinweg ; 
er  stellte  die  alten  Ämortisationsvorschriften  wieder  her  '}, 
beseitigte  das  päpstliche  Spolienrecht'),  und  reducirte  das 
Uebermaass  klösterlicher  Genossenschaften.  Er  betonte  das 
Princip,  dass  der  König  Wächter  der  Canones,  Concilien 
und  der  kirchlichen  Satzungen  sei,  „um  den  geistigen  Ab- 
solutismus des  Papstes  über  die  Bischöfe^  auszuschliessen  % 
und  er  suchte  diesem  Satze  durch  die  Festhaltung  an  dem 
Rechte  des  Exequatur  Leben  einzuflössen. 

Alle  römischen  Rescripte  sollten,  wie  die  Beschlüsse  der 
Diöcesansynoden  ^) ,  ohne  Unterschied  dem  Placet  unter- 
liegen, und  ausserdem  jeder,  der  eine  päpstliche  Dispensation 
oder  eine  Vergünstigung  nachsuchte,  bei  Strafe  der  Ver- 
bannung aus  dem  Reiche  gehalten  sein,  vorher  die  könig- 
liehe Erlaubniss,  das  s.  g.  Liceat  scribere  zu  erbitten  ^). 

Jedes  einmal  ertheilte  Placet  sollte  auf  Antrag  der 
interessirten  Parteien  wieder  zurückgenommen  werden 
können  ^). 


')  Santarem,  Qaadro  elementar  das  rela^öes  politicas  e  diplo- 
maticas  de  Portugal  con  as  diversas  potencias  do  Mondo  (Paris  1842.  ff.) 
7.,  289. 

*;  Gatta  Reali  dispacci  (Napoli  1773.  ff.)  tom.  1.  tit.  1.  disp.  2. 
3.  4.  7»  8. 

')  Vgl.  Le  Hret,  Magaz.  z.  Gebr.  der  Staaten-  u.  Kircheugesch. 
1.,  646.  f. 

^)  Gatta  a.  a.  0.  tit.  5.  Consulta  della  real  Camera  di  S.  Ghiara. 

*)  Rescr.  v.  8.  Febr.  u.  8.  März  1788.;  12.  Juli  1749.;  3.  Aug. 
1754.;  11.  Novemb.  1756.    Schmid,  Bisthumssynode  2.,  256.  f. 

^)  Gallo  Cod.  eccl.  siculo  (Palermo  1846.)  üb.  1.  dipl.  5.,  84.  -- 
Auch  die  Bischöfe  durften  nichts  ohne  staatliche  firlaubniss  drucken 
lassen,  eine  Erneuerung  des  längst  in  Vergessenheit  gerathenen  fra- 
heren  spanischen  Rechts,  Golletta  a.  a.  0.  1.,  171. 

^)  L  a  u  d  i  c  i  u  a  Cenni  sulla  giurisdizione  eccl.  della  Monarcbia 
(Palermo  1840.)  182.  ff.  Bei  G  il  iber  ti ,  Polizia  eccles.  del  regno 
delle  due  Sicilie  finden  sich  S.  183.  vom  h.  Oct.  1736.  bis  20.  April 
1776.  27.  Gesetze  bezflglich  des  Placet;  das  Rescr.  v.  18.  AprU  177a 


V.  lullen.    I.  Neapel-  R6» 

Der  Recurs  nach  Rom  wurde  in  all'  den  Fällen  be- 
schränkt, in  welcbeii  da»  CurialeyKtiun  eine  Verküninieruag 
der  bincliötlichen  Rechte  herbeigef^lhit  hatte  ').  So  wurde 
dae  ^äpatliche  Coüatiünsreeht  aus(;eHchlo8seti  und  umgekehrt 
fttr  die  Bisthiimer  ein  königliches  Besetz ungttreoht  in  An- 
Bpnicb  genommen  *).  So  wurde  die  Oeltnng  der  päpstlichen 
Oanzleiregela  aufgehoben  *). 

Der  Clerus  wurde  in  allen  bürgerlichen  und  peinlichen 
RechtSMachen  dem  staatlichen  Forum  unterworfen*),  die 
Inquisition,  welche  »ich  in  Siuilien  die  grtfssten  Ueber- 
griffe  hatte  zu  Schulden  kommen  lausen'),  dort  aufge- 
hoben ') ,  die  Ctericlitsgewalt  der  BisdiSfe  auf  Häresie  be- 
schränkt, und  zur  Beobachttmg  der  staatlichen  Prozess- 
Torschriftcn  genötliigt  '). 

Der  Erlass  von  Monitorien  und  Excommanicationeu 
wurde  den  Bischöfen  ausdrücklich  untersagt  und  nichts 
destii  weni;;er  verhängte ,  von  den  k^uiglidien  Behörden 
für    nichtig    erklärt  *  i ,    den    Geistlichen    wurde    verboten, 


ebendas.  18u.  fT.  enthält  TU.  hiehei-  bezORliche  VerordimDgeo ;  von 
17äU— V.  erfolgten  (l.  weitere  GeseUe. 

>,  Gatts  a.  a.  0.  tit.  24.  disp.  1.  2.  B;  üt.  28;  lit.  S3.  diap.  I. 

'i  In  Folge  rieuen  suependirte  der  Pspit  die  Beietinng  der  bis- 
thiimer, so  dats  I.  J.  iTftä.  Ober  60.  vacant  waren,  Sentit  a.  a.  0.  I9S. 

*)  L  e  B  r  e  t ,  Hagazio  ti.,  5<I4.    S  e  n  1 1  s  a.  a.  0.  196. 

')  Gatts  a.  a.  O.  tit.  17.,  auch  die  TeBtamente  lail'  anima  e  dell' 
aulma«,  welche  bis  dahin  noch  Qblich  gewesen  waren  (liehe  oben 
».  Kl),  wurden  beseitigt.    Col  lett  a  a.  a  0.  1.,  Iil8. 

•)  Vgl.  Belege  in  Archivio  storieoital.  Nuova  Serie. 
XVll,  1.,  aa.  ff. 

*)  Id  SIcilien  wunlc  itie  Inquisition  aufgehoben  (lft.Uai  1782. 
Sentia  a.  a.  0.  19C.),  die  in  Neapel  Übrigens  nieusls  eingeführt  ge- 
wesen war,  Giannone  a.  a.  O.  4.,  563.  578.  ff. 

')  Gatts  tom,  3.  siippl.  I.  ad  parL  l.  tit.  9.,  wie  nbtbig  des  war, 
ergiebt  sich  aus  ilpm  l'roitess  des  Puter  Leopold  in  L  e  B  r  e  t,  Msgai. 
;t,.  itio.  ff 

•)  G  i  I  i  b  e  r  t  i  a.  a.  O.  22'J.  ff. :  >Con  reale  rescritto  dei  9.  sag. 
1737.  si  rieli^  b  veacdvi  ed  ordinarj  de'  looghi  lo  abusare  dellccenanre 
per  impedire  alle  universitit  I'exigcre  i  pagameuti  fiscali  dai  coloni  de' 
beoi  degli  eccleaiastiii. , .  Co»  reale  rescritto  dei  2U.  raaggio  1741,  si 
urdinö  che  i  vescovi  e  gli  urdinarj  de'  liinghi  non  iioaseno  prooiinaiare 
censure  per  sSari  o  interesii  temporali  della  loro  neosa.    b!  pronun* 
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die  Sacramente  wegen  Vergehen  zu  verweigern,  die  nicht 
juristisch  bewiesen  wären  'J,  die  von  den  Bischöfen  ex  in- 
formata  conscientia  ausgesprochenen  Censuren  wurden  wie  die 
gegen  Staatsbeamte  verhängten  *)  und  wie  das  Localinter- 
dict ')  für  nichtig  und  wirkungslos  erklärt^),  die  Realim- 
munität beseitigt  ^),  das  Brevier  reformirt^  die  Prozessionen 
geregelt  *),  und  schliesslich  der  Recurs  an  den  Fürsten  als 
das  nothwendige  Supplement  aller  dieser  Massregeln  mit 
Eifer  aufrecht  erhalten  ^. 


Auch  die  nach  der  napoleonischen  Zwischenherrschaft 
erfolgte  Restauration  der  Bourbonon  änderte  das  der  Kirche 
gegenüber  befolgte  System  nicht  durchgehends. 

Freilich  das  Concordat  v.  J.  1818.  *)  war  als  ein 
Triumph  der  Curie  zu  bezeichnen. 

Der  Verkehr  der  Bischöfe,  des  Clerus  und  des  Volkes, 
mit  dem  heiligen  Stuhle  wurden  freigegeben,  den  Bischöfen 
verstattet,  Hirtenbriefe  zu  erlassen,  ihre  Diöcesen  zu  visitiren, 
Synoden  zu  versammeln ,  die  limina  apostolorum  zu  be- 
suchen. 

Die  kirchliche  Gerichtsgewalt  ^)  und  die  bischöfliche 
Befugniss,  Censuren  zu  verhängen,  wurde  wiederherge- 
stellt^^), das  Amortisationsrecht  beseitigt. 


dandole  sono  di  lor  natura  nulle  ed  abuslYe  e  non  hanno  bisogno  di 
assoluzione. .  Con  real  rescritto  dei  8.  marzo  1769.  si  stabil  che  non 
pu6  Tordinario  del  luogo  per  Vendetta  fulmiuare  censnre  o  travagliare 
gli  ecclesiastici  congiunti  con  laici  per  cagione  di  litl  o  interessi  che 
vi  fossero  tra  l'ordinario  ed  i  laici  e  gli  ecclesiastici  stessi.« 

*)  G  a  1 1  a  a.  a.  0.  tit.  72 ;  tit.  8.  disp.  4.  5. 

*)  Giliberti  a.  a.  0.  8.  280. 

»)  Rescr.  v.  19.  Aug.  1776. 

«)  Gatta  a.  a.  0.  tit.  69. 

*)  eben  da  8.  tit.  26.  disp.  1.  2.  8. 

«)  Sentis  a.  a.  0.  198. 

')  Gatta  tom.  1.  tit.  70.  disp.  1.  2.  3. 

>)  bei  Nussi  a.  a.  0.  178.  ff. 

*)  Vorschriften  Ober  die  Personalimmunit&t  der  Cleriker  wurden 
dann  noch  weiter  i.  J.  1834.  vereinbart,  bei  Nussi  a.  a.  0.  264.  f. 
Danach  wurde  allen  Bischöfen  gestattet,  Gefängnisse  zu  halten,  Art.  4. 

'*)  Die  Zeit  fOr  Excommunicationen  war  aber  vorQber.    Als  A  m* 


T.  Italien.    1.  Neapel.  g7t 

Aber  du  Cuncordat  wurde  in  manchen  Punkten  nicht 
aoBgefUhrt,  das  Placet  ')  auch  für  die  bischöflichen  Akten- 
Htttcke  *)  beibehalten,  die  Abhaltung  der  Sjucden  von  staat- 
licher ErlaubnisB  abhücgig  gemacht  und  überhaupt  die  Con- 
vention nicht,  wie  man  vertragsmäseig  übereingekommen 
war,  durch  eine  eigene  zu  bildende  Commissiun  auegefülirt, 
sondern  durch  einseitige  Deutung  der  Staatsregierung  in 
einer  Unmaaae  von  Rescripten  *).  Diese  mit  ihrem  dem 
Concordate  zuwiderlaufenden  Inhalt  blieben  aber  auch  nach 
dem  J.  1848.  in  Geltung,  und  die  Beschwerden  des  Kpie- 
copates  empfingen  beständig  Seitens  der  Regierung  eine 
ablehnende  Antwort  *).  Aber  wenn  auch  die  Tyrannei  der 
letzten  bourbonischen  Regenten  Neapels  mit  dem  Staate 
zuweilen  die  Kirche  umfasste  *) :  die  letztere  herrschte  doch 
im  Lande  unbedingt.  Sie  hatte  alle  Schulen  in  ihren  Händen 
und  verwahrloste  das  Volk  '),   sie  hegte  den  Absolutismus 

brogio  d'AltSTillft  i.  J.  imu.  einen  Capit&o  Sslsti  anatheina- 
tiiirt  hatte,  UQrmte  tlas  Volk  das  Kloster  dei  enteren  uDd  wurde  nur 
durch  den  letzteren  von  weiteren  Qewaltthatigkeiten  Enrackgehahen, 
Colletta  a.  a.  0.  4.,  100.  f. 

>]  Als  der  EB.  Ruffo  t.  Neaiiel  i.  J.  1S16.  eine  Liste  der 
Teservjrten  FUle  und  darunter  auch  die  Bulle  In  Coena  Domini  pnbli- 
eirte,  wnrde  die  Liste  unterdrSckt  und  Rnffo  durch  ein  Minlsterial- 
schreiben  ernst  verwarDt.  Der  clericale  Einfluss  wsr  In  Neapel  Jedoch 
so  groBB,  dasi  der  Cünctpient  des  anf  königlichen  Befehl  verfosBten 
Bebreibens  deswegen  apftter  ibgeBetit  wurde,  De  Potter,  Tie  de 
Btcci  (Bmxelles  1826.)  3.,  308. 

■)  Festgesetzt  durch  Rescr.  t.  5.  Des.  1761.  Res  er.  *.  10. 
April  1810.  und  IT.  Jnli  1816. 

*)  Diese  finden  sich  in  der  Colleaione  degli  atti  emansti 
depo  1a  pubblicBzioDe  del  Concordato  deU'  anno 
181S.  (Napoli  1818.  ff.) 

*)  Doch  wurden  auf  Wnuscb  der  BiicbOfe  spiter  die  Jesuiten 
BurOckberufen,  welche  d.  J.  1848.  vertrieben  hatte. 

>■)  AU  Beispiele  fflhre  ich  an,  das«  Ferdinand  n.  i.  J.  1886. 
die  TafelgQter  vieler  Bischöfe  sequestrirte ,  die  aus  Furcht  Tor  der 
Cholera  ihre  bitte  verlaBsen  hatten ;  und  1849.  die  EinkOnfte  des  Clemi 
von  Ascoli  und  Cerignola  sperrte,  den  er  der  IllofslitKt  be- 
schuldigte, Pierantoni,  La  chies«  cattolica  nel  dirittn  cnmmiine 
(Firenie  1870.)  103. 

*)  Die  Erbebaugen  nuter  der  neaen  Begiening  ergalien  das  ReBiiltat, 
dass  Tou  8094.  Gemeinden  in  1064.  die  Primirschulen,  die  sie  besiUen 
sollten,  fehlten,  dass  an  900.  Schnlen  der  Unterricht  durch  Inditldan 
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des  Königs  in  ächamlusester  Weise  *)  und  verstand  für  den 
Samen  des  Unterthanengehorsams,  den  sie  ausstreute,  eine 
klingende  t>nte  zu  erzielen  *) ;  sie  ruinirte  Wissenschaft 
und  Literatur  ');  sie  blühte  allein,  wo  alles  siech  und  krank 
war  *). 

Wcnu  nichts  desto  weniger  das  stricte  kanonische  Recht 
nicht  vollkommen  in  Geltung  war,  und  die  Bischöfe  immer 
noch  nicht  zufrieden  erschienen ,  so  mag  doch  daran  er- 
innert werden,  dass  das  letztere  noch  niemals  der  Fall  ge- 
wesen ist,  und  dass  das  erstere  unmöglich  war  bei  einem 
Staatswesen ,  welches  der  That  nach  doch  im  neunzehnten 
Jahrhundert  und  in  Europa  existirte,  wenngleich  seine  ganze 
sociale  und  politische  Situation  das  finsterste  Mittelalter 
und  eine  asiatische  Barbarei  zur  Darstellung  brachte  '^). 


Uebrigens  galt  das  Concordat  v.  J.  1818.  formell  biR 
zur  Occupation  Neapels  durch  Garibaldi  und  wurde  erst 
von  Mancini  durch  Decret  v.  17.  Februar  1866.  für  auf- 
gehoben  erklärt. 

2. 

Sicilien. 

(obgleich  Sicilien  nur  zeitweise  ein  selbstständiges  po- 
litisches Dasein  geführt  hat,  und  meistentheils  staatlieh  mit 
Neapel  verbunden  gewesen  ist,    so   verdienen    seine  staats- 

ertheilt  war,  die  selbst  keine  Elementarkenntnisse  besassen,  dass  auf 
1000.  Einwohner  ein  SchQler  kam. 

^  Beispiele  bei  Ruth,  Gesch.  v.  lUlien  (Heidelberg  1867.)  1.,  368. 

')  In  Palermo  wies  das  Verwaltungsbudget  der  Stadt  14,000.  Tbaler 
für  Kirchen.  Klöster  und  Feste  an  —  trotz  der  reichen  Stiftungen  — -, 
12,000.  Thaler  für  Heilung  kranker  Dirnen ,  80,000.  Thaler  fSr  Find- 
linge und  8000.  Thaler  für  Schulen,    eben  das.  1..  360. 

')  eben  das.  1.,  361. 

*)  Es  verdient  herYorgehoben  zu  werden ,  dass  Ferdinand  H. 
den  heil.  Ignaz  v.  Loyola  zum  neapolitanischen  Feldmarschall  ernannte. 
Das  Gehalt  bezog  das  Professhaas  des  Ordens.  R  e  u  e  h  1  i  n  ,  Gesch. 
V.  lUlien  (Leipzig  1859.)  1.,  269. 

^)  Darum  kann  ich  Sentis  a.  a.  0.  227.  ff.  nicht  zustimmen, 
dessen  Darstellung  den  Eindruck  macht,  als  oh  die  Kirche  Neapels 
sich  in  dar  trübsten  Lage  befunden  hätte. 
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kirchearechtlichen  VerhUltniBBc  doch  schun  wegon  ihrer 
Anoualfe  eine  abgesonderte  Behandlung. 

Auf  Orund  eine»  PrivilegH  nämlich ,  welches  Papst 
Urban  II.  i.  J.  1096.  an  den  Grafen  Rugcr  crtheilt  hat, 
liildete  sich  ftir  Sicilien  das  Recht,  dass  der  Fürst  des  Landes 
der  Kirche  gegenüber  die  sämnitlichen  Befugnisse  eines 
Legatua  natua  auBzuiibea  habe. 

Sei  es  nun,  dass  der  Inhalt  des  genannten  Privilegs 
wirklich  eine  derartige  Forderung  der  sicilischeu  Herrscher 
.  berechtigt  habe,  sei  es,  dass  es  nur  den  Vorwand  bieten 
mnsate,  um  unbefugten  Ansprüchen  der  staatlichen  Gewalt 
einen  juristiechen  Titel  zu  gewälnen:  jedenfalls  hat  daH 
s.  g.  Institut  der  sicilischen  Monarchie  sich  Jahrhunderte 
lang  allen  römischen  Anfechtungen  gegenüber  aufrecht  er- 
halten und  erst  in  unseren  Tagen  sein  definitives  Ende 
gefunden. 

Um  so  weniger  kann  aber  fiir  das  innere  kirchliche 
Leben  Siciliens  von  staatlichen  Massregeln  die  Rede 
sein,  um  MissbrAuche  der  geistlichen  Amtsgewalt  und  Ueber- 
griffe  der  Kirche  zu riiekzu weisen.  Denn  der  ätaat  besass 
zwar  in  dem  Tribunale  der  Monarchie  ein  Organ ,  welches 
mit  kirchlichen  Massnahmen  dem  Staate  alle  Arbeit  abnahm 
und  lediglich  den  staatlichen  Zwecken  diente,  welches  aber 
selbst  kirchlicher  Natur  war  und  nur  die  ihm  delegirtcn 
Rechte  ausübte,  die  dein  Landesfürsten  als  päpstlichen 
Legaten  zustanden. 

Im  Grunde  war  das  aber  ftir  den  Staat  selbst  völlig 
indifferent.  Dass  der  Richter  ein  Cleriker  war,  verschlug 
nichts  und  konnte  selbst  als  ein  Rest  des  Mittelaltert-  be- 
trachtet werden,  wu  die  höheren  Staatsämter  überhaupt  von 
Geistlichen  bekleidet  wurden;  dass  der  Gerichtshof  seine 
Existenz  auf  ein  kirchliches  Recht  des  Landesherrn  zurück- 
führte, konnte  in  der  Wirkung  nur  dahin  führen,  dass  er 
weit  freier  und  weit  unbekümmerter  sich  über  die  Schranken 
des  kanunisclien  Rechtes  hinwegsetzen  konnte,  als  dai!  bei 
einer  rein  weltlichen  Behörde  möglich  gewesen  wäre. 

Von  dieaer  Befugniss  aber  hat  das  Tribunal  der  ilo- 
narchie  und  der  Monarch  selbst  als  Legat  den  weitgehendsten 
Gebrauch  gemacht. 
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Danach  haben  sie  eine  disciplinäre  Obergewalt  über 
die  äiciÜBchen  Bischöfe  in  Anspruch  genommen,  sogar  in 
den  Fällen,  wo  ein  gerichtlicheö  Einschreiten  sich  nicht 
rechtfertigen  liess;  sie  haben  die  Aufsicht  über  die  Residenz 
der  Bischöfe  geführt^  wie  denn  Fried  rieh  II.  i.  J.  1317. 
dem  Bischof  von  Girgenti  verbot^  nach  Korn  zu  gehen, 
Alfons  den  als  Orator  zum  Baseler  Concil  entsendeten 
Bischof  von  Catauia  von  der  Residenzpflicht  entband  ^), 
und  noch  das  Rescript  vum  5.  October  1822.  verordnete 
fwn  potere  i  vescavi  e  gli  aitri  ordinari  abbandonare  le 
loro  diocesi  sema  easeme  volta  per  volUi  espressametUe 
autorigeati  da  8,  M.  ') 

Der  ,,Monarch^  hat  darauf  gehalten,  dass  die  Bischöfe 
ihrem  Predigtamt  nachkämen,  und  nachlässige  Bischöfe  des- 
wegen ermahnt,  ja  sogar  verordnet,  dass  jeder  Bischof  in 
der  Uauptkircho  Lectionen  über  die  heilige  Schrift  ver- 
anstalte, welchen  die  Pfarrer,  Beichtväter  und  Ordinanden 
beizuwohnen  hätten  ^). 

Sie  haben  die  Diöceseu  visitirt  und  dabei  wie  überhaupt 
Beschwerden  über  die  Bischöfe  entgegen  genommen  ^) 
(reclamo)»  Solche  Beschwerden  konnten  aber  auch  bei  dem 
Tribunale  der  Monarchie  gegen  jede  Verfügung  des  unteren 
geistliehen  Richters  eingebracht  werden  ^),  bei  Prozessen  in 
jedem  Stadium  des  Verfahrens.  Dann  musste  der  Bischof 
auf  die  Vei*fÜgung  vefiiant  acta  gravaminis  sein  Decret 
innerhalb  einer  peremtorisclieu  Frist  vor  dem  Tribunal 
der  Monarchie  rechtfertigen,  und  dieses  entschied,  falls  die 
Beschwerde  für  gerechtfertigt  befunden  wurde,  nicht  nur 
über  diese,  sondern  über  den  ganzen  Prozess,  und  cassirte 
entgegenstehende  bischöfliche  Verfügungen. 

Namentlich  aber  hoben  die  Richter  der  Monarchie  unter 
den  eben  gedachten  Bedingungen  Excommunicationen  und 
disciplinäre  Strafen  auf,  welche  der  Bischof  verhängt  hatte, 


')  Vgl.  Crisafulli,  Utudi  suIP  apost.  ISicola  legazia  (Palermo 
1850.)  219.  f. 

*)  ebendas.  221. 

')  ebendas.  223. 

*)  ebendas.  227. 

-\  Vgl  birrüber  and  für  das  folgende  Sentis  a.  a.  0.  217.  f. 
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und  dwt  geschah  zaweilen  öffentlich ,  feierlich  mit  Geläute 
der  Qlocken  '),  wie  denn  schün  König  Martin  i.  J.  1393. 
dem  Erzbiscbof  TOD  Syrak  UK  verbot,  gegen  den  Priester 
Quglielmo,  deo  er  liett  Amted  entsetzt  hatte,  mit  weiteren 
Strafen  einzuschreiten  *),  und  Franzi.  —  um  an  der  Zeit 
nach  so  auseinander  liegenden  ^'o^gängeu  die  Cuntinuität 
der  Praxis  darzuthun  —  am  23.  September  1826.  in  öffent- 
licher 01ericbt»sitzung  die  monitJo  zcrreissen  liesH,  welche 
der  Bischof  von  Girgenti  gegen  ein  weltliches  Richter- 
colleg  gerichtet  hatte  '). 

Die  Bittcliüfe  aber  durften  umgtikelirt  weder  gegen  die 
königlichen  Beamten  zum  Schutze  üircr  kaounisclien  Be- 
fugnisse eini^chreiten ,  noch  die  Peritonen  kränken,  welche 
einen  Recurs  gegen  biscböäiclie  Verfügungen  orgriffeu  hatten. 

Die  crsteren  schützte  die  berühmte  jira^Ha/ica  Cataiwut 
von  ÄlfouK  *)  mit  ihren'  Beslimmungeu,  daas  quando  ac- 
caäeaae  verum  cotitrasto  tra  <jli  uffieiali  e  vaaalU  del  Be 
da  una  parte ,  e  i  prelati  c  loro  tifficiali  e  persotie  eecle- 
siaatiche  daW  altra  parte,  höh  procedano  a  scomumca,  o 
alto  dl  fssa,  senea  ehe  prittia  notifichino  il  pregiudieio  che 
prelenderanno  eisere  loro  f'aito,  al  loro  Signore,  o  in  siM 
assenea  al  Viccre,  ehe  mtortio  a  ciö  prowedera  di  giustixia  '). 

Und  die  gei>ttltchen  Recurrenteu  au  das  Tribunal  der 
Monarchie  befanden  sich  in  diu*  günstigen  Lage,  .dass  sie 
nach  einer  Entscheidung  der  6riimta  v.  J.  1744.')  nicht 
uhne  ausdrücklichB  Angabe  der  Grunde  vom  Bischöfe  auch 
nur  suBpcndirt  werden  konnten. 

Entgegeugeaetzteti  Falles  erliess  der  Richter  der  Mo- 
narchie auf  BoseLwerde  des  durch  die  hischöfliche  Hass- 
rcgel  Betroffenen  sofurt  die  Au^ordeniug  an  den  Bisehuf, 
ihm  wenn  iiuuh  secreto  modo,  die  Gründe  der  iSuspensiou 
mitziitheileu ,    und   hob   diesi'    letztere,   falls  dem  Begehren 


'l  Vgl.  i>  e  n  t  i  s  ft  n.  0.  136. 

'j  <:riaafuni  a.  a  0.  330. 

'')  e  b  e  n  d  ■  s.  -^94. 

*;  liehe  o  b  e  d  3.  664. 

')  Crisafulti  a.  a.  ü.  JB1. 

*)  ebeadas.  233,  f. 
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nicht  in  bestimmter  Frist  genügt  wurde,  ohne  weiteres  selbst- 
ständig auf  ^). 

Auch  konnte  jeder,  welcher  zu  beweisen  vermochte, 
dass  sein  Bischof  ihm  feindselig  gesinnt  sei,  eine  lettera  de 
scUvoffuardia  erhalten,  deren  Inhaber  ein  fiir  alleraal  der 
Jurisdiction  des  Ordinarius  entzogen  war,  wie  denn  über- 
haupt im  bischöflichen  Oericht  Streitende  oder  in  Unter- 
suchung Befindliche  nur  nöthig  hatten ,  irgend  eine  Ein- 
wendung gegen  ihren  Richter  zu  erheben,  um  sich  sofort 
das  Forum  des  Tribunals  der  Monarchie  zu  verschaffen  *). 

Der  König  hat  endlich  den  Bischöfen  gegenüber  ein 
Strafrecht  in  Anspruch  genommen,  welches  sich  zwar  nicht 
bis  zur  Absetzung  steigern,  aber  doch  Haft,  Geldstrafe, 
Sperrung  der  Temporalien  und  Exil  in  sich  begreifen 
sollte  »). 

Entsprechend  sind  die  Rechte  ^),  welche  die  Monarchie 
dem  sicilischen  Regenten  über  den  niederen  Clems  ge- 
währte^), über  die  Regularen,  bei  denen  namentlich  die 
Disciplin  der  Controle  des  Richters  der  Monarchie  unter- 
lag *),  über  Prozessionen,  Sacramente,  Indulgenzen  u.  s.  w. 
Mit  einem  Worte,  das  gesammte  Kirchenwesen  war  ihm 
vollkommen  untergeben. 

Demnach  war  es  kein  Wunder,  dass  von  Rom  aus  mehr- 
fach Versuche  gemacht  wurden,  dies  lästige  und  anomale 
Verhältniss  der  sicilischen  Monarchie  zu  modificiren  und 
zu  beseitigen ,  und  somit  kann  allerdings  auch  noch  für 
Sicilien  von  einem  Einschreiten  des  Staates  gegen  geist- 
liche Amtsübergriffc  die  Rede  sein,  sofern  nämlich  die  Re- 
gierung ihr  Recht  der  Monarchie  vor  den  Anfechtungen  der 
römischen  Curie  zu  sichern  strebte. 


>)  Crisafiilli  a.  a.  0.  284. 

*)  Sentis  a.  a.  0.  135. 

')  Crisafulli  a.  a   0.  287. 

*)  Vgl.  für  das  folgende  ebendas.  241.  ff. 

^)  Die  Zahl  desselben  wurde  1810  auf  9.  für  je  KXH).  Kinwohner 
fixirt;  i.  J.  1816.  auf  5.    Crisafulli  a.  a.  0.  2HL>. 

«)  Beispiele  bei  Crisafulli  a.  a.  0.  257.  Am  27.  Mai  1769. 
wurde  ein  Decrot  erlassen,  welches  die  Benutzong  finsterer  and  unter- 
irdischer Räume  zu  Klosterkerkern  verbot,  und  dem  Yicekönig  die 
Verpflichtung  der  Visitation  der  geistlichen  Strafanstalten  auferlegte. 
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8ie  vorfiihr  dabei  mit  HSrte  und  Energie,  und  unter 
Benutzung  des  Iiiatitutes  des  Exequatur. 

Als  der  Papst  i.  J.  1712.  die  ExeummuuicatioD,  welche 
ein  sicilischer  Bischof  über  königliche  Beamte  verhängt 
hatte,  bestätigt,  und  die  von  dem  Richter  der  Monarchie 
vorgenommene  Loaeprechung  der  Glebannten  von  ihrer 
Strafe  für  ungültig  erklärt  hattu,  erlieas  die  Regierung  ein 
pecret,  welches  alle  päputhchen  Erlaaee  caesii-te,  eo  wie  sie 
gegen  die  Municipatgeeetzc,  Privilegien,  (Gewohnheiten  und 
Regalien  den  ReicheB  veretieseen  '). 

Der  BiBclitjf  von  Catania,  welcher  dae  Decret  der 
Regierung  anfeindete,  wurde  des  Landes  verwiesen,  seine 
Tafel  gfit  er  sequestrirt. 

Den  Bischof  von  Girgenti,  der  auf  päpstlichen  Be- 
fohl die  Beamten  excommunicirte ,  welche  die  Maesregeln 
gegen  den  Bischof  vi.in  Catania  vollzogen  hatten ,  traf 
das  gleiche  Schicksal. 

Die  KxcomraunicHtiouen ,  welche  beide  Husgesprocheo 
hatten,  wurden  von  dem  Rii^hter  der  Monai-chic  aufgehoben, 
das  Localintcrdict,  welches  sie  verhängt  hatten,  gewaltsam 
gebrochen,  die  Geistlichen,  welche  dasselbe  befolgten,  ein- 
gekerkert oder  vertriebe», 

.Da  hob  Clemens  XI.  die  ganze  siciÜscbc  Monarchie 
auf'),  die  dann  aber  in  Folge  der  vun  Benedict  XIII.  mit 
der  Rcgierunj;  vereinbarten  Buile  Ftdeli  ')  wiederhergestellt, 
wenn  aucli  mannigfach  beschränkt  wurde. 

Aber  weder  an  diese  •Schranken  band  sich  die  sieiltschc 
Regierung,  noih  au  die  Versprecbungcn,  welche  sie  später 
im  Ooncordate  d.  .1.  I81H.  mauhte.  Die  Monarchie  blieb 
in  unveränderter  Weise  bestehen;  sie  beachtete  weder  das 
Breve  Janitim  Gregors  XVI.*),  nach  das  PecuUaribus 
Pius  IX.  '),  ja  am  Knde  des  vorige»  .latirhunderti.  wurde 
in   Messina    noch   ciu    zweites   Tribnnal   errichtet,   welches 

')  HicfQr  wiu  für  <\ai  Fulgenili-  vkI.  dentis  ».  it.  0.   14.'.  ff. 
')  Bulle  Rumanits   PoPtiffx  v.  20.  Febr.  1714.  Uullar.   Komau, 
f.,  Uö.  ff. 

')  auch  bei  ä  eilt  in  u.  a  ().  ilüi.  ff. 
'i  bei  äentis  a.  a  0.  278. 
')  ebeudad.  379. 
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ganz  unabhängig  von  dem  in  Palermo  fungirenden  Tri- 
bunal in  gleichem  Geiste  wirkte  *). 

So  hob  denn  Pius  IX.  in  der  vom  28.  Januar  1864. 
datirten,  am  10.  October  1867.  publicirten  Bulle  Suprema*) 
die  Monarchie  von  Neuem  auf,  ohne  jedoch  weder  auf 
Seiten  des  Richters  der  Monarchie  Gehorsam,  noch  bei  der 
italienischen  Regierung  Nachgiebigkeit  zu  finden. 

Vielmehr  hat  der  erstere,  Cirino  Rinaldi,  obgleich 
vom  Papste  gebannt'),  auf  Befehl  der  Regierung,  welche 
die  päpstlichen  Aktenstücke  nicht  placetirte,  einfach  seine 
Functionen  bis  zu  seinem  Tode  fortgesetzt;  aber  dfe  Re- 
gierung hat  ihm  keinen  Nachfolger  gegeben  ^) ,  und  das 
nach  Eroberung  Roms  dem  italischen  Parlamente  vorgelegte 
Garantiegesetz  v.  13.  Mai  1871.  hat  die  sicilische  Monarchie 
für  immer  beseitigt  ^). 

8. 

Toscana. 

Die  mittelalterliche  Florentinische  Republik  hat 
bisweilen  Regungen  der  Selbstständigkeit  gegenüber  der 
Kirche  verspürt. 

Als  Gregor  XI.    aus   politischen  Gründen   das  Inter- 


>)  Vgl.  auch  Civiltä  cattolica  serie  VIT.  toI.  4.  S.  654.  ff. 

>)  bei  Sentis  a.  a.  0.  285.  ff. 

')  er  erkannte  diese  Ezcommunication  nicht  an,  sondern  erklärte 
sie  für  nichtig  in  seiner  Schrift:  Incontestabili  dottrine  dalle  quali,  or- 
dinatamente  dimostrate  in  undici  capitoli  ad  evidenza  sbuccia  legitima 
e  necessaria  la  illazione,  che  l'asserta  scommunica  maggiore  dal  Sommo 
Pontefice  Pio  IX.  fulminata  c  uominatamente  dichiarata  contro  Mons. 
Rinaldi,  attuale  giudice  del  tribanale  delP  apostolica  legazia  e  regia 
Monarchia  in  Sicilia,  ^  ingnista  ed  invalida  e  da  non  temersi  nö  in- 
nansi  a  Dio,  nh  innanzi  agli  nomini  (Palermo  1868.). 

*)  Vgl.  Briano,  Discorsi  pronunziati  alla  camera  dei  Deputat! 
nella  discuss   di  legge  per  garanzie  etc.  (Firenze  1871.)  272.  ff. 

^)  Schon  vorher  ist  von  einsichtigen  auch  liberalen  Italienern  die 
Abschaffung  einer  Iifstitution  begehrt  worden ,  welche  je  länger  desto 
unerträglicher  wurde.  Vgl.  die  Rede  von  Mancini  in  dessen  Dis- 
corsi parlamentari  suUa  questione  Romana  (Firenze  1871.)  124.  ff.  Da- 
gegen hatte  noch  eine  vom  Prodictator  Mordini  i.  J.  1860.  nieder- 
gesetzte Commission  sich  für  Aafrechterhaltung  des  Institutes  erklärt, 
Briano  a.  a.  0.  264. 
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diot  über  die  Stadt  verhängt  hatte ,  die  Güter  der  Bürger 
Air  herrenlos,  ihre  Personen  ftir  die  leibeigene  Beute  jedes 
der  sie  nehmen  wollte  *) ,  da  hat  die  durch  Missbrauch 
abgestumpfte  päpstliche  Waffe  die  Florentiner  nicht  allzu- 
sehr  erschreckt.  Der  Krieg  gegen  den  Papst  wurde  munter 
weiter  geführt,  und  als  dieser  auf  Frie  den  £  antrage  mit  neuen 
loterdicteu  antwortete, 'i^wang  der  Magistrat  den  Clerus,  die 
Eirclien  zu  Offnen  und  Q-ottesdienst  abzuhalten  *). 

Auch  i.  J.  1344.  war  die  Republik  kirchlichen  Ueber- 
griffen  struge  entgegengetreten  '). 

Fra  Piero  dell'  Aquila,  Inquisitor  und  Agent  des 
Kardinals  Sabinese,  hatte  einen  fallirtcn  Schuldner  des- 
selben durch  Beamte  des  Podestä  verhaften  lassen,  obgleich 
die  Regierung  jenem  Frieden  verbürgt  hatte.  Ohne  weiteres 
wurde  der  Eingekerkerte  befreit ,  die  ExecuÜonsmannschaft 
mit  einer  verstümmelnden  Strafe  belegt,  der  PodeetJt  zur 
Abbitte  augehalten.  Der  in  Folge  dessen  vom  Inquisitor 
excommunicirte  Magistrat  erklärte  mit  notariellem  Akte 
diese  Strafe  und  das  weiter  über  die  Stadt  verhängte  Inter- 
dict  für  ungültig  und  appellirte  an  den  Papst. 

Freilich  versuchte  er  dann  auch  den  Cardinal  Sabinese 
durch  G-eld  zu  versöhnen,  aber  er  erliess  doch  gleichzeitig 
ein  Gesetz,'  dass  kein  Inquisitor  sich  in  andere  als  Religions- 
angelegeuheiten  zu  mischen  habe ,  dass  die  Ketzer  nicht 
mit  Geld-  qondern  mit  persönlichen  Strafen  zu  belegen  seien, 
dass  die  ExecutionsbehHrden  allein  vom  weltlichen  Magistrat 
Befehle  zu  empfangen  hätten  *}.  Auch  sollten  der  Inquisitor 
und  Bischof  nur  einer  beschränkten  Anzahl  von  Personen 
das  Recht  zum  Waffentragen  in  Zukunft  verleihen  dtirfeu, 
während  der  erstere  aus  solchen  Patenten  sich  eine  jähr- 
liche Einnahmequelle  von  fast  1000.  Scudi  verschafft  hatte  '). 

Der  republikanische  Oppositionsgeist  gegen  die  Kirche 
schlummerte  aber  unter  der  Regierung  der  Medicis  voll- 
kommen ein.     Fast  kein  Land  stand  unter  so  starrer  Bot- 

')  bei  Rajoaldus  AnntJ.  ad  a    1376.  no.  5.  (16.,  644). 

')  Vgl.  iDgbirami  Storia  doli«  Toscana  (Fjewle  1841.)  7.,  579.  f. 

*)  iQghirami  a.  &.  0.  9.,  32Ü.  f. 

')  Pignotti  Storia  della  ToBcana  (Piu  1816.)  vol.  5.  lib.  4.  ca|i.  I 

')  Yillani  3toria  Borent.  Üb.  XU.  cap.  67. 
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inässigkeit  der  Kirche  wie  Toscana,  kein  Land  hat  sich  so 
wehrlos  in  die  Fesseln  curialer  Knechtschaft  schlagen  lassen. 
Und  dabei  darf  man  nicht  etwa  annehmen,  dass  die  Re- 
gierung die  immer  grösser  und  unerträglicher  werdenden 
Schäden,  welche  die  Kirche  dorn  Staatswesen  zuzufügen 
nicht  müde  wurde,  nicht  schmerzlich  genug  empfunden 
hätte.  Aber  die  Medicis  glaubten  schon  viel  gethan  zu 
haben,  wenn  sie  ihre  Regierungsbehörden  —  und  Cos  im  o 
1.  hatte  sogar  eine  eigene,  die  Segretaria  della  giurisdiziove 
zur  Zurückweisung  kirchlicher  Uebergriffe  eingesetzt  — 
über  Abhülfe  der  Uebel  berathen  Hessen,  und  das  äusserste 
Mittel  gegen  Amtsmissbräuche  der  Geistlichen  blieb  imm(u* 
nur  das  eine :  Beschwerde  beim  päphtliclien  Stuhle ,  die  je 
nach  Belieben  des  römischen  Bischofs  der  Berücksichtigung 
gewürdigt  wurde  oder  nicht  * ). 

Als  i.  J.  1558.  die  Gefängnisse  in  Florenz  mit  Geist- 
lichen angefüllt  waren ,  welche  vor  das  geistliche  Forum 
gehörten,  dieses  aber  wegen  Abwesenheit  des  Erzbischofes 
von  Florenz  verwaist  war,  wagte  Cosimo  nicht,  den  Un- 
glücklichen aus  ihrer  langwierigen  Haft  zu  Recht  und  Ur- 
theil  zu  verhelfen.  Er  bat  den  Papst  um  Sendung  eines 
Nuntius,  und  als  die  Erfüllung  dieser  Bitte  durch  römische 
Intriguen  aufgehalten  wurde,  schmachteten  die  AYmen  ruhig 
in  ihren  Kerkern  weiter  'j. 


^  So  ging  Cosimo  i.  an  den  päpstlichen  Stuhl,  als  ef  die  so  noth- 
wendige  Reform  der  Klosterdisciplin  wQnschte,  I  n  g  h  i  r  a  m  i  a.  a.  0. 10., 
721.  f.  (Oalluzzi)  Istoria  del  Granducat«)  di  Toscana  ^Livorno 
1781.)  1.,  186.  f.  Als  die  Uebelst&nde  nichts  destoweniger  einen  so 
hohen  Orad  erreicht  hatten,  wie  das  nachfolgende  Schreiben  des  Henogs 
beweist,  erlangte  er  nur  die  Sendung  eines  päpstlichen  Legaten,  »il 
quäle  abesse  autoritä  di  castigare  li  Frati  nei  delitti  di  Eresia.  Mona- 
steij,  Bestemmia  ec.  perche  i  Frati  non  gli  castigano  ancora  di  assas- 
sinio  e  omicidio,  c  che  non  gli  castigbino  1«»  abbiamo  provato  infinite 
vohe.  Ancora  avesse  autoritä  di  castigare  li  Preti  che  dai  loro  Ves- 
covi  non  tbssero  puniti  secondo  i  Canoni,  perchö  (»gni  giorno  Yediamo 
grandissime  stravagauze,  e  vorremmo  castigando  noi  li  Laici  che  ancor 
li  Frati  e  li  Preti  con  l'impunitä  uou  dessero  simile  esempioc ;  e  b  e  n- 
das.  2.,  168.  lieber  die  Geschichte  der  »Segretaria«  vgl.  Zobi.  Storia 
civile  della  Toscana  (Firenze  1850.)  1.,  129.  ff. 

*;  C  a  n  t  i  n  i  Vita  di  Cosimo  di  Medici  I.  Granduca  di  Toscana 
(Firenze  18<H )  S.  347. 
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So  oft  die  Gerichtsbarkeit  Jer  staatlichen  Behörden 
von  den  Iiiquisituren  brach  gelegt  wurde  —  und  das  ge-  . 
Boha}i  ohne  Unteriaea  — ,  suclite  Oosimu  <)iirch  einen 
Personenwechsel,  den  er  in  Rom  verlangte,  Hülfe  zuscliatfen. 
In  der  That  kam  man  auch  durt  seinem  Begehren  meisten- 
theiU  nach,  aber  die  neuen  Inquisittiren  waren  niemale  von 
den  früheren  verschieden  '). 

Wurden  doch  von  Pisa  und  Sie  na  Professoren  uml 
Studenten  ohne  weiteres  nach  Itom  in  die  (ieAlngiusse  ge- 
schleppt ') ,  SU  datts  alä  diett  Schicksal  uiehrcren  deutschen 
Stndirenden  widerfahren  war,  die  deutschen  Fürsten  die 
Drohung  aussprachen,  ihre  Unterthanen  von  jenen  Univer- 
sitfiten  abrufen  ku  wollen  '). 

Und  nichts  destoweniger  konnte  die  Kegieruug  vom 
Papste  nicht  einmal  die  Erfüllung  des  Wunsches  erlangen, 
dasB  dem  mönchischen  Inquisitor  der  Erzbischof  von  Florenz 
und  der  päpstliche  Nuntius  an  die  Seite  gestellt  würden  *). 

I.  J.  ir>98.  wurden  einige  Familiären  der  Inquisition 
inSiena  verhaftet,  weil  sie  verbotene  Waffen  führten.  Der 
Inquisitor  liees  ein  monitorium  öffentlich  anschlagen,  worin 
er  den  grossherzuglichen  Ministem  mit  der  Excommunication 
drohte,  falls  die  Ucfangeuen  nicht  freigelassen  würden.  Der 
Orossherzog  wandte  sich  klagend  nach  Rom;  aber  dort 
schlug  man  neue  Monitorien  an  die  Peterekirche ,  durch 
welche  die  Minister  aufgefordert  wurden,  in  Rum  zu  er- 
scheinen   und  Rechenschaft  abzulegen,    ob   »ie   der   ersten 


■)  I.  J.  157K.  stiftete  die  Inquisition  in  Siens  eine  Laiencongre- 
gatioD  mit  ilem  offlciellea  Zwecke,  die  Inquisition  tu  uutersttttzen. 
Frauz  I,  rerbot  sie  mit  den  energischen  Wurten:  >nei  nostri  atati 
Doa  TOglismo  altri  padroni  che  nni,  du  che  alcan»  pretenda  di  legare 
i  nostri  vassalli  aeoz»  di  noi.<  Dci-  Inquisitor  wurde  abgerufen;  aber 
schon  sein  Nachfolger  setzte  Vicarien  in  allen  Dörfern  ein,  und  ver- 
breitete SU  viel  Schrecken,  dast  auch  er  aligpnifen  werden  muaate, 
Inghirami  a.  a.  0.  10.,  69i).  ff. 

'j  Auch  (lallilci  wurde  so  geubthigi,  sich  in  Kow  vor  der  In- 
quisition EU  verautworteu.  Vgl.  Reumont.  Beitr.  2.  iial.  Oesch. 
(Uerlin  1853.)  1.,  841.  ff.  Le  Bret,  Magaz.  B..  rAi-l.,  dort  auch 
lieitrftge  zur  Oeachicfate  der  Inqnisitiun  in  Toscnna. 

')  [OalluEzi,  a,  a.  0.  it..  92.  ff.,  4..  loi. 

'}  ebendaa.  8.,  Mi. 
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Mahnung  gefolgt  seien.  Jetzt  schrieben  die  toskanischeu 
Cauonisten  sich  die  Finger  müde,  um  zu  beweisen ,  dass 
der  Grossherzog  den  Inquisitor,  der  noch  ruhig  fort  amtirte, 
ausweisen  könne,  und  erzielten  damit  lediglich  den  Effect, 
dass  die  gedachten  Censuren  in  Rom  wirklich  ausgesprochen 
wurden.  In  Florenz  war  man  in  tausend  Nöthen.  F>st 
als  der  Cardinal  M  e  d  i  c  i  s  drohte ,  Rom  verlassen  zu 
wollen,  gab  man  dort  nach,  d.  h.  man  hob  die  Censuren 
auf,  rief  den  Inquisitor  zurück  und  sandte  dafilr  einen  an- 
deren, aber  keinen  besseren  ^). 

Und  derselbe  Cosimo  III.,  welcher  so  trflbe  Erfah- 
rungen mit  der  Inquisition  gemacht  hatte,  schickte  nichts 
destoweniger  einen  Inquisitor  in  einer  Hofequipage  durch 
das  Land,  um  ihm  über  den  Zustand  desselben  zu  referiren 
und  entsprechende  Massregeln  anzurathen.  Als  dann  dieser 
Inquisitor  kein  passenderes  Mittel  verfeindete  Familien  mit 
einander  zu  versöhnen  ausfindig  machte,  als  sie  durch 
Heirath  zu  verschwägern,  da  stellte  der  Grossherzog  nicht 
nur  seine  Autorität  solchem  Ehezwang  direct  zur  Verfügung, 
sondern  verbot  auch  i.  J.  1691.  den  Jünglingen  unter  harter 
Strafe,  töchterreiche  Häuser  zu  betreten,  damit  den  Ehe- 
stiftungen der  Inquisition  nicht  auch  indirect  Hindernisse 
entgegentreten  könnten  *). 

Wie  weit  der  Uebermuth  der  geistlichen  Jurisdiction 
ging,  beweist  am  Besten  der  folgende  Vorfall ').  Robert 
Dudley,  Graf  von  Warwick  und  Herzog  von  Nort  h- 
umberland  war  aus  England  exilirt  und  sein  Vermögen 
confiscirt  worden.  Freundlich  vom  Grossherzog  Ferdinand 
I.  in  Toscana  aufgenommen,  erwirkte  er  i.  J.  1627.  bei 
dem  Vicar  des  Erzbischofs  von  Florenz  ein  Urtheil, 
worin  das  englische  Parlament  und  alle  akatholischen  Eng- 
länder verurtheilt  wurden ,  solidarisch  dem  Kläger  eine 
Summe  von  8,200,000.  Pfund  Sterling  zu  zahlen.  Freilich 
Hess  der  Grossherzog  den  Londoner  Kauflcuten  mittheilen, 
dass   sie   ohne   Gefahr   von   solchem    Urtheilsspruch    ihren 


>)  Oalluzsi  a.  a.  0.  7.,  205.  ff. 
')  eben  das.  7.,  257. 
')  e  b  e  n  d  a  i.    6.,  94.  ff. 
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Haodelsbeziehungen  in  Tuecana  aachgefaen  kfioDten ;  aber 
er  hatte  dabei  seine  Machtmittel  der  Kirche  gegeDOber  ta 
hoch  an  geschlagen.  Der  Hersog  von  Korthum  berland 
machte  Beine  Sache  in  Uom  aalifingig  und  erwirkte  dort 
ohne  Weiteres  ein  Mandat,  worin  die  toskanische  Regierung 
angefordert  wurde,  das  in  Rom  bestätigte  Urtheit  zu  eze- 
qniren. 

Es  war  schon  ein  hoher  Orad  von  Energie,  dass  der 
Orosaherzog  das  jetzt  verweigerte ,  aber  die  Verletzung 
seiner  Maj es tfttsr echte  verzieh  er  im  Ucbrigen  christlich, 
Komal  es  sich  ja  ^icht  um  das  Seelenheil  seiner  treuen 
Unterthanen  gehandelt  hatte,  sondern  um  irdische,  merkan- 
tile Interessen. 

Von  einem  Placet  ist  kaum  die  Spur  zu  entdecken  *). 
Das  Tridenttniim  wurde  widerspruchslos  publiclrt  und  die 
Regierung  hielt  mehr  auf  die  Beachtung  desselben,  als  die 
BiachSfe ').  Die  Bulle  In  Coena  Domini  wurde  besonders 
feierlich  verkttndet ') ,  aud  der  reiche  Ezcommunications- 
apparat  derselben  sofort  iu  höchst  praktischer  Weise  ver- 
wendet. Die  Geistlichen  glaubten  nämlich  ihrer  angeborenen 
kirchlichen  Antipathie  gegen  staatliche  Steuern  jetzt  keinen 
wirksameren  Ausdruck  geben  zu  können,  als  wenn  sie  die- 
selben auf  Grund  der  Bulle  verweigerten  und  den  Steuer- 
einnehmern oder  gar  den  Ministern  mit  der  Excommuni- 
cation  drohten. 

Ungemein  häufig  ist  von  diesem  Experiment  Gebrauch 
gemacht  worden  *).  Stand  ein  sehr  energischer  Fürst  ge- 
rade an  der  Spitze  des  Staates,  dann  bat  er  wohl  in  Rom 

')  ebenso  wenig  von  eiaem  Verbote  an  p&pBtIiche  Legaten,  ins 
Land  sn  kommen.  Nur  als  päpstliche  Viaitatoren  aich  die  JoTiadiction 
Ober  die  pia  corpora  anmaBsten,  wclcbe  in  Toacana  immer  unter  veit- 
licher Aafaicht  gestanden  hatten,  opponirtc  Franz  II.  und  dachte 
jene  ana  dem  Lande  zu  weisen.  Darauf  entfernte  sie  zwar  der  Papst, 
flbertrug  aber  jene  Visitatiou  dem  Nuntius,  Oallozai  a.  a.  0.  4.,  87.  ff. 

•)  GalUijsi  a.  a.  0.  7,,  268. 

■)  ebendas.  3.,  84. 

*)  8ol66!>.  in  Arezzo,  Gallnzzi  a.  a.  0.  S.,  85.,  in  Montepul- 
citno,  ebendas.  86.  in  Piatoia  i.  J.  1566.,  in  Maeaa  i.  J.  1S7I. 
ebendas.  87.  i.  J.  1592.  in  der  DiOceae  von  Uontepnlciano 
ebendas.  6.,  130. 

B.  Frledlior«,    l).  Hiubr.  d.  gcilll.  Amligewall.  41 
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um  Abhülfe,  und  erhielt  sie  zuweilen  mitsammt  einer  Steuer- 
bewilligung. Ein  schwächerer  Hess  sich  mit  der  Geistlich- 
keit in  Unterhandlungen  ein,  und  gelangte  durch  deren 
Gnade  in  den  Besitz  der  Steuern,  nachdem  der  Nuntius  in 
Florenz  geprüft  hatte,  ob  die  Erhebung  der  Steuern  ge- 
rechtfertigt sei,  und  diese  wirklich  nicht  von  den  Laien 
allein  aufgebracht  werden  könnten  ^). 

Die  Steuerfrage  war  aber  für  die  Regierung  um  so 
dringender,  als  die  Zahl  der  Regulargeistlichkeit  namentlich 
sich  in  ungemessener  Weise  vermehrte  '),  und  deren  Grund- 
besitz, durch  kein  Amortisationsgesetz  gehemmt,  das  ganze 
toskanische  Territorium  zu  verschlingen  drohte  '). 

Nur  einmal,  so  weit  ich  sehe,  ist  gegen  eine  päpstliche 
Bulle  Einsprache  erhoben  worden.  Als  nämlich  Gregor 
XIII.  zur  Ausrottung  der  Banditen  aufforderte,  da  empörte 


>)  So  unter  Gosimo  IIL    Vgl.  Galluzzi  a.  a.  0.  7.,  263. 

')  1622.  gab  es  in  der  Stadt  Florenz  4203.  Nonnen  in  53.  Klöstern, 
in  Prato  1075.,  in' dem  ganzen  Florentiner  Territorium  mit  Ausnahme 
von  Siena  11,691.,  eben  das.  G.,  97.  Die  Zahl  der  Weltpriester  be- 
trog i.  J.  1784.:  7,957.,  wozu  noch  2581.  andere  Weltgeistliche  kamen, 
die  der  Mönche  4065.  in  213.  Klöstern,  der  Nonnen  7670.  in  136. 
Klöstern.    Wolf,  Gesch.  d.  röm.  Kirche  unter  Pius  VI.  4.,  25.  fF. 

*)  Bemerkenswerth  ist  der  Brief  des  Grossherz.  Ferdinand  ▼. 
J.  1592.  an  den  Cardinal  von  Florenz:  »Mi  trovo  in  una  gran  per- 
plessitä  con  l'universale  di  questä  cittä,  che  como  V.  S.  J.  sk  vi  ^ 
gente  assai  e  il  Territorio  6  angusto,  e  gli  Ecclesiastici  ne  hanno  gran 
parte;  ora  con  quest'  ordino  di  assegnare  entrata  ferma  alle  Monache 
sopra  beni  stabili,  ed  ingombrare  anco  con  il  poco  il  molto,  oltre  che 
impedisce  totalmente  il  commercio  di  essi  beni,  e  dk  difficoltä  a  chi 
ha  a  monacare,  si  calcola  che  in  sessanta  o  settanta  anni  le  Monache 
averanno  inghiottito  senza  le  ereditä  ogni  cosa,  e  dall'  altra  banda  i 
Frati  di  San  Domenico  vanno  acqnistando  ereditä,  come  hanno  fatto 
ultimamente  qnella  del  Cerreto,  e  questa  cosa  delle  Monache  ancorch^ 
fosse  universale,  qui  per  l'angustia  del  Territorio  commove  gli  animi 
di  ognuno  e  con  essi  il  mio  ancora.  Non  vorrei  far  cosa  n^  contro 
coBcienza  nö  contro  la  libertk  Ecclesiastica  comme  hanno  fatto  molte 
cittä  d'Italia;  dall'  altro  canto  conosco  che  si  tratta  dell'  impossibile 
a  non  porre  rimedio  a  questo  incouveniente  cosi  grande  che  aegue,  e 
non  fu  frai  gli  ultimi  miei  pensieri  il  fare  il  Monte  vacabile  per  ri- 
mediare  a  questo,  ma  veggo  che  non  ha  operata  cosa  alcuna.«  Gallu  szi 
a.  a.  0.  5.,  122.  Das  einzige,  was  der  Grossherzog  that,  war,  dass  er 
seinen  Bath  consultirte.    Dann  blieb  Alles  beim  Alten. 
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■ich  du  laadesherrliche  Selbatgefllhl   und   protestirte  eser- 
(pBch ').  

Wae  die  Medicäer  in  Jahrhunderten  vereSimit  hatten, 
versuchten  die  lotliringischen  QrüBsh erzöge  in  wenigen 
Jahren  nachzuholen. 

Schon  Kaiser  Franz  I.  erlieas  ein  Amortisationsgeeetz, 
ahertrug  die  Bücherceaeur  lediglich  weltlichen  Behörden, 
achlosB  die  Q^eßlngDiase  der  Inquieiüou,  und  unterdrückte 
einige  ElöKter.  Ja  er  trat  sogar  den  jurisdictionellcn  Ueber- 
griffen  der  Qcistlichen  mit  allerdings  zfigemder  Energie  ') 
entgegen.  Als  der  B.  v.  P  i  e  n  z  a  den  Kanzler  der  Kommune 
Pienza,  weil  er  den  Staatsgesetzen  gehorcht  hatte,  den 
Ceusuren  der  Bulle  In  Coena  Domini  verfallen  erklärte, 
und  allen  seinen  (jrcistlichen  verbot,  jenem  ein  Sacrament 
zu  spenden,  Hess  der  Kaiser  nach  allerdings  zwölfjähriger 
Geduld  den  Bischof  aus  dem  Lande  verweisen  und  durch 
Soldaten  über  die  Qrfinze  in  den  Kirchenstaat  Bcbaffen,  wo 
er  dann  freilich  vom  Papste  mit  böchslten  Ehren  aufge- 
nommen wurde  *). 

Weit  principieller  und  durchgreifender  verfuhr  der 
Grossherzog  Peter  Leopold. 

Sein  System  war  das  josephtniache.  Nicht  nur  dass 
'  er  die  staatlichen  Rechte  der  Kirche  gegenüber  wahrzu- 
nehmen suchte:  er  beabsichtigte  auch  vermittelst  jener  die 
Kirche  zu  reformiren  und  die  Abhängigkeit  des  Episcopates 
von  Rom  zu  brechen. 

In  rascher  Folge  erlieaa  er  Amortisationsgesetze  *),  Ver- 
ordnungen über  den  Eintritt  in  Klöster  —  welchen  er  von 
einer    staatlichen    Genehmigung    abhängig   machte'),   und 

')  Als  der  Vicar  des  BiBchofB  von  Imola  die  Balle  ia  C&stel 
del  Eio  publiciren  üess,  verfQgte  Fr&nz  II:  >Jo  non  lascerd  dl 
piOTTederd  per  quelle  vie  che  gindicherö  migliori,  non  volendo  che 
gli  ordini  di  Sua  Santiti  si  publilichino  nei  miei  SUtl  dsperBone 
Ecclesia«tlche..    O  all  azxi  a.  ft.  0.  4,  61. 

*)  So  lehnte  er  anch  den  Erlaas  eines  Qesettes  aber  das  Placet 
ab,  berabl  aber  dieses  lu  handhaben,  Zobi  a.  a.  0.  3.,  App.  67. 

■)  Pottei,  Tle  de  Scipion  de  Ricci  (Brnielles  182G.)  3.,  2&9.  ff. 
Tgl.  auch  Zobi  a.  a.  0.  1.,  399.  ff.  2.,  App.  72. 

*)  motu  proprio  ▼.  7.  Hftra  1773.  bei  Le  Brat,  Magazin  6.,  13 

*i  motu  proprio  t.  4.  Hai  1775.  ebeadaa.  6-,  Ift. 
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über  die  Disciplin  derselben  *) ;  er  sorgte  für  die  gänzlich  ver- 
wahrloste Bildung  der  Geistlichen  ■),  beseitigte  die  Congre- 
gationen  '),  die  Zugehörigkeit  des  Landes  zu  fremden  Diöce- 
sanverbänden  *"),  und  die  Inquisition  ^) ;  er  hob  das  Tribunal 
der  Nuntiatur  auf  und  stellte  den  Nuntius  mit  den  diplo- 
matischen Agenten  auf  gleiche  Linie  ;  er  handhabte  das 
Placet  *),  machte  den  Zusammentritt  der  Synoden  von  der 
landesherrlichen  Einwilligung  abhängig  ^),  versagte  den  Er- 
kenntnissen der  geistlichen  Gerichte  jede  bürgerliche  Folge 
vor  Erlangung  eines  staatlichen  Exequatur  ^) ,  beschränkte 
den  Umfang  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ')  und  des  Asyl- 
rechtes^^),  nahm  die  Strafgewalt  über  die  Geistlichen  aller- 
dings in  extrajudicialem  Verfahren  ^^)  in  Anspruch  ^*),  kurz 


^)  Verordn.  y.  10.  Juli  1782.  und  8.  Jani  1780.  Auch  nahm  die 
Regierung  die  Inspection  der  Klosterkerker  fQr  sich  in  Anspruch,  De 
Pott  er  a.  a.  0.  8.,  817. 

')  Verordn.  v.  7.  Januar  1780.,  2.  März,  16.  Januar,  16.  Juli  1782. 
Ueber  den  früheren  Zustand  des  Studien wesens  vgl.  W  o  1  f  a.  a.  0. 
4.,  91.  ff.  und  namentlich  De  Pott  er  a.  a.  0.  3.,  410.  ff. 

*)  Durch  Ed.  ▼.  21.  Mftrz  1785.  wurden  sie  s&mmtlich  zor  Oesell- 
Schaft  der  christlichen  Liebe  nmgeschmolzen. 

*)  Vgl.  Potter  a.  a.  0.  2.,  88.  ff. 

*)  Verordn.  y.  12.  August  1783.  Vgl.  die  Staatsverwal t.  y. 
«Toskanaunter  Leopold  IL  (Leipzig  1746.)  1.«  319. 

*)  Die  Bulle  in  Coena  Domini  durfte  nach  Verordn.  v.  30.  M&rz 
1779.  nicht  mehr  in  den  Beichtstühlen  angeheftet  oder  von  den  Kanzeln 
Terlesen  werden.    Vgl.  auch  D  e  P  o  1 1  e  r  a.  a.  0.  3.,  307. 

')  Bescr.  y.  2.  August  1785. 

•)  Verordn.  y.  10.  Januar  1778. 

»)  Vgl.  Wolf  a.  a.  0.  4.,  119.  ff. 

«>)  De  Potter  a.  a.  0.  3.,  294.  ff. 

")  Die  B.  g.  jugements  economiques,  welche  vom  Staatsrath  gef&llt 
wurden,  eben  das.  3.,  270.  ff. 

")  Aus  den  bei  P  o  1 1  e  r  a.  a.  0.  3.,  265.  ff.  angefahrten  Beispielen 
fallt  gleichzeitig  helles  Licht  auf  die  toskanischen  Kirchcnzustande. 
Maria  Catherina  Barni  war,  wie  noch  andere  Frauen,  von  dem  Priester 
Pacchiani  im  Beichtstuhle  verführt  worden.  Der  Prozess  wurde  der 
römischen  Inquisition  in  die  Hände  gespielt,  und  endete  mit  der  Frei- 
sprechung des  Angeklagten,  der  wieder  in  seine  Pfarrei  eingesetzt 
wurde.  Der  Grossherzog  verjagte  ihn  i.  J.  1766.  Ein  Dominikaner 
in  Pisa  hatte  i.  J.  1766.  mit  Hülfe  einer  christlichen  Magd  ein  Juden- 
kind getauft.  Der  Grossherzog  gab  das  Kind  den  Eltern  zurück,  ezi- 
lirte  den  Geistlichen  und  setzte  seine  Helfer  ins  Gef&ngniss.    Der 
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abertraf  wo  möglich  noch  seinec  Bruder,  Kaiser  Joseph  11-, 
iD  der  rastlosen  gesetzgeberiechen  Thätigkeit,  wie  denn 
auch  sein  Plan  der  Kirche  gegenüber  weit  tiefer  angelegt 
war,  als  der  josephinlBcbe  und  eine  vollständige  Reform 
derselben  bezweckte  '). 

Der  toskanische  Episcopat  liess  sich  einen  Tbeil  der 
Massregeln  Leopolds  willenlos  gefallen;  die  episcopalis- 
tiscben  und  Reformtendenzen  fanden  dagegen  nur  bei  dem 
wackeren  Ricci,  dem  Bischöfe  von  Prato  ^and  Pistoja 
Widerhall  *).  Sie  ängstigten  das  bigotte,  von  Mönchen  ge- 
leitete und  verbildete  Volk,  sie  stiessen  auf  heftigen  Wider- 
spruch Seitens  des  römischen  Stuhles. 

Die  Diöcesan-Synode  von  Pistojav.  J,  1 786.  ')  wurde 
durch  Pins  VI.  Bulle  Auctorem  fidei  feierlich  verurtheilt  *). 


Die  Reaction ,  welche  unter  König  Ludwig  I.  von 
Etrurien')  und  nach  der  Restanration  des  Jahres  1815. 
auch  in  Toscana  Platz  griff,  war  wie  überall  von  einer  Ver- 
kümmerung  der  staatlichen  Rechte  zu  Gunsten  der  Kirche 
gefolgt.  Aber  doch  ist  der  Geist  der  Leopo Idtnischen  Ge- 
setzgebung dem  Lande  nicht  mehr  ganz  verloren  gegangen  •). 

Toscana  richtete  sein  Secretariat  des  königlichen  Rechtes 

Vicur  voD  PieDza,  velcher  den  Kirchenschmnck  der  Kathedrale  nscli 
BoiQ  gesendet  hatte,  wurde  verbannt  und  ihm  seine  Temponüien  ge- 
sperrt. 

■)  PoDti  ecclcsiastici  compilati  e  trasmeesi  de 
S.  Alt.  R.  atuttisliArciveBCOTieVescovidelUTos- 
caoa  e  loro  respettive  riposte. 

•)  VgL  Potter  a.  a.  0.  2.,  207.  ff. 

>]  Vgl.  aber  dieselbe  Wolf  a.  a.  0.  5 ,  211.  ff. 

*)  Die  tosk an i sehen  Bischöfe  nah meii  dieselbe  freudig  au,  Potter 
0.  a.  0.  2,  297. 

'•)  Das  Ges.  v.  15.  April  1802.  beseitigte  alle  kirchlichen  Qesetse 
Leopolds,  kam  aber  nicht  zur  practiachen  Anvendnog,  DePotter  8, 69. 
vgl.  auch  Zobi  a.  a   0.  3.,  522.  ff. 

")  I.  S.  1815.  erkl&rto  das  MiDiBteri»in  auf  das  Befragen  der  eng- 
lischen Regierang:  dass  das  alte  ■sistenia  di  Legifllazione  giaridiziDnala 
. .  riprende  forza  attulmente  quanto  lo  permettono  le  circostanze  dei 
tempi,  e  la  confuaione  deUe  cose,  scoDToUe  per  le  passate  vicendec, 
beiTheiner,  Samml.  einiger  wicbt.ofGc.  Akten  st.  z.  Gesch.  d.  Emandp- 
d.  Kath  in  England  (Maint  IB36)  9.  Vgl.  abiT  auch  Zobi  a.  a.  0. 
i.,  14ä.  ff. 
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wieder  auf,  und  übergab  diesem,  alles  römischen  Wider- 
spruches ungeachfet,  die  Disciplin  des  Clerus  in  weltlichen 
Sachen  und  die  Oberaufsicht  über  die  geistliche  Stellen- 
besetzung und  Jurisdiction  ^). 

Selbst  das  Concordat  v.  J.  1851.'),  obgleich  es  die 
geistliche  Jurisdiction  in  allen  kirchlichen  Materien  aner- 
kannte, unterwarf  doch  die  Geistlichkeit  dem  Forum  der 
staatlichen  Civil-  und  Criminalgerichte.  Aber  das  Placet 
beseitigte  es  gänzlich,  die  Bulle  Auctorem  fidei  brachte  es 
wie  in  Oesterreich  indirect  zur  Anerkennung  '). 

Und  auch  die  verfassungsmässige  Gleichberechtigung 
aller  Confessionen  wurde  durch  den  Papst  verkümmert  *). 
Bald  fühlte  die  römische  Inquisition  sich  wieder  so  Herrin 
des  Terrains,  dass  sie  es  wagte,  sogar  die  Hülfe  der  tos- 
kanischen  Staatsbehörden  in  Anspruch  zu  nehmen,  um  ge- 
mischte Ehen  zu  vernichten  ^) ,  und  die  Schicksale  der 
Familie  Madiai  haben  in  ganz  Europa  Theilnahme  ge- 
funden *). 

Erst  die  Vereinigung  des  Landes  mit  Piemont  brachte 
auch  fUr  Toscana  wieder  ein  Lockern  der  kirchlichen  Fesseln, 
nachdem  schon  die  provisorische  Verwaltung  des  Baron 
Ricasoli  i.  J.  1859.  das  Concordat  aufgehoben  hatte. 

4. 

Venedig. 

Von  allen  italienischen  Staaten  hat  Venedig  am 
Festesten  den  Ansprüchen  der  Kirche  Widerstand  geleistet  ^), 


1)  Reuchlin  a.  a.  0.  1.,  81. 

>)  bei  NuBsi  a.  a.  0.  278.  ff. 

')  siehe  oben  S.  809. 

*)  R e 0 ch li n  a.  a.  0.  3.,  113.  f.  Danach  durften  jQdischo  Merzte 
nur  jadische  Kranke  behandeln. 

*)  ebendas.  114. 

*)  ebendas. 

^)  üebcr  die  Ck)nflicte,  in  welche  die  spanische  Regierung  Mailands 
mit  dem  Ezb.  Carlo  Borromaco  und  dessen  Nachfolger  gerieth, 
vgl.  im  Allgemeinen  Ranke,  Fürsten  und  Völker  von  Stkdeiiropa  1., 
296.  ff.  Dieringer,D.  heil.  Karl  Borromäos  (Köhi  1846.)  806.  iL 
üeber  den  Ck)nflict  Kieme ns  XIII.  mit  Parma,  —  dies  hatte  1768. 
die  Jesuiten  verbannt,  die  Aufsicht  über  die  geistlichen  Gerichte  einer 
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wie  denn  auch  Venedig  dem  bei  italischen  Fürsten  und 
SegierungeD  nicht  ungewSbn liehen  Schicksale  von  den 
P&psten  excommuaieirt  zu  werden  am  liäufigaten  unter- 
worfen wurde  '). 

Amortisationsgesetze  gegen  den  wachsenden  Reiohthum 
der  Klöster  sind  in  Venedig  sehr  alt  *).  Bereits  vor  dam 
Jahre  1232.  ordnete  ein  Statut  an,  dass  jede  Person,  welche 
in  eines  der  fünf  damals  in  der  Sladt  bestehenden  Klöster 
trete,  die  Fähigkeit  zur  Testamentserrichtung  verliere,  ihr 
Immobiliarvermögen  auf  die  natürlichen  Erben  übertragen 
mUsse,  in  die  väterliche  Erbschaft  nicht  mehr  auccediren 
könnte,  und  dasa  endlich  Ordensleute  nur  in  bestimmt  fest- 
gesetzten Fällen  zu  Testamen  ts-Executoren  ernannt  werden 
dOrften. 

Schon  i.  J.  1258.  folgte  ein  anderes  Gesetz,  dass  Qrnnd- 
eigenthum  an  Klöster,  Kirchen  und  geistliche  Leute  nicht 
übertragen  werden  solle,  nisi  salva  ratione  communis,  d.  h. 
ohne  dadurch  den  Päichten  gegen  den  Staat  entzogen  zu 
werden  •). 

I.  J.  1338-,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  die  Testi^ 
mente   ad  pias  causas   beschränkt  worden  waren  *),  wurde 


weltliclien  Behörde  flbergeber,  du  Placet  eingefahrt  n.  s.  w.  Nora 
Acta  bist.  eccl.  68,,  l',)G.    Wolf,   Gesch.   d.  Jesuiten  8.,  233.  ff. 

')  I.  J.  1309.  von  Cleinens  T.  RajDsldas  Annal.  kd  h.  a. 
no.  6.,  Am  22.  Jus!  1483.  von  Siitus  IT.  Dagegen  appellirto 
die  Kepublib  an  ein  lukünftigeB  Concil.  vgl.  Darn,  Hiat.  de  Ift  if.- 
pnbl.  de  Veuise  (Paria  1619.)  2.,  521.  ff.  Am  27.  April  1509.  voa 
Julias  II.  Auch  hiegegea  appellirte  die  Republik  und  verbot  jede 
PublikatioD.    Enillich   von  Faul  V.  —  woraber  anten  anafahrl icher. 

■)  Vgl.  und  auch  fQr  das  Folgende  Sagrcdo  in  dem  Archivio 
storico  italiano  Serie  III.  6.,  25.  ff. 

*)  BestAtigt  durch  Oeeelz  v.  28.  Angust  1283.  usd  10.  Febrnar  1284. 

*)  4.  Aug.  12D7. :  ea  soll  bei  Teatamenten  von  den  Executoren 
keine  Bestimmung  ausgeführt  werden,  welche  nicht  in  derselben  ge- 
schrieben steht,  sondern  lediglich  auf  der  mflndlichen  Hittheilnng  einet 
Geistlichen  beruht,  es  soll  kein  Notar  ein  Testament  machen  iper 
detto  o  per  espressione<  der  GeiitlichcD,  >I  qoali  colle  loro  asaeriioni 
Bolevano  tatvolta  dar  cotso  e  regola  alle  volooti  dci  defnnti,  che  per 
lo  piii  ricadevano  ancbo  in  loro  profltto,'  —  So  widersland  auch  die 
Regierung  i.  J.  1H2'2.  den  Nuntien  des  Papslee  J  n  h  a  n  n  XXII.,  welche 
da«  hinterlMieae  VermOgen  derjenigen  Kanflente  eioaiehen  vollten, 
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verordnet,  dass  jedes  Grundstück ,  welches  von  geistlichen 
Körperschaften  ex  titulo  lucrativo  erworben  würde,  binnen 
10.  Jahren  verkauft  werden  müsste,  und  i.  J.  1847.  wurde 
sogar  die  Errichtung  von  Klöstern  und  Kirchen  ohne  vor- 
gängige Genehmigung  der  Obrigkeit  verboten,  welches 
letztere  Gesetz,  beständig  übertreten  und  umgangen,  nicht 
nur  wiederholt  eingeschärft  ^),  sondern  auch  im  sechszehnten 
Jahrhundert  durch  die  den  Uebertretem  angedrohte  Strafe 
der  ewigen  Verbannung  vor  Verletzung  energisch  gesichert 
wurde. 

Auch  der  Verkauf  von  Indulgenzen  wurde  im  sechs- 
zehnten Jahrhundert  bei  Galeerenstrafe  verboten  '). 

Nicht  minder  bedeutungsvoll  waren  die  Gesetze,  welche 
mit  dem  Jahre  1474.  beginnen,  dass  kein  Geistlicher  ein 
Staatsamt  bekleiden  dürfe  *). 

Ebenso  wurde  gewissen  Klassen  von  Staatsbeamten 
verboten,  geistliche  Beneficien  oder  Pensionen  sowohl  für 
sich  wie  fUr  ihre  Verwandten  anzunehmen,  den  Geistlichen^ 
welche  zum  Stande  der  nobili  gehörten,  untersagt,  durch 
Vermittlung  eines  fremden  Fürsten  irgend  ein  kirchliches 
Beneficium  zu  erlangen,  wie  denn  auch  die  s.  g.  papalisti, 
d.  h.  die  in  irgend  einer  Beziehung  der  römischen  Curie 
verbundenen  —  sei  es  auch  nur  so,  dass  ihre  Verwandten 
Geistliche  waren  —  von  allen  Verhandlungen  der  höchsten 
Staatsbehörden,  welche  die  Verhältnisse  der  Republik  zu 
Rom  betrafen,  ausgeschlossen  wurden  ^). 


^ 


welche  den  verbotenen  levantinischen  Handel  betrieben  hatten.  Die 
Procuratoren  von  S.  Marco  und  200.  Personen  wurden  deswegen  ex- 
communicirt,  aber  Geld  erhielten  die  Nuntien  nicht.  Ueber  den  Streit, 
welcher  i.  J.  1868.  zwischen  dem  Senat  und  dem  Bischöfe  Foscari 
entbrannte,  da  der  erstere  verbot,  von  dem  Nachlasse  jedes  Todten 
dem  Bischöfe  den  verlangten  Zehnten  (»decime  dei  morte«)  za  geben, 
vgl.  R  0  m  a  n  i  n  Storia  documentata  di  Yenezia  (Venezia  1655.)  8.,  162.  ff. 

')  ausgedehnt  auf  die  Inseln  am  5.  October  1459.,  wiederholt  am 
22.  Juni  1515. 

•)  8.  Juni  1519.,  4.  Febr.  1524.,  29.  November  1564. 

')  Ucber  diese  und  die  folgenden  Gesetze  vgl.  Archiv io  storico 
ital.  Serie  3.  2.,  95.  ff.  und  namentlich  Sandi  Principii  di  Storia 
civile  della  Repablica  di  Venezia  Hb.  7. 

*)  Ges.  V.  Jali  1411.,  12.  Aug.  1445.,  20.  Juni  1548.  Archiv. 
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Zahlreich  sind  die  Beispiele,  welche  uns  von  der  Be- 
folgung dieser  QesetzG  Kenntniss  gehen  '). 

AIb  der  Seoat  nach  dem  Tode  des  Cardinal  Barbo, 
Patriarchen  von  Äquileja,  dem  Papste  einen  Nachfolger 
präsentirt  hatte,  ernannte  der  Papst  ungeachtet  dessen  den 
▼enetian Ischen  Gesandten  an  seinem  Hofe ,  E  r  m  o  1  a  o 
Barharo.  Der  Senat  aber  befahl  diesem  sofort,  die  an- 
gebotene Würde  auszuschlagen,  widrigenfalls  sein  Vermögen 
confiscirt  und  sein  Vater  des  ihm  von  der  Republik  Über- 
tragenen Amtes  entsetzt  werden  würde.  Barbaro  wagte 
nicht  ungehorsam  zu  sein.  Als  Pius  IV.  i.  J.  1560.  den 
venetianischen  Gesandten  Marc'  Antonio  da  Mulla 
zum  Bischof  Ton  Verona  ernennen  wollte,  wurde  dieser 
umgehend  in  die  Heimath  zurückbeordert,  und  bei  der  Prä- 
sentation zu  jenem  bischöflichen  Stuhle  ezcludirt.  Und  als 
der  Papst  ihn  später  zum  Gardinalate  beförderte,  gestand 
der  Senat  das  zwar  aus  Zundgung  zum  Papste  zu,  nahm 
ihn  aber  trotz  mehrfaeher  eindringlicher  Schreiben  des 
letzteren  nie  mehr  zu  Gna<len  auf,  und  versuhärfte  unmittelbar 
darauf  das  Gesetz  *),  welches  den  Gesandten  die  Annahme 
kirchlicher  Beneficien  verbot. 

Auf  die  Besetzung  der  Pfründen  übte  der  Staat  zwar 
keinen  durchgreifenden  Einfluas  ') ,  aber  jeder  Beneficiat 
muBste  von  der  Staatsbühördo  in  seine  Teinporiilien  ein- 
gewiesen werden,  und  wo  die  Staatsbehörde  bei  der  Nomi- 
nation  der  Geistlichen  Rechte  bcsass  *) ,  verstand  sie  die- 
selben zu  schützen. 

Als  der  Cardinal  Pisani  die  Abtei  S.  Gregorio 
zu   erlangen    strebte,    drohte   die    Regierung,    welche   die 


Btorieo  serie  III.  2.,  1U2.  ff.,  dort  auch  die  apfttereD  EiDBch&rAuigen 
und  Wiederlii>liing«D. 

')  Die  oachrolgeDdpn  Facta  berichtet  Andrea  Memmo  am  21. 
Üetober  1709.,  abgedruckt  im  Archivio  storico  III.  serio  2.,  114.  ff. 

'}  Vgl.  auch  daa  Gesetz  v.  14.  Juni  1238.  bei  Romanin  a.  a.  0. 

')  Das  wird  von  Sarpi  geradezu  als  ätaatsmaxime  hingestellt, 
vgl.  seinen  Brief  bei  Le  1!  r  c  t ,  Magazin  I.,  531. 

*)  Tgl.  bezüglich  der  BoBetKung  der  biachOflicbcn  Stühle  auch  IiO 
Bret,  Staatsgescb.  d.  Rcpnbük  Venedig  (Riga  1775.)  II,  2,  blS.  f. 
Romanin  a.  ■.  0.  t.,  97.  4M.,  2.,  853.  und  besonders  4.,  472.  0. 
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Pfründe  einem  anderen  zugedacht  hatte,  dem  Vater  des 
Cardinais  mit  Vermögensconfiscation ,  und  als  der  Papst 
zwar  den  Willen  der  venctianischen  Staatsbehörden  erfüllt, 
aber  die  Pfründe  mit  einer  zu  Gunsten  des  Cardinais  zu 
zahlenden  Pension  von  1000.  Goldducaten  belastet  hatte, 
wurden  die  Renten  von  dessen  Vater  bis  auf  die  Höhe 
dieser  Summe  in  Beschlag  genommen  ^). 

Die  vom  Papste  zu  Patriarchen  von  A  q  u  i  1  e  j  a  Er- 
nannten wurden  vom  Senat  einfach  zurückgewiesen,  und 
auch  für  die  Bisthümer  Padua  und  Verona  kein  Ein- 
griff der  Curie  in  die  Rechte  des  Staates  geduldet. 

Als  i.  J.  1443.  statt  des  von  der  Republik  gewünschten 
Giacomo  Zeno  der  Cardinal  B  a  r  b  o  zum  Bischof  von 
Padua  ernannt  worden  war,  wurde  der  Bruder  des  letzteren 
nach  Rom  geschickt,  um  ihn  zur  Resignation  aufzufordern, 
widrigenfalls  seine  und  des  Bruders  Güter  sequestrirt  wer- 
den würden.  Und  diese  Drohung  wurde  in  der  That  so 
lange  ausgeführt,  bis  B  a  r  b  o  zu  Gunsten  von  Zone  ent- 
sagt hatte. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  war  anerkannt ,  jedoch 
nicht   innerhalb   der  Gränzen    des   kanonischen   Rechtes  *). 


I 


')  Dies  and  die  folgenden  Beispiele  sind  dem  cit  Berichte  des 
Andrea  Memmo  gleichfalls  entnommen. 

')  unter  dem  Dogen  Jacopo  Tiepolo  wurde  den  Bischöfen 
die  Judicatar  in  spiritualen  und  criminalen  Fällen  zugestanden,  die 
Exccution  der  Strafe  indessen  wie  die  Aburtheilung  aller  Civilstreitig- 
keiten  und  der  den  Staat  angehenden  dem  weltlichen  Gerichte  vorbe- 
halten. Um  den  nichts  destoweniger  entstandenen  Streitigkeiten  zu  be- 
gegnen —  Tgl.  Le  Bret,  Staatsgesch.  der  Republik  Venedig  II,  1., 
242.  —  wurde  i.  J.  1824.  eine  Commission  niedergesetzt,  welche  die 
Beziehungen  zwischen  beiden  Fora  regeln  sollte.  Nach  der  Verordn. 
V.  8.  Aug.  1344.  wurde  festgesetzt,  dass  das  weltliche  Gericht  dem  Bi- 
schof von  der  durch  einen  Cleriker  einem  Laien  zugefügten  Verletzung 
Kenntniss  zu  geben  habe,  dieser  den  Verbrecher  nach  den  geltenden 
Rechten  bestrafen  solle,  und  umgekehrt.  Da  die  Conflicte  kein  Ende 
nahmen,  erwirkten  die  Dogen  Bullen  von  Gregor  XII.  und  Paul  II., 
>ut  ist!  qui  utantur  privilegio  primae  tonsurae  pro  delictis  suis  seca- 
lare  Judicium  amplius  dcclinare  non  possint«,  falls  sie  nach  dem  Ver- 
brechen erst  die  Tonsur  empfangen  hätten,  oder  auf  der  That  in  nicht 
priesterlicher  Kleidung  ertappt  wären.  Dann  gestattete  Sixtus  IV. 
am  2.  Juni  1474.  in  Berücksichtigung  der  zahlreichen  geistlichen  Münz- 
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Wie  denn  Reispiela weise  die  aus  DiBpositionen  ai  piu 
causas  eDtstandeuen  Prozesse,  die  delicta  niixti  fori  *),  die 
Beueficial Streitigkeiten  *) ,  von  den  StoatBLehOrden  zu  ent- 
Bcheiden  waren  'J,  und  die  letzteren  auch  die  Strafgerichts- 
barkeit  über  die  Geistlichen  wenigstens  in  schwereren  Fällen 
handhabten  *). 

Die   Inquisition   war   geduldet  ^    aher   ihre   Kompetenz 
wurde   anf  katholische   Christen   beschränkt '') ,    sie   wurde 


and  StutBTerbrecber ,  dass  sie  weitlich  gerichtet  wQrden  unter  Assi- 
stenz des  Ticars  des  F&triarchen.  iDDocenz  Till,  am  31.  October 
1487.  dehnte  dicBs  Pflicht  des  Vicara  auf  alle  Bchweren  Verbrechen 
aus  1..  attendentes  privilegra  ad  bene  vivendum  dari,  dod  ad  delin- 
,qnendum,  iliaque  praesidin  bonia  contra  improboB  esae  debere.< 
Weitere  BegQuetigUDgen  der  weltlichen  Justic  er/ulgten  dann  dnrch 
die  Bullen  Alexanders  Tl.  t.  29.  Joni  1602.,  C  I  e  m  e  n  b  TU.  t. 
3.  Februar  1G29.  und  endlich  Pauls  IIl.  t.  28.  October  1543.,  welcher 
letttere  beBtätigte,  *quud  licet  alias  ab  imiseiDoriBbili  tempore  citra 
eerti  judices  laccuIarcB  ciritatiB  Tcnetiarum ,  Adrocatores  cummuncs 
nuncupati,  contra  quoscunque  clericoa  tarn  seculareB  quam  cujuscumque 
ordiois  reguläres,  etiam  in  sacriB  ordinibuB  constitutoa,  aliaaque  eccle- 
iiasticBB  perBonas  atrocia  delicta  iu  eadem  ciTitate  et  dioecesi  commit- 
tentes,  cum  intervcntu  dilecti  filii  pro  tempore  Tenerabilis  fratris  Patr. 
Teuet-  in  spiritualibus  vicarii  generalis  procedere,  iilosque  nulpabües 
repertoB  pro  modo  culpae  condemnare  et  punire,  medi&ntibns  conciliii 
de  XL  consueTeiint,  ...  MandamiiB  propterea  in  virtute  aanctae  obe- 
dientiae  et  Biib  dicta  excommunicationiB  poena  Ticario  et  aliis  eccle- 
siasticia  judicibuB  praedictis,  oe  judiccB  Beculares  praedictoB  contra 
couBuetudinem  immemoriabilem  praedictum  et  dictorum  praedeccsBorum 
nostrorum  literarum  praedictorum  et  presentiiim  noatrarum  tenorem 
qunmodolibet  moicBtent  vel  impediant ,  ni?c  aliud  in  contrarium  facere 
praeaumonti    Roman  in  a.  a.  0.  4.,  474.  ff.  7.,  26. 

')  Gollazione  delle  masBime  unirersali  ai  puntl  singulari  contro- 
Tersi  tra  la  corte  di  Ruma  o  la  ser.  rep.  di  Tenczia  in  Sarpi  Opere 
7.,  97.  (Helmstadt  1763.)  BeEÜglicb  des  Wuchers  und  des  ConcnbinateB 
Tgl.  ebendas.  S.  60. 

')  ebendas.  48. 

')  Archirio  storico.  Nuova  serie  TU,  1.,  10.  t.  Darüber 
bandelt  ausfObrlichSarpi  Diacnrso  dclla  origine,  forma,  leggi  cd  gso 
dcll'  uffizio  della inquisizione  udia  citt»  e  dominio  di  Tcneziain  Opere 
4.,  ö.  ff. 

'i  Sarpi  Considersiiiiiie  sopra  le  censuro  in  Opere  3.,  20^. 

■)  Gollazione  etc.  bei  Sarpi  a  a.  U.  7.,  09. 
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zar  Befolgung  der  Staatsgesetze  genöthigt  ') ,  und  drei  Se- 
natoren hatten  allen  Sitzungen  des  Inquisitionstribunales 
beizuwohnen. 

Das  Asylrecht  fand  bei  allen  bedeutenderen  Verbrechen 
keine  Anwendung  *). 

Die  Steuerfreiheit  des  Clerus  wurde  nicht  anerkannt '). 

Päpstlichen  Bullen  gegenüber  wurde  das  Placet  ge- 
handhabt. Aber  bis  ins  siebzehnte  Jahrhundert  ohne  prin- 
cipielle  Begründung  des  Institutes  und  mehr  durch  einzelne 
Administrativmassregeln  in  dringenden  Fällen  ^).  Wie  denn 
weder  die  Bulle  In  Coena  domini  *)  noch  die  Gregors 
XIV.  V.  14.  Mai  1591.  bezüglich  des  Index  librorum  pro- 
hibitorum  •)  in  Venedig  verkündet  werden  durfte. 

Den  von   ihren  Oberen   bedrückten  Geistlichen  wurde» 
der  Recurs  an  die  Staatsbehörde  gestattet  ^,  während  um- 


')  so  darfte  sie  niemanden  ohne  obrigkeitliche  Erlanbniss  yerhaften, 
keine  Bewaffneten  halten  u.  s.  w.  Brief  Sarpis  an  Leschasser 
bei  Le  Bret,  Magazin  3.,  588.  und  vgl.  die  Aktenstacke  bei  Bo- 
rn an  in  a.  a.  0.  5.,  546.  ff. 

')  Vgl.  S  a  r  p  i  Della  immunitä  della  chiesa  in  0  p  e  r  e  5.,  15. 

')  S  a  r  p  i  Scrittara  sopra  le  contribazioni  degli  ecclesiastid  alle 
pubbliche  gravezze  in  Opere  8.,  96.  Als  der  Nantias  Anfangs  des 
Xyil.  Jahrh.  den  Venezianern  die  toskanische  Praxis  als  Moster  bln- 
Btellte,  antwortete  der  Doge  Marin  Grimani:  >Noi  non  sapemo 
qnello  che  faccia  11  granduca  di  Toscana,  n^  dobbiamo  govemarci  oon 
le  ationi  degli  altri  principi;  la  Republica  si  governa  con  gli  ordini 
snoi  et  la  ragione  vuole  che  se  11  clero  ^  protetto  e  difeso,  cbeasi  an- 
cora  contrlbaiscano  alle  spese  che  si  fanno  per  la  sicorezza  loro.« 
Rom  an  in  a.  a.  0.  7.,  18. 

*)  Das  ergiebt  sich  aus  S  a  r  p  i  's  Brief  bei  L  e  B  r  e  t ,  Magann 
1.,  441. 

^)  De  Potter,  Yie  de  Ricci  3.,  466.  Romanin  a.  a.  O.  6., 
255.  f.,  später  speciell  unterdrückt  durch  Yerordn.  ?.  10.  März  1769. 
Lc  Bret,  Staatsgesch.  3.,  832. 

*)  S  a  r  p  i  Sommario  in  materia  di  stampe  in  0  p  e  r  e  8.,  125. 

')  Collazlone  delle  massime  bei  Sarpi  Opere  7.,  51.  Sehr  be- 
merkeuswerth  sind  die  Worte,  mit  welchen  diese  Einrichtung  yerthei- 
digt  wurde:  >. . .  11  governo  non  s'interessa  che  provocato  dalle  istanze 
di  quelli,  che  sentcudosi  aggravati  indebitamente  da  superiori  loro,  o 
i  su]>eriori  mal  obbediü  da'  \oto  %v)^%cX.W,  tyc^wää^  ^\  >vDi  ^  ^  %llri 
ü  braccio  secolare  ad  inlerpouei\\  \«.  \j\3l>ö>ö>mä  vi\ßt\\^,  %R.^\^\i^  ^«fc». 
8i  mostri  valcTole  riteguo  a  cYii  f^^c^  ^^^^^  ^^^^^  ^^^^^'«^^  ^^^  ^^ 


T.  Italien.    4.  Venedig.  695 

gekehrt  in  alten  bürgerlichen  dem  weltlichen  Fonim  unter- 
worfenen Sachen  der  Recnrs  an  den  geistlichen  Richter  ver- 
boten war '). 

Das  Ucterrichtsweeen  wurde  vom  Staate  geleitet,  die 
Presse  von  Staatsbeliörden  überwacht  *) ,  und  der  Kirche 
nur  eine  Mitwirkung  gestattet,  so  weit  das  religiöae  In- 
teresse das  absolut  zu  erfordern   schien. 

Zur  Wahrnehmung  der  staatlichen  Rechte  der  Kirche 
gegenüber  wurde  das  eigene  Amt  der  Avvogadori  di  Comun 
geschaffen  ')  und  das  CoUegium  der  Consultori  in  jure  aus 
Laien  und  Clerikcm   zusammengesetzt  *) ,   um   den   Staats- 


in  grazia  pab  br  il  pnbblico,  che  protegger  la  parte  oneBta,  e  sollsTar 
l'oppresBioBe?  Coaa  vorrebbero  i  Signori  Curlali.  cbe  ndita  che  fosse 
l'iBtuua  dal  foro  aecolare,  restaaae  egii  ToIontarianieDte  mute,  e  ri- 
metteiie  i  cantendeDti  in  NuDziatun?  Questo  sarebbo  digantorizzar 
■ö  Bteaso,  per  autorizzar  un  foro  totalmeate  diTerao  con  poca  lode  di 
ATTedutezza,  con  poco  merito  di  caritä  al  suddito  biaugnoso  di  qjiito. 
Desine  regnare,  nisi  vis  audire  diasa  quella  Femmian  a  Ceaare.  Non 
£  danqoe  comando  pabblico,  che  inhibisca  s'  Regolaro  il  far  ricorso 
ne'  loro  dlBBentimenti  a  Mooslgnor  Nnnzio  per  ricever  iaterpretazioDS 
delle  loro  regele,  e  proceder  a  peoa  apirituale  ae  aiano  diGubbidienti; 
il  GoverDo  li  lascia  in  queata  libert^L  Ma  se  uoa  delle  parti  creda 
di  troTuai  piü  pronta  giastizia  al  foro  aecolare  con  timor  non  di  pena 
ecclesiaatica,  ma  afBitCiTa  in  caao  di  reitä,  e  diaubbidienza,  il  pnbblico 
loccorre  alla  parte,  che  lo  meriti  per  fosdameuto  di  ragioiie.<  In  dieaer 
Stelle  aowobl,  wie  anch  in  der  weiter  nuten  mitgeth eilten  auf  den  Re> 
cnrans  ad  prlncipem  bezQglicben  iat  flbrigens  immer  nur  von  Regulären 
die  Bede. 

■]  Gesetz  t.  26.  Juni  1517.  Daea  diesea  h&uäg  übertreten  wurde, 
darQber  rgl.  den  Beriebt  der  Deputatio  ad  pias  c&usas  bei  Le  Bret, 
Magazin  6.,  491. 

*)  Vgl.  Sarpi  Discorao  aopra  te  atanpe  io  Opere  4.,  I.  8.  ~ 
i.  J.  1G9&.  wurde  der  Geaandte  instroirt,  gegen  die  von  Rom  auage- 
gangenen  Druckverbote  zu  proteatiren :  >cbe  k  acandaloBo  eaempio  il 
proibire  cosa  laica  n  pereone  laiche  colla  pena  di  acDmunica.€  1.  J. 
1506.  wurde  dann  mit  der  Curie  eine  Vereinbarung  getroffen ,  dasa  ei 
zum  Verbot  Ton  Bachern,  die  siebt  schon  auf  dem  ri'imiachcn  Index 
stünden,  der  Mitwirkung  der  staatlichen  Mitglieder  der  Inquisitiona- 
beh&rde  bedorfen  aolle,  Sarpi  sopra  la  proibizione  de'  libri  ed  altrl 
punti  in  Opere  S.,  133. 

')  Archivio  atorico  ital.  serie  lU.  3.,  94. 

*)  Dazu  wurde  i.  J.  1606.  anch  Sarpi  ernannt,  Vita  df  Sarpi  in 
Opere  6-,  XL. 
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behörden  in  allen  wichtigen  kirchlichen  Materien  mit  ihrem 
Rathe  zur  Hand  zu  gehen. 


Der  ernsteste  Conflict,  in  welchen  die  venetianische 
Regierung  mit  der  Curie  gerieth,  fällt  in  den  Anfang  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  und  verdient  um  so  mehr  der 
Erwähnung,  weil  er  nicht  nur  fUr  die  venetianische  Staats- 
praxis der  Kirche  gegenüber  den  besten  Beleg  gewährt^ 
sondern  auch  einer  ganzen  Literatur  über  Staat  und  Kirche 
das  Dasein  gab,  welche  das  Recht  des  ersteren  auf  das 
Nachdrücklichste  vertheidigte  ^). 

Was  G  i  a  n  n  o  n  e  für  Neapel ,  Van  Espen  fiir 
Belgien;  P  i  t  h  o  u  für  Frankreich  war,  das  war  der  Mönch 
Paolo  S  a  r  p  i  in  diesem  Streite  für  Venedig.  Seine 
Deductionen  stützten  und  rechtfertigten  die  Republik,  seine 
Theorien  *)  waren  auch  für  die  Folgezeit  massgebend^  und 
seine  Schriften  bilden  in  der  reichen  Literatur  über  das 
VerhältnisB  von  Staat  und  Kirche  eine  auch  heute  noch 
nicht  blos  historisch  bemerkenswerthe  Erscheinung. 

P  a  u  1  V.  hatte  gegen  die  Republik  mehrere  Beschwerde- 
punkte gerichtet,  deren  Abhülfe  er  forderte  '). 

Er  wollte  die  staatliche  Gerichtsgewalt  über  die  Cle- 
riker  beseitigt  wissen,  die  Amortisationsgesetze  aufgehoben 
und  endlich  die  Errichtung  von  Kirchen  unabhängig  von 
staatlicher  Genehmigung. 

Die  erste  Beschwerde  war  durch  die  von  der  Republik 
vorgenommene  Verhaftung  zweier  Geistlichen  hervorgerufen 
worden.   Von  diesen  war  der  Abb6  Brande lino  Valde- 


*)  Eine  grosse  Anzahl  der  gegen  B  e  1 1  a  r  m  i  n  and  B  a  r  o  n  i  a  s, 
die  Yertheidiger  des  Papstes,  gerichteten  Schriften  bei  6  o  1  d  a  s  t, 
Monarchia  3.,  28G.  &  und  in  S  a  r  p  i  Opere. 

')  Kurz  und  treffend  wird  die  Theorie  S  a  r  p  i '  s  characterisirt  bei 
Ranke  P&pste  2.,  339.  ff. 

")  Vgl.  und  auch  über  das  Folgende  Sarpi,  Storia  particolare 
delle  cose  passate  tra  11  Sommo  Pontefice  Paolo  V.  e  la  Serenissima 
Republica  di  Venezia  in  Opere  3.,  5.  ff.  Roman  in  a.  a.  0.  7., 
24.  ff.  —  Paul  y.  beschwerte  sich  auch,  als  in  Lucca  das  Placet 
eingeführt  wurde.  Die  Republik  antwortete,  sie  wftre  dem  Beispiele 
vieler  Staaten  dabei  gefolgt,  and  würde  ihm  auch  bezüglich  der  Be- 
seitigung des  Placet  folgen,  Sarpi  a.  a.  0.  9. 
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marino  angeklagt,  seinen  Vater,  seinen  Bruder  und  meh- 
rere andere  Personen  vergiftet  und  mit  seiner  Schwester 
Blatschande  getrieben  zu  liuben ,  der  andere ,  S  c  i  p  i  o  n  e 
S  a  r  a  c  i  n  0,  hatte  nicht  nur  das  von  der  Republik  an  die 
Kanzlei  des  vacanten  Bischofuitzes  Vicenza  gelegte  Siegel 
gebrochen,  sondern  sich  auch  scandalüse  Nachstellungen 
gegen  die  Ehre  einer  unbeacholteuen  Frau  erlaubt. 

Die  anderen  Beschwerde-Punkte  bezogen  sich  auf  We- 
setze,  weiche  zwar  neu  erlassen  waren  '),  deren  Inhalt  aber 
früheren  Anordnungen  durchaus  entsprach  und  in  Venedig 
schon  seit  Jahrhunderten  Hechtens  gewesen  war. 

Die  Bepubtik  weigerte  sich  entschieden,  den  Anforde- 
rungen des  Papstes  nachzukommen,  und  dieser  verhängte 
aber  die  ungehorsame  den  Bann,  wie  das  Interdict,  und 
annuUirte  die  der  Kirchenfreiheit  feindlichen  Oesetze  '). 

Die  Stellung  der  Republik  dazu  war  eine  einfache  und 
entschiedene.  Sie  erklärte  ')  die  Excommunicatiuu  filr 
nichtig,  iujustum  indebittitn  . . .  nwllum ,  nulUusque  roborts 
atit  monienti,  . . .  atqiie  ita  iHValidtim,  irritam  et  fulmüiatum 
iüegitime  et  de  facto ,  mdloqtie  juris  ordine  servato ,  «^  ea 
remedia  adhibenda  duxeriniits,  quibwa  majores  iiosfri  et  alü 
aupretni  Priticipes  usi  sunt  cum  Pontißcibua  gui  potcstatia 
a  JDeo  sibi  in  aedißcationem  traditae  limitea  ae  modoa 
egressi  fuertint.  Sie  betonte,  dass  es  sich  um  einen  Sou- 
verfinetätsstreit  handle  und  zwei  Souveräne  in  einem  Staate 
nicht  geduldet  werden  könnten. 

Der  Magietrat  befahl  den  Geistlichen ,  ungeachtet  des 
Interdictes  weiter  den  Gottesdienst  abzuhalten,  er  verbot 
Bullen  des  Papstes  anzunehmen  oder  anzuschlagen,  und 
ordnete  an,  das»  alle  Besitzer  der  päpstlichen  Interdictbulle 
diese  an  die  Behörden  abzuliefern  hätten. 


')  23.  Mai  1602.,  10.  Januar  1603.,  36.  März  160I>.  Die  bisher 
nur  fOr  die  Stadt  geltenden  Vorschriften  worden  auf  das  ganze  Heri^ 
Bchaftegebiet  ausgedehnt,  Archivio  storico  serie  III.  6-,  34. 

'i  Sarpi  a.  a  0.  S.  21.  Das  Aktenstack  bei  Lonig  Cod.  ital. 
dipl.  U,  3.,  sect  ü.  XXXV.  Gold  aal,  Monarchia  3.,  282.  f.,  Ober- 
Betzt  bei  Daru  a.  a.  0.  4.,  311.  ff. 

')CantroTer3iae  memorabil.  inter  PaalumV.  et 
Venetos  acta  et  scripta  (In  Villa  San  Vincentiana  1607,)  14. 
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In  der  That  fanden  die  obrigkeitlichen  Befehle  selbst 
bei  der  Geistlichkeit  Gehorsam  ^).  Nar  die  Jesuiten  räumten 
die  Stadt,  und  ihnen  folgten  die  Capuziner  und  Theatiner, 
welche  vergeblich  mit  dem  Senate  einen  Compromiss,  der 
eine  Verkümmerung  der  staatlichen  Autorität  involvirte, 
angestrebt  hatten. 

Den  ersteren  wurde  die  Rückkehr  in  das  venetianische 
Gebiet  untersagt  *),  und  die  Regierung  Hess  in  allen  Testa- 
menten die  Stellen  tilgen,  welche  den  Jesuiten  letztwillige 
Zuwendungen  gewährten  •). 

Die  Bischöfe  vonTreviso,  Brescia  und  Verona 
wollten,  um  Conflict  mit  dem  Papste  zu  vermeiden,  ihr 
Amt  in  die  Hände  der  Republik  resigniren;  aber  diese 
lehnte  das  Ansinnen  ab,  und  drohte  den  Bischöfen  mit  dem 
öffentlichen  Unwillen  und  Confiscation  aller  Güter  *).  — 

So  befanden  sich  die  Venetianer  trotz  des  Interdictes 
sehr  wohl;  nie  war  der  Ueberfluss  von  Gütern  aller  Art 
in  Venedig  grösser,  als  im  Jahre  des  Interdictes.  Man 
scherzte,  dass  der  päpstliche  Fluch  eine  Wohlthat  sei. 

Auch  im  Auslande  fand  die  päpstliche  Prätention  laue 
Aufnahme  ^).  Heinrich  IV.  von  Frankreich  ging 
nicht  auf  den  Wunsch  des  Nuntius  ein,  den  venetianischen 
Gesandten  aus  der  Kirche  auszuschliessen,   in  Polen  en- 


*)  Als  der  B.  v.  Tri  est  den  zu  seiner  Diöcese  gehörigen  Ein- 
wohnern von  Pinguento  verboten  hatte,  Priester  anzanehmen,  welche 
das  Interdict  missachteten ,  jene  aber  ungehorsam  waren,  befahl  der 
Bischof  den  Pinguentinern,  keine  Beichte  abzunehmen.  Der 
Magistrat  von  Venedig  schritt  aber  sofort  ein.  > Archipresbytero 
loci  mandatum  fuit,  ut  declararet,  non  potuisae  episcopum  miscere 
forum  poenitentiale  cum  contentioso,  et  propterea  Presbyteros  non 
teneri  ejus  mandato  de  non  audiendis  confessionibus  obedire,  quamobrem 
irent  et  exomologesecr  suas  de  more  facerent.  Atque  ita  factum  et 
episcopus,  quo  se  verteret  ucscicos,  silentio  rem  approbavitc  »Haec 
olim  non  fuissemus  ausi,  fflgt  Sarpi  hinzu,  sed  modo  novis  gravami- 
nibus  nova  remedia  adhibere  cogimur.«  Sarpi,  Brief  an  Leschasser 
bei  Le  Bret,  Magazin  1.,  426.  f. 

')  Ges.  V.  14.  Juni  1606.  im  Arch.  storico  nuova  serie  VU. 
1.,  23.  f. 

•)  Ges.  V.  5.  Novembex  \<i\4.   M^^VxnKq  ^\.q\\^^  ^wft'>KL,^^. 

*)  ebendas.  serie  111.  2.,  l^^. 

')  Sarpi,  Storia  parücolaxe.    O  ^  ^t  e  ^.,  ^^.  ^ 
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deten  gleichartige  Intriguen  des  dortigen  Nuntius  mit  einer 
öfifbntlichen  bescliämenden  Niederlage  desselben,  selbst  in 
Spanien  empfand  man,  dass  die  von  Venedig  vertretene 
Sache  allen  Staaten  gemeinsam  sei,  und  Hess  auf  den  Rath 
einer  eigens  deswegen  berufenen  theologischen  Commissi  on 
den  venetianischen  Gesandten  an  dem  Gottesdienste  theil- 
nehmen. 

Um  so  weniger  Veranlassung  lag  (tir  die  Venetianer 
vor,  dem  Papste  nachzugeben,  als  dieser  mit  allen  Tönen 
und  durch  Vermittelung  aller  fremden  Mächte  sie  zu  locken 
unternahm. 

'  Das  vermittelnde  Frankreich  verlangte ,  dass  die 
Gesetze,  welche  zu  den  Massnahmen  des  Papstes  den  An- 
stoss  gegeben  hatten ,  suspendirt  werden  sollten ,  und  die 
beiden  noch  immer  gefangen  gehaltenen  Cleriker  dem  Kö- 
nige von  Frankreich  ausgeliefert  würden :  der  Senat  lehnte 
beides  ab.  Die  Suspension  der  Gesetze  zugestehen,  so  ant- 
wortete er,  heisse  nichts  anderes  als  bekennen,  dass  man 
kein  Recht  gehabt  habe,  sie  zu  erlassen,  und  das  sei  eine 
Verletzung  der  Souveränetät  der  Republik. ...  Es  gäbe 
keine  Souveränetät  mehr,  wenn  der  Papst  unter  dem  Vor- 
wande  der  kirchlichen  Freiheit  seine  Censuren  gegen  die 
Fürsten  schleudern  und  sie  zur  Aufhebung  ihrer  Gesetze 
zwingen  dürfte.  Und  wenn  der  Papst  allein  das  Recht 
besässe,  die  kirchliche  Freiheit  zu  definiren,  so  wäre  er  der 
einzige  Souverän. 

Auch  der  Cardinal  De  Joyeuse,  welcher  in  diplo- 
matischer Sendung  die  Venezianer  zur  Nachgiebigkeit  be- 
wegen sollte,  war  in  seinen  Bemühungen  kaum  glücklicher. 
Der  Papst  war  sogar  genöthigt,  seine  Bundesgenossen,  die 
Jesuiten  Preis  zu  geben,  deren  Wiederzulassung  in  Venedig 
er  von  dem  Senate  nicht  zu  erlangen  vermochte  ^).  Und 
selbst  die  Vornahme  einer  Ceremonie,  welche  ihnen  die 
Lossprechung  von  den  Censuren  gewähren  sollte,  verwei- 
gerten die  Venezianer.  Der  päpstliche  Bevollmächtigte  soll 
heimlich   mit  der  Hand    in   seinem  Mantel   das  Kreuz    ge- 


>)  Erst  nach  fQnfzig  Jahren  worden  sie  wieder  zagelassen,  Ar- 
chi?io  storico  nao?a  serie  Vif,  1.,  25. 

E.  F r  i ed be rff ,  D.  Mlttbr.  d.  geiitL  Amtsg«walt,  ^ 
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schlagen   und    so    die   Venezianer    ohne   ihr    Wissen    und 
Wollen  von  der  Excommunication  befreit  haben  ^). 

Nur  darein  willigte  der  Senat,  dass  er  die  beiden  ge- 
fangenen Cleriker  dem  Cardinal  DeJoyeuse  aushändigte. 
Aber  er  that  das  mit  der  Protestation,  dass  dem  Rechte 
der  Republik  über  Cleriker  zu  richten,  daraus  kein  Prä- 
judiz erwachsen  dürfe,  und  dass  diese  Concession  lediglich 
zu  Ehren  Frankreichs  gemacht  worden  sei  *). 


Die  Venezianer  nach  dem  Interdict  waren  dieselben, 
wie  vor  demselben  ^). 

Kurze  Zeit  nach  der  Absolution  schon  gab  der  Senat 
dem  Vorbehalte  bei  der  Auslieferung  der  beiden  Cleriker 
einen  deutlicheren  Ausdruck,  indem  er  mit  grösster  Oeffent- 
lichkeit  die  Strafgowalt  über  die  Cleriker  handhabte,  und 
die  Urtheile  sogar  dem  Drucke  übergab,  damit  die  Nach- 
welt wisse,  wie  wenig  die  Regierung  ihre  Rechte  vergeben 
habe.  Non  sunt  tres  mefises  cum  Äbbas  exilio  sub  capitali 
poena  damnatus  est  Jam  mensis  non  abiit:  Parockus 
quidam  Presbyter  absque  degradatione  ^)  ptiblice  suspensus 
so  schreibt  Sarpi  i.  J.  1610.^),  und  dennoch  beschwerte 
sich  der  Papst  nicht'). 


>)  Sarpi,  Storia  Opere  8.,  180.  Es  wurden  dann  freih'ch  ge- 
fälschte AkteDStOcke  ?erbreitet,  in  welchen  ?on  einer  aasdrQcklichen 
Absolution  die  Rede  war.  Von  diesen  bandelt  Sarpi  informaiione 
particolare  dell'  accomodamento  in  Opere  8.,  186.  ff.  Vgl.  ancb 
Laurent,  Peglise  et  l'^tat  1.,  270.  ff. 

*)  Das  Aktenstück  bei  R  o  m  a  n  i  n  a.  a.  0.  7.,  59.  ff. 

")  Vgl.  die  ScbUderung,  welche  der  kaiserl  Gesandte  Graf  de  IIa 
Torre  yon  Venedig  machte  in  Le  Bret,  Magaz.  2.,  51.  ff. 

*)  I.  J.  1608.  wurde  die  Frage  yentilirt,  ob  der  Bath  der  Zehn, 
welcher  die  Gerieb ttibarkeit  über  die  Cleriker  handhabte,  des  Vicar 
des  Patriareben  hinzuziehen  solle,  ygl.  den  Consnlto  ron  Sarpi,  dar- 
über in  Opere  6.,  161.  ff. 

*)  Brief  an  Leschasser  bei  Le  Bret,  Magaz.  2.,  274.  —  Da- 
nach ist  Ranke,  Gesch.  d.  P&pste  2.,  852.  zu  berichtigen.  Vgl.  aach 
Romanin  a.  a.  0.  7.,  64.  f. 

*)  Aus  späterer  Zeit  ist  namentb'ch  das  Verfahren  der  Republik 
gegen  Cardinal  M  o  1  \  u  o,  B\%c\ioi  n .  '^ä x  ^%  c.\  ^  w  ^sr«VDLi^^<OL^  welcher 
den  Amortisationsgeaetzeu  Ae»  ;&«^te%  \1^^.  väs^i^  'S»,  '\^\^  ^^fsiMaik 
yerweigerte  und  nach  IU)m  fLoY\.    l>w  ^^^^.  «%  ^««^^  ^iä^ösä  ^»^ 
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Auch  die  Amortisationsgesetze  erhielten  eine  mehrfach 
erneute  Auflage  ^),  und  die  Regierung  beschäftigte  sich  ein- 
gehend mit  der  Frage^  wie  dem  aller  Schranken  ungeachtet 
immer  mehr  überhand  nehmenden  Reichthum  der  Cleriker 
zu  steuern ,  und  wie  namentlich  die  Verschleppung  der 
grössten  Geldsummen  nach  Rom  verhindert  werden  könnte. 

Die  Ergebnisse  der  von  einer  eigens  gebildeten  Com- 
mission  ad  pias  caasas  angestellten  Untersuchung  waren 
so  eigenthümlich  *),  dass  die  gesetzlichen  Oegenmassnahmen 
des  Magistrates  mehr  als  gerechtfertigt  erschienen,  und  auch 
andere  Staaten  zur  Nachahmung  reizten  ^). 

Ferner  wurde  die  Abhängigkeit  der  Orden  von  aus- 
wärtigen Oberen  durchbrochen  *) ,  das  Placet  im  vollsten 
Umfange  beibehalten  ^)  und  durch  das  Qesetz  v.  10.  Januar 
1625.  neu  geregelt*). 

Tafelgüter  ein  und  erkl&rte  ihn  für  einen  Yerrftther,  LeBret,  Staats- 
gescb.  3 ,  828. 

')  Vgl.  Ges.  ▼.  18.  M&rz  1611.  Rom  an  in  a.  a.  0.  7.,  64.  Ges. 
T.  10.  Aug.  1Ü20.  setzte  endgültig  die  Höhe  der  von  den  Nonnen  ein- 
zubringenden geistlichen  Mitgift  fest.  Ueber  das  Gesetz  ▼.  18.  Sept. 
1627.  und  die  Gesetze  von  1709.  an  vgl.  Archiyio  storico  serie 
III.  6.,  8(5.  ff.  Das  Decr.  v.  7.  Sept.  1768.  normirte  das  Alter  für  den 
Eintritt  in  die  Klöster. 

')  Die  Höhe  der  Kapitalien  der  todten  Hand  belief  sich  i.  J.  1766. 
auf  516,000,148.  Francs  80.  Cent.  —  unter  2,055,464.  Einwohnern  gab 
es  1913.  griechische  und  45,773.  römische  Geistliche,  Archivio 
storico  Serie  III.  6.,  41.  f.  —  Die  Summe  der  nach  auswärts  zu 
zahlenden  Pensionen  belief  sich  auf  jährlich  72—78,000.  Fr.  28.  Bullen 
für  die  institutio  canonica  zu  den  Bischofssitzen  hatten  innerhalb  yon 
10.  Jahren  heinahe  5,000,000.  Fr.  gekostet,  42.  Bullen  für  Abteien  u.  s.  w. 
in  derselben  Zeit:  50,000.  Fr.,  110.  Bullen  für  bewilligte  Pensionen 
78,000.  Fr.,  102.  Bullen  für  Pfarrkirchen  130,000.  Fr.,  127.  Bullen  für 
Ganonicate  etc.  über  80,000.  Fr.,  45.  Bullen  für  Beneficia  simplicia 
12,000.  Fr.  Allein  in  d.  J.  1708.  kamen  von  Rom  1130.  Kescripte, 
Indulgenzen  etc.,  wofür  44,500.  Fr.  gezahlt  worden  waren,  ausserdem 
189.  Ehedispense,  welche  der  Berichterstatter  auf  1,050,000.  Fr.  an- 
schlug, in  der  Collezione  di  Scrittare  di  regia  giuris- 
dizione  (Firenzc  1770.)  tom.  17.  no.  49. 

')  Gesetz  v.  10.  Sept  1767.  Archiyio  storico  III.  serie 
6.,  46.  —  Vgl.  auch  Theiner,  Clemens  XIV.  1.,  829.  f. 

*)  Decr.  ▼.  7.  Sept.  1768.  beiLe  Bret,  Maga«.  «>.,  517.  Potter, 
Yie  de  Ricci  8.,  326. 

^)  Vgl.  Riflessioni   della  depntazione   estraordi- 

45* 
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So  legte  i.  J.  1612.  die  Republik  den  Pfarrern  des 
Bergamasker  Gebietes,  welche  dem  Befehle  ihres  Or- 
dinarius, des  Cardinalerzbischofes  Borromaeo  von  Mai- 
land gemäss  ihren  Parochianen  verboten  hatten,  mit  den 
ketzerischen  Oraubündtnern  in  irgend  eine  Beziehung 
zu  treten,  Geldstrafe  auf,  und  erklärte  den  Verkehr  mit 
Graubünd  ten  für  frei  und  erlaubt  ^);  die  Bulle  Clemens 
XIV.,  welche  die  Jesuiten  aufhob,  erhielt  zwar  das  Placet, 
aber  mit  der  Clausel:  Salva  del  ttUto  la  giurisdizione  de^ 
Vescovi,  sdlvi  senipre  i  diritti  Sovrani,  le  leggi  e  le  con- 
suctudini  della  Bepublica  ed  esclusa  la  commincUoriu  deUe 
scammuniche  f  während  das  Breve  v.  13.  August  1773., 
welches  eine  neue  Congregation  in  Rom  niedersetzte,  nicht 
publicirt  werden  durfte*). 

Ein  eigener  Beamter,  der  Considtare  e  Revisore  dei 
Breviy  hatte  alle  päpstlichen  Aktenstücke  von  Staatswegen 
zu  prüfen  '). 

Endlich  aber  wurde  von  geistlichen  Urtheilen  der  Re- 
curs  an  die  Staatsbehörde  gestattet  ^). 


^ 


naria  ad  pias  causas  sopra  la  balla  in  Coena  domini 
presentate  all'  eccell.  Senate  li  G.  marzo  1769. 

*)  S  a  r  p  i  Scrittara  sopra  Pautoritä  della  nunziatara  per  la  licensa 
de  brevi  in  Oper e  8.,  129.  Vgl.  auch  das  Gesets  v.  18.  Mai  1654. 
bei  Rom  an  in  a.  a.  0.  7.,  66. 

')  Sarpi  in  seinem  Briefe  an  Leschasser  bei  L  e  Bret, 
Magaz.  3.,  644. 

')  Gutachten  der  Deputation  ad  pias  causas  bei  Le  Bret,  Ma- 
gazin 6.,  334.  ff.,  80  auch  nicht  das  monitorium  gegen  Parma,  Wolf, 
Gesch.  d.  Jesuiten  8.,  241. 

')  Tgl.  Romanin  a.  a.  0.  8.,  350.  Diese  Censoren  setzten  es 
i.  J.  1729.  durch,  dass  in  dem  Breviarium  wie  in  Oesterreich  die  auf 
Gregor  VII.  bezügliche  Stelle  gestrichen  wurde,  Le  Bret,  Staats- 
gesch.  3.,  743.    vgl.  oben  8.  152.  ff. 

*)  Das  Dccr.  v.  7.  Sept.  1768.  drückte  sich  darüber  folgendermassen 
aus:  »Es  wiid  ...  den  Superioren  der  Regularen  die  Aufsicht  und 
die  Leituug  alles  dessen  bestätigt,  was  zur  Klosterzucht  gehört.  Sie 
werden  daher  vollkommene  Vollmacht  haben,  Mortificationen  und  ka- 
nonische Bussen  gegen  die  Mitglieder  ihrer  Familie  zu  gebrauchen, 
sie  sollen  aber  nie  zu  förmlichen  Processen,  Endurtheilen,  Retentionen, 
Afflictivstrafen  schreiten  können,  welche  allein  von  der  zwingenden 
zeitlichen  Gewalt  abhängen.  Es  wird  daher  in  allen  ihren  Vorfällen 
der  Recurs  an  die  weltliche  Macht  erlaubt,  sowohl  in  Fällen,  die  be- 
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Der  Belgier  Rapädias  de  Berg  besuchte  i.  J.  1767. 
Venedig.  Er  war  erstaunt  tiber  die  Ztigellosigkeit  der 
Mönche^  welche  maskirt  und  uninaskirt  ihr  Kloster  ver- 
lassen durften  und  das  ärgerlichste  Leben  führton.  La 
politiqf4€  protege,  so  bemerkt  der  verständige  Beobachter  *), 
particuliirement  ce  lihertina^e  des  moines,  qui  en  leur  atti- 
rant  le  mSpris  du  peuple,  leur  ote  le  moyen  d'Stre  utiles  ä 
ceux  qui  voudraient  etuployer  le  prStexte  de  la  religion 
pour  ibranler  les  fondements  de  VEtat.  Cette  protection 
est  marquie  principalement  par  Topposition  du  gouvemement 
aux  sentences  des  juges  eccUsiastiques,  qui  voudraient  faire 
observer  aux  moines  une  conduite  plus  reguliere,  Ceux-^i, 
par  le  recours,  qui  leur  est  toujours  libre ,  ä  la  puissance 
sSculieref  se  sont  affranchis  de  toute  Subordination  cl6ricale, 
respectefvt  fort  peu  leurs  supSrieurs  claustraux,  et  le  pa- 
triarche  mime ,  n^a  sur  eux ,  non  plus  que  sur  les  autres 
membres  du  clerge,  que  peu  d^autoriti. 

Derselbe  Autor  ist  erstaunt  über  die  Freiheit,  weiche 
er  in  Venedig  trifft,  und  die  in  religiösen  Angelegenheiten 
von  den  Behörden  um  so  mehr  gestattet  war,  als  sie  in 
allen  politischen  Fragen  auf  das  äusserste  beschränkt  wurde. 
Jeder  sagt,  so  berichtet  R a p 6 d i u s  von  Berg,  bezüglich 
der  Religion,  was  er  denkt,  handelt  demgemäss,  schreibt 
und  druckt,  was  er  will. 

Aber  gerade  diese  bewusste  Anwendung  von  Instituten, 
die  zum  Schutz  der  Qerechtigkeit  geschaffen   und   erdacht 


reits  geschehen  sind,  als  in  solchen,  die  noch  geschehen  können.  Man 
wird  daher  den  Zugang  zu  den  Tribunalicn  und  so  bürgerlichen  als 
peinlichen  Magistraten  auch  durch  geheime  Wege  offen  halten.  Der 
Senat  erklärt  alle  gegenseitige  und  widrige  Constitutionen  als  unkräftig 
und  verboten.  Er  befiehlt  unter  Strafe  der  Öffentlichen  Ungnade,  dass 
hinführo  der  Recurs  derjenigen,  die  beschwert  sind,  an  den  eigenen 
Fürsten  nicht  gehindert,  noch  gerichtliche  Endurtheile,  die  von  aussen 
herkämen,  zugelassen,  noch  die  Processe  sonst  wohin  verschickt,  noch 
Kerker  in  den  Klöstern  gehalten  werden.  Diese  sollen  vielmehr  über- 
all vom  Magistrate  über  die  Klöster  in  Venedig  und  dem  Dogade  und 
von  den  Rektoren  als  Vorstehern  der  ProTinz  an  anderen  Orten  de- 
molirt  werden.c    Bei  Le  Bret,  Magazin  5.,  517. 

1)  Mem.  et  docum.  pour  servir  ä  Phist.  de  la  revol.  braban^nne 
1.,  68. 
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waren,  lediglich  zu  dem  Zwecke,    um   den  zerbröckelnden 
Staatskörper  zusammenzuhalten,  trug  üble  Früchte. 

Mit  der  Sittenlosigkeit  des  Clcrus  verpestete  sich  auch 
die  bürgerliche  Gesellschaft,  die  Zerrüttung  der  socialen 
Verhältnisse  frass  auch  den  Staat  an  und  brachte  ihm  den 
Untergang. 

5. 

Sardinien  ^). 

Seitdem  Herzog  Ämadeus  von  Savojen  auf  die 
Papstkrone  Verzicht  geleistet  hatte,  wurde  sein  Haus  mit 
zahlreichen  päpstlichen  Privilegien  begünstigt,  die  nament- 
lich den  Fürsten  auf  die  Pfründenbesetzung  einen  tief- 
gehenden EinfluBs  verstatteten  *). 

Von  einer  Gränzauseinandersetzung  zwischen  Staat  und 
Kirche  ist  um  diese  Zeit  noch  wenig  die  Rede  und  nur  die 
Uobergriffe  der  geistlichen  Gerichte  haben  wie  auch  ander- 
wärts eine  Reaction  hervorgerufen  •). 

Erst  die  Vereinigung,  welche  das  Land  mit  Frankreich 
•erfuhr,  brachte  ihm  eine  principielle  Staatskirchengesetz- 
gebung ^) ,  und  es  ist  als  ein  Verdienst  der  restaurirten 
savoyischcn  Dynastie  anzuschlagen,  dass  sie  den  von  den 
Franzosen  gepflanzteu  Keim  der  französischen  Kirchenfrei- 
heiten nicht  schonungslos,  wie  es  die  Art  restaurirter  Mächte 


')  Die  folgende  Darstellung  beruht  zum  Theil  auf  Materialien,  die 
ich  bei  meinem  Aufenthalte  in  Turin  —  Sommer  I8ü8— 64.  —  ge- 
sammelt habe.  Besonders  benatzt  ist  die  Opinione  Jahrg.  1852. 
no.  197.  202.  205.  207.  211.  220.  229. 

^)  Sclopis,  Storia  della  antica  legislazioue  de)  Piemontc  (Torino 
1888.)  458.  f 

*)  Vgl.  y erdeil,  Hiit.  du  Canton  de  Vaud  (Lausanne  1849.) 
l.,  842.  Sclopis  a.  a.  0.  464.  A  m  a  d  e  u  s  YIII.  verbot ,  »quod 
laycus  non  convcniat  alium  laycam  extra  Curias  domini.«  —  Ueber  die 
Handhabung  des  Spolienrechtes  vgl.  Sclopis  a.  a.  0.  479.  f. 

*)  Franz  I.  rescribirte  an  das  Parlament  von  Turin:  »Quant  aux 
matiures  b^n^ficielles ,  pareillement  des  appellations  comme  d'abas, 
inUTjett^es  des  d'Eglise  de  par  de  lä  . . .  notre  yoaloir  est  que  vous 
en  usiez  comme  Ton  fait  en  notre  pays  de  France  äs  cas  particuliers, 
k  quoi  vous  ne  fairez  faate.c 
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SU  eein  pflegt,  beseitigte,  vielmehr  hegte  und  weiter  aus- 
bildete. Freilich  die  geistliche  Jurisdiction  blieb  unge- 
schmälert in  den  kanonischen  Gränzen  ihrer  Competeuz. 

Die  Vergehungen  aller  Geistlichen,  die  nur  geistliches 
Gewand  trugen  und  keine  verbotenen  Waffen  führten,  wur- 
den von  geistlichen  Gerichten  beurtheilt  ^).  Der  Clerus 
wurde  in  allen  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  dem 
kirchlichen  Forum  beklagt  und  nur  in  Possessoriensachen 
&Uten  weltliche  Richter  das  Erkenntniss  '). 

Dagegen  blieb  aber  der  Äppel  comme  d'abus,  den  die 
französische  Gesetzgebung  eingeführt  hatte,  und  für  welchen 
schon  aus  d.  J.  1543.  ein  urkundliches  Beispiel  vorliegt, 
und  wurde  durch  ein  ausführliches  Gesetz  von  Emanuel 
Philibert  vom  3.  April  1560.  weiter  ausgebildet. 

Der  letztere  weist  darauf  hin,  dass  das  genannte  Institut 
nur  ein  Mittel  sei,  die  verschiedenen  Gerichtsgewalten  innerhalb 
der  gesetzmässigen  Schranken  zu  halten,  die  kirchliche  so- 
wohl wie  die  weltliche,  aber  er  kann  nicht  umhin  zu  be- 
merken —  und  damit  legt  er  für  den  häufigen  Gebrauch 
des  Rechtsmittels  ein  wichtiges  Zeugniss  ab  — ,  dass  die 
grosse  Zahl  der  geistlichen  Uebergriffe  fast  den  Glauben 
erwecke,  als  ob  der  appel  comme  d'abus  seine  Spitze  allein 
gegen  die  Kirche  kehre. 

II  est  vrai,  so  sagt  er,  qu^elles  sont  ces  appeUations 
plus  friquentes  ä  Vigard  des  juges  eccUsictstiques ,  parce 
que  ce  sont  eux  qui  nhnt  jamais  cessS  de  votdoir  etendre 
leur  Jurisdiction,  ni  d'entreprendre  autatit  qu*ils  ont  pu  sur 
le  laique  eti  toute  Sorte  de  matihres  et  dans  tous  les  pays^ 
si  bien  que  par  la  multitude  de  ces  appeUations  contre  les 
eyitreprises  si  friquentes  de  la  puissance  ecclesiastique,  il  a 

')  Vgl.  die  Entscheidung  des  Senates  im  Codex  Fabrianus 
definitionnm  forens.  et  rernm  in  sacro  Sabandiae 
Senatu  tractatarum  (Francof.  1612.)  212.  lib.  3.  tit.  12.  de- 
fin.  14.  Vgl.  auch  def.  42.:  Adversos  ecdesiasticam  personam  de  cri« 
mine  non  privilegiato  ne  inquirendi  qaidem  ins  jadex  laicus  habet, 
qain  excommunicationis  poenam  incurrat  Ex  bulla  incip.  In  coena 
Domini.  Quae  licet  dicatar  uon  transiisse  montes,  ut  volgo  loquantur, 
benatuB  tarnen  noster  sapradictam  sententiam  stricte  secutus  est  et 
sequi  solet  (y.  J.  1695.). 

'}  vgl.  eben  das.  defin.  29.  Seite  217.;  def.  87.  S.  220. 
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semhU  et  il  semble  eftcore  qu^elles  fCaffectent  qu'euXy  vu  que 
cTabord  que  Vappellation  est  qualifiee  d'abus,  la  premihre 
idee  qui  s'cn  presente  ä  Vesprit,  c'est  Ventreprise  de  quelque 
jage  ecclesiastique. 

Das  Gesetz  stellt  vier  Kategorien  des  abus  fest,  auf 
welche  alle  etwaige  Fälle  der  AmtsüberschreituDg  zurück- 
geführt werden  könnten. 

Le  Premier  c^est  Vorsqu^il  y  a  entreprise  sur  les  droits 
du  roy  ou  de  sa  couronne,  ou  cofUrc  les  Privileges,  libertiSy 
le  bien  public  de  VEtat  et  des  sujets  qui  le  composent. 

le  setond  de  ces  cas  prificipaux  d'abus ,  qui  est  aussi 
une  des  sources  de  quantiti  d^abus  particuliers  c'est  lors- 
qu*il  y  a  dSrogation  ou  mipris  des  edits  lois  et  riglements 
du  roy  ou  des  arrets  de  justice  souveraine. 

le  troisihne  des  cas  principaux  d'abus  qui  est  la  source 
de  plusieurs  autres  &est  V entreprise  de  la  Jurisdiction  ecclS' 
siastique  sur  la  laique  ou  de  mime  d*un  juge  eccUsiastique 
sur  la  Jurisdiction  d'un  autre  juge  ecclesinstique. 

le  quatrihne  de  ces  cas  principaux  d'ahus  c^est  la 
contravention  aux  dicrets,  canons  et  concils  refus. 

Es  folgen  dann  noch  Bestimmungen ,  die  den  Vor- 
schriften der  französischen  Gesetze,  namentlich  der  Ordon- 
nance von  Villers-Co tteret  angepasst  sind,  dass  dem 
appel  comme  d'abus  kein  Suspensiveifect  beiwohnen  solle, 
dass  er  einmal  eingelegt,  nicht  nach  dem  Belieben  der 
Partei  wieder  zurückgezogen  werden  dürfe,  dass  er  durch 
keine  Verjährung  ausgeschlossen,  und  endlich,  dass  er  nicht  nur 
gegen  ein  gerichtliches,  sondern  auch  ein  aussergerichliches 
Verfahren  der  kirchlichen  Obrigkeit  benutzt  werden  könne. 


Von  der  Anwendung  dieses  Rechtsmittels  in  Savoyen 
sind  zahlreiche  Beispiele  vorhanden,  und  auch  in  Piemont 
wurde  es,  obgleich  hier  keine  eigentlichen  Gesetzesvor- 
schriften   über   den  appel  comme  d'abus    existir^en  ^) ,   von 


\- 


')  GeietzUch  existirte  es  nur  in  Savoyen,  im  Thale  Ton  Aosta, 
und  den  Theilen  der  FtotIdz  von  Pinerolo,  welche  ftrOher  franzö- 
sisch gewesen  waren,  Note  d.  sardin.  Regier,  bei  Th einer,  Sammlung 
einiger  wichtiger  offiziellen  Aktenstücke  zur  Qeschichte  der  Emanci- 
pation  der  Katholiken  in  England  22. 
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den  hühen  BeliÖrden  den  Landes ,  dem  Senat  und  der  Ca- 
mera dei  Conti  auf  jedesmalige  Requisition  des  Qeneral- 
advocatcn  mit  Entscbiedcubcit  geLandhabt. 

Sü  erklärte  der  Senat  i.  J.  1588.  einen  abnaue  ftir 
vorhanden,  falls  die  Rückgabe  gestohlener  Sachen  durch 
geistliche  Münitorien  bewirkt,  und  ebenso  falls  der  Lauf 
eines  Prozesses  durch  dieselben  unterbrochen  wtirde  '),  und 
in  demselben  Jahre  sprach  der  Senat  den  schwerwiegenden 
Grundsatz  aus  ') :  Sane  ab  executione  hrevis  Apostolid 
guatitumvis  aequissimi  si  incotisuUo  Senafit  facta  Sit,  ap- 
peüari  tattqtiam  ab  abitsu  polest,  »e  princtpis  jurisdietw 
imputie  emttempta  videatur.  So  wurde  auf  Appellation  des 
heiligen  Franz  von  Sales  i.  J.  1611.  ein  päpstliches 
Breve  fiir  nichtig  erklärt,  i.  J.  1707.  bei  einer  Bulle 
Clemens  IL,  welche  obrigkeitliche  Decretc  caasirte  und 
landesherrliche  Beamte  mit  Exconimanication  belegt  hatte, 
der  abuaus  für  vorhanden  erklärt,  und  i.  J.  1711.  bezüglich 
eines  von  demselben  Papste  berrührendeu  Motu  proprio 
die  gleiche  Entscheidung  getroffen. 

Dabei  wurde  wie  in  Frankreich  verfahren,  d.  h.  nur 
in  der  AuitfUhrung  und  der  Erlangung  der  päpstlichen 
Aktenstücke  der  Miasbrauch  gefunden,  nicht  in  dem  Brave 
selbst,  da  ja  die  Person  des  Papstes  und  seine  Thaten  jeder 
weltliubcn  Gerichtsgewalt  entwachsen  seien. 

I.  J.  1605.  wurde  weiter  ein  abusns  für  vorhanden 
erachtet,  als  ein  Pfarrer  widerrechtlich  seine  Betbeiligong 
bei  einem  Begräbnisse  verweigert  hatte*},  i.  J.  1644.,  als 
ein  Dr.  Ruggero  in  Mondovi  excommunicirt  worden 
war,  wobei  allen  Geistlichen  befohlen  wurde,  den  Gebannten 
zum  Abendmahle  ssuzulassen,  als  ob  ihn  keine  geistliche 
Strafe   getroffen  hätte. 

Am  21.  Januar  1711.  endlich  verbot  der  Senat  die 
Veröffentlichung  der  Excommunication,  welche  der  General- 
vicar  von  Movarra  über  den  Canonicus  Yictta,  den 
prevosto  del  Bosco  und  denPodestJt  der  Lomel- 

';  Cod   Fabri»nus  a.  a.  0   lib.  7.  tit.  i8.  def.  I.  8.  1)03. 
•)  ebenda»,  def.  3.  b.  903. 
'}  ebendas.  def.  23.  &  908. 
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lina  verhäogt  hatte,  und  oft  genug  wurden  Bischöfe  an- 
gehalten, widerrechtlich  gefangen  Gehaltene  freizugeben. 

Wie  häufig  aber  solche  Abuserklärungen  waren,  dafür 
spricht  wohl  schon  der  Umstand,  dass  allein  aus  den  Jahren 
1700 — 31.  in  der  Sammlung  von  Duboin  dreissig  gegen 
Geistliche  gerichtete  aufgezählt  werden. 

Auch  über  die  Grundsätze,  von  welchen  der  Senat 
bei  dem  Verfahren  ausging,  sind  wir  hinreichend  unter- 
richtet. Im  Ganzen  war  dabei  das  Vorbild  des  franzö- 
sischen Rechtes  massgebend.  Liess  ein  Appellant  seine 
Appellation  fallen,  so  wurde  ihr  von  Staatswegen  doch 
weitere  Folge  gegeben  *) ,  —  eine  zurückgewiesene  Appel- 
lation brachte  dem  Unterliegenden  Verurtheilung  in  die 
Kosten  und  eine  Geldstrafe  ein  ') ,  wie  in  gleicher  Weise 
der,  welcher  des  abusus  ftir  überführt  erachtet  wurde,  nicht 
nur  zur  Abstellung  desselben  angehalten,  sondern  auch  — 
mit  einigen  Ausnahmefkllen  —  zu  den  Kosten  verurtheilt 
wurde ').  Die  Zurückweisung  der  Appellatio  ab  abusu 
sollte  in  keiner  Weise  die  £inreichung  einer  gewöhnlichen 
Appellation  ausschliessen ,  falls  solche  überhaupt  an  den 
Senat  eingelegt  werden  dürfe  *).  — 

Auch  von  der  Handhabung  des  Placet  legen  die  Senats- 
schlüsse Zeugniss  ab.  Cuntque  ad  Senatum  btdlae  aposio- 
licae  ut  nostri  ordinarii  juris  est  Matae  essent,  sagt  der 
Senat  im  September  1588.^),  und  ein  Decret  des  Jahres 
1664.  erklärt,  dass  nicht  nur  die  päpstlichen,  sondern  auch 
die  von  Wien  oder  sonstigen  ausländischen  Orten  kom- 
menden Breven  des  Exequatur  bedürften. 


Die  Concordats Verhandlungen,  welche  i.  J.  1727.  zum 
Abschluss  gelangten,  sollten  den  mannigfachen  Reibungen, 
welche  zwischen  Staat  und  Kirche  bis  dahin  Statt  gefunden 
hatten,  Heilung  und  Abhülfe  bringen. 

Grosses    Aergerniss   hatte    dem   päpstlichen   Hofe   be- 


I 


1)  Codex  Fabrianus  lib.  7.  tit.  28.  def.  20.  S.  907. 
')  ebendas.  def.  18.  S.  906. 
>)  ebendas.  defin.  21.  8.  908. 
*)  ebeudas.  defin.  10.  8.  906. 
^)  ebendas.  defin.  2.  d.  %02. 
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sondere  das  Amortisationsrecht  gegeben,  and  nsmeottich 
das  i.  J.  1G06.  erlassene,  i.  J.  1640.  erneuerte  Edikt,  welches 
den  geBammten  Grundbesitz  katastrirt  and  tod  dem  damals 
den  Steuern  unterworfenen  angeordnet  hatte,  daaa  er  auch 
in  Zukunft  von  denselben  nicht  befreit  werden  könnte,  - 
selbst  nicht,  wenn  er  in  die  Hände  der  Kirche  gelange. 
In  dem  Concordste  wurde  ein  Mittelweg  cur  Ausgleichung 
Torgesch lagen  *). 

Die  geistliche  Qerichtsbarkeit  sollte  in  vollem  Umfange 
mit  Ausnahme  der  Posseeorlenstreitigkeiten  aufrecht  erhalten 
bleiben.  Der  weltliche  Arm  sollte  ftnf  htlflicbeB  Ansuchen 
der  Bischöfe  regelmässig  die  erbetene  Hülfe  zu  gewähren 
haben,  und  zwar  sollte  der  Bischof,  falls  er  die  weltliche 
Execution  gegen  einen  Geistlichen  in  Anspruch  nähme, 
nicht  DÖthig  haben,  auch  nur  den  Namen  desselben  der  staat- 
lichen Behörde  mitzutheilen,  oder  den  Gnind  der  Verschul- 
dung des  Clerikers,  während  Laien  gegenüber,  wenigstens 
diese  beiden  Bedingungen  —  aber  auch  nur  diese  —  za 
erfüllen  wären,  um  die  weltliche  Execution  sofort  zu  ver- 
anlassen. 

Ueber  das  Placet  klagte  der  apostolische  Stuhl  heftig, 
aber  er  hatte  in  den  Verhandlungen  dessen  Aufhebung  nicht 
zu  erreichen  verniucht.  So  machte  er  denn  das  bemerkens- 
woi'tlic  Zugestand nis B ,  dass  das  Placet  beibehalten  werden 
dürfe,  süfem  es  sich  auf  eine  blosse  Visirung  des  päpst- 
lichen Aktenstückes  beschränke  und  auf  demselben  keinerlei 
Vermerk  gemacht  würde,  von  dem  die  Exequirbarkeit  der 
Bulle  oder  des  ßreve  abhängen  könnte  *).  Entstünden 
tichwievigkeiten,  so  seien  sie  auf  diplomatischem  Wegezu  löseoi 

Auch  über  das  den  Bischöfen  gegenüber  gehandhal^tc 
Placet  war  Seitens  dieser  Klage  geführt  worden. 


')  Abschn. :  (Della  msteria  dells  regis  notificazionet  bei  Nnsai 
a.  a.  ü.  51.    Als  Normaljahr  wurde  das  Jahr  1620.  aDgeDommeD. 

')  >La  seconda  coaa  Bopra  di  cni  la  t».  Sede  Apostolica  non  puote 
cbe  biUerare,  k  qiiella  dcll  Exequatur  preteso  dalla  Potestä  per  le 
Holle  e  Brevi  Apostolici,  e  In  tolleranza  in  tal  projiosito  si  aiH  quando 
l'Exeqaatur  si  riduca  alla  Eemplice  Visura,  lenza  porre  alcun  legno, 
o  fare  alcuii  Decreto  in  ordioe  all'  eseciiEione  delle  dette  Bolle  o  Brevi.« 
NusBi  a.  a.  0.  5U. 
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Non  possano,  so  laatete  die  Beschwerde  *) ,  fare  stam- 
pare  dlcun  Editto ,  se  prima  von  venga  revisto ,  ed  appro- 
vato  dal  Revisare  deputato  dal  Senato. 

Die  Regierung  antwortete: 

Non  si  i  mai  preteso  di  rivedere  ed  approvare  gli 
Edüti  che  danno  alle  stampe  i  Vescovi;  gli  Stampatori  pero 
non  ponno  dare  alle  stampe  aicuna  cosa  che  non  sia  veduta 
dal  Preposto  dal  Crran  CanceUiere  per  regola  necessaria 
al  buon  govemo  praticata  in  tuUi  li  paesi.  —  und  Hess 
alles  beim  Alten. 

Ebenso  bildeten  die  Appellationes  ab  abusu  einen  Gtegen- 
stand  der  Beschwerde  ftir  die   piemontesische  Geistlichkeit. 

8i  amettono ,  heisst  es  ') ,  appelUufioni  cd  Senato  dcdle 
sentenee  e  decreti  degli  ordinarii  col  pretesto  che  abusino 
deUa  loro  giurisdieione. 

Die  ebenso  lakonische  Antwort  der  Regierung  darauf 
lautete  ganz  einfach: 

U  appellasioni  daUe  sentenee  degli  ordinarii  si  ame- 
ttono nei  soli  ccai  che  sono  veramente  abusivi  o  pregiu- 
diziali  ai  proprii  diritti  e  non  in  cUtre  circostanee. 

Der  römische  Hof  ignorirte  sowohl  Beschwerde  wie 
Rechtfertigung,  und  so  blieb  der  Appel  unangefochten  be- 
stehen, ja  erhielt  sogar  durch  die  Ordonnanz  v.  2.  Juli 
1729.  noch  eine  grössere  Festigung. 

„Das  geeignetste  Mittel,  heisst  es  hier,  jede  Beein- 
trttchtigung  des  Königs  und  der  Unterthanen  zu  verhüten, 
liegt  in  der  stetigen  Ueberwachung  der  geistlichen  Ge- 
richte. .  .^  Damit  die  Kirche  innerhalb  der  gesetzmässigen 
Schranken  gehalten  bleibe,  wird  auf  die  bisher  geübte 
Praxis  des  Senates  verwiesen,  d.  h.  „auf  Vorstellung  des 
Generaladvocaten  jene  Acte  f&r  null  und  nichtig  zu  er- 
klären, ihre  Beobachtung  zu  verbieten ,  die  geistlichen  Ge- 
richtshöfe, von  dem  sie  ausgegangen  sind,  zu  ihrer  Zurück- 
nahme zu  ermahnen,  und  ftir  die  Zukunft  zu  warnen,  perchi 
dUrimente  si  userä  con  esse  di  rimedii  politici  ed  economici 
secondo  li  casi.^ 


I 


1}  Trait^B  de  la  maison  royale  de  SsToie  (Tarin  1886.) 
2.,  421. 

';  eben  das.  2.,  428. 
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la  jedem  einzelnen  Falle  habe  der  Senat  die  Vorstel- 
lung des  Generaladvocateo  und  den  hierauf  gefawtenSchluss 
dem  Könige  zu  aaterbreiten ,  und  dessen  Befehle  zu  er- 
warten. 


Uebrigens  scheint  da«  Concordat  des  Jahres  1727.  doch 
nicht  allen  Conflicten  zwischen  Staat  und  Kirche  vorgebeugt 
zu  haben.  Schon  i.  J.  1742.  wurde  ein  neues  Concordat 
geschlossen  '),  welches  noch  weit  mehr  als  das  frühere  den 
kirchlichen  Ansprüchen  Rechnung  trug. 

So  wurden  die  Vorschriften,  welche  den  weltlichen 
Arm  der  Kirche  dienstbar  machten,  aus  dem  vorhergehen- 
den Uebereinkonimen  wiederholt,  aber  es  wurde  hinzuge- 
fligt,  dass  der  weltliche  Richter  niemals  Einsicht  in  die 
Akten  des  Bischöfe*  verlangen  dltrfe,  um  zu  entscheiden, 
ob  er  das  geistliche  Urtheil  exequiren  kOnne  oder  nicht, 
sondern  daes  er  blind  der  kirchlichen  Requisition  Folge  zu 
leisten  habe.  Die  BischSfe  sollten  frei  und  unbehindert 
Synoden  berufen ,  deren  Beschlüsse  publiciren ,  nach  Rom 
reisen,  Visitationen  vornehmen  dürfen.  Der  ausschliess- 
liehen  geistlichen  Q«richtsbarkeit  wurden  die  Verbrechen 
der  Ketzerei,  des  Sacrilegs,  der  Polygamie,  die  Materien 
des  Ehe-,  Zehnt-,  Beneficial-,  Patronatrechts  zugewiesen, 
sowie  die  Streitigkeiten  über  geistlichen  Functionen  und 
Uebertretungen  der  Feier tagsordnung. 

Der  geistliche  Gerichtsstand  der  Cleriker  in  Civil-  und 
Criminalsachen  wurde  zugestanden. 

Den  Bischöfen  sollte  freistehen,  mit  kirchlichen  Strafen 
und  Censuren  gegen  öffentliche  und  Aergemiss  erregende 
Sünder,  Guttesiästerer ,  Wucherer,  Ehebrecher,  im  Concu- 
binate  Lebende  u.  s.  w.  einzuschreiten.  Sie  sollten  eigene 
geistliche  Gefängnisse  halten  dürfen,  in  welche  auch  Lwen 
einzusperren  wären. 

Das  Asylrecht  wurde  einigermasscn  modiiicirt,  aber  im 
Zweifel,  ob  einer  Person  die  Wohltbat  desselben  gebühre  oder 
nicht,   Sollte   dem   Bischöfe   die   Entscheidung   zugestehen, 

■)  Nussi  a.  a.  0.  W.  ff. 
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und  er  sollte  den  königlichen  Beamten,  welcher  dagegen 
ungehorsam  wäre,  mit  der  Excommunication  belegen  dürfen. 
Der  Appel  comme  d'abus  wurde  im  Concordate  nicht 
direct  erwähnt,  und  in  der  That  auch  in  den  Jahren  1770. 
und  1771.  durch  einzelne  Regolamenti  weiter  dahin  aus- 
gebildet, dass  die  von  dem  Senate  bisher  befolgten  Grund- 
sätze des  französischen  Rechtes  jetzt  zum  Theil  eine  gesetz- 
liche Unterlage  erhielten.  Aber  von  einer  Handhabung 
dieses  Institutes  konnte  kaum  die  Rede  sein  unter  der  Re- 
gierung der  piemontesischen  Fürsten  von  1740.  bis  zum 
Ende  des  Jahrhunderts.  Denn  diese  setzten  ihren  höchsten 
Triumph  darein,  ihr  Land  in  die  grösste  kirchliche  Bot- 
mässigkeit  zu  bringen.  Dafür  wurden  sie  in  päpstlichen 
AUocutionen  gepriesen  und  der  Mit-  und  Nachwelt  als 
leuchtendes  Muster  vorgehalten  ^).  Ihr  Land  aber  ver- 
sumpfte und  verdarb.  Der  Staat  und  alle  seine  Interessen 
wurden  von  der  Kirche  verschlungen. 


Auch  das  napoleonische  Regiment  war  zu  vorüber- 
gehend, um  dauernde  Aenderungen  hervorzurufen,  und  die 
Reaction  gegen  den  Gallikanismus  schien  seit  dem  Jahre 
1814.  sogar  mit  einem  nationalen  Charakter  bekleidet,  und 
von  der  Idee  getragen  zu  sein,  auch  die  letzten  Spuren 
der  Fremdherrschaft  zu  vertilgen. 

Noch  das  von  Carl  Albort  mit  Gregor  XVI.  ab- 
geschlossene Concordat  *)  hielt  den  geistlichen  Gerichts- 
stand der  Cleriker  fest,  die  nur  „mit  Rücksicht  auf  die 
Zeitverhältnisse^  fLlr  Verbrechen  dem  weltlichen  Richter 
unterworfen  sein  sollten. 

Aber  jede  gegen  Geistliche  ausgesprochene  Strafe  sollte 
von  der  gegen  Laien  zu  erkennenden  verschieden  sein, 
und  ein  Todesurtheil  nicht  vollstreckt  werden  dürfen,  wenn 
nicht  der  Bischof  die  Degradation  vollzogen  habe  oder 
seine  Weigerungsgründe  von  einer  kirchlichen  Commission 
untersucht  und  nicht  stichhaltig  befunden  sein  würden. 

Das  Asyhrecht  wurde   in   der  alten   die   weltliche  Ge* 


^)  T  hei  Der,  Clemens  XIV.  1.,  620.  f. 
V  bei  Nussi  a.  a.  0.  266.  f. 
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rechtigkeit  brachlegenden  Weise  gehandhabt  und  daa  Militttr 
nutzbar  verwendet,  Kirchen  und  KlSster  zu  belagern,  um 
dorthin  geäücbtete  Verbrecbor  aaebungem  und  auffangen 
zu  können  *). 

Der  Unterricht  wurde  für  die  Kirche  monopoliBirt,  den 
Jesuiten  Preis  gegeben,  und  nicht  zur  Bildung  sondern  zur 
gKnzÜcbeu  Verdummung  des  Volkes  benutzt 

Kirchliches  und  Staatlichee  wurden  in  der  hHsBlichsten 
Weise  vermischt. 

Jeder  excommunicirte  Beamte  verlor  sofort  sein  Amt, 
die  Befctrderung  zu  höheren  Posten  erfolgte  je  nach  der 
Häufigkeit  der  Beichten ,  über  welche  die  Staatsregiemng 
Listen  führte.  Auf  Akte  der  Qeriugschfttzung  gegen 
Hostien  setzte  der  verbesserte  Alhertinische  Codice  penale  *) 
Todesstrafe ,  auf  MissachtuDg  der  Reliquien ,  heiligen  Ge- 
f^Bse,  Bilder  langwieriges  und  lehenslängliclies  Geßtngniss, 
auf  Lästerung  Qottes  und  der  Jungfrau  Maria  im  mittel- 
alterlichen Stile  Qeßlngniss  und  Zwangsarbeit. 

Die  Zahl  der  Klöster  und  ihr  Grundbesitz  vermehrt« 
sich  ohne  Unterlass  'j.  Der  niedere  Clerus  Überschwemmte 
daa  Land,  er  war  träge,  unwissend,  arm;  er  suchte  aus 
Afesselesen  sich  einen  notbdürftigen  Unterhalt  zn  schaffen, 
und  trieb  das  gewerbsmässig  auf  eigenen  MessbSrsen  *). 

Die  Literatur  unterlag  einer  doppelten  Controle.  Was 
der  Staat  zugelassen,  konnte  immer  noch  von  der  Kirche 
verboten  werden. 

Die  Akatboliken  waren  bedrängt,  unterdrückt,  in  jeder 
Weise  benachtheitigt  Daa  Geschäft  de«  Raubes  von  Juden- 
kindern, um  sie  katholisch  zu  machen,  war  der  Kirche 
und  dem  Staate  wohlgefilllig. 

DasB  unter  solchen  Umständen  der  appel  comme  d'abua 


■)  Renchlin  Oesch.  3.,  isa.  ff.  188.,  vgl.  auch  nud  fttr  das  fol' 
gende  Reuchlin  in  Oelser,  Protest.  MonaUblUter  1660.  September 
163.  ff.    Buth  a.  a.  0.  1.,  171.  ff.  und  317.  ff 

*)  Art  160-164. 

*)  In  Genua  kamen  durcbschnittlich  auf  jeden  Borger  16.  Quadrat- 
meter Land,  auf  jeden  der  1800.  KlMtereiniaBBen  2fil.  Roth  a.  a. 
0.  U  219. 

')  Benoni,  Sceae  ilella  viM  di  un  Italiano  8.  296. 
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im  sardinischeD  Staatsleben  keine  bedeutungsvolle  Rolle 
gespielt  haben  wird,  versteht  sich  ganz  von  selbst.  Doch 
kann  ich  folgende  zwei  Fälle  von  Missbrauchserklärungen 
mittheilen. 

Die  Confratemität  S.  Rocco  di  Canelli  hatte  Con- 
tracte  geschlossen,  wozu  die  Approbation  des  Bischofs  von 
M  o  n  d  o  V  i  vergebens  erbeten  worden  war.  Die  Oonfrater- 
nität  wandte  sich  deswegen  an  den  Senat,  und  dieser  erliess 
unter  dem  1.  Januar  1845.  ein  Decret:  Premesso  che  Tap- 
provare  i  contrattiy  cJie  (ÜT  aministrcusione  dei  beni  deUc 
confratemitä  appartengono ,  h  di  esclusiva  competetusa  di 
questo  supremo  magistraio,  e  che  percib  inutilmente  si  di- 

rigeva  dir  atdoritä  ecclesicLstica Niun  riguardo  avtäo 

ai  provvedimenti  della  curia  ecclesiastica,  si  manda  assu- 
mersi  le  opportune  informaeioni, 

DieOonfraternitä  del  S.  Sacramento  di  Trino 
belangte  ihren  Schatzmeister  den  Priester  Feiice  de- 
mente vor  der  Curia  in  V  e  r  c  e  1 1  i  auf  Rechnungsablegung 
und  Herausgabe  der  Kassenschlüssel.  Gleichzeitig  ernannte 
sie  einen  neuen  Schatzmeister.  Das  bischöfliche  Gericht 
erkannte  aber,  dass  demente  sein  Amt  weiter  fortführen 
solle,  und  publicirte  seinen  Spruch,  obgleich  die  Confra- 
temität dagegen  iu  Rom  Appellation  eingelegt  hatte. 

Darauf  erging  folgendes  Senatsdecret : 

Vedute  ecc.  Abbianw  commesso  e  commettiamo  cd 
giudice  di  Trino  d'intbire  il  prevosto  e  vicario  foraneo  della 
parocchiale  di  detto  luogo  di  devenire  cdla  pubbliccufione 
delV  avviso  di  cui  nella  sentenaa  della  curia  arcivescovile 
di  Vercelli  del  13.  aprüe  1819.  ^  portata  dcdV  ordinama 
della  curia  stessa  del  "/it.  detto  anno;  di  vegliare  contefn- 
poraneamente  alV  esecußione  delle  presente;  dHngiungere 
aUa  confratemitä  ricorrente  di  non  dare  eseguimento  alctifto 
all'  ordinanea  suddetta  della  curia  arcivescovile  in  qucdunque 
modo  sia  per  essere  notificata,  cmne  anche  di  non  otteni- 
perare  a  verun  provvedimento  che  sul  punto  di  cui  si  tratta 
vcnisse  ad  essere  proferito  dalla  curia  anjfidetta;  C4>me  pure 
di  cancellare,  nei  registri  della  confratemitä  tnedesima  Vor- 
dinato  con  cui  essa  da  prima  promosse  Vattuale  causa  avanti 


tutio  Voperaio  Vappoaito   verbale,   mandatido   eseguirsi   la 
preaente  eec. 


Seit  dem  Jahre  1848.  begaoo  jedoch  in  Piemont 
eine  geistige  Strömung,  welche  die  Verachmelzung  des 
Kirchlichen  uad  Staatlichen  zu  lösen  strebte.  Hatte  doch 
die  Landeskirche  mit  dem  Landesfeinde  zu  sehr  gemein- 
same Sache  gemacht,  als  dass  ihr  der  Genuas  der  früheren 
PririlegieD  hKtte  erhalten  hleiben  können. 

Am  27.  Fehruar  1890.  legte  der  Minister  Siccardi 
den  Kammern  seine  berühmten,  nach  ihm  genannten  Qe- 
eetzesanträge  vor,  die  am  9.  April  1850.  als  Qeeets  pn- 
blicirt,  und  durch  welche  die  Geistlichen  in  Civil- 
und  Criminalsachen  dem  bürgerlichen  Forum  unterworfen, 
dem  geistlichen  Gericht  die  Befugniss  weltliche  Strafen  aus- 
zusprechen genommen,  das  Asylrecht  beseitigt,  und  Amor- 
tiaationsbestimmungen  eingeführt  wurden  ').  Im  Laufe  der 
folgenden  Jahre  ist  dann  die  Civilehe  angeordnet  *) ,  das 
staatliche  Recht  über  das  Unterrichtewesen  wahrgenommen  '), 
das  JCxequatar  neu  geregelt  *),  die  Säcularisirung  der  Klöster 
ausgeführt ')  und  für  die  zum  italienischen  Staat  hinzuge- 
schlagene  Lombardei  das  österreichische  Concordat  beseitigt 
worden  '). 

Wenn  nun  aber  auch  durch  den  Inhalt  der  neuen  Ge- ' 
setze   die    Möglichkeit    der   geistlichen   Uebergri£Fe   in    daa 

')  Tgl.  Legge  Siccardi  aall'  abolisioae  delForo  e  delle 
immuDitb  eccleBiaatiche.    Torino  1850. 

■)  Tgl.  tneiu  Recht  der  EheBchliesaang  (Leipsig  1866.)  8.  611-  C 

*)  IteuchliD  a.  a.  O.  AU  die  Bischöfe  anf  pftpstliche  Weisung 
die  Staatisufsicfat  Ober  die  Seminsrien  und  die  damit  verboodenen 
SecundärBchulen  ablehuten,  wurde  ia  Folge  davon  eine  Reihe  von  Se- 
minaiien  auf  Befehl  des  Unterrichts miniBters  Natoli  i.  J.  1866.  ge- 
schlossen. 

*)  So  wurde  dem  SyllabuB  das  königliche  Exeqnatar  unter  dem 
6.  Januar  18ü5.  erthuilt,  vorbehaltlich  der  Rechte  des  Staates  und  der 
Krone  und  ohne  irgend  eine  der  darin  enthaltenen  Fropositionen  ao- 
znerkenuen,  welche  den  Frincipien  der  Inatitutioneo  und  der  Geaets- 
gebuug  des  Landes  suwider  sind. 

■)  Vgl.  meine  MittbeiluDgen  aus  fremden  OesetzgebungCD,  Zeit- 
schrift f.  KR.  Bd.  4.  S.  S85.  ff. 

•]  Beschl.  d.  Staatsrathes  r.  20.  März  1860. 
E.  Fl  ledbeta.  ■>.  UU*br,  d.  gölitl.  AinUg«w>lt.  4% 


716  Zweites  Baeh.    Aiuterdeutsche  Staaten. 

staatliche  Gebiet  bedeutend  geschmälert  wurde ,  so  reizte 
doch  schon  der  Erlass  der  Maassregeln  einen  Theil  der 
Oeistlichkeit  in  so  bedenklicher  Weise,  dass  das  Mittel  des 
appel  comme  d'abus  nicht  mehr  als  ausreichend  befunden 
werden  konnte. 

Qleich  nach  der  Publication  der  leggi  Siccardi  erklärte 
der  Erzbischof  Ton  Turin,  Fransoni,  dass  die  bQrger- 
lichen  Qesetze  das  Recht  der  Kirche  nicht  beseitigen  dürften ; 
er  verbot  den  Geistlichen,  vor  einem  bürgerlichen  Gerichts- 
hof in  Civil-  oder  Criminalsachen  ohne  Erlaubniss  der 
kirchlichen  Oberen  zu  erscheinen.  Die  Regierung  schritt 
energisch  ein.  Der  erzbischöfliche  Erlass  wurde  cassirt, 
und  sein  Verfasser  wegen  Pressvergehens  zur  Verantwor- 
tung gezogen.  Trotz  seiner  Weigerung,  vor  dem  incompe- 
tenten  Gericht  zu  erscheinen,  wurde  er  zu  einer  Strafe  von 
500.  Francs  und  einem  Monat  Ge&ngniss  verurtheilt,  welchen 
er  auf  der  Citadelle  Turins  verbüsste. '  Als  er  auch  da- 
durch in  seiner  Agitation  nicht  behindert  wurde,  traf  ihn 
eine  neue  zweimonatliche  Gef^gnissstrafe,  der  er  sich  nur 
durch  Verlegung  seines  Wohnsitzes   nach  Lyon   entzog  ^). 

Ebenso  durchgreifend  verfuhr  die  Regierung  gegen  den 
Erzbischof  von  Cagliari,  Nurra,  der  die  Beamten  mit 
Excommunication  bedroht  hatte,  welche  ein  von  der  Re- 
gierung erlassenes,  die  Aufhebung  der  Zehnten  auf  der 
Insel  Sardinien  betreffendes  Gesetz  zur  Ausfuhrung  bringen 
würden.  Der  Gerichtshof  von  Cagliari  erkannte  am  21. 
September  1850.,  dass  der  Erzbischof  von  seinem  Sitze  zu 
entfernen  und  seine  Temporalien  zu  sperren  seien;  ein 
Regierungsdampfer  brachte  den  widerspenstigen  Prälaten 
nach  Rom. 

Es  war  selbstverständlich,  dass  auch  der  Papst  gegen 
die  Verletzung  der  kirchlichen  Freiheit  seine  Stimme  erhob, 
und  er  hatte  dazu  in  der  That  um  so  mehr  Veranlassung, 
als  die  Regierung  durch  die  leggi  Siccardi  das  Concordat 
geradezu  verletzt  hatte,  im  übrigen  aber  alle  diejenigen 
Theile  der  frülieren  Uebereinkünfte  aus  welchen  sie  Rechte 


')  Vgl.  auch  Ruth  a.  a.  0.  2.,  279.  f. 
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ableiten  konnte,   wie  z.  B.  die  NominationabefugnisB  ohne 
Weiteres  aufreclit  erhielt '). 

Der  Papst  cassirte  kraft  apostolischer  Autorität  die 
gegen  die  kirchliche  Freiheit  erlassenen  Gesetze  *),  ja  er 
verlangte  noch  mehr.  Er  wollte  auch  den  appel  comme 
d'abuB  beseitigt  wissen. 

Die  Regierung  ging  über  die  päpstlichen  Proteste  ein- 
fach zur  Tagesordnung  über,  und  erteilte  das  eben  ange- 
deutete Verlangen  Pins  IX.  so  wenig,  dass  umgekehrt  in 
dem  am  30.  Octobor  18511.  Über  die  Organisation  des  Staata- 
'  rathes  neu  erlassenen  Oesetze ')  specielle  Vorschriften  Über 
den  appel  comme  d'abus  getroffen  wurden  (Art.  19 — 21.)  '), 

'j  Darsuf  wies  auch  der  Protest  der  BischOfe  der  ProTiDKa  Ver- 
celli  und  Genua  bin,  bei  BriaDo  Discorsi  303. 

')  Auch  bei  Laurent,  L'^glise  et  VitM.    Ulme  partie  516.  S. 

■)  Bnlletiuo  dclle  leggi  do.  8707.  Damit  steht  Jn  Ver- 
bindung der  i.  J.  \8Gi.  den  Kammern  vorgelegte  Qeaetzentwurf  gegen 
die  UeberKriffe  der  Geistlichkeit.  Derselbe  eerfiel  in  7.  Artikel.  Der 
erste  bestimmte,  daas  diejenigen  Verordnungen  der  Bischöfe,  Dom- 
capitulare  und  deren  Curien  nicht  anerkannt  werden  konnten,  welche 
Suspensionen  oder  Abaetzuugen  ihrer  Untergebenen  TerfDgten,  ohne 
dass  die  Gründe  schriftlich  der  Regiernng  mitgetheilt  wQrden.  Das 
Verfahren  ex  informata  conscientia  ward  IQr  nniulftssig  erklärt.  Der 
Art.  2.  sah  den  Fall  vor,  dass  die  Bischöfe  und  deren  Stellvertreter 
den  Q er IchtaprBsi deuten  ihres  Districtes  schriftliche  Hittheilungcn  Ober 
die  Handlungen  g&bcn,  irelche  die  Verordnung  hervorgerufen' hätten, 
damit  der  weltliche  Beamte,  der  gleichzeitig  die  factischen  Grundlagen 
der  bischöflichen  Maeseahme  prflft,  das  Vcrdict  f&lle,  welches  den  Bi- 
schof zur  Verkandigung  der  Excommunicatiou  befugt  Der  Art.  S. 
setzt  fest,  dass  die  auf  diese  Weise  von  den  Bischöfen  decretirteu 
Kirche  US  trafen  wohl  die  Eutsetzuug  eines  Priesters  von  seinem  Amte, 
aber  nicht  die  Entziehung  seiner  EinkQnfte  ohne  vorhergehende  Ge- 
nehmigung des  Cultnsministeri  anordnen  könne.  Art.  4.  Die  Bischöfe 
und  deren  Stelivertreter  dürfen  kein  Decret  und  keine  Schrift  durch 
die  Presse  oder  sunst  veröffentlichen  ohne  Genehmigung  des  Cultua- 
mioiaters.  Art  ü.  G.  Die  Verletzung  der  Vorschriften  des  Art.  4.  ist 
vun  iIru  weltlichen  Gerichten  nach  Massgabe  des  Falles  mit  Kerker- 
Strafe  nicht  aber  0.  Monate,  oder  Geldbusse  nicht  Ober  500.  Lire  zu' 
belegen.  Art.  7.  Eine  Verletzung  des  Art,  1.  2.  3.,  welche  somit  einen 
Conflict  zwischen  der  weltlichen  und  geistlichen  Macht  begrQndet,  ist 
in  Gemäasbcit  des  Gesetzes  vom  30.  October  durch  den  Staatsratb  in 
heu  rth  eilen. 

')  Ucbcr  die  Entstehungsgeschichte  vgl.  Mancini  Discnrsi  68.  f. 
«i* 
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Der  Staatsrath  verkündet  in  einer  Sitzung  aller  Mit- 
glieder, so  lieisst  es,  die  Maassregeln,  die  in  Bezag  auf  die 
Attributionen  der  weltlichen  und  geistlichen  Macht  ge- 
troffen sind. 

In  den  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Fällen  übergiebt 
der  Minister  der  Justiz  und  Gnadensachen  den  Antrag  dem 
Präsidenten  des  Senats,  und  betraut  die  Stellung  der  wei- 
teren Anträge  einem  der  Referendare,  die  mit  den  Func- 
tionen des  öffentlichen  Ministeriums  ausgerüstet  sind. 

Die  Instruction,  wenn  sie  erforderlich  ist,  wird  einem 
Staatsrath  der  competenten  Section  übergeben,  welcher 
darüber  Bericht  zu  erstatten  hat. 

Der  Staatsrath  erkennt  über  den  Antrag,  den  Bericht 
und  die  Schlüsse  des  öffentlichen  Ministeriums,  entfernt  das 
Hindemiss  der  missbräuchlichen  Handlung,  oder  annullirt 
sie,  je  nach  Bedürfniss,  und  setzt  die  Sache  in  den  vorigen 
Stand. 

Ausserdem  kann  der  Staatsrath,  wenn  er  darum  an- 
gegangen ist,  die  Temporalien  sperren  ^). 

Mit  diesen  Bestimmungen  sind  dann  noch  die  Art.  193. 
und  268 — 270.  des  Sardinischen  Strafgesetzbuches  vom  20. 
November  1859.  in  Verbindung  zu  setzen,  welche  den  ent- 
sprechenden des  Code  pönal  nachgebildet  sind  ') ,   und  auf 


')  Ueber  die  von  dem  Staatsrathe  befolgten  Principien  Aiuserte 
sich  der  Jostizminister  De  Falco  bei  Briano  Discorsi  847.:  »11 
Consiglio  di  State  infatti,  nei  giadizi  di  appello  per  abuso  a  loi  de- 
feriti,  compie  an  apprezzamento  politico  piü  che  an  processo  giudiziale ; 
segne  criteri  di  eqaitä  e  di  politica  convenienza  piü  che  leggi  scritte; 
ä  an  proTvedimento  insomma  d'ordine  amministrativo  che  pu6  esten- 
dersi  anche  a  fatti  che,  non  contenendo  la  immediata  lesione  di  an 
diritto  0  la  violazione  di  nna  legge,  non  dovrebbero,  nel  nostro  con- 
cetto,  formare  l'oggetto  di  alcana  diretta  o  indiretta  repressione.« 

')  Art.  193.  ». ..  Dieselbe  Strafe  ist  auf  die  Geistlichen  der  Staats- 
religion oder  der  geduldeten  Religionen  anwendbar,  welche  zu  Gunsten 
oder  zum  Nachtheil  bestimmter  Wahlbewerber  die  Stimmen  der  W&hler 
zu  binden  suchen,  indem  sie  an  von  ihnen  in  der  Rangfolge  abhängige 
Personen  Anweisungen  richten,  oder  zu  diesem  Zwecke  an  dem  Gottes- 
dienst geweihten  Orten  Reden  halten,  oder  indem  sie  geistliche  Ver- 
sprechungen oder  Drohungen  Äussern (Verlust  der  Wahlrechte 

aaf  6—10.  J.  bei  Wahlen  zum  Landesparlament ;  sonst  3—6.  J.;  Geld- 
strafe  y.  250-2000.  Lire  im  etatAren,  100—1000.  im  letzteren  Falle.) 
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welche  die  Regienug  Beispielweise  dem  vaticanischen  Cod- 


Art.  268.  Die  QeiBtIichen  der  Staatare]  ig  in  n  oder  geduldeter  Se- 
ligionen,  welche  bei  AusDbuDg  ihres  Amtes  in  Offentlirher  Versammliiiig 
Reden  iuBsem,  die  einen  Tadel  der  Staatseinrichtangen  oder  Oeietn 
enthalten,  oder  welche  Bandlungen  begehen,  welche  geeignet  sind, 
Teradlitang  oder  MisBrergDUgen  gegen  dieselbe  m  erwecken,  oder 
welche  dnrch  ungehörige  Yerletaung  ihrer  AmtsTerrichtnngen  das  Öf- 
fentliche Qewissen  oder  den  Frieden  der  Familien  lUreo ,  werden  mit 
GeAngniBB  von  3.  Monaten  bis  2.  Jahren  bestraft. 

Die  Strafe  betrigt  6.  Monate  bis  3.  Jahre  Qef&ngnisa ,  wenn  der 
Tadel  in  Schriften,  Anweisungen,  oder  anderen  irgendwelchen  Urkunden 
ausgesprochen  wird,  die  in  OfFentlicher  Teraammlnng  vorgelesen,  oder 
sonst  TerfiEFeatUcht  werden. 

In  illeo  F&lleu  des  gegenvftrtigeD  SaUes  wird  der  QeAngniss- 
Strafe  eine  Geldstrafe  beigefügt,  welche  sich  bis  auf  2000.  Lire  be- 
Unfen  kann. 

Art.  369.  Wenn  die  in  vorhergehendem  Satze  erw&hnten  Beden, 
Schriften  oder  Handlangen  eine  Anffordernng  enthalten,  den  Staats- 
gesetzen oder  anderen  Maassregeln  der  Staatsbehörde  nicht  zu  gehor- 
dteo ,  so  wird  die  Strafe  Geftngn issstrafe  nicht  unter  3.  Jahren  und 
Geldstrafe  nicht  unter  2000.  Lire  sein. 

Hatte  die  Aufforderong  EmpOmng  oder  Aufruhr  aur  Folge,  so 
wird  der  Auffordernde  als  Theil nehme r  bestraft. 

Art  270.  Jede  Debertretung  der  bestehenden  Anordnimgen  Aber 
die  Nothwendigkeit  der  Zustimmung  der  Kegiemng  zur  VerOffentlichaag 
oder  Vollziehung  der  auf  die  Staatsreligion  oder  andere  Beligionen 
sich  besiehenden  Verfagungen  wird  Je  nach  Umst&aden  mit  GeAngniss 
bis  zu  6.  Monaten,  oder  mit  Geldstrafe  bis  500.  Lire  bestraft.* 

Der  Entwurf  des  italieniechen  Strafgesetzbuches  hatte  an  Stelle 
dessen  folgende  Vorschriften  setzen  wollen: 

•  Art.  186.  $.  1.  II  ministro  di  on  culto  che  rifiuta  11  proprio 
ministero  per  causa  dell'  obhedienza  di  taluno  alle  leggi  o  alle  aatoriti 
dello  Stato  o  dell'  esercizio  di  facoltä,  diritii  od  offiq  che  le  leggi 
medesime  hanno  attribuito  o  riconosciuto,  i  colpevole  di  riäuto  indebito 
del  proprio  ministero,  ed  h  panito  con  la  detenzione  da  qnattro  mesi 
a  due  anni,  con  la  mnlta  da  centocinquanta  a  due  mila  lire,  e  con 
l'interdizione  dai  pablici  ufBqj. 

S.  2.  Con  la  stessa  pena  6  pnnito  il  ministro  di  un  culto,  che 
riflntando  iodebitamente,  per  qualsiasi  altra  causa,  il  proprio  ministero, 
tnrba  la  pace  delle  famiglie  o  l'ordine  publice. 

Art,  187.  I  mioistri  di  an  culto  che  esercitano  atti  di  culto  estemo 
contro  il  divieto  del  governo,  sooo  pnniti  con  la  deteaiione  fiuo  a  tre 
mesi  e  con  la  malta  da  centocinquanta  a  dnemila  lire. 

Art.  188.  L'inostervanza  delle  regole  figenti  circa  la  necessitli 
dell'  aaseoso  del  governo  alla  pnbbUcaidoae  ed  alUoswas^onft^'^vn- 
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eile  gegenüber  epeciell  hinzuweigen   für  nöthig  erachtete  '). 

Am  25.  März  16C].    beschäftigte    äich    die   italienische 

Tedimenti  in  materia  di  culto,  k  puiiita  con  la  multa  da  cicqaecento- 
cioqnanta  a  daemila  lire. 

Art.  1^9.  §.  ].  I  ministri  di  on  colto  che.  nell'  eserdzio  del  loro 
oinistero  ed  in  laogo  pabli(yi.  pronnnziano  discori^i  contenenti  censura 
delle  iBtitnzioni  dello  State,  o  degli  atti  del  goremo.  o  di  leggi  ed  or- 
dini  della  pnbblica  aatoritä,  «ono  puniti  con  la  detenzione  da  qaattro 
mesi  a  due  anni. 

§.2.  Sc  perö  il  fatto  oostitnisce  il  reato  prevedoto  nell'  articolu 
127.  si  applica  la  pena  nel  medesimo  stabilita,  con  l'aomento  da  nno 
a  dne  gradi. 

Art.  190  I  ministri  di  un  cülto  che  nell'  esercizio  delle  loro 
fuDxioni  commettono  i  reati  prereduti  negli  articoli  122.  e  221..  sono 
pnniti  con  le  pene  in  easi  stabilite.  aumentate  da  uno  a  dae  gradi.  — 
Die  in  Bezug  genommenen  Artikel  lauten  aber: 

Art  127.  Chianqne  dirnlga  o  espone  al  pnbblico  scritti  o  disegni 
iotto  qualnnqne  forma,  o  tiene  discorsi  in  pnbbliche  rinnioni.  nel  fine 
di  rendere  il  popolo  ostile  alla  eostituzione  politica  o  alia  autoritji  dello 
Statn,  0  di  eccitarlo  all'  odio  contra  nna  clas^e  di  cittadini  o  alla  inos- 
servanza  delle  leggi.  quando  il  fatto  non  ctjstituisca  complicitä  in  reat^t 
piü  grare.  h  pnnito  con  la  detenzione  da  quattro  mesi  a  due  aiini. 

Art.  122.  §.  1.  Chiunque,  fnori  dei  casi  prereduti  nell'  art  1(X). 
fa  oltraggio  al  Re.  c  pnnito  con  la  prigionia  da  qnattro  mesi  a  due 
anni. 

$.  2.  Se  l'oltraggio  b  fatto  alle  altre  personc  indicate  nel  detto 
art  ICK),  il  colperole  6  pnnito  con  la  prigionia  da  quattro  men  a  due 
anni. 

$.  3.  Quando  il  reato  prevednto  nel  presente  articolo  >  commesso 
coli  mezzo  della  stampa  si  applica  )a  detenzione  sino  a  due  anni,  e  la 
ronlta  da  mille  e  cento  a  tremila  lire. 

Art.  221.  §.  1.  Chiunque  dirulga  o  espone  al  pnbblico  scritti  o 
disegni  sotto  qualcnque  forma,  o  tiene  discorsi  in  pubhliche  riunioni 
nel  fine  di  eccitare  a  coromettere  reati,  sc  l'instigazione  non  c  stata 
accolta  0  segoita  da  atti  di  esecuzione  costituenti  un  reato  roancato  o 
tcntato  (!  punitfj 

a.  con  la  prigonia  da  quattro  mesi  a  dne  anni ,  se  l'isistigazione 
era  diretta  ad  un  reato  punibile  con  la  pena  di  morte  o  con  pene  re- 
Btrittire  della  libertä  personale: 

b)  con  la  multa  da  sessanta  a  mille  lire,  in  tutti  gli  altra  casi. 

§.  2.  Salvo  il  disposto  dell'  art.  126,  se  l'instigazione  e  avvenuta 
col  mezzo  della  stampa,  si  applicano  le  pene  stabilite  nel  paragrafo 
precedcnte,  ma  alla  prigionia  ^  sostitnita  la  detenzione.« 

^)  Vgl.  meine  Sammlung  d.  Aktenst  zum  yaticanischen  Goncil 
8.  210. 
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Depntirtenkammer  mit  der  rSmiaoheti  Frage.  Der  Graf 
Cavour  ergriff  das  Wort  Er  gab  Beinen  Ideen  über  die 
GeBtaltung  des  VerhältDieses  tüd  Staat  und  Kirche  Aus- 
druck. Er  wollte  beide  von  einander  getrennt  wissen : 
lihera  Chiesa  in  libero  Stato.  Er  hoffte  damals  noch  immer, 
dase  das  Papsttbnm  mit  dem  italischen  Staat  sich  versöhnen, 
und  der  Papst  auf  die  nationalen  Ideen  zurückkommen 
würde,  welche  die  Politik  so  vieler  mittelalterlicher  Päpste 
bestimmt  und  zuerst  auch  da«  Programm  Pias  IX.  aus- 
gemacht hatten.  Aber  Cavour  fasste  auch  den  Fall  ine 
Auge,  d&sB  eine  Ausgleichung  swiscben  den  curialen  und 
nationalen  Interesaen  sich  nicht  erzielen  lasse.  Ma  se,  Bo 
sagte  er,  —  per  cireostanae  fatali  alla  chiesa  e  air  It(dia 
Vanitao  del  pontefiee  tion  si  mufasse  e  rimattesse  fermo  tiel 
reapingere  ogni  matiiera  d'accordo  ?  Ebbene  o  signori,  tum 
pereib  noi  cesseremo  dal  proelamare  altamente  i  principii 
ehe  qui  ora  vi  ho  esposti,  e  che  mi  lusingo  riceveramto  da 
voi  favorevole  accoglienea;  nai  non  cesseremo  da  dire,  ehe 
qu(Utmque  sia  il  modo  coh  cui  l'Ittüia  giungerä  alla  cittä 
etema,  sia  ehe  vi  giunga  per  accordo  0  senza,  giunta  a 
Roma,  appetta  avrä  dickiarato  dicaduto  il  pctere  temporale 
essa  procUanerä  il  principio  della  separatione  ed  'flttuerä 
immediatamente  il  principio  della  lihertä  deUa  Chiesa  suüe 
hase  piü  larghi  *). 

Im  Jahre  1870.  war  es  den  Epigonen  des  grossen 
Staatsmannes  vergönnt,  die  von  jenem  bestellte  Saat  ein- 
zuerndten  und  Born  als  letztes  Glied  dem  geeinigten  Italien 
einzufügen.  Es  war  jetzt  der  Zeitpunkt  gekommen ,  wo 
die  italienischen  Politiker  sich  schlüssig  zu  machen 
hatten ,    ob  sie  das  Programm  C  a  v  o  u  r  s   noch   weiter  zur 

')  Id  Verbindung  damit  steht  uoch  die  fol|ende  Aeusserang  Ca- 
toutb:  »Id  ricorderö  ■  sostegno  delle  nostre  propoate  che  esse  bdqo 
conformi  a  tutto  il  nostro  sistema.  Noi  crediamo  che  si  debba  intro- 
duire  il  sistema  della  libertit  in  tutte  le  parti  della  aocieU  religiosa  e 
civile.  Noi  vogliaino  la  ItherU  economica,  ooi  Togliamo  la  libertk  di 
Goscieuza,  noi  vogliamo  tutte  le  libertit  compatibili  al  manetimento  dell' 
ordiae  pubblico,  e  quindi  come  coniegueuza  net^Bsaria  di  qneBt'  ordine 
di  cose,  noi  crediamo  oecessario  all'  armonia  dell'  edifldo  cbeTOgUamo 
ionalzare  che  il  principio  di  libertit  sia  applicato  ai  rapporti  della 
Chiesa  e  dello  Suto.< 
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Ausföhmng  bringen  könnten  ^),  ob  sie  ihm  die  Modifica- 
tionen  angedeihen  lassen  müssten,  welche  die  unversöhn- 
liche Haltung  des  römischen  Bischofes  zu  erfordern  schien. 

Die  Lage  der  italienischen  Regierung  war  unbequem 
genug,  und  es  ist  nothwendig,  das  zu  betonen,  um  einen 
gerechten  Massstab  für  die  Beurtheilung  ihrer  Massregelc 
zu  gewinnen  V 

J>ie  weltliche  Herrschaft  des  Papstes,  welche  seiner 
kirchlichen  bisher  als  Basis  gedient  hatte,  war  gefallen, 
aber  die  letztere  musste  aufrecht  erhalten  bleiben,  wenn 
nicht  die  Gefühle  zahlloser  Katholiken  auf  das  Empfind- 
lichste gekränkt  und  Italien  in  die  hässUchsten  internatio- 
nalen Schwierigkeiten  gedrängt  werden  sollte. 

Darum  war  es  nöthig,  dem  Papste  eine  vollkommen 
exterritoriale  Stellung  zu  gewähren  ' ),  seine  Person  mit  den 
Vorrechten  zu  begaben,  welche  dem  Souverän  des  Landes 
zustehen  ^),  damit  auch  nicht  der  leiseste  Verdacht  des  Aus- 
landes aufkommen  könnte,  dass  der  römische  Bischof  von 
der  italienischen  Regierung  abhängig  sei  und  sich  zam 
Werkzeug  der  italischen  Politik  hergeben  müsse. 

Darum  sollte  er  fär  seine  Person  heilig  und  unverletz- 
lich sein.     Die  Vollzieher   seiner  Befehle  sollten   an  seiner 


\  Schon  der  Oesetsentwarf  des  J.  1867.  hatte  die  Freiheit  der 
Kirche  reslisireo  wollen,  war  aber  bereits  id  den  Eanunerkomminiooen 
abgeworfen  worden. 

';  Das  that  die  im  Grttnbnche  abgedmckte  Note  der  Regierung 
Y.  18.  October  1870.:  »En  allant  ä  Rome,  Tltalie  y  trooTe  nne  des 
ploB  grandes  questions  des  temps  modernes.  II  s'agit  de  raettre  d'ae- 
eord  le  sentiment  national  et  le  sentiment  religieuz  en  sauTegardant 
l'ind^pendance  et  Tantorite  spirituelle  da  Saint-Sl^  an  milieo  des 
libert^s  inhärentes  ä  la  soci^t^  moderne.« 

*';  Deshalb  schlag  Pacifici-Maizoni  La  qaistione  Romana 
(Firenxe  1870.)  S.  15.  ff.  vor,  in  der  citti  Leonina  die  Kraft  der  Staats- 
gesetze aafzaheben,  die  Hause  igen  thQmer  dort  zu  expropriiren,  um  dem 
Kircheoregiment  Raam  zu  geben. 

*)  Darum  bestimmte  schon  das  Gesetz  ▼.  30.  Dezember  1870.  art.  2. : 
»11  sommo  pontefice  conserverä  la  dignitä,  l'inviolabilitä  e  tntte  le  pre- 
rogatiTC  personali  dsl  sorrano.  art.  3.  Con  apposita  legge  seranno 
sandte  le  condizioni  atte  a  garantire  anche  con  franchigie  territoriali 
l'indipendenza  del  Sommo  Pontefice  ed  il  libero  esercisio  dell'  autoritä 
spirituale  della  S«nt&  8ede.t 
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Straflosigkeit  Antheil  haben,  angehtndert  sollte  er  Synoden 
vereBtnmeln,  Aktenstücke  publioiren,  mit  einem  Worte  sein 
kirchliches  Amt  verwalten  dürfen. 

•  Wie  entsprach  das  aber  dem  Systeme  der  Oesetzgebang, 
welches  bis  dahin  im  Königreich  Italien  das  geltende  ge- 
wesea  war  ? 

Erschien  es  nicht  als  ein  unerträglicher  Widersprach, 
dass  alle  Bullen  des  Papstes,  welche  das  Aasland  betrafen, 
frei  verkündet  werden  konnten,  die  auf  Italien  bezüglichen 
dagegen  eines  staatlichen  Placets  bedurften? 

Und  wie  sollte  dies  gehandhabt  werden.  Anschlagen 
durfte  der  Papst  an  die  ThUren  seiner  Kirche,  was  er  wollte. 
Das  war  aber  eine  Publikation. 

Sollte  nun  noch  nachträglich  lediglich  ftlr  italienische 
Eirchenfragen  das  Placet  ertheilt  werden,  welches  doch 
selbst  bei  seiner  Versagung  die  Publikation  nicht  mehr  ver- 
hindcrn  konnte. 

Gegen  die  Organe  des  Papstes,  welche  auf  Befehl  des- 
selben die  Staatsgesetze  übertraten,  konnte  bisher  der  appel 
comme  d'abus  eingelegt  werden  *),  und  Ocistliche,  die  durch 
Disciplinarraassregeln  ihrer  Oberen  sich  beschwert  fühlten, 
konnten  beim  Senate  Hülfe  finden.  War  das  noch  länger 
zuzulassen,  wenn  die  römische  Geistlichkeit  an  der  Uover^ 
antwortlichkeit  des  Papstes  Antheil  nahm?  Wurde  da- 
durch nicht  ein  Gegensatz  zwischen  rSmiachen  und  italischen 
Clerikern  geschaffen,  der  gar  keine  vernünftige  Begründung 
hatte  ?  Und  sollte  es  gegen  die  Massnahmen  des  höchsten 
DisciplinarricbterB,  des  Papstes  kein  Rechtsmittel  mehr  geben, 
wohl  aber  gegen  die  der  Bischöfe?  Konnten  diese  im 
Zweifel  nicht  immer  die  Person  des  Papstes  vorschieben, 
in  wichtigen  Fällen  dessen  Namen  ihren  Erkenntnissen  bei- 
setzen und  sich  so  die  jenem  gewährte  Unverantwortlichkeit 
gcwissermassen  delegiren  lassen? 

Die  Bischöfe  waren  bisher  im  Königreich  Italien  in 
verschiedener  Weise  ernannt  worden.    In  Sardinien  und 

V  Haas  von  dem  Rechte  mittel  eia  sehr  geringer  Oebraach  ge- 
marhl  wurde  und  dieser  fast  oie  zum  Schaden  der  Kirche  ansscblog, 
bezeugte  der  tienator  Poggi  bei  Briaoo  Discorsi  proDonnciatJ  in 
Seoatu  135. 
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Neapel  nominirte  der  König,  in  Toskana  schlug  er 
▼ier  Candidaten  vor,  aus  denen  der  Papst  den  Bischof  er- 
wählte, in  den  früher  zum  Kirchenstaate  gehörigen  Diöcesen 
ernannte  der  Papst.  Ueberall  aber  war  für  die  päpstlichen 
Institutionsbullen  d^  königliche  Exequatur  beibehalten  ge- 
wesen ^).  Konnte  das  jetzt  noch  aufrecht  erhalten  bleiben, 
wenn  der  Papst  alle  Bullen  frei  publiciren  durfte?  Was 
gab  die  Garantie,  dass  in  der  Institutionsbulle  die  von  dem 
Könige  gewünschte  Person  wirklich  ernannt  sei?  Und 
wenn  der  Papst  sich  über  das  königliche  Recht  fortsetzte 
und  dasselbe  verletzte,  wai*  nicht  der  daraus  erwachsende 
Conflict  zwischen  Papst  und  König  hässlicher  Art,  konnte 
er  nicht  dem  Staatskörper  eine  gefährliche  Wunde  schlagen, 
in  welche  das  Ausland  jeden  Augenblick  den  Finger  legen 
und  die  es  dadurch  noch  schmerzhafter  und  unheilbar  zu 
machen  im  Stande  war? 

Schien  es  da  nicht  besser,  auf  das  ganze  Nominations- 
recht  Verzicht  zu  leisten,  welches  der  Regierung  bisher 
doch  keinen  tüchtigen  und  ergebenen  Episcopat  hatte 
schaffen  können? 

Die  römischen  Unterricht«anstalten  waren  ftir  die  ganze 
katholische  Christenheit  bestimmt  und  wurden  von  Clerikern 
aller  Staaten  benutzt.  Sollten  diese  unter  der  Aufsicht  der 
italienischen  Regierung  stehen?  Würde  sich  das  Frank- 
reich und  Spanien  gefallen  lassen? 

War  es  nicht  vorzuziehen,  die  Unabhängigkeit  dieser 
Bildungsanstalten  vom  Staate  anzuerkennen  und  dann  dies 
Princip  auf  alle  im  Reiche  befindlichen  auszudehnen? 

Die  hier  angedeuteten  Gesichtspunkte  waren  in  der 
That  für  das  Ministerium  die  massgebenden  und  noch  mehr 
freilich,  die  etwas  unklaren  Ideen,  welche  Cavour  von 
Lammenais  und  Montalembert  über  das  Verhältniss 
von  Staat  und  Kirche  entlehnt  hatte. 

In  den  Kammerdebatten  über   das  von  der  Regierung 


r- 


')  Die  AusgleichsTerhandluDgen  d.  J.   1866.   zwischen   Rom   und 
Tarin  wurden  damals  von  der  Regierung  abgebrochen,  weil  sie  auf  das 
Exequatur  und  den  von  den  Bischöfen  dem  Könige  zu  leistenden  Eid 
lu'clit  yenichten  wollte. 
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vorgelegte  Garantiegesetz  wurde  unzüliltge  Male  der  Scluktten 
des  seinem  Lande  zu  früh  entrisseiien  Miniaters  beschworen. 
Maji  stritt  sich  über  die  Politik ,  die  er  jetzt  befolgt 
haben  würde;  man  war  kaum  im  Stande,  eelbatständig  die 
grosse  Frage  zu  erwägen  und  zu  crSrtem.  Nur  die  Linke 
machte  Opposition  und  fast  nnr  Mancini  warf  die  Er- 
fahrungen eiaes  praktischen  Staatsmannes,  der  die  Freiheit 
liebt  und  darum  von  der  kirchlichen  wenig  wiBsen  will^ 
dem  hberalen  Doctrinarismns  gegenüber  in  die  Wagschale  *). 
Aber  er  und  seine  Oesinnuugsgenossen,  wie  die  in  der  Idee 
von  der  Staatemacht  alt  gewordenen  Mitglieder  des  Senates 
vermochten  nicht  zu  verbiadern,  dass  jene  sich  zu  Gunsten 
der  Regierung  senkte,  und  die  Vorlage  des  Ministeriums 
mit  nicht  allzu  bedeutenden  Veränderungen  angenommen 
wurde. 

Sa  ist  denu  das  Gesetz  v.  13.  Mai  1871.  zu  Stande 
gekommen  '),  welches  nicht  nur  dem  Papste  die  Garantiecn 
seiner  Selbstständigkeit  gewährt,  sondern  auch  die  Trcunung 
Ton  Staat  und  Kirche  zu  verwirklichen  strebt.  Oanach 
giebt  es  kein  Placet  mehr  und  keinen  appel  comme  d'abus, 
das  Mominationsrecht  des  Staates  ist  beseitigt,  und  die  Bi- 
schöfe haben  dem  Könige  keinen  Eid  mehr  zu  leisten. 

Die  juristischen  Wirkungen  der  von  der  geistlichen 
Gewalt  ausgehenden  Akte  unterliegen  dem  Ermessen  der 
bürgerlichen  Gerichte,    und  diese  haben  jenen  allen  Effect 

')  Ans  ilem  von  ibm  aufgestellten  QesetEentwurf,  Discorsi  a.  a. 
0.  2J1.  ff,  Bcheiot  iiDS  am  irlchtfgites  Art.  22.,  welchen  die  Eammer- 
CommiBsiun  fast  einstimmig  aenahm ,  daa  Pieniim  aber  verirarf.  Er 
lautet:  >Iie  dispoBizioiit  della  preaeate  legge  neu  potranuo  mai  legltti- 
mare  dlciiaa  pertiirbaEione  «IIa  tranquilliUk  o  sicuresza  pubblica,  o 
fatti  coatitneoti  reato  gecoedo  le  leggi  peoali  del  regno,  maeteauta 
aempre  l'inviolabilitb  persoDale  del  Sommo  Pootefiee  come  nell'  srti- 
culo  1.,  nü  potraann  attribuire  a  qualonque  atto  ecclesiaatico  effiettl  ri- 
piignanti  all'  nrdine  pubbUco  ed  alla  legislaxione  dello  Ststo. 

Apparterrli  ai  tribunftli  ardiasri  giudicare  delle  relative  contru- 
verfiip,  e  coDoacGre  delle  azioni  p«r  ecesso  o  vfolaiioDi  di  diritti  cöm- 
mcGBe  dalle  perBone  ecclesi a stich e ,  o  nascenti  dei  loro  atti  e  provve- 
dinicnti,  a  danno  di  qualunque  cittadioo,  o  della  liberti  religiosa  o  di 
persune  ecclesiastiche ,  aalva  ginriidizione  speciale  aoUe  coDtrorersia 
eauuciate  eegli  articoli  7.  e  IS.< 

*)  Abgedruckt  in  A  nlage  XX. 


726  Zweites  Bach.    Aasserdeatsche  Staaten. 

abzusprechen,  falls  sie  den  Gesetzen  des  Staates  oder  der 
öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen  oder  Rechte  von  Privat- 
personen verletzen.  Sie  haben  sie  mit  Criminalstrafen  za 
ahnden,  falls  sie  in  Verbrechen  ausarten. 


Der  Papst  hat  das  Garantiegesetz  mit  einem  Protest 
beantwortet  und  fährt  fort,  sich  als  Gefangener  zu  ge- 
bärden. 

Er  hat  die  Freiheit  der  Kirche  damit  begrüsst,  dass 
er  Schmähungen  auf  Schmähungen  gegen  die  Regierung 
häufte. 

Er  hat  den  Beichtstuhl  benutzt,  um  die  Soldaten  zur 
Desertion  zu  verleiten  ^).  Er  hat  die  neu  ernannten  italie- 
nischen Bischöfe  angewiesen,  nicht  einmal  den  geringfügigen 
Rechten  des  Staates,  welche  das  Gesetz  v.  13.  Mai  1871. 
aufrecht  erhält,  nachzukommen,  und  hat  ihnen  verboten, 
auch  nur  der  Regierung  von  ihrer  Ernennung  Anzeige  zu 
machen,  um  das  Exequatur  ftir  die  Erlangung  der  welt- 
lichen Besitzthtimer  ihrer  Episcopate  zu  erhalten. 

Wie  kann  bei  solcher  Stellung  des  Papstes  zum  Staate 
die  kirchUche  Freiheit  diesem  letzteren  zum  Vortheil  ge- 
reichen? Eine  Menge  bis  jetzt  durch  das  Gesetz  gebun- 
dener Kräfte  wird  frei  gelassen,  dem  unversöhnlichen  Papste 
zum  blinden  Werkzeuge  hingegeben;  die  Fiction,  dass  die 
katholische  Kirche  ein  Privatverein  sei ') ,  wird  von  der 
.  Regierung  ausgesprengt,  und  doch  glaubt  diese  selbst  nicht 
daran,  und  kennt  eine  Papst-,  Cardinal-,  Bischofswürde  u.  s.  w. 
auch  von  Staatswegen.  Das  belgische  Vorbild  wird  in  ein 
Land  importirt,  welches  noch  weniger  vorbereitet  ist,  als 
irgend  ein  anderes,    sich   von   der  Kirche   zu  emancipiren. 


>)  Auch  bei  der  Annexion  von  Neapel  erlieas  diePoenitentiaria 
ein  Decret:  »Posse  tolerari  milites  coactos,  qui  militiam  absque  gravi 
damno  scu  incommodo  deserere  neqaeunt,  dummodo  tarnen  anirao  pa^ 
rati  sint  eam  deserere  qnamprimum  poterunt;  et  Interim  absUneant 
ab  omnibns  actibns  hostilibus  in  subditoB  et  milites  legitimi  principis.c 
bei  Mancini  Dlscorsi  a.  a.  0.  106.  Deswegen  wurde  der  General- 
▼icar  von  Bologna  i.  J.  ISöl.  verhaftet,  vor  Gericht  gestellt  und  zu 
drei  Jahren  Gefängniss  verartheilt 

')  Darüber  sprach  sich  trefiflich  M a n c i n i   aus,  bei  Briano 

Diiconi  a.  a.  0.  130. 
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Die  allgemeiae  religiÖBe  Skepsis,  welche  bei  den  gebildeten 
KüuBen  herrscht,  wird  durch  die  Unbildung  und  die  kirch- 
liche Geftigigkeit  des  Landvolkes  mehr  als  aufgewogen, 
und  ist  auch  häufig  nur  der  Fimisa  fiir  krassen  Aber- 
glauben, der  im  geeigneten  Äugenblick  schon  Farbe  be- 
kennen und  gegen  den  Staat  verwendet  werden  wird. 

Wir  künnen  bezüglich  des  Papstthumes  der  Befürch- 
tung auch  nicht  den  geringsten  Raum  geben,  dass  es  vom 
Staate  geknechtet  werden  wird.  Wir  sehen  umgekehrt  die 
Zeit  mit  Sicherheit  nahen,  wo  der  italische  Staat  ganz  in 
die  Fesseln  der  Curie  wird  geschlagen  sein,  und  wir  meinen 
auch,  dass  die  Bestimmungen  des  Q-esetzes  v.  5.  Juni  1871., 
welches  den  Bestimmungen  des  Codice  penale  neue  snb- 
stituirt '),  das  nicht  wird  verhindern  können. 

Freilich  wird  Italien  das  auf  die  Dauer  nicht  ertragen 
kSnnen,  ohne  Überhaupt  seine  Existenz  zu  geßlhrden.  Aber  ' 
es  wird  die  lästigen  Ketten  nur  abzuschütteln  vermögen, 
wenn  es  das  Garantiegesetz  oder  wenigstens  doch  den 
zweiten  Theil  desselben  beseitigt.  Und  dieser  innere  staat- 
liche Voi^ang  wird  und  kann  von  der  Curie  zu  einer  inter- 
nationalen Frage  aufgebläht  werden. 

■)  Unter  Aufhebung  des  oben  8.  719.  uigofllhrten  Art  268—70. 
des  Codice  penste  uod  des  Art.  8.  des  kOnigL  Decretet  vom  27. 
NoTember  1670.  (no.  0030.)  worden  an  die  SteUe  der  enteren  folgende 
nene  BesUmmimgen  gesetit: 

(Art.  266.  11  ministro  di  nn  Calto  che,  nell'  eserciEio  del  tue 
ntintatero,  cdd  discorso  proferito  o  letto  in  pubbUca  riunione,  o  con 
Bcritti  altrimenti  pubbticati,  abbia  espreaiamente  cenaurato,  o  con  altro 
pubblicato  fatto  ftbbia  oltraggiato  le  iatitoiioDi,  le  Leggi  dello  Stato, 
un  Decteto  Beale,  o  qualunque  sltro  atto  della  pubblica  Autoritä,  asrk 
ponito  cot  carcere  fino  ft  aei  meai  e  colla  multa  fino  a  lire  mille, 

'269.;  Se  il  discorso,  lo  Bcritto  o  il  fatt«  pubblico,  di  cui  nel  srti- 
colo  precedente,  sono  diretti  s  provocare  Is  diaobbedienaa  alle  Leggl 
dello  Stato  o  ad  atti  della  pnbblica  Autoritä,  la  pena  sarä  del  carcere 
da  aei  mesi  a  due  anoi  e  delU  nrnlta  da  mille  a  duemila  lire. 

Ore  la  provocaaione  aia  aeguita  da  aedizione  o  rifolta,  l'aatora 
della  proTocaiione ,  qoando  non  aia  compUce,  uxi,  ponito  col  carcere 
da  due  a  cinque  anui  e  colla  mnlta  da  daemila  a  tremils  lire. 

270.:  Ogni  altro  fatto  che  coatitniaca  reato  aecondo  la  Legge  deUa 
stampa,  commeBso  dal  miniatero  del  Culto  neli'  eaerciiio  del  luo  mini- 
stero,  ear4  punito  co»  le  peao  quivi  atabilite,  non  applicate  nei  mi- 
Dino  a  norma  delle  Leggt  inedeaiine.*  — 
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Das  ist  der  Unsegen,  der  dem  Gesetze  y.  13.  Mai 
entströmen  muss.  Das  ist  überall  die  Folge,  wenn  die  con- 
creten  historischen  Erfahrungen  in  den  Wind  geschlagen 
werden  abstracten  Doctrinen  zu  Liebe,  und  wenn  ein  Land, 
welches  sich  dem  Auslande  gegenüber  nicht  stark  genug 
fühlt,  seine  innere  Rechtslage  mit  Rücksicht  auf  jenes  ge- 
stalten muss. 

Insofern  ist  die  von  Italien  so  hciss  ersehnte  Einver- 
leibung von  Rom  als  ein  Verhängniss  zu  betrachten,  dem 
der  Staat  nur  durch  Anspannung  aller  Kräfte  zu  entgehen 
vermag. 

VI. 

England. 

Das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat  in  England  hat 
beständig  einen  eigenartigen  Charakter  gehabt,  der  das 
Recht  dieses  Landes  von  dem  continentalen  beträchtlich 
unterscheidet.* 

Mochten  auch  die  englischen  Fürsten  durch  politische 
Nothwendigkeit  gezwungen  sein,  eine  Zeitlang  in  Lehens- 
abhängigkeit  zum  römischen  Stuhle  zu  treten  ^):  auf  die 
innere  Lage  der  Kirche  war  das  von  nur  sehr  vorüber- 
gehendem Einfluss,  zumal  die  Könige  das  lästige  Joch  der 
päpstlichen  Oberhoheit  abzustreifen  nicht  säumten ') ,  die 
Grossen  des  Reichs  —  sehr  im  Gegensatz  zu  den  deutschen 
Fürsten  —  im  Kampfe  mit  der  Kirche  fest  auf  Seiten  ihres 
Herrschers  standen  '),  und  selbst  die  englische  Geistlichkeit 
ihr  Nationalgefühl  nie  verläugnete,  wenn  es  galt,  römischen 
Prätentionen  entgegenzutreten  ^). 


')  Schon  anter  Wilhelm  dorn  Eroberer  wurde  die  Lehens- 
abhftngigkeit  Englands  Seitens  der  römischen  Curie  behauptet.  Vgl. 
Seiden  not.  ad  Eadmer  hist.  novor.  (London  1624.)  1G4.  —  Jo- 
hanns Lehenseid  bei  Rymer  foedera  L,  1.,  129.  Vgl.  auch  aber 
Eduard  II.  Raynald.  annal.  ad  a.  1316.  no.  24. 

')  Schon  durch  St.  16.  Ric.  II.  c.  5.  Vgl.  Burn,  ecciesiastical 
law  (London  1842.)  s^  v.  Supremacy. 

")  Vgl.  S tat.  of  Merton  v.J.  1286.  —  6.  c.  9.  Laurent 
ia  papautä  et  l'empire  245. 
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Die  BehaiiptuDg  englischer  Schnftateller,  daes  der  König 
TOQ  England  Rechte  über  die  Landeskirche  ausgeübt  habe, 
die  den  kaiserlichen,  aus  der  Advocatie  äiessenden,  ent- 
sprachen ') ,  ist  wohl  begründet ,  ja  die  Befugniase  der 
englischen  Herrscher  waren  schon  im  Mittelalter  bedeutend 
weiter  greifend,  und  lassen  daa  allmählige  Zusteuern  zu 
dem  Ziele  der  Verschmelzung  von  Staat  und  Kirche,,  welches 
dann  Heinrich  VUI.  erreichte,  deutlich  erkennen. 

Der  erste  englische  Regent,  welcher  die  Kirche  unter 
die  landesherrliche  Macht  drückte,  war  der  normanniBcbe 
Wilhelm  I.  ■),  von  welchem  der  Chronist  sagt,  dass  er 
Menschliches  and  Göttliches  nach  seinem  Winke  geleitet 
habe'). 

Von  einer  Prälatenwahl  war  bei  ihm  ebensowenig  die 
Rede  *) ,  wie  unter  den  angeUttchsischen  Herrschern ,  aber 
auch  die  Investitur  mit  Ring  und  Stab  behielt  er  bei*), 
unbekümmert  um  das  Verbot,  welches  Oregor  VII.  da- 
gegen erlassen  hatte. 

Päpstliche  Legaten  durften  das  Land  ohne  königliche 
Erlaubniss  nicht  betreten  *)  und  päpstliche  Aktenstücke 
ohne  königliche  Genehmigung  eicht  bekannt  gemacht  wer- 
den ^).  Bitter  beklagt  sich  Pascbalie  II.  über  die  Un- 
ehre, welche  der  heil.  Petrus  in  England  erleide.  Seäia 
enim  apostoUcae  nuncü  vel  literae  praeter  jussum  regiae 
majestatis  nulktm  in  poteatate  tua  susceptionem  aut  auditum 
promerentur  '). 

*}  Tgl.  Q  n  e  i  a  t ,  Qescb.  n.  heuL  Omtalt  d.  Aemter  in  England 
(Berlin  18S7.). 

■)  Vgl.  B  D  r  n  e  t ,  bistor?  of  the  Refonnat.  of  the  Church  of 
Engl&Dd  1.,  106. 

")  Ueber  die  Stellung  der  sngelB&cbsiacben  Einige  vgl.  Lingard 
Aitenh.  d.  sDgeUächB.  Kirche  (Brealsu  1847.)  112. 

>)  Seiden  eu  Eadmer  ■.  a.  0.  {in  d.  Ausgab.  Tenet.  1744.) 
S.  112. 

')OerT«Hins  Canti'ar.  Honacli  de  diacordls  inter  Mon. 
Cant.  et  BaldQinum  Arcblep.  bei  Giesoler  KOesch.  II,  S.  g.  47. 
no.  4.  rr. 

')  Frieilberg  de  flnium  reg.  iud.  173. 

*)  De  Marcs  de  concordia  imperii  et  sacerdotU  lib.  4.  c.  66. 

'}  Phillipa  Engl  Reichs-  and  Rechtageach.  1.,  106. 

■)  Eadmer  a.  a.  0.  1.  T.  p.  110.  (Teset.  fkiucdi«.'^ 
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Kein  Prälat  war  befugt,  das  Reich  za  verlassen,  ohne 
Erlaubniss  der  Regierung  ^),  und  schon  der  Erzbischof 
Lanfranc  von  Canterbury  wurde  von  Wilhelm  I. 
verhindert,  dem  Rufe  Gregoi's  VII.  nach  Rom  zum  Con- 
cile  Folge  zu  leisten  '). 

Die  Nachfolger  des  ersten  Kormannenfiirsten  auf  dem 
englischen  Throne  haben  die  Kirchenhoheitsrechte  ihres 
Vorgängers  nicht  verschleudert  ') ,  wenngleich  sie  je  nach 
Character  und  politischen  Verhältnissen  dieselben  bald  mit 
grösserer  bald  mit  geringerer  Thatkraft  wahrnahmen  ^). 

Freilich  entsagte  Heinrich  I.  der  Investitur  mit  Ring 
und  Stab  ^j,  aber  auch  das  erst  nach  hartem  Kampfe, 
welcher  zur  Verbannung  des  Erzbischofes  Anselm  von 
Canterbury  geführt  hatte ,  und  ohne  dass  damit  weder  der 
Lehnsnexus  zwischen  Krone  und  Prälatur  durchbrochen, 
noch  eine  freie  Wahl  der  Bischöfe  und  Aebte  zugestanden 
worden  wäre. 

Im  Gegentheil:  es  blieb  die  Belehnung  vor  der  Wahl 
bestehen  *)  so  wie  die  königliche  Ernennung  zu  den  höchsten 
geistlichen  Würden,  mit  welcher  Heinrich  I.  und  seine 
Nachfolger^)  zuweilen  kaum  minderen  Missbrauch  trieben 
als  der  geldgierige  Wilhelm  IL  ®) 

Später  wurde  dann  Johann  allerdings  genöthigt,  dem 


I 


>)  L  n  p  u  B  Summum  r.  ap.  sed.  privileg.  qaoad  evocat  et  appelJ. 
(Bononiae  1742.)  c  2.  p.  6. 

')  M  a  n  8  i ,  Concil.  20.,  279. 

")  Namentlich  hat  Heinrich  II.  i.  J.  1264.  die  alten  Hoheits« 
rechte  auf  der  ReichBTersammlung  sa  Clarendon  fizirt.  Uiyuristisch 
und  unsulassig  in  dieser  Besiehung  Hefele  ConciliengeBch.  6.,  553. 

*)  Eine  gute  Characteristik  der  englischen  Könige  nach  dieser 
Richtung  bei  Turner  History  of  England  during  the  middle  ages 
(London  1835)  5.,  140.  ff. 

*)  vgl.  das  Concil  ▼.  London  v.  J.  1107.  bei  Wilkins  Conc. 
Magn.  Britt  1 ,  387. 

•)GlanTilla  lib.  9.  c.  1.  Fleta  Hb.  3.  c.  16.  Lex  Re- 
giam  Majestatem  lib.  1.  c.  64.  Beispiele  von  Lehnseiden  bei 
R  y  m  e  r  Foedera  I,  2.,  844.  Collier  Ecclesiastical  history  of  Great 
Britain  (London  1708.)  1.,  589.  vgl.  auch  Statut,  of  the  Kealm. 
1.,  249. 

')  Sugenheim  Staatsleben  des  Clerus  im  Mittelalter  1.,  217.  ff. 

*;  Eadmer  a.  a.  0,  U.    N|t\   «^^^  Turner  a.  a.  0.  1.,  150. 
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Kominationsrecht  zu  entsagen  *),  wie  das  Stephan  fUr  seine 
kuree  Regierungszeit  schon  freiwillig  getban  hatte  ').  Aber 
von  einer  Wahlfreiheit  der  geistlichen  Ktlrperschaften  war 
darum  doch  nur  wenig  die  Rede.  Davon  zeugen  die  herben 
Klagen ,  welche  auf  den  Concilicn  über  die  zwingenden 
königlichen  Be ei näua Bungen  ausgesprochen  werden  *),  wenn 
wir  noch  ganz  davon  absehen  wollen,  dass  überhaupt  keine 
Prälaten  wähl  ohne  vorgängige  Genehmigung  des  Königs 
—  conge  d'elire  —  vorgenommen  werden  durfte  *). 

Die  päpstlichen  Legaten  wurden  auch  in  der  Folgezeit 
Tott  England  fern  gehalten.  Calixt  II.  selbst  liess  sich 
dazu  herbei,  Heinrich  II.  vertragsmässig  zu  versprechen 
ne  legatus  Samanua  ad  Attgliam  mitterdur  tiiai  quem  Rex 
praeciperet '),  und  als  ein  späterer  Papst  gegen  diesen  Paot 
handelte,  nahmen  sogar  die  englischen  Prälaten  das  Recht 
ihres  Königs  wahr  und  klagten  über  die  Verletzung  des- 
selben •). 

Jeder  Legat  aber,  dem  der  König  ein  sioberes  Geleit 
ertheilte  '),  hatte  das  Versprechen  abzugeben,  nichts  Feind- 
seliges gegen  das  Land  unternehmen  zu  wollen  '). 


')  bei  Rjmer  a.  a.  0.  I,  1.,  181.  ff.  Tgl.  25.  Edw.  I;  St.  Ar- 
ticuli  Cleri  9.  Edw.  II.  (?.  J.  131C.)  c  14.  Du  letitere  auch 
bei  C  0  k  e  Instit.  U.  part.  683. 

')  Statutes  of  the  Realm  1.,  8.  t.  J.  1186. 

')  Vgl.  dsa  Froviiumlcoiicil  t.  Canterbury  t.  J.  1257.  bei  Wf  Ikins 
a.  a.  O.  I.,  726.  Die  Beschwerden  dea  CleruB  aus  d.  J.  1309.  ebeo- 
das.  2.,  291. 

*)  Vgl.  Crsbb  Oesch.  d.  eogl.  Rechts  bearbeit.  t.  Schaffner 
(Damstadt  1839.)  68.  und  die  ürh.,  welche  ich  in  meiner  Schrift 
de  flnium  reg.  lud.  S.  17fi.  zusammeDgeatellt  habe. 

>)  Eadmer  a.  a.  0.  126. 

*}  De  Marcs  a.  a.  0.  Üb.  5.  c.  fi6.  no.  13. 

'}  Vgl  Bolche  Urkk.  bei  Rymer  a.  a.  0.  U,  1.,  117.  U,  2.,  999. 
IV,  1.,  114.  148.  u.  8.  w. 

>]  Spelman  Codex  leg.  reUr.  atatuti  regni  Aogl.  bei  Wilkini 
leg.  Anglu-Saxonic.  Eccl,  et  Civil.  (Londin.  1721.)  382.  Ebenso  wurde 
pApatlicheii  Delegaten  nicht  gestattet,  Prozeaae  zu  entscheiden.  Vgl. 
Brief  Innocenz  III.  Ep.  V.  ItiO.:  iquod  cnm  in  regno  tuo  cansas 
ecclesiasticas  committimaa  cognoscendas,  tu  (König  Johann)  probibes 
delegatis,  ue  in  eatum  cogniiionea  procedast,  jnriadlctionem  uoatram 
Impediens.i 

E.  Frie>ll>er«,   Li.  MiMbr.  d.  ^latl.  Amt^«wiU.  VI 
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Nicht  minder  wurde  den  päpstlichen  Ballen  gegenüber 
das  Placet  gehandhabt. 

Ne  quis  infra  regnum  Angliae  deferat  litteras,  bullas 
seu  instrutnefita  aliqua  Regt  et  populo  praejudicialia  be- 
stimmte Eduard  III.  i.  J.  1343.  *)  und  ähnliche  Verord- 
nungen sind  vorher  wie  nachher  namentlich  mit  Beziehung 
auf  päpstliche  Provisionen  erlassen  worden  '). 

Die  Verschleppung  der  Prozesse  nach  Rom  wurde  nicht 
gestattet.  Wir  besitzen  eine  Urkunde  Heinrichs  IL, 
worin  er  seinen  Beamten  einschärft,  jeden  Cleriker  oder 
Laien,  welcher  an  die  römische  Curie  appelh'rt  habe,  ge- 
fangen zu  halten ,  donec  voluntatem  meam  praecipiam  '). 
Und  wenn  auch  derselbe  Monarch  nach  der  Ermordung 
des  Thomas  Becket  versprechen  musste,  in  Zukunft 
den  Rechtsweg  nach  Rom  nicht  behindern  zu  wollen  ^),  so 
wurden  doch  schon  wieder  unter  Eduard  I.  und  IL  die 
Gefängnisse  mit  den  Appellanten  aufs  Neue  angefüllt  ^)  und 
die  horrendi  abusus  in  curia  Romana  zu  Gegenständen  der 
Correspondenz  zwischen  dem  englischen  und  römischen 
Hofe  gemacht  •). 

Nehmen  wir  nun  noch  hinzu,  dass  auch  das  Spolien-  ^, 
das  Regalienrecht  ^)  und  das  der  ersten  Bitte  ^)  eifrig  ge- 
faandhabt,  die  Cleriker  zu  den  Staatslasten  herangezogen  ^^), 
Amortisationsgesetzo  erlassen  wurden  ^^),  endlich  aber  Kir- 


>)  bei   Rymer  a.  a.  0.   ü,  2.,  1287.    vgl.   Phillips  a.  a.  0. 
1.,  170.    Pauli  Engl.  Geschichte  8.,  59.  a.  s.  w. 

')  Den  Anfang  machte  hier  81.  Edw.  I.  Vgl.  übrigens  Tarner 
a.  a.  0.  8.,  113.  ff. 

')  bei  Spei  man  a.  a.  0.  826. 

*)  Collier  a.  a.  0.  1.,  879. 

^  Burn's  ecclesiaatical  law  s.  v.  Appeal. 

*)  Rymer  foedera  II,  1.,  871.  Andere  Beispiele  in  mei  n  em  De 
finiam  a.  a.  0.  152. 

^]  eben  das.  228. 

")  ebendas.  221.  ff. 

")  Blackstone  Gommentar.  on  engl,  law  1.,  474. 

1^)  Vgl.  im  Allgemeinen  B  u  r  n  a.  a.  0.  s.  ▼.  Charitable  works. 
Friedberg  a.  a.  0.  198.  Ueber  die  von  Eduard  I.  deswegen  ver- 
hängten Gewaltmassregeln  vgl.  Pauli  a.  a.  0.  4.,  112.  Turner  a. 
a.  0.  8.,  111.  ff. 

'»;  Das  erste  Statut  \a\  \om  3.\^1^.    Pauli  a.  a.  0.  4.,  17.   Schon 
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chenrersammlungeQ  ohne  königliche  Erlanhnisa  nicht  ab- 
gehalten werden  durfton  *),  und  fiir  ihre  Bescblfisee  der 
kSniglichen  Bestätigung  henöthigt  waren  *),  ao  ergiebt  sich 
in  der  Thut  eine  Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat, 
wie  sie  während  des  ganzen  Mittelalters  auf  dem  Continente 
nirgends  gefunden  wurde. 

Es  erübrigt  uns  noch  von  der  (Gestaltung  der  G^richta- 
▼erhältnisue  zu  sprechen. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  war  zuerst  von  Wil- 
helm I.  eingeführt  worden*),  und  hatte  sich  dann  in  einer 
sehr  eigenthümlichen  Weise  ausgebildet,  so  dass  die  Vor- 
schriften des  kanonischen  Rechts  über  die  Competenz  der 
geistlichen  Oericbte  theils  gar  nicht  zur  Ausführung  kamen, 
theils  wesentliche  Uodificationen  erhielten. 

Die  Scheidung  zwischen  geiitlichen  und  weltlichen 
Sachen  wurde  zwar  auch  vorgenommen,  indessen  zu  den 
letzteren  Manches  gezählt,  dessen  Spiritualität  die  Kirche 
fest  behauptete. 

So  war  es  dem  geistlichen  Richter  freilich  unbenommen, 
gegen  ketzerische  Personen  einzuschreiten,  aber  die  Erfolg- 
losigkeit der  kirchlichen  Massnahmen  musste  sieb  schon  aus 
dem  Umstände  von  selbst  ergeben,  dass  der  weltliche  Richter 
dem  Beginnen  des  geistlichen  tbeilnahmlos  zusah,  und  nicht 
mit  seinem  Schwerte  dem  geistlichen  dienstbar  war  *).  Erst 
Richard   II.  —  5.  Sic.  II.  St.  2.  c.  5.  —   verordnete. 


i.  J.  1285.  beschwerte  tich  der  Clerus:  *St  detar  ecclesiae  terra  Tel 
reditas  pro  cantaria  fftcienda  etc.  ...  atatait  dorn,  rex  qaod  per  cei- 
satlonem  biennii  rsTertatur  terra  *el  reditas  ad  collatorem  bei  Wfl- 
kJDB  a.  a.  0.  2.,  119.    7gl.  Friedberg  a.  a.  0.  193. 

n  So  Colce  InitiL  4.,  S22.  vgl.  mit  Collier  a.  a.  0.  1.,  4G6. 

■)  Von  Wilhelm  I.  wird  lerichtet:  iPrlmatem  regni  sui  Archi- 
episcopum  Cantuarieaaem  seu  Doroberiensem  sj  coacto  Concilio  prae- 
aiderct  Bex,  Don  Binebat  quicquam  statuere  aut  prohibere,  Disi  qnaa 
suae  ?DluDtati  accommödata  et  a  se  iirimo  eueut  ordinata.i  Tgl.  auch 
Weber,  Gesch.  d.  akath.  Kirch,  u.  Sect.  v.  Qrosibrii  I,  ].,  18. 
Phillips  a.  a.  0.  1.,  131.    Pauli  a.  a.  0.  4,,  17. 

*)  Reeres  Histor;  of  the  english  law  (London  IBM)  1.,  64.  f. 
Vgl.  Ooeist,  Oescb.  u.  beut.  Gestalt  d.  engl.  CommuDalverf.  (Berlin 
löü3.)  I.,  113.  f. 

*)  Vgl.  Qneiat,  Qescb.  o.  beut  Gestalt  d.  Aemter  180. 
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dass  die  Sheriffs  ketzerische  Geistliche  auf  Wunsch  des 
kirchlichen  Richters  verhaften  sollten,  und  gewährte  auch 
dasselbe  Laien  gegenüber,  doch  hier  mit  specieller  Prüfung 
jedes  einzelnen  Falles  durch  den  Kanzlcihof  ^) ,  und  erst 
St  2.  Henry  IV.  c.  12.  führte  das  auf  dem  Continent  gel- 
tende Recht  auch  in  England  ein  '). 

Vollständig  anerkannt  war  eigentlich  nur  die  kirchliche 
Cognition  über  die  Fleischesverbrechen  ')  und  die  Prozesse 
wegen  Misshandlung  eines  Clerikers,  dagegen  wurden  die 
Meineidigen  theils  allein  vom  weltlichen  Richter  verurtheilt| 
theils  wurde  dem  geistlichen  untersagt,  solche  Verbrecher 
zur  Rechenschaft  zu  ziehen ,  falls  sie  schon  eine  weltliche 
Strafe  verbüsst  hätten  ^). 

Bei  den  Wucherern  wurde  ein  Unterschied  gemacht, 
ob  sie  noch  lebten,  in  welchem  Falle  sie  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  anheimfielen,  oder  erst  nach  ihrem  Tode 
dieses  Verbrechens  bezüchtigt  wurden,  wo  dann  die  Kirche 
entscheiden  und  eine  Confiscation  aller  hinterlassenen  Güter, 
jedoch  diese  wieder  zu  Gunsten  des  Staates  verfügen  sollte  ^). 

Injurien  endlich  wurden  vom  geistlichen  Richter  be- 
urtheilt,  falls  die  Beleidigung  in  dem  Vorwurfe  eines  Ver- 
gehens bestand,  dessen  Bestrafung  der  Kirche  zugestanden 
haben  würde  •). 

Aber  auch  wo  die  Kirche  vom  Staate  unbehindert  ihre 
Compctenz  aufrecht  zu  erhalten  vermochte,  war  ihr  doch 
nicht  vergönnt,  andere  Strafen  zu  verhängen,  als  körper- 
liche und  Bussen  ^) ,  und  daraus  ergab  sich  die  natürliche 
Consequenz,  dass  der  in  anderen  Ländern  befolgte  Grund- 


>)  Vgl.  auch  2.  Henry  lY.  St.  1.  c.  7.  Burn  ecd.  law.  s.  v. 
heresy. 

')  Vgl.  St.  circumspecte  agatis  ▼.  J.  1285.  R e e ▼  e s 
bistory  of  the  engliah  law  4.,  49. 

')  Vgl.  Stat.  circumspecte  agatis. 

«)  Vgl.  Collier,  Eccles.  Hiat.  of  Great  firitain  (London  1708.) 
1.,  465.    Wilkins,  Conc.  3.,  249.  —  11.  Hen.  Yll.  c.  21.  c.  25. 

<")  Vgl.  Glanvilla  a.  a.  0.  lib.  7.  c.  16.  -  15.  Edw.  lU.  st 
1.  c.  5. 

*)  Goke,  institationB  upon  Littleton  (London  1642.)  2.,  498. 

')  £  b  e  n  d  a  8.  2.,  489.  —  F 1  e  t  a  seu  commentar.  iur.  Anglici 
Hb.  2.  c.  58.    St.  ArtUuW  C\^t\c.^. 
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safz  keine  AnweDdung  finden  konnte,  wonach  der  im  geist- 
lichen Forum  Bestrafte  von  weltliclier  Busse  frei  sein 
sollte  ').  —  Die  Natur  der  von  beiden  Gerichtshöfen  zu 
verhängenden  Strafen  war  eben  grundTersobieden. 

Die  Qränzen  der  Civiljurisdiction  waren  noch  bei  Wei- 
tem künstlicher. 

So  gehörten  Eheaacben  zur  geistlichen  Gerichtabarkeit 
aber  nur ,  wenn  zur  Erörterung  kam ,  ob  die  in  Frage 
stehende  Verbindung  eine  recbtmäBgige  Ehe  —  tnatrimonium 
de  iure  —  sei,  nicht  wenn  die  factische  Existenz  der  Ehe 
angezweifelt  wurde  ') ,  und  eine  noch  schwierigere  Schei- 
dung wurde  bei  Dotalprozeasen  vorgenommen  '). 

Testamentssachen  beurtbcüte  der  geistliche  Richter, 
doch  hier  wieder  mit  der  Beschränkung,  dass  er  nur  über 
das  Factum,  dasa  im  Testament  über  die  Erbschaft  die- 
ponirt  sei,  erkennen,  und  den  Willen  des  Testator  zur  Aus- 
fÜhning  bringen  durfte,  während  die  Frage,  ob  der  Te- 
Btator  überhaupt  zur  Abfassung  dieses  letzten  Willens  be- 
fugt gewesen  sei,  der  Beurtheilung  des  weltlichen  Richtera 
anheimfiel  *). 

Patroaat- ')  und  Zehntstreitigkeiten  *)  waren  dem  geist- 
lichen Richter  gänzlich  entzogen,  und  ebenso  die  Cognition 
der  durch  Eid  bestärkten  Verträge,  wenn  nicht  diese  schon 
an  und  für  sich  der  kirchlichen  Beurtheilung  zufielen  ^. 

Das  Privilegium  fori  der  Geistlichen  fand  nur  sehr 
allmählig  und  auch  dann  mit  wesentlichen  BescbrSnkungen 
Anerkennung. 


<}  Tgl.  die  Urk.  t.  J.  1309.  bei  Wilkins  a.  ».  0.  2.,  316.: 
(Reepondit  Rex:  qiiod  quando  eadem  causa  diTersis  ratlonibns  coram 
diverBia  jndicibua  ecciesiasticia  et  seculsrtbuB  TGDtilatur,  ntpote  de  vio- 
leota  manuum  iDJectione  in  dericum;  tunc  non  obstsote  eecleslastico 
iudicio  curia  regia  idcm  oegotium  tractat,  ut  Bibi  espedire  Tidetur, 
diTGTSo  tarnen  modo  Bictit  sapra  dicitur.« 

*)  Darüber  habe  ich  ausfafarlich  gebändelt  in  meinem  Recht 
der  EfaeschlieBBUDg  [Leipzig  1666.)  40.  ff. 

*J  Vgl.  ReeveB  a.  a.  0.  8.,  GS.    Friedberg  a.  a.  0.  123. 

')  Vgl.  Urk.  T.  J.  1309.  bei  Wllkina  a.  a.  0.  2.,  S16. 

>J  Qlanvilla  a.  a.  0.  lib.  4.  c.  13. 

']  C  0  k  e  inst.  2.,  489. 

1  C  0  k  e  a.  0.  0.  S.,  498. 
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Auf  dem  Reichstag  zu  Clarendon  i.  J.  1164.  wurde 
festgesetzt  ^) : 

Clerici  (iccusati  de  quacunque  re,  sunimoniti  a  judi- 
ciario  regis  veniant  in  curiam  ipsius  responsuri  ibidem  de 
hoc  unde  videbitur  curiae  regis  quod  ibi  sit  respondefidum ; 
ita  quod  regis  justiciarius  mittet  in  curiam  S.  Ecclesiae  ad 
videndum  quo  modo  res  ibi  tractabitur,  et  si  Clericus  con^ 
victus  vel  confessus  fuerit  non  debet  eum  de  cetero  ecclesia 
iueri. 

Und  wenn  auch  Heinrich  II.  diese  Bestimmung, 
deren  Nothwendigkeit  durch  die  bisherige  Straflosigkeit 
geistlicher  Verbrecher  genügend  dargethan  war  ') ,  der 
Kirche  gegenüber  nicht  vollständig  durchzusetzen  im  Stande 
war,  so  wurde  doch  in  Gemässheit  der  auf  demselben  Reichs* 
tage  ausgesprochenen  Grundsätze  der  Erzbischof  Thomas 
a  B ecket  durch  ein  Pairsgericht  verurtheilt. 

Freilich  gewährte  dann  die  spätere  Gesetzgebung  den 
Geistlichen  das  s.  g.  benefit  of  clergy  •) ,  aber  einmal  war 
das  für  bestimmte  landesgeftlhrliche  Verbrechen  ausge- 
schlossen ^) ,  andererseits  wurde  es  nur  denen  zuertheilt, 
die  ihren  geistlichen  Stand  nach  gewissen,  staatlich  auf- 
gestellten Erfordernissen  darzuthun  vermochten  ')  und  end- 
lich wurde  es  seit  5.  Eduard  L  c.  2,  üblich,  erst  die  Unter- 
suchung im  weltlichen  Gerichte  zu  führen,  und  dem  geist- 
lichen nur  die  Bestrafung  zu  überlassen,  damit  eben  keine 
Bemäntelung  des  Verbrechens   erfolgen   könne  ^).     Die  un- 


'}  Vgl.  im  Gänsen  G  n  e  i  s  t ,  Gesch.  u.  heut.  Gestalt  d.  Aemter 
]D  Engl.  174.  f.    Dove  de  iurisd.  p.  118.  f. 

')  Pauli,  Gesch.  t.  England  3.,  86.  f  Turner  a.  a.  0.  1., 
245.  f. 

")  Vgl.  Burn  a.  a.  0.  s.  v.  benefit  of  clergy  und  die  Anmer- 
kungen zu  Fortescue  de  laudib.  legum  Angliae  cap.  43.  (London 
1737.)  98.  Abgeschafft  i.  J.  1827.  durch  St  7.  u.  8.  G e o.  IV.  c.  27. 
u.  28.,  nachdem  das  schon  i.  J.  1410.  vom  Unterhause  beantragt 
worden  war,  Turner  a.  a.  0.  2.,  858.  Vgl.  auch  Fische!,  die  Ver- 
fasB.  Englands.  (Berlin  1862.)  S.  179.  f. 

*)  Vgl.  Collier,  Oharch  history  1. ,  874.  Pauli,  Gesch.  v. 
Engl.  3.,  47.    Friedberg  a.  a.  0.  138. 

^)  B  e  e  T  e  s  a.  a.  0.  8.,  420. 
k  ^}  Zur  Zeit  von  Biactoii  ^X  ^\«&^  ^«^^^tVoku^Yi^  noch  nicht, 
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beweglichen  Güter  der  verurtheilten  Clerikcr  confiacirte  der 
König '). 

Auch  das  geistliche  Furum  der  Clcrikci*  in  bürgerlichen 
KechtBstreitigkcitcn  unterlag  mann igfaclien  Einschränkungen, 
wie  denn  alle  ProzcaBc  über  Immobilien  und  catalla  lai- 
eortan  d.  h.  PVrderuiigen,  denen  kein  geiatlitiher  Charakter 
innewohnte,  vur  dem  weltlichen  Richter  verhandelt  wurden  *). 

Die  Appellation  vom  geiatlichen  Uericht  an  den  König, 
welche  Heinrich  IL  in  Clarendon  angeordnet  hatte*), 
hesa  eich  dagegen  nicht  durchsetzen.  — 

Excommunicirte  endlich,  um  auch  noch  die  Execution 
des  geistlichen  Kichterspruchea  hier  zu  berücksichtigen, 
eoUten  nicht  allein  bürgerliche  Rechtenachtheile  erleiden  *), 
sondern  auch  durch  staatlich  verhängte  Gefangnissstrafe 
zur  kirchlichen  Busse  genöthigt  werden  ^).  Doch  durflen 
einerseits  königliche  Beamte  in  Ausübung  ihres  Amtes  nicht 
ezcommunicirt  werden  *),  was  Wilhelm  I.  sogar  für  alle 


TieliDchr  war  umgekehrt  Btatuirt,  daas  das  weltliche  Gericht  sich  jeder 
Tore&ngigen  üntersiichunfi  eothsItcD  sollte,  und  der  König  uur  za  ver- 
IsDgeD  habe,  dasg  aberhaujit  icegen  den  Cleriker  ciDgeKhritten  wQrde. 
Die  Strafe  desBelbPD  sollte  auch  lediglich  in  Degradation  bestehen, 
•nsser  bei  Apostasie,  wo  auch  eine  weltliche  !jtrafe  und  zwar  die  des 
Feuertodes  nachfolgen  niQue,  Bractoo  LS.  c  9.  (Lendini  1569.) 
123V.  f.    vgl.  Coke  a.  a.  0.  2.,  ItU. 

■)  Briton  c.  4. 

*)  Vgl.  die  Antwort  des  Königs  auf  die  Beschwerden  der  Geist- 
lieben  bei  W  i  1  k  i  n  s  a.  a.  0.  2,,  819. 

')  c.  8. 

*)  Vgl.  Fleta  ft.  a.  0.  lib.  6.  c.  IG. 

')  Vgl.  Borna,  a.  0.  s.  r.  cxcoromunication.  ßeeTea  a.  a.  O. 
1.,  472.  —  Neuerdings  sind  die  Folgen  der  Excommuaication  durch 
St.  63.  Geo.  III.  c.  127.  —  12.  Juli  1B13.  _  neu  festgesetzt  worden. 
Demnach  tritt  deswegen  Gefängnissatrafe  bis  lu  6.  Monntcii  ein. 

']  Die  Statuten  von  Clarendon  beatiniinten  im  Art.  7. :  >Nulliu 
qui  de  rege  teaet  in  capite,  nee  aliquis  dominicorum  ministroram  ex- 
communicetur,  nee  terrae  alicujus  eorum  sub  interdicto  penantur,  nisi 
priuB  dominus  rex.  si  in  terra  faerit  conrenietur,  vel  jiisticia  ejus,  si 
fuerit  extra  regnum,  ut  rectum  de  ipao  faciat,  et  ita  ut  quod  pertinebft 
ad  curiara  regiam  ibidem  tenninetur,  et  de  eo  quod  spectabit  ad  eccle- 
siaatiram  curiam  ad  cundem  mittatar,  ut  ibidem  terininelur<  bei  Spel- 
man  a.  a.  0.  i<21.  vgl.  18.  Rieh.  II.  st  2.  c.  8.;  6.  Kich.  II.  c  5. 
Dass  auch  die  Cleriker  selbst  dies  Recht  aoerkanntea ,  ^Mum^  t£>» 
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Barone  angeordnet  hatte  ^) ,  und  andererseits  haben  die 
Könige  häufig  genug  durch  Gewaltmassregeln  die  Wir- 
kungen der  Excommunication  beseitigt  ').  — 

Werfen  wir  jetzt  die  Frage  auf,  wie  der  Staat  die 
yielfach  der  Kirche  gegenüber  in  Anspruch  genommenen 
Machtbefugnisse  vor  Verletzungen  der  Geistlichen  sicherte, 
80  sind  —  wenn  wir  von  den  zahlreichen  Vermögenscon- 
fiscatiouen  '),  den  häufigen  Verhaftungen  und  sonstigen 
Massnahmen  absehen,  die  zuweilen  mehr  durch  ihre  No'th- 
wendigkeit  gerechtfertigt  sein  mochten,  als  sie  sich  auf  ge- 
setzliche Titel  stützten  —  zwei  hier  angewendete  Mittel 
namhaft  zu  machen. 

Mit  St.  27.  Edw.  IIL  st.  1.  beginnt  die  lange  Reihe 
der  Praemunire  -  Statuten  ^) ,  die  mit  harter  Leibes-  und 
Geldstrafe  die  Uebertretung  der  staatlichen  Gesetze  be- 
drohten,  und  noch  älter  sind  die  writs  of  prohibition ,   die 


ProTinzialsynode  v.  1279.,  wo  beschlossen  wurde:  »Quod  non  excommu- 
nicentur  Ministri  regia,  licet  ipsi  non  pareant  mandato  Regia  in  non 
capiendo  excommanicatos.«    bei  Collier  a.  a.  0.  1.,  479. 

>)  Eadmer  a.  a.  0.  6. 

*)  Als  i.  J.  1285.  die  Gleriker  klagten,  da^  »aliqui  compellantur 
communicare  cnm  excommunicatisc,  der  König  aber  die  Beschwerde 
fftr  ungerechtfertigt  erklärt  hatte,  wiederholten  die  Geistlichen :  »visam 
est  pluries  cogi  homines  per  curiam  regia,  non  vitare  communionem 
excommunicatorum.«  bei  Wilkins  a.a.O.  2.,  116.  Auch  eotschieden 
die  weltlichen  Gerichte  zuweilen,  ohne  jedoch  dazu  befugt  zu  sein, 
dass  die  Excommunicationen  unrechtmässige  seien,  Stat.  Artic. 
Gleri  c.  7.,  und  sie  waren  dazu  verpflichtet,  im  Fall  die  Excommu- 
nication verhängt  war,  gegen  eine  Person,  welche  einen  »writ  of  pro- 
hibition« (siehe  unten)  nachgesucht  hatte,  mit  dem  Zwecke  durch  Ver- 
haftung des  Excommunicirten  dessen  Recnrs  an  die  weltliche  Behörde 
anwirksam  zu  machen.  Das  muss  so  häufig  vorgekommen  sein,  dass 
Bracton  eigene  Formulare  fOr  diesen  Fall  mittheilt,  a.  a.  0.  Hb.  5. 
c.  11.  fol.  408. 

')  »prout  nobis  ex  variis  causis  secundum  regni  nostri  consuetu- 
dinem  licuit«  sagte  Eduard  II.  i.  J.  1806.  bei  Rymer  a.  a.  0.  I, 
3.,  999.    vgl.  auch  Reeves  history  a.  a.  0.  2.,  379. 

*)  Vgl.  Qber  die  Entstehungsgeschichte  Pauli  a.  a.  0.  4.,  482.  f. 
Der  Name  hängt  damit  zusammen,  dass  im  Anfange  die  Formel  des 
Breve  lautete  »praemonere  /acias.«  —  Die  Formel  selbst  findet  sich  in 
Natura  Breviam  (London  1584.)  8.  101.  f. 


VI.  England.  739 

allein    gegen    Competenzübersohreitungen     der    geistlichen 
Jurisdiction  gerichtet  waren. 

Beide  Rechtsmittel  entsprechen  dem  Recursus  ad  prin- 
cipem  und  bedürfen  daher  einer  genaueren  Erörterung. 

Für  die  Darstellung  des  Praemunire  wird  es  indessen 
genügen,  die  zwei  vorzüglichsten  Statute  27.  Edw.  IIL 
8t  1.  c.  1.  und  16,  Ric.  2,  c.  6.  dem  Wortlaute  nach  an- 
zuführen. 

Das  erstere  bestimmt:  Because  it  is  shewed  to  &ur 
lord  the  hing,  hy  the  grievous  and  clamorous  complaints  qf 
the  great  nien  atid  commons  of  the  realm^  to  answer  of  things 
tchereof  the  cognieance  pertaineth  to  the  Jcing's  court;  and 
also  that  the  judgments  given  in  the  same  court  he  impe* 
ached  in  another  court,  in  prejudice  and  disherision  of  our 
lord  the  hing ,  and  of  his  crown ,  and  of  all  the  people  of 
his  Said  realm,  and  to  the  undoing  and  destruction  of  fhe 
common  law  of  the  same  realm  at  all  times  used:  Whe^ 
reupon,  upon  good  deliberation  had  tcith  the  great  men  and 
other  men  of  his  said  Council,  it  is  assented  and  accordedy 
that  all  the  people  of  the  hing's  liegance  of  what  condition 
that  they  be,  which  shall  draw  any  out  of  the  realm  in 
plea,  whereof  the  cognisance  pertaineth  to  the  hing's  courtj 
or  of  things  whereof  judgments  he  given  in  the  hing's  court, 
or  which  do  sue  in  any  other  court  to  defeat  or  impeach 
the  judgments  given  in  the  hing's  court,  shall  have  a  day 
containing  a  space  of  two  months ,  hy  waming  to  he  made 
to  them,  to  appear  before  the  hing  and  his  Council,  or  in 
his  Chancery  or  before  the  hing's  justices  of  the  one  hench 
or  the  other,  or  before  other  the  hing's  justi/^es  which  to 
the  same  shall  he  deputed,  to  answer  in  thcir  proper  persona 
to  the  hing ,  of  the  cöntempt  done  in  this  behalf.  And  if 
they  come  not  at  the  said  day  in  their  proper  person  to  he 
at  the  law;  they,  their  proctirators,  attomies,  executors,  no- 
taries,  and  maintainers ,  shall  from  that  day  forth  he  put 
out  of  the  hing's  protection  *),  their  lands  and  goods  forfeit 
to  the  hing,  and  their  bodies  wheresoever  they  may  he  found, 


')  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Drohung  vgl.  G  0  k  e  Instit  IIb.  2. 
cap.  11.  sect.  199. 
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shaü  be  taken  and  imprisoned  and  ransomed  at  ihe  king*s 
will,  and  upon  (he  satne  a  writ  shall  be  made  to  tdke  (kern 
by  their  bodies,  and  to  seiee  their  lands,  goods  and  passes- 
sions  into  the  hing's  hands ;  and  if  it  be  returned  that  they 
be  not  foundj  they  shall  be  ptU  in  exigent  and  outlawed, 
Providedy  that  at  tchat  tinie  they  come  before  they  be  outla- 
tcedf  and  will  yield  them  to  the  king*s  prison  to  bejustißed 
by  the  law,  and  to  receive  tluU  ivhich  the  court  shall  award 
in  this  behalf,  they  shall  be  thereto  received,  the  forfeiture 
of  lands  and  goods  abiding  in  their  force ,  if  they  do  not 
yield  them  within  the  said  two  months  as  is  aforesaid  ^). 

Durch  St.  16.  Rio»  2.  c.  5.  aber,  welches  vom  Papste 
als  execrabile  statutum  und  densen  Erlass  als  foedum  et 
turpe  fadnus  bezeichnet  wurde  '),  ward  die  Verordnung 
getroffen,  dass,.  if  any  shall  purchase  or  pursue,  or  cause 
to  be  purchased  or  pursaed,  in  the  court  of  Borne  or  el- 
sewhere,  any  translatiotis  of  prelates,  processes,  sentences 
of  excommunication,  btdls,  instruments ,  or  any  oth^r  thifigs 
whatsoever  which  touch  the  Jcing,  against  him,  his  crotcn 
and  his  regality,  or  his  realm;  and  they  which  bring  within 
the  realm  or  them  receive,  or  mdke  thereof  notification,  or 
any  other  execution  whatsoever  within  the  said  realm  or 
without;  and  counsellors,  shall  be  put  out  of  the  kings 
protection  and  their  lands  and  goods  forfeited  to  ihe  king, 
and  they  shall  be  attached  by  their  bodies  if  they  may  be 
found^  and  braucht  before  the  king  and  his  Council,  fhere 
to  answer  to  the  cases  aforesaid ,  or  process  shall  be  mad^ 
against  thefn  by  praemunire  facias,  in  manner  as  it  is  con- 
tained  in  other  Statutes  of  provisors;  and  other  which  do 
$ue  in  any  other  court  in  derogation  of  the  regality  of  our 
lord  the  hing  •). 


>)  Der  Originaltext  und  ein  Commentar  bei  C  o  k  e  of  the  Inetit.  of  the 
laws  of  England  tbird  part  (London  1797.)  119.  ff.  In  Gem&ssbeit  dieses 
Statutes  wurde  der  Bischof  von  Ghichester  verurtheilt  89.  Edw. 
II.  7.  in  LeSecond  Part  de  les  reports  des  cases  en  ley 
qae  furcnt  arques  en  le  temps  de  le  Haut...  Roy  Ed- 
ward le  tierce  (London  1679.),  vgl.  auch  44.  Edw.  III.  7.  und 
andere  Prl^udicien  bei  Goke  Instit.  lib.  2.  cap.  11.  sect.  199. 

')  Bnrn  a.  a.  0.  2.,  36. 
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Derselben  Art  waren  die  St.  38.  Edw.  III.  e.  S., 
1.  Ric.  IL  c.  1.,  3.  Ric.  IL  c.  2.,  7.  Ric.  IL  c.  12.,  13. 
Ric.  IL  8t.  2.  c.  3.y  2.  Henry  IV.  c.  3.,  5.  Henry  IV. 
c.  11. f  9,  Henry  IV.  c.  5.,  welche  die  Strafe  des  Praemunire 
ausdehnten  auf  Erlangung  kirchlicher  Aemter  mit  Ver- 
letzung der  Rechte  des  Königs  oder  eines  Unterthanen, 
Ausführung  von  Geldern  in's  Ausland ,  Exemtionen  geist- 
licher Personen,  Einmischung  des  Papstes  in  die  kirchlichen 
Wahlen  u.  s.  w.  *).  — 

Ueber  die  writs  of  prohibition  werden  wir  von  den 
älteren  juristischen  Schriftstellern  genau  unterrichtet. 

Fühlte  sich  eine  Person  durch  einen  geistlichen  Richter- 
spruch in  der  Art  beschwert,  dass  sie  die  Competenz  des 
geistlichen  Richters  bezweifelte  *) ,  so  wandte  sie  sich  an 
den  königlichen  Kanzleihof,  der  das  Gesuch  prüfte,  und 
je  nach  dem  Ausfall  seiner  Untersuchung,  dem  geistlichen 
Verfahren  freien  Spielraum  Hess,  oder  dessen  FortfÖhrung 
durch  ein  an  den  geistlichen  Richter  und  an  die  klägerische 
Partei  gesandtes  Schreiben  —  writ  of  prohibition  —  ver- 
bot ').    Das  gleiche  writ  wurde  erlassen,  falls  ein  im  könig- 


')  über  die  zahllosen  p&pstlichen  Provisionen,  die  Veranlassung  zu 
diesem  Gesetze  vgl.  Pauli  a.  a.  0.  4.,  592.  f. 

')  Die  einzelnen  hierauf  bezQglichen  Statuten  finden  sich  ange- 
führt bei  Coke  Instit.  lib.  2.  c.  11.  sect.  149.  Gneist,  Gesch.  u. 
heut.  Gestalt,  d.  engl.  Ck)mmunalverf.  209.  f. 

')  Bracton  lib.  5.  c.  2.  §.  6.  sagt  darüber:  »Vice  versa  non  est 
laicuB  conveniendus  coram  judice  ecclesiastico  de  aliquo  quod  pertinet 
ad  coronam  et  Regiam  dignitatem  et  ad  regnum  . . .  sicut  nee  de  laJco 
feodo  vel  ejus  pertinentiis  . . .  ut  ei  iura  pertineant  sicut  advocatio, 
ius  pascendi  eundi,  agendi  et  hujusmodi.  Item  nee  de  debitis,  nee 
catallis,  nisi  sunt  de  testamento  vel  matrimonio  et  hujusmodi. ..  .c 
fol.  401t. 

')  Die  Formel  lautet  im  gewöhnlichen  Falle  bei  Bracton  a.  a. 
0.  Hb.  y.  c.  3.  S-  2.  (fol.  402.):  »Rex  talibus  Judicibus  salutem.  Pro- 
hibemus  vobis  ne  placitum  teneatis  in  curia  christianitatis  inter  A. 
petentem  et  B.  tenentem  de  tanta  terra  cum  pertinentiis,  vel  de  laico 
feodo  ipsius  B.  in  tali  villa  vel  aliter:  de  catallis  vel  debitis  que  non 
sunt  ex  testamento  vel  matrimonio,  et  unde  praedictus  B.  queritur  quod 
pracdictus  A  eum  injuste  trahit  in  placitum  coram  vobis,  quia  placita 
de  laico  feodo  et  de  debitis  et  catallis  quae  sunt  de  testamento  et 
matrimonio  spectant  ad  coronam.«  —  üebrigens  fiel  die  Verletzung  der 


742  Zweites  Buch.    Ausserdeutsche  Staaten. 

liehen  Gerieht  stattgehabter  formell  rechtmässiger  Vorgang 
im  geistlichen  Forum  angefochten  wurde,  falls  einem  vom 
Könige  zu  einer  Pfiriinde  Präsentirten  sein  Recht  vor  dem 
geistlichen  Richter  bestritten,  falls  ein  Staatsbeamter  beklagt 
wurde,  weil  er  verbrecherische  Geistliche  in  Haft  genommen 
hatte  u.  s.  w. 

Leistete  der  geistliche  Richter  diesem  Befehle  keine 
Folge,  so  wurde  ihm  aufgegeben,  sich  am  bestimmten  Tage 
dem  königlichen  Richter  zu  stellen,  um  wegen  seines  Un- 
gehorsams Rechenschaft  abzulegen.  St  A  fecerit  te  se- 
curum,  lautet  das  bei  Bracton  ^)  mitgetheilte  Formular, 
de  clamore  suo  prosequendo ,  tunc  pone  per  vadium  et  sal- 
V08  plegios  B.  talem  ordinarium,  quod  sit  coram  nobis 
ostensuruSy  quare  tenuerit  placitum  in  curia  christianitatis 
de  laico  feodo  ipsius  A.  in  tali  villa  contra  prohibitionetn 
noetram. 

Bei  weiterer  Contumaz  wurde  der  Bischof  aufgefordert, 
den  widerspenstigen  Cleriker  zu  stellen,  und  sich  zugleich 
zu  verantworten,  warum  er  auf  den  früheren  königlichen 
Befehl  nicht  einen  discipliuarischen  Zwang  gegen  seinen 
Untergebenen  angewendet  habe  *).  Bex  Vicecomiti  salutefn. 
Summone  per  bonos  summonitores  R.  Londinensem  epis- 
copum  quod  sit  coram  justiciariis  nostris  etc.  ad  talmi  diem, 
et  ibi  habeat  talem  archidiaconum  vel  talem  Clericum  ad 
respondendum  tali  de  Placeto  quare  etc.  et  ostendendtmty 
quare  non  fecerit  eum  venire  coram  praefatis  justiciariis 
nostris  ad  talem  diem,  sicut  ei  mandatum  fuit,  et  quare 
non  misit  breve  etc. 

Blieb  auch  diese  Ladung  ohne  Erfolg,  so  wurde  mit 
Zwangsmassregeln  vorgegangen,  bis  dem  staatlichen  Ge- 
bote gehorsamt  war :  Rex  vicecomiti  salutem  . .  praecipimus 
tibi,  quod  distringas  R.  Lond.  Ep.  per  omnes  terras  et 
catalla  sua,  quae  habet  in  Balliva  tua  ....  et  sie  in  in^ 
finitum,  fügt  Fleta  hinzu,  dofiec  venerit. 

königlichen  Jurisdiction  unter  das  Praemunire  Goke  Third  part.  a. 
a.  0.  122. 

^)  De  legib.  et  consnetudin.  Angliae  Üb.  5.  c.  12.  fol.  409.,  vorher 
sollte  er  sich  im  Zweifel  durch  eine  Consultation  von  der  Rechtmässig- 
keit der  Prohibition  za  Überzeugen  suchen,  eben  das.  c  8.  fol.  405t. 

*)  Fleta  a.  a.  0.  Üb.  2.  c.  169. 
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Die  Eifersucht  der  weltlichen  Gerichte  in  England  auf 
die  geistlichen  war  von  jeher  gross.  Es  widersprach  dem 
englischen  Rechtsbewusstsein,  dass  hier  die  Angeklagten  zu 
Reinigungseiden  genöthigt,  und  dass  statt  der  Geschworenen 
beamtete  Richter  das  Recht  finden  sollten.  Daher  wurde 
jede  Gelegenheit  wahrgenommen,  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit zu  verkürzen ,  und  die  writs  of  prohibition  boten 
dazu  die  passende  Handhabe  ^). 

So  finden  wir  denn  heftige  Klagen  der  Geistlichen 
nicht  nur  wegen  der  Uebergriffe  der  weltlichen  Gerichts- 
gewalt im  Grossen  und  Ganzen,  sondern  auch  speciell 
wegen  Missbrauchs  der  writs  of  prohibition. 

Item,  heisst  es  i.  J.  1257.  '), ^t  iudex  ecclesiasticus 

contra  prohibitionem  regiam procedat,  attachiatur:  comparens 
coram  Justiciariis,  compellitur  judex  exhibere  acta  sua ,  ut 
per  ea  decemant  utrum  negotium  pertineat  ad  forum  Eecte- 
siasticum  vel  seculare.  Et  si  videatur  eis  quod  pertineat 
ad  forum  Regium ,  querelatur  jtidex ,  qui  si  confiteatur ,  se 
post  prohibitionem  processisse,  amerciatur:  si  neget^  indi* 
citur  ei  purgatio  per  judicem  secularem,  ad  testimanium 
duorum  vilissimorum  ribdldorum.  Et  si  purgare  se  ncHuerit^ 
incarceratur  donec  Justiciariis  Sacramentum  praestiterit 
corporate,  quod  non  processit  contra  prohibitionem:  et  si 
facere  noluerit,  in  carcere  retinetur.  Similiter  actor  si  se- 
quatur. 

Es  wird  Beschwerde  geführt,  dass,  falls  der  geistliche 
Richter  dann  von  dem  weltlichen  f&r  nichtschuldig  erkannt, 
ihm  für  Kosten  und  Mühen  keinerlei  Ersatz  gewährt  werde, 
und  den  unbefugt  Appellirenden  kein  bemerkenswerther 
Nachtheil  treffe,  während  umgekehrt  bei  der  kleinsten  Amts- 
überschreitung ohne  die  Möglichkeit  irgend  eines  Rechts- 
mittels Gefkngnissstrafe  erfolge. 

So  würden  natürlich  die  geistlichen  Richter  furchtsam 
und  leisteten  jedem  writ  of  prohibitio^i  ohne  Unterschied 
Folge  zum  grössten  Schaden  der  kirchlichen  Gerechtigkeits- 


')  Beispiele  von  Prohibitionen  u.  a.  bei  Fitz-Herbert  The 
new  natura  brcvium  (London  1794.)  1.,  41.  ff. 

'}  M  a  1 1  h  a  e  u  8  Paris,  Hist.  maior  (Paris  1644.)   Appdx.  p.  181 . 
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pflege.  —  Freilich  fa.s8te  die  Geistlichkeit  deswegen  ener- 
gische Beschlüsse  ^).  Die  königlichen  Beamten  wurden 
mit  Excommunication  bedroht,  selbst  die  Ländereien  des 
Königs  sollten,  wenn  er  nicht  Abhülfe  leiste,  mit  dem  Inter- 
dict  belegt  werden,  aber  das  scheint  doch  nicht  bedeutend 
geholfen  zu  haben,  denn  schon  zehn  Jahre  später  —  1267.  — 
werden  aufs  Neue  dringende  Klagen  an  den  König  ge- 
richtet, und  ähnliche  finden  sich  in  den  Jahren  1283.  und 
1285.  ") 

Erst  unter  Eduard  I.  kam  die  königliche  Gewalt  der 
Kirche  zu  Hülfe.  In  13.  Edw.  L  st.  4.,  dem  Statut  circutn- 
specte  agatis  wurde  verordnet,  dass  der  geistliche  Richter 
in  causia  mere  spiritnalibi^s,  —  welche  einzeln  aufgeführt 
werden  —  non  obstante  regia  prohibitiofie  —  verfahren 
dürfe,  und  St.  24.  Edw.  L  (writ  of  consultation)  ') ,  sowie 
9,  Edw.  II.  fuhren  in  demselben  freilich  mehr  oder  we- 
niger fruchtlosen  Bemühen  fort. 


Unter  König  Heinrich  VUI.  ist  der  Zusammenhang 
der  englischen  Kirche  mit  Rom  zerrissen  worden  *). 

Nicht  nur  dass  das  Praemunire  eine  weitere  Ausdeh- 
nung empfing  und  zwar  eine  solche,  welche  jedes  Binde- 
glied mit  dem  römischen  Stuhle   vernichtete  ^) :   der  König 


')  Eben  das.  133.  f. 

"}  Vgl.  Wilkins  a.  a.  0.  2.,  100.  115. 

')  Writ  of  consaltatioD  wird  das  Schreiben  genannt ,  welches  der 
weltliche  Richter,  falls  eine  Incompetenz  des  geistlichen  nicht  ange- 
nommen wird,  an  diesen  richtet,  um  ihn  zur  Fortfahrung  des  Pro- 
zesses zu  ermächtigen.  Vgl.  im  Ganzen  B  u  r  n  a.  a.  0.  s.  v.  Con- 
sultation. 

*)  Vgl.  A  b  b  0 1  History  of  the  Romain  and  English  Hierarchies 
(London  1831.)  262.  ff.    Ranke  in  Werke  14.,  131.  ff. 

*)  Vgl.  St.  24.  Henry  VIII.  c.  12.  und  25.  Henry  VIII.  c. 
19.  21.  Verbote  der  Appellationen  nach  Rom  und  der  Zahlung  des 
PeterpfennigB,  des  Nachsuchens  von  Dispensen  2G.  Henry  VIII.  c.  8.: 
Zehnten  and  Annaten  sind  an  den  König  zu  zahlen,  28.  Henry  VIII. 
c.  16.:  wer  sich  auf  ein  p&pstliches  Aktenstück  in  einem  Prozesse 
beruft,  verfällt  dem  praemunire.  Dem  Cardinal  Wolsey  wurde  der 
Prozess  gemacht,  weil  er  die  ihm  vom  Papste  abertragene  LegatenwQrdc 
wenn  auch  mit  Willen  des  Königs  ausgeflbt  hatte,  Carwithen,  History 
of  the  Church  of  England  (Oxford  1649.)  1.,  85. 
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wurde  auch  geradezu  erklärt  ^)  the  onely  supreme  heed  in 
erthe  of  the  Churchr  of  England ,  die  anglikanische  Kirche 
wurde  Staatskirche  unter  dein  Regimente  von  König  und 
Parlament. 

Darum  steht  auch  das  Recht  des  prtiemunire ')  und  des 
writs  of  Prohibition  y  welches  noch  heut  zu  Tage  in  der 
anglikanische  Kirche  existirt,  an  Interesse  dem  mittelalter- 
lichen bedeutend  nach. 

Denn  wie  viel  Hoheitsrechte  die  englischen  Könige 
auch  über  die  Kirche  im  Mittelalter  in  Anspruch  genommen 
haben  mochten :  sie  standen  ihr  doch  als  einer  fremdartigeni 
vom  Staate  getrennten  und  zu  trennenden  Körperschaft 
gegenüber.  Die  Kirche  bildete  einen  eigenen  Kreis,  der 
nicht  innerhalb  des  staatlichen  Bereiches  lag. 

Heute  aber,  wo  die  geistliche  Jurisdiction  sich  freilich 
erhalten  hat  und  die  kirchlichen  Gerichte  in  den  Bereich 
der  weltlichen  überzugreifen  vermögen,  wird  auch  die  Ge- 
richtsbarkeit, die  hier  gehandhabt  wird,  im  Namen  des 
Königs  ausgeübt,  der  Competenzstreit  ist  innerhalb  des 
Staates  zwischen  zweien  seiner  Organe  und  wird  nach  Weise 
der  continentalen  Competenzconflicte  durch  die  writs  of 
Prohibition  zum  Austrage  gebracht. 

Dazu  kommt  noch,  dass  die  Gerichtsbarkeit  der  geist- 
lichen Höfe  •)  —  Court  of  the  Archdeacon,  Consistory  Courty 
Court  of  Arches,  ofpeculiars,  des  Prerogative  Court ,  und 
des  durch  St.  3,  u.  4.   Vict.  c.  85.  begründeten  Disciplinar- 
hofes     —  neuerdings  sehr  beschränkt  worden  ist. 

Schon  St.  6.  u.  7,  Wül.  IV.  hatte  die  Zehntsachen 
der  geistlichen  Cognition  entzogen,  St.  20.  u.  21.  Vict. 
c.  85.  (28.  August  1857.)  schuf  einen  neuen  Ehegerichtshof 
(Court  of  divorce  and  matrimonial  causes) ,  und  St.  20.  u. 

*)  26.  Henry  VIII.  c.  1. 

')  Die  noch  jetzt  geltenden  älteren  Statuten  sind  angegeben  bei 
Stamp  An  index  to  the  Statute  Law  of  England  (London  1862.) 
853.  f.  Beispiele  von  der  Anwendung  derselben  in  der  anglikanischen 
Kirche  bei  Coke  the  third  part  of  the  Institutes  of  the  Law  of  Eng- 
land 124.  f. 

')  Vgl.  aber  dieselben  Fischela.a.  0.  236.  ff.  und  ausfahrlich 
Burn  a.  a.  0.  s.  y.  Ck>urt8. 
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31.  Vict.  c.  7.  errichtete  den  Testamentsgerichtshof  (Court 
of  probate).  So  wird  denn  heut  zu  Tage  nur  über  Ge- 
bührenprozesse, Pflichten  zur  Reparatur  von  Kirchen,  und 
in  reinen  Spiritualibus  vom  geistliclien  Richter  entschieden. 

Die  writs  of  prohibition ,  die  von  der  Queeti^s  Bench^ 
zuweilen  aber  auch  aus  den  Courts  of  Chanccrj/y  of  Common 
pleas  und  of  the  Exchequer  hervorgehen  und  meist  nur  in 
den  Fällen  gewährt  werden,  wo  eine  Verletzung  der  Landes- 
gesetze und  der  Freiheit  der  Staatsbürger  zu  befürchten 
steht  I  werden  nach  der  Systematik  englischer  Schriftsteller 
ans  drei  Gründen  ertheilt  ^). 

Pro  defectu  jurisdictioniSy  wenn  der  geistliche  Gerichts- 
hof überhaupt,  oder  der  betreffende  nicht  coropetent  ist,  pro 
defectu  triationis,  wenn  zwar  der  Hauptpunkt  des  Prozesses 
der  geistlichen  Cognition  unterliegt,  nicht  aber  die  Incident- 
punkte,  und  endlich  for  proceedings  as  the  law  does  not 
Warrant,  wenn  bei  Incidenzen  über  die  dem  geistlichen 
Richter  zu  verhandeln  verstattet  ist,  welche  aber  eigentlich 
weltlicher  Natur  sind,  nach  den  Grundsätzen  des  kano- 
nischen, und  nicht  nach  denen  des  Common  law  verfahren 
wird. 

Die  Nichtbefolgung  des  richterlichen  Befehles  zieht  für 
den  ungehorsamen  geistlichen  Richter,  sowie  für  die  Partei 
Geld-  und  Gefängnissstrafe  nach  sich. 

Die  nähere  Ausbildung  des  Institutes  hängt  mit  der 
wunderbar  gestalteten,  und  einem  continentalen  Rechtsbe- 
wusstsein  fast  unverständlichen  Competenzeintheilung  der 
geistlichen  und  weltlichen  Gerichte  zusammen,  und  bedarf, 
als  des  allgemeinen  Interesses  baar,  keiner  ausfuhrlicheren 
Darstellung  '). 


Für  die  katholische  Kirche  oder  vielmehr  die  desor- 
ganisirte  Masse  der  Katholiken,  welche  im  Lande  verblieb, 
konnte  von  den  writs  of  prohibition  keine  Rede  mehr  sein. 

^)  Vgl.  Roger  eccles.  law  (Loodon  1849.)  S.  776.  ff. 

')  Ich  verweise  ausser  dem  bereits  geoanDten  Roger  S.  776. 
noch  aaf  Barn  a.  a.  0.  s.  v.  prohibition  UDd  Gibson  (üodex  iur. 
Angl.  8.  h.  ▼. 
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Eine  katholische  Kirche  mit  ihren  Organen  gab  es  fär 
die  englische  Regierung  nicht  ^). 

Jeder,  der  sich  für  einen  katholischen  Bischof  oder 
Priester  ausgab,  wurde  verhaftet,  jeder,  der  eine  Messe  in 
England  feierte,  war  ewigem  GefUngniss  verfallen  '),  jeder 
durch  Unwetter  an  die  Küsten  Englands  verschlagene  eng- 
lisch-katholische Priester  war  nach  dreitägigem  Aufenthalt  % 
wenn  er  nicht  die  weiter  unten  zu  besprechenden  Eide  ab- 
leistete, des  Hochverraths  schuldig  zu  betrachten;  jeder 
Geistliche,  der  den  Eid  auf  die  Suprematie  des  englischen 
Königs  über  die  Kirche  zu  schwören  weigerte  ^),  war  nach 
St.  6.  Elie.  c.  1,  ^)  des  Frciefnunire  schuldig,  und  ebenso 
jeder,  welcher  die  Jurisdiction  des  Papstes  über  England 
vertheidigte  ^) ,  welcher  vom  Papst  geweihte  Gegenstände  ^) 
oder  katholische  Mess-  und  andere  päpstliche  Bücher  in 
England  einführte  ^),  welcher  zur  Unterhaltung  eines  Jesuiton- 
CoUegs,  —  in  England  waren  diese  verboten,  —  eines  katholi- 
schen Seminars,  einer  Person  in  denselben,  eines  katholischen 
Priesters  in  England  beitrug  *) ,  welcher  päpstliche  Bullen 
oder  Aktenstücke  in's  Land  brachte  ^^). 

Der  Papst  selbst  existirte  officiell  für  England  nicht 
mehr. 

Als  der  Staatssecretär  des  auswärtigen  Amtes  Canning 
den  Attorney  General  und  Solicüor  General  befragte,  ob 
er  ein  officielles  Antwortschreiben  auf  die  Seitens  der  rö- 
mischen Curie  bei  Gelegenheit  des  päpstlichen  Thronwechsels 

^)  Vgl.  hiefOr  wie  fflr  alles  Folgende  Burn  a.  a.  0.  s.  v.  popery 
Blackstone  a.  a.  0.  book  4.  eh.  8. 

*)  23.  Eliz.  c.  1.  3.  Jac.  1.  c.  6.  81.  Oeo.  3.  c.  82.  Aach 
das  Hören  der  Messe  war  verboten.  11.  u.  12.  Will  8.  c.  4.  machte 
nur  für  die  Häuser  der  Gesandten  eine  Aosnahme. 

»)  27.  Eliz.  c.  2. 

*)  St.  1.  W.  u.  M.  St.  1.  c.  8. 

^)  Die  Geschichte  dieses  Gesetzes  bei  Lingard  History  of  Eng- 
land (London  1823.)  7.,  424.  ff. 

^)  St.  1.  Eliz.  c.  1.  s.  17.    5.  Eliz.  c  1. 

7)  13.  Eliz.  c.  2. 

B)  3.  u.  4.  Edw.  6.  c.  10.    3.  Jac.  I.  c.  6.  8.  25. 

^)  27.  Eliz.  c.  2. 

»•)  13.  Eliz.  c.  2. 
E.  Friedberg,  D.  Mlsabr.  d.  geitU.  Amtsgewalt.  48 


748  Zweites  Bach.    AoBaerdeutsche  Staaten. 

erlassene  Note  an  den  Papst  richten  könne ,  erklärten 
diese,  dass  er  sich  dadurch  eines  Pracmunire  schuldig  machen 
würde  *). 

Ausserdem  war  noch  die  Rechtslage  jedes  einzelnen 
Katholiken  eine  sehr  kümmerliche,  und  um  so  mehr,  wenn 
er  seinem  Glauben  treu  anhing,  ein  Recusant ')  war ,  d.  h. 
nicht  die  anglikanische  Kirche  besuchte  und  an  deren 
Gottesdienst  Theil  nahm. 

Ein  solcher,  wenn  er  seines  Glaubens  vor  Gericht  über- 
führt war,  galt  als  excommunicirt  und  wurde  als  solcher 
bestraft  '),  er  durfte  kein  Amt  bekleiden,  keine  Waffen  führen, 
sich  ohne  Erlaubniss  nicht  über  fünf  Meilen  von  seiner 
Heimath  entfernen ,  nicht  den  zehnmeiligcn  Umkreis  von 
London  betreten,  keine  Ehe  mit  Nichtkatholiken  schliessen^ 
und  eheliche  Verbindungen  niu*  vor  dem  Geistlichen  der 
Hoohkirche  eingehen  *)  u.  s.  w.  Endlich  aber  hatte  er  —  so 
wurde  nach  Entdeckung  der  Pulververschwörung  festgesetzt 
—  bei  Strafe  des  Praemunire  einen  Eid  zu  schwören  *),  dessen 
Wortlaut  hier  um  so  mehr  eine  Erwähnung  verdient,  weil 
er  auf  die  Stellung  des  Papstes  ein  bezeichnendes  Licht 
wirft. 

Ich  bekenne  aufrichtig  in  meinem  Gewissen  vor  Gott 
und  den  Menschen ,  so  hatte  der  gelehrte  Jacob  I.  den 
Eid  formulirt,  dass  der  König  Jacob  legitimer  Herrscher 
dieses  Reiches  ist,  dass  der  Papst  weder  durch  sich  selbst, 


')  Die  bezflglichen  Aktenstflcke  bei  Burn  a.  a.  0.  s.  v.  Popery. 

*)  Man  unterschied  von  den  Recusanten  im  Allgemeinen  »popieh 
recusantyC  Katholiken,  die  sich  so  benahmen,  und  »popish  recusant  con- 
vict,<  die  vor  Gericht  des  Katholizismus  aberfflhrt  waren. 

')  Wie  stark  das  die  Vermögens  Verhältnisse  afficirte  darüber  vgL 
Lingard  History  of  England  8.,  367.  f.  üeber  die  Milderungen  unter 
Karl  I.  eben  das.  9.,  426. 

*)  Vgl.  Burn  a.  a.  0.  s.  v.  Popery  and  mein  Recht  der  Ehe- 
schliessung 361.  f« 

*)  Vgl,  7.  Jac.  1.  c.  6.,  81.  Geo  III.  c.  32.;  13.  Car.  2.  st.  2. 
c.  1.  26.  Car.  2.  c.  2.  (Testacte).  7.  u.  8.  Will  3.  c.  27.;  1.  Geo 
8  t.  2.  c.  13.  Diese  Eide  bezogen  sich  auch  aufLengnung  der  Heiligen, 
der  Transsubstantiation.  Ausserdem  existirte  der  Supremateid,  den 
alle  Peers,  Mitglieder  des  Unterhauses,  Beamte,  Schullehrer  u.  s.  w. 
au  schwören  hatten. 
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noch  durch  die  Autorität  der  Kirche  die  Macht  hat,  den 
König  abzusetzen,  über  sein  Reich  zu  verfügen,  die  Unter- 
thanen  des- Treueides  und  des  Gehorsames  zu  entbinden, 
irgend  einem  die  Erlaubniss  zu  geben,  gegen  ihn  die  Waffen 
zu  ergreifen,  seiner  Person  Gewalt  anzuthun,  oder  Aufruhr 
im  Staate  zu  erregen.  Ich  schwöre  auch,  dass  ungeachtet 
jeder  gegen  den  König  gerichteten  Kxcommunication ,  un- 
geachtet jeder  seinen  Unterthanen  gewährten  Entbindung 
vom  Gehorsame,  ich  meine  wahrhaftige  Treue  seiner  Ma- 
jestät bewahren  werde,  und  dass  ich  mit  ganzer  Macht  den 
König  vertheidigen  werde  gegen  Verschwörungen ,  welche 
gegen  seine  Person  oder  Krone  mit  Rücksicht  auf  jene 
Sentenz  gerichtet  sein  sollten.  Juro  quod  ex  corde  a5- 
horreo  —  ich  führe  fiir  den  wichtigsten  Passus  das  Original 
an  —  deiestor  et  abjuro  tamqtiam  impiam  et  Jiaereticam 
hanc  damnabilem  doctrinam  et  proposüionem,  quod  principes 
per  papam  excommunicati  vel  deprivati  possint  per  suos 
subditos  vel  alios  quoscunque  deponi  aut  occidi.  —  Ich 
glaube,  dass  der  Papst  keine  Macht  hat,  mich  von  diesem 
Eide  zu  entbinden,  und  verzichte  auf  jede  dagegen  gehende 
Dispensation.  Ich  schwöre  alle  diese  Dinge  im  natürliehen 
Sinn  der  Worte,  ohne  Zweideutigkeit  und  Gowissensvor- 
behalte  ^). 

Der  Papst  Paul  V.  erklärte  in  seinem  Breve  v.  1, 
September  1606.  ')  den  Eid  für  unzulässig.  Und  zwar  weil 
er  viele  Dinge  enthalte,  entgegen  dem  Glauben  und  dem 
Seelenheil.  Er  verlangte,  dass  die  Gläubigen  lieber  den 
Tod  und  alle  Martern  dulden  sollten,  als  so  die  Majestät 
Gottes  verletzen. 

Es  war  natürlich ,  dass  dies  offene  Eintreten  der  rö- 
mischen Curie  für  den  politischen  Fürstenmord  die  Stim- 
mung der  Engländer  gegen  das  Papstthum  nicht  milder 
gestalten    konnte*).      Hatte    schon    Pius    V.   Elisabeth 


*)  St.  1.  Jac.  I  c.  4. 

")  in  Jacob]  M.  Brit  Regia  Opera  (Lond.  1619.)  241.  ff. 
üeber  den  sich  daran  aDknüpfenden  literarischeD  Streit  ygl.  Gi es el er 
ECiesch.  III,  2.,  89. 

')  Die  deD  Eid  Weigernden  wurden  in  der  That  gestraft  Der 
£rzprie8ter  Black  wall  leistete  ihn,  Lingard  a.  a.  0.  9.,  93.  ff. 
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gegenüber  den  abstract-kanonischen  Standpunkt  eingenom- 
men, ihre  Abstammung  für  illegitim  erklärt,  und  sie  der 
Succession  in  das  Königreich  für  unfähig,  hatte  er  in  ab- 
geschmackter Weise  an  die  frühere  Lehnsabhängigkeit  des 
Landes  erinnert,  und  schliesslich  seinen  Strafapparat  in 
Arbeit  gesetzt,  um  die  Königin  in  unerhörter  Weise  zu  ver- 
fluchen und  abzusetzen  ^) :  so  war  es  natürlich ,  dass  man 
die  verschiedenen  Strafgesetze  gegen  Katholiken,  die  unter 
Elisabeths  Regierung  zum  Theil  schon  ausser  Anwendung 
gekommen  waren ,  wieder  hervorkehrte ,  und  sie  so  lange 
wenigstens  formell  in  Geltung  liess,  bis  die  Gefahr  vor  den 
mit  der  Sache  des  Katholizismus  eng  verflochtenen  Stuarts 
vorüber  war,  und  die  Gemüther  der  Protestanten  nicht  mehr 
in  der  Weise  beunruhigt  wurden,  wie  es  durch  die  Intriguen 
der  Königin  Henriette  unter  der  Regierung  Karls  L*) 
die  Aussicht  auf  einen  katholischen  Thronfolger  unter 
Karl  IL  »),  das  Mordkomplott  unter  König  Wilhelm  III. 
und  durch  die  katholischen  Prätendenten  beständig  der  Fall 
gewesen  war. 

Auch  hatte  die  römische  Curie  in  der  Folgezeit  die  von 
Paml  V.  ofl^en  ausgesprochenen  Grundsätze  wenn  auch 
nicht  aufgegeben,  so  doch  in  einen  kühlen  Schatten  gestellt, 
der  die  Regierung  nicht  geradezu  nöthigte,  darauf  Bezug 
zu  nehmen,  und  die  Lehre  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit, 
welche  auch  die  verbrecherischen  Grundsätze  Pauls  V. 
als  göttliche  hinstellt,  wurde  später  nur  von  den  Jesuiten 
and  ihrem  Anhange  aufrecht  erhalten. 

So  hob  denn  schon  die  Regierung  Georgs  III.  alle 
die  harten  Strafgesetze  auf  ^)  für  diejenigen  Katholiken, 
welche  einen  nach  Massgabe  des  oben  erwähnten  formulirten 
Eid  schwören   würden*),    und  St.  10.  Geo  IV.  c.  7.  v.  J. 


')  ThuanuB  Hist  sni  temporis  tom.  II.  Hb.  44.  oo.  26.  Auch 
Heinrich  YIII.  war  von  Paul  III.  excommunicirt  worden,  Magn. 
Bull.  (Luxemb.  1727.)  1.,  711.  ff. 

')  Vgl  Ranke  Werke  15.,  253.  ff. 

>)  Cartwithen  a.  a.  0.  2.,  866.  f.    Lingard  a.  a.  0.  12.,  266. 

«)  18.  Geo.  m.  c.  60.  hob  11.  u.  12.  Will.  8.  auf  für  die  den 
Eid  leistenden;  weiter  ging  dann  48.  Geo  3.  c.  20. 

")  Der  i.  J.  1778.  formolirte  Eid  lautete:  >J.  A.  B.  do  take  AI- 
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1829.  An  Act  for  the  Belief  of  Eis  Majesty's  Boman  Ca- 


might  God  and  his  only  Son  Jesus  Christ  my  Redeemer,  to  witness, 
That  1  will  be  faithful,  and  bear  true  allegiance  to  our  most  gracious 
Sovereign  Lord  King  George  the  Third,  and  him  will  defend,  to  the 
utmost  of  my  power,  from  all  conspiracies  and  attempts  whatever, 
that  shall  be  made  against  his  person,  crown,  and  dignity;  and  I  will 
do  my  utmost  endeavour,  to  disclose  and  make  known  to  his  Majesty, 
and  his  heirs,  all  treasons  and  traitorous  conspiracies  which  may  be 
formed  against  him  or  them  And  I  do  faithfully  promise  to  maintain, 
Support,  and  defend,  to  the  utmost  of  my  power  the  succession  of  the 
Crown  in  his  Majesty's  family.  against  any  person  or  persons,  what- 
soever,  hereby  utterly  renonncing  and  abjuring  any  obedience  or  alle- 
giance  unto  the  person  taking  upon  himself  the  style  and  title  of 
Prince  of  Wales,  in  the  lifetime  of  his  father.  and  who  since  his  deatbs, 
is  Said  to  have  assumed  the  style  and  title  of  King  of  Great  Britain 
and  Ireland,  by  the  name  of  Charles  the  Third;  and  to  any  other 
person  or  claiming  or  pretending  a  right  to  the  crown  of  these  re« 
alms;  And  I  do  swear,  that  I  do  reject  and  detest,  as  unchristian  and 
impious,  to  believe  that  it  is  lawful  to  murder  or  destroy -any  person 
or  persons  whatsoever,  for  or  under  pretence  of  their  being  heretics; 
and  also,  that  unchristian  and  impious  principle  that  no  faith  is  to  be 
kept  with  heretics.  I  further  declare,  that  it  is  no  article  of  my  faith, 
and  that  I  do  renounce,  reject  and  abjure  the  opinion,  that  princes 
excommunicated  by  the  Pope  and  Council  or  by  any  authority  of  the 
Bee  of  Rome,  or  by  any  authority  whatsoever  may  be  deposed  and 
murdered  by  their  sabjects,  or  by  any  person  whatsoe?er;  and  I  do 
promise,  that  I  wille  not  hold,  maintain  or  abet  any  such  opinion,  or 
any  other  opinion  contrary  to  what  is  expressed  in  this  declaration; 
and  I  do  declare,  that  I  do  not  belieye  that  the  Pope  of  Rome,  or  any 
other  foreign  prince,  prelate,  State  or  potentate,  has  or  ought  to  have 
any  temporal  or  civil  Jurisdiction ,  power  superiority  or  preeminence, 
directly  or  indirectiy  within  this  realm,  and  I  do  solemnly,  in  the 
prensence  of  God  and  his  only  Son  Jesus  Christ,  my  Redeemer,  pro- 
fess,  testify  and  declare,  that  I  do  make  this  declaration,  and  every 
part  thereof  in  the  piain  and  ordinary  sens^  of  words  of  this  oath, 
without  any  CYasion,  equivocation,  or  mental  reservation  whatever,  and 
without  any  dispensation  already  granted  by  the  Pope  or  any  autho- 
rity of  the  See  of  Rome,  or  any  person  whatever,  and  without. thin- 
king,  that  I  am,  or  can  be  acquitted  before  God  or  man,  or  absolved 
of  this  declaration,  or  any  part  thereof,  although  the  Pope,  or  any 
other  persons  or  authority  whatsoever  shall  dispense,  or  annul  the 
same,  or  declare  that  it  was  nul  and  void  from  the  beginning.  So  help 
my  God.c  Diesem  Eide  folgte  der  von  33.  Geo  3.  cap.  21.  formulirte: 
J.  A.  B.  do  swear,  That  1  do  abjure,  condemn  and  detest,  as  un- 
christian, and  impious  the  principle,  that  it  is  lawful  to  murder,  de- 
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tholic  Subjects  vollzog  endlich  die  Emancipation  '),  lieas 
die  Katholiken  mit  Ausnahme  der  Cleriker  gegen  Ab- 
leistung eines  bestimmten  Eides  in  das  Parlament  zu,  ge- 
währte ihnen  aktives  Wahlrecht,  die  Befugniss  fast  alle 
Aemter  zu  bekleiden'),  und  den  Genuss  der  bürgerlichen 
Rechte. 

Nur  wenige  Schranken  sind  danach  für  die  Anhänger 
der  katholischen  Confession  aufrecht  erhalten   geblieben  '), 


stroy,  or  anyways  iDJure,  any  person  wbatsoever,  for  or  ander  the 
pretence  of  being  a  heretic;  And  1  do  declare  solemnly,  before  God, 
that  I  believe  tbat  no  act,  in  itself  unjust,  immoral,  or  wicked,  can 
ever  be  justified  or  ezcused  by  or  under  pretence  or  colour,  that  it 
was  done  either  for  the  good  of  the  church,  or  in  obedience  to  any 
ecclesiastical  power  whatsoever.  1  also  declare,  that  it  is  not  an  ar- 
ticle  of  the  Catholic  faith,  neither  am  I  thereby  required  to  believe  or 
profesB,  that  the  Pope  is  infalUble;  or  that  I  am  bound  to  obey  any 
Order  in  its  own  nature  immoral  though  the  Pope  or  any  ecclesiastical 
power,  should  issue  or  direct  such  order;  but  on  the  contrary,  I  hold 
that  it  wonld  be  sinful  in  me  to  pay  any  respect  or  obedience  thereto. 
I  further  declare,  tbat  I  do  not  belieye  that  any  sin  whatsoever  com- 
mitted  by  me,  can  be  forgiven  at  the  mere  will  of  any  Pope,  or  of  any 
priest,  or  of  any  persons  whatsoever;  but  tbat  sincere  sorrow  for  past 
sins,  a  firm  and  sincere  resolution  to  avoid  future  guilt,  and  to  atone 
to  God,  are  privious  and  indispensable  requisites  to  establish  a  well- 
founded  expectation  of  forgiveness;  and  that  any  person  who  receives 
absolution,  without  these  previous  requisites,  or  far  from  obtaining 
there  any  remission  of  bis  sins,  iucurs  the  additional  guilt  of  violatiog, 
a  sacrament:  And  I  do  swear,  that  I  will  defend,  to  the  utmost  of  my 
power,  the  settlement  and  arrapgement  of  property  in  ihis  country, 
as  established  by  the  laws  now  in  being.  I  do  hcrcby  disclaim,  dis- 
avow  and  solemnly  abjure,  any  Intention  to  subvert  the  present  church 
establishment  for  the  purpose  of  substituting  a  catholic  establishment 
in  its  stead:  And  1  do  solemnly  swear,  that  I  will  not  ezercise  any 
privilege  to  which  I  am  er  may  become  entitled,  to  disturb  and  waken 
the  Protestant  religion,  and  Protestant  government  in  this  Kiogdom.  So 
help  my  God.€  — 

')  üeber  die  Geschichte  dieses  Gesetzes  vgl.  Pauli,  Gesch.  Eng- 
lands seit  d.  Friedensschi.  v.  1814.  a.  1816.  (Leipzig  1864.)  1,  434.  ff. 

'j  Ausgeschlossen  sind  sie  von  den  Aemtern  des  Regenten,  Lord 
chancellor,  lord  Keeper  of  the  great  seal,  lord  lieutenant  of  Ireland, 
high  commisfiioner  of  the  general  assembly  of  Scotland.  10.  G  e  o  IV. 
&  7. 

')  Sie  sind  von  jeder  Ausübung  des  Patronatrechtes  der  englischen, 
schottischen  und  irischen  Kirche  gegenüber  ausgeschlossen,  können 
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zumal  die  alten  Prämunire-FäUe  unter  der  Regierung  der 
Königin  Victoria  beseitigt  worden  sind  ^). 

Rom^  welches  über  die  Katlioliken^Emancipation  seine 
Freude  lauter  bezeigen  musste,  als  man  dort  wirklich  em- 
pfand, —  denn  es  war  doch  unbequem ,  dass  das  Object 
der  chronischen  Klage  gegen  £ngland  beseitigt  war  und 
sich  zu  politischen  Combinationen  nicht  mehr  verwenden 
Hess  ');  —  verstand  es  nichtsdestoweniger  von  der  Emanci- 
pation  Kapital  zu  schlagen. 

Am  29.  September  1850.  'J  thoilte  Pius  IX.  das  Land 
in  Diöcesen ,  ernannte  Bischöfe  und  gab  somit  der  katho- 
lischen Kirche  einen  festen  Punkt,  von  welchem  aus  sie 
stetig  vorgedrungen  ist.  Die  Regierung  und  das  Parlament 
waren  dagegen  ohnmächtig.  Das  Praemunirerecht  war  zu 
früh  aufgehoben  worden,  und  die  auf  Russeis  Vorschlag 
i.  J.  1851.  erlassene  Kirchentitelbill ,  die  den  katholischen 
Bischöfen  den  Gebrauch  der  Titel  verbot  *) ,  welche  die 
anglikanische  Kirche  occupirt  hatte,  ist  wirkungslos  ge- 
blieben, da  bei  dem  bekannten  Formalismus  der  englischen 
Jurisprudenz  der  Cardinal  W  i  s  e  m  a  n  sich  nur  Erzbischof 


keioe  Stelle  bekleiden,  welche  diesen  Kirchen  angehört,  oder  an  einem 
kirchlichen  Gerichtshofe,  oder  welche  kirchlicher  Fundation  ist,  oder  an 
den  Universitäten,  den  Colleges  von  Eton,  Westminster  und  Winchester 
und  den  Colleges  oder  Schulen  des  Reiches.  Ihre  Ceremonien  dQrfen 
nicht  öffentlich  ausgeQbt  und  ihre  geistliche  Amtstracht  nur  in  dem 
gottesdienstlichen  Gebäude  getragen  werden.  Vgl.  Gripps  Eccle- 
siastical  law  (London  18ö8.)  82O.  ff. 

*)  7.  u.  8.  Victoria  c.  102.  9.  u.  10.  Victoria  c.  59.,  welches 
anch  die  St.  13.  Eliz.  c.  2.  gegen  die  römischen  Bullen,  was  die 
Strafbestimmuugen  anlangt,  aufhebt.  Der  diplomatische  Verkehr  mit 
Rom  ist  durch  11.  u.  12.  Vict.  c.  108.  s.  1.  gestattet  worden,  doch 
darf  keine  ordinirte  Person  und  kein  Jesuit  als  römischer  Gesandter 
angenommen,  s.  2.  —  und  die  Suprematie  der  Krone  nicht  gefährdet 
werden,  s.  3. 

*)  Darauf  machen  alle  zeitgenössischen  Gesandtschaftsberichte,  die 
ich  eingesehen  habe,  aufmerksam. 

^)  bei  Mejer  die  Propaganda  in  England  (Leipzig  1851.)  171.  ff. 
Ueber  die  früheren  Versuche  namentlich  der  Jesuiten  in  England  Fusa 
zu  fassen,  vgl.  auch  The  Camden  Miscellany  (1852.)  2  vol: 
The  discovery  ofthe  Jesuits  College  at  Clerkenwell. 

*)  14.  u.  16.  Vict.  c.  60.  Strafezahlung  Yon  100.  U 
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z  u  Westminster  zu  nennen  brauchte,  um  den  auf  die  Füh- 
rung des  Titels  Erzbischof  von  Westminster  gesetzten 
Strafen  zu  entgehen.  — 

Doch  noch  ein  Punkt  verdient  Erwägung. 

Als  die  englische  Regierung  die  Emancipation  der 
Katholiken  beabsichtigte,  suchte  sie  zuvor  die  nothwendigen 
Garantieen  zu  gewinnen ,  dass  die  katholische  Kirche  den 
Staat  nicht  mehr  mit  jenen  Gefahren  bedrohe,  welche  früher 
die  harten  Ausnahmegesetze  herbeigeführt  hatten. 

Das  Resultat  der  eingezogenen  Erkundigungen  war 
ein  befriedigendes  ^). 


r 


')  Schon  i.  J.  1757.  hatte  die  irländische  Nation  unter  dem  Vor- 
sitze des  Bischofs  Dr.  O'Keefe  folgende  heute  sehr  bemerkenswetthe 
Declaration  abgegeben:  >Wherea8  certain  opioions  and  principles,  :ni- 
mical  to  good  order  and  goyernment,  have  been  attributed  to  the  ca- 
tholics,  the  ezistence  of  which  we  utterly  deny;  and  wheras  it  is  at 
this  time  peculiarly  necessary  to  remove  such  imputations,  and  to  gire 
the  most  fuU  and  ample  satisfaction  to  our  Protestant  brethren,  that 
we  hold  no  principle  whatsoever,  incompatible  wich  our  duty  as  men 
or  as  subjects,  or  repugnant  to  liberty,  whether  political,  civil  or  n- 
ligious:  now  we  the  Gatholics  of  Ireland,  for  the  removal  of  all  such 
imputations ,  and  in  deference  to  the  opinions  of  many  respectable 
men,  and  individuals  among  our  Protestant  brethren,  do  hereby,  in  tte 
face  of  our  country  of  all  Europe,  and  before  God,  make  this  our 
deliberate  and  solemn  declaration. 

Ist.  We  abjure,  disavow  and  condemn  the  opinion  that  princes 
excommunicated  by  the  Pope  and  Council,  or  by  any  ecclesiastical 
authority  whatsoe?er,  may  therefore  be  deposed  or  murdered  by  their 
subjects,  or  any  other  persons.  We  hold  such  doctrine  in  detestation, 
as  wicked  and  impious;  and  we  declare,  that  we  do  not  believe  that 
either  the  Pope,  with  or  without  a  general  Council ,  or  any  prelate  or 
priest,  or  any  ecclesiastical  power  whatsoever,  can  absolve  the  subjects 
of  this  Kingdom,  or  any  of  them  from  their  allegiance  to  Bis  majesty 
King  George  the  Third,  who  is,  by  authority  of  Parliament  the  lawful 
king  of  this  realm. 

2d.  We  abjure,  condemn,  and  detest,  as  unchristian  and  impious, 
the  principle,  that  it  is  lawful  to  murder,  destroy,  or  anyways  injure, 
any  person  whatsoeYer,  for  or  under  the  pretence  of  being  heretics; 
and  we  declare  solemnly,  before  God,  that  we  believe  that  no  act,  in 
itself  unjust,  immoral,  or  wicked,  can  ever  be  justified  or  excused  by 
or  under  pretence  or  colour  that  it  was  done  either  for  the  good  of 
the  charch,  or  in  obedience  tor  any  ecclesiastical  power  whatsoever. 

3d.  We  further  declare,  that  we  hold  it  as  an  unchristian  and  im- 
pious principle,  that  no  faith  is  to  be  kept  with  heretics:  this  doctrine 
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Die  vor  die  Schranken  der  Parlamentskommission  ge- 
ladenen Mitglieder  des  irischen  Episcopates  und  Clerus  be- 
kundeten übereinstimmend,  dass  dem  Papste  nach  dem 
Glauben  der  Kirche  eine  Unfehlbarkeit  nicht  zukomme, 
und  dass  die  Ansprüche,  welche  frühere  Päpste  auf  die 
weltliche  Gewalt  erhoben  hätten,  als  ungerechtfertigte  Prä- 
tentionen bezeichnet  werden  müssten,  denen  sie  im  etwaigen 
Wiederholungsfalle  jeden  Widerstand  entgegenzustellen  auch 
kirchlich  berechtigt  seien  ^). 

Nur  auf  Grund  dieser  Aussagen  emancipirte  die  eng- 
lische Regierung  ihre  Katholiken. 

Nichtsdestoweniger  sah  dieselbe  Regierung  der  Bewe- 
gung des  vaticanischen  Concils  vollkommen  theilnahmlos 
zu,  obgleich  und  als  offenkundig  die  Definirung  der  päpst- 

we  detest  and  reprobate,  not  only  as  contrary  to  our  religion,  but  as 
destructive  of  morality,  of  society  and  even  of  common  honesty:  and 
it  is  our  firm  belief,  tbat  an  oath  made  to  any  person  not  of  tbe  Ga- 
tholic  religion  is  equally  binding  as  if  it  wäre  made  to  any  Catholic 
wbatsoever. 

4th.  We  have  been  charged  with  holding,  as  an  article  of  our  be- 
lief, that  the  Pope  with  or  without  tbe  autbority  of  a  general  Council, 
er  that  certain  ecciesiastical  powere  can  acquit  and  absolve  us  before 
God  from  our  oath  of  allegiance  or  even  from  tbe  just  oatbes  and 
contracts  entered  into  between  man  and  man.  Now  we  do  utterly 
renounce,  abjure,  and  deny,  that  we  hold  or  maintain  any  such  belief, 
as  being  contrary  to  the  peace  and  happiness  of  society,  inconsistent  with 
morality  and  aboYO  all  repugnant  to  the  true  spirit  of  Catholic  religion. 

6th.  We  do  furtber  declare,  that  we  do  not  believe  that  the  Pope 
of  Rome,  or  any  otber  prince,  prelate,  State  or  potentate,  bas  or  ougbt 
to  haye  any  temporal  or  civil  Jurisdiction,  power,  superiority,  or  pre- 
eminence,  directly  or  indirectly,  within  this  realm. 

6th.  After  wbat  we  have  renounced,  it  is  immaterial,  in  a  political 
light,  what  may  been  our  opinion  or  falth  in  otber  points  respecting 
the  Pope;  howeYer  for  greater  satisfaction ,  we  declare  that  it  is  not 
an  article  of  the  Catholic  faitb,  neitber  are  we  thereby  required  to  be- 
lieve  or  profess,  that  the  Pope  is  infallible,  or  tbat  we  are  bound  to 
obey  any  order  in  its  own  nature  immoral,  though  the  Pope  or  any 
other  ecciesiastical  power  sbould  issue  or  direct  such  order,  but  on  tbe 
contrary  we  hold,  tbat  it  would  be  sinful  in  us  to  pay  any  respect  or, 
obedience  thereto. ...€  Tbe  Evidence  taken  before  the  se- 
lect  committees  of  the  houses  of  Lords  and  commona 
appointed  in  the  sessions  of  1824.  and  1825.  to  inquire 
into  the  State  of  Ireland  (London  1825.)  484.  ff. 

*)  Vgl.  auch  Meine  Samml.  d.  Aktenst.  z.  vatic.  Concil.  S.  847.  fSt, 
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liehen  Unfehlbarkeit  in  Rom  erstrebt  wurde.  Und  auch 
dem  in  der  That  zur  Proclamation  gelangten  Dogma  hat 
die  englische  Regierung  keinen  Widerstand  geleir^tet.  Glad- 
stone,  der  selbst  abstracte  Ideen  über  Staat  und  Kirche 
auf  den  literarischen  Markt  gebracht  hatte,  war  nicht  der 
Mann,  die  schwierige  Frage  praktisch  anzufassen  und  zu 
erledigen.  Cessante  ratione  ccssat  lex  ipsa  ist  ein  juristi- 
scher Wahrspruch.  Die  Nichtexistenz  der  Unfehlbarkeit 
ist  aber  die  Basis  der  durch  das  Emancipationsgesetz  ge- 
schaffenen rechtlichen  Stellung  der  Katholiken. 

Und  wenn  es  auch  heute  nicht  zu  empfehlen  sein  mag, 
Strafgesetze  aus  dem  Schutte  vergangener  Jahrhunderte 
wieder  aufsugraben,  die  schon  vor  ihrer  gesetzlichen  Auf- 
hebung längst  factisch  beseitigt  waren,  so  gebührt  doch 
dem  sorglosen  Gebahren  von  Staatsmännern  eine  Rüge, 
welche  den  ihnen  immer  näher  rückenden  Feind  der  katho- 
lischen Kirche  wohl  kennen,  die  schwachen  Mauern  gegen 
ihn,  die  nur  in  Beschränkung  der  Orden  ^)  und  zweifel- 
haften Amortisatiunsvorschriften  bestehen  '),  wohl  würdigen 
könnten,  welche  aber  die  Augen  scbliessen,  um  den  Gegner 
nicht  sehen  zu  müssen,  und  um  in  jener  Lethargie  fort- 
vegetiren  zu  können,  welche  die  Signatur  der  jetzigen  eng- 
Uschen  Politik  bildet. 


'}  Es  gilt  noch  10.  Geo  IV.  c.  7.  ss.  88.  84.,  wonach  jeder  Jesuit 
oder  Reguläre,  welcher  einen  anderen  zur  Ableistung  der  Qelübde 
veranlasst,  als  des  misdemeanor  schuldig  betrachtet  wird,  ebenso  wie 
diese  Person  selbst,  welche  aus  dem  Königreiche  zu  yerbannen  ist. 
Weiter  verordnet  s.  28.,  dass  jeder  Jesuit  oder  Reguläre,  der  zar  Zeit 
der  Emanation  des  Gesetzes  in  England  ist,  oder  jeder  englische  Re- 
guläre, der  vom  Auslande  nach  England  kommt  (s.  S0.)|  sich  registriren 
lassen  muss,  jeder  fremde  Reguläre  oder  Jesuit  aber,  der  in's  Land 
kommt,  ist  wegen  misdemeanor  zu  verurtheilen  und  zu  verbannen  (s.  29.), 
wenn  ihm  nicht  der  erste  Staatssecretär  eine  stets  widerrufliche  höch- 
stens sechs  Monat  wirkende  Aufenthaltsbewilligung  ertheilt  Vgl. 
auch  24.  Vict.  c.  184.  §.  7. 

';  St.  1.  Geo  I.  st.  2.  c.  20.  no.  24.,  wonach  Land  nicht  zu 
abergläubischen  Gebräuchen  legirt  werden  darf  (>land  given  to  supersti- 
tions  usesc),  ist  durch  die  neueren  Gesetze  modificirt,  Fischöl  a. 
a.  0.  74.  Dagegen  hat  doch  der  Kanzleihof  in  neuerer  Zeit  ein  Legat 
mr  Lesung  von  Seelmessen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  fQr  ongtUtig 
«klärt,  vgl.  Barn  a.  a.  0.  3.,  180. 
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Drittes  Buch. 


Ergebnisse  und  Yorseliläge. 


£.  Frledberir,  D.  MiMbr.  d.  ffeftti-  AmUgewalt.  4Q 


I. 

Wir  haben  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Staat 
and  Kirche  durch  alle  Zeiten  und  Länder  hindurch  ver- 
folgt, und  können  jetzt  das  Ergebniss  unserer  Unter- 
suchungen kurz  zusammenfassen. 

Ueberall  finden  wir  gleichmässig  dieselben  Ansprüche 
der  Kirche  und  dieselben  Consequenzen ,  falls  sie  mächtig 
genug  war,  ihre  Prätentionen  verwirklichen  zu  können. 

Ueberall  wo  sie  allein  die  Bildung  der  Cleriker  leitetOi 
tritt  ein  mechanisches  Abrichten  an  die  Stelle  geistiger 
Gultur;  wo  ihr  ungehemmt  die  Pfründenbesetzung  anheim- 
fiel, ebnet  Gunst  und  Bestechlichkeit  den  Weg  zu  den 
höchsten  kirchlichen  Würden,  und  fUIlt  die  Kirche  in  die 
Hände  von  Untauglichen,  Unfähigen,  Unwürdigen. 

Ueberall  wo  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  sich  frei 
entfaltete,  verdorrt  die  Gerechtigkeitspflege,  und  wird 
die  Justiz  in  unwürdigster  Art  zur  Einnahmequelle  des 
Clerus  degradirt.  Ueberall  wo  die  Kirchenzucht  frei  ge- 
handhabt werden  kann,  wird  der  niedere  Clerus  zum  willen- 
losen Werkzeuge  seiner  Vorgesetzten  herabgewürdigt,  und 
der  kirchliche  Strafapparat  den  Laien  gegenüber  auch  aus 
den  niedrigsten  Motiven  in  Bewegung  gesetzt. 

Ueberall  wo  das  Ordenswesen  sich  ungehindert  ent- 
falten kann,  vermehrt  sich  die  Zahl  der  Regularen  ins  Un- 
gemessene,  nehmen  Unart  und  Unsitte  überhand.  Ueberall 
wo  das  kirchliche  Vermögen  ungehindert  angesammelt  wird, 
wächst  es  ins  Uebermässige  und  tritt  der  Erwerbstrieh. 
schmählich  in  den  Vordergrund.  Wo  die  Kirche  die  Armen- 
pflege für  sich  monopolisirt,  nimmt  der  Pauperismus  stetig 
zu,  und  wo  sie  die  Schule  in  ihren  Händen  behält,  ver- 
sumpft und  verdummt  dsüs  Volk. 
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Die  Folgen  dieser  Erscheinungen,  für  welche  jede 
Seite  unseres  Buches  Belege  bietet,  machen  sich  aber  nach 
doppelter  Richtung  hin  fühlbar. 

Einmal  für  die  Kirche  selbst.  Denn  diese  von  ihrem 
Stifter  rein  geistig  gedachte  Gemeinschaft  kann  das  Her- 
einziehen des  Materiellen  in  ihren  Kreis  nicht  vertragen. 
Sie  verdirbt,  sie  wird  unfähig,  die  geistigen  Bedürfnisse 
ihrer  Angehörigen  zu  befriedigen,  sie  wird  immer  mehr 
eine  Anstalt  für  den  Clerus,  anstatt  mit  ihrem  Clerus 
dem  Interesse  der  Menschheit  zu  dienen.  — 

Zieht  aber  schon  indirect  diese  Consequenz  der  kirch- 
lichen Herrschaft  den  Staat  in  Mitleidenschaft,  und  um  so 
mehr,  je  inniger  er  seine  Beziehungen  zu  der  Elirche  ge- 
staltet hat :  so  wird  der  Staat  doch  andererseits  auch  direct 
durch  die  kirchliche  Suprematie  und  die  Realisirung  des 
kanonischen  Rechtes  in  der  Kirche  gefährdet,  geschädigt, 
und  dem  Verderbniss  anheimgegeben. 

Denn  wenn  der  Glaube,  den  der  Staat  auch  für  sein 
Gedeihen  dem  Volke  bewahrt  wissen  will,  durch  Schuld 
der  Anstalt,  welcher  die  Pflege  desselben  als  Beruf  zufkllt, 
in  Aberglauben  und  Unglauben  verwandelt  wird,  wenn  die 
sittlichen  Interessen  des  Volkes ,  welche  er  der  Kirche  zur 
Wahrung  überlassen  hat,  den  materiellen  der  Earchendiener 
hintenangesetzt  werden,  wenn  die  der  Kirche  zur  Verfügung 
gestellte  Zwangsgewalt  nicht  zur  Erreichung  der  idealen 
Ziele,  welche  auch  der  Staat  sich  steckt,  verwendet  wird, 
sondern  egoistischen  und  schädlichen  Tendenzen  dienen 
muss:  dann  verkümmert  eben  die  religiöse,  sittUche  Seite 
des  Staates,  das  Volk  wird  siech  und  krank  und  auch  zu 
energischem,  patriotischem,  opfermuthigem  poUtischem  Han- 
deln unfähig. 

So  zeigen  uns  denn  auch  die  vorangehenden  Blätter 
übereinstimmend,  dass  kein  Staat  in  keinem  Zeitalter  unserer 
Geschichte  die  kirchliche  Herrschaft  ungestraft;  ertragen 
hat,  und  dass  überall  bald  früher,  bald  für  das  Gedeihen 
und  die  Wohlfahrt  des  Staates  verhängnissvoll  spät,  eine 
Gränzberichtigung  zwischen  Kirche  und  Staat  vorgenommen 
werden  musste,  welche  unbekümmert  um  das  kanonische 
Recht  und  die  Ansprüche  der  Kirche   den  Staat  und   das 
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Volk  vor  dem  unberechtigten  Einflasse  der  Kirche  zu  retten 
bestimmt  war. 

Selbst  der  mittelalterliche  Staat ,  welcher  die  ihm  als 
solchem  obliegenden  Pflichten  mehr  instinctiv  ahnte ,  als 
bewusst  zu  würdigen  verstand,  ist  den  kirchlichen  Präten- 
tionen schroff  entgegengetreten y  und  der  moderne  Staat  hat 
nie  ungestraft  die  kirchliche  Herrschaft  zu  erdulden  ver- 
mocht,  und  ist  nach  kurzer  Duldung  jedesmal  genöthigt 
gewesen,   mit  Gewalt   das  Joch    der  Kirche  abzuschütteln. 

Solche  Perioden  der  staatlichen  Reaction  finden  wir 
fast  überall  im  sechszehnten  Jahrhundert,  am  Ende  des 
achtzehnten,  und  wir  gehen  einer  neuen  in  unseren  Tagen 
entgegen. 

Um  so  mehr  verdienen  die  Wege,  welche  die  Staaten 
dabei  eingeschlagen  haben,  eine  aufmerksame  Betrachtung, 
damit  wir  für  unsere  Bedürfnisse  die  richtigen  Mittel,  für 
unsere  Krankheit  die  wirksame  Arznei  zu  finden  vermögen. 

Dass  Art  und  Sitte  eines  Volkes  auch  auf  die  der 
kirchlichen  Herrschaft  entgegengestellte  Reaction  von  Ein- 
fluss  sein  musste,  versteht  sich  von  selbst:  noch  mehr  aber 
ist  hier  die  Form  des  Staatswesens  bestimmend  aufgetreten. 

Der  mittelalterliche  Staat  hat  meistens  mit  vereinzelten 
gesetzlichen  Bestimmungen  das  Bedürfniss  zu  befriedigen 
gesucht,  und  Gewalt  der  kirchlichen  Uebermacht  entgegen- 
gesetzt. Dabei  hat  er  häufig  genug  den  geistlichen  Gegner 
zu  Boden  geschlagen  und  seinen  Fuss  auf  dessen  Nacken 
gesetzt:  im  Grossen  und  Ganzen  aber  hat  er  sich  von  der 
kirchlichen  Herrschaft  nicht  zu  befreien  vermocht.  Einen 
systematisch  verfahrenden  Feind  kann  man  wohl  durch 
einen  plötzlich  geführten  Streich  zurückdrängen  und  ver- 
letzen, aber  dauernd  wird  ihn  doch  nur  der  zu  besiegen 
im  Stande  sein ,  welcher  ein  gleich  gutes  oder  besseres 
System  mit  grösserer  Thatkraft    entgegenzuhalten  versteht. 

Der  mittelalterliche  Staat  stand  aber  auf  dem  Boden 
des  kirchlichen  Sjstemes.  Er  erkannte  mit  der  Kirche  an, 
dass  sein  Beruf  lediglich  auf  die  Pflege  des  Materiellen  ge- 
richtet sein  müsse,  und  dass  die  ideellen  Interessen  aus- 
schliesslich der  Obsorge  der  Kirche  anzuvertrauen  seien. 
Seine   Versuche,   einzelne  Consequenzen  dieses  Sjstemesi 
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deren  Unerträglichkeit  offen  in  die  Augen  sprang ,  zu  be- 
seitigen, konnten  daher  von  durchgreifendem  Erfolge  kaum 
begleitet  seiU|  noch  dazu,  da  sie  sporadisch  mit  Verletzung 
des  formellen  Rechtes  und  ohne  das  Bewusstsein  ihrer 
inneren  Nothwendigkeit  vorgenommen  wurden. 

Der  moderne  absolute  Staat  konnte  von  vorne  herein 
bei  seinem  Kampfe  mit  der  Kirche  auf  bessere  Erfolge 
rechnen.  Denn  er  ging  von  einer  Grundanschauung  aua, 
welche  der  mittelalterlichen  gänzlich  entgegengesetzt  war, 
und  ihm  die  Berechtigung  zum  Streite  verlieh. 

Freilich  war  es  ein  meist  protestantischer  Grundsaia, 
dass  auch  der  Staat  göttlichen  Rechtes  sei,  dass  auch  ihm 
die  Pflege  der  Sitte  gebühre,  und  er  ideale  ethische  Ziele 
zu  verfolgen  habe;  aber  auch  die  katholischen  Staaten 
adoptirten  willig  dieses  Princip,  welches  ihrer  Existenz  allein 
eine  rationelle  Basis  gab. 

Hatte  aber  der  Staat  ethische  Zwecke  zu  verfolgen,  so 
concurrirte  er  mit  der  Kirche,  sah  er  aus  der  Erreiohung 
seiner  Ziele  fär  sich  Vortheil  entspringen ,  so  war  et  ihm 
nicht  zu  verargen,  dass  er  auch  die  Kirche,  die  er  stütste 
zum  Entgelt  dafür,  unbeirrt  den  gleichen  Zielen  nachstreben 
wissen  wollte,  und  dass  er  sie  dazu  nöthigte,  falls  sie  vom 
rechten  Wege  abwich. 

Der  moderne  absolute  Staat  musste  in  dieser  Weise 
dazu  gelangen,  die  Kirche  sich  dienstbar  zu  machen;  er 
musste  weiter  dahin  kommen,  seinen  Arm  auch  in  daa 
innere  Getriebe  der  Kirche  hineingreifen  zu  lassen,  damit 
das  Räderwerk  ungehemmt  seine  Schuldigkeit  thue  und 
den  mit  den  Staatszwecken  fQr  identisch  gehaltenen  Kirchen- 
zwecken  diene. 

Die  Mittel,  deren  sich  der  absolute  Staat  dabei  be< 
diente,  waren  meist  gesetzlicher  Art,  aber  doch  nicht  durch- 
gehends.  Aber  das  verschlug  eben  bei  einer  Staatsform 
wenig,  wo  der  Regierungswille  sofort  die  Form  des  Ge- 
setzes anzunehmen  im  Stande  war.  So  ist  das  Placet  in 
allen  absoluten  Staaten  Europa's  gehandhabt  worden,  so 
ist  wegen  Missbrauches  der  geistlichen  Amtsgewalt  ein  Re- 
curs  an  den  Staat  eingerichtet  worden,  mit  mehr  oder  we- 
niger formeller  Aasbildung  des  Institutes,  so  sind  die  Geist- 
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liehen  zu  Treueiden  dem  Staate  und  dessen  Regenten  ver- 
pflichtet worden. 

Wenn  wir  nichts  destoweniger  sehen,  dass  auch  mit 
allen  diesen  Mitteln  der  absolute  Staat  kein  befriedigendes 
Verhältniss  zur  Earche  erreicht  hat,  so  liegt  der  Orund  vor 
allen  Dingen  in  dem  Umstände^  dass  der  Staat  seinen 
Wirkungskreis  zu  weit  ausgedehnt,  und  mit  seinen 
Massnahmen  da  eingegriffen  hat,  wo  entweder  die  Willkür 
des  Individuums  frei  hätte  schalten  oder  die  corporative 
Selbstständigkeit  hätte  intact  bleiben  sollen. 

Das  Hereinziehen  der  Kirche  in  den  Staatsmechanismus, 
theilte  ihr  selbst  diesen  mechanischen  Character  mit,  ver- 
äusserlichte  sie,  und  machte  sie  so  schliesslich  durch  die 
Schuld  des  Staates  ungeeignet  fUr  die  Ziele  zu  wirken, 
welche  der  Staat  ihr  gesteckt  hatte. 

So  ist  das  geschichtliche  Räthsel  zu  lösen,  wenn  wir 
sehen,  dass  der  Staat  sich  der  Herrschaft  über  die  Kirche 
im  sechszehnten  Jahrhundert  bemeistert,  um  den  Glauben 
im  Volke  zu  stützen  unter  dem  allgemeinen  Beifalle  aller 
derjenigen,  denen  das  Heil  der  Kirche  am  Herzen  liegt, 
und  dass  er  im  neunzehnten  Jahrhundert  alle  die  kirch- 
lichen Elemente,  welche  ein  inneres  religiöses  Leben  wollen, 
in  derselben  Weise  zu  Gegnern  erhält,  wie  die  Hierarchie, 
welche  das  staatliche  Joch  nicht  mehr  tragen  wollte. 

Unser  heutiger  Staat  ist  aber  kein  absoluter,  sondern 
ein  constitutioneller,  und  ehe  wir  die  Lehren  der  Geschichte 
zu  unseren  heutigen  Bedürfnissen  in  Beziehung  setzen,  wird 
die  Frage  zu  erörtern  sein,  ob  die  veränderte  Natur  des 
Staates  dabei  von  Einfluss  ist.  Es  ist  auffallend,  dass 
keine  der  zahllosen  theoretischen  Untersuchungen,  welche 
in  unseren  Tagen  dem  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche 
gewidmet  worden  sind,  diesen  Punkt  erwogen  hat,  ob- 
gleich er  unseres  Erachtens  von  grundlegender  Wichtigkeit 
ist,  und  obgleich  die  Kirche  seine  Bedeutung  längst  erkannt 
und  verwerthet  hat. 

Unsere  Theoretiker  über  Staat  und  Kirche  reflectiren 
heute  wie  vor  hundert  Jahren  über  die  Mittel ,  das  Ver- 
hältniss von  Staat  und  Kirche  zu  bestimmen,  sie  wollen 
dieselbe  Krankheit  mit  denselben  Medicamenten  heilen,  aber 
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sie  übersehen,  dass  eine  Arznei,  welche  bei  einem  Kinde 
frommt,  bei  einem  Manne  ganz  erfolglos  bleiben  kann^  dass 
die  veränderte  Individualität  des  Staatskörpers  vor  allem 
in  Erwägung  zu  stellen  ist. 

Der  constitutionelle  Staat  unterscheidet  sich  aber  der 
Kirche  gegenüber  von  dem  absoluten  dadurch,  dass  er  ein- 
mal der  Kirche  indirecten  Einfluss  auf  sich  eingeräumt  hat, 
und  umgekehrt  seine  directon  Einwirkungen  auf  die  Kirche 
geschwächt  sind. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  des  absoluten  Staates  ver- 
mochte sich  von  jeder  kirchlichen  Beeinflussung  frei  zu 
halten.  Nur  so  weit  der  Monarch  den  kirchlichen  Factoren 
Rechnung  tragen  wollte,  konnten  diese  dem  Staatswesen  ihr 
Gepräge  aufdrücken.  So  erklärt  sich  auch  die  Taktik  des 
Jesuitenordens,  als  Beichtväter  dem  Throne  zur  Seite  zu 
treten,  und  eben  durch  Beherrschung  des  Regenten  den 
Staat  zu  bemeistern. 

Es  ist  nun  das  auch  der  Grund,  warum  die  besten 
gesetzlichen  Institutionen  der  Kirche  gegenüber  häufig  den 
Dienst  versagen  mussten,  sobald  nämlich  deren  Wirksamkeit 
durch  den  alles  beherrschenden  und  selbst  von  der  Kirche 
beherrschten  Willen  des  Regenten  gehemmt  wurde. 

Wies  der  Monarch  dagegen  den  kirchlichen  Einfluss 
zurück,  so  vermochte  derselbe  sich  vielleicht  in  unterge- 
ordneter Beziehung  Bahn  zu  brechen,  dadurch  dass  der 
Kirche  günstig  gestimmte  Männer  in  wichtige  Posten  ein- 
geschoben wurden,  dass  das  Volk  zu  revolutionärer  Auf- 
lehnung veranlasst  wurde :  aber  das  erstere  Mittel  versagte 
sofort  seine  Wirksamkeit,  sobald  es  erkannt  wurde,  und 
erforderte  somit  ein  immerhin  unbequemes  Geheimniss,  das 
andere  setzte  doch  auch  die  Kirche  der  gewaltthätigen 
Reaction  aus,  welche   sich   gegen  die  Revolution  wendete. 

Der  constitutionelle  Staat  dagegen  gewährt  der  Kirche 
wirksame  und  legale  Canäle,*  um  den  Staat  zu  beeinflussen, 
ohne  ihm  die  im  absoluten  Staatswesen  vorhandenen  zu 
entziehen. 

Freilich  die  Ausfuhrung  gesetzlicher  Institutionen  ver- 
mag auch  der  von  der  Kirche  geleitete  Wille  des  Monarchen 
nicht  mehr  zu  hemmen :  die  ELirche  hat  aber  einen  Einfluss 


Ergebnisse  und  Yorschl&ge.  765 

auf  die  Gesetzgebung  selbst  gewonnen ,  der  nicht  nur  in 
der  Person  des  Regenten  seinen  Grund  hat,  sondern  auch 
einem  der  Kirche  feindlich  gesinnten  Herrscher  die  von 
der  Kirche  gewollten  Massnahmen  aufnöthigen  kann. 

Der  gesetzgebende  Factor  des  Parlamentes  wird  und 
muss  durch  Wahlen  des  Volkes  zusammengesetzt  werden, 
und  diese  Wahlen  —  seien  sie  directe  und  geheime,  oder 
indirecte  und  öffentliche  —  werden  auf  jeden  Fall  von  dem 
Clerus  beeinflusst.  Angesichts  der  Centrumsfraction  des 
Reichstages  und  der  preussischen  zweiten  Kammer,  Ange- 
sichts der  baierischen  Landstände  wird  es  nicht  nöthig  sein, 
den  Beweis  dieser  Behauptung  anzutreten,  wir  werden  nur 
die  wichtige  Erscheinung  zu  erklären  haben. 

Der  Grund  aber  liegt  nicht  nur  in  dem  Umstände, 
dass  das  religiöse  Moment  auch  auf  solche  Gemüther  ein- 
zuwirken vermag,  welche  fih*  politische  Gesichtspunkte  ganz 
unzugänglich  sind,  dass  somit  die  Kirche  eine  Wahlbeein- 
flussung vorzunehmen  im  Stande  ist,  zu  welcher  jede  po- 
litische Partei  unfähig  ist;  er  liegt  auch  in  dem  Einflüsse, 
welchen  die  Kirche  auf  das  Volk  und  den  Staat  ausübt,  -  '  >g 
welcher  ihr  vom  Staate  noch  heute  gesetzlich  gewährt  wird  '^H-^ 
und  den  sie  auch  nicht  sofort  verlieren  würde,  falls  eine 
neue  Gesetzgebung  ihn  ihr  zu  entziehen  trachtete. 

Durch  die  Vertretung  ihrer  Interessen  in  den  parlsK 
mentarischen  Körperschaften  ist  aber  die  Kirche  nicht  nur 
in  die  Lage  gesetzt,  der  Gesetzgebung  eine  Direction  zu 
geben,  Gesetzesverletzungen  vor  das  Forum  der  Oeffent- 
lichkeit  zu  ziehen,  das  kirchliche  Interesse  auf  die  Bildung 
des  Ministeriums  wirken  zu  lassen  und  politisch  zu  ver- 
werthen :  sie  kann  auch  —  und  das  ist  femer  ein  principieller 
Gegensatz  zu  dem  absoluten  Staate  —  falls  sie  hinreichende 
Stärke  besitzt,  den  Erlass  neuer  Gesetze  verhindern. 

Der  absolute  Staat  war  in  der  Lage,  dem  Interesse 
der  Regierung  gemäss  jedes  kirchliche  oder  staatliche  Be- 
dürfniss  durch  gesetzliche  Massnahmen  zu  befriedigen :  der 
constitutionelle  bedarf  dazu  der  Genehmigung  der  Kammern, 
und  des  Niederschlages  kirchlicher  Elemente,  welche  in 
den  Kammern  sich  befinden  und  fiir  ihre  politischen  Auf- 
gaben in  den  kirchlichen  Interessen  den  Wegweiser  finden» 
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Aber  der  absolute  Staat  bedurfte  nicht  einmal  der 
Gesetze ,  um  kirchlichen  Bestrebungen  entgegenzutreten. 
Die  Administration  bewegte  sich  in  dem  weiten  Rahmen 
des  discretionären  Beliebens ,  welcher  selbst  Gewaltmass- 
regeln  des  Staates  der  Kirche  gegenüber  zuliess,  ohne  dass 
oft  eine  Rechtsverletzung  vorlag,  und  ohne  dass  irgend  ein 
staatliches  Organ  der  Kirche  hätte  gesetzlichen  Schutz  ge- 
währen können. 

Auch  davon  ist  in  dem  konstitutionellen  Staate  keine 
Rede.  Die  Regierung  muss  ihre  Handlungen  nach  der 
Norm  der  Gesetze  und  der  Verfassung  abmessen;  diese 
stehen  über  der  Regierung,  können  im  Nothfalle  von  der 
Kirche  gegen  die  Regierung  zu  Hülfe  gerufen  werden,  und 
das  letztere  mit  um  so  grösserem  Erfolge,  je  mehr  der 
Rechtsstaat  Verwirklichung  gefunden  hat. 

Noch  in  den  dreissiger  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
konnte  die  preussische  Regierung  den  £B.  von  Köln  im 
Administrativwege  verhaften.  Heute  würde  kein  Gerichts- 
hof eine  nicht  gesetzlich  begründete  Freiheitsberaubung 
eines  Staatsbürgers  zulassen. 

n. 

Je  schwieriger  so  die  Lage  des  constitutionellen  Sltaates 
der  Kirche  gegenüber  erscheint,  um  so  mehr  ist  es  erklär- 
lich, dass  die  Mittel  und  Wege,  mit  welchen  schon  der  ab- 
solute Staat '  kein  befriedigendes  Verhältuiss  zwischen  sich 
und  der  Kirche  zu  erzielen  vermochte,  bei  dem  constitu- 
tionellen noch  weniger  verschlagen. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch,  dass  in  unseren  Tagen 
die  Stellung  der  Kirche  zum  Staate  eine  andere  geworden 
ist,  und  schon  dadurch  nothgedrungen  der  Staat  in  eine 
andere  Position  gedrängt  wird. 

Als  wir  in  der  Einleitung  dieses  Buches  die  Theorie 
der  Kirche  über  ihr  Verhältuiss  zum  Staate  zu  sQhildem 
unternahmen,  gelangten  wir  zu  dem  Ergebnisse,  dass  sie 
als  eine  logische  Consequenz  eines  kirchlichen  Dogma's  an- 
zusehen sei.  Diese  Theorie  selbst  aber  hatte  keinen  dog- 
matischen Character,  und  auf  die  Gefahr  hin,  für  unlogisch 
denkend  gehalten  zu  werden,  konnte  jeder  einsichtige  ka- 
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tholische  Politiker ,  jeder  Patriot  sie  zurückweisen  und  be- 
kämpfen. 

Darum  war  der  Staat  auch  nicht  genöthigt^  die  katho- 
lische Doctrin  über  Staat  und  Kirche  als  inhärirenden  und 
nothwendigen  Bestandtheil  der  Eirchenlehre  zu  betrachten. 

Er  handelte  mit  wohl  angebrachter  Vorsicht ,  wenn  er 
die  Lehren  der  Geschichte  beachtend  der  Kirche  zutraute, 
dass  sie  sich  über  den  Staat  zu  erheben  und  diesen  sich 
dienstbar  zu  machen  trachte :  aber  er  hatte  mit  solch  einer 
Tendenz  als  einer  mit  dem  Begriff  der  katholischen  Kirche 
gegebenen  nicht  zu  rechnen. 

In  dieser  Beziehung  ist  seit  dem  vaticanischen  Ooncil 
des  Jahres  1870.  eine  Aenderung  eingetreten^  die  wir  hier 
um  so  kürzer  berühren  können,  als  sie  von  vielen  Seiten 
und  schon  längst  zur  Genüge  betont  worden  ist. 

Die  Infallibilität  des  Papstes,  welche  als  Dogma  der 
katholischen  Kirche  proclamirt  worden  ist,  hat  auch  rück- 
wirkende Kraft.  Sie  ist  von  jeher  vorhanden  gewesen,  bat 
von  jeher  die  cathedralen  Handlungen  der  Päpste  beseelt, 
und  ist  jetzt  nur  als  vorbanden  constatirt,  m.  a.  W.  definirt 
worden. 

Damit  sind  aber  die  curialistischen  Lehren  über  das 
Verhältniss  von  Staat  und  Kirche,  welche  die  Päpste  ex 
cathedra,  d.  h.  als  Lehrer  aller  Völker  verkündet  haben, 
gleichfalls  dogmatische  geworden,  welche  der  Katholik  bei 
Gefahr  seines  Seelenheiles  zu  glauben  und  nach  welchen  er 
zu  handeln  hat. 

Dem  Staate  steht  also  jetzt  eine  Religionsgenossenschaft 
gegenüber,  welche  ihn  zum  Theil  negirt,  da  sie  ihm  die 
wichtigsten  Functionen  abspricht,  welche  ihn  an  der  Wurzel 
zu  tödten  unternimmt,  indem  sie  ihm  die  Selbstständigkeit 
der  Kirche  gegenüber  nicht  zugesteht.  Freilich  ist  diese 
Kirche  ihrem  eigentlichsten  Begriffe  nach  ein  ideelles  Wesen, 
dem  untergeordnet  zu  sein,  dem  realen  Staate  keine  Schä- 
digung bringen  kann.  Aber  die  Kirche  ist  auch  gleich- 
zeitig  eine  in  die  Aussenwelt  getretene  staatenartige  Ge- 
meinschaft, eine  civitas,  deren  Suprematie  über  den  Staat 
diesen  in  der  That  seiner  Souveränetät  beraubt. 

Würde  eine  solche  religiöse  Genossenschaft  sich  neu 
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bilden,  so  würden  wir  es  als  einen  Selbstmord  des  Staates 
betrachten,  wenn  er  ihre  Existenz  duldete.  Staatsgefahr- 
liche  Religionsgesellschaften  und  solche,  welche  unsittliche 
Lehren  verbreiten,  soll  der  Staat  nicht  zulassen.  Das  ist 
ein  Oedanke,  dem  alle  Verfassungen,  so  sehr  sie  auch  sonst 
von  dem  Grundsatze  der  Toleranz  getragen  sind,  Ausdruck 
geben. 

Hier  handelt  es  sich  aber  um  eine  Kirche,  welche  älter 
ist  als  unsere  modernen  Staaten,  welche  diese  Staaten  unter 
primitiven  Culturverhältnissen,  sogar  zu  deren  Nutzen,  ge- 
leitet und  regiert  hat,  welche  die  jetzt  für  staatsgefährlich 
erklärten  Grundsätze  der  That  nach  fast  immer  befolgt, 
deren  Häupter,  die  jetzt  so  scharf  bemängelten  Theorieen 
fast  immer  gepredigt  haben,  und  die  nur  darin  eine  Aen- 
derung  vorgenommen  hat,  dass  sie  die  Doctrin  zum  Dogma, 
das  Factum  zum  Gesetz  erhoben  hat. 

Einer  solchen  Religionsgesellschaft  gegenüber  wird  der 
Staat  nicht  das  Vernichtungsurtheil  aussprechen  dürfen, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  er  auch  höchst  wahrscheinlich 
zu  schwach  wäre,  dasselbe  ausführen  zu  können. 

Wie  soll  nun  aber  der  Staat  sein  Verhältniss  zu  dieser 
Kirche  gestalten,  und  wie  soll  er  das  einmal  gestaltete  vor 
Verletzung  wahren? 

Diese  beiden  Fragen  wollen  wir  in  aller  Kürze  — 
denn  es  gelüstet  uns  wenig  danach ,  den  zahllosen  theore- 
tischen Untersuchungen  über  Staat  und  Kirche  eine  neue 
hinzuzufügen  —  auf  Grund  des  historischen  Materiales 
unseres  Buches  zu  erledigen  suchen. 

m. 

Das  einfachste  und  bequemste  Mittel  scheint  die  völlige 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  sein,  und  diese  ist  in 
neuerer  Zeit  mit  um  so  grösserer  Entschiedenheit  empfohlen 
worden,  als  der  Staat  sonst  in  den  dogmatischen  Streit 
zwischen  Alt-  und  Neukatholiken,  also  in  ein  Gebiet,  welches 
ihm  seiner  innersten  Natur  nach  fremd  bleiben  muss,  hin- 
eingezogen würde. 

Wir  sind  weit  entfernt,  die  Schwierigkeiten,  welche 
fiHr  den  Staat  nach   der  letzteren  Richtung  hin  entstehen, 
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zu  unterschätzen.  Dennoch  glauben  wir,  dass  der  Staat 
bei  der  Gränzregelung  zwischen  sieh  und  der  Kirche  nur 
die  neukatholische  Partei  ins  Auge  zu  fassen  habe.  Nicht, 
dass  diese  unsere  Meinung  aus  einem  Antagonismus  gegen 
den  AltkathoHzismus  entsprungen  sei.  Wir  zollen  den 
Männern,  welche  den  Kampf  gegen  das  vaticanische  Concil 
und  dessen  Dogmen  unternommen  haben,  unsere  vollste 
sympathische  Anerkennung.  Aber  wir  halten  allein  eine 
Alternative  fiir  möglich.  Gewinnt  die  altkatholische  Partei 
keinen  Boden ,  so  kann  der  Staat  auch  nicht  mit  ihr  als 
einem  kirchenpolitisch-wirksamen  Factor  rechnen.  Es  ist 
aber  schwer,  einer  Religionspartei  die  Entwickelungsfähigkeit 
zuzugestehen,  deren  erste  Keime  sich  einer  nichts  weniger  als 
sympathischen  Behandlung  Seitens  des  Staates  zu  erfreuen 
hatten,  welche  zu  ihrem  Bekenntniss  eine  gewisse  Intelligenz 
fordert,  und  darum  auf  die  urtheilslose  Masse  der  Laien 
nicht  zählen  kann,  welche  bei  ihrem  Clerus  einen  Opfer- 
muth  voraussetzt,  der  factisch  selten  genug  zu  finden  ist, 
und  welcher  von  dem  gesammten  Episcopate  der  kirchlichen 
Einheit  zu  Liebe  verschmäht  wird. 

Es  steht  demnach.  Alles  in  Allem  erwogen,  zu  erwarteui 
selbst  wenn  die  Staaten  spät  genug  und  vielleicht  zu  spät 
ihrer  Pflichten  gegen  den  Altkatholizismus  eingedenk  wer- 
den sollten,  dass  er  ein  der  jansenistischen  Utrechter  Earche 
ähnliches  Dasein  führen  wird,  dass  er  der  neukatholischen 
Kirche  auf  der  einen  Seite  durch  die  Spaltung,  durch  die 
Loslösung  der  gesammten  Intelligenz  Schwächung  bringen 
wird,  wie  er  das  schon  gethan  hat,  und  auf  der  anderen 
Seite  Stärkung  durch  die  MögUchkeit  des-  engeren  Zu- 
sammenschliessens  der  treu  gebliebenen  Glieder. 

Sollte  aber  in  der  That  die  altkatholische  Bewegung 
festeren  Boden  fassen  und  grösseren  Umfang  gewinnen,  so 
meinen  wir  sicher,  dass  sie  die  neukatholische,  jesuitische 
Bewegung  in  der  Kirche  bemeistem  wird.  Die  katholische 
Kirche  wird  dann  die  Lehre  der  Reformation  beherzigen 
und  durch  wohl  angebrachte  Concessionen  den  Riss  wieder 
aufzuheben  suchen.  Wir  glauben  das,  weil  die  kathoUsche 
Kirche,  factisch  so  papalistisch  wie  jetzt  rechtlich,  auch  den 
Gallikanismus  in   ihrem  Schoosse   geborgen  hat,  der  von 
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staatlicher  Seite  betrachtet  mit  dem  Altkatholizismus  die 
sprechendste  Analogie  darbietet,  und  weil  der  dogmatische 
Riss  zwischen  der  alt-  und  neukatholischen  Religionspartei 
zur  Zeit  wenigstens  ein  durchaus  begränzter,  lediglich  die 
päpstliche  Infallibilitftt  betreffender  ist;  welcher  durch  ein 
neues  Concil  und  einen  anderen  Papst  in  derselben  Weise 
wieder  geheilt  werden  kann,  wie  ja  schon  früher  dogma- 
tische Concilsschlüsse  von  folgenden  Concilien  aufgehoben 
worden  sind. 

Hat  aber  der  Staat,  wie  wir  meinen,  nach  wie  vor  ent- 
weder nur  mit  der  wieder  eins  gewordenen  altkatholischen 
Kirche  zu  rechnen,  oder  mit  der  das  Feld  behauptenden 
neukatholischen,  so  entsteht  doch  die  Frage,  ob  in 
dem  ersteren  Falle,  wo  also  die  Kirche  gesetzlich  ihrerseits 
ihre  Position  nicht  geändert  hat,  und  in  dem  letzteren,  wo 
dies  geschehen  ist,  der  Staat  zu  dem  extremen  Mittel  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  greifen  soll. 

Im  ersteren  Falle  liegt  eine  äussere  Veranlassung  und 
auch  eine  innere  Nothwendigkeit  nicht  vor,  im  zweiten 
steht  die  äussere  Veranlassung  und  die  juristische  Berech- 
tigung für  uns  ausser  Frage ,  nicht  aber  die  innere  Noth- 
wendigkeit. 

Wir  werden  nur  diesen  letzteren  Fall  zu  besprechen 
haben. 

Was  nun  zunächst  die  juristische  Berechtigung  des 
Staates  anlangt,  die  Kirche  von  sich  zu  trennen,  so  beruht 
die  rechtliche  Lage  der  katholischen  Kirche  in  Deutschland 
auf  der  Grundlage  des  Westphälischen  Friedens  und  des 
Reichsdeputations  -  Hauptschlusses ,  also  auf  Gesetzen  des 
deutschen  Reiches. 

Nichtsdestoweniger  meinen  wir  den  Territorien  die 
Befugniss  zur  Abänderung  dieser  Reichsgesetze  zusprechen 
zu  müssen.  Das  deutsche  Reich  ist  i.  J.  1806.  zu  Grunde 
gegangen  und  hat  weder  in  dem  Rheinbunde,  noch  im 
deutschen  Bunde  oder  in  dem  jetzt  bestehenden  deutschen 
Reiche  einen  Rechtsnachfolger  erhalten. 

Gerade  deswegen  aber  sind  die  einzelnen  Territorien 
in  die  gesetzgeberischen  Befugnisse  des  Reiches  succedirt, 
damit    der   (iffentliohe   Rechtsstand   den    Bedür&issen    der 


Ergebnisse  and  Vorschlige.  771 

heutigen  Zeit  entsprechend  fortgebildet  werden  könne,  und 
wir  nicht  in  starrer  Lethargie  an  einen  Rechtsstandpunkt 
gefesselt  bleiben,  der  vor  zwei  Jahrhunderten  dem  staat- 
lichen Bedürfniss  eben  so  sehr  entsprochen  haben  niag,  wie 
er  ihm  heute  widerstreitet. 

Dass  dabei  iura  quaesita  der  Kirche  in  Frage  kommen 
und  verletzt  werden,  verschlägt  nichts.  Gestehen  wir  dem 
Staate  im  Nothfalle  zu,  sogar  ein  wohlerworbenes  Privat- 
recht zu  verletzen,  so  hat  er  umgekehrt  sogar  die  Pflicht, 
in  der  Ausbildung  des  öffentlichen  Rechtszustandes  sich 
nicht  durch  Rücksicht  auf  wohlerworbene  öffentliche  Rechte 
behindern  zu  lassen. 

Aus  diesen  Sätzen,  welche  wir  für  unanfechtbar  er- 
achten ^) ,  ergiebt  sich  aber  unzweifelhaft ,  dass  der  Staat 
den  Inhalt  des  exercitium  religionis  publicum,  welches  die 
Reichsgesetze  der  katholischen  Kirche  verliehen  haben, 
modificiren  darf,  und  dieses  in  einem  Sinne  zu  deuten  be- 
fugt ist,  welcher  dem  von  den  Reichsgesetzen  mit  diesem 
juristischen  Begriffe  verbundenen  widerspricht 

Das  publicum  exercitium  religionis  der  Reichsgesetze 
gewährte  der  katholischen  Kirche  nicht  nur  die  ungehemmte 
Ausübung  ihres  Glaubens  mit  allen  Zeichen  der  Oeffent- 
lichkeit,  sondern  autorisirte  die  Kirche  auch  staatlich,  so 
dass  die  von  ihren  Beamten  vorgenommenen  Amtshand- 
lungen auch  staatlicher  Seits  als  rechtswirkend  angesehen 
und  jene  Beamten  selbst  als  solche  vom  Staate  betrachtet 
wurden. 

Es  steht  aber  nach  dem  oben  Gesagten  nichts  im 
Wege,  das  publicum  exercitium  religionis  dahin  umzuformen, 
dass  nur  die  öffentliche  Ausübung  des  Glaubens  darunter 
zu  verstehen  ist,  im  übrigen  aber  die  Kirche  in  die  Stel- 
lung einer  Privatassociation  herabgedrückt  wird. 

Dieser  Satz  kann  um  so  weniger  Anfechtung  erfahren, 
als  im  Laufe  der  historischen  Entwickelung  einzelne  Attri- 
bute des  reichsgesetzlichen  publicum  exercitium  religionis 
der   katholischen  Kirche  schon   entzogen  sind   —  ich  er- 


^)  Wir  baben  sie  nfther  aasgefQbrt  in  unserem  Boche  der  Staat 
and  die  katb.  Kirche  im  Grosshersogth.  Baden  S.  194.  fL 
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innere  an  die  Einführung  der  Civilehe  —  ohne  dass  die 
ExiBtenz  der  Reichsgesetze  dabei  irgendwelche  Schwierig- 
keiten bereitet  hätte. 

Wir  gehen  aber  so  weit,  zu  behaupten,  dass  der  Staat 
auch  trotz  der  Reichsgesetze  und  der  nach  dem  gleichen 
juristischen  Gesichtspunkt  zu  beurtheilenden  deutschen 
Bundesacte  befugt  sei,  überhaupt  das  publicum  exercitium 
religionis  der  katholischen  Kirche  zu  entziehen.  Wir 
können  aber  diese  Frage  um  so  eher  hier  unerörtert  lassen, 
als  es  sich  bei  Trennung  von  Staat  und  Kirche  durchaus 
nicht  darum  handelt  und  von  keiner  Seite  gefordert  wird, 
die  öffentliche  Ausübung  des  katholischen  Glaubens  zu  ver- 
bieten. 

Aber  selbst  wenn  man  annehmen  sollte  —  was  freilich 
nicht  angenommen  werden  kann  —  dass  der  Staat  nicht 
befugt  sei ,  die  reichsgesetzlich  fixirte  Stellung  der  katho- 
lischen Kirche  zu  verändern,  so  bleibt  doch  immer  noch 
der  Punkt  zu  erwägen,  dass  nach  dem  vaticanischen  Con- 
cile  die  katholische  Kirche  eine  andere  geworden  ist,  mithin 
das  von  den  Reichsgesetzen  privilegirte  Rechtssubject  als 
solches  nicht  mehr  existirt 

Dieser  Gesichtspunkt,  so  unanwendbar  er  der  prote- 
stantischen Kirche  gegenüber  ist,  so  fest  muss  er  der  ka- 
tholischen gegenüber  aufrecht  erhalten  bleiben. 

Denn  die  erstere  ist  ihrem  innersten  Wesen  und  Be- 
griff nach  ebenso  entwickelungsfähig  und  bedürftig ,  wie 
die  letztere  stabil.  Nur  der  in  ihren  Dogmen  unwandel- 
baren katholischen  Kirche  sind  die  reichsgesetzlichen  Pri- 
vilegien verliehen  worden,  und  darum  können  sie  der  ver- 
wandelten entzogen  werden  ^). 

Steht  so  die  juristische  Berechtigung  des  Staates,  die 
Rechtslage  der  katholischen  Kirche  zu  verändern  ausser 
Frage,  und  ist  er  somit  befugt,  die  Kirche  von  sich  zu 
trennen,  so  wird  nur  noch  die  ZuträgUchkeit  einer  solchen 
Massnahme  zu  betrachten  sein. 


^)  Diesen  Ponkt  scheint  uns  Hinscbios,  Die  Stellang  der  deut- 
schen Staatsregierungen  gegenüber  den  Beschldssen  des  Yaticanischen 
Concils  (Berlin  1871.)  9.  E  durchaus  lu  yerkennen. 
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Zu  Gunsten  derselben  aber  wird  nicht  nur  auf  die 
Staatsgefäbriichkeit  des  eben  von  uns  berührten  Dogma's 
der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  hingewiesen,  sondern  auch 
auf  einen  anderen  Schluss  des  Conciles  aufmerksam  ge- 
machty  nach  welchem  die  Bischöfe  ihre  bisherige  rechtliche 
Stellung  zu  Gunsten  des  Papstes  eingebüsst  haben  und  zu 
Vicarieu  des  letzteren  degradirt  worden  sind  ^). 

Aber  auch  in  dieser  Beziehung  gilt,  was  wir  oben  von 
dem  Dogma  der  Unfehlbarkeit  gesagt  haben. 

Die  Stellung,  welche  den  Bischöfen  durch  das  Concil 
rechtlich  zugewiesen  ist,  haben  sie  der  That  nach  schon 
im  ganzen  neunzehnten  Jahrhundert  eingenommen,  und  das 
Concil  hat  auch  hier  wieder  nur  einen  historischen  Prozess 
zum  Abschluss  gebracht  und  sein  Resultat  zum  Gesetz  er- 
hoben. 

Der  Eid,  den  die  Bischöfe  dem  Papste  zu  schwören 
hatten,  schon  vor  dem  vaticanischen  Concil,  schuf  individuell 
das  gleiche  Rechtsverhältniss  derselben  zum  römischen 
Stuhle,  welches  jetzt  generell  und  allerdings  gesetzlich  be* 
stimmt  worden  ist. 

Die  Stellung  des  Staates  zu  den  Bischöfen  hat  daher 
durch  das  Concil  nur  dieselbe  Aenderung  erfahren,  wie 
durch  die  Infallibilitätslehre  zur  Kirche  überhaupt 

Und  hier  meinen  wir  warnend  und  beschwichtigend 
unsere  Stimme  erheben  und  den  wahren  Character  der 
Concilsschlüsse  wiederholt  betonen  zu  sollen. 

Wir  sind  weit  entfernt,  die  Gefahren,  welche  aus  den 
genannten  beiden  Beschlüssen  des  vaticanischen  Concils 
dem  Staate  drohen,  zu  unterschätzen  ^ ,  wir  erkennen  die 
Wichtigkeit  der  gesetzlichen  Fixirung  —  denn  die  Dogmen 
der  katholischen  Kirche  haben  einen  gesetzlichen  Character 
—  von  bisher  lediglich  factisch  gehandhabten  Principien 
voll  an :  aber  wir  glauben  doch,  dass  dem  Staat  gegenüber 
die  Stellung  der  katholischen  Kirche  nicht  durchgreifend 
verändert  worden  ist,  ja  —  so   paradox   das  klingen  mag 

^)  Vgl.  die  Constitution  Pastor  Aeternns  cap.  8.  in   meiner 
Sammlung  d.  Aktenst.  S.  742.  ff. 

'}  Vgl.  meine  Schrift:  Das  deotsche Reich  und  die  kath. Kirche. 
Leipzig  1872.    S.  25.  ff. 

ICFriedberf;,  D.  Missbr.  d.  geitU.  AmUg«wa\l.  ^ 
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—   wir   glauben,    dasB   die  Lage    des   Staates   durch    das 
Concil  eher  verbessert  als  verschlimmert  worden  ist. 

Wenn  früher  ein  Theoretiker  auf  die  Gefahren  hinwies, 
die  dem  Staate  von  der  Kirche  drohten,  so  hatte  er  auf 
geringen  Erfolg  zu  rechnen. 

Das  grosse  Publikum  hörte  seine  Beden  wie  eine 
schlecht  erfundene  Mähr  an ;  es  glaubte  nicht  an  Gefahren^ 
die  ihm  nicht  handgreiflich  entgegentraten;  es  war  nicht 
gewöhnt,  über  kirchliche  Fragen  zu  reflectiren  und  vertraute 
voll  auf  den  Staat,  der  bisher  die  angeblichen  Herrscher- 
gelüste der  Kirche  bemeistert  habe,  und  bei  fortgeschrit- 
tener Bildung  und  ausgebildeterem  politischen  Bewusstsein 
dazu  fähiger  sein  werde  als  jemals.  Die  vernünftigen  Ka- 
tholiken, welche  staatlich  dachten,  und  sich  ihr  National- 
gefUhl,  ihr  politisches  Bewusstsein  durch  ultramontane  Nei- 
gungen nicht  verkümmern  Hessen,  wiesen  die  Lehren  von 
der  Staatsgefflhrlichkeit  der  Kirche  durchaus  zurück.  Sie 
betonten,  dass  man  mittelalterliche  Prätentionen  nicht  für 
noch  geltende  ausgeben  dürfe,  dass  die  Kirche  die  Rechts- 
Sphäre  des  Staates  voll  anerkenne,  darum  aber  auch  die 
gleiche  Anerkennung  ftir  sich  Seitens  des  Staates  verlangen 
könne,  und  das  Polizeiregiment  des  absoluten  Staates  zu- 
rückweisen müsse. 

Und   die   Ultramontanen    selbst?     Wir   verweisen   auf 
die  oben  angeführten  Worte   des  Erzbischofs  von  Wien  *), 
mit  welchen   er  die  Meinung,   dass   die  Kirche   den  Staat 
beherrschen  wolle,  als  vollkommen  thöricht  verhöhnte. 

Die  Ultramontanen  wiesen  eben  darauf  hin,  dass  die 
Kirche  factisch  den  Zeitverhältnissen  Rechnung  getragen 
habe,  dass  sie  factisch  die  mittelalterliche  Theorie  nicht 
mehr  durchweg  zu  verwirklichen  strebe,  und  dass  ihr  dar- 
um auch  heute  zu  Tage  diese  Theorie  nicht  mehr  zur  Last 
gelegt  und  für  die  Stellung  des  Staates  als  Basis  genommen 
werden  dürfe. 

Die  Regierungen  aber  Hessen  sich  einschläfern,  zum 
Theil  herzUch  froh,  eines  Kampfes  überhoben  zu  sein,  der, 
wie   man  meinte,    die   conservativen  Elemente   des  Staates 


^)  siehe  S.  410. 
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verletzen  und  schon  dadurch  den  revolutionären  Vorschub 
leisten  könne. 

Von  alledem  kann  jetzt  keine  Rede  mehr  sein.  Das 
grosse  Publikum  ist  auf  die  kirchliche  Frage  aufmerksam 
geworden,  und  zum  Theil  ebenso  überängstlich,  wie  vorher 
übersicher. 

Die  liberalen  Katholiken  gestehen  ihren  Irrthum  ein, 
treten  auf  Seite  des  Staates  und  provociren  von  diesem 
eine  kirchliche  Tbätigkeit,  die  sie  bisher  stets  abgelehnt 
hatten. 

Die  Ultramontanen  freilich  haben  ihre  Sprache  nicht 
geändert.  Sie  behaupten  jetzt  wie  früher,  dass  dem  Staate 
von  der  Kirche  keine  Gefahr  drohe.  Aber  wir  sind  im 
Stande,  ihnen  schwarz  auf  weiss  zu  beweisen,  dass  die 
Schuld  davon  die  Elirche  nicht  treffe,  und  dass,  wenn  in 
der  That  die  Existenz  und  Sicherheit  der  Staaten  zur  Zeit 
intact  bleibt,  dies  weniger  in  den  Grundsätzen  der  EÜrche 
als  in  der  Macht  des  Staates  seine  Veranlassung  habe. 

Die  Regierungen  endlich  können  das  bisherige  bequeme 
Temporisiren  nicht  beibehalten,  ohne  die  öffentliche  Meinung 
in  derselben  Weise  gegen  sich  aufzuregen,  wie  sie  das 
früher  ohne  Zweifel  durch  ein  energisches  kirchliches  Han- 
deln gethan  haben  würden. 

Das  sind  die  Vortheile  des  Concils.  Dieses  Fallen- 
lassen des  Visirs  Seitens  des  kirchlichen  Feindes,  dem  der 
Staat  jetzt  Angesicht  gegen  Angesicht  gegenübersteht,  und 
den  er  nicht  mehr  übersehen  kann. 

Die  Nachtheile  aber,  sind  sie  wirklich  in  so  unge- 
messener Weise  gewachsen,  wie  das  wohl  behauptet  wird? 

Wir  wiederholen,  was  wir  oben  gesagt  haben.  Jedes 
Blatt  der  Geschichte  liefert  das  Zeugniss,  dass  die  Supre- 
matie der  Kirche  über  den  Staat  beständig  von  dieser  ins 
Leben  einzuführen  versucht  wurde ,  dass  -  der  Clerus  und 
der  Episcopat  sich  beständig  dabei  als  die  willenlosen  Werk- 
zeuge der  römischen  Curie  haben  befinden  lassen,  welche 
sie  jetzt  auch  gesetzlich  sein  sollen,  dass  nui*  die  Macht 
des  Staates  den  klerikalen  Prätentionen  einen  Wall  bot. 
Und  das  hat  sich  im  Grunde  wenig  geändert.  Was  der 
Clerus  und  der  Episcopat  früher  freiwillig  thaten  und  der 
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Consequenz  des  kircblichen  Systemes  zu  Folge  thun  mussten, 
das  werden  sie  jetzt  gesetzlich  auszufahren  verpflichtet  sein 
und  ausführen,  aber  wieder  nur  so  weit  sie  es  ver- 
mögen, so  weit  die  Macht  des  Staates  es  zulftsst. 

Auch  vor  dem  vaticanischen  Concil  haben  die  Päpste 
Fürsten  abgesetzt,  die  Untertbanen  ihres  Treuverhältnisses 
entbunden,  die  Länder  als  ihr  Eigenthum  behandelt.  Dass 
die  Katholiken  diese  Befugniss  des  Papstes  nicht  als  eine 
gesetzliche  anzuerkennen  brauchten,  hat  niemals  den  Staat 
gerettet,  sondern  die  Macht,  die  er  den  päpstlichen  Prä- 
tentionen entgegenstellen  konnte,  wenngleich  ja  zuzuge- 
stehen ist,  dass  diese  Macht  durch  die  moralische  Unter- 
stützung der  papstfeindlichen  Katholiken  gestärkt  werden 
konnte.  Und  meint  man  nun,  dass  der  Staat  jetzt  rettungs- 
los den  gleichen  Angriffen  der  Kirche  zum  Opfer  fallen 
müsse,  wird  jetzt  mit  Nothwendigkeit  Paul  IV.  Bulle  Cum 
ex  apostolatus  officio  v.  J.  1559.|  welche  jeden  ketzerischen 
Fürsten  seines  Landes  verlustig  und  seine  Vertheidiger 
und  Begünstiger  für  excommunicirt  erklärt,  aller  bürger- 
lichen und  kirchlichen  Rechte  verlustig,  gegen  das  deutsche 
Kaiserthum  angewendet  werden? 

Doch  nur  wenn  der  Staat  gänzlich  machtlos  dasteht, 
zumal  er  ja  der  Sympathien  der  vernünftigen  Katholiken 
in  solchem  Kampfe,  trotz  des  Dogma's  sicher  ist,  und  auch 
die  Infallibilisten  nicht  offen  für  die  genannten  staatsfeind- 
lichen Befugnisse  des  Papstes  einzutreten  wagen. 

Darum  handelt  es  sich,  so  meinen  wir,  jetzt  für  den 
Staat  vor  allen  Dingen  darum,  seine  Macht  der  Kirche 
gegenüber  zu  stärken  und  —  was  dasselbe  sagen  will  — 
die  Macht  der  Kirche  zu  schwächen,  so  weit  das  durch  die 
gesetzlichen  Mittel  geschehen  kann. 

Das  Concil  und  seine  Beschlüsse  sind  nicht  mehr  aus 
der  Welt  zu  schaffen.  Der  Staat  stelle  sich  daher  auf  den 
Boden  der  durch  das  Concil  festgestellten  Principien  und 
suche  von  ihm  aus  der  Kirche  die  Macht  zu  nehmen,  diese 
G-rundsätze  ins  praktische  Leben  zu  führen. 

Geschieht  das  aber  durch  Trennung  von  Staat  und 
Kirche?  Wir  bestreiten  das,  und  darum  wollen  wir  von 
dieaem  Ausknnftsmittel  zur  Zeit  nichts  wissen. 
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Allerdings  schafft  sich  der  Staat  in  dieser  Weise  die 
ganze  kirchliche  Frage  vom  Halse.  Er  kann  Concil  and 
Kirche  ignoriren.  Er  vermeidet  zahlreiche  und  peinliche 
Conflicte,  er  erreicht  mit  einem  Wurfe  ein  Ziel,  welches 
doch  der  schliessliche  Ausgangspunkt  seiner  Politik  sein 
wird. 

Aber  er  schwächt  seine  Macht  der  Kirche  gegenüber, 
die  —  wenn  auch  vom  Staate  getrennt  —  dadurch  nicht  macht- 
los wird,  ja  um  so  unbehinderter  und  freier  ihre  Kraft  dem 
Staate  gegenüber  verwenden  kann. 

So  lange  wir  die  europäische  Geschichte  zurückdatiren 
können,  sind  Staat  und  Kirche  mit  einander  verbunden 
gewesen,  und  daraus  hat  nicht  nur  der  Staat  für  seine 
Cultur  und  Gesittung  Vortheil  gezogen,  sondern  auch  die 
Kirche  für  ihre  Macht. 

Wir  können  geradezu  sagen,  dass  die  Kirche  durch 
die  Staaten  erhalten  worden  ist.  Die  obigen  Blätter  thun 
dar ,  wie  der  Staat  sich  im  Mittelalter  der  kirchlichen  Auf- 
gabe bemeistern  musstc ,  um  die  Kirche  aufrecht  zu  erhal- 
ten ;  die  Reformation  ist  nicht  so  durch  die  Kirche  wie  durch 
den  Staat  bekämpft  worden,  und  die  für  die  Existenz  der 
Kirche  absolut  nothwendige  Trienter  Reformen  haben  nicht 
durch  den  Episcopat,  sondern  durch  die  Fürsten  Eingang 
gefunden. 

Der  Staat  aber  hat  weiter  der  Kirche  die  Ehe  als  Do- 
mäne zuertheilt ,  ihr  damit  die  tiefgehendste  Einwirkung  auf 
die  Familie  gestattet;  er  hat  ihr  die  Schule  gegeben  und 
damit  den  heranwachsenden  Staatsbürgern  den  kirchlichen 
Einfluss  aufgezwungen ;  er  hat  die  Zugehörigkeit  zur  Kirche 
zur  Bedingung  für  Theilnahme  am  politischen  und  socialen 
Leben  gemacht,  er  hat  die  Steuern  der  Kirche  erhoben,  die 
geistlichen  Gerichte  mit  Zwangsgewalt  versehen,  die  Ur- 
theile  jener  exequirt. 

Durch  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  werden  nun 
freilich  der  Kirche  für  die  Zukunft  alle  diese  Canäle  ver- 
schlossen, es  wird  ihr  die  Gelegenheit  genommen,  durch 
die  Arbeit  des  Staates  in  dem  Boden  des  Volksgeistes  neue 
Wurzeln  zu  schlagen.  Aber  werden  auch  die  alten  abgegra- 
ben, welche  sich  seit  Jahrhunderten  verästet  und  gefestigt 
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haben,  büBst  die  Kirche  an  ihrem  Einfluss  auf  das  Volk 
—  und  das  ist  die  Macht  der  Kirche  —  an  dieser  ihrer 
Macht  ein? 

Es  wäre  verwegen,  das  behaupten  zu  wollen,  und  um 
so  mehr,  da  eine  YoUkommene  Trennung  von  Staat  und 
Kirche  sich  nicht  einmal  realisiren  lassen  würde,  wenigstens 
noch  niemals  und  nirgends  realisirt  worden  ist,  und  mithin 
der  durch  die  Verbindung  mit  dem  Staate  der  Kirche  er- 
wachsende Einfluss  ihr  auch  für  die  Zukunft  immer  in  ge- 
wisser Weise  gewahrt  bleiben  müsste,  als  ein  fast  überfiüs- 
siger  Zuschuss  zu  dem  Einfluss,  den  sie  aus  der  bisherigen 
Politik  des  Staates  in  die  neue  Aera  herüber  gerettet  hätte. 

Selbst  in  Amerika,  welches  seine  staatliche  Entwicke- 
lung  frisch  und  neu,  und  nicht  auf  den  Trümmern  vergan- 
gener Jahrhundertc  begründet  hat,  ist  die  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  nicht  voll  durchgeführt  ^),  selbst  in  Ame- 
rika, wo  die  Kirche  zur  Privatassociation  herabgedrückt 
ist,  beherrscht  sie  durch  di^  parlamentarische  Verfassungs- 
form schon  die  Staaten,  in  welchen  sie  überhaupt  Fuss 
gefasst  hat,  und  bedroht  die  rechtliche  Existenz  dieser 
Staaten  weit  ernstlicher ,  als  das  bei  einer  Verbindung  von 
Staat  und  Kirche  und  der  Ueberwachung,  welche  einer 
solchen  zu  Folge  dem  ersteren  über  die  letztere  zustehen 
müsste,  der  Fall  sein  könnte. 

Wie  werden  sich  da  erst  die  Verhältnisse  in  Deutsch- 
land gestalten?  Wenn  die  Kirche  durch  keine  Rücksiclit 
auf  den  Staat  behindert  das  in  den  kirchlichen  Schulen  er- 
zogene, in  seinen  Familienbeziehungen  der  Kirche  zugäng- 
liche, an  die  Autorität  der  Hierarchie  von  Staatswegen  ge- 
wöhnte Volk  zu  der  Wahlurne  triebe,  um  clericale  Wah- 
len zu  erzielen.  Und  würden  selbst  die  Bande  der  militä- 
rischen Disciplin  überall  vor  Lockerung  sicher  sein,  wenn 
die  Kirche  heimliche  Empörung  plante  oder  verrätherische 
Verbindung  mit  dem  Auslande? 

Ob  unsere  socialen  Verhältnisse ,  ob  unser  National- 
character,    ob    das    historische  Gepräge   unseres  deutschen 


>)  Darauf  hingewiesen  zu  haben   ist  das  Verdienst  von  Rütti- 
mann,  Kirche  und  Staat  in  Kordamerika.  (Zürich  1871.) 
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Staates  jemals  eine  volle  Trennang  von  Staat  und  Kirche 
zulassen  wird ,  steht  dahin  und  kann  nur  beurtheilt  werden 
nach  Massgabe  derselben  Conjecturalpolitik,  welche  die  Ge- 
schicke unseres  Vaterlandes  überhaupt  ins  Auge  fasst :  dass 
die  plötzliche  Trennung  des  Bandes  aber  zwischen  zwei 
historisch  so  eng  verknüpften  Faktoren,  wenn  nicht  beiden, 
so  doch  dem  Staate  sicher  zum  Schaden  gereichen  würde: 
das  unterliegt  keinem  Zweifel. 

Wir  haben  vorhin  auf  Amerika  verwiesen,  wir  möch- 
ten auch  den  Blick  des  Lesers  noch  auf  England  wenden. 

Dort  ist  ja  die  katholische  Kirche  vom  Staate  getrennt 
und  steht  in  keiner  rechtlichen  Beziehung  zu  ihm,  und  ist 
die  Gefahr,  welche  dem  Staate  von  der  katholischen  Kirche 
vor  wie  nach  dem  Concile  droht,  etwa  geringer  als  in 
Deutschland?  Und  doch  hat  erst  diese  Kirche  seit  we- 
nigen Jahrzehnten  die  volle  Straffheit  ihrer  Organisation 
in  England  zu  entfalten  begonnen  und  wird  noch  nach 
einigen  Jahrzehnten  dem  Staate  ihre  Ezistenz  noch  weit 
schmerzlicher  zum  Bewusstsein  bringen,  als  dies  bis  jetzt 
schon  geschehen  ist.  Und  in  England  ist  die  katholische 
Kirche  noch  dazu  in  der  äussersten  Minorität  und  der  eng« 
lische  Clerus  hat  wenigstens  früher  sich  nicht  sein  National- 
gefühl durch  ultramontane  Bestrebungen  verkümmern  lassen. 

In  Deutschland  dagegen  ist  die  stricte  kanonische  Ver- 
fassung älter  als  alle  unserer  Staatesordnungen ,  die  katho- 
lische Kirche  ist  durch  die  Zahl  ihrer  Glieder  mächtig,  und 
der  deutsche  Clerus  hat  sich  durch  einen  Mangel  des  Na- 
tionalgefühles schon  ausgezeichnet,  zu  einer  Zeit,  wo  wir 
noch  eine  Nation  waren ,  er  hat  dieses  Nationalgefühl  in 
den  Jahren  der  politischen  Zerrissenheit  völlig  verloren  und 
im  neuen  deutschen  Reiche  gewiss  noch  nicht  wiederge- 
funden. 

IV. 

Die  Gründe,  welche  wir  gegen  die  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  geltend  machten  und  die  Bedingungen,  unter 
denen  wir  die  aus  den  vaticanischen  Concilsschlüssen  ent- 
springenden Gefahren  für  gemindert  erachteten,  weisen 
selbst  auf  das  System  hin ,  welches  wir  für  das  Verhältniss 
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von  Staat    and  Kirche    durchgeführt   wissen    wollen.     Mit 
einem  Worte: 

LoBlöfiung  des  Staates  von  der  Kirche,  Loslösung  des 
einzelnen  .Staatsbürgers  ans  den  kirchlichen  Fesseln,  in 
welche  er  bisher  von  Staats  wegen  geschlagen  war. 

Dass  dies  auf  dem  Wege  der  kirchlichen  Freierkläning, 
wie  eine  solche  in  Belgien,  Preussen  und  in  Italien  vorge- 
nommen wurde,  nicht  geschehen  kann,  liegt  auf  der  Hand. 
Im  Gogentheil :  wir  haben  gesehen,  dass  in  diesen  Ländern 
das  Individuum  und  seine  Rechtsstellung  von  Staatswegen 
der  Hierarchie  Preis  gegeben  ist,  dass  dadurch  eine 
Summe  von  ungesunden  Zuständen  geschaffen  worden  ist, 
die  aus  der  Welt  zu  bringen  weit  schwerer  fallen  wird,  als 
ihre  Verhinderung  von  vorn  herein  gewesen  sein  würde, 
und  die  doch  abgestellt  werden  müssen  —  und  nach  dem 
vaticanischen  Concil  mehr  als  je  —  wenn  nicht  der  Staat 
seine  Existenz  und  sein  sittliches  Recht  der  Kirche  opfern  will. 

Freiheit  der  Kirche  heisst  aber  für  die  Kirche  Herr- 
schaft des  canonischen  Rechtes.  Dieöes  aber  ist  durchweg 
von  der  Superiorität  der  Kirche  über  den  Staat  durch- 
drungen, und  giebt  der  ersteren  die  Mittel  und  Wege  an 
die  Hand,  dieses  Ueberge wicht  über  die  letztere,  sowie  über 
jeden  einzelnen  Staatsbürger  geltend  zu  machen.  Darum 
taugt  es  nichts,  und  ist  verwerflich,  wenn  der  Staat  seine 
Beziehungen  zur  Kirche  in  jener  schablonenhaften  Weise 
regeln  will,  wie  das  durch  Feststellung  eines  wohlklingen- 
den den  Staatsmännern  viel-,  der  Kirche  nur  eindeutigen 
Principes  geschehen  würde  und  in  den  eben  genannten  drei 
Ländern  geschehen  ist. 

Dass  wir  auch  Concordate  für  ungeeignet  erachten, 
bedarf  wohl  kaum  der  Erwähnung.  Es  ist  logisch  unmög- 
lich ,  einen  Vertrag  zu  schliessen ,  der  ein  für  beide  Pacis- 
centon  erträgliches  und  nutzbringendes  Verhältniss  schaffen 
soll,  wenn  diese  beiden  Thcile  von  Principien  ausgehen,  die 
sicli  geradezu  wiedersprechen  und  feindlich  gegenüberstehen. 

Wir  haben  schon  früher  an  einem  anderen  Orte  unsere 
Ansicht  über  Concordate  ausgesprochen  ^)  und  unterschreiben 
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diese  heute  —  nach  dem  yaticanischen  Concile  —  mehr 
als  je. 

Aber  wenn  wir  damals  eine  Vereinbarung  zwischen 
Staat  und  Kirche  über  einzelne  concrete  Punkte  für  poli- 
tisch zulässig  erklärt  haben;  so  möchten  wir  heute  rathen, 
auch  davon  Abstand  zu  nehmen. 

Auch  solch  vertragsmässiger  Zustand  sichert  den  Staat 
nicht  vor  Conflicten  und  diese  werden  schliesslich  doch 
nicht  durch  Berufung  auf  den  Umstand  gelöst ,  dass  das  zur 
Geltung  zu  bringende  Recht  von  der  Kirche  ja  anerkannt 
sei ,  sondern  durch  zähe  Energie  und  Machtentfaltung ,  die 
durch  eben  jenen  Vertrag  eher  behindert  als  gestärkt  wird. 

Die  Vorgänge  in  Baden  seit  dem  Jahre  1860.  mögen 
unserer  Ansicht  zur  Stütze  dienen. 

Endlich  aber  —  um  die  Negationen  zu  erschöpfen, 
che  wir  zu  Positionen  gelangen ,  wollen  wir  die  Stellung 
des  Staates  der  Kirche  gegenüber  auch  nicht  durch  Ad- 
ministrativmassnahmen  begründet  wissen.  Wir  meinen; 
dass  das  der  Würde  des  Staates  widerspreche,  dass  es  die 
Continuität  der  Rechtsentwickelung  unterbreche  und  eine 
nach  allen  Seiten  hin  verderbliche  Unsicherheit  des  Rechts- 
zustandes  schaffe. 

Der  Unsegen  solcher  Administrativwu*thschaft  hat  sich 
in  Preussen  deutlich  genug  gezeigt,  und  nicht  nur  das  er- 
scheint uns  beklagenswerth ;  dass  die  Willkür  einer  kirch- 
lich gänzlich  abhängigen  Verwaltung  auf  Grund  der  miss- 
gedeuteten Verfassung  unhaltbare  Zustände  geschaffen  hat, 
die  auf  eine  Zustimmung  und  Anerkennung  der  Gerichte 
nicht  durchweg  rechnen  konnten :  auch  die  Erscheinung 
dünkt  uns  wenig  erfreulich,  dass  eine  neue  Verwaltung  die 
fast  zwanzig  Jahre  lang  gehegten  Principien  ohne  Weiteres 
und  wieder  mit  blanker  Administrativwillkür  beseitigt,  und 
dabei  und  deswegen  genöthigt  ist,  auf  die  Grundsätze  des 
allgemeinen  Landrechtes  zurückzugreifen,  welches  die  ganze 
Zeit  in  Vergessenheit  begraben  war,  und  dessen  Principien 
für  den  absoluten  Staat  berechnet,  auf  einer  Harmonie  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  basirt  und  vom  Territoriahsmus 
geti-änkt,  auf  unseren  heutigen,   constitutionellen ,  von  der 
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Kirche  offen  angefeindeten  und  dieser  ihr  eigenes  Gebiet 
freilassenden  Staat  kaam  anwendbar  erscheinen. 

Es  bleibt  nur  ein  Weg,  auf  dem  der  Staat  zum  ge- 
wünschten Ziele  gelangen  kann :  der  des  Gesetzes,  welches 
die  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche  im  Einzelnen 
regelt,  und  dem  Staate  die  Mittel  und  die  Macht  zur  Ver- 
theidigung  des  ihm  zugefallenen  Gebietes  gewährt. 

Damit  sind  wir  allerdings  wieder  zum  Anfangspunkte 
unserer  Betrachtung  zurückgelangt ,  zur  Frage  ,  wie  der 
Staat  seine  Macht  der  Kirche  gegenüber  zu  begründen  hat, 
die  wir  erledigen  wollen,  ehe  wir  den  Inhalt  des  für  noth- 
wendig  befundenen  Staatskirchengesetzes  und  die  speciellen 
Cautelen  seiner  Aufrechterhaltung  erwägen. 

V. 

Wir  haben  schon  oben  angedeutet,  dass  der  Staat  seine 
Macht  der  Kirche  gegenüber  begründet,  indem  er  ihr  den 
Einfluss  auf  sich  und  auf  die  einzelnen  Staatsbürger  ent- 
zieht und  diese  von  der  Kirche  loslöst. 

Nicht  etwa  —  und  wir  verwahren  uns  ausdrücklich 
dagegen  —  dass  er  die  religiöse  Gesinnung  zu  untergraben 
trachte,  die  kirchlichen  Institutionen  zu  corrumpiren  oder 
in  ihrer  Autorität  zu  erschüttern. 

Eine  absichtliche  Politik  der  kirchlichen  Destruction 
würde  auch  für  den  Staat  von  verhängnissvollen  Folgen 
sein  können.  Die  Zerstörung  der  kirchlichen  Autorität 
durch  die  Reformation  hat  die  Bekämpfung  der  staatlichen 
durch  die  Bauernkriege  in  ihrem  Gefolge  gehabt,  und  es  ist 
klar ,  dass  die  Folgen  einer  solchen  Operation  auch  heute 
bei  all'  den  Gemüthem  dieselbe  sein  wird,  welche  dem 
staatlichen  Gedanken  nicht  zugänglich  sind,  denen  die  Kirche 
als  die  oberste  und  allein  von  Gott  gesetzte  Autorität  gilt, 
und  welche  nach  Zertrümmerung  dieser,  ihres  Haltes  beraubt 
den  destructiven  Parteien  in  die  Hände  fallen  müssen. 

Der  Staat  scheint  uns  auch  nicht  dazu  befugt  zu  sein, 
in  josephinisch-aufklärerischer  Weise  die  Kirche  den  Gläu- 
bigen „lächerlich  und  verächtlich  zu  machen.^ 

So  gut  wie  er  von  der  Kirche  verlangt,  dass  sie  seine 
Existenz  respectire,  ebenso  hat  er  die  Kirche  zu  behandeln ; 
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die  Befehdung  der  inneren  kirchlichen  Zustände  ist' darum 
lediglich  Sache  der  Kirche  selbst,  der  Wissenschaft  und  der 
öffentlichen  Meinung,  ebenso  wie  ja  auch  die  Reinigung 
des  Staatsgedankens  vom  Staate  selbst  und  von  den  beiden 
andern  genannten  Factoren  auszuführen  ist. 

Der  Staat  soll  vielmehr  den  kirchlichen  £influss  nur 
brechen,  so  weit  er  ihn  selbst  gepflanzt  hsit  Er  soll  den 
Staatsbürger  nur  soweit  entkirchlichen,  wie  er  ihn  kirch- 
lich gemacht  hat. 

Das  wesentlichste  Glied  der  Fessel  aber,  mit  der  das 
Individuum  an  die  Kirche  geschmiedet  ist,  besteht  in  der 
kirchlichen  Erziehung,  und  diese  hat  der  Staat  soweit  — 
aber  nur  in  soweit  zu  beseitigen,  wie  er  sie  geschaffen  hat. 

Der  Haupttheil  der  dem  Staate  nach  dieser  Richtung 
hin  zufallenden  Aufgabe  ist  übrigens  schon  als  gelöst  zu  be- 
trachten. Der  historische  Entwickelungsprozess  hat  sich 
dahin  vollzogen,  dass  die  höchsten  Untcrrichtsanstalten  von 
der  Kirche  schon  losgelöst  sind,  und  dass  es  nur  der  Voll- 
endung und  Durchführung  dieser  Operation  bis  nach  unten 
hin,  bis  zur  Volksschule  bedarf. 

Wir  wissen,  dass  wir  damit  eine  Frage  angeregt  haben, 
die  zu  den  schwierigsten  gehört,  die  in  dem  Rahmen  unseres 
Buches  nicht  voll  gelöst  werden  kann ,  welclie  wir  aber 
nicht  umgehen  dürfen ,  weil  sie  bei  der  Neugestaltung  des 
Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche,  wie  die  letztere  schon 
längst  richtig  erkannt  hat,  den  Kernpunkt  bildet. 

Zuvörderst  muss  der  Kirche  die  Aufsicht  über  die 
Schule  entzogen  werden.  Wir  haben  diesen  Satz  absicht- 
lich negativ  formulirt,  denn  „die  gebräuchliche  Gegenüber- 
stellung der  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  öffentlichen 
Unterrichts  durch  die  Kirche  oder  durch  den  Staat  bezeich- 
net die  innere  Bedeutung  des  Vorganges  nicht  ganz  und 
selbst  nach  der  Aussenseite  hin  nicht  ganz  zutreffend,  weil 
statt  des  Staates  ebensowohl  die  politische  Gemeinde  treten 
könnte.  Es  handelt  sich  auch  hier  für  die  Volksschule,  um 
die  Emancipation  der  Laienwelt  mit  ihrem  erweiterten  und 
freien  Unterrichtsbedürfniss  für  weltliche  Lehrgegenstände 
von  der  Leitung  und  Bestimmung  ihres  Bildungsganges 
durch  Beamte    der  Kirche,    welche  in   unsern  veränderten 
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und  vorgeschrittenen  Lebensverhältnissen  der  früher  berech- 
tigten Stellung  nicht  mehr  gewachsen,  sondern  berufen  sind, 
sich  auf  ihre  arbeitslheilig  zu  leistende  Aufgabe  der  Pflege 
des  religiösen  Unterrichts  und  Lebens  zu  concentriren." 

Darum  kann  diese  Entwicklung  auch  nach  keiner 
Richtung  hin  als  eine  antireligiöse  bezeichnet  werden. 

Es  kann  auch  gegen  das  von  uns  aufgestellte  Princip 
nicht  geltend  gemacht  werden,  dass,  die  Geistlichen  nament- 
lich auf  dem  Lahde  die  allein  berufenen  Personen  sein 
werden ,  die  Aufsicht  über  die  Schule  zu  fiihren  und  dass 
so  auch  die  staatliche  Schulaufsicht  factisch  in  ihre  Hände 
gelangen  wird. 

Bei  der  Stellung,  welche  wir  der  Kirche  und  ihren 
Dienern  im  Staate  anweisen  wollen,  hat  der  Staat  keine 
Ghewalt  über  den  Geistlichen  als  solchen,  die  diesen  zu  posi- 
tivem Handeln  in  seiner  Berufsstellung  nöthigen  könnte, 
während  der  Staat  einer  solchen  Zwangsgewalt  für  seine 
Schulaufsichtsbeamten  bedarf.  Dass  übrigens  auch  ohne 
Mitwirkung  der  Geistlichen  Personen  zur  Beaufsichtigung 
der  Schule  gefunden  werden  können,  davon  legen  die  Vor- 
gänge in  Baden,  wo  die  Kirche  sich  Jahrelang  jeder  Theil- 
nahme  an  der  Schule  enthalten  hat,  ohne  dass  doch  das 
Gedeihen  derselben  irgendwie  gelitten  hätte,  ein  schwer- 
wiegendes Zeugniss  ab ,  und  wie  wichtig  es  immerhin  ist, 
das  staatliche  Recht  über  die  Schule  gesetzlich  vor  jeder 
Verdunkelung  zu  sichern,  das  beweisen  die  Vorgänge  in 
Preussen,  wo  die  Kirche  und  auch  die  protestantische  ganz 
das  Bewusstsein  verloren  hat ,  dass  alle  ihre  factisch  über 
die  Schule  ausgeübten  Befugnisse  rechtlich  lediglich  Dele- 
gationen des  Staates  sind. 

Weit  schwieriger  stellt  sich  noch  die  Frage,  ob  die 
Volksschule  confessionell  bleiben  solle,  und  diese  Frage 
gestaltet  sich  sofort  zu  der  anderen,  ob  der  Staat  den 
Religionsunterricht  als  obligatorischen  Lehr  gegenständ  bei- 
zubehalten habe ;  denn  wenn  diese  letztere  im  verneinenden 
Sinne  entschieden  wird ,  kann  von  einer  Confessionalität 
der  Schule  überhaupt  keine  Rede   mehr   sein. 

Wir  wissen  sehr  wohl,  dass  wenn  der  Staat  den  obli- 
j^atorischen   Religion&xinlem^X.   «XLOt^^x.  ^    ^x   ^%xci\i   der 
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Kirche  einen  Antheil  an  der  Schule  belässt.  Denn  die 
Kirche  muss  den  Religionsunterricht  beaufsichtigen,  und 
musSy  da  ihre  Geistlichen  nicht  persönlich  der  Unterrichts- 
pflicht genügen  können ,  zu  den  staatlichen  Religionslehrem 
in  rechtliche  Beziehungen  treten,  welche  leicht  zu  Oonflic- 
ten  Veranlassung  geben  können  und  von  der  Kirche  zu 
Ausgangspunkten  benutzt  werden,  um  wieder  überhaupt  in 
der  Schule  festen  Fuss  zu  fassen.  Wir  wissen  femer,  dass 
der  Staat  einen  infallibilistischen  Religionsunterricht  nicht 
wird  vermeiden  können;  aber  wir  verschliessen  uns  auch 
andererseits  nicht  den  Vortheilen,  die  der  obligatorische 
Religionsunterricht  dem  Staate  bringt,  und  wir  meinen  nicht 
nur,  dass  mit  Recht  betont  ist,  wenn  der  Religionsunter- 
richt ein  hochbedeutsamer  Unterrichtsgang  fiir  die  Kinder 
in  ihrem  schulpflichtigen  Alter  von  6 — 14.  Jahren  sei,  so 
liege  auch  ein  entschiedenes  öffentliches  Interesse  vor,  dass 
er  gegeben  werde:  wir  machen  auch  darauf  aufmerksam, 
dass  nur  so  der  Staat  eine  Controle  über  den  Religions- 
unterricht handhaben  kann,  dass  er  nur  so  Fürsorge  zu 
treffen  in  der  Lage  ist,  dass  der  Religionsunterricht  dem 
ganzen  für  die  Schule  vorgeschriebenen  Bildungswege  an- 
gepasst  wird,  und  nur  so  endlich  verhindern  kann,  dass 
die  positiven  staatsfeindlichen  Consequenzen  der  vaticani- 
schen  Dogmen  den  Eliuderherzen  eingeprägt  werden. 

Freilich  liegt  zur  Zeit  mehr  als  je  Veranlassung  vor, 
den  Religionsunterricht  aus  der  Schule  zu  beseitigen,  wie 
das  bei  dem  gereizten  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  in 
neuerer  Zeit  häufig  genug  gefordert  worden  ist.  Aber  dieser 
Zustand,  so  hoffen  wir,  wird  nicht  ewig  dauern  und  die 
durch  den  Altkatholizismus  entstandenen  Schwierigkeiten 
können  fürs  Erste  durch  Temporisiren  so  lange  umgangen 
werden,  bis  der  Altkatholizismus  überhaupt  zu  einem  Factor 
erwachsen  ist,  den  der  Staat  bei  seiner  politischen  Rech- 
nung nicht  unbeachtet  lassen  darf.  Möglich  freilich,  viel- 
leicht sogar  wahrscheinlich,  dass  unsere  Voraussetzungen 
nicht  zutreffen  und  ein  erträglicher  friedlicher  Zustand  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  überhaupt  nicht  mehr  erzielt  wer- 
den kann: 

Dann  wird  aJJerdings  aucli  der  BÄ\\gioiÄ\Äi\ÄTCis3ti^  %»» 
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der  Schule  entfernt  und  der  Willkür  der  Familie  überlassen 
werden  müssen. 

Aber  bis  diese  traurige  Wahrheit  erhärtet  sein  wird, 
soll  man,  so  meinen  wir,  den  Religionsunterricht  in  der 
Schule  belassen ,  und  wenn  auch  nur  als  Uebergangsstadium 
zu  der  religionslosen  Schule,  die  wir  —  wir  wiederholen 
es  —  immer  als  die  letzte  und  traurigste  Eventualität  hin- 
stellen möchten. 

Dass  der  Religionsunterricht,  wenn  auch  unter  kirch- 
licher Leitung  nicht  die  einheitliche  staatliche  Leitung  der 
Schule  alteriren  darf,  versteht  sich  von  selbst 

So  lange  der  Religionsunterricht  noch  obligatorischer 
Lehrgegenstand  der  Schule  ist,  und  so  lange  er  wie  das 
nicht  anders  sein  kann,  confessionell  ertheilt  wird,  liegt 
eine  absolute  Nöthigung  für  den  Staat  zur  Einführung  con- 
fessionsloser  Schulen,  d.  h.  solcher,  wo  jeder  Unterrieht  mit 
Ausnahme  der  Religionsichre  aconfessionell  ertheilt  wird, 
nicht  vor,  und  er  kann  deshalb  dem  Willen  der  Ortsge- 
meinde nach  dieser  Richtung  hin  freien  Spielraum  lassen 
in  der  Weise,  wie  die  badische  Schulgesetzgebung  das 
durchgeführt  hat. 

Gelangt  indessen  der  Staat  zu  der  Ueberzeugung,  welche 
wir  eben  angedeutet  haben,  dass  er  auf  jedes  befriedigende 
Verhältniss  zur  Kirche  verzichten  müsste,  dann  wird  als 
logische  Consequenz  des  aufgehobenen  staatlichen  Religions- 
unterrichtes auch  die  confessionelle  Schule  durchaus  auf- 
hören müssen. 

Neben  der  Loslösung  der  Schule  von  der  Kirche  han- 
delt es  sich  weiter  darum,  das  Individuum  von  den  Banden 
zu  lösen ,  welche  es  durch  staatlichen  Zwang  an  die  Kirche 
knüpfen.  Dahin  gehört  vor  allen  Dingen  vollständige  Rechts- 
gleichheit aller  Confessionen  im  Staate,  mithin  Unabhängig- 
keit der  bürgerlichen  und  politischen  Rechtssphäre  von  der 
Confession. 

Es  gehört  weiter  dahin  Einführung  staatlicher  Civil- 
standsregister  und  staatlicher  Beamte  zur  Führung  derselben, 
Aufhebung  des  Taufzwanges,  welches  irrationelle  und  auch 
vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  verwerfliche  Institut  nur 
durch  die  kirch\\oY\ö  BÄ^«\öcöaM\SLXk%  ^«t%s^^'«x  ^^^^rsö.  \at, 
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eine  staatliche  lediglich  durch  sittliche  nicht  durch  confes- 
sionelle  Motive  bestimmte  Gestaltung  des  Eherechts  verbun- 
den mit  Anordnung  der  obligatorischen  Civilehe  und  staat- 
licher Ehegerichtsbarkeit  und  endlich  Bestimmung  commu- 
naler  Kirchhöfe,  welche  der  rechtlichen  Einwirkung  und 
Aufsicht  der  Kirche  entzogen  sind.  Kur  wenn  diese  Be< 
dingungen  erfüllt  sind;  kann  das  Leben  des  einzelnen  Staats- 
bürgers so  verlaufen,  dass  er  nicht  von  Staatswegen  noth- 
wendig  an  die  Kirche  gewiesen  wird,  und  so  von  Staats- 
wegen der  Kirchenzucht  unterworfen,  indem  die  Eürche 
sein  in  den  gedachten  Beziehungen  an  sie  gerichtetes  Ver- 
langen entweder  abweist  oder  nur  modificirt  zulässt.  Nur 
wenn  diese  Bedingungen  erfüllt  sind,  tritt  das  Staatsgesetz 
an  die  Stelle  des  kanonischen  Rechtes  und  empfangen  die 
kirchlichen  Normen  den  Charakter,  der  ihnen  nie  hätte  ver- 
loren gehen  sollen,  nämlich  der  freien  kirchlichen  Selbst- 
bestimmung und  der  freien  oder  nur  durch  kirchliche  Mittel 
erzielten  Unterwerfung  des  Individinums  unter  das  Gesetz. 

Diesen  zuletzt  betonten  Gesichtspunkt  wollen  wir  aber 
auch  nach  andern  Richtungen  hin  beobachtet  wissen,  d.  h. 
nirgends  soll  der  Staat  seinen  Zwang  und  seine  Execution 
kirchlichen  Geboten  zur  Verfügung  stellen.  Er  soll  nicht 
Zeugen  vor  das  kirchliche  Gericht  laden ,  nicht  die  Urtheile 
desselben  ausführen ,  nicht  kirchliche  Steuern  und  Auflagen 
im  Verwaltungswege  eintreiben,  ja  die  Verpflichtung  zur 
Zahlung  derselben,  wenn  nicht  ein  specieller  Obligations* 
grund ,  wie  z.  B.  ein  Anerkennungsversprechen  zu  Grunde 
liegt,  auch  überhaupt  für  sein  Forum  nicht  anerkennen; 
er  soll  kirchliche  Feiertage  nur  soweit  heiligen,  wie  ihm 
das  für  die  socialen  Bedürfnisse  des  Volkes  angemessen 
erscheint;  aber  umgekehrt  soll  er  auch  auf  die  Hülfe  der 
Geistlichen  nicht  für  seine  Sphäre  Anspruch  machen,  und 
sie  Beispielsweise  nicht  benutzen  bei  staatlichen  Eheschei- 
dungsprozessen Sühneversuche  vorzunehmen,  vom  Staate 
verordnete  Gebete  zu  sprechen  u.  s.  w. 

Mit  einem  Worte :  der  Kirche  soll  die  Einwirkung  in 
die  äussere  Rechtsordnung  des  Staates  entzogen  werdeUi 
aber  dafür  auch  dem  Staate  keine  andere  Einwirkung  in 
die    innere   Rechtsordnung   der   Kirche  verstattet  sein  als 


788  Drittes  Bach. 

diejenige,    welche  durch   die  Anerkennung  der  Kirche  als 
einer  öffentlichen  Corporation  bedingt  erscheint 

VI. 

Betrachten  wir  diesen  letzteren  Punkt  genauer,  so 
werden  wir  damit  zugleich  den  Inhalt  des  von  uns  für  noth- 
wendig   erklärten  Staatskirchengesetzes    zu  erwägen  haben. 

Von  grösster  Bedeutung  erscheint  uns  dabei  eine  Ein- 
Wirkung  des  Staates  auf  die  Pfründenbesetzung  und  die 
Erziehung  der  Geistlichen. 

Zwar  wollen  wir  dem  Clerus  alle  die  Functionen  ent- 
zogen wissen ,  welche  er  bisher  im  Auftrage  des  Staates 
ausgeübt  hat,  und  es  scheint  somit  für  den  Staat  weder 
Grund  noch  Recht  vorhanden ,  sich  in  eine  von  der  Kirche 
immer  als  innere  ausgegebene  Angelegenheit  einzumischen. 
In  Wahrheit  aber  liegen  die  Verhältnisse  anders. 

Dass  der  Staat  nicht  allein,  sondern  auch  die  Kirche 
ein  Interesse  daran  habe,  wenn  die  Bischöfe  in  Harmonie 
mit  der  Regierung  stehen ,  dass  nur  dann  eine  erfolgreiche 
bischöfliche  Wirksamkeit  gedacht  werden  kann,  und  dass 
mithin  die  Bischofswahl  nicht  auf  solche  Personen  fallen 
dürfe,  welche  staatlicherseits  Beanstandung  finden,  ist  kirch- 
licherseits  stets  anerkannt  worden,  und  hat  in  den  Verein- 
barungen, welche  die  deutschen  Regierungen  mit  der  rö- 
mischen Curie  geschlossen  haben,  einen  hinreichend  deut- 
lichen Ausdruck  empfangen.  Die  Regierungen  werden  nach 
dieser  Richtung  hin  sich  lediglich  mit  der  Aufrechterhaltung 
der  jetzt  geltenden  Bestimmungen  begnügen  können. 

Freilich  ist  darauf  hingewiesen  worden ,  dass  das  In- 
teresse des  Staates  an  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle 
gegenwärtig  vollständig  geschwunden  sei ,  da  der  Bischof 
seine  früher  relativ  selbstständige  Stellung  rechtlich  einge- 
büsst  habe  und  der  römische  Bischof  allein  als  gleichzeitiger 
Ordinarius  aller  Diöcesen  angesehen  werden  müsse.  Wir 
haben  indessen  schon  oben  darauf  hingewiesen,  dass  dieser 
Einwand  nicht  als  stichhaltig  befunden  werden  kann,  und 
dass  die  rechtliche  durch  das  vaticanische  Concil  bewirkte 
Aenderung  in  dieser  Hinsicht  noch  geringer  ist  als  bezüg- 
lich   der   päpstlichen   Infallibilität      In   der  That  hat   der 
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Btaatliche  EIdSubb  vor  dem  TaticaBiecben  Concil  in  den 
letzten  fünfzig  Jahren  nicht  verbinderD  können ,  dasB  zum 
grosBen  Theil  sehr  unqualificirte  Personen  die  bischöflichen 
Stühle  Deutschlands  bestiegen  haben,  Männer,  die  nur  za 
häufig  ihren  Stolz  darein  setzten,  mit  der  Kette,  an  welcher 
sie  Tun  Rom  aus  gehalten  wurden,  zu  klirren,  und  welche 
ihr  National gefühl  nur  noch  auf  der  Zunge  trugen.  Wer 
aber  hätte  deswegen  dem  Staate  ratheo  wollen ,  aeine  B»- 
fugnisse  bei  Bischofswahlen  aufzugeben  1  Die  Bischöfe  der 
nächsten  Zeit  werden  vermnthlich  nicht  besser  Bein  als  die 
jetzt  fungirenden,  und  keinenfalls  schlechter.  Aber  soll 
denn  für  alle  Zukunft  die  Hoffnung  ausgeschlossen  sein,  daes 
Wissenschaft  und  Charakter  wieder  beim  Clerus  Fusb  fassen 
können?  Sollte  nicht  der  Staat  durch  vernunftgemässe  Er- 
ziehung der  G-eistlichkeit  das  Holz  erzielen  können,  aus 
dem  auch  deutsche  Bischöfe  geschnitzt  werden  können,  die 
des  deutschen  Kamens  würdig  sind? 

Auch  hier  heiest  es,  das  Kind  .nicht  mit  dem  Bade 
ausschütten,  und  nicht  bequemen  Theorieen  zu  Liebe,  die  sich 
am  Studirtisch  wunderschön  schreiben  und  im  Leben  wun- 
derachlecht  ausführen  lassen,  die  ersten  Erfahrungen  der 
praktischen  Politik  in  den  Wind  schlagen. 

Was  wir  von  dem  Interesse  des  Staates  an  der  Be- 
setzung der  bischöflichen  Stühle  gesagt  haben,  gilt  in  glei- 
chem Masse  ftir  die  Besetzung  aller  übrigen  kirchlichen 
Stellen. 

Auch  diese  können  nur  eine  der  Kirche  voll  erspriess- 
liche  Thätigkeit  entfalten,  wenn  sie  sich  harmonisch  in  das 
Staatsgefägo  einpassen,  auch  bei  ihnen  ist  die  Peraonalfrage 
fUr  den  Staat  von  durchgreifender  Wichtigkeit. 

Der  Geistliche ,  wenn  ihm  auch  Schule  und  Ehe  ent- 
zogen ist,  bleibt  doch  Lehrer  des  Volkes  im  eminenten 
Sinne  des  Wortes.  Er  übt  eine  Autorität,  welche  nur  zu 
häufig  tiefere  Wurzeln  geschlagen  hat,  als  die  staatliche. 

Der  Staat  erkennt  ihn  aber  in  dieser  Autorität  an ;  er 
hat  durch  seine  biBherige  Gesetzgebung  vorzüglich  dazu 
beigetragen,  die  Macht  des  Clerus  zu  pflanzen,  er  kann 
aus  beiden  Gründen  eine  Einwirkung  auf  die  Pfründenbe- 
setzung  in  Anspruch  nehmen. 

S.  Filedbti«,  D.  HiHbr.  d.  ^^0.  AmUg«iialt.  &V 
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Die  Analogie  des  Patronatrechtes  will  uns  dabei  nicht 
aus  dem  Sinn.  Wer  die  Mittel  giebt,  ein  Kirchengebäade 
zu  errichten,  hat  ein  von  der  Kirche  anerkanntes  Einwir- 
kungsrecht auf  die  Besetzung  der  an  dieser  Kirche  begrün- 
deten Pfründe: 

Nun  wir  meinen,  dass  der  Staat,  welcher  die  ganze 
Kirche,  wenn  nicht  gegründet,  so  doch  erhalten  hat,  welcher 
die  Macht  der  Geistlichkeit  über  die  Herzen  des  Volkes 
mitbegründet  hat,  und  zum  Theil  durch  die  staatliche  An- 
erkennung des  kirchlichen  Organismus  noch  aufrecht  erhält, 
aus  dieser  seiner  Thätigkeit  Rechte  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  kann,  die  den  patronatischen  Befugnissen  analog  sind. 

Wir  denken  dabei  nicht  im  Entferntesten  daran ,  das 
wissenschaftliche  Gespenst  des  s.  g.  landesherrlichen  Patro- 
nates  wieder  heraufzubeschwören.  Wir  wollen  auch  dem 
Staate -keine  directen  Befugnisse  auf  die  Pfründebesetzung 
zusprechen.  Aber  der  Staat  soll  einmal  verlangen  können, 
dass  keine  Person  in  eine  Pfründe  gesetzt  werde,  welche 
ihm  in  politischer  oder  socialer  Beziehung  anstössig  ist, 
und  er  soll  jedem  Pfründeinhaber,  um  uns  so  auszudrücken, 
gewissermassen  die  missio  civilis  ertheilen  müssen,  d.  h.  er- 
klären, dass  er  ihm  die  staatliche  Anerkennung  seiner 
Pfründe  gewähre.  M.  a.  W.,  wir  wollen  die  generelle  An- 
erkennung der  Kirche,  welche  der  Staat  bis  jetzt  so  weit 
ausdehnte,  dass  sie  sich  auch  auf  den  ganzen  kirchlichen 
Organismus  erstreckte,  wie  ihn  die  Kirche  autonomisch  ge- 
staltet hatte,  specialisirt  wissen.  Jeder  Pfarrer  soll  eines 
staatlichen  Exequatur  bedürfen,  welches  ihn  befugt,  vor 
Gericht  das  Vermögen  seiner  Pfründe  zu  vertreten,  die 
Dispensationen  von  den  Vorschriften  des  Vereinsgesetzes  zu 
gemessen ,  welche  der  Staat  den  in  gottesdienstlichen  Ver- 
sammlungen fungireuden  Geistlichen  gewährt,  die  befriedete 
Stellung  einzunehmen ,  die  unser  Strafgesetzbuch  der  Person 
der  Geistlichen  verleiht. 

Dass  der  Staat  bei  dieser  seiner  negativen  Einwirkung 
—  denn  die  positive  Ertheilung  des  Exequatur  ist  nur  eine 
Controle,  dass  die  Kirchenbehörde  die  staatlichen  Wünsche 
befolgt  hat  —  nicht  genöthigt  ist,  die  Motive  seiner  Au- 
fsicht den  Kircbenobereu  ^oo!  !lm  \^^<^\i  \i:(A  i4>\£  C^\iteatation 
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zu  stellen,  versteht  sich  eben  so  von  selbst,  wie  dass  diese 
Motive  nicht  dogmatischer  Natur  sein  sollen. 

Das  Dogma  —  und  wenn  es  auch  das  der  Infallibilität 
wäre  —  ist  für  den  Staat  nach  keiner  Richtung  hin  vor- 
handen, und  würde  erst  ins  Gewicht  fallen,  wenn  die  er- 
weiterten Dimensionen  des  Altkatholizisraus  das  erfordern 
und  unsere  oben  ausgesprochenen  Voraussetzungen  nicht 
zutreffen  würden. 

Die  Realisirbarkeit  unserer  Vorschläge  endlich  steht 
um  so  weniger  in  Frage,  als  sie  Beispielsweise  in  Baden 
mit  Bewilligung  der  Freiburger  Curie  zum  grossen  Theile 
ausgeführt  sind  '). 

Dieselben  Gründe,  welche  wir  für  die  Einwirkung  des 
Staates  auf  die  Pfründenbesetzung  geltend  gemacht  haben, 
sprechen  auch  dafür,  dass  der  Staat  den  Bildungsgang  der 
jungen  Cleriker  überwache  und  prüfe. 

Eben  weil  die  Geistlichen  Lehrer  des  Volkes  sind,  weil 
sie  von  Staatswegen  als  solche  autorisirt  werden  und  jeden- 
falls wurden,  kann  dem  Staate  nicht  gleichgültig  sein,  und 
darf  er  nicht  ausser  Augen  lassen,  wie  diese  Geistlichen 
gebildet  werden. 

Der  Staat  weist  den  Aerzten  einen  bestimmten  Bil- 
dungsgang vor  und  prüft  ihre  Kenntnisse,  um  Leib  und 
Leben  seiner  Staatsbürger  nicht  den  Gefahren,  die  ihnen 
von  der  Ignoranz  drohen,  auszusetzen.  Und  dieser  Staat 
sollte  nicht  befugt  sein,  die  Seelenärzte  seines  Volkes  vor 
sein  Forum  zu  ziehen  und  auf  ihre  Tauglichkeit  zu  unter- 
suchen ? 

Freilich  sträubt  sich  die  Kirche  dagegen  auf  das  hef- 
tigste; sie  betont,  dass  die  Kirchendiener  lediglich  den 
kirclilichen  Literessen  zu  dienen  hätten,  dass  das  Zusammen- 
fallen dieser  mit  den  staatlichen  den  Staat  nicht  befugen 
könne,  die  Bildung  der  Geistlichen  zu  beeinflussen,  für 
welche  die  Kirche  zum  Ueberfluss  ausreichend  sorge. 

Wir  wollen  die  Richtigkeit  dieser  letzten,  wie  uns 
scheint  höchst  anfechtbaren  Behauptung  hier   dahingestellt 


<)  Vgl.  mein  angeführtes  Bach  der  Staat  a.  d.  kath.  Kirche 
S.  9.  flf. 
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sein  lassen:  aber  die  Kirche,  oder  vielmehr  die  Hierarchie 
wird  von  einem  richtigen  Instincte  geleitet,  wenn  sie  dem 
Staate  die  Einwirkung  auf  die  Erziehung  der  jungen  Cle- 
riker  verweigert  Denn  hierin  wie  in  der  Schulfrage  liegt 
die  Bürgschaft  für  den  endlichen  Sieg  in  dem  Kampfe 
zwischen  Staat  und  Kirche. 

So  lange  der  Cleriker  in  isolirter,  mechanischer  Weise 
mehr  abgerichtet  als  erzogen,  so  lange  er  von  den  geistig 
befreienden  Wirkungen  der  Wissenschaft  abgeschlossen  wird 
—  denn  der  ihm  überlieferte  Lernstoff  knechtet  und  be- 
drückt den  Geist,  anstatt  ihn  zu  befreien  —  so  lange  ihm 
die  nationale  Bildung  verschlossen  bleibt,  die  ihn  lehrt,  sich 
als  Glied  eines  Volkes  zu  fühlen  und  nicht  blos  als  Glied 
einer  kosmopolitischen  Kaste:  so  lange  wird  der  Staat  nie 
darauf  rechnen  können,  für  seine  Bestrebungen  und  Ziele 
Boden  in  der  Kirche  zu  finden,  so  lange  werden  die  cleri- 
calen  Marionetten  willenlos  an  den  Fäden  hängen,  mit 
denen  sie  von  Rom  aus  dirigirt  werden. 

Alles  das  ändert  sich,  wenn  der  junge  Cleriker  den 
Geist  und  Herz  verheerenden  Wirkungen  der  Jesuiten-Pä- 
dagogik entzogen,  wenn  er  an  den  Universitäten,  den 
Pflanzstätten  unseres  nationalen  Lebens,  mit  der  confessions- 
losen  Wissenschaft  genährt  wird,  und  wenn  der  Staat  end- 
lich die  Prüfung  seiner  Befähigung  zum  geistlichen  Amte 
nicht  lediglich  dem  fachmännischen  Urtheile  der  kirchlichen 
Oberen  überlässt,  sondern  auch  selbst  zusieht,  ob  Character 
und  Geist  für  das  schwerste  und  verantwortungsreiche  Amt 
vorgebildet  sind. 


Geringere  Anfechtung  Seitens  der  Kirche  wird  die 
andere  Forderung  finden,  welche  wir  gesetzlich  befriedigt 
wissen  wollen,  dass  nämlich  der  Staat  eine  Oberaufsicht 
über  die  Verwaltung  des  kirchlichen  Vermögens  in  An- 
spruch nehme. 

Eine  solche  ist  den  mit  der  römischen  Curie  concor 
direnden  Regierungen  von  Rom  aus  ohne  Weiteres  zuge- 
standen, vor  dem  Jahre  1848.  überall  in  Deutschland  und 
nachher  wenigstens  zum  Theil  gehandhabt  worden,  und  er- 
scheint jetzt  um  so  mehr  als  nöthig,   als  die  Gefahr ,  dass 
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das  kirchliche  Vermögen  seiner  stiftungsgemässen  Bestim- 
mung entzogen  und  etwa  gar  ins  Ausland  gebracht  werde^ 
nach  dem  vaticanischen  Concile  nur  gewachsen  ist. 

Dass  ferner  die  Amortisationsgesetze  beibehalten  und 
möglichst  vor  Umgehung  gesichert  werden,  wird  durch  die 
Lehren  der  Qeschichte  als  ein  unabweisliches  Bedürfniss 
hingestellt. 

Wir  fügen  noch  die  Forderungen  hinzu  ^  dass  die 
Armen  - ,  Eo'anken-  und  Unterrichtsanstalten  gewidmeten 
Fonds  unter  ausschliessliche  staatliche  Verwaltung  genom- 
men werden  mögen,  was  uns  rechtlich  vollkommen  zu- 
lässig ^)  und  praktisch  überaus  nothwendig  erscheint,  um 
den  Einfluss,  den  die  Kirche  nach  dieser  Richtung  hin  auf 
das  sociale  Leben  ausübt,  zu  untergraben'),  zumal  dieser 
Einfluss  zu  dem  Volkswohle  entsprechenden  Ergebnissen 
doch  nicht  hinreichend  zu  führen  vermag. 

Endlich  müssen  wir  hier  noch  der  Frage  der  geist- 
lichen Corporationen ,  der  Orden  und  Congregationen  ge- 
denken. 

Wir  erklären  dabei  zuvörderst,  dass  wir  es  für  eine 
Pflicht  des  Staates  erachten,  den  Jesuitenorden  nicht  zu 
dulden. 

Wir  wollen  hier  nicht  eine  Characteristik  dieses  Ordens 
geben,  der  mehr  als  irgend  ein  anderer  der  Kirche  genützt 
und  geschadet  hat,  durch  dessen  Hülfe  sie  dem  Protestan- 
tismus Stand  hielt  und  die  Zügellosigkeit  ihres  Clerus 
dämpfte,  und  dessen  Wirken  der  Kirche  ihre  Innerlichkeit 
genommen  und  sie  zu  einem  juristischen  des  religiösen 
Lebens  haaren  Mechanismus  degradirt  hat. 

Diese  kirchlichen  Erwägungen  stehen  der  Kirche  selber 
zu.  Aber  auch  der  Staat  muss  sich  sagen,  dass  ein  Frieden 
der  Confessionen,  ein  Erreichen  eines  nur  irgendwie  erträg- 
lichen Verhältnisses  zur  Kirche,  eine  Säuberung  dieser  von 
den  staatsfeindlichen  Elementen  nur  erreicht  werden  kann 
durch  Beseitigung  dieses  Ordens. 


*)  Darüber  habe  ich  gehandelt  in   dem   cit.  der  Staat  und  die 
kathol.  Kirche  S.  186.  ff. 

')  Ygl.  e  b  e  n  d  a  B.  S.  178. 


) 
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Das  Concil  und  seine  Besohlüsse  sind,  wie  die  Ver- 
hältnisse heute  liegen,  für  den  Staat  eine  vollendete  geschicht- 
liche Thatsache.  Die  Jesuiten  aber  sind  nicht  nur  die 
Väter  der  dort  ausgesprochenen  Lehren.  Sie  sind  es  auch, 
welche  diesen  die  staatsfeindliche  Spitze  geben,  welche  die 
Bande  des  Episcopates  mit  Rom  so  schürzen,  dass  dem 
letzteren  der  Lcbensathem  ausgeht,  welche  praktisch  die 
Infallibilität  zu  politischen  Zielen  ausnutzen  werden.  Dass 
sie  dabei  auf  kein  grosses  Gelingen  rechnen  können,  macht 
nichts  aus.  Es  ist  jüngst  von  hervorragender  Seite  nicht 
mit  Unrecht  betont  worden,  wie  unglücklich  überall  die 
doch  so  emsige  Thätigkeit  der  Jesuiten  gewesen  ist,  und 
wir  können  ihren  Sieg,  das  vaticanische  Concil,  auch  nur 
als  ein  Unglück  für  die  Kirche  ansehen :  aber  überall  haben 
sie  den  Staat  in  Mitleidenschaft  gezogen  und  die  Stätte 
ihres  Wirkens  hat  nicht  nur  eine  sittliche,  wissenschaftliche, 
religiöse  Oede  dargeboten :  sie  haben  auch  die  Staaten  zu  Leich- 
namen gemacht,  und  um  ein  historisch  gewordenes  Wort 
zu  gebrauchen,  wie  ein  Wurm  in  den  Eingeweiden  des 
Staates  genagt.  „Der  deutschen  Kation,  so  sagt  DöUinger, 
haben  sie  den  dreissigjährigen  Krieg  mit  seinen  Folgen  ge- 
bracht. Der  katholische  Theil  Deutschlands  schuldet  ihnen 
den  Verfall  seiner  Schulen,  das  dadurch  bedingte  Zurück- 
bleiben seiner  Bildung  und  seine  lange  geistige  Unfrucht- 
barkeit. Sie  sind  es,  welche  das  alte  deutsche  Reich  und 
das  katholische  Kaiserthum  vollends  untergraben  und  den 
Fall  desselben  vorbereitet  haben.  ^  Sollte  das  neue  deutsche 
Kaiserreich  mit  seinem  protestantischen  Kaiser  nicht  von 
vorne  herein  den  Hass  dieses  mächtigen  Orden  in  seine 
politische  Rechnung  zu  ziehen  gut  thun,  und  der  drohenden 
Gefahr  durch  Verbot  der  Jesuiten  entgegentreten?    ' 

Dazu  kommt,  dass  der  Orden  eine  Morallehre  vertritt, 
die  der  Sittlichkeit  durchaus  zuwiderläuft,  dass  der  Staat 
durch  Verbot  des  Ordens  nur  der  ihm  auch  sonst  oblie- 
genden Pflicht  genügen  würde,  unmoralische  Religionsge- 
sellschaften nicht  zu  dulden. 

Freilich  haben  den  Anfeindungen  gegenüber,  welche 
der  Orden  Jesu  in  neuerer  Zeit  zu  erfahren  hatte,  die 
deutschen  Bischöfe  sich  zu  Ehrenerklärungen  fUr  denselben 
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herbeigelassen.  Allein  dieselben  legen  höchstens  ein  aller- 
dings nicht  unerwartetes  Zeugniss  dafür  ab,  wie  eng  die 
Macht  des  Jesuitenordens  die  ganze  kirchliche  Organisation 
umsponnen  hat,  und  erregen  höchstens  dieselbe  Wirkung, 
welche  eine  von  den  Jesuiten  zu  Gunsten  der  deutschen 
Bischöfe  erlassene  Erklärung  hervorrufen  würde. 

Uebrigens  mag  auch  daran  erinnert  werden,  dass  auf 
der  Frankfurter  Nationalversammlung  der  katholische  Ab- 
geordnete vonRadowitz^)  nicht  nur  im  eigenen,  sondern 
zugleich  im  Namen  seiner  politischen  Freunde  —  und  dar- 
unter befanden  sich  Ketteier,  Förster,  Gasser, 
Diepenbrock,  Phillips  u.  s.  w.  —  sich  gegen  die 
Einführung  des  Jesuitenordens  in  Deutschland  auf  das  Ent- 
schiedenste aussprach,  wie  das  in  gleicher  Weise  der  Rund- 
schauer der  Kreuzzeitung,  von  Ger  lach  in  der  Session  des 
preussischen  Abgeordnetenhauses  v.  J.  1853.  gethan  hat, 
und  endlich  wollen  wir  nicht  verschweigen,  dass  unseres 
Erachtens  die  Zugehörigkeit  zum  Jesuitenorden  auch  ohne 
Erlass  eines  weiteren  Gesetzes  nach  §.  128.  des  deutschen 
Strafgesetzbuches  verpönt  erscheint,  da  die  Jesuiten,  wie 
nicht  bestritten  werden  kann,  ihren  Oberen  zu  unbedingtem 
Gehorsam  verpflichtet  sind  *),  und  dies  den  objectiven  That- 
bestand  des  in  dem  genannten  Artikel  mit  Geftlngniss  bis 
zu  sechs  Monat  bedrohten  Vergehens  ausmacht. 

Ein  Aufhebungsverbot  der  Klöster  im  Allgemeinen 
halten  wir  nicht  für  gerechtfertigt ').  Freilich  widerstreitet 
die  ganze  klösterliche  Institution  unseren  heutigen  volks- 
wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Anschauungen,  aber  wir 
stimmen  einem  Schweizer  Rechtslehrer  vollständig  darin 
bei*),    dass  die  Staatswohlfahrt   der   individuellen  Freiheit 


1)  Vgl.  Rad 0 Witz,  Oesammelte  Schriften  2.,  889.  ff. 

'j  Die  genügenden  Nachweise  hei  Sylvester  Jordan,  die  Je- 
suiten u.  d.  Jesuitismus.    (Altena  n.  Leipzig  1889.)  S.  86.  ff. 

^)  Dagegen  stimmen  wir  Reinkens,  Die  Infallihilisten  und  der 
moderne  Staat  S.  70.  vollkommen  bei,  dass  die  gegen  die  Zulassung 
der  Jesuiten  geltend  gemachten  Gründe  zum  grossen  Theil  auch  gegen 
sämmtliche  Orden  gerichtet  sind,  deren  Generale  in  Rom  ihren  Sitz 
haben.  Auch  der  oben  citirte  §  des  deutschen  Strafgesetzbaches  findet 
auf  diese  Anwendung. 
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nur  soweit  Schranken  auferlegen  soll,  wie  das  absolut  noth- 
wendig  erscheint.  Daraus  ergiebt  sich  aber  gleichzeitig, 
welche  Qränzen  wir  der  Existenz  und  Wirksamkeit  der 
geistlichen  Orden  und  ihrer  klösterlichen  Institute  gesetzt 
wissen  wollen. 

Wir  verlangen  zuvörderst,  dass  der  Staat  die  juristi- 
schen Wirkungen  der  Ordensgelübde  überhaupt  ignorire. 
Mit  Recht  ist  betont  worden,  dass  jeder  Mensch  gewisse 
Befugnisse  besitzt,  auf  die  er  in  zulässiger  Weise  auch  nicht 
verzichten  kann,  und  dass  wie  der  Staat  dem  Gelübde  über- 
haupt keine  rechtswirkende  Kraft  zuertheilen  soll,  dies  noch 
weit  weniger  der  Fall  sein  darf  bei  solchen,  welche  das 
menschliche  Recht  der  Freiheit  der  Verehelichung,  de» 
Gütererwerbes,  der  Wahl  des  Aufenthaltes  aufheben,  und 
welche  ein  Individuum  zu  einem  anderen  in  eine  lebens- 
längliche Abhängigkeit  versetzen  und  dessen  Strafgewalt 
unterwerfen. 

Wir  wollen  weiter  die  Freiheit  der  Association  inner- 
halb der  Schranken  des  Vereinsgesetzes  gehalten  wissen, 
von  welchem  die  Klöster  nach  keiner  Richtung  hin  zu 
emancipiren  sind,  so  dass  wenn  das  Gesetz  die  Vereins- 
freiheit aussprechen  aber  auf  Inländer  beschränken  sollte, 
auch  Ausländer  nicht  in  deutsche  Klöster  aufgenommen 
werden  dürfen. 

Dennoch  meinen  wir  nicht,  dass  diese  letztere  Schranke 
im  Stande  sein  wird,  der  zahlreichen  Vermehrung  der 
Klöster  Hindernisse  zu  bereiten,  wofür  Belgien,  wo  die 
erste  unserer  Forderungen  gesetzlich  anerkannt  ist,  ein 
wichtiges  Beispiel  darbietet. 

Mag  auch  immerhin  behauptet  werden,  dass  die  Klöster 
heute  trotz  aller  Wiederbelebungsversuche  Ruinen  seien. 
Es  kann  der  Staatswohlfahrt  entschiedenste  Gefahr  bereiten, 
wenn  der  Staat  mit  solchen  Ruinen  angefüllt  wird,  und  um 
so  mehr,  wenn  diese  das  äussere  Gewand  des  frischen 
Lebens  tragen,  wenn  die  mittelalterlichen  Institutionen  als 
moderne  Associationen  auftreten.     Darum   wollen   wir  dem 


*)  Munzinger,  Der  Katholiken  -  Congress  in  Manchen  (Bern 
1871.)  20.  iL 
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Staate  das  Recht  Torbehalteo,  nicht  nur  den  einzelnen 
klösterlichen  Instituten  Corporationsrechte  zu  ertbeilen  und 
zu  versagen,  sondern  auch  (iberhaupt  die  Existenz  der  ein- 
zelnen Anstalt,  wie  des  Ordens,  dem  sie  zugehörig  iet,  von 
seiner  vorgängigen  Bewilligung  abhängig  zu  machen. 

Dass  dahei  der  Staat  den  Unterschied  zwischen  Con- 
gregationen  und  Orden  nicht  zu  berücksichtigen  hat,  ver- 
steht sich  um  so  mehr  von  selbst,  als  er  häufig  genug  nicht 
iu  der  Lage  sein  wird,  die  unterscheidenden  Momente  seiner 
Prüfung  unterwerfen  zu  können.  Dass  auch  der  Schein 
der  Privatassociation  die  Vereinigung,  das  Haus  nicht  von 
dem  Staatsgesetze  exiraireu  kann,  erscheint  um  so  noth- 
wendiger,  als  sonst  das  Gesetz  beständig  illusorisch  gemacht 
werden  könnte.  Und  dass  endlich  klösterliche  Anstalten 
nicht  zu  Erziehungszwecken  benutzt  werden,  ist  eine  For- 
derung, die  bei  Betrachtung  der  Resultate  klösterlicher 
Erziehung  nur  zu  sehr  gerechtfertigt  und  darum  auch  in 
Baden  jüngst  erfüllt  worden  ist. 

VII. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Staat  diese 
Gränzen  zwischen  seinem  und  dem  kirchlichen  Gebiete  nur 
aufrecht  erhalten  kann,  wenn  er  seine  ganze  Aufmerksam- 
keit und  Macht  auf  die  Bewahrung  derselben  richtet.  Na- 
mentlich zuerst  werden  die  Wogen  der  klerikalen  Agitation 
hochgehen  und  die  staatlicherseits  gezogenen  Linien  zu  ver- 
wischen suchen.  Darum  muss  der  Staat  Dämme  auffiihren, 
welche  sein  Gebiet  vor  Ueberßuthung  sichern,  und  damit 
wollen  wir  uns  jetzt  beschäftigen. 

Von  katholischer  Seite  ist  die  Forderung  ausgesprochen 
worden,  dass  der  Staat  katholische  Behörden  einzusetzen 
habe,  um  seine  Hoheitsrechte  über  die  Kirche,  die  er  aller- 
dings lieber  ganz  aufgeben  sollte,  wahrzunehmen.  So  haben 
wir  in  Oesterreich,  Baiern,  Württemberg,  Baden,  Preussen 
katholische  Staats kirchenbehörden  kennen  gelernt,  allerdings 
in  den  zuletzt  genannten  drei  Ländern  mit  einer  protestan- 
tischen Spitze,  unter  einem  protestantischen  Cultus minister. 
Die  geschichtlichen  Erfahrungen,  welche  an  diesen  Behörden 
gemacht  worden  sind,  waren  Überall  die  gleichen. 
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Entweder  diese  haben  die  Rechte  des  Staates  mit  starker 
Hand  wahrgenommen:  dann  sind  sie  bei  Conflicten  der 
Regierung  mit  dem  Episcopate  das  nächste  Angrifibobject 
für  den  letzteren  gewesen;  es  hat  besonderer  Cautelen  be- 
durft, um  sie  vor  den  Ausflüssen  der  bischöflichen  Juris- 
dictionsgewalt ,  der  sie  durch  Uebemahme  des  Staatsamtes 
nicht  entzogen  waren,  zu  schützen,  und  der  Staat  ist  da- 
durch des  Gewinns,  den  er  sich  von  seiner  ganzen  Insti- 
tution verheissen  hatte,  verlustig  gegangen.  Denn  anstatt 
der  Kirche  eine  Garantie  ihrer  Rechtssicherheit  durch  Be- 
stellung katholischer  Beamten  zu  geben,  war  er  in  letzter 
Instanz  dazu  genöthigt,  diese  Beamten,  die  Glieder  der 
katholischen  Kirche,  zu  dieser  in  ein  Oppositions-  und  Un- 
gehorsamkeits-Verhältniss  zu  drücken,  dessen  Schuld  in 
der  öffentlichen  Meinung  und  wenigstens  von  der  erregten 
kirchlichen  Parteileidenschaft  auf  ihn  zurückgeworfen  wurde. 

Deshalb  haben  Baden  und  Württemberg  ihre  katho- 
lischen Oberkirchenrätbe  fallen  lassen. 

Oder  umgekehrt,  wie  in  Preussen:  die  katholischen 
Staatskirchenbehörden  haben  ihre  staatliche  Stellung  dazu 
benutzt,  lediglich  der  Kirche  zu  dienen  und  haben  die 
staatlichen  Rechte,  deren  Wahrung  ihre  Amtsobliegenheit 
war,  auf  das  Unverantwortlichste  der  Kirche  Preis  ge- 
geben ^).  So  sind  sie  die  entschiedensten  und  gefährlichsten 
Feinde  des  Staates,  da  sie  unter  der  Firma  des  staatlichen 
Auftrages,  durch  ihr  Amt  vor  Verantwortung  gedeckt  und 
doch  den  vollen  Einfluss  desselben  geniessend  den  Staat 
von  innen  schwächen,  den  sie  nach  aussen  stärken  sollten. 

Der  Umstand,  dass  ein  protestantischer  Minister  an 
ihrer  Spitze  steht,  vermag  den  Erfolg  ihrer  Wirksamkeit 
eher  zu  erhöhen  als  abzuschwächen,  da,  wie  die  Erfahrung 
beweist,  der  Minister  selten  die  Fachkenntniss  besitzt,  die 
zur  Beurtheilung  der  katholischen  Fragen  nothwendig,  und 
bei  den  katholischen  Räthen  zu  finden  ist,  da  er  somit  zum 
Werkzeug  und  Aushängeschild  der  katholischen  Bestre- 
bungen verwendet  wird,  und  diese  auch  nach  aussen  hin 
ihren  confessionellen  Character  verschleiern  können. 

')  Weitere  mteressante  Belege  giebt  auch  Reinkenta.  a.0.  85.ff. 
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Aber  nicht  nur  die  Existenz  einer  katbolischeo  Cultas- 
bebSrde  Bcbeint  uns  vora  Qesicbtspunkte  des  Staates  aus 
verwerflich  zu  sein :  wir  glauben ,  dass  der  constitutionelle 
Staat,  wenn  er  die  gesetzliche  Regelung  des  Verbältniises 
von  Staat  und  Kirche,  die  wir  vorzuzeichnen  verencht 
haben ,  ausgeführt  haben  wird ,  überhaupt  keiner  Cultus- 
behörden  mehr  bedarf. 

So  lange  der  absolute  Staat  die  Endziele  der  kirch- 
lichen Wirksamkeit  mit  den  seinigen  identificirt  hatte,  war 
auch  eine  staatliche  Behörde  notbwendig,  welche  das  innere 
Interesse  der  Kirche  neben  dem  i^r  identisch  erachteten 
des  Staates  wahrnahm :  sobald  der  Staat  der  Kirche  die 
Lösung  der  ihr  zufallenden  religiösen  Aufgabe  allein  zu- 
weist, und  es  fUr  ihn  lediglich  darauf  ankommt,  die  ihm 
rechtlich  zustehenden  Befugnisse  der  Kirche  gegenüber  aus- 
zuüben und  vor  Anfechtung  zu  sichern,  kann  auch  nur  die 
Behörde  zu  solcher  Thätigkeit  competent  erachtet  werden, 
welche  überhaupt  das  Rechtsleben  des  Staates  leitet;  das 
Justizministerium. 

VIII. 

Als  Hauptgarantie  ftir  die  Rechte  des  Staates  finden 
wir  Überall  das  Placet  aufgestellt,  welches  in  Folge  dessen 
den  Unwillen  der  Kirche  stets  aufs  änsserste  gereizt,  und 
jüngst  nun  auch  eine  conciliarische  Vemrtheilung  erfahren  hat 

Die  neuere  Zeit  hat  es  vielfach  über  Bord  geworfen, 
theils  ohne  irgend  etwas  Neues  an  seine  Stelle  zu  setzen, 
theils  statt  dessen  unwirksame  Cantelen  schaffend. 

Wo  es  beibehalten  ist,  erscheint  es  auf  der  Folie  des 
alten  absoluten  Staates,  setzt  zu  seiner  Durchführung  die 
Mittel  voraus,  welche  dem  absoluten  Staate  im  reichen 
Masse  zu  Qobote  standen,  dem  constitutionellen  aber  ent- 
zogen sind,  ist  sonach  unwirksam  und  mehr  geeignet,  die 
Autorität  des  Staates  zu  compromittiron,  als  zu  schützen. 

Aber  auch  das  einfache  Streichen  des  früher  für  so 
wesentlich  erachteten  Rechts,  wie  das  in  Belgien  und  Preussen 
verfikssungsmässig  geschehen  ist,  können  wir  nicht  billigen, 
und  haben  unsere  Ansicht  schon  bei  der  Darstellung  der 
in  jenen  Ländern  bestehenden  Einrichtungen  aasgesprochen. 
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Das  belgische  und  preussische  Recht  macht  sich  eines 
Irrthums  schuldig ,  der  allerdings  in  der  politisch-unreifen 
Zeit  des  Jahres  1848.  um  so  eher  entstehen  konnte,  als  er 
von  kirchlicher  Seite  absichtlich  genährt  wurde,  der  aber 
heute  endlich  einmal  voll  erkannt  werden  sollte ,  und  den 
der  frühere  absolute  Staat  sorgfältig  vermieden  hatte. 

Das  Recht  jener  beiden  Länder  identificirt  die  von 
kirchlichen  Obrigkeiten  ausgehenden  Publikationen  mit  ge- 
wöhnlichen Presserzeugnissen ,  und  dehnt  die  für  diese  mit 
Recht  beliebte  Aufhebung  der  Censur  auf  jene  aus. 

Dabei  hat  man  übersehen,  dass  der  absolute  Staat  die 
Eigenartigkeit  der  kirchlichen  PubUkationen  genau  erkannt, 
dass  er  die  für  sie  beliebte  Censur  nach  jeder  Richtung 
hin  bewusst  anders  gestaltet  hatte,  als  das  bei  gewöhnlichen 
literarischen  Verö£fentlichungen  vorgeschrieben  war,  und 
dass  mithin  die  Beseitigung  der  Presscensur  noch  nicht  die 
Aufhebung  des  Placets  im  Gefolge  zu  haben  brauchte. 

Die  Gründe,  aus  denen  wir  die  Identificirung  der  kirch- 
lichen Erlasse  und  der  gewöhnlichen  Presserzeugnisse  für 
durchaus  irrig  halten,  haben  wir  oben  ausgesprochen  und 
können  deshalb  hier  lediglich  darauf  verweisen  ^). 

Nichtsdestoweniger  können  wir  der  Einführung  oder 
Beibehaltung  des  Placet  nicht  das  Wort  reden. 

Wir  glauben  vielmehr,  dass  dieser  Ausfluss  der  prä- 
ventiven Polizeigewalt  des  Staates  in  den  Rahmen  unseres 
Rechtsstaates  nicht  mehr  passt,  dass  er  nur  die  Wirkung 
hat,  die  kirchlichen  Conflicte  fUr  den  Staat  zu  häufen,  und 
dass  der  letztere,  selbst  wenn  dies  nicht  wäre,  seiner  voll- 
kommen zu  entrathen  vermag. 

Der  Zweck  des  Placets  ist  zu  verhindern,  dass  kirch- 
liche Erlasse  ohne  Vorwissen  und  Genehmigung  der  Staats- 
regierung innerhalb  des  Staatsgebietes  veröffentlicht  werden, 
so  dass  sie  ohne  Bewilligung  des  Staates  weder  für  das 
innere  noch  für  das  äussere  Rechtsleben  der  Kirche  wirksam 
werden  können. 

Die  Geschichte  zeigt  uns,  dass  die  Staaten  in  den  sel- 
tensten Fällen  in  der  Lage  gewesen  sind,  diesen  Gedanken 


')  vgl.  S.  438. 
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des  Rechtsinstitutes  voll  zur  Ausführung  zu  bringen;  und 
es  wird  das  sofort  erklärlich  ^  wenn  man  erwägt ,  dass  es 
für  eine  ganze  Anzahl  kirchlicher  Gesetze  nach  kanonischem 
Rechte  gar  nicht  der  Publikation  in  den  einzelnen  Ländern 
und  Diücesen  bedarf,  sondern  die  in  Rom  erfolgte  für  aus- 
reichend erklärt  wird,  diese  aber  von  dem  Staate  nicht 
verhindert  werden  kann. 

Der  Staat  ist  aber  auch,  unseres  Erachtens,  wenigstens 
wenn  er  die  kirchliche  Position  eingenommen  haben  wird, 
welche  wir  ihm  vorgezeichnet  haben,  weder  berechtigt  noch 
verpflichtet,  das  Placet  beizubehalten. 

Er  ist  nicht  berechtigt,  weil  er  die  Einwirkung  kirch- 
licher Anordnungen  auf  das  innere  Leben  der  Kirche  nicht 
behindern  darf.  So  lange  der  Staat  dies  innere  kirchliche 
Leben  als  einen  Theil  seiner  selbst  betrachtete,  musste  er 
sich  auch  die  Gesundheit  desselben  angelegen  sein  lassen, 
und  hatte  er  es  vor  unberechtigten  Einwirkungen  selbst 
kirchlichen  Ursprungs  zu  sichern.  Sobald  aber  der  Staat, 
wie  er  es  unseres  Erachtens  soll,  der  Kirche  die  Pflege 
ihrer  religiösen  Interessen  allein  überlässt,  hat  er  auch  die 
Befugniss,  den  Vormund  für  dieselben  zu  spielen,  aufzugeben. 

Der  Staat  ist  aber  weiter  nicht  verpflichtet,  das  Placet 
zu  handhaben,  weil  er  eine  Gefahr  für  die  Gefährdung 
seines  äusseren  Rechtszustandes  aus  einem  kirchlichen  Ge- 
setz nicht  mehr  zu  gewärtigen  hat,  da  er  der  Kirche  über- 
haupt jede  Einwirkung  auf  die  äussere  Rechtsordnung  ent- 
zogen hat. 

Die  kirchlichen  Gesetze  und  Anordnungen  können 
höchstens  dies  vom  Staate  aufgestellte  Princip,  die  von  ihm 
gezogenen  Gränzlinien  zwischen  seinem  und  dem  kirch- 
lichen Gebiet  zu  verschieben  trachten :  insofern  ist  es  Sache 
des  Staates,  diese  Absicht  zu  vereiteln.  Aber  das  kann  in 
dem  geordneten  Rechtsstaate  nicht  nach  dem  Belieben  einer 
administrativen  Behörde  und  präventiv  geschehen,  sondern 
muss  sich  unter  der  Garantie  einer  Rechtsform  und  repressiv 
vollziehen,  und  nur  genau  so  weit,  wie  die  Tendenz  oder 
der  Inhalt  der  kirchlichen  Anordnung  das  erfordert 

Wie  wir  diese  Repression  gehandhabt  wissen  wollen, 
werden  wir  weiter  unten  auseinandersetzen,  und  fügen  hier 
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nur  noch  hinzu ,  dass  uns  die  in  Baden  und  Württemberg 
an  die  Stelle  des  Placet  getretenen  Bestimmungen,  in  so 
weit  sie  festsetzen,  dass  jede  kirchliche  Anordnung  sofort 
der  Regierung  zur  Kenntnissnahme  mitzutheilen  sei,  richtig 
und  gut,  in  ihrem  Mangel  jeder  geeigneten  Repression  aber, 
—  selbst  wenn  sie,  wie  das  ja  in  beiden  Ländern  geschehen 
ist,  festsetzen,  dass  der  kirchlichen  Anordnung  keine  bürger- 
liche Wirkung  zukommen  solle  —  nicht  ausreichend  er- 
scheinen. 


Als  weitere  Garantie  für  die  Bewahrung  der  Gränzen 
zwischen  Staat  und  Kirche  finden  wir  den  dem  Clerus  auf- 
erlegten Eid,  die  Verfassung  und  damit  gleichzeitig  die 
rechtliche  Grundlage  der  Beziehungen  zwischen  Staat  und 
Kirche  beachten  zu  wollen. 

Ja  in  neuerer  Zeit  ist  sogar  der  Vorschlag  gemacht 
worden,  in  englischer  Weise,  alle  katholischen  Staatsbeam- 
ten und  Mitglieder  gesetzgebender  Versammlungen  eidlich 
zu  verpflichten,  die  staatsge&hrlichen  Consequenzen  des 
vaticanischen  Concils  nicht  anzuerkennen. 

Die  gegen  den  letzteren  Vorschlag  bisher  gemachte 
Einwendung,  dass  die  Consequenz  des  Gedankens  dann 
auch  die  Vereidigung  der  katholischen  Fürsten  erfordern 
würde,  verdient  kaum  eine  ernsthafte  Abfertigung  und  ver- 
kennt die  Stellung  eines  konstitutionellen  Fürsten  durchaus. 

Ob  ein  deutscher  konstitutioneller  vom  Papst  etwa  ab- 
gesetzter Fürst  resigniren  will  und  so  kirchlichen  Gehorsam 
beweisen,  steht  lediglich  bei  ihm  und  kann  ihm  durch  prä- 
ventive Eide  nicht  versagt  werden.  Ob  er  ein  vom  Papste 
verurtheiltes  Gesetz  aufheben  will,  steht  hinwiederum  durch- 
aus nicht  bei  ihm,  und  braucht  ihm  durch  den  Eid  nicht 
verschlossen  zu  werden. 

Dass  er  aber  endlich  für  seine  Person  kirchlichen  Mo- 
tiven folge,  und  auch  seine  staatliche  Position  nach  diesen 
regele,  kann  ihm  rechtlich  doch  nicht  versagt  werden,  ohne 
die  entwürdigendste  Gewissensbedrückung. 

Aber  so  schal  diese  von  uns  abgefertigten  Gründe  gegen 
den  vorgeschlagenen  Eid  auch  sein  mögen,  wir  glauben  dem 
letzteren  nichts  destoweniger  nicht  das  Wort  reden  zu  sollen. 
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Und  dazu  bewegt  uns  nicht  so  die  RUcksicbt  auf  die 
Confiicte,  welche  dem  Staate  aus  der  zwangsweisen  Durch- 
führung dieses  Eides,  die  ja  nur  wie  die  Geacbichte  dai> 
thut  unter  Opposition  der  Kirche  vor  sich  gehen  kann, 
drohen,  sondern  auch  die  Idee,  dass  solche  Eide  im  Ver- 
gleich zu  den  Schwierigkeiten  ihrer  Einführung  einen  ver- 
hältni  Sä  massig  geringen  Nutzen  stiften. 

Die  Männer,  die  sich  staatsfeindlichen  Zumutbungen 
des  rSmischen  Bischofs  nur  mit  Bficksicht  auf  ihren  Eid 
entziehen,  sind  überhaupt  in  ihrem  politischen  und  nationa- 
leu  Standpunkt  zweifelhaft,  werden  einen  solchen  vom  Papst 
verbotenen  Eid  nicht  leisten ,  und  werden  sich ,  wenn  aie 
ihn  nichts  destowentger  geschworen  haben  sollten ,  schon 
zur  rechten  Zeit  dieses  päpstlichen  Verbotes  und  der  da- 
durch bewirkten  Ungültigkeit  des  Eides  erinnern,  wenn  wir 
noch  ganz  von  den  in  der  Kirche  nur  zu  sehr  verbreiteten 
Lehren  der  jesuitischen  Moral  absehen  wollen ,  welche  ja 
dem  Eide  jede  Bedeutung  entzogen  haben. 

Diejenigen  aber,  welche  staatlich  gesinnt  sind,  bedürfen 
solches  Eides  zum  Schutz  gegen  ihr  Gewissen  nicht,  und 
können  ihn  zum  Schutz  gegen  die  Kirche  nicht  brauchen, 
da  die  Kirche  ihn  verboten  hat  und  verbieten  wird. 

Besitzt  somit  der  Staat  durch  solchen  Eid  eine  wie 
gesagt  nur  sehr  dürftige,  zweifelhafte  und  zum  Theil  on- 
nöthige  Garantie  vor  Verfassungsverletzung  durch  Geistliche, 
so  kann  er  doch  andererseits  diese  lediglich  moralische  Ga- 
rantie nicht  dadurch  erhöhen ,  dass  er  die  Verletzung  des 
Eides  mit  Strafen  bedroht,  da  der  katholische  Beamte 
sonst  nur  die  eigenthümliche  Auszeichnung  erhalten  würde, 
lür  strafbare  Verfassungs Verletzung  doppelt  bestraft  zu 
werden  —  wegen  Meineids  und  wegen  der  Verletzung  selbst 
—  für  nicht  strafbare  allein,  während  Ältkatholiken  Btraäos 


Endlich  müssen  wir  noch  des  Kechtsinstitutes  gedenken, 
welches  wir  bei  unserer  historiacben  Darstellung  neben  dem 
Placet  am  Meisten  berücksichtigt  haben,  des  Becursus  ad 
principem. 

Während  wir  in  Deutschland  nur  den  Gedanken,  wet- 
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eher  diesem  Institut  zu  Grunde  liegt  in  der  unbestimmten 
Form  verwirklicht  finden ,  wie  die  Natur  des  absoluten 
Staates  das  bedingte,  und  der  Idee  entsprechend;  wie 
sie  sich  nur  bei  Omnipotenz  des  Staates  ausbilden  konnte, 
dass  die  Regierung  von  Gott  dazu  bestellt  sei,  jedes  Un- 
recht abzustellen,  hat  der  Recursus  ad  principem  eine  ra- 
tionelle und  juristische  Ausbildung  nur  in  Frankreich  er- 
fahren, in  Spanien  und  den  Ländern,  welche  zu  den  beiden 
genannten  in  politische  Verbindung  getreten  waren. 

Der  Grundgedanke  des  appel  comme  d'abus  und  des 
recurso  de  fuerza  besteht  aber  darin ,  dass  der  König  auch 
die  Advocatie  über  die  Kirche  habe ,  dass  er  die  nationale 
Form  derselben  vor  curialen  Einflüssen  wahren  müsse,  und 
dass  er  nicht  nur  die  Befugnisse  des  Staates  über  die  Kirche, 
sondern  auch  die  kirchlichen  Rechte  jedes  Individuums  zu 
schützen  habe. 

Der  appel  comme  d'abus  in  dieser  Gestalt  kann  nur, 
und  auch  dann  nur  annähernd  gerechtfertigt  werden,  wenn 
der  Staat  mit  der  Kirche  innig  verschmolzen  ist,  und  wenn 
auch  das  Individuum  von  Staatswegen  mit  der  Kirche  ver- 
einigt wird.  Wo  und  so  lange  die  Excommunication  von 
der  kirchlichen  Eheschliessung  zurückhält,  der  Staat  aber 
keine  andere  Form  gewährt,  die  Ehe  einzugehen,  muss 
der  Staat,  wenn  er  nicht,  wie  das  in  Preussen  geschehen  ist, 
die  Rechte  seiner  Staatsbürger  vollkommen  Preis  geben  will, 
die  Rechtmässigkeit  der  Excommunication  seinem  Urtheil 
unterwerfen. 

Wo  die  Verweigerung  der  kirchlichen  Sakramente  nach 
den  von  Staatswegen  begünstigten  und  gepflanzten  Volks- 
anschauungen  die  bürgerliche  Ehre  berührt,  muss  der  Staat 
die  unbegründete  Verweigerung  der  kirchlichen  Gnaden- 
mittel verbieten  und  jeden  einzelnen  Fall  nach  Verlangen 
des  Verletzten  daraufhin  prüfen. 

Wo  der  Geistliche  gleichzeitig  staatliche  Funktionen  aus- 
übt und  der  kirchliche  Obere  eine  auch  vom  Staat  anerkannte 
Disciplinargewalt  über  seine  Untergebenen  handhabt,  muss 
der  Staat  die  Ausübung  dieser  Disciplinargewalt  überwachen. 

Sobald  aber  diese  dem  appel  comme  d'abus  zu  Grunde 
liegende  Idee  fiir  irrig  erklärt  wird  —  und  sie  widerspricht 
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dem  Begriffe  und  den  Zwecken  des  modernen  Staates 
durchaus  —  da  kann  auch  das  genannte  Rechtsinstitut  nur 
ab  ein  Eingriff  des  Staates  in  die  der  Kirche  zustehenden 
Befugnisse  betrachtet  werden,  und  es  ist  geradezu  gut,  dass 
wir  in  Deutschland  nur  bis  zu  allgemeiner  Formulirung  des 
dem  appel  comme  d'abus  zu  Grunde  liegenden  Rechtsge- 
donkeng  gekommen  sind.  Wir  haben  so  leichtere  Arbeit 
und  nicht  so  viel  aus  der  Welt  zu  schaffen,  wie  das  den 
Franzosen  noch  obliegen  wird. 

Die  inneren  Beziehungen  der  Landeskirche  zu  Rom 
zu  regeln  oder  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  aufrecht  zu 
erbalten  ist  nicht  weiter  Sache  des  Staates,  als  es  durch 
die  Landesgesetze  verlangt  wird.  Ob  die  römische  Curie 
das  kanonische  Recht  verletzt  oder  nicht,  kann  der  Staat 
bei  der  dehnbaren  Natur  desselben  von  voroe  berein 
nicht  beurtbeilen  und  interessirt  ihn  nicht,  da  er  diesem 
kanonischen  Recht  jede  Einwirkung  auf  den  äusseren  Rechts- 
stand  abspricht,  mithin  auch  durch  die  der  Curie  etwa  zur 
Last  gelegte  Verletzung  seiner  kanonischen  Satzungen, 
dieser  äusere  Rechtsstand  nicht  verändert  werden  kann. 

Ob  das  einzelne  Individuum  in  dem  Genuss  rein  kirch- 
licher Befugnisse  gehemmt  wird ,  ist  Air  den  Staat  ganz 
gleichgiltig ,  wenn  er  —  und  das  stellen  wir  immer  als  Be- 
dingung —  jeden  Staatsbürger  niebt  mit  Notbwendigkeit  in 
die  Arme  der  Kirche  treibt,  und  wenn  er  su  die  öffentliche 
Meinung  auf  den  Weg  weist,  die  kirchliche  und  bürgerliche 
Ehre  des  Staatsbürgers  scharf  von  einander  zu  sondern. 

In  dem  hier  angedeuteten  Gesichtspunkt  liegt  aber 
schon  betont,  wo  und  in  wie  weit  wir  ein  Einschreiten 
des  Staates  entsprechend  dem  appel  comme  d'abus  wttnschen: 
nämlicli  sobald  die  Kirche  mit  ihren  Massnahmen,  sei  es 
generell,  sei  es  epeciell,  in  die  ataathche  Recbtssphäre  über- 
greift. 

Da  wir  die  Realisirung  dieser  Idee  für  die  wesent- 
lichste dem  Staat  obliegende  Aufgabe  erachten,  eo  wollen 
wir  uns  ausfUlirlicher  aussprechen,  und  zuvOrderet  ak  das 
wichtigere  die  Pflicht  und  das  Recht  des  Staates  bezüglich 
der  kirchlichen  Beziehungen  des  einzelnen  Staatsbürgers 
behandeln. 
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Der  Staat,  so  meinen  wir,  darf  zunächst  nicht  dulden, 
dass  die  Ehre  eines  Staatsbürgers  von  der  Kanzel  durch 
den  Qeistlichen,  oder  sonst  öffentlich  in  der  Kirche  ver- 
letzt wird. 

Das  verhindert  er  durch  sein  Strafgesetz,  welches  gleich- 
zeitig den  Geistlichen  zurückzuhalten  hat,  die  staatlichen 
Einrichtungen  in  tadelnder  oder  aufreizender  Weise  in  den 
Kreis  seiner  amtlichen  öffentlichen  Betrachtungen  zu 
ziehen. 

Dieser  Gedanke  hat  durch  den  Zusatzartikel  zum  deutschen 
Strafgesetzbuch  Verwirklichung  empfangen  ^),  und  wir  billigen 
dies  Gesetz  aus  Gründen,  die  wir  anderwärts  genauer  aus- 


')  Der  S.  180.  a.  lautet:  »Ein  Geistlicher  oder  anderer  Religions- 
diener, welcher  in  Ausfibung  oder  Veranlassung  seines  Bernfes  öffent- 
lich vor  einer  Menschenmenge,  oder  welcher  in  einer  Kirche  oder  einem 
anderen  zu  religiösen  Versammlungen  bestimmten  Orte  vor  Mehreren 
Angelegenheiten  des  Staates  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  geffthr- 
denden  Weise,  zum  Gegenstande  einer  VerkQndigung  oder  Erörtemog 
macht,  wird  mit  Oefängniss  oder  Festungshaft  bis  zu  zwei  Jahren  be- 
strafte Dieser  Paragraph  ist  auch  in  Baden  an  die  Stelle  der  bisher 
dort  geltenden  Strafbestimmungen  getreten,  während  die  von  der  Re- 
gierung an  Stelle  derselben  beabsichtigten  und  der  Kammer  vorgelegten 
nicht  genehmigt  worden  sind.    Dieser  Regierungsentworf  lautete: 

»Art.  9.  Geistliche,  welche  durch  Missbrauch  ihrer  geistlichen 
Amtsgewalt  oder  Androhung  eines  bestimmten  Missbrauches  derselben, 
insbesondere  durch  missbräuchliche  Anwendung  geistlicher  Verspre- 
chungen oder  Drohungen  die  in  den  S$.  106.  107.  114.  253.  und  S39. 
Abs.  1.  des  Reichsstrafgesetzbuches  bezeichneten  Handlungen  begehen, 
werden  mit  Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft.  Auch  kann  auf 
Verlust  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  Öffentlicher  Aemter  auf  die 
Dauer  yon  einem  bis  zu  ffinf  Jahren  erkannt  werden. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

IL  Geistliche,  welche  in  der  Kirche  oder  einem  anderen  zu  reli- 
giösen Versammlungen  bestimmten  Orte  in  öffentlichen  Vorträgen  ent- 
weder 

a)  die  Staatsregierung,  Gesetze,  Verordnungen,  Einrichtungen  des 
Staats,  Anordnungen  oder  Verfügungen  einzelner  Behörden  tadeln 
oder 

b)  aus  AnlasB  von  Staats-  oder  gemeindebargerlichen  Wahlen  zu  Gun- 
sten der  zum  Nachtheil  bestimmten  Personen  auf  die  Wahlberech- 
tigten einzuwirken  suchen , 

werden  an  Geld  mit  50.  Gulden  bis  600.  Gulden  gestraft 

Gleichzeitig  mag  auch  hier  als  Nachtrag  zur  obigen  Darstellong 
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geßlhrt  *)  und  oben  angedeutet  haben,  durcbaus,  weDn  wir 
auch  den  Kreis  der  Fälle,  die  das  Gesetz  mit  Strafe  be- 
droht ,  als  EU  eng  gegriffen  betrachten. 

Der  Staat  hat  dagegen  keinerlei  Schritte  zu  thun,  falls 
einem  Staatsbürger  der  Genuas  der  Sacramente  verküm- 
mert wird. 

Von  Staatswegen  braucht  niemand  Mitglied  einer  Kirche 
za  «ein ,  und  kann  das  ganze  Leben  eines  Staatsbürgers 
verlaufen,  ohne  irgendwelche  kirchliche  Beziehungen  zu 
haben. 

Veranlasst  das  religiöse  BedUrfniss  einen  Staatsbärger 
nichts  destoweniger ,  Mitglied  einer  Kirche  zu  werden  oder 
zu  bleiben,  so  muss  er  sich  auch  der  Ordnung  dieser  Kirche 
fügen,  und  wenn  diese  dem  Kirchenoberen  die  Gewalt  za< 
spricht,  jemanden  von  den  Sacramenten  auszuscbliessen, 
sieb  die  Ausübung  dieser  Gewalt  gefallen  lassen ,  selbst 
wenn  sie  unter  formellem  oder  materiellem  Unrecht  von 
Statten  gienge.  Dafür  ist  er  eben  an  den  Instanzenzug  ge- 
wiesen, den  die  Kirche  selbst  eingcricbtet  bat,  oder  er  mag 
aus  der  Kirche  austreten. 

Anders  liegt  indessen  die  Frage  für  die  Excommuni- 
cation  und  es  drängt  uns  förmlich  die  Ansiebt  auszuspre- 
chen, dass  der  Staat  die  Verhängung  dieser  Kirchenstrafe 
gar  nicht  dulden  solle. 

Wenn  die  Excommunication  aucb  beute  keine  directen 

des  spaaiBclien  Rechtea  bemerkt  «erden,  dsM  du  spaoiscbe  Qeaetibuch 
V.  J.  1870.  folgende  StrafbeBtimmungen  entbUt: 

Cap.  4.  De  loa  atentados  contra  la  Antoridad  7  bub  agentea,  real- 
stenda  f  desobedieocia. 

Cap.  6.  De  loa  desacatos,  ioaultoa,  injuriaa  ;  unenazaB  &  la  Au- 
tondad  j  de  los  ioaultoa,  injoriaa  y  amenaaas  &  aaa  sgeotea,  j;  i  loa 
demas  funcionorioa  pablicoa. 

Cap.  e.    Desürdenoa  püblicos. 

Cap.  7.    Dispogiciooea  comunes  &  loa  trea  capftnloa  anteriores. 

Art,  379.  Loa  miniatroa  de  una  religion  qoe  en  el  ejercicio  de  aua 
funcionea  provocarea  &  ta  ejecaciou  de  cualqnieia  de  loa  delitos  com- 
preodidos  en  loa  trea  capituloa  anteriorea,  aer&n  caatigadoa  con  la 
pena.,de  deatierre,  ai  aua  provocacionea  no  aurtieren  efecto,  j  con  la 
de  confinamieoto  major  st  le  prodnjerea,  k  oo  aer  que  correapondiere, 
por  otroa  articuloa  del  Cödigo,  mayor  pena  al  delito  cometido. 

■)  Das  deutarhe  Reich  n.  A.  kath.  Kirche  S.  40  ff. 
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bürgerlichen  Folgen  nach  sich  zieht,  und  nach  Erlass  des  von 
uns  für  nothwendig  erachteten  Gesetzes  auch  keine  indi- 
rekten, 80  verbindet  sich  doch  mit  ihr,  als  einem  historisch 
gestalteten  Rechtsbegriff,  die  Idee  der  vollkommenen  auch 
bürgerlichen  Friedlosigkeit.  Sie  ist  die  in  das  neunzehnte 
Jahrhundert  gerettete  alte  Reichsacht,  mit  der  sie  ja  auch 
rechtlich  immer  verbunden  war.  Sie  isolirt  den  Betroffenen 
ihrer  Idee  nach  auch  bürgerlich,  ja  sie  macht  ihn  nach 
dem  Ausspruche  eines  Papstes,  der  cathedral  also  unfehlbar 
zu  sein  scheint,  geradezu  vogelfrei,  da  der  für  sündlos 
erklärt  wird,  welcher  im  Ueberwallen  seines  heiligen  Zornes 
einen  Excommunicirten  tödtet  ^). 

Wenn  auch  die  Kirche  dies  ihr  Recht  nur  mit  mora- 
lischen, geistlichen  Mitteln,  —  wieder  die  Androhung  der 
Excommunication  —  geltend  zu  machen  vermag,  so  ist  es 
doch  nichts  destoweniger  in  unserem  modernen  Rechtsleben 
nicht  zulässig.  Einer  vom  Staate  anerkannten  und  privile- 
girten  Corporation  kann  die  Befugniss  der  Verrufserkli- 
rung  nicht  zugestanden  werden. 

Auch  den  Gedanken  des  preussischen  Landrechtes 
vermögen  wir  fLir  den  modernen  Staat  nicht  mehr  als  pas- 
send zu  erachten.  Dass  wegen  religiöser  Meinungsverschie- 
denheit niemand  excommunicirt  werden  soll,  muss,  wenn 
die  Excommunication  überhaupt  existiren  darf,  als  ein  Aus- 
fluss  einer  verkehrten  und  den  Kirchenbegriff  verkennen- 
den Toleranz  erklärt  werden.  Die  Kirche  besteht  aber  aus 
Glaubensgenossen  und  die  katholische  lässt  grundsätzlich 
der  Verschiedenheit  der  religiösen  Meinungen  keinen  Spiel- 
raum. Wer  sich  diesem  Grundsatz  nicht  fügen  will,  muss 
demnach  sich  aus  solcher  Elirche  ausscheiden  lassen. 

Dass  der  Staat  die  Excommunication  prüfen  und  be- 
ziehentlich bestätigen  soll,  geht  weit  über  die  Befugnisse 
des  Staates  heraus. 

Wenn  das  Gesetz  keine  directe  Strafe  des  bürgerlichen 
Todes  kennt,  so  darf  der  Staat  keine  indirecte  verfügen, 
und    eine  vom  Staate  bestätigte  kirchliche  Strafe  wird  da- 
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»)  ürban  II.  c.  47.  C.  XXIII.  qu.  6. 
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durch  auch  eine  staatliche,  die  aber  wegen  kirchlicher  Ver- 
gehungen nicht  ertheilt  werden  darf. 

Somit  bleiben  der  Kirche  unseres  Erachtens  die  Be- 
fugnisse der  Kirchenzucht  —  und  selbst  die  geschmack- 
lose Kranz  Verweigerung  bei  deflorirten  Bräuten ,  die  in- 
humane Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses  und  die 
Ausschliessung  aus  der  Kirche  —  von  jeder  Einwirkung 
und  Controle  des  Staates  unbehindert,  während  die  Strafe 
der  Excommunication  —  am  besten  gesetzlich  —  verboten 
wird. 

Soll  die  Kirche  auch  gegen  Staatsbeamte  wegen  Aus- 
übung ihres  Berufes  solche  Strafen  verhängen  dürfen ,  und 
androhen,  um  den  Staatsbeamten  zu  Handlungen  imd  Un- 
terlassungen bei  seinem  Berufe  zu  veranlassen? 

Wir  meinen,  dass  diese  Frage  durchaus  zu  verneinen 
und  in-  dem  auf  die  Kirche  bezüglichen  Strafgesetze  vor- 
zusehen ist  ^). 

Wären  die  von  der  Kirche  verhängten  Strafen  vindica- 
tiver  Natur,  d.  h.  würden  sie  nach  Art  der  weltlichen  Stra- 
fen verhängt  zur  Sühne  eines  vollzogenen  Rechtsbruches, 
so  könnte  vielleicht  der  Kirche  verstattet  werden,  wegen 
schon  ausgeführter  Amtshandlungen  einzuschreiten;  aber 
selbst  dann  würde  zu  erwägen  sein,  dass  die  einzelnen 
Amtshandlungen  häufig  in  einem  nothwendigen  Zusammen- 
hang stehen  und  die  wegen  der  ersten  repressiv  verhängte 
kirchliche  Strafe  leicht  den  Charakter  der  Prävention  be- 
züglich der  zweiten  tragen  könnte,  und  dass  die  ganze 
Strafe  auf  alle  Fälle ,  selbst  wenn  das  kirchlicherseits  nicht 
beabsichtigt  sein  sollte,  das  Gepräge  der  Abschreckung  vor 


')  Ganz  passend  erscheint  uns  hier  der  von  Hinschias  a.a.O. 
75.  gemachte  Vorschlag,  »Diener  der  Kirche,  welche  ihre  geistliche 
Amtsgewalt  dazu  benutzen,  um  einen  Beamten  zur  Vornahme  einer 
Amtshandlung  zu  nöthigen  oder  ihn  von  einer  solchen  abzuhalten,  oder 
Jemanden  zur  Unterlassung  einer  durch  die  Staatsgesetze  oder  durch 
die  Anordnungen  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  vorge- 
schriebenen  Handlung,  oder  zur  Ausübung  einer  ihm  nach  den  Oesetien 
oder  den  rechtsgültigen  Anordnungen  der  Obrigkeit  freistehenden,  seine 
politischen  und  kommunalen  Rechte  betreffenden  Handlung  in  einer 
bestimmten  Richtung  zu  veranlassen,  werden,  insofern  nicht  der  §.  110. 
des  Str.G.B.  zur  Anwendung  kommen  ....  bestrafte 
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gleichem  Handeln  anderen  Staatsbeamten  gegenüber  trägt. 

Da  nun  aber  die  kirchlichen  Strafen  medicinaler  Natur 
sind,  d.  h.  auf  Besserung  des  Bestraften  abzielen,  solche 
Besserung  und  Reue  factisch  bethätigt  werden  muBs  und 
doch  nicht  anders  bethätigt  werden  kann,  als  dass  der 
Staatsbeamte  den  fremdartigen  und  ungehörigen  kirchlichen 
Qedanken  auf  seine  Amtshandlung  influenziren  läast,  so 
darf  der  Staat  auch  nicht  zugeben ,  dass  seine  Beamte  we- 
gen schon  vollführter  Amtshandlungen  kirchlich  bestraft 
werden. 

Wäre  die  Kirche  vom  Staate  getrennt,  so  könnte  der 
Kirche  die  ihr  hier  bestrittene  Befugniss  nicht  abgesprochen 
werden.  So,  bei  ihrer  Verbindung  mit  dem  Staate  und 
öffentlichen  Anerkennung  durch  denselben  kann  der  Staat 
nicht  zulassen ,  dass  auf  seine  Beamten  eine  kirchliche  Ein- 
wirkung versucht  wird,  die  im  Effecte  geeignet  ist,  die 
ganze  der  streitbaren  Kirche  gegenüber  so  nothwenige 
Machtentfaltung  des  Staates  zu  hemmen. — 

Eine  weitere  Anwendung  des  recursus  ad  principem 
haben  wir  überall  gefunden  bei  Beschwerden,  welche  kirch- 
liche Untergebene  gegen  Disciplinmassregeln  der  kirchlichen 
Oberen  ergriffen.  Auch  diese  glauben  wir  nicht  befürwor- 
ten zu  sollen. 

Wir  verkennen  nicht,  wie  nothwendig  für  den  Staat 
ein  zuverlässiger  niederer  Clerus  ist,  und  wir  wissen  sehr 
wohl,  dass  um  einen  solchen  herzustellen  die  schrankenlose 
Abhängigkeit  desselben  von  den  kirchlichen  Oberen  durch- 
brochen werden  muss.  Die  Geschichte  belehrt  uns  indessen, 
dass  der  appel  comme  d'abus  doch  mehr  oder  weniger  un- 
geeignet gewesen  ist,  dies  Ziel  zu  erreichen,  und  der  Bi- 
schof besitzt  dem  recurrirenden  und  dabei  obsiegenden 
Cleriker  gegenüber  eine  solche  Summe  von  Befugnissen, 
dass  er  nicht  allein  ihm  das  Leben  in  einer  vom  Staate 
nicht  zu  hintertreibenden  Weise  erschweren,  sondern  auch 
andere  von  der  Beschreitung  desselben  Rechtsweges  ge- 
nügend abzuschrecken  vermag. 

Ausserdem  bezog  sich  die  staatliche  Controle  doch 
fast  nur  auf  die  formellen  Erfordernisse  des  Untersuchungs- 
verfahrens und  schützte  nicht  vor  materieller  Ungerechtigkeit 
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Darum  glauben  wir,  das  oben  angedeutete  Ziel  auf 
einem  anderen  Wege  erreichen  zu  sollen. 

Die  kircblichen  Oberen  verhängen  als  DiscipUnarstra- 
fen  gegen  die  GeistlicheD  zuvörderst  Verweise  und  Ermah- 
nnngen ,  um  welche  der  Staat  sich  nicht  zu  kümmern  bat. 

Sie  legen  Geldstrafen  aaf.  Da  wir  der  Kirche  eine 
zwingende  äussere  Gewalt  abgesprochen  haben  und  den 
Staat  nicht  zum  lüxecutor  der  Kirche  degradiren  wollen, 
so  steht  für  uns  feat,  dass  der  Staat  sich  um  die  Beitrei- 
bung dieser  Bussen  nicht  zu  bemühen ,  und  weder  seine 
Administrativ-  noch  Justizbehörden  der  Kirche  deswegen 
zur  Disposition  zu  stellen  hat 

Die  Zahlung  der  Geldstrafe  ist  daher  entweder  dem 
Belieben  des  mit  ihr  belegten  Geistlichen  zu  überlassen^  oder 
durch  kirchliche  Mittel  zu  erzwingen. 

Die  Bischöfe  verhängen  Freiheitsstrafen.  Von  selbst 
würde  sich  auch  hier  für  uns  verstehen,  einmal  das«  der 
Staat  diese  Strafe  nicht  zu  exequiren  hat,  und  andererseits, 
dasB  der  Bischof  von  dem  Augenblicke  an  sich  einer  widei^ 
rechtlichen  strafgesetzlich  zu  verfolgenden  Freiheitsberau- 
bung schuld  macht,  in  welchem  der  in  Haft  beändliche 
Geistliche  gegen  diese  Einspruch  erhebt. 

Allein  wir  gehen  noch  weiter,  und  verlangen,  dass 
nai^h  dem  Vorbilde  des  Württembergischen  Rechtes  der  Staat 
überhaupt  einer  Corporation  die  Befugniss  der  Freiheits- 
beraubung nicht  zuerkenne,  und  dass  er  die  Fi'eiheit  ge- 
setzlich zu  einem  unveräusserlichen  Rechte  erhebe,  auf 
welches  kein  Individuum  verzichten  kann. 

Die  Bischöfe  setzen  endlich  die  Geistlichen  ab,  suspen- 
diren  sie,  und  versetzen  sie  zur  Strafe. 

Wir  haben  oben  für  die  Eiuaetzung  der  Geistlichen 
ein  staatliches  Eicequatur  verlangt,  die  Ertbeilung  einer 
missio  civilis. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  diese  missio  civilis  so  lange 
wirkt,  bis  der  Faktor,  der  sie  gegeben  hat,  sie  wieder  auf- 
hebt. Daraus  ergiebt  sich ,  dass  ein  vom  Bischöfe  in  der 
oben  gedachten  Weise  bestrafter  Pfarrer  für  den  Staat  und 
im  äusseren  Rechtsleben  Pfarrer  bleibt,  —  in  der  Parochie, 
fSr   welche   er   das   Exequatur  erhalten  hat  —  and  seinen 
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von  den  Gerichten  zu  erstreitenden  Ansprach  auf  die  Emo- 
lumente  seiner  Stellung  durch  einseitige  bischöfliche  Dispo- 
sition nicht  Ycrliert. 

Damit  wird  allerdings  dem  Staate  eine  weitgehende 
Befugniss  beigelegt ,  die  darum  mit  aller  Umsicht  gehand- 
habt werden  muss,  d.  h.  der  Staat  soll  sich  vollkommen 
klar  werden,  über  die  Fälle,  in  welchen  er  der  bischöfli- 
chen Massregel  Folge  zu  geben  hat ,  und  in  welchen  er  sie 
äusserlich  wirkungslos  belassen  muss. 

Im  Allgemeinen  wird  das  erstere  bei  sittlichen  und 
Amtsvergehen  des  Clerikers  zu  geschehen  haben.  Denn 
wenn  der  Staat  die  Kirche  staatlich  autorisirt,  so  muss  ihm 
auch  daran  liegen,  dass  diese  Kirche  durch  den  Wandel 
ihrer  Beamten  nicht  in  der  öffentlichen  Meinung  herabge- 
setzt werde. 

Das  letztere  wird  umgekehrt  regelmässig  da  geschehen 
müssen,  wo  die  Disciplinarmassregel;  Folge  eines  mit  dem 
Kirchenamt  an  und  für  sich  nicht  zusammenhängenden  poli- 
tischen Verhaltens  des  Geistlichen  ist,  wo  er  sich  z.  B. 
zur  kirchlichen  Wahlagitation  nicht  gebrauchen  lassen  will, 
und  namentlich  wo  die  Befolgung  der  staatlichen  Gesetze 
die  kirchliche  Strafe  herbeigeführt  hat. 

In  den  genannten  Fällen  wird  der  Staat  seine  Entschei- 
dung von  einer  selbstständigen  Prüfung  des  dem  Bestraften 
zur  Last  gelegten  Thatbestandes  abhängig  machen. 

Dagegen  wird  er  eine  solche  Prüfung  nicht  vornehmen 
können,  sobald  die  Strafe  Folge  eines  dogmatischen  Ver- 
haltens des  Geistlichen  ist.  Hier  wird  der  Staat  nur  zu 
controliren  haben,  ob  die  Anschuldigung  nicht  blos  den 
Vorwand  bildet.  Die  Frage,  ob  die  von  der  kirchlichen 
Obrigkeit  als  unzulässig  bezeichnete  kirchliche  Meinung 
eine  solche  sei  #der  nicht,  kann  der  Staat  nicht  entscheiden. 

So  gefährlich  dieser  Grundsatz  heute  zu  Tage  erscheint^ 
bei  dem  dogmatischen  Zwiespalte,  der  die  Kirche  ergriffen 
hat,  so  wenig  Bedenken  scheint  er  uns  bei  normalen  Ver- 
hältnissen —  und  diese  müssen  wir  doch  vorzüglich  berück- 
sichtigen —  zu  unterliegen.  Darum  meinen  wir  aber  auch, 
dass  unsere  Regel  für  den  vorliegenden  und  etwa  analoge  zu- 
künftige  Fälle  um   so   mehr   eine  Ausnahme  erleiden  soll. 
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als  es  sich  hier  unbestritten  um  eine  dogmatieche  Kenernog 
handelt,  und  noch  dazu  eine  solche,  deren  Coasequenzen 
durchaus  staatsgefährlich  sind,  und  zu  welcher  die  Regie- 
rungen schon  voa  yome  herein  ihren  Staudpunkt  offen  dai^ 
gelegt  hatten. 

Ein  wichtiger  der  Erörterung  hier  zu  unterwerfender  Punkt 
sind  noch  die  katholisch-theologischen  Pacultäten,  welche  zu 
Conflicten  zwischen  Staat  und  Kirche  schon  mehrfache  Ver- 
anlassung gegeben  haben  und  zur  Zeit  noch  geben. 

Es  ist  darum  neuerdings  ihre  Aufhebong  gefordert 
worden,  und  wir  gestehen  offen,  dass  wir  uns  eine  Zeitlang 
selbst  dieser  Meinung  zugeneigt  hatten.  Dennoch  glauben 
wir  ihrer  Beibehaltung  das  Wort  reden  zu  sollen. 

Wir  kennen  sehr  wohl  die  Bedenken ,  welche 
sich  hier  geltend  machen.  Es  wird  betont,  dass  aller- 
dings eine  wissenschaftliche  Bildung  des  Clerus  für 
den  Staat  erspriesslich  sei,  dass  aber  die  theologischen 
Facultäten  Deutschlands  diese  Aufgabe  nicht ,  oder 
doch  zum  Theil  sehr  mangelhaft  gelöst  haben,  da  der 
heutige  von  ihnen  erzogene  Clerus  weder  als  wissen- 
schaftlicb  noch  als  national  gebildet  bezeichnet  werden 
könne.  Es  wird  weiter  betont,  dass  gerade  die  Männer, 
deren  Wirksamkeit  Bit  den  Staat  allein  erspriesslich 
sei,  durch  staatsfeindliche  Bischöfe  brach  gelegt  werden, 
während  an  der  Thätigkeit  derjenigen  Lehrer,  welche  kiroh- 
licherseitB  unbehindert  tou  Statten  gehe,  dem  Staate 
wenig  gelegen  sei. 

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Kmennung  der 
Professoren  doch  im  Einverständniss  mit  der  Kirche,  deren 
Lehre  sie  vorzutragen  haben,  erfolgen  müsse,  während  bei 
den  gespannten  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche 
solch  Einverständniss  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur 
bezüglich  solcher  Männer  erreicht  werden  könne,  deren 
Wirksamkeit  fUr  den  Staat  indifferent  sei.  Und  endb'ch  werde 
ja  durch  die  Erfahrung  erwiesen,  daes  die  Studirenden  der 
katholischen  Tlieologic  von  den  Vortheilen  der  Universitas 
litersrum  nur  einen  verbal tniss massig  geringen  Gebrauch 
machen    and   sich   an    ihrem  Fachstudium   geniigen  lassen. 
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für  welches  demnach  kirchliche  Fachschaleii  als  ausreichend 
erscheinen. 

Um  diesem  letzten  Einwand  zuerst  zu  begegnen,  so 
haben  wir  schon  oben  die  Forderung  ausgesprochen,  dass  der 
Staat  die  Bildung  des  jungen  Clerus  überwache.  Er  kann 
daher  durch  Anordnung  von  Zwangscollegien  philosophi- 
schen, philologischen  und  geschichtlichen  Inhalts  dafür  sor- 
gen, dass  auch  der  andere  den  katholischen  theologischen 
Facultäten  gemachte  Vorwurf,  dessen  Schuld  aber  zum 
guten  Theil  der  Staat  trägt,  dass  der  Clerus  unwissenschaft- 
lich sei,  paralisirt  werde. 

Der  Ausdruck  Zwangscollegien  schreckt  uns  dabei 
nicht,  denn  wir  vermögen  nicht  in  das  liberale  und  banale 
Feldgeschrei:  Freiheit  aller  Orten,  miteinzustimmen. 

Wir  meinen ,  dass  der  dem  Schulzwange  plötzlich  ent- 
zogene, mit  der  Wissenschaft,  der  er  sein  Leben  will 
absolut  unbekannte,  junge  Mann,  der  die  Universität  be- 
zieht, noch  nicht  die  Reife  des  Urtheils  besitzt,  um  den 
Gang  seiner  Studien  frei  zu  gestalten.  Der  Staat,  der  ihn 
auf  die  Universität  zwingt,  hat  auch  nach  jener  Richtung 
Zwangsbefugnisse,  die  er  nur  zum  Schaden  der  Studircn- 
den  selbst  opfert. 

Ein  wissenschaftlicher  Clerus  wird  aber  auch  ein  natio- 
naler sein.  Das  zeigt  die  jetzige  altkatholische  Bewegung 
zur  Evidenz.  Und  diese  durch  und  durch  wissenschaftliche 
und  nationale  Bestrebungen  sind  doch  in  Deutschland  nur 
möglich  geworden  durch  die  katholisch-theologischen  Facul- 
täten und  eine  Ehrenerklärung  für  dieselben. 

Dass  in  nächster  Zukunft  die  Wahl  der  Professoren 
mit  Zustimmung  der  Bischöfe  schwierig  sein  wird,  verhehlen 
wir  uns  nicht.  Aber  wir  haben  schon  wiederholt  betont, 
dass  uns  die  Ho£fnung  auf  Wiederkehr  normaler  Zustände 
nicht  verlässt.  Und  die  gleichen  Schwierigkeiten  würden 
sich  doch  auch  bei  der  Wahl  von  Seminarlchrem  —  denn 
kirchliche  Seminare  müssten  doch  an  die  Stelle  der  aufge- 
hobenen theologischen  Facultäten  treten  —  geltend  machen. 

Auch  diese  Lehrer  könnten  doch  nur  mit  Oenehmigung 
des  Staates  ernannt  und  abgesetzt  werden,  wenn  nicht  die 
ganze  Erziehung  des  Clerus  der  Aufsicht  und  Einwirkung 
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des  Staates  entzogen  werden  soll,  was  wir  schon  oben  als 
durchaus  unzulässig  bezeichnet  haben. 

Die  ThStigkeit  der  vom  Staat  ernannten  und  allein  von 
ihm  absetzbaren  Universitäts- Lehrer  au  schützen ,  ist  der 
Staat  wohl  im  Stande.  Einmal  durch  Beseitigung  der 
bischöfiichen  Seminarien.  Wir  werden  zu  diesem  Vorschlage, 
dessen  Ausführbarkeit  auch  durch  die  Circumscriptioasbul- 
len,  welche  die  Einsetzung  von  Seminarien  stipuliren,  recht- 
lich nicht  bebindert  wird  *),  durch  Betrachtung  der  factischen 
Verhältnisse  veranlasst. 


')  Die  CircamBcriptioDBbulIen  bftben ,  da  sie  auf  einem  Vertrage 
mit  der  römischen  Carie,  beruhen  nnnreifelbuft  einen  den  TCIkerrecht* 
lichea  Yertr&gen  analoüea  Character ,  was  nameDtlich  für  ihre  Inter* 
pretatioD,  dann  aber  auch  für  die  Beartbeilung  der  OrOnde,  aaa  denen 
die  Paciscenten  sie  aufheben  Icbnoen  Ton  Wichtigkeit  ist.  Dasa  sie 
ausserdem  nie  für  die  Kirche  Kirchengesetze,  schon  durch  die  Art 
ihrer  staatlichen  Publication  Staalggeselie  sind,  kann  nnserea  Erach- 
teos  nicht  weiter  ins  Oewicht  fallsa,  d^  auch  andere  vQlk errechtliche 
Verträge  wie  StaatBgesetxe  publicirt  werden.  Die  Conaeqnenten  uDierer 
rechtlichen  Anschauung  haben  wir  schon  anderswn  geEogen  —  das 
Veto  der  Regierangen  bei  Bischofs  wählen  (Halle  I8&9)  S.  Sl  ff.  —  sie 
gewahren  beiden  Paciscenten  die  liefngniss,  Ton  dem  Vertrage  tnrQck- 
zutreten ,  wie  das  ja  die  römische  Curie  bezflglich  des  frana&sischen 
Konkordates  fQr  EIbssb  und  Lothringen  grundlos  gethan  bat  —  denn 
die  protestantische  Confession  dei  eis ässisch- lothringischen  Landesherrn 
kann  em  so  weniger  als  ein  Aufhebangsgrund  erachtet  werden,  als 
das  Concordat  diesen  Fall  Ton  Tornc  herein  als  möglich  ins  Aage  fasst, 
for  das  Recht  der  Bischofs-Nomination  berQckBictttigt,  iho  siso  nicht 
als  Bedingung  der  Gültigkeit  des  ganzen  Vertrages  hinstellt  —  nnd 
wie  das  wegen  der  durch  das  Concil  veränderten  Natur  des  kirchlichen 
Paciscenten  der  Staat  unzweifelhaft  mit  Ornnd  thnn  darf.  Die  Ton 
HinBchiaB  a  a.  O.  '2C  ff.  geltend  gemachten  Qrflnde  sprechen  mehr 
gegen  die  Contrahirung  von  Konkordaten,  weit  die  Kiithe  keine  civitaa 
sei ,  als  sie  die  juristischen  Gesichtspunkte  fQr  die  Beurtheilung  schon 
geschlossener  angeben.  Der  ein  Concordat  paciscirende  Staat  geht  eben 
von  dem  freilich  verwerflichen  Grundsätze  aus,  dass  die  Kirche  eine 
civitas  sei;  den  Grundsätzen  derHoral  gemlsB  wird  ancb  das  Ergebniss 
seiner  Pactes  nach  den  bei  der  Contrahirung  maiBgebenden  Motiren 
bcurtbeilt  werden  mOBsen.  Dass  rechtlich,  Juristisch,  ßlr  den  Staat 
kein  Zwang  exiatirt,  diesen  Gesichtspunkt  zu  befolgen,  hat  eben 
in  der  völkerrechtlichen  Natur  de«  Vertrages,  welche  ja  Ober- 
haupt nur  moralische  Garantieen  ihrer  Krfllllung  besitzen ,  seinen 
Grand,  und  braucht  nicht  mit  HioBchins  als  eine  Consequens  des 
Gedankens  angesehen  werden,  dasi  die  Kirche  der  gesetcgehenden  ß» 
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Gegenwärtig  sind  die  katholischen  Facultäten  von 
Tübingen  und  Freiburg  allein  in  ihrer  Wirksamkeit 
nicht  gestört  worden ,  obgleich  der  Bischof  von  Rotten- 
burg und  der  Capitels  Vicar  von  Frei  bürg  das  Infalli- 
bilitätsdogma  angenommen  haben,  eine  grosse  Anzahl  der 
an  jenen  Facultäten  wirkenden  Lehrern  aber  zu  den  Anti- 
infaUibilisten  gehört.  Der  Grund  davon  —  denn  nicht  ein- 
mal eine  Unterwerfung  unter  das  neue  Dogma  ist  von  den 
beiden  Facultäten  gefordet  worden  —  liegt  nicht  in  beson- 
deren Rücksichten  oder  einer  schwankenden  Haltung  der 
beiden  Ordinariate  in  der  gedachten  dogmatischen  Frage, 
denn  der  Freiburger  Weihbischof  Kübel  wenigstens  bat 
immer  in  den  Reihen  der  extremen  Parteimänner  gestanden. 
Der  Grund  ist  vielmehr  einfach  in  dem  Umstände  zu  finden, 
dass  in  jenen  beiden  Diöcesen  keine  Seminarien  existiren, 
und  die  Bischöfe  fürchten  müssen,  bei  Trockenlegung  der 
Universität  auf  jede  Ausbildung  junger  Cleriker  verzichten 
zu  müssen. 

Diese  Erwägungen  werden  aber  für  sämmtliche  Bischöfe 
massgebend  werden,  wenn  sie  sämmtlich  keine  Seminarien 
mehr  besitzen  werden. 

Weiter  aber  soll  der  Staat  nicht  dulden,  dass  der  Bi- 
schof den  Studirenden  den  Besuch  der  Vorlesungen  eines 
Lehrers  untersage,  der  mit  bischöflicher  Bewilligung  an- 
gestellt ist.  Der  Bischof  soll  viehnehr  lediglich  beim  Staate 
Beschwerde  führen  dürfen ,  und  der  Staat  bei  Beurtheilung 
derselben  die  gleichen  Gesichtspunkte  walten  lassen,  die  wir 
bezügUch   der  Disciplinirung  der  Geistlichen  betont  haben. 

Also  auch  hier  soll  er  bei  dogmatischen  Anfechtungen 
der  Professoren  dem  Urtheile  der  Kirche  ohne  materielle 
Prüfung  der  angeblichen  Heterodoxie  folgen,  doch  auch 
hier  wieder  mit  der  oben  von  uns  betonten  Ausnahme  be- 
züglich der  Altkatholiken. 

Aber  selbst  wenn  der  Staat  in  Zukunft  nur  Männer 
von    infallibilistischer    mithin   staatsgefährlicher   Gesinnung 

walt  des  Staates  unterworfen  ist,  und  bindende  Verträge  mit  Rechts- 
subjecten ,  die  sich  in  dieser  Lage  befinden ,  aber  die  AusfibuDg  der 
gesetzgebenden  Gewalt  vom  modernen  Staatsrecht  nicht  anerkannt 
werden. 
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auf  Bemen  Lehrstühlen  haben  sollte:  er  kann  sie  an  den 
Staatsanstalten  doch  verhindern,  geradezu  ataatageflthrliche 
Grundsätze  zu  lehren,  was  ihm  bei  lediglich  kirchlichen 
Seminarien  ganz  unmöglich  fallen  wttrde. 

Darum  glauben  wir  Alles  in  Allem  erwogen,  dass  der 
Staat  nicht  noch  go  bequemen  Theorien  zu  Liebe  voreilig 
die  katholischen  theologischen  Facultäten  fallen  lassen  soll. 
Erst  wenn  er  dauernd  auf  eine  befriedigende  Gestaltung 
seiner  Beziehungen  zur  Kirche  zu  verzichten  hätte,  wenn 
die  zur  Aufrechterhaltang  der  theologischen  Facult&ten 
nöthige  Macbteutfaltuag  ausser  Verhftltnias  tr&te  zu  dem 
durch  jene  erzielten  Nutzen,  wenn  die  Kirche  durch  die 
Erwägung,  dass  der  Staat  für  die  theologische  Bildung  der 
Cleriker  in  Zukunft  nichts  thua,  umgekehrt  aber  diesel- 
ben doch  zu  einer  allgemeinen  wissenschaftlichen  Ausbil* 
(lung  anhalten  wQrde,  dass  mithin  das  Studium  der  Theo- 
logie verlängert,  kostspieliger  und  seltener  werden  würde, 
nicht  von  der  Erregung  unnöthiger  Conäicte  abgehalten 
werden  sollte:  erst  dann  soll  er  diese  Brücke  zwischen 
Staat  and  Kirche  abbrechen,  und  die  theologischen  Facnl- 
täten  Preis  geben. 

IX. 

Kaohdem  wir  die  bisher  historisch  aufgetretenen  Schutz- 
mittel für^die  Gränzen  des  staatlichen  Gebietes  mit  Aus- 
nahme der  sogar  zu  erweiternden  Strafgesetze  für  anan- 
wendbar erklärt  haben,  erübrigt  es  uns,  unsere  positiven 
Vorschläge  zu  formuliren.  Diese  knüpfen  an  den  appel 
comme  d'abus  an  und  versuchen  dies  Institut  den  modernen 
staatlichen  Bedürfnissen  und  der  der  Kirche  gegenüber  ver- 
änderten Rechtslage  des  Staates  anzupassen. 

Wir  wollen,  wie  das  in  Frankreich  der  Fall  war,  eine 
angesehene  staatliche  Behörde  construirt  wissen,  welche  die 
Bechte  des  Staates  zu  schützen  hat. 

Die  Gerichte  erscheinen  uns  nicht  geeignet  daza.  Ein- 
mal ist  die  Bildung  unserer  Richter  überhaupt  privatrecbt- 
lich  zugeschnitten,  was  bei  vielen  kirchen-  und  staatsrecbt- 
li che n Erkenntnissen  höchster  deutscherTribunale  einen  ebenso 
deutlichen  wie  betrübenden  Aufdruck  gefiinden  hat.  Anderer- 


gl8  Drittes  BucL 

Beits  kann  bei  Fragen,  die  mit  der  ganzen  Machtstellung 
des  Staates  im  Zusammenhang  stehen,  und  die  staatliche 
von  politischen  Verhältnissen  abhängige  Autorität  zum  Aus- 
druck bringen  sollen ,  nicht  eine  bloss  juristische  Thätigkeit 
genügen.  Es  wird  auch,  namentlich  bei  Abmessung  der 
gegen  die  Kirche  zu  verwendenden  Repressionsmittel  der 
politische  Gesichtspunkt  entscheidend  sein  müssen,  welcher 
den  Gerichten  fehlt  und  fehlen  soll. 

Auch  das  Justizministerium  —  von  dem  Cultusmini- 
sterium,  welches  wir  als  fortfallend  angenommen  haben, 
abstrahiren  wir  deswegen  —  erscheint  uns  nicht  als  die 
wünschenswerthe  Behörde. 

Wer  die  Gesetze  über  das  Verhältniss  von  Staat  und 
Kirche  ausführt,  ist  nicht  ein  unparteiischer  Richter,  ob  der 
Rahmen  dieser  Ausführung  genau  eingehalten  ist;  und  die 
Ministerien  sind  nur  der  Form  nach  coUegiale  Behörden, 
während  der  That  und  dem  Rechte  allein  der  Wille  einer 
Person ,  des  Ministers  entscheidend  ist.  Zu  Gunsten  einer 
nüchternen,  unbefangenen  Beurtheilung  der  zwischen  Staat 
und  Kirche  entstandenen  Conflicte  erscheint  uns  aber  eine 
collegiale  Erörterung  nothwendig. 

Eine  solche  könnte  nun  freilich  in  dem  Collegium  des 
Staatsministeriums  gefunden  werden.  Allein  diese  rein  po- 
litische, und  einer  politischen  parlamentarischen  Körperschaft 
verantwortliche  Behörde  ist  wohl  im  Stande  den  politischen, 
wie  wir  angedeutet  haben,  gleichfalls  ins  Gewicht  fallenden 
Gesichtspunkt  wahrzunehmen,  bietet  aber  keine  Garantie 
für  die  Einhaltung  des  formell-rechtlichen  Ganges,  den  wir 
im  Interesse  der  Kirche  wie  des  Staates  ftir  nothwendig 
erachten. 

Die  moderne  Entwickelung  drängt  überall  nach  Ver- 
waltangsgerichtshöfen  und  diese  mit  ihrem  der  Natur  der 
Sache  angepassten  formell  feststehenden  Verfahren  scheinen 
uns  auch  die  geeigneten  juristisch-politischen  Collegien  zu 
sein,  denen  wir  die  Bewahrung  der  zwischen  Staat  und 
Kirche  gezogenen  Gränzen  zuertheilen  möchten. 

Bei  diesem  Verwaltungsgerichtshofe  soll  ein  vom  Staate 
eigens  dazu  bestellter  Beamter  jeden  Missbrauch  der  geist- 
lichen Amtsgewalt  zur  Erörterung  bringen. 
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Als  BolcbeD  bezeichnen  wir  jede  Verletzung  der  von 
dem  Staate  über  die  Kirche  erlassenen  Gesetze,  die  nicht 
zugleich  Strafgesetze  sind  und  demnach  die  Competenz  der 
ordentlichen  Gerichte  begründen.  Also  um  eine  Anzahl 
von  Fällen,  die  sich  nach  Masagabe  der  oben  von  uns  als 
nothwendig  bezeichneten  gesetzlichen  Bestimmungen  leicht 
erweitern  Hesse,  hervorzuheben:  die  Ernennung,  Versetzung, 
Absetzung  von  Geistlichen  ohne  staathches  Exequatur,  die 
Nichtbeobachtung  der  für  Bischofs  wählen  geltenden  Vor- 
schriften ,  die  Publikation  kirchlicher  Verordnungen  ohne 
gleichzeitige  Mittbeilung  an  die  Staatsbehörde,  oder  von 
einem  Inhalte,  der  gegen  die  Staatsgesetse  verstSsst,  nicht 
aber  unter  das  für  alle  Presserzeugnisse  massgebende  Straf- 
gesetz fällt,  das  von  dem  kirchhchen  Oberen  allein  erlas* 
sene  Verbot,  Vorlesungen  eines  katholischen  Docenten  zu 
besuchen,  die  Constituirung  kirchlicher  Vereini^ngen  ohne 
staatliche  Erlaubniss  u.  s.  w. 

Der  Gerichtshof  erkläre  zuvörderst  den  Miasbrauch  fllr 
vurhanden  oder  nicht  vorhanden.  Aber  er  begnüge  sich 
nicht  mit  dem  moralischen,  wie  die  französischen  Beispiele 
zeigen,  vOllig  unwirksamen  Erfolge  solcher  Erklärung,  son- 
dern erkenne,  neben  der  Cassirung  der  mtssbräuchlichen 
Handlung,  wozu  der  Verurtheilte  esecutionsweise  anzuhal- 
ten ist ,  auf  eine  Strafe. 

Diese  Strafe  sei  principaliter  eine  fühlbare,  empfind- 
liche Geldstrafe ,  subsidiär  und  im  Wiederholungsfälle  Ge- 
fUngnisB.  Und  zwar  ist  die  Strafe  nicht  nur  gegen  das 
Organ  zu  verhängen ,  welches  den  Amtsmissbranch  ausge- 
führt hat,  sondern  auch  gegen  die  Behfirde,  welche  ihn 
verfugte,  da  sonst  der  Episcopat  sich  nie  scheuen  würde, 
auf  Kosten  des  niederen  Clerus  die  staatlichen  Gesetze  zu 
übertreten. 

Einzig  dem  Papste  gegenüber  ist  von  dieser  Regel  eine 
Ausnahme  zu  machen ,  und  der  von  ihm  ergangene  die 
Staatsgesetze  verletzende  Befehl  freilich  formell  zu  cassiren 
und  für  missbräuchlich  zu  erklären ,  die  Strafe  aber  nur 
gegen  das  ausführende  Organ  au  richten. 

Der  Gerichtshof  soll  weiter  befugt  sein,  eine  Tempo- 
ratiensperre  zu  verliängen,  welche  der  Staat  um  so  leichter 


k 


820  Drittes  Bach. 

durchführen  kann,  wenn  er  den  Cleras  besoldet,  zu  deren 
Exequirung  er  aber  auch  entgegengesetzton  Falles  durch 
die  ihm  eingeräumte  Betheiligung  bei  der  kirchlichen  Ver- 
mögensverwaltung Qelegenheit  findet. 

Endlich  sei  der  Gerichtshof  befugt,  dem  widerspensti- 
gen Geistlichen  oder  Bischof  die  missio  civilis  zu  entziehen, 
d.  h.  zu  erklären,  dass  der  Staat  ihn  als  Inhaber  der 
bisher  von  ihm  bekleideten  Stellung  nicht  mehr  anzuerken- 
nen vermöge,  und  seiner  kirchlichen  Wirksamkeit  gar  keine 
äusseren  Folgen  mehr  beimessen  könne. 

Diese  letzte  Massregel  ist  die  schneidigste,  aber  sie 
ist  für  den  Staat  nur  mit  den  grössten  Schwierigkeiten 
durchzuführen,  die  der  erkennende  Richter  sich  wohl  ver- 
gegenwärtigen muss  —  und  darum  wollten  wir  auch  den 
politischen  Gesichtspunkt  beachtet  wissen  —  bei  der  er  allen 
factischen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  hat,  damit  er 
nicht  den  Staat  auf  einen  Weg  nöthige,  den  dieser  später 
wieder  verlassen  muss,  damit  er  nicht  so  die  staatliche 
Autorität,  die  er  stärken  will,  schwäche. 

Denn  die  Wirkung  eines  solchen  Urtheils  wird  zuvör- 
derst der  des  mittelalterlichen  Interdictes  gleich  sein.  Es 
wird  eine  vollkommene  kirchliche  Arbeitseinstellung  erfolgen. 
Freilich  wird  dadurch  nach  unseren  Vorschlägen  das  bür^ 
gerliche  Rechtsleben  nicht  mehr  berührt,  aber  der  Staat 
möge  doch  zusehen,  ob  seine  Bürger  es  vertragen  werden, 
wenn  ihnen  das  religiöse  Leben  verschlossen  wird,  ob  er 
so  mächtig,  so  moralisch  sicher  ist,  das  seinem  fQrs  Erste 
doch  factisch  immer  noch  unter  kirchlichen  Einfluss  stehen- 
den Volke  bieten  zu  können. 

Eine  wirkliche  Absetzung  eines  Geistlichen  soll  der  Ge- 
richtshof dagegen  nicht  verfügen  dürfen,  einmal  weil  der 
Staat  nur  nehmen  kann,  was  er  selbst  ertheilt  hat,  das 
Exequatur,  nicht  aber  das  kirchliche  Amt,  und  andererseits 
weil  aus  einer  Absetzung  bei  der  der  Kirche  innewohnenden 
Consequenz  eine  ganze  Kette  von  Absetzungen,  und  schliess- 
lich wiederum  eine  kirchliche  Arbeitseinstellung  sich  erge- 
ben würde.  Denn  da  der  Bischof  nicht  den  staatlicherseits 
abgesetzten  Pfarrer  auch  kirchlich  absetzen  wird,  muss  er 
selbst  abgesetzt   werden,    da    das    Capitel    keinen    neuen 
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Bischof  wählen  wird ,  theilt  es  das  Schicksal  seines  Ordi- 
narius, und  da  so  das  Diöcesanregiment  cessirt,  kommt 
die  ganze  kirchliche  Maschine  ins  Stocken ,  und  wird ,  da 
die  Curie  das  religiöse  Bedürfniss  des  Volkes  immer  der 
Machtfrage  nachsetzt  nur  wieder  bei  einer  für  den  Staat  ver- 
hängnissvollen  Nachgiebigkeit  desselben  in  Bewegung  gesetzt 
werden  können. 

Mit  diesen  Mitteln  und  in  der  dargestellten  Weise 
glauben  wir ,  wird  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  in 
einer  Weise  gestaltet  werden  können ,  welche  die  Rechts- 
sphäre des  Staates  und  des  einzelnen  Staatsbürgers  von  der 
Kirche  loslöst,  und  dieser  hinwider  die  Freiheit  giebt,  sich 
autonomisch  auf  ihrem  eigenen  Gebiete  zu  bewegen.  Ob  die 
einzelnen  deutschen  Staaten  indessen  im  Stande  sein  werden, 
die  ihnen  obliegende  kirchliche  Aufgabe  zu  lösen  ist  eine  an- 
dere Frage. 

Wir  glauben  es  nicht ,  und  haben  die  Gründe  unserer 
Meinung  an  anderem  Orte  ausgeführt  ^). 

Aber  das  deutsche  Reich  meinen  wir,  könne  und  müsse 
diese  Aufgabe  ausfühi*en,  und  so  möge  denn  der  Geist  und 
die  Thatkraft  unseres  bedachten,  ernsten  und  wissenschaft- 
lichen Volkes  in  seiner  so  heiss  ersehnten  und  endlich  er- 
reichten einheitlichen  Staatsform  das  schwere  Räthsel  lösen, 
an  dem  alle  Zeiten  und  Völker  sich  vergeblich  abgemüht 
haben. 

Dazu  durch  Darlegung  der  geschichtlichen  Entwicke- 
lung  die  Wege  zu  bahnen ,  war  der  Zweck  dieser  Blätter. 

X. 

Doch  wir  würden  unserer  Aufgabe  nicht  vollkommen 
gerecht  werden,  wenn  wir  nicht  auch  der  protestantischen 
Kirche  gedächten.     Nur  einige  Worte  werden  dazu  genügen. 

Die  protestantische  Kirche  nimmt  keinerlei  feindUche 
Stellung  zum  Staate  ein.  Ihre  Principien  erkennen  die  sitt- 
liche Berechtigung  und  die  sittlichen  Ziele  des  Staates  voll- 
kommen an,    sie   kann   sich   daher  nicht   über   den  Staat 


';  Vgl.  das  deutsche  Reich  und  die  katho].  Kirche  S.  38.  fi. 

R.  F r  i 0(1  b e rff ,  D.  Missbr.  d.  (^eistl.  AmtsiseifaU.  ^ 
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stellen ,  sondern  nur  neben  denselben  und  hat  sich  factisch 
unter  ihn  gestellt. 

Die  evangelische  Kirche  hat  kein  dpecifisches  Priester- 
thum  ausgebildet;  sie  kennt  keinen  Clerus  und  kann  für 
ihr  geistliches  Amt  somit  keine  exceptionelle  Stellung  be- 
anspruchen. 

Den  theoretischen  Grundsätzen  der  evangelischen  Kirche 
gemäss  ist  demnach  ein  Conilict  zwischen  Staat  und  Kirche 
nicht  denkbar,  und  die  historische  Entwickelung  hat  ihn 
noch  mehr  unmöglich  gemacht,  da  sie  die  Kirche  in  die 
vollste  Botmässigkeit  zum  Staat  brachte,  so  dass,  wie  wir 
das  oben  angedeutet  und  auch  für  die  heutige  englische 
Staat8kirche  ausgeführt  haben,  jeder  Conflict  zwischen  Staat 
und  Kirche  den  Character  eines  Competenzconilictes  trägt, 
der  sich  innerhalb  des  Staatsorganismus  vollzieht  und  dort 
auch  zum  Austrag  zu  bringen  ist. 

Nicht  allein  aber,  dass  die  evangelische  Kirche  diese 
zum  Tlieil  irrationale  Verknüpfung  mit  dem  Staate  aufsu- 
lösen,  und  eine  ihrem  eigenartigen  Wirkungskreis  entspre- 
chende sclbstständige  Stellung  einzunehmen  trachtet:  der 
deutsche  paritätische  Staat,  der  seine  Verbindung  mit  der 
katholischen  Kirche  trennt,  wird  schon  dadurch  behindert, 
die  mit  der  evangelischen  beizubehalten.  Und  so  werden 
dann  der  evangelischen  Kirche  gegenüber,  so  wenig  sie  in 
ihren  inneren  Principien  dazu  Veranlassung  geben  mag, 
die  analogen  Qrundsätze  zur  Anwendung  kommen  müssen, 
deren  Nothwendigkeit  wir  für  die  katholische  Kirche  nach- 
zuweisen unternommen  haben. 

Und  das  wird  zur  Zeit  um  so  mehr  der  Fall  sein  müs- 
sen, als  eine  Partei  der  evangelischen  Kirche,  die  dieser 
innewohnenden  Principien  über  das  Verhältniss  von  Staat 
und  Kirche  vergessen  zu  haben  scheint,  sich  in  gut  katho- 
lischer Art  darin  gefüllt,  die  Kirche  den  göttlichen,  über 
den  irdischen  Staat  zu  stellen,  logischer  Weise  zu  den  ka- 
tholischen staatsfeindlichen  Consequenzen  gelangen  muss, 
und  sich  von  dem  katholischen  Clerus  schliesslich  nur  durch 
ihre  Machtlosigkeit  unterscheidet.  Aber  freilich  die  Existenz 
einer  derartigen  Partei  betrachten  wir,  wenn  auch  als  eine 
Krankheit,  so  doch  als  eine  in  ihrer  Zeitdauer  bemessene, 
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und  für  den  Staat  dauernd  nicht  zu  bertlcksichtigende;  denn 
das  evangelische  Volk  will  von  solcher  Herrschaft  der 
Kirche  über  den  Staat  eben  so  wenig  wissen,  wie  von 
einem  Verschmelzen  des  kirchlichen  Lebens  mit  dem  staat- 
lichen. Das  Volk  giebt  solchen  Parteigelüsten  keine  BasiS; 
und  wenn  die  jetzige  evangelische  Consistorialkirche  erst 
sjnodalisch  gegliederte  Volkskirche  geworden  sein  wird, 
werden  die  katholisirenden  HeiTschaftsgelüste  von  selbst  in 
Vergessenheit  gerathen,  die  von  uns  aufgestellten  Principien 
von  der  evangelischen  Kirche  willig  angenommen  werden, 
und  in  ihrer  Durchführung  zu  Conflicten  kaum  Veranlassung 
geben. 


!^^ 


Beilagen. 
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I. 


(Tgl.  oben  8.  SOl.) 

Bericht   der  vom  Herzoge   von  Baiorn    eingesetzten  Kom- 
mission (i.  J.  1 582)  über  die  dem  ersteren  in  Kircbensachen 

zustehenden  Rechte  ^). 

Jura  autem  Ser.  Ducis  in  üb  quae  ad  ecclesiae 
negotia  spectant,  ea  fere  sunt  quae  in  sequentibus 
punctiscomprehenduntnr. 

')  Handschr.  d.  König I.  Bibl.  zu  München  Cod.  bay. 
no.  2176.  fol.  7,  ff. 

Am  16.  October  1676.  hatte  der  Manchener  Nuntius  an  Herzog 
Albert  von  ßaiem  folgendes  Schreiben  gerichtet,  Cod.  bay.  no.  2178. 
fol.  1.  ff.: 

>(Papa)  Serenitatem  Vestram  adhortans,  ut  non  solom  ita  ecclesiae 
opitulari  pergat,  sed  etiam  interdum  ordinarios  officii  admoneat,  excitet 
et  infiammet  ad  Visitationen!  et  reformationem  serio  institaendam  ac 
cum  fruetu  perficiendam,  a  qua  ecclesiae  universae  bonus  Status  ac 
tranquillitas  maxime  pendeat,  necessaria  eis  auxilia  per  ditionem  snam 
quoque  praestando.  Nam  cum  Stas  Sua  eosdem  saepe  cum  per  literas 
tum  per  Nuntios  suos  diligenter  de  eadem  re  admonuerit  ac  paterno 
rogaverit,  parum  tamen  imo  nihil  apud  eorum  aliquos  hactenus  cum 
piorum  omoium  scandalo  et  summa  catholicae  religionis  jactura  pro- 
fecisse  videtnr,  ut  qui  semper  hanc  excusationem  praetenderint,  quod 
a  ministris  h.  e.  praefectis,  rectoribus  atque  aliis  officialibus  principum 
saecularium  impediantur,  quominus  iurisdictione  atque  officio  suo  11- 
benter  fungi  possint  Qnare  mandavit  mihi  S.  8.  ut  querelas  ab  or- 
dinariis  ad  suam  Beatitudinem  delatas  principibus  saecularibus  pro- 
ponam  et  cum  iisdem  agam,  quatenns  omnia  hnjusmodi  impedimenta 
si  qua  erunt,  toUenda  procurent,  et  ordinariis  visitantibus  ac  reforman- 
tibus  quibuscunque  poterunt  modis  praesto  esse,  atque  anctoritate  etiam 
sua  negotium  tanti  momenti  promovere  velint,  ut  optatos  cffectus  sor- 
tiatnr,  nee  ordinarii  deinceps  qnicquam  conqueri,  impedimenta  afferre 
et  in  alios  negligentiam  ac  culpam  convertere  debeant  c 

Damit  waren  dann  28  Bescbwerdepunkte  verbunden;  diese  wurden 
aber  zurückgewiesen  durch  ein  scharfes  Schreiben,  welches  bitter  über 
die  Bischöfe  klagt  und  alle  Gravamina  negirt.  So  habe  der  Herzog 
nie  untaugliche  Prälaten  abgesetzt,  sondern  sich  immer  bei  den  Bi- 
schöfen beschwert.  >Optaret  sane  Ser.  dax  tam  serio  animadverti  ab 
Ordinariis  in  Praelatorum  vitam  quam  ea  fortiter  ab  eis  negligitnr. 
Nullum  certe  habetur  exemplum  quod  episcopi  statuerint  in  turpes  ac 
inutiles  praelatos  proprio  quodam  motu  suo ,  et  non  excitati  prius  fre- 
qnenti  principum  cohortatione  Quare  non  est  ut  conquerantur  in  eo 
sese  impediri,  cujus  curam  vix  subennt  diu  etiam  miütumque  admo- 
niti.c  — 
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Qaibus  additae  sunt  in  margine  Notae  ac  Apostolicl  Nuncii  cen- 
snrae. 


\ 


»De  poenis  quae  ad  commerita  irrogantar  sacerdotibus  respondetur 
breYiter,  cupere  Ser.  qnod  eos  sese  praeherent  omnes  qui  esse  debe- 
bant,  non  ebrios,  non  contentiosos ,  non  pcrcassores,  non  scortatores, 
non  tales  denique  quorum  delicta  et  quae  publice  ab  eis  dantur  scan- 
dala  ferri  minime  queant  c 

Ueber  den  Recursus  ad  principem  hiess  es  dann: 

»Penes  disciplinam  et  correctionem  cleri  quem  nemo  non  pius  et 
catholicus  optaret  integerrimum  ac  purissimum,  nunquam  fuit  licitum 
uUi  in  Bavaria,  ut  sc  Ordinariis  opponeret  aut  immorigeri  alicvgns 
sacerdotis  contra  eos  dcfensionem  aliquam  soscipcret  nisi  forte  ali- 
quando  acciderit  ut  Ser  Ducis  authoritate  scriberctur  ad  episcopos  abi 
institutae  essent  ab  ipsis  exactiones  iniquae  et  ne  permittant  ob  le- 
▼iores  aliquas  cansas  pecaniaras  ut  plurimum  parvas  hos  ezcommuni- 
catione  Yexari,  mazime  ubi  constaret  rem  totam  nimis  temere  institni, 
non  incerto  cum  plebis  Christiane  periculo.  Visum  etenim  est  con- 
tingere,  ut  ex  tali  processu  ob  causas  tamen  minime  grayes,  multis 
septimanis  pastores  prorsus  essent  sine  officio,  oves  sine  pabuloc  (e  b  e  n- 
das.  fol.  10.  ff). 

Diese  Antwort  wurde  aber  nicht  abgeschickt,  sondern  erst  später 
eine  ziemlich  gleichartige  ausgearbeitet.  Nachdem  auf  der  Ckinferems 
in  Manchen  Yom  28.  Juni  bis  4.  Juli  1681.  folgende  f&r  das  Placet 
wichtige  Erklärung  Seitens  der  Regierung  abgegeben  worden  war : 

»Publicatio  Bullae  Coenac  Domini  conferri  debet  cum  ordinarüs 
in  proximo  conventu,  num  conveniat  in  bis  partibus  fieri.  Gerte  ante 
hoc  tempos  nullus  Germaniae  episcopus  eam  publicavit  aut  obsenraTit 
etiam.c    eben  das.  fol.  71. 

Bei  Gelegenheit  derselben  Concordatsverhandlungen  wurde  auch 
Seitens  der  Regierung  eine  Denkschrift  ausgearbeitet  Cod.  ba?. 
germ.  2173.  (K.  Bibl.  z.  Manchen)  fol.  170.  ff. 

An  princeps  Bavariae  possit  se  tueri  consuetudine  contra  eccle- 
siasticos  ratione  actuum  jurisdictionalium,  quos  a  tanto  tempore,  cigus 
memoria  non  extat  in  eos  ad  eorum  bona  temporalia  exercuit? 

Die  Ansprache,  welche  die  Geistlichen  aus  der  heil.  Schrift  ab- 
leiten, werden  hierin  zuerst  angefahrt,  dann  aber  die  oben  aufgewor- 
fene Frage  bejaht  aus  dem  Grunde,  weil  die  Immunität  der  Cleriker 
nicht  iuris  diyini  sei. 

Die  Beweise  werden  aus  gallikanischen  Schriftstellern,  der  heil. 
Schrift,  dem  Corpus  iuris  canonici,  der  spanischen  und  fhuizösischen 
Praxis  geführt,  da  der  bairische  Fürst  »quasi  eadem  iura,  sicut  Rex 
Galliae  in  clcricos  süos  ab  antiquissimis  temporibus  usurpat  (fol.  175.).« 
Dabei  wird  auch  der  Recursus  ad  principem  vertheidigt:  »Praeterea 
etiam  Reipublicae  interesse  yidetur,  ut  remedium  et  auxilium  adyersus 
iudices  ecclesiasticos  adhibeatur.  Nisi  enim  hoc  fieret,  saepe  gravis- 
sime  opprimerentur  innocentes  a  iudicibus  ecclesiasticis  qai  procul  a 
romana  curia  passim  iurisdictione  et  potestate  ecclesiasticaabuterentur; 
quo  quidem  casu  etiam  canones  ipsi  saecularis  principis  potestatem  in 
clericos  permittunt.  Tex.  est  expressus  10.  qu.  7.  c.  filiis  Tel  nepotibos 
et  cano.  si  qnis  cum  clerico  11.  qu.  1.  An  autem  iudices  ecclesiaatid 
potestate  sua  in  Germania  abusi  sint,  et  an  hodie  adhuc  fieri  possiti 
consideratur  praesens  reipublicae  Status,  et  videantur  centum  graya- 
mina  nationis  Germaniae  in  comitiis  Norimbergensibus  anno  72  ponti- 
ficio  oratori  oblata.  Et  utinam  falso  nobis  cum  Didaco  Covarruyia 
dicere  liceat  Quod  si  quis  contendat,  (inquit)  a  principibus  saecnla- 
ribus  hanc  tollere  potestatem,  statim  non  quidem  serio  comperiet  ex- 
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I.  Inspectio  et  Obserratio  temporalis  administrationiB  tarn  in  mo- 
nasterijs  quam  ecclesiis  aliis  per  Bavariam  jure  atque  consuetndine 
longissimi  temporis  ad  Duces  pertinet. 

perimento  manifestissimo  quantum  calamitatis  reipublicae  invexerit.  in 
lib.  pract.  quaest.  cap.  SO.  uo.  3.  yers.  5.  Justitia.«  (fol.  176.  f.) 

Die  Schrift  rief  eine  Gegenschrift  hervor  »Besponsio  quorundam 
clericorum  ad  scriptum  quoddam  quornndam  laicornm  Ser.  Prineipi 
Guilhelmo  Comiti  Palatino  Rheni  utriusque  Bavariae  dud  nuper  prae- 
seutatum,  quo  quaerebatur,  an  prineeps  Bavariae  possit  se  tueri  cun- 
suctudine  contra  ecclesiasticos  ratione  abusuum  iurisdictionaliamc  (fol. 
183.  ff.). 

Der  Standpunkt  derselben  ergiebt  sich  schon  aus  der  Protestatio 
des  Eingangs.  »Hoc  unum  protestamur  quod  non  quasi  in  iudicio  cum 
laicis  hac  in  re  contendere  statuamus,  ne  hanc  quaestionem  ad  eorum 
tribunal  referre  aut  ejusdem  decisionem  ab  illis  tanquam  a  legitimis 
huius  causae  cognitoribus  et  judicibus  expectare  (quam  ad  forum 
Ecclesiasticum ,  non  obstantibas  quibuscunque  laicoram  ventilationibus 
pertinere  probe  novirnus)  sed  quod  ea  de  causa  hanc  provinciam  ad 
instantiam  Ser.  principis  nostri  .  .  in  humeros  nostros  suscepimus,  ut 
suae  celsitudinis  conscientiae  satisfiat  et  laicorum  argumentis  (salva 
semper  ecclesiastici^ori  potestate)  tempestiye  resistatur.c 

Es  sei  richtig,  dass  die  Immunit&t  des  Glerus  nicht  iuris  divini 
sei,  sonst  könne  ja  der  Papst  nicht  dispensiren. 

Bezöglich  des  recursus  heisst  es  in  Gesprächsform  mit  Beziehung 
auf  die  oben  angeführten  Worte  der  Denkschrift 

L  a  i  c  i :  Praeterea  —  abuterentur. 

G  1  e  r  i  c  i :  Certo  nobis  promittimus  hos  ducum  Bavariae  defen- 
sores  mediocri  animo  ista  dicere,  quam  Lutherus  tam  in  impia  sua 
ca)>tiYitate  Babylonica,  quam  passim  alibi  haec  et  similia  nobis  objicit. 
ütcunque  fuerit,  satis  periculose  loquitur,  et  merito  magis  timere  de- 
berent,  ne  laici  iudices  cuncta  pro  arbitrio  suo  pertractantes  innocentes 
clericos  et  gravius  quidem  opprimant,  et  largius  emungant  igitur  nt 
quando  talis  necessitas  postulabit  ad  sedem  apostolicam  rem  totam  de- 
ferant,  aut  ex  ejusdem  consensu  alia  legitima  ?ia  provideri  curent. 

Laici:  Quo  quidem  casu  —  quaest.  1. 

Glerici:  Toto  coelo  distat  textus  citatus  c.  filiis  vel  negot.  a 
praesenti  casu  proposito;  nihil  aliud  eo  in  loco  statuitur,  quam  ut  filii, 
nepotes,  et  honestiores  propinqui  ejus  qui  ecclesiam  construxit  Tel 
ditavit,  hanc  solicitudinem  habere  possint,  ut  si  sacerdos  aliquid  ex 
collatis  rebus  defraudaverit  vel  cum  aut  honesta  conyentiono  compes- 
cant  aut  episcopo  id  denuntient,  vel  si  episcopus  id  agat  Metropolitano 
insinuare  procurent:  Si  autem  Metropolitanus  sit,  qui  sie  ecclesiam 
defraudat  Regis  auribus  intimare  non  diffcrant.  In  toto  autem  textu 
isto  nihil  habetur  de  innocentum  oppressione,  aut  de  potestate  per- 
mittenda  saeculari  prineipi  corrigendi  aut  iudicandi  clericum.  Deinde 
hie  textus  in  decreto  Gratiani  repertus,  unde  venerit  aut  quam  antho- 
ritatem  habeat,  nescimus,  cum  tantum  id  pro  titulo  praeponatur,  quod 
in  canonibus  inveniatur.  Quod  si  nihil  aliud  de  hoc  textu  constet,  nee 
cujus  generalis  concilii,  cujusve  summi  pontificis  determinatio  fnerit, 
vim  legis  habere  non  potest.  aut  si  unquam  habuit,  certe  hodie  per 
posteriora  iuia  irritum  esse  dicere  possumus.  Sed  non  sine  cansa  sa- 
perius  admonuimus,  hiyusmodi  esse  ea  quae  defensores  Bavariae  ex 
iure  canonico  allegant.  De  altero  quoque  textu  c.  Si  quis  cum  Cleri 
11.  qu.  1.  Idem  iudicium  non  immerito  ferro  poterimus  com  eins  titaluB 
sie  se  habeat.  Constitntio  74.  cap.  I.  Cujus  autem  haec  constitutio 
sit,  unde  veniat,  nihil  dicitur.  Nee  in  eo  tamen  alind  definitur  quam 
quod  is,  qui  cum  Cierico  litigium  in  pecuniaria  causa  habet,   primo 
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Sunt  enim  ii  jam  inde  a  Regam  BaYarorum  tempore  perpetui  ad- 
Tocati  monasterioram  et  ecclesiarum  in  Bavaria.  Et  qnod  regibns 
Hispaniae,  Galliac  etc.  in  suis  regnis,  qaod  imperatori  per  imperiam 
licet,  hoc  habent  Bavari  duces  in  sua  proTincia  non  solum  ex  anti- 
quissima  consuetudine  sed  etiam  ex  imperatonim  infendatione  et  pri- 
vilegiis. 

Et  principes  etiam  tales  ecciesias  conventnales  et  collegiatas  aat 
erexerunt,  ac  fimdarunt  ab  initio,  aut  dotayerunt  et  aaxerant,  ande  in 
eas  jus  patronatus  ipsis  est  acquisitum. 

—  Contra  Rom.  hoc  omne  ad  ordinarios  pertinere  censet,  sed  nnntiuB 
ap.  dedit  indultnm  super  iis  usque  ad  revocationem  sedis  apostolicae.  — 

II.  Praelati  ecclesiastici  omnes  sive  in  monasteriis  siye  collegiatis 
ecclesiis  jam  sunt  ab  immemoriali  tempore  statibus  BaTaricis  asaociati. 

Unde  no?is  semper  principibus  homagium  corporate  praestant,  non 
secus  atque  alii  Status  proviuciae :  tractant  de  pablicis  patriae  negotiis, 
contribuerunt  ad  eins  necessitates :  et  communia  portant  onera  sicnt 
per  Imperium  archiepiscopi ,  episcopi,  abbates  etc.  cum  secolahbus 
principibus  ac  civitatibus  imperialibos.  Et  quae  a  quadringentia  jam 
annis  ac  amplius,  sive  in  privatis  principum  causis,  sive  publicis  Ba- 
variae  negotiis  tractata  literisque  firmata  sunt,  in  iis  praelatorum  tan- 
quam  primi  ac  praecipui  Status  authoritas  et  sigilla  semper  prino  sunt 
loco  ac  ordine.  Hinc  etiam  in  iuris  Bavarici  libAs  relatum  est,  per 
Comune  omnium  ordinnm  statutum  et  decretum  de  curandis,  toendis- 
que  ecclesiarum  Bayaricarum  bonis. 

—  Hie  censura  Rom.  multa  desiderat,  quae  prius  cum  episcopis  com- 
ponenda  sint,  quia  aliquid  concedatur  Sero  Duci,  nt  sunt  de  ordinariis 
steuris,  de  praetensa  iurisdictione  in  subditos  et  bona  monasterioram, 
de  ineqoali  numero  votorum  cleri  et  nobilitatis  in  Dietis  proTincia- 
libus  etc.  unde  constat,  qaare  probetur,  illa  Praelatorum  ad  coeteros 
Status  incorporatio.  — 

m.  Ex  bis  fundamentis  praelati  Bayarici  in  personalibus  et  rea- 
libuM  actionibus  coram  principibus  conventi,  comparere  solent,  suarum- 
que  causarum  et  rerum  decisionem  audire  et  accipere. 

illum  ad  episcopum  deferat,  qui  si  litem  determinare  noluerit,  ad 
clYÜem  iudicem  causa  devolvitur.  In  criminalibus  vero,  ut  nnnquam 
clericus  puniatur,  nlsi  prius  ab  episcopo  sacerdotio,  vel  clericatus  ho- 
nore  nudatus  fuerit.  Illud  autem  valde  miramur,  quod  dncnm  Bayariae 
defensores  hujusmodi  textus,  quos  vel  apocryphos,  vel  certe  posterior 
ribus  canonibus  abrogatos  esse  constat,  proferentes,  Interim  omnia  ea 
quae  in  decretalibus  et  recentius  per  ponfices  in  contrarium  definiuntur, 
quae  roT.  in  Christo  pater  Scatensis  ep.  sed  ap.  nuncius  in  Scripte  suo 
sec.  principi  nostro  nuper  praesentato  cumulate  allegavit,  summe  si- 
lentio  invoWerint. 

Laici:  Et  utinam  —  invexerit. 

C 1  e  r  i  c  i :  Et  utinam  Dedncum  Covarruviam  Ducum  Bavariae  de- 
fensores inteliigerentl  Nunquam  id  somniaTit  ille,  ut  subito  propter 
has  laicornm  suspiciones  ac  timores  ne  ab  ecciesiasticis  iudicibus  in- 
nocentes  opprimantur  saecularibus  iudicibus,  jurisdictio  super  clerum 
concedatur,  sed  in  casibus  iure  concessis,  utpote  quando  clericus  per 
säum  ordinarium,  aut  omnes  quorum  interest,  brachio  saeculari  legitime 
traditur,  et  in  finibus,  in  quibus  cum  ecclesia  nihil  agat,  magnam  pro- 
fecto  calamitatem  respublica  pateretur,  si  brachio  saeculari  nulla  po- 
testas  esset.  Dcniquc  in  quibuscunqne  negotiis  iura  canonica  per- 
mittant  (ut  saepe  pontifices  brachium  saeculare  invocant)  in  illis  po- 
testatem  saecnlarem  tanquam  ecclesiac  conservandae  utilissimnm  Covarr. 
merito  agnoscit,  sed  quod  id  Covarr.  yolucrit,  quod  et  Ducum  Bavariae 
defensores  obtinere  satagunt,  id  nunquam  probare  poterunt.« 
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NoD  aliter  qamm  Archiepitcopi  et  Episcopi  corun  Imperktore  tut 
Camera  imperiftli.    Exempla  ntrobique  sunt  innumera  et  perpetaa. 

— -  Negant  hoc  cenaores  ac  nunciiu  fieri  posK  aut  debere  nui  in 
quaestiooe  feudali,  quae  ad  dominum  feudi  aemper  pertinel-  — 

IV.  Et  quia  Praelati  Barariae  aunt  de  atatibuB  atque  corpore  pro- 
Tinciae  gaudent  etiam  communibua  gtatuam  prtTilegiia. 

Quod  patet  non  solum  ex  publicia  tabulis  der  gemeinen  LandeB- 
frcjheit.  aed  etiam  ex  inöoitia  privatis  pririlegiia  cooceaaioiiibua  et 
gratiia,  a  principibus  impetratis  et  adhuc  impeirandta  qnotjdie  qaae 
ulique  principea.  si  aua  nou  faiasent  jiropria,  nee  dare  potuisaent,  aliia 
ipsi,  nee  ab  iia  alii  accipere. 

—  Privilcgia  etiam  amplisaima  facile  dimittuntur.  ~ 

V.  Ipaorum  quoque  Praelatornm  et  perBonarum  ecdeaiasticaram  in 
BaTaria  litea,  et  controTeraiae,  Tel  inter  ipaoa,  vel  erga  alioa  ortae  airo 
terminia  aive  bonia  temporaliliua  allie,  ad  principum  tribonal  apectant, 
nbi  etiam  deciduntoi  et  definiuntur  aicuti  statuum  atqüe  ordinun 
aliorum. 

Et  boc  fit  quotidie  inter  Archiepiacopoa  et  Epiacopoa  imperii  apud 
Camerale  Judicium  et  apud  parlameuta  Qallica  inter  procerea  eccie- 
aiaaticoa,  exatant  ab  antiquia  temporibna  bujua  couanetudinis  aigna  non 
soluu  in  vetoatiaaimjB  BaTaricamm  legum  tabulis,  aed  etiam  quod  prae- 
]ati  potiorea  plerique  io  civitatihua  primariis  IJavariae,  obi  vel  resident 
Friucipea,  vel  regimina  babent,  proprias  poSBident  aedes,  in  quibua 
recipiantur,  ubi  cauaae  fuerint  agendae.  Actua  porru  deciBarum  inter 
ipBoa  et  cuntra  ipaua  Euilesiaaiicoa  cauaaram,  factorumque  ab  iia  com- 
promiBBorum  in  Priocipea  innumeri  anot  pasaim. 

—  Omnia  rejiciuntur  ad  ordinarioa,  niBi  quud  paolo  ante  dictum 
est  feudales  quaesliouea,  quae  a<l  feudi  dominuB  apectant.  — 

VI.  Hoc  ita  proposito  et  ez  immemorialia  temporia  cOHBuetudiue 
firmata,  clericotum  bona  tcmifOriUia,  aire  mobilia,  aire  immobilia,  etian 
ex  frnctibua  eccIeaiaEticis  ai^quiaita,  in  Tita  ipaorum  aubjecta  princi- 
pibua  censentur  per  Bavadam  univeraam. 

Nee  enim  jam  in  Germania  praesertim  diacrimen  eet  inter  deri- 
corum  boua  pauimonialia  et  ex  Beneficiia  acquiaita,  aed  abaqae  diffe- 
reotia  ipaorum  proptia  Sunt,  et  ad  aucceasorea  deToWnutur.  Quare 
etiam  ai  epiBcopi  de  iia  judtcare  et  cognoscre  praeaumant,  doq  aolnm 
quae  ad  aacerdutum  et  clericorum  peraouas  couaecrataa  pertiuent,  aed 
etiam  temporalium  potestatem  aibi  Tiudrcabunt,  quae  ad  principea  et 
dnminos  provinciavum  aolummodo  spectat.  Cum  tarnen  sedee  apoatoiicft 
nbi  ab  haereaibus  omnia  fuerLint  liberrima,  de  saecnlaribus  Ecciesia- 
aticonim  procerum  oegotÜB  bc  non  intromiait,  aed  ea  imperatorum 
regamque  tribunalibiia  tractanda  reiiquit. 

—  Negatnm  totum,  omnibns  ad  Ordinariiim  rejectia.  — 

Vn.  Sed  et  peraonae  eccleaiaBticae ,  nbi  ad  parocbias  et  beneficia 
ab  ordinariis  inveatiti  fueruot,  hie  de  doctrina  et  aufficientia  ad  curam 
paatoralem  Bunt  examiaati. 

Non  quidem  ut  ordioariorum  iumdictioui  per  id  retrabatur,  aed  nt 
certum  eaaet.  plebis  tatuti  de  paatore  futuro  et  hoc  non  solnm  ei  tem- 
pornm  ueceasitate  ad  cohibeudas  exaiirpandasque  baereaes,  aed  etiam 
ad  manifeatam  epiacoporam  cooniTentiam  aut  negligentiam  potiua,  qni 
talia  Don  curant,  aicut  Davaria  ubi  per  principum  pietatem  uon  faiaaet 
ita  infigilatum,  caeterarum  quoque  gernianicarDm  proTinciarnm  faciem 
miacrriman  procul  dubio  referret,  aut  saltem  ipaia  episcoporum  civita- 
tibuB  et  dominiia  nou  eaaet  pnriur. 

—  Non  conceditur  hie,  illaB  esse  psrtea  et  consiliariorum  etiam 
eccIeaiaBticorum  lel  ipeina  daria.  — 

VIII.  Quae  itaque  in  Praelatos  et  Clericos  eommque  bona,  dum 
riTQut  priDcipibui  licent,  in  demortaoram  etiam  bona  relicta,  bmcu- 
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laremque  haereditatem  ipsi  competere  par  est.  Nimimm  com  mona- 
Bteriorum  praelati  post  electionem  confirmationeinque  suam  et  Sacer- 
dotes  post  impetratam  ab  Ordinario  investitoram  saecularem  posses- 
sionem  a  ducibus  eorumqae  Ministris  accipiant,  qaod  post  obitam 
eorum  potiora  quaeque  describantur,  ne  qaid  eoram  damnam   patiatur. 

Nam  de  clericorum  bonis  in  genere  superios  et  inteUectum ,  quod 
ea,  siye  patrimooialia  fuerint,  sive  ex  beneficiis  acquisita,  promiscue 
ad  baeredes  transeant,  neqoe  aliqua  eoram  pars  sicoti  antiqnitus  Tel 
ecclesiae  vel  successori  cedit.  Unde  necesse  est,  cum  saepe  de  haer- 
dibus  non  constet,  et  baereditas  interdam  litigiosa  fiat,  at  principis 
antboritate  omnia  conserTentur. 

Quodsi  ürdinarii  partes  suas  interponere  soli  yellent,  non  licebit 
iis  in  saecularis  principis  territorio,  nisi  mere  ecclesiastica  bona  carare, 
quae  tarnen  ab  aliis  patrimonialibus  ac  propriis  discernere  graye  faerit.  * 
In  Monasteriis  porro,  ni  taiia  ab  antiquo  fuissent  instituta,  ampUssi- 
marum  istarum  fundationum  pars  multo  maxima  jam  interisset  fun- 
ditus.  Quas  tarnen  sartas  tectas  conservari  non  solum  principis  ad- 
▼ocati  et  patroni,  sed  ipsias  etiam  provinciae,  cujus  praelati  statum, 
ordinemqtie  supremum  constituunt,  interest  maxime. 

De  custodiendis  etiam  defunctorum  Parocborum  bonis  antiquam 
inter  provinciales  leges  statutum  exstat  Yulgo  in  die  Landesordnong.} 

Itaque  ubi  post  alicujus  clerici  obitum,  sive  testata  sive  intestata 
bona  reliquerit,  haeredes  institiam  implorent,  non  hoc  apud  ordinarios 
fieri  cousueverit,  sed  apud  duces  tanquam  imperii  principes,  quibos 
omnimoda  competit  iurisdictio  temporalis  in  suo  territorio. 

Quod  si  Parocbis  priucipum  nomine  saecularis  possessio  non  detur, 
brevi  nemo  eas  eures  subibit,  cum  ab  ea  omnis  commissi  populi  fide- 
litas  et  observautia  dependeat,  atque  in  de  ducales  eos  in  omnibos  et 
per  omnia  tuen,  juvareque  teneantur.  Quod  procul  proposito  ordinarii 
praestare  non  possent. 

—  Nuncius  ad  dandam  possessionem  sed  ab  ordinario  pcrmiserat  ali- 
quos  adjungi  nomine  Ducis,  qui  assisterent,  sie  etiam  ad  InTcntaria 
conficienda.  Verum  censura  improbat  banc  ejus  indulgentiam,  addens 
periculum  plenissimum  esse,  ius  a  principibus  usurpatom  authoritate 
sedis  Apostolicae  adprobare.  — 

IX.  Quod  si  accidit  hucnsque,  quod  Clerici  tributa  et  steurtis  seu 
collectas  promissas  solvere  detreetaverint ,  et  alia  de  iure  et  consuetu- 
dine  introducta  et  consueta  onera  subire  Tel  judicato  parere  in  tem- 
poralibus  noluerint,  tum  ipsi  bonaque,  illorum  propter  contumaciam 
illorum  sunt  arrestata. 

Et  baec  est  generalis  non  solum  Germaniae,  sed  etiam  imperii 
totiuB  consuetudo,  per  quam  tanquam  legitima  iuris  remedia  Archi- 
episcopi,  Episcopi  et  proceres  ecciesiastici  omnes,  vel  ab  Imperatore 
ipso  Yel  a  Camera  iroperiali  coercentur:  imo  aliquoties  bonis  tempora- 
libus  Omnibus  privantur,  nunquam  ita  priyatis  et  executis  ad  Pontificem 
seu  ordinarios  per  gravamina  et  appellationes  confugienttibus :  qui  etiam 
non  adroitterentur  cum  sua  authoritate  per  ditiones  imperii  sceptro 
Bubjectos.  Imo  si  Episcopus  vel  alius  ecclesiasticus,  contra  alium  sui 
ordinis,  sive  inferior  sit,  sive  aequalis,  iura  obtincat  in  aula  imperatoris 
vel  Camerae  iudicip,  nee  ipsi  inter  se  ad  sedem  apostolicam  provocant, 
multo  minus  ad  metropolitanos ,  sed  judicio  le^ribusque  civilibus  stant, 
atque  contradictione  inde  a  temporibus  immemoriabilibus  nee  forte  ha- 
beat  Curia  Romada,  quod  de  germanicis  exemplis  in  contrarium  ad- 
ferat. 

—  Et  steuras  imponere  et  exigore  non  permittet  Nuncius,  multo 
minus  arresta.  — 

X.  Et  qnia  per  tempora  et  casuum  variorum  acerbitatem  cogantur 
saepe  praelati  et  clerici  ecclesiarnm  bona  vel  divendere  penltus,  vel 
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certia  quibusdam  ratiouibiiB  oppignorare,  tis  absqae  principnni  licentift 
nihil  hucuBqae  licuit,  oou  tameo  exclusa  ordinariorum  qaoque,  scd  et 
sumni  ponüflcis  authoritate,  ei  quis  pro  mi^ori  saa  aecuritate  adbibere 
Toluerit. 

IIa  passim  observator  per  imperium  circa  statuum  Ecclesiasticoram 
alienatioDeB  et  pigaaratiooeB ,  Et  ai  hoc  loco  ceesatum  fuiBset  a  pria- 
cipibnB  BftTariae,  aolieque  ordinariis  penniBSum,  jam  din  igDoraretnr, 
nnde  statuB  ordioisque  sui  dignitatem  tueri  posaent  praelati.  Nee 
enim  ii  tarn  propter  personas  Buag,  qaod  praelftti  BUnt,  Btatum  locum- 
qae  snum  obtiaent,  mter  aiioa  duoB  Bavariae  ordineB,  quam  propter 
bona  sna  temporalia  unde  pnblica  euBtineot  patriae  onera,  q^ibns  ut 
fiufficere  diu  queant,  ordinarii  parum  aut  certe  nünuB  efficaciter 
corareut. 

—  NaaciuB  admonoerat  de  authoriUte  Bedia  apoBt.  ordinanique  cod> 
aeoBu  requireodis  in  tali  caau  et  aecnndam  Leouia  inperatoriB  coo- 
giliuiD,  ut  nimium  B&ppelles  potiua  aacra  et  utenailia  distTahantur,  quam 
boaa  immobilia,  donec  de  grat.  Sum.  pontificia  indulto  esset  perspEctain. 
Censura  vero  nee  Leonia  imperatoris  consilium  nee  iudultum  admitlit, 
mnlto  minus  priocipis  aliquan  in  hac  re  GODceaaioDein  et  ratifica* 
tionem. 

XL  later  caetera  quae  ad  patroDorum  et  adTOcalornm  jnra  per- 
tinere  censeatur,  ipaorum  snbditi  sunt,  equi  jumenta,  etc.  quütui 
^atantur  priocipea  ad  operas,  aediScia,  profectiooes,  et  alias  necesBitatei 
"sobinde  emergentea. 

Et  hoc  non  Bolum  ei  immemoriabili  consnetndine,  ipsoque  adro- 
catuli  et  patronatus  iure,  sed  coninuni  et  Oermaniae  et  ceterorum 
regnorum  ezemplo. 

Sed  et  Epiacopi  ipai  ejuamodi  praelat«runi,  clericorumque  Buorum 
operis  nun  parcunt  per  sua  dominia  temporalia. 

Eistant  literae  antiquae  per  quaa  duces  certos  praelatoB  talibus 
of&ciis  exemerunt,  ac  ILberarunt  speciali  qnadatn  gratia.  Quod  magni 
Beneficii  loco  ab  ipaia  receptum  est,  et  aliii  deincepa  officiis  saepe 
compenaatun). 

Talia  autem  patronoram  et  adTocatorum  jura,  tantum  abeat,  quod 
vel  pontlficum  decretis,  vel  geoerali  clericortim  immunitate  sublata  aint, 
quod  etiam  bullae  ponlificiae  pro  iia  loquantur,  ac  maadent,  nimirum, 
ut  patronia  et  adrocatia  aalra  mancant,  quae  ad  ofQcia  et  juatitias  soas 
(antiquus  eat  loquendi  modus)  pertlnent.  Quod  patet  ei  bulla  Lncii  III 
P.  P.  Capitulo  ad  veterem  Capellam  Ratisbonae  dato  ao-  Chr.  M.  D. 
LXXXIII  et  aliifl  multis. 

—  Negatur  omniao.  — 

Xn.  Si  qoia  Clericus  Tel  pnrochiam  vel  beneficjatn  collatum, 
diutius  poasidere  nou  Teilet,  sed  uteri  reBignare,  id  cum  patroni  Prin- 
cipia  Toluutate  factum  est  saepiuB  aliquoties  beneficium  ei  cum  grati- 
todine  reatitntuni. 

Cujus  rei  maximuB  usus  est,  ut  patronua  certna  eaae  poaait  de 
BuccesBore  idoneo,  pupulique  cura,  cum  alioqui  intelligeret  facile  ut 
parocbiae  per  manus  anbinde  tiaderentur  et  patronus  nesciret,  non  in- 
certo  etiam  reügionia  pertculo.  Coustat  euini  qualem  in  hiace  rebua 
xelum  exerceant  ordinarii. 

—  Negatur,  restitatioaem  beneficif  aut  parocbiae  patroDO  äeri  de- 
bete,  sed  totum  ad  manua  ordinarii.  — 

XIII.  Si  eccleaiarum  statuta  principum  patrononim  volontate  et 
autboritate  conrecta  et  per  aummoa  pontificea  adpcobata,  mutanda 
fuerunt  hucusque ,  id  conaciia  principibuB  et  adhlbito  ab  iis  consilio 
semper  factum  est,  dod  privatis  opinionibus  canonicorum  et  aliorum. 

Sic  noD  solam  ad  ea  qnae  priyatim  aUqnibui  Tiderentar,  aed  ad 
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ipBas  fandationes  et  patronorom  ac  proYindae  usus  commode  foit 
respecttim. 

Studio  fuit  principi  Alberto  eins  nominis  Qaarto,  qui  sapieotis 
nomeu  et  famam  post  se  reliquit,  cum  induceret  et  transferret  hac 
ruralia  coUegia  duo  insiguernque  ex  iis  constitueret  B.  Virginia  eccle- 
siam  coUegiatam,  ut  peues  doctos  Tiros,  theologos  iure  consultos,  qui 
maturi  jam  suscipiuotur,  etiam  nobiles  et  patricii  boDarum  familianim 
assumerentur,  et  educarentur,  qui  ad  consilia  et  alia  principum  et 
patriae  munera  fierent  idooei.  Et  quia  ejusmodi  tenuioris  plerumqae 
fortunae  sunt,  integra  praebenda  solis  Gapitularibus  (quae  Tocant) 
demptis,  inde  ab  initio  iis  nobilium  ac  patridorum  familiarnm  domi- 
cellis  cessit,  quae  tameu  gravi  consilio  et  habita  iu  capituio  deliberatioDe 
ad  medictatem  fere  centum  Dimirum  florenos  annuos  ante  decennium 
reducta  est.  Haue  portionem  jam  decurtarunt  Canonid  (nam  omnes 
et  capitulariter  nescitar,  certe  absque  praevio  manifesto  consilio  quod 
antea  fieri  solebat)  usque  ad  quiuquaginta  florenos,  ex  qoibua  panper 
aliquis  domicellns  vix  domi  vivet,  alibi  nuspiam.  Unde  successu  tem- 
poris  eveniet,  quod  nemo  amplius  ?el  nobilis,  vel  patricius  hajus  eccle- 
siae  canonicus  reperietur.  Non  inccrto  et  principum  et  patronorum 
et  patriae  sed  et  ipsius  ecclesiae  dedecore  et  iocommodo. 

Cum  non  utile  solum  sed  honorificum  etiam  sit,  plenumque  dig- 
nitate,  ut  Corpus  ecclesiae  non  ex  uno  aliquo  hominum  sed  variis  or- 
dinibus  et  gradibus  constet,  unde  yariae  etiam  reipublicae  partes  con- 
decorari  juvarique  possint.  Cujus  usus  apud  maximas  partim  eccleiias 
et  in  Bavaria  etiam  persaepe  visus  est. 

Non  autem  refert  adeo,  quod  sie  ex  S.  Trid.  C.  producitur,  nt 
domicelli  minori  praebendae  portione  contenti  esse  debeant,  tanquam 
qui  Ecclesiae  oncra  nondum  sustineant  cum  aliis.  Nee  enim  tollitar 
Concilium  patronorum  et  fundatorum,  judicia  et  Yoluntatem  providam, 
qua  ipsi  in  suam  ac  provinciae  salutem  et  commoditatem  inteodunt; 
aliter  procul  dubio  quam  ii,  quorum  privata  res  agitur,  Tel  qui  dod 
omnia  statim  ipso  impetu  rectissime  penetrant,  et  integrum  semper  erit 
patronis,  qui  tale  apud  ecclesias  suas  institutum  conseryatumqae  volent 

—  Quid  hie  a  Nuncio  Ap.  sit  factum  et  cousensum  a  Sero  Duce,  non 
ignorat  tua  Sercnitas,  jactant  aliquid  canonici,  sed  in  consilio  publice 
nihil  est  de  hoc  tractatum  et  canonici  ad  consiliariorum  infonnationem 
nondum  responderunt. 

XIV.  A  Praelatorum  obitn  si  novae  instituantur  electiones  ad 
monasteria  hinc  mitti  consueverunt,  Commissarii  ducales  maxime  eede- 
siastici,  horumque  admonitione  et  opera  electiones  per  ordinariorum 
legatos  nt  plurimum  diriguutur,  pro  necessitate  et  bono  monasterii. 

Notiores  enim  plerumque  sunt  principibus  eoromque  offidariis 
Monachi  idonei  et  de  ipsis  locorum  necessitatibus  rectius  constat,  quam 
ordinariis  qai  longe  absunt. 

Qaodsi  penes  electiones  in  talia  non  advertatnr,  con?entoales  frat- 
rnm  actibus  inducti,  aut  per  copiditatcs  affectionesque  propriia  saepe 
impingent,  magna  cum  monasterioium  jactura. 

Deinde  qui  a  patronis  sie  mittuntur,  temporalem  possessionem 
tradunt,  familiam  et  subditos  ad  obedientiam  et  fidelitatem  hortantoFf 
et  si  opus  Sit,  adigunt  etiam  cum  potestate,  qua  prindpom  looo  ac 
nomine  referunt. 

—  Tale  jus  ncque  duci  neque  alteri  cuipiam  competere  dielt  Nuntius 
Ap.,  nisi  in  fundatione  special iter  sit  reservatum  authoritate  apostolica.  — 

XVI.  Sicuti  vicissim  qui  inntiles,  scandalosique  reperiuntur,  ordi- 
nariorum authoritate  deponi  seien  t. 

In  quo  tamen  ipsi  episcopi  sua  sponte  officium  nunquam  facinnt, 
nisi  forte  jam  post  concilium  aliqui  ad  id  muneris  sint  exdtati. 

»  Et  hoc  esse  ordinarii  officium  totum.  — 
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XTII.  Caetsrnm  in  iig  omniboB  cnrandis  et  obaerraiidia  vsria 
medift  adhibnenint  BaTariae  daces,  et  ad  mooasteria  qaidem  etiam  noD 
requiailis  oidinariis  visitanda,  pleramqae  calpabilem  ac  scandaloeum 
corrigeadum ,  antiquitaa  a  Pont.  Born,  Sixto  IT.  et  Ädrl&no  VI.  com- 
missiooes  mandataqiie  data  aunt,  ad  certos  praelatOB  executores,  ma 
jpBia  etiam  priacipibus  indultiim   est,  idoneoa  praelatoB  ad   hoc  assu- 

Nam  et  olim  non  ignorabatnT,  de  ordinariia,  quam  cordi  noo  faa- 
bereut  talia.  Et  bis  praesertim  temporibus  deprehensum  CBt,  reü^oncm 
Stare  DHU  poase  peoea  tantam  in  haereticos  BQcerdotes  coDDiveDtiam. 
cum  epiacDpi  vel  noa  attenderent  periculutn,  vel  non  carerent  mag- 
nopere. 

—  Tale  viaitandi  mediam  jam  spcrari  non  debere,  aed  efBcieodum 
potiiis  ut  ordioarii  sJTe  praelati  ipsi  inter  se  officium  faciant,  et  ai 
quid  desit,  ipsam  Sum.  PoDtiflcia  opem  implorandam  eese.  — 

SVllI.  Quo  etiam  major  easet  ad  tractanda  religioniB  et  eecle- 
Bjarnm  uegiitia  authoritaa  ia  congilio  dncali  coDceasiim  Havariae  du- 
cjbua  a  PoDtificibua  Sixto  IV.,  lunocentio  VII.  ut  ex  Ticinis  cathedra- 
libns  eccIeBüs  FriaingcnBi,  Auguatenai,  BatavienBi,  KatlBboDenii  caao- 
Dlcoe  idoDCOB  ad  conBilia  aeu  regimica  sua  evocarent,  qoi  oitiilomiiiua 
quantum  ad  fructuum  perceptionem  non  aliter,  quam  pracaeates  babe- 
rcntur  apnd  Buaa  ecclesifiB. 

Quia  vero  bic  inille  difflcultatea  injiciebaiit  capitula,  rea  eTentom 
DOD  est  sortitA,  quamvia  pracui  dubio  et  principibuB  et  ecclesüa  bono- 
rata  et  utilia,  iadeque  lecutum  eBt  BuperiuB  aanotatam  Alberti  Sapiends 
cnnailiam  de  addncendia  evocandiaque  Monachii  canonids  idoneiB  ez 
tribuB  gradibus,  qui  in  bac  proTincia  Bummi  babentur. 

—  ReBponaumeatinurbe  Dnniio  Tbeolngo,  uibiltale  concedi  amplina 
pi>B8e,  quod  idem  poatea  ezpcterent  priccipeB  catbolici  omnes  prae- 
Bertim  majores,  atqae  ita  deBolarentur  eccleaiae  canonicia  reaidentibus, 
idem  etiam  loqnitur  cenaara,  — 

XIX.  Longe  Tero  ef6caciBSimuB  modoa,  et  rerum  EccIeBiaBticaruni 
curandarum  babituB  est,  et  expertus,  et  jam  re  ipsa,  ut  Senatus  insti- 
tnatur  RccIeBiaaticaa  propriua  certos  et  ab  omni  reliquorum  negotiomm 
atrepitu  aejunctuB. 

Atqne  bic  praeterea,  quae  peculiariter  huc  pertioent,  utpote  poa- 
sessioneB,  sacerdotnm  ezamioa,  praelatorum  et  epiacoporum,  ubi  ab 
officio  cesaaveriDt  admouitioues,  TiaitationeB  percurandaa  et  instituendaa 
et  quidquid  deuique  ad  iuB  patronatua  apectat,  etiam  in  conacieDtiae 
eaaibua  aderit  principibus. 

—  NuDtiuB  Ap.  ipaaque  censura  Benatam  eccIeBiaaticum  admittunt, 
ex  quo  potiaaimum  admoneaatar  ordinarii  de  officio,  ipseque  Das  anb- 
inde accipiat  cousilia.  — 

XX.  Jam  ai  Havariae  Duz  iia  omnibua  Tel  minas  praestare  volet, 
quam  a  majoribua  rianm  est  praestari,  rel  talia  quae  catbolici  reget 
Htque  principes  minime  relinqauat,  a  se  abdicare,  quaeri  poterit,  quam 
sive  laudem,  sire  ntilitatem  hne  ait  allatnrum. 

CerCe  pÜBBimi  progeDitores  ab  aniTerso  coetu  ecdeaiaatico  magni 
Bcmper  babiti  et  ab  ipsis  poutificibus  Rom,  collandati  plurimam,  jurt 
iBta  Ena  minime  neglexerunt.  Quodsi  in  prat^udicium  SucceBsorum 
aliqQid  remittatur,  imposterum  id  nonniai  multo  negotio  reatitui  poterit, 
ai  qiiidem  poterit  unqnam. 

Principes  Tasalli  Buot  imperii,  a  quo  jnra  istiuBmodi,  cousuetudines 
et  Jurisdiction  es  in  feudum  accipinnt,  quod  se  Bervataros  Integrum  non 
promittiint  soluni,  sed  jurant  etiam. 

Jam  ubi  Bavariae  Dux  in  aua  provincia  talia  non  curat  maguopere 
ad  quem  deTohetur? 

HetropolitaDi  et  ordinarii  uBurpue  aibi  non  poteniDt,  cum  ipti  ab 
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coram  Imperatore  et  camerae  judicio  anbinde  conTeiiiantar  et  re- 
spondeaDt.  Reliquam  erit,  ut  yel  Piaelati  clericiqae  oniTersi  per  Ba- 
▼ariam  ipsi  rerum  fiant  domini,  Tel  Imperator  ad  se  redpiat  eaa  pmrtes, 
haud  dubia  cum  nobilissimae  et  praelatissimae  prorinciae  confusione; 
ntramque  ubi  enim  princeps  contra  Clernm  sunm  in  temporalibns  an- 
dire  et  cognoscere  non  volet  amplins,  actiones  istae  per  qaerelam  saper 
denegata  iustitia  ad  Cameram  imperiklem  perreniet 


n. 

(Tgl.  oben  S.  250.) 

Denkschrift  des  churf.  geistlichen  Rathes  in  München 
V.  12.  Mai  1782  an  den  Churfürsten  *). 

• 

Euer  eburf.  Durchl.  ist  gn&digst  bekannt,  wie  dreuste  und  unver- 
schämt Seit  Höchst  dero  glorreichste  Bairischen  Regierungsantritt  gegen 
Höchst  dero  geistliches  lUthsCollegium  immer  geschryen  und  gelftst^ 
wird.  Nun  solle  eben  dieser  Schmäegeist  sich  sogar  vor  Sr.  Heil.  Papst 
Pius  VI.  hingedr&nget  haben,  um  gedachtes  Collegium  auch  allda  grift- 
lich  -  und  yerhasst  zumachen.  Es  trift  die  Sache  einer  Landesstelle 
an,  welche  Euer  Churf.  Durchl.  eben  so  gut  wie  alle  Qbrige  zugehöret. 
Ihr  ansehen  im  Lande  und  selbst  bei  Euer  Churf.  Durchlaucht,  ohne 
welchen  es  nichts  nutzen  kann,  steht  auf  der  Spitze.  Höchstihro  Fürsten 
Geist  sey  so  gross  und  erhaben  als  er  will.  Psichologisch  betrachtet 
wird  der  Mensch  vor  dem  Einklänge  eines  täglichen  pro-  und  contra 
zuletzt  müde  und  unentschlossen  im  Urtheilen. 

Ist  das  was  man  gegen  das  gedachte  Collegium  bey  jeder  gflnstigen 
Gelegenheit  schmähet  Wahrheit,  oder  LOge:  im  ersten  Falle  verdient 
das  Collegium  Cassation,  oder  geringstens  Reformation,  im  zweyten  aber 
ünterstQtzung. 

Der  Ankläger  tritt  niemal  öffentlich  auf.  Er  fiOstert  immer  nur 
in  der  Stille  in  die  Ohren  und  ist  dabey  stets  sorgfältig  bedacht,  damit 
der  Beklagte  aber  die  gegen  ihn  angebrachte  AafbQrdnng  ja  nie  ordent- 
lich angehört  werde. 

Ean  er  es  je  nicht  weiterbringen,  so  ist  er  schon  zufrieden,  quod 
andacter  calumniando  semper  aliquid  haereat  Doch  erheischet  es  die 
Wohlfart  des  Staats,  dass  bey  anklagen  von  dieser  Art,  womit  ein  ur- 
altes ansehnliches  Landes  Collegium  untergraben  und  vernichtet  werden 
will,  auf  die  Urquelle  selbst  zurückgegangen  werde. 

Man  erwäge  Stand  und  Person  des  Klägers.  Was  er  klage  und 
warum  er  stetts  hinterlistig  und  schleichen  seh  klage. 

Yermuthlich  ist  der  baieriscbe  Episcopat  undClerus,  hier  abermal 
Ankläger.    Und  wenn  der  gemeiner  Ruf  glauben  verdient,  so  klagt  er 

imo  ober  die  jetzige  Verfassung  des  geistlichen  Raths  Collegii 

2do  über  die  Administration  der  Bairischen  Kirchen-  und  Stiftongsgttter 

8Ü0  aber  die  Eingriffe  in  Disciplinar  Sachen. 

Die  jetzige  Verfassung  des  geistl.  Raths  ist 


\ 


>)  Im  Cod.  bav.  no.  2177  fol   240  ff.    Handschr.   d.  Könisl. 
Bibliothek  in  Manchen. 
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ad  Imnin  nralt  ood  folglich  die  &chte.  So  bezengt  es  das  Bairische 
Staats-Recht  part.  1.  P  16  f.  Herzog  Ludwig  uud  Wilhelm  liessen  die 
anno  1521  zur  Vieitation  od d  Reformation  des  Landes  Cleri  Ihnen  selbst 
von  Rom  aus  zugeschickte  Bullen  und  das  anno  1624  hienach  zu  Re- 
gensburg  eu  Stand  gekommene  Reformati onsdecret,  dan  andre  derselben 
uralte  auaebniicbe  jura  in  EccleBlasticis  mehrere,  sonderlich  Ober  geist- 
liche gQter,  verlassen  Schäften,  Fatronate,  Abbten,  Wahlen  etc.  etc.  an- 
fangs von  einem  eigens  niedergesetzten  Relligiona  tind  Lehenratbe,  hie- 
nach aber  von  dem  ao  1576  angeordneten  Geistlichen  Rathe  votliieben 
und  aufs  sorgflltigste  bewahren. 

Die  erste  Vorsteher  dieses  Ratbes  waren  meist  weltlich  und  zwar 
von  der  ersten  Geburt,  Chargen  und  Gelehrsamkeit. 

Ao  1624  war  Christoph  von  Schwarzenberg,  und  ao  1556  Hanns 
von  Trennsbeck  fOrsll.  Hofmeister,  ao  1669  Herzog  Ferdinand  selbst 
der  Sohn  des  Herz.  Albrechts,  ao  1670:  Otto  Heinrich  von  Schwarzea- 
berg  Landeshofme ister  Vorstand.  Rfithe  waren  unter  andern  weltlichen 
die  vornemsten  der  Kanzler  Losch.  Wilhelm  Lösch  Hofmeister,  Eonrad 
Zellner  Samnuermcister,  Erasnius  Feudi  Kästner  etc.  Sowohl  der  p&bst- 
licbe  Legat  als  die  Bischöfe  des  Landes  stimmten  in  dem  Regensburger 
Reformationsdecrete  v,  6,  Juli  1!)24  art.  14:  et  15:  ein.  dass  die  Herzoge 
in  ihren  Landen  besondere  Commissaricn  in  damaligen  geistlichen  Sachen 
aufstellen  mochten.  Freulich  kamen  die  Bischöfe  wiewohl  zu  sp&t  hie- 
nach wieder  eine  Reue  hierüber  an ,  als  die  Reformation  vorbe^  war. 
Sie  hatten  den  vorhin  zu  Stand  gekommenen  Geistlichen  Rath  hienach 
gern  wieder  zernichtet.  Da  sie  aber  dieses  ganz  und  gar  nicht  mehr 
vermnchten.  so  sachten  sie  es  ao  IbSü  als  zur  Zeit  der  Concordateo 
wenigst  dabin  zubringen,  dass  demselben  eine  andere  Form  gegeben 
werde.  Sie  brachten  mit  Beistände  des  damals  anwesenden  Nuntii  auch 
wirklich  zn  Wege,  dass  das  Präsidium-  nnd  Rathsstellen  von  dortan 
nicht  mehr  an  weltleute,  sondern  meist  an  lauter  Geistliche  tlhertragen 
worden  sind.  Sie  wnssten  nemlich,  dass  Leute  vom  Clericate  sich  nicht 
getranen  darften;  dem  Bischöfe  als  Herren  Ober  ihre  PfirQnden  zn 
wiedersp rechen.  So  sehr  die  Herzoge  darnach  fQr  Erhaltung  ihrer 
Rechte  in  geiGtlichen  Dingen  auch  imcr  eiferten,  so  brachten  sie  doch 
immer  nichts  zu  stände.  Nichts  zu  melden  was  durch  ijchlues  derCon- 
cordaten,  wobej  meist  die  Geistlichen  die  Feder  führten  von  den  ersten 
an se belieben  Rechten,  welchefiaiem  von  dem  alten  Reltigionsürsprunge 
her  ausObte,  damal  ist  vergeben  worden.  Selbst  das  was  concordatm&ssig 
war,  ward  nicht  behauptet.  Man  gab  Qbcral  nach.  Z,  E.  die  cnmula- 
tiva  nnd  generaliter  und  also  auch  ausser  den  concordatm&ssigen 
fällen  zugestanden,  üeber  den  Lech,  wohin  sich  die  Concordaten  nicht 
erstreckten,  ward  der  Landesher  in  Pßrrlichen  Sterb-  und  In  stall ations- 
föllen  nemine  contradicente  ganz  und  gar  Obergangen.  Man  liess  In- 
corporationen  von  Pfarrer  an  Stifter  geschehen,  worauf  der  Laodesberr 
unstreitiger  patronus  war.  Man  gab  die  landesh.  privativ  und  Wechsel- 
patronate  bej  jedem  bischöflichen  Widerspruche  ganz  oder  zum  Tbeil 
nach.  Die  Herzoge  konnten  es  mit  allen  ihren  erneuerten  Rathsordnnn- 
gen  nnd  bftufigen  Decreten  niemals  zur  Rectificatian  der  alten  Pfarr 
LehenbQchcr  bringen.  Man  verwilligtc  unzinshare  Anleben  dem  hun- 
derttausend nacli  an  Stifter,  Kirchen,  Klöster,  Pfarrer  etc.,  die  noch 
im  Auslände  hangen.  Man  räumte  den  Bischöfen  ein,  die  Art  der  wieder- 
heimzahlLing  dieser  Gelder  zu  bestimmen,  welche  die  Heimzahlungs- 
frisien  so  gering  setzten,  dass  ein  neues  unzinsbares  Landanlehen  lang 
wieder  vonnöthen  war,  ehe  man  das  alte  heimzahlte.  Gs  entstunden 
Streit  mit  den  Pfarr  Snccessorn  desswegen,  worin  die  Kirchen  am  ihr 
ohne  Zins  geliehen  Geld  bis  nach  Rom  bfttten  appelliren  sollen. 

Ans  diesem  so  laut  und  Öffentlich  zugestandenen  Emendicatis  wollen 
nun  die  Bischöfe  ordentliche  Possessionen  und  Observanzen  herleiten, 

B.  FrlBdbeig,  D.  Ulubr.  d.  nelUL  Amtsffawalt.  ^ 
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und  sie  den  uralten  Haus-  und  PrlUrogativen  der  Baierischen  Herzoge 
und  L&nder  entgegen  setzen,  welche  wie  gesagt  alle  damal.  wo  meist 
lauter  Geistliche  im  Rathe  sasseu  erbettelt  erschlichen  und  erpresset 
worden  sind. 

Wir  wollen  nichts  you  den  Acten  melden,  welche  unter  diesen 
damaligen  Rätheu  theils  verzogen  und  theils  gar  an  die  Ordinariate 
ausgeliefert  worden  sind.  Bei  dem  jüngst  erst  verstorbenen  Dechanten 
von  Vachieri  fand  man  sehr  merkwürdige  geistliche  Rathsacten  unter 
dem  Hausdache.  Seine  Vorfahren  welche  geistliche  Rathsdirectoren 
waren ,  haben  sie  aus  den  Archiven  fortgenoromen.  Erst  jezo  werden 
sie  durch  den  damalligcu  Dechant  mit  seltener  Treuheit  wieder  zurück- 
gestellt. Das  Alles  lag  weil.  Churfürst  Maximilian  so  klar  wie  der 
Sonnenstrall  vor  Augen. 

Endlich  wieder  beschloss  er  ao  1768:  diesen  seit  1583  aus  lauter 
geistlichen  Gliedern  bestandenen  Rath  wieder  zu  reforroiren,  ond  ihn 
in  seine  uralte  Verfassung,  die  er  vor  den  Concordaten  hatte,  wieder 
zurückzusetzen,  nemlich  ihm,  wie  er  es  vormals  hatte  wieder  weltliche 
Vorstände  und  Räthe  zuzugeben,  welche  weder  nach  Stande  noch  Pflicht 
von  dem  Landeshorrn  nur  mehr  allein  abhängig  seyn  sollten.  Liegt 
nun  aus  dieser  ächten  Geschichte,  die  sich  auf  dem  Staatsrechte  und 
Hausurkunden  stüzet,  nicht  klar  vor  Augen,  dass  die  jetzige  geistliche 
Rathsverfassung  die  uralte  und  folglich  die  ächte  seye?  Wer  sie  nur 
nicht  so  schildert,  ist  entweder  ein  Miethling  des  Baierischen  Epis- 
copates  gegen  Eu.  Churf.  Durchl.  oder  ein  Fremdling  in  der  Baierischen 
Geschichte,  dan  in  Haus-  und  Landes-Rcchten. 

Noch  uugründlicher  sind  die  Vorwürfe,  die  man  dem  geistlichen 
Rathe  der  Kirchen  und  Fundatiousgüter  Verwaltung  halber  macht,  ab- 
sonderlich dass  unter  dessen  Obsorge  Kirchengelder  dem  Hunderttaa- 
send  nach  zu  verlust  geheu:  eine  Inzicht  die  man  sogar  Sr.  heil,  dem 
Papste  vorgespiegelt  haben  solle. 

ad  2<iuin  Die  Anklage,  dass  das  Kirchenvermögen  schlecht  verwaltet 
worden  seye,  ist  nicht  ganz  ungründlich.  Wir  selbst  führten  sie  schon 
manchmal  diese  Klage.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  von  Capitalien, 
welche  die  Landesfürsten  in  Landes-Kassen  aus  den  Kirchenkassen 
naramen,  1,4>8,374  ii.,  von  landschaftlichen  Kirchencapitalien  404626  fl., 
von  Adel  lS60l2fl. ,  von  Unterthanen  385992  fl.  an  blossen  Zinsen  im 
Ausstande  haften,  dass  bey  den  Klöstern  120347  fl.,  und  bei  den  Pfärr- 
nern  163950  fl.  unzinsbare  Anlehen  noch  ausständig  seyen.  An  den 
obigen  über  zwey  Millionen  betragenden  Zinsausständen  haftet  der 
Landesherr  und  Landschaft  18b2900  fl.  Der  Zins  Rest  von  Adel, 
und  gemeinem  Stande  aber  beträgt  482034  fl.,  eine  Summe,  die  immer 
ein  Zeuge  von  der  ellendesten  Kirchenwirthschaft  ist. 

Ganz  unrecht  aber  bürdet  man  dem  jetzigen  geistl.  Rathe  die  Schuld 
hierüber  auf.  Er  lieh  diese  Gelder  weder  aus,  noch  sind  diese  Aus- 
stände unter  ihm  aufgewachsen.  Zur  Zeit  wo  Räthe  geistlichen  Stande! 
das  geistliche  Rathsruder  führten,  sind  die  Kirchengelder  Millionen  weiss 
so  fahrlässig  hingeliehcn,  und  Zinsausstände  von  so  viel  hunderttausend 
Gulden  gestattet  worden.  Seit  no  1583  wo  lauter  Geistliche  im  Rathe 
sasseu.  gab  man  den  Klöstern  und  Stiftern  obige  120347  fl.  so  gutherzig 
ohne  Zinsen  und  schoss  den  Pfärrnern  163950  fl.  ebenfals  ohne  Zinsen 
vor.  Die  Geistlichen,  welche  damal  dem  Rathe  ganz  allein  vorstunden, 
waren  meist  ungeübt  in  dem  Kirchenkamerale. 

Ueberhin  achteten  sie  sich  ganz  nach  dem  Winck  der  Bischöfe. 
Wie  diese  woltcn  so  ward  mit  den  Rechten  des  Landes  und  dem  Geld 
und  Gute  der  Kirchen  gehandelt.  Klöster  und  Stifter  erhielten  obige 
Summen  Kirchen  Gelder,  weil  es  die  Ordinariate  so  schufen.  Die 
Pfarrer  Hessen  ihre  Pfarrhöfe  einfallen  und  bauten  sie  mit  den  Kirchen- 
geldern wieder   auf.     Die  Ordinariate  regulirten  die  Fristen   dieser 
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PfftirbofbaouilebeD  und  rnftchten  aich  ein  ordentliches  Regale  von  Tuen 
and  KiLQzleisportela  heraus.  Wie  gedacht  setzten  aie  die  Bauiristen 
so  geringe,  daas  der  Pf&rrhof  lang  «iedei  dnfiel,  elie  der  alte  Ban- 
schilling  der  Kirchen  entrichtet  war.  Brachen  QanCen  von  PfArrnern 
auB  so  waren  die  Ordinariate  Kicbter.  Der  GeiBtl.  Kath  schwieg  aorg- 
nitig  hiezu  etille.  Die  Kirchen  und  die  LandeBuuterthauen  mussten 
also  ihr  Ueld  bei  ausläadiachcn  geiaüicben  Gerichten  auchen,  dort  ein 
langsam-  und  kostbarea  Recht  erwartben,  und  manchmal  um  ihr  baar 
gelieben  Geld  bia  nach  Rom  appellieren. 

let  es  bei'nach  ein  Wunder,  wenn  aller  Landeacredit  fQr  die  Landei- 
getsilichlicit  aurbOrte,  wenn  das  LandeBgeld  in  grossen  Sutnmen  au 
aualandische  geistliche  Gerichte  tcrscbleppt  wurde,  wenn  man  wieder 
bievon  zuletzt  nachgab,  und  so  das  Geld  heilliger  Stiftungen  und  GolteB- 
h&user  dem  Hundeiitauseud  nach  verluhren  ging,  wenn  der  eigene  landea- 
füntliche  Rath,  dessen  Glieder  meist  alle  geistlichen  Standes  waren, 
weit  mehr  auf  den  Wink  und  deu  Willen  der  Bischöfe,  welchen  aie 
weit  mehr  als  dem  Landesherin  untenhan  eu  sey u  glaubten ,  als  auf 
die  zeitliche  Wohlfart  der  Kirchen,  HdUBtarsten,  Ja  wühl  gar  des  ge- 
Bamuiten  Landes  Achtung  gaben.  Leute  geistlichen  Standes,  die  weder 
Familie  noch  Kinder  haben,  ftthlen  uhnebiu  sehr  selten  Püichten  fttr 
den  Staat.  Fürst  Vaterland,  UntertbaneD,  ja  Relligion  selbst  sieht  der 
durch  den  liiechof  schlecht  erzogen  und  schlecht  discipliuiite  Clerus 
meist  nur  als  Werkzeige  seines  Eigeuuzes  und  beBSren  Unterhalts  an. 
Der  liischof  allein  ist  sein  FUrst,  sein  Vaterland  und  Oberberr.  Der 
Kopf  ist  ihm  von  dem  gewirre  kanonischer  Imunitetsgrillen  immer  so  be- 
raitacbet,  dasa  er  glaubt,  er  Bey  dem  Staate  gar  keineu  üeborsam  schuldig. 

Zur  Zeit  der  Refoimation  war  der  baier.  Cleius  unter  dem  Schuze 
ibrer  eignen  BiscbOfe  schon  immer  so  geartet.  Eben  darum  gaben  die 
Fftbste  Bullen  an  die  Herzoge  des  Landes,  dass  sie  ihre  eigenen  Lsndes- 
dechante  und  Abbte  zu  Hilf  nemmen  und  clerum  und  BiscbSfe  refor- 
miren.  Ja  die  ersten  wohl  gar  degradiren  lassen  sollen.  Die  Herzoge 
Toll zogen  dieses  damals  meist  durch  weltliche  Rätbe.  Mit  BAtben 
geistlichen  Standes  würden  sie  wenig  ausgerichtet  haben. 

Wii  haben  ja  eben  erst  klar  und  augenscheinlich  dargethan,  dass 
nach  ao  I&83  wo  meist  Geistliche  das  Kirchen  vermögen  verwalteten 
seid  millionen weisse  unrichtig  ausgeliehen ,  geborget,  dann  Stiftern  und 
Pfärrocrn  als  ihren  lieben  Mitbrddern  uczinsbar  Freys  gegeben ,  auch 
Gericht  und  zwang  liierin  an  die  Ordinariaten  abgetreten  worden  sey, 
womit  sie  in  jedem  Coutradictinnsfalle  sich  jezo  noch  prallen  und  gross 
thun,  und  hieraus  herleiten  wollen,  dass  alles  Geld-  und  Gut  der  Landes- 
slifiaDgeD  pur  geistlich  sohin  sie  Herr  hierüber  seyen. 

In  der  Folge  werden  sie  Eu.  Churf.  Durchl.  uoch  gewis,  recht 
gewis  die  Landeaberrlicbkeit  selbst  und  das  uralle  Recht  schuldigen 
Stand-  und  Widersteuern  bey  Klöstern  und  Pfarreien,  ja  wohl  auch  noch 
das  gemeine  Steuert  echt  bey  dem  übrigen  zu  Kirchen,  Klöster  und 
Stiftung  gehörigen  und  daher  als  geistlich  angesprochenen  Unterthancn 
im  Streit  ziehen,  oder  etwa  eilodultis,  sohin  aus  pur  geistlicher  Gnade 
einräumen.  Deiley  Realimmuiiiteten  und  Ausnamen  von  der  Landes- 
herrlichkeil lassen  sich  mit  Griiode  folgern,  wenn  man  den  Vordersaz 
einmal  einrftumt,  dass  das  Landes  Temporale  von  Landkirchen  und 
Stiftern  geistlich  und  nicht  weltlich  seyen, 

Der  HOchstscel.  Churf.  Maximilian  Joseph  sah  diese  Qblen  Folecu 
ein,  je  mehr,  sagte  er  manchmal  seihet,  er  gegen  die  Ordinariate  webl- 
th&ttig  und  nachitiebig  er  sich  bezeuge,  desto  dreustcr  wagen  sie  Ein- 
griefe  auf.  seine  Fürsten  Rechte  in  Kirchen  Sachen,  welche  eben  so  alt 
im  Lande  als  die  Relligion  selbst  sind,  welche  Landes  Synoden  und 
Landtage  bernbren,  wodurch  insbesondere  zur  Zeit  der  Reformation 
Relligioo  dem  Lande,  Haab  und  Gut  denen  Kirchen  und  Stiftungen, 
54» 
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dum  Disciplin  und  Sitten  beym  Priesterthom  erhalten  worden  sind. 
Rechte  zu  deren  aasüb-  und  anwendang  die  Herzoge  Tielmal  selbst 
von  dem  heil.  Stuhle  zu  Rom  durch  noch  vorhandene  Bullen  gegen 
die  Land  Bischöfe  und  ihren  verderbten  clerum,  wie  oben  gedacht,  anf- 
gejfordert  worden  sind. 

Diese  herrlichen  Vorrechte  des  Stamhauses,  welche  eben  so  sonder- 
bar und  provindal  wie  die  Kirchen  Verfassung  Frankreichs  sind,  sah  der 
gepriesene  Ghurf.  Maximilian  Joseph  von  den  Landes  Ordinariaten  be- 
einträchtiget und  gestammelt.  Er  sah  die  Unth&tigkeit  und  Scfaüchtem- 
heit  seines  geistlichen  Rathes,  der  sie  handhaben  sollte,  vor  dem  An- 
blick der  Bischöfe. 

Er  erkannte  den  unersezlichen  Verlust,  den  das  Haus  und  das 
Land  litt,  wenn  die  alte  Kirchen  Verfassung  Baierlands  nach  dem  An- 
trage des  Cleri  zerfiel,  wie  das  Stammhaus  nach  und  nach  um  alle 
seine  uralten  privativ  und  Wechsel  Patronate  käme,  wie  der  Episcopat 
zulezt  allein  Herr  und  Richter  Aber  geistlich  Geld  und  Gut  wOrde, 
wie  wegen  beschwerlich  und  kostbarer  RechtshQife  ausser  Lande  der 
Credit  der  Regulär-  und  saecularen  Landesgeistlichkeit  aufhörte,  dass 
man  zulezt  um  das  Recht  Prälatenstand  und  Pfarr  Widen 
dann  gemeiner  Landsteuern  von  Kirchen-  und  Stiftungsgütem 
und  Unterthanen,  wenn  sie  als  Etwas  geistliches  anerkennet  würden 
noch  Indulten  und  Bullen  zu  Rom  nachsuchen  müsste,  dass  die  leges 
amortizatioois  v.  1701  und  1704,  welche  die  im-  et  mobilliar  acquisi- 
tionen  ad  maous  mortuas  eccicsiasticas  steurten  Kr&nkungen  und 
landesherrliche  Eingrife  in  geistliche  Sachen  wären,  dass  der  ganze 
Schatz  von  Kirchen  und  Stiftungen  der  bisher  in  Landesnöthen  offen 
stunde,  und  viele  tausend  Famillien  durch  die  hieraus  erhaltene  Noth- 
hilfc  bey  ihren  sonst  oeden  Gütern  erhält,  sodann  in  die  Staaten  der 
Bischöfe  einflössen.  Wir  wollen  nur  einige  Beispiele  hier  anAlhren, 
wie  lüstern  die  Consistoria  nach  Geld  von  Landesstiftung  seyen. 

Regensburg  zog  von  der  Priester  Verlassenschaft  zu  Deggendorf  die 
Rente  von  1000  fl.  in  circa  unter  dem  'iitel  eines  Seminari  Beytrages 
ohne  landesherrl.  Vorwissen  an  sich. 

Freysing  brachte  das  Legat  ä  2000  fl.  des  Pfarrer  Maarer  von 
Thanning  und  erst  jüngst  wieder  5000  fl.  Stiftung  geld  des  Beneficii 
zu  Estingf  welche  der  Dechant  des  nun  unserer  Aufsicht  entzogenen 
Stifts  S.  Wolfang  dorthin  strafwürdig  eingesandt  hat,  um  sich,  so  ge- 
dachtes Ordinariat  laudt  eigenen  Schreiben  v.  28.  Homung  abhin  nun 
an  ihre  eigne  fürstl.  Hofkammer  zu  Freysing  wieder  auf  Zins  geliehen 
hat.    Handelte  das  Ordinariat  hier  nicht  wie  Souveräner  Landesherr? 

Man  muss  recht  herzhaft  seyn,  wenn  man  den  Temporal  Eingrifen 
der  Geistlichkeit  widerstehen  will.  Weyl.  Churf.  Maximilian  Joseph 
fand,  dass  sein  vormaliger  geistlicher  Rath  immer  zu  wenig  Muth  hatte, 
den  Ordinariaten  in  Temporalien  sich  zu  widersetzen. 
•  Er  ward  auch  von  dem  Meisterstreiche  überzeuget,  den  die  Clerisei 
zur  Zeit  der  Concordaten  spielte,  wo  sie  auswirckten,  dass  Herzog  Wil- 
helm V  die  vorher  in  baier.  Kirchenrecht  und  Geldwesen  mit  Erfolge 
gebrauchten  weltl.  Räthen  abdankte  und  Geistliche  an  ihre  Stelle  sezte: 
Leute  die  nun  nicht  mehr  wie  zuvor  die  weltlichen  dem  Fürsten  allein 
verpflichtet  wa^en,  sondern  als  präbendicrte  Glieder  der  geistlichen 
Hierarchie  natürlicberweisse  mehr  für  Aufkommen  des  bischöfl.  Dominats 
als  für  die  Haus  Rechte  des  Landesfürsten  eyfern  mussten;  und  wenn 
sie  schon  den  bischöfl.  Eingrifen  in  Temporalien  nicht  allemal  laudt 
und  öffentlich  das  Wort  redeten:  so  öffneten  sie  ihnen  doch  wenigstens 
in  geheime  Thür  und  Thor,   Hessen  sie  schleicherisch  usurpiren  und 

§aben  ihnen   wenigstens  tacendo  et  nihil  faciendo  Vorschub  in  allem. 
0  kamen  die  actus  exercitii,  womit  die  Ordinariate  wirklich  noch  pndlen 
zu  Stande-    Sie  lärmen  selber  zwar  als  die  grundveste  ihrer  angeblichen 
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PoBeeMlon  und  observanzeD  aus.  Aber  Nein  t  Vorstand  und  R&the  dei 
TorigeD  geistlichen  Rathes  waren  xn  nachgiebig.  Bie  iahen  ans  Forckt 
oder  um  ein  gutes  Wort  be;  Jedem  Ordinariats  Bingrife  heimlicb  aad 
in  der  Stille  durch  die  Finger.  Es  sind  noch  Leute,  welche  die  tct- 
bindlicbsteD  Briefe  Ton  Ordinarien  gelesen  haben,  so  man  unter  den 
Verlassen echaft  Papieren  von  dem  abgelegten  Dechanten  des  biesigen 
Frauen  Stifte  gefunden  hat-  Noch  mehrer;  der  Stifts  Dechant  Dr.  Golla 
trieb  es  in  Betreff  der  annaten  seu  fructao  annnornm  et  pensionum, 
welche  die  Bischöfe  gegen  den  Landes  Clerum  durchaus  durchseien 
wollten,  so  weit,  dass  er  Churf.  Maximilian  I  in  offentlicben  Bchriftlicben 
Gutachten  von  5.  März  1629  austritt,  dasa  er  als  Landesherr  fn  dieser 
Annaten-  und  Pensioussache  des  Landes  Cleri  weder  fiel  noch  wenig 
m  sagen  habe.    Es  ist  aber  dieser  FrAvel  dieses  landesherrlichen  ver- 

I Sichteten  Rathes  den  30.  Mey  hierauf  sehr  ernallich  geahndet  worden: 
lanter  Zeugnisse  dass  die  damaligen  Rathe  und  Direetorn  geistlicben 
Standes  nicht  fOr  sondern  meist  gegen  die  LandeBfQrgten  und  ihrer 
Kirchenrechte  rathschlugen. 

Durch  einen  Zusammenstoss  von  lauter  solchen  klar  redenden 
EcTOrsen  fand  sich  Churf.  Haiimilian  Joseph  endlich  Oherwiesen, 
was  es  lar  weitere  Haus-  und  lau  dach  Ld  liehe  Folgen  haben  wQrde, 
wenn  er  noch  länger  zauderte,  die  uralten  Hausrecbte,  und  den  besten 
Vermögens  Theil  seines  Landes  der  Verwaltung  eines  Rathes  von  lauter 
geistlichen  Gliedern  ferners  noch  anzoTertranen.  Ao  1768  ward  denn 
also  dieser  Bath  in  seine  nralte  Verfassung  wieder  restituirt,  ihm  wird 
weltliche  Vorstände  gegeben  und  geordnet,  dasB  weltliche  R&ihe  an 
der  Zahl  wieder  mebrer  als  geistliche  seyn  sollen. 

Man  öeng  daun  alda  an,  auf  Wiederherstellung  der  alten  Eirchen- 
verfassung  in  Daiem,  wie  sie  vor  den  Coneordaten  war,  zu  arbeiten. 
Ob  man  gleich  die  Ordinariate  im  rnhigen  Besitze  der  Coneordaten 
nicht  störte;  so  gab  man  doch  auch  nicht  mehr  zu,  dass  sie  diese 
CoDCordate  nun  mehr  so  wQrcklich  auslegen  konnten,  wie  zuvor.  Son- 
derlich ging  es  aber  die  Schleich -Observanzen,  worauf  sich  die  Bis- 
tQmer  beriefen  her. 

Man  ahndete  den  schlecht  disciplinirten  clerum,  die  Landes-Be- 
drOckangen  der  BettelmOncbe  und  noch  mehr  die  bischoflichen  Eingrife 
in  die  TemporsMen.  Man  nahm  vorzQglich  das  Decretnm  HaiimjliaD 
des  I  von  ao  1G08  wieder  zur  General  Richtachnur,  worin  er  feststellte: 
man  soll  sich  bey  wissend  kündigen,  wie  auch  bey  zwei- 
felhaften Inhaben  via  facti  handhaben.  —  Dort  aber  wo 
der  Herzog  praesumptionem  fflr  sich  hat,  die  Ordlnarii 
aber  in  possessione  sind,  soll  man  via  iuris  vorgehen, 
oder  sich  eines  Anstrages  vergleichen. 

Hierzu  kam  das  Buch  Locbsteins  Grande  far  und  wieder 
die  geistliche  Immunitet  in  zeitlichen  Dlngeo,  so  auf  aus- 
dracklichen  landesherrlichen  Befehl  an  das  Liecht  trstt 

Es  musste  seyn,  dass  die  Nichtigkeit  der  geistlicben  Beal  Immu- 
nitet in  Baiern  fest  gegrQndet  wQrde,  weiU  das  Steuer  Recht  der 
Herzoge,  so  sie  Aber  realia  von  KICster,  Stiftern  nnd  andern  geistlichen 
Gütern  nnd  Unterthanen  von  ältesten  Zeiten  her  ansahen  hievon  ab- 
banget: ein  Fflrstenrecht,  so  neben  der  geistlichen  Real  Immunität  dq- 
möglich  bestehen  konnte  und  also  in  der  Folge  das  Landes  Aerarinm 
einen  grossen  Theil  seiner  ansehnlichsten  Renten  verliehen. 

Da  es  nun  den  Bischöfen  nie  um  Relligton,  Dogma,  BirchenzDcbt, 
Wort  Gottes  etc.  sondern  stets  nur  um  Range,  Geld  und  Gut  der  Stiff- 
tungen  und  Kirchen  zu  thun  war;  so  gieug  die  Wunde,  die  man  ihnen 
schlug  natO  Mich  erweise  bis  ans  Herz  hin.  Wie  konnte  ea  hernacb 
anders  Seyn,  als  dass  sie  dagegen  jämmerlich  klagten,  idajm,  fiffimt- 
lich  schrieben,  und  drucken  liessen. 
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Addo  1772:  darnach  fing  man  au  auch  eine  bessere  Kircben  Ver- 
waltiiDg  herzustellen. 

Man  sah  ein,  dass  der  alte  geistliche  Rath  renthen  dem  hundert 
tausend  nach  ohne  genügsame  Sicherheit  hingalr,  die  theils  keine  Zinse 
trugen,  theils  aber  ganz  und  izar  zu  Verlust  gingen-  Man  sah  Sammen 
von  Nachlässen  ohne  Einsicht  auf  den  activ-  und  passiv  Stand  der 
Kirchen  und  ihrer  eigener  HedOrfnisse.  Man  verschenckte  Torhin  auf 
glänzende  Paramente  unermcssene  Summen,  man  gab  unzinshare  Ren- 
then, wie  oben  des  mehrern  erwähnt  worden. 

Um  auch  hierin  Einhalt  zu  thnu,  war  ao  1775  eine  eigene  Depu- 
tation von  Fi.<^ea1e  und  4  Räthen  angeordnet.  Die  Folgen  waren,  dass 
seit  ao  1772,  wo  die  Kirchen  zu  ihrem  Schuz  in  Rechtst'ällen  auch  für 
die  Sicherheit  ihrer  Gelder  einen  eignen  Fiscal  erhielten,  kein  Kirchen 
Rruthen  ohne  vorhero  genugsam  oingeschener  Rechts  Sicherheit  mehr 
verwilliget  wurde  Das  die  alten  ehemaligen  Kirchen  Ausstände  hienach 
von  der  eigenen  deputation  liquidirct,  und  soviel  möglich  war,  einge- 
trieben worden  seycn,  dass  die  Baufähle  nach  den  Bedflrfnissen  aller 
Landes  Kirchen  und  nicht  mehr  einer  einzigen  Particular  Kirchen  ge- 
messen, und  die  Concurrcnz  von  Reichen  an  Arme  festgestellt  werden 
seyo,  dass  man  die  nnzinsbaren  Renthen,  welche  Stifter,  Klöster. 
PiUrrer  von  dem  vorigen  Rath  dem  hundert  tausend  nach  erhalten 
haben,  in  Fristen  regulirte,  und  sie  einzutreiben  anfing,  dass  man  mit 
Kirchen-Zehenden  und  Landemien  von  Kirchen  Grund  gutem  nicht  mehr 
bloB  nach  den  Gutachten  der  Beamten,  sondern  nach  angenohmenen 
guten  Wirthschaftsregcin  handelte.  So  bewähren  es  die  acta,  die  wir 
täglich  vorlegen  können,  ja  bei  Verfassung  der  geistlichen  Rathsordnung 
unter  hörhstdero  glorreichen  Regierung  und  hiernach  bey  Commissionaler 
Einsicht  des  Kirchen  Status  wirklich  eingesehen  worden  sind. 

Ist  es  hernach  nicht  eine  abscheuliche  cainmnie,  wenn  man  bey 
dem  allen  Ew.  Churf.  Durchl.  und  selbst  dem  Pabste  rückwärts  ins 
Ohr  flüsterte:  der  geistlicheRath  administrire  dieKirchen- 
güter  schlecht,  es  gehen  dem  hundert  tansend  nach  zn 
gründe: 

Nochmal:  ja  es  ist  wahr  dieser  Verlust  der  Kirchengelder:  es 
sind  aber  lauter  solche,  welche  von  vorigen  geistlichen  R&then, 
welche  meist  noch  geistlichen  Standes  waren,  schlecht  ausgeliehen  und 
schlecht  verwaltet  worden  sind.  Solche  welche  die  vorigen  guther- 
zigen Räthe  geistlichen  Standes  unverzinslich  an  Klöster,  Stifter 
Pmrrer  als  ihre  lieben  Mitbrüder  unverzinslich  hinausgeworfen;  und 
solche  endlich  welche  unter  vorigen  Regierungen  bey  allen  geist- 
lichen Raths  Wiederspruche  von  landesherrlicher  Stelle  selbst  als  gra- 
tialia  verwilliget  worden  sind. 

Ueber  alle  diese  Kirchengeld  Verluste  waschen  wir  ui  sere  Hände. 
Sie  sind  nicht  unser  Factum  sonriern  das  Factum  unserer  Vorfahren. 
Von  so  einem  gerechten  Regenten ,  wie  Ew.  Churf.  Durchl.  sind ,  ist 
nicht  zn  erwarten,  dass  Sie  an  uns  die  Sünde  unserer  Raths  Vorfahren 
bestrafen  werden.  Wir  fordern  aber  unscrn  Ankläger  heraus,  er  solle 
ein  Geld  der  Kirchen  nahmhaft  machen,  dessen  Verlust  seit  ao  1775, 
wo  die  Kirchen  Verwaltung  von  uns  in  Ordnung  gebracht  worden,  nnn 
wir  verschuldet  haben.  Dieses  kömmt  mit  Recht  auf  unsere  Verant- 
worttang ;  nicht  jenes  unserer  Raths  vorgeher.  Zur  Zeit  ihres  Raths- 
sitzens  waren  wir  noch  nicht  Räthe  und  trugen  noch  keine  Pflichten. 
Kann  es  wohl  früher  Haftung  geben,  als  man  Eidespflichtfn  ableget. 

Schon  genug,  wenn  diese  unsere  Rechtfertigung  hier,  welche  be- 
ziehungsweise durch  Landrechtc  und  Archive  unterstüzet  werden  kan, 
bey  E.  Churf.  Durchl  nur  blos  Zweifel  erregen  sollte,  ob  die  stette 
Anklag  der  Bischöffe  und  ihrer  heimlichen  Unterhändler  am  Hofe  dem 
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FQnt«Drecbte  nicht  gefäbrlicfa,  aber  doch  wcDigst  gegen  uoa  partejlicb 
867 n  konnte 

Wir  haben  Bodatin  wenigst  soviel  gewonnen,  dass  uns  E.  Churf. 
Darch).  für  dessen  höchste  Rechte  «ir  effeni,  sodsnn  nicht  UDgehßrt 
TerdammeD,  sondern  ober  die  Klage  unseres  Gegners  wie  jeden  Dehel- 
thfttter  und  Bösewicht  aobörea  werden. 

Noch  einen  Vorwurf  soll  man  uns  gemacht  haben,  dass  wir  uns 
nftmlich  ad  SHum  jn  geistliche  disciplin  Sachen  bin  und  wieder  ein- 
mischen. 

Wir  wissen  uns  wahrhaft  bierin  nichts  Bchuldig.  Man  nenne  die 
F&lle  und  weise  die  Resoluta  auf,  wodurch  wir  den  Bischöfen  in  Dis- 
ciplin Sachen  jemal  Eintrag  tballen.  Wir  enthielten  uns  nochzuma] 
g&nslich  hierTon ,  wiewohl  die  Hitaufsicbt  aut  disciplin  und  Sitien  des 
Landes  Cieri  den  Herzogen  cbemala  selbst  vom  rOmischen  Stuhle  Ober- 
tragen- und  von  ibn>n  treulieb  vollzogen  war.  Mau  ahndete  gegen  das 
Consisturium  au  Freysing  so  15Tü:  dass  bey  keinem  Ordinariate  so  un- 
geschickt und  Dngelebrte  Leute  als  alda  geweihet  wQrden.  Man  drohete 
mit  der  Klage  nach  Rom  und  mit  der  ExcIusiTa  vor  Landes  Beneficien. 
Ao  1577  erging  wieder  Hegensbnrg  die  nftmlicbe  Ahndung  und  die 
Drohung,  dass  man  au  Rom  klagen  und  Ibren  junn-  und  unerfahrenen 
Priestern  kein  Dnlerkommen  im  Lande  seyn  werde.  Ao  1574:  unter- 
suchte man  die  Auffahrung  des  Pfairers  xii  Loiching  und  Abensberg 
und  ao  1577  jene  des  Pfarrers  zu  Aich.  Ao  1576  den  Lebenswandl 
der  Chorherm  zu  Altenoetttng.  Ao  1574  ward  der  Wechsel  Priester 
zu  Pölz  wegen  Schwelgerey  und  übler  AuflfQhrung  in  der  Kirche  landes- 
herrlich bestrafet.  Der  Pfsrrer  und  Cooperstor  lu  Hocbenzell,  dann  der 
ficarius  zu  Tiimelsham  wurden  ao  1578  ob  srandala  anf  einen  Karn 
gelegt  ond  dem  Ordinario  lu  Salzbarg  zugeschicket  etc.  So  unein- 
geachrenkt  und  Frey  liess  Herz<ig  Albrecht  und  nach  ihm  Wilhelm  \, 
die  SubOzer  der  Relligion  gegen  Qeistliche  ihres  Landes  in  Disciplin 
Sachen  verfahren.  Sind  nun  Ew.  Cburf.  DurchL  minder  Herzog  in 
Baiern  als  diese  es  waren.  Sind  die  Rerbte  des  Landes  nicht  immer 
noch  die  nAmtrcben  wieder  den  Landes  derum? 

Gewiss,  der  Stadt-  and  X^nd  Clerus  in  Baiern  ist  meist  ^eio  immer 
noch  so  undisciplinirt  als  jemals.  Insbesi^ndere  von  den  Diöcesen  Re- 
gensburg, Eichstadt  nod  Freysing.  Die  letzte  ist  die  schlechteste  von 
allen.  Man  macht  sich  eine  Rtnte  aus  dem  Seminar  Bevtrage  von  dem 
gesammten  Landes  Clero  und  Landes  Kirchen.  Man  aüt  wenig  oder 
gar  keine  alumnos.  Es  werden  meist  daher  gelaufene  Studenten  ge- 
weibet,  die  entweder  aus  Hunger  und  Notb,  oder  auf  mftchtige  Em- 
pfehlungen Priester  werden.  Ihr  ganzer  Torrath,  den  sie  mitbringen, 
lind  ein  Kopfvoll  Schnl  Theologie  und  Immunitetsgrillea ,  worauf  man 
sie  fest  halten  lernet.  So  gerastet  schicket  man  sie  zur  Seelsorge  und 
vertraut  ibnen  die  Ilcerden  und  Schafe  Christi  an.  Jene  die  mit  den 
weltlichen  Obrigkeiten  recht  groli,  und  far  die  Rechte  des  Bischofea 
in  temporalibus  recht  hartnäckig  sind,  oder  bey  dem  Consistorium  sich 
sonst  gefallig  in  machen  wissen ,  werden  befördert.  Die  Pfarrer  sind 
insgemein  mehr  Banrn,  als  Seelsorger  und  ihre  Kapline  bessere  Spiller, 
SAnfer,  Jüger  etc.  als  Prediger,  Chriatenl ehrer  nnd  Gottesdienst  Eyfrer. 
Ea  h&ugt  doch  die  ganze  Landes  Wolfahrt  von  der  Relligion  im  Staate, 
und  guttpn  Sitten  der  Landesgeiatlichkeit  ab.  Sollte  wohl  der  Regent, 
dem  alles  an  dem  Wohlstand  seines  Volkes  gelegen  seyn  miiss,  gar 
nichts  darin  zu  sprechen  haben,  wenn  sein  Land  Clerus  schlecht, 
Sitten-  und  discipliuloss  ist,  wenn  er  das  Landvolk  ärgert  anstatt  zD 
erbauen ,  wenn  er  die  wellliche  Obrigkeit  geringachtet ,  wohl  gar  von 
der  Kanzel  hierltlier  schmftbet,  und  dem  Volk  statt  dem  Wort  Gottes 
meist  nur  vom  zehenden,  Opfer.  Messgelder  und  Stolle  vorprediget. 

Doch,  wie  gesagt,  wir  nammeo  uns  (orgfUtig  immer  noch  in  acht, 
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selbst  die  eben  erzählten  gebrechen  zu  ahnden,  weil  wir  wissen,  dass 
jeder  Schritt  von  uns,  so  redlich  und  landnutzlich  er  auch  immer  ge- 
meint ist,  am  Hofe  allemal  schwarz  und  gr&slich  geschildert,  und  von 
den  Episcopaten  und  ihren  auf  Alles  aufmerksamen  Helfern,  aosgel&rmt 
werde.  Noch  mehr :  selbst  der  Recurs  der  Landgeistlichen  an  Ew.  Churf. 
Durchl.  als  Landesherrn  haben  wir  in  der  geistl.  Bathsordnung  no.  16 
soviel  möglich  eingeschrenket.    Ihn  aber,  ganz  abschaffen  wäre  eine 

Sranney  gegen  den  LandClerum ,  der  so  gut  wie  die  Weltleute  Euer 
urf.  Durchl.  Unterthan  ist,  der  Steuern  und  Landesbürden  wie  sie 
tragt,  und  also  wie  sie  Seh  uz  und  Hülfe  verdienet,  wenn  in  conti- 
nenti  von  ihm  dargeleget  werden  kann,  dass  die  Consistoria  gegen 
ihr  ordinem  iuris  et  processus  nicht  beobachten. 

So  nahm  sich  Maximilian  I  um  seinen  Landes  Glemm  an,  ala  der 
Bischof  zu  Freysing  und  Regensburg  Investiturtazen ,  Annaten,  seu 
fructus  annuos  fordern  und  auf  ihre  Pfründen  Pensionen  legen  wollte. 

Die  Investiturstaxen  gab  er  als  Landesherr  nicht  eher  zu,  bis  ge- 
dachte Bischöfe  das  uralte  Herkommen  durch  ihre  hier  beym  geistlichen 
Rath  edirten  Bücher  erwiesen  haben.  Die  fructus  annuos  schlug  er  ganz 
und  gar  ab.  Die  Pensionen  aber  Hess  er  nur  gelten,  so  wie  sie  in  den 
uralten  geistlichen  RathsLebnbflchern  einverleibt. 

Wenn  der  Bischof  zu  Regensburg  den  Clerum  weiter  anhalten 
wollte,  so  wollte  er  (sind  die  Worte  des  Decreti  vom  30.  Sept.  1G28) 
dessen  in  Baiern  habende  Renten  und  Gülten  arrestiren.  Erst  unlängst 
recurrirete  ebenso  der  Dechant  von  Kloster  Au  wieder  seinen  Abten 
hieher.  Die  Ursache  dieses  Hecurses  war,  dass  der  Abbt  diejenigen 
Capitulationspunktc  nicht  erfüllte,  welche  zwischen  ihm  und  dem  coo- 
▼ente  vor  erzbischöflicher  und  landesherrlicher  Commission  ao  1776 
localiter  festgestellt  worden  sind.  Dieser  Recurs  war  an  sich  selbst 
nicht  unrecht;  er  war  es  nur  in  der  Art  und  Weise  wie  ihn  der  De- 
chant einleitete,  dass  er  sich  nämlich  ohne  vorwissen  und  anfrage  bey 
dem  Abbten  wie  ein  Kloster  Flüchtling  von  Kloster  hinweck  und 
hieber  begeben  habe.  So  recht  es  ist,  dass  der  Dechant  wegen  dieses 
Klosterdisciplinwidrigen  Schrittes  bestraft  werden  musste:  eben  so 
recht  ist  dagegen,  dass  man  in  der  Sache  selbst  den  recurs  gestattete, 
weil  hiervon  die  wohlfarth  des  ganzen  Klosters  und  der  commissionaliter 
zwischen  dem  Kloster  und  Convente  fest  gestellten  Capitulation  abhanget. 
Wir  haben  nun  hier  bewiesen,  dass  die  jezige  Verfassung  des  geistlichen 
Rathes,  nämlich  von  weltlichen  Praesidenten ,  Director  und  R&then  die 
alte  und  ächte  sey.  So  war  sie  vor  den  Concor daten  von  anno  1583 
wo  die  Kirchen  Rechte  der  Herzoge  am  herrlichsten  und  höchsten  ge- 
standen und  behauptet  worden  sind. 

II.  Dass  der  dermalige  geistiiche  Rath  an  dem  alten  Verfalle  der 
Kirchenverwaltung  keine  Schuld  trage,  wohl  aber  an  Wiederherstellung 
dieses  Verfalls  noch  immer  eyfrig  arbeite. 

in.  Dass  man  sich  in  das  Disciplin  Wesen  des  Gleri  und  der 
Klöster  minder  einmische  als  man  von  alters  her  hiezu  wirklich  autto- 
risirt  und  berechtigt  wäre. 

Wir  stellen  nun  dem  gerechten  Urtbeile  Ew.  Churf.  Durchl.  Alles 
anheim.  Sollte  uns  gnädigst  erlaubet  seyn,  dass  wir  die  ansehnlichen 
Rechte  dero  Stammhauses  in  Kirchensachen,  wofür  die  vorigen  Herzoge 
jeher  so  sehr  geeyffert  haben,  dem  gesammten  Episcopat  nun  wie  ehe- 
mals aufopfern,  und  Preis  geben  dürfen :  so  wird  auf  einmal  Fried  und 
Ruhe  bei  Hofe  seyn,  und  uns  statt  Fluch  und  malediction,  Lob  und 
Seegenswünsche  zu  Theil  werden. 

Wir  empfehlen  uns  zu  Churf.  höchsten  Hulden  und  Gnaden  unter- 
thänigst  gehorsamst. 

München  den  12.  May  ao  1782. 

Euer  Churf.  Durchl. 
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Unterih&nigBt  gehorsamste  zu  denen  geistlichen  Sachen 
▼erordnete  Praesident,  Vice  Praesident,  Directores  nnd 
R&the. 
Proponens 
Director  fiisenreich. 


in. 

(▼gl.  oben  8.  256.) 

Beschwerden  der  baierischen   Bischöfe   aus   d.  J.  1772.  ') 

Gravamina  Generalia. 

1.  Circa  collectionem  Cleri  et  Ecclesiarum ,  quo  ea  spectant  qaae 
ioferius  ad  cap.  Y.  gra^aminum  particolariam  affemntur. 

2.  Circa  mandatum  electorale  indigeoatus,  per  quod  contra  leges 
ecclesiae  et  S.  R.  J.  omnes  Clerici  licet  Dioecesani  et  omnes  incolae 
circuli  Ba^arici  a  beneficiis  et  dignitatibns  excladuntur,  vel  novae  ▼el 
inaaditae  taxae  submittuntur,  electiooes  abbatum,  et  snperioram  dilfi- 
ciliores  redduntur,  et  libertas  electionis  adimitur,  religiosique  exteri 
jam  professi  jure  privantur,  quod  per  professionem  et  merita  ad 
altiores  dignitates  adepti  fuerant. 

8.  Circa  maudati  electoralia  de  spousalibus,  quibus  declaratur, 
sponsalia  nihil  spirituale  in  se  continere,  ideoque  cognitio  et  Judicium 
de  ipsorum  validitate  RR.  DD.  Ordinarios  contra  doctrinam  uniformem 
S.  Ecclesiae  a  primis  ad  nostra  usque  Saecula  propagatam  contra  jus 
et  observantiam ,  imo  leges  ipsas  non  imperii  Germanici  solum,  sed 
ipBius  etiam  Bavariae  eripitur,  dictisque  sponsaliis  plura  impedimenta, 
dirimentia  etiam  in  foro  conscientiae  obligatoria,  per  solum  potestatem 
saecularem  praescribuntur,  et  fideles  Christiani  aeque  ac  parochi  ad 
horum  obser^antiam  vi  et  metu  per  poenas  temporales  et  sequestra- 
tiones  bonorum  adiguntur. 

4.  Circa  censuram  librorum. 

Conqueruntur  . .  Ordinarii,  quod  noviter  ad  hoc  designatum  CoUe- 
gium  sacros  ab  episcopis  tarn  adprobatos  pios  et  spiritnales  libros 
novo  etiam  circa  fidem  et  mores  examini  subjiciat,  licentiam  legendi 
libros  prohibitos  soli  ecclesiae  concessam  expediat,  et  tales  etiam 
libros  impune  praelo  exponat,  qui  jam  ab  ecclesia  censurati,  prohibiti 
et  ob  seductionis  periculum  fideli  populo  interdicti  fuerunt. 

5.  Circa  collegium  sie  dictum  electorale  ecclesiasticum,  quod  sibi 
plura  arroget  jura  soli  episcopatui  vi  institutionis ,  ordinis,  iuris- 
dictionis,  et  juris  dioecesani  propria,  subjiciendo  novo  examini ,  man- 
data  et  sentencias  et  ordinationes  episcoporum  in  rebus  etiam  mere 
ecclesiasticis  et  disciplinam  utriusque  cleri  concernentibus :  veluti  re- 
formationem  Religiosorum,  poenas  Clericis  infligendas  propter  gra- 
viora  delicta  non  exspectato  ecclesiae  iudicio  et  sine  praecedente 
degradatione  etc. 

Praetendi  Concilium  Tridentinum  nunquam  fuisse  in  Bavaria  re- 
ceptum,  denegari  concordatis  Bavariae  inter  Episcopatum  et  Princi- 
patum  ao  1583  et  posterioribus  annis  erectis  vim  pacti  reciproco-ob- 

0  Handschr.  d.  König].  Bibl.  zu  Manchen.  Cod. 
bavar.  2178.  fol.  71.  ff. 
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ligatorii  et  haec  titulo  priTÜegii  tanquam  ad    natam   principis  rero- 
cabilia  declarari. 

6.  Circa  placitum  regium  sea  ducale. 

Quod  noviter  contra  iura  germaniae,  usamque  hacasqoe  in  BaTaria 
ante  et  post  Concordata  vigentem  vult  stabiliri,  eidemqae  omnes  0^ 
dinationes  episcoporum  etiam  in  rebus  sacris  et  ecclesiasticis  sobjid 
praetenduntur. 

7.  Contra  Rccursum  ad  principem  et  appellationem  tanquam  ab 
abuBu. 

Cui  paritcr  contra  ordinem  ecclesiastico  •  judiciarium  in  S.  R  J. 
per  usum  et  leges  patrias  aeque  ac  in  Bavaria  praescriptum  et  ob- 
servatum  introducitur,  quove  mediante  non  tantum  nterque  CJeras  ab 
obedieutia  episcopis  debita  cximitur,  verum  ipsa  etiam  ficclesiastica 
disciplina  magno  exponitur  periculo. 

8.  Circa  mandata  electoralia  respectu  religioaorum  et  monacboroiB 
ntriusque  sexus. 

Quibus  pro  emissioue  votorum  solemnium  certa  praescribitur  aetas. 
infra  quam  emissa  vota  etiam  quoad  conscientiam  declarantur  non 
obligatoria. 

Numerus  religiosarum  personarum  sola  authoritate  dvili  dimi- 
Duitnr,  directio  in-  et  externae  disciplinao  praescribitur  et  episcopatni 
omnis  cura  et  inspectio  circa  bona  Monasteriorum  contra  jnra  Epi- 
scopis vi  officii  propria  et  contra  tenorem  concordatorum  denegatur 
etc.  etc.  etc. 

Oravamina  particularia  circa  concordata  deao 
1588.  inter  Episcopatum  et  Ducatum  Bayariae  inita. 

Ad  cap.  1.  Concordatorum. 

1.  Conqueruntur  pleriquc  R.  B.  D.  D.  Ordinarii,  quod  visitationes 
generales  a  S.  ecclesia,  tam  praecise  et  salubriter  praescriptae  in  Ba- 
varia vel  penitus  impediuntur  vel  ob  praesentiam  Commiseariomm 
electoralium  nimis  clero  et  ecclesiis  onerosae  vel  infructuosae  red- 
dantur,  quodque 

2.  Commissarii  electorales  sola  assistentia  brachii  saecalaris  et 
inspectione  non  contenti  manum  etiam  ad  ipsa  sacra  extendant,  prae- 
sentiam et  cognitionem  in  ipso  presbyterio  et  visitatione  altariom, 
tabernaculi,  Ostensorii,  lunulae.  Baptisterii,  et  Sacristiae  praetendant. 

Item 

3.  Conqueruntur  nonnulli  quod  etiam  visitationes  particulares  in- 
fiuitis  subjaceant  diffieultatibus  et  etiam  in  bis  partim  contra  Con- 
cordata Commissarii  Electorales  assistere  praetendant.    partim 

4.  R.  R.  D.  D.  Ordinarii  in  corrigendis  excessibus  clericorum 
per  recursum  ad  principem  impediantur,  maxime  vero  dolent 

5.  Omnia  Monasteria,  Religiosasque  personas  episcoporum  curae 
et  sollicitudini  tam  quoad  interna  spiritualia  et  ecciesiasticam  dis- 
ciplinam,  quam  quoad  temporalia,  illorumque  inspectionem  et  notitiam 
subtrabi. 

6.  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  subtrabitur  notitia  et  cognitio  bonorum 
ecclesiae,  quae  privatae  dispositioni  potestatis  saecularis  subducuntur, 
binc  sine  praescitu  R.  R.  Episcoporum  in  plerisque  Dioecesibus  bona 
et  reditus  ecclesiarum  non  tantum  a  saecularibus  privative  admini- 
strantur,  verum  et  dispensantur ,  dissipantur,  et  quandoque  etiam 
violenter  eripiuntur ,  neque  rationes,  vel  debito  tempore  redduntur, 
vel  ordinariorum  examiui  et  approbationi  submittuntur;  quare 

7.  Non  paucae  in  Bavaria  Ecclesiae  eo  redactae  sunt,  ut  vix 
necessariis  Expensis  sustentandis  snfficiant,  et  non  raro  piae  funda- 
tiones  et  intentiones  fundatorum,  adimpleri  amplius  nequeant,  et  ideo 

8.  Saepius  tales  fundationes  solo  metu  potestatis  temporalis  in 
alias  absque  consensu  et  approbatione  ordinariorum  permutantur  «ine 
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eo,  quod  ecootra  in  casu  necessitatis  idem  ius  permutandi  R.  R.  D.  D. 
Ordinariis,  qnibus  tarnen  de  jure  competit,  reciproca  aequitate  con- 
cedatur. 

9.  Aditui  vel  morigeri  vel  haud  idonei  sine  praescitu  Superiorum 
Ecclesiasticorum  per  potcstatem  saccularem  introducnntur ,  illisquc 
interdicitur  consueta  emissio  professionis  fidei  coram  parocho. 

10.  Confraternitates  sacrae  tarn  antiquae  quam  novae  sine  con- 
firmatione  electorali  amplius  non  admittuntur,  illarnmque  ratiocinia 
privativae  Episcoporum  dispositioni  (uti  hucusque  in  usu  et  obser- 
yantia  erat)  non  amplius  relinquuntur,  sed  cumulativae  cum  temporali 
potpstate  administrationi  submitti  praetenduntur.    Similiter 

11.  Ecclesiae  collegiatae  cumnlative  fundatae,  privative  a  sae- 
culari  potestate  administrantur. 

12.  Subsidia  sie  dicta  cbaritativa  et  alia  jura  episcopalia  (vnlgo 
Infui  und  Weyhsteuer)  nonnullis  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  vel  inter- 
dicuntur  vel  difficiliora  reddantur. 

Ad  Cap.  IL  de  Electionibus  et  Gonfirmationibus  Praelatorum. 

1.  Conqueruntur  plcrique  R.  R.  D.  D.  Ordinarii  quod  a  Commi- 
sariis  Electoralibus  in  electione  praelatorum  contra  usum  totius  Im- 
])orii  gerroanici  et  ipsius  Bavariae  praetendatur  praecedentia,  imo  vi 
et  importune  accipiatur  ab  ipsa  ecciesia,  claustro  et  conclavi,  cui 
etiam  vel  penitus  vel  saltem  ultra  terminum  a  jure  consuetudine  et 
concordatis  praescriptum  assistere  volunt.  Hanc  praecedentiam  prae- 
tendi  etiam  a  Commissariis ,  officialibus,  electoralibus  Judiciali-Hoff- 
raarcbialibus,  in  aliis  functionibus  cumulativis  cum  episcopatibus, 
iusuper  decanis  ruralibns  sub  poena  Sequestration is  temporalinm  liber- 
tatem  interponendae  protestationis  pro  salvando  iure  R.  R.  Ordina- 
riorum  fuisse  intcrdictum ,  similiter  conqueruntur  quod  Elcctiones 
Praelatorum. 

2.  Sine  Assistentia  Commissariorum  Episcopalium  imo  contra- 
dicente  ordinario  per  solos  Commissarios  Electorales  contra  prae- 
scriptum SS.  Canonum  fuerint  peractae,  et  taliter,  nulliterque  clecto 
administratio  temporalium  sine  consensu  episcopi  fuerit  consignata. 
Quod 

3.  Dies  ad  Electionom  a  solis  Electoralibus  determinari  privative 
velit,  quod  Confectionem ,  subscriptioucm  et  Communitatem  Inventa- 
riorum  circa  temporal ia  dencgent  et  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  nuUa 
amplius  (^ognitio.  scientia  et  inspectio  in  temporalia  Monasteriornm 
concedatur.  Administratores  contra  Concordata  privative  constituantur, 
imo  ipsis  religiosis  severe  probibcatur  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  vel 
minimam  circa  temporalia  notitiam  subministrandi. 

Hoc  ipsum 

4.  Coromissarii  Electorales  etiam  exigunt  in  iis  Electionibas 
Abbatissarum  et  superiorum  monialium,  quibus  per  consuetadinem 
bncusque  nunquam  interfuerant. 

5.  Ipsi  CommissHrii  Electorales  qnoque  sine  Ordinarionim  licentia 
Monialium  claustra  iugrediuntnr,  eisdcm  monialibus  confessarios  ejas- 
dem  ordinis  religiosos  adimunt,  aliosque  propria  authoritate  coDstituunt 
et  parocbis  sine  licentia  ordinariorum  jus  committitur  comitandi  fonas 
monialium. 

lidem  Commissarii  Electorales 

6.  Contra  usum  et  consuet  udinem  electionibus  decanorum  ruralium 
se  immiscent ,  quae  unice  a  nnta  et  licentia  episcoporum  dependent. 
Dcnique 

7.  Per  pracdictum  mandatum  electoralc  indigenatns  religiosis  et 
professis  jus  ad  munia  et  dignitatos  claustrales  contra  aequitatem 
adimitnr,  et  libertas  electionis  violatur,  vel  saltem  summopere  re- 
stringitur. 
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Ad  Caput  III.  de  delictis  et  poenis  personanim  ecclesiastic&rnm. 
Circa  hoc  punctum  maxime  dolent  plerique  R.  B.  D.  D.  OrdinariL 

1.  Omnem  ipsis  iurisdictionem  in  ntrumque  clenim  adimi,  ipsos- 
que  impediri,  quia  corrigendo  et  puniendo  delicta  clericomm  pastorali 
8U0  muneri  satisfaciant,  cum 

2.  Non  tautum  omnes  personae  religiosae  ipsorum  Directioni  et 
correctioni  snbdncuntur  verum  etiam  ad  fora  saecnlaria  in  levioribus 
delictis  aeque  ac  majoribus  pertrahuntur ,  ibiqoe  sine  praescita  con- 
cursu,  vel  consensu  episcoporum  examinantur,  incarcerantor ,  vel  ita 
puniuntnr,  ut  justa  etiam  delictorum  castigatio,  potius  in  contemtnm 
et  ludibrium  totins  Status  clericalis,  qaam  ad  correctionem  delin- 
qnentium  et  aedificationem  populorum  inten tata  videatur.  Com  reli- 
giosae personae  vi  ex  claustris  deducuntur,  ipsorumqne  saperioribos 
facultas  conceditur,  inanditis  ordinariis  ipsas  ex  claustro  expellendi, 
habituque  religioso  spoliandi.    Simili  modo 

3.  Etiam  praeceditur  contra  clerum  saecularem,  cum  peracMiae 
ecclesiasticae  militari  mann  ad  cujnsvis  accusationem  capiuntur,  non 
nunquam  etiam  per  apparitores  arripiuntur,  in  carceribus  non  obstante 
sufficienti  oblata  cautione  et  fidei  jussione  per  plures  hebdomades  de- 
tinentur,  et  criminaliter  contra  ipsos  proceditur.  Huc  quoque  referunt 

4.  R.  R.  D.  D.  Ordinarii  quod  personae  ecclesiasticae  vi,  metu 
et  comminationibus  sine  ipsorum  consensu  adigantur  ad  comparendum 
coram  foro  saeculari,  ibique  praestandum  juramentum  etiam  in  causa 
criminali.  Quod  nonnulli  praecones  verbi  divini  sub  iisdem  commina- 
tionibus ad  forum  saeculare  citati  ibique  super  praedicatione  verbi 
diyini  examinati  et  judicati  fuerint.    Huc  etiam  pertinet,  quod 

5.  In  casu  percussionis  clericomm  potestas  saecularis  sibi  omnem 
cognitionem  circa  factum  et  decisionem  in  ipsa  causa  adscribat,  et 
similiter  causas  injuriarum  clericomm  inter  et  laicum  ad  forum  suum 
trahat,  et  commissiones  episcopales  in  loco  ad  inquirendam  veritatem 
deneget.    Pari  modo 

6.  In  Causis  suicidii  cognitio  ad  forum  saeculare  pertrahitar ,  et 
sepultorum  corpora  sine  potestatis  ecclesiasticae  praevio  consensu  e 
coemeterio  extrabuotur,  tcstiumque  examen  a  saeculari  judice  mssu- 
mitur.    Denique 

7.  Jus  Asyli  saepius  violatur,  cum  vel  delinquentes ,  propria 
authoritate  ex  asylo  eripiuntur,  vel  sine  consensu  ordinariorum  in 
ipsis  monasteriis  armata  manu  custodiuutur. 

Ad  cap.  IV.  de  Collatione  beneficiorum  ecclesiasticoram. 

1.  R.  R.  D.  D.  Episcopi  tanquam  collatores  ordinarii  et  reliqui 
etiam  patroni  gravantur  per  novum  mandatum  Electorale,  vi  cujus 
omnes  extranei  a  beneficiis  quibuscunque  excluduntur,  yel  si  admit- 
tuntur,  tamen  arbltrariae  in  Ecclesia  et  Imperio  inauditae  gravi  taxae 
Bubjiciuntur,  hocque  edictum  etiam  ad  praesentatos  Dioecesanos  et 
Bubditos  circuli  Bavarici  extenditur,  sicque  contra  canones  ecclesiae 
dioecesanae  et  contra  leges  imperii  ejusdem  circuli  subditi  tanquam 
exterranei  considerantur. 

2.  In  causis  juris  patronatus,  ubi  quaestio  de  statu  familiarinm, 
quae  hoc  jus  praetendunt,  incidit,  cognitio  et  decisio  R.  R.  D.  D.  Or- 
dinariis denegatur,  iidemque 

3.  Jure  devolutionis  spoliantur,  nee  non 

4.  In  causis  collationum  dubiis  vel  litigiosis  instmctis  Processus 
Ordinariis  interdicitur,  et  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  ipsomm  ins  dubium 
per  scquestrationcm  temporalium  vi  aufferri  tentatur,  eoque  modo 

5.  In  casu  permutationis  ubi  praesentatus  ab  ordinario  ex  pon- 
derosis  rationibus  admitti  nequit,  ille  tarnen  via  facti  introducatur; 
Similiter 
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6.  etiftm  jura  collfttiODiB  Clara  et  iadubift  vel  aaspendantiir ,  vel 
miam  eiercitiuiu  R.  R.  Ordinariis  impeditar. 

T.  Moviter  quoque  praeseotati  praepoeiti,  decani,  cSDonici  curaU, 
omoeBque  beneflciati  per  Jura  taiae  electoraÜB  de  ao  1759  redimeudia 
literiB  praesentatioiiiB  inatallationia  et  pOBBesaioiiiB  nimintn  gravantur, 
cum  ab  ipsis  vel  5ta  vel  TigeBima  pars  aDauomin  redditanm  exigitur. 
Denique 

8.  Estimatio  domaum  et  reparatioDum  paroctiialiiim  dod  lantam 
in  tempore  abltns  Bed  etiam  permntatioiiiB  a  aaecalari  potestate  eii- 
gitur. 

Ad  cap.  V.  de  peraoniB  et  bonia  ecclesiaaticorain.    Ad  hoc  pnnctam 

1.  Ea  gravamjDa  spectant,  qaae  in  cap.  I.  graTaminum  geDeralium 
circa  collectionem  cleri  oziense  cootinentur,  eoque  ae  reducuot,  quod 

2.  Haec  cotlectatio  jure  territorEali  sine  praevio  conaeoBU  SS. 
PontificiB  et  R.  B.  D.  Ü.  Ordinariornm  aine  evideDti  neceaaitate  ar< 
bitraria  et  cum  excesau  cootra  jura  ecclesiae,  leges  imperii  et  ipaam 
in  Baiaria  ioTeteratam  consuetudinem  describatur,  et  cum  commina- 
tione  Bequestrationia  temporalinm  vel  actuali  executione  non  tautum 
a  commuDi  clero  exigatur  sed  etiam 

3.  Illia  praelatis,  capituiis  et  communitatibna  eccIeaiaBticis  im- 
ponatur,  qaae  re!  aliuude  jam  quot  annia  atipulatam  quodam  ad 
publica  anera  persolvunt,  Tel  Bpeciali  privilegio  gaudeut,  et  per  pacta 
publica  inter  ser.  Electorem  et  atatna  proTincisJes  saepiua  iuita  ab 
omni  arbitraria  exacttone  immunes  sunt,  quod 

4.  Haec  collectatio  etiam  ad  illa  bona  totalia  Eccleaiaram  (vulgo 
Widum  Guter)  extendatur,  quae  tcI  aliunde  oneribaa  gravata,  vel  ab 
bis  per  posteriora  concordata  exempta  fuernnt,  quodque  haec  bona  in 
casQ  litigii  ideo  iuriadictione  episcopali  avelli  et  aaeculari  aubjici 
praetendantur,  qaia  a  Laicia  fundata  et  douala  fnerunt.  Conqneruntur 
maiime 

5.  R.  R.  D.  D.  plerique  Ordinarii  omuem  immunitatem  peraonalem 
et  realem  eccieaiasticam,  totum  privilegiam  fori  eacerdotia  adimi,  tam 
per  ea  quae  ad  cap.  3.  concordatorum  adducCa  fuerunt,  quam  per  boc 
etiam,  quod 

G.  Parochi,  Beneficiati,  aliaeque  Feraonae  Eccleeiaaticae  per  poeoas 
pecuniariaB,  comminationea  et  aeqaeatrationem  temporalium  ab  obe- 
dientia,  R.  R.  Epiacopis  debita  retineantur,  eoque  vi  adigantur,  ut 
contra  epiacopale  praeceptum  vel  aaltem  icBciis  ordinariis  ae  ultro 
itÜB  mandatia  aabmittant,  quae  a  aecnlari  poteatate  etiam  circa  eacra 
et  ecciesiaatica  emanarunt. 

7.  Per  FoBBores  Mtri  (vnigo  Sal ei ter- Gräber)  et  per  inBpectoroa 
focorum  (aeu  Feuerbachan)  et  ipaoa  nonnumquam  app&ritores  (ScbOrgen) 
plnrea  exceaaua  committantur ,  cum  ae  propria  authoritate  in  domoa 
parocbialea  intrndunt.    Enc  etiam  illud  gravamen  referri  debet,  quod 

8.  In  una  alterave  dioeceai  R.  R.  D.  D.  Epiacopia,  etiam  ea 
aufferre  velit  adminiatratio  bonorum  eccIeBiasticorum  quae  tamen 
jam  ultra  saeculum  privativae  episcopali  directionj  eabjeeta  fuernnt. 
Quodque 

9.  Per  deductionem  4ue  pauperum  ab  omni  Icgato  pio  et  cansia 
piia  Don  mediocre  detrimentum  et  voluntati  teatantiom  non  minor  vis 
afferatur;  Non  minns  dolent 

10.  R.  R.  D.  D.  Ordinarii  in  cauaia  decimarum  tam  in  iie,  ubi 
agitur  de  boIo  poaaeEaorio,  reuaque  eat  lalcua,  quam  in  iis,  abi  de 
solo  Bgitur  petitorio,  ac  denique  in  causie,  in  quibus  possessorium 
com  petitorio  cumutatur,  ipeis  omnem  cogaitionem  et  Judicium  adimi, 
caasaeque  vel  jam  decisaa,  vel  adhuc  coram  foro  episcopali  peodentes 
propter  praetenaam  fori  incompetentiam  ad  foram  saecnlare  avocari, 
et  pro  nulüB  declarari,  nee  non 
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11.  decimas  minatas  pro  Bmecolaribos  teneri  et  saecnlari  foro 
sabmitti. 

Ad  cap.  VI.  de  teBtameDtis  clericorum. 

Gravamina  episcopalia  circa  hoc  punctam  eo  collimaiit, 

1.  In  plerisque  processibos  a  saecolari  potestate  praetendi  priva- 
tivam  Cognitionen!  circa  ralorem  testamentomm  clericaiiimi  et  hoc  ju 
per  comminationes  et  sequestrationes  temporalium  sastineri.    Hinc 

2.  Omnes  causas  testamentarias  in  foro  eccleaiastico  vei  jam  de- 
cisas,  vel  coram  eo  adLuc  pendentes  annullari,  et  ad  forum  aaecalare 
aTOcari.    Conquerantur  eimiliter 

3.  Privatam  Execationem  testamentomm  clericalinm  denegari ,  et 
ab  officialibus  electoralibus  cumalatiTam  et  pablicationem  in  loco  de- 
functi  fieri  praetendi.    Pari  modo 

4.  In  snperiori  Palatinata  per  edict  elect  d.  d.  17.  Ang.  1770. 
episcopis  omncm  dencgari  dispositionem  circa  testamenta  clericonim, 
nee  non 

5.  In  dictionibas  Bavaricis,  qoae  in  circulo  Saevico  alte,  nalloque 
concordatornm  nezu  adstrictae  sunt,  privati?am  dispositionem  circa 
testameuta  clericalia  judices  electorales  sibi  arrogare ;  Gravantar  non 
minus  R.  B.  D.  D.  Ordinarii  per  hoc,  quod 

6.  Tcstamenta  clericorum  apud  laicos  deposita  sine  confirmatione 
pro  validis  publicentur  et  confirmatio  episcopalis  a  saecnlariboa  judi- 
cibtiB  nee  amplius  expeti,  nee  expectari  velit,  quodque 

7.  In  causis  concursus  commissarii  episcopales,  prorsns  exclu- 
dantur,  nulla  amplius  testamenta,  aliaque  acta  publica  ad  consistoria 
episcopalia  communicentur ,  et  circa  reparationes  domuam,  aliaque 
uecessaria  aedificia  parocbis  et  quota  et  tempns  solutionis  a  scäis 
iudicibus  electoralibus  praescribatur.    Huc  etiam  pertinet, 

8.  Quod  in  casu,  quo  jam  Executor  testamentarius  denominatos  est, 
tarnen  electorales  commissarii  cum  magno  massae  bereditariae  detri- 
mento  adesse,  remque  cum  executore  peragcre  praetendant,  et  econtra 
episcopalibus  commissariis  cumulativam  praesentiam  denegent,  quando 
heres  laicus  testatoris  ecclesiastici  haereditatem  adire  se  velle  de- 
claravit,  quodque  omnia  et  singula  haec 

9.  Non  solum  in  baereditatibus  decanorum  et  parochorum  Temiii 
in  illis  etiam  cooperatorum ,  ezpositorum  contra  concordata  praeten- 
dantur,  et  insuper 

10.  Ultimae  clericorum  dispositiones  tam  per  deductionem  4tM 
pauperum,  quam 

11.  Per  ins  retractus  (vulgo  Nachsteuer)  maxime  gravantur  de- 
nique 

12.  Clerici  ad  assumendum  executionis  officium  apad  Laicos  in- 
habiles  declarati  sunt,  licet  Laici  a  munere  executoria  penea  eccle- 
siasticos  nunquam  adbuc  fuerc  exclusi. 

Ad  Cap.  Vn.  de  causis  matrimonialibus. 

Huc  ca  gravamina  pertinent,  quac  in  Gap.  III.  gravaminum  ge- 
ncralium  de  mandato  electorali  circa  sponsalia  continentur ,  et  in  eo 
summariter  consistunt. 

1.  Declarari  causas  sponsalium  pro  mere  saecularibus  neque  am- 
plius a  saeculari  potestate  inter  causas  liquido  consistoriales  contra 
usum  et  consuetudinem  totius  Germaniae  et  Bavariae  numerari. 

2.  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  denegari  cognitionem  et  decisionem 
circa  validitatem  sponsalium^  simul  ac 

8.  Circa  causas  incidentes  dotis,  alimentationis,  satiafactionis 
civilis. 

4.  Praescribi  contractu!  sponsalitio  a  saeculari  potestate  plures 
conditiones,  sine  quibua  sponsalia  non  tantum  quoad  effectua  ciyiles. 


e  pro  nullis 

6,  eoram  parocbo  proprio  et  duobuE  testibne  faeriot  peracla  baec 

G.  Facta  et  ordioata  fuisBe  sine  praescitn  R.  B.  D.  D.  Ordinariorum, 
sine  Gonseusu  pontificio,  et  ultra. 

7.  Tarn  parochos  quam  laicoB  ad  observantiam  horum  manda- 
toTum  per  Bequeetratiouem  bonorum  poenas  aliasque  c 010111  inationea 
adactoa  fuiBse  CoDtra  quaa  aliasque  et  aingula«  hujus  geuerig  inno- 
vationes,  R.  R.  D.  D.  Urdinarü  amare  coaqueruntur,  ad  Concordata 
EpiBcopatuum  iuter  et  Ser.  üomum  BaTaricam  ao  1G63  poBterioribUH- 
que  temporibus  iniia,  tanquam  ad  pacta  publica  tide  binc  inde  data 
aolemDiter  iaita,  proindeque  reciproca  ubligatoiia  et  in  BaTaria  ad 
ultima  bujus  saecnli  tenpora  velut  legem  publicam  religiöse  obser- 
vata,  proTOcaBt,  et  si  qua  minus  et  contra  omoem  cipectationem  Cou- 
cordata  baec  tanquam  mere  priTÜegia,  a  poteetaie  saeculari  revocari, 
annullari,  illiBque  omois  vis  et  reciproca  obsignatio  adimi  vellet,  tunc 
(prout  in  ipsis  concordatis  clare  provisam]  etiam  R.  R.  D.  D.  Ordinarii 
jus  ipsis  vi  institutionis  et  officii  proprium  reservant,  totumque  ne- 
gotium dispositione  äS.  canonum,  Juris  conmuniB  et  legum  Imperii 
Germanici  tundamentalium  tranquille  reliuquuut. 

Sed  meliori  spe  eriguntur  R.  R.  D.  D.  Arcbipraesules  et  episcopi, 
quorum  dioeceses  se  in  utramque  Bavariam  et  Palatinatuin  saperlorem 
extendunt  cum  cognita  avita  Ser.  moderai  D.  Elecloris  Bavarici  pie- 
tate  jure  confiduut,  hunc  eeren.  Principem  pro  sua  in  Deum  Religioue 
in  Ecclesiam  filiali  reverentia  et  obsequlo  nunquam  esse  permiBSurum, 
quod  pacta  solemnia  Jura  episcopatua,  imo  Ecclesiao  propria  violentur, 
cleruB  uterque  despectui  babeatur,  lotaque  Hierarchia  et  Discipliaa 
EccI es iastico- Germanica  enervetur,  sed  eo  potiuB  pÜBsimum  electorem 
ad  gloriosissimi  anteceesoris  sui  Dacis  Guilelmi  ezemplum  rem  esse 
redacturum,  ut  nibil  inpoBterum  desit  R.  R.  D.  D.  Ordinariis  et  Epis- 
copiB  in  Bavariae  provinciis,  quia  bi  vere  dicere  et  posBint  et  debeant, 
ita  sua  jura  noa  impediri,  aut  imminui,  quod  potius  per  Electoralem 
sollicituclinem  officium  suam  recte,  tranquille  et  cum  fructu  facere 
queant,  quodque  aJibi  seu  per  religionis  differentiam ,  sive  per  alia 
obstacula  ipsis  minuB  licuerit,  certe  in  Gavaria  epiacopos  agere  rere 

EioBsint  et  valeanl.  Quod  si  vero  vel  per  injuriam  temporum  Tel 
ongitudinem  ducentorum  feime  annorum,  quod  suum  erat ,  Clerus  in- 
BCiis  episcopie,  Tel  neglexerit,  vel  remisBius  aliquamdiu  egerit,  econtra 
etiam  commisBarii  eleciorales  ecclesiaslici,  administratores  officialea, 
quod  ad  eoa  forsan  minue  pertiaebat,  nimis  officioBB  ratione  traclare, 
curareque  coDEueverict,  exinde  quoque  facile  accidere  polucrit ,  quod 
neglectiB  contnrbatisque  utrinsque  atatus  muneribus  multa  pasBim 
iutroducereutur,  quae  juxta  modernorum  temporum  populorum  et  re- 
gionum,  rationem,  cousilio  et  emendatione  jam  iudigeant,  Tunc  R.  R. 
D.  D.  Arcbipraesules  et  EpiBcopi  pronptiBsimos  se  et  studioBsissimos 
declarant,  ad  omne  illud  indefeBSo  studio,  cura  et  Bollicitudine  juxta 
pracscriptum  SS.  Canonum  Spiritum,  S-  MatrlB  Eccleeiae  jura  epia- 
copalia  et  usnm  patriae  coucurreudi ,  quod  ad  majorem  Dei  Gloriam 
et  Ecciesiae  iDcremeutum,  conserTandamgue  ecclesiasticam  disciplinam, 
populi  Cbristiani  aedificationem,  et  publicam  satutem,  praesens  tem- 
poris  necessitatis  praehabito  maturo  et  communi  coneilio  ostenderit 
esse  necessarium,  utile  et  proficuum,  qua  de  ratione  JidemR.  R.  D.  D. 
Praesiiles  devota  acque  ac  amicabili  ablegalione,  animnm  sunm  fiducia 
obsequio  et  veneratione  plenum  erga  Ser.  D.  Electorem  ostendere  et 
ad  ea  omnia  prompto  aoimo  collaborare  intenduot,  et  confiduot,  quae 
pacis   sunt,   et   quae   ad    restitueodam    slabiliendamqne   Concordiam 
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Sacerdotimn  inter  et  principatam  in  BaTaria  ad  spiritaalem  aeqae  ad 
temporalem  popaloram  felicitatem  serrire  ac  eontribnere  potennt. 


IV. 

AuB  den  von  Saarez  dem  Kronprinxen   yon  PrensseD 
(später  Friedrich  Wilhelm  III.)  gehaltenen  Vorlesungen  ^). 

Rechte  dei  Staats  aber  die  BeligioDS-GeseUsdiaften. 

I.  Um  die  Bechte  des  StaaU  Aber  die  Religioiia  -  GeseüachafteB 

richtig  m  Cssseo,  mnss  man  bei  der  Belinon  nnterscheiden : 
l,  den  äeoretischen  oder  specolatiTen  TheiT  derselben; 
2)  den  moralischen  oder  praktischen  Theü; 
8)  die  äosseren  Beligions-Uebangen. 

IL  Femer  mnss  man  bei  den  Rechten  des  Staats  selbst  nnter- 
scheiden: 

1)  diejenigen,  die  ihm  blos  vermöge  des  Rechts  der  Oberanfricht 
aber  alle  Keligions-OeseUschaften  ohne  Unterschied  zukommen; 

2)  diejenigen,  die  ihm  von  gewissen  bestimmten  Religions-GeaeU- 
Schäften  Obertragen  werden. 

III.  Rechte,  die  dem  Staate  Termöge  seiner  OberaoMcht  Ober  alle 
Religions-Oesellschaften  zukommen. 

1)  Jede  Religions-Oesellschafl  ist  scholdig,  dem  Staat  treulich  an- 
zuzeigen: zu  was  fQr  Religionsmeinungen  sie  sich  bekenne;  was  Ittr 
Pflichten  sie  ihren  Mitgliedern  lehre,  und  wie  die  Einrichtung  ihres 
&usserlichen  Gottesdienstes  beschaffen  sei;  BOcher,  in  welchen  ein 
solches  öffentliches  Bekenntniss  im  Namen  einer  ganzen  Bdigions- 
parthei  abgelegt  wird,  heissen:  Symbolische  BOcher.  Ezempel:  die 
Augsburg'sche  Confession. 

2)  Der  Staat  ist  berechtigt,  das  ihm  Torgelegte  Symbol  zu  prOfen; 
insofern  dasselbe  fOr  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  der  bOrger- 
lichen  Gesellschaft  in  der  That  sch&dlich  ist,  es  zu  verwerfen;  die 
weitere  Verbreitung  einer  solchen  sch&dlichen  Religion  zu  untersagen 
und  die  dazu  zu  schliessenden  Gesellschafien  zu  Terbisten  und  luif- 
zuheben. 

8)  Der  Staat  ist  berechtigt,  zu  yerlangen,  dass  die  tou  ihm  auf- 
genommenen und  geduldeten  Religions- Gesellschaften  ihren  Gottesdienst 
öffentlich  feiern,  oder  zu  ihren  besonderen  ZusammenkOnften  Abge- 
ordnete von  ihm  als  seine  Aufseher  zuzulassen; 

4)  Die  Lehrer  und  Vorsteher  solcher  Religions  -  Gesellschaften 
mOssen  dem  Staat  angezeigt  und  Yon  ihm  approbirt  werden;  wegen 
des  grossen  Einflusses,  den  sie  haben,  ist  dem  Staate  daran  gelegen, 
▼on  ihren  treuen  und  zurerlässigen  Gesinnungen  Oberzeugt  zu  dein. 

6)  Keine  Religions-Gesellschaft  kann  sich  äussere  Rechte  im  Staat 
und  gegen  die  Borger  desselben  anmaassen,  insofern  ihr  dieselben  Tom 
Staat  nicht  ausdrflcklich  verliehen  worden. 

6)  Jede  Religions-Gesellschaft  muss  diese  ihr  yerliehenen  äusseren 

*)  Mscpt.  d.  Bibl.  d.  Kön  ig].  Just  iz  -Mi  n  ist.  in  Berlin. 
Bd.  2.  S.  64.  ff. 


Beilage  IV.  863 

Rechte  nar  nach  den  Gesetzen  des  Staats  aosQben  und  dabei  seine 
Gerichtsbarkeit  anerkennen ; 

7)  Aufsicht  über  das  Vermögen,  Conservation  und  zweckmässige 
Verwendung.    Einschränkung  durch  Amortisationsgesetze. 

8)  Der  Staat  ist  berechtigt,  sich  in  die  unter  den  verschiedenen 
Religionspartheien  entstehenden  Streitigkeiten  insoweit  zu  mischen, 
dass  er  denjenigen  öffentlichen  Ausbrüchen  derselben,  welche  der  all- 
gemeinen Ruhe  und  bürgerlichen  Ordnung  nachtheilig  werden  könnten, 
vorbeuge.     Von  Controvers- Predigten. 

9)  Der  Staat  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  jede  von  ihm  auf- 
genommene Religionsparthei  bei  ihren  Rechten  zu  schützen,  und  sie 
gegen  alle  Beeinträchtigungen  und  Störungen  in  ihren  gottesdienst- 
Rchen  Handlungen  zu  sichern. 

10)  Jeder  vom  Staat  aufgenommenen  Religionsparthei  gebührt  zwar 
das  Recht,  die  mit  Genehmigung  des  Staats  festgesetzte  Ordnung  in 
Begehung  ihres  Gottesdienstes  und  ihrer  gottesdienstlichen  Handlungen 
zu  behaupten,  und  ihre  Mitglieder  zur  Befolgung  dieser  Ordnung  an- 
zuhalten. Sobald  aber  hierzu  weltliche  Strafen  nöthig  sind,  kann  die 
Religions- Gesellschaft  sich  deren  nicht  anmaassen,  sondern  moss  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  dem  Staat  anheimstellen. 

IV.  Einschränkungen  dieser  Rechte  des  Staats  über  die  Religions- 
Gesellschaften  : 

1)  Der  Staat  muss  jedem  seiner  ünterthanen  eine  vollkommene 
Gewissensfreiheit  lassen.  Er  kann  also  keinem  vorschreiben,  was  er 
glauben  und  zu  welcher  Religion  er  sich  bekennen  solle.  Er  kann 
keinem  verbieten,  seine  Meinungen  und  Gesinnungen  über  religiöse 
Gegenstände  auch  öffentlich  durch  Handlungen  an  den  Tag  zu  legen, 
sobald  nur  diese  Handlungen  nicht  in  Verletzung  der  Rechte  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  oder  in  Verbrechen  gegen  andere  Gesetze 
des  Staats  ausarten. 

Der  Staat  kann  also  auch  keiner  Religions-Gesellschaft  vorschreiben, 
was  sie  lehren  und  wie  sie  ihren  Gottesdienst  einrichten  solle.  Be- 
weis: aus  der  Natur  der  Sache;  weil  Meinungen  and  Gesinnungen  nicht 
geboten  werden  können ;  weil  der  Staat  nur  solche  Handlungen,  welche 
gegen  Zwangspflichten  sind  und  die  gemeine  Ruhe  und  Sicherheit 
stören,  verbieten  kann;  und  weil  das  Recht  der  OberauÜBicht  Aber  die 
Gesellschaft  nicht  bejahend,  sondern  blos  verneinend  ist. 

2)  Der  Staat  kann  eine  Religion  bloss  um  ihrer  spekulativen  und 
dogmatischen  Begriffe  und  Meinungen  nicht  verbieten,  ihr  die  Auf- 
nahme und  Duldung  verweigern,  oder  ihre  Anhänger  unterdrücken 
und  verfolgen.  Das  Recht  des  Staats  geht  nicht  weiter,  als  auf  die 
äusseren  Handlungen  seiner  Bürger.  Er  kann  die  Freiheit  der  Ein- 
zelnen nur  so  weit  einschränken,  als  es  nothwendig  ist,  um  die  Frei- 
heit und  Sicherheit  aller  zu  erhalten;  die  Freiheit  der  Bürger,  über 
dogmatische  Sätze  in  der  Religion  zu  denken,  wie  sie  wollen,  und  ihre 
Ueberzeugung  darüber  auch  durch  öffentliche  Handlungen  zu  äussern, 
bedarf  keiner  solchen  Einschränkung,  weil  daraus  niemals  gefährliche 
Folgen  für  die  allgemeine  Sicherheit  und  Freiheit  entstehen  können. 
Denn  die  blossen  spekulativen  Meinungen  von  Gott,  seiner  Natur  und 
Eigenschaften^  von  der  Art  und  Weise,  wie  er  sich  den  Menschen  ge- 
offenbart hat;  von  den  Verhältnissen  der  Menschen  ge^en  ihn,  und 
von  den  Pflichten,  die  sie  ihm  schuldig  sind,  von  gewissen  Geheim- 
nissen dieses  oder  jenes  theoretischen  Systems;  von  der  Beschaffenheit 
des  künftigen  Zustandes  nach  dem  Tode  u.  s.  w.  —  alle  diese  Mei- 
nungen ändern  nichts  in  den  Pflichten,  die  der  Mensch  seinem  Näch- 
sten, der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  dem  Staate  schuldig  ist.  Diese 
Pflichten  beruhen  auf  ganz  anderen  Gründen,  und  die  Verbindlichkeit 
zu  deren  Erfüllung  bleibt  unverändert,  was  auch  der  Mensch  über 
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jene  spekulativen  Materien  glauben  oder  nicht  glauben  mag.  Diese 
Pflichten  haben  ihren  Grund  in  der  Natur  des  Menschen,  in  seiner 
eigenen  Glückseligkeit;  in  dem  Zwecke  der  bftrgerlichen  Gesellschaft, 
und  in  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Vertrages,  denen  Bich  ein  Jeder 
bei  seinem  Eintritt  in  den  Staat  unterwirft;  daher  stimmen  auch  alle 
Religionspartheien,  sie  mögeu  nun  in  ihren  spekulativen  Systemen 
noch  so  weit  von  einander  verschieden  sein,  dennoch  in  ihren  Lehren 
über  moralische  Pflichten  gegen  Andere  und  gegen  den  Staat  im  We- 
sentlichen völlig  überein.  Der  Hcyde,  der  Mohametaner  und  der  Jade, 
der  Catholik  and  der  Protestant,  der  Socinianer,  der  Deist  and  selbst 
der  Gottesleugner  lehren  einmüthig,  dass  der  Mensch  schuldig  sei, 
Niemand  zu  beleidigen,  jedem  das  Seine  zu  lassen,  sein  Wort  zu 
halten,  seine  Verträge  zu  erfüllen,  sich  des  Betrugs  in  Handel  und 
Wandel  zu  enthalten,  den  Gesetzen  zu  gehorchen  und  der  Obrigkeit 
Folge  zu  leisten.  Friedrich  der  Grosse  sagt  daher  in  seiner  Abhand- 
lung >Sur  la  superstition  et  sur  la  religion«  vollkommen  richtig :  »Alle 
»Religionen  gehen  in  Ansehung  der  moralischen  Pflichten  nicht  weit 
»von  einander  ab;  sie  können  daher  dem  Staat  alle  gleichgültig  sein, 
»und  dieser  muss  Jedem  die  Freiheit  lassen,  auf  welchem  Wege  er  in 
»den  Himmel  kommen  will.  Er  sei  ein  guter  Bürger,  das  ist  Alles, 
»was  man  von  ihm  fordern  kann.c  So  ungerecht  und  thöricht  es  also 
ist,  wenn  die  Inquisition  in  Spanien  und  Portugal  einen  Menschen  ver- 
brannte, weil  er  in  der  Fabten  Fleisch  gegessen  hatte,  so  ungerecht 
und  thöricht  würde  es  sein,  weuu  man  in  einem  Protestantischen  Staat 
einen  Menschen  drücken  oder  verfolgen  wollte,  weil  er  die  Dreieinig- 
keit leugnet  oder  die  Gottheit  Christi  bezweifelt 

3)  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  eine  Religion  mehrere  und 
stärkere  Motive  zur  Erfüllung  bürgerlicher  Pflichten  an  die  Hand 
gebe,  und  die  Gemüther  zur  Ausübung  der  Pflichten  des  Wohlwolleos 
geneigter  und  williger  mache  als  die  andere;  dass  also  auch  die  eine 
dem  Wohl  des  Staats  und  der  Beförderung  der  allgemeinen  GlOck- 
seligkeit  zuträglicher  sei  als  die  andere.  Exempel:  Des  Christen« 
thumes  und  des  Atheismus;  des  Katholicismus  und  Protestantismus. 
Aber  daraus  folgt  weiter  nichts,  als  dass  der  Staat  wünschen  kann, 
eine  Religion,  von  welcher  er  sich  so  vielen  Beistand  in  der  Erreichnng 
seiner  Zwecke  in  so  vorzüglichem  Grade  versprechen  kann«  vorzüglich 
vor  andern  unter  seinen  Bürgern  verbreitet  za  sehen.  Aber  diesen 
Wunsch  kann  er  nach  der  Natur  der  Sache  nur  durch  Unterricht  und 
Belehrung,  nie  dadurch  erreichen,  dass  er  die  Anders  denkenden  ver- 
folgt und  unterdrückt.  Vielmehr  hat  die  Erfahrung  aller  Zeiten  ge- 
lehrt, dass  Druck  und  Verfolgung  den  Religionseifer  immer  stärker 
entzünden,  die  Gemüther  in  der  Ueberzeugung  und  Behauptung  der 
verfolgten  Meinungen   bestärken,    und  den  Hass  und  die  Abneigung 

?[egen  die  verfolgende  Religion  vermehren;  Exempel:  von  der  Ver- 
ölgung  der  Protestanten  in  den  Niederlanden,  der  Hugenotten  in 
Frankreich  Friedrich  der  Grosse  sagt  daher  eben  so  wahr  als  schön: 
»Der  Verfolgungsgeist  ist  ein  Tyrann ,  welcher  die  Länder  entvölkert 
»Die  Toleranz  ist  eine  zärtliche  Mutter,  welche  sie  blühend  macht« 

4)  Kann  also  der  Staat  den  einzelnen  Bürgern  die  Annahme  und 
das  Bekenntniss  einer  Religion  um  blosser  spekulativer  Meinungen 
willen,  nicht  verbieten,  so  kann  er  auch  den  Anhängern  einer  und 
eben  derselben  Religion  nicht  wehren,  sich  zu  einer  gemeinschaftlichen, 
diesen  Begriffen  augemessenen  Gottesverehrung  mit  einander  zu  ver- 
einigen und  also  Religions-Gesellschaften  zu  errichten.  Er  kann  also 
keiner  Religio nsparthei  ihr  theoretisches  Glaubenssystem,  mag  es  noch 
so  falsch,  unrichtig  und  absurd  sein,  die  Duldung  und  freie  Religioos- 
übnng  verweigern. 

6)  Alles  was  er  thun  kann,  ist,  auf  den  Unterrloht,  den  sie  ihren 
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Anh&ngerD  in  ADBebang  der  morfttiscben  Pflichten  ertheilen,  ein  waeh- 
Bames  Auge  zu  haben  und  dahin  tu  seheu,  dass  dnrcb  ihre  Religious- 
abUDgen  die  Öffentliche  Ruhe,  Ordnung  und  WuhlanstUDdigkeit  nicht 
verletzt  »erde.  Ecempel  des  erstem:  Die  Jesuiten.  Haereticis 
nun  est  serranda  fides.  Uer  KOnigsmord.  Eiempel  des  zweiten: 
Die  Bachanalien  bei  den  Römeru. 

V.  Begriff  der  wobreo  Toleranz,  abgeleitet  aua  vorstehenden  Be- 
trachtnagea. 

1)  Der  Staat  muss  jede  Religionapa rthei,  deren  moralische  Lehren 
nichts  eothalteD,  was  der  öffentlichen  Ruhe  und  Sicherheit  zuwider 
wäre,  dulden. 

2)  Er  muas  jeder  solchen  Religions-GesellachiLft  die  freie  Uebuug 
ibres  Qottesdicnstee  nach  ihrem  System  gestatten,  soweit  dadurch  die 
bargerliche  Ruhe  und  Ordnung  nicht  gestört  wird. 

3)  Jedem  Bürger  des  Staats  muss  es  freistehen,  au  welcher  Reli- 
gionspartbei  er  sieb  halten  wolle. 

4)  Niemand  musa,  blos  seines  Religionsbekenntnissea  wegen,  von 
der  Tbeilnehmung  an  den  Rechten  und  Vortheilen  der  bArgerlichen 
Gesellschaft  ausgeschlossen  werden, 

5)  Der  Staat  muss  nicht  gestatten,  dass  eine  Religionspartbei  die 
andere  beunruhige ,  drücke  oder  veilolge ,  Proselytenmacherei.  Be- 
kehr nn  gesucht.    ControverEen. 

VI.  Emschrankungen    dieser  Toleranz ,   wozu   der  Staat   berechtigt 
und  verpQicbtet  ist: 

1)  Der  Staat  kann  eine  Religion  vor  der  anderen  begünstigen  und 
unterstotzen ,  sobald  nur  diese  Begünstigung  nicht  in  Druck  und  Ver- 
folgung der  übrigen  ausartet.  Vorzüglich  Beförderung  zu  Aemtern  und 
Worden.    Die  Caiholiquen  in  Schlealen,  Diewa  in  Preuasen, 

2)  Unterschied  des  Eiercitii  religionis  publici  et  privati.  So  lange 
darüber  anderweitig  nichts  bestimmt  iit,  hängt  es  vom  Staat  ab,  welche 
Art  von  Eiercitiia  er  dieser  und  Jener  Religionspartbei  gestatten  wolle. 

3)  Wenn  daa  Bxercitinm  religionis  durch  Vertr&ge  und  Verfas- 
sungen begtimmt  ist,  so  muss  der  Staat  darüber  halten,  tind  kann,  wenn 
er  solches  thut,  einer  Intoleranz  nicht  beschuldigt  werden.  E^enpel: 
Die  Catboliquen  in  Schleaien.  Die  Catholiquen  in  der  Mark  uud  in 
Pommern. 

4)  Wenn  eine  Religiunsparthei  Lehrs&tze  hegt,  die  zwar  an  sich 
nicht  gegen  die  bürgerliche  Ruhe  und  Ordnung  sind ,  die  aber  doch 
ihre  Bekenner  bindern,  ihre  Bürgerpflichten  nach  ihrem  ganzen  Um- 
fange zu  erfüllen,  so  kann  eine  solche  Religiunsparthei  sieb  nicht  be- 
schweren ,  wenn  ihr  die  Tbeilnehmung  an  den  Rechten  der  bürger- 
lichen Qeaellschaft  nicht  in  vOllig  gleichem,  sondern  nur  in  vcrhftltniss- 
müssig  geringerem  Maasse  verstauet  wird.  Exempel:  von  den  Men' 
nonisten ,  denen  man  nicht  gestattet ,  bAuerliche  Qrundslflcke  cii 
acquiriren,  weil  sie  keine  Kriegsdienste  thun. 

VII.  Rechte,  die  dem  Oberhaupte  des  Staats  ausser  der  allgemeinen 
Oberaufsicht  nber  gewisse  Religions-OeselUcbaften  vermöge  einer 
gescbebeaen  Uebertragnng  zukommen: 
Geschichte  dieser  Uebertragnng,  die  sich  aus  den  Zeiten  der  Re- 
formation herschreibt:  — 

In  jeder  Gesellscbart  muas  nothwendig  eine  gewisse  Ordnung  sein, 
in  welcher  die  Geschäfte  und  Verhandlungen  derselben  betrieben 
werden.  Es  müssen  Gesetze  sein,  nach  welchen  die  Mitglieder  der 
Gesellschart  ihr  Tbeii neb mun garecht  ausüben,  welche  bestimmen,  was 
einem  Jeden  für  Rechte  und  Pflichten  in  der  Societat  zukommen  sollen. 
Dergleichen  Ordnung  und  gesetzliche  Bestimmung  hat  auch  vuu  jeher 
in  den  Rel -Ges.  exiatirt.  Es  ist  festgesetzt  gewesen,  wie  die  Lehrer 
und  Vorsteher  der  gottes dienstlichen  Handlangen  bestellt  werden,  waa 
66* 
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für  Pflichten  dieselben  £U  beobachten  haben  sollen;  was  ftlr  gottes- 
dienstliche  Handlungen  und  Feierlichkeiten  in  der  Gesellschaft  Tor- 
genommen,  £u  welchen  Zeiten  und  bei  was  für  Gelegenheiten  sie  be- 
gangen werden  sollen;  was  dabei  ein  jeder,  der  Lehrer  und  der  Zu- 
hörer, zu  thun  habe;  auf  was  fQr  Art  und  unter  welchen  umständen 
Jemand  zum  Mitgliede  der  Gesellschaft  aufgenommen,  und  aus  was  ftlr 
Ursachen  er  von  derselben  ausgeschlossen;  durch  wen  die  der  Relig.- 
Ges.  vom  Staat  beigelegten  äusseren  Rechte  ausgeübt;  wie  das  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  administrirt  und  verwendet  werden  solle. 

Diese  Gesellschaftsrechte  wurden  in  den  ersten  Zeiten  des  Christen- 
thums  von  den  Priestern  und  Lehrern,  mit  Zuziehung  der  Gemeinden 
ausgeübt.  In  der  Folge  wurden  mehrere  einzelne  Gemeinden  unter 
einen  Vorsteher  oder  Aufseher,  welcher  den  Namen  Bischof  erhielt, 
vereinigt. 

Die  Bischöfe  in  einer  jeden  Provinz  hatten  wiederum  einen  ge- 
meinschaftlichen Vorgesetzten,  der  den  Namen  Erzbischof,  Metropo- 
litan oder  Patriarch  führte,  und  als  zuletzt  der  Bischof  zu  Rom  sich 
der  Oberaufsicht  und  des  Vorsteheramts  über  sämmtliche  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  anmaasste,  so  ward  dadurch  das  grosse  Gebäude  der 
kirchlichen  Verfassung  und  Subordination,  welches  man  die  Hierarchie 
nennt,  vollendet. 

Diese  geistliche  Macht  war  um  so  grösser  und  fürchterlicher,  da 
sie  sich  über  die  ganze  christliche  Welt  erstreckte,  und  der  Papst,  in 
welchem  sich  alle  Kräfte  derselben,  die  in  der  damaligen  Zeit  der  Un- 
wissenheit und  des  Aberglaubens  so  gross  waren,  vereinigten,  sie  zur 
Ausführung  aller  seiner  ehrsüchtigen  und  habsüchtigen  Absichten  mit 
einem  Wink  in  Bewegung  setzen  konnte,  daher  war  es  in  jener  Zeit 
dem  Papste  so  leicht  möglich,  Könige  und  Kaiser  abzusetzen.  Wir- 
kungen des  Bannes. 

Als  durch  die  schreienden  Missbräuche,  welcher  sich  die  Geist- 
lichkeit und  besonders  der  Römische  Hof  schuldig  gemacht  hatten,  die 
Reformation  Luthers  am  Anfange  des  16.  Säculi  veranlagst  wurde,  so 
war  es  einer  der  ersten  Schritte,  welche  die  Reformirten  thaten,  dass 
sie  sich  von  aller  Abhängigkeit  und  Verbindung  mit  dem  Papste  und 
mit  den  an  sein  Interesse  zu  fest  gebundenen  Bischöfen  lossagten. 
Dadurch  wurden  nun  zwar  die  Protestantischen  Kirchen  von  dem  Joche 
der  Hierarchie  frei,  sie  verloren  aber  auch  die  Aufseher  und  Vorsteher, 
welche  bisher  für  die  Ordnung  in  kirchlichen  Angelegenheiten  und  für 
die  Ausübung  der  gesellschaftlichen  Rechte  der  Kirchengemeinden  ge- 
sorgt hatten. 

Hier  traten  nan  in  den  Ländern,  welche  die  Reformation  am 
meisten  begünstigt  hatten,  z.  £.  Sachsen,  Brandenburg  und  Hessen,  die 
Landesherren  ins  Mittel,  übernahmen  die  Funktionen  der  Bischöfe  in 
Ansehung  der  protestantischen  Kirchen  und  errichteten  zu  deren  Aus- 
übung die  Consistorien.  Daraus  entsprangen  diejenigen  Rechte  pro- 
testantischer Landesherren  auf  die  in  ihren  Landen  sich  befindenden 
protestantischen  Religions- Gesellschaften,  welche  nicht  auf  das  all- 
gemeine Recht  der  Oberaufsicht,  sondern  auf  eine  geschehene  Ueber- 
tragung  der  bischöflichen  Rechte  sich  gründen.  Man  sagt  daher,  dass 
ein  protestantischer  Landesherr  zugleich  Bischof  in  seinem  Staate  sei 
und  die  protestantischen  Fürsten  sind  in  dieser  Eigenschaft  durch  den 
Westphälischen  Frieden  ausdrücklich  anerkannt  worden. 
VIII.  Zu  diesen  übertragenen  bischöflichen  Rechten  gehören  vor- 
nehmlich folgende: 

1)  Das  Recht,  Kirchen  Versammlungen  und  Synoden  za  berufen 
und  auf  selbigen  über  Angelegenheiten,  welche  das  gemeinschaftliche 
Beste  der  einzelnen  Kirchengesellschaften  betreffen,  mit  den  Vorstehern 
derselben  zu  berathschlagen; 
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3)  das  Recht,  die  Ordnung  in  der  Feier  dea  QotteadieniteB,  die 
CeremonieD  und  Gebräuche,  die  Formulare,  welche  bei  den  verMhie- 
denen  BeligionshaDdlungeD  gelir&ucbt  «rerdeo  aolleu,  zu  beatimmen. 
Die  L  i  t  II  r  gi  e. 

3}  Das  Becbt,  die  Lehrer  und  Prediger  entweder  aelbat  zu  be- 
stellen ,  oder  die  vuo  den  Kircbengemeinden  und  deren  Toratehera 
oder  Paironeu  gewünschten  Subjeltte  in  Ansebung  ihrer  F&higkeit  und 
Tüchtigkeit  zu  einem  solchen  geistlichen  Amte  zu  prflfen ;  die  tauglich 
befundenen  eu  best&tigcn  und  sie  durch  die  Ordination  zur  wirklichen 
Ausflbung  ihres  Amtea  au  authorisireu. 

4)  Das  Recht,  aber  die  Lehren  und  den  Wandel  der  Prediger  die 
Aufsicht  zu  l'Qbren;  diejenigen,  d:e  ihre  PQichten  nicht  gehörig  er- 
fotlen,  durch  Verweise  und  Strafen  zu  beaaern,  und  wenn  sie  in- 
corrigible  sind,  und  sieb  grober  Vergebungen  in  ihrem  Amte  Hchuldig 
gemacht  haben,  aii^  ihres  Amtes  zu  entsetzen, 

5)  Das  Recht  der  Kiicbenzucht  und  die  Befugniss,  Hitglieder  der 
Gemeinden,  die  sieb  der  eingetohrten  Ordnung  nicht  unterwerfen 
wollen,  oder  den  Gemeinden  ein  Offentlicbes  Aergerniss  geben ,  durch 
birchlicbe  Strafen  zu  bessern,  oder  sie  ganz  von  der  Gesellschaft  aus- 
Euschlieaseu. 

6)  Das  Recht,  fur  die  gute  und  nützliche  Verwaltung  dea  Kitehen- 
vennOgene  zu  aoigeo,  die  darüber  geführten  Reclinungeu  zu  revidireo 
nnd  abzunehmen,  die  Administratürcs  wegen  schlecht  gefOhrter  Ver- 
waltung zur  Rechenecbaft  zu  ziehen  und  ale  bei  befundener  Untreue 
oder  grober  Nachlässigkeit  ihres  Amtes  zu  entsetzen. 

7)  Uaa  Recht,  die  unter  den  Lehrern  nnd  Mitgliedern  einer  Ge- 
meinde oder  auch  unter  den  verschiedeoen  einzelnen  Kirchen  gemein  den 
derselben  Religionsparthei  aber  innere  kircblicbe  Angelegenheiten  ent- 
atebenden  Streitigkeiten  zu  nnter«ucbco  und  zu  entscheiden. 

6)  Die  Befugoiss,  zur  Aus&bung  aller  dieser  Rechte  Consistorieu 
zu  bestellen,  die  Kirchen  in  gewisse  Distrikte  und  Sprengel  zu  ler- 
theileo  und  diesen  Sprengein  Au&eber  unter  dem  Namen  Superinten- 
deuten  und  Inspectoren  vorznaetien. 

IX,  Einschränkungen  dieser  dem  Staat  übertragenen  Rechte: 

1)  Die  Rechte,  die  der  Staat  vermöge  der  ihm  geschehenen  üeber- 
tragung  ausübt,  sind  Rechte  der  Gesellschaft.  Er  kann  aie  alao  nicht 
weiter  ausdehnen,  als  die  Oescllschnft,  an  deren  Stelle  er  getreten  ist, 
seibat  zu  thun  befugt  sein  würde.  Alle  Rechte  einer  Geaellscbaft 
gründen  sich  auf  den  bei  ihrer  Errichtung  geschlossenen  Vertrag. 
Waa  also  durch  diesen  nicht  festgeaetzt  worden,  oder  nicht  hat  fest- 
gesetzt werden  kennen .  dessen  kann  auch  der  Staat  sich  nicht  an- 
maassen.  Unter  den  Rechten,  über  welche  ein  Mensch  keine  Ver- 
träge schlie^sen,  und  dereu  er  sich  auf  keinerlei  Weise  begeben  kann, 
ist  eins  der  vornebrnsten:  seine  Kenntnisse  zu  erweitern,  seine  Begriffe 
zD  berichtigen  nnd  sich  von  dem,  waa  er  als  wahr  erkennt,  tlberzeugen 
zu  laasea.  Ein  Vertrag  also,  durch  den  ein  Mensch  sich  dieaea  seinea 
Rechts,  auf  Wahrheit  und  Ueberzeugung  begeben  wollte,  wOrde  etwu 
Unmögliches  und  Unerlaubtes  enthalten,  und  also  auch  gar  keine  Ter- 
bindlicbkeit. 

Wenn  ich  mich  auch  noch  so  feierlich  und  unter  den  achwersten 
Strafen  Terpfllcbtet  hätte,  stets  zu  Rauben,  dasa  unter  allen  mOglfchen 
Methoden,  Plätze  zu  befestigen,  die  Vanbansche  die  Beste  sei,  so  konnte 
mich  doch  ein  solcher  Vertrag  unmöglich  hindern,  wenn  ich  einsehe,  . 
dasa  die  Montalambertache  Manier  vorzOglicber  sei,  davon  überzeugt 
zu  werden,  und  meine  Ueberzengung  auch  Öffentlich  zu  ftuasern.  Eben 
dies  gilt  auch  von  Religionsmaterien.  Konnte  auch  diese  oder  jene 
Stelle  in  der  Bibel  von  jeher  auf  eine  gewisse  Art  erklärt  werden  und 
die  Mitglieder  einer  Religions- Gesell  ach  oft  sich  auadrUcklick  «erpflichtet 
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hättep,  diese  Erklärung  für  die  wahre  und  richtige  anzunehmeD,  so 
wflrde  doch  eiue  solche  VerpflichtuDg  keines  dieser  Mitglieder  hindern 
können,  sobald  sein  Verstand  einsehe,  dass  jene  bisher  Obliche  Er- 
klärung unrichtig  sei,  und  der  Stelle  nothwendig  ein  anderer  Sinn 
beigelegt  werden  müsse,  seine  Ueberzeugnng  zu  ändern,  and  diese 
seine  veränderte  Ueberzeuguug  erfoi  derlichen  Falls  auch  öffentlich  an 
den  Tag  zu  legen. 

Es  ist  also  unmöglich  und  unerlaubt,  dass  irgend  ein  Mensch  sich 
des  Rechts  begeben  sollte,  seine  Vernunft  in  Religionsaugelegenheiten 
zu  gebrauchen;  dasjenige,  was  er  dadurch  als  wahr  erkennt,  auch  für 
wahr  zu  halten,  wenn  er  überzeugt  wird,  dass  seine  bisherigen  An- 
sichten und  Begriffe  falsch  und  irrig  gewesen  sind,  diesen  Irrthum  zu 
Terwerfen  und  richtigeren  Ideen  und  Erkenntnissen  Raum  zu  geben. 
Haben  aber  die  Einzelnen  sich  dieses  Rechts  nicht  begeben  können, 
so  hat  auch  die  Kircbengescllscbaft  ihnen  dasselbe,  nicht  nehmen  und 
es  dem  Landesherrn  übertragen  können.  Der  Landesherr  kann  also 
unter  keinerlei  umständen  berechtigt  sein ,  für  irgend  eine  Religions- 
parthei  oder  auch  nur  für  eine  einzelne  Kirchengemeinde  einen  unab- 
änderlichen Lehrbegriff  festzusetzen,  und  den  Lehrern  oder  Mitgliedern 
jede  Abweichung  davon  durch  Befehle  und  Strafen  zu  untersagen. 
X.  Einschränkungen  dieser  übertragenen  Rechte.  Von  symbolischen 
Büchern  als  unabänderlichen  Lehrvorschriften. 

1)  Der  Staat  ist  nicht  berechtigt,  symbolische  Bücher  als  unab- 
änderliche Lehrvorschriften  zu  ertheilen,  oder  die  Gemeinden  und 
deren  Lehrer  zur  unabänderliclicn  Beibehaltung  derselben  zu  ver- 
pflichten. Dies  Recht  haben  die  protestantischen  Gemeinden  ihrem 
Landesherm 

a)  nicht  übertragen  wollen;  weil  es  ganz  wider  den  Charakter 
des  Protestantismus  wäre.  Die  Reformatoren  wollten  gerade  das 
Gegentheil. 

b)  nicht  übertragen  können;  denn  sie  hätten  alsdann 

a)  entweder  auf  allen  Gebrauch  der  Vernunft  in  ReUgionEsachen 
Verzicht  thun  müssen,  welches  unerlaubt  ist; 

ß)  oder  sich  verpflichten  müssen,  veränderter  Einsichten  unge- 
achtet, ihre  Ueberzeuffiing  nicht  zu  ändern,  welches  unmöglich  ist; 

Y)  oder  sich  anheischig  machen  müssen,  etwas  in  Ewigkeit  als 
Wahrheit  sich  vortragen  zu  lassen,  von  dessen  Unwahrheit  sie  über- 
zeugt waren,  welches  absurd  ist: 

c)  wirklich  nicht  übertragen. 

2)  Die  Symbolischen  Bücher  haben  aber  demohnerachtet  ihren 
Werth  und  Nutzen.  Sie  enthalten  doch  immer  den  Inbegriff  derjenigen 
Lehrsätze,  welche  die  lutherische  Kirche  in  der  ersten  Zeit  ihres  Ent- 
stehens für  Wahrheit  angenommen  hat.  Der  Lehrer  einer  lutheriachen 
Gemeinde  ist  also  nicht  berechtigt,  der  Gemeinde  wider  ihren  Willen 
und  so  lange  sie  ihre  üeberzeugung  nicht  geändert  hat,  etwas  von 
diesem  Lehrbegriff  abweichendes  vorzutragen.  Vielmehr  ist  der  Staat 
berechtigt,  wenn  eine  lutherische  Gemeinde  sich  beschwert,  dass  ihr 
Prediger  sie  nicht  nach  den  Grundsätzen  der  lutherischen  Kirche 
unterrichte,  den  Unterricht  eines  solchen  Predigers  nach  den  symbo- 
lischen Büchern  zu  prüfen  und  wenn  er  ihn  selbigen  nicht  gemäss 
findet,  einen  solchen  Prediger  anzuhalten,  dass  er  entweder  seinen 
Unterricht  ändere  und  den  Symb.  Büchern  conformire,  oder  dass  er 
sein  Amt  niederlege. 

3)  Aber  der  Staat  ist  nicht  berechtigt,  sich  von  selbst  und  ohne 
das  Anrufen  der  Gemeinde  in  eine  solche  Sache  zu  mischen,  den 
Prediger  wegen  vermeintlicher  Abweichungen  von  den  symbolischen 
Büchern  zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  ihm  die  Alternative  zu 
ändern  oder  niederzulegen,  zu  proponiren.    Denn  wenn  die  Gemeinde 
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mit  dem  Vortrage  ibres  Predigen  ztifriedeD  ist,  so  dient  solches  zum 
Beweise,  daai  sie  in  den  abweictteadeo  Pankteo  ihre  Meinungen  ge- 
ändert bsbe,  welches  der  Staat  ihr  nicht  wehren  kann  und  welches 
demselben  nichts  ouffcht. 

4)  Der  Einwand,  dass  eine  Gemeinde,  welche  von  den  Sjmbol. 
Üachem  abgebe,  aufhöre,  eine  lutherische  Gemeinde  an  sein,  ist  un- 
bedeutend. So  lange  aie  noch  eine  prntee  tan  tische  Gemeinde  bleibt, 
d.  h.  an  lange  sie  die  Bibel  als  einzige  Erkenn' nisaqu eile  JD  Religiona> 
aachen  erkennt  und  verehrt,  Bo  lange  kann  sie  durch  einzelne  Ab- 
weichungen von  dem  alten  lutherischen  Lehrbegriff  ihre  Rechte  als 
proiestaD tische  Gemeinde  nicht  verlieren. 

5)  Die  Besorgniss,  dass  Dnruhen  und  Terwirrnngen  im  Staat  au« 
dei^leicheu  Abweichungen  entstehen  mOchten,  ist  unbegrQndet,  Die 
Abweichungen  betreffen  bloss  spekulative  Meinungen  und  der  Vernunft 
ganz  unbegreifliche  Lehren;  z.  B.  de  trinitate.  Von  dem  ewigen 
ZeugniBS  des  Sohns.  Von  dem  Ausgea.  des  heiligen  Geistes,  de  com- 
miinicatione  idiomat.  —  de  satisfactione,  de  mysterio  sacrae  coenae. 
Es  ist  unmöglich,  dass  sie  auf  den  Staat  and  dessen  Wohlstand  den 
geringsten  Binfluss  haben  kOnnen.  Die  Erfahrung  lehret  das  Gegen- 
theil.  Holland.  England,  rreusscn  unter  der  vorigen  Regierung. 
Practische  Religionen  i  die  Pflichten  der  Gerechtigkeit  und  des  Wohl- 
wollens, in  dem  erhabenen  Sinne,  und  der  vorzflglichen  Wirksamkeit, 
wie  das  Christentbum  sie  lehrt,  kOnncn  ans  der  Bibel,  ala  der  einzigen 
Erkenntnissquelle  eben  so  deutlich,  bestimmt  und  aberzeugend  her- 
geleitet werden ,   wenn  man  auch  jene  apekulatiren  Meinungen  nicht 

-  t  oder  sie  unberührt  laset. 


[vgl.  oben  8.  SlO.  6.  «1U.J 

Deutsche  Ueberaetaung  der  vou  dem  CardinalataaU-Secretair 

Antonclli    dem    Herzog!.    NasB.    Minist.  -  BevoUmäcfatigten, 

Mlialh  Hendel  zu  Rom  am   12.  September  1854  persönlich 

überreichten  Denkschrift  des  päpstlichen  Hofes  '). 

Die  Herzoglich  Nas.'auische  Regierung  weiss  gewiss,  dass  der 
heilige  Stuhl,  stets  beseelt  von  demselben  Geiste  der  Versöhnung,  je- 
doch innerhalb  der  Gränzen  seinei'  Pflichten,  seiner  Seits  keine  Sorge 
verabsäumt  hat,  um  zu  einem  vollkommenen  Einverstftndniss  bezOglicb 
der  Ordnung  der  kirchlichen  Augelegenheiten  in  den  vereinigten  Staaten 
des  deutschen  Bundes  zu  gelangen. 

Und  wenn  nach  langen  und  achwierigen  Arbeiten  dieses  Ziel  noch 
immer  nicht  erreicht  ist,  so  liegt  die  Schuld  hiervon  nicht  an  dem 
heiligen  Stuhle,  wie  dieses  buk  der  einfachen  Darlegung  einiger  der 
weseutlichsten  Thatsachen,  wovon  hier  nur  eine  kurze  üeberaicht  ge- 
geben werden  soll,  zur  Ueberseugung  hervorgehen  wird.  Die  >Dekla- 
ration'  der  Regenten  der  erwähnten  Staaten  war  in  der  That  kaum 
dem  heiligen  Stuhle  Qbergebcn  worden,  ala  Pius  VIL  heiligen  An- 
denkens   durch    eine  Note  des  Cardinalataata-Secretair  Cousaivi   vom 


;  Akten  des  herzogi,  Nassanischen  Staata-Miuisteriuma. 
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10.  August  1819.  den  ausserordebtlichen  Gesandten  und  Berollmäch- 
tigten  Ministern  der  erv&hnten  Forsten  die  Befriedigung  zu  erkennen 
gab,  welche  er  empfinde,  indem  er  seine  Geneigtheit  ausspreche,  ein- 
zelnen der  in  der  Deklaration  enthaltenen  Forderungen  zu  entsprechen. 
Gleichzeitig  drQckte  er  jedoch  auch  sein  Bedauern  darüber  aus,  dasa 
es  ihm  unmöglich  sei,  seine  Zustimmung  und  seine  Genehmigung  zu 
gewissen  anderen  Artikeln  (jene  Deklaration)  zu  ertheilen,  weil  seine 
heiligen  Pflichten  ihm  verböten,  solche  zu  billigen. 

In  diesen  GjBsinnungen  verfflgte  der  heilige  Vater,  dass  der  er- 
wähnten Note  eine  Auseinandersetzung  seiner  Ansichten  (Esposizione 
dei  sentimenti)  beigefflgt  werde,  was  denn  auch  mit  der  grössten  Deut- 
lichkeit stattfand,  indem  in  der  erwähnten  Deklaration  die  Grundsätze 
und  Lehren  der  katholischen  Kirche  Ober  die  darin  berührten  Punkte 
mit  vollster  Redlichkeit  festgestellt  und  erörtert  wurden.  Man  hatte 
Grund  zu  hoffen,  dass  die  Forsten  der  vereinigten  Staaten,  den  Yon 
dem  Papste,  als  dem  einzigen  Richter  in  diesen  Dingen,  entwickelten 
Gesinnungen  zustimmend,  dazu  beigetragen  haben  wQrden,  eine  voll- 
ständige Uebcreinstimmung  über  diese  Fragen  mit  Leichtigkeit  herbei- 
zufflhren. 

Aber  die  erwähnten  ausserordentlichen  Bevollmächtigten,  sich 
Btfltsend  auf  gewisse  Prinzipien,  machten  in  einer  Note  vom  3.  Sept. 
1819.  solche  Bemerkungen  Ober  die  Gesinnungen  Pius  YII,  dass  sie 
dadurch  eine  neue  Note  des  Cardinal  Consalvi  vom  24.  desselben  Mo- 
nats September  veranlassten,  durch  welche  die  erhobenen  Schwierig- 
keiten ausgeglichen  und  die  Grundsätze  bestätigt  wurden,  welche  in 
dem  oben  besprochenen  Expose  niedergelegt  waren. 

Bei  dem  Vorhandensein  dieses  Widerspruchs  in  den  Prinzipien, 
welche  die  ausserordentlichen  Gesandten  im  Namen  ihrer  Forsten  und 
Staaten  aussprachen,  trug  der  heilige  Vater,  erwägend  einerseits  die 
Unmöglichkeit  einer  sofortigen,  ein  gegenseitiges  Abkommen  ermög- 
lichenden Verständigung,  sowie  andererseits  den  Nachtheil,  welcher  so 
vielen  Gläubigen  daraus  erwachsen  wOrde,  wenn  sie  noch  länger  ihrer 
Hirten  beraubt  bleiben  sollton,  alle  väterliche  Sorge  fOr  die  Errichtung 
der  neuen  Kirchenprovinz  des  Oberrheines  und  fOr  die  Umschreibung 
der  Diöcesen,  welche  dieselben  bilden  sollten,  was  denn  auch  alles  nach 
langen  Verhandlungen  durch  die  Bulle  »Provida  soUersque«  vom  20. 
August  1821.  abgeschlossen  und  festgesetzt  wurde. 

Die  Vollziehung  dieser  VerfOgungen  wurde  zwar  ebenfalls  hinaus- 
geschoben, aber  gewiss  nicht  durch  Handlungen  (die  Schuld)  des  hei- 
ligen Stuhls. 

Die  Regierungen  der  betreff.  Staaten  hatten  nämlich,  bevor  zur 
canonischen  Errichtung  der  Kirchenprovinz  geschritten  worden  war. 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  fOnf  Geistliche  —  deren  Mehrzahl 
das  Vertrauen  des  heiligen  Stuhls  in  keiner  Weise  verdienten  —  zu 
den  Bischofsitzen  der  fünf  Diöcesen  bezeichnet  und  ernannt. 

Man  machte  diesen  officielle  Mittheilung  Ober  ihre  Bestimmung, 
ohne  dass  der  heilige  Vater  irgend  Kenntniss  davon  hatte,  und  legten 
die  Regierungen  jenen  durch  sie  selbst  ernannten  Bischöfen  gewisse 
Artikel  einer  gewissen  Kirchenpragmatik  unter  der  Weisung  vor, 
schriftlich  zu  erklären,  ob  diese  Artikel  genau  von  ihnen  wQrden  voll- 
zogen werden. 

Dieses  Verhalten  der  erwähnten  Regierungen  begleitet  von  Um- 
ständen, welche  Jedermann  näher  characterisiren  (qualifier)  kann,  und 
wodurch  fOr  die  Vollziehung  der  gedachten  Bulle  wieder  neue  Hinder- 
nisse geschaffen  worden  waren,  konnte  dem  Herzen  des  ehrwOrdigen 
Pius  VII,  welcher  durch  Vermittelung  seines  Staats  -  Secretairs ,  des 
Cardinal  Consalvi  mittelst  einer  Note  des  Letzteren  vom  25.  Febr.  182S. 
seinen  lebhaften  Schmerz  ausdrOcken  und  bestimmt  erklären  liesa,  wie 
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er  bei  den  in  dem  Exposö  vom  10.  August  1819.  aus  der  Note  vom 
24.  Septbr.  desselben  Jahres  beharren  müsse,  nur  den  grössten  Kummer 
verursachen. 

Der  Papst  beklagte  sich  Aber  die  Nichtvollziehung  der  Bulle 
»Provida  solersque«  und  protestirte  feierlich  sowohl  gegen  den  Versuch 
für  fQnf  noch  gar  nicht  errichtete  Diöccsen  Personen  als  Bischöfe  zu 
bezeichnen,  als  namentlich  auch  gegen  die  angebliche  Kirchenprag- 
matik. Ihre  Artikel  wurden  als  solche  bezeichnet,  welche  zum  grossen 
Theile  die  Freiheit  der  katholischen  Kirche  und  des  Episcopats,  so  wie 
die  wesentlichsten  Rechte  des  Oberhaupts  dieser  Kirche  umstürzen 
würden. 

Ausserdem  wurde  in  dieser  Note  noch  bemerkt,  dass  die  Artikel 
dieser  Deklaration  fast  ganz  übereinstimmten  mit  denjenigen  von  Franlf- 
furt,  welche  die  förmliche  Deklaration  der  vereinigten  Fürsten  und 
Staaten  des  deutschen  Bundes  —  von  welcher  bereits  oben  gesprochen 
worden  ist,  und  in  welcher  einzelne  Artikel  sogar  noch  schlimmer 
waren  —  bildeten.  Gleichwohl  wandte  sich  der  Grossherzog  Ludwig 
von  Baden,  wahrscheinlich  durchdrungen  von  den  gerechten  Beschwer- 
den des  Papstes,  sowie  von  dem  Wunsche,  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten in  seinem  Lande  —  wenigstens  damals  —  endgültig  zu  ordnen, 
während  der  Lebzeit  Pias  VII.  an  das  Oesterreichische  Gabinet,  um 
durch  dessen  Vermittel ung  von  dem  heiligen  Stuhle  die  Zustimmung 
einer  Verhandlung  über  die  kirchlichen  Angelegenheiten  seines  Landes 
zu  erlangen.  Die  in  dieser  Beziehung  von  dem  Fürsten  Metternich 
gethanen  Schritte  wurden,  wie  gewöhnlich,  von  dem  heiligen  Stuhle 
gut  aufgenommen. 

Nachdem  der  Ritter  Baron  von  Gennotte  die  erforderlichen  Voll- 
machten Seitens  des  Grossberzogs  von  Baden,  k.  Hoheit  erhalten  und 
die  Verhandlungen  im  September  1824  eingeleitet  worden  waren,  wur- 
den dieselben  in  confidentieller  Form  so  lange  fortgesetzt,  bis  der 
Grossherzog  im  Stande  war,  zu  dem  Ultimatum  der  mit  ihm  selbst 
abgeschlossenen  und  später  durch  die  mit  den  Worten  »Ad  dominici 
gregis  etc.«  beginnende  Ergänzungsbulle  vom  11.  April  1827.  verkün- 
digten Verhandlungen  die  Zustimmung  der  übrigen  Fürsten  in  der 
neuen  oberrheinischen  Kirchen  pro vinz  zu  erwirken. 

Es  mnss  allerdings  hier  erwähnt  werden,  dass  jene  Fürsten,  indem 
sie  in  Folge  von  Conferenzen,  welche  ihre  Bevollmächtigten  in  Frank- 
furt abgehalten  hatten,  jenes  Ultimatum  durc6  die  Note  vom  477.  Sept. 
1826.  annahmen,  sich  zugleich  bezüglich  der  Art.  V.  u.  VI.  ihre  un- 
veräusserlichen Souverainetätsrechte  vorbehielten. 

Es  konnte  jedoch  dieser  Vorbehalt,  im  Hinblick  auf  die  vorher- 
gegangenen Acte  —  Erklärungen  —  des  heiligen  Stuhls,  im  Hinblick 
auf  die  Verhandlungen  und  auf  die  früher  von  dem  Grossherzog  von 
Baden  und  selbst  von  dem  Herzog  von  Nassau  an  den  Tag  gelegten 
Gesinnungen  und  endlich  im  Hinblick  auf  die  Natur  des  Gegenstandes 
selbst  keinen  anderen  Sinn  haben,  als  welcher  ihm  von  Leo  XII.  in 
der  Antwortsnote  des  Cardinalstaats-Secretairs  Della  Somaglia  vom 
G.  Januar  1827.  gegeben  wurde. 

Dieser  drückt  sich  folgendermassen  aus: 

»Les  Princcs  et  etats  r^nuis  ayant  laiss^  dans  la  pleine  liberte  de 
>sa  Sanit^t^  d'insörer  ou  non  dans  la  bulle  ä  expedier  les  articles  V. 
»et  VI.  de  la  pi^ce  unie  ä  la  note  du  soussign^  du  16.  Juin  182Ö.,  il 
»dcvieut'superflu  d'rntrer  eu  detail  sur  les  motifs  qui  d^terminent  le 
»St.  Pere  ä  rette  insertion.  Elle  est  pour  sa  naturc  trds  öloign^e 
»d'attaquer  leurs  droits  lögitimes.  Elle  ne  porte  aucun  changement  ä 
>ce  qui  de  commun  accord  ä  ete  convenu  pour  les  dotations  des  semi- 
»naires  et  les  expressions,  qui  rappellent  les  Droits,  que  les  Ev^qnea 
»tieunent  de  notre  divin  Sauveur  de  surveiller  et  de  guider  l'enseigne- 
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»ment  des  dogmes  et  pr^ceptea  de  la  religioD,  ne  peuTent  donner 
»ombrage  pas  plus  que  Celles  qui  se  r^f^reot  aux  canons  et  h  la 
»discipline  en  vigueur  de  TEglise,  cet  cnseignement  comme  cette  dis- 
»ciplioc  nc  tendant  qa'ä  faire  rendre  h  Dieu  ce  qui  est  k  Dieu.  et  a 
»C^sar,  ce  qui  est  k  Cösar.« 

Dieses  war  sicherlich  der  Sinn  des  oben  erwähnten  Vorbehalts, 
wie  dieses  auf  das  klarste,  sowohl  die  in  den  Archiven  des  heiligen 
Stuhles  aufbewahrten  Acten  aber  die  Verhandlungen  mit  Herrn  Chr. 
de  Genotte,  als  auch  eine  unter  dem  8.  Juli  1826.  durch  den  Baron 
Uerstedt,  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Herrn  Gross- 
herz(»gs  I^udwig  von  Baden  an  den  Cardinal  Della  Somaglia  gerichtete 
vertrauliche  Depesche  darthun  und  beweisen. 

Unter  anderen  sagte  der  Minister: 

»Le  gouvernement  de  Bade  k  reussi  k  r^unir  les  aotres  cours 
»daus  la  re»olution  de  ne  plus  s'appuyer  sur  les  principes  contenns 
»dans  la  soi-disant  pragmatique  et  de  consentir  k  ce  qae  rultimatum 
»fut  inser^  litt^ralement  dans  la  bulle  supplementaire  et  publie  de 
>m6me.c 

Diese  Mittheilung  war  bezüglich  des  Herzogthums  Nassau  eine 
Bestätigung  dessen,  was  bereits  der  Chr.  Genotte  zu  wiederholten  Malen 
und  noch  bestimmter  durch  seine  Depesche  vom  11.  Mai  1826.  dem 
Cardinal  Della  Somaglia  zu  erkennen  gegeben  hatte. 

Indem  er  darin  von  der  Zustimmung  Sr.  Hoheit  des  Herzogs  zn 
dem  ihm  von  dem  Grossherzog  von  Baden  vorgeschlagenen  Ultimatum 
sprach,  erklärte  Herr  de  Genotte,  dass  der  Herzog  »ne  veut  assar^ment 
»rien,  qui  soit  au  contraire  aux  droits  du  St.  Pore  et  que,  s'U  est  re- 
»Solu,  de  ne  souffrir  jamais  un  empi^tement  sur  le  droits  et  les  Do- 
»maines  de  l'Eglise,  d'une  autre  cotö  il  tient  ferm4  k  ce  qu'ü  croit 
»pouvoir  demander  de  lui  m^me  avec  justice  et  raison.« 

Das  ist  die  Erhebung  des  Doctor  Brand  auf  den  Limburger  Bi- 
schofssitz. 

Und  insbesondere  mit  Rflcksicht  auf  diese  Zustimmung  Sr.  Hoheit 
des  Herzogs  geschah  es,  dass  Leo  XH.  heiligen  Andenkens,  nachdem 
er  alle  Schwierigkeiten,  welche  sich  dieser  Erhebung  entgegensetzten, 
ausgeglichen  (beseitigt)  hatte,  diesem  Wunsche  des  Herzogs  auf  das 
bereitwilligste  nachgab. 

Es  geht  aus  dieser  Darlegung  hervor,  dass  in  der  Vermittelung 
des  Grosshorzogs  yon  Baden  die  Qbrigcn  Höfe  und  unter  ihnen  un- 
zweifelhaft auch  derjenige  von  Nassau  nicht  ferner  mehr  auf  den  in 
der  erwähnten  Pragmatik  niedergelegten  Grundsätzen  beharrten  und 
dass  demgemäss,  indem  sie  sich  ihre  erwähnten  Rechte  vorbehielten, 
jene  Höfe  hierunter  nur  ihre  gesetzlichen  Rechte,  aber  gewiss  nicht 
jene  andern  vermeintlichen  Rechte  verstanden  haben  konnten,  welchen 
der  heilige  Stuhl,  stets  fest  an  seinen  Grundsätzen  haltend,  in  den 
früheren  Verhandinngen  und  Actenstücken  auf  das  beharrlichste  wider- 
sprochen hatte. 

Diesem  allem  nach  hatten  die  Fürsten,  wie  dieses  auch  Herr  von 
Berstädt  bestätigt,  endlich  nachgegeben. 

Der  heilige  Stuhl  musste  diese  Versicherung  um  so  mehr  als  be- 
gründet betrachten,  als  die  vorerwähnte  Note  vom  4./7.  Septbr. .  in 
welcher  sich  dieser  Vorbehalt  ausgedrückt  findet,  durch  den  erwähnten 
Baron  Berstädt  unterzeichnet  ist,  welcher  mehr  wie  jeder  andere  in 
der  Lage  war,  nicht  allein  die  Absichten  seines  Souverains,  sondern 
auch  diejenigen  der  anderen  Höfe  zu  kennen. 

Ausserdem  würde  es  der  Redlichkeit  des  heiligen  Stuhles  wider- 
sprechen ,  auch  nur  von  ferne  eine  Untreue  (Unredlichkeit)  des  Badi- 
schen Gouvernements  (welches  bezQglich  der  übrigen  Regierungen  die 
Verantwortlichkeit  übernommen  hatte)  zu  unterstellen. 
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Ea  h&tle  Qbcrdies,  sowohl  Tertraulich,  Mit  wie  durch  die  TerfDitte* 
luDK  Beines  Repr&sentaDteu ,  des  Herra  Chr.  de  QeiiDoUe,  kIs  aoch 
endlich  direct  durcb  die  Depesche  leinea  Minititere  so  hSnfig  aeioe  Qe- 
siunungcn  kund  gegeben,  welche  ohne  Zweifei  nicht  widurritren  werden 
kunnten,  und  konnte  ebeoBowenig  die  confidciitielle  ^orui  au  der  We- 
senheit der  Sachen  und  an  der  Lauterkeit  der  Verbprechungen  etwas 
Andern. 

Alle  diese  CmsUnde  wurden  durch  den  CardioalBts&U-Secretair 
einige  Zeit  vor  Publikation  der  erwähnten  Bulle  Leo  XII.  nämlicli  in 
der  vertraulichen  Note  desselben  an  den  Chr.  Oennotte  vom  B.  J&miar 
1627.  nochmals  io  nachstehenden  Ausdrücken  in  Erinnerung  gebracht; 
•Seine  Heiligkeit,  bauend  auf  die  einfache  und  unumwandene  Annshme 
•des  Ultimatums  dorch  Se.  k.  H.  dem  Grossherzog  von  Baden  tiod  auf 
>die  durch  Se.  Hoheit  dem  Herzog  von  Nassau  ausgedrückten  Oestn- 
muDgen,  hegt  die  Gewissbeit,  dass  dio  Publikation  der  Bullen  >Pro- 
*<rida  soUerequea  und  der  anderen  ihr  ah  Erg&uzuog  dienenden  Bulle 
>in  ihren  Stauten  mit  derjenigen  redlichen  und  for  daB  Wohl  ihrer 
•katholischen  Üoterthanen  lebhaft  inleressirten  Gesionnng  stattfinden 

•  wird,  welche  iu  so  hohem  Qrade  diese  beiden  Soiiveraine  auszeichnet, 
•und  hoflt  Se   Heiligkeit,  dasg  die  PublikatiiiU  in  einer  Wei»e  erfolgen 

•  werde,  daas  Hoch  Sie  reichliche  Frtlchte  ihre  vftterlichen  Sorge  sam- 
■mein  kGone.< 

Der  GroBfiherzog  L>idwig  von  Baden  treu  seinen  Versprechungen, 
richtete  siifort  nach  Publikation  der  Bulle  >Ad  dominici«  unter  dem 
H.  Juni  1B2T.  einen  Brief  an  Leo  XII.,  in  welchem  er  ihm  in  den 
verbindlichsten  Ansdriicken  dankte;  —  er  sagte,  daas  die  Bulle  im'a 
•cau36  la  plus  vive  satisfaction,  eile  iious  offre  uu  heureux  r^sultat  de 
•nos  negociationa  pour  le  retabiissemcnt  de  l'ordre  et  de  la  discipline 
•dans  l'Eglise  cttholique  dans  le  sud  de  rAllemagne.« 

Und  nachdem  er  das  Vertrauen  erwlhnt  hatte,  von  welchem  der 
heilige  Vater  ihm  im  Laufe  der  Verhandlungen  so  viele  Beweise  ge- 
geben, fihri  Se.  Hoheit  fort:  fCette  confiance,  aussi  ni  appreciable  qu' 
•bonorablc  fnrtifiera,  je  t'espere,  les  mojens  que  je  compte  emplnyer 
•pour  maintenir  parmi  mes  Eujets  catholiquHS  le  reBpect,  qu'ils  doivent 
•au  lien  religieux  qui  va  se  reaerrer  entt'  eui  et  le  Cbef  Bupr&me  de 
•leur  Eglise,  et  pour  garanlir  la  stricte  Observation  des  principes,  qui 
•Tienoent  d'Stre  etablis  pour  la  tranquillit^  de  leur  eonscience.  Soit 
>pri6  votre  Saintetä  d'^tre  persuadäe  que  je  contiuuerai  it  faire  tout 
•ce  que  däpendra  de  moi  pour  cimenter  de  plus  en  plus  one  union 
•salutaire  entre  Elle  et  les  differents  Etats,  qui  composent  la  Province 
•de  Friliourg  et  di>nt  j'oBe  lui  garentir  ies  biinnea  intcntioos,  ainsi  que 

•  le  reaolntion  de  faire  (^xiiculer  facilement  l'arrangement,   qui    vient 
•d'ötre  conclii  * 

Diese  VerBicherungen ,  dem  Papste  nach  der  Ueberlieferung  der 
erwähnten  Bulle  gegeben ,  drückten  den  bereits  gemachten  Verspre- 
chungen das  Siegel  auf  und  bestätigten  gleichzeitig  den  wahren  Sinn, 
in  welchem  Leo  XII.  den  frnber  besprochenen  Vorbehalt  zugelassen 
hatte.  Hienach  konnte  und  musste  der  beilige  Stuhl  auf  die  genaue 
und  treue  Erfüllung  der  VerB]ircchungen  und  Verabredungen  rechnen, 
und  zwar  um  so  mehr,  als  er,  um  das  Zustandekommen  zu  erleichtern, 
l^rusamllthig  alle  mit  den  apostolischen  Pflichten  seines  heiligen  Amtes 
nur  verträglichen  Opfer  gebracht  hatte. 

Und  doch  —  gegen  seine  Erwartung  —  kam  ihm  die  Nachricht 
von  dem  Erlass  eines  Ediktes  vom  30.  Januar  leS'i.,  sowohl  in  dem 
Grosaher^ogtbum  Baden,  als  auch  in  dem  Herzoirlhum  Nassau,  und  in 
anderen  Staaten  zu,  durch  welches  Grundsätze  aufgestellt  und  Ter< 
filgitngen  getroffen  wurden,  welche  durchaus  den  vereinbarten  und  in 
die  vorerwähnte  Bulle  Leo  XII,  aufgeDommenen  Bestimmungen  wider- 
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ipracben.  Diese  Tbstaache,  betrachtet  in  Terbindung  mit  den  H 
lunpen.  welclio  lie  begleiteten,  verursachte  dem  Papste  Piiia  VIT 
Leu  XU.  war  schon  cesturben  —  schweren  Kummer.  Plus  ^ 
nicht  daran  vnrzweifelDU,  durcb  Milde  den  Zweck  zu  erreichen,  cnti 
gieh  indesscD.  die  kathnlisclicn  Unterthanen  jener  Fflrsten  Seine  Hii 
Btimme  Teroehmeu  ku  lassen,  um  sie  mit  dem  gegen  die  Religion 
richtcteu  AngrifTu  bekannt  zu  niaclien.  Er  beschränkte  sich  daher 
Buf,  unter  dem  30.  Juni  1B30.  an  die  ErzbischOfe  und  Biachefe 
oberrheia lachen  KirchenproTiuz  ein  Schreiben  su  richten ,  in  welc 
«r  ihnen  seinen  Itbhartea  Schmerz  aiisdrackte,  und  ihnen  die  irr 
Grtindsitze,  auf  welche  sich  die  in  dem  erwAbuteo  Edikt  eDtfaalti 
Üestimmun gen  stützen,  Bestimmungeu,  welche  den  gesetslichen  Recl 
und  Freiheiten  der  katboliachen  Kirche  entgegen  seien,  auseinan 
Bctzte.  Fi  US  VII.  crfQllend  die  PSichten  seines  apostolischen  Ad 
ermahnte  zugleich  lebhaft  diese  Prälaten,  ihre  Hirteoatimme  zu  erbe 
um  die  ihrer  Surge  anvertrauten  Gläubigen  aa  unterrichten  «de  n 
»featia  [irlncipidnim  illorum  erroribue.> 

In  dieser  liezichung  rief  äc.  Heiligkeit  ganz  lar  rechten  Zeit 
Beispiel  der  Apostel  in  das  Oedftclitnisa  zurück,  welche  deqjeni 
die  innen  Schweigen  auferlegen  wollten,  mit  ganzer  evangelischer  O 
bcit  antworteten;  Obcdire  oportet  Deu  magis,  quam  hominibus. 

Nacbdom  er  weiter  angefahrt,  dass  die  Sache,  welche  aie  veri 
digten,  Ausserdem,  ilass  sie  gerecht  und  heilig  gei,  auch  durch  die 
tr&ge  zwischen  dem  heiligen  Stuhle  und  den  deutschen  FQraten  ni 
BtntEt  werde,  schluüs  Sc,  Helligkeit  damit,  dass  er  den  Bischöfen 
gab,  allea  ihnen  mügliche  zu  tbun,  um  die  Aufbebnog  des  crwftli 
Edikts  zu  erlangen. 

Drei  Jahre  waren  verHossen,  als  Gregor  XVI,  heiligen  Andenk 
"-  tief  betrübt  über  alle  die  Leiden,  die  —  der  Anstrengungen  se 
glorreichen  Vorgftngera  ungeachtet  —  weit  entfernt  sich  zu  vermind 
jeden  Tag  sieb  vermehrten,  lebhaft  ergriffen  durch  die  fortw&hret 
Beschwerden,  welche  von  den  katbolischen  Unterthanen  der  deutst 
Fürsten  an  ihn  gerichtet  wurden  und  endlich  beforchtend ,  daai 
Schweigen  als  eine  Beiheiligung  an  fflr  die  Kirche  so  verderbHi 
und  den  abgeschlossenen  Verträgen  so  offen  widersprechenden  ' 
fOgungeu  mOgc  ausgelegt  werden  ~  sich  durch  die  Pflichten  se 
Gewissens  und  seines  apostolischen  Amtes  gcnöthigt  sah,  zu  pruteati 
waa  er  denn  auch  durch  seinen  Cardinalstaata-Secretair  Bemeltj 
durch  eine  Note  dieser  Eminenz  vom  6.  Oct,  1683,  that.  Der  aoaver 
Papst  legte  Widerspruch  ein  gegen  alle  Verfügungen,  welche,  wie 
Edikt  vom  30.  Januar  lüm.  und  andere  von  den  Regiernngen 
Tereinigteo  Fürsten  und  Staaten  des  deutschen  Hundes  ausgegang« 
fthuliche  Verordnun;{en  verehrte  Rechte  der  katholischen  Kirche 
ihrem  Kachtheil  angegriffen  hatten. 

Der  Papst  verlangte  die  vuliständige  und  gänzliche  ZtirQckoa 
aller  dieser  entgegenstehenden  Terfngungen  und  die  genaue  Befolg 
der  abgeschlossenen  Verträge. 

Von  da  an  muss  man  begreifen .  dass  die  Verantwortlichkeit 
die  traurigen  Folgen ,  welche  sieb  aus  diesem  Stande  der  Dinge 
wickelten,  in  keiner  Weise  dem  heiligen  Stuhle  aufgehordet  wei 
kann. 

Wenn  d:iber  die  Regierungen  der  erwähnten  Forsten  und  Sla 
durcb  Zurücknahme  alter  gegen  die  Rechte  der  katholischen  Kii 
und  die  abgeschlossenen  Verträge  erlassenen  Verfügungen  den  beg 
deten  Beschwerden  des  snuverainen  Papstes  gerecht  geworden  wl 
ao  würden  sie  damit  zugleich  die  Ursache  aller  der  Verwirrungen 
stört  haben,  welchen  man  später  begegnet  ist. 

Aber  da  man  durch  daa  Werk  jener  dunkeln  Geiater  (welche 
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Orossherzog  Ludwig  von  Baden  in  seinem  erw&hnten  Briefe  an  den 
Leo  XIL  als  ewige  Feinde  jeder  öffentlichen  und  religiösen  Ordnung 
bezeichnet)  diesen  traurigen  Zustand  der  Dinge,  in  welchem  sich  die 
Grundsätze  der  katholischen  Kirche  mit  denjenigen  des  Staates  in 
Widerspruch  befanden,  verlängern  wollte,  so  musste  daraus  nothwendig 
ein  Gonflict  zwischen  den  zwei  obersten  Gewalten  hervorgehen. 

Die  Note  vom  4.  Dezember  183Ö.  in  Antwort  auf  diejenige  des 
Cardinal  Bernetti  bestätigte  in  Wesenheit  die  in  Uebereinstimmung  mit 
jenen  Regierungen  angenommenen  Grundsätze,  und  nahm,  alle  froheren 
Thatsachen  vergessend,  keinen  Anstand,  zu  versichern,  dass  diese  Ma- 
ximen nur  die  Entwickeluhg  des  angeblichen  Vorbehalts  in  der  De- 
pesche vom  4./7.  Septbr.  seien. 

Wenn  es  nach  dieser  Antwort  Gregor  XYL  aus  wichtigen  Gründen 
nicht  für  geeignet  hielt,  sofort  entschiedenere  Schritte  zu  thun,  so  ver- 
säumte er  wenigstens  nicht,  andere  den  Umständen  entsprechende  Mittel 
anzuwenden:  er  ermahnte  die  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  bil- 
denden Bischöfe,  ihre  Pflichten  zu  erfüllen  und  forderte  sie  zu  allen 
ihnen  möglichen  Anstrengungen  auf,  um  die  Rechte  und  das  Eigenthum 
der  Kirche  wieder  zu  gewinnen. 

Und  insbesondere  noch  rief  Se.  Heiligkeit  dem  Metropolitan  dieser 
Provinz  in  einem  Urief  vom  29.  November  1839.  nebst  anderem  sehr 
passend  das  Schreiben  Pius  VIL  —  seines  glorreichen  Vorgängers  — 
in  das  Gedächtniss  zurück,  dessen  bereits  Erwähnung  geschehen  ist, 
und  welches  im  Jahre  1830.  aus  Veranlassung  der  Veröffentlichung  des 
sog.  Religions- Ediktes  erlassen  wurde.  Diese  durch  die  souverainen 
Päpste  angewendeten  Mittel  mussten  zu  ihrer  Zeit  die  Wirkung,  welche 
man  davon  erwartete,  hervorbringen.  Um  besser  den  Stand  dieser 
Frage  beurtheilen  zu  können,  muss  nothwendig  bemerkt  werden,  dass 
das  Grundprincip,  aus  welchem  sich  die  in  dem  erwähnten  Edikt  ent- 
haltenen Bestimmungen  ableiten,  in  dem  Artikel  III.  des  Ediktes  ent- 
halten ist,  welcher  das  angebliche  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  über 
die  Kirche  feststellt,  ein  Recht,  von  welchem  dann  in  seiner  voUen 
Ausdehnung  Gebrauch  gemacht  wird. 

Die  Kirche  kann  dieses  Prinzip  niemals  anerkennen,  da  sie  nach 
der  Einsetzung  ihres  göttlichen  Stifters  von  jeder  weltlichen  Gewalt 
unabhängig  ist,  und  dieser  nur  die  Pflicht  obliegt,  sie  zu  beschützen. 

Es  moss  hienach  jegliche  Ausübung  weltlicher  Gewalt  über  die 
Kirche,  welche  nicht  als  ein  wahrer  Schutz  anffesehen  werden  kann« 
als  eine  Usurpation  betrachtet  werden,  gegen  welche  der  heilige  Stuhl 
stets  und  überall  protestirt  hat,  indem  er  ohne  Aufhören  an  dem  — 
wie  erwähnt  —  auch  von  Papst  Pius  VIII.  angerufenen  apostolischen 
Grundsatz  festhielt:  »oportet  obedire  magis  Deo,  quam  hominibus.c  Es 
wird  dadurch  in  keiner  Weise  ein  Angriff  auf  die  Gewalt  der  welt- 
lichen Fürsten  beabsichtigt,  welchen  wir  nach  der  Anordnung  Gottes 
Gehorsam  schuldig  sind  in  allen  Dingen,  welche  ihnen  zukommen,  und 
welche  nicht  den  Gesetzen  Gottes  und  der  Kirche  entgegen  sind. 

Und  wenn  es  hin  und  wieder  vorkommt,  dass  die  weltliche  Ge- 
walt, sich  eine  ihr  nicht  zukommende  Rolle  beilegend,  Anordnungen 
trifft  und  Vorschriften  erlässt,  welche  jenen  Gesetzen  entgegen  sind, 
so  wird  dadurch ,  selbst  ohne  es  zu  wollen ,  die  weltliche  Gewalt  die 
Ursache  von  Unordnungen  und  Verwirrungen ,  welche  in  der  Gesell- 
schaft entstehen ;  sie  verletzt  das  Prinzip  der  Autorität,  und  das  Volk, 
indem  es  sich  daran  gewöhnt,  die  göttlichen  und  Kirchengesetze  nicht 
mehr  zu  achten,  und  die  Autorität  der  Kirche  mit  Füssen  zu  treten, 
wird  schliesslich  in  einen  gleichen  Ungehorsam  gegen  seine  Fürsten 
gerathen. 

Aus  diesem  allem  geht  klar  hervor,  dass,  wenn  die  Bischöfe  ihre 
Stimme  erheben,  um  daa  Volk  und  den  Clerus  über  die  Wichtigkeit 
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ihrer  Pflichten  zu  belehren  und  behufs  seiner  Ausflbung  der  kirch- 
licheu  Jurisdiction  ihre  Rechte  wieder  zu  erlangeo,  sie  damit  nur  eine 
strenge  Gewissensptlicbt  erfüllen  und  das  Autoritätsprinzip  feststellen, 
welches  die  Gruudlage  aller  socialen  Ordnung  ist  und  gegen  welches 
sich  beharrlich  alle  M&nner  der  Revolution  erheben. 

Denn  diese  Menschen,  nachdem  sie  die  Zügel  der  Autorität  zer- 
rissen baben,  stürzen  mit  einem  Schlage  um,  den  Altar,  den  Thron 
und  selbst  die  Gesellscbaft. 

Man  hat  zu  wiederholten  Malen  diese  Wahrheit  anerkannt  und 
zuletzt  noch  in  1848.;  —  man  hat  zu  dieser  Zeit  hierüber  traurige 
Erfahrungen  gemacht;  —  in  Deutschland  und  anderwärts  war  die  Ge- 
sellschaft, erschüttert  durch  die  seit  langen  Jahren  verbreiteten  falschen 
Grundsätze  und  durch  die  Verachtung  jeglicher  Autorität,  auf  das 
höchste  bedroht,  durch  die  revolutionäre  Partei  in  den  schrecklichen 
Abgrund  der  Auflösung  gezogen  zu  werden. 

Die  katholische  Kirche,  immer  treu  ihrer  göttlichen  Sendung,  zö- 

ferte  nicht,  der  Gesellschaft  in  dem  Unglück,  welches  sie  bedrohte,  zu 
[ülfe  zu  kommen. 

Uud  um  nur  von  demjenigen  zu  reden,  was  sich  in  Deutschland 
zutrug,  so  müssen  wir  erwähnen,  dass  die  in  Würzburg  versammelten 
Rischöfe  dieses  Landes,  nachdem  sie  das  schreckliche  Unglück,  welches 
die  Religion  wie  die  Gesellschaft  bedrohte,  in  Erwägung  gezogen  hatten 
und  auf  die  wahren  Quellen  dieser  Uebel  zurückgegangen  waren  ,  zu 
der  Ueberzeugung  gelangten,  dass  nur  die  Kirche  aliein,  welche  keine 
materiellen  Mittel  anwendet,  sondern  nur  diejenigen  Mittel,  welche 
Jesus  Christus  ihr  zurückgelassen  hat,  und  wodurch  die  Menschen  in 
ihren  Pflichten  unterrichtet  und  geheiligt  werden,  einem  so  grossen 
Unglück  einen  Damm  entgegensetzen  könne. 

Aber  diese  Prälaten  erkannten  auch  zu  gleicher  Zeit,  dass  das 
Auftreten  (action)  der  Kirche  nur  dann  wirksam  sein  könne,  wenn  sie 
frei  nach  den  Vorschriften  des  Evangeliums  und  der  heiligen  CanMien 
(Satzungen)  handeln  können.  In  Folge  hievon  haben  sich  die  deut- 
schen Prälaten  vorgesetzt,  diese  Freiheit  der  Kirche  wieder  in  An- 
spruch zu  nehmen  >-  ein  Reschluss,  welcher  dem  heiligen  Stahl  ge- 
wiss nur  angenehm  sein  und  welchen  er  nur  billigen  konnte. 

Ea  gab  selbst  eine  kurze  Zeit,  während  welcher  einzelne  der  deut- 
schen Fürsten,  und  unter  diesen  auch  die  Regierung  des  Herzogthnms 
Nassau  von  den  eben  erörterten  Wahrheiten  durchdrungen  waren. 

Xu  Folge  dieser  ßerathungen  wurde  das  Beispiel,  welches  die  Bi- 
schöfe des  österreichischen  Kaiserstaates  zu  Wien,  Gran  und  Mai- 
land gegeben  hatten,  von  den  Bischöfen  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz befolgt;  —  sie  versammelten  sich  zu  Freiburg. 

lu  einer  an  die  betreffenden  Regierungen  der  die  oberrheinische 
Kirchenprovinz  bildenden  Staaten  gerichteten  Denkschrift  baten  die 
Bischöfe  ehrfurchtsvoll  um  Gewährung  der  der  Kirche  nach  ihrer  in- 
neren und  göttlichen  Einrichtung,  so  wie  nach  den  in  der  erwähnten 
Bulle  »Ad  dominici  etc  «  enthaltenen  Verträgen  zwischen  den  Fürsten 
und  dem  heiligen  Stuhle  schuldigen  Freiheit. 

Und  mit  einer  begründeten  Consequenz  verlangten  sie  zu  gleicher 
Zeit  die  Aufhebung  mehrerer,  diese  Freiheit  verletzenden  Gesetze,  wie 
namentlich  des  Edikts  vom  30.  Januar  1830.  Die  Bischöfe  hielten  die 
angenehme  Hoffnung  fest,  dass  die  Regierungen,  geleitet  selbst  von 
ihrem  eigenen  Vorthcil,  in  ihre  gerechten  Forderungen  einwilligen 
würden. 

Weit  davon  entfernt  wurde  jedoch  den  Bischöfen,  nach  mebr- 
monatlichem  Warten,  im  März  1853.  eine  EntSchliessung  und  ein  dieser 
entsprechendes  Dekret  mitgetheilt.  Mit  Rücksicht  auf  das  kleine  Maas 
dessen,  was  der  Kirche  zurückgegeben  worden  war,  namentlich  aber 
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mit  Rflckaicht  darauf,  dass  im  nbrigen  dieselben  Gruodi&tze,  gegen 
welche  der  heilige  Stuhl  Bofort  und  sp&ter  auch  die  BiscbOfe  mit  bo 
viel  Kecht  reklumirt  hatten ,  wieder  von  Neuem  aufgestellt  waren, 
konnte  dieaes  Dekret  in  keiner  Weise  den  WQnscheu  und  Bitten  der 
ehrwürdigen  Priktflten  genOgen. 

Dieaes  fand  auch  in  dem  HerEogthum  Naasttu  statt,  wie  klar  aiia 
einem  ScbreiLien  des  Herrn  SiaatHminialera  Prinzen  Wittgenatein  an 
den  Herrn  Bischof  zu  Limburg  vom  ö.  H&cz  a.  b.  hervorgeht.  Ea  war 
hienach  nur  eine  Folge  dieser  Verhandlungen,  daaa  sirb  die  erwähnten 
BiKböfe  im  Mouat  Juni  1863.  in  einer  EJjigabe  wiederholt  an  ihre 
betref,  Regieiungen  wandten,  —  eine  Eingabe,  welche  dem  genannten 
Herrn  Minister  durch  den  Msgr.  Blum  am  l>i.  Juli  desselben  Jahres 
unterbreitet  wurde. 

Daaselbe  Motiv  hat  aucb  daa  spätere  Verbaiteo  dieses  PrftUten 
bestimmt,  welcher,  ohne  Zweifel  durch  sein  Gewissen  getrieben, 
sich  in  aeiner  Pflicht  verpflichtet  erachtete,  fflr  die  Kirche  ihre  un- 
ver&usser liehen  Rechte  und  ihre  Freiheit  wieder  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Aus  dieser  kurzen  Auaeinanderaetiung  der  Thateachen ,  dereu 
Richtigkeit  nCthigenfalls  urkundlich  uachgewieaeo  werden  könnte,  wird 
maü  sieb  auf  den  ersten  Blick  Qherzeugen ,  wie  vfttertich  und  redlich 
seit  dem  Jahr  IbVJ.  das  Verfahren  des  heiligen  Stuhles  war,  um  iu 
den  kirchlichen  Angelegenheiten  der  oberrheinischen  Kirchen  pro  vi  ni 
die  Ordnung  wieder  herzustellen,  und  wie  seine  BemQhungen  von  deu 
in  dem  Bezirk  dieser  Ktichenprovinz  bestehenden  Regieruugen  erwidert 
worden  sind.  Was  das  Eerzogthum  Nassau  speziell  anlangt,  so  hat 
sich  auch  da  einiges  zugetragen,  wie  namentlicn  der  gegen  die  Person 
des  ehrwürdigen  Bischofs  zu  Limburg  sowie  gegen  andere  Geistliche 
beahsli'htigte  ProEcss,  was  das  schon  ans  ao  viel  anderen  Ursachen  be- 
hämmerte Herz  Sr.  Heiligkeit  mit  Schmerz  erfüllen  musste.  Aber 
dieser  Schmerz  wurde  gemildert  durch  die  Nachricht,  dass  Se.  Hoheit 
der  Herzog  von  Nassau,  veranlasst  durch  die  Gesinnungen  der  Ge- 
rechtigkeit, welche  ihn  beseelen,  schon  einige  der  Kirche  feindselige, 
von  seiner  Regierung  neuerdings  erlassene  Verfügungen  wieder  auf- 
gehoben bat. 

Se.  Heiligkeit  hat  mit  Befriedigung  gesehen  sowohl  die  Bestim- 
mung des  Herrn  Grafen  Liadekerke  •  Bcaufort,  als  auch  dass  w&hrend 
dessen  Abwesenheit  der  Hinisterialrath  Hendel  den  Auftrag  und  die 
erforderlichen  Vollmachten  erbalten  hat,  um  Ub(?T  eine  endliche  Ord- 
nung der  kirclilichen  Angelegenheiten  in  dem  Herzogtbum  Nassau  zu 
verhandeln.  Der  Herr  Miniateiialratb  bat  dem  Cardinal  Staats- Secretair 
vor  Beginn  der  Verhandlungen  eine  Denkschrift  Qhcrreicbt,  in  welcher 
vor  ollem  die  wohlwollenden  GesinnunRen  Sr.  Hoheit  des  Herzogs  fQr 
seine  katholischen  Unterthanen,  so  wie  sein  Wunsch  bezeugt  wird, 
durch  ein  Abkommen  mit  dem  heiligen  Stuhl  die  eingetretenen  Zer- 
wOrfnisse  zu  beseitigen. 

8e.  Hrhcit  der  Herzog  bestiitigt  weiter  die  Nachricht  von  der  Zu- 
rttcknabme  einiger,  den  Rechten   und  Freiheiten  der  Kirche  zuwider- 
laufenden VerlQgungen,   Ausser  einigen  histoiiscben  Einzelheiten  Qher 
deu  Stand  der  kirchlichen  Angelegenheiten  in  der  DiCcese  Limburg, 
führt  sodann  das  erw&hnte  Memoire  die  in  den  gewünschten  Verhand- 
lungen zu  erörternden  Fragen  auf  drei  Hauptpunkte  zurak,  n&mlich 
1)  die  Besetzung  der  Kirchenämter, 
2]  die  tbeolagische  Bildung  des  Clerus,  und 
3)  die  religiöse  Erziehung  des  Volks. 

Was  die  wohlwollenden  Gesinnungen  Br.  Hoheit  des  Herzogs  vou 
Nassau  gegen  seine  katholischen  unterthanen  und  die  in  Folge  hievoc 
(gegebenen  Verrognngen  anlangt,  so  konnten  diese  Gesinnnngen ,  wi« 
bereits  erwähnt,  dem  Herzen  Jes  heiligen  Taters  nur  Freude  gewUirexi. 
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Se-  Heiligkeit  hat  äaa  feste  Vertrauen,  dsBa  Se.  Hoheit  der  H 
nicht  zugeben  wird,  daBB  seine  Regierung  w&hrend  der  Daaer  dei 
handlungeo  irgend  eine  feindselige  Handlung  gegen  die  Kirche  e 
teu  lasse,  sowie,  daaa  dieselbe  einige  noch  ia  Kraft  befindliche 
namentlich  das  an  den  Bischof  lu  Limburg  ergangene  Verbot 
Rrlaase  und  Pastoralscbreiben  drucken  tu  lassen,  wieder  aufheben  « 

Was  die  Qeachichtserz&hiung  anlangt,  so  kann  sich  der  Car< 
Staats- Secretair  nur  aaf  die  vorhergegangene  kurze  Darlesung  besi 
aus  welcher  unter  anderen  hervorgeht,  dass  die  von  dem  neiligen  S 
in  Ueberein Stimmung  mit  den  Forsten  der  tjUaten,  welche  die 
rheinische  Kirchen  pro  vi  ni  bilden,  aufgestellten  GrnndsKtie  in  den 
erwiLhnt''n  Bullen  enthatten  sind,  deren  eine  mit  den  Worten  a 
gend:  tProvida  solersque«  von  pius  VII.,  die  andere  anfangeod: 
dominici  gregiai  von  Leo  XII,  heiligen  Andenkens  herrllhrt. 

und  gerade  auf  diesen  Grundlagen  sowie  anf  der  inueren  1 
der  Verfassung  der  katholischen  Kirche  und  ihrer  gesetzlichen  Exi 
in  den  mehrerwUinten  Staaten  ,  beraben .  wie  auf  nnerschfltterl 
Fundamenten,  die  Forderungen  der,  mebnnala  zu  Freibarg  versai 
ten  Bischöfe  dieser  Kirch enprovins. 

Wenn  man  hienach  das  hier  erörterte  in  daa  Auge  fasst,  so  mi 
sich  die  Verhandlungen  mit  dem  Bevollmächtigten  der  nassanii 
Regierung  nicht  bloa  aber  die  drei,  in  dem  Promemoria  des 
Heaiiel  berührten  Punkte,  sondern  auch  Ober  die  übrigen  Forden 
der  Bischöfe  erstrecken. 

Man  wird  zur  Grundlage  dieser  Verhandlungen,  die  orwUinte 
Leo  Xll.  nehmen,  und.  indem  man  die  darin  enthaltenen  Qrnnd 
nnd  Gegenstände  (bei  den  VerhandInngenJ  sugiebt  (—iniftstt — ) 
Bulle  die  den  Gesetzen  und  Grnndsfttien  der  katholischen  Kirche, 
den  von  den  Bischöfen  der  oberrheinischen  Kirchenprovins  and  oa: 
lieh  von  dem  Herrn  Bischof  zu  Limburg  gestellten  ForderuDgei 
sprechende  Entwickelung  und  Anwendung  geben. 


VI 

<vg!.  obBD  9.  STO.) 

Antwort   des  Nassauiechcn  Gesandten   auf  die  vorsteh 
Note  V.  28.  Nov.   1854. 

Quand  on  a  all^u£  dans  le  mtooire,  que  le  pl^nipotentiar 
Oouv.  docal  de  Nassau  a  eu  l'huuucur  de  präsenter  t  S.  E.,  H.  le 
Antonelli,  S.  d'^tat  de  Sa  S.  le  17.  Aoüt  cr.,  qu'k  la  anite  de 
gociations  de  Tannfe  1819  et  des  anni'es  suirantes  il  ne  fut  ai 
qu'une  entente  limitäe  et  plus  particuli^remeat  au  siget  de  Ia  cir 
scription  de  Ia  province  ecclfsiastique  du  BasBbein  (?)  et  des  dio< 
qui  Ia  composeiit,  aussi  bien  que  de  Ia  dotaiion  des  ^v^ch^s  e 
chapitrea  et  de  Ia  provision  des  offlces  —  cette  Observation  troav 

foiut  d'arrft  dana  les  actes  relatifa  ä  ces  n£gaciationB.  A  Ia  £ 
Exposition  des  Sentiments  de  Sa  St6. ,  jointe  h  Ia  note  de  S.  '. 
Cardinal  Consalvi,  en  data  du  10.  Acut  1819.,  il  fut  proposi,  i 
cuter  provisoirement  Ia  nouvelle  circonscription  des  diocäses,  mf 
aatisfaire  anbesoin  le  plos  urgent  des  fidiles,  c'est  &  direau  beooin  d'ob 
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lenrs  putenn  et  de  ponrToir  plm  Mrd  k  l'unikble  auz  n^cesBitäs  des 
Eglisea. 

Les  n^gociRtions  olt^rieurea  BODt  ratachäes  b  cette  propoBition; 
U  note  du  moiB  de  Septembre  1836.  d^cUre  poiitiTemeat ,  qa'il  ne 
B'agisB&it ,  que  du  compläment  des  vrAOgements  £ubliB  au  ginet  de 
la  circoDBcription  et  de  la  dotation  des  ävöch^  Jk  l'^gard  deB  diapoBi- 
tioDB  lea  plus  urgenteB. 

II  a  6t6  ultärieu reinen t  di3clar6,  qn'en  effet  les  gouvernemeDti  pour- 
raient  consentir  eBBentiellement  aux  qnatre  premien  articles  du  projet 
en  queBÜoD,  mais  qu'ati  contraire  l'iuBertion  dea  art.  V.  et  Tl.  dang 
une  bulle,  qni  devalt  etre  promnlgäe,  ^tablirait  pour  les  goDTemementa 
respectifg  la  nteesBite  de  se  räserver  de  leur  cAtä  lenrB  droits  de  soa- 
Teminetä  inall^nableB. 

La  note  mentionn^e  se  prononce  k  cet  ^ard  ai  dairement,  et 
d'noe  manjäre  ai  päremptoire,  qu'il  en  riButte,  que  la  präaentUion  de 
cetle  note  De  pät  pas  etre  präc^dde  par  des  acclamatioDs  coatraires 
ä  aoo  contenu. 

Les  actes  du  Qouveriieinent  ducal  ne  contiennent  ea  outre  rieo, 
qai  puisae  donoer  lieu  k  la  präaomption,  que  la  note  suadite  ent  4t6 
rädigce  conlralrement  aui  intentions  du  gouTememeDt  ducal. 

Le  gonveroement  eat  si  intimement  convainca,  qu'il  fut  inspirä  de 
Bon  eaprit  de  juBtice  et  de  loyante  dod  moins  que  de  celui  de  bienveil- 
lance,  ea  rempliBsaDt  ses  ueToin  et  en  ezercant  Bes  droits  enrers 
l't'glise  catholique.  .  - . 

Dann  folgt  Ausdruck  der  Freude,  dasB  der  Papst  diese  Oesiaann- 
gen  der  Nasa.  Begierung  anerkenne. 

Diese  werde  dabei  verharren  trotz  des  Benehmens  dea  B,  v.  LUn- 
burg,  aber  den  bittere  Klagen  ausgeaprocfaen  werden.  Sie  sei  zu  alJen 
in  dem  tiim.  t.  17.  Aug.  64.  verbeiBsenen  Concesstonen  bereit  und 
wolle  alle  nOthigen  Aufkl&rnngen  geben. 


VII. 


Schriftwechael  zwischen  der  römischeo  Curie  und  der  badi- 
schen  Regierung,    die   Absetzung    der   Prof.  Schreiber 
und  Amman  in  Freiburg  betr.  '). 
1. 
EaceUenaa. 
Coerentemente  a   ciö   che  il  Sottoscritto  Cardinale  Segretario   di 
Stato  di  Sna  Santitä  ba  avnto  I'onore  di  esporre  a  Tostra  Eccelleaia 
nella  cootemporanea  Sua  Nota  relativa  alla  non  esecuxione  della  Bolla 
del  Sommo  Pontefice  Leone  XII.  di  Sa.  Me.  indata  de  11.  Aprile  m2T. 
deve  ora   ricbiamare  la  dl  Lei  attenzione  sopra  nn  ogetto  particolare, 
che  Bebbene  compreao  Bostanzialmente  nel  reclamo  aTaniato  neila  Nota 
anddetta   merita  per  la  sna  graie   importanza  una  speciale  coaside- 
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Eglx  i  faori  di  dubbio  cbe  aaa  parte  eaieniiale  del  libera  eser 
dellft  religione  cattotica  ('  rinsegnameuto  religioso  la  direzione  di  q 
eBclutivuDente  uppartieno  ai  lacri  Pustori,  et  forma  parte  dei  di 
dell  Episcopato  al  quäle  le  Convenriuni  passate  fra  la  Santa  Sed 
i  Principi  et  Statt  Protestanti  riuniti  della  Confederazione  Germa 
gHrantJBcoiio  il  pieuo  iibo  della  ^iurisdizione  aecondo  i  caaooi  vig 
e  la  presente  illsciplina  della  CfaicBal  Cbe  se  la  direzione  dell'  io 
uamento  Cattnlico  per  i  Fedeii  in  generale  appartiene  ai  Vescoi 
piti  flirte  ragione  i:  di  loro  esciuaiva  eumpetenia  la  iutrusione 
giovane  Clero  deilinato  a  perpetuare  il  HiDiatero  del  Santuario. 

Non  earä  quindi  aorpreaa  Voatra  Eccellenta  *e  Sua  SantitA  a 
appreau  con  iDei>pr!mil>ilc  amsres;!«  che  i  Veacori  della  PrOTiacia 
cleeiaatica  KeuAna  aonu  eacluai  dalln  direzione  e  sorveglianxa 
secnndo  i  Canoni  dubboDO  avere  aul  oosceute  loro  Clero,  e  che  qa 
i  obbligato  ad  appienilere  le  acieuze  sacre  uelle  pobliche  Unifer 
sotto  la  BCürta  ili  Llbri  pernicJoai,  e  con  la  guida  di  Profeauri 
nulla  risparniiano  per  infondere  ne  luro  AilieTi  il  veneno  della  CO 
Klone,  et  delle  masime  le  piü  iierverae. 

I  fatti  aoiio  tioppo  paieai  per  potere  ommettere  la  piü  liefe  c 
xir.nc.  E  Botto  gli  occbi  del  Saiitii  Padie  l'Opera  pabbicata  colle  ata 
dal  Prufeasore  di  Teologia  Uoralc  ncll' Uuiveraita  di  Friburgo  En 
Schreiber,  ed  e  iu  esaa  che  upertametite  bi  oppugna  la  itottrina  ( 
Clitcsa  Cntlolicn  aiii  Toti  religiusi,  e  aul  celiliata  aocro,  e  ni  svillupj 
altrc  maaainie  pernicinse,  che  egli  non  ha  rossore  di  aoatenere  ei 
eeguare  dalla  cattcdra.  Üb  mennre  e  il  daono,  cbe  reia  coIlc  sue  I 
Olli  il  Profeaanre  di  ätoria  FJccleBiaBlica  Enrico  Amman,  il  quäle 
conteuto  di  combattere  aenza  riaerva  l'auturiU  vencrabile  della  Chi 
c  la  eanta  legge  del  Celibato,  6  giiinto  all'  impudenza  di  coapii 
publioam eilte  alla  Sita  abolicionc  per  meazo  di  lettere,  cbe  ha  t 
circolare  nelte  diverae  parti  della  Prozincia  EccIeBiaaiica  e  con  le  q 
ha  eccitati  quei  Cliierici  alla  aedizioae,  chiamandoli  a  sottoacrive 
Buoj  indegoi  progetti.  K  l'cffetio  ha  beu  cotmposto  ai  suoi  diae 
aTeiidi)  not)  aolo  trovato  fatilori  e  acguaci,  ma  riacoaso  eziandio  appli 
e  dotii. 

II  aantü  Padre  nun  pab  dtibitare.  cbe  il  Prelato  ArciveacoTi 
friburgo  abbia  ailenipiutü  i  doveri  del  Paatorale  aiio  offfcio,  ioTOCa 
dalla  reltiludinc  di  Sua  Altezza  Reale  il  Gran  iJuca  di  Baden  il 
pronio,  ed  eoergico,  provedimento  a  si  gravi  dlsordini.  Trattan 
pcrü  di  ua  oggetto  di  tnola  impurtanza  avrebbe  credtito  Sua  Santiti 
trahire  le  obligazioni  dell  UniverBale  äuo  Apostolato,  ae  non  vi  a*< 
direttamente  rivolte  le  apeeiali  aiie  eure.  — 

Vostra  Eccelleaza  nclIe  Icaltl  del  Buo  carattere  aon  potriX  : 
coDTenire  cbe  il  bene  de  auddetti  Cattolici ,  e  l'eaistenEa  steasa  d 
reliüioiie  nel  Dumini  di  Sua  Altez/a  Reale  dipende  oella  tnasBima  pi 
del  Clero,  e  cbe  la  condotta  di  queatu  e  totalmente  collegata  coli'  i 
cazione,  e  colla  ialruzioue,  cbe  riceve  nei  priml  auoi  anni. 

In  vista  pertanto  dclle  luneete  coiiaeguenze ,  che  dovrebbere  : 
vitabilmente  attenderai  in  pregiudizio  del  Clero,  e  della  Iteligione  I 
tolica  dalle  peaaime  duttrinc  inainuate.  fl  difeae  dai  nomiaati  Profea 
Schreiber  ed  Amraati .  il  aanto  Padre  ha  ordinato  alP  aottoacritto  < 
dinale  Segretariu  di  far  giungere  i  Suoi  reolami  a  Sua  Altezaa  R 
il  Gran  Dura  di  Baden,  onde  coli'  immcdiata  loro  remozione  c 
U'iiTeraitil  di  Friburgo  aia  tolta  la  dancoaa  inSuenza,  che  hanno  ai 
floora  neglt  auiini  dei  giovani  Cbierici,  e  sia  elmeno  arreatato  il  u 
ai  graviBSinii  mali,  che  hanno  gi^  purtroppo  prodotlo.  — 

AI  icmpo  ateaso  appogiandoBi  äua  Santilä  alle  atipolate  Com 
zioiii,  uon  puu  non  reclainare  anche  in  queata  occasione  l'essatta  OGi 
vanza   per   ciii    cbe  riguarda  l'educazione  del  Clero  e  l'inaegname 
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delle  Scienze  sacre,  la  di  cai  direzione  appartieoe  esciusivamente  all' 
Arcivescovo  di  Friburgo  in  forza  del  pieuo  uso  della  sua  Ecclesiastica 
giurisdizione  solennemcnte  promesso  et  stabilito. 

La  fiduzia  che  11  Santo  Padre  ripone  nella  giustizia,  e  nella 
lealta  della  Keale  Altezza  sua,  e  nei  buoni  uffici  che  rEccellenza  Vo- 
stra  e  pregata  di  aggiungere  in  appoggio  di  cosi  giuste  domande,  lo 
pongoDo  nella  certezza  di  un  sollecito  e  felice  successo. 

Gradisca  Yostra  Eccellenza  che  il  Cardinale  sottoscritto  Le  rinnovi 
in  questo  incontre  le  assicurazioni  della  sua  disüntissima  considerazione. 

(sig.)   J.  Card.  Bernetti. 

Roma  5.  Ottobre  1838. 

2. 

Note  ai;i  den  Cardinal  Staats-Secretär  Bernetti 
vom  5.  September  1834. 

Coniointement  avec  la  note  du  6.  Octobre  de  l'ann^  derniere  rela- 
tive k  l'edit  publie  le  30.  Jan  vier  1830.  dans  les  ^tats  reunis  poor 
former  la  Pruvlnce  archiöpiscopale  du  haut-Rhin,  Son  Eminence  Mou- 
seigneur  le  Cardinal  Bernetti,  Secretaire  d'Etat  etc.  ä  bien  voulu 
adresser  au  sousigne  une  seconde  note  portant  la  mSme  date,  qui  a 
du  eugager  le  Gonvercement  grandducal  a  nn  examen  d'autant  plus 
scrupuleux  que  les  plaintes  qu'elle  contieot  le  touchent  plus  particn- 
lieremeut  en  ce  qu'elles  portent  tant  sur  la  formation  du  clergc  daus 
Ic  Grand- Duchö  que  sur  les  doctrines  et  les  Berits  de  deux  profcsseurs 
de  l'universit^  de  Fribourg. 

Cette  derniüre  communication  partant  des  m^mes  principes  et 
notamment  de  la  supposition  d'une  Convention  formelle  conclue  entre 
les  ütats  partieipans  ä  la  Province  arcbicpiscopale  et  le  St.  Siege,  le 
Soussignä  se  permet  avant  tout  de  rappeler  h  Son  E.  sans  les  repeter 
les  observatiuns  qu'il  a  dejä  eu  Thonneur  de  Lui  soumcttre  par  sa 
note  en  date  d'hier  et  par  lesquellcs  il  croit  avoir  suffisamment  d4- 
montr^  que  les  dispositions  contenues  dans  les  buUes  de  Sa  Saintete 
et  limitees  daus  leur  application  par  l'edit  du  30.  Jauvier  1830.  ne 
presentent  uuUement  le  caractcre  d'une  Convention  formelle. 

II  est  Evident,  d'apres  ces  mömes  considerations,  que  les  gouver- 
ucments  röunis  n'ont  pu  accorder  aux  ^vSques  la  surveillance  sur  la 
formation  du  jcune  clergö  et  sur  l'enseignement  des  sciences  thöologi- 
ques  ainsi  que  la  juridiction  d'apres  les  canons  et  la  discipline  de 
l'eglise  actuellement  en  vigueur,  que  r^clame  la  bulle  »ad  Dominici 
gregis  custodiam«  —  qu'en  tant  que  leur  exercice  ne  tombe  pas  sous 
la  r^servation  expresse  coutenue  dans  IMdit  du  3.  Janvier  et  qu'il  ne 
porte  pas  atteinte  k  des  institutions  lägalement  cxistantes  et  ^prouvees 
pendant  des  si^cles  entiers. 

C'est  en  conformite  de  ce  principe  que  le  s^minaire  de  Fribourg 
et  les  candidats  qui  y  sont  admis,  apr^s  avoir  fait  leurs  ötudes  acadc- 
miqucs,  pour  se  prcparer  plus  specialement  a  l'etat  ecclesiastique,  se 
trouvent  places  sous  la  surveillance  et  la  direction  imm^diate  de  l'ar- 
chev^qiie,  tandis  qu'il  n'excerce  q'une  surveillance  indirecte  snr  les 
professeurs  et  les  6tudians  en  th4ologie  ä  l'universitä  et  qu'on  ne  pour- 
rait  etcndre  cette  surveillance  sans  porter  prejudice  &  la  Constitution 
fondamentalc  de  l'universitö,  k  sa  juridiction  et  aux  reglements  g^ne- 
raux  sur  l'enseignement. 

Le  Soussigne  a  d'ailleurs  peine  h.  s'expliquer  comment  l'enseigne- 
ment des  sciences  theologiques  dans  les  nniversites  en  gön<^ral,  a  pu 
fournir  ä  S.  E.  un  motif  de  plainte,  puisque  c'est  un  usage  saivi  de- 
puis  de  siäcles,  dans  toute  l'Allemagne.  Les  gouvernemens  ont  la  con- 
viction  que  les  r^sultats  n'en   peuvent   pas   6tre   consid^r^s   comme 
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f&cheuses,  qu'aa  contraire  cette  institution  a  r^pondu  jnsqu'ä  präsent  aaz 
besoins  de  Feglise  et  ils  ne  doutent  pas  qu'elle  n^y  reponde  ^gaJement 
ä  ravenir,  disposcs  comme  ils  le  sont  ä  faire  droit  aux  Töritables  griefs 
et  k  r^medier  aux  iDCony^oieos  qae  TArcheT^que  et  les  ^v^qoes,  dans 
leur  BoUicitude  pour  la  puret6  de  la  foi  et  des  moeurs,  pourraient  leor 
d^signer. 

On  ne  pourra  donc  nier  que  la  sarveillance  qu'exercent  les  ev^qaes 
et  sp^cialement  Tarchev^qae  de  Fribourg  sur  le  jeune  clerg6  et  sor 
ga  formatioD,  est  aussi  ^tendue  qu'elle  Ta  jamais  6t6  en  AUemagne  et 
d^slors  toute  r^clamation  semblerait  devoir  cesser. 

II  reste  au  Soussigu^  k  parier  des  professeurs  Schreiber  et  Amman, 
puisque  Son  Eminence  les  cite  nommf^ment,  en  blämant  de  l'un  les 
principes  quMl  professo  sur  les  voeux  religieux  et  le  cölibat  et  de 
Tautre  la  conduite  qu'il  aurait  tenue  pour  faire  des  partisans  contre 
le  c61ibat  et  qu'Elle  va  m^me  jusqu'ä  demander  leur  renvoi  de  Funi- 
versitö. 

Quant  aux  doctrines  du  professeur  Schreiber,  contre  lesquelles 
l'archev^ue  a  aussi  reclam^  directement  aupr^s  Ö.  A.  R.  le  grand-duc, 
il  ne  saurait  6tre  doutenx  que  les  Toeux  et  le  c^libat  appartiennent  k 
la  discipline  eccl^siastiqne  et  que  sous  ce  point  de  vue  le  moraliste 
peut  en  porter  un  jugement  libre  sans  pr^udice  des  dogmes.  II  est 
vrai  que  le  professeur  Schreiber  s'est  prononc^  trds  ouvertement  sur 
ce  sujet  et  quMl  a  posö  des  principes  qui  doivent  surprendrc  si  on  ne 
les  considöre  pas  dans  Tensemble  de  son  Systeme  moral,  mais  qui  sem- 
bleut  pourtant  rien  contenir  contre  les  dogmes  catholiques  et  en 
g^n^ral  rien  que  d'autres  moralistes  des  temps  anciens  et  modernes 
n'aient  pas  d^jä  avanc4.  II  fait  d<§river  ses  doctrines  d'un  principe 
en  soi  bon  et  incontestable  et  nul  doute  que  sous  le  rapport  scienti- 
fique  elles  ne  puissent  6tre  compl6tement  justifi^es  et  que,  prises  dans 
le  sens  de  l'auteur,  elles  ne  pourront  dtre  pröjudiciables  ni  k  l'^glise 
ni  k  la  religion  ni  aux  moeurs. 

Cependant  S.  A.  R.  le  grand-duc  en  consid^ration  de  la  r^clama- 
tion  de  l'archevöque  a  ordonn^,  que  le  professeur  Schreiber  fut  engäge 
k  presenter  k  ce  preroier  une  d^claration  justificative  et  k  obserrer, 
quaut  k  la  doctrine  du  c^Iibat,  les  ^gards  et  la  circonspection,  que  lui 
impose  sa  position  de  professeur  de  la  th^ologie  catholique. 

En  mime  tems  S.  A.  R.  a  fait  savoir  k  FArchevdque  que,  si  la 
declaration  susmentionn^e  ne  le  satisfaisait  pas,  Elle  serait  disposee, 
afin  d'^clairer  la  question  k  demander  l'avis  doctrinal  de  quelques 
facultas  de  thäologie  catholique. 

Ce  professeur  Schreiber  n'a  pas  manqu^  de  präsenter  sa  jastifi- 
cation  k  l'ArchevSque,  qui  en  a  paru  satisfait,  puisqu'il  n'a  pas  pro- 
voquö  depuis  ce  temps,  des  mesures  ultdrieures  et  qu'il  ne  s'est  pas 
non  plus  däclar^  sur  l'exp^dient  d'une  consultation  de  facultas  de  th^ 
logie,  qu'on  lui  avait  propos^. 

Ce  n'est  donc  pas  au  gouvernement  grand-ducal,  qu'on  pourra 
reprocher  de  n'avoir  pas  us6  dans  cette  circonstance  de  tous  les  moyens 
qui  se  trouvaient  k  sa  disposition  et  d'apres  ce  qui  s'est  pass^,  il  croit 
pouToir  regarder  maintenant  cette  affaire  comme  termin^e,  d'autant  plus 
que  l'^rudition  et  les  qualit^s  morales  du  professeur  Schreiber  sont 
g^n^ralement  appr^ci^es  et  qu'il  ne  peut  pas  dtre  compt^  parmi  cenx 
auxquels  pourrait  s'adresser  le  reproche  grave,  qu'ils  insinuent  k  leurs 
^l^ves  le  venin  de  la  corruption  et  des  maximes  perverses.  Dans  tous 
les  cas  il  serait  contraire  aux  principes  de  droit  et  de  procedure  ainsi 
qu'aux  droits  constitutionels  dont  jouissent  les  professeurs  de  l'univer- 
sit6 ,  si  on  le  destituait  sans  avoir  6cout4  et  examinä  sa  jostification 
et  sans  que,  ce  qu'on  lui  impute  fut  clairement  prouv^. 

En  ce  qui  conceme  le  Conseiller  et  professeur  Amman,  il  suffirait 
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d'obserTer  qu'il  n'enseigoe  pas,  comme  la  note  de  S.  £.  le  suppose, 
Thistoire  eccl^siastique ,  mais  le  droit  canon ,  qu'iL  appartient  k  la  fa- 
culte  de  droit  et  quMl  est  lalque. 

Ses  doctrines  n'avaient  pas  ju^qu'  ä  present,  occasion^  des  plaintes 
et  quelque  soit  le  jugemeut  que  Von  porte  sur  la  conduite  dans  l'affaire 
du  cälibat,  il  ne  faut  pas  perdre  de  vue,  qu'elle  est  tout  ^  fait  inde- 
pendante  de  sa  positiop  k  l'universit^  et  qu'il  a  agi  dans  cette  circon- 
stance  comme  simple  particulier.  II  s'est  born^ ,  au  reste ,  ä  coop^rer 
aux  petitions,  qui  ont  ^U  adress^es  a  S.  A.  R.  le  grand  duc,  k  Parcbe- 
v^que  et  aux  chambres  des  Etats  et  qui  tendeut  k  obtenir  l'abolition 
du  c^libat  par  les  voies  legales.  II  n'a  donc  rien  fait  d'illicite  et  si 
l'on  songe,  que  depius  l'^tablissement  du  coli  bat  cette  JDstitution  pure- 
ment  de  discipline,  a  äte  combattue  sans  reläche,  non  seuleroent  en 
doctrine,  mais  que  m^mes  des  Empereurs,  des  Rois  et  des  diätes  se 
sont  d^clar^s  ouvertement  contre  eile,  il  faudraconvenir,  que  les  efforts 
de  deux  professeurs,  auxquels  le  Gouvernement  n'a  pas  donnd  de  suite, 
ne  m^ritent  pas  toute  l'importance  que  semble  leur  attacber  la  Cour 
de  Rome. 

Le  Soussign^  prie  Son  Eminence  d'agr^er  etc. 

(Signö.)  le  Baron  de  Türkheim. 


VIII. 

(vgl.  oben  8.  389.) 

Note   der  römischen  Curie   v.  5.  October  1833.  gegen   die 

in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  nach  Abschluss  der 

CircumscriptionsbuUen  erlassenen  landesherrlichen 

Verordnungen  *). 

Eccellenza. 

E  noto  a  Vostra  Eccellenza  che  fino  dall  anno  1827.  ad  istanza 
principalmente  di  Sua  Altezza  Reale  il  Gran  Duca  Ludotico  dl  Baden 
e  con  la  mediazione  di  Sua  Maesta  Imperiale  et  Reale  Apostolica 
ebbero  luogo  fra  la  Santa  Sede  ed  i  Principi  e  Stati  Protestant!  riu- 
niti  della  Confederazione  Germanica  .delle  transazioni  per  sisteniare  gli 
afibri  della  Chiesa  Cattolica  nei  Dominj  soggetti  ai  Principi  e  Stati 
Buddetti. 

II  risultamento  di  tali  transazioni  fu  fedelmente  espresso  nella 
BoUa  »Äd  domifUci-gregis  cmtodiam*  pubblicata  dalla  Sa.  Me.  del 
Sommo  Pontefice  Leone  XII.  in  data  dell'  11.  Aprile  1827.,  e  Sua 
Altezza  Reale  ne  garanti  la  esatta  osservanza  tanto  per  la  Sua  Al- 
tezza Reale,  quanto  per  qnella  degli  altri  Principi  et  Stati  Contraenti. 
Quantumque  la  natura  stessa  delle  Convenzioni,  le  quali  costitaiscono 
un  patto  sinallagmatico ,  e  la  inviolabilitä  delle  assicurazioni*  ricevute 
rendessere  certo  il  Supremo  Capo  della  Chiesa  della  fedele  osservanza 
delle  cose  stabilite,  non  pot^  non  recargli  gravissima  amarezza  l'Editto 
del  30.  Gennajo  1830.  pubblicato  a  Carlsruhe ,  ed  adottato  da  tutti  i 
Principi  e  Stati  Protestant!  riuniti  della  Confederazione.   Infatti  mentre 


')  Akten  d.  Grossherz.  Minister,  d.  Inneren  zu  Karls- 
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era  si  coovenuto  che  la  communicazioDe  in  affari  Ecclesiastici  ood  la 
Santa  Sede  sarebbe  stata  pienamente  libera,  fu  disposto  in  quelP  Editto 
che  »il  solo  Arcivescovo,  o  i  Vescovi,  o  i  Vicarj  del  Vescoyato  fossero 
»in  libera  communicazione  col  Capo  Siipremo  della  Chiesa  in  tutti  gli 
»oggetti  rignardanti  l'Ccclesiastica  Amministrazione  do?endo  pero  i 
»medesimi  avere  guardo  alle  relazioni  risultanti  dal  territorio  Metropo- 
»litano ;  e  che  tutti  gli  altri  Ecclesiastici  Diocesani  doveasero  rivolgersi 
>air  Arcivescovo,  o  ai  Vescovi  in  tutti  gli  a&ri  Ecclesiastici.«  Dal 
che  Vostra  Eccellenza  facilmente  comprende  essere  stata  ristretta  la 
communicazione  diretta  con  la  Santa  Sedc  al  solo  Arcivescovo,  ai 
Vescovi  e  loro  Vicaij,  c  tolta  implicitamentc,  ad  ogni  altro,  contro  lo 
spirito  e  la  lettera  della  Convenzione. 

Erasi  convenuto  che  PArcivescovo  nella  Sua  Diocese  c  Provinda 
Ecclesiastica ,  ed  ogni  Vescovo  nella  propria  Diocesi  dovessero  pleno 
jure  esercitare  la  giurisdizione  Vescovile  a  uorma  dei  Canoni  ora  vi- 
genti ,  e  della  presente  disciplina  della  Chiesa,  e  nelF  articolo  No.  4. 
del  citato  Editto  fu  stabilito  che  »le  disposizioni  generali,  le  lettere 
»Circolari  delP  Arcivescovo,  dci  Vescovi  e  delle  altre  Autoritii  Eccle- 
»siastiche  dirette  al  Clero  ed  ai  Diocesani,  collc  quali  vengono  ess\ 
»obligati  ad  alcuna  cosa,  come  anchi  i  Regolamenti  particolari  d'im- 
»portanza  sogffiaciano  al  consenso  dello  stato,  e  soltanto  con  l'espressa 
»menzione  del  consenso  dello  Stato  possano  essere  pubbicati  e  rilas- 
»ciati.«  In  simile  guisa  nelP  Art.  9.  del  citato  Editto  fu  disposto  che 
»i  Conciy  Proviuciali  possano  essere  tenuti  soltanto  col  consenso  degli 
»Stati  riuniti,  i  quali  vi  destineranno  dei  Commissari,  e  che  l'Ardves- 
>covo  e  ciascun  Vescovo  deleghi  col  concenso  delli  Governi  un  Pleni- 
»potenziario  alle  Conferenze  che  si  terranno  nel  Sinodo.«  Ne  difformi 
dalle  sopra  esposte  sono  le  disposizioni  degli  Articoli  10.  13.  21.  e.36. 
del  citato  Editto.  Per  le  qaali  ordinazioni  la  giurisdizione  Vescovile, 
il  pleno  e  libero  esercizio  della  quäle  fa  stabilito  e  garantito  n eile  con- 
venzioni  fatte  con  la  Santa  Sede,  viene  ad  essere  inceppata,  ed  assog- 
gettata  alla  volontä  del  Governo  temporale. 

La  Santa  Sede  informata  che  i  Vescovi  della  Provincia  Ecclesia- 
stica Renana,  ed  in  particolare  TAchivescovo  di  Friburgo,  conforme- 
mente  all'  Impulse  da  Essa  ricevuto  ne  aveva  presentato  le  convenienti 
rimostranze  a  Sua  Altezza  Reale  il  Gran  Duca  di  Baden ,  ne  attenderi 
Teifetto,  nella  lusinga,  si  non  sapia  rinunziare,  che  i  ricorsi  di  quel 
sarro  Pastore  non  sarebbero  stati  portati  invano  alla  lealta  ed  alla  giu- 
stizia  del  Governo  Gran  dncale.  Una  trista  esperienza  perö  ha  dimo- 
strato  che  la  lusinga  in  cui  era  la  Santa  Sede  e  tornata  a  vuota;  che 
la  longanimitä  del  Sommo  Pontefice  Pio  VIII.  di  Sa.  Me.  a  nulla  ha 
giovato;  e  che  per  opcra  di  quegli  spiriti  tenebrosi  che  il  defonto 
Gran  duca  Ladovico  dj  Baden  defini  con  pari  verita  e  forza  per  nemid 
etemi  di  ogni  ordine  ptiblico  e  religioao  si  vuole  assoggettare  la  Chiesa 
Cattolica  ad  una  durissima  servitü. 

II  Santo  Patre  profondamente  afflitto  alla  vista  di  tanti  mali  che 
lungi  dal  diminuire  divengono  ogni  di  sempre  roaggiori;  ed  altamente 
commosso  dalle  continue  istanze  che  riceve  dai  Cattolici  suddetti  dei 
Principi  e  Stati  Protestanti  della  Confederazione  germanica,  i  quali 
nelle  loro  angustie ,  e  spirituali  necessita  implorano  il  suo  efficace  soc- 
corso  sente  il  dovere  di  non  piü  lungamente  tacere  per  porre  efficace- 
mente  nn  terminc  a  tanto  male,  e  perch^  i  nemici  della  reliffione,  e 
delP  ordine  non  possano  trarre  dal  suo  silenzio  argomento  di  conni-« 
venvenza  per  parte  della  santa  Sede  ad  ordinanze  si  perniciose  alla 
Chiesa,  e  si  apertamente  contrarie  alle  fatte  Convenzioni:  Trovasi 
perciö  il  Santo  Patre  obbligato  dalla  sua  coscienza,  e  dai  doveri  che 
PApostolico  Suo  Ministero  gFimpone  a  protestare  come  ora  fa  per 
mezzo  del  Sottoscritto  Suo  Cardinale  Segretario  di  stato  contro  tatte 


le  diapoBitioDi  che  o  coli'  Editt«  del  SO,  Genaajo  1830.  pnbblicato  a 
CartBriihe,  o  cod  altri  Atti  di  Bimile  natura  fatti  daggli  altr)  QoTeroi 
dh  PriDcipi  e  Stati  [irotestanti  riuniCi  ilella  CoDfederaiione  GermaDica, 
Bi  i  finora  attectato  io  pregiudizio  dei  veoerandi  diritti  della  Chiesa 
Cattolica,  ed  a  domacdarne  la  proota  ed  aesoluta  revoca,  e  la  piena 
OBserraoza  dflle  atipolat«  ConTeozinni. 

SaaSanlitä  noo  pral>  dubitare  che  Sua  AltezzB  Realo  ilGranDnca 
di  Baden,  e  gli  altri  Principi  e  Stati  Proteatanti  riuniti  della  Confe- 
derazione  netla  ginstizia  e  nella  lealtii  che  li  distingue,  oon  Eiano  per 
appreEzare  la  ragioneTDlezza  e  la  necessitA  delle  eopra  eBpresae  dicbia- 
razlonl  e  domande  della  Santa  Sede,  e  nun  Biaao  per  aderirTJ  piena- 
mentO'  Conflda  pni  fnparticalar  modo  la  Santitä  Sna  che  Sua  Altezza 
Reale  il  Gran  Duca  di  Baden  non  «otamcute  vorrä  per  la  Sua  parte 
far  ragione  alte  aopraespresse  domande,  ma  che  yarrk  eiiaadio  prendere 
allo  steaso  &ae  il  piii  vivo  e  deciso  luteresBameoto  presso  gli  alt«  PriD- 
cipi e  Stati  sudetti  d6  quati  il  Gran  Duca  Ludovico  suo  glnrioao  Prede- 
ceaanre  garanti  alla  Sa.  Me.  di  Leone  XII.  U  bitone  intenMiom,  nm 
meno  ehe  la  riaohuione  di  fare  eiegmre  fedeltnente  Vaeeomodantaito 
coucliuo- 

Che  se  Sua  Saotfta  coütro  ogni  Sua  espettazione  dovesae  esiere 
riaerbata  olla  dolorosissima  candizione  di  redere  queati  guoi  reclami 
Don  aortire  quel  deaiderato  effeto  che  la  gravezia  e  rurgema  del  male 
richjede,  ei  trarerebbe  \a  tale  ipotesi,  bui>  malgrado  coatretta  a  fiir 
coDOBcere  ai  CatCcIici  della  Confederazione  con  la  pubbltcazione  di 
qnanto  coacerae  qucBto  si  grave  affiire,  che  il  deplorabile  Stato  in  cni 
trovBDBi  le  cnae  Ecclealaatiche  aci  domini  Boggrtti  ai  Principi  e  Stati 
Protostanti  riuoili  della  Confederazlone  Germanica  nou  k  da  ripetergi 
dall'  abbandoDO  della  Santa  Sede  o  dalla  dcbole  parte  da  lei  presa  ia 
eostenere  gl'intereBai  della  Religione  cattolica  in  codeati  Paea',  ma  dalla 
iooBBerranza  delle  Btipolate  ConvenEioni,  e  dal  non  avere  i  reclami 
avanzati  dalla  SantiCJt  Sua  ottennto  quell'  effetto  che  il  Santo  Padre 
era  in  dirilto  di  attendere. 

n  aottOBcritto  Cardiaale  Segretario  di  Stato  memtre  in  adempimento 
degli  ordini  di  Sna  Saotltä  ha  l'onore  di  fare  all'  Eccellenza  Toatra 
la  preasnte  commnaieaaione,  e  di  pregarla  chi^Le  piaccia  elevarla  alla 
cognizione  del  di  Lei  auguato  Soirano,  ei  prega  di  rinnovarle  le  asil- 
curazioni  della  Sna  distintiBaima  coneiderazioDe. 

(aig)  J.  Card.  Beroetti. 

Roma  5.  Ottobre  1833. 


IX. 


Depesche  der  Oberrhein.  Regierangen  v.  4.  Sept.  1834  '). 
(Antwort  auf  So.  VIll.) 
Le  soassigne  ayant  en  l'honneur  de  recevotr,  eo  aon  tema,  !■  note 

3tie  Srin  Eminence  Monaeigneor  le  Cardinal  Beraetti,  Secr^ire  d'Etat 
e  Sa  Saintete  lai  n  adresaäe  cd  date  du  fi.  Octobre  de  l'anDäe  deroiäre 

'l  Akten  d.  G  roaeh.  Hinist  d.  Innern  zu  Karlsruhe. 
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relativement  ä  l'^dit  publik  le  30.  Janvier  1830  dans  le  Grand-Duch^ 
de  Bade  ainsi  que  dans  les  autres  ötats  participans  k  la  Province  archi- 
^piscopale  du  Haat-Rhin,  s'est  einpresse  d'appeler  bot  bod  contena 
tüute  l'attention  du  Gouvernement  Grand-Ducal  et  d'en  donner  en 
m^me  tems  commanication  aux  autres  Gouvernemens  de  la  confed^ration 
qui  s'y  trouvent  egalemcut  int^ress^s. 

Le  tems  strictement  n^cessaire  pour  ces  comnrnnications  aiosi  que 
l'examen  mür  consciencieux  auquel  on  a  particuli^rement  tenn  ä  bou- 
mettre  une  affaire  d'une  si  haute  importance  ne  lui  ont  pas  permis,  k 
Bon  grand  regr^t,  de  faire  plutöt  une  reponse  explicite  sur  touB  les 
pointB  dont  il  est  qnestion  daus  la  notc  de  Son  Eminence. 

Le  soussigne  doit  commencer  par  exprimer  toute  la  peine  qiie  les 
gouvernemens  de  la  Province  archiupiscopale  ont  du  öprouver  en  voyant 
que  l'etat  actuel  de  l'eglise  catholique  dans  cette  Province  a  6t^  re- 
pr^sent^  k  la  Cour  de  Rome  sous  un  aspcct  entierement  faux  et  qu'Elle 
a  puise  dans  des  renseignemens  inexactes  qui  ont  pu  Lui  otre  adresBes 
des  motifs  pour  porter  plainte  contre  P^dit  susmentionn^,  en  supposant 
que  des  stipulations  solennelles  auraient  ete  viol^es  et  qae  par  suite 
la  religion  catholique  dans  la  Province  se  trouverait  dans  une  Situation 
d^plorable. 

Pour  demontrer  combien  peu  est  fond^  le  reproche  de  stipulations 
violöes,  bas6  sur  cc  que  les  cons^quences  qu'il  a  plu  k  Son  Eminence 
de  tirer  des  deux  bulles  constitutives  de  la  Province  archi^piscopale, 
se  trouvent  plus  ou  moios  en  Opposition  avec  T^dit  du  80.  Janvier,  il 
Buffira  de  jeter  un  coup  d'oeil  sur  les  n^gociations  ant^rieures  et  de 
rappeler  que  les  gouvernemens  ont  däclare  avec  une  enti^re  franchiae 
ä  la  Cour  de  Rome,  par  une  note  du  7.  Septembre  1826  qo'ils  ne 
pourraient  acci^der  aux  articles  6  et  6  de  la  bulle  »ad  dominici  gregis 
custodiam«,  dont  Monseigneur  le  Cardinal  Somagüa  leur  avait  adresse 
le  projet  par  sa  notc  du  16.  Juin  1825  et  qu'en  cas  que  le  St.  Siege 
ne  croirait  pas  pouvoir  supprimer  ces  articles ,  ils  se  verraient  forc^ 
de  leur  opposcr  expross^ment  la  reservation   de  leurs  droits  respectifs. 

Cependant  la  Cour  de  Rome  ayant  jugc^  apropos  de  faire  inserer, 
malgre  cette  d^claration,  ces  deux  articles  du  projet  dans  la  susdite 
bulle,  il  ne  restait  aux  gouvernemens  que  de  rendre  egalement  publique 
leur  reservation  k  cet  ögard  que  les  EvSques  de  la  Province  n'ont  pu 
ignorer  puisqu^elle  se  trouve  annexee  k  la  pnblication  officielle  des 
bulles  de  Sa  Saintet^  qui  eut  lieu  cn  1827. 

L'^dit  du  30.  Jan  vier  1880  ne  forme  que  la  suite  et  le  d^veloppe- 
ment  de  cette  reservation  et  on  ne  pourra  donc  pas  reprocher  aux 
gouvernemens  r^unis  d'avoir  enfreint  une  Convention  pnis-qn'il  n'en 
(5xiste  point  dans  le  sens  indiqu^  par  la  note  de  Son  Eminence  et  qn'en 
outre  les  gouvernemens  auraient  du  renoncer  par  une  pareille  Conven- 
tion k  des  droits  dont  il  ne  p^urront  jamais  se  departir,  bien  que  leur 
exercice  puisse  ötre  modifie  selon  les  circonstances. 

Les  gouvernemenSf  dans  leur  propre  int^r^t,  se  croyent  obliges  de 
Boutenir  l'eglise  catholique  par  tous  les  moycns  que  la  Providence  a 
mis  entre  leurs  mains  et  de  contribuer,  de  leur  mieux,  a  sa  prosp^rite 
et  au  maintien  de  sa  Constitution  et  de  ses  dogmes;  ils  desirent  since- 
rement  d'^carter  autant  que  possible  tout  ce  qui  pourrait  compromettre 
Pharmonie  entre  TEtat  et  PEglise;  ils  croient  en  avoir  donn^  des 
preuves  irr^cusables  par  le  zöle  ddsinteresse  avec  lequel  ils  ont  n^godö 
aupr^B  du  St.  Siege  pour  amener  un  arrangement  d^finitif  sur  les  r^- 
lations  ecciesiastiques  de  leurs  sujets  catholiques  par  la  dotation  plus 
que  süffisante  des  övech^s  et  par  la  sollicitude  quMls  n'ont  cesse  de 
vouer  k  reglise  catholique  pendant  la  dur^e  prolong^e  de  P^tat  pro  vi- 
soire  si  peu  favorable  qui  a  pr^cöde  P^rection  des  si^ges  ^piscopaux; 
auBsi  soDt  ÜB  persuad^B  que  leurs  intentions  bienveillantes  sont  appr^dees 
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avec  gntitude  par  la  giande  n^ioriU  des  catboliquee  dans  la  ProTiDce 
et  priacipalemect  par  ceux  d'entre  eux  qui  sont  dou^  d'aaaei  d'intelli- 
geuce  et  d'imparlialite  poiir  porter  ud  jngement  sur  ce  qui  peut  eerrir 
au  Teritable  salut  de  ['i)g!ise. 

Les  gourernemeDa  n'oot  jamaia  dement!  ces  intentioDB  et  ei  Son 
Altesse  Boyale  feu  le  Grand-üuc  Louis  a  Tait  des  promesses  dans  ce 
Bens  —  qui  au  reste  n'ont  pu  etre  faites  que  boub  les  restrictione  ci- 
desauB  ■neDtioua&es ,  ^  elles  ont  6ti  remplies  scrupuleuBemeDt  et  le 
sont  encore  eo  ca  moment  dans  toute  leur  titendue. 

£n  paasBDt  6  l'edit  de  1830  et  aui  disposiiioos  que  Soa  Eminence 
a  combsitaes  dans  Sa  coie  du  5.  Ottobre,  le  sonssign^  a  l'boiineur  de 
faire  observer  d'abord  que  le  büt  de  cet  6dit,  ^nonce  dans  le  präambule, 
n'eBt  autre  que  de  maiDtenir  les  droits  de  protection  et  de  surveillance 
des  BoQTeiaiDB,  tels  qu'iU  ont  Hi  ^tablia  dans  le  cours  des  nägociatiODS 
et  de  faire  couuaTtre  d'une  manj^re  uniforme  dauB  toute  la  Provloce 
les  principes  d'apr^B  lesquelles  les  gouvernemeus  euteudent  exercer  cea 
droits.  L'ädit  uc  contieut  outre  cela  rien  qui  ne  suit  pas  dcjji  adoptö 
depitis  loDgtemB  taut  en  ductriue  qu'en  pratique  dans  tons  les  £tats  de 
TAIIemagoe  catboliques  ou  protestauts  et  surtout  en  Äutricbe  et  ea 
FrussG. 

Cette  coDBidiiratioD  generale  Bemblerait  däji'i  ne  pas  devoir  admeltre 
aar  les  effets  de  l'ädit  de  18d0  des  appräfaensioDs  que  l'eiamen  de  aes 
disposiliocs  particuli^res  ne  peut  marquer  de  faire  cesser  euti Bremen t. 

En  ce  qui  concerne,  specialemeut  la  plaiate  port^e  cootre  l'article 
19  qui  restreint  la  correapimdance  avec  la  cour  de  Rome  sur  leB  chefb 
de  l'eglise  d'aprta  l'ordre  hiörarchiquej  il  est  Buperflu  d'observer  que 
les  gouveroemens  n'oDt  pag  eu  l'intenlion  de  priver  le  St.  Si^ge,  par 
cette  ordonnance,  des  mojeaB  s'iafonner  de  l'ütat  de  l'^gliBe  dans  la 
Proviucc;  ils  vouleient  plutöt  B'aesurer  par  cette  diBpoaition  que  lea 
renseignemens  parvinrent  k  Sa  Saiutet^  par  uoe  voie  legale  et  non 
par  l'orgaue  de  perEonnes  dont  les  facultas  io  teile  et  u  eil  ea  et  la  position 
politique  ne  peimettent  pae  qu'ils  envisafcent  et  qu'ils  jugeot  avec  con- 
naiBSance  de  cause  et  impartialite,  lea  affaires  tocIiiBiaatiques. 

äouvent  ausBi  de  pareils  Judividus  out  des  desseins  impurs  et  les 
gouTernemenB  Beraient  en  drclt  et  mime  dana  l'obligatioa  de  lea  pour- 
suivre  devaut  la  justice  :\  cause  de  leurs  tentatives  criminelles  cootre 
la  tranguillite  de  l'älBt  et  la  paix  de  l'eglise. 

La  correBpondance  priv^e  avec  la  cour  de  Rome  ne  devait  Mre, 
d'aprea  l'ioteutioii  des  gouveruemenB ,  ni  entiavee  ni  interdil«  par  cet 
article. 

(juant  k  l'article  4  de  l'^dit  ü  a  toujours  iti  d'usage  dans  tous 
les  £tatB  de  l'Enrope  et  nolamnieDt  dans  la  monarchie  autrichieDnc  que 
les  ordonnancea  g^nfirales  et  circulaiies  des  Si^queB  ne  peuTaient  £tre 
publit^es  Bana  autorisstion  pr^alable  du  gouvemetnent. 

It  est  impoasible  que  les  gouTememens  abandonneut  ce  priocipe 
dont  l'ap^licution  d'ailleurs  ne  Baurait  motiver  des  appr^bensiooB  t,  cet 
ägard,  pLiiBqu'il  n';  s  pas  ea  un  seul  cas  depuia  l'örectioD  dea  äTÖcbes 
ou  cette  autorisatioD  eut  6U'  refua^e. 

LeB  synodea  aussj  bien  que  les  conciles  n'ont  jamais  eu  tien  qn'avec 
l'agrement  des  gouvernemens  röBpectifs  et  d^oia  les  tems  des  premiers 
Kmpereurs  cbräiieos,  les  soiiveraina  se  faisBieut  r^pr^senter  par  leurs 
enToy^B  dans  ces  assembt^cB  s'ils  ne  pref6raient  pas  ;  aesiater  en  per- 

L'ädit  De  defend  Di  k  l'arcbevi^que  ni  aux  Svfiques  de  couToquer 
nne  sjrnode  dfins  lenr  diocäae;  ce  n'est  que  le  consentement  aai  sjuodes 
provincianz  et  l'enToi  des  rommie^aireB  qu'il  reaerve  au  gouTernement, 

Earceque  ces  assembl^es  ezercent  une  iuSuence   trop  puissante  aur  le 
iea-£tre  et  sur  la  directiou  morale  des  sujets  pour  que  les  etata  pua- 
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aent  renoncer  aa  droit  de  prendre  conoaiBsance  de  ce  qui  8*7  pisse 
et  d'examiner  surtoüt  si  le  momeot  est  bien  choisi  poar  ane  poralle 
convocation.  Au  reste,  les  Gouvernemens  n'oot  pas  Tonla  exprimer 
par  cet  article  rintention  de  se  mßlcr  de  la  discipUne  de  l'^glise,  qar<i- 
quMl  se  reservent  de  prendre  dans  tous  les  cas  les  meaiirea  coDTenablei 
poar  que  Tinteret  de  P^tat  n'y  conre  pas  de  daDger. 

Les  articles  10.  13.  21  et  36  de  l'^dit  que  la  note  de  Son  Enü- 
nence  meotionne  en  general  sans  y  faire  des  objectiona  partlciüidres, 
ne  contienoent  rien  qui  ne  soit  pas  coDförme  aux  principes  da  droit 
public  et  ecclf^siastique,  rcconnus  dans  tonte  PAllemagne. 

Quant  aox  dispositioni  de  l'article  10  sur  les  »jndices  in  partibni« 
elles  r^pondent  parfaitement  ä  ce  qui  a  öt^  arr^t^  snr  cette  matiere 
dans  les  conciles  de  Constance,  de  Bäle  et  de  Trente  et  ä  ce  qui  se 
trouve  specialement  d^clar^  dans  la  capitnlation  de  TEmperear  Leopold 
II.  comme  principe  du  droit  public  de  PAlIemagne. 

L'articfc  13  qui  präsent  que  les  sujcts  catholiqnea  qni  n'appar- 
tiennent  ä  aucnne  paroisse  et  cenx  qui  sont  lies  ä  une  teile  d^une 
autre  confession  seront  agreges  ä  une  paroisse  catholiqne,  est  confonne 
k  la  bulle  »provida  solcrsquec  et  il  ne  sera  jamais  ex^ut^  qoe  de 
concert  avec  l'autorit^  episcopale  competente.  La  natnre  des  choses 
demande  d'ailleurs  que  dans  des  causes  oü  F^glise  catholiqae  est  si- 
multanement  interess^e  avec  l'^glise  protestante,  ce  qui  ne  pcnt  pas 
roanqner  d'arriver  souTent  dans  des  pays  de  diff^entes  confessions. 
aucune  des  deux  parties  ne  puisse  proceder  ä  son  gr^  et  que  par  coo* 
B^qaent  le  gouvernement  prenne  les  mesures  convenables  s'il  est  question 
de  cbanger  des  institutions  l^galcment  subsistantes. 

La  bulle  susmentionn^e  dcsigne  le  Chapitre  comme  coU^ge  Con- 
sultant de  l'^v^que  (Presbyterinm)  et  Tarticle  21  de  l'^it,  qui  en  fait 
mcntion  ne  parle  que  du  rang  et  des  attributions  que  les  loix  de  T^glise 
assignent  aux  Cbapitres  et  ne  fait  donc  que  rcconnaitre  k  cet  ^ard 
ce  qui  existait  döj^  avant  P^dit. 

Ce  qui  est  enfin  pr^scrit  par  Part.  36  r^pose  sur  un  ancien  prin- 
cipe du  droit  public  en  usage  depuis  longtems  dans  les  ^tats  catholi- 
ques;  les  gouvernemens  ne  Pexöcuteront  cependant  qu'en  obserrant  la 
discipline  ^cclösiastique  et  ne  proc^deront  qu'en  cas  d'abiis  manifeste 
et  toujours  dans  les  voies  convenables. 

Le  soussignö  se  flatte  d'ayoir  suffisamment  prouv^  par  cet  expose 
qne  P^dit  du  80.  Janvier  1830  ne  contient  aucune  disposition  qui  n'ait 
dejä  exist^e  pendant  une  longue  serie  d'ann^s  dans  d'autres  ^tats  et 
si  la  Cour  de  Rome  ne  croit  pas  pouvoir  acceder  k  ces  principes,  Elle 
avouera  du  moins  qu'une  discussion  prolong^e  sur  cette  mati^re  ne 
profiterait  k  personne  et  qu'elle  servait  d'aut&nt  plus  inutile  quMI  est 
de  fait  que  P^dit  a  toujours  et  sans  aucune  exception  4t^  ex^ute  avec 
ane  circonspection  et  une  mod^ration  qui  n'auront  jamais  €t^  sur- 
pass^es  dans  aucun  pays  se  troavant  dans  une  position  analogue  an 
Grand-Duchö. 

Si,  dans  un  memoire  present<^  k  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc, 
Parcbeveque  de  P'ribourg  a  pu  m^connaltre  ce  fait  et  se  laisser  en- 
trainer  k  des  plaintes  vagues  et  mal  fond^es  sur  P^tat  de  P^glise,  qaoi- 
qne  sa  connaissance  particuli^re  et  le  jugement  de  la  partie  saine  du 
public  eussent  du  Pen  emp^cber,  on  ne  peut  que  deplorer  une  pareille 
d^marche  et  Pattribuer  k  des  insinuationa  malveillantes. 

C'est  encore  avec  plus  de  peine  que  le  gouvernement  Grand-Ducal 
a  cru  apercevoir  Peffet  de  ces  insinuationa  dans  un  bref  adreasä  aux 
cvdques  de  la  Province,  et  il  a  du  ^tre  surtoüt  ^tonn^  de  ce  qae  ce 
document  rempli  de  reproches  contre  les  gouvernemens  ait  6te  r^pandu 
avec  une  grande  activitä  et  mSme  avant  qa'il  fut  parvenu  aux  öv^ques, 
par  les  feuilles  publiqaes  et  par  des  distribations  particalidres.    Le 
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goavernement  Orand-Dueitl  fut  en  ofttre  insfrnit  par  lo  n^inoire  de 
Tarchev^que  que  les  r^pODBes  des  iT^qaes  de  )a  Proline«  au  bref  bdb- 
■nentioDDä  ne  s'accorduent  gu^re  entre  elles  et  qo'tl  y  en  arnit  taime 
dana  ud  sena  tout  oppOBe  k  celui  du  memoire.  11  y  eot  donc  lieu 
d'eBp^rcr  qae  la  Cour  de  Rome,  en  prcnant  de  nooTeaa  cet  objet  en 
coDBidäratioD,  pourrait  fitre  amenie  ii  l'envisager  d'une  manitee  diffd- 
reute,  et  c'est  auasi  par  cette  raison  qu'on  a  jiig^  cooTenable  de  ne 
pos  eocore  faire  de  r^pODSe  au  memoire  de  l'arcbevfiqne. 

Son  Emlneuce  vondra  bien  ee  convaincre  que,  daos  cet  ätat  de 
chosea  rieD  ne  motiTerait  udc  d^claration  teile  qu'elle  est  annoncäe 
dana  Sa  note  du  ö.  Octabre  pour  le  cas  qne  les  dispoaitions  iodjqaees 
de  l'Mit  da  80.  JauTier  1830  De  scraient  paa  rapporl^es  et  par  laqnelle 
la  Cour  de  Rorae  declinerait  tonte  r^sponsabilitä  par  rappnrt  &  1a 
Situation  pr^tendue  mauvaiBe  de  l'eglise  catholique  daoB  la  ProTince. 

Les  goUTeniemena  pourraient  attendre  avec  calme  une  pareille 
declaration  dont  la  r^fiitaticiu  leur  aeraU  d'Hutant  plns  facite  que 
l'opiaiOD  publique  tämoigne  trop  hantement  la  satisfaction  gän^rale  des 
snjets  catnoliqueB  sur  l'Stat  bien  Organist  de  leurs  r^lations  eccleslasti- 
quea  et  qii'il  est  evident  que  l'assertion  du  contraire  part  de  quelques 
personnes  toujourB  m^conlenteB. 

Qu'il  aoit  permis  au  aoussignä  d'^outer,  eu  tenninant,  l'obaer- 
vation  qu'une  teile  polcmique  entre  la  Ccur  äc  Rome  et  les  gouverne- 
roens  de  la  Province  archi  Apisen  pale  ne  pourrait  jamaiB  avoir  de  suitea 
salutairea,  soit  pour  l'§tat  seit  poor  t'cgÜBc  et  que  les  enneoiis  de 
l'antoritä  du  chef  Euprcme  de  l'eglise  catholique  s'en  empareraient 
avidement  pour  utendre,  aussi  sur  rAliemagne .  Icur  projets  subversifs 
de  cette  aulorit^. 

C'eat  avec  em presse meiit  que  le  Boussign^  saiait  cette  uccaslon  pour 
reitorer  ä  Son  Eminence  l'expresBion  de  sa  haute  cnnaid6ration. 
Carlsnibe  le  4.  Septenbre  1884. 

(sigii^J  Bo.  de  Turckheim. 


Vcrliaudl,  v.  21),  April  1850.  zwiacben  der  PreusB.  Regierung 

und  dem  Fürstbiscnofc  vuti  ßrcalHii,  die  Stellung  der  kath.- 

tlieol.  l'rofeeauren  an  der  Universität  Breslau  und  der 

kath.  Religion  sichrer   betr. 

Verhandelt  zu  Breslau  am  29.  April  18G0. 

Mit  des  Eerm  Fürstbischofs  von  Breslau,  Freiberrn  von  Diepen- 
brock,  Forstlicbeo  Qnaden,  ward  seitens  des  Unterzetcbneten  im  Auf- 
trage Sr.  Eicellenz  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen  Aogetegen- 
heiten  Dr.  von  Ladeuberg  über  die  Form,  welche  bei  der  Anstellung 
des  Professor  Dr.  Blttner  beobachtet  worden,  in  n&here  Bcsprechnng 
getreteu. 

Das  ErKeboiss  derselben  besteht  darin,  dass  der  Herr  Farstbischof 
iu  Aacrkennlniss,  dass  die  Universitüit,  deren  integrirenden  Tbeil  die 
katliolJBcb-theiilogiBche  Fakultät  darstellt,  eine  Staataanstalt  ist,  dem 
Staate  das  Recht,  ordentliche  und  ausserordentliche  Professoren  auch 
fOr  die  gedachte  Fakult&t  au  ecnennan  und  denselben  die  deafallsigea 
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Urkunden  auszustellen,  in  keiner  Art  bestreitet.  .  In  Betracht  jedoch, 
(lass  diese  Professoren  ihr  in  das  Gebiet  der  katholischen  Kirche 
fallendes  Lehramt  nur  ausüben  können,  nachdem  dieselben  die  ihrem 
Wesen  nach  jederzeit  revocable,  bischöfliche  Ermächtigung  dazu  er- 
halten haben,  erachtet  sich  der  Herr  Fürstbischof  für  befugt,  diese 
Ermächtigung  in  urkundlicher  Form  besonders  auszusprechen,  nnd  resp. 
Professoren  nach  geschehener  profcssio  fidei  auszuhändigen.  Derselbe 
erachtet  sich  hierzu  zugleich  für  verpflichtet,  einestheils,  um  den  kirch- 
lichen Character  der  erwähnten  Facultät  und  ihrer  Lehrer  zugleich  zu 
deren  eigenen  Vorthcil  zu  beurkunden,  damit  derselben  das  Vertrauen 
des  Religionstheiles ,  welchem  sie  dienen  sol],  ungeschmälert  erhalten 
bleibe;  anderentbeils ,  weil  nach  der  durch  die  Verfassung  Tom  31. 
Januar  c.  modificirten  Stellung  der  katholischen  Kirche  zum  Staate 
auch  sein,  des  Herrn  Fürstbischofs  Verhältniss  zu  der  Faknlt&t  ein  in 
Boverne  anderes  geworden  sei,  als  er  sich  vorbehalten  müsse,  den  Ein- 
fluss,  welchen  das  durch  die  Verfassung  in  Aussicht  genommene  ünter- 
richtsgesetz  auf  die  Stellung  derselben  ausüben  werde,  demnächst  in 
weitere  Erwägung  zu  nehmen  und  darnach  seine  EntSchliessung  über 
sein  künftiges  Verhältniss  zur  Facultät  zu  fassen. 

Der  Herr  Fürstbischof  bemerkt  zugleich,  dass  dieselben  Gründe 
ihn  verpflichten,  die  Anordnung  gleicher  Formen  auch  bei  den  katho- 
lischen Religionslebrem  an  den  Gymnasien  zu  verlangen. 

Er  glaube  nicht,  hierdurch  in  eine  Differenz  mit  der  Staatsregie- 
mng  zu  gerathcn,  da  es  sich  nur  um  Herstellung  eines  der  Sache  nach 
nicht  zweifelhaften  Gegenstandes  handele.  Er  wolle  einer  etwa  in  nach- 
stehender Art  gefasster  Urkunde  beistimmen: 

»Nachdem  Sie  von  Seiten  der  Staatsbehörde  (des  Herrn  Ministers 
resp.  Königl.  Provinzial-Schul-Collegii)  zum  Professor  an  der  hiesigen 
Universität  und  insbesondere  deren  katholisch-theologischen  Fakultät 
(zum  Lehrer  der  Religion  bei  dem  Gpnnasium  zu  N.  N.)  ernannt  wor- 
den sind,  so  ertheilen  Wir  Ihnen  hierdurch  die  bischöfliche  Mission, 
nach  vorher  abgelegter  professio  fidei,  dieDoctrin  der  Dogmati k  (Elxe- 
gese  etc.  der  Religionslehre  bei  der  bezeichneten  Lehranstalt)  zu  be- 
ginnen und  in  der  nothwendigen  Vollständigkeit  durchzuführen.  Wir 
versprechen  Uns  von  Ihrer  Berufstreue  eine  für  Kirche  und  Staat  ge- 
segnete Wirksamkeit.« 

Nach  geschehener  eigener  Durchlesung  zum  Zeichen  der  Geneh- 
migung von  dem  Herrn  Fürstbischöfe  vollzogen. 

(gez.)  M.  V.  Diepenbrock,  Fbischof. 
(gez.)  Aulike. 

König].  Geheimer  Ober-Regierungs-Rath. 


XI. 

(vgl.  oben  S.  445.) 

Erlass    der   k.  Württerab.  Regierung   vom    19.    April    1853. 

an  den  Bischof  von  Rottenburg  *). 

Schreiben   des  Ministers  des  Kirchen-  und  Schulwesens  an  Seine  Bi- 
schöfliche Hoch  würden   den  Herrn  Bischof  von  Rottenburg,   von  Lipp, 
zu  Rottenburg,  dd.  Stuttgart,  den  19.  April  1853. 

Euer  Bischöfliche  Hoch  würden 
haben  in  Geroeinschaft  mit  dem  Herrn  Erzbischofe  von  Freiburg  nnd 
den  übrigen  Herren  Diöcesan-Bischöfen  der  oberrheinischen  Kirchen- 

')  Akt.  d.  herzogl.  NaBsanischen  Staats-Minister. 
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proTiDz  in  einer  an  das  Uinieterium  des  Kirchen-  und  Schnlveuns 
gerichteten  Eingabe  Tom  12.  d.  M.  den  Regierungen,  welche  denaelbeii 
auf  die  eingereichte  Denkschrift  die  Entscbliesaung  Tom  G.  v.  Mts.  er- 
theilt,  die  Anzeige  gemacht,  das»  aie  zu  einer  an  dem  gedachten  Tags 
beendigten  Beratung  aber  die  erhaltene  Eröffnung  zusammen  getreten 
seien.  Auch  ist  zugleich  in  dieser  Eingabe  zwar  eine  weitere ,  nach 
Beendigung  der  erforderlichen  Vorarbeiten  einzureichende  Vorlage  an- 
gekQndigt ,  Jedoch  jetzt  schon  das  Prinsijt  bezeichnet  worden ,  Ton 
welchem  die  liiachAfe  bei  FOhrung  ibrcB  Amtes  sich  von  nun  an  wer- 
den leiten  lassen.  Und  zwar  ist  dieses  Prinzip  nach  Wortlaut  und 
Oeist  der  erwähnten  Eingabe,  kein  anderes,  als  das  des  entschiedenen 
Widerstandes  gegen  Normen,  deren  Rechtabestand  nicht  nur  in  der 
inneren  Natur  der  Verhältnisse  Ton  Staaten  mit  confessionelt  gemischter 
BevOlkerang,  sondern  auch  in  Dentscbland  im  Allgemeinen,  sowie  in 
Württemberg  im  Besonderen,  in  Gesetz  und  langjährigen  Herkommen 
begründet  ist. 

Die  Regierung  Seiner  Hajest&t  des  Königs  wäre  Tollkommen  in 
ihrem  Rechte  gewesen,  wenn  sie  eine  nach  Inhalt  und  Ton  so  anf- 
fallende  Eingabe  geradezu  zurück  gewiesen  hfttte ;  um  so  mehr,  als  sie 
mit  den  Herren  Bischöfen  der  oberrheinischen  Eircbeu-ProTinz  in  ihrer 
Oesammtbeit  in  keinen  Beziehungen  steht,  vielmehr  ausschliesslich  mit 
dem  Herrn  Bischöfe  von  Roitenburg  and  in  den  geeigneten  Füllen,  mit 
dem  Herrn  Erzbischofe  der  Kirch enpruvinz  es  zu  thun  bat.  Wie  sie 
daher  auf  die  von  dem  Letzteren  Qhergebene  Denkschrift  ihre  Erwie- 
derung nur  an  den  Ersteren  gerichtet  hat,  so  ist  sie  entschlossen,  in 
Zukunft  auf  Collectiv- Ein  gaben  der  Herren  Bischöfe  keinerlei  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Oleichwohl  bin  ich  von  setner  königlichen  Majestät ,  unseren  aller 
gnädigsten  Herrn,  vermSge  höchster  Entscbliesaung  vom  beutigen  Tage 
beauftragt,  Euer  Bischöfliche  HochwQrdcn  zu  eröffnen,  wie  HSchstdie- 
selben  mit  Befremden  aus  jenen  ActenstOcken  ersehen  hAtten,  dasB 
auch  der  Bischof  Ihres  Landes  —  obschon  Zeuge  der  unermüdeten 
Bemühungen  Seiner  Majestät,  das  Wohl  der  katholischen  Kirche  und 
ihre  ungehemmte  Wirksamkeit  zu  fordern,  sowie  des  unausgesetzten 
Und  es  väterlichen  Wohlwollens,  mit  welchem  Hochat  Sie  deren  Bekenner 
stets  in  ganz  gleicher  Weise  umfasst,  wie  diejenigen  der  Confeasion, 
welcher  Sie  selbst  angeboren,  —  es  habe  über  sich  gewinnen  kOnnen, 
einem  solcbem  Schritte  seiner  Collegen  sich  anzuschliessen.  Seine  Ma- 
jestät wenigstens  wissen  eine  Ankflndigung  der  Nichtachtung  der  Staats- 
gesetze, wie  sie  jene  Eingabe,  unverhfliit  an  den  Tage  lege,  mit  der  am 
Schiusa  derselben  beigefügten  Versicherung  an  erschütter  lieber  St&nd- 
haftigkeit  in  der  schuldigen  ünterthanentreue  nicht  in  Einklang  zu 
bringen.  Jedenfalls  aber  fahlen  Sich  HO cfastdie selben  gedrungen,  hier- 
auf Ihrerseits  unumwunden  zu  erklären ,  dass  wenn  vom  irgend  wem 
der  Versuch  gemacht  werden  sollte,  Grundsätzen  thatsächlicbe  Folge 
EU  geben,  welche  mit  den,  von  dem  Herrn  Bischöfe  ausdrücklich  be- 
schworenen Staatsgesetzen  und  der  LandesverfasBung  im  schneidendsten 
Widerspruche  stehen,  HOcbst  Sie  von  der  Ihnen  von  Qott  verliehenen 
Gewalt  den  Gebrauch  machen,  welchen  die  Erfüllung  ihrer  Regenten- 
pflichten  erheische. 

Mit  ansgezeigneter  Hochacbtung  etc- 

Der  Minister  des  Eirchens-  und  Schnlwesens. 
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XU. 

(siehe  oben  8.  448.) 

Erlass   der   k.    Württemb.   Regierung   v.   G.  Aug.    1853.  an 

den  Bischof  von  Rottenburg  *). 

Euer  Bischofliche  HochwQrden 

haben  eine  v.  16.  v.  M.  datirte  Erkläraug  mir  zugehen  lassen,  welche 
wie  CS  scheint  als  schliessliche  Erwiederung  auf  den  Bescheid  der  E. 
Regierung  v.  5.  März  d.  J.  in  der  katholisch-kirchlichen  Angel^enheit 
zu  betrachten  ist  und  welche  am  25.  y.  Mts.  in  meine  H&nde  ge- 
langt ist. 

Nachdem  Ew.  p.  zu  dieser  Erklärung  v.  5.  März  an  bis  zur  üeber- 
gäbe  Sich  eine  Zeit  von  mehr  als  vier  Monaten  genommen  hatten, 
durfte  auf  Seiten  der  K.  Regierung  vorausgesetzt  werden,  dieselben 
würden  es  als  angemessen  erkennen,  Sich  jedes  die  Lage  der  Sache 
verrückenden  thatsäcblichcu  Vorgehens  wenigstens  während  derjenigei 
Frist  zu  enthalten,  welcher  die  K.  Regierung  auch  bei  der  äuatersteo 
Beschleunigung  materiell  bedurfte,  um  sich  mit  der  gedachten  ErkÜ- 
ruug  und  ihrer  umfangreichen  Beilage  so  weit  vertraut  an  machen,  als 
es  geschehen  musste,  um  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit  irgeai 
welche  Beschleunigung  fassen  und  dem  H.  Bischof  eröffnen  an  können- 

Zu  meiner  nicht  geringen  Ueberraschung  und  mit  wahrem  Be- 
dauern, musste  ich  mich  jedoch  überzeugen ,  dass  diese  Voraussetzmif 
eine  irrige  gewesen,  als  ich  in  der  Nr.  177  des  »Deutschen  Volksblatts« 
in  einem  Artikel  vom  Neckar  dd.  2.  August  den  wesentlichen  Inbak 
eines  Erlasses  des  Bischöflichen  Ordinariats  an  die  Decanat-Aemter  t. 
26.  Juli  in  Betreff  der  diesjährigen  bischöflichen  Concursprüfung  der 
Pfarramts-Candidaten  bereits  der  Oeffentlichkeit  übergeben  sah,  eines 
Erlasses ;  in  welchem,  wie  sich  inzwischen  unzweifelhaft  ergeben  bai, 
ausgesprochen  wird:  »es  werde  der  Bischof  in  Betracht,  dass  die  Prlk- 
fung  für  das  geistliche  Amt  ganz  innerhalb  des  dem  Bischof  xugewie- 
senen  Rechte-  und  Pflichten-Kreises  falle,  von  nun  an  iedwede  Art  tos 
Betheiligung  an  einer  etwa  von  Staatswegen  abzuhaltenden,  in  dtA 
kirchlich-theologische  Gebiet,  zu  welchem  auch  das  Kirchenrecht  ge- 
höre, sich  einmischenden  Concursprüfung  als  eine  Missachtung  der 
kirchlichen  Ordnung,  beziehungsweise  Widerstreben  gegen  dieselbe  xa 
betrachten  und  in  Anwendung  der  einem  solchen  Verhalten  gegenüber 
gerechtfertigten  kirchlichen  Censuren  auch  zu  behandeln.«  Zn  gleicher 
Zeit  haben  die  geistlichen  Mitglieder  des  E.  katholischen  Eirchenrsths, 
Yice-Dircctor  von  Schedler  und  Oberkirchen rath  Kauffmann  mir  zwei 
Schreiben  Ew.  v.  an  dieselben  vom  29.  Juli  vorgelegt,  worin  ihnen 
obige  Verfügung  an  die  Dekane  in  der  Hauptsache  mitgetheilt,  <Üt 
Androhung  mit  kirchlichen  Censuren  gegen  Jeden,  der  in  irgend  einer 
Art  an  einer  solchen  von  Staatswegen  abzuhaltenden  Dienstprftfang 
sich  betheiligen  würde,  ausdrücklich  wiederholt  und  das  Vertranei 
ausgesprochen  wird,  dass  sie  durch  ihr  kirchlich  pflichtgemftsses  Ver- 
halten den  Bischof  der  angedeuteten  unangenehmen  Nothwendigkeit 
überheben  werden.  Die  K.  Regierung  hat  zu  keiner  Zeit  ein  Recbti 
der  bischöflichen  Behörde  die  Candidaten  für  Kirchenämter  zu  prOtoi 
bestritten,   sie  hat   daher,   als  die  früher  üblichen  gemeinschaftli« 


*)  Akt.  d.  herzogl.  Nassauischen  Staats- M  inister. 
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Prflfungen  durch  Abgeordnete  aus  dem  bischöflichen  Ordinariat  und 
der  Staatskirchenbehörde,  kirchlicherseits  nicht  mehr  beliebt  wurden, 
den  selbstständigen  bischöflichen  Prüfungen  kein  üinderniss  entgegen- 
gesetzt, sie  hat  sich  nur,  da  sie  nicht  in  dem  Fall  ist,  darauf  ver- 
zichten zu  können,  dass  bei  den  Dienstanstellungsprüfungen  auch  ihr 
Interesse  vertreten  sei,  wie  wohl  ungern  genöthigt  gesehen,  darauf  zu 
halten,  dass  so  lange  eine  Verständigung  in  dieser  Beziehung  nicht 
erzielt  sein  würde,  diese  Prüfungen  nun  auch  staatlicherseits  in  selbst- 
ständiger Weise  vorgenommen  werden,  ohne  desshalb  die  bischöfliche 
Prüfung  in  ihrer  Geltung  im  mindesten  zu  beeinträchtigen. 

£in  ganz  anderes  Verfahren  haben  Ew.  etc.  in  dieser  Sache  ein- 
halten zu  müssen  geglaubt;  die  Erklärung  v.  16.  v.  M.  verwirft  nicht 
allein  das  in  dem  Bescheide  v.  5.  März  gebotene  Auskunftsmittel,  indem 
sie  die  K.  Regierung  von  jeder  Betheiligung  der  am  Bischofssitze  vor- 
zunehmenden Concursprüfung  ausschliesst,  sondern  sie  kündigt  zugleich 
an,  diejenigen  mit  kirchlichen  Ceusuren  belegen  zu  wollen,  welche  sich 
einer  von  Staatswegen  abzuhaltenden  analogen  Prüfung  unterziehen  oder 
sich  in  handelnder  Weise  dabei  betheiligen  würden.  Es  soll  damit  der 
K.  Regieruug  die  Ausübung  ihres  Prüfungsrechtes  thatsächlich 
unmöglich  gemacht  werden.  Der  Ankündigung  folgte  die  Androhung 
auf  dem  Fusse  nach,  denn  in  dem  angezogenen  Erlass  y.  26.  Juli  an 
die  Decanatämter  und  in  dem  erwähnten  Schreiben  v.  29.  Juli  sind 
theils  die  Candidaten  für  Kirchen dieuste«  theils  die  gewöhnlich  als 
Prüfungscommissarien  fonctionirenden  Mitglieder  d.  K.  katholischen 
Kirchen raths  für  den  Fall  ihrer  Theilnahme  an  einer  staatlichen  Prü- 
fung mit  kirchlichen  Censuren  wirklich  bedroht  worden.  Auf  ein 
solches  sofort  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungenes  Vorgehen  Ew.  p., 
durch  welches,  wie  gesagt,  jeder  Erwägung  der  K.  Regierung  über  die 
Erklärung  v.  16.  v.  M.  wie  im  Ganzen  so  hinsichtlich  des  in  Rede 
stehenden  besonderen  Gegenstandes,  gegen  alle  billige  Erwartung  vor- 
gegriffen wurde,  konnte  diese  nur  damit  antworten,  dass  sie  unverweilt 
die  Einleitung  zu  einer  von  Staatswegen  vorzunehmenden  Dienstprüfung 
anordnete,  womit  gleichzeitig  den  Candidaten  die  Eröffnung  zuzugehen 
hatte,  dass  diejenigen,  welche  eine  Prüfung  von  Seiten  des  Staats 
oder  unter  staatlicher  Betheiligung  nicht  erstanden  haben,  weder  auf 
Kirchendienste  im  Kgl.  Patronat  vorgeschlagen,  noch  im  Fall  ihrer 
Ernennung  auf  Stellen  des  Privatpatronats  werden  bestätigt  werden. 

Die  K.  Regierung  kann  es  jedoch  bei  dieser  Anordnung,  welche 
sie  nur  als  den  ersten  unerlässlichen  Schritt  zur.  Wahrung  Ihres  Rechts 
und  ihres  Ansehens  betrachtet,  nicht  bewenden  lassen;  sie  darf  nicht 

fescheben  lassen,  dass  die  Candidaten  für  Kirchenämter,  wenn  sie  sich 
en  Anforderungen  unterwerfen,  welche  der  Staat  an  sie  zu  machen 
sich  für  berechtigt  erachtet,  von  der  kirchlichen  Gewalt  gestraft,  und 
dass  König].  Diener  für  den  Fall  der  Erfüllung  beschworener  Dienst- 
pflichten, welchen  sie  sich,  ohne  ihr  Dienstverhältniss  aufzugeben, 
nicht  entziehen  können,  mit  kirchlichen  Censuren  belegt  werden,  sie 
darf,  wenn  sie  nicht  sich  selbst  preisgeben  will,  nicht  dniden,  dass 
Königliche  Diener  üebergriffen  der  geistlichen  Gewalt,  wie  die  ange- 
drohten ausgesetzt  seien  und  dass  der  Bischöfliche  Stahl  sich  zum  ent- 
scheidenden Richter  über  staatliche  Gerechtsame  anfwerfe. 

Indem  ich  daher  Ew.  c.  auf  das  Dringendste  ersuchen  muss,  nicht 
bis  zur  Verwirklichung  der  den  geistlichen  Mitgliedern  des  K.  katho- 
lischen Kirchenraths  und  den  Pfarramts-Candidaten  angedrohten  Cen- 
suren vorzuschreiten  und  dadurch  die  Königl.  Regierang  auf  den  Punkt 
zu  drängen,  auf  welchem  Massnahmen  zur  Abwehr  zu  ergreifen  ihr 
zur  gebieterischen  Pflicht  wird,  überlasse  ich  mich  gerne  der  Hoffnung, 
dass  Plw.  etc.  geneigt  sein  werden,  von  dem  Yaterlande  die  weitgrei- 
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fenden  Folgen  eines  Conflictes  abzuwenden,  deren  Verantwortang  nach 
80  anerhörtem  Vorgehen  nur  auf  Ew.  etc.  zurflckfallen  könnte. 

Mit  ausgezeichneter  Hochachtung 
Der  Minister  des  Kirchen-  and  Schalwesens. 
Stattgart,  den  6.  Aug.  1858. 


XIII. 

(siehe  oben  8.  456.) 

Schriftwechsel    zwischen   dem   erz bischöflichen    Ordinariate 
in  Freiburg  und  dem  Örossh.  bad.  kath.  Oberkirchenrathe 

10.  Juni   1853.  —  14.  Juni  1853.  *) 

Erzbischöfliches  Ordinariat. 

Freiburg,  den  10.  Juni  1853. 

No.  G'25'>.  Die  Besetzung  mehrerer  mit  Berufung  auf  die  landes- 
herrliche Verordnung  vom  1.  März  d.  J.  ausgeschriebenen  Pfarreien  betr. 

Beschluss. 

Dem  Grossh.  katholischen  Oberkirchenrathe  in  Dienstfreundschaft 
zu  eröffnen: 

Der  HochwQrdigste  Herr  Erzbischof  verharrt  in  Bezug  auf  die 
Collatur  der  Pfründen  bei  den  Grundsätzen,  die  das  vereinigte  Episcopat 
der  Oberrheinischen  Eirchenprovinz  in  seiner  Denkschrift  niedergel^ 
hat  und  hält  dieselbe  fortan  für  sich,  so  wie  für  alle  Katholiken  fOr 
massgebend. 

In  Folge  dieser  durch  das  kanonische  Recht  gebotenen  Grundsätze 
legt  der  Herr  Erzbischof  Verwahrung  ein  gegen  die  landesherrliche 
Verordnung  vom  1.  März  d.  J.,  durch  deren  Annahme  er  die  tie&ten 
Principieu  der  katholischen  Kirche  verletzen  wttrde. 

Vorbehaltlich  einer  ausführlichen  Deduction  in  der  demnftcbst  er- 
Bcheinenilen  neuen  Denkschrift  des  oberrheinischen  Episcopats  erklärt 
vorläufig  der  Herr  Erzbischof,  dass  er  der  hohen  Staatsregierung  keine 
andere  Mitwirkung  bei  Besetzung  der  Pfarrstellen  einräumen  kann, 
als  die  Präsentation  zu  den  Stellen,  wo  ein  auf  besondern  kirch- 
lich gültigen  Rechtstiteln  beruhendes  Patronatsrecht  vor- 
handen ist. 

Davon,  dass  das  Erzbischöfliche  Ordinariat  zu  vakanten  Stellen 
den  Vorschlag  macht,  kann  mithin  keine  Rede  sein. 

Es  bleibt  der  Grossh.  hohen  Staatsregierung  überlassen,  ihr  et- 
waiges Patronatsrecht,  in  obigem  canonischen  Sinne  verstanden,  geltend 
zu  machen.  Beruht  das  angesprochene  Patronatsrecht  auf  keinem 
kirchlich  gültigen  Titel,  so  ist  der  Erzbischof  in  seinem  Gewissen  ver- 
pflichtet und  rechtlich  befugt,  das  Besetzungsrecht  der  betreffenden 
Stellen  ganz  und  gar  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Nach  dieser  vorläufigen  Erklärung  des  Herrn  Erzbischofs  werden 
die  Mitglieder  des  Grossh.  katholischen  Oberkirchen raths ,  welche  als 
Katholiken  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Episcopat,   welcher  wie  in 

')  Akt.  d.  Grossh.  Bad.  Minister,  d.  Innern  su  Karls- 
ruhe. 


den  andern,  bo  auch  in  diesem  Pankte,  eimig  nnr  das  omoniscbe  Recht 
■U  Richtaehnur  Beines  Handelns  genommen,  xa  stehen  verpflichtet  sind, 
Ihr  ferneres  Verhalten  zu  regeln  wissen. 

Iget.)  Dr.  B.  Buchegger. 


Orossherzoglicher  Katholischer  Oberkirchenrath. 

Karlsruhe,  den  14.  Joni  1653. 
ErlasB  des  erzbischOflicheD  Ordinariats  vom  10.  d.  M. 

Die  Besetzung  mehrerer  mit  Benig  auf  die  landesherrliche  Ver- 
ordnang  vom  I.  MArz  I.  J.  ausgeschriebeneD  PfarreieQ  betr. 
Beschluas. 

ErzbiscbOflichem  Ordinariate  beehren  wir  nni  anf  den  geftlligen 
Erlata  —  wonach  die  Anwendang  der  hochstiandesherrlichen  Verord- 
nung vom  1.  M&rz  1.  J.  von  Seiner  Eicellenz  dem  Herrn  Erzbischof 
verweigert  und  zugleich  erwartet  wird,  dass  auch  die  Hitglieder  der 
dieaaeitigen  Behörde,  die  in  Cebereinatimmnng  mit  dem  Episcopste  zu 
stehen  verpflichtet  seien,  ihr  ferneres  Verhalten  hiernach  werden  zu 
regeln  wissen  —  ergcbenst  zu  erwidern. 

Die  Mitglieder  der  diesseitigen  Behörde  haben  als  solche  innerhalb 
des  durch  die  Organ isationsgesetze  ihnen  angewiesenen  Wirkungskreises 
nicht  nach  ihren  individuellen  Qesinnungen  und  Üeberzeugungen,  son- 
dern nach  den  fQr  ihren  Wirkungskreis  hestehenden  Qesetzen  und  Ver- 
ordnungen und  nach  den  Weisungen  der  ihnen  vorgeaetzteo  Behörden 
zu  verfahren.  Uebrigena  ist  es  nicht  blos  des  Öffentlichen  Beamten, 
sondern  eines  jeden  Unterthanen  heilige  Pflicht,  den  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen des  Land eaherm  zu  geborcbeo,  und  die  Hitglieder  der  dies- 
seitigen Behörde  werden  auch  abgesehen  von  ihrer  amtlichen  Stellung 
diese  Pflicht  um  so  heiliger  halten,  nach  dem  sie  Treue  dem  Landes- 
herrn und  Gehorsam  den  Staatsgeaetzen  eidlich  gelobt  haben. 

Sollte  gleichwohl  Seioe  Excellenz  der  Herr  Erzbischof  verlangen, 
dasB  die  Mitglieder  des  diesseitigen  Oollegiuma  ala  Eatboliken  mit  Hoch- 
demaejben  der  hOcbstlaDdesherrlichen  Verordnung  vom  1,  M&n  ent- 
gegentreten, so  mQBaten  sie  zwar  die  hierdurch  herbeigeführte  Colliaion 
der  Gebote  ihrer  Staats-  und  Eirchenobrigkeit  anfs  Tiefste  beklagen; 
aie  könnten  aber  nicht  im  Zweifel  darüber  sein,  welchem  Gebote  sie 
zu  gehorchen  bitten,  wenn  sie  einestheils  erwSgen,  dass  der  Hoch- 
wQrdigste  Herr  Erzbiachof  selbst  ala  ünterthan  des  Landesherrn  den 
Staatsgeaetzen  nntergeben  iat.  und  wenn  aie  anderntheils  in  Betracht 
zögen,  dasB  die  höchst  landesherrliche  Verordnung,  um  deren  Anwen- 
dung es  sich  handelt,  —  bei  mehrfachen  ZngeatändDissen  an  die 
EirchenbehOrde  —  nur  solche  Bestimmungen  wiederholt,  die  bisher  von 
Seiner  Exceilenz  dem  Herrn  Erzbischof,  sowie  von  Hochdesaelben  boch- 
wflrdigsten  Amtsvorgängem  eine  lange  Reibe  von  Jahren  hindurch  als 
bindend  anerkannt  und  uoweigO{)ich  befolgt  worden  sind ,  wie  dann 
auch  soderwärts  ähnliche  Bestimmungen  von  den  kathohschen  Kirchen- 
Obern  bis  auf  den  heutigen  Tag  beobachtet  werden- 

Die  diesseitige  Behörde  glaubt  hiernach  der  von  Seiner  Excellenz 
dem  Herrn  Erzbischof  gegen  die -in  Frage  siebende  bOchstlan desherr- 
lichen Verordnung  eingelegten  allgemeinen  Yerwahrung  keine  weitere 
Folge  geben  zu  dflrfen;  sie  wird  vielmehr,  so  lange  ihr  nicht  von  hö- 
herer Staatsbehörde  eine  andere  Weisung  zugebt,  in  jedem  eiueloen 
vorkommenden  Falle  diese  Verordnnng,  so  viel  an  ihr  liegt,  gewissen- 
haft befolgen  und  rflcksichtlich  der  den  oberen  Kirchenbehörden  zu- 
kommenden Mitwirkung  der  weisen  ErwAgnog  des  HochwQrdigBten 
B.  Fkledberg,  D.  Uluttc.  d.  geUU.  Aint«c«wslt.  S7 


886  Beilage  XIY. 

Herrn  ErzbiscliofB  nntentellen,  wie  dortseits  xu  verfahren  sei,  um  den 
Pflichten  gegen  den  Landesherm,  wie  jenen  gegen  die  Kirche  m  ge- 
nügen. 

(gez.)  Prestinari. 


k 


XIV. 

(siehe  oben  8.  460.) 

Bericht  des  Nassauischen  Ministeriah*ath  Hendel   an   seine 
Regierung  v.  9.  März  1854.  die  Haltung  der  Badischen 

Regierung  betr.  ^). 

Das  Yerh&ltniss  der  luitholischen  Kirche  snm  Staate  betreffend. 

In  6em&8sheit  des  mir  ertheilten  Hohen  Anftrags  habe  ich  mich 
am  Donnerstag  den  2.  d.  Mts.  mit  Herrn  Ministerialrath  ▼.  Riessel, 
welcher  sich  mir  in  Darmstadt  anschloss,  nach  Garlsrohe  begeben,  wo- 
selbst wir  am  folgenden  Morgen  dem  Herrn  Staats-Minister  t.  Badt 
unsere  Aufwartung  machten. 

Herr  v.  RQdt  entwickelte  in  einer  mehrstOndigen  ünterhaltoiig 
sowohl  das  seitherige  Verfahren  der  Grosshensoglichen  Regierung  io 
der  katholisch-kirchlichen  Angelegenheit  und  gab  uns  zugleich  Andeu- 
tungen darQber,  in  welcher  Weise  die  Grossherzogliche  Hegiemng  den 
vorläufigen  Gonfiikt  zwischen  Staat  und  Kirche  zu  lösen  beabsichtige. 
In  letzterer  Beziehung  bemerkte  namentlich  Hr.  ▼.  RQdt,  dass  nach 
den  seither  von  der  Grossherzogl.  Regierung  gemachten  Erfahrungen 
mit  dem  H.  Erzbischof  von  Frei  bürg  nach  seiner  ganzen  Individualität 
leider  nicht  mehr  verhandelt  werden  könne,  weder  in  der  Hauptsache, 
noch  über  ein  Provisorium,  indem,  wenn  auch  an  dem  einen  Tage  von 
dem  Erzbischof  ein  Vorschlag  annehmbar  befunden  worden  sei,  der- 
selbe sicherlich  an  dem  folgenden  Tage,  sobald  sich  wieder  anderweite 
Einfiflsse  bei  ihm  Geltung  verschafft  hätten,  schriftlich  wieder  verworfen 
würde. 

Es  sei  hienach,  um  dem  dermaligen  Zustande,  welcher,  wenn  aoch 
durch  den  Conflict  die  etwa  beabsichtigte  Aufregung  in  dem  Volke 
nicht  hervorgerufen  worden,  doch  aus  nahe  liegenden  Gründen  immer- 
hin bedenklich  und  für  den  Staat  wie  Kirche  bei  l&ngerer  Daner  von 
nachtheiligen  Folgen  begleitet  sei.  —  ein  Ende  zu  machen,  für  die 
Grossherzogl.  Regierung  eine  Notn wendigkeit,  in  Rom  selbst  an  ver- 
handeln, und  sei  von  Sr.  Hoheit  dem  Prinzen-Regenten  der  Herr  Giaf 
V.  Leiningen  -  Billigheim  (Grossh.  Bad.  Standesherr  und  Generalmajor 
a.  D.)  designirt,  um  sich  in  der  Eigenschaft  als  ausserordentlich^Ge- 
sandter  und  begleitet  von  dem  Grossh.  Regierungsassessor  Turban  aus 
Mannheim  (Secretair  bei  den  früheren  Garlsruher  Conferenzen  in  der 
kath.  Kirchensache)  möglichst  bald  nach  Rom  zu  begeben. 

Zweck  dieser  Sendung  sei  zun&chst  nur,  dem  heiligen  Vater  eine 
Denkschrift  zu  überreichen,  in  welcher  die  Grossherzogl.  Regierung 
ihre  Ansichten  über  die  künftige  Regulirung  der  fraglichen  Angelegen- 
heit kurz  dargelegt  habe,  demselben  zugleich  die  erforderlichen  Auf- 

*)  Akt.  d.  Herzogl.  Nassanischen  Staats-Min iater. 
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ichlsue  Ober  den  Terlanf  des  Conflikte  in  Baden  und  du  dabei  von 
der  Grossherzogl.  Regiernng  inoegehalteiie  Verfahren  tn  ertheilen  and 
dahin  2u  wirlten,  daas  von  dem  Papste  dem  Etzbiachof  anempfohlen 
verde,  bii  zum  Auetrag  der  eingeleiteten  Verhandlungen  sich  jedes 
weitem  einseitigen  VorangebenB  «u  enthalten. 

Dieser  auaaerordenüiche  Gesandte  werde  die  von  dem  p&pstlichen 
Stuhle  auf  die  vorerwähnte  Denkscht-ift  za  ertheilende  Antwort,  welche 
ToraussichtUch  nicht  so  rasch  erfolgen  werde,  in  Rom  nicht  ibzuwaTten 
haben  and  werde  es  nach  Eingang  der  BflckHoHsening  von  Rom  an 
der  Zeit  sein,  eine  förmliche  Instruction  für  die  demn&chBtigen  eigent- 
lichen Verhandlungen  ausiuarb eilen. 

Im  Allgemeinen  sprach  sich  H.  v.  BQdt  dahin  aus,  >dssB,  nachdem 
Wflrttemberg  mit  dem  Beispiel  weiterer  Concessionen  gegen  seioea 
Landesbischof  vorangegangen  sei ,  nach  Ansicht  der  QroBsherzogl.  Re- 
gierung auch  die  übrigen  Regierungen  in  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz  bei  weiter  einzuleitenden  Verhaudiangen  mit  Rom  oder  auch 
mit  ihren  Bischöfen  nicht  wohl  hinter  ieneu  WQrttembergi scheu  Con- 
cessionen,  wenigstens  in  ihren  wesentlichen  Punkten  zurückbleiben 
kennten,  wenn  soldie  Verhandlungen  irgend  Aussicht  auf  Erfolg  haben 
sollten. 

Die  Grossherzogl.  Regiernng  habe  sich  daher  auch  in  jeuer  Denk- 
schrift, der  WQrttenibergischen  Vereinbarung,  wie  solche  in  dem  Ver- 
trag mit  dem  Herrn  Bischof  von  Rotlenburg  und  in  der  gleichzeitig 
mit  diesem  Vertrag  in  Rom  Obergebenen  Denkschrifl  n&her  speciallsirt 
sei,  im  Wesentlichen,  mit  Ausnslime  Jedoch  der  darin  enthaltenen  Be- 
stimmung Ober  die  künftige  Verwaltung  des  Kirche nvermOgeus,  worauf 
die  Grossherzogl.  Re^ernng  nicht  einzugehen  vermöge  unter  den  sonst 
noch  dorch  anderwette  GeaelKgebung  oder  Verhältnisse  gebotenen  MO' 
dificationen  angeschlossen.  ludern  Herr  v.  Radt  wiederholt  hervorhob, 
wie  es  nach  Lage  der  Sache  um  so  mehr  w ansehen swerth  sei,  wenn 
sich  die  Qroasherzogl  Hessische  nnd  Herzogl.  Nassauische  Regierung 
bei  den  bevorstehenden  Verhandlungen  mit  Rom,  und  zunächst  bei 
der  Mission  des  Herrn  Grafen  Leiningen  bethetligten ,  als  schon  frflher 
der  päpstliche  Hof  den  Wunsch  geftussert,  mit  den  Regierungen  der 
oberrheinischen  Kircheuprovinz  gemeinschaftlich  zu  verhandeln,  sicherte 
nn«  Herr  v.  ROdt  die  vertrauliche  Mittheilnug  der  Badischen,  in  Rom 
zu  Obergebenden  Denkschrift  zu,  und  behielt  sich  hienach  eine  weitere 
ßissprechung  mit  uns  vor. 

Nachdem  Herr  t.  Riessei  und  ich  die  Denkschrin  erbalten  nnd 
gemeinschaftlich  durchgegangen  hatten ,  fanden  wir ,  dass  dieselbe  in 
-  verschiedenen  wesentlichen  Punkten  nngenau,  Qberdem  auch  onvoll- 
st&ndig  sei,  indem  sie  über  die  Intentionen  bezQglicb  mehrerer  wesent- 
licher Punkte  keinen  Aafscbluss  gebe. 

Wir  baten  hierauf  Herrn  v.  RQdt,  uns  die  erforderlichen  weitereu 
Anfschlflsse  ertheilen  zu  lassen,  mit  welchen  Geschäften  derselbe  Herrn 
Presttnari,  Director  des  kath.  Oberkirchenraths  und  Herrn  Assessor 
Turban  beanftrsgte. 

Deber  das  Resultat  dieser  Besprechung  erlaube  ich  mir  zur  notb- 
weudigen  Erl&uterung  nnd  Vervollständigung  des  Inhalts  der  Denk- 
schrift, die  Reihenfolge  der  bischöflichen  Forderungen  einhaltend,  nach- 
stehendes gehorsamst  vorzutragen: 

1.   Besetzung  der  Eirchenfimter. 
Die  badische  Regiernng  wird  die  collatio  libera  des  Bischofs,  vor- 
tiehftltlich  der  dem  Landesherrn  kirchenrechtlich  zustehenden  Patro- 
natsrechte,  anerkennen. 

Sie  wird  bei  den  Verhandlungen  zunächst  versichern,   zu  diesen 
67* 
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Patronatsrechten  auch  diejenigen  zn  z&hlen.  welche  von  Yormaligen 
geistlichen  Regenten  und  Korporationen  aut  die  badischen  Regenten 
flbergegangen  und  von  diesen  aosgeQbt  worden  sind. 

Kann  jedoch  dieser  Anspruch  —  wie  voraussichtlich  in  Rom  nicht 
zur  Anerkennung  gebracht  worden,  so  wird  sie  denselben  fallen  lassen. 
Die  badische  Regierung  glaubt  übrigens  aus  dieser  Categorie  jedenfalls 
diejenigen  Patronatsrechte  dem  Landesherm  erhalten  zu  können,  welche 
8.  z.  aus  dem  KammervermOgen  geistlicher  Regenten  oder  ans  dem 
Patrimonium  geistlicher  Corporationen  dotirt  worden  sind,  bezQglich 
welcher  Pfründen  Jene  also  eigentlich  als  Privatpatrone  anzusehen  sind. 

Die  badische  Regierung  hofft  sich  hienftehst  in  Bausch  and  Bogen 
und  ohne  vorherige  Untersuchung  aber  die  rechtliche  Nator  eines 
jeden  einzelnen  Besetzungsrechts  bei  ihren  900  Pfarreien  aber  die  Zahl 
der  in  dem  landesherrlichen  Patronat  verbleibenden  und  der  dem  Erz- 
bischof  zur  Collation  zu  übergebenden  Pfründen,  mit  dem  letzteren 
verständigen  zu  können. 

Bezüglich  der  in  die  collatio  libera  des  Elrzbischofs  übergehenden 
Pfründen  wird  die  badische  Regierung  darauf  bestehen,  dass  der  Erz- 
bischof, ehe  er  conferirt,  der  Regierung  die  von  ihm  designirte  Person 
bezeichnet,  welche  letztere  dann  innerhalb  einer  ganz  allgemein  zn  be- 
stimmenden  Frist  —  von  etwa  vier  Wochen  —  sich  darüber  zn  er- 
klären h&tte,  ob  sie  den  designirten  Pfründem  zu  beanstanden  f&nde, 
oder  nicht. 

In  letzterer  Beziehung  wird  bei  den  Verhandlungen  die  badische 
Regierung  zun&chst  auf  einem  allgemeinen  Verwerfungsrecht  —  nach 
Analogie  der  Exposition  des  Gardinalstaats-Secret&r  Consalvi  v.  J. 
1819  —  ohne  Verpflichtung  zur  Angabe  von  Gründen  bestehen,  sidt 

J'edoch  eventuell,  wenn  dieser  Anspruch  nicht  durchgeführt  werden 
[ann,  wie  solches  nach  dem  Vorgang  von  Württemberg  allerdings  wahr- 
scheinlich sei  —  dem  Württembergischen  Vorschlag,  wonach  nur  aus 
bürgerlichen  und  politischen  Gründen  rekusirt  werden  kann,  an- 
schliessen. 

Bezüglich  der  Privatpatronatspfründen  würden  für  den  Landes- 
herm die  gleichen  Befugnisse  in  Anspruch  genommen  werden,  wie  be- 
züglich der  in  der  bischöflichen  Collation  befindlichen.  Bei  der  Re- 
signation auf  Pfründen  müsste  die  Zustimmung  des  Landesherm  be- 
züfflich  deijenigen  vorbehalten  bleiben,  welche  sich  in  seinem  Patronat 
beenden,  während  bezüglich  der  übrigen  die  Resignation  in  die  H&nde 
des  Bischofs  nachgegeben  werden  könne. 

Der  Grossherzogl.  Hess.  Bevollmächtigte  sprach  sich  über  diesen 
Punkt  im  Wesentlichen  dahin  aus,  dass  seine  Regierung  voraussicht- 
lich sich  zu  gleichen  Zugeständnissen  gegen  ihren  Landesbischof  ver- 
stehen, und  dass  eine  Verständigung  mit  demselben  in  dieser  Beziehung 
wohl  um  so  weniger  Schwierigkeiten  finden  werde,  als  die  Grossherzogl. 
Regierung  nicht  in  der  Lage  sei,  eigentliche  Laien-Patronats rechte  für 
den  Landesherrn  geltend  machen  zu  können. 

2.  Prüfung  der  Gandidaten  des  geistlichen  Stand  es. 

Die  badische  Regierung  wird  sich  in  diesem  Punkt  bei  den  dem- 
nächstigen Verhandlungen  ganz  der  desfallsigen  Bestimmung  in  der 
Württembergischen  Vereinbarung  anschliessen,  während  derGrossherzogL 
Hess.  Bevollmächtigte  sich  dahin  äusserte,  wie  er  glaube,  dass  seine 
Regierung  auf  der,  durch  die  Ausübung  der  landesherrl.  Patronats- 
rechte motivirten  Beiwohnnng  eines  landesherrlichen  Commissarius  bei 
der  Prüfung  nicht  bestehen  werde,  weil  eben  in  Hessen  der  Landes- 
herr eigentliche  Patronatsrechte  nicht  besitze. 

Wie  er  unterstelle,  werde  seine  Regierung  dem  Bischof  das  ganze 
Prüfungsgeschäft  überlassen  und  nur  darauf  bestehen,   dass  die  Can- 
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didaten  Am  geisUicheD  Standes  auf  ^em  inl&ndisehen  Qrmnuium 
eiufl  Matarit&tsprQfung  bestanden  haben. 

3.   Disciplinaratrafgewalt   gegen    GeiHtliche. 
Dem  Erzbiscbof  soll  die  DiBciplinantrafgewalt  gegen  GeiBtliche  In 
Baden  unbedingt  überlassen  und  aar  in  den  F&llen,   in  velcbea  zum 
Vollzug  eines  Erkcnntniues  die  Staatsbilfe  in  Ansprocb  genommen 
wird,  die  Mittbeiluag  der  Acten  «orbebalten  bleiben.    ETantuell  ist 
QbrigeDs  die  badische  Regiernng  bereit,  sich  in  dieser  Beziehung  den 
Beitimmnngen  der  WOrttembergi sehen  Vereinbarung  anzuschlieasen. 
Appellationen  nach  Rom  loTlen  abrigens  nur  anter  dem  Vorbehalt 
Eheständen  werden,  doss  nach  der  Torscbiift  des  Tridentiniachen  Con- 
s  jndices  in  partibna  ernannt  werden. 
Der  Gr.  Heaa.  BeTollm&cbtigte  eiklftrte,  wie  aeine  Regierung  vor- 
anasicbtlich  in  gleicher  Weise  Tor&ngehen  werde. 

4.  ErziehangderOeiitlicben.    Knabenseminare. 

Zur  Erläuterung  der  Denkschrift  bemerlcte  der  Or.  bad.  CommiasAr, 
am  die  Conrikte  an  Gjmnaaien,  deren  Errichtung  nachgegeben  werden 
solle,  aus  dem  allgemeinen  Beligionpfond  dotirt  werden  aollen,  nnd  doss 
die  Grh.  Regierung,  falls  der  Erzbischof  auf  seine  Kosten  ein  eigent- 
liches Seminarium  puerorum  errichten  wolle,  sich  jedenfalls  das  Jus 
inapectionis  vorbehalte.  —  Der  Orhi.  Heaa.  Bevollmächtigte  bemerkte, 
wie  sich  aeine  Regierung  zu  Oeldauf Wendungen  fflr  Conrikte  nicht 
veratehen  werde. 
6.  Ertheilung  der  Weihen  and  der  Undesherr- 
lichen  Tischtitel   betreffend. 

In  dieser  Besiehnng  wurde  lu  der  betreffenden  Stelle  der  Denk- 
■chrift  badischer  Seite  bemerkt,  wie  uacbgegobeo  werden  solle,  daaa 
im  EinTeratftndDisB  mit  der  Regierung,  als  Verwalterin  des  allgemeinen 
Religionsfonds,  der  Biachof  den  Tischtitel  auf  diesen  Fond  anweisen 
kOone,  und  dass  weiter  ein  von  dem  Bischof  geweihter  inländischer 
Priester  dem  inländischen  Clems  beigezählt  werden  solle. 

Der  Qrhz.  Hess.  Bevollmächtigte  erklärte,  wie  seine  Regiernng 
diesen  Gegenstand  voranaaichtlich  in  gleicher  Weiae  regeln  werde. 
6.    Den  Religi  on  s-ün  terri  cht   betreffend. 

Die  Regierungen  von  Baden  nnd  Hessen  beabsichtigen  ihren  Bi- 
schöfen einzuräumen,  dass  snr  Ertheilung  des  Religions-Ünterrichia 
an  den  höheren  Lehrersteilen  die  kirchliche  Mission  fOr  den  betreffen- 
den Lehrer  erforderlich  sei. 

7.   Anatellnng  der  Prof eaaoren  an  der  katholischen 

Universität. 
Findet  in  Nassau  keine  Anwendung. 

a  Beziehung 

Baden  und  Hessen  «erden  sich  in  diesem  Punkte  der  WQrttom- 
bergiachen  Elrklärung  aaschliesBen. 

10.   GrOndung  geistlicher    Vereine. 

Desgl.  wie  ad  8.  unter  dem  Anfügen,  dass  sie  im  Prindp  der 
OrQndung  geistlicher  Vereine  nicht  entgegen  sind. 

11.    Discipl  inargewalt  gegen   die   Laien. 
Hessen  stimmt  mit  der  badischen  Erklärang  in  der  Denkschrift 


13.  Freier   Verkehr  mit   Rom, 
Baden  und  Heuen  beabsichtigen  eventaell  den  Vorbehalt  i 
a  Eiemtionen  als  nnnöthig  fallen  zu  lasieo. 


Hit  Rndtaicht  auf  den  umstand,  dass  die  nnr  in  den  betreffi 
Fnndationg- Instrumenten  vorkommende  Beiwohnnng  eines  landet 
lieben  CommiBBain  bei  dem  Wahlact  mit  dem  päpstlicbeD  Stahle 
nicht  ?ereiubart  sei.  werden  Baden  nnd  Hessen  eTentnell  naehg 
dass  TOQ  dieser  Beiwohnung  abstrahirt  werde,  dasB  dagegen  eine  s 
Wahl  Tor  erwirkter  Zostimmung  eines  landesherrlielien  Commi 
nicht  publicirt  werden  dürfe. 

14.  ErncnauQR  der  Ordinarit 
Vikare  nnd  Ru 
Baden  und  Hessen  werden  nachgeben ,  dass  ihre  Bischfife 
anch  autaerhalb  der  Kapitel  Ordinariats- Mitglieder  ernannen  kS 
insofern  sie  solche  bezahlen  und  gegen  die  betre^nden  Peraonen 
VerwerfuDgsgrflnde  vorliegen. 

lg.    Abrnfnng  aller  Oesetae. 
Dieser  Punkt  erledigt  sich  durch  die  in  maehenden  Conceni 


IG.    Aussi 


der  Do 


iathfln 


In  dieser  Beziehung  bemerkten  die  Bevoilmächtigteo  von  I 
und  Hessen,  dass  der  Biathums  -  Dotationsfond,  soweit  er  aus 
Staats-  oder  allgemeinen  Kirchen  vermögen  ausgeschieden  sei ,  dei 
Hchof  zur  alleinigea  Verwaltang  flberlassen,  —  soweit  letsterea 
nicht  der  Fall  ~  die  betreffenden  Summen  im  Falle  an  die  de 
BchOflichen  Verwaltung  und  Anfsicht  untersteheude  CasBe  ansbe 
worden,  nnd  dann  dem  Bischof  deren  fundationamftaaige  Terwen 
Dberl aasen  bleibe. 

17.  Herausgabe  des  Kirchen-  nnd  Schnlvermfig 
Hieiu  wurde  badiscber,  wie  hessischer  Seits  bemerkt,  das 
Verwaltung  der  Centralfonds  und  die  Oberaufsicht  über  die  Local 
in  den  H&nden  der  Staatsbehörden  verbleiben  müsse,  der  desfall 
bischäflichen  Forderung  also  nicht  nacbgegebeu  werden  könne, 
betreffenden  Regierungen  dagegen  geneigt  sein  wBrden,  sich  mit  i 
Bischöfen  in  Beziehung  auf  eine  wirksame  Hitaufstcht  Ober 
Central-  wie  Localfonds  demn&chst  nOber  zu  verständigen. 

la   Grossere   Einwirkung    auf  die   Schalen. 

In  dieser  Beziehung  äusserten  die  Bevollm&chtigten  von  E 
und  Hessen,  wie  ihre  betreffenden  Regierungen  kein  Bedenken  f& 
den  Ansprüchen  der  Bischöfe  in  Beziehung  auf  die  Ertheilunf 
Religion  9-Unterrichts  in  den  Schulen  nachzugeben,  dagegen  nicbti 
yeräumt  werden  kOnne,  was  dem  Churacter  der  Gelehrten-  wie 
mentar- Schulen  als  Staats- Anstalten  au  nahe  trete,  daher  denn 
unter  dem  erwähnten  Vorbehalte  bezOglJch  der  ErtheÜung  des 
gions-tJnterTicbts  das  gesammte  Schulwesen  in  den  H&nden  des  Sf 
verbleiben  mQsse. 

Das  Vorstehende  wurde  sowohl  bei  den  Cunferenzen  mit  I 
Directnr  Prestinari,  als  auch  in  einer  spätem  Besprechung  mit 
Herrn  Minister  v.  Rfldt  und  SUatarath  v.  Wechmar  sls  die  B«si 
zeichnet,  auf  deren  Grund  nach  erfolgter  RQckäusserung  des  [ 
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liobeii  Hofes  die  definitive  laBtraction  fOr  den  Bevollmächtigten  zn  den 
TerbftndlnngeD  mit  Rom  demnächst  auBzuerbeitea  und  die  Terhand- 
Inngen  selbat  isum  AbachluEa  en  bringen  seien. 

Sie  beideg  letztgenannten  Herren  machten  wiederholt  geltend,  data 
auf  eine  entsprechen ile  Tereinbamng  mit  Rom  nur  dann  eu  rechnen 
Mi ,  wenn  aftmmtliche  Regierungen  der  oberrh einlachen  KircbenproTini 
gemeinschartlicb  mit  Rom  t erhandelten, 

Herr  t.  Rndt  theilte  lodano  zum  Beleg  einer  froberen  Behauptung, 
dass  ancb  Rom  dieses  wOoBche,  vertraulich  mit,  dasa  nach  einer  ihm 
am  Tage  vorher  anf  diplomatischem  Wege  tugehommenen  Nachricht 
die  WOrttembergiBche  Tereinbarnog  mit  dem  Bischof 
zu  Rottenburg  nioht  genehmigt  und  das  Verfahren  des 
Bischofs  V.  Lipp  desavonirt^  dagegen  gegen  die  Würt- 
tembergische Regierung  die  Bereitwilligkeit  anage- 
gprochen  worden  sei,  in  gemeinschaftliche  Verband- 
langen  mit  den  Regiernngen  sämmtlicber  Staaten  der 
oberrheinischen  Kirchenprovinz  einsutreten. 

Die  Tereinbaruog  der  Wflrttembergi sehen  Regierung  mit  dem  Bi- 
schof zu  Rottenbnrg,  sowie  die  Denkschrift,  mit  welcher  solche  dnrt^ 
Herrn  v.  Hummel  nach  Rom  zur  Erwirkung  der  päpstlichen  Zustim- 
mung Dberbracht  worden  ist,  sind  mir  in  Abschrift  vertraulich  mit- 
getheilt  worden,  und  foge  ich  solche,  als  f^r  die  fragliche  Angelegen- 
heit TOD  besonderem  Interesae,  bei- 

Indem  ich  schliesslich  noch  bemerke,  dass  ich  mich  in  Oemäsaheit 
der  mir  ertbeilteu  Instruction  jedweder  bestimmten  Aeasserungen  Dber 
die  Absiebten  der  Herzl.  Regierang  enthalten,  deren  Entachliessongen 
also  in  keiner  Weise  prftjudicirt  hkbe,  glaube  ich  mich  durch  diesen 
Berieht  des  mir  ertheiljen  hohen  Auftrages  entledigt  an  haben. 

Wiesbaden  am  9.  H&rs  16M. 

{gm.)  Heodel. 


XV. 

(Vgl.  abaii  B.  UO.) 

Denkschrift   von   der  Grossherz.  BadischeD  RegieruDg   der 

rfimiscbeD  Curie  übergeben,  betr.  die  kir^lichen 

Wirren  ^). 

Die  Verhandlongen,  welche  im  Jahr  1819.  von  der  Qrossherzogiich 
Badischen  Regierung,  im  Vereine  mit  mehreren  anderen  deutschen 
Regiernngen,  mit  dem  heiligen  Stahle  begonnen  wurden,  haben  nur 
theilweiae  au  einer  Teratändigong  gefahrt. 

Man  kam  ttberein,  Ober  die  Vereinigung  der  fOnf  DiScesen  Frei- 
burg, Rottenburg,  Mainz,  Limburg  und  Fulda  durch  einen  Hetropoli- 
tanverband  und  Ober  die  Errichtung,  Beaetzung  ond  Dotation  der 
bischöflichen  Stahle  und  Domcapitel. 

Di<genigen  Oegenatände,  Ober  welche  eine  beiderseitige  Verat&odi- 
gung  nicht  stattfand,  wurden  bisher  nach  den  im  Einzelnen  maais- 
gebenden  Gesetzen  des  Staates  und  der  Kirche  behandelt 

Gegen    die  desfallsigen  Anordnungen   des  Staates  Hess  awar  der 

',  Akten  d.  QroBSh.  Hinistar.  d.  Ion d reu  zuCarlsrnhe. 
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heilige  Stuhl  durch  eine  Kote  des  Cardinal-Staata-Secretairs  Bernetti 
im  Jahr  1838.  Beschwerde  erheben;  dieselbe  wurde  jedoch,  nachgege- 
benen Aufklärungen,  nicht  weiter  verfolgt  und  seither  nicht  erneuert 

Von  Seiten  des  erzbiscboflichen  Stuhles  zu  Freibarg  wurden  von 
Zeit  KU  Zeit,  wegen  einzelner  Gegenstände,  WOnsche  und  Anträge  an 
die  Grossherzogliche  Regierung  gebracht,  aber  die  man  sich  jeweils 
Tcrständigte. 

Erst  im  Jahre  1848.  mitten  in  den  politischen  Starmen  jener  Zeit, 
trat  der  Erzbischof  unter  Berufung  auf  die  Satzungen  der  Kirche  mit 
einer  Reihe  Forderungen  hervor,  deren  Gewährung  das  ganze  bisherige 
Yerhältniss  der  bischöflichen  zur  Staatsgewalt  wesenüich  verändern 
warde. 

Die  Grossherzogliche  Regierung  hat  das  lebhafteste  Interesse,  dass 
die  Landesdiöcese  nach  den  Vorschriften  der  Kirche  verwaltet  werde ; 
sie  war  daher  gern  bereit,  die  Forderungen  des  Erzbischofs  sorgfältig 
zu  prflfen.  Da  sie  aber  auch  verpflichtet  ist,  darftber  zu  wachen,  dass 
durch  die  kichliche  Verwaltung  die  Interessen  des  Staates  nicht  ge- 
fährdet und  die  Souverainetätsrechte  nicht  beeinträchtigt  werden,  so 
konnte  sie  den  Forderungen  des  Erzbischofs  nur  in  so  weit  willfahren, 
als  das  unbeschadet  der  letzteren  Rüdksichten  sich  thun  Hess,  und  sie 
hätte  wohl  erwarten  dürfen,  dass  der  Erzbischof  die  ihm  von  seiner 
Landesregierung  gemachten  Anerbieten  nicht  geradezu  abgelehnt  hätte. 

Mit  seiner  Weigerung  auf  eine  Verständigung  aber  die  einzelnen 
von  der  Regierung  behandelten  Gegenstände  sich  einzulassen,  verband 
indessen  der  Erzbischof  die  Erklärung:,  dass  er  sich  bereitwillig  Allem 
unterwerfen  werde,  was  zur  Lösung  der  vorhandenen  Differenzen  durch 
ein  Einvernehmen  des  apostolischen  Stuhles  mit  dem  Landesherrn  fest- 
gestellt werden  würde. 

Diese  Berufung  des  Erzbischofs  auf  die  oberste  kirchliche  Auto- 
rität trifft  zusammen  mit  der  von  der  Regierung  gehegten  Zuversicht, 
dass  der  heilige  Vater  sich  einer  Mitwirkung  zu  einer  allseitig  befrie- 
digenden Feststellung  der  kirchlichen  Verhältnisse  im  Erzbisthum  Frei- 
burg nicht  entziehen  und  dass  Anträge  der  Regierung  wegen  dahin 
zielender  Unterhandlungen  einer  entgegenkommenden  Gesinnung  be- 
gegnen werden. 

In  der  That  darf  auch  wohl  nicht  daran  gezweifelt  werden,  dass, 
da  das  Interesse  des  heiligen  Stuhls  und  das  der  Landesregierung  in 
dieser  Angelegenheit  nicht  allein  nicht  im  Widerspruche  mit  einander 
stehen,  sondern  in  der  gleichen  Absicht  und  Pflicht  für  das  Wohl  der 
DiOcese  zu  sorgen,  eine  gemeinschaftliche  und  bleibende  Grundlage 
haben,  bei  gutem  Willen  beider  Theile  eine  Verständigung  ohne  beson- 
dere Schwierigkeit  zu  erreichen  sein  werde. 

Um  ihrerseits  ihre  Aufrichtigkeit  zu  bethätigen,  bietet  nun  die 
Grossherzogliche  Regierung  die  Hand  zu  Feststellungen  über  mehrere 
Punkte,  welche  früher  wohl  zur  Sprache  kamen,  aber  nicht  durch 
beiderseitiges  Einverständniss  geregelt  wurden. 

Sie  überlässt  sich  der  Hoffnung,  dass  Seine  Heiligkeit  die  zu  einem 
friedlichen  Einvernehmen  geneigte  Gesinnung  Seiner  Königlichen 
Hoheit  des  Regenten  würdigen  und  befehlen  werde,  auf  die  nachstehen- 
den einzelnen  Anträge  der  Grossherzoglichen  Regierung  zu  antworten, 
um  dann  das,  was  beiderseits  gebilligt  sein  wird,  in  einer  angemesse- 
nen, später  zu  bestimmenden  Form  zu  dauernder  Gühigkeit  zu  bringen. 

Indem  zum  Einzelnen  Obergegangen  werden  soll,  muss  bemerkt 
werden,  dass  dabei  sich  auf  dasjenige  bezogen  wird,  was  Seine  Emi- 
nenz der  Cardinal-Staats-Secretair  Gonsalvi  durch  die  Seiner  Note  vom 
10.  Aug.i8t  1819.  angefügte  bekannte  Denkschrift:  Esposizione  dei 
sentimenti  di  Sua  Santitä,  als  die  Ansichten  der  Regierung  Seiner 
Heiligkeit  dem  damaligen  Badischen  Gesandten  vortrug,  sowie  für  die 
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Absichten  des  Grossherzoglichen  Hofes  auf  dasjenige  Bezug  genommen 
werden  darf,  was.  durch  einschreiben  des  Grossherzoglidien  Ministers 
des  Innern  vom  6.  März  y.  J.  dem  Erzbischof  angeboten ,  aber  von 
ihm  nicht  angenommen  ward,  da  er  den  Streit  und  das  Zerwürfniss 
dem  Frieden  und  der  Verständigung  vorzog. 

Es  wird  angemessen  sein,  zuerst  einiger  Verhältnisse  Erwähnung 
zu  thun,  welche  in  der  Denkschrift  vom  10.  August  1819.  berührt  und 
inzwischen  auf  eine  Weise  geregelt  worden  sind,  welche  den  damals 
ausgesprochenen  Ansichten  des  Römischen  Hofes  entspricht 

1)  Es  war  Aufklärung  darflber  verlangt  worden:  ob  dadurch,  dass 
zur  Erlangung  der  Priesterweihe  die  Ertheilung  des  landesherrlichen 
Tischtitels  nothwendig  erklärt  werde,  jeder  andere  canonische  Titel 
der  Ordination  ausgeschlossen  werden  solle? 

Es  ist  nun  von  der  Regierung  ausgesprochen  worden,  dass  die 
heiligen  Weihen  nicht  von  der  Erteilung  des  landesherrlichen  Tisch- 
titels abhängig  seien. 

2)  Wenn  frQher  bei  Aufzählung  der  bischoflichen  Rechte  die  aus- 
drückliche Erwähnung  des  kirchlichen  Straf  rechtes  vermisst  wurde, 
so  ist  bereits  anerkannt  worden,  dass  der  Erzbischof  befugt  sei,  kirch- 
liche Censnren,  jedoch  ohne  bürgerliche  Folgen,  gegen  Laien  seiner 
Diöcese  zu  verhSjigen. 

3)  Wegen  des  bischöflichen  Rechtes  in  Bezug  auf  üeberwachung 
des  Religions-Ünterrichts  an  den  Schulen  ist  die  Einrichtung  getroffen, 
dass  der  religiöse  Unterricht  überall  von  Geistlichen  ertheilt  wird,  und 
die  Beaufsichtigung  desselben  dem  Erzbischofe  übergeben  ist. 

üebrigens  ist  nicht  allein  der  Religions-Ünterricht  an  den  Schulen 
der  Kirche  überlassen,  sondern  die  Volksschulen  im  Allgemeinen  stehen 
unter  der  Aufsicht  von  Geistlichen. 

In  jeder  Gemeinde  steht  die  katholische  Schule  zunächst  unter  der 
Aufsicht  des  Pfarrers,  (als  des  Ortsschulinspectors);  die  katholischen 
Schulen  eines  jeden  Amtsbezirks  stehen  unter  der  Aufsicht  eines  Geist- 
lichen dieses  Bezirks  (des  Bezirksschulvisitators] ;  und  der  Behörde, 
welcher  die  oberste  Leitung  des  gcsammten  katholischen  Volksschal- 
Wesens  im  Lande  übertragen  ist,  sind  für  diesen  Geschäftszweig  zwei 
Geistliche  beigegeben.  Auch  die  Leitung  der  Anstalten,  an  welchen 
die  Volksschullenrer  für  ihren  Beruf  gebildet  werden ,  ist  Geistlichen 
anvertraut,  welche  ebenso  wie  die  Religionslehrer  an  den  höheren 
Lehranstalten  nur  im  Ein  verstau  dniss  mit  dem  Episcopat  ernannt  wer- 
den sollen.  • 

Den  Gebrauch  verderblicher  Bücher  darf  der  Erzbischof  nicht 
bloss  in  den  Kirchen  und  Schulen,  sondern  überhaupt  allen  Gläubigen 
unter  Androhung  von  Kirchenstrafen  verbieten. 

4)  Es  wird  dem  Erzbischof  nicht  verwehrt  werden,  deigenigen 
Geistlichen,  welchen  er  sich  als  seinen  Generalvicar  beiordnen  will, 
auch  ausserhalb  der  Zahl  seiner  Domcapitulare  zu  erwählen,  wepn  er 
den  Gehalt  der  Ernannten  ans  eigenen  Mitteln  bestreiten  will. 

Es  wird  indessen  auch  dem  heiligen  Stuhle  angemessen  erscheinen, 
dass  für  einen  Fall,  wie  der  ebengenannte  ist,  oder  überhaupt  wenn 
der  Erzbischof  sich  Gehtllfen  seines  Amtes  ausserhalb  seines  Gapitels 
erwählt,  bestimmt  werde,  dass  die  Wahl  auf  einen  Mann  fallen  müsse, 
welcher  dem  Landesherrn  nidit  unangenehm  ist 

In  Bezug  auf  einige  andere  Punkte,  welche  früher  besprochen 
wurden,  ohne  dass  man  zu  einer  beiderseitigen  Verständigung  gelangte, 
ist  Nachstehendes  zu  bemerken: 

5)  Die  Denkschrift  vom  10.  August  1819.  erwähnt,  dass  es  unter- 
lassen sei,  von  dem  freien  Verkehr  der  Gläubigen  mit  dem  heiligen 
Stuhle  zu  reden. 

Hierwegen  wird  nun  ausdrücklich  aasgesprochen,  daas  der  Verkehr 
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dee  Biecliofii,  der  Prieeter  and  Laien  mit  dem  Oberhanpte  der  k 
lischen  Kirche  tod  Seiten  der  Regieraog  ungehemmt  sein  soll  and 
hiernach  auch  den,  üufolge  des  canoiiiscbeii  Rechtes  zaI&Baigen  A 
lationen  an  den  heiligen  Stuhl  kein  Einderniis  in  den  Weg  ( 
werden  wird.  Ea  erabrigt  daher  in  dieser  Beziehung  nur  nocl 
Btimmangen  Ober  die  Delegation  eines  zur  Entscheidung  solcher  A 
lationen  zust&ndigen  geistlichen  Gerichts  tu  treffen. 

6;  Waa  die  Verleihung  der  kirchlichen  Pfrflnden  betrifft,  so 
der  in  der  Donkschri/t  Tom  lu.  Aiigast  1819  herrorgeh ebene  Oi 
■ata:  dass  dem  Patrone  nur  die  Pr&sentatioD  nicht  die  Collatioi 
Pfrflnde  ankomme,  von  der  Regierung  nicht  beauatandet,  und  ist 
dem  Erzbischof  nur  die  Ausdehnung  der  gegenwärtig  in  Uebonj 
findiichen  Ernennunggrechte  des  Landesherm  bestritten  vorden. 
mit  man  Qber  diesen  letztern  Punkt  lU  einer  Enttcheidaog  gell 
könne,  erachtet  die  Regierung  eine  Cntersuchong  der  thatstchli 
nnd  rechtlichen  Verhältnisse  in  Beiug  auf  alle  einzelnen  strei 
PfrOnden  fOr  erforderlich.  Diese  Unteranchung  wird  von  der  Sl 
behSrde  einerseita  und  fon  der  enbischS fliehen  Seite  aaderertei 
pflegen  und  da,  wo  eine  Debereinetimmung  der  Reanllate  nicht 
liegt,  wird  eine  Verständigung  unschwer  an  ersielen  sein,  wenn 
Thell  auf  die  Ansprüche  des  andern  die  gebührende  Rflckalcht  ni 

üebrigens  darf  sich  die  Groseberzogljche  Regierung  der  Erwft 
hingeben,  dass  der  Enbischof  bei  der  Verleihung  der  ron  Patr 
rechten  unabhfingigen  PfrOndeu  von  dem  heiligen  Vater  nach 
schon  in  der  Esposizione  dei  sentimenti  di  Sua  Santitk  enthal 
Vorschlage  an  die  Bedingung  gebunden  werde  nur  solche  Peraoni 
wählen ,  welche  ausserdem ,  dass  sie  der  PfrQnde  würdig  ,  aach 
Landesberrn  angenehm  seien. 

7)  In  Ansehung  der  Ersiehnng  und  ünterweisnng  der  Jflng 
welche  dem  Priesterstande  sich  widmen,  so  haben  dieselben  bishe 
Unterricht  in  den  Wissenschaften  ihrea  Bemfea  bei  der  theologi: 
Facnltftt  der  CniTersität  Freiburg  erhalten,  bis  sie  in  daa  bischO 
Seminarinm  aufgenommen  worden,  wo  sie  noch  ein  Jahr  lang 
der  auaechliesslicben  Aufsicht  des  Bischob  fOr  ihren  Beruf  toi 
ansgeblldet  wurden. 

Damit  dieselben  w&hrend  ihrer  Stadien  an  der  Unireiwitfl 
erforderliche  TJeberwachung  und  Leitung  nicht  entbehrten,  wnn 
Jafar  IR41.  im  Einverstftndnisa  mit  dem  erabischOflichen  Stuhle  sn 
barg  eine  Anstalt  errichtet,  in  welcher  die  Studenten  der  The 
anter  der  Anflicht  einer  von  der  Kirchen-  und  Staatsbehörde  er 
ten  Commission  gemeinsam  Wohnung,  Kost  and  Pflege  hatten. 

Es  war  damit  fnr  die  Interessen  der  Kirche  mehr  geschehe 
je  Torber  in  den  Dificesen,  zu  welchen  die  Landestheile  dea  ( 
herzogthums  froher  gehörten,  geschehen  war.  Denn  für  die  D 
Constane  wurde  erst  im  Jahre  1736.  und  fQr  die  DiOcese  Spofe 
von  1723.  an  ein  Seminar  errichtet  und  so  lange  diese  Sem  in  arie 
standen ,  hatten  die  Candidaten  dea  peistlicben  Standes  nnr  daa 
Jahr  vor  dem  Antritt  ihres  Berufes  in  denselben  zuzubringen, 
dem  sie  bis  dahin  jeder  gemeinsamen  Erziehung  entbehrt  hatten. 

Nach  den  Ernhrangen  der  neuesten  Zeit  wird  wohl  auc) 
keiner  Seite  behauptet  werden,  dass  die  Geistlichen  bei  den  t 
bestandenen  Einriebtungen  nicht  in  jeder  Beziehung  diejenigt 
ziehnng  und  ITnterweiaang  erhalten  haben,  welche  für  die  Kirche 
achcnawertb  sein  mag, 

tat  gleichwohl  der  beilige  Stahl  der  Ansicht,  dass  diese  Eii 
tnngen  fflr  eine  den  Interessen  der  Kirche  entsprechende  Erzii 
und  Unterweisung  der  Cleriker  hinreichende  Bürgschaft  nicht  g 
ren ,  so  wird  die  Qrosihersogliche  Regierung  nicht  entgegMi  adn 
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die  JQDgliDge,  welclie  dem  Dienste  der  Eircbe  sich  widmen,  von  det 
Zeit  an,  wo  der  ünterriclit  in  den  WisBenachaften  ihres  Berufes  be- 
ginnt, sofort  in  eine  Anstalt  eiotreteD,  in  welcher  sie  ganz  unter  der 
Aufsicht  and  LeituDg  des  Erzbischofa  stehen.  Die  Grossberzogliche 
Regierung  wird  sieb  in  diesem  Falle  auf  die  AuBQbung  ihns  Inspec- 
tioQsrechta  bsschranken ,  sie  seUt  jedoch  dabei  vorans,  dass  der  h.n- 
biachof  zu  Vorstehern  und  Repetenten  dieser  Anstalt  nur  solche  Geist- 
liche ernenne,  welche  der  Regierung  nicht  unaogeDehm  sind,  dasa  er 
▼OD  den  Statuten  nad  der  Hausordnung  der  Analalt  der  Regfemng 
Kenn tniss  gebe  und  anf  die  etwaigen  Erinnerangen  derselben  die  ge- 
bQhrende  RQcksicht  nehme. 

Die  Qrossherzo^iche  Regiernng  ist  gern  bereit,  dem  Episeopate 
der  theologischen  Facultilt  gegendber  solche  Rechte  einzur&umeQ, 
welche  dasselbe  In  den  Stand  setzen,  die  Reinheit  der  katholischen 
Lehre  ao  der  Universität  zu  wahren  and  eine  ausreichende  Disciplin 
Ober  die  Lehrer  der  Theologie  zu  handhaben.  Sie  wird  nur  solche 
Theologen  als  Professoren  der  Facult&t  anstellen,  welche  der  Erzbischof 
nun  Lehren  enn&chtigt  und  sie  wird  dieselben  nur  so  lange  als  Lebrei 
der  theologischen  Wissenschaften  Terwendeo,  als  ihnen  diese  Ermilch- 
tignog  von  dem  Erzbischofe  nicht  wieder  entzogen  wird. 

Die  Regierung  wird  nicht  verhindern ,  dass  der  Erzbischof  Behuf« 
der  üeberwachung  der  Lehre  und  Disciplin  der  Professoren  unmittel- 
bar mit  der  FacoltSt  verkehre  und,  wo  er  et  fOr  geeignet  h&lt,  einsel- 
nea  Professoren  Ermahnungen,  Warnungen  und  Zurechtweisungen  er- 
Ibeile.  Sie  glaubt  jedoch  verlangen  au  mflssen,  dass  der  Enbiscbof 
der  StaatsbebOrde  jeweils  hiervon  Keuntniss  gebe  und  wenn  gegen 
einen  Lehrer  der  FacoltAt  solche  Anschuldigungen  erhoben  werden 
sollten,  welche  eine  Entziehung  der  Vollmacht  zum  Lehren  zor  Folge 
haben  kennten,  ein  gemeinaamee  Einschreiten  der  Staats-  und  Kirchen- 
behOrde  Teranlaast  werde. 

Da  nach  diesen  Anordnungen  nur  solche  M&Qoer  an  der  theologischen 
FacultAt  Unterricht  ertheilen  werden ,  welche  das  volle  Vertrauen  des 
Erabiscbofs  genieaaen,  ao  Oberlässt  sich  die  Grossberzo gliche  Regierung 
der  zuversichtlichen  Erwartung,  der  heilige  Vater  werde  kein  Bedenken 
dabei  finden,  daas  die  Candidaten  des  Prtesteratandes ,  während  sie 
unter  der  Anfsicbt  des  Erzbiscbofs  in  der  fOr  sie  bestimmten  Anstalt 
leben ,  den  Unterricht  in  den  Wissen  ach  arten  ihres  Bernfes  von  den 
Professoren  der  tbeologiachen  Facult&t  erhalten,  die  am  Sitze  des  Eri- 
bischofs  errichtet  ist. 

Die  Qrossherzn gliche  Regierung  bat  Hberdies  dem  erz bisch S&ichen 
Stuhl  gegendber  sich  erboten,  mit  einigen  der  katholischen  Mittelscbn* 
len,  ao  welchen  die  humnniora  gelehrt  werd«n,  Anstalten  fOr  gemein- 
same Wohnung,  Eost  and  Pflege  der  SchDler  mit  vorzaglicber  Rdck- 
atcht  auf  diejenigen,  welche  dem  Dienste  der  Kirche  sich  widmen 
wollen  ,  zu  verbinden  und  dieselben  unter  die  unmittelbare  Leitung 
geistlicher  Vorsteher  und  Repetenten  zu  stellen.  Da  jedoch  diese  An- 
stalten in  engster  Verbindung  mit  den  Hittelschulen  stehen,  weiche 
Staat  San  stalten  sind,  so  mOsste  die  Oberaufsicht  Ober  dieselben  Ton  der 
Staats-  und  Kirchenbebörde  gemeinsam  gefohrt  werden. 

Indem  die  QroEsberzogliche  Regierang  die  vorstehenden  Vorschlage 
einer  geneigten  Prüfung  empfiehlt  and  sich  eine  Aeusserung  darober 
erbittet,  ist  aie  sich  bewuast,  dieselben  in  dem  aufrichtigen  Bestreben 
vorzubringen :  das  Wohl  der  katholischen  Kirche  des  Landea  gefordert 
zu  sehen.  Wenn  ihr  etwa  Anträge  and  Wonache  entgeden gebracht 
werden  sollten,  die  das  gleiche  Ziel  verfolgen,  ao  wird  sie  denselben 
bereitwillig  ihre  volle  Aufmerksamkeit  zuwenden. 
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XVI. 

(ygl.  oben  S.  460.) 

Grundlage  zu  einer  Uebereinkunft  zwischen  dem  heiligen 
Stuhl  und  der  Grossherzoglich  Badischen  Regierung  zur 
Regelung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  im  Erzbisthum 
Freiburg  im  Breisgau   (vom  Card.  Antonelli  tibergeben)  *). 

Die  Hauptstreitfragen,  welche  seit  einer  langen  Reihe  yon  Jahren 
zwischen  der  geistlichen  und  der  weltlichen  Gewalt  in  den  Staaten  isr 
in  der  oberrheinischen  Kirchen  pro  vinz  regierenden  Forsten  sich  erho- 
ben haben,  betreffen  die  freie  Ausabung  der  bischöflichen  Gewalt 
Wenn  demnach  der  hL  Stahl  in  Verbandlangen  mit  der  Regierung 
8.  K.  H.  des  Grossherzogs  von  Baden  eintritt,  um  diese  Streitfragen 
in  regeln,  and  das  fOr  das  Wohl  der  Kirche  nicht  weniger,  wie  für 
jenes  des  Staates  so  wichtige  gute  Einvernehmen  wieder  herzostellen, 
so  muss  derselbe,  wie  er  bereits  durch  seine  BevoUm&chtigten  gethan 
hat,  erklären,  dass  er  sich  von  der  Grundlage  des  sechsten  Artikels 
der  Bulle  Leo's  XII.  vom  11.  April  1827.:  9 Ad  Dominici  gregia  costo- 
diamc  ganz  und  gar  nicht  entfernen  kOnne.  Dieser  Artikel  lautet 
folgendermassen : 

9Archiepiscopus  in  saa  Diocesi  et  provincia  ecclesiastica,  uti  et 
Episcopas  in  propria  qaisque  Diocesi,  pleno  jure  Episcopalem  joris- 
»aictionem  ezercebunt,  quae  jazta  canones  nnnc  vigentes,  et  praesentem 
»Ecclesiae  disciplinam  eidem  competit« 

Indem  dieser  Artikel  als  Basis  der  Verhandlungen  aufgestellt  nnd 
folgenweise  das  sogenannte  Inspectionsrecht  des  Staates  auf  die  gehei- 
ligten (sacros)  Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  bei  Seite  ge- 
setzt wird,  wird  es  nicht  schwer  sein,  sich  aber  die  verschiedenen 
Punkte,  welche  in  dem  gedachten  Artikd  dem  Princip  nach  (in  globo) 
enthalten  sind  und  welche  die  zu  Freiburg  versammelten  Bischöfe  zom 
Gegenstand  ihrer  Forderungen  gemacht  haben,  zu  verständigen.  Und 
eben  diese  Forderungen  bieten  den  Stoff  und  die  Grundlage  der  Ver- 
handlungen dar. 

1)  Die  Bischöfe  nehmen  zuerst  die  freie  Ausflbung  ihres  Rechtes,  , 
die  Pfründen  an  diejenigen  Kirchendiener,  welche  sie  nach  Massgabe 
der  heiligen  Canons  für  die  wflrdigsten  halten,  zu  verleihen  in  An- 
spruch.    Dieses  Recht  ist  gewiss   unbestreitbar  und  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Disciplin  der  katholischen  Kirche. 

Dessen  ungeachtet  erhebt  sich  die  Streitfrage  Ober  die  Präsentation 
zu  Kirchen  am  tern  vermöj^e  des  Patron  atrechts,  welches  von  der  Regie- 
rung ausgeübt  werden  will.  Die  Grundsätze  des  hl.  Stuhls  Aber  diesen 
Punkt  sind  bereits  von  Cardinal  Consalvi  in  der  bekannten  Darstellung 
der  Gesinnungen  Sr.  Heiligkeit  (Esposizione  dei  Sentimenti  etc.)  vom 
10.  August  1849.  mit  der  grössten  Offenheit  und  Klarheit  dargelegt 
worden,  worin  gesagt  ist,  wie  folgt: 

»Der  hl.  Vater  erklärt,  dass  er,  indem  er  die  Nachfolge  der  pro- 
»testanti scheu  Fürsten  als  Nichtkatholiken  in  das  Patronatsrecht  der 
»früheren  Bischöfe  und  in  jenes  der  factisch  unterdrückten  geiBtlichen 
»Corporationen  anzuerkennen  ausser  Stande  ist,  sich  gezwungen  sieht, 
»weder  die  eine  noch  die  andere  der  bezüglichen  Bestimmungen  biUi- 
»gen  zu  können.«     (Jene  nämlich,  welche  im  Art.  7.  der  Pius  VII.  hl. 

')  Akt.  d.  Grossh.  Bad.  Minister,  d.  Inneren  in  Karls- 
ruhe. 
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AndenkeiiB  im  Jalir  1818.  flberreichten  Erklirang  der  vereinigten  pro- 
testantigchen  Füraten  and  Staaten  dei  deatachen  Bundes  enthalten  Bind. 

Nar  wenn  in  Beziehnng  auf  iii^end  ein  Ueneficiain  die  Eiiatenz 
eines  auf  besondere  kirchenrectittich  gültige  Titel  gegrOndeten  Patro- 
natrecbts  nachgewiesen  würde,  konnte  diese  alleinige  Art  und  Klaase 
von  Beneficien  dnrch  den  heiligen  Stuhl  in  Betracht  gezogen  werden. 

Weil  jedoch  die  Sammlung  der  za  einer  solchen  Vacbweisang  noth- 
«endigen  Materialien  die  langwierigsten  Nachfarschangen  nOtbig 
machen  nnd  dies  den  erwQnschten  Erfolg  der  Terhandlangen  unendlicb 
TerzOgem  wDrde ,  wird  der  hl.  Stuhl ,  welcher  diesen  Erfolg  autrichtig 
herbeisehnt  und  soweit  es  ihm  seine  unab  weich  liehen  Qrundsfttse  ge- 
statten, zur  Versöhnlichkeit  geneigt  ist,  keine  Schwierigkeit  dagegen 
machen,  dasa  S.  E.  H.  der  Qrossberzog  von  Baden  mit  Umgehung  jeder 
Erörterung  und  Nachforschung  Ober  die  kanonische  Gesetzlichkeit  und 
Qaltigkeit  der  besonderen  Titel  des  Patronat-Rechtes  thatsftchlich  fort- 
fahre auf  eine  beschrankte  Anzahl  von  PfrQnden.  welche  durch  Ueber- 
einknnft  namentlich  bestimmt  werden  sollen ,  die  Kirchendiener  zu 
pr&sentiren,  vorbehaltlich  jedoch  desRechts  desBischofs  den  einzelnen 
Prisentirten  die  kaoontBche  Institution  zu  ertbeilen,  sofern  er  dieselben 
nach  Torgängiger  Beobachtung  der  durch  die  hl.  Canones  vorgescbrie- 
benen  Regeln  für  wDrdig  erachtet. 

In  Ansehung  aller  anderen  Pfründen,  mit  Atunahme  nur  derjeni- 
gen, deren  schon  in  der  scfann  angefilbrten  Bulle  Ad  Dominici  gregis 
cDStodiam  ErwAfannng  geschehen  ist,  muas  die  Verleihung  frei  dem 
Bischof  zustehen.  Denn  die  in  der  Darstellung  dee  Cardinais  ConsaWi 
zum  Art.  4.  der  Bnjle  ausgedrDckte  Bedingung,  dass  die  Beneficien 
Personen,  welche  ausserdem,  dass  sie  wQrdig,  sach  den 
besDglichen  Regierungen  angenehm  seien,  verliehen  wer- 
den mossten,  ist  durch  beiderseitige  Debereio Stimmung  (oder  nach  der 
Beziehung,  in  welcher  sie  zu  dem  betreffenden  Artikel  der  Bulle  steht 
—  di  reciproco  consensu  — )  blos  auf  das  Decanate,  die  Canonicate 
nnd  die  Vicariate  der  Eathedralkirchen  in  der  desfalls  in  der  Bnlle 
selbst  susgedrflckten  Art  beschr&nkt. 

Nichtsdestoweniger  wird  der  hl.  Stuhl  nicht  anstehen,  dem  Bischof 
In  der  beigefflgteo  Instrnction  zu  eröffnen,  er  habe  bei  der  Verleihung 
der  Pfrflnden  Personen  auszuersehen ,  welche  der  Regiemng  nicht 
minus  gratae  sind,  nach  .der  Auslegung  jedoch,  welche  hinsichtlich 
dieser  Worte  Gregor  XVI.  hl,  A.  in  seiner  lireve  Tom  10.  April  1844. 
dem  Eapitel  Qnesen  und  Posen  hat  zugehen  lassen,  nämlich  dass  der 
Ansdruck  mions  gratae  nur  dahin  zu  verstehen  sei, 

isiTe  ex  ipsa  personamm  indole  et  conditione,  aive  ex  praeceden- 

•tibuB  Onbemii   factis,    slte  aliis  adhibitis  modis  ad  rem  cognos- 

tcendam  idoneis,« 
so  dass  die  Terantwortlicbkeit  lediglich  dem  Bischof  obliege  nnd  die 
R^erung  keinerlei  Theil  daran  habe.  Und  weil  dies  einige  Besorgniss 
bei  der  Orossherzogl.  Regierung  erregen  konnte,  indem  sie  sich  den 
Fall  Tergegenwfirtigte,  wo  das  Beneficium  einen  ihr  aus  politischen 
Orflnden,  die  Tielleicht  dem  Bischof  unbekannt  sind,  missliebigen  Geist- 
lichen Qbertrsgen  werden  mOchte,  wird  der  hl.  Stubl,  geleitet  von  der 
Liebe  zum  Frieden  und  zur  Nachsicht,  nicht  abgeneigt  sein,  ein  an- 
deres Verfahren  einzuschlagen,  das  nftmlich,  dem  Bischof  zu  eröffnen, 
dass  nachdem  er  den  Concurs  ausgeschrieben  hat  und  die  Namen  der 
Concnrrenten  um  eine  vacante  Pfarrei  oder  um  mehrere  Pfarreien  zu- 
sammen gestellt  sind,  er  die  Liste  derselben  der  Regierung  vertraulich 
mittbeile,  damit  diese  innerhalb  einer  zu  bestimmenden  Frist  ihm  von 
den  Beschwerden,  welche  irgend  einer  der  Concnrrenten  aus  politischen 
OrQnden  unterworfen  ist,  Eenntniits  geben  kOone,  in  welchem  Falle, 
wenn  die  Beschwerden  erheblich,  begrandet  und  wahrhaft  politische 


lind,  der  Bischof  den  bIm  gnvinen  nnd  demn&ch  der  Begietn 
Grund  tniBsliebigeii  Oeutlichen  vom  Cuncarse  totsclüieise])  wir 

2)  Die  xweite  Furdeiuog  der  Bischöfe  besieht  sich  «uf  di 
heit  der  PrÖfuDgen  sowuhl  wegen  Aufnahme  der  Janglinge 
Seminar  als  wegen  der  Bewerbung  um  PfrQnden. 

Dieter  Punkt  ist  seiner  Natur  nach  so  nnabhingig  von  d 
gerlichen  Autorit&t,  dus  weder  eine  Bedingung,  noch  ein  Ta 
tu  Gunsten  der  Regierung  lugelaaien  «erden  kann;  sonM  wita 
ErEbischof  nicht  pleno  jure  seine  Gerichtsbarkeit  in  Sachen  de 
liehen  Competeui  auBüben.  AuBgeschlosaen  ist  daher  gnuidtUB 
Anwesenheit  eines  Regierungs-Cummissairs  bei  den  PrOfangeo; 
BchloBsen  TermOge  gleicher  VerpSichtung  des  Biachob  die  Ue 
düng  itcr  Prafungsacten  an  die  Regiemag,  anigeschlouen  al 
jeder  Einfluse  in  dieser  Besiebang.  Der  hl.  Stuhl,  immer  gelei 
guten  Absichten,  kann  es  nur  dem  Ermessen  des  Bischofs  »äeii 
bei  Angelegenheit,  wo  S,  K.  Hoheit  im  Begriff  ist,  Geistliche  a 
der  Pfarreien,  in  Hinsicht  deren  er  wie  knn  vorher  arwUii 
Patronatsrecht  anszuQben  fortfahren  wird,  der  Regierang  die 
und  die  Verdienste  derjenigen,  welche  sich  in  voraagegangenc 
fungen  am  meisten  ausgezeichnet  haben,  mitintheilen ,  danii 
Hoheit  mit  grösserer  Kenulniis  der  Sache  lur  Pr&aentation  ac 
könne  und  auch  bei  diesem  Gegenstände  dem  gnten  Einversti 
■wischen  den  beiden  Gewalten  B«choung  getragen  sei. 

8)  Die  dritte  Forderung  der  Bischöfe  betrifft  die  Aoasha 
Strafgewalt  besonders  in  Ansehung  des  Clerus  und  die  Erri 
geistlicher  Gerichte.  Uit  dieser  Forderung  kann  der  Aehnl 
wegen  die  elfte  in  Zusammenhan);  und  Verbindung  gebracht  i 
welche  sich  auf  das  Recht  des  Bischofs,  Censuren  gegen  Laien  i 
hängen,  bezieht,  Dinge,  welche  alle  mit  iosischer  Nothfreodi^ 
demselbeo  Princip,  dass  die  Bischöfe  ihre  Jorisdiction  pleno  ja. 
Qben,  folgen,  und  damit  eng  verbunden  sind.  Nachdem  hinai 
dieser  Punkte  vorausgeschickt  ist:  1)  dass  die  Strafgewalt  di 
biscbofs,  insbesondere  racksichtlich  der  Geistlichen  sich  nicht  a 
gerichtlichen  Weg  und  auf  die  gerichtliche  Form  beschr&nkt,  m 
gemUss  des  Concils  von  Trient  (de  reform  Sees.  U.  cap.  7.)  sie 
mehr  auf  den  administrativen  Weg  und  auf  die  administrative 
ausdehnt!  2)  dass  auf  dem  gerichtlichen  Weg  das  geiatlicfae  ( 
nach  der  Norm  der  heiligen  üanones  verfährt,  vorbeh&ltlich 
der   kanonischen  Appellation  und  des  kanonischen  Recuraee   ni 

firincipieltem  und  regelmftssigem  Ausschluss  des  Recursea  »n  dii 
iche  Gewalt;  3)  dass  allein  in  dem  Falle,  wo  dal  Urtbeil  dea 
liehen  Gerichts  von  der  weltlichen  Regierung  au  vollciehen  ia 
Bischof,  wenn  er  ihre  Hälfe  snruft,  ihr  das  mutivirte  Drtheil  mit 
kann ;  4)  endlich  dass,  soweit  es  sich  um  die  Verhftugung  von  Cei 
an  Laien  handelt,  der  hl.  Stuhl  den  Vorbehalt  und  die  Bedingusf 
dieselben  ad  statum  civileni  nihil  officiant  oder  effectns  civilea  n 
beaut,  nicht  lulussen  kann,  weil  sunst  in  einigen  FUlen  dal 
der  (geistlichen  Strafen  selbst  zerstört  sein  würde,  —  wird  der  4 
der  Uebcreinkuoft  mit  dem  Grossherzogthum  Baden,  welcher  dii 
erwähnten  Punkte  der  Strafgewalt  betrifft,  nach  Art  des  Bayer 
Concordats  gefasst  werden  Icönnen,  indem  er  nftmlich  auaiusp: 
hätte,  es  gehöre  zur  aussehliesslidien  Competens  des  geiatlich« 
riebt« : 

'Causas  ecclesiasticas  atque  inprimis  caiisas  matrimaoiatei,  qua« 
iCanooem  1'2.  Sess.  14.  S.  Concilii  Tridentini  ad  judicea  eccl( 
»cos  spectant  In  foro  ejus  cognoicere,  ac  de  iis  aententiam 
»exceptis  causis  mere  civilibus  Clericornm  ex.  grat  contractuc 
«bitorum,  baereditatum,  qoai  laid  judicea  cognoseeot,  et  del 
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»In  Clericoa  reprehenBione  dignoB  ant  honeatuiii  clericalem  habitnm 
leorum  ordini  et  dignitUi   congnentem  aon  deferentet  [toenu  a  3. 
iConcilis  Tridentino  itattitag,  aliaeque,  quaa  conTenieiites  judicaverit, 
ilofligeTe,  eosque  ia  semioBriis  aut  domibaa  ad  id  deBtinandis  cuBto- 
>djre,  ceoBuris  quoque  anjmadvertere  in  qnoacuDqae  fideles  ecdesU- 
>3ticarum  legum,  et  sacrorum  Canon  um  transeresBoreB.i 
4)  Die  vierte  ForderuDg  der  BiBchSfe  dreht  Bich  um  die  Semina- 
rien.    In  dieser  Hinsiclit  kann  der  hl.  Stahl  mcbt  umhiu,  die  ToUat&D- 
dige  BeobachtDDg  des  Art.  V.  der  mehrerwähnten  Bulle  Ad  Dom.  Greg, 
castodiam  in  fordern,  welcher  lautet,  wie  folgt: 
>ln  seminario  Archiepiscopali ,  vel  Episcopali  is  Clericomm  nomerus 
>a1i  atque  ad  formam   decreti  ConciJii  Tridentini  institoi  ac  ed  ncari 
(debebit,  qni  diocesfB  amplitudini,  at  necesBitati  respondent,  quiqae 
>ab  Episcopo  congrue  en't  dfieniendus.« 
In  Cebereinstimninng  mit  diesem  Artikel  hat  der  Bischof  die  fdr 
den  geistlichen  Stand  Bestimmten  schou  vom  zarten  Alter  an  onter 
seinem  nnmitlelbaren  Schutz  (Abh&ngigkeit  —  dipendenia)  zu  erziefaeo, 
folglich  gehört  die  Leitung,  der  Unterricht,  die  Verwaltung  des  Semi- 
nars und  die  Anhicht  aber  dasselbe  ausschliesBlich  zur  bischöflichen 
Gewalt,  so  dass  der  Bischof  die  volle  Freiheit  haben  mnss,  den  Hector, 
die  Lehrer  and  Professoreti  lu  erneanen  und  zu  entferuen  und  konnte 
man  nicht  billigen,   dass  die  jungen  Seminaristen  andere  Schalen  aus- 
serhalb des  Seminars  and  ganz  besonders  die  theologischen  Schulen 
■ur  erheblichen  Verkflmmornog  der  klerikalen  Ordnung,  der  Sitten  und 
des  Glaubens  besuch en. 

Wenn  man  gemOss  des  Herkommens  in  Deutschland  glanbt,  es  sei 
entsprechender,  die  Knaben  gesondert  zu  halten  und  demgemfiae  zwei 
verschiedene  Lokalien  bestehen  zu  lassen,  das  eine  genannt  Semma- 
riwM  pueromm,  das  andere  £^mmaniim  eiericale,  so  ftndert  dies  die 
Bestimmungen  des  ConcÜB  von  Trient  nicht  weil  jene  getrennten  Lo- 
kalien  our  ein  einziges  Seminar,  wie  dasselhe  Concil  es  angeordnet  hat, 
blldea  nnd  auch  so  sich  verwirklicht,  dass  die  Jauglinge  von  den 
ersten  Jahren  an  gerade  nach  dem  Sinne  des  TrideuUnumB  erzogen 
werden,  dessen  Beobachtung  den  hl.  Stuhl  bOcblichst  ioleressirt, 

Klar  iBt  flbrigens,  dass  die  Vorscbrift  des  Concil s  bisher  dnrchaua 
nicht  beobachtet,  for  das  DiOcesanseminar,  wie  solches  es  will,  nicht 
vorgesorgt,  noch  dies  durch  das  eine  Seminar  ersetzt  ist,  welches  in 
Deutschland  und  auch  im  GroBsh erzogt b  um  Baden  besteht,-  dieses  bat 
n&mlich  die  Bestimmung,  die  inngen  Priester  oder  wenigstens  mit 
Weihen  Ordinirten  auf  ein,  höchstens  zwei  Jahre  aufzunehmen  und 
EU  onterhaltea,  nm  sie  lar  Uebang  in  den  pfarrlichen  Terricbtungen 
anzuleiten. 

Das  mehrgedachte  Concil  will  und  d'S  Kirche  hat  das  Beoht  zn 
fordern,  dass  die  Zöglinge,  welche  sich  dem  Eirchendienst  widmen 
und  dazn  berufen  fahlen,  sdion  vom  Knabenalter  an  zur  Frömmigkeit, 
Wissenschaft,  Eenntniss  und  kirchlicber  Lebensordnung  unter  ihrer 
unmittelbaren  Obhut,  Leitung  und  Verantwortlichkeit  erzogen  werden, 
ohne  irgend  welche  Abhängigkeit  von  der  weltlichen  Gewalt,  welcher 
vermOge  abemommener  and  in  der  Bulle  Provida  solersque  ausge- 
drOckter  Verpflichtungen  allein  die  Herbe iGchafTong  der  zur  Unterhal- 
tung des  DiOcesanaeminarB  (welche  Unterhaltung  nach  .den  im  Trideo- 
tinum  vorgeschrl  ebenen  Normen  zu  geschehen  hat),  obliegt.  DieAaf- 
rechthaltung  dieser  Normen  und  was  sonst  noch  in  jeder  anderen  Be- 
ziehung eich  auf  die  Leitung  dieses  Seminars  bezieht,  gehört  zur  un- 
beschriinkten  und  ausschliesslichen  Competenz  des  Erzbischofs.  Welcher 
Vertrag  oder  Vergleich  auch  Ober  diesen  aller  wichtigsten  Gegenstand 
zwischen  der  Orosäierzoglichen  Regiemng  nnd  der  kirchlichen  Gewalt 
stattgeinbt  haben  möchte,  so  wflrde  man  sich  jetct  nutclos  und  zsr 
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unrechten  Zeit  daranf  bemfeu ,  weil  es  anch  onter  Beiseitelssan: 
UmetAnde  nnd  Dinge,  welche  vielleicht  Jene  Akte  berrorgerufeD 
aber  deren  Umfang  iiod  Wirknog  weiter  zu  handeln  hier  nicht 
i(t,  gewiss  erscheict,  dass  die  kirchliche  Gewalt  nur  mit  Tollkc 
gutem  Recht  die  Tollet&ndiRe  und  panktliche  ErfOllnng  der  Vorsd 
des  Concila  Ton  Trient  hinBichtlich  dei  DiöcesanBeminara  in  Am 
nimmt,  nnd  du g  jeden f «IIb  die  uoterBtellten  Vertr&ge  and  Ver| 
anwtrkiam  bleiben  würden,  indem  sie  der  Qenehmigung  nnd  Sa 
dea  hl.  Stuhles  entbehren,  deren  Noth wendigkeit  Niemand  Terl 
bleiben  kann,  der  erwtgt,  dass  es  sich  hier  um  eine  Haoptfraj 
allgemeinen  Diaciplin  handelt  oder  vielmehr  nm  eine  Obaerrsm 
welche  ein  allgemeines  Concil  Verfdg^ung  getroffen  hat. 

Was  die  Schulen,  insbesundere  die  theologischen  betriSi,  i 
von  den  studirenden  Seminaristen  besucht  werden  mOtaen,  ao 
der  Erzbiachuf,  wenn  er  Erspamiaae  an  der  Dotation  macht,  i 
die  Regicrunft  zu  reichen  die  Pflicht  hat,  oder  sich  anderer  Hitti 
ihm  ;tutUlig  an  Oebot  sehen  aollten,  bedienen  will,  nnd  voraieht. 
dergleichen  Schulen  im  Seminar  aelbat,  getrennt  von  jener  der  tl 
aitat,  EU  halten  daran  ganz  und  gar  nicht  verhindert  werden, 
er  aber  im  entgegengesetzten  Falle  sich  verpflichtet  aieht,  vo 
Schulen  und  Professoren  Gebrauch  lu  machen,  ao  fordern  alle  Q 
der  Rflcksicbt  auf  eine  gute  Einrichtung  des  ÜntenlchtB  dea  j 
rieruB.  daas  die  Torleanngen  Ober  'J  hcologie  und  die  damit  znsai 
hängenden  Wisse nschaftaAcber  im  Semicar  gehalten  werden  od« 
wenigstens  die  Säle  in  der  Universit&t  getrennt  seien  nnd  der  Ei 
in  dieselben  in  einer  Weiae  eingerichtet  werde,  daai  der  Terkefa 
das  Zusammentreffen  der  Cloriker  mit  den  weltlichen  JQnglingen,  ' 
anderen  Facultäten  angehören ,  beeeiliKt  erscheine. 

Was  die  Seminaria  puerornm  betrifft,  ao  will  der  hl.  Stnhl  1 
Anstand  dagegen  machen,  daas  nach  Maassgabe  des  BedOrfniei 
einem  katholischen  G7ninasium  ein  Convict  ftlr  Cleriker  einge) 
werde,  jedoch  nur  in  dem  Sinne,  dasa  die  Einrichtung  deaselbe 
Beaufsichtigung,  Ernennung  und  Entfernung  der  Tnrateher,  lo« 
Aufnahme  und  Entlassung  der  Z^glinne  ohne  alle  Beschr&aknn, 
Bischof  zukömmt  Zu  mehrerer  WillAbrigkeit  will  deraelbe  am 
gegen  keine  Schwierigkeit  erheben,  daas  wenn  die  Qroasherct 
Regierung,  wie  sie  sich  vorgenommen  zu  haben  scheint.  In  verac 
nen  Stadien  weitere  Convicte  oder  Collegien  zum  Nutsen  der  tt 
borgerlichen  Bemf  bestimmten  weltlichen  Jugend  einrichten  will, 
Convicte  proviaorJBch  auch  ftlr  diejenigen  jQnglinge,  wesche  den 
liehen  Stand  ergreifen  wollen,  dienen  und  so  das  besagte  Semii 
puerorum  ergänzen  (ersetzen? — supplire)  kOnnen,  Torbeh&ltlich , 
der  Theitnahme.  welcher  dem  Bischof  an  der  religiösen  und  aitt 
Leitung  dieser  Convicte,  hauptsächlich  in  Hinsicht  auf  den  die  Cl 
betreffenden  Theil  zusteht,  woraber  weitere  geeignete  Abreden  ' 
getroffen  und  die  nothwendigen  llestimmnngen  mit  der  GrosBh 
liehen  Regierung  featgee teilt  werden  masstea. 

6)  Die  fonfto  Forderung  bezieht  sich  auf  den  s.  g.  Tiachtite 
Titel  der  hl.  Weihe  und  hier  behaupten  die  Bischöfe  vahrlic 
Recht,  dass  dessen  Verleihnng  ihnen  zukomme,  weil  diese  Tit 
den  Einkünften  derjenigen  kirchlichen  Qttter  herrühren ,  die  fs 
sacularlsirt  worden  sind.  Alles,  was  vom  hl.  Stuhle  gewahrt  vi 
kann,  wird  sein,  dass  der  Bischof  der  Orossberaogl.  ReKiernii 
denjenigen  Personen  Eenntniss  gehe,  denen  er  sie  zu  verleiheirV 
ist  damit  sich  die  vorkommenden  Weihen  auf  die  betreffenden 
liehen  Kassen  vertheilen,  nicht  aber  um  die  Zustimmung  der 
herzogl.  Regierung  zu  erlangen  oder  zu  erwarten.  Aoch  jat  hi 
Ort,  daran  au  erinnern,  was  seiner  Zeit  von  Cardinal  Consalvi  jt 


baug»  xvi.  öol 

SenanDterDantellang  von  1B19.  herTorgehoben  worden  Ut,  daea  nftmlich 
er  bl.  Stahl  den  gedacbten  TituluB  mensae  nicht  als  QOtbwendig  um 
SU  den  Weihen  zugelaBsea  sa  werdea  betrachten  kann,  lunter  Aus- 
BcblieBBUDg  aller  anderen  kanonischen  Weib tttcl,  aus  wel- 
chen die  Candidaten,  abgeseben  tod  der  Unterstatsung 
durch  den  Forsten,  in  welcher  eben  der  Titulna  menaac 
besteht,  ihren  Unterhalt  und  ihre  Bedarfnisse  beetreiteo  könn- 
ten. Darnach  tnuss  also  das  Becbt  des  Biachofs,  auf  alle  durch  kauo- 
DiBcbe  Torschriften  genehmig  oder  erlaubte  Titel  hin  in  weihen  frei 
bestehen  blefben. 

CO  Die  sechste  Forderung  bezieht  sich  auf  daa  Lehramt  und  den 
katholischen  Beligionsunterricbt  in  öffentlichen  und  Privatschnlen,  au 
wie  auf  die  Bestimmung  (EinrührungJ  der  Kaie chisnen.  Mitdergegen- 
w&rtigen  Frage  läest  eich,  wegen  der  Gleichheit  des  Qegenst&ndes  die 
letzte  Forderung  verbinden,  n&mlicb  die  18.,  betreffend  die  Elementar- 
schulen, welchen  die  katholische  Kirche  immer  die  grOsste  Bedeutung 
beigelegt  hat,  da  ron  ihnen  zum  grossen  Thell  die  Erhaltung  des  Glau- 
bens und  der  guten  Sitten  aljhängt.  Aus  eben  diesem  Grunde  kann 
der  hl.  Stuhl  nicht  von  dem  Priucip  abgebeu,  dass  der  religiöse  Unter- 
richt der  ihm  untergebenen  Katholiken  dem  strengen  Rechte  und  der 
nnbeschränkten  Competenz  nach  dem  Bischof  angehöre,  welcher  letztere 
daher  ohne  irgend  eine  Theilnahme  irgend  welcher  anderen  Autorit&t, 
in  allen  oben  erwähnten  Schulen  diesen  Unterricht  selbst  zu  regeln 
und  zu  leiten  bat.  Bezüglich  auf  diese  Leitung  beanspruchen  daher 
die  Bischöfe  im  Allgemeinen  und  ins  Besondere  für  die  Elementar- 
schulen mit  Recht  die  Ernennung  der  Lehrer  oder  doch  zum  Wenig- 
sten die  ausdrückliche  Zustimmung  bei  ihrer  Auswahl,  das  Recht,  sie 
zu  entfernen,  wenn  sie  ihren  Päicnten  nicht  nachkommen j  femei-  die 
Bestimmung  nicht  nur  des  Catecbismus,  sondern  auch  der  anderen 
Lehrbücher,  die  Aufstelloug  der  zur  Ueberwacbung  bestimmten  Per- 
sonen ;  und  endlich  das  Recht,  neue  assachliesslich  katholiache  Schulen 
zu  Gunsten  katholischer  Kinder  zu  grOnden,  wenn  in  irgend  einem 
Theile  iles  Orossherzogthums  die  Elementarschulen  gemischt  sein  soll- 
ten. Dabei  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  wenn  in  den 
höheren  Schulen,  z,  B.  in  den  Ojmnasien  auch  weltliche  Lehrer  mit 
dem  Religionsunterricht  beschäftigt  sind,  sie  hierin  lediglich  die  Vor- 
schriften des  Bischofs  zu  beachten  und  zu  befolgen  haben. 

7)  Die  siebente  Forderung  dreht  sich  um  die  Rechte  der  Bischöfe 
in  BetreiT  der  katholiseb-lheologiechen  Facult&t  der  Universität.  Indem 
hierbei,  wie  bereite  gesagt  wurde,  feststeht,  dass  die  Zöglinge  des  Diö- 
ceaanseminara  in  diesem  selbst  die  Theologie  zu  studiren  haben,  gebührt, 
wenn  es  gleichwohl  der  Orüssberzogl. Regierung  gefallen  sollte,  daneben  - 
die  besagte  theologiache  Facultftt  auch  auf  der  Univerait&t  noch  bei- 
zubehalten ,  in  diesem  Falle  dem  Bischof  das  Recht :  I  Personen  aeinea 
Vertrauens  die  Mission  zu  ertheilen,  daaelbat  die  Theologie  und  die 
verwandten  Wissenschaften ,  wie  das  kanonische  Recht  und  die  Kir- 
cbengeschichte,  zu  lehren,  ingleichen  dieselbe  wieder  frei  zu  entziehen, 
wenn  die  Lehrer  durch  ihr  Betragen  das  Vertranen ,  womit  er  sie  be- 
ehrt hatte,  nicht  mehr  verdienen  sollten,  indem  sie  in  ihren  Lehrvor- 
tritgen  die  katholischen  Glaubens  -  und  Si tt eng runda ätze  verletzten. 
II.  Aber  die  theologische  Facultftt  zu  wachen;  III,  in  Jedem  Jahre  von 
den  Lehrern  daa  Glaub ensbekeuntniss  nach  der  von  Pius  IV,  vorge- 
schriebenen Formel  entgegen  zu  nehmen;  IV.  die  Teite  (Hefte)  der 
Lehrvortr&ge  zn  prQfen  und  V  endlich  mit  Genehmigung  des  hl.  Stuhles 
die  theologische  DoctnrwQrde  au  ertheilen. 

Sollte  irgend  ein  Lehrer  der  anderen  Facult&ten  den  katholischon 
Glaubens-  und  SittengrundsAlzen  zuwider  lehren ,  so  mflaate  in  diesem 
Falle  der  Bischof  aeine  Beschwerde  der  Groaiberzogl.  Reglening  vor- 
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Iqen  lud  iodeueo  den  katboliiclieii  Stndirenden  den  Bnocfa  i 
lesoDgeo  lerbielen. 

8)  In  der  ftchteo  Forderung  beuiipraehen  die  Biscbfife  di 
liehe  AufbebuDg  desPlacet,  sowobl  beiQgUcb  d«r  bitchfiflicl 

(Erlüge)  il*  jener  dei  beiligeo  ätahli. 

RQckdcbtlicb  «olrber  Acte  kann  dieser  die  in  der  Verordn 
Forsten  der  oberrheiniscben  Kircbenprorinz  Tum  1.  M&rz  18 
gebrachte  Cnte  rieb  ei  dnng  in  derTbat  nicht  Eulassen;  denn  der  i 
seitige  Verkehr  der  Oeistliefaen  und  des  Volks  mit  demselbei 
in  rein  geistlicbeo  and  in  kirchlichen  GeschftfteD  t  oll  kommen  f 
wie  hiDTiedcr  der  Verkehr  des  Üisehofs  mit  seinem  Clerru  nn< 
sowie  die  VerkQadigung  der  Hirtenbriefe,  AnordDangen  nnd  . 
auf  kirchliche  Dinee  b^glicher  Akte  nnbeschiinkt  bleiben  mm 
wenn  es  lieb  um  VerkaDdigoDgen  von  Akten  (Atti)  dei  heiligen 
oder  der  Bischöfe  handelt,  wird  ingelanen  werden,  dwB  der 
gleicbzeiti«  mit  der  Publikation  selbst  der  Orauherxogl.  Bc 
eine  Abicbrift  lar  Eenntnissnahme  mittheile- 

Dnd  weil  in  oben  gedachter  Verordnung  vom  1.  H&tx  IB 
der  Abhaltnng  der  ProTinzial-  ond  DiOcetan-STnode  gesprocfaeo 
ist,  und  das  Beiwohnen  eines  Regienmga-Commiss&rs  vor^eM 
wird,  —  wss  ganx  and  gar  der  Freiheit  der  Kirche  lawider  isl 
wird  es  nöthig,  der  Uebereinkunft  einen  Artikel  einzuTerleiti 
welchem  festgesetzt  wird,  daas  der  Uischof  frei  sei  in  der  B 
nnd  Abhaltung  der  Diöcesan-Sjnode,  sowie  in  der  Theilofthme 
ProfJDsial-Synode,  nnd  in  der  Vei^Qudiguns  i^'^^  beschlQsae  ii 
DiOcese,  wobei  er  nur  nach  dem  bereits  oben  Gesagten  der  Gross 
Begiening  sn  ihrer  Eenntnissnahme  eine  Abschrift  daron  mitai 
hat  Hiermit  ist  jedoch  nicht  ansgeschtossen ,  dass  der  Bischo 
er  die  DiOcesaQ-STuode  abhalten  will,  der  Grosahertogl.  Be 
hiervon  torlinfig  Nachricht  gehen  dürfte,  damit  sie  sich  darn» 
ten  kOnne,  nie  aber  um  ihre  Einwilligang  dazu  oder  die  Ab« 
eines  Groasfaerzogl.  Commigsairs  einzaholea. 

9)  Die  nennte  Forderung  der  Bischöfe  betrifft  das  Rech 
Gottesdienst  und  die  kirchlichen  Funktionen  frei  ohne  irgend  ei 
mischung  der  Regierung  anznordnen.  Die  Sache  ist  so  clar, 
und  in  der  Vernunft  bemUndet,  dass  darOber  keine  ErOrterunn 
Erläuterungen  nflthig  sind :  om  so  weniger  könnte  der  hl.  Sti 
hierbei  auf  Modiflcationeo  oder  VorbebsTle  einlassen,  Nnr  rfli 
lieh  derjenigen  Funktionen,  welche  ausserhalb  der  Kirche  bei  | 
Zndrang  des  Volks  gefeiert  werden,  wird  er  nicht  abgeneigt  si 
gestatten ,  dass  sich  die  kirchliche  Behörde  mit  der  Orogsberzt 
gierang  ins  Benehmen  setze,  damit  keine  noordnnngen  dah 
stehen. 

10)  Die  zehnte  Forderung  berieht  sich  anf  die  freie  Etnl 
der  religiösen  Orden  nach  Vorschrift  der  hl.  Canones.  Ber&glicl 
Punktes  ist  der  hl.  Stuhl  nicht  in  der  Lage,  in  irgend  eine  Be 
fcnnff  einwilligen  zu  kOonen,  lofem  nur  die  Orden,  welche  ein 
werden  wollen,  ton  der  Kirche  genehmigt  sind.  Uebrigena  wi 
selbe  in  der  an  den  Erxbischof  iliziilaasenden  Instruktion  dies« 
sch&rFen.  sich  mit  der  Grossherzogl.  Regierung  in  dieser  Angele 
vertraulich  zu  verständigen,  um  die  Hindernisse  hinweg  au  i 
welche  iti  Betreff  der  EinfQhmng  neuer  religiöser  Oesellach^tt 
greifen  könnten  und  die  Sache  zu  beiderseitiger  Befriedigung  m 
jedoch  in  der  Weise,  dosa  sie  auch  wirklichen  Erfolg  habe; 
gedachten  Gca  eil  Schäften  offenbar  natzlicb,  sogar  noihwendig  si 
geistigen  Wohl  der  Gläubigen ,  wegen  der  Üntnl&nglichkeit  dei 
liehen  und  da  sie  iusaferne  auch  dem  Staate  znm  Nutzen  gere 

11)  n.  la)  Es  folgen  nun   die  elfte  und  swAIfto  Fordmiiii 
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eine  handelt  von  der  den  BiBchöfen  eigenon  Qewall,  kirchliche  Cen* 
Suren  auch  über  Laien  zu  verhangen ;  hierüber  bedarf  ea  hier  keiner 
veiteren  Erörterung,  da  hierQu  schon  in  dem  auf  die  dritte  Forderung 
bezOglicfaen  Paragraphen  gesprochen  worden  ist.  In  gleicher  Weise 
igt  ea  nicht  nCthig,  sich  bei  der  anderen  aufzuhalten,  welche  die  Frii- 
beit  des  Verkehrs  mit  dem  hl.  Stuhl  angebt:  weil  sie  eng  mit  der 
Materie  des  Placet  iiieammenh&ngt,  so  wurde  ihr  in  dem  Paragraphen, 
wo  von  der  achten  Forderung  der  UisciiOfe  gesprochen  worden,  Rech- 
unng  getragen. 

13)  Die  dreizehnte  Forderong  hat  Bezug  auf  die  Besetiung  des 
hlBchOflichen  Stuhls  und  der  Canonikate.  Durch  die  mehrfach  gedachte 
Bulle  Ad  dominici  gregia  cnstodiam  wurden  den  Fürsten  der  oberrhei- 
nischen Eirchenprorini  in  Betreff  der  beiden  hier  angeregten  Punkte 
die  weitesten  Zugeat&ndniBse  gemacht.  Nichtsdestoweniger  bat  die 
weltliche  Gewalt  noch  andere  von  den  hl.  Canones  nicht  vorgesehene 
Bedingungen  fOr  die  Wählbarkeit  der  Candidaten  zur  bischöflichen 
Würde  und  zu  den  Canonicaten  hinaugefügt.  Man  bat  einen  Commis- 
sair  abgeordnet,  nm  der  Wahl  des  Erzbischofs  beizuwohnen;  ferner 
hat  man  das  Recht  angesprochen,  die  Wahl  eines  Canonicua  oder  Be- 
neficiaten  zu  bestfttigen,  ungeachtet  der  Ausübung  des  Privileg i ums, 
welches  der  beilige  Stubl  in  Betreff  der  Cftndidatenliste  eingeräumt  hat. 
Alle  diese  und  andere  derartige  Missbr&ache  kOnnen  nicht  geduldet 
werden. 

Darum  wird  in  dem  bezüglicben  Artikel  der  Uebereiiikunft ,  auf 
welche  die  jetzigen  Terhandlungen  gerichtet  sind,  nachdem  gesagt 
worden,  dass: 

>Circa  proviaionem  sedis  Ejpiscopalis,  Canonicatuum  ut  praebendarum 

ifirma  manent,  quae  sum  S.  Sede  convenernntt 
binzDgeftIgt  werden  müssen: 

iQnocunque  abusn  semoto,« 
oder  es  wird  wenigstens  ein  gleichbedeutender  Ausdruck  eingeschaltet 
werden  müssen,  ans  welchem  erbelle,  dass  die  Bestimmungen  der 
Bulle  aaf  das  Entschiedenste  wieder  in  Kraft  gerufen  werden  und  dass 
sich  die  Regierung  keine  anderen  Rechte  und  Befugnisse  aneignen 
(anmassen)  dürfe,  als  die  in  derselben  (Bullej  bezeichneten. 

14)  Mit  der  Tierzeboteo  Forderung  beanspruchen  die  Bischöfe  die 
Freiheit,  sich  ihren  Qeneralvikar  erwählen,  nach  ihrem  Belieben  die 
Ordinariate  bilden  und  die  Lauddekane  ernennen  zu  dürfen.  Da  alle 
diese  Personen  an  der  kircblicben  Gewalt  und  der  kirchlichen  Ver- 
waltung des  Bischofs  Xheil  nehmen,  so  ist  es  nur  sllzubillig  und  ge- 
recht, dass  sie  von  ihm  frei  erwählt  und  bestellt  werden  müssen. 
Oleichwohl  wird  in  der  vom  hl.  Stuhl  an  den  Erzbischof  zu  richtenden 
Instmction  diesem  eröffnet  werden,  dass  er  für  die  gedachten  Stellen 
nur  solche  Personen  auswähle,  welche  vermöge  ihrer  vorhergehenden 
Haltung  der  Grosaherzogl.  Regierung  nicht  ungenehm  seien,  und  data 
die  Dekane,  soweit  möglieb,  auch  mit  denjenigen  Eigenschaften  aus- 
gerüstet sein  sollten,  welche  uothwendig  sind,  um  diejenigen  mit  ihrem 
Stand  und  Dienst  vereinbarlicben  bürgerlichen  Aufgaben  zu  lösen,  welche 
ihnen  der  Staat  seihst  auftragen  würde. 

16)  Die  fünfzehnte  Forderung  der  BiscbOfe  betrifft  die  Abschaffung 
I.  derjenigen  der  Kirche  nachtheiligen  Gesetze,  welche  nach  dem  Jahr 
1808.  publicirt  worden  sind;  II,  der  Verordnung  vom  30  Januar  1830.; 
III.  der  Verordnung  vom  1.  März  1853.  Die  Abschaffung  der  Gesetze 
und  Anordnungen  der  Staatsgewalt,  welche  der  Lehre  und  den  Ge- 
setzen der  katholischen  Kirche  entgegen  sind,  bildet  nur  eine  natür- 
liche Folge  der  mit  dem  hl.  Stuhl  zu  treffenden  Vereinbarung:  denn 
es  ist  nicht  möglicb,  dass  diejenigen  bürgerlichen  Gesetze  und  Anord- 
nungen fortan  in  Kraft  und  Geltung  bleibsn,   welche  im  Widersprach 
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ittnden  mit  den  PriDiipien  and  mit  den  Tereinbarten  Punkten 
Üarnm  kann  hierQber  auf  der  Seite  der  Gronhenogl.  Bagiera: 
Schwierigkeit  nicht  bettehen,  und  mnn  besteht  ileshalb  dAnnf, 
dem  letiten  Artikel  der  Uebereinkanft  die  Aufhebung  und  ; 
nnbme  in  den  erw&hnten  Beziehungen  aaBgesprochen  werde. 

16.  Die  Bechazehnte  Forderung  der  BiKhOfe  beztebt  mcb 
Dotation  des  Bistbumi  und  der  damit  verlmndeiien  Institute  nach 
gäbe  der  Verpflichtangen,  velche  die  saddentachen  Foraten  in  d 
gedachten,  unter  Pius  VII.  noEterblichen  Andenkens,  erlassene 
ProTida  aolersqne  übernommen  haben.  Wenn  es  trota  so  vii 
reits  Terfloaaener  Jahre  der  Gr.  Regierung  for  den  Augenblic 
möglich  sein  stillte,  der  gedachten  Verbindlichkeit  nacbEokomi 
wird  der  hi.  Stuhl  eine  entsprechende  Frist  einräumen,  binnen 
die  Ur.  Regierung  sellist  die  Uebergabe  derjenigen  liegenden  Gd 
Qrundreuten  an  die  Kirche  vollziehen  wird,  die  sie  ihr  fOr  dei 
halt  der  ersbiscbOflichenTareliJesDiöceunBemiDars  und  aller  i 
mit  dem  Erabisthum  ausammenh&Dgenden  Anstalten  schuldet. 

17.  Mit  der  aiebiehnten  Forderung  beiwecken  die  BiscbG 
Kirche  die  freie  Verwaltung  ihres  eigenen  Termögena  wieder 
schaffen.  Dieses  Verlangen  ist  auf  das  Recht  des  Eigenthnms  f 
«elchea,  wenn  es  in  allen  Zeiten  UDTerlettlich  war,  besonde 
auch  TOm  politischen  Standpunkt  aus  als  solches  in  wahren,  ton  | 
Wiclitigkeit  ist,  damit  uicbt  den  Theorien  der  Sozialisten  un 
muniaten  Fiogaug  gestattet  werde.  Es  ist  deshalb  unerlftsal 
dem  Prinsip  aterelnzukommen.  dass  die  Kirche  so  gut  wie  jede 
Qcacllachatt  das  Recht  hat,  durch  die  von  den  hl.  Canone«  hi 
stimmten  Personen  Qnter  in  erwerben ,  solche  zn  beaitseD  nni 
hftngig  zu  verwalten. 

Daraus  folgt,  daaa  ein  jeder  Inhaber  von  Pfrflnden  (d.  h.  bei 
seitigei  Verwendung  mehrerer  Geistlicher  an  der  Pfrflnde  der 
deren  UQter  wfthrend  der  Dauer  des  Besitaers  frei,  jedoch  gern, 
kanonischen  Voracbriften  verwalten  darf. 

Nur  dazu  konnte  sich  etwa  der  hl.  Stuhl  herbeilaasen ,  di 
Vermögen  der  Kirchenfabriken  und  der  erledigten  Pfrllndeji  im 
herzogthum  Baden  von  gemischten  Commissionen,  bestellend  an 
gleichen  Anzahl  vom  Eribiscbof  und  von  der  groasherzogl.  Sej 
ernannter  Mitglieder  »erwaltet  werde,  jedoch  unter  folgenden 
gungen:  1)  dass  der  Staat  sich  verpflichte,  fQr  alles  dasjenige  etg 
eicEusteben,  was  zur  Wiederherstellung  und  zum  Unterhalt  der  K 
fobriken  fehlen  könnte ;  2)  daaa  die  von  der  grosabersogl.  Ref 
zn  ernennenden  Mitglieder  Katholiken  und  dem  Eribiscbor  anj 
seien;  3)  dass  der  Erzbischof  selbst  oder  eine  von  ihm  abge< 
Person  Pr&sident  der  CommisBion  sei;  4)  dass  die  InterkaTai 
znm  Vortheil  der  Kirchen  und  der  Fonds  der  bezflglichen  erli 
Pfründen  und  wenn  ein  Beat  bleibt,  dieser  an  Gunsten  des  DU 
Seminars  verwendet  würden. 

18.  Es  ist  nicht  notbweodig,  anf  die  achtcehiite  and  letsl 
derung  der  Bischöfe  bezdgtich  der  Elementarschulen  zurQckiukc 
indem  dieser  Punkt  schon  im  sechsten  Paragraphen  untA  Bezns 
auf  die  Furderung  der  Bischöfe  in  Betreff  des  katholischen  Rel 
Unterrichtes  in  den  Öffentlichen  und  Privatschulen  in  Betracht  g 
worden  ist. 

Allen  diesen  Forderungen,  welche  den  Stoff  der  Verband 
gebildet  haben  und  welche  der  zukQuftigen  Vereinbarung  werdi 
verleibt  werden  müssen,  kann  der  hl.  Stuhl  nicht  umhin,  ooc 
andere  beizufügen.  Sie  ist,  daaa  der  Erzbischof  und  sein  Ord 
von  nun  an  aller  Unterordnung  und  Noth wendigkeit  des  Verkel 
dem  sog.  Oberkirchenratb   Oberhoben  seien  und   dasa  ale  in  d 
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gelegenheiten  der  Diöcese  direct  mit  dem  Ministerium  S.  E.  H.  des 
Grossherzogs  von  Baden  verkehren  und  verhandeln,  sich  eintretenden 
Falls  auch  unmittelhar  an  den  Fürsten  selbst  wenden  können. 


XVII. 

(vgl.  oben  8.  469.) 

Schriftwechsel    zwischen   dem   Bischof   von   Limburg   und 

dem   Herzog!.   Nassauischen   Staats  -  Ministerium    1 0.  Aug. 

1853  —  15.  Aug.  1853  —  20.  Aug.  1853. 

1. 

Der  Bischof  von  Limburg  an  die  Herzogliche  Ministerialabtheilung  des 

Innern. 

Das  Yerhältniss  zwischen  Kirche  und  Staat  betr. 

Der  Herzoglichen  Ministerialabtheilung  des  Innern  beehre  ich  mich 
im  Hinblicke  auf  die  Bestimmung  in  §.  12.  pos.  1.  lit.  a  des  Gesetzes 
vom  17.  October  1849  hierneben  einen  Abdruck  meiner  Eingabe  an 
das  Herzogliche  Staatsministerium  vom  16.  d.  Mts.  (sammt  der  dazu 
gehörigen  Denkschrift)  zu  gef&Uiger  Eenntnissnahme  der  Grundsätze 
ergebenst  mitzutheilen,  nach  welchen  ich  fortan  der  hohen  Staats- 
regierung gegenüber  mich  in  Verwaltung  meines  Oberhirtenamts  be- 
messen werde. 

Je  fester  ich  flberzeogt,  dass  die  Befolgung  dieser  in  dem  Wesen 
der  katholischen  Kirche  wurzelnden  und  durch  die  unantastbaren  Rechts- 
gewährschaften  sanctionirten  Grundsätze  im  richtig  verstandenen  In- 
teresse des  Staates  liegt,  desto  lebhafter  muss  ich  wünschen,  dass  die- 
selben recht  bald  die  vorbehaltlose  Anerkennung  der  Herzoglichen 
Regierung  finden  möchten,  und  desto  zuversichtlicher  überlasse  ich 
mich  der  Erwartung,  dass  namentlich  die  mit  der  Behandlung  der 
katholischen  Kirchenangelegenheiten  beschäftigten  ^Mitglieder  der  ver- 
ehrlichen Stelle  auf  den  Bestand  eines  wahrhaft  gedeihlichen  Verhält- 
nisses zwischen  der  Kirchen-  und  Staatsgewalt  den  grössten  Werth 
lep^en  und  sich  stets  bestreben  werden,  wie  ihre  ünterthanen-  und 
Dienstpflichten  gegen  seine  Hoheit  den  Herzog,  so  auch  die  gegen  ihre 
heilige  Kirche  und  ihre  geistliche  Obrigkeit  gewissenhaft  zu  erfQllen 
und  demgemäss  sich  aller  und  jeder  Billigung  und  Geltendmachung 
von  Grundsätzen  und  Auffassungen  in  rubricirtem  Betreffe  zu  enthalten, 
welche  irgendwie  im  Widerspruche  mit  denjenigen  stehen,  die  ihr  Bi- 
schof in  Üebereinstimmung  mit  dem  Oberhaupte  der  Kirche  als  mass- 
gebend für  alle  seine  Diözesanen  amtlich  ausgesprochen  hat  und  als 
Bedingung  des  Verbandes  mit  der  Kirche  aufrecht  erhalten  muss  und 
wird. 

Limburg,  den  10.  August  1853. 

unterz.:  f  Peter  Joseph. 


Der  Präsident  des  HerzoElicheD  StaUa-Ministerluiiii  des  Innen 
Herrn  Bischof  von  Limburg. 


Auf  das  heute  eiD^ganeene  geehrte  Schreiben  des  Herrn 
an  die  MiDisterial-Abthcilung  des  Innern  vom  10.  diesea  Uodi 
«ich  der  Unterzeichnete,  ergebenst  zu,  erwidern,  dass  er  Dict 
Lage  ist ,  den  Inhalt  dea  ächluaica  dieses  Schreibens  zur  fi 
derjeiiisen  Mitglieder  ilea  CoUegs  zu  bringen,  welclie  suoächBt 
Bcbandlung  der  hatbulinchen  Klrchenangelegenheiten  beaufir 
Der  bpceichnetc  Thcil  des  geehrten  Schreibens  Jlast  die  Den 
als  sollten  diese  Mitglieder  der  Behörde  durch  die  Drohuas,  di 
der  Verband  derselben  mit  der  Kircbc  nicht  aufrecht  erbäten 
«Qrde,  dazu  vermocht  werden,  bei  Collison  der  Erlasse  des  B 
fichofs  mit  Vorschriften  des  Staat sgescizes  den  letzteren,  der  1 
renen  Dienstpflicht  zuwider  keinen  Gehorsam  zu  leisten  und  n 
Unterzeichnete,  wenn  die  vorstehende  Unteretellnng  begrüni 
sollte,  mit  Entschiedenheit  znrllckweigen,  eine  solche  Art  der 
diing  der  dctn  Herrn  Bischof  zustehenden  Amtsberugnisa  di 
angemnthete  Inainnation  zu  fordern. 

Was  die  Uiltbeilung  eines  Abdrucks  der  Eingabe  des  B 
Bcbufa  an  daa  beno^l  Staats  Min isteri uro  vom  ll>.  t.  Hts.  sai 
dazu  gebOrißcn  Denkschrift  betrifft,  welche  AbdrQcke  dem 
Schreiben  nicht  angelegen  haben,  so  hat  die  Min  isteri  al  -  AI 
des  Innern  zur  Vollziehung  der  ihr  durch  den  $,  12.  poa.  1.  Ij 
Kdicts  vtim  17.  Üctober  1S49  auferlegten  Dienstobliegenbeit, 
stehenden  Gesetzen  nnd  den  von  dem  herzoglichen  Staata-Mit 
hierauf  gestutzten  VerfOgungeii  nachzukommen,  ohne  hierbei 
gäbe  des  Herrn  Bischofs  bei  dem  herzogl.  Staats- Ministen  um,  au 
noch  zur  Zeit  eine  VerfilKnug  von  dieser  hohen  BehCrde  an 
nisterial-Abtheiltuig  des  Innern  nicht  erfolgt  ist,  beracksichl 
kennen. 

Es  sind  hiernach  die  in  dem  geehrten  Schreiben  vom  lo, 
angefflbrten  Abdrüclie  der  Eingaben  bei  dem  herzog].  Staats-Idii 
der  Ministerial-Abtheilung  des  Innern  nicht  dienlich  und  wird  e 
anheimgestellt,  ob  von  deren  durch  eine  Note  an  unsere  Cai 
gekQndigien  Naehsendung  abgesehen  werden  wolle. 

Dem  herzogl.  Staats-Ministeriiim  wird  nnveri^Oglicfa  Vor 
geehrten  Schreibens  des  Herrn  Bischofs  nnd  Abschrift  dieser 
rung  gemacht  werden, 

Wiesbaden,  den  16,  August  1663. 


Der  bischof  von  Limburg  an  den  Herrn  Präsidenten  des  Herz 
■Staats-Minisleriums,  Abibeilung  des  Innern  zu  Wieabade 


Auf  das  ruhricirle  gesch&tzte  Schreiben  des  Herrn  Prii 
welches  ich  bei  meiner  gestern  Abend  erfolgten  ROckkehr  v( 
mehrtägigen  Reise  dahier  vorgefunden  habe,  beehre  ich  micfa 
ganz  ergcbenst  zu  erwidern,  doss  ich  mir  iro  Hinblicke  auf  t 
(icsetzes  vom  IT.  October  lüi:)  erlauben  muss,  meine  in  rut 
BetTeffe  aotenn  lo.  d.  Mts.  an  die  herzogl.  Mi  nister  iaI-Abtheil 
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Innern  gerichtete  ZoBchritt,  Dachdem  dieselbe  richtig  an  ihre  Adreeie 
gelangt  ist  (was  die  geftllige  EröffDong  des  Herrn  PrAsideoteo  aaster 
Zweifel  setzt),  nach  wie  Tor  als  zar  ffenntnisa  des  Collegiums  gelangt 
zu  betrachten  und  mich  demgemfiss  in  meiner  feroern  CorreBpondenz 
mit  der  herzoglichen  MiniBleriel-AbtheiluDg  des  Innern  zu  bemessen. 

Die  Tollatäadige  Vertretung  nieioer  Zuschrift  an  die  herzogliche 
Miniaterial-Alitheilung  muSB  ich  blB  zu  dem  Zeitpunkte  aussetzen,  wo 
mich  etwa  eine  von  dem  verehrlichen  Collegium  ausgegangene  Er- 
widerung oder  eine  Resolution  des  hohen  StaatB-Ministeriums  dazu 
veranlassen  wird. 

Doch  bann  ich  hier  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  ich  bei  der  frag- 
lichen Zuschrift  an  die  herzogl.  MiuiBterial-Abtheilnng  des  Innern  nicht 
von  ferne  eine  specielle  losinuatioa  derselben  von  Seiten  des  Herrn 
Präsidenten  an  die  Obrigen  Cnllegial  •  Mitglieder  und  darin  sich  be- 
thfttigende  Ffirdemog  der  mir  geboten  erscheinenden  Anwendung  meiner 
bischfiflichen  Amtsbefugniss  inteadirt  habe;  da  ich  auf  die  kirchlichen 
Organe  hingewiesen  bin,  wenn  ich  einem  meiner  DiOi:esanen  als  solchem, 
gleichviel  welche  äussere  Stellung  derselbe  bekleide,  amtliche  ErGfl- 
n  an  gen  zu  machen  habe. 

Was  die  Dienlichkeit  der  Mittfaeilung  der  zu  meinem  Schreiben 
vom  10.  d.  Mts,  gehörenden  ActenstDcke  betrifft,  so  überlasse  ich  es 
gerne  dem  verehrlichen  Collegium,  den  Orad  derselben  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  ich  nicht  Exemplare  genug  au  Händen  habe,  nm  einem 
jeden  der  Schreiben,  in  welchem  ich  auf  die  fraglicben  Aktenstücke 
Bezug  zu  nehmen  in  die  Lage  kommen  werde,  ein  solches  faehofs  des 
nähern  TerBtftndnissea  beilegen  in  können,  nach  weisem  Ermessen  in 
bestimmen. 

Limburg,  den  20.  Angost  1669. 

ODterz.  t  Peter  Joseph. 

vdt.  Bormann. 
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Denkschrift  von  dem  herzogl.  Naesauiachen  Gesandten  der 
römischen  Curie  übergeben  '). 

Durch  die  Verhandlungen,  welche  im  Jahre  1819  von  der  hereogl. 
Hasaaaischen  Regierung  im  Vereine  mit  mehreren  anderen  deutschen 
Regierungen  mit  dem  heiligen  Stuhle  begonnen  wurden,  wurde  ein  Ein- 
Terständniai  Ober  die  Errichtung  der  fdnf  Diöcesen,  Freibnrg,  Rotten* 
barg,  Mainz,  Limburg  und  Fulda,  Ober  deren  Vereinigung  durch  einen 
Hetropoiitanverband ,  sowie  aber  die  Besetzung  und  Dotation  der  bi> 
■chOflichen  Sitze  und  der  Domcapitel  herbeigeführt. 

In  Folge  hiervon  ist  insbesondere  Seitens  der  herzogl.  Reglenmg 
das  neu  errichtete  Bisthum  Limburg  aus  Mitteln  der  landesherrlichen 
Dom&ne  mit  der  den  Verabredungen  entsprechenden  Dotation  ausge- 
stattet worden  und  die  Diöcesan Verwaltung  ins  Leben  getreten. 

Obgleich   die  Verhandlungen   mit  dem  spostolischen  Stahle  Ober 


')  Akt.  d.  herzogl.  Nassauiscben  Staats-Minister. 
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mehrere  znr  Sprache  gebrachte  Punkte  eine  aasdrackliche  Yereinba- 
rang  nicht  zur  Folge  hatten,  so  ergab  sich  hieraus  doch  im  Allge- 
meinen keine  Schwierigkeit  für  die  kirchliche  Verwaltung  in  der  Diöcese 
Limburg,  indem  die  bcrzogl.  Regierung  wie  die  bischöfliche  Behörde 
zu  Limburg  bemüht  waren,  jeden  Grund  zu  Differenzen  nach  Möglich- 
keit fern  zu  halten,  und  in  eintr&chtigem  Zusammenwirken  das  Eine 
Ziel  zu  verfolgen,  dass  das  Wohl  der  neu  errichteten  DiOcese  und  das 
der  Diöccsanen  gefördert  werde. 

Die  Zusammensetzung  des  Herzogthums  aus  einer  grossen  Zahl 
vormals  reichsunmittelbarer  Territorien,  die  grosse  Verschiedenheit  der 
früher  obwaltenden  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse,  die  starke 
Mischung  der  Bevölkerung  in  Beziehung  auf  die  Confessionen  waren 
Momente,  welche  einer  mit  den  Interessen  der  Staatsverwaltung  sogleich 
übereinstimmenden  kirchlichen  Veir waltung  nicht  unerhebliche  Hinder- 
nisse in  den  Weg  legten:  doch  ist  es  durch  die  Eintracht  zwischen 
Staats-  und  Kirchenbohörden  gelungen,  der  katholisch-kirchlichen  Ver- 
waltung im  Herzogthum  eine  wohlthätige  Wirksamkeit  za  sichern. 

Die  Nachwirkungen  der  Bewegung  des  Jahres  1848  drohen  das 
bestehende  Verh&ltniss  zu  stören,  wenn  nicht  durch  die  W^eisheit  Sr. 
Heiligkeit  des  Papstes  ein  solches  bedauerliches  Ereigniss  abgewendet  wird. 

Nachdem  schon  im  April  1848  der  Herr  Bischof  zu  Limburg  in 
einzelnen  Eingaben  eine  anderweite  Reg^lirung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse in  verschiedenen  Beziehungen  nachgesucht  hatte,  schloss  sich 
derselbe  auch  der  üeberreichung  der  Denkschrift  an,  welche  im  Jahre 
1851  gemeinsam  von  dem  Erzbischofe  und  den  übrigen  Bischöfen  der 
oberrheinischen  Kirchenprovinz  den  betreffenden  Staatsregierungen  Ober- 
geben  wurde. 

Wenn  auch,  soweit  es  die  Verhältnisse  gestatteten,  auf  die  WQnsche 
des  Herrn  Bischofs  eingegangen  wurde,  so  erklärte  sich  derselbe  mit 
den  gemachten  Concessionen  doch  nicht  zufrieden.  Er  sprach  sich 
nicht  bloB  dahin  aus,  dass  er  im  Falle  der  Nichtgewährung  seiner  For- 
derungen sich  verpflichtet  halte,  solche,  soweit  es  ihm  möglich  sei, 
durch  factischcs  \orschreiten  zur  Durchführung  und  Anerkennung  zu 
bringen,  sondern  er  begann  auch  in  der  neueren  Zeit  die  factische 
Durchführung  seiner  Forderungen  damit,  dass  er  acht  erledigte  Pfar- 
reien einseitig  und  ohne  die  rechtsbegründete  Mitwirkung  der  Regie- 
rung besetzte.  Die  herzog).  Regierung  bewies  ihre  Mässigung,  indem 
sie  den  geistlichen  Functionen  der  einseitig  instituirten  Geistlichen  kein 
Hinderniss  in  den  Weg  legte,  sondern,  um  die  Pastoration  in  den  be- 
treffenden Gemeinden  nicht  zu  hemmen,  jene  Geistlichen  als  Pfarr- 
verweser anerkannte. 

Das  ungetrübte  Verhältniss  zwischen  der  herzogl.  Regierung  und 
der  bischöflichen  Behörde  zu  Limburg,  welches  bis  in  die  neuere  Zeit 
ununterbrochen  fortgedauert  hat,  dürfte  bei  dem  heiligen  Stuhle  die 
Ueberzeugung  begründen,  dass  Se.. Hoheit  der  Herzos  gleichwie  höchst- 
dessen  Regierungsvorfahren  der  katholischen  Kirche  und  ihren  Be- 
kcnnern  stets  in  allen  Beziehungen  gerecht  gewesen  sind  und  nament- 
lich auch  die  Kirche  in  ihrem  Wirken,  dessen  segensreichen  Einfluss 
auf  den  Staat  vollkommen  würdigend,  niemals  gehemmt  haben,  wie 
dieses  alles  namentlich  auch  daraus  hervorgeht^  dass  —  wie  bereits 
erwähnt  —  der  hochselige  Herzog,  ohne  dazu  verpflichtet  zu  sein,  aus 
freiem  Antrieb  und  lediglich  im  Interesse  seiner  katholischen  Unter- 
thanen  die  Errichtung  eines  Bisthums  in  dem  Herzogthum  und  zwar 
durch  Dotation  aus  seinem  Domanialvermögen  herbeigeführt,  und  dass 
weiter  der  Bischof  von  Limburg  selbst  in  mehreren  seiner  Eingaben 
anerkannt  hat,  dass  das  seitherige  Verfahren  der  h.  Regierung  in  den 
meisten  Beziehungen  zu  der  bischöflichen  Stelle  ein  billiges  und  wohl- 
wollendes  gewesen  sei. 
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Bei  diesem  BewaMtaein  masste  Sr.  Hoheit  dem  Heriog  die  Nicht- 
achtnng  bestehender  Gesetze  Seitens  des  Beirn  BJBcIiofs  und  der  mit 
der  begonnenen  factischen  Durchführung  einzelner  seiner  Federungen 
verbundene  Versuch  der  Aufregung  der  ksthoÜBChen  B^vOlkerUDg 
ftuBserst  Bchmerzhaft  sein;  böchBtdieselben  hegen  aber  lu  der  Weisheit 
Seiner  Heiligkeit  des  Papstes  die  feste  Erwartung,  dass  der  Bisthof  zu 
Limburg  toq  jedem  weiteren  einseitlgea    und    ungeeetzlichen  Toran- 

Sehen.  welches  nothwendig  den  bedauerlichen  Connikt  des  Staats  und 
er  Kirche  nur  erweitern  mQsste.  abgemahnt  und  durch  Vermittelnng 
des  heiligen  Stuhles,  welchem  die  entsprechenden  ein  bereitwilliges 
EnCgegenäommen  heurknadenden  Darlegungen  werden  gegeben  werden, 
ein  far  Kirche  und  Staat  segensreiches  EinferstindniBS  ood  Zusantmen- 
virken  wieder  er m Sgl icfat  werde. 

Diejenif^en  Punkte,  auf  welche  bei  den  Verhandlungen  des  Jahres 
1619  Ton  Seiten  des  apost.  Stuhles  vorzugsweise  Gewicht  gelegt  wurde, 
ohne  daas  eine  Verabredung  darüber  zu  Stande  kam ,  betrafen  haupt- 
sächlich die  Besetzung  der  KirchenpfrOnden ,  die  theologische  Bildung 
der  Geistlichkeit  und  die  religi{>Be  Bildnng  der  katholischen  BevOlka- 
TXtag.  Die  h.  Regierung  ist  in  der  Lage,  Ober  das  in  Beziehung  anf 
die  ftaglicben  Gegenstände  bisher  beobachtete  Verfahren  Erläuternngen 
zn  geben,  welche  den  Beweis  liefern  werden,  dass  irgend  eine  Beein- 
trächtigung der  Kirche  nicht  stattfiefunden  hat. 

Beiüglich  der  Besetzung  der  Kirchen pf runden  hat  sich  im  Herzog- 
thnm  folgendes  Verfahren  gebildet  ■■ 

Soweit  eine  Pfründe  nicht  im  Prrvatpatronat  steht,  wird  von  Sr. 
Hoheit  dem  Herzog  das  NaminatloDsrceht  als  ein  in  unbestrittener  An- 
erkennung stehendes  von  hOchstdessen  Regierungsv erfahren  aberkom- 
'  menes  Recht  susgeQbt.  Bei  Pfründen  des  Privatpatrunats  ist  die  Prä- 
sentation des  Patrones  dem  Landesherrn  zur  Bestätigung  vorzulegen. 
Demieuigen  QeiBtlichen ,  welchem  die  landesherrliche  Nomination  zu 
Theil  geworden  ist,  wird  von  dem  Bischöfe  die  kirchliche  Institution 
ertbeilt,  wenn  sich  ein  Anstand  nicht  ergibt.  Ein  solcher  Anstand 
kann  sich  aber  nach  der  bisherigen  Verfahrungswcise  niemals  ergeben, 
weil  vor  Ausfertigung  einer  Na'oinationsurkunde  jedesmal  der  Bischof 
mit  seinem  Gutachten  oder  Vorschlag  vernommen  wird,  und  seit  Grün- 
dung des  Bisthums  Limburg  ein  Fall  nicht  vorgekommen  ist,  wo  ein 
Geistlicher  zu  einer  bestimmten  Stelle  gegen  den  Willen  des  Bischöfe 
nomlnirt  worden  wäre.  Wohl  ist  es  vorgekommen,  dass  gegen  die 
Vorschläge  des  Bischofs  einzelne  Krinnernngen  erhoben  worden:  bei- 
spielsweise dass  der  vorgeschlagene  Geistliche  nach  seiner  Individnalität 
sich  weniger  für  einen  bestimmten  Ort  eignen  mOge,  dass  die  erledigte 
PfrQnde  nicht  frei  von  Ansprüchen  eines  Prlvatpntrons  sei,  dass  die 
Besetzung  der  Pfründe  nach  Vorschlag  des  Bischofs  zu  einer  Versetzung 
in  pejus  führe  u.  s.  w. ;  allein  wenn  auch  scicbe  Anstfijidc  vorwalteten, 
so  wurde  duch  niemals  zu  einer  Nomination  ohne  Vorschlag  des  Bi- 
schofs geschritten,  sondern  unr  darsuf  hingewirkt,  da^B  auch  von  dem 
Bischöfe  Vorscbläee  gemacht  wurden,  mit  welchen  sich  die  Regierung 
einverstanden  erklären  konnte.  Regel  ist  es  abrigens  gewesen,  die 
Nomination  nach  den  Vorschlfigeu  des  Bischofs  ohne  Weiteres  auszu- 
sprechen. 

Die  bisherige  Verfahrungs weise  hat  practisch  im  Wesentlichen 
dasselbe  Ergebniss,  als  wenn  dem  Bischof  die  freie  Collation  zustände 
und  als  wenn  Sr.  Hoheit  dem  Herzog  nirgends  ein  Recht  der  Nomi- 
nation oder  Präsentation,  sondern  nur  diejenige  Mitwirkung  zustände, 
welche  im  Allgemeinen  eine  jede  Staats regierung  bei  Besetzung  der 
Aemter  einer  anerkannten  Kirche  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt 
und  verpSichtet  erscheint. 

Die  Bpecielien  Verbältnisse  des  Henogthomi  machen  es  vDnsolieiiB- 


910 


e  xvni. 


verth,  dasB  in  den  QanK,  welcber  licb  bei  BeBeUuDg>  der  Kir 
pfrQodea  seither  ausgebifdet  hat,  eine  Störung  nicht  eintrete  und 
die  Schwierigkeiten  vermieden  werden,  welche  dann  eniBtehen  wl 
wenn  man  auf  Üntereucbnngon  Ober  die  ursprOngliche  Eatstehui 
des  Numinationsiechtei  eingeben  wollle.  Eine  DJBtinction  der  Pfri 
Ton  freier  bischöflicher  Collstion  und  der  Pfründen  des  lande« 
liehen  PatronatBrccbtea  würde  auch  von  erheblichem  practiacho) 
■ultatfl  nicht  lein,  indem  bei  den  enteren  auf  das  Bcciit  der  li 
herrlichen  BeitUiguug  nicht  vcriichtet  werden  kOnnte  and  be 
letzteren  die  Regierung  den  Torschlag  des  Bischof«  nicht  ward< 
hehren  wollen. 

Nach  bisherigem  Recht  stand  im  Princip  der  Regierung  di 
fugnise  SU,  bei  Ausübung  ihres  Noiuinationsrecbtes  Ton  den  apee 
Vorsrbl&gen  des  ÜiBchofs  abEUSchen  oder  davon  abiaweicheo.  L 
furchtet  zu  werden  scheiut,  es  könne  von  diesen)  Recht  etira  io 
tigeu  Zeiten  ein  der  Kirche  nacbtbeiliger  Gebraacb  gemacht  m 
da  aber  die  h.  Regierung  es  in  der  Natur  der  Sache  Degrflndet  I 
düs  gerade  dann  das  Nominatiousrecht  segensreich  fOr  Btaat  und  E 
wirken  weriie,  wenn  es  nach  EinverstljidnisB  mit  der  bischöfliche 
hörde  ausgeQht  wird,  so  ist  die  b.  Regierung  nicht  abgeneigt, 
Zusicherung  in  dem  Sinne  su  erlheilen ,  dass  das  bisherige  Verfi 
wie  es  sich  pnictisch  ausgebildet  hat ,  auch  femer  beobachtet  w 
solle,  wodurch  dann  Jede  BeBorgnisi  wegen  etwaiger  Beeintrftcht 
der  Kirche  durch  das  Nominations recht  entfernt  werden  vQrde. 
NumiQBtionBrccht  wQrde  dann  im  Wesentlichen  die  Natur  des  Bi 
gnugsrechtes  annehmen,  gegen  dessen  Zugeständniss  an  die  Bej 
nsch  der  in  der  Note  des  Cardinal staatssecretärs  ConsalTi  vom  10 
ISIO  abgegebcuen  Erklärung  von  Seiten  des  h.  apoitolischen  Si 
ein  Uedenkeu  auch  dann  nicht  erhoben  werden  wtlrde,  wenn  de 
treffenden  Regenten  irgend  besondere  Rechte  neben  ihren  Ho 
rechten  nicht  zur  Seite  st&ndeo. 

Was  die  Heranbildung  der  Geistlichen  betrifft,  lo  ist  nach  d 
Deutschland  üblichen  Einrichtungen  für  den  vorbereitenden  ünte 
durch  die  im  HerEOgthum  bestehenden  Ojmnuien  Sorge  getragen, 
aber  insbesoudere  in  Betracht  kommt,  dass  seit  dem  Jahre  184 
Ojmnasium  zu  Hadamar,  in  der  unmittelbaren  Nfthe  von  Limbui 
richtet  ist,  welches  nsch  gesetzlicher  Bestiramuns  vorzugswei* 
Lehrern  katholischer  Confession  besetzt  werden  soll  nnd  weichet 
■eitler  Lage  und  Einrichtung  dem  besonderen  Zweck  entspricht 
Adspiranten  des  geistlichen  Standes  katholischer  Confession  t 
nehmen. 

Nach  vollendeter  Ofmnasialbildung  und  erlangtem  Zengnisai 
Reife  ist  es  nach  bisheriger  üebung  den  Adspiranten  des  geisti 
Standes  überlassen,  ihre  theologische  Berufsbildung  auf  einer  U 
sit&t  oder  sonstigen  zu  diesem  Zwecke  bestehenden  höheren  Bllt 
snstalt  Deutacblauds  zn  suchen,  da  fQr  das  Herzogthum  eine  beao 
Einrichtung  zu  diesem  Behufe  nicht  geschsffen  werden  kann. 
Studircnilen  der  katholischen  Tbeolngie  werden,  goferne  sie  bed 
sind,  und  in  Beziehung  auf  Flciss,  Fortschritte  und  Aufl'tthrung 
Anstand  obwaltet,  durch  Stipendien  unterstHtst.  Während  ihrei 
dienzeit  stehen  sie  nsch  den  dermalen  in  Deutschland  bei  den  U 
sitaten  und  k at b oli sc b-iheo logischen  Lehranstalten  bestehenden 
tulionen  unter  einer  ihrem  künftigen  Berufe  entsprechenden  ( 
Nach  vollendeten  tbcologiscben  Studien  haben  sich  die  Adspii 
des  geistlichen  Stai^deü  einer  Prnrunj;  eu  nnterwerfen.  Die  Anon 
und  Leitung  dieser  PrQfuug  ist  seither  dem  H.  Bischöfe  über 
worden;  diu  Abordnung  eines  Regierungs-Commissirs  zu  dieacr  Pi 
wtT  2WU  votbebKlten,  doch  hat  man  sich  bisher  daiait  begoOgt. 
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die  Prornnga-TerhuidlaDgeD  zur  EioBtcbt  mitgetheilt  wnrdea.  Nftch 
Erstebnug  dieser  Prüfung  wird  den  Csndidaten  aaf  die  entaprecbeiide 
Uitiheiluog  an  die  b.  Regierung  der  laodeBherr liehe  Tischtitel  ertheilt, 
worauf  die  Aufnahme  in  das  nach  Measgabe  der  pftpstiicheu  Bulle 
ProTJda  Bolersqoe  fOr  die  Dieceee  Limburg  errichtete  PricüiursemiDkr 
erfolgt.  —  Die  h.  Regierung  hat  seither  der  Ertheilung  des  Tischtitels 
an  die  nach  dem  Reiultatt  der  bei  der  bischoflichen  Behörde  vorge- 
nommenen PrQfung  dazu  Empfohlenen  in  tieineni  Falle  einen  Anstand 
entgegengesetzt.  Wenn  dieselbe  hiermit  dargethan  bat,  wie  wenig  sie 
zD  einer  die  Kirche  beeinträchtigenden  Einmiscbang  in  deren  innere 
Angelegenheiten  geneigt  ist ,  so  wird  andererseita  durch  Gew&hrang 
des  TiKchtiteh  aus  Revenuen  derUndeafaerrlichenDo- 
m  ä  n  e  deren  Fllrsorge  fflr  daa  Wohl  der  katholischen  Kirche  tind  das 
Beste  des  Clerus  unwiderlegbar  dargethan. 

Die  practische  Berufsbildung  erhalten  die  Candidaten  sodann  in 
dem  unter  Aufsicht  und  Leitung  des  h.  Biscliofs  bestehenden  mit  einem 
Convicte  bestehenden  Seminarium  zu  Limburg,  worauf  sie  von  dem  H. 
Bischöfe  ardinirt  und  als  Capl&ae  so  lange  verwendet  «erden,  bis 
ihnen  eine  Pfründe  ertheilt  werden  kann.  Das  Priestersemi  na  ri  um  hat 
selbst  eine  umfassendere  Gestaltung  erbalten,  als  solche  hei  Errichtung 
nnd  Dotation  des  Bisthums  Limburg  in  Aussicht  stand,  was  dadurch 
mOglicb  war,  dass  Einer  der  angestellten  Professoren  aas  allgemeinea 
Staatsmitteln  besoldet  wird. 

Die  h.  Regierung  kann  es  nsch  allen  b!s  jetzt  gemachten  Erfah- 
mngeD  als  unbestritten  anneiimeu ,  dass  hei  den  bestehenden  Institu- 
tionen die  Qeistlichen  in  jeder  IJeziehung  didenige  Erziehung  und 
Unterweisung  erhalten  haben,  welche  fOr  die  Kirche  wttnschenswerth 
ist.  Sie  hegt  die  Ceberzeagung,  dass  diese  Einrichtungen  auch  ferner 
eine  genagende  Bürgschaft  für  diese  Erziehung  und  Cnterweisung 
bilden  werden. 

Sollte  jedoch  eine  weitergehende  Forsofge  gewflDscht  «erden ,  so 
wQrde  sie  nicht  abgeneigt  sein,  die  Hand  dazu  zn  bieten,  daaa  in  Ver- 
bindnng  mit  einem  inländischen  Q;mnaaium  eine  Anstalt  zur  gemein- 
samen Wohnung ,  Terpflegnng  und  Erziehung  der  zum  priesterlichen 
Stande  bestimmten  Schüler  in's  Leben  gerufen,  und  dass  ein  solches 
Convict  in  ftbnlicher  Weise  wie  das  mit  dem  Seminarium  zu  Limburg 
verbundene  Condct  unter  die  n&chate  Aubicht  nnd  Leitung  des  E. 
Bischofs  gestellt  werde.  Auch  würde  sie  geneigt  sein,  durch  Beneh- 
miing  mit  dem  Herrn  Bischof  nnd  beziehungsweise  den  anderen  deut- 
schen Regierungen  daliin  mitzuwirken,  dass  für  die  spectelle  kirchliche 
Beaufsichtigung  der  Studirenden  der  katholischen  Theologie  aus  dem 
Berzogtbum  während  ihres  Aufenthaltes  auf  einer  Dniversitftt  oder 
theologischen  Lehranstalt  jederzeit  die  genlgende  Garantie  bestehe. 

unter  Voraussetzung  der  Beseitigung  der  obwaltenden  Differenzen 
wQrde  die  herzogl.  Regierung  gerne  die  Frage  ihrer  Erwftgung  unter- 
ziehen ,  ob  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Ausbildung  der  Anstalten  fQr 
Erziehung  und  Unterweisung  der  Geistlichen  eine  den  Verhältnissen 
entsprechende  Erhöhung  der  Dotation  des  üisthums  in  Aussicht  zu 
nehmen  sei.  Sie  hegt  dabei  die  Ueberzeugung ,  daas  Seine  Heiligkeit 
in  dieser  Bereitwilligkeit,  die  auf  früheren  Vereinbarungen  beruhende 
Verwilligung  in  freigebiger  Weise  anszudehnen ,  einen  neuen  Beweis 
der  wohlwollenden  nnd  zum  friedlichen  Einrernehmeo  geneigten  Ge- 
sinnungen Sr.  Hoheit  des  Herzogs  erblicken  und  zu  würdigen  wissen 
wcrdeu.  Es  darf  hierbei  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass,  abgesehen  von 
der  oben  erwähnten  Besoldung  eines  Prüfessors  des  Priesterseminariums 
aus  allgemeinen  Staatsmitteln  d:e  Bislhnmsdotation  auch  darin  bereits 
eino  Erweiterung  erhalten  hat,  dass  seit  dem  Jahre  1849  der  Gehalt 
eines  OrdlnarialärUhes  («eiche  Stelle  in  der  Bnlle  Provida   solecwv)-« 
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nicht  in  Aauicht  geitellt  »ar) ,  anf  die  landwlierrliclie  Dom&ne 
TerpBichtuDg  abernommen  wonlen  ist 

Endlich  wird  die  henogl.  Regierung  bereit  aein,  von  der  A 
Dung  eitles  Commissarius  zu  deo  Prüfungen  der  Adapiranten  dea 
liehen  btandei  abznaehen  und  dieselben  lediglich  dem  H.  Bischöfe 
der  VorauBBetanng  zu  überlassen,  dass  ihr  die  Terhandlnngen  d& 
aum  Zwecke  der  Einsicht  vor  Terleihtuig  des  landesherrlichen  1 
Utela  mitgetheiU  werden. 

Was  die  religiöse  Bildnng  des  Volkes  betrifft,  so  wird  nach 
bestehenden  Einrichtungen  der  Religionsnnterricht  sowohl  an  der 
mentarschulen  als  an  allen  höheren  Bildungsanstalten  des  Landei 
Oeistliehen  und  iwar  in  der  Regel  ton  Pfarrern  selbst,  da  ftber 
diess  nicht  der  Fall  ist,  von  solchen  Oeistliehen  ertheält,  welch 
Zustimmung  des  H.  Bischofs  ernannt  worden. 

Wenn  hierdurch  die  Leitung  und  Ueberwachnng  des  Reli| 
UDterrifhts  an  den  Schalen  jeder  Art  der  Qeistlichkdt  nnd  de 
Bischöfe  wesentlich  anheimgegeben  ist,  so  ist  ingleich  den  Oeistli 
durch  ihre  gesetzliche  Eigenschaft  als  Dirigenten  der  Ortsachn 
Stände  an  ihren  Pfarrsitien  ein  überwiegender  Einfluss  auf  die  T 
schule  gegeben.  Es  werden  dadurch  ihnen  und  den  oberen  Ein 
behörden  die  Mittel  gew&hrt,  ron  diesen  Schulen  nnkirchliche 
sittenterderbende  Einflösse  ferne  su  halten. 

Die  herzogl.  Regierung  hat  zugleich  der  Qeistlichkeit  eine  i 
gehende  Uitwirkung  in  der  Leitung  des  Schulwesens  in  der  Ar 
sichert,  dass  sie  die  zur  unmittelbaren  Beaufsichtigung  der  8c! 
bestimmten  Bezirk eschulinspectoren  ausschliesslich  aus  Geistliche 
nannte,  und  sie  hat  es  sich  jederzeit  angelegen  sein  lassen,  den  i 
liehung  auf  die  Einrichtung  nnd  Ueberwachuog  des  Schalwesei 
sie  gerichteten  Wünschen  der  kirchlichen  Behörden  eine  jede  nac 
Verhältnissen  mögliche  Berück  sich  (ig  ung  zu  Theil  werden  eu  lasi 

Auch  wird  die  herzogt.  Regierung  dem  H.  Discbofe  die  Befn 
nicht  bestreiten,  gegen  Laien,  welche  sich  der  üebertretang  rein  1 
lieber  Satzungeu  schuldig  machen,  kirchliche  Censuren  ohne  bfl 
liehe  Folgen  zu  Terh&ngen.  Vor  Kurzem  haben  weiter  Se.  Hobei 
Herzog,  dem  dcssfallsigen  Gesuche  des  H.  Bischof  zn  Limburg 
sprechend,  gnSdiggt  genehmigt,  dast  diesen  Geistlichen  nunmehr  : 
und  zwar  von  der  Zeit  ihrer  einseitigen  Institution  an,  die  rollen 
künftc  der  betreffenden  PI'rQnden  überlassen  werden ,  und  damit 
den  besten  Beweis  HOchstIhrer  wohlwollenden  Intentionen  in  d 
Angelegenheit  uod  Hochstlbrer  Rück  sieb  tnahme  auf  die  FQrbitb 
'  H.  Bischofs  gegeben. 

Die  herangl.  Regierung  ist  in  dem  Bewusstsein,  dass  sie  bei 
die  katholische  Kirche  betreffenden  Handlungen  and  Anordnungen  i 
Erfüllung  ihrer  Regierungspflichten  das  Wohl  der  katholischen  K 
fest  im  Auge  gehabt  habe,  bereit,  jede  weitere  AnfklAning  zn  g 
und  EU  Allem  die  Hand  zu  bieten,  was  etwa  im  Interesse  der  Ri 
nnter  gleichniftssiger  Berücksichtigung  der  Staatsinteiessen  gewDi 
werden  mochte.  Sie  glaubt  daher  auch  vertrauen  zo  dQrfen, 
durch  Intervention  Sr.  Heiligkeit  des  Papstes  der  Herr  Bisdio 
Limburg  dabin  bestimmt  werden  mOchte,  den  betretenen  Weg 
factischcn  Vo  ran  schrei  tens  zu  verlassen,  und  auf  den  Weg  des 
trächtigen  Zusammengehens  mit  der  Regierung,  welcher  Weg  so  1 
Jahre  hindurch  zum  gemeinsamen  Wohl  der  Kirche  und  des  St 
biogefQbrt  hat,  zurückzukehren. 
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XIX. 

(teI.  obtD  S.  tN.  K) 

Formulare  f^r  die  EinbriDgung  der  Recureos  de  fiierza  *). 

1. 

Recnrao  de  ooDocer  eo  el  modo. 

M.  P.  S. 

Uanuel  Esteban  de  8.  Yiceate,  en  nombre  j  virtnd  de  poder,  qoe 
en  debida  forma  prsBento  j  juro,  de!  liceociado  Don  Alonso  de  CÄr* 
deiULB,  preibitero,  fecino  de  esta  Corte,  ante  T.  A.  por  el  recnrao  de 
fuenia  de  couocer  en  el  modo,  6  por  el  que  mejor  proceda,  pareico  jr 
digo:  que  hatriöodose  qaerellado  de  mi  parte  ante  el  vicario  de  esta 
viUa  Don  Francisco  Caetaiio,  snponiendb  que  le  habia  dado  de  paloa  j 
roto  ia  cabeza  en  la  calle  de  loa  Preciados  delante  de  Tarins  personas, 
ae  procediö  en  el  dia  1°  del  preiente  Junio  de  ärden  de  dicbo  jnes  & 
SU  prisioD  en  la  c&rcel  eclesi&stica ,  sin  preceder  enmaria  informacioD, 
ni  maa  juattficacion  que  el  mero  aaerto  del  querellanle. 

Pero  babiendo  mi  parte  pedido  bi  aatos  para  defendene,  7  mani- 
festar  qne  todo  caanto  ie  le  impotaba  era  falao  j  calumnioac,  proTejö 
dicho  jues  en  el  dia  G  de  qne  no  babia  logar,  y  en  el  7  >e  notiflcö  A 
la  mia  uoa  providencla,  eo  que  se  le  destina  &  reclnsion  por  seis  meaei 
CD  caaa  de  loa  Padrea  del  Salvador. 

Auoque  en  el  dia  9  acudiö  pidiendo  repoaicloii  de  sem^ante  aen- 
tencia,  ;  que  ae  le  entregaaen  los  antoa  para  au  defeaaa,  proteataodo 
de  lo  contrario  el  Real  auiilio  de  la  faerza,  mand6  sin  embargo  en  d 
miamo  dia  guardar  lo  proveido. 

Y  reapecto  que  dicho  vicario  en  sn  modo  de  proceder  comete  niui 
injuBticia  notoria ,  traatomando  Tiolentameote  el  Orden  judicia) ,  por 
tanto 

A.  T.  A.  pido  T  anplico  que  habiendo  por  preaentado  el  poder, 
ae  airva  mandar  que  el  notario  ante  quien  pasau  los  autos  veoga  i 
bacer  relacion  de  eltoa  al  Consejo  j  en  an  *iata  declarar  qne  dicho 
Ticario  bace  fuerza  en  conocer  y  proceder  como  conoce  j  procede, 
mand&ndole  en  sn  consecnenda  reponga  lo  obrado,  j  oiga  en  jnatlcU 
&  mi  parte  obierTando  el  Orden  legal :  que  aai  procede  etc. 

2. 

Recnrao  de  fitem  en  conocer  7  proceder, 

M.  P.  S. 

Santiago  Bodrignez,  en  nombre  7  virtud  de  poder,  qne  en  debida 
forma  preaento  7  jnro,  de  Don  Pedro  Aleman,  Tecino  de  la  cindad  de 
Cuenca,  ante  V.  A.  por  el  recurao  que  mejor  proceda  j  haja  lugar  en 
derecho  parezco  7  digo:  que  debieodo  &  mi  parte  nor  eacritnra  publica 
Don  Jaan  Lopei,  presbltero,  vecino  de  dicba  ciuaad,  la  cantidad  de 
treinta  mil  realea,  procedidoa  de  la  tenta  de  nnas  tierrss,  acndiö  al 
proviaor  para  que  ae  deapacbaae  qecncion  contra  sua  bienea,  qne  loa 
tiene  cnantiosoa,  7  ae  le  apremiaae  al  pago  de  dicha  cantidad,  que  re- 
aistla  con  frlTOloa  pretextoi;  pero  annqne  el  acreedor  ba  repetido  an 

>)  Ans  3os6  Covarrubiaa  Mftzimaa  sobre  recuraoa  de  fnersa  7  pro- 
tecdon  (Madrid  1629.)  1,  176.  162.  309.  289.  290.  823.  839. 


914 


■  xa. 


denanda  en  dittintni  diu  huta  coatro  Tten,  apeUndo  y  protf 
et  suiili'i  Real  de  la  fuerzs  'como  Consta  de  la  copi»  tcsdmon 
certjficjdi'a  que  ignalmente  preaento),  do  ha  podiiio  tograr  aiqo 
mencir  protiilencia  faToralile  ni  perjudicial.  todo  eoa  el  fio  a^D 
de  proteüer  indireclamente  a  dicho  Lop«. 

Y  reipectß  qne  el  protiG'>r  eoa  aeroejante  omition  eomete  n 
juaticia  Dotorla.  faltando  1  lu  obligackm ,  negando  la  jastJcia  qa 
adln  In  Istrar  i  t'idoa  los  qae  la  pi'lao.  por  taoto 

A.  V.  A.  pidiF  y  lupljco  que  habienda  por  preaentado  et  p 
teatimonio.  le  »irya  roandar  librar  Real  proviiion  para  que  el  i 
qne  ha  dado  cuenta  de  dich'n  pedimentoi,  j  en  cnjo  poder  a< 
la  eiicritiira,  lo  remita  lodo  t,  nta  superioridad.  j  ea  sn  rists  d< 
que  el  protiiiT  hace  fuerza  en  la  dene^acion  de  jastida ;  previni 
en  lu  roDieL'uencia  que  la  admiaiatre  i  la  mia  eonforme  i  di 
con  loB  apercibimientoi  aeeeaarioa,  ä  detenninar  lo  mag  eonft 
joaticia,  que  pido  etc. 


Detgl.  w^en  Hiiabrancliei  dei  Aajlrecbt«a. 
M,  P.  S. 


Santiago  RndriguGi,  en  nombre  j  Tirtud  de  Poder,  qaa  eon  ; 
la  «nlfmiifdad  preaento  y  juro,   del  licenciado  Don  Fermin  Jia 
abogadu  de  loa  Realei  CoDseJoa  j  corregidor  de  la  cindad    i 


ante  V.  A.  por  el  recunn  de  faerxa  en  conocer  j  proceder,  6  p 
que  m^or  prnceda  j  haja  lugar  en  derecbo,  parezco  j  digo :  qc 
bli'-odoae  dailo  ariM  i  m  parte  en  ocfao  del  eorriente,  como  A  fi 
j  media  de  au  tarde,  da  que  i  la  aalida  de  dicha  ciadad  aeab^ 
matar  i  un  bombre,  le  trauaflriö  immediatamenle  6.  dfcho  ail 
eumplimiento  de  au  obügacion,  para  a*erignar  el  caerpo  del  del 
loa  dclincucntei  que  Ic  habisn  cniDetidn. 

ReciiDociilo  el  cadliver  ae  hallö  haber  lido  tnuerto  con  arm 
fuego;  V  babiendii  mandado  conpareeer  aignnaa  gentea  de  la  veci 
qne  hafiian  viato  al  agreaor,  declararon  todoa  que  este  era  N 
Garcia,  eonocidn  Tiilgarmcnte  por  e]jaqiu,  quien  habia  ectado 
las  oncc  ncondido  en  nnaa  caaaa  arruinadaa;  que  apcnaa  babia 
Ilegar  &  Don  Ramon  de  Sada  Ic  habia  ditiiarado  uo  trabuco,  ed 
&  corrcr  faicia  la  plaza,  lin  duda  eoa  el  fin  de  refugiarse  &  aagr 

En  tirtud  de  cata  aotaaria  Informacion  paaö  dicho  corregido 
Iglesia  parroquial,  deaünada  para  aailo  de  loa  delincuentea,  y  prei 
el   recadi)  de  urbanidad  al  cura  eitrajo  al  mencionado  Oarcia 
IgleBJB,  y  Ic  condujo  &  la  Real  circel  de  dicha  eiudad. 

Pero  habiendo  acudido  poiteriorinente  el  reo,  protegido  d 
parientGS,  al  provisor,  «olicitö  qne  restituyeodolc  A  aagrado  el 

Jidnr  ac  dcciaragc  qn<?  debia  Talerle  la  inmuujdad,  ya  po*  no 
elito  csceptnado,  ya  tambicn  piir  c-slar  ordenadn  de  toaBura;  j 
coDBccuencia  an  hicicriin  gaber  i  mi  parte  unas  letras  deapachadi 
el  juez  eclcalAstico .  cn  que  sc  le  intimaba  que  dentro  de  tercer 
reatituycRD  i  sagrado  al  citadn  reo  pena  de  eacomrininn  mayor; 
hechii,  ai  lenia  qne  alegar  alB<]  en  defenaa  de  la  Real  juriadiccioD, 
pareeipae  enforma  i  elecutarln  en  an  tribuDal. 

Rn  reapueala  &  cataa  letraa  remitiö  el  corregidor  un  teatimo; 
U  dicha  aumaria,  exhortando  al  profianr  ceiaae  en  sua  procMimi 
respccto  de  que  cl  delito  cra  do  los  eaceptuadoa,  y  oo  ae  acrei 
la  eualiilad  del  ren  on  la  forma  que  prcvienpn  las  leyes  del  reint 
que  le  valieae  et  priTÜegin  del  fuero,  protestando  de  lo  contrai 
auxilio  Real  de  la  Taersa. 
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A  peiar  de  eitos  coDTeodtnieDtoa  ha  continnado  el  proTisor  eo 
molesUr  ft  mi  parte  coq  ceniurM,  declarindole  incnrao  en  ellfts  con 
eic&Qilalo  de  todo  aquel  pneblo,  cuyos  procedimientos  bod  turbativM 
de  la  Real  jurisdiccion,  y  opueitua  al  eBpiritu  de  la  Iglesia;  y  aai  co- 
mete  dicbo  juez  ootoria  fuerca.    Ea  esta  atencion 

A.  V.  A.  pido  ;  Biiplico  qa«  habiendo  por  presentado  el  poder  h 
airra  mandar  librar  la  Real  proviaiou  cor reBpoD diente  para  que  dicho 
juea  HO  conoica  maa  de  la  eapresada  causa ,  y  qae  reponiendo  todo  lo 

3ae  hubiere  obrado,  retniti  al  jngado  de  mi  parte  id  coDocimiento,  y 
e  lo  coatrnrio  loB  autoa  originales  dentrci  de  ud  breve  UrmiDo  ä  esta 
auperioridad  para  que  en  bu  vista  ae  declare  que  liace  facrza,  y  cd  el 
eotretaDto  absueWa  j  alce  lag  cenBaras  por  el  tiempo  que  fuere  dcl 
agrado  de  T.  A.,  qne  ea  juaiicia  que  pido  etc. 


RecuTBO  de  faena  en  no  otorgar. 
M.  P.  S. 

Saotiago  Rodriguea,  eo  nombre  y  Tirtnd  de  poder,  que  en  debida 
forma  presento,  de  Don  Cirloa  Osonio,  preBbilero,  vecino  de  la  ciudad 
de  Aaterga,  ante  V.  A.  por  el  recarao  de  fueria  eo  do  otorgar,  6  poi 
el  que  inejor  proceda,  parezco  y  digo:  que  habiendo  aegnido  mi  parte 
pleito  en  el  trjbaaal  de)  proTieor  de  aquel  obiapado  coa  Pedro  de  Arixa, 
tambiea  preabltero,  Tecino  de  la  miama,  aobre  ralidacioD  de  cierta  ea- 
critara  de  venta,  recayö  aentencla  en  16  del  corriente,  coodenando  i 
la  mla  i  bq  cumplimieuto  son  coataa. 

Aunque  dicbo  l)on  CärloB  apelö  de  ella  legitimamente  en  tiempo 

L Forma  para  aute  el  metropolitano,  ae  Je  negöla  apelacioo;  ;  sin  em> 
rgo  de  ella  ba  procedldo.  j  procede  el  eapreaado  provisor   &  la  cge- 
cucion  por  medio  de  cenauraa  ;  demas  apremioa  judiclalea. 

Y  reapecto  que  en  eato  bace  i,  mi  parte  notoria  fnerza  j  riolencia, 
para  au  remedio 

A.  V.  A.  pido  y  auplico,  que  habiendo  por  preaentado  el  poder, 
ae  Binra  mandar  librar  la  Real  pronaioo  ordinaria,  para  que  dicbo  pro- 
Tiaor  otorgue  i  mi  parte  la  apelacion,  y  reponga  todo  lo  obrado  des- 
puea  de  ella  6  remita  loa  autoa  integrua  y  originaleB  ft  eata  auperioridad, 
para  en  bu  riata  declarar  que  bace  fueria  en  no  otorgar;  y  qne  en  el 
interin  abauolva  y  alce  laa  cenauraa  por  el  t^rmino  que  fuese  del 
agrado  de  V.  A.,  que  aal  procede  en  juaücia,  que  pido  etc. 

6. 

Becnrao  de  retencion. 

M.  P.  8. 

Manuel  Eateban  de  San  Vicente,   en  nombre  j   virtud  de  poder, 

que  en  debida  forma  preaento,  de  loa  curaa  pirrocoB,  de  los  arcipres- 

taagoa  etc.,  ante  V.  A.,  como  m^or  prnccda  y  baya  lugar  eo  derecbo, 

parezcD  j  digo,   qne  en  el  ario  {üöximo  paaado  acudiö  &  au  Sautidad 

el  rererendo  obispo,  dean  y  cabildo  de  la  ciudad  de  L.  eaponiendo  laa 

ruinaa,   decadencia  y  mal  estado  en  que  se  ballaba  aquella  Igleaia  ca- 

tcdral;  que  el  cutto  eataba  abaolutameete  abandooado  por  falta  de  me- 

dids:  que  la  f&brica  notenia  mas  rentaa  para  aua  gaatoa  preciaoB  que  loa 

SroductoB  de  anaa  reducidaa  heredades.  cujo  valor  apenas  ascendia  & 
oa  mil  realea;  y  en  fin,  que  para  reedificarla,  y  ocurrir  &  la  entera 
niina  que  amenazaba,  no  babia  otro  arbitrio  que  deatinar  la  cnarta 
parte  de  laa  rentaa  de  un  ano  de  todoa  loa  curatoa  que  vacasen  en  el 
obiapado.  En  lu  conaecuencia  auplicaron  ae  dignaae  au  Santidad  con* 
cederleB  focullad  para  eatablecer  dlcba  impoaicion  por  tiempo  de  dies 
afioB,  i  lo  que  detlriö  por  ni  bnla  da  18  de  AgosCo  de  1782. 
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HibiendoU  preaentAdo  i  V.  A.  ri  c^jldo,  M  le  CMic«diö 
CD  U  funna  ordioarii:  j  reip«<to  qae  dkha  bnli  no  lolo  päd 
Ticioi  de  obrepdon  y  nitw«pcioD,  üan  que  tuabieo  Tnlnera  el  i 
de  loi  curu.  j  aon  de  Im  i«g»lüi.  por  ranU) 

A.  T.  A.  pido  J  tnplic«,  que  lubl«ndo  por  prewnUdo  el 
se  lirTft  mtadar  libnr  la  Real  proviiion  cornapoDdieute  para 
reiereudo  ubiipo  j  caLUilo  remiu  al  Consejo  dicht  bnla.  y  eu  i 
declarar  que  na  lagar  ä  la  reteodon,  mandando  al  miamo  tiei 
Bobretea  en  el  iDterio  en  la  exacctoo:  qae  an  et  juticia  qve  p 


Becana  de  proUeciDa  de  lue  regalares. 

M.  P.  S. 

Manuel  Eiteban  de  San  Vicente  eu  nombre  y  nrtad  de 

3 De  en  debida  forma  preiento  7  juro,  del  P.  F.  K.  de  la  Ordei 
el  caaienUi  de  N.  de  esta  corte,  ante  V.  A.  por  el  recano  < 
UcdoD,  6  por  el  que  mejor  proceda  y  haya  logar  en  derecho,  ] 
y  digu:  que  babiendu  mandado  el  padre  prior  de  dicbo  cuuTen 
aciierdu  im  duda  cod  el  padre  pruvincial,  ee  pnaiese  i  mi  parte 
en  el  calaboio  subterrineo,  que  en  61  lirre  de  circel ,  ha  permt 
alJi  por  espacjo  de  cuatro  afios,  no  mm inistr&o dusele  para  so 
tenciou  en  dicbo  tiempo  mas  que  pan  j  agua  con  mncbiaima    e 

Aunque  eu  eate  intermedio  ha  solicitado  por  medio  del 
carcelero  qne  bqb  prelado«  le  diesen  la  causa  de  tan  rigaroBo  c 
f  se  le  oyeEen  tat  defensas,  nada  ha  podido  eonaegnir  en  eate 
cular,  huta  negireele  el  coninelo  de  tinla  y  papel  para  poder 
llegftr  IUI  clamores  eatampados  i  Im  oidoa  de  hob  super jo res. 

En  este  apuro  y  conflicto  do  ba  podido  ballar  otro  remedi 
■alir  de  la  upresion,  que  eTadine  de  la  cArcet,  7  Tesir  &  tmpli 
prolcccion  de  este  supremo  tribuual  contra  tanta  fuena  y  Tiolen 
que  ba  pudido  lograr  mediante  el  secorro  de  algnnos  religiosoi 
compadecidus  de  au  infelic  situacion,  le  hau  auxiliado  i  aalir  d 
No  tiene  mi  parte  mae  docamentos  por  abora  para  acreditkr  1 
leucia  que  et  aspect«  hediundo  7  lastimoao  que  prescnt«  au  p 
cubierta  de  miseria,  7  su  rostro  desfigurado  cnn  una  selva  de 
que  DO  Be  ha  curtado  en  todo  el  tiempo  referido. 

£d  este  estadci,  ]iucb,  se  presenta  y  poue  htjo  el  amparo 
teccioD  del  Constgo;  pero  para  qne  se  descubra  y  acredite  la  oj 
i  injusticla  uotoria 

A.  V.  A,  pido  y  supUco,  qne  babiendo  por  preaeutado  el  p 
i  ml  parte  personalmente,  se  tirva  mandar  se  notifique  al  citado 
prior  de  dicbo  convenUi  entregue  loa  autos  que  bubiere  formai 
la  presente  etcribanfa  de  cämara;  7  caao  de  no  haberlos,  espn 
motirOB  que  6\  7  su  antecesor  hau  tenido  para  tan  violentoB  pi 
mientos;  y  en  vista  de  todo  declarar  que  nqucl  prelado  hace  1 
faerza  eu  conocer  7  pnx-eder,  cuuio  cuuoce  y  prncede;  6  mands 
oigan  BUS  defensas.  7  pruieda  cn  cllas  confonne  ä  derecbo,  dcpoi 
eo  c1  interin  &  mi  parte  en  el  convento  que  fiiere  dfl  agndo  d( 
Ivm&ndolo  bajo  au  proteccion,  para  que  no  se  le  moleste:  que  a 
cede  en  juaticia  que  pido  etc. 


Recano  en  la  cotnpelencia  de  doe  juecea  ecleBi&sticos. 
M.  P.  S. 
Uanuel  P'aleban  de  Sau  Vicente,   eu   nombre  j  virtod    Je 
fue  con  Ut  debida  aolemnidad  preseoto  7  juro,  del  licenciad 
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MarcoB  Diez,  clärigo  de  menorcB,  vecino  de  la  ciiidad  de  CneDca,  ante 
T.  A.  por  cl  recurso  de  proteccion,  ö  por  el  que  mejor  proceda  j  liaya 
lagar  en  derecho,  parezco  y  digo:  qiic  estaodo  ni  parte  signiendo  io- 
BtaDcia  ante  el  pruvisor  de  aquel  nbJBpado  con  Don  Patricio  Suarei, 
tambieo  preabitero,  vecino  de  la  misma,  sobre  la  obtencion  y  prefe- 
reocia  &  cierta  capcllaofa,  ae  acudiö  per  parte  de  eato,  cod  preteato  de 
agrario,  al  tribunal  del  metropotiiaeo  ö  de  la  nnnciatara  etc.;  quten 
deapuea  de  haber  avocado  &  ai  los  autoa,  ha  retenida  au  cDnociniento, 
sin  embargo  de  ballarge  en  estado  de  prneba. 

Y  respecto  qne  eate  procedimieato  ee  contra  loa  aagradoa  cänonea 
Ten  peijuicio  da  la  primera  instancia  que  el  aagrado  Concilio  de 
Trento  atribuye  i  loa  ordinaiioa,  por  tanto 

A.  V.  A.  pido  y  Buplico,  que  habiendo  por  preeentado  el  poder, 
ae  sirva  mandar  librar  la  ordinaria  para  la  remision  de  autoa  {siam 
la  mmeiatura  se  tUee) ,  que  el  notario  venga  k  bacer  relacion  citadaa 
las  partes,  j  en  au  viata  declarar  que  dicho  juee  metropolitano  ö  el 
nuDcio  hace  fuerea  en  cooocer  y  prnceder,  mandando  en  au  conae- 
cuencia  ae  remitan  los  aatoa  &  dicho  provlaor  para  qne  contieüe  eii 
conocimiento  conformc  i  derecho:  que  aai  procede  en  jusücia  que 
pido  etc. 


Recuno  de  nuevoa  diezmoa. 
M.  P.  S. 
Manuel  Esteban  de  San  Vjcente,  en  nombre  y  tirtnd  de  poder, 
que  en  debida  fonna  preseeto  y  juro,  de  Juan  Antonio  de  Vargaa,  *e- 
cioo  T  labrador  de  la  villa  de  Uuadalcanal,  provincia  de  Estreniadiira, 
ante  V.  A.  por  el  recurao  de  naevos  diezmoa,  6  por  el  qne  mejor  pro- 
ceda, parezco  y  digo:  que  &  distancia  del  cura  de  dicha  rilla,  y  otroa 
participea  en  diezmoa,  ae  eatä  procediendo  judicialmente  contra  mi 
parte  por  el  vicario  eclegiAatico  de  la  migma,  para  que  eontribujra  con 
el  diezmo  correapon diente  de  la  cosecba  de  lumaque  que  cuUitb  en 
aquel  teiritorio;  y  Bin  embargo  de  haber  hecho  presente   i  aquel  juez 

Sue  nuuca  han  acoatumbrado  pagar  loa  labradorea  diezmo  de  dicho 
rnto,  como  ea  notorio  en  la  eapreaada  Tilla,  con  todo  prosigue  y  con- 
tinua  BUB  procedjmientoa  con  el  mayor  rigor:  por  tanto,  para  evitarlos, 
A.  V.  A.  pido  y  auplico,  qne  habiendo  por  preaentado  el  poder,  se 
sirva  mandar  librar  la  ordinaria  para  la  remiaion  de  autoa;  y  leuidaa 
que  aean  ae  me  entregnen  para  fonnalizar  el  recurBo  de  nnevoa  diez- 
inoB,  qne  aai  procede  en  justicia  qne  pido  etc. 


XX. 


Italienisches  Garantiegesetz  v.  13.  Mai   1871. 

Vittorio  Emanuele  II 
per  grazia  di  dio  e  per  Tolonti  della  nazione 

Ke  d'Italia.  A 

II  Senato  e  la  Camera  dei  Depntali  banno  apprnvato,  * 
Noi  abbiamo  aaneionato  e  promulgbiaino  quanto  aegne: 

Titolo  I.  - 
Prärogative  del  8<mmo  F<mt^ce  e  deUa  Santa, Sede. 

R  Frledberic,  D,  Uläbi.  d,  gellt].  AmtagcwkW  ^ 


La  penon*  M  Snnmo  Ponteüce  k  ucr«  ed  iatiolabilt. 
Art,  J. 

L'attcoUto  cnni.'o  la  i)«wna  <lel  Domino  Pi^ntetice  «  U 
zitne  a  cominelb'rio  moo  puniti  rolle  »utM  peap  suliilite  pe 
talo  e  per  la  [.riiiocaiioiic  o  roitiroettrrln  cuotro  Ik  persona  d 

1^  Dffese  e  Ic  in=iar>  inbbliche  coDinea!«  direttament«  < 
peri<>na  ilel  P-inUfic«  con  diseoni,  con  i'atti,  o  coi  mezzi  todi 
anir-iD  1  della  legge  sullft  itkmpa.  »»no  imnite  coli«  pene  ita 
articilo  l:'  della  legge  stesia. 

I  dftti  rcati  Mnii  d'azione  pabUiu  e  di  competeaca  de 
d'  Asiiii'-. 

La  discaHiuDe  sulle  matcrie  religioae  &  pienametit«  libera 
Art.  3. 

II  UoTcrn''  Italian'i  rende  ■!  Somnu'i  Pontefic-e  oel  terril 
l!^no  glj  iinnri  sovrani,  e  irli  mantiene  le  preminenze  di  oni 
DniduteKli  ilai  SuTrani   cattoJici. 

II  Bominii  Puuteficc  ha  fac'ltb  di  teuere  il  coDsnet»  nt 
ffuardie  adilcUe  alla  lua  persona  e  alla  castoilia  dej  palaszi,  ae 
KJndiiio  dpgli  ul>l>li|[hi  c  diiveri  rlBuliaoli  per  Uli  guardie  dal: 
vigenti  de]  Regao. 

Art.  4. 

1i  coDBerrata  n  favorc  dclla  Santa  Sede  la  dotaztone  dell 
rendita  di  lirc  3.2j6,<J0>). 

i'dn  [jucsta  summa  pari  a.  qnella  inscritta  nd  bilancio  roma 
il  titolo:  Saeri  palatei  apoitoliei ,  Sacra  ailtgUt,  Congrtgaäa 
luutuJit,  Stgrdaria  di  3tato  ed  (hdiiie  diplonuttieo  <ÜV  esttro, 
ilerä  prii  weit  Dil.  al  traitamcnt»  dcl  Somoio  Pontefice  e  ai  van 
cixlesiaatici  della  Santa  -Scde:  alla  ntaiiutenzii>Qe  ordioaria  e 
dlDarJA,  c  alla  cuntodia  dei  ]>alazii  apoatolici  e  loro  dipcnden; 
Otsegnamentj,  giubilaz:oni  c  jitnuoni  dclle  guardie,  di  cui  nell' 
preccdeiite,  c  degli  adUclti  alla  Curte  Pootificia,  cd  alle  spec 
tuali ;  oon  chu  alla  maiiiileuzioDe  ordioaria  e  alla  custodia  di 
dcshI  muaei  c  biblioteca,  c  agli  aaaeguameDti ,  atipendi  c  pen 
iliielli  che  boqo  u  ciü  impiegati. 

La  dutanionc,  di  cui  sopra.  sara  inscHtta  nel  Gran  Libro 
bito  Pubblicn,  in  forma  di  rcnJita  perjietua  cd  inalienabile  o< 
dclla  fjatita  Sede;  c  diirante  la  vacanta  delln  Sedc  st  continuer 
gorla  per  Bupplice  a  tutlc  le  uccorrcoze  proprie  della  Chiesa  1 
in  questu  intcrvallo. 

Kssa  resicrü  esente  da  ngni  Bpcrie  di  taBsa  od  nnere  göre 
coiniinalc  o  provinciale;  e  non  pnträ  CBBcrc  diminuila  neaache  i 
chn  il  QiiTeruii  Italiani)  riaolTCBse  pusteriormcnte   di    assuinere 
caricu  la  spesa  concernentc  i  musei  e  la  biblioteca. 
Art.  ö. 

II  Somnin  Poiitcficc,  nitre  la  dotaaionc  Btabilita  Dell'  artici 
ccdcnle,  cuntinua  a  godcrc  dei  palazzi  apoitoliei  Vaticano  c 
nonsp,  Goti  tulti  gli  cdifizi,  giardini  c  terreni  annessi  c  dipenden 
che  dolla  Villa  di  Caatel  Oandolfo  con  tntte  le  sae  attinenze  c 
dcnxo. 

I  dctti  palaizi,  villa  cd  aoncBsi,  comc  pure  i  musei,  la  bil 
e  lo  cullcitioni  d'nrtc  c  d'arcbcolugia  ivi  csistenti  bodo  itali 
caenti  da  ogai  taasa  u  pcso  o  da  eEpropriaxione  per  cansa  di 
pubblica. 

Art.  6. 

Diirantc  la  vacanza  dclla  S«de  PuutiGcia,  nessuna  aiitorltjk 
ziaria  o  noUUcA  pouä.  vutr  <iualBiasi  causa  porre  impedimeiitn  i 
taiiuDC  alla  Ittoiv^  <^n<iw^  Al»  vux&ga1\ 
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II  Governo  prowede  a  che  le  adananze  del  Conclave  e  dei  Concili 
Ecumenici  non  siano  turbate  da  alcnna  esterna  violenza. 

Art.  7. 

Nessuno  ufficiale  dclla  pubblica  aiitorita  od  agente  della  forza 
pubblica  puö.  per  esercitare  atti  del  proprio  afficio,  iotrodursi  iPßi  pa- 
lazzi  e  luoghi  di  abituale  residenza  o  temporaria  dimora  del  Sommo 
Pontefice,  o  uei  quali  si  trovi  radunato  un  Conclave  o  an  Concilio  Ecu- 
menico,  se  non  antorizzato  dal  Sommo  Pontefice.  d^I  Conclave  o  dal 
Concilio. 

Art.  8. 

k  vietato  di  procedere  a  visite,  perquisizioni  o  sequestri  di  carte, 
documeuti,  libri  o  registri  negli  uifizi  e  congregazioui  pontificie,  rive- 
Btiti  di  attribuzioni  mcramente  spirituali. 

Art.  9. 

II  Sommo  Pontefice  k  pienamente  libero  di  compiere  tutte  Ic  fun- 
zioni  del  suo  ministero  spiritaale,  e  di  fare  affiggere  alle  porte  delle 
basiliche  e  chiese  di  Roma  tutti  gli  atti  del  suddctto  siio  ministero. 

Art.  10. 

Gli  ecclesiastici  che  per  ragione  di  afficio  partecipano  in  Roma 
all'  emauazione  degli  atti  del  ministero  spirituale  della  Santa  Sede  non 
Bono  soggetti,  per  ca^ione  di  essi,  a  nessuna  molestia,  investigazionc  o 
sindacato  delP  antoritä  pubblica. 

Ogni  persona  straniera  investita  di  afficio  ccclesiastico  in  Roma 
gode  delle  guarcntigie  personal!  competenti  ai  cittadini  italiani  in  virtü 
delle  leggi  del  Regno. 

Art  11. 

Gli  Inviati  dei  Governi  esteri  presso  Sua  Santitä  godono  nel  Regno 
di  tutte  le  prerogative  ed  immanitä  che  spettano  agli  agenti  diploma- 
tici  secondo  il  diritto  internazionale. 

Alle  ofFese  contro  di  essi  sono  estese  le  sauzioni  pcuali  per  le 
ofFese  agli  Inviati  delle  potcnze  estere  presso  il  Governo  Italiano. 

Agli  Inviati  di  Sua  Santita  presso  i  Governi  esteri  sono  assicurate 
nel  territorio  del  Regno  le  prerogative  ed  immunit^  di  uso  secondo  Jo 
stesso  diritto  nel  recarsi  al  luogo  di  loro  missione  e  nel  ritornare. 

Art.  12. 

II  Sommo  Pontefice  corrisponde  liberamente  coli*  Episcopato  e  con 
tutto  il  mondo  cattolico,  scnza  vcruna  ingerenza  del  Governo  Italiano. 

A  tal  fine  gli  6  data  facolt^  di  stabilire  nel  Vaticano  o  in  altra 
sua  residenza  uifizi  di  posta  e  di  telegrafo  serviti  da  impiegati  di  sua 
Bcelta. 

L'uffizio  postale  pontificio  potrk  corrispondcre  direttamente  in  pacco 
chiuso  cogll  uffizi  postali  di  cambio  delle  estere  amministrazioni  o  ri- 
mettere  le  proprie  corrispondenze  agli  uffizi  italiani.  In  ambo  i  casi  il 
trasporto  dei  dispacci  o  delle  corrispondenze  munite  dell  bollo  dell' 
uffizio  pontificio  sarä  eseute  da  ogni  tassa  o  spesa  pel  territorio  italiano. 

I  Corrieri  spediti  in  nome  del  Sommo  Pontefice  sono  pareggiati  nel 
Regno  ai  Corrieri  di  Gabinetto  dei  Governi  esteri. 

L'uffizio  telegrafico  pontificio  sarä  collegato  colla  rete  telegrafica 
del  Rej^no  a  spese  dello  State. 

I  telegrammi  trasmcssi  dal  detto  uffizio  con  la  qualifica  antenticata 
vi  pontifiai  saranno  riccvuti  e  spediti  con  le  prerogative  stabilite  pol 
telegrammi  di  Stato  e  con  eseozione  di  ogni  tassa  nel  Regno. 

Gli  stessi  vantaggi  godranno  i  telegrammi  del  Sommo  Pontefice  o 
firmati  d'ordine  suo,  che,  muniti  del  bollo  dclla  Santa  Sede,  veranno 
presentati  a  qualsiasi  uffizio  telegrafico  del  Regno. 

I  telegrammi  diretti  al  Sommo  Pontefice  saranno  esenti  dalle  tasse 
messe  a  carico  dei  destinatari. 
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Art.  13. 
Nella  cittä  ili  Kuma  e  nelte  sei  sedi  suburbicarie,  i  semi 
ftccademie,  i  cnllegi  e  gli  oltri  iatiluti  cnttolici  foudati  per  li 
Eione  e  coltura  ilrgli  ecclesiastici  continiieranno  a  di|>eDdere  luii 
daila  äOQta  Sedc,  senza  alcuna  ingerenza  delle  autorltii  acolast 
Regno. 

T  i  t  0  1  o  II. 
Bebmone  dtlta  Stato  eolla  Chieia. 
Art.  14. 
^  abolita  oga\  regtrixioue  speciale  all'  esercizio  dol   iliritt 
uoioDe  <lei  membri  del  dem  cattolico. 
Art.  15. 
tL  fatta  rinnDcia  dal  Guvcrno  al  diritto  di  Legftzla  Apos 
Sicilia,  ed  in  tutto  il  Regnu  al  diritto  di  nomina  o  proposta  ue 
lionc  dei  benefizi  maggioH. 

I  Vescnvi  uoQ  aaraDuo  ricbleBti  di  prcstarc  giununentn  ai 
I  beneflzi  maggiori  e  minori  dou  poasoao  eaacre  cunferjti 
a  cittadioi  del  Regno,  eccettoch^  nella  citt^  di  Roma  c  nellc  t 
urbicarie. 

Nella  coUazione  dei  bcnefizi  di  patrooato  regio   nuUa   v  ii 

Art.  IG. 
Sono  aboliti  Fexequatur  e  plaeet  regio  ed  ogni  altra  form 
Heoao  gOTernntiTO  per  la  pubblicaxione  ed  eaecuziooe  degli    al 
«utoritä  eccleaiaa liehe. 

Perö  6uo  B  quando  non  eia  allrimpnti  prowedato  nella  1f] 
ciale  di  cui  all'  articolo  IS,  rimangono  at^ffetti  all'  exeqitatHr 
regio,  gli  atti  di  eaee  autoritft  che  riguardano  la  deatinaEiuue 
eccleaiasttci  o  la  provviata  dei  beuefiai  maggloH  c  minori,  eccei 
della  cittit  di  Koma  e  delle  sedi  suburbicarie. 

Restano  fcrmc  le  dUposizioni  delle  leggi  civil!  rispctto  al 
lione  e  ai  modi  di  esistenia  degli  iuslitnti  ectleiiiaBtici  ed  alit 
dei  loro  beul. 

Art.  17. 
In  materia  Bpirituale  c  diaciplioare  noo  6  ammeaso    richi 
appeliu  contro  gli  atti  delle  autoritä  eccleaiaaticbe ,  nit  h  loro 
ciuta  od  accordatu  alcuna  eneciizinne  coatta. 

La  cogniEione  degli  effetti  giuridici,  coBl  di  queali    cone 
altro  Btto  di  eaac  autoritü.  appartiene  alla  giuriidiiioae  dvilc. 
Perö  tali  alti  sono  privi  di  effetto  bc  contrari  alle  leggi  del 
od  all'  ordine  piibblico,  o  lesivi  dei  diritti  dei  privati,  e  ranno 
alle  leggi  penali,  se  cnstituiscono  reato. 
Art.  18. 
CoD  legge  ulteriore  sarä  proweduto  al  riordinamento  alla 
Tazione  ed  all'  amminiBtrazionc  delle  proprietä  eccIeBiaatiche  nt 
Art.  19. 
In  tutte  le  materie  che  formano  oggetto  della  preseDte  legi 
di  aveie  effetto  qiiolunqae  disposizione  ora  vigente,  in  quanto 
traria  alla  legge  medeaima. 

Ordioiamo  che  la  preseate,  niiinita  del  sigillo  dello  Stato, 
aerta  nella  raccolta  umciale  delle  leggi  e  dei  oecrcti  del  Regno 
mandaudo  a  chiunque  apetti  di  osscrvarla  e  di  farlt  oseervai 
legge  dcllo  Stato. 

Data  in  Torino  addl  13  maggio  1871. 

Tittorio  Emanneli 
O.  Lanza  —  E.  ViacoDti-TenoBta-( 
de  Folco  —  QufntiDO  Sella  —  C.  Ck>i 
C.  Ricetti  —  O.  ActoB  —  Castagnol 
Gadda. 


Wort-  und  Sach  -  Register  zu  allen  drei  Theilen. 


Abel,  Minister  v.  329. 

Abgaben,  kirchlicbe  —  in  Belgien 
612.  —  in  Preussen  433.  —  nicht 
vom  Staate  einzuziehen  787.  — 
der  Geistlichen  an  den  Staat  siehe 
Steuern.  —  päpstliche,  Beschrän- 
kung in  Deutschland  im  Mittel- 
alter 62.  -  in  England  739.  — 
in  Frankreich  480. 

Ablassbullcn  in  den  Niederlanden 
591.  —  in  Venedig  690. 

Absetzung  der  Geistlichen  dem 
Staate  gegenüber  811.  —  inBaiem 
421.  —  Baden  377.  460.  —  Bel- 
gien 602.  641.  —  Churhessen 
378.  —  Hessen -Darmstadt  379. 
468.  —  Nassau  380.  —  Preussen 
436.   —   Württemberg  376.  152. 

Abtheilung,  kathol. ,  des  preuss. 
Cultus-Ministeriums  349.  798. 

Adames,  apost.  Vicar  y.  Luxem- 
burg, Prozess  mit  Jules  Metz  649. 

Adolph,  Herz.  v.  Gleve,  Stellung 
zur  Kirche  106. 

Ad  dominici gregis  custodiam,  Bulle 
369.  nicht  ganz  publicirt  370. 
863.  868.  873.  875. 

Advocatie  des  deutschen  Kaisers 
über  die  Kirche  76. 

Affonso  IL  y.  Portugal,  Stellung  z. 
Kirche  571. 

Affonso  HI.  y.  Portugal,  Stellung 
z.  Kirche  572. 

Affonso  V.  y.  Portugal  schliesst  ein 
Goncordat  573.  —  Gesetzsamm- 
lung 573. 

Akademie  der  Wissenschaften  in 
Baiern  253. 

Akatholiken  in  d.  Niederlanden  608. 
611.  —  in  Sardinien  713.  siehe 
auch  Protestanten. 


Albrecht  V.,  Herz.  v.  Baiern,  ordnet 
Landesyisitation  an  190.  —  stiftet 
Religionsrath  188. 

Alcalä,  Herz,  y.,  Regent  v.  Neapel, 
über  Censnr  kirchl.  Bücher  663. 

—  Uuiyersität  y.  Statuten  der  540. 

—  über  Recursos  de  fuerza  549. 
Alessandrino ,    päpstl.   Nuntius  in 

Madrid,  gegen  Placet  in  Neapel 
662. 

Alexander  VL  yertheilt  neu  ent- 
deckte Länder  39.  —  über  geistl. 
Gerichtsbarkeit  in  Venedig  693. 

Alfons  V.  y.  Aragonien  über  Pla- 
cet 540. 

Alfons  X.  y.  Gastilien,  Stellung  z. 
Kirche  529.  —  über  Amortisation 
638. 

Alfons  XL  y.  Gastilien,  Stellung 
zur  Kirche  538.  —  überExcom- 
municationen  533. 

Almosen  Streitigkeiten,  Gompetenz 
bei,  in  den  Niederlanden  592. 

Altenstein,  Minister  y.  881. 

Altkatholizismus  769. 

Ambrosius  der  heU.,  über  Staat  u. 
Kirche  19. 

Amerika,  Verhältn.  yon  Staat  u. 
Kirche  in  778. 

Ammann,  Prof.  in  Freiburg  385. 

Amortisationsgesetze,  Nothwendig- 
keit  der  793.  —  in  Baiern  236. 
247.  253.  —  in  England  782.  — 
in  Neapel  668.  —  in  den  Nieder- 
landen 608.  609.  —  in  Oester- 
reich  110.  126.  149.  166.  —  in 
Portugal  571.  —  in  Preussen  274. 
282.  —  in  Sardinien  709.  —  in 
Spanien  531.  533.  —  in  Toscana 
684  f.  —  in  Venedig  689.  701. 

Amtsgewalt,  Missbrauch  der  geist- 
lichen 806.  ~  in  Baden  462.  806. 

—  in  Baiern  223.  231.  —  in  Bei- 


Wort-  aod  Sach-Register. 


923 


Baden,  Verhältu.  v.  Staat  u.  Kirche 
in  376  ff.  454.  —  Ck)nflict  mit 
Rom  wegen  Wessenborg  3(>0.  — 
nimmt  an  d.  Frankf.  Conferenzen 
Theil  363.  —  Concordatsverhand- 
lungeu  891. 

Baiern ,  Verhältniss  von  Staat  u. 
Kirche  in  lb5  ff.  317  ff.  420  ff. 
845.  —  Rechte  d.  Herzoge  in 
Kirchensachen  827.  —  Stell,  z. 
Kirchen  frage  auf  d.  Wiener  Con- 
gresse  304. 

Bsutzcr,  Prof.  in  Breslau,  gegen  EB. 
V.  Köln  341.  —  Conflict  mit  dem 
Fürstbischof  v.  Breslau  437. 

Barbo,  Card.,  in  Conflict  mit  Ve- 
nedig 092. 

Barbaro  Ermolao  001. 

Baronius,  Card.,  Schriften  in  Spa- 
nien verboten  552. 

Basel,  Verpflichtung  der  Geistlichen 
auf  die  Staatsgesetzc  56.  —  Con- 
cil  V.  488. 

Bassianus  v.  Ephesus,  Recurs  an 
den  Kaiser  17. 

Bavay,  De,   über  Van  Espen  585. 

—  über  den  appel  commc  d'abus 
in  Belgien  644  ff. 

Beamte,  staatliche,  vor  kirchlicher 
Einwirkung  gesichert  809.  —  in 
Baden  464.   —  in   England  737. 

—  in  Frankreich  479.  —  in  den 
Niederlanden  598.— inSicilien675. 

Beckers,  Pfarrer  in  Köln  344. 

Bocket,  Thomas  732. 

Begräbniss,  Versagung  des  kirchl. 
809.  —  in  Oesterreich  316.  —  in 
Preussen  290.  —  Streitigkeiten 
über,  in  Spanien  560. 

Beichtgeld,  abgeschafft  in  Oester- 
reich 149. 

Beichtiger,  Vergehen  des,  in  Por- 
tugal 580. 

Beisler,  Minister  von,  im  Frank- 
furter Parlamente  399. 

Belgien,  Verhältniss  v.  Staat  u. 
Kirche  in  581  ff.  627  ff.  —  Vor- 
bild für  Deutschland  i.  J.  1848  399. 

Benavides,  Louis  de,  über  Placot 
in  den  Niederlanden  597. 

Benedict  XIII.  stellt  sicil.  Monarchie 
wieder  her  677. 

Benedict  XIV.  über  kath.  Kirche 
in  Schlesien  276.  278. 

Bencflcien ,  Streitigkeiten  über,  in 
Spanien  560. 


benefit  of  clergy  736. 

Berg,   Herzogth.,   Verhältniss  von 

Kirche  u.  Staat  106. 
Berg,  Franz,  Prof.  in  Würzburg  277. 
Berg,  Rap^dius  de,  über  Venedig 

703. 
Berlin,   Hass  zwischen  Clerus  und 

Laien  54. 
Bertrand,  B.  v.  Autun,  Disputation 

von  484. 
Bösangon,  EB.  v. ,  publicirt  gegen 

Verbot  d.  Encyclika  Pius  IX.  517. 
Beschwerden ,    hundert   der    deut- 
schen Nation  66. — beantwortet  69. 
Bethmann  -  Hollweg ,  Minister  von, 

schreitet  gegen  Prof.  Baltzer  in 

Breslau  ein  437. 
Bigamie,  vom  geistlichen  Forum  zu 

richten  in  Deutschland  55. 
Bilderstreit  20. 
Bildung  des  Clerus  in  Preussen  432. 

—  Nothwendigkeit  des  staatlichen 
Einflusses  auf  die  791.  813.  — 
siehe  auch  Convicte,  Generalse- 
minaricn,  Universität. 

Binterim,  Pfarrer  in  Bilk  344. 
Bischof,  Bischöfe,  Beziehungen  des 
zum  Grafen  im  fränk.  Reiche  26. 

—  der  Jurisdiction  des  fränk. 
Königs  unterworfen  28.  —  Cha- 
racteristik  der  Deutschen  im 
Mittelalter  74.  —  Verhältniss  z. 
Staate  in  Oesterreich  nach  d. 
Concordate  412.  —  Stellung 
z.  Papste  nach  d.  vatican.  Con- 
cil  773. 

Bischofswahl  40.  —  Einfluss  der 
röm.  Kaiser  auf  die  17.  —  unter 
den  fränk.  Königen  22.  —  unter 
den  Karolingern  25.  —  unter  den 
sächsischen  Königen  31.  —  in 
Baiern  323.   —  in    Belgien  63r>. 

—  im   Churf.   Brandenburg  105. 

—  in  England  729.  —  in  Frank- 
reich 481.  —  in  Italien  723.  — 

—  in  Neapel  655.  656.  658.  669. 

—  in  d.  oberrhein.  Kirchenpro- 
vinz 388.  —  in   Oesterreich  310. 

—  in  Preussen  275.  282.  —  in 
Spanien  539.  —  in  Venedig  691. 

—  Wichtigkeit  der  staatlichen 
Einwirkung  auf  die  788. 

Bitte,  Recht  d.  ersten  in  England 
732.  —  in  Frankreich  481. 

Blasphemie,  in  Deutschland  vom 
geistlichen  Forum  zu  richten  54. 

Blois,  Ordon.  v.,  über  den  Appel 
c.  d'abus  495. 
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Uluhtn,  Hofratli,  Ober  appfUatio  ab 
abusu  950. 

Blum,  B.  T.  Limburg,  über  Jas 
Placet  40Ü. 

Bdchold,  Verpflichtaug  der  Geist- 
ticheu  auf  die  weltlicfaen  Ge- 
setze G6. 

Bologna ,  Oeuerahicar  v.,  vtriucbt 
Solilaten  lur  Desertion  zu   ver- 

Bonifaciua  VllI  ,  Kampf  mit  Frank- 
reich 476. 
Itonifacius   d.  licil. ,    EinfluBs   auf 

das  Kirchen  wegen  25. 
Bonn,  atifl.  d.  Unhersitüt  293.  — 

Schritte  desEB.  Clemens  August 

KOgen  die   SS9.   —  katb.-thcol. 

Facultät  43t). 
Borcyniki,  Johana  Evangelista  114. 
Ilurgia ,   N  utttiaturadrainiatrator   in 

COln,  Conäict  mit  dem  Reiche  »4. 
Born,  Hofratb  v.  1G4. 
Borromaeo  Carlo,   EU.  t.  Mailand 

am.  -inConfiictmitVi>ncdig7Ü2. 
Itourbonen,  Stellung  /ur  Kirche  in 

Frankreich    S14.    —    In    Neapel 

Stellung  z,  Kirche  ü70. 
Brandenburg,  Vcrh&ltniss  von  Staat 

u.    Kirche   im    Churfarsteulhum 

104. 
BrauuBchweig ,   Verb.    v.    Staat   u. 

Kirche  in  UUS. 
Bremen  nimmt  an  d.  Frankf.  Con- 

ferenzeo  Tbcil  Ui>ä. 
Brescia,   B,  t.,   während   d.  Con- 

flictcB  aw.  Papst  u.  Venedig  G!(m. 
Breslau,   kath.-lheol.   Kacultät   131!. 

879.     --    Bischof   v.  ,    Bestellung 

dea  27ü. 
Breviarium,  ptirificirt  in  Oeaterrcich 

162.  169.  309.  —  in  Neapel  R70, 
-  in  Venedig  702. 
Broglie,  Moritz  v.,  B.  v.  Gent,  gegen 

Königreich    d.   Niedertande  tJIti. 

—  gegen  Toleranx  617.   —    ver- 

urtheilt  G22,  625  ff. 
BrQderschaften   in  d.  Niederlaudeo 

811. 
BrQbl,  Graf,  preuss.  Unterhändler 

iD  Rom  346. 
J  Bncb,  das  rothe  339. 
I  Buchdrucker,  Verpflicbtuugcu  der, 
1      io  d.  Spflu.  Niederlanden  ii08. 
'  Bullen,   päpstl.,   in    England    T:>9. 

733.  —  in  Frankreich  503.  -  in 

Npauien  546.  ~  siehe  auch  Placet. 
Bund,  norddeutscher,  Debatten  Ober 

Staat  Q.  Kirche  im  Seichstage  403. 


Bundesacte,  deutsche.  Ober  B 

80J. 
Bnnsen,   Ritter  r.,    in   der 

Irrung  343  ff. 
Burchanl  v.  Worms,  Stellai 

Staate  32. 
Burg,  Uiscbof  356. 
Bürgerrecht ,      VerpflicbtOD) 

Geistlichen  zur  Brweckung 
Burghauarn,   Rentamt    Ober 


Crer. 
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BusBj;,  Nuntius  in  Köln  290. 

Kiowiua  muss  die  lovectiven 

Ludw.  d.  Baiero  widerruf« 


Caisse   de  religioo   in  den  I 

landen  611. 
Calabrieo  in  LchnsabbAogigke 

Papste  S9. 
Calixt  II.  Ober  päpetl.  Legai 

England  731. 
Calnirt,  Priester  624. 
Carobrugghe.  Van,  Aber  Unter 

freiheit  630. 
Csmera  dei  Conti  in  bardioi 

appel  comme  d'abua  707. 
Canicro  de!  Villar,  aber  Re 

de  l'uerza  562. 
canciller  de  competencias  fiC 
Canning  747. 
Ca nilei regeln,  p&patl.  Oeltiin 

gehoben  in  Neapel  6(>0. 
Cappellano  maggiure  in  Neapi 
Cspua,  Bartulomaeus  v.  660. 
Capuiiner  in  Venedig  696. 
Carl    V.,    Kaiser,    Versuche 

kirchlicbcn  MiasstOnde  su 

71).    —  WahlkspitulatioQ  ' 

Verbat  der  Recurse  nach  R< 
Carl  VI.,  Kaiser,  Ober  kirch 

Stande  in  Neapel  666. 
Carl    VII.    V.    Frankreich     c 

pragmat.  Sanction  488. 
Carl  Albert  t.  Sardinien  sei 

ein  Concordat  712. 
Carl  Friedr.,  FOritbisch.  t,  ^ 

bürg  294. 
Carmer,  Grosskanzler  v.  386. 
Carrajal  de,  j  Lancaster  Isfd 

T.  Cuenca  in  Cooflict  mit  d. 

Regier.  555. 
Castilien,  Verfahren  bei  d.  rec 

de  fuerza  in  660. 
Castros ,    B    T. ,  Excomninnit 

des  fflr  nichtit;  erkl&rt  ',1^99 
('atalla  laicorum  737. 
Catalonieu,  Verfahren   bei  de: 
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caraoB  de  faerza  in  560.  —  Tem- 

poralienspcrre  in  666. 
Catania,  B.  v. ,  in  Confiict  mit  d. 

Bicil.  Regier.  677. 
Caiecbismas  RomanuB  Ober  Stellung 

der  PrieBter  86. 
Cavour,  Gf.,  über  Staat  u.  Kirche  721. 
Celano,  Gf.  Roger,  bsBchwert  lieh 

aber  d.  Abt  deB  El.  St.  Maria 

Victoria  beim  K.  t.  Neapel  6i3I. 
CoDsur  der  Scliriften  in  Baiera  257. 

—  in  d.  deutsch.  geJBtl.  FQrstetitb. 
298.  —  in  Neapel  663  f.  —  in 
den  Span.  Niederlanden  ü08.  610. 

—  in  Oesterrcich  310.  —  in  Sar- 
dinien 713.    —  in  Venedig  695. 

—  d.Jesniten-Koinödicn  in  Baiern 


<i65. 
Cbildebert  I.,   Stellung  gegcnOber 

dem  Pai>Bte  24. 
Ubiudovecb,  Stellung  zur  EircUc  21. 

—  Rechte  bei  Bischofs* ableu  22. 
Chlotar  I.  privitcgirt  die  BiscbSfe  22. 
ChriBtcnlhun),  VerhUCDissz.Sloate'l. 
ührysoBtomuB ,    über    Kirche    und 

Staat  6. 
Cbur,  B.  V;  Cuoäict  mit  Joseph  U. 

174. 
Cbiirbessen,   VerbAUn.  v.  Staat  u. 

Eircho  in  376.    —   nimmt  an  d. 

Frankfurt.  Conferenzen  Theil  863. 
Circumgcriptibn    d.   DiAcesen    Tom 

Staate  rorgenbrnmen  in  Üeater- 

reich  l(i6. 
Civilehe  7^7.  ~    in  Baden  4tl5.  — 

in  Be^en  612.    —   in  Preusaen 

428.  —  in  Sardinien   715-  —  in 

Spanien  67». 
UJTiTitandsregiBter   786.    —    in    d. 

Niederlanden  611.  —  siehe  auch 

Civilehe. 
Clarendon,  Reichstag  zu    73<i.    — 

aber   GericbtsBtaud    d,    Cleriker 

736.  —  aber  Appellationen  an  d. 

Staat  737. 
Clemens  II.  Bulle   cosairt  in  Sar- 
dinien 707. 
Clemens  V.  eicommunicirt  Venedig 

689. 
ClemeuB  VII.  giebt   d.  Herzug  v. 

Baicrn    PriTÜegien    187.  —  über 

geisll.  Gerichiabarkeit  in  Venedig 

«9:1.  —  entbindet  Karl  V.  v.  d. 

Kide  auf  d.  joyeiise  enträe  612. 

—  gegen  Placet  in  Spanien  544. 


Clemeni  VIII.  Bnlle  ApoBtol.  sedii 
verboten  in  d.  Niederlanden  696. 

Clemena  XI.  hebt  Bidl.  Monarchie 
auf  677.  —  Bnlle  Vineam  do- 
mini  in  den  Niederlanden  dem 
Placet  unterworfen  598. 

ClemenB  XI.  Streit  «egen  Parma 90. 

Clemens  XIII.  monitor.  gegen  Par- 

Clemens  XIV.  hebt  d.  Jesniten- 
orden  auf  91.  —  in  Venedig  702. 

Clemens  Aug.,  B.  v.  E5In,  In  Con- 
flict  mit  d.  Prenss.  Regier.  887. 

Clerua  angefeindet  von  Sekten  47. 

—  Vorrechte  des  in  Belgien  634. 

—  Zahl  des  in  Neapel  666.  — 
UuBJttlichkeit  des  in  Oesterrcich 
114.  —  Nothwendigkeit  der  Er- 
wirkung des  Staates  anf  die  Bil- 
dung des  791. 

Cleve,  Herzogth. ,  VerbUtniES  von 
Kirche  u.  Staat  106. 

Coelestiu  III.  schlipBBt  ein  Concordat 
mit  Tancred  666. 

Collateralc  cuoBiglio  in  Neapel  666. 

College  philoBophique  in  Löwen  GIS. 

CoUegium  germanicnm,  Verbot  des 
Besuches  des.  In  Oesterreich  166. 

CoUegium  theulogicum  in  Freiburg 
i/B.  384. 

Colloredo,  Graf,  Stellung  z.  Kirche 
305. 

Corobrugghe,  Abb6  van,  aber  die 
Stellung  der  Geistl.  z.  Staate  in 
Belgien  645. 

CoDuniasiun  ad  pias  cansas  in  Ve- 
nedig 701. 

Concil,  vatican. ,  baier.  Regierung 
gegen  aber  dem  423-  —  italie- 
nische 719.  —  EinfluBB  deB  auf 
d.  Verhaltn.  v.  SUat  u.  Kirche. 
767.  —  Publication  der  Beschlösse 
in  Baieru  423.  —  in  Frankreich 
51f.  —  Stimmung  über  das  in 
Frankreich  515. 

Concilium  collaterale  in  Neapel  GG2. 

Concordate  780.  —  rechtliche  Natur 
der  258,  815.  —  A schaffe nbnrger 
76.  —  badisches  459.  —  baier. 
T.  J.  1583.  214.  —  mit  Bisth. 
Augsburg  v.J.  1664.  237.  —  mit 
Histb.  Regensburg  T.  J.  1690 
287.  -  -  mit  d.  B.  v.  Augsburg 
V.  J.  1785  2G3.  -  mit  dem  B.  T. 
Regensburg  v.  J.  1789  263.  v. 
1817  333.  franEOs.  v.  J.  '.516 
491.  V.  18.  Germinal  X.  816  — 
V.  Foutainebleau  619,  —  aeapol. 
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Y.  J.  1741  666.  Y.  1818  670.  —  Corporationsrechte    der    relig.   6e- 

der   niederländischen  Regierung  Seilschaften  in  Belgien  635.  —  in 

619.  —  österreichisches  411.  418.  Preussen  427. 

—  aufgehoben  für  d.  Lombardei  Corsica  in  Lehnsabh&ngigkeit  vom 
715.  aufgehoben  420.    —   sardi-  Papste  89. 

ni^ches  y.  J.  1727  708.  y.   1742  Cosimo  I.   v.  Toscana,    Stellung  z. 

711.  —  toskan.   y.  J.   1851   088.  Kirche  G80. 

—  württemb.  450.  Cosimo  III.  v.  Toscana,  Stellung  s. 
Concordat8Yerhandl.,badischc8ulff.  Kirche  682. 

—  1807  erwartet  in  Baden  357.  Counotte,   Walter,    w^en    Recurs 

—  über   ein   deutsches  301.  —  nach  Rom  verurtheilt  88. 

in  Baiern  1807   320.   —  Hanno-  Court^  consistory;  prerogatiYe  745. 

Yersche   .S50  ff.    —    Nassauische  —   of  divorce   and    matrimonial 

907.   —  in  Oesterreich  315.   —  causes  745.   —  of  probate  746. 

Preuss.    332.    —     Württember-  —  of  the  Archdeacon  of  Arches, 

gischc  Y.  J.  1807  35G.  of  peculiars  745. 

Concordias  in  Portugal  578.  Covarruvias  citirt  v.  baier.  Bebör- 

Concubinen  der  Cleriker,  Gerichts-  den  205. 

stand  der  in  Neapel  657.  Crappe,  Paul,  legt  recorsus  ad  prio- 

ConcursprQfungen    in    Baiern  422.  cipem  ein  604. 

—  siehe  auch  Prüfung.  Croaticn  in  Lehnsabhängigkeit  Tom 
Conduitcnlistcn  d   Geistl.  in  Würt-  Papste  39. 

temberg  3^8.  ^  Cugnieres,  Pierre  de,   Disputation 

Couge  d'^iire   in   England  731.  —  484.    —    als  Urheber  des   appel 

in  Frankreich  481.  c  d'abus  486. 

Congregationen  staatlich  wie  Orden  Cultos,  Reformat  des  in  den  deutsch. 

zu  behandeln  7i)7.  —  in  d.  Nie-  geistl.  Farstenthamern  293. 

dcrlanden  G11.  —  in  Oesterreich  Cultusminieterien  müssen  fortfallen 

166.  —  in  Toscana  G8ü.  749. 

Congrcss,  belg.,  aber  Staat  u.  Kirche  Curtis  de  Camillo,   papstl.    Verbot 

627  ff.  seiner  Schritt  in  Neapel  nicht  re- 

Consalvi,  Card.,  über  den  Verf.-Eid  cipirt  603. 

des  Comte  de  Mcan,  £B.  ▼.  Me- 

cheln  620.  —  auf  d.  Wiener  Con-  ^• 

grosse  303.  —  gegenüber  Han-  D'Aguesseau,  über  d.  appel  c.  d*abns 

nover  851.  498. 

Conservatores  apostolici,  Gerichts-  Dal  borg,  Fürst-Primas  856  360.  — 

barkeit  der  in  d.  Niederlanden  595.  Bestrebungen  auf  d.  Wiener  Con- 

Constans  II.  ertheilt  Pallium  16.  grosse  303. 

Coostantin  begründet  kirchliche  Ge-  Dalmaticn  in  Lebnsabhäugigkeit  ▼. 

richtsbarkeit  0.   —   über  Kirche  Papste  39. 

und  Staat  6.  —  erklärt  sich  zum  Dalwigk,  Minister  v.,  Stellung  zur 

Bischof  der  Kirche  lü.  —  Stel-  Kirche  4G7. 

lung  zu  den  Synoden  10.  Dante,  über  Staat  und  Kirche  37. 

Constantius  u.  d.  Synode  zu  Mai-  Dechamps,   über  Unterrichtawesen 

land  12.  in  Belgien  637. 

Coustanz,  Histh..  Conflict  mit  Rom  declaratio   cleri   gallicani    516.   — 

wegen  Wessenberg  .'JGO.  der  Frankfurter  Confereuzen  3G '». 

Constitution  civile  du  clerge  512.  Defacqz,  über  Staat  u.  Kirche  G28. 

Consultore  in  iure  in  Venedig  695.  DelePuw,überSt^at  und  Kirche 629. 

Consultore  e  Revisore  dei  Brevi  in  Delicto  der  Cleriker,   siehe  Immu- 

Venedig  702.  nität,  Amt,  Strafgesetze. 

Convention  der  Darmstädt.  Regier,  d^lit  commun  505.  —  privilegie  505. 

mit  dem  B.  v.  Mainz  466  Della  Genpa,  Nuntius  302.  321.r..57. 

Convicte,  niedere,    in    Baden  384.  DemeritenbÄuser ,  in  d.  oberrhein. 

—  in  Nassau  .S85.    —    in  Würt-  Kirchenprovinz    365    ff.     —     in 
temberg  384.  Oesterreich  312.  419.  —  in  Würt- 

Corpora  p\a  \n  Toäcmi«^  ^^^.  vca^'«^  ^'^'^^ 
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Departement,  geiitl.,  in  Preossen 
392. 

Desertion,  Aufforderung  der  Sol- 
daten xur  im  Beichtstuhle  726. 

—  in  Prenssen  271. 
D^siraut  Pore  585. 
Deutschland,  Verblltniss  von  Kirche 

und  Staat  i9  ff.  75  ff.  403.  — 
Grundbesitz  der  Kirche  in  46. 

—  in  Lehusabh&ngigkeit  vom 
Papste  39. 

Deventer  593. 

Devolutionsrecht  in  Baiern  190. 

Diaz,  König  von  Portugal,  schliesst 
Concordato  573. 

DiephoU,  Rudolph  v. ,  B.  v.  Ut- 
recht 591. 

Diepenbrock,  Fürstbisch.  gegen  d. 
Jesuiten  795.  —  erzielt  Unter- 
ordnung der  kath.-theol.  Facultät 
in  Breslau  437. 

Dinis,  König  v.  Portugal  über  ap- 
pellatio  ab  abusu  57a. 

Disciplin  d.  Klerus  im  Mittelalter  45. 

Disciplinargewalt,  geistliche  804. 
810.  —  in  Baden  37Ü.  460.  461. 

—  in  Baiern  191.  2il.  228.  258. 
329.  —  in  Belgien  641.  —  in  Chur- 
hessen  378.  —  im  deutseben  Reich 
85.  —  in  d.  Frankfurt.  Confe» 
renzeu  368.  —  in  Frankreich  506. 
521.  —  in  Uessen-Darmstadt  379. 
466.  467.  —  nach  d.  Bescbl.  d. 
Karlsruher  Confereusen  v.  J.  1852 
443.  —  im  Fürstenth.  Minden 
109.  —  in  Nassau  380.  471.  — 
in  d.  Niederlanden  602.  —  in 
Oesterreich  163.  175.  179.  410. 
412.  419.  -    in  Oldenburg  394. 

—  in  Preussen  291.  430.  —  in 
Sachsen-Weimar  892.  —  in  Si- 
cilien   674.  —  in   Toscana  688. 

—  in  Venedig  094.  ~  in  Würt- 
temberg 371.  44«.  451. 

Dispensationen,  für  Geld  käuflich  66. 

Döllinger.  über  Placet  i.  J.1848  400. 

Domcapitol.  Characteristik  d.  Deut- 
schen im  Mittelalter  75.  —  in  d. 
deutsch,  geistl.  Fürstenth ümern 
295. 

Dotalprozessc,  Gerichtsbarkeit  über 
die  in  FiUgland  735.  —  in  Frank- 
reich 4^2. 

Drostc-Yischering ,  Frhr.  v.,  siehe 
Clemens  August. 

Dunin,  Martin  v.,  EH.  v.  Posen  345. 

Du|)anloup,  B.  ▼.  Orleans  515. 


Eck,  Dr.  Johann,  Gesandter  der 
baier.  Herzoge  185. 

Edward  I.  v.  England  732.  —  ge- 
gen writs  of  Prohibition  744.  -^ 
über  Gerichtsstand  der  Cleriker 
736. 

Edward  II.  v.  England  732. 

Edward  III.  über  Praemunire  738. 

Eeshecke,  Van,  legt  recnrsus  ad 
prinoipem  ein  603. 

Ehen,  gemischte,  in  Baiem  328.  — 
in  den  Niederlanden  611.  —  in 
Preussen  842.  —  in  Toscana  688. 

—  in  Württemberg  883.  —  heim- 
liche in  den  Niederlanden  594. 

Ehebruch,  in  Deutschland  vom  geistl. 
Forum  zu  richten  55.  —  in  Frank- 
reich 482.  —  in  Spanien  560. 

Ehegerichtsbarkeit  787.  —  in  Baiern 
191.  208.213.  ~  in  Deutschland 
56.  —  in  England  735.  —  in 
Frankieich  482.  —  in  d.  Nieder- 
landen 592.  in  Spanien  560.  570. 

Ehegerichtshof  in  England  745. 

Ehegesetze,  kaiserliche  18.  —  in 
Oesterreich  166.  415.  -  in  Preus- 
sen 273   431. 

Eheschliessung,  kirchliche,  nicht 
vor  bürgerlicher  in  Frankreich 
523. 

Ehre,  Verletzung  der  bürgerlichen 
durch  Geistliche  804.  —  in  Frank- 
reich 523. 

Eid  des  Clerus  auf  die  Staatsver- 
fassung 802.  —  in  Deutschland 
56.  —  in  Preussen  282.  —  in 
Sachsen  391. 

-^  des  Episcopates  auf  die  Staats- 

'  Verfassung  802.  —  in  Belgien 
620.  —  in  Frankreich  481.  —  in 
Italien  725.  —  in  Oesterreich 
171.  — der  Katholiken  in  England 
747.  751  f. 

Elisabeth  v.  England  excommuni- 
cirt  749. 

Emanuel  Philibcrt,  über  appel  c. 
d'abus  705. 

Ems,  Funktationen  ▼.  297. 

England,  Verhftltniss  v.  Staat  u. 
Kirche  in  72.s  ff.,  779.  -  Grund- 
besitz der  Kirche  46.  —  in  Lehns- 
abhängigkeit vom  Papste  .^9. 

entr^o  joyeuse  in  Frankreich  481. 

—  in  den  Niederlanden  612. 
EpiscopalismuB  in  D«;\y\&^Vs\^uA'2?^« 
Ep\Bcopa\te<iYi\.  ^^%  ^.  ^, ^t^qsw«^ 
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aber  die  kathol.  Kirche  269.  —  Ferdinand  I.,  Kaiser,  Stellnng  zur 

der    deutschen    protestantischen  Kirche  11 4.— gegenüber  d.Trienter 

FQrsten  95.  Concil  78.  —  Versache,  die  kirch- 

Erfurt  excommunicirt  59.  liehen  Missst&nde  za  heben  70. 

Ernst,  Administr.  y.  Passau,  Herz.  Ferdinand  IL,  Kaiser,  Stellang  znr 

von  Baiern,  gegen  Reform   der  Kirche  129. 

Kirche  187.  Ferdinand  IIL,  Kaiser,  Stellung  z. 

Erziehung  der  klösterl.  Anstalten  Kirche  131.  —  fOr  Beibehaltung 

797.  des  recursus  ab  abasu  93. 

Espen,  Van  584  ff.  Ferdinand  1.,  Kaiser  y.  Oesterreich, 

Esposizione  dei  Sentimenti  368.  Stellun;  zur  Kirche  314.  403. 

Esslingen,  Verpflichtung  der  Geist-  Ferdinand  Maria,  Churf.  y.  Baiem, 

liehen  auf  die  Staatsgesetze  56.  Stell,  z.  Kirche  236  ff. 

Eusebius  y.  Dorylaeum,  Recurs  an  Ferdinand,  Carl,  Erzherz.  y.  Oester- 

den  Kaiser  17.  reich,   klagt   wegen    Missbrauch 

Excommunicationen  staatlicher  Sei ts  der  geistl.  Amtsgewalt  81. 
nicht  zu  dulden  807.   —   Miss-  Ferdinand,  der  kathol.,  von  Spanien, 
brauch  der  47.  —  gerügt  66.  —  über  geistl.  Gerichtsbarkeit  535. 
von  der  Reichsacht  gefolgt  58.  -  —   aber    d.   Inquisitionstribunal 
von  Reichsgerichten  für  nichtig  54 1  —  über  Placct  in  Neapel  662. 
erklärt  85.   •—   in   Haiern    233.  Ferdinand  VI.  v.  Spanien  über  re- 
241.  —  in   Brandenburg  104.  —  cursos  de  fuerza  652. 
in  Deutschland  61.    —   in  Eng-  Ferdinand  ü.,  K.  v.  Neapel,  Stel- 
land 737.  —  in  Frankreich  479.  lung  z.  Kirche  671. 
483.  488.  —  auf  d.  Frankfurter  Ferdinand  I.  v.  Toscana  gegenüber 
Conferenzen  365.   —   in  Neapel  d.  Herz.  v.  Northumberland  682 
658.  669.  670.  —  in  den  Nieder-  Feuret  510. 

landen    589.   —   in    Oesterreich  Figueroa,   Conflict  zwischen  Staat 

165.  —  in  Preussen  2S7. 432. 80b.  u.  Kirche  wegen,  in  Neapel  664. 

—  in  Sachsen  108.   —  in  Sar-  Firma  iuris  565. 

dinien  707.  713.  —  in  Sicilien  Fleisch  es  verbrechen,  Cognition  über 

014.  677.  —  in  Spanien  531.  533.  in    England  734.    —    in    Frank- 

546.  —  in  Venedig  681).  697.  reich  482. 

exercitium  religionis  publicum  711.  Fleury,  über  d.  Appel  c.  d'abus  498. 

Exequatur  71)0.  —  im  Königreich  Florencourt,  Beruh,  v.,  in  Opposition 

Italien  72ü.  —  in  Neapel  ()58.  —  gegen  die  österr.  Regier.  419. 

in   Toscana  686.    —    siehe  auch  Florenz,  Verhältniss  zur  Kirche  678. 

Placet.  Foöre,  Abb6  de,  über  die  Stellung 

Exorcismus  verboten  in  Oesterreich  der  Geistlichen  z.  Staate  in  Bel- 

149.  gien  (J45.  —  Process  des  625. 

Eybel,  Joh.  Valentin  146.  163.  —  Förster,  Fürstbisch.,  gegen  d.  Je- 
p&pstl.   Verbot  der  Schriften   v.,  suiten  795.  —  Conflict  mit  Dom- 
in den  Niederlanden   nicht  pub-  herr  Prof.  Dr.  Baltzer  437. 
licirt  613.  Foscari,  B.,  in  Conflict  mit  Venedig 

690. 

^'  Frankenberg,  EB.  v.  Mecheln,  Con- 

Facultäten,  kathol.-theol.,  sind  bei-  flict  mit  Joseph  11.  613. 

zubehalten   81Ü.  —  in   Preussen  Frankenreich,  Stellung  der  Kirche 

488.  im  21  ff. 

Febronius    Justiuus    131).    2D7.    —  Frankfurt,  kirchl.  Conferenzen  der 

Retractation  in  Chiir-Mainz  ver-  süddeutschen    Staaten    3G2.     — 

boten  2D7.  —  in  Oesterreich  140.  nimmt  an  den  Frankfurt.  Confe- 

Feiertage  787.   —   Verletzung   der  renzen   Theil  863.  —  Parlament 

in   Deutschland   vom   geistlichen  zu  Verhandlungen  Ober  Staat  u. 

Forum  zu   richten  51.  —  Refor-  Kirche  398.  --  über  die  Ketzerei 

mat.    der   in   d.   deutsch,   geistl.  r»4.  --  Verhältniss  von  Staat   u. 

Fürstenth.  295.  —  in  Oesterreich  Kirche  in  3JrO. 

175.  —  in  ScVi\esveu  'inAi.  ^i^saLS^xV.  ^^«  <Kxs.^^\s«ÄU!iicirt  59. 
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Frankreich,  Yerhältniss  von  Staat 
u.  Kirche  in  475  ff.  —  in  Lehus- 
abhäugigkeit  vom  Papste  39.  — 
Grundbesitz  der  Kirche  4G.  — 
kirchl.  Jurisprudenz  hat  Einfluss 
auf  Baiern  209.  —  aufd.  Trieut 
Concil  72. 

Fransoni,  EB.  y.  Turin,  in  Couflict 
mit  d.  sardin.  Regier.  716. 

Franz  I.  v.  Oesterr. ,  Stellung  zur 
Kirche  804. 

Franz  Joseph,  Kaiser  v.  Oester- 
reich,    Stellung  zur  Kirche  408. 

Franz  I.  v.  Frankreich  schliesst 
ein  Concordat  491.  —  über  den 
appel  comme  d'abus  inSavoyen704. 

Franz  I.  v.  Neapel  verbietet  Ex- 
commuuicationen  in  Sicilien  675. 

Franz  I.,  K.  v.  Deutschland,  Grhz. 
y.  Toscana,  Stellung  z.  Kirche 
685.  —  gegen  die  Inquisition  681. 

Franz  v.  Lothringen,  B.  v.  Verdun, 
Verfahren  des  Parlaments  gegen 
503. 

Franz  v.  Saics  orgreift  appel  comme 
d'abus  707. 

Freiburg,  EB.,  Conflict  mit  der 
Preuss.  Regierung  436.  —  mit 
der  bad.  Regier.  454.  —  Errich- 
tung d.  Erzbisth.  361.  370. 

Freiheitsstrafen  nicht  von  d.  Kirche 
zu  verhängen  811.  —  in  Würt- 
temberg 452.  —  siehe  auch  Klo- 
sterkerker und  Disciplinarge- 
richtsbarkeit. 

Frieden,  Westph&lischer ,  Protest 
des  Papstes  dagegen  89.  —  recht- 
liche Bedeutung  desselben  heute 
770. 

Friedrich  I.,  Kaiser,  über  Bischofs- 
wahlen  74. 

Friedrich  IL,  Kaiser,  Stellung  zur 
Kirche  52.  ->  über  Residenz  der 
sicil.  Bischöfe  674.  —  in  Neapel 
G55. 

Friedrich  III.,  Kaiser,  Stellung  zur 
Kirche  112.  —  über  Excommu- 
nicationen  61. 

Friedrich,  Herzog  v.  Oestcrreich- 
Tirol,  Placet  63. 

Friedrich  d.  Schöne  erlässt  Amor- 
tisationsgesetze 110. 

Friedrich  II.  v.  Preossen,  Stellung 
z.  Kirche  267. 

Friedrich  Wilhelm  IL  v.  Preussen, 
Stellung  z.  Kirche  283. 

Friedrich  Wilhelm  IIL  v.  Preussen, 
Stellang  z.  Kirche  329. 


Friedrich  Wilhelm  IV.,  König  y. 
Preussen,  Stellung  z.  Kirche  348. 

Fritzheim,  Prof.  in  Bonn  297. 

Fulda,  B.  y.,  opponirt  gegen  die 
hess.  Staatsgesetze  389.  —  Er- 
richt.  d.  Bisth.  370. 

Fürsten,  Ursprung  und  Stellung  der 
nach  päpstlicher  Lehre  37.  — 
deutsche  Eingriffe  in  innere 
kirchl.  Fragen  im  Mittelalter  64. 

Fürstenberg,  EB.  v.  Olmütz,  in  Con- 
flict mit  d.  österr.  Regier.  416. 

Fürsten thümer,  geistl.  VerhiUtniss 
V.  Staat  u.  Kirche  in  den  Deutsch- 
lands 292  ff. 

Fundationsurkunden  in  d.  Ländern 
d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  369. 

a. 

Garantiegesetz,  italien.,  y.  13.  Mai 
1871  725.917.  —  hebt  sicil.  Mo- 
narchie, Placet,  appel  c.  d'abus 
auf  678. 

Gasser,  B.,  gegen  die  Jesuiten  795. 

Geissei,  EB.  v.  Köln  349.  396. 400. 

Gelasius,  Papst,  über  Staat  und 
Kirche  19. 

Geldstrafen,  von  der  Kirche  ver- 
hängt 811.  —  nicht  gestattet  in 
England  734. 

Generalsemi narien  in  Oesterreich 
166.  •—  in  Löwen  612. 

Georg,  Herz.  v.  Sachsen,  Stellung 
zur  katholischen  Kirche  101.  — 
über  Excommunicationen  60. 

Georg,  Herz.  v.  ßaiern,  Placet  64. 

Georg  III.,  V.  England,  emancipirt 
Katholiken  750. 

Georg,  B.  v.  Utrecht,  klagt  über 
Rom  595. 

Gerichte,  geistliche,  Beschluss  der 
Karlsruher  Conferenz  d.  J.  1852 
über  die  Besetzung  der  444. 

Gerichte,  staatliche,  nicht  geeignet, 
die  Kirchenhoheitsrechte  wahr- 
zunehmen 817. 

Gerichtsbarkeit,  geistl.  787.  —  Be- 
schwerden über  die  67.  —  in 
Baiern  191.  206.  245.  259.  318. 
328.  —  in  Cleve  106.  107.  —  in 
Deutschland  52.  —  in  d.  deutsch, 
geistl.  Fürstenth.  296.  —  in  Eng- 
land 733.  745.  —  auf  d.  Frank- 
furter Conferenzen  864.  —  in 
Frankreich  482.  504.  —  in  Han- 
nover 854.  —  in  Neapel  654. 656. 
669.  670.  —  in  d.  Niederlanden 
589.  5^^.  ^W.  —  Vsi  ^^^ÄTt<^s2^ 
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111.  120.  133.  15.S.  178.812.408.   Groof  ap.,  Victr  f.  Indien,  in  Con- 

—  in  Oldenbarg  394.  —  in  Por-       tUct  mit  d.  hoU.  Regier.  648. 
tagal  576.  —  in    Preussen  276.  Grundbesitz  der  Kirche  4<». 

283. 290.  433.  —  in  Sachsen  108.  Grundbestimmungen    f.   ein    organ. 

391.  —  in  Sardinien  700. 711.—  Staatskirchengesets    in    d.    ober- 

in  Spanien  580.   634.  560.  —  in  rhein.  Kirchen  pro  vins  363. 

Toskana  GBl.  G86.  —  in  Venedig  Grundrechte,  deutsche,  Aber  Staat 

692  f.  0.  Kirche  400. 

Gerlach,  Appellationsger. Pr&sid.  v.,  Grnndzflge  z.  e.  kOnft  Vereinbar. 

gegen  d.  Jesuiten  795.  aber  d.  Verh&lt.  d.  kath.  Kirche 

Gerlache   de,    aber  Freiheit    der  in   deutsch.  Biindes- Staaten  363. 

Kirche  629. 

Gesetze,  Publication  der  in  Kirchen  ^ 

11.  —  in  Gestenreich  170.  —  des  Hadrian   VI.  giebt  d.   Herzog  Yon 

Staates  bedürfen  kirchlicher  Be-  Baiern  Privilegien  187. 

st&tigong  89.  —  vom  Papste  cas-  Hannover,   Verh&ltn.   yon  Staat  u. 

sirt  417.  717.  Kirche  in  350  ff.  —  Stellang  z. 

Giannone,  über  Appellatio  ab  abusn  Kirchenfrage  auf  d.  Wiener  (^n* 

in  Neapel  665.  gresse  304. 

Girgenti,  B.  v. ,   in  Conflict  mit  d.  Hardenberg,  FQrst,  gegen  ein  ge- 

sicil.  Regier.  677.  meinsames   deutsches   Concordat 

Gladstone,  engl.  Min.  756.  332. 

Glasener,  Prediger,  vom  Reich  in  Hederich,  Prof.  in  Bonn  297. 

sein  Amt  restituirt  97.  Heil  brenn  excommunicirt  60. 

Gmeiner,  Xaver  162.  Heinrich  III.,  Kaiser,    Verhältaiss 

Gör  res,  Ober  Staat  u.  Kirche  844.  zum  Papstthum  80. 

Görz,  £B.  V.,  Conflict  mit  Joseph  II.  Heinrich  IV.,   Kaiser,    Kampf  mit 

172  Gregor  VII.  38. 

Gottesdienst,  Störung  des,  Gerichts-  Heinrich  VI.,  Kaiser,  in  Neapel  655. 

barkeit  über  in  Frankreich  505.  Heinrich  L,  v.  England,   über  Bi- 

Gotteslästerung,  siehe  Blasphemie.  schofswahlen  730. 

Götze,   Pastor,  wegen  Schmähung  Heinrich  IL,  v.  England,   Stellung 

der  Katholiken  verwarnt  86.  z.  Kirche  730.   —   über   päpstl. 

Govaerts,  Peter  588.  Legaten   731.   —  über    Appells- 

Gregel,  Prof.  in  Würzburg  297.  tionen  nach   Rom   782.   —  aba* 

Gregor  v.  Nazianz,  über  Kirche  u.  d.  Gerichtsstand  d.  Cleriker  736. 

Staat  5.  —   über   Appellationen    an  den 

Gregor  d.  Gr.,  Stellung  z.  Kaiser  12.  Staat  737. 

Gregor  VII.,  über  Staat  und  Kirche  Heinrich  IV.,   von  England,    Ober 

33.  —  über  die  Fürsten  37.  Ketzerei  734. 

Gregor  XI.  interdicirt  Florenz  678.  Heinrich  VIII.,  v.  England,  Stellung 

Gregor  XII. ,  über  geistl.  Gerichts-  zu  Rom  744.  —  excommunicirt75u. 

barkeit  in  Venedig  692.  Heinrich  IV.,  ▼.  Frankreich,  über 

Gregor  XIII ,  über  Beschwerden  d.  den  appel  c  d'abus  497.  —  in 

baier.  Episcopates  198.  --  Bulle  dem  Gonflicte  zwischen  d.  Papst 

über  Banditen  in  Toscana  684.  u.  Venedig  696.  —  über  d.  appel 

Gregor  XIV.,  Censuren  des  in  Frank-  c.  d'abus  511. 

reich   cassirt  501.  —  Concordat  Heinrich  II.,   von  Castilien,   über 

mit  Karl  Albert  v.  Sardinien  712.  geistl.  Gerichtsbarkeit  536. 

Gregor  XVI.,   Aliocut  in  Spanien  Heinrich  III.  v.  Aragon,  excommu- 

verboten    554.     — -    beansprucht  nicirt  532. 

Verleihung  der  Königswürde  39.  Heinrich  IV.,  von  Castilien,  über 

—  in  d.  Kölner  Irrung  344.  —  geistl.  GerichUbarkeit  535. 
über  Lammenais  031.  —  gegen  Heirathsversprechen,  heimliehe,  in 
die  Staatsgesetze  der  obcrrhein.  Baiern  253. 

Kirchenprovinz    389.    -   gegen-    Hermes,  Prof  in  Bonn  339. 

über  Oesterreich  316.  —   über  d.   Herwart,  Joh.   Georg,   vertheidigt 

sicil.  Monarchie  677.  Ludwig  d.  Baiem  226. 
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Henogenbasch  jnterdiclrt  693. 

Hessen,  Verpflichtung  der  Oeist- 
lichcD  Ulf  die  btaatE^eBctze  60. 
—  VcrhuodliiDgen  (tes  Kiirfarsten 
V.  mit  dem  B,  v.  Fulda  Hb.  — 
siehe  aitch  Churhessen. 

Heaacn-Barmst&dt,  Verb,  v.  Staat 
u.  Kirche  in  379.  -IGU.  -  nimmt 
an  d.  Froukf.  Coaferenzen  Tbeil 
363.  —  Benehmen  der  RegieniDg 
bei  der  Wahl  des  Hainzer  Bi- 
schofs V.  Ketteler  441. 

Hefmburg,  Gregor  von  113. 

Hilarlui  von  Poitiers,  Kampf  gegen 
Constantius  11, 

Uinkmar  v.  Bheims,  über  Staat  u, 
Kirche  Ü9. 

llirscher  r. ,  Domdechaot,  kirch- 
liche Stellung  468. 

Hirteobriere  ,  autr (Ihrer Ische,  be- 
straft in  Belgien  043.  —  io  Frank- 
reich 617.  —  in  Italien  727.  — 
in  Portugal  680.  —  in  Spanien 
807.  -  -  Conirole  über,  in  Belgien 
031.  —  in  Frankreich  Ü13.  ~  in 
Oestcrreicli  168.  —  in  FreaBsen 
■I2ö.  —  in  Spanien  66ri.  —  siehe 
auch  Placet, 

Holland,  Verhflltn.  t.  Staat  u.  Kirche 
in  681  ff.  047  ff. 

Hiilatein-Uldenbarg  oimmt  an  den 
Frankf.  Confereuxen  Tbeil  363. 

Honorjiis  IV.  gegen  Ober  Neapel  650. 

Hontbeim,  NicoL  v.,  Weihbisch.  t, 
Trier  130.  2it7. 

HoiiuB,  aber  Kirche  und  Staat  6 

Hnmbert,  Cardinal,  Ober  Staat  und 
Kirche  81. 

Humboldt,  Wilh.  v. ,  preoBa.  Ge- 
sandter in  Rom  332. 

Hurerei  in  Deutschland  vom  geist- 
lichen Forum  eu  richten  65. 


Jacob  1.  T.  England  setzt  Eid  der 
Katholiken  fest  746. 

Jacob  I.  V.  Aragon,  excommunicirt 
582. 

.Tacob  Florentin  601. 

JausenismuB  in  Belgien  681. 

Jansenius,  Streitigkeiten  Ober  Ver- 
bot seines  Buches  Augustinus  in 
d.  Niederlanden  S96, 

Jaumann,  Geiatl.  Rath  361. 

Jesuiten,  Bestrcbungeu  zur  Ver- 
nichtung des  Ordcua  der  607.  — 
Aufhebung  des  Ordens  der  tU.  — 
Cbaracteristik   des   Ordens  und 


QrQnde  für  sein  Verbot  793.  — 
Schuten  der  262.  —  Verbreitung 
der  613.  —  in   Baiern  252.  264. 

—  in  Belgien  562.  —  in  Deutsch- 
land 2U2.  <;»5  f.  71)4.  —  in  Eng- 
land 7D3.  750.  —  in  Frankreich 
fiOS,  —  in  d.  Niederlanden  607. 
609.  -  in  Oesterreich  306.  314. 

—  in  Preossen  267.  274.  —  in 
Venedig  098. 

Ignaz  V  Loyola,  neapol.  Feldmar- 
Bchall  672. 

Immunität  des  Clerus  von  welt- 
lictiem  Oericht41.  ~  Folgen  da- 
von 41.  -  in    Bwern  202.   216. 

—  in  Deutschland  52.  —  in  Eng- 
land 736.  —  im  Frankenreiche 
34.  -~  in  Frankreich  4S3.  —  in 
Neapel  064.  6j7.  669.  —  in  deo 
Niederlanden  692.  591.  —  in 
Oeslerreich  129.  163.  413.  —  in 
Preussen  277.  —  in  Sardinien 
706.  711.  —  in  Spanien  5<iü.  — 
in  Toskana  660.  686.  —  in  Ve- 
nedig 700. 

Impensa    Bomanorum    pontificum, 

Bulle  363. 
In  Coena   Domini,   Bulle  verboten 

in  Daieru  224.  —  in  Neapel  608. 

66u.  —  in  d.  Niederlandeo  690. 

—  in  Oesterreich  151.  —  in  Por- 
tugal 579.  -  in  Spanien  645. 
653  f.  560.  -  in  Toscana  083. 
086.  —  in  Venedig  094. 

lodex  librornm  prohibitor,  pApstl. 
nicht  recipirt  in  Neapel  663.  — 
in  den  Niederlanden  610.  —  in 
Spanien  651  ff.,  in  Venedig  094. 

Indigenat  for  Besetzung  geisSicbet 
Pfründen  in  öchleaien  272. 

IndulgenEKD,  p&pstlicbe,  Beschwer- 
den aber  66.  —  Verkauf  be- 
schränkt in  Venedig  690. 

Infallibilitat  des  Fapates  geleugnet 
von  engl,  u,  iriscnen  Katholiken 
754.  ~  Einwirkung  aaf  Verhfilt 
V.  Staat  D.  Kirche  760  ff. 

Injurien.  Cognition  über  in  Eng- 
land 731. 

InnucenzIII.  gegenüber  Neapel  665. 

InnoceoE  IV.  setst  KOnig  v.  Por- 
tugal ab  572. 

Innoceni  VIII.,  über  geiatl.  Ge- 
richtsbarkeit in  Venedig  09."). 

InnocenzX.  prntestirt  gegen  Weit- 
phiiliscben  Frieden  89.  -  gegen 
Placet  in  d.  Niederlanden  597. 

Inquiiition  in  Neapel  669.  669.  — 


^Vi 


Win-  oA  i 


J(.     ^ti    V.'    —    :i    T'jikau 
■>;,  •^,.  —  U  Vt-Ai^  -.-« 

r«.  vi:. 

S»*;*i  "•■-■  —  ä  i  S>!t9lulK 
Ki.  -  ;i  P-^.5|»1  5-2. 
Iti*»:  :-.r  ins  hitfä/.U  iz,  Esf^A»: 
:2.<    —  it  Fritio»;«!  «I   - 

liM  f.!  Ki.'cb^  ■■>>. 
J'.ftr.    f    T    P'^i^   KUifeHi   «in 

(j,t'oii»i  S'i.  —  a)>«r  *^|>«!luiv 

atf  «bofa  '.74  —  qt>*r  PUut  57  t. 
Jov,  n.  T.  P'.nagai  »«whut  Uf 

Pb««c  57B 
Jf^UB   T'>B  EbgUad   «nua^  den 

K^ebut,   di«   ftiidi&f«   n  nomt- 

Bir<»   731.    —    L«faDfiuDD    der 

röm.  Cori«  7Ä 
J'.luiii).  Abt  T.  Pf<iTU.   T.  He.f« 

(    HuhKo  abcMetzt  lOS. 
Jobanna  11   t.  N«sp«l   ob«r   f^ein]. 

(JcricbUbvkeit  ),57 
Jbrdao.  .SrlT««t«r.  in  Fra]ikfim«r 

Parlament«  Syj. 
Jrinepb    I.,    Kaiier,    Ät«llniig   lar 

Kircb«  I9ß. 
jMivph   IL,   Kaiser ,   Sltllnnf  zur 

Kfrcbc  IK.  —  Urcbt    Serunnen 

in  d    Niederlaodeo  610. 
Jojreate,  Card,  in  VeDedig  690. 
Irimann«,  B.  t.  Tjtui,  t.  Tlieodoiiiii 

II.  abgeaetit  17. 
Irland  Tom  faiAte   fencheokt  39. 
habclla   r.   Cantilien ,    Ober  geittl. 

(iericht- barkeit  539. 
Iwinbiehl,  Vn.t.  in  Mainz  294. 
Italien,    VcrhkllniM  Ton  Staat  und 

Kirche  io  6M  ff.  —  Grondbeiiti 

der  Kirebe  in  47. 
Jnaa  I.,  ober  geiitl.  Ocrichtabarkeit 

um. 

Juan  II.,  ober  geiitl.  GericbUb:ir- 
h<^it  esri. 

Jubil&tn  BurKchobcD  in  d.  Nieder- 
landen ßll. 

Jiidpn ,  appnl  c.  d'abut  für  die ,  in 
Frenkrctcli(i2^.-  in  Sflrdinien7l3. 

jiignnient  dnctrinal  der  belg.  Bi- 
m^Iinfe  oia 

Jugementa  fcnnomiqiiei  in  Toscana 

Jülich,  VerbaitnisB  von  Staat  n. 
Klrcbe  im  llenogtb.  lOti. 


Masimi  6.  —  febea  kird 
TÜefien  &.  —  ätellong  i 
äfObden  15.  —  deotaefae.  i>i 
lor  Kirche  in  Mitteijüur 
A-jTr,«atea  der  Kirche  75. 

Kappellane  nt  Biach^ren  bd 
31 

Karl  Uartell,  SteDong  znr  Kir 

Karl  d.  Gr.,  stellnaf  mr 
25.  —  enennt  Bischafe  : 
al>  Trheber  de«  appel  c.  d'ab 

Karl  IV  ,  KaiKr,  Stellani 
Kirche  62. 

K;.rl  V .  Kaiter,  ätelltiDg  s. 
in  d.  XiederlaodeD  596.  — 
handelt  Aber  DiAceaanc 
tcriiiti'in  in  d.  NiederUnd« 
—  aber  CenRnren  in  deo! 
landen  59-.  -  Ober  Pia. 
den  Niederlanden  595.  — 
ReeanM  de  fucrza  547.  — 
Placet  in  Spanien  513. 

Karl  I.  T.  England  750. 

Karl  II.  T.   England  750. 

Karl  d.  Schone  t.  Prankrei 
gcnober  pApstl.  Steoeraan 
ben  480. 

Karl  II.  T.  Neapel  659. 

Karl  XII.  ».  Schweden  287. 

Karl  II.  T.  Spanien  aberRe 
de  fueria  559. 

Karl  III.  T  Spanien Qb«rP!ae 

Karl  Theodor,  Churf.  too  I 
Stellung  z.  Kfrcbe  359.  —  \ 
Ober  d.  EpiscopaliamuB  39 

Karlemhe,  Kircblicbe  Confei 
der  Saddeutuhen  Staaten 
J.   1852  443  f. 

KatholikeDTerfolgung  in  Ei 
747.  -^  beHitigt  diirch  d.  1 
cipation  750. 
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Eaanitz,  Fürst,  Stellung  zur  Kirche 
156. 

Keller,  geistl.  Rath,  Württemberg. 
Unterhändler  in  Rom  357. 

Ketteier,  v.,  Wahl  zum  B.  y.  Mainz 
440.  —  gegen  die  Jesuiten  7ü5. 

Ketzerei ,  gerichtliche  Competenz 
über  in  Deutschland  54.  —  in 
England  733.  —  in  Frankreich 
482.  506.  —  in  Portugal  572. 

Kirche,  Ursprünge  der  3.  —  Wir- 
kungen der  Herrschaft  der  über 
den  Staat  759.  —  evangelische, 
Verhältniss  zum  Staat  100. 821  ff. 

Kirchen,  Errichtung  der  in  Frank- 
reich 508.  —  in  Venedig  690. 

Kirchenbehörden,  staatliche,  sollen 
nicht  confessionell  sein  797. 

Kirchenbussen  in  Oesterreich  155. 

Kirchendepartement ,  kathol. ,  in 
liaden  356. 

Kirchenkommission,  kathol.  in  Ba- 
den 356. 

Kirchenmahlzeiten ,  verboten  in 
Oesterreich  149. 

Kirchenpragmatik  in  d.  Ländern  d. 
oberrhein.  Kirchenprovinz  369. 

Kircheuprovinz,  oberrhein.  Verhält, 
y.  Staat  u.  Kirche  in  der  355  ff. 
—  Verhandl.  der  dazu  gehörigen 
Staaten  mit  Rom  85i). 

Kirchenrecht,  Studium  des  in  Oester- 
reich 141.  159. 

Kirchensection ,  kath. ,  d.  Minist, 
d.  Innern  in  Baden  356. 

Kirchenstaat  721.  —  Oesterreich 
gegenüber  dem  807. 

Kirchensteuern  —  siehe  Abgaben. 
Steuern. 

Kirchenvermögen ,  Verwaltung  des 
in  Baden  4(35.  —  in  Baiern  196. 
243.  -~  in  Preussen  433. 

Kirchen  Versammlungen  in  England 
733.  —  in  Preussen  287.  —  siehe 
auch  Synoden. 

Kirchenzucht  in  Preussen  280.  288. 
432. 

Kirchhöfe,  Gesetz  über  die,  in 
Schlesien  274.  —  in  Oesterreich 
416.  —  in  Preussen  432.  —  siehe 
auch  Begräbniss. 

Kirmesse  aufgehoben  in  d.  Nieder- 
landen 611. 

Kiemen s  XIII.,  Conflict  mit  Parma 
688. 

Kienkok,  Job.,  gegen  Sachsenspiegel 
53. 

Kleriker,  verbrecherische,  straflos45. 


Kleriker,  Immanität  der  von  weltl. 
Forum  —  siehe  Immunität. 

Klöster,  Gesetze  über  in  d.  deutsch, 
geistl.  Fürstenth.  295.  —  Er- 
richtung von  in  Frankreich  508. 
509.  —  aufgehoben  in  d.  Nieder- 
landen 611.  —  in  Oesterreich  166. 
—  in  Sardinien  718.  716.  —  in 
Toskana  680.  684. 685.  —  in  Ve- 
nedig G90. 

Klosterkerker  in  Baiern251.  —  in 
Churtrier  296.  —  in  Oesterreich 
154. 

Klosterrath  in  Oesterreich  131. 

Koch  356. 

Kolb,  Wttrttemb.  Generalconsul  in 
Rom  449. 

Köln,  Conflict  der  preuss.  Regier, 
mit  dem  EB.  v.  329.  —  Univer- 
sität 293.  —  Versammlung  des 
Preuss.  rheiu.  Episcopates  zu,  i. 
J.  1848  897. 

König,  deutscher,  Beziehungen  des 
zur  Kirche  seit  dem  9.  Jahrh.  29. 

Kolowrat,  Fürst,  österr.  Minister314. 

Krankenanstalten  in  den  deutsch, 
geistl.  Fürstenth.  295.  —  unter 
staatliche  Verwaltung  zu  nehmen 
793. 

Kreittmayr  254. 

Kremsier,  Reichstag  zu,  Debatten 
über  Staat  u.  Kirche  407. 

Kressel,  Präsident  der  österr.  Hof- 
kommission 177. 

Kreuzfahrer,  Gerichtsbarkeit  über 
die  in  Frankreich  483. 

Kurie,  röm.,  Bestechlichkeit  der  43. 


Ladenberg,  Minister  v.,  erläutert 

die  Preuss.  Verf.-Urk.  429. 
Lancfranc,  EB.  v.  Canterbury,  darf 

nicht  England  verlassen  730. 
Landesverweisung  d.  Geistlichen  in 

Baiern    191.    —    im    deutschen 

Reiche  84.  800.  —  in  Neapel  665. 

—  in  d.  Niederlanden  024.  —in 

Portugal  578.  —  in  Spanien  5G6. 

>-  in  Toscana  685. 
Laudrecht,  Allgem.  preuss.  284.  781. 
Lammennais,  Einfluss  auf  die  belg. 

Verfassung  027. 
Larrea  551. 
Lateran  V.,   Concil  v.,   gegen  die 

französ.  pragmat.  Sanction  490. 
Laurent,  Prof,  von  der  belg.  Regier. 

verwarnt  638.  —  über  Van  Espen 

565. 


£.  Fiiedbergf  D.  Missbr.  d.  geistl.  Amtsgewalt. 
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Wort-  um)  Sach-ßefiiter. 


LeeEue,    Job.,   legt   recnrans  ad 

principem  ein  GOä. 
Loguteu,  pftpstl. ,  in  England  72<J. 

731.   —  in   Frankreich  477,  — 

in   Tuwana  66S.   —    oatus,   Gf. 

Roger  1.  Skilieii  673. 
Legitimation,   Gerichtbarkeit  Ober 

di«  in  Frankreich  462, 
Lchnaabbängigkeit  der  engl.  Könige 

vuD  Kom  72li.  —  der  franz.  Bi- 

Bchöfe  V.   d.  Krone  481.  —  der 

DcapolitaniBcheii  tiüo. 
Lcist,    HauDÜvcr.  Unterhändler  in 

Rom  901. 
Lennig,   Iiunicaiittular ,  Ober  apel- 

latio  ab  abuiu  tut. 
Leo   X.    schliesst    Coocordat    mit 

Frukreich  491. 
Leopold   I.,  Kaiser,   Stellung  tnr 

Kirche  131. 


bietet  kircbl.  Steoem  zo  e 
4H0.  —  gewihrt  freie  Bii 
vah]  461.  _  als  Drhebi 
sppel  c.  d'abuB  487.  —  gegi 
ungerechten  ExcommtiDJci 
■lf*ä.  —  über  die  AIm 
Kaiser  Friedriche  II.  479. 

Ludwig  XI.  von  Fraokreicl 
Placet  478.  —  bebt  pr 
Sanction  auf  490. 

Ladwig  XI).,  V.  Frankreich 
pragmat  äauctioa  wieder  e: 

Ludwig  XIII.,  V.  Frankreich 
appel  c.  d'abuB  510. 

Lupke,  ü.  T.  Oaoabrack,  0 
Placet  in  Hannover  3fi4. 

Luxemburg,  appel  comme 
in  649. 

Lnaern,  Nuntiatur  t.,  iu  der 
senbergi  Beben  Angelten  he 


gebung  in  d.  Niederlandeu  616. 
lettcra  de  lalvaguardia  in  Sicilicii 

Ü7ü. 

LibertcsderegliscgalIicane4Ue.(>10. 

Liceat  Bcribere  in  Neapel  (368. 

[jiedekerbe  IJeaafort,  Graf  v.,  unter- 
haudolt  mit  Rum  im  NaBsauischcD 
Auftrage  iS'X 

Limburg,  B.  t.,  Contlict  mit  der 
Nassauiacben  Regier.  4ti'J. 

Loch  stein,  Veremuod  t.  253. 

Lori  JßC. 

Luaecke,  Pfarrer,  todi  Reich  in  aein 
Amt  reatiluirt  97. 

Löwen,  Univeraitat,  aber  Jaiisenis- 
mUB  562.  —  in  Conflict  mit  dem 
papttt.  Nuntius  59ü.  ~  Refor- 
mation der  dnrcb  Maria  Theresia 
ülL).  —  durch  Joaeph  II.  612.  — 
—  gegen  die  Tolerani  611.  — 
unirersite  libre  ü37. 

Labeck  nimmt  an  den  Frankfurter 
CoDlereuzen  Theil  363. 

Luccfl,  Placet  in  1396. 

Lticifer,  Ober  Kirclic  und  Staat  6. 

Ludwig  der  Fromme,  Ober  Hischofg- 
«ahl  20. 

Ludwig,  GroSBh    v.  liaden  .'!G1. 

Ludwig  I.,  K.  V.  Daiern,  Stellung 
z.  Kirche  327. 

Ludwig,  MrgrBl',  v.  BraDdetiburg, 
UDteraogt  Verkündigung  t.  llann- 
bullcn  104. 

Ludwig  I.,  K.  V.  Etrurien,  Stellung 
z.  Kirche  687. 

Ludwig  d.  beil.  v.  Frankreich  »er- 


Mack,  Prof.  in  Tfibingen  38; 
Madlai,  Familie  (ib8. 
Magie    in   Frankreich    rnm 

Gerii'ht  beurtheilt  482. 
Mailand,  Sjnode  t.  J.  355 

Conäicte  zw.  Staat  u.  Kiri 

686. 
Mainz ,    DiücesanayDode    f.    i 

1769  293.  —  Dni*eraitftt  S 
Mannheim,  Ubcrhofgericht  s 
Uancini   hebt   neapolit.  Con 

auf  672.  —  Aber  d.  ital.  Ow 

geselK  725. 
Mauutenentia  603. 
Marburg,   katb.-tbeol.  Facuil 

36G. 
Maret,  Bisch.  515. 
Hargareihe  v.  Parma,  über 

liebe  CenBuren  in  d.  Nieder) 

&<I8. 
Maria  Anna,  Churfürst.  t.  E 

Stellung  E.  Kirche  240. 
Maria  Theresia,  Kaiserin ,  St 

zur   Kirche    137.  -   kirchl 

formen    in  d,  Niederlande 
Marsiiius  v.  Padua  476. 
Martin ,   K.    t.    äicilien ,    vei 

Excommunicatiooen  675. 
Martini,  Frhr.  ».  141. 
Mirtfrerverfolgungen ,    Wirk 

der  3. 
MauruB,  EB.  von  Ravenna, 

Pallium  Tom  Kaiser  16. 
Maximilian  I.,  Kaiser,  Beseht 

^egen  die  Kirche  65. 
Maximilianll.fStellniigE.Kirc] 
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Maximilian  L,  Gharf.  v.  Baiern, 
Stellung  z.  Kirche  225. 

Max  Kmanuel.  Churf.  v.  Baiern, 
Stellung  z.  Kirche  2SG. 

Maximilian  Joseph,  Churf.  v.  Baiern, 
Stellung  z.  Kirche  249. 

Maximilian,  KB.  von  Compostelia, 
gegen  recursos  de  fuerza  552. 

Maximus,  Cont'essor,  Untersuchung 
gegen  16. 

M^an,  Comte  de,  EB.  v.  Mecheln 
leistet  Eid  auf  d.  belg.  Verfas- 
sung G2().  —  wird  gerügt  wegen 
Verletzung  des  Placet  G23. 

Mecheln,  EB.  v.,  in  Conflict  mit 
der  nicderländ.  Regier.  59ö.  — 
Verlangen  des  gestellt  an  den 
belg.  Cougress  G29. 

Mecklenburg  •  Schwerin  nimmt  an 
d.  Frankf.  Conferenzen  Theil  363. 

Medebach,  geistliche  Gerichtscom- 
petenz  in  55. 

Medicis,  Stellung  der  zur  Kirche 
in  Toskana  679  fif. 

Meineid,  in  Deutschland  vom  geist- 
lichen Forum  zu  richten  55.  — 
Cognition  Ober  in  England  734. 
—  in  Frankreich  482. 

Melchers,  EB.  v.  Köln,  versucht 
Statuten  der  Universität  Bonn  zu 
durchbrechen  43b. 

Mesengui,  Abb^,  Katechismus  des 
v.  Papste  verboten  553. 

Metternich ,  FOrst ,  Stellung  zur 
Kirche  305.  334.  —  regt  Con- 
cordatsverhandlungen  in  Süd- 
deutsch 1.  an  362. 

Metz,  Jules,  Redacteur,  Prozess 
mit  Adames,  apostol.  Vicar  v. 
Luxemburg  640. 

Michelis,  Kaplan  d.  EB.  von  Köln 
343. 

Migazzi,  Card.  EB.  v.  Wien,  Con- 
Üict  mit  Joseph  II.  174. 

Milde,  EB.  v.  Wien  311. 

Millones  in  Spanien  563. 

Minden,  Fürst-Bisthum,  Verhältniss 
von  Kirche  und  Staat  109. 

Ministerium  der  geistl.  Angelegen- 
heiten in  Preussen  530. 

Minnesänger,  über  Folgen  des  Kir- 
chenbannes 59. 

Missbrauch  der  geistlichen  Amts- 
gewalt —  siehe  Recurs  an  die 
weltliche  Gewalt  16.  und  siehe 
auch  Amtsgewalt. 

Molinaeus,  Verbot  der  Werke  des, 
nicht  verkündigt  in  d.  Nieder!.  69G. 


Molino,  Card.,  in  Conflict  mit  Ve- 
nedig 700. 

Monarchie,  sicilische  673. 

Moutcro-Rios  570. 

Montfort,  Grafv. ,  Klagen  wegen 
Missbrauch  der  geistl.  Amtsge- 
walt 81. 

Moutgelas,  Minister,  Stellung  zur 
Kirche  317. 

Monti,  apost.  Nuntius  in  Spanien  553. 

Montlosier,  Graf  524. 

Mordini  setzt  eine  Commission  ein 
wegen  d.  sicil.  Monarchie  678. 

Monlins,  B.  v. ,  verfällt  d.  appel  c. 
d'abus  i.  J.  1857  526,  —  i.  J. 
1834  520.  —  publicirt  gegen  Ver- 
bot d.   Encyclica   Pius  IX.  517. 

—  Ordonn.  v.,  über  geistl.  Ge- 
richtsbarkeit 505. 

Muelenaere  de,  über  die  Stellung 
der  Geistlichen  zum  Staate  in 
Belgien  645. 

Mulla,  Marc  Antonio  da  691. 

Müller,  Job.  v.  300. 

München,  Errichtung  der  Nuntiatur 
in  260.  297. 

Münster,  Lehranstalt  zu  337. 

N. 

Nantes,  B.  v.,  gegen  die  Parlamente 

489. 
Napoleon  I.,  Stellung  z.  Kirche  513. 

—  über  appel  c.  d'abus  526.  — 
verhindert  süddeutsche  Concor- 
date  357. 

Napoleon  IIl,  Stellung  zur  Kirche 
514.  —  appel  c.  d'abus  unter  526. 

Nassau,  Verhältn.  v.  Staat  u.  Kirche 
in  380.  469  ff.  —  nimmt  an  d. 
Frankf.  Conferenzen  Theil  363. 

Naturalisation ,  P^ntziehung  der 
Strafe  der  Geistlichen  in  Spanien 
5G6.  —  siehe  auch  Landesver- 
weisung. 

Nausea,  B.,  Stellung  zu  Ferdinand 
L  116. 

Neapel,  Verhältniss  von  Staat  u. 
Kirche  in  654  ff. 

Nesse,  van  de,  legt  Recursus  ad 
principem  ein  604.  605  ff. 

Neupauer,  Franz  Xaver  164. 

Nikolaus  lI.,Papst,über  Papstwahl32 

Nicolaus  V.  Cusa,  Conflict  mit  Herz. 
Siegmund  v.  Oesterreich  113. 

Niebuhr,  Einfluss  von  auf  d.  Zu- 
standekommen eines  deutschen 
Concordates  304.  —  unterhandelt 
preuss.  Concordat  332. 
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Niederlande,    TerhAltDigs  *.  Staat  Orma, -B.  v.,  Coaflict  mit  d.  s 

u.  Kirche  in  den  bBl  ff.  —  Kö-  Begier.  570, 

Digreich  der.  Verhältnis»  t.  Staat  OrdenBweaen  iu  Baiem  351.  - 

und  Kirche  in  dem  iilS  ff.  Frankreich  509.  —  io    Freu 

Ninguarda.     Felician,    Nuntius    in  274.  428.  —  in    Spanien  56S 

BaierD  196.  —  aber   die  Rechte  in  Venedig  701.  —  Stellung 

d.  Staates  213.  Staates  za  den  793. 

Nordbauien,   geiillicher   Qericbts-  Ordensgeistliche,  AuTenthaltsTe 

stand  in  62.  fOrauslindische  ioOesterreich 

Nnrmandie ,   Barone   nicht  excom-  Ordenafielübde,  Stellung  des  Sta 

municirt  ohne  käniglicbe  Erlaub-  tu  den  79tj.    —   in   den  Nie 

ni»  479.  laoden  t)09.  —  in  Oeaterreicli 

Hormannen  in  Neapel  654.  Ordo,   Sacrament   des,    Ornndi 

North  am  berl  and,  HerE.  v.,  in  Tob-  des   Verh&ltnisse«   von    Staa 

kana  682.  Kirche  36. 

Noth'imb,  aber  Freiheit  der  Kirche  Orleans.  franE.  KOnige  ans  der 

628,  --  Oimr  den  Volksunterrjcbt  milie  der.  Stellung  lur  Kirche 

in  Belgien  C40.  OeBterreich ,  Oesetze  von  Pins 

Norveiceti     in    Lehnsabh&ngigkeit  aufgehoben  40.   417  ff.  —    ^ 

vom  Staate  »9.  hUtnias   t.   Staat   a.    Kirche 

Nma,  Job.  de,  über  Temporalien-  110.  3(i4  ff.  403  ff.  —  kirchl 

B|ierrunK  in  Spanii>n  &ß5.  Proiecte  auf  d.  Wiener  Congr 

Nuntius  4(1,   —    Brandschatzungeo  HÜ3. 

dea  p&pstl.  44    ~  Ziilaasung  des  OBlerwald,  Peter  263. 

in  l'rankreich  503.  —  in  Oeutach- 

land,  Verbot,  den  Reciira  an  ihn  *■ 

Ell  nehmen  ^2.  —  in  Wien  von  Pacca,  Nuntius  von  Köln,  Con 

der    Verbindung    mit    Schlesien  niit  den  HheiniBcfaen  EB.  91.: 

ausgeschtouen  272.  Padua,  Uisth.  v.  Venedig  besetat  i 

Nuntiatur,    Errichtung    einer    in  Pallium  vom  Kaiser  vertheilt  1 

Berlin    3S'i.   —   in   Deutschland  Papalisti  in  Venedig  69U. 

von     kaiserlicher    Genehmigung  Papst,  Würde  des  S7.  —  Infali 

abbängigfil.  -  in  Manch fn  2C0.  litftt   des  766  f.   —    Stellung 

21)7.  —  Tribunal  der  in  Toscana  den  FQrsten  38.  —  rülkerre 

tm.  liehe  Stellung  des  39.  —  Lei 

Nurra,  EB.  v.  Caffliari,  in  Conflict  berr    der   europäischen    Stu 

mit  d.  sardin.  Begier   716.  39.    -    vertbeilt   neu    entdei 

LAnder  39.  —  beansprucfat  ^ 

"-  leihung  der  KOntgsvOrde  8d. 

Überkircheurath .  i>a<l.,   in  ConBict  Jurisdiction,    Beschwerden   t 

mit  dem  EB,  t.  Freiburg  4r>e.  die  des  66.  —  gegenüber  Engl 

Ober-Präsideut ,  kirchl.  Befugnisse  747.753.    -  btellnng  zom  frl 

des  in  Preuisen  330.  KOnice    24.    —    Rechte    des 

Oberrhein,  Verhaltniss  t.  Staat  u.  Frankreich  478.  480.  —  Rei 

Kirche  am  355  ff.  44i)  ff.  des  in  Spanien  590. 

OberlhOr,  Prof.  in  Bonn  297.  PapBtwahl40.  —  nachNicolaual. 

Ober-Tribunal.  Preuss,  Interprcta-  Paris,    Synode   v.   614,    aber 

tion    des    Art.    IB.    der  Prenss.  schorswablen  24. 

Verl.-Urk.  43i-.  Parlament  r.  Paris  468. 

Ocboa  Miguel,  in  Conflict  mit  der  Parlamente,  f raniösiache  ThKtig 

Regierung  550.  gegen  kirchliche  Uebergriffe  47 

0  Keefe,  Bischof,  über  InfallibiliUt  —  Einwirkungen  anf  die  Kii 

des  Papstes  754.  488. 

Oldenburg,  Verb,  v.  Staat  u.  Kirche  Parma,  Conflict  mit  Klemena  X 

in  394.  iK).  6.03.  67il.  667.  688. 

OlmUtz,  Bischof  v.,  Wahl  des  311.  Parochialnexui  in  Schlesien  26' 

Omptedn  v.,  ilannov.  Uesandter  in  Paschalis  li.  Ober  England  Stell 

Rom  951.  zur  Kirche  729. 
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Pue  siehe  Flacet. 

PatroDatBtreitigkeiten ,  Cognition 
Ober  in  England  735.  —  in 
Frankreich  463. 

Paul  II.  excommunicirt  Georg  Fo- 
diebrad  479.  —  über  ^eistl.  Ge- 
richtsbarkeit in  Venedig  6ü2, 

PanI  III.,  aber  seistl.  Gerichtsbar- 
keit in  Tenedig  693.  —  excom- 
municirt  Heinrich  Vlll.  von  Eng- 
land 750. 

Paul  V.,  Ober  den  Eid  der  Katho- 
liken in  England  749.  —  Ober 
Placet  in  Lucca  99G.  —  excom- 
municirt  yenedig  (J9C. 

PauperiamuB  in  Belgien  G36. 

Paz,  de  j  Quimonez,  Alvar  Ober 
recuiBoB  de  fuerza  662. 

Pedro  1-,  K.  V.  Portugal,  achlieast 
Coocordat  679.  —  t.  Portugal 
aber  Placet  678. 

Pehem,  Jua.  Joh.  Nep.  169.  1S5. 

Pelagius  L,  Stellnog  gegenttber  dem 
fränk.  EOnige  24. 

Pereira  de  CaBtru,  aber  appellatto 
ab  abuBu  in  Portugal  675. 

Peter  Leopold  v.  Toacana,  Stellung 
z.  Kirche  G85.  —  aiehe  auch 
Leopold  11. 

Peter  n.,  v.  Aragon ,  über  Exoom- 
municationen  S3i. 

PetruB,  Abt  von  Oldisleben,  vom 
Hera.  t.  Sachsen  abgeaetzt  103. 

PfrQndenbesetzungiNothwendLgkeit 
dea  Staat].  Binflusses  auf  die  768. 
—  in  Baiern  202.  —  in  Baden 
:;87,  465.  —  in  Belgien  «20. 
t)30.  üSS  ff.  —  in  Churheeaen 
387.  —  in  Frankfurt  388.  —  in 
Italien  920.  —  in  Nassau  »87.  - 
in  d.  Niederlanden  686.  C02.  ~ 
inOeBterreichI16.  ~  inPrenssen 
267.  428.  —  in  Sachsen  103.  — 
in  Spanien  643.  —  in  Toacana 
G68.  —  in  Tenedig  691.  -  in 
WOrttemberg  387.  —  Streitig- 
keiten ttber  die,  siehe  Beneflcien. 
Gerichtsbarkeit. 

Philipp  r.  Schwaben ,  Stellung  zur 
Kirche  62. 

Philipp,  Herz,  v  Burgund,  aber 
Placet  590.  —  Ober  geistliche  Ge- 
richtscompetenz  592.  —  Concordat 
mit  B.   Rudolph  t.  Utrecht  693. 

Philipp  d.  SchOne  t.  Frankreich, 
Kampf  mit  d.  l'apate  476. 

Philipp  II.  T.  Spanien,  in  Neapel 
661.    —    aber   die  Recursoa  de 


ftaerza  549.  —  aber  appellat.  ab 
abusu  in  Portugal  575.  —  Aber 
Placet  544.  554.  —  Ober  Placet 
in  Neapel  6ü2,  —  Qbor  Placet  in 
den  Niederlanden  59G.  —  bewirkt 
neue  DiOcesancircumscriptioa  in 
d.  Niederlanden  699.  —  auf  d. 
Trlenter  Conoil  73, 

Philipp  HI.  T.  Spanien,  aber  Re- 
cursoa de  faerza  552. 

Philipp  IV.,  V.  Spanien,  Ober  re- 
cursoa de  fuerza  55.S.  —  Ober 
Placet  in  d.  Niederlanden  5!I7. 

Phillipa.  Georg,  gegen  d  Jesuiten 
795. 

Pienza,  B.  t,,  in  Conflict  mit  der 
Regier,  t.  Toscana  685. 

Finerolo ,  Profinz  ,  appel  comme 
d'abuB  in  der  706. 

Pisa,  CoDcil  t.  J.  1611  65. 

Fisani,  Cardinal  691. 

Pistoja,  Synode  *.  308.  687. 

Pithou,  Pierre  496. 

PiuB  II.  in  Conflict  mit  Spanien  639. 

Piua  IV.,  über  Spanien  542. 

Pius  V.  gegen  Placet  in  Neapel  663. 

—  eacommanicirt  Elisabeth  Ton 
England  749. 

Pius  VI.  gegen  Synode  t.  Pistoja  687. 
PiusTII.  gegenOberOeaterreichSie. 

—  über  die  Staata-Gesetze  der 
obcrrhein.KirchenproTioz369.  — 
Ober  den  Abbruch  d.  wQrttemb. 
ConcordatsTerhsndl.  S57. 

Pius  IX,  macht  Dogma  der  imma- 
culata  conceptio  38.  —  gegenober 
England  753.  —  Encjclika  in 
Frankreich  517.  —  über  den 
Conflict  des  EB.  *.  Freiburg  mit 
der  bad.  Regier.  458.  —  gegen- 
Dber  d.    ital.  Qarantiegesetz  726. 

—  gegenüber  OeBterreich316. — 
hebt  öaterr.  Geaetie  auf  40.  417. 

—  gegen  appel  comme  d'abna  in 
Sardinien  717,  —  gegenüber  den 
aardin,  Gesetzen  717.  —  über  d. 
sicil.  Monarchie  677  f. 

Placet,  Kritik  des  7U9.  —  Ddllinger 
über  400.   —    Pehem   über  161. 

—  Riegger  über  143.  —  In  den 
Frankf.  Conferenzen  364.  —  in 
d.  Vfürzhorger  Confer.  400.  — 
in  Baden  357.  382.  460.  —  in 
Baiern  64.  234.  236.  258.  261. 
264.  321.  323.  328.420.421.423. 

—  in  Brannscbweig  898.  —  in 
Belgien  699.  634.  —  in  Cleve 
106.   —  in  DeutBCblaud  62.  89 
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—  in  d.  deuttcb.  geietl.  FarBtenth. 
^98.  —  in  Enstlanil  72it.  7S2.  ~ 
in  Frwikreich  477.  503.  B17.  - 
in  lUonoTur  354.  —  io  llesEca- 
DanoBhult  356,  i&>.  463.  —  in 
HoUud  ß47.    —    in  lulien  7:^6. 

—  in  Lucca  6:ni.  —  in  Nassau 
357.  471.  —  iD  Neapel  666.  ti62. 
tm.  66a  f.7l.  —  in  d.  Nieder- 
hodeii  569.  610.  612.  G22.  —  id 
Oesterreicli  102.  151.  167.  178. 
SOe.  405,  411.  —  in  Parma  689. 

—  in  Preussen  276,  2^2.  287. 
.130.  339.  Bi:>.  433.  -  in  Por- 
tugal 576.  .''.-O.  —  in  Sachsen 
390.    -  in  liiachBen-Wcimar  31)2. 

—  in  Sardinien  HO'.).  708.  —  in 
Spanien  640  f.  543.  .'<G3.  671. 
[siehe  auch  retcncion  de  bnlas) 
--  iDTo«cana683.  685.  I>8<i,  688. 

-  in  Venedifr  694.  701.  -  in 
Württemberg  367,  382.  4(8.460. 
452. 

Planck,  Prof.  in  Göttingen,  Über 
appellatio  ab  abusu  -^50. 

Pletz,  Bnrgpfarrcr  in  Wien  Hlii. 

Podiebrad,  Georg,  seine  Kicommu- 
aication  in  Frankreich  nicht  ver- 
kündigt 479. 

Poitiers,  h.  t.  ,  verßilt  dem  appe) 
e.  d'abns  i.  J.  1820  52J.  —  i.  J. 
1863  ."]27.  —  publicFrt  ReRcii  Ver- 
bot d.  Encyciiks  PiuB  IX.  617. 

Pola,  B.  T.,  Conflict  mit  Jnsepb  II. 
174. 

Polen,  Verb  v.  Staat  u.  Kirche  in 
21-0.  —  wahrend  d.  CouHictee 
iw.  Papst  H.  Venedig  6118. 

Portalifl.  aber  Staat  n.  Kirche  516. 

Portugal ,  VerhMiniss  von  Staat  u. 
Kirche  in  671  ft.  —  in  Lehns- 
abhftngigkeit  vom  Papste  »9. 

PossesBgebuDg  der  Geiatl.  in  Dniern 
ins.  220. 

Praemunire  736,  747  f. 

Prftlaten.  Wahl  der  io  Baiern  I8U. 
201.  204  ff.  215.  219.  221.  227. 
247.  258.  -   in  Frankreich  481. 

—  in  Oeslerreich  274.  —  in 
Preussen  274  —  siehe  auch  Bi- 
sch nfswabl. 

Pragmatica  ratalana  in  Neapel  ijG4. 

Predi^iten,  Repression  gegen  in  Ba- 
den 463.  —  in  Belgien  612.  — 
in  Deutschland  B7.  806.  —  in 
Frankreich  610,  —  in  OeBlerreich 
169.  —  in  Portngal  680.   —  in 


Sardinien  719.  -  in  Seh 
280. 

Preusaen,  Verh&ltnisa  v.  S(a 
Kirche  in  26ü.  ü29.  42ti.  ~  { 
Ober  d.  Episcopalismus  3! 
gegenQbcr  d.  K&lner  Nun 
299  f.  —  kirchliche  Prbjprt 
dem  Wiener  Cougresoe  30 
lehnt  llethciliguug  &n  den  I 
ruher  Conferencen  d.  J  18; 
443.  —  treibt  Wörttemberg 
CoDCurilale  449. 

Priester,  Stellung  der  35. 

Processi onen   in    KnrkOln    29! 
in  den  Niederlanden  tili. 
OeBlerreich  179. 

Protestanten  in  Baiero  2(10.  . 
(lern  geistl.  Fürstenth.  Den 
landB2:i4.  —  Reciirs  wegen  i 
brauch  der  geistlichen  Am 
walt  bei  ilcn  05.  --  app 
d'abuB  gegen  GeiBtIicbe  de 
Frankreich  627.  —  Stellung 
in  d    Span.  Niederlanden  60 

Protestantismus,  seine  Grundi 
Ober  Staat  u.  Kirche  8.^1. 

Provence,  in  LehnBabhftngigkc 
Papste  S9. 

Provida  solcrsque,  Bulle  369. 

Pn>Tincialconcilien  in  Spanien 

Provisionen,  päpstliche,  Beacl 
kungen    in    üeulacbland    63 

—  in  Baiero  197.  —  in  Eng 
782.  —  in  Frankreich  4bK. 
Neapel  660.  —  in  den  Ni< 
landen  590.  —  in    Portugal 

—  in  Spanien  544. 
Prüfungen  d.  Geistlichen  in  B 

385.  465.  —  in  Gaiern  2_'i 
staatliche  in  Belgien  (>37. 
(1.  fieiitl.  in  Cborhesaen  üBi 
in  Nassau  386.  —  in  Preu 
287.   432.    -     in    WOrttem 

386.  447.  —  Nathwendigkeil 
staatlichen  Betheiligung  bei 
792. 

Pscudoisi  dorische  Decretalen  . 

fluBB  auf  das  Verh&ltniss  von  i 

und  Kirche  2D. 
Pulververacbwörnng  in  England 
pTTmcnt  nimmt  an  d.  Fraokf. 

ferenzen  Theil  363. 


Radowila   v.  .    gegen    die    Jesi 

79,-). 
Ratfa,  geistl.    in   Baieru  188, 

261.  261.  —  aber  die  baier. 
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chen  Verwaltung  836.  —  in  Würt- 
temberg 356. 

Rauscher,  Card.  EB.  v.  Wien,  über 
Staat  u.  Kirche  410.  —  in  Con- 
tiict  mit  der  österr.  Regier.  419. 

Rautenstrauch,  Abt  144. 

reclamo  in  Siciiieu  774. 

Rechenberger ,  Lehrb.  d.  Kirchen- 
rechts 308. 

Recurs' wegen  Missbrauch  der  geistl. 
Amtsgewalt  im  fräuk.  Reiche  27. 

—  an  den   deutschen  Kaiser  96. 

—  an  den  röm.  Kaiser  16.  — 
Beschluss  der  Karlsruher  Con- 
ferenz  d.  J.  1852  über  den  443. 

—  siehe  auch  Appellatio  ab  ab- 
UBU.  —  in  weltlichen  Sachen 
nach  Rom  verboten  in  Deutsch- 
land 82. 

Recurso  de  fuerza,  Ursprang  des  534. 
456  ff.  557.  —  Formular  für  Eiu- 
bringuug  des  913  ff.  —  siehe  auch 
appellatio  ab  abusu. 

Recursos  de  conocer  en  ei  modo 
559.  —  de  fuerza  en  conocer  y 
proceder  500.  —  de  retencion 
563.  —  en  la  cobranza  de  rentas 
y  de  millones  562.  —  de  fuerza 
en  no  otorgar  562.  —  en  la  com- 
petencia  de  dos  jueces  eclesid- 
sticoB  564.  —  de  proteccion  de 
los  reguläres  563.  —  de  nuevos 
diezmos  565. 

Recursus  ad  principcm  siehe  ap- 
pellatio ab  abusa,  recurso  de 
fuerza. 

Regalienrecht  in  England  732.  — 
in  Frankreich  48 1.  —  in  Neapel 
655.  658. 

Regensburg  ezcommanicirt  60.  — 
Stiftung  des  Erzbisthumes  302. 

Reich,  deutsches,  Debatten  Aber 
Staat  u.  Kirche  im  Reichstage 
V.  J.,  1871  403.  —  Placet  im  89. 

—  muss  die  kirchliche  Frage 
lösen  821. 

Reichlin-Meldegg  v.,  Prof.  in  Frei- 
burg 385. 

Reichsabschied,  jüngster,  verbietet 
Recnrse  nach  Rom  83. 

Reichs- Acht,  Folge  des  Kirchen- 
bannes 58. 

Reichsdeputations  •  Hauptschluss  v. 
J.  1803  301. 

Reichsgerichte,  Competenz  in  Kir- 
chen-Sachen 80. 

Reisach,  Of.,  EB.  v.  München,  über 
appellatio  ab  abusu  401. 


Reissmann,  Domcapitular,  über  ap- 
pellatio ab  abusu  401. 
Religion,   Verh&ltniss  der  antiken 

z.  Staate  3.  ~  der  christlichen 4  ff. 
Religiousgesellschaften  in  Portugal 

580.    —   in  Preussen   seit  d.  J. 

1848  427. 
Religionsrath  in  Baiern  188. 
Religionsunterricht  784.  —  in  Bel- 
gien 63').  —  in  Preussen  432. 
Reuftle,  Pfarrer  v.  Mering,  ergreift 

Recurs  an  d.  baier.  Regier.  423. 
Rentas  in  Spanien  562. 
Residenz  der  Bischöfe,  Btaatl.  Auf- 
sicht über  die  in  Sicilien  674. 
Reservationen,  päpstl. ,  aufgehoben 

in  Ocsterreich  166. 
retencion  de  bulas,  Ursprung  der 

534.'  —  siehe  Placet. 
Revolution,  franz.,  Einfluss  auf  d. 

kath.  Kirche  512. 
Rheinprovinz,  Verh&ltn.  von  Staat 

u.  Kirche  in  d.  329. 
Ricasoli  hebt  toskan.  Concordat  auf 

688. 
Ricci,  B.  V.  Prato  687. 
Richard    IL,    von   England,    über 

Ketzerei  733.  —  über  praemunire 

740. 
Richartz,  B.  von  Augsburg,   über 

appellatio  ab  abusu  401. 
Riegger,  Paul  Joseph  v.  142. 
Riffel,  Prof.  in  Tübingen  385. 
Rinaldi  Cirino  678. 
Ritter.  Prof.  in  Breslau,  gegen  EB. 

v.  Köln  341. 
Robert,  K.  v.  Neapel  659.  —  über 

geistl.  Amtsmissbräuche  660. 
Roger,  Graf,   erhflJt  Privileg,  von 

Urban  II.  673. 
Rosenkranzvereine   in   Oesterreich 

316. 
Rota   romaua ,   Verh.   zu   den  re- 
cursos de  fuerza  568. 
Rottenburg,  Errichtung  des  Bisth. 

370.  —  Motion   d.  B.  v.  in  der 

Württemb.   Kammer   890.  —  B. 

V.,  inConflict  mit  der  Württemb. 

Regier.  447. 
Ronen,  B  v.,  Hirtenbrief  v.  J.  1825 

520. 
Rousseaus  Werke  in  Churtrier  298. 
Roussillon,  Ordon.  v.,   über  geistl. 

Gerichtsbarkeit  505. 
Rudolph  IV.,  Herz.  v.  Oesterreich, 

Stellung  z.  Kirche  110. 
Rudolph  V.  Habsburg,  Stellung  zur 

Kirche  52. 
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Rudolf  It. .   Kaiser ,   Stellung  znr 

Kirche  22B. 
Radigier,  li.  v.  Linz  in  Conflict  mit 

der  öBterr.  RegieruDB  41(i.  416. 
Rüssel,  E*rl,  bcautmgc  Kircheatitel- 

bill  76H. 
EnKland  iu  Lclinsabhllogigkcit  v. 

I'apsio  S9. 
RuiticQBiKvnpfgcg.  C'oDiiantius  11. 


üabioes«,  Cardin.,  Conflict  mit  der 

Republ,  FJurenz  (iT!i. 
Sacbaeii,  Verhftltniu  von  Kirche  u. 

Staat  101.  ü'JO.   —  in  Lebnsab- 

hAngigkeit  vom  Papbte  i'.9. 
Sachsen- AltboburR   nimmt  an   den 

Frankf,  CiiDfcrenzen  Theil.3ii3. 
äucbsen-l'i'burg-Saalfdd   nimmt  an 

d  Frankl.  ConfcrenEcu  Tbeil  8i)3. 
Sacbtcii-(>otha  nimmt  an  d.  Frank r. 

Lloul'tTcnzen  Theil  3ti3. 
bachBcn-IlildburßhanieD   nimmt  aa 

d.  Frankf.  Confvrenzen  Tbeil  96:^. 
Sachscn-Meininircn ,   Vcrh.  t.  Staat 

u.  Kirche  in  3:i3 
Sachsen- Weimar,  Verb.  v.  Staat  u. 

Kirche  in  3'->'2. 
äach Ben Ri liege! .  StclluDg  zur  Kiri'hc 

GS.  --  Ober  Kolben  d.  DaimcB  »9. 
Sacramente,  Vit  Weiterung  der  804. 

—  \'erweigprung  der  von  Reichs- 
wpgoii  unlers.igt  !)8.  —  in  Frank- 
reich &iMi.  S2-1.  —  in  Neapel  67o. 

—  in  Oeslerrcich  122.  —  in 
PrcuHüCn  2i)".  —  Ncjthwt-ndigkeit 
der  staatlichen  C'i'titrole  Mj7. 

tiacrik-giiim  in  Frankreich  v.  geistl. 
Gericht  hcurthcilt  482. 

Sftculariitatiun  in  Dniern  :I1T.  —  in 
IkOgien  r,32.  -  In  Deutschland 
3()0  f.  —  in  Frankreich  682.  512. 

Saint-JK^dan,  Pfarrer  von,  Cnnflict 
mit  d.   Pariser  Parlamente  TiOT. 

üalamanca.  UniverBiiät,  iiLer  rccur- 
sns  ile  fuerza  61tl. 

Saleedo  651. 

SaUti,  Capit&n,  cxcommnnicirt  in 
Neapel  Uli. 

Salgadü  de  Saraoza  651.  —  Ein- 
wirkung auf  d.  Niederlande  (iOO. 

—  Lopez,  Ober  recursi>H  de  fuerza 
r.52. 

SamoEata,  Paulus  vtim  Kaiser  zum 
Schutü  angernfcn  11. 

Sancho  IL  v.  Portugal  v.  Papste  ab- 
gesetzt fi72.  —  Urheber  d.  ap- 
l)ellatio  ah  abusu  673. 


SanctioD,  prKgmit,  Karii  VI 

Frankreich  488  ff. 
Santiago,  Eb.  t..  Conflirt  mit  d 

Regierung  670. 
Saracino  Scipjone  ^97. 
bardinien,  VerhtÜtuiss   roa  St 

Kirche  im  Köuigrciclic  ~<>4 

in  Lehueabhaugigkcit  v.  Pap 
Ssrpi  Fra  Paulo  69.".  f. 
Schaffhauüen,  Verein  384. 
Schelle,  Prot'.,  in  äalzbitr?  2l 
Schlegel,   Fried r. .   auf  d.    V 

Ciiiigresse  302. 
Schiebten,   Verbältn.    v.  ätaai 

Kirche  in  2t>6.  —  liturgisch« 

Scblusser,  Rath,  auf  d   Wienei 

grosse  302. 
Schmedding,  Freiiss.  Geh.  Obo 

fier.-Riitb  33U.  349. 
uitz- Urolleuburg ,    Frhr. , 

handelt  Concordat  mit  Rom 
h^rliueidcr,  Eulogius  2U9. 
Schottland  in  Lehnsabhäiigigk 

Papste  S9. 
Srhreiber ,  Prof.,  in  Freiburg 
Schriften  gegen  Frieden    der 

feBsiunen  in  Deutubland    T' 

tcu  67. 
SchTile,  VerhältnisB  der  Kirche 

7t>3.  4i)G.  —  in  Baden  4ti5. 

—  in  Baicru  262.  _  in  Üel 
€37  ff.  -  in  Deutachland  40 
in  d.  deutschen  geistl.  Für 
IbDmern   ^9Ö.  —  in   Mains 

—  in  Münster  206.  —  in  Ki 
671.  —  in  d.  Niederlanden  ti 

—  iu  Oesterreich  4)0.  — 
PreuBsen  432.  —  in  Sardinien 
715.  —  in  Venedig  ü95.  — 
Wunsch  des  Clerus  298.  'M\. 

—  von  der  Kirche  zu  tre 
7S3  ff. 

Seh  Warzen berg,  Card  ,  Eb.  v.  Pr: 
Ciinflict  mit  ä.  Bsterr.  Regie 

Schweden  iu  Lehnsabh&ngigke 

Papste  3'J. 
Schweiz ,  Verpflichtung  der  G 

liehen  auf  die  StaatsgesetEe 
Scliasiiau,  K.  v.  Portugal,  Bcbl 

Concordat  .'J73.  —  über  appel 

ab  abiiBU  ÜT4. 
Sccus,  Ober  kirchl.  Association! 

heil  G3(i. 
Scdlnitzky.  Qf ,  Fflrgtbiach.  v  ] 

lau  347. 
Sekten  d.  UittelalL  gegen  Giern 
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Seelsorge,  Eiufluss  d.  Staates  auf 
die  in  Baieru  229.  —  id  Sicilien 
674. 

Segretariadella  giurisdizione  in  Flo- 
renz 680. 

Seid,  Kanzler,  flb.  die  Domcapitel  76. 

Seminar,  geistl.,  in  Churheseen  384. 
—  in  Köln,  Schritte  des  Eb.  v. 
Köln  gegen  das  342.  •—  zu  be- 
-seitigen  816  (siehe  auch  Gonvicte.) 

Serrano  669. 

Sesse  651. 

Severoli,  Nuntius  801. 

Sevilla  interdicirt  634. 

Siccardi  le^gi  715. 

Sicilien,  \erhältniss  ▼.  Staat  und 
Kirche  in  672.  —  in  Lehnsab- 
hängigkeit Y.  Papste  39. 

Siegbert  IIL,  Anordnung  über  Sy- 
noden 24. 

Siegismund,  Mgf.  von  Brandenburg, 
untersagt  Excomunication  106.  — 
Herz.  V.  Oesterreich  und  Nicolaus 
V.  Cusa  113. 

Siete  Partidas,  Vorschriften  über 
kirchliche  Materien  629.  688. 

Simonie  des  Papstes  43. 

Sinzendorf,  Card.  B.  v.  Breslau  273. 

Sixtus  lY.  im  Confiict  mit  Spanien 
539.  —  excommunicirt  Venedig 
G89.  —  über  geistl.  Gerichtsbar- 
keit in  Venedig  692. 

Sodomie,  Bestrafung  von  Geistlichen 
wegen  5a.  —  Gerichtsbarkeit  über 
in  Frankreich  482. 

Solorzano  561. 

Sonne  und  Mond  als  Staat  und 
Kirche  36. 

Soonenfels,  Frhr.  v.  157. 

Spanien,  Verhftltniss  v.  Kirche  u. 
Staat  in  529.  ~  in  Lehnsab- 
hängigkeit vom  Papste  89.  —  ge- 
genüber dem  Gonflicte  zwischen 
Venedig  u.  d.  Papste  699. 

Spiegel.  Prof.  in  Bonn  297. 

Spiegel,  Gf.,  Eb.  v.  Köln  330. 

Spitäler  unter  staatl.  Aufsicht  in 
Oesterreich  123. 

Spolienrecht  des  Papstes  44.  G69. 
~  der  Fürsten  44.  —  in  England 
732,  —  in  Frankreich  481.  —  in 
Neapel  656.  669.  668. 

Staat,  Wesen  des  nach  kirchlicher 
Auffassung  36.  —  der  mittelalter- 
liche kirchlichen  Üebergriffen  ge- 
genüber 761.  —  d.  absolute  der 
Kirche  gegenüber  762.  —  der 
coustitutionelle  der  Kirche  gegen- 


über 768.  —  Schutzpflichten  des 
gegenüber    der  Kirche    40. 
Staatsbeamte,  Stellung   zu  kirchl. 
Censuren  809.  —  in  Baden  464  f. 

—  iu  England  737.  —  in  Frank- 
reich 479.  —  in  Neapel  670.  — 
in  Preussen  485  f.  —  in  Spanien 
561.  —  in  Venedig  690. 

Staatsrath  in  Frankreich  entschei- 
det über  appel  c.  d'abus  619.  626. 

Stein,  Frhr.  t.,  gegen  Concordat  333. 

Stephan,  Herz.  ▼.  Baiern  wendet 
Placet  an  62.  —  K.  ▼.  England 
verzichtet  auf  das  Recht,  die  Bi- 
schöfe zu  nominiren  731. 

Steuern,  Verpflichtung  des  GleruB 
zu  40.  —  in  Baiern  201.  214. 
219.  227.  244.  258.  —  in  England 
732.  —  in  Frankreich  480.  481. 
488.  —  in  Oesterreich  111.  117. 

—  kirchliche  in  Preussen  433.  — 
d.  Geistlichk.  in  d.  Prov.  Preussen 
282.  —  in  Schlesien  274.  —  in 
Spanieu  543.  —  in  Toscana  683. 

—  in  Venedig  694. 
Stolgebühren  in  Schlesien  209. 
Strafe,  kirchliche,  vom  Staate  zu 

exequiren  42. 

Strafen  gegen  Prälaten  verhängt 
94 ;  siehe  auch  Landesverweisung, 
Temporalien,  Strafgesetz. 

Strafgesetz  bezüglich  d.  Geistlichen 
in  Baden  463.  —  in  Belgien  642. 
i.  Brauoschweig  393.  —  i.  Deutsch- 
land 806.  —  in  Frankreich  617. 
622.   -   im  Königr.  Italien  727. 

—  in  d.  Niederlanden  624.  —  in 
Portugal  579.  —  in  Sardinien  718. 

—  in  Spanien  666.  807.  —  in 
Württemberg  464. 

Strafoldo,  Gf,  Conflict  m.  Joseph  H. 
174. 

Strassburg  excommunicirt  60. 

Studium,  theolog.,  in  Oestreich  nach 
dem  Concordate  413. 

Suarez,  Redact.  des  allgem.  preuss. 
Landrechts  286. 862.  —  in  Frank- 
reich verboten  601. 

Supremateid  in  England  747. 

Suspension  deutscher  Prälaten  von 
weltl.  Regierungsrechten  66 ;  siehe 
auch  Disciplinargerichtsbarkeit. 

Synoden,  Verhältniss  d.  röm.  Kaiser 
zu  den  10.  —  Stellung  der  zum 
röm.  Kaiser  15.  —  zum  fränk. 
Könige  24.  —  unter  den  Karo- 
lingern 26.  —  Staat!.  Controle  der 
in  England   738.  —  in  Neapel 
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4.  G68. 671.  —  in  Preassen  287. 
in  SpmieD  655.   —   in  Tos- 


T. 

T«iiereil    schUisBl    KonkordU   mit 
CoeluBliD  III.  üöB. 
.  Tanqaercl,  JeiD  501. 

T&nucci,  Minister,  Wirksamkeit  in 
Neapel  am. 

Taurtwang  7BG  —  in  Preussen  432. 

Tempor»liei],  Sperrung  der  in  Kaiern 
•i32.  245.  259.  -  in  Neapel  ü65. 
—  in  d.  Niederlanden  t>U7.  ü27. 
--  in  Üealcrreich  ai  1.  —  in  Spa- 
nien G66. 

Tertuilian,  Aber  dag  Verb.  d.  Chti' 
«teotbuin  rum  Staate  4. 

Teatameiite,  Cogoitinn  nb.  in  Italern 
l!H.  203  —  in  Kngland  785.  — 
in  P'rsnkreicb  482.  —  atl  pius 
causBB  in  Venedig  (i8H. 

TestamentBgerichtBbof  in  England 
746. 

TbeatiDcr  in  Venedig  liSS. 

Thcodencb  ,  Stellung  zu  den  rßm. 
Biichöfen  20. 

TheodoBiuB  II.,  über  Kirche  und 
Staat  i>.  —  setzt  H.  Irenaeua  ab  17 

Thun,  Graf,  Ob,  ötaat  u.  Kirche  40H. 

Tilff,  Hissiouen  iu  U36. 

TuleraDzind.  Niederlanden  eil.  GIG. 

Tonsur,  Wicbiigkeit  derselben  fOr 
den  gcistl.  Gericbtsgtand  45.  ö2. 

ToBkaiia,  Verhftltn.  v.  Slaat  nad 
Kircbe  in  (iT8  ff. 

Toulouse,  Eb.  V.,  verfallt  i.  J.  1824 
d.  appel  c.  d'abus  .SIS, 

Tournai,  FrivilFg.  bezQglicb  des  In- 
terdictes  5"J3.  —  B.  vna,  relatio 
Status  des  hVX  —  gt^geu  dio  Tu- 
ierauE  G18. 

TrcnnuDK  t.  Staat  u.  Kircbe  768. 
■—  in  Amerika  778.  —  in  Belgien 
«27  ff.  —  in  England  779.  —  in 
Italien  T20  ff. 

Treueid  d.  sobleB.  Oeistlicbkeit  272; 
B.  aucli  Eid. 

TreviEo,  B.  v.,  wShrend  d.  Conflictes 
zw.  Papat  u.  Venedig  Cfle. 

Tricnt,  Coucil  t.,  reformirt  kircbl. 
MiseetHnde  Tl.  —  KOtiig  von 
Sp.inien,  Scbutzberr  der  Ausfoh- 
ruDic  des  In  Spanien  564.  — 
Stellung  d.  OBicrr.  BebSrden  zun 
122.  —  Publication  d.  Schlüsse 
des  in  Baiern  2ö8.  ~  in  Neapel 
54J,  663.  —  In  d.  Span.  Nieder- 


landen 614.  S95.  —  in  O 

197.  —  in    Spanien    &44. 

Toscana  fi83. 
-Trier,  Eb.  t.,  gefangen  gesi 
Tflbineen,  Wilbelmsstift  in 
TDrckheim,  Fhr.  v  ,  verhaiidi 

cordat  mit  Rom  363. 

U. 

Ulm  eicommunicirt  69. 
Ultramontanismua  i.  Frankrei 
Unterriebt,  Treibeit  des,  W 

d   Eb.  T.  Mecbeln  Ober  d 

—  in  Belgien  630. 
Unterricbtswesen  in  Belgien 

in  Venedig  tj9&;  a.  aacb  I 
üüiversit&ten  in  d.  deutsch. 

FUrBtentbOmem  293.    —  j 

gicu  tiS7.  -  CoDtroIe  aber 

Spanien  506.  —  Nothwen< 

des  Stadiums  auf  den,  fo 

riker  812  ff. 
UnigenitUB.  Bulle  584.  —  E 

die  den  neig,  Bischöfen  ve 

613.  —  Verbot  der  Fublicai 

d.  Niederlanden  601.  ~-iD< 

reich  167. 
Urban  11.  ertheilt  d.  Gf.  Rog( 

vileg  für  Sidlien  673. 
Üiban  VIII.  gegen   d.    Dnir. 

LS  wen  5»G. 
Urgel,  B.  v.,  Conflict  mit  d. 

Kegler nog  670. 
Urrico  Pietro,  pfipgtl.  Verbot 

Scbrift  in  Bom  nicht  publidi 
Utrecht,  Flacet  in  690. 


Valdemarino  Braodolino  ü'Jü. 

Valladulid,  üniTersiUU,  aber 
SOS  de  fuerza  649. 

Van  Espen  18». 

Van  Swieten  141. 

Vargss,  Francisco  de  5J9. 

Vecbta,  Olficialal  zn  304. 

VeuediR,  VerhWtn.  Fon  Staa 
Kirche  iu  üSS  ff.  —  gege 
dem  Trienter  Concil  78. 

Vercinafreiheit  den  Orden  { 
Ober  79ii. 

Vereine,    kirchl.  WOnsche  de 
T.  Mecbeln  über  die  Bildun 
630.    —    in  Belf-ien    636. 
PreuBsen  i2S. 

Verlöbnisse ,  Gerichtsbarkeit 
in  Baiern  253.  —  in  den  N 
landen  592.  —  in  Spanien 

Vermögen,  kirchliches,  Ansch' 
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desselben  im  Mittelalter  46.  — 
in  Bai  cm  250.  —  in  Belgien  686. 
—  in  den  Niederlanden  ö89.  — 
Nothwendigkeit  der  staatl.  Ober- 
aufsicht über  das  792.  — -  Ver- 
waltung des  in  Baden  4G5.  —  in 
Baiern  201.  230.  —  in  Prcussen 
433. 

Vernimmcn,  Johannes,  legtRecursus 
atl  principem  ein  003. 

Verona,  Bisthum  v.,  Venedig  besetzt 
692.  —  B.  ▼.,  während  des  Con- 
flictes  zw.  Papst  u.  Venedig  698. 

Versammlungsfreib.  in  Belgien  G30. 

Verträge  durch  Eid  confirmirt,  Ge- 
richtsbarkeit über  die  in  Frank- 
reich 483. 

Verwaltungsgerichtshöfe  zur  Garan- 
tie der  Grenzen  zw.  Staat  und 
Kirche  818. 

Veuillot,  über  Gallikanismus  515. 

Viale  Prelä,  Nuntius  in  Wien,  Ein- 
Huss  auf  deutsche  Kirchenange- 
legenheiten 419.  469. 

Vicari,  Eb.  v.  Kreiburg  411. 

Vicariat,  kathol.  in  Breslau  272. 

Victoria,  Königin  v.  England,  be- 
seitigt praemuuirc  Fälle  753. 

Vilaiu  XIV.,  Gf.,  über  Prüfungs- 
wesen in  Belgien  638. 

Villers-Cotteret,  Ordon  v.,  über  den- 
appel  c.  d'abus  493.  —  über  geistl. 
Gerichtsbarkeit  505. 

Vincke,  Ober-Präsid.  v.  337. 

Visitationen,  kiichl..  in  Baiern  214. 
218.  226.  242.  — '  der  Klöster  in 
Baiern  201.  —  kirchliche,  ver- 
nachlässigt in  Sachsen  101. 

Vogt  aus  Giessen  in  dem  Frank- 
furter Parlamente  809. 

Vogt,  Nicolaus,  Prof.  in  Mainz  294. 

Volksbildung  in  Baiern  249.  —  in 
Beigion  641.  —  in  Neapel  671. 

Volksschule  in  Belfiien  610  ff.  — 
in  d.  Niederlanden  610 ;  siehe  auch 
Schule. 

Voltaires  Werke  in  Churtrier   293. 

W. 

Waffen,  Führung  der,  entzieht  «eist- 

licben  Gerichtsstand  53. 
Wagner.  Franz,  östcrr.  Feldbischof 

316. 
Wales    in    Lehnsabhängigkeit   vom 

Pa])Ste  89 
Wahlkapitulationen    der   deutschen 

K.'iiser,  bezügl.  der  kirchl.  Frage 

77.  299. 


Waldeck  nimmt  an  d.  Frankf.  Con- 
ferenzen  Theil  368. 

Walter,  Prof.  Ferd ,  gegen  den  Eb. 
von  Köln  841. 

Wangenheim,  Fhr.  ▼.,  Vorsitzender 
d.  Frankfurter  Conferenzcn  362. 

Wanker,  Eb.  v.  Freiburg  862. 

Wazo,  B.  ▼.  Lüttich,  Stellung  zum 
SUate  32. 

Weber,  Caplan  in  Köln  340. 

Weimer,  Prof.  in  Bonn  297. 

Wenzeslaus  und  Johanna,  Herz.  v. 
Brabant,  über  Place t  690. 

Werkmeister  356. 

Wessenberg  auf  d.  Wiener  Con- 
gresse  303.  856.  —  Coadjutor  in 
Coustanz  300. 

Westenrieder  260. 

Westpreussen ,  Verh.  v.  Staat  u. 
Kirche  in  281  ff. 

Windessem,  General  des  Capitels 
y.  legt  recursus  ad  principem  ein 
604. 

Wien,  Conferenz  des  österr.  Eids- 
copates  im  März  1849  zu  408.  — 
Versammlung  des  österr.  Episco- 
pates  zu,  i.  J.  1867  416.  —  Con- 
gress  zu,  kirchl.  Verband!,  auf  d. 
302  f.  —  Universität,  Stiftung  d. 
HO.  —  unter  Franz  II.  308. 

Wilh.  u.  Ludw.,  Herz.  v.  Baiern 
über  Reform  d.  Kirche  185. 

Wilhelm  V.  v.  Baiern,  Stellung  z. 
Kiiche  198. 

Wilhelm,  Herz.  v.  Cleve  Stellung 
z.  Kirche  107. 

Wilhelm  1.  v.  England  weist  Lehns- 
abhängigkeit v.  Rom  zurück  728. 
—  Stellung  z.  Kirche  729.  — 
fühlt  geistl.  Gerichtsbarkeit  ein 
733.  —  üb.  Excommunication  787. 

Wilhelm  II.  v.  England  begeht  Si- 
monie 730. 

Wilhelm  HI.  von  England  750. 

Wilhelm.  Gf.  v.  Holland,  üb.  geist- 
liche Gerichtscompetenz  692.  — 
Concordat  mit  B.  Friedrich  von 
Utrecht  .093. 

Wilhelm  I.  v.  Neai^el,  über  geistl. 
Gerichtsbarkeit  654.  —  schliesst 
Concordat  6ns. 

Wilhelm  II.  v.  Neapel,  üb.  Gerichts- 
stand d.  Cleriker  654. 

Wilhelm  I.,  K.  d.  Niederlande,  Stel- 
lund  z.  Kirche  615  ff. 

Wilhelmsstift  in  Tübingen  384. 

Wimpheling,  Jac,  Beschwerden  ge- 
gen die  Kirche  65. 


fl 


944  Wort-  und  Sftclire|ut«r. 

Wittwen,  OeHchtabukeit  Ober  die  Wsnborg,  CoaferenK  dei 
in  Frankreich  483.  EptACOMtes  m,  L  J.   I 

Wolfgug,   Wilhelm   t.  Pfftlz-Neu- 
bnrg,  Stellung  lor  Kirebe  107.  2, 

Writ  of  coualution  744  —  ofpro- 
hibiüon  741.  T4ii.  Zkupier  200. 

Wncher  in  Dentscbland  vom  geist-  Zehnten,  kirchl.,  in  Seh 
liehen  Forum  zu  richten  C5.  ~  —  in  Spanien  581.  66t 
in  England  734.  —  in  Frankreich  tion  Qber  in  EogUnd  ' 
4B2.  506.  FrankTvicb  48a. 

Warttemberg.  Verh&ltQ.  t.  Staat  u.   Zeno  Qiacomo,  B.  r.  Pa 
Kirche  in  371  ff.  447.  -~  Stellung  Zondadari,  Nuntius  in  Bi 
>.  Kirche  auf  d.  Wiener  Congi  e«s       gewiesen  6 1 3. 
303.   —   nimmt  an  den  Fnuikf.  ZOiich  eicommnnicirt  51 
Cunferencen  Theil  36». 


8.  33.  Z.  7.  T.  u.  stau  »Nicolaus  I.<  iit  lu  leaen  >Nica 
S.  aoH.  Z.  11.  V.  u.  statt  iftbera  ist  tebea«  zu  lesen. 
S.  814.  Z.  IV.  T.  u.  biDter  *Leben<  ist  >widmen<  eiusuj 
S.  818.  Z.  IT.  V.  o.  hinter  •Rechte«  ist  inach«  einzuBcb 


I 


InhaltsüberBicht  zar  zweiten  Abtheilang. 


Erstes  Buch.  Deutschl&Dd  (FortseUnDg  S.  397—471.)- 
IT.  Vom  Jahre  1S48.  big  heute  (S.  397—471.):  Die  kirch- 
liche Politik  i.  J.  1848.  (3.  397.);  die  Berathaag  der  Frankfurter  Grand- 
rechte  (S.  398  —  400.);  die  Würzburger  Cooferenien  dea  deutBchea 
Episcop&tes  (S.  400—403.))  der  norddeutsche  Bond  und  das  deutsche 
Reich  (S.  403). 

1.  üaaterreich  (S.  403—430.):  Die  WünBche  des  Episcopatei 
(S.  403—406.);  der  Reichatag  eu  Kremsier  (S.  40ti.  f.);  die  Reaclion 
der  Regierung  (S.  408-410.);  das  Concordat  (S.  41t.);  die  Folgen  ä«h 
selben  (S.  413.  f.);  die  staatliche  Qesetcgebung  seit  dem  J.  I86G.  (S. 
414-420);  die  kirchUcbe  Opposition  (S.  417-419.). 

2.  Baier D  (8.420—436.):  Die  Folgen  der  Wonbnrger  Confe- 
reneen  (S.  420—423);  der  Conflict  wegen  des  vaticaniachen  Concila  (8. 
423— 42t>.). 

3.  PreuaaeQ  (S.  426—440.):  Die  Entatehung  dea  Art.  16.  der 
Verf.TT.  (S.  436.  f,) ;  die  AasfOhrung  deatelben  (8.  429—488.);  Kritik 
derselben  (S.  438—440.). 

4.  Die  Staaten  der  oberrheini  sehen  Kirchenpro- 
Tinz  (S.  440— 471.):  Die  Forderungen  des  Episcopatea  (S.  440—443.); 
die  Karlsruher  Conferenzen  (S.  442 — 446.);  weitere  Oppoaition  der  Bi- 
scböfe  (3.  445—447). 

a.Warttemberg(3.  447— 4ö4.) :  Der  Confiict  mit  dem  Bischof 
TOD  Rottenbnrg  (S.  447—448.) ;  die  Coo*ention  und  daa  Concordat  (S. 
446—450.);  die  Gesetze  t.  J.  1860.  (S.  461— 4G4.). 

b.  Baden  (3.  464—466.) :  Der  Conflict  mit  dem  Bischof  Ton  Frei- 
bnrg  {3.  454—469.);  daa  Concordat  (S.  4(19—460.);  die  GeseUe  i.  3. 
1860.  (S.  460— 4C5.). 

c.  Heaaen-Darmstadt  (S.  466—469.):  Die  Convention  und 
Versuche  zur  gesetzlichen  Regelang. 

d.  Hassan  (3.  469—471.):  Der  CooBict  mit  dem  Biachof  Toa 
Limburg  und  die  Beilegung  deuelben. 


I 


IV  Inhaltsflberticht 

Zweites  Buch.    Die  aosserdeutschen    Staaten  S. 
475 — 750.). 

I.  Frankreich  (S.  J7o— 528, :  Das  Mittelalter  (S.  475—58^.): 
die  Herrschaft  des  Parlaments  nber  die  Kirche  (S.  488— ('.p2.);  der 
appel  comme  crabas  und  seine  Ausbildung  (S.  492— 4l^t>.};  die  Libert^s 
de  r^frlisc  fzallicane  und  ihre  Folgen  (S.  4%— 5(X).j:  die  einzelnen  Fäll-: 
des  appel  comme  d'abus  (S.  6«)rj— 510.);  da3  Verfahren  (S.  610— 512.  : 
die  Revolution  und  Napoleon  I.  (S.  512-514.):  die  Bnurbonen  uml 
Napoleon  111.  S.  514—516.  :  die  Principicn  der  organischen  Artikel 
(S.  515,  f.  ;  das  Placet  (S.  517—31:).):  der  appel  comme  d'abus  S. 
6ll>-5i7.j;  die  Protestanten  und  Juden  (S.  527.  f.'. 

II.  Spanien  (S.  62'J— 571.):  Alfons  X.  (S.  52y— 533);  die  Re- 
action  des  Staates  gegen  kirchliche  Missbruuche  ;S.  533— 542.  ;  die 
habsburgischen  Fürsten  (S.  542—551.);  das  Placet  S.  544—540.):  die 
Recursos  de  fuerza  ,S.  510—551.);  die  Opposition  der  römischen  Curie 
(S.  651.  f.);  das  Placet  (S.  553—550.);  die  Recursos  de  fuerza  S.  557— 
668);  die  Verjagung  der  Königin  Isabella  und  deren  Consequenzen 
[S,  508-571.). 

III.  Portugal  ;S.  571— 580j:  Atfonso  IL  (S.  571.  f);  die  Con- 
cordias  S.  578—575.);  der  Rcciirsus  ad  principem  (S.  575 — 57s.  ;  das 
Placet  (S.  578.  f.);  Strafgesetze  (S.  570.  f). 

IV.  Belgien  und  Holland  (S.  5^1  — 054.) : 

Zcger  van  Espen  (S.  581—6^6.);  seine  Schrift  de  recursu  ad  prin- 
cipem (S.  585—588.);  das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  im  Mittel- 
alter (S.  568—595.);  das  spanische  Regiment  (S.  5t)5— GOS);  das  Placet 
S.  605— 6i)8.j;  der  Recursus  ad  principem  (S.  598— 0()8.);  der  Zustand 
des  Landes  (8.  G08.) ;  Maria  Theresia  (S.  009—011.);  Joseph  II.  (S. 
011-015.);  die  Revolution.  Wilhelm  I.  (8.  015.  ff.);  die  clericale  Agi- 
tation und  die  Gegen  massrege  In  der  Regierung  (S.  016—022.):  das 
Placet  (S.  022— 024.  ;  der  appel  comme  d'abus  (S.  024.);  der  Prozess 
De  Broglic  (S.  026  -027);  die  Revolution  von  IhSO.  und  die  belgische 
Verfassung  (S.  627—031.):  die  Cousequcnzen  der  letzteren  (S.  031— 
042.);  die  Befugnisse  des  Staates  gegenüber  dem  Missbrauch  geist- 
licher Amtsgewalt  ^S.  042—047.);  Holland  (S.  017—649.);  Luxemburg 
(S.  04U— 054.). 

V.  Italien  (S.  064-728.): 

1.  Neapel  (S.  654—072.):  Die  Normannen  ;S.  664.  f.);  die  SUufer 
(S.  655-067.);  die  Anjous  (S.  667—601.);  die  Spanier  (S.  001.);  das 
Placet  (S.  002—604.);  der  Recursus  ad  principem  (S.  064—665.);  die 
factischeu  Zustände  und  die  Reaction  unter  Tanucci  (S.  666 — 670.); 
die  Hourbnnen  und  die  Kin Verleihung  Neapels  in  das  Königreich  Italien 
(S.  070 --672.). 

2.  Sicilien  ^S.  072—078.):  Die  Monarchie  (S.  073.  ff.). 

3.  Tos ca na  (S.  078—688.):  Das  Mittelalter  (S.  678.  f.);  die 
Medicis  (S.  079—685.);  Franz  I.  und  Peter  Leopold.  Ricci  (8.  666- 
(687.);  vou  1SV6.  bva  li^ute  (ß.  687.  f.). 


Inbaltaabeniolit.  V 

4.  Venedig  (3.6Sa— 704):  Dm  Mittelalter  (8.  688-696);  Sarpi 
ODd  du  Interdict  gegen  Venedig  (S.  696-700.);  die  Folgeieft  (S. 
700-704.}. 

6.  Sftrdinien  und  dna  Königreich  Italien  (8.  704— 
728,):  Der  appel  corame  d'abue  (S.  704-708.);  das  Placet  (S.  708.); 
das  Coneordat  von  1727.  {S.  708-711.);  daa  Concordat  von  1742.  (8. 
711—712.);  die  Regierung  von  Carl  Albert  (S.  712—716.);  die  Reaction 
seit  d.  J.  1848.  (S.  716-720.);  das  QarantiegeseU  und  seine  Kritik 
(S.  720—728). 

V],  England  (S.  728— 7fi6.):  Das  Mittelalter  (3.  728-738.); 
das  Fraemuaire  (8.  738—741.);  die  writs  nf  prohibition(S.  741—744.); 
die  Reformation  (ü>.  744—746.);  die  katholische  Kirche  seit  der  Re- 
fonn&tion  [ß.  746— 7M). 


••»• 


J*.* 


.■'»\ 


m-  •' 


«. 


•»  * 


•    «N 


■•■  *  '1?; 


«r 


I   2  3  4  S 

FSIEDBERG,  Emil  A. 


Staat  und  Kirche. . 


